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Einleitung 


In der Geschichte der politischen und staatsrechtlichen 
Theorien ist die Lehre vom Widerstandsrecht des Volkes gegen 
unrechtmäßige Ausübung der Staatsgewalt bekannt als eine der 
anziehendsten Erscheinungen. Sie bietet eine reiche Quelle kultur¬ 
geschichtlicher Erkenntnis, ihre Bedeutung insbesondere für die 
Geschichte der Geisteswissenschaften, der politischen, moralischen 
und religiösen Theorien ist durch die Arbeiten von Lossen, Cardauns, 
M6aly, Elkan, Douraergue, Troeltsch, Gooch, Scherger u. A . l ) auf¬ 
gezeigt worden. Und für die Geschichte der Staatsrechtswissen¬ 
schaft hat Gierke dargetan 3 ), woher die dogmatischen Formen 
stammen, die jener, aus allgemeinen geistigen Strömungen ent¬ 
sprungenen Lehre das logische Gefüge gaben, und welchen Einfluß 
die Lehre selbst wieder auf andere Theorien ausgeübt hat. Alle 
diese Forschungen haben aber des weiteren jene Auffassung be- 

') Max Lossen, Die Lehre vom Tyrannenmord in der christlichen 
Zeit (Festrede i. d. Kgl. bayr. Akadomic der Wissenschaften zu Mönchen) 
1894; L. Cardauns, Die Lehre vom Widerstandrecht des Volkes gegen die 
rechtmäßige Obrigkeit im Luthertum und im Calvinismus des 16. Jahr¬ 
hunderts, Dies. Bonn 1908; Paul. F. M. Mealy, Origines des idees liberales 
en France. Les publicistes de la reforme. These, Paris, Dijon 1908, 
A. Elkan, Die Publizistik der Bartholomäusnacht (Heidelberger Ab¬ 
handlungen zur mittleren und neueren Geschichte IX) 1905; M. Doumergue; 
Les grands principes de 89 (Discours d. 1. Faculte de Montauban, Universite 
de Toulouse) 1905; Ders., Les origines historiques de la Declaration des 
droits (Revue de droit public XI, 673 fl.) 1901; E. Troeltsch, Die Sozial¬ 
lehren der christlichen Kirchen und Gruppen 1912, 617—772; G. P. Gooch, 
The history of english democratic idcas 1898, George L. Scherger, The 
evolütion of modern liberty, Thes. Cornell Univ. 1904. 

2 ) 0. v. Gierke, Johannes Althusius und die Entwicklung der natur- 
rechtlichen Staatstheorien. 1. Ausg. 1880. (Untersuchungen zur deutschen 
Staats- und Rechtsgeschichtc VII) 3. Ausg. 1913. 

Wolxendorff, Stutsrecht and Naturrecht 1 
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stätigt, die schon Ende des achtzehnten Jahrhunderts A. L. Schlözer 
dahin formulierte, daß „aus der Frage von dem jure resistendi in 
der Folge das Staatsrecht erwachsen mußte“ 1 ), und die später 
R. v. Mohl in der Weise ausdrückte, daß er die Widerstandslehre 
nur als die schärfste Ausprägung der konstitutionellen Theorie, 
d. h. des Gedankens der rechtlichen Gebundenheit der Herrscher¬ 
gewalt ansprach 2 ). Diese Bedeutung der Widerstandslehre für 
die Geschichte des staatlichen und rechtlichen Denkens ist heute 
allgemein anerkannt. Gerade deshalb aber stellt sie die Lehre 
vom Staat und seinem Recht vor eine bisher noch nicht geklärte 
Frage: woher kommt es, daß die durch die Monarchomachen im 
sechzehnten Jahrhundert plötzlich in den Vordergrund des staats¬ 
wissenschaftlichen Denkens gestellte Frage nach dem Widerstands¬ 
recht des Volkes von da an durch drei Jahrhunderte hindurch in 
der Staatslehre diesen Platz behaupten konnte, um dann, ebenso 
plötzlich, wieder völlig aus ihr zu verschwinden? 

Die Probleme, die in dieser Frage stecken, ergeben sich aus 
folgenden Erwägungen. Wenn wir wissen, daß die Widerstands- 
lehre zu einem Bestandteil der Staatsrechtslehre geworden ist im 
Gefolge der religiösen Kämpfe des sechzehnten Jahrhunderts und 
unter logischer Ausnutzung gewisser dogmatischer Formen, so ist 
damit noch nicht erklärt, wodurch der ihr zu Grunde liegende 
Gedanke, der juristisch nach den bisherigen wissenschaftlichen 
Feststellungen doch nur als eine wissenschaftliche Laune oder 
zum mindesten ein ganz künstliches Produkt spekulativer Theorie 
erscheinen muß, so dauernde und wirkungsvolle wissenschaftliche 
Geltung haben konnte. 

Das ist das eine Problem: wie ist die dreihundertjährige 
Bedeutung der Widerstandslehre zu erklären? Das andere kommt 
hinzu: wie ist es zu erklären, daß jene Bedeutung sich gerade 
auf deD Zeitraum von Mitte des sechzehnten bis Mitte des neun¬ 
zehnten Jahrhunderts erstreckt? Sowohl die einzelnen logischen 
Elemente der Lehre als auch ihre dogmatische Zusammenstellung 
zu einer Theorie des Widerstandsrechtes sind einerseits viel älter 

’) August Ludwig Schlözer, Allgemeines StatsRecht und StatsYer- 
fassungsLere 1793, 83. 

*) Robert v. Mohl, Die Geschichte und Literatur der Staatswissen¬ 
schaften I, 1855, 321. 
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und stammen aus dem Mittelalter, haben aber erst seit ihrer Ver¬ 
mittlung durch die Monarchomachen ihre eigentümliche werbende 
Kraft bewiesen. Andererseits haben sie sich mit und in der Wider¬ 
standslehre noch lebensfähig gezeigt, nachdem sie längst ihre 
wissenschaftliche Grundlage verloren hatten: auch nachdem die 
Wissenschaft durch Kant dem Naturrecht die Bedeutung einer 
über und neben der staatlichen bestehenden Rechtsordnung ab¬ 
erkannt hatte, hat die Widerstandslehre noch ein halbes Jahrhundert 
in der deutschen Staatsrechtswissenschaft ihre Rolle weiterge¬ 
spielt; erst dann ist sie aus dieser völlig verschwunden, ohne daß 
ein entsprechender Umschwung in der Rechtsdogmatik eine Er¬ 
klärung dafür geben könnte. 

Vermag die Dogmengeschichte der Widerstandslehre weder 
ihr plötzliches Auftreten auf der Bühne der staatsrechtlichen 
Wissenschaft, noch ihren plötzlichen Abgang davon zu erklären, 
so legt das den Gedanken nahe, daß in der Geschichte dieses 
eigentümlichen Rechtsgedankens doch wohl noch ganz andere 
Momente mitgespielt haben mögen als diejenigen der Entwicklung 
spekulativer Ideen. Diese Erwägung führt weiter dahin, jene 
Momente zu suchen in vitaleren, unmittelbaren, Elementen des 
Rechts • und Staatslebens, des rechtlichen und staatlichen Empfindens. 
Sollte es möglich sein, den Einfluß solcher Elemente auf die Lehre 
vom Widerstandsrecht des Volkes nachzuweisen, so würde dieser 
Einfluß dann als entscheidend anzusehen sein, wenn er zugleich 
die Lösung der beiden angedeuteten Probleme ergeben würde; 
d. h. wenn er die Erklärung gäbe sowohl dafür, warum die 
Widerstandslehre eine so dauernde, wirkungsvolle Bedeutung in 
der Geschichte der Staatsrechtswissenschaft haben konnte, als auch 
dafür, warum diese Bedeutung grade mit dem Auftreten der 
Monarchomachen einsetzt und erst um die Mitte des neunzehnten 
Jahrhunderts, dann aber auch vollständig, aufhört. 

Die bekannte Wirkung und Bedeutung der Widerstandslehre 
für die Entwicklung des modernen politischen und staatsrecht¬ 
lichen Denkens muß aber der Klärung der angedeuteten Fragen 
über ihr konkretes rechtswissenschaftliches Interesse hinaus eine 
unmittelbar staats- und rechtswissenschaftliche, allgemeine Be¬ 
deutung geben. 

Die Frage des Widerstandsrechtes ist der Kernpunkt, um 

l* 
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den sich die Gedanken rechtlicher Regelung der Beziehungen 
zwischen der Freiheitssphäre der Volksglieder und der Staatsgewalt 
zum modernen Staatsrecht konsolidierten, zuerst als Lehre in der 
Wissenschaft, dann als Tatsache in der Gesetzgebung. Die Fest¬ 
stellung der Gründe für die Existenzfähigkeit der Widerstands¬ 
lehre führt daher an eine der Lebensquellen des modernen Staats¬ 
rechts überhaupt. 

Die Feststellung der Gründe für die Existenzfähigkeit der 
Widerstandslehre führt weiter noch zu einem allgemeineren Ergebnis 
für die Wissenschaft vom Staat und vom Recht. Indem sie die 
Quellen aufzeigt, aus denen eine offensichtlich zunächst nur an 
rein politische Strebungen mit altersgrauen dogmatischen Er¬ 
wägungen anknöpfende Lehre, trotz ihrer auf der Hand liegenden 
logischen Schwächen und ihrer Widersprüche zur staatlichen und 
rechtlichen Wirklichkeit, durch drei Jahrhunderte die werbende 
Kraft erhielt zur Beeinflussung des rechts- und staatswissenschaft¬ 
lichen Denkens, so hat sie damit das Element festgestellt, das, 
in der Fähigkeit, einen Rechtsgedanken trotz aller äußeren und 
inneren Schwierigkeiten am Leben zu erhalten, schlechterdings 
entscheidend ist für die Existenzfähigkeit und damit das Wesen 
des Rechtsgedankens als solchen. 

Die Aufsuchung des für die Existenzfähigkeit der Wider¬ 
standslehre entscheidenden Elements wird nur zu verwirklichen 
sein auf Grundlage einer zusammenhängenden Untersuch ang jener 
Lehre und ihrer Entwicklungsgeschichte. Die Entwicklungs¬ 
geschichte der Lehre vom Widerstandsrecht des Volkes gegen un¬ 
rechtmäßige Ausübung der Staatsgewalt 1 ) wird daher den Kern¬ 
punkt unserer Aufgabe bilden müssen. 

Die Geschichte der Widerstandslehre ist jedoch nicht Selbst¬ 
zweck unserer Untersuchung, sondern nur Mittel zum Zweck der Fest¬ 
stellung des für ihre Existenz- und Wirkungsfähigkeit entscheiden- 


') Kur diese Frage ist Gegenstand unserer Untersuchung. Die ge¬ 
schichtlich mit ihr zusammenhängende Lehre vom Widerstandsrecht gegen 
den unrechtmäßigen Träger der Staatsgewalt, den Usurpator, ist etwas von 
jener juristisch völlig verschiedenes, wie sie denn auch heute dem Völker¬ 
recht zugewiesen ist: art. 2 des Anhangs zum Haager Abkommen betr. die 
Gesetze und Gebräuche Landkriegs 1899/1907 ist heute sedes materiae für 
das Widerstandsrecht gegenüber dem Inwasor. Vgl. unten 2. Teil, VIII. 
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den Elements. Daher ist nicht allseitige Vollständigkeit des ge¬ 
schichtlichen Überblickes zur Erfüllung unsrer Aufgabe geboten, 
sondern für die Behandlung des Stoffes kann lediglich seine Be¬ 
deutung für jenen Zweck entscheidend sein. Die Sichtung des 
Stoffes wird also nach folgenden Gesichtspunkten vorzunehmen sein. 

Einerseits wird alles, was für unseren besonderen Zweck un¬ 
erheblich ist, zu übergehen sein, ohne Rücksicht auf das wissen¬ 
schaftliche Interesse, das ihm an sich zukommen mag. Anderer¬ 
seits ist überall da, wo gerade in Einzelheiten der Lehre das m. E. 
Entscheidende enthalten ist, deren vollständige Wiedergabe geboten, 
ebenfalls ohne Rücksicht darauf, ob vom Standpunkt allgemeinen 
wissenschaftlichen Interesses diese Teile an sich einer Hervor¬ 
hebung wert erscheinen oder nicht. 

Endlich muß das Streben nach Einheitlichkeit des Gesamt¬ 
bildes eine Einschränknng sich gefallen lassen durch die Forderung 
wissenschaftlicher Sachlichkeit: wo bisherige Untersuchung ge¬ 
nügende Klarheit geschaffen hat — und das ist z. B. hinsichtlich 
aller dogmengeschichtlicher Fragen fast ausnahmslos durch die 
Arbeit Gierkes geschehen —, wo daher einfaches Referieren dieser 
zur Erledigung einer Einzelfrage genügte, erscheint es unehrlich, 
billigen Ruhm der Gründlichkeit damit zu erstreben, daß der 
Nachweis der, freilich nicht entbehrlich zu erachtenden, Arbeit der 
Nachprüfung durch Niederschrift des Materials erbracht wird. 
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Staatsrecht und Naturrecht in der Lehre der 
Monarchomachen 

I. Der allgemeine Stand der Wlderstandslehre zur 
Zelt des Auftretens der Monarchomachen 

Die Lehre, daß das Volk der Ausübung der Staatsgewalt 
Widerstand entgegen setzen darf, wenn die Träger der Staats¬ 
gewalt die Grenzen ihrer Befugnisse überschreiten, ist keine 
Schöpfung der Monarchomachen, sondern schon Jahrhunderte 
früher in der Staatslehre vorhanden. Erst durch die Monarcho¬ 
machen aber ist sie in die Stellung einer Grundfrage der Wissen¬ 
schaft vom Staate und seinem Recht gebracht worden, die sie 
durch nahezu drei Jahrhunderte behauptet hat. Daraus ergibt 
sich das erste der hier zu erörternden Probleme: wodurch hat die 
Lehre vom Widerstandsrecht des Volkes seit den Monarchomachen 
eine so entscheidende und anhaltende Bedeutung für die Staats¬ 
rechtslehre erhalten? Haben die Monarchomachen der Wider¬ 
standslehre besondere Stützen gegeben, die ihre starke und 
dauernde Wirkung begründet haben? Diese Frage ist nur zu 
klären, wenn wir die monarchomachische Revolutionslehre be¬ 
trachten auf der Folie des allgemeinen Standes der Staatslehre 
in der Frage des Widerstandsrechtes vor dem Auftreten der 
Monarchomachen. Wir müssen uns daher zunächst diesen ver¬ 
gegenwärtigen. Dabei kann es jedoch hier nur die Aufgabe 
sein, die Grundlinien eines Überblicks über ihn aufzuzeichnen, 
den uns bereits ausgedehnte historische und rechtswissenschaftliche 
Forschungen ermöglichen. 

In zwei Ideengebieten ruhen die geistesgeschichtlichen Grund¬ 
lagen der Lehre vom Widerstandsrecht des Volkes: in dem Ge¬ 
biete der politischen Gedanken, die von der äußeren Geschichte- 
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entwicklung und den durch sie gezeitigten Strebungen und Be¬ 
dürfnissen erzeugt sind, und demjenigen der politisch-theoretischen 
nnd rechts wissenschaftlichen Ideen, die als Produkte rein speku¬ 
lativer Betrachtung erscheinen. 

1. Dem politischen Gedanken von der Rechtfertigung des 
Widerstandes des Volkes gegen einen ungerechten oder unrecht¬ 
mäßigen Herrscher wurde, nachdem er seit dem klassischen Alter¬ 
tum in der Staatslehre keine Rolle mehr gespielt hatte, der Weg 
zum Wiederauftreten in der christlichen Welt 1 ) gebahnt durch 
das Emporwachsen der bischöflichen und besonders der päpstlichen 
Macht gegenüber der staatlichen. Mit der Weihe des Königs 
durch den Bischof kommt die Vorstellung auf, daß der König 
durch diese seine Macht erlange; daß daher seine Macht durch 
die Autorität, die sie ihm gegeben hat, wieder genommen werden 
kann, sei es indirekt durch Exkommunikation, sei es direkt durch 
Entziehung der königlichen Würde. Schon in den Streitigkeiten 
des Papstes Nikolaus II. mit den fränkischen Königen tritt diese 
Vorstellung in die Erscheinung; drei Jahrhunderte später ver¬ 
dichtet sie sich zur Lehre vom Widerstandsrecht des Volkes, das 
anfangs nur in dem scharf zugespitzten Sinne der Berechtigung 
zur Tötung des Gewaltherrschers gefaßt wurde 8 ). 

Die für die allmähliche Ausbildung dieser Lehre entscheiden¬ 
den Momente liegen auch später, wenngleich die Wiederbelebung 
antiker, zunächst römischer, Anschauungen znr Schaffung des 
geistigen Rüstzeugs mitwirkte, wesentlich auf dem politischen 
Gebiete des Kampfes zwischen kirchlicher und staatlicher Autorität. 
Die durch drei Jahrhundert sich hinziehenden Kämpfe in Deutsch¬ 
land und Italien zwischen Kaiser und Papst, in England und 
Frankreich zwischen König und Bischöfen, z. T. auch zwischen 
König und Papst gaben den äußeren und unmittelbaren Anlaß 


’) Vgl. zu dem Folgenden M. Lossen, die Lehre vom Tyrannenmord 
in der christlichen Zeit (Festrede in der Kgl. bayr. Akademie der Wissen¬ 
schaften zu München) 1894, 1—24. 

2 ) Die Tyrannenmordslehrc ist staatsrechtlich nur eine Abart der 
Widerstandslehre, wie schon K. v. Mohl betont hat: „eine durch den Fana¬ 
tismus und die entsetzlichen Untaten der Zeit erzeugte Roheit.. . , die mit 
den eigentlichen Gründen und Gegengründen nichts zu tun hat“. R. v. Mohl» 
Geschichte und Literatur der Staatswissenschaften I, 322. 
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zur Ausbildung der Wider9tandslehre. Ihre geistige Grundlage 
fand sie mittelbar in der aus diesen Kämpfen sich entwickelnden 
wachsenden Bedeutung der Kirche im gesamten bürgerlichen 
Leben und des kirchlichen Rechtes im gesamten Rechtsleben, un¬ 
mittelbar in der kirchlichen Lehre, daß die geistliche Gewalt über 
der weltlichen stehe. Diese Lehre war es, die dann in Verbindung 
mit dem in die Decret. Grat, aufgenommenen Satz Urbans II., 
daß Tötung eines Exkommunizierten kein Menschenmord und 
nicht strafbar sei, zur Tyrannenmordslehre führte. 

So waren es denn mitten in diesen Kämpfen für die kirchliche 
gegen die staatliche Autorität stehende Männer, die zuerst zur 
theoretischen Formulierung eines Rechts des Volkes zum Wider¬ 
stande gegen einen tyrannischen Herrscher gelangten. In Deutsch¬ 
land lehrte, nachdem schon im neunten Jahrhundert anläßlich 
der Absetzung Lndwigs des Frommen bei Hincmar von Rheims 
und Rhabanus Maurus Spuren dieses Gedankens zum Ausdruck 
gekommen waren 1 ), Ende des elften Jahrhunderts der Mönch 
Manegold von Lautenbach*), daß das Volk einem Fürsten, der 
seine Pflichten verletzt und von der römischen Synode abgesetzt 
ist 8 ), sich widersetzen darf. In England stellt in der Mitte des 
zwölften Jahrhunderts Johann von Salisbury — der Freund des 
Vorkämpfers im Kampfe der kirchlichen gegen die weltliche Macht, 
Thomas Becket — die Lehre von der Erlaubtheit des Tyrannen¬ 
mords auf, gestützt auf das doppelte Argument der Theokratie des 
alten Testamentes und des Tyrannenhasses des klassischen Altertums. 

Erst gegen Ende des 14. Jahrhunderts jedoch wurde die 
Volkswiderstands- und Tyrannenmordslehre in den Gelehrten¬ 
kreisen, Scholastikern sowohl wie Legisten, herrschend unter dem 
Einflüsse Thomas’ von Aquino. Die Tyrannenmords lehre ist zwar 


*) R. W. Carlylc and A. J. Carlylc, A history of mediaeval political- 
theorie in the west I, 1903, 251. 

*) Der weitere Verlauf der Lehre vom Absetzungsrecht der Päpste, 
mit der die Lehre vom Widerstandsrecht des Volkes ihrem dogmengeschicht¬ 
lichen Ursprung nach zusammenhängt, interessiert hier nicht, da diese Lehre 
prinzipiell nicht zum Gegenstand unserer Uutersuchung gehört. Vgl. jedoch 
außer Lossen, Carlyle und der Spezialliteratur Ober die Staatslehre der 
Jesuiten F. Redlich, die Absetzung deutscher Könige durch den Papst. 
Diss. Münster 1892. 
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aus den Schriften des Thomas von Aquino keineswegs zweifells¬ 
frei herauszulesen, aber von seinen Kommentatoren, besonders dem 
Kardinal Cajetanus (Thomas de Vio), aus ihnen interpretiert, im 
Anschluß daran von dem Franziskaner Jean Petit anläßlich der 
Ermordung Ludwigs von Orleans 1407 systematisch aüsgebildet 
und — nach einem, dessen Schrift verurteilenden Erkenntnis der 
Sorbonne — vom Kostnitzer Konzil nur insoweit als ketzerisch 
verdammt worden, als sie jeden Untertan ohne weiteres zum 
Tyrannenmord für berechtigt erklärt. Den Widerstand gegen den 
Tyrannen aber hat Thomas unzweideutig für berechtigt erklärt 
unter zwei Voraussetzungen: entweder das Volk hat sich von 
vornherein das Absetzungsrecht Vorbehalten, oder eine höhere 
Autorität, also die Kirche, hat die Abfassung ausgesprochen. 

Dem Charakter des mittelalterlichen Denkens entsprechend, 
liegen die politischen Strebungen, mit denen die Widerstandslehre 
in Verbindung steht, ganz auf religiösem Gebiet. Nur vorüber¬ 
gehend hat sich das zu Beginn der Neuzeit geändert, indem mit 
der Wiederbelebung des klassischen Altertums und dem Absterben 
der Scholastik im 15. Jahrhundert Gesichtspunkte klassischer Denk¬ 
weise in den Vordergrund traten. Doch gelangten diese schon 
bei Erasmus 1 ) wieder in eine eigentümliche Verbindung mit 
christlichen Ideen. Im 16. Jahrhundert lagen dann im wesent¬ 
lichen die für die Fortbildung der Widerstandlehre maßgebenden 
politischen Strebungen wieder ganz auf religiösem (Jebiet. Das 
Streben nach Freiheit des eigenen religiösen Bekenntnisses war 
cs, was nach der Bartholomäusnacht die protestantischen Monarcho- 
machen auf den Plan rief; der Gedanke religiöser Freiheit führte 
die katholische Publizistik zuerst in der Ligue durch die Erbitterung 
gegen Heinrich III in monarchomachische Bahnen und drängte sie 
nach der Thronbesteigung des protestantischen Heinrich von Navarra 
noch fester in diese 2 ). Selbst innerhalb der protestantischen 
Widerstandslehre zeigt sich noch die politische Bedeutung des 

1 ) Ober dessen Lehre z. B. Cardanus 31 f. 

2 ) Vgl. bes. außer den angeführten Schriften ron Lossen, Mealy, 
Eikan und Cardauns: G. Weill, Lcs theories] sur le pouvoir royal en 
France pendant les guerres de religion. These, Paris 1891; G. P. Gooch, 
The history of english democratic ideas in the seventeenth Century (Cambridge 
Historie Essays X) 1898, 10—29; K. Treumann, die Monarchomachen 
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religiösen Denkens. Die Grundzuge lutherischen Denkens, die 
Bekämpfung der außerstaatlichen äußeren Organisation des religiösen 
Lebens und die damit gegebene Anlehnung an die Staatsautorität 
und die daraus notwendige weitgehende Anerkennung der staatlichen 
Kompetenz, ließen das Luthertum ein Widerstandsrecht nur inner¬ 
halb der bestehenden staatlichen Organisation anerkennen 2 ). Der 
seinem Wesen nach weitaus politischere Calvinismus ging zwar 
auch von einem solchen beschränkten Widerstandsrecht aus, erweiterte 
es jedoch bald durch geschickt an die bestehende Staatsordnung 
anknupfende selbständige politisch-juristische Konstruktionen 3 ). 
Doch das sind Dinge, die schon mitten in dem Komplex der 
Fragen liegen, deren rechtsgeschichtliche, hier nur angedeutete. 


(Staats- und völkerrechtliche Abhandlungen her. v. G. Jellinek und 
G. Meyer I,) 1895, 1 ff., 84 ff. Auch unten S. . . 

Die protestantischen Kreisen entstammenden Widerstandslehren bringen, 
wie Cardauns 115 mit Recht hervorhebt, keine neuen politischen Ideen. 
Eben deshalb — und wegen des wissenschaftlichen W r crtes, die der gründ¬ 
lichen Arbeit Cardauns zukommt — muß darauf hingewiesen werden, daß 
eine historische Darstellung, die, wie die seinige, jene Lehren als einen 
besonderen Ausschnitt aus der Geschichte der politischen Ideen darstellt, 
ein geschichtlich unrichtiges Bild von ihrer Bedeutung gibt. Die Wider¬ 
standsichre als politische Idee ist keine Schöpfung des Protestantismus, 
sondeni der Kirchenlehre. Innerlich unwahr ist daher auch die Charakte¬ 
ristik der protestantischen Monarchomachen als „Politiker, die alte Traditionen 
der Wissenschaft in den Kampf des Tages hineinführen, um sie als politische 
Waffe zu gebrauchen“. Die Widerstandslehre ist ja gerade der Tradition 
nach „politische Waffe“ für „den Kampf des Tages“, geschmiedet zur Ver¬ 
teidigung der Oberherrschaft der Kirche über den Staat. Die Monarcho¬ 
machen haben nur die Waffe gegen die Kirche selbst gewandt, soweit diese 
sich der Staatsgewalt bediente. Das ist genau so wenig ein Mißbrauch der 
Tradition, als dieser darin liegt, daß unmittelbar darauf die katholischen 
Monarchomachen ihrerseits wieder die Waffe ergriffen für die Suprematie 
der Kirche. Eben so unrichtig wie das aus Cardauns’Darstellung sich er¬ 
gebende Bild sind daher andererseits jene älteren Darstellungen, die die 
W iderstandslehre allein als ein Produkt der jesuitischen Moral- und Rechts¬ 
lehre erscheinen lassen, und unter derem Einfluß noch heute unselbständige 
Aibeiten zur Geschichte der allgemeinen Staatslehre solche schiefen Urteile 
bringen (z. B. H. Maier, die geistesgeschichtlichen Grundlagen der kon¬ 
stitutionellen Theorie 1914,12) — pcccatum est intra muros ecclesiae et 
extra. 

1 ) Näheres vgl. unten 2. Teil I. 

2 ) unten III. 
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Beurteilung erst im Lauf unserer Untersuchung aufgestellt und 
begründet werden kann. 

*2. Ihre geistigen Stützpunkte fanden die bisher angedeuteten 
politischen Ideen unmittelbar in der politisch-theoretischen Lehre 
von der Volkssouveränität, mittelbar und rechtswissenschaftlich in 
dem System des Naturrechts. 

а) Die Lehre von der Volkssouveränität 1 ) ist nicht nur 
theorethische Stütze, sondern zugleich auch bis zu einem gewissen 
Grade geistiges Produkt jener politischen Ideen von der Berechtigung 
des Widerstandes des Volkes gegen die unrechtmäßige Ausübung 
der Staatsgewalt. Sie ist entstanden in den Kämpfen zwischen 
Königstum und Papsttum im 11. Jahrhundert als ein Mittel, um 
die politische Idee der Suprematie der Kirche gegenüber der staat¬ 
lichen Autorität zu stützen*). Ihre schärfste Ausprägung hat sie 
erhalten durch den Magister Manegold von Lautenbach in dem 
zwischen 1083 und 1085 entstandenen über ad Gebehardum *). 
Nach Manegolds Lehre verdankt*das Königtum seine Entstehung 
nur dem Willen des Volks, das einen König deshalb einsetzt, da¬ 
mit es den Zwecken des Staates gemäß regiert werde*). Sein 
Herrscherrecht erhält der König nur als ein Amt (vocabulum officii) 
aus der rechtlichen Wirkung des Vertrages, in dem er sich dem 
Volke zu gegenseitiger Treue verpflichtet hat 8 ). Er verliert daher 
das ihm aus dem Vertrage zustehende Herrscherrecht, wenn er 
den Vertrag verletzt 6 ). Das Volk umgekehrt ist ihm nur so 
lange verpflichtet, als er seine vertraglichen Pflichten erfüllt. 
Jedoch tritt die vertraglösende Wirkung der Pflichtverletzung 
seitens des Herrschers — das ist für die politische Tendenz 
charakteristisch — erst dann ein, wenn der Herrscher durch die 

*) Vgl. zu dem Folgenden F. v. Bezold, „Die Lehre von der Volks¬ 
souveränität wahrend des Mittelalters“, hist. Ztschrft. XXXVI, 313 ff; aber 
auch Carlyle 1 240 ff. II 56 ff; Qicrke, Genossenschaftsrecht III 569 ff. 

*) Auch hier schaltet für uns die Lehre von dem Ahsetzungsrecht des 
Papstes an sich aus; vgl. jedoch darüber Redlich 43—61, 

s ) Bezold 322 ff; G. Koch, Manegold von Lautenbach und die Lehre 
von der Volkssouveränität unter Heinrich IV (Gieß diss.) 1902. 

*) ad hoc unum aliquem super se populus exaltat, nt justi ratione 
imperii se gubemet; vgl. Koch 49 ff. 

б ) alteruter alterutrum fidelitate collegiavit; Vgl. Koch 53 f 

®) Liber ad Gebehardum cap. 30, 47, 48: (Koch 54). 
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römische Synode abgesetzt ist 1 ). Diese Vorstellung einer, in 
merkwürdiger Verbindung mit der kirchlichen Suprematie gegen¬ 
über der weltlichen Macht stehenden Volkssouveränität spielt auch 
in der Lehre Johanns von Salisbury eine Bolle neben der Aner¬ 
kennung einer göttlichen Würde des Fürsten 2 ). Der Fürst ist 
ihm der Diener des Volkes und der öffentlichen Wohlfahrt 3 ); seine 
Macht hängt nur von der Macht des Rechts ab; die öffentliche Gewalt 
selbst ist es daher, die sich im Widerstande gegen ihn als einen 
öffentlichen Feind wendet 4 * 6 7 ), wenn er das Recht verletzt 8 ). 

Ganz auf den Gedanken der Volkssouveränität aufgebaut ist 
jenes einzigartige Werk mittelalterlicher Staatslehre, in dem ein 
genialer Denker im 14. Jahrhundert Ideen vorwegnahm, die 
auszubilden erst das 16. und 17. Jahrhundert, die zu verwirklichen 
erst das 19. Jahrhundert reif war: der Defensor Pacis des Mar- 
silius von Padua 8 ). Das Volk ist ihm superiore carens. Die 
Gesamtheit der freien und erwachsenen Männer, oder richtiger 
deren Majorität (valentior pars civium considerata), ist der Herrscher, 
der Fürst ist nur Organ dieses Herrschers, ein „regierender Bürger“ 
(civis principans). Deshalb hat das Volk selbst allein über sich zu 
bestimmen, allein Gesetze zu erlassen T ). Deshalb kann es aber auch 
den Herrscher, der die ihm vom Volke gegebenen Befugnisse über¬ 
schreitet, zur Verantwortung ziehen und zwar selbst, oder durch 

1 ) ibidem cap 48 (Koch 38) . . . postquam hunc (seil, regem) Romana 
synodus . . . deposuit, regia dignitate privavit, nulla regie potestatis reve- 
rentia a christiano populo fuit exhibenda. — Auch ohne Vertragsverletzung 
erlischt die Verpflichtung des Volkes, wenn die Eide, die es an den Fürsten 
binden, ungerecht, sind und der Papst Anweisung gibt, zur Vermeidung 
größerer Sunde die kleinere zu begehen. 

а ) Bezold 331; Lossen 12. 

3 ) Joannis Saaresberiensis Policraticus, sivo de nugis Curialium et 
vestigiis Philosophorum libri octo. Lugduni Batavorum 1639, Lib IV, 
cap. I (208). 

4 ) Policraticus Lib. III cap. XV (207) hostis publicus. 

б ) Policatricus Lib. III cap. XV (206): In eum ergo merito armantur 
jura, qui leges exarmat et publica potestas saevit in eum qui evacuare nititur 
publicam manum. 

6 ) Marsilius Patarimes, Defensor Pacis, sive adversus usurpatam Rom. 
Pontificis iurisdictionem Apologia 1324; hier zitiert nach der Ausgabe von 
Franciscus Gomarus Frankfurt 1592. 

7 ) Näheres vgl. Bezold a. a. 0. 344 ff. 
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besonders hierzu eingesetzte Organe. Es kann ihn zeitlich seines 
Amtes entheben, und er wird dann nicht in seiner Eigenschaft als 
Fürst, sondern als Unterthan verurteilt 1 ). 

In Deutschland war es Lupoid von Bebenburg, der aus dem 
Gedanken der Volksouveränität das Recht des Volkes ableitete, 
den Herrscher abzusetzen 3 ). Dieselben Grundgedanken finden sich 
bei Nicolaus von Cues 8 ), Commines u. a 4 ). 

Ein wichtiger Zusammenhang tritt hier auf: auch auf rein 
kirchlichem - Gebiete gewinnt seit Marsilius die Volkssouveränitäts¬ 
lehre Bedeutung in dem großen Kampfe zwischen Papst und Kirche. 
Hier lehrt die sog. konziliare Theorie*) die naturrechtliche und 
unzerstörbare Souveränität zunächst der Gesamtheit in der Kirche, 
dann nur der aktiven im Klerus verkörperten Mitgliedschaft der 
Kirche. Ganz entsprechend der staatlichen Lehre wird auch von 
dieser kirchlichen Lehre aus der Souveränität des Konzils für dieses 
das ßecht abgeleitet, den Papst zu entsetzen. Der Zusammen¬ 
hang der staatlichen und kirchlichen Lehre vom Revolutionsrecht, 
gestützt auf die Volkssouveränitätstheorie, zeigt sich deutlich in 
der Zusammenstellung beider Lehren in der deutschen Wissenschaft 
bei Nicolaus von Cues, in der französischen bei Johannes Gerson *). 

’) Marsilius a. a. 0. Pars prima cap. XIIX (S. 94;. Debet autem 
iudicium, pracceptum, & eiecutio cuius cunque correptionis principantis iuxta 
illius demeritum seu transgressionem fieri per legislatorem, vel per aliquem 
aut aliquos legislatoris auctoritate statutos ad hoc. Conuenit etiam pro 
tempore aliquo corrigendi principantis officium suspendere'ad illum mazime 
aut illos, qui de ipsius transgressione debuerint iudicare, ne propter tune 
pluralitatem. prinoipatus contingeret in communitate schisma, concitatio & 
pugna: & quoniam non corrigitur inquantnm principans, sed tanquam subditus 
tansgressor legis. 

2 ) De juribus regni et imperii Romani cap. 17: „populus est major 
imperatore, ita quod ex causa justa possit imperatorem deponere“. Vgl. über 
Lupoid v. Bebenburg v. Bezold a. a. 0. 348, Gierke, Althusius 125 f. 

3 ) Gierke, a. a. 0. 126; Th. Stumpf, die politischen Ideen des 
Nicolaus von Cues 1865. 

4 ) W. Arnold, die ethisch* politischen Grundanschauungen des Philipp 
t. Comjnes 1873; Cardauns 29f; Gierke, Genossenschaftsrecht III, 565 
Anm. 130. 

*) A. Kneer, die Entstehung der konziliaren Theorie 1893, Bezold 
a. a. 0. 351 ff., Gierke Althusius 127 ff., Genossenschaftsrecht HI, 581 ff. 

•) t. Bezold 353, 356; Gierke Althusius 130, Genossenschaftsrecht 
III, 586 ff. 
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Gerade an die Lehren Gersons knüpfen die späteren staatlich¬ 
politischen Theorien an, die an der Pariser Universität, besonders 
von Jaques Almain und später von dem Schotten John Mair ver¬ 
treten werden *). Dadurch erlangt jene kirchliche, der staatlichen 
parallel laufende, Volkssouveränitätslehre unmitelbare Wirkung für 
die staatlich-politische Theorie. Daß der schottische Reformator 
Knox, der in der Geschichte der Revolutionslehre eine so bedeutende 
Rolle spielt, ein Schüler John Mairs war, ist nur ein äußeres Bei¬ 
spiel hierfür. 

Für die Volkssouveränitätstheorie und die mit ihr verbundene 
Revolutionstheorie haben aber kirchliche Lehren noch von einer 
ganz anderen Seite aus Bedeutung erlangt. Schon Manegold hatte 
die eigentliche Wirkung der Volkssouveränität, das Erlösohen des 
Herrscherrechts bei Verletzung des sie bedingenden Vertrages, ab¬ 
hängig gemacht von der Absetzung des Fürsten durch die kirch¬ 
liche Autorität 2 ). Thomas von Aquino hatte dann zwar wieder 
geschieden zwischen diesen beiden Gründen für den Verlust des 
Herrscherrechts und ein selbständiges Wirken beider angenommen: 
Vernichtung des Herrscherrechts entweder durch Eintritt der positiv- 
rechtlich hierfür gesetzten Bedingung oder durch Wahrspruch des 
Papstes 3 ). Später aber tritt wieder jeue eigentümliche Verquickung 
der Idee der Volkssouveränität mit deijenigen der Suprematie der 
Kirche in der Lehre von der Absetzung der Fürsten auf; in den 
Schriften der niederländischen Theologen Cunerus Petri, Johannes 
Lensäus und Cornelius Loos 4 ) ringen beide Theorien noch um 
ihren Ausgleich, in denjenigen der katholischen Monarchomachen 
und in der jesuitischen Lehre 5 ) erscheinen sie vollständig mit 
einander, wenn auch nicht vereint, so doch vermengt. 

b) Die Lehre von der Volkssouveränität, die die gedankliche 
Grundlage der Widerstandslehre bildet, bedarf, um für die politisch¬ 
theoretische Konstruktion des staatlichen Lebens verwertet werden 
zu können, eines konstruktiven Hilfsmittels, das sie in der Theorie 
vom Staats- oder genauer Herrschafts vertrage fand. Daher begegnet 

*) v. B e z o 1 d 362 f. 

*) Vgl. oben S. 11. s ) Vgl. oben S. 9. 

4 ) Lossen a. a. 0. 88 und 50 Anm. 40 sowie Histor. Taschenbuch 1876 
S. 323 ff. 

5 ) Huber, Der Jesuitenorden 1873 S. 265 ff.; Fr. H. Keusch, Beiträge 
zur Geschichte des Jesuitenordens 1894 vgl. auch unten III und 2. Teil I und II. 
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der Gedanke des Herrschaftsvertrages, wonach die Gewalt des 
Herrschers lediglich durch Übertragung seitens des Volkes ent¬ 
standen ist, schon bei den ersten Vertretern der Volks souveränitäts¬ 
lehre, wie Manegold von Lautenbach 1 ), Nicolaus von Cues 2 ) und 
Anderen. Diese formale Hilfstheorie 3 ) vom Herrschaftsvertrage 
ist der Staatslehre als Dogma geliefert worden von der Jurisprudenz. 
„Die Jurisprudenz war auf Grund ihrer Quellen von vornherein 
darüber einig, daß die kaiserliche Gewalt als Nachfolgerin in das 
imperium der römischen Zäsaren zuletzt auf der durch die lex 
regia vollzogenen einstmaligen Volks Übertragung beruhe 4 )“. Für 
das ßeich sahen die Juristen daher den Herrschaftsvertrag als ein 
unmittelbar im gesetzten Recht gegründetes Rechtsinstitut an 6 ). 
Das systematische Mittel, den Herrschaftsvertrag als den Rechts¬ 
grund aller staatlichen Herrschaft zu konstruieren, gab das Natur¬ 
recht 6 ), in dem wir daher den dritten Faktor der gedanklichen 

*) Yg). die oben S. 11 Anm. S. 6 angeführte Stelle; an anderer Stelle 
spricht Manegold hinsichtlich des Fürsten von dem pactum, pro quo con- 
stitutus est (Gierke, Althusius 77). 

2 ) Gierke, Althusius 126. 

3 ) Das Wesen solcher formalen Hilfstheorien, die in der politischen 
Doktrin eine große Rolle spielen, erblicke ich, wie ich an anderer Stelle 
(Arch. öffl. Recht XXXIV, 477 ff.) näher darzulegen versucht habe, darin, 
daß sie nur „staatstheoretische Formen für politische Ideen“ geben, ohne 
daß irgend ein feststehender Gehalt an materiellen politischen Ideen oder 
Wertvorstellungen für ihr Wesen bestimmend wäre: so bildet die Theorie 
vom Staatsvertrag eine staatstheoretische Form, deren Inhalt ebensowohl 
die politische Wertvorstellung der radikalen Demokratie wie der absoluten 
Monarchie sein kann und gewesen ist. 

4 ) Gierke, Althusius 77 f. vgl. auch dort die Quellennachweise in 
Anm. 2, 3, 5—7; Carlyle II, 65 ff; zahlreiche Einzelheiten auch F. Atger, 
Essai sur Phistoire du contrat social, These, Nimes 1905, 44—90. — Höchst 
interessant ist die eigentümliche Färbung, die dieses Dogma im 13. Jahr¬ 
hundert vorübergehend erhielt durch den an einen von dem heiligen Hierony¬ 
mus (um 400) geprägten Satz anknüpfenden Gedanken: exercitus imperatorum 
facit. Dazu E. Stengel, Den Kaiser macht das Heer. 1910 bes. S. 37 ff. 

6 ) Zu allem bisherigen vgl. des weiteren F. Kern, Gottesgnaden tum 
und Widerstandsrecht im früheren Mittelalter 1915, insbes. S. 204 ff., 251 ff., 
367 ff. — Bei dem Erscheinen dieses tief schürfenden und für die Geschichte 
der Staatslehre höchst wertvollen Werkes war vorliegende Arbeit schon ab¬ 
geschlossen, sodaß seine Berücksichtigung nur mehr in der Form gelegent¬ 
licher Verweisungen auf seine Ergebnisse möglich war. 

6 ) Gierke, Genossenschaftsrecht III, 571. 
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Grundlage der Lehre vom Widerstandsrecht des Volkes zu erblicken 
haben. 

c) Das Wesen des Naturrechts, der lex naturalis, liegt darin, 
daß es ein aus rein geistigen Elementen gebildetes, für alle Zeiten 
und Länder, neben und über der positiven, vom Staate gesetzten 
Rechtsordnung, geltendes Recht sein will. Die Ansichten über 
seine Ouellen uitd den Gnind der von ihm beanspruchten ver¬ 
pflichtenden Kraft sind hier unerheblich. Es genügt für uns, das 
es „einerseits als Ausstrahlung eines für den Staat transzendenten 
Prinzips und andererseits als wahres' und vollkommen bindendes 
Recht" (Gierke) aufgefaßt wurde. „Man nahm daher an, daß die 
lex naturalis vor der Entstehung des Staates bereits gegolten habe 
und daß aus ihr unmittelbar die Rechtssätze geflossen seien, denen 
der Staat selbst die Möglichkeit einer rechtlichen Begründung 
seines Daseins verdanke. Und man lehrte weiter, daß die Normen 
des Naturrechts auch der höchsten irdischen Gewalt entzogen seien 
und über dem Papst wie über dem Kaiser, über dem Herrscher 
wie über dem Volk, ja über der Gesamtheit der Sterblichen 
ständen; daß weder ein Gesetz noch ein Regierungsakt, weder ein 
Volksbeschluß noch ein Gewohnheitsrecht die hiermit gesetzten 
Schranken durchbrechen könne; daß alles, was den ewigen und 
unzerstörbaren Prinzipien des Naturrechts widerspreche, vollkommen 
nichtig sei und niemanden binde 1 )“. Das Naturrecht war es, das 
die oben angegebene Auffassung der alten Juristen über die Stellung 
des deutschen Kaisers zu dem allgemeinen Satz ausbildete, daß 
an sich dem Volke und ihm allein die Bestellung des Staatober¬ 
hauptes gebühre und daß diese Bestellung einen Vertrag zwischen 
dem Volke und dem Herrscher bilde. 

Das war der Stand der Lehre vom Widerstandsrecht des 
Volkes zu der Zeit, als die Monarchomachen auftraten: die Idee 
eines vor und über dem Staat und der von ihm gesetzten Rechts¬ 
ordnung bestehenden Naturrechts gibt systematisch die juridische 
Möglichkeit, aus der politischen Theorie von der Volkssouveränität, 
in Verbindung mit der formalen Hilfstheorie des Staatsvertrages, 
das Recht des Volkes herzuleiten, dem Fürsten, der die ihm durch 
den Herrschaftsvertrag und die lex naturalis gezogenen Schranken 


] ) Gierke, Althusius 272. 
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seiner Befugnisse überschreitet., Widerstand zu leisten. Diese ge¬ 
danklichen Elemente sind von den Monarchomachen, wenngleich 
im Einzelnen schärfer herausgearbeitet, einfach übernommen worden. 

Die Monarchomachen haben der Lehre vom Widerstandsrechte 
des Volkes keine neuen theoretischen Argumente hinzugefügt, 
sondern nur diejenigen wiederholt, die schon die Scholastik, die 
Olossatoren und die Idee des Naturrechts geliefert hatten. Gerade 
das stellt uns vor die in der Einleitung angedeutete Frage: wie 
kommt es, daß die monarchomachische Lehre in der ganzen Folge¬ 
zeit so großen Einfluß auf die Staatslehre ausgeübt hat? Daß ihre 
ganzen Schriften allein der Begründung des Widerstandsrechtes 
galten, kann dies nicht erklären. Im Gegenteil, eben diese, ihre 
ausgesprochene Tendenz mußte den späteren Hechts- und Staats¬ 
lehrern den Gedanken an eine sorgfältige Kritik ihrer theoretischen 
Argumentation nahe legen. Und die Mängel dieser theoretischen 
Argumentation lagen wirklich recht nahe an der Oberfläche. Mag 
auch die Volkssouveränitätstheorie ein unanfechtbares Glaubens¬ 
dogma gewesen sein. Von ihr, als logischer Voraussetzung, aus 
ist die Begründung des Widerstandsrechtes mit dem Staatsvertrag 
doch juristisch völlig willkürlich, denn sie wird lediglich künstlich 
gehalten durch die Einschiebung des logisch entscheidenden, der 
resolutiven Bedingtheit des Vertrages, der kassatorischen Klausel, 
im Wege bloßer Hypothese. Tatsächlich hat man schon verhältnis¬ 
mäßig recht früh das rein juristisch bedenkliche dieser künstlichen 
Konstruktion erkannt und, wie sich im Laufe der Darstellung 
zeigen wird, mit allen möglichen Kunstmitteln diese Lücke in 
der Beweisführung zu überbrücken gesucht. Warum hat man 
aber aus der Erkenntnis jener Lücke nicht die Konsequenz ge¬ 
zogen? Daß man dieser Konsequenz entgehen wollte, weil politisch 
das Bedürfnis des Schutzes vor Willkürherrschaft dem entgegen¬ 
stand, kann m. E. die Tatsache nicht genügend erklären, daß man 
sich Jahrhundertelang mit jenen künstlichen Konstruktionen ab¬ 
mühte. Denn, wenn man den geistigen Führern der Naturrechts¬ 
lehre die große geistige Bedeutung, die ihnen in der Geschichte 
der Staats- und Rechtslehre ganz allgemein und unbedenklich 
zuerkannt wird, nicht gänzlich absprechen will, erscheint es ge¬ 
radezu undenkbar, daß diese selben Gelehrten, deren sittlicher 
Ernst noch höher einzuschätzen ist, als ihr rein wissenschaftlicher, 

Wolzendorff, Staatsrecht and Natarrecht 2 
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in der so ungeheuer bedeutsamen Lehre vom Revolutionsrechte mit 
der naiven Freude eines Kindes an willkürlich phantastischer Zu¬ 
sammensetzung der zu streng geregelter Zusammenfügung be¬ 
stimmten Steine eines Baukastens einfach mit der Rechtslogik 
gespielt und dabei ihr rechtliches Gewissen vollständig ausgeschaltet 
haben sollten. Vielmehr muß man annehmen, daß das Ergebnis 
ihrem — nicht nur politischen, sondern auch rechtlichen — Ge¬ 
wissen entsprach. Es müssen daher ganz bestimmte Ursachen auf 
ihr Denken dahin eingewirkt haben, daß sie für die juridische 
Willkürlichkeit ihrer durch Hypothesen ergänzten logischen Be¬ 
gründung jenes Ergebnisses blind wurden. 

Die Ursachen, die die späteren Lehrer des Natur- und Staats¬ 
rechts für die Willkürlichkeit ihres theoretischen Systems blind 
gemacht haben, müssen eben deshalb außerhalb der Theorie ge¬ 
sucht werden. Das Nächstliegende, woran man hier als Ursache 
denken muß, ist das wirkliche Rechtsleben. Und in der Tat 
gibt es ja auch im Staatsleben jener Zeit ein Widerstandsrecht 
der Stände gegen den Fürsten. Ein Blick auf die Geschichte der 
Widerstandslehre vor den Monarchomachen zeigt, daß diese das 
Widerstandsrecht der Stände zuweilen in Ansatz gebracht hat. 

Schon in dem eigentümlichen Staatssystem des Marsilius von 
Padua kann das Volk den Fürsten nicht selbst zur Verantwortung 
ziehen, sondern nur durch statutos ad hoc. Diese statuti ad hoc 
sind aber nichts anderes als Vertreter der einzelnen von Marsilius 
unterschiedenen Stände des Volkes, also Personen, die in seiner 
Staatskonstruktion eine derjenigen der Stände im wirklichen Staats¬ 
leben entsprechende Stellung einnehmen. Lupoid von Bebenburg 
gestattet die Ausübung des von ihm dem Volke zuerkannten Ab¬ 
setzungsrechtes nur durch Repräsentanten der Gesamtheit 2 ), durch 
die Kurfürsten, die auch tatsächlich im Staatsleben ihre rechtliche' 
Fähigkeit, den Kaiser abzusetzen, zur Geltung zu bringen vermocht 
haben. Am deutlichsten ist die Anlehnung an die positive recht¬ 
liche Ordnung des ständischen Staates bei Commines, dem die 
Berufung der Stände als chose juste et sainte und der Wider¬ 
stand gegen ihr Zusammentreten als Verbrechen erscheint 3 ). Diese 

*) Defensor pacis cap. XII, XV. 

*) Bezold 348: Gierke 12t>. 

®) Cardauns 30. 
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Gedankengänge aber sind für uns von besonderer Bedeutung des¬ 
halb, weil sie nachweislich gerade in der Staatslehre Frankreichs, 
des Heimatlandes der ersten Monarchomachen, im sechzehnten 
Jahrhundert feste Wurzeln gefaßt haben. Wir finden hier einer¬ 
seits, ganz unabhängig von dem Widerstandsgedanken, die Bewertung 
der Stände — freilich in Abwechslung mit der des Parlaments — 
als eines wichtigen rechtlichen und politischen Schutzmittels gegen 
fürstliche Willkür, besonders bei Pasquier 1 ); andererseits betonen 
die angesehensten Gelehrten, wie Seyssel und Du Haillan, mit 
aller Schärfe die Bindung der monarchischen Gewalt durch ge¬ 
wisse Grundgesetze mit der Wirkung, daß eine einseitige Ab¬ 
änderung dieser Gesetze durch den Monarchen für die Untertanen 
nicht verbindlich ist 2 ). 

„Pourparler du prince“ (hier zitiert nach Oeuvres d’ Estienne Pas¬ 
quier, Te. lief, Amsterdam 1723 Sp. 1017 ff.) Sp. 1040 B und C: „Toutes 
Republiques ou Monarchies bien constitutees, ont fait dependre les necessites 
des Estats Tun de Pautrc, afin que par la crainte des uns, iis n’enjembassent 
sur les autres.“ Nachdem dann die üblichen historischen Beispiele des 
römischen Volkstribunats, des spartanischen Ephorats usw. dargelegt sind, 
heißt es weiter: „Et pour ne m’estranger de nos bornes, ne voyez-vous 
que nos Roys par une debonnairete qui leur a este familiere, jamais de 
leur puissance absolue n’entreprindrent rien en la France ains qu’ cntre- 
tenans touyours les trois Estats en leurs franchiscs et libertez aux grandes 
et urgentes affaires, ont passe le plus du temps par leurs avis.“ Vgl. aber 
auch die Leitsätze, die der Kanzler Michel de l’Hopital in der Ansprache 
bei der Eröffnung der Etats generaux 1560 niedergelegt hat, und die ent¬ 
sprechenden Lehren des Historikers Du Haillan in De PEstat et succes 
des affaires de France 1570 in der Darstellung von A. Lemaire, Les lois 
fondamentale8 de la monarchie francaise d’apres les theoriciens de l’ancien 
regime, These, Par. 1907 S. 80, 91. 

2 ) Claude de Seyssel, Grand’Monarchie de la France 1519 — und ganz 
an ihn anlehnend Du Haillan De PEstat et succes des affaires de France 
1570 — lehrt, daß es 3 Schranken der fürstlichen Macht (Freins par lesquelz 
la puissance absolue des roys de France est reglee) gebe, die Religion, die 
justice (Zuständigkeit des Parlaments) und die police. Unter police (Du 
Haillan sagt „commune police“: beides interessante Beiträge zur Geschichte 
des Begriffs der Polizei) werden einfach die Grundsätze des Staatsrechts 
verstanden, die der Verfügung des Königs entzogen sind: „Plusieurs ordon- 
nances qui ont ete faictes par les roys mesmes, et apres confermees et 
approuvees de temps en temps, lesquelles tendent ä la Conservation du roy- 
aume en universel et particulier. Et si ont ete gardees par tel et si long 
temps que les princes n’entreprennent point d’y deroger, et quand le voul- 
draient faire, Pon n’obeist point ä leurs commandemens“. Vgl. Lemaire 
a. a. 0. S. 73 ff, 90 f. 2 # 
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Aber nicht nur in der Geschichte der Rechts- und Staats¬ 
lehre im allgemeinen und der französischen politischen Wissen¬ 
schaft im besondern waren zur Zeit des Auftretens der Monarcho- 
machen Vorbilder in der Anlehnung an das positive Recht des 
ständischen Staates in der Behandlung der Widerstandsfrage 
vorhanden, sondern weiterhin auch, und zwar in gar nicht 
unbedeutsamer Weise, im Schrifttum der Reformation selbst. 
Schon der politisch radikale Zwingli hatte 1523 seine Wider¬ 
standslehre insofern ganz auf positivrechtlicher Grundlage auf¬ 
gebaut, als er das Widerstandsrecht des Volkes verschieden be¬ 
urteilt nicht nur für die Erb- und Wahlmonarchie, sondern auch 
für die verschiedenen verfassungsrechtlichen Arten der letzteren: 
nur in der unmittelbaren Wahlmonarchie ist die „gemein Hand“ 
zur Ausübung des Widerstandsrechtes befugt, in der mittelbaren 
Wahlmonarchie („hat inn eine kleine zal der Fürsten erwellt“) 
aber ausschließlich die Wahlfürsten („Fürsten“) auf Geheiß des 
Volkes; in Erbmonarchien endlich darf nur „die gantz meng des 
Volkes einhällicklich“ Vorgehen *). Auf das nähere Verhältnis 
dieser Lehre zum geltenden Staatsrecht werden wir noch zurück¬ 
zukommen haben. Hier genügt vorläufig die Feststellung, daß 
schon die Modifikationen, die für das Widerstandsrecht in Hinblick 
auf das jeweils bestehende Verfassungsrecht gemacht werden, eine 
klare Anlehnung an die rechtliche Wirklichkeit bedeutet. In anderer 
Weise finden wir diese in einer ganzen Reihe publizistischer 
Äußerungen über das Widerstandsrecht, die aus dem Kreis der 
Freunde und Anhänger Luthers, sowohl der Theologen, wie der 
Juristen hervorgegangen sind 2 ). Sie erklären den Widerstand 

*) Auslegung des 42 Artikels: „Wie man aber den abstossen sölle, ist 
lycht ze mercken: nit mit todschiegen, Kriegen und uffrüren, sunder mit 
vil andren wegen; denn got hat unns im Frieden berüfft. 1. Cor. 7. — 
Wirdt der künig oder herr von gemeiner hand erwelt und tbdt übel, so 
thü inn die gmein hand widerumb dennen, oder aber sig werdend mit im 
gestrafft. — Hat inn ein kleine zal der Fürsten erwelt, sol man den Fürsten 
anzeigen, das man sin verergerlich leben nit me dulden mög, und heissen 
abstossen. (C. R. LXXX [Zwingli II], 344 ff.) Über die Lehre Zwinglis 
vgl. außer Cardanus 19 ff. und den dort Zitierten 0. Dreske, Zwingli 
und das Naturrecht, Halle 1911, 56 ff. und J. Kreutzer, Zwinglis Lehre 
von der Obrigkeit (Kirchenrechtliche Abhandlungen her. v. U. Strutz LV1I) 
1909, 81 ff., jedoch auch unten 2. Teil I. 

2 ) Cardanus 1—19 und unten 2. Teil I. 
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einzelner oder sämtlicher privater Untertanen gegen einen tyran¬ 
nischen Fürsten unter allen Umständen für unerlaubt, für be¬ 
rechtigt hingegen denjenigen der „niederen Obrigkeit“. Unter 
niederer Obrigkeit werden dabei verstanden entweder diejenigen 
Autoritäten, die sich später in Deutschland zu Trägern der Landes¬ 
staatsgewalt ausbildeten, d. h. die Fürsten und freien Städte, 
oder aber die Stände der Einzelstaaten, im Reich die Kurfürsten. 
Wie weit diese Lehre, auf die ebenfalls noch zurückzukommen 
sein wird, dem positiven Recht entsprach, kann hier nicht erörtert 
werden; daß sie eine Anlehnung an Beispiele des wirklichen 
Rechtslebens oder zum mindesten Vorgänge des Staatslebens be¬ 
deutet, kann nicht bezweifelt werden. 

Nach der Geschichte der Widerstandslehre erscheint es daher 
nicht ausgeschlossen, daß die an sich denkbaren Beziehungen 
zwischen der monarchomachischen Revolutionslehre und dem posi¬ 
tiven Recht bestanden haben. Für unsere Frage ist damit aber noch 
kaum etwas gewonnen, sondern es bedarf der Feststellung zunächst, 
ob solche Beziehungen tatsächlich bestanden haben, dann aber, 
welcher Art sie waren, ob sie bloß in einer hilfsweisen Ausnutzung 
positivrechtlicher Beispiele zur Stützung der an sich nur aus den 
alten politischen und naturrechtlichen Elementen konstruierten 
Revolutionslehre bestanden, oder ob die für die monarchomachische . 
Lehre wesentlichen Elemente dem positiven Recht entnommen 
sind. Denn nur die Feststellung dieses letzten Zusammenhangs 
würde die Bestätigung für die Richtichkeit unserer Vermutung geben, 
daß die starke Wirkung der Monarchomachen auf die Staats- und 
Rechtslehre dadurch zu erklären ist, daß sie juridische Werte für 
die Richtigkeit ihrer Lehre vorzuführen hatten, die die logischen 
Mängel der alten von ihnen übernommenen theoretischen Kon¬ 
struktionen als bedeutungslos erscheinen lassen mußten 1 ). 

Eine Klärung des Zusammenhangs zwischen der monarcho¬ 
machischen Lehre und den Sätzen des positiven Rechts über das 

*) Ein einfacher Parallelismns zwischen der Widerstandslehre und dem 
positiven Recht hat, wie besonders die neuerliche Untersuchung von 
F. Kern aaO. 161 ff. erkennen läßt, schon im früheren Mittelalter be¬ 
standen. Doch fehlt hier noch vollständig ein klarer juristischer Aufbau 
der Lehre auf der Grundlage der rechtlichen Wirklichkeit, wie er für unser 
Problem allein von Bedeutung ist. 
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Widerstandsrecht hat zur Voraussetzung die Möglichkeit eines 
sicheren Überblickes sowohl über jene Sätze des positiven Rechtes 
als auch die Lehre der Monarchomachen. Das positivrechtliche 
Widerstandsrecht der Landstände ist in der bisherigen Forschung 
immer nur an ganz vereinzelten Beispielen erörtert worden. Daraus 
ist meist seine Bedeutung im Zusammenhang des betreffenden 
Landesrechts nicht zu erkennen. Vor allen Dingen aber erlaubt 
diese Art der Betrachtung auch kein Urteil darüber, ob in den 
verschiedenen Landesrechten eine allgemeine Rechtseinrichtung von 
prinzipiell gleicher Natur vorliegt, oder nicht etwa bloß ein zu¬ 
fälliger Parallelismus vereinzelter Erscheinungen. Unter dem 
Gesichtspunkte der Klärung dieser Fragen werden wir daher die 
Beurkundungen eines positivrechtlichen Widerstandsrechtes zu 
betrachten haben. Sodann werden wir die Lehren der Monarcho¬ 
machen auf den genauen Inhalt ihrer Lehre über das Widerstands¬ 
recht zu untersuchen haben. Denn eine einigermaßen gründliche 
zusammenfassende Darstellung ihrer Lehren gerade über diesen 
wichtigsten Punkt ihrer Theorien fehlt uns bisher 1 ), wiewohl in 
Gierkes Althusius die einzelnen dogmatischen Elemente ihres 
Systems zu erschöpfender Darstellung gelangt sind. Die besonderen 
Ausführungen der Monarchomachen über das Volkswiderstandsrecht 
werden wir daher zusammenfassend und eingehend zu betrachten 
haben. Andererseits werden wir uns aber auch auf sie zu be¬ 
schränken haben. Insbesondere werden wir also außer Ansatz zu 


') Die Schrift von Treumann, die Monarchomachen (Staats-und völker¬ 
rechtliche Abhandlungen her. v. G. Jellinek und G. Meyer I, 1) 1895, 
die in der Literatur als sedes materiac ftlr die Kenntnis der m.narcho- 
machischcn Lehre gilt, ist in diesem Punkte völlig unzulänglich. Überhaupt 
gibt sie nur eine Übersicht über die rein dogmengeschichtlichen Elemente, 
die bereits von Gierkc klargelegt waren. Dor Verfasser hat die Aufgabe 
seiner Studie, deren Titel auf das Ziel, „die Monarchomachen“ schlechthin 
verständlich zu machen, schließen läßt, offensichtlich allein darin er¬ 
blickt, die jenen von der Geschichte der Staatslehre bcigelegten dogmatischen 
Eigenheiten zusammenzustellcn. Denn er hat sich vollständig darauf be¬ 
schränkt, diese aus der FtlUe ihrer Lehren herauszupflücken. Aber selbst hier 
hat er sich mit recht spärlicher Ernte begnügt und in weitem Maße Sätze 
einzelner Monarchomachen als Belege für die Lehre der ganzen Gruppe an¬ 
geführt. Das daraus sich ergebende Bild ist so einseitig, daß in der Einzel- 
untersuchung eine Stellungnahme zu den Urteilen Treumanns als ebenso 
unfruchtbar wie undurchführbar erachtet werden mußte. 
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lassen haben die rein dogmengeschichtlichen Zusammenhänge der 
monarchomachischen Lehre, da deren Entwicklungslinien nach 
rückwärts und vorwärts in Gierkes Darstellung völlig klar liegen x ): 
Auszuschalten haben werden wir auch die Lehre vom päpstlichen 
Absetzungsrecht, soweit sie nicht mit derjenigen vom Widerstands¬ 
recht des Volkes untrennbar vermischt ist. Diese selbst kommt für 
uns nur in Betracht, soweit sie die Bekämpfung der rechtswidrigen 
Staatsgewaltübung (tyrannis usu) betrifft, nicht aber soweit sie 
von der Bekämpfung der illegitimen Staatsgewalt (tyrannis titulo) 
handelt. 

Nur die ganz spezielle Lehre der Monarchomachen vom 
Widerstandsrecht des Volkes gegen rechtswidrige Ausübung der 
rechtmäßigen Staatsgewalt und die Frage ihres Zusammenhanges 
mit dem positiven Recht sind Gegenstand dieses Teiles unserer 
Untersuchung. 


II. Das Wlderstandsrecht der Landstfinde im 
positiven Recht 

1. Es sind wesentlich Rechtsgedanken aus dem deutschen 
Rechts- und Kulturgebiet, deren Entwicklung den Gegenstand 
dieser Studie bildet. Nur unter dem Gesichtspunkt ihrer Be¬ 
deutung für die Geschichte der deutschen Staats- und Rechtslehre 

1 ) Die Darstellung Gierkes (Althusius) gibt von diesen dogmen¬ 
geschichtlichen Zusammenhängen ein Bild von so erschöpfender Durch- , 
dringung der Einzelheiten des Systems und so überwältigender Klarheit in | 
der Herausarbeitung der großen Entwicklungslinien, daß es Vermessenheit j 
wäre, es ergänzen zu wollen. Ich habe diese Bemerkung nicht unterdrücken 
können, obwohl ich mir der Tatsache bewußt bin, daß ein anerkennendes 
Urteil weit eher unsachlicher Motive verdächtigt wird, als die frivolste Kritik. 
Wer sich, wie ich, jemals ernstlich bemüht hat, auch nur eines Teils des 
von Gierke bearbeiteten Materials selbständig Herr zu werden, steht immer 
wieder staunend vor der Erkenntnis der ungeheuren Arbeitsleistung, die in 
dem kleinen Werke „Althnsius“ an Erforschung und Durchdringung des 
Stoffes und Konzentration der Darstellung enthalten ist. Wenn mir jemand 
aus dem Ausdruck meiner Bewunderung einen Vorwnrf machen will, müßte 
er nicht nur seine Kompetenz, sondern auch die Kichtigkeit seines ab¬ 
weichenden Urteils auf Grund eines dem Gierkeschen gleichwertigen Studiums 
der Hunderte von Schriften beweisen, die jener bearbeitet hat. 
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interessiert uns die Lehre der Monarchomachen. Wenn wir diese 
Bedeutung in Beziehungen zum positiven Hecht suchen zu sollen 
glauben, werden wir daher auch grundsätzlich nur die positiven 
Rechtsnormen aus dem deutschen Rechts- und Kulturgebiete her¬ 
anzuziehen haben. Rechtsnormen aus anderen Gebieten werden 
wir nur insoweit in unsere Betrachtung einzubeziehen brauchen, 
als sie einerseits ganz besonders wichtige Beurkundungen des 
positivrechtlichen Widerstandsrechtes darbieten und andererseits 
nachweislich — was sich freilich erst später darlegen läßt — in 
der monarchomachischen Lehre unmittelbar eine Rolle gespielt haben. 

Von den nicht in das deutsche Rechts- und Kulturgebiet 
fallenden Beurkundungen, eines ständischen Widerstandsrechtes sind 
die wichtigsten die berühmten Sätze des ungarischen, spanischen 
und polnischen Rechts, neben denen dann noch diejenigen de3 
dänischen und schwedischen Rechts und die Magna Charta nicht 
unbeachtet bleiben dürfen. 

In Ungarn ist durch die Goldene Bulle Andreas’ II. im Jahre 
1*22*2 den Jobagionen das Recht gegeben worden, dem Könige, 
wenn er die Zusicherungen der Goldenen Bulle verletzt, zu wider¬ 
sprechen und ihm Widerstand zu leisten (resistendi et contra- 
dicendi facultas) 1 ) 2 ). 

In Aragonien huldigten seit 1461 die Cortes dem Könige 
nur, nachdem er die Zusicherung gegeben hatte, die überkommenen 
Rechte und Freiheiten nicht zu verletzen. Nach dieser voran¬ 
gegangenen eidlichen Zusicherung gaben sie dann in der Huldigung 

! ) Dccret. Andreae art. 31 § 2 (Corp. juris. HUngar. I, 157) Quodsi 
vero nos vcl aliquis successorum nostrorum aliquo unquam tempore huic 
dispositioni nostrae contraire voluerit, liberam habeant harum authoritate 
sine nota alicujus infidelitatis tarn Episcopi, quam alii Jobagioncs ac Nobiles 
regni, universi ac singuli, praesentes et futuri posteriquc, resistendi et con- 
tradicendi nobis et nostris successoribus in perpetuum facultatem. Vgl. 
Unger, Landstände II, 251 und Akos von Timon, Ungarische Verfassungs¬ 
und Bechtsgcschichte, nach der 3. Aufl. übersetzt von Fel. Schiller 
1909 S. 124. 

2 ) Einen höchst interessanten Zusammenhang mit den oben besprochenen 
politischen Ideen gibt es, daß das zweite Dekret Andreas’ II. von 1231, das 
ic b im wesentlichen anf die goldne Bulle stützt, an Stelle des jus resis¬ 
tendi das Eingreifen der kirchlichen Autorität setzt: der Erzbischof von 
Eszetergom wurde ermächtigt, den König, wenn er dem Freibriefe zuwider¬ 
handelt, in Bann zu tun. 
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die feierliche Erklärung ab, dem Könige Gehorsam leisten zu 
wollen, wenn er sein Versprechen erfüllt, andernfalls aber nicht 1 ). 

In Polen war zunächst 1501 in den Verfassungsentwurf von 
Mielnick die Bestiramnng aufgenommen worden: wenu der König 
es wagt, einem Senator oder einem anderen Magnaten Unrecht 
oder Schaden zuzufügen, so ist dadurch das ganze Verhältnis 
zwischen Volk und König gebrochen, es gilt der Eid Aller als 
aufgelöst und der Geschädigte darf ohne Kränkung seiner Ehre 
die Hilfe eines anderen Fürsten gegen den König als einen Feind 
und Tyrannen aufrufen 8 ). Ähnlich gaben 1578 die Articuli 
Henriciani im Falle einer Rechtsverletzung durch den König dem 
Adel das Recht, jenem den Gehorsam aufzukündigen *). Ausführ¬ 
licher bestimmte dann der articulus de non praestanda oboedientia 
in der Konstitution von 1607: wenn der König eines Untertanen 
Freiheit oder Recht verletzt, soll dieser bei den Senatoren seiner 
Landschaft klagen; diese sollen an den Primas berichten; nach 
Beratung des Senats soll dieser den König zur Abstellung des 
Unrechts ermahnen; ist dies vergeblich, so soll der gesamte 
Reichstag diese Ermahnung aussprechen: bleibt auch das erfolglos, 
so gilt der König des Thrones verlustig*). 

In Schweden war noch im 18. Jahrhundert ein Widerstands¬ 
recht der Stände gegeben, über das es in der Regierungsform von 
1720 heißt: „Die Stände sind ihres Treu- und Huldigungseides 
ledig, sofern der König seinen Eid und sein Gelöbnis verletzt, 
oder überschreitet, was etwa sonst noch die Stände für des Landes 
Wohlfahrt, der Religion Schutz und ihre eigene Sicherheit zu be¬ 
schließen für nötig erachten möchten*).“ 


*) „Nos quo valcmos tanto coino tos, y quo podcmos uias quo tos, tos 
hazemos nucstro rey y scgnor con tal, qnc guardeis nuestros fueros. Si no, 
no!“ tgl. Ungcr a. a. 0. 256, sowie Schäfer, Geschichte Ton Spanien 
1861 Bd. 3 S. 243 ff., 257. 

*) J. Caro Geschichte Polens 5 Teil 2 Hälfte S. 861. 

s ) St. Kutzreba Grundriß der polnischen Verfassungsgeschichte übers, 
v. W. Christian! 1912 S. 1680 f. 

4 ) Julius Schrarcz, Montesquieu und die Verantwortlichkeit der Räte 
des Monarchen 1892 S. 30; S. Hüppe Verfassung der Republik Polen 
1867 S. 112 f. 

s ) F. 0. Freiherr Ton Nordenflycht, die schwedische Verfassung in 
ihrer geschichtlichen Entwicklung 1861 S. 265; Schvarcz a. a. 0. 101 . 
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In Dänemark endlich bestand das Widerstandsrecht darin, daß 
die Stände nach einer Urkunde von 1466 das Recht hatten, dem 
an sich berufenen Thronfolger die Anerkennung als Herrscher zu 
verweigern, wenn er die Bestätigung der Landesfreiheiten ver¬ 
weigerte x ). 

Für die Beurteilung dieser berühmten Beurkundungen des 
Widerstandsrechtes darf nun nicht vergessen werden, daß jenes 
in ihnen außergewöhnlich scharf zugespitzt ist. Diese Zuspitzung 
beruht auf ganz besonderen politischen Verhältnissen. Daß das 
Königreich Polen mehr eine Adelsherrschaft als eine Monarchie 
war, ist bekannt. Aber auch die Stellung der aragonischen 
und der schwedischen Stände war ganz abnorm. Das Wider¬ 
standsrecht des älteren aragonischen Rechts bis 1539 ist zu einer 
Vergleichung überhaupt nicht geeignet, weil bis dahin die Macht 
der Cortes insofern stark gebunden war, als sie ihre Entschließungen 
nur mit Stimmeneinheit treffen konnten; später aber erschien ihre 
rechtliche Stellung so außergewöhnlich stark, daß ältere spanische 
Schriftsteller sie mit der des polnischen Reichstages auf eine Stufe 
stellen 2 ). Endlich war auch das Schweden der Verfassung von 
1720 staatsrechtlich gar keine Monarchie, höchstes Organ war 
nicht der König, sondern die Stände; jener war verpflichtet, alle¬ 
zeit demjenigen zuzustimmen, was die Stände beschließen, da die 
letzteren Macht haben, Gesetze und Verordnungen zu erlassen, 
wie sie es zum Besten des Landes für nötig erachten 3 ). In Ungarn 
hingegen, wo der Adel eine solche Macht nicht behaupten konnte, 
ist das Anerkenntnis des Widerstandsrechtes 1687 wieder aus dem 
Verfassungseid des Königs verschwunden *). Das ständische Wider¬ 
standsrecht in der Form, wie es die besprochenen außerdeutschen 
Rechtsordnungen ausgebildet haben, kann also nicht als eine regel¬ 
mäßige Erscheinung des ständischen Staatsrechts angesehen werden. 
Andererseits aber bildet es doch nur eine außergewöhnliche Ver¬ 
schärfung eines Rechtsinstitutes, das an sich durchaus nicht eine 
Abnormität im ständischen Staatsleben darstellt, sondern, wie wir 

') Wilda in Weiskc’s Rechtsleiikon Bd. S. 806. 

,; ) „Semcjante al Liberum vcto de las Dietas de Polonia, que ha mcreeido 
justamente la censura de los Puliticos.“ 

3 ) Nordenflycht a. a. 0. 265 f. 

4 ) A. v. Timon-Schiller a. a. 0. 527, 532. 
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an der Betrachtung der Beispiele aus dem deutschen Rechtsgebiet 
sehen werden, eine typische und charakteristische Erscheinung des 
ständischen Staatsrechts bildet. Lediglich eine solche typische 
Erscheinung ist neben der bereits erwähnten Vorschrift des dänischen 
Rechts die letzte der notwendig zu berücksichtigenden berühmten 
Normierungen des Widerstandsrechtes, diejenige des englischen 
Rechts. Die Magna Charta c. 61*), über deren rechtsgesohicht- 
liche Bedeutung wir später noch zu sprechen haben werden, be¬ 
stimmte folgendes: die Barone sollten aus ihrer Mitte 25 Mit¬ 
glieder zu dem später sog. Widerstandskomitee erwählen und 
dieses sollte dann bei einer Rechtsverletzung nach vergeblicher — 
formal genau geregelter — Ermahnung im Verein mit der Ge¬ 
samtbaronie des Reichs Hand an das Königsgut legen und bis zur 
Abstellung der Rechtsverletzung dieses sequestrieren und dem König 
selbst in jeglicher Weise — doch unter Schonung seiner Person 
— bedrängen 2 ). 

Aus dem deutschen Rechtsgebiete sind die berühmtesten Auf¬ 
zeichnungen über das Widerstandsrecht diejenigen in der Joyeuse 
Entree von Brabant und in den bayrischen Freiheitsbriefen. In der 
J. E. von Brabant ist, nachdem schon im Jahre 1312 in der sog. 

') Quod baroncs elegant XXV barones de regne nostro quos voluerint, [ 
qui dcbent pro totis viribus suis obscrvare, teuere et facere observare pacem j 
et libertates quas eis concessimus et hac presente charta confirmavimus ita i 
sc., quod si per nos vel per justitiarum nostrum erga aliquem in aliquo 
deliqueverimus, vel aliquem articulorum pacis vel securitatis trausgressi 
fuerimu3, et delictum ostensuni fuerit IV baronibus de XXV baron. (illi IV 
barones acccdent ad justitiarium nostrum si fuerimus extra regnum) et 
proponentes nobis excissum, petent ut sine dilatione faciamus emendari, et 
si nos excissum non emendaverimus (vel justitiarins noster, si fuerimus ex¬ 
tra regnum) inter tempus bodiernum, compulando a tempore quo monstratum 
fuerit nobis: predicti IV barones referant causam illam ad residuos de illis 
XXV baronibus et illi barones cum commune totius terrae distringent 
et gravabunt modis ommibus quibus poterunt: scilicet per captionem terrarum, 
possessionnm et aliis modis quibus poterunt donec fuerit emendatuin secun- 
dum arbitrium eorum: Salva persona nostra ct reginac nostrae et liberorum 
nostrorum: et cum fuerit emendatum intendent nobis sicut prius fecerunt. 

2 ) W. Sb. Mc. Kechnie, Magna Charta 2 ed. 1914 S. 465ff. öneist, 
Das englische Parlament in tausendjähriger Wandelung 1886 S. 101. 
J. Hatschek, Englische Versallungsgcschichte (Handbuch der Mittelal- 
alterlichen und Neueren Geschichte her von S. v. Below und P. Meinecke 
III, 5 ) 1913 S. 21 f. Kern aaO. 275 ff. 443 f. 
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Charte von Cortenberg *) das ständische Widerstandsrecht in gleicher 
Weise festgelegt war, im Jahre 1354 dessen berühmteste Fest¬ 
setzung 2 ) erfolgt und noch Philipp II hat diese Rechtslage aner¬ 
kannt: „nous consentons et accordons en ce cas auxdits prelats, 
barons, Chevaliers, villes, franchises et ä tous autres sesdits sujets 
qu’ il ne feront ä Sa Majestä, ses hoirs ou successeurs aucun 
Service, ni obäront en aucune chose dont eile aurait besoin, ou 
qu’elle voudrait d’eux ou leur pourrait demander jusqu’ä ce qu’ 
eile leur aura r6par6 et red’„o»e tel d6faut, que ci-devant est 
mentione, et en aura entierement d6sist6, et y renoncc au- 
dessus* *). 

Desgleichen findet sich in den altbayrischen Freiheitsbriefen 
das ständische Widerstandsrecht in dauernder Wiederkehr regel¬ 
mäßig von den Landesherren bestätigt. Zunächst wird 1302 das 
Recht der Landstände festgelegt, sic ,i der Erhebung einer vom 
Landesherren einseitig ausgeschriebenen Steuer zu widersetzen 4 ), 
sodann wird ihnen 1311 ganz allgemein ein Widerstandsrecht za- 
erkannt für den Fall, daß der Landesherr den in d—" Freiheits¬ 
brief zugesicherten Rechtszustand, dessen wesentlicher Inhalt noch 

*) „ . . . . qu’iU ne fassent, ni a nous ni a nos hoirs ou descendants 
ni aide ni Service, qu’ils ne nous obeissent pas, jusqu’au temps que nous 
ayons amende, fait amcnder et redresser tous les manquements qui ont eu 
lieu, cn teile forme et teneur que ces points et choses sont ecrits et develop- 
pes plus haut“. Vgl. E. Poullet, Memoire sur l’ancienne Constitution Braban- 
conne (Memoires couronnes par l’academio royale de Belgique T* XXXI, 
1862/63) S. 366. 

*) „s’il arrivait que lui, ou scs enfants, ou ses desccndants altassent, 
agissent ou fisscnt agir cn tont ou cn partie contre quelqu’un des articles, 
stabilites et points susdits, — il consent et s’cngagc vis-a-vis des bonncs 
gens predits, qui’ils ne rendrout ni a lui. ni k ses enfants ni ä ses descen- 
dante, aucun scrvicc; qu’ils ne leur obäriont pas, jusqu’au temps ou le duc 
ou ses descendants auront redresse le grief et se seront amendes coinplete- 
ment“. Poullet 363. 

8 ) Poullet 365. 

4 ) „Vnd ist davon vnser gucter willen vnd gonst dabey, das sy sich des 
yezo miteinander veraint haben vnd auch geschworn das sy unns khain gc- 
maine steur fürbas geben. Vnd wer di vorgenanten vnsre getreuen diess 
beschirmet for unns vnd in sein hülfet das sy vnd ir erben vns nicht für- 
pas dhain gemainc steur geben, der soll daran wider uns nicht haben gethan“. 
Lerchenfeld, Die altbaierischcn landständischen Freibriefe mit den 
Landesfreiheitserklärungen (Einleitung I—CCCCL von Rockinger) 1853, Ein¬ 
leitung CXX1X. 
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zu besprechen sein wird, verletzt: „Es habent auch alle 
unser landherrn, graven freien und dinstmann vor uns gesworn 
ainen aid mit unserm willen und haissen, dass sy an einander 
geholffen sein, ob in icht an dieser Sachen von uns oder von 
unserm ambtleuten begrengkt würd oder überfahren, das sy sich 
des weren sollen; als ferr ob sy sich darum an ain anderen herren 
habten mit dinst durch helffe oder rettung wider uns, das sy der 
noch ir erben nicht entgelten suHen an irn treuen noch an kainen 
gnaden oder Sachen gen uns ödet 1 unsern erben, noch die herren 
da sy sich anhabent sullen des auch an ir treuen nicht entgelten 1 )“. 
Diese Bestimmung wird in späteren Freiheitsbriefen, meist unter 
Bezugnahme auf jene erste Festlegung, vielfach wiederholt. So 
heißt es z. B. 1358: „Des sollen und mögen sy uns wol vorge- 
sein und widersteen, und sich des weren mit unserm guetlichen 
willen 4 )“, 1392 „mögen sy sich des wol setzen und widersten 
und des gantzlich bey ainander bleiben 3 )“ und 1429 „mögen treu¬ 
lich aneinander helffen und des widerzustehen 4 )“. Bis in die aller¬ 
letzte Zeit- ;t ?es Bestehens der landständischen Verfassung ist die 
Zusicherung des Widerstandsrechts unter ausdrücklicher Bezug¬ 
nahme auf den ersten Freiheitsbrief Ottos von Ungarn wiederholt 
werden *). 

Diesen beiden berühmtesten Beurkundungen des ständischen 
Widerstandsrechtes treten zahlreiche andere, nicht minder bedeut¬ 
same zur Seite. Aus der Entstehungszeit jenes Rechtes der 
bayrischen Landstände ist uns noch eine ganze Reihe weiterer 
Bestimmungen aus dem positiven Recht deutscher Staaten bekannt, 
die ebenfalls ein Widerstandsrecht der Landstände sanktionieren. 


*) Lerchenfeld 7. *) Lerchenfeld 23. 

s ) Lerchenfeld 32. 4 ) Lerchenfeld 89. 

5 ) Noch am 21. M&rz 1785 ist den Ständen versprochen worden, daß 
bei Verletzung ihrer durch diesen und alle früheren Freiheitsbriefe bestätigten 
Rechte „auf ihr Fürbringen“ eine Untersuchung geführt werden solle. „Und 
ob dies nicht geschehe, so haben Wir ihnen vergönnt, das beyeinander zu 
bleiben, ihnen g&nslichen unentgolten, nnd ohne Schaden sejn solle, nach 
Lant ihrer Freyheiten nnd Gnaden.“ Die Bedeutung dieses Satzes, ins¬ 
besondere des „Beyeinander bleiben“ ergibt sich aus dem Zusammenhang 
mit den alteren Freiheitsbriefen. (Lerchenfeld Vorwort 7 f.) Über ein 
ähnliches Beispiel ans dom preußischen Staatsrecht derselben Zeit vgl. unten 
S. 36 Anm. 3. 
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Die älteste dieser Bestimmungen finden wir in demjenigen deutschen 
Territorium, das sich bis heute als der günstigste Boden für die 
Institution der Stände erwiesen hat: in Mecklenburg ist im Jahre 1301 
ein Widerstandsrecht der Stände ganz besonders klar und aus¬ 
führlich normiert worden. “Am *25 September 1304 sicherte Herzog 
Heinrich zunächst der Stadt Friedland, dann aber auch dem ganzen 
Lande Stargard (dem heutigen Mecklenburg-Strelitz) die Freiheiten, 
Gerechtsame und Rechte zu, die sie seit Menschen Gedenken und 
auch von alters her zur Zeit der Brandenburgischen Markgrafen 
genossen hatten 1 ). Dabei wurde der Stadt Friedland zugesagt, 
daß, wenn der Herzog oder seine Nachfolger gegen diese Zu¬ 
sicherung verstoßen sollten, Ratmänner und Gemeinde sich den 
jeweiligen Markgrafen von Brandenburg — oder wenn dieser sich 
weigere, irgend einen anderen Herren, der ihnen ansteht, wählen 
dürften, um sie in ihren Freiheiten und Rechten zu schützen und 
zu verteidigen 2 ). „Gleicher Weise heißt es dann aber weiter 
— geben und räumen wir ein dieselbe Macht, sieh üu>" Herrn 
zu wählen, um sie zu beschützen und zu verteidigen, allen uns» rr 
Vasallen und Städten in unserm ganzen Lande Stargard, insofern 
wir ihren Freiheiten, Gerechtsamen und Rechten, mit denen sie 
von Alters her begiftigt sind, zuwider handeln würden 3 )“. — 

_In unmittelbarer Nachbarschaft Mecklenburgs finden wir kurze 

Zeit später weitere Beispiele eines verbrieften ständischen Wider- 

*) Vgl. F. Boll, Geschichte des Landes Stargard 1846 S. 135; C. Hegel, 
Geschichte der mecklenburgischen Landst&nde (Rost. Rekt.-Progr.) 1856 S. 74. 

2 ) Sin autem nos, nostros successores aut advocatos nostros nostro 
nomine dicte nostre civitati in dictis libertatibus, juribus et justiciis ut 
premittitur indultis in parte aut in toto infringendo contrari&ri contingeret, 
quod absit, eztunc nostri dilecti consules sepe dicti ac Universitas libcram 
habeant potestatis facultatem salvo honore eligendi nobilem dominum March- 
ionum Brandeburgensem pro tempore existentem ad tuendum et defendendum 
eos in libertatibus, justiciis et juribus; qui si eos refutaverit, dicti consules 
et universitates eandem potestatem habeant eligendi alium dominum eis 
competentem ad tuendum et defendendum cos in dictis libertatibus, justiciis 
et juribus imputatione et redarguacione procul motis. 

3 ) Similiter eandem potestatem eligendi dominum ad tuendum eos et 
defendendum damus et concedimus omnibus nostris vasallis et civitatibus in 
tota nostra Stargardensi existentibus in eo, quo contrariamur eorum liber¬ 
tatibus, justiciis et juribus quibus antiquitus sunt perfreti. — Die ganze 
Urkunde ist abgedruckt bei Boll a. a. 0. 357 ff. 
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standsrechtes. So erhielt zunächst im Jahre 1345 das Fürstentum 
Rügen zu beiden Seiten eine Handfeste von dem Herzog Wartislav 
von Pommern, in der den Ständen für den Fall der Rechtsver¬ 
letzung durch den Herzog ein ähnlich weitgehendes Widerstands¬ 
recht, wie das der Stargarder Stände, beigelegt wurde. Sie sollten 
in diesem Falle, nachdem sie den Herzog vergebens um Abhilfe 
gemahnt hätten, sich einem jeden fremden Herren zuwenden dürfen, 
welcher ihnen nützlich und genehm schiene , ). Eine ähnlich weit¬ 
gehende Befugnis ist im Jahre 1346 ebenfalls von den pommerschen 
Herzogen Bogislav, Barnim und Wartislav dem Lande Stolp er¬ 
teilt worden: „wenn sie oder ihre Erben die Stände ungerechter¬ 
weise bedrücken würden, dann sei den Rittern und der Stadt Stolpe 
erlaubt, ohne alle Mißbilligung der Fürsten eine Einigung durch 
Brief und Siegel zu schließen, und der ungerechten Gewalt und 
Beschwerde sich zu widersetzen, bis sie vollständig in ihren 
Gerechtigkeiten, Rechten, Freiheiten und Eigentum gesichert seien. 
Wenn sie aber dies durch die Einigung nicht zu erreichen ver¬ 
möchten, dann solle Land und Stadt frei einen Fürsten und 
Herrn wählen dürfen, welchen sie wollten, und welcher sie in 
ihren Rechten und Freiheiten regieren wollte oder könnte, und 
daran sollten sie nicht wider ihre Ehre, noch wider die Herzoge 
oder deren Erben getan haben. Das Land solle aber solange unter 
der Herrschaft des erwählten Fürsten bleiben, bis die Herzoge 
dasselbe mit freundschaftlichen Verhandlungen und Verträgen 
wieder gewinnen würden“. Im Jahre 1372 sind diese Be¬ 
stimmungen von Herzog Bogislav und seinen Söhnen wieder be¬ 
stätigt worden 2 ). 

Zwei Jahrzehnte später ist dann in einem anderen norddeutschen 
Territorium, in Braunschweig die ausführlichste und vielleicht 
interessanteste Regelung des ständischen Widerstandsrechtes erfolgt. 
Nachdem schon im Jahre 1388 die Herzöge von Braunschweig- 
Lüneburg den Ständen die Aufrechterhaltung ihrer Rechte und Frei¬ 
heiten versprochen hatten, wurde für die Ausübung des Widerstands- 

Si qua» conditiones praehibitas infringimus et instanter admoniti 
eas infra annum diinidium non revocaremus et tune omnes isti predicti licite 
possunt adherere cuicunque voluerint domino, prout ipsis videbitur expediens 
et consultum. Vgl. Unger II, 254f. 

2 ) Unger 255 ff. 
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rechtes durch die Landstände in der sog. Lüneburgischen Säte 
oder Zate von 1392 die genaue Form vorgeschrieben, die stark 
an die Einrichtungen der Magna Charta erinnert. Es war ein 
Gericht von 16 Sateslauten eingesetzt, das über den Fürsten zu 
urteilen hatte, wenn ihm eine Verletzung der Rechte der Stände 
oder Begünstigung eines Satebruches durch einen Untertan vor¬ 
geworfen wurde. Im ersteren Fall war der Fürst, wenn er nicht 
binnen acht Wochen der ihm vorgelegten Beschwerde abgeholfen 
hatte, bis zu deren Erledigung Einlager in Hannover zu nehmen 
verpflichtet. Tat er auch dies nicht,, so konnten die Satealeute in 
Verbindung mit dem Lüneburger Rat seine Einkünfte so lange 
pfänden, bis die Beschwerde behoben oder 50,000 Mark gezahlt 
waren. Im andern Falle, wenn der Fürst das Einschreiten gegen 
einen Satebrecher weigert, sollten die Satesleute über diesen urteilen. 
Wo aber endlich überhaupt der Fürst dem Verfahren der Satesleute 
Hindernisse in den Weg legte, da sollten diese alle Teilnehmer 
an der Säte (und alle Bürger mußten die Säte beschwören) zu 
den Waffen rufen 1 ). Übrigens hat das Widerstandsrecht im 
Braunschweig-Lüneburgischen auch später noch seine Rolle ge¬ 
spielt, wir finden es sogar ungefähr hundert Jahre später (1471) 
noch weniger eingeschränkt normiert 2 ). — Ähnliche Bestimmungen 
wie die Lüneburger Säte enthielt das Bündnis, das Erzbischof, 
Kapitel, Städte, Ritter, Burgmannen und Marschgemeinden des Erz¬ 
stifts Bremen im Jahre 1397 schlossen und das auf eine Unter¬ 
stützung aller Teilnehmer für einander gegen Rechtsbruch irgend 
eines von ihnen abzielte. Danach sollte gegen einen Rechtsbruch 
des Erzbischofs zunächst vor den Schiedsleuten geklagt werden. 
War dies vergeblich, so sollten die Verbundenen nach dem Ans¬ 
spruche der Schiedslente bei dem Zusammenbleiben, welchem kein 
Recht gegen den Erzbischof geschehen konnte, und ihm so lange 

*) Uager, Landstände S. 263ff; Vgl. auch 6 Herden, Entwicklung der 
Landstände im Herzogtum Braunschweig-Lüneburg Diss. Jena 1888 S. 61 f. 

2 ) „Were gver da Gott vor sy, dat Vorgewöredcn unse Prälaten Männe, 
und Stäte sämbtlichen elfte jemandt von [ebne besündern, von uns unsere 
Erven efte Nathömlingen bevor Recht und Stedolke thosage beschweret 
werden; So haben und erlöven wy Een mit Urkunde desscs Brefes det se 
sick sambt eilte besündern schollen und mögen upbolden und gegon uns unser 
Erwen — erwehren, (so lange, dat man de edder den tho Rechte stadote“. 
Vgl. Wilda a. a. 0. 821. 
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mit Heeresfolge beistehen, bis sie ihm zu seinem Rechte verhelfen 
konnten 1 ). Im Jahre 1438 finden wir dann für Chursachsen in 
einem „Schadlosbrief“ das ständische Widerstandsrecht festgelegt: 
wenn der Kurfürst seine Lande ohne Einwilligung der Landstände 
mit einer neuen Steuer belegen „und sie doran betrangen und 
nöttigen wolden, das Gott bevare; So mügen sich dieselben unsere 
Lande, von solcher ungewonliche Stwre und Nwekeit wegen, und 
nicht anders, mit einander vertragen zusampen sezen und sich 
eines solchen gen unsen, unsen erben oder nachkommen schützen 
und uffhalden, darumb wir sie dannn, oder unser erben nicht ver¬ 
denken sollen noch anwollen“ 2 ). 

An die in den bayrischen Freiheitsbriefen getroffene Regelung 
des Widerstandsrechtes erinnern die Bestimmungen des Jülicher 
Privilegs von 1475*). Wenn der Herzog einen Beamten unter 
Verletzung der ihm in dieser Hinsicht auferlegten Verpflichtungen*) 
anstellt, „dem en sal man doch nit dürfen gehorsam sein“ (§ 10). 
Wenn er oder einer seiner Beamten Leib oder Gut eines Unter- 
thanen angreift außer mit Landrecht und Schöffenurteil, so soll 
man sich dagegen wenden zunächst mit „gutligen gesinnen“ um 
Abhilfe. Aber „geschege das dan van stont nit, so en soilent si 
allesament . . . uns of unsen amptleuden, von den sulchs also ge¬ 
schieht were, geinen Dienst schuldig sin zo doin noch doin sullen 
bis so lange, dat sulche gebrech afgedain und zo rechte vurs ge¬ 
stalt of gütlich und ungedrongen verdadinkt und hiemgebaeht 
wurden“ (§ 14). 

Besonders häufig und wichtig begegnet uns in diesem Jahr¬ 
hundert die Normierung eines Widerstandsrechts in geistlichen 
Territorien. Den Rechtszustand im Erzbistum Bremen haben wir 
schon erwähnt. Der Bischof von Würzburg bestätigte in den 
Wahlkapitulationen von 1400, 1411, 1423 und 1444, daß, sobald 
er etwas gegen sein Jurament unternommen und innerhalb vier¬ 
zehn Tagen einer Mahnung des Kapitels kein [Gehör geschenkt 


*) Unger, Landstände S. 266. 

2 ) Eichhorn a. a. 0. 273 Anm. o; nach Eichhorn bedeutet das 
„nicht anders“, daß die Landstände nur miteinander, gemeinschaftlich sich 
widersetzen dürfen. 

3 ) <r. v. Below, Landt&gsakten von Jülich-Berg Bd. 1 1895 S. 68, 158 f. 

4 ) Es handelt sich um Verletzung des Indigenatsrechts vgl. unten S. 59. 

Wolzend orff, Staatsrecht und Naturrecht 3 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Digitized by 


:i4 


habe, vier Städte (Würzburg. Neustadt, Karlstadt, Karlsburg, und 
später statt der beiden letzten Hassfurt und Gerolzhofen) ihres 
Eides gegen ihn entbunden und dem Domkapitel treu und gehorsam 
sein sollten „als ihren rechten Erbherrn 1 )“. Ein sehr scharf 
ausgeprägtes Widerstandsrecht nehmen die kurtrierischen Stände 
in der Landeseinigung von 1456 in Anspruch. Sie erklären sich 
für verpflichtet, im Falle der Verletzung ihrer Rechte durch den 
Landesherrn „dem oder den die also gewaldecklich vorgenommen 
und beantragt wcrren, getrewlich beraten, behelffen und beyständig 
seyn, und ob es Not wurde, Leiff und Gut bey sie stellen“ zu 
sollen 2 ). Nun haben zwar, auf Einspruch des Erzbischofs, Kaiser 
und Papst diese Bestimmungen für rechtswidrig erklärt 3 ) und 
1495 wurde reichsrechtlich durch das Verbot jeder Fehde im 
ewigen Landfrieden einem bewaffneten Widerstand die Berechtigung 
abgesprochen. Allein damit ist der Rechtsgedanke von der Wider¬ 
standsbefugnis der Stände in der Wirklichkeit des staatlichen 
Lebens nicht vernichtet worden; im allgemeinen nicht und auch 
nicht in Kurtrier. Hier haben die Stände weiterhin ausdrücklich 
(1501) an ihrem Recht festgehalten 4 ). In andern Gebieten aber, 
geistlichen und weltlichen, ist später vielfach noch ihr Wider¬ 
standsrecht anerkannt worden. Hatte doch der Kaiser selbst noch 
1489 den sog. Frankfurter Vergleich bestätigt, in dem der 
Wüttembergische Herzog Eberhard mit dem Barte die Zusicherung 
gegeben hatte, daß, wenn irgend einer seiner Nachfolger einen 
Artikel des Vergleichs brechen sollte, sämtliche Unterthanen sich 
dem widersetzen und zu diesem Zweck mit dem schwäbischen 
Bunde sich vereinigen sollten und dürften 5 ). So finden wir denn 
auch in den wichtigsten geistlichen Fürstentümern noch im folgenden 
Jahrhundert das Widerstandsrecht der Stände bestätigt, wenn auch 
im einzelnen in verschiedener Form. In Kurmainz ist es in der 
Weise normiert, daß die Gehorsamspflicht der rheingauischen 
Stände gegenüber dem Erzbischof erlischt (oder ruht) wenn dieser 
ohne Zustimmung des Domkapitels etwas von dem Lande, seinen 

*) J. F. Albert, Die Wahlkapitulationen der Würzburger Bischöfe 
(Würzb. Diss. 1905); Fr. Stein, Geschichte Frankens 1886 Bd. 2 S. 364. 

2 ) J. J. Moser V. v. Reichsstande Landen 950. 

8 ) Unger, Laudstände 270f. 

4 ) Unger 271. r> ) Campe 182. 
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Rechten und Freiheiten „in ein ander Hand setzen oder wenden“ 
werde 1 ). Die „Erz-Stift-Cöllnische Landeseinigung“ bestimmt 
(1550), daß, wenn im Falle der • Rechtsverletzung durch den 
Landesherrn das Kapitel „Ihn oder die Seine darum ersucht hätten, 
und sie das nicht abstellten; so mögen das Capitel, Edelmanne, 
Stätte und gemeine Landschaft zusammen oder besondere beschreiben, 
die auch dem Capitel ohne Eintrag des Herrn folgen sollen und 
Ihm das zu erkennen geben . . . Und wo ein Herr das dann 
nit zur Stund abstellte und hielte, was er gelobt, geschworen 
und verschrieben hätte; so sollen Edelmanne, Ritterschaft, Stätte, 
Amtleut und gemeine Landschaft bey dem Capitel bleiben und dem 
gehorsam seyn, und dem Herrn nit, biß so lang, daß der Herr hält und 
thut dasjenige, das Er gelobt, geschworen und verschrieben hat 2 )“. 
Nahezu wörtlich dasselbe ist in der westfälischen Landeseinigung 
1590 bestimmt 3 ). 


*) 1506 leistete der Kheingau dem Kapitel Erbhuldigung. Darin hieß 
es: Item globen vnd sweren wir vnsern gnedigen Herrn des dhumb Capitelß, 
ob der vielgenant vnser gnedigsten Herr von Meintz fürnemen und vndersten 
wurde, den Stifft Meyntz on gemelts vnserer Herrn des Capittelß willen 
yemants zu vbergeben, daß wir alsdann abermalß gedachten vnsern gnedigen 
Herrn des Capittels, als vnsern Erbherrn, vnd sonst niemant anders, gewarten 
sollen und wollen, biß solang solich Irrung hingelegt vnd vertragen wurdet, 
sonder alle geuerde“. Und ganz regelmäßig enthielten die erzbischöflichen 
Wahlkapitulationen folgenden Passus über die Rechtsstellung der erz- 
bischöflichen Amtleute: „Auch sollen sie geloben vnd sweren, were iß, daz 
wir uns vergessen, vnd am wissen, willen, virhengnisse der obgenan. Dechands 
vnd Capittelß, das Got nit wolle, den Stieft geben, adir besunder Sloß, Stede, 
Marke, Dörfler, Gülten, Rente, Wiltbende, fyheide und wie man daz genennen 
mochte, nichts ußgenommen, ane geuerde, verpflichtigen, verpenden, in eyn 
ander Hand setzen adir wenden, adir selber einen furmunder machen wollten, 
das auch nit sein sal, daz derselbe Amptman, adir wen wir daz zu zyten 
entpholen hetten, vns darane nit gehorsam sin sunder deme Capittel vor- 
genan, das von stunt verkündigen, vnd dem alleyne gewarten solle, vnde 
vns ader ymans anders nit, bis daz die Sache zu eyner gantzen eynigkeit 
körnet“. Vgl. F. J. Bodmann, Rheingauische Altertümer, Mainz 1819 
S . 19 ff, 526. 

2 ) J. J. Moser V. d. Reichsstände Landen 1192. 

3 ) ibid. 1098: zunächst „Beschreiben“ des Landtags „Und wo ein Herr 
oder die Seine das dann nicht von Stund abstellen, und der Herr hielte, 
das Er gelobt und verschriben hat; so sollen Edelmann, Ritterschaft, Stätte, 
Rät he, Amtleut und gemeine Landschafft bey dem Capitul. bleiben und dem 

3 * 


Digitized by 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Digitized by 


Besondere Bedeutung hat das Widerstandsrecht gehabt auch 
für das Verhältnis der Städte zum Fürsten. Wir haben bereits 
gesehen, daß im Bistum Würzburg das Widerstandsrecht ausdrücklich 
vier Städten in die Hand gegeben war. Für manche Städte aber 
war ein ganz besonderes Widerstandsrecht begründet. So war in 
einer Urkunde von 1282 den märkischen Städten Stendal, Tanger¬ 
münde und Osterburg das Recht zugesichert worden, bei einer 
Verletzung ihrer Freiheiten durch den Fürsten sich von diesem 
ab- und einem anderen Herren zuwenden zu dürfen (libere se 
divertere poterunt ad alium dominum) 1 ). Durch Urkunde von 1348 
war ebenso den Städten Berlin und Köln die Befugnis vom Mark¬ 
grafen zuerkannt worden, „in so fern er ihnen dieses Versprechen 
nicht halten würde, sich mit den übrigen Städten einen anderen 
Landesherrn zu wählen 8 ).“ Auch die Stadt Soest hatte dieses 
Recht, und seine Ausübung im Jahre 1444 war der Grund, daß 
die Stadt an das Herzogtum Cleve und mit diesem späterhin an 
die Krone Preußens kam, deren Herrscher noch bis zu Ende des 
18. Jahrhunderts jenes alte Recht beschworen haben 3 ) 

Selbst das 17. Jahrhundert zeigt uns noch die positivrechtliche 
Festlegung eines Widerstandsrechtes der Landstände. So verspricht 
z. B. 1043 in dem Vergleich betreffend die Grafschaft Reinstein 
der Graf von Tettenbach Aufrechterhaltung der Landesrechte für 
sich und seine Nachfolger „bey Verlust Ihres und Ihrer Mitbe¬ 
schriebenen an der Grafschaft Reinstein erlangten Rechtens *)“ und 
1655 gibt in HessenKassel der Landtagsabschied den „Landständen, 
Dienern und Untertanen“ die Befugnis, daß sie im Falle der 
Rechtsverletzung durch den Landesherrn „bey ihren Pflichten nicht 
stehen bleiben sollen 5 )“. 

gehorsam seyn und dem Herrn noch den Seinigen nicht, biß so lang daß 
der Herr hält und thnt, das Er gelobt und verschrieben hat.“ 

') Maurer a. a. 0. 516, vgl. auch unten S. 44ff. 

9 ) Maurer a. a. 0. 535. 

3 ) Über die Unterwerfung unter das Herzogtum Cleve wurde 1444 ein 
Vertrag geschlossen, der die hergebrachten Freiheiten bestätigte und der 
von allen späteren Herrschern beim Regierungsanritt beschworen wurde, 
zuletzt noch 1771 von Friedrich d. Gr. und 1798 von Friedrich Wilhelm III; 
vgl. Maurer a. a. O. 535. 

*) Moser a. a. 0. 1039. 

5 ) Moser a. a. 0. 1088. 
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2. Die hier versuchte Zusammenstellung hat uns eine ganze 
Reihe von Rechtsbeurkundungen gezeigt über jene Erscheinungen 
des Rechtslebens, die in unserer Literatur gelegentlich ohne näheres 
Eingehen auf die Sache als Beispiele eines ständischen Wider¬ 
standsrechtes begegnen. Ob sie wirklich als Beispiele einer all¬ 
gemeinen oder typischen Erscheinung des ständischen Staats¬ 
lebens anzusehen sind, wird später zu untersuchen sein. Zunächst 
bedarf einer Klärung die Frage: ist das Recht, das die erwähnten 
Beurkundungen bezeugen, überhaupt ein Recht zum Widerstande 
im eigentlichen Sinne des Wortes? 

In den Beurkundungen, die wir als Belege für das sog. 
Widerstandsrecht kennen gelernt haben, ist von einem Widerstande 
und dessen Berechtigung vielfach nicht ausdrücklich die Rede. 
Die bisherigen Notizen unserer Literatur über das Widerstands¬ 
recht haben diesen Punkt fast ganz unbeachtet gelassen 1 2 ). Das 
erklärt sich aber nur aus der Selbstverständlichkeit, in der jene 
Notizen von Hand zu Hand weitergingen, nicht aus der Zweifel- 
losigkeit der Sachlage. Denn, wenn man einmal von der Auf¬ 
fassung ausgeht, — deren Richtigkeit in der älteren rechts¬ 
geschichtlichen Literatur unterstellt ist — daß das in dem ver¬ 
schiedenen Rechteurknnden bezeugte Recht der Landstände eine 
allgemeine, einheitlich geartete Erscheinung des ständischen 
Staatsrechtes sei, dann kann es nicht unerheblich sein, daß für 
eines der geschichtlich bedeutsamsten dieser Beispiele des sog. 
ständischen Widerstandsrechtes eingehende und sorgfältige wissen¬ 
schaftliche Untersuchungen diesem Recht den Inhalt einer Be¬ 
fugnis zu wirklichem „ Widerstand“ im Sinne des heutigen Sprach¬ 
gebrauchs abstreiten. Schon in den ersten Jahrzehnten des vorigen 
Jahrhunderts hat die belgische Forschung den Nachweis unter¬ 
nommen *), für dessen Richtigkeit sie auch in neuerer Zeit wieder 
eingetreten ist 3 ), daß in der J. E. von Brabant mit dem „ne 
feront aucun service ni obäiront en chacune chose“ ursprünglich an 


1 ) Mit Ausnahme vor allem der noch zu erwähnenden Ausführungen 
von Rap säet und derjenigen ton Below, Landtagsakten I, 70. 

2 ) J. J. Rapsaet, Recherches sur l’origine et la nature des inaugurations 
2 e ed., Oeuvres de J. J. Rapsaet, 1838 I, 123 ff. 

*) Ponllet a. a. 0. 368 ff. 
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nichts anderes gedacht gewesen sei als an ein Aussetzen der Funk¬ 
tionen der Stände in ihrer Mitwirkung zu den staatlichen Akten, 
die der Fürst nicht ohne diese vornehmen konnte, also eine Lahm¬ 
legung der landesherrlichen Betätigung in den wichtigsten Dingen, 
wie besonders der Beschaffung der Staatsmittel durch Erhebung 
von Steuern 1 ). Das „ne rendront aucun service“ der J. E. ist, 
wie wir sahen, aus dem „ne fassent ni aide ni service“ der Charte 
von Cortenberg entstanden 2 ). Dieses Verweigern von aide und 
service aber hat einerseits seine Parallele in zahlreichen anderen 
flandrischen Verfassungen 3 ) und läßt sich andererseits in seinem 
Ursprung in fester Aufeinanderfolge über die Assissen 4 ) bis 
zur Karolingischen Zeit zurückverfolgen 5 ). Es ist nach An¬ 
sicht der belgischen Forschung nichts anderes als das cessare 
servitio, das das Lehnrecht dem Vasallen bei Felonie des Landes¬ 
herren zugestand. Es bedeutet also — und zwar gilt das nach 
jener Ansicht ganz allgemein für das sog. Widerstandsrecht als 
typische Erscheinung des ständischen Staatsrechts — ursprünglich, 
und daher an sich, nichts anderes als die Befugnis der Lehns¬ 
mannen, das schuldige auxilium et servitium bis zur Behebung 
des Rechtsbruches seitens des Lehnsherrn zu verweigern. Daraus 
ergibt sich die zweifellos mit Recht von den belgischen Forschern 
aufgeworfene Frage: müssen aus dieser Feststellung Folgen für 
den Inhalt und Umfang des den Ständen im 16. Jahrhundert ge¬ 
währleisteten Widerstandsrechts gezogen werden, insbesondere auch 
für den Sinn, den die J. E. hatte, als sie noch von Philipp II. be¬ 
schworen wurde? Diese Frage, deren Bedeutung, nach der Ent¬ 
stehungszeit auch der wichtigsten anderen Beurkundungen des 
ständischen Widerstandsrechts wohl mit Recht, von den belgischen 
Forschern auf das Widerstandsrecht als allgemeine Erscheinung 
erstreckt wird, kann nicht umgangen werden, wenn man zu einer 
Beurteilung des Inhalts und der Bedeutung jenes gelangen will. 
Deifti in ihr sind rechtlich zwei Einzelfragen enthalten: a) ist 
die Befugnis zur Gehorsamsverweigerung in dem Sinne wesentlich 

! ) Rapsaet a. a. 0. 123—198, Poullet 365 ff. 

a ) oben S. 28. 

3 ) Rapsaet 172 ff. 

4 , Rapsaet 183. 

f> ) Rapsaet 142 ff. 
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lehnrechtlicher Natur, daß sie die staatsrechtliche Untertanen- 
ptlicht — wie Itapsaet annimmt — unberührt laßt, und b) ent¬ 
hält sie ein Recht nur zu passivem oder auch zu aktivem 
Widerstand ? 

a) Ohne weiteres mag zunächst anerkannt werden, daß, für 
sich betrachtet, die Oehorsamsaufkündigung als formelles Rechts¬ 
institut als eine Schöpfung des Lehnrechts anzusehen ist 1 ). Es 
mag auch zugegeben werden, daß insbesondere die Bestimmungen 
der J. E. in ihrer geschichtlichen Entwicklung an jenes formelle 
lehnrechtliche Rechtsinstitut anknüpfen 2 ). Scharf zu trennen von 
diesem formellen Rechtsinstitut ist aber, wie erst später be¬ 
gründet werden kann 3 ), der materielle Rechtsgedanke der Be¬ 
rechtigung des Widerstandes gegen rechtswidrige Ausübung von 
Herrschaftsbefugnissen. Nur mit letzterem haben wir es hier zu 
tun. Die Frage ist daher für uns die: ist auch der materielle 
Rechtsgedanke infolge der Tatsache, daß er in der Periode des 
Feudalstaates in einem typisch lehnrechtlichen formellem Rechts¬ 
institut zum Ausdruck kam, als ein wesentlich lehnrechtlicher 
anzusehen? Die Beantwortung dieser Frage ist nicht möglich, 
ohne daß vorher über die prinzipielle Bedeutung des Lehnrechts 
für die Entwicklungsgeschichte des Staatsrechts Klarheit besteht. 
Denn von der Auffassung dieser Bedeutung hängt es ab, ob wir 
mit Rapsaet annehmen müssen, daß das Widerstandsrecht deshalb, 
weil das Lehnrecht es zu einem formellen Rechtsinstitut ausge¬ 
bildet hat, rein lehnrechtlichen Charakters ist, also auch nur für 
lehnrechtliche Beziehungen wirksam is, etwa daneben bestehende 
staatsrechtliche Beziehungen aber unberührt läßt. 

Rapsaet stützt seine Auffassung wesentlich nur auf die eine 
Tatsache, daß im alten flandrischen Recht der Herrscher verspricht, 
ein „bon, equitable et 16al seigneur“ zu sein 4 ). Wenn er in diese 
Formel den Unterschied zwischen den juridischen Begriffen des 
lehnrechtlichen „seigneuriat“ und dem, erst viele Jahrhunderte 
„später von der Staatsrechtslehre herausgebildeten, Begriffe der 
souverainete“ hineininterpretiert 5 ), so ist das zweifellos ein durch 


l ) 2 ) Für alles Nähere muß auf die oben angeführte Darstellung von 

Rapsaet verwiesen werden. 

3 ) unten 61 ff. 4 ) a. a. 0. 123 ff. b ) ibid. 145 ff. 
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nichts zu rechtfertigender Anachronismus 1 ). Nicht ohne weiteres 
abzuweisen ist es aber, wenn er aus der Bezeichnung des Herrschers 
als „seigneur“ in die alte Formel den Sinn legt, daß jenes Ver¬ 
sprechen nur eine Seite (die lehnrechtliche) des Über- und Unter- 
ordnungsverhältnisses zwischen Fürst und Volk habe ergreifen 
wollen, eine andere (staatsrechliche) Seite aber als etwas durch¬ 
aus selbständig daneben bestehendes, und daher von dem In¬ 
halt des Versprechens ganz unberührt, gedacht habe. Doch ist 
m. E. auch diese Auffassung nicht zu halten, weil sie der ent¬ 
wicklungsgeschichtlichen Bedeutung des Lehnrechts für das Ver¬ 
fassungsrecht nicht gerecht wird, wie sie gegeben ist in dem Hin¬ 
durchgehen des Verfassungsrechts durch den Lehnstaat oder, wie 
man wohl mit Below 2 ) richtiger sagen muß, durch den Feudal¬ 
staat. Das bedarf näherer Erklärung. 

Da der Feudalstaat ein Entwicklungsstadium zum mindesten 
des mitteleuropäischen Staatslebens darstellt, ist es unmöglich, 
ohne Kenntnis seines Wesen zum Verständnis jenes zu gelangen. 
Deshalb ist es eine der empfindlichsten Lücken in unserem Wissen 
von der Entwicklung des Verfassungsrechtes, daß hellte noch das 
Charakterbild des Fendalstaates in der Geschichte schwankt. Wir 
können diese Lücke nicht ausfüllen, das ist selbstverständlicu; 
aber nicht einmal der Versuch eines kritischen Überblickes über 


*) Raepsaet bringt in seinen sonst sehr ausführlichen und gründlichen 
Untersuchungen gerade zur Begründung dieser These, auf die sich seine 
ganze Arbeit aufbaut, schlechterdings nichts als eine petit.io principii. Für 
die Geschichte der Rechtswissenschaft ist das nicht uninteressant. Denn 
die Erklärung für diese offenbare Selbsttäuschung eines bedeutenden Ge¬ 
lehrten ist zu suchen in der Voreingenommenheit durch eine politische Idee, 
unter deren Zeichen auch einige der wertvollsten rechtsgeschichtlichen Arbeiten 
zum deutschen Recht in jener Zeit stehen. Es ist die rechtswissenschaftliche 
Romantik, die gegenüber dem nach ihrer Meinung unidealen, rationalistischen, 
fränkischen oder „welschen“ Konstitutionalismus das ständische Staatsrecht als 
die wahrhaft ideale Verwirklichung eines verständigen (und spezifisch deutschen) 
Liberalismus propagiert. Bei Rapsaet läuft das ganze nur darauf hinaus, 
die Bestimmung der J. E nicht als Gewährnng eines nach Volkssouvcränität 
schmeckenden wirklichen Widerstandsrechtes auszulegen. Vgl. unten S. 86. 
Dabei ist Rapsaet aber wissenschaftlich viel zu ehrlich, um zu leugnen, daß 
im 16. Jahrhundert die Auffassung über die J. E. (vgl. unten S. 49) eine 
andere war, vgl. a. a. 0. 185. 

J > G v. Below, Der deutsche Staat des Mittelalters I. 1914 S. 278. 
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den status controversiae ist hier möglich, ohne den Rahmen unserer 
Untersuchung vollständig zu sprengen. Wir müssen daher uns 
mit einer Notbrücke begnügen, die zum Glück sich für die Zwecke 
unserer Frage über diese Lücke legen läßt: die wichtigsten, in 
der neueren Forschung einander gegenüberstehenden Auffassungen 
über das Wesen des Feudalstaates führen in unserer besonderen 
Frage zu den gleichen Konsequenzen. Es genügt daher für unseren 
Zweck, wenn wir ohne nähere Erörterung ihrer Berechtigung den für 
unsere Fragen entscheidenden Teil ihres Inhalts uns vergegen¬ 
wärtigen. 

Die eine Auffassung sieht das Wesen des Feudalstaates darin, 
daß in ihm der Untertanenverband derart aufgelöst ist, daß nur 
noch die höchsten Lehnsträger in unmittelbarer Verbindung dem 
Lehnsherrn untergeordnet sind, ein unmittelbares Band rechtlicher 
Herrschaft zwischen dem Fürsten und der Masse des Volkes hin¬ 
gegen nicht mehr besteht 1 ). Vom Standpunkte dieser Auffassung 
aus ist die besondere Bedeutung des Lehnrechtes für die Ent¬ 
wicklungsgeschichte des Verfassungsrechtes darin zu suchen, daß 
es in einer bestimmten Periode, in der deshalb der Staat als 
Lehnstaat anzusprechen ist, sich über die ursprüngliche Basis 
seirres natürlichen gegenständlichen Anwendungsgebietes hinaus zum 
allgemeinen rechtlichen Maßstab aller Über- und Unterordnungs¬ 
verhältnisse im staatlichen Leben erhob, also, wie wir heute sagen 
müssen: die Form für das Staatsrecht wurde. Der Lehnstaat 
bildet danach ein Stadium der Entwicklung des Rechts- und 
Staatslebens, in dem das Staatsrecht vorübergehend die Form des 
Lehnrechts annahm: im Lehnstaat erhalten alle staatsrechtlichen 
Begriffe und Rechtsverhältnisse eine lehnrechtliche Form. 

Nach der anderen Auffassung vom Wesen des Feudalstaats 
ist in ihm das Untertanenverhältnis nicht schlechterdings aufgelöst, 
sondern nur durchbrochen 2 ), in der Ordnung der Herrschaftsver¬ 
hältnisse ist also die staatsrechtliche Regelung von der lehnrechtlichen 
nicht schlechthin verdrängt, sondern nur von ihr durchsetzt. Auch 
nach dieser Auffassung kann die Durchsetzung der staatsrecht- 

’) Vgl. bes. Spangeuberg, Ständestaat 4, und zu der ganzen Frage 
Below Staat des M-A. 231 ff., wo auch ein kritischer Überblick über die 
verschiedenen Auffassungen gegeben und die Literatur angeführt ist. 

*) Below ibidem, bes. auch 243 ff. 
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liehen Ordnung mit der lehnrechtlichen nicht die Bedeutung haben, 
daß in allen oder bestimmten einzelnen Rechtsbeziehungen parallel 
neben dem staatsrechtlichen herlaufende lehnrechtliche Rechts¬ 
beziehungen ausgebildet worden seien, sondern nur, daß nicht 
überall die staatsrechtliche Regelung zu gunsten der lehnrecht¬ 
lichen verschwunden ist. Soweit aber die lehnrechtliche Regelung 
eingedrungen ist, soweit sie einzelne Rechtsbeziehungen ergriffen 
hat, bestimmt sie diese ausschließlich, ohne eine staatsrechtliche 
daneben bestehen zu lassen. Gerade diejenige neuere Forschung, 
die diese zweite Auffassung mit besonderer Klarheit vertritt, betont 
mit aller Schärfe 1 ), daß das Wesen des Feudalstaats in der Ver¬ 
äußerung von Hoheitsrechten in der Form der Belehnung (oder 
der Umwandlung von Hoheitsrechten in Lehen) besteht 2 ). Der 
Fürst hat entweder auch im Feudalstaat ein Hoheitsrecht behalten, 
dann ist seine Herrschaftsbeziehung zu dem Untertan ein staats¬ 
rechtliches Rechtsverhältnis geblieben; oder er hat sich durch 
Belehnung eines Untertanen mit einem Hoheitsrecht dieses ent- 
äußert, dann ist eben dadurch seine Herrschaftsbeziehung zu jenem 
insoweit als ein staatsrechtliches Rechtsverhältnis verschwunden 
und ein lehnrechtliches Rechtsverhältnis an seine Stelle getreten. 
(Ebenso ist es, wenn der Vasall ein ihm ursprünglich zustehendes 
Hoheitsrecht nunmehr als Lehen behält). Zwischen den in dieser 
Weise dem Fürsten lehnrechtlich Verbundenen — und nur um 
diese handelt es sich ja in unserer Frage 2 ) — ist also, soweit 
diese lehnrechtliche Verbindung geht, nicht ein staatsrechtliches 
Rechtsverhältnis neben dem lehnrechtlichen denkbar, das selbständig 
und unabhängig neben ihm Weiterbestände. 

Begrifflich wäre damit nun freilich an sich noch nicht 
ausgeschlossen, daß, nachdem durch Belehnung eines ünter- 
thanen mit einem oder verschiedenen Hoheitsrechten in den 
dadurch bestimmten Rechtsbeziehungen das staatsrechtliche 
Rechtsverhältnis durch das lehnrechtliche verdrängt ist, durch 
das Weiterbestehen anderer Hoheitsrechte andere rechtliche 
Beziehungen zwischen dem Fürsten und der Person des Lehns- 

’) Below, a.a. 0. 282, 283. 

2 ) Daß es sich für unsere Frage nur um Begründung solcher lehn- 
reclitlicher Verbindungen handelt, in denen Gegeustand der Belehnung 
Hoheitsrechte sind, ist selbstverständlich. 
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mannen als staatsrechtliche Rechtsverhältnisse bestehen ge¬ 
blieben sind. Allein diese an sich gegebene begriffliche Mög¬ 
lichkeit kann in der Materie des Widerstandrechts aus verschiedenen 
Gründen nicht zur Anwendung kommen. Einmal steht ihr die 
Grundregel aller Rechtsauslegung entgegen, wonach im Zweifel 
einer Rechtsnorm nur derjenige Sinn zu geben ist, der sie nicht 
gänzlich inhalts- und bedeutungslos macht. Das Recht einer 
Person, als Lehnsmann dem Herrn Widerstand zu leisten, ist aber 
vollständig inhaltslos, wenn, ganz unberührt von diesem Recht, die 
ihm als Untertan obliegende Gehorsamspflicht weiterbestünde, die 
infolge ihrer viel formaleren Bedeutung x ) eine viel weiter gehende 
U nterordnnngspflicht enthält als die Treupflicht. Wichtiger jedoch 
sind zwei andere Erwägungen, von denen eine mit jener eng zu¬ 
sammenhängt. Einerseits nämlich sind die Normierungen, um 
die es sich für uns handelt, durchweg enthalten in hochfeierlichen 
Rechtsakten, durch die beim Regierungsantritt die Rechtsbeziehungen 
zwischen dem Fürsten und den verschiedenen Gruppen der Unter¬ 
tanen ein für alle mal zweifelsfrei festgelegt werden sollten. Die 
Natur dieser Rechtsakte ist tür unsere Frage von allergrößter 
Bedeutung, wie aber des einzelnen erst in anderem Zusammenhang 
erörtert werden kann 2 ). Doch liegt ihre allgemeine Bedeutung 
in dem soeben angedeuteten Sinne einer Vorbeugung gegen etwaige 
Streitigkeiten über die Ausdehnung der Rechte des Fürsten einer¬ 
seits und der Pflichten der Unterthanen andererseits so auf der 
Hand, daß wir sie schon hier, ohne nähere Begründung, als eine 
Tatsache verwerten können. Aus dieser Tatsache ergibt sich aber 
ohne weiteres die Richtigkeit der Auffassung, die wir soeben aus 
den Grundregeln der Rechtsauslegung gewonnen hatten: es ist 
undenkbar, daß eine, die rechtlichen Grundlagen des Gemeinwesens 
gegen Streitigkeiten über die Über- und Unterordnungsverhältnisse 
zu schützen bestimmte, Normierung eines, die Grundlagen dieser 
Verhältnisse und damit des Gemeinwesens ergreifenden, Rechtes 
stillschweigend das Weiterbestehen eines, dieses unendlich wichtige 
Recht schlechterdings bedeutungslos machenden, anderen Rechts¬ 
verhältnisses habe anerkennen wollen. Es bleibt daher m. E. nur 

J ) Vgl. dazu V. Ehrenberg, Komuiendation und Huldigung nach 
fränkischem Recht 1877, S. 112 ff. * 

2 ) unten II, 4 u d 2. Teil V. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Digitized by 


44 


die eine Auffassung, daß, wenn zu einer bestimmten Zeit für ein 
bestimmtes Land in den prinzipiell die Über- und Unterordnungs¬ 
beziehungen zwischen Fürst und Untertanen feststellenden Rechts¬ 
akten ein Widerstandsrecht in der Form des Lehnrechts beurkundet 
ist, damit .für das betreffende örtliche und zeitliche Rechtsgebiet 
eine vollständige Feudalisierung des öffentlichen Rechts bewiesen 
ist. Wo also das Widerstandsrecht in lehnrechtlicher Form er¬ 
scheint, gibt es keine anderen rechtlichen Über- und Unterordnungs¬ 
verhältnisse als die des Lehnrechts. Soweit diese also im An¬ 
wendungsfalle des Widerstandsrechtes aufgehoben werden, sind 
alle in jenem Gemeinwesen bestehenden Unterordnungsverhältnisse 
aufgehoben. 

Wie immer man demnach das Wesen des Feudalstaates be. 
urteilen mag, muß man zu dem Ergebnis kommen, daß, wenn in 
einem bestimmten Gemeinwesen eine in die Form des Lehn rechts 
gekleidete Rechtsvorschrift den Untertanen oder bestimmten Klassen 
der Untertanen ein Widerstandsrecht gab, damit deren Unter¬ 
werfungsverhältnis schlechthin suspendiert und nicht als in anderer 
(staatsrechtlicher) Form von dieser Suspension unberührt weiter¬ 
bestehend gedacht war. Die Aufstellung des Widerstandsrechtes 
in lehnrechtlicher Form ist nur eine selbstverständliche Be¬ 
gleiterscheinung der Feudalisierung der Herrschaftsverhältnisse im 
Gemeinwesen. Das ist eben das Wesen des Feudal Staates, daß, 
soweit die Feudalisierung der Herrschaftsverhältnisse dringt, das 
Lehnrecht das Staatsrecht absorbiert. Wie heute der Kaufmann 
in seinen Rechtsansprüchen aus einem Handelskauf nicht auf deu 
weitergehenden Rechtsschutz des bürgerlichen Rechts zurückgreifen 
kann, so wenig kann ein Landesherr in denjenigen Rechtsbeziehungen 
zu den Untertanen, die er lehnrechtlich gestaltet hat, — und seien es 
sämtliche — auf seine Herrschergewalt und ihre Gehorsamspflicht zu¬ 
rückgreifen. Nur eine Illustration dazu bedeutet es, wenn wir in der 
Periode des Feudalstaates in nahe verwandten Rechtsgebieten Nor¬ 
mierungen des Widerstandsrechtes finden, die dieses bei sonst völlig 
gleichem Inhalt in einem Falle den Vasallen, in anderem den Unter¬ 
tanen zuerkennen. Wenn z. B. die brandenburgischen Markgrafen der 
Stendaler Linie 1282 für den Fall der Verletzung des Landes¬ 
vergleichs den „Vasallen“ das Recht zugestanden, sich von ihnen 
abzuwenden, und 1285 dasselbe Recht mit den gleichen Worten 
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den „burgenses“ zuerkannten 1 ), so war in beiden Fällen der Sinn 
der gleiche, daß alle für jene aus dem Unterordnungsverhältnis 
gegenüber den Markgrafen entspringenden Pflichten suspendiert 
sein sollten. 

Mit der Entscheidung dieser ersten Frage dahin, daß aus 
der lehnrechtlichen Formulierung des Widerstandsrechtes nicht auf 
eine nur teilweise Ergreifung des rechtlichen Unterordnungsverhält¬ 
nisses der Untertanen unter den Fürsten durch dieses geschlossen 
werden kann, ist implicite auch die zweite Frage entschieden, ob 
aus der lehnrechtlichen Form der Normierung des Widerstands¬ 
rechts auf die lehn rechtliche Natur seines eigenen oder ursprüng¬ 
lichen Wesens geschlossen werden darf. Das Wesen des Feudal¬ 
staates ist es, daß, soweit die Feudalisierung der einzelnen Rechts¬ 
beziehungen geht, diese eine ausschließlich lehnrechtliche Ge¬ 
staltung haben. Damit ist ohne weiteres die negative Erkenntnis 
gegeben, daß die lehnrechtliche Gestaltung eines Rechtsverhältnisses 
in der Periode des Feudalstaates auf das eigene Wesen dieses 
Rechtsverhältnisses keinen Rückschluß erlaubt. 

Daß wichtige allgemeine Erwägungen aus der Geschichte des 
deutschen Rechtes positiv dafür sprechen, daß das Widerstands¬ 
recht in seinem Gehalt an materiellen Rechtsgedanken seinem 
Wesen nach nicht speziell lehnrechtlichen Charakters war, werden 
wir später sehen. Zunächst dürfen wir nicht an der Bestätigung 
Vorbeigehen, die wir für diese Auffassung finden in der Entwicklung 
der, wegen ihrer hervorragenden geschichtlichen Bedeutung be¬ 
sondere Beachtung verlangenden, Regelung des Widerstandsrechtes 
im Brabanter Recht. 

Für die Entwicklung der Widerstandsklausel im Brabanter 
Recht ist, wie Rapsaet nachgewiesen hat, das Kapitulare von 87*2 
als geschichtliche Grundlage der ganzen späteren Bestimmungen 

') 1282: Quod si premissa infringeremus, se divertere poterunt, quo 
dicti vasalli nostri duxerint divertendum, donec ea ad plenum fuerint retracta 
(Ungcr254; Spangenberg, Ständestaat47) — 1285: Quod si quicquam de 
omnibus premissio infringeremus, quod absit, ex tune dicti burgenses babebunt 
liberum arbitrium, ut — libere se divertere poterunt ad alium dominum* ad 
quem duxerint divertendum, donec talis injuria et violentia per nos fuerit 
ex integro retracta (Lv. Maurer, Geschichte der Städteverfassung in 
Deutschland S. 516 Anm. 11). 
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von entscheidender Bedeutung. In diesem Kapitulare aber gibt 
der König — das hat Rapsaet völlig übersehen — seine Ver¬ 
sprechungen gar nicht „comme senieur“, auf welchen Begriff die 
DeduktionenRapsaets sich hauptsächlich stützen, sondern ausdrücklich: 
„sicut fidelis rex“. Damit ist schon der Hauptgrund für die Auf* 
fassung des Widerstandsrechtes als eines ursprünglich und wesent¬ 
lich lehnrechtlichen Rechtsgedankens in Wegfall gekommen. Noch 
andere der von Rapsaet aus dem geschichtlichen Zusammenhang 
mit den älteren Gesetzen verwerteten Momente sprechen nicht für, 
sondern gegen seine Auffassung. Sie zeigen positiv, daß es sich 
in der Widerstandsklausel der J. E. materiell nicht um lehn¬ 
rechtliche sondern um staatsrechtliche Verhältnisse handelt, um die 
Anwendung von Rechtsgedanken, die nicht das Lehnrecht geboren 
hat, sondern allgemeine ältere rechtlich-politische Vorstellungen er¬ 
zeugt haben. So ist die in jenen älteren Gesetzen bedeutsame 
Formulierung der Rechtspflicht zu aide und Service zwar ein 
Charakteristikum der feudalen Staatsgestaltung. Sie ist aber keine 
Schöpfung des Lehnrechts: schon längst vor Begründung des 
Lehnstaaates war consilium et auxilium Inhalt der in den all¬ 
gemeinen Huldigungseiden beschworenen Untertanenpflicht. Gerade 
die Fidelitätseide unter den ersten Karolingern, zu denen auch das 
Kapitulare von 872 gehört 1 ), stellen den Versuch dar, dem be¬ 
ginnenden Zerfall der staatsrechtlichen Bindung unter der zer¬ 
setzenden Wirkung des Benefizialwesens entgegenzutreten durch 
eine Neubelebung der rechtlichen Form des Untertanenverbandes, 
wobei stets ausdrücklich daran festgehalten wurde, daß es sich 
materiell um nichts neues handelt: ista sacramenta sunt necessaria 
per ordine ex antiqua consuetudine *) 3 ). Der Wert, der im achten und 
neunten Jahrhundert auf die regelmäßige Ableistung des Huldigungs¬ 
eides gelegt wurde, ist nur ein Beweis dafür, daß mit ihm die, 
nach der damaligen Rechtsauffassung, „eigentliche Basis des Ver¬ 
hältnisses zwischen Herrscher und Untertan“, also gerade das 


*) Vgl. V. Ehrenberg, Commendation und Huldigung nach fränkischem 
Recht 1877 S. 111. 

*) Roth, Benefizialwesen 368, 387. 

8 ) Auch Ungerl, 118 betont, dali die im Kapitulare von 1851 den 
Friesen gemachten Zusicherungen nicht lehnrechtliche, sondern staatsrechtliche 
Bedeutung haben. 
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staatsrechtliche Verhältnis von Herrscher und Volk erhalten 
werden sollte. Und Karl der Große suchte inhaltlich dieses staats¬ 
rechtliche Rechtsverhältnis noch zu stärken, indem er darauf 
hinwies, daß die Untertanenpflicht nicht nur zur Unterlassung von 
Hoch- und Landesverrat, sondern anch zum Gehorsam verpflichte x ). 
Auf diese alten Regelungen des staatsrechtlichen Verhältnisses von 
Herrscher und Untertanen gehen die Bestimmungen über die durch 
die Erfüllung der Versprechungen des Herrschers bedingte Ge¬ 
horsamspflicht zurück, aus denen sich die Klausel der J. E ent¬ 
wickelt hat. Wenn diese Bestimmungen also im Laufe der Ent¬ 
wicklung lehnrechtliche Formen angenommen haben, so ist das 
nur die Folge der Umwandlung des ganzen staatlichen Lebens. 
Im eigentlichen Lehnsstaat war eben der Zug der Zeit so mächtig 
„auf eine vertragsmäßige und zwar privatrechtliche Gestaltung der 
Rechtsverhältnisse gerichtet, daß sogar die dem Könige geleistete 
Huldigung durch die Verbindung mit der Kommendation ihren 
alten staatsrechtlichen Charakter verlor“ 2 ), und daß sowohl Felonie 
gegen den König, wie Felonie des Königs von gleichem rechtlichen 
Charakter, als Vertragsbruch, erschien. 

Dieser lehnrechtlichen Periode entstammt das — später näher zu 
betrachtende— formale Rechtsinstitut der Gehorsamsauf kündigung.der 
diffldatio, bei Verletzung der Versprechungen des Fürsten. Nachdem 
nun aber die lehnrechtliche Periode überwunden war, als der Staat aus 
dem Lehnstaat sich zum Ständestaat umgestaltete, änderte sich auch 
wieder das Verhältnis des Herrschers zu den Untertanen: es wurde 
aus einem lehnrechtlichen zu einem staatsrechtlichen. Gerade für 
unsere Frage haben wir dafür ein anschauliches Beispiel in der 
Geschichte des englischen Verfassungslebens. Die Absetzung 
Edwards H. im Jahre 1327 „wurde in der alten lehnsrechtlichen 
Form der Aufkündigung lehnsrechtlicher Treue durch die Vasallen 
vorgenommen.“ Die Absetzung Richards II. im Jahre 1399 „voll¬ 
zieht sich jetzt, da der Ständestaat vollständig ausgebildet ist, in 
ständischer Form“ durch Annahme der Verzichtsurkunde seitens des 
Parlaments 3 ). Genau so haben auch in den kontinentalen Staaten 
die Rechtsverhältnisse ihre Gestalt verändert. 

] ) Ehrenberg, a. a. 0. 119. J ) Ehrenberg, a. a. 0. 120. 

s ) J. Hatschek, Englische Verfassungsgeschichte (Handbuch der 
mittelalterlichen und neueren Geschichte, her. v. G. v. Below und F. 
Meinecke III, 5) 1913 S. 201f. 
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Wenn die äußere Form der gesetzlichen Bestimmungen die 
alte blieb, wie sich das aus der hochfeierlichen Natur der Akte, 
um die es sich dabei handelt, ganz von selbst ergibt, so hat das 
für den materiellen Inhalt, den sie in dem Rechtsleben und der 
Rechtsauffassung ihrer Zeit hatten, gar nichts zu bedeuten. Sie 
erscheinen einfach als Regelung des rechtlichen Verhältnisses 
zwischen Herrscher und Untertan. Daß sie dafür Rechtsausdrücke 
aus überwundenen Perioden gebrauchen und den Herrscher als 
„sieur“ bezeichnen, kann ihren materiellen Inhalt ebensowenig ver¬ 
ändern, als etwa in der modernen Rechtssprache die Bezeichnung 
des Königs als „von Gottes Gnaden“ ihm eine andere Rechts¬ 
stellung als die durch Verfassung und Gesetz bestimmte gibt; 
oder die in älteren Gesetzen begründeten Rechte und Pflichten 
der Bürger des modernen Staats durch deren Bezeichnung als 
„Untertanen“ des Fürsten rechtlich beeinflußt werden; oder die 
Schiffe der Reichsmarine durch die Benennung „S. M. S.“ aus 
Reichsstaatseigentum kaiserliches Schatullgut werden; oder — um 
die Aufzählung der beliebig zu vermehrenden Beispiele damit zu 
beenden — vor allem die Parlamente der deutschen Verfassungen 
aus den ersten Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts durch ihre Be¬ 
zeichnung als „Landstände“ den Charakter eines Organs des 
konstitutionellen Staates gegen den einer ständischen Körperschaft 
des älteren Staates eingetauscht haben. Tatsächlich bezeichnen ja 
auch alle anderen Rechtsnormen, die wir oben als Begründungen 
eines dem in der J. E. festgelegten gleichen Rechtsverhältnisses 
kennen gelernt haben, als Parteien dieses Rechtsverhältnisses nicht 
Lehnsherrn und Vasallen, sondern Herrscher und Stände oder Land. 
Es spricht daher alle Vermutung dafür, daß die Gehorsams¬ 
verweigerungsklausel, auch wenn und soweit sie formell lehnrecht¬ 
lichen Ursprungs war, im 16. Jahrhundert sich nur auf das staats¬ 
rechtliche Verhältnis zwischen Herrscher und Ständen (Land) be¬ 
ziehen kann. Daher erübrigt sich für die sonstigen Normierungen 
des Widerstandsrechtes (außer der J. E.) die Untersuchung nach 
etwaigeu Zusammenhängen mit dem Lehnrecht. 

Hinsichtlich des Brabanter Rechts wird unsere Auffassung, 
daß zum mindesten im Rechtsleben und der Rechtsauflassung des 
16. Jahrhunderts die Klausel der J. E. nicht lehnrechtliche sondern 
staatsrechtliche Bedeutung hatte, nicht nur bestätigt durch das 
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Urteil der beiden Historiker, die die gründlichsten Forschungen 
über die J. E. angestellt haben *), sondern wir haben auch zwei 
positive Anhaltspunkte für ihre Richtigkeit. 

Der erste dieser Anhaltspunkte liegt in einer kleinen formalen 
Änderung des Wortlauts der J. E., der aber in staatsrechtlicher 
Hinsicht von erheblicher symptomatischer Bedeutung ist. Die 
älteren Fassungen der J. E. sprechen von „aide et Service“ 1 2 ), ein 
Rechtsbegriff, von dem wir gesehen haben, daß er schon im 
fränkischen Recht als Inhalt der Untertanenpflicht Bedeutung hatte, 
der aber seine eigentlich rechtsgeschichtlich-typische Bedeutung 
erst im Lehnrecht erhielt als schlechthin wesentlicher Inhalt der 
lehnrecbtlichen Verpflichtung des Vasallen. Die Hilfe mit Rat 
und Tat ist der geradezu formelhafte, allgemeingültige Inhalt der 
Vasallenpflicht. Dadurch wird aber der Rechtsbegriff von „Rat 
und Tat“ zum Merkmal des Übergangs des staatlichen Lebens 
vom Lehnstaat zum Ständestaat. Denn das Wesen des Vasallen 
ist die Pflicht gegenüber dem Herren, ihn in seinen staatlichen 
Aufgaben zu unterstützen. Das Wesen des Standes aber ist 
sein Anspruch gegenüber dem Landesherrn, an seinen staatlichen 
Rechten teil zu nehmen, mitzuwirken an der Leitung des Staates. 
So erscheint im ständischen Staat der Rat gegenüber dem Herrn 
nicht mehr als Pflicht, sondern als Recht, ein Recht von solcher 
Bedeutung, daß von seiner Erfüllung die Erfüllung der Pflicht 
zur Unterstützung in den staatlichen Aufgaben durch Tat praktisch 
— wo die Macht dazu bestand — abhängig gemacht wurde. Daß 
die Unterstützung mit Tat einzige Pflicht gegenüber dem Herrscher 
war, ist das Zeichen des Übergangs vom Lehnstaat zum Stände- 


1 ) Rapsäet a. a. 0. 185, noch deutlicher Poullet a. a. 0. 378: „Les 
princes j voyaient une clause injurieuse pour leur autorite, une Sorte 
d’excitation permanente k la revolte, les peuples croyaient y lire un droit 
de resistence äctive, pour le cas ou le prince ne respectait pas les engagements 
qu’ils avait pris lors de son inauguration. — Et sous ce point de vue, peut 
ctre est-il vrai de dire que, peuples et princes contractants sous l’empire de 
ces idees, et maintenant de commun accord les articles de la Joyeuse E. 
le pacte, seniorial a l’origine, etait devenu un rentable contratpolitiqe, 
etranger k toute idee feodale, et garanti par le droit le plus complet de 
resistance au cas de nonobserrance.“ 

2 ) Vgl. oben 8.38. 

Wolzendorff, Staatsrecht und Naturrecht 4 
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staat 1 ). Deshalb ist es von größter Bedeutung, daß in der 
späteren Fassung der J. E. nicht mehr von der Pflicht der Unter¬ 
stützung mit Rat und Tat, „aide et Service“, die Rede ist, sondern 
nur noch von derjenigen zur Unterstützung mit der Tat, mit 
Diensten: „Service 2 3 )“. Es ist ein Beweis, daß das politische System, 
die rechtliche Struktur des Lehnstaates überwunden ist. 

Den anderen Anhaltspunkt dafür, daß im 10. Jahrhundert 
in Brabant die Rechtsauifassung die Klausel der J. E. nicht als 
eine Regelung lehnrechtlicher Verhältnisse zwischen Lehnsherrn 
und Vasallen auffaßte, die unabhängig von dem staatsrechtlichen 
Verhältnis zwischen Herrscher und Untertan bestehen und dieses 
daher unberührt lassen, haben wir in einer Urkunde, die positiv 
bezeugt, daß man damals nur die staatsrechtlichen Beziehungen 
zwischen Herrscher und Volk als durch jene Klausel geregelt an¬ 
sah. Dies steht jedoch in unmittelbarem Zusammenhänge mit 
der anderen noch zu lösenden Frage über die Bedeutung unserer 
Klausel, sodaß wir uns zunächst dieser zuwenden. 

b) Die J. E. gibt den Ständen im Falle der Verletzung der 
Zusagen des Herrschers ausdrücklich nur das Rocht, „qu’ ils ne 
feront . . . aucun Service“, ni obeiront en aucune chose. Sollte 
damit die Befugnis der Stände ausschließlich auf dieses passive 
Repressionsmittel beschränkt werden? Zunächst kommt hier in 
Betracht, daß schon, wie wir aus der belgischen Forschung wissen, 
das Lehnrecht eine Verteidigung des Dienstverweigerungsrechtes 
mit Gewalt kannte, die ihre Schranken nur an der Unantastbarkeit 
der Person des Lehnherren hatte: die Lehnsgenossen sollen nach 
den Assissen den im Rechte verletzten Genossen, wenn der Herr 
sein Anerbieten „de se laisser juger par ses pairs“ nicht annimmt 
oder dies Gericht die Gründe seines Verhaltens mißbilligt, gegen 
alle Menschen verteidigen „sauf le cors dou seignor 8 ).“ War 
demnach von jeher schon das Recht des cessare servitio zum 
mindesten mit einer Befugnis zum Widerstande in Form der Ab¬ 
wehr verbunden, so kommt weiterhin noch in Betracht, daß, wie alle 
anderen ständischen Rechte dieser Art, auch die Charte von Corten- 

l ) Vgl. Spangenberg, „Landesherrliche Verwaltung, Feudalismus und 
Ständetum usw.“ Hist. Ztschft. 1909 S. 476. 

*) Vgl. oben S. 28. 

3 ; Rapsaet a. a. 0. 184. 
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berg, der Vorläufer der J. E., entstanden war aus der mit der 
Notwendigkeit der Geldbewilligung gegebenen politischen Ab¬ 
hängigkeit der Fürsten von den Ständen, als Machtmittel der 
letzteren gegen die ersteren; und daß eben deshalb, worauf noch 
zurückzukommen sein wird, die äußerste rechtliche Ausdehnung 
dieses Machtmittels angenommen werden muß. Die Vermutung 
spricht daher dafür, daß die Befugnis der Stände als eine solche 
2 um Widerstande schlechthin anzusehen ist. Daß diese Vermutung 
richtig ist, zum mindesten für die Bedeutung, die der J. E. von 
der Kechtsauffassung des 16. Jahrhunderts beigelegt wurde 1 ), da¬ 
für fehlt es aber nicht an positiven Beweisen. Einerseits hat die 
neuere Geschichtsforschung übereinstimmend festgestellt, daß zum 
mindesten seit 1560 Wilhelm von Oranien der Überzeugung war, 
daß die J. E. die rechtliche Rechtfertigung eines Aufstandes der 
Niederlande gebe 2 ). Andererseits besitzen wir ein authentisches 
Zeugnis dafür, daß in der Folgezeit in der offiziellen Auffassung 
der mitteleuropäischen Diplomatie die Klausel der J. E. keineswegs 
als die Regelung der lehnrechtlichen Treupflichten sondern als die 
Bestätigung der staatsrechtlichen Befugnisse der Stände zum Ab¬ 
fall von dem seine Pflichten verletzenden Herrscher erschien. Dies 
Zeugnis ist enthalten in der schon erwähnten Urkunde, einem Be¬ 
richt über die im Jahre 1579 in Köln abgehaltenen Konferenzen. 
In diesem Bericht kommt deutlich die Ansicht der Gesandten der 
Vermittlungsmächte zum Ausdruck, daß mit der Zusage der An¬ 
erkennung und Gewährung des „Privilegs von Brabant“ für die 
gesamten Niederlande durch den König von Spanien für den Fall 


*) oben S. 49. 

2 ) M. Ritter, Deutsche Geschichte im Zeitalter der Gegenreformation 
und des dreißigjährigen Krieges 1881 I, 388—490; Ders. in Sybels Ztschft. 
1890 S. 37 '„Wilhelm t. Oranien und die Genfer Pazifikation“ (Bericht 
Wilhelms v. 0. an die Generalstaaten im Oktober 1576); P. J. Block, 
Geschichte der Niederlande (Geschichte der europäischen Staaten 33) III, 
304 f. — Wenn Wilhelm y. 0. 1576 zu den Generalstaaten sagt: „Ihr repräsen¬ 
tiert das Volk in seiner Gesamtheit, dessen Freiheit und Wohlfahrt ihr 
gleichsam zu hüten habt,“ so besteht der von Block (a. a. 0. 305) hervorge¬ 
hobene Einfluß der Volkssouveränitätslehre lediglich in einer dogmengeschicht¬ 
lich interessanten Formulierung. Das politisch, historisch und staatsrechtlich 
wichtige ist nur die Betonung der ständischen Rechtsstellung und Rechts¬ 
macht der Generalstaaten; vgl. unten 2. Teil V. 
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der Verfassungsverletzung das Recht zur Absetzung der bestehenden 
und Einsetzung einer neuen Regierung gewährt sei: . . „jouiront 
du privil&ge de Brabant ä ce qu’elles soient franches et quictes 
de leur serment de fidelitä, au cas que )e prince n'observe tous 
ces avantdicts Privileges, usances et coutumes, ou que les articles 
pour ce cas accord6s fussent enfreints, et qu’elles pourront ölire 
tel gouverneur et prince que bon leur semblera 1 )“. Ganz zweifel¬ 
los ist durch diese Manifestierung zum mindesten das erwiesen, 
daß jedenfalls in der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts, also 
zur Zeit der Monarchomachen, die J. E., — mag ihre ursprüng¬ 
liche Bedeutung auch anders gewesen sein, oder nicht — als die 
positivrechtliche Sanktionierung eines ständischen Widerstandsrechtes 
aufgetaßt wurde*). 

Die außer der J. E. von uns angeführten positivrechtlichen 
Feststellungen des Widerstandsrechtes der Stände drücken durch¬ 
weg dessen Inhalt klarer und eindeutig aus. In den bayrischen 
Freiheitsbriefen ist ausdrücklich von „sich widersezen“ und „sich 
weren“ die Rede, und die Tatsache, daß dabei von gegenseitigem 
Zusammenhalten die Rede ist, läßt dies noch deutlicher erscheinen. 
Noch klarer spricht der Charakter des Widerstandes aus der 
trierischen Bestimmung, daß die Stände den Verletzten nicht nur 
„behelffen und beyständig seyn“, sondern auch im Notfälle „Leiff 
und Gut bey sie stellen" sollen. Aber auch wenn die Landstände 
in Köln und München dem Kapitel gehorsam seyn sollen „und 

l ) Les traites faits a Cologne etc. impr. ä. Douai chez Bogard 1579 
(wiedergegeben bei Rapsaet 186). Die offenbar nicht einwandfreie Auf¬ 
fassung dieser Kölner Konferenzen über Inhalt und Bedeutung der J, E. 
bat noch lange irreführend fortgewirkt. Nur dadurch ist in dem angesehenen 
grundlegenden Werke von J. L. Motley, The rise of the dutch republic 1858 
1,240 die Bemerkung zu erklären, die J. E. habe den Brabantern das Recht 
gegeben, im Falle der Verfassungsverletzung durch den Fürsten „sich als 
freies, unabhängiges und ungebundenes Volk so zu führen, wie es ihnen 
am besten scheint.“ 

s ) Daß die Auffassung der Kölner Konferenz die vorherige Geltend¬ 
machung der gleichen Ansicht durch die Niederlande voraussetzen, ist selbst¬ 
verständlich. Es wird aber auch positiv bestätigt durch den Inhalt der von 
Ritter a. a. 0. I, 547 mitgeteilten Instruktion der Niederländischen Ge¬ 
sandten, wonach die Staaten für den Fall der Ablehnung ihrer Forderungen 
durch den König von Spanien diesen „als seiner Herrschaftsrechte verlustig, 
sich selber als befugt zur Wahl eines anderen Fürsten“ betrachten. 
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dem Herren nicht,“ oder in Hessen-Kassel „bey ihren Pflichten 
nicht stehen bleiben sollen“ oder sogar für die Grafschaft Hein¬ 
stein der Landesherr im Fall der Rechtsverletzung sich seines 
Landes verlustig erklärt, so wird man nicht im Zweifel sein können, 
daß damit auch die Möglichkeit tatsächlicher Durchsetzung dieser 
Rechtsfolgen gegeben sein sollte. 

Überhaupt dürfen wir, wenn wir dieses Rechtsinstitut 
würdigen wollen, nie vergessen, daß es ein echt politisches 
Recht ist, entstanden aus politischen Verhältnissen, erworben 
zu politischen Zwecken. Der in dem Steuerbewilligungsrecht 
der Landstände liegende Angelpunkt der landständischen 
Macht ist ihr Ausgang. Sobald die Landstände den Fürsten in 
der Erhebung von Steuern von sich abhängig gemacht haben, 
nutzen sie diese Macht aus, einerseits um sie rechtlich zu 
fixieren, andererseits um sich weitere Zugeständnisse machen zu 
lassen. Um sich diese unter keinen Umständen entreißen zu 
lassen, verpflichten sie sich gegenseitig, sich gegen Eingriffe des 
Landesherren zu verteidigen, und lassen sich von jenem ausdrücklich 
die Berechtigung dieser gegenseitigen Hilfe anerkennen. Lediglich 
um Fragen realster politischer und rechtlicher Macht handelt es 
sich bei allen diesen Vereinbarungen: um die Festsetzung recht¬ 
licher Macht, die zugleich Kampfpreis und neues Kampfmittel 
ist. Deshalb ist es gar nicht zu denken, daß diese Festsetzung 
habe weniger gewähren sollen, als was sie ausdrückt. Wenn sich 
nach einem Kampfe der Sieger von dem Gegner das Schwert 
ausliefern läßt, so sind sich beide Teile darüber klar, was das zu 
bedeuten hat. Die Zusicherung, das Schwert nicht gebrauchen 
zu wollen, kann schlechterdings nicht als stillschweigende Klausel 
in die Vereinbarung hineininterpretiert werden. Sah schon — wie 
die Kölner Urkunde beweist — die Rechtsanschauung des 16. Jahr¬ 
hunderts in der dem Wortlaut nach zweifellos viel engeren Be¬ 
fugnis der Brabanter Stände ein bis zum äußersten gehendes 
Widerstandsrecht, so hat sie gewiß bei den viel eindeutigeren Er¬ 
mächtigungen zum sich „widersetzen“ der deutschen Freiheits¬ 
briefe, Landesverträge usw. an zum mindesten ebenso hand¬ 
greifliche Befugnisse gedacht 1 ). 

*) Aus den oben dargelegten allgemeinen Erwägungen möchte ich diese 
Auffassung auch flir diejenigen Landesrechte gelten lassen, in denen nicht 
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Es wird kein.Zweifel bestehen können, daß das Widerstands¬ 
recht der Landstände diesen die Befugnis zu tätlichem, bewaflheten 
Widerstand gegen den Fürsten bis zum äußersten gab. Nur 
zwei Beschränkungen dieses Rechtes sind anzunehmen: das Wider¬ 
standsrecht enthielt nicht die Befugnis den Fürsten zu töten 
und abzusetzen. Ausdrücklich bestimmt ist das nirgends, aber 
nur, weil es als selbstverständlich angesehen wurde. Nur, wenn 
die Befugnis der Stände weiter gehen sollte, ist das ausdrücklich 
festgesetzt worden. Und in dieser Hinsicht darf allerdings nicht 
übersehen werden, daß die Unzulässigkeit der Absetzung immerhin 
nur der Regelfall war, von dem es nicht unerhebliche Ausnahmen 
gab. Außerhalb des deutschen Rechtsgebiets war in Polen zweifel¬ 
los ein Absetzungsrecht gegeben. In Dänemark bestand das Wider- 
standsrecht in der Befugnis, dem Könige die Anerkennung zu 
versagen mit der Wirkung, daß dadurch der nächstberechtigte 
Thronanwärter zur Regierung berufen war 1 ). Hierin wird man 
auch für die anderen Fälle des Widerstandsrechts die äußerste 
Grenze seiner Wirkung zu erblicken haben. Doch fehlt es nicht 
an Beispielen eines weitergehendes Rechtes der Stände. So haben 
wir gesehen, daß in einer ganzen Reihe von Rechtsgebieten — in 
den Ländern Stargard und Stolpe, im Fürstentum Rügen und zahl¬ 
reichen, besonders märkischen, Städten — das Widerstandsrecht 
erschien als die Befugnis, sich von dem Landesherren abzuwenden 
und unter die Herrschaft eines anderes Herren sich zu begeben*). 


ausdrücklich von einem „widersetzen“ die Bede ist. Das ausdrücklich ge¬ 
währte Recht zur Gehorsamsverweigerung z. B. im Jülicher Privileg von 
1475 (vgl. oben S. 33) hatte im Rahmen der damaligen primitiven recht¬ 
lichen und staatlichen Verhältnisse m. E. gar keinen Sinn, wenn es 
nicht mit der Befugnis verbunden gedacht war, den Versuch, die rechtlich 
nicht geschuldete Pflicht gewaltsam zu erzwingen, gewaltsam zurückzu¬ 
weisen. Es handelt sich hier doch einfach um eine Rechtsauslegung. Daher 
müssen alle Mittel rechtlicher Auslegung verwandt werden. Die im Ergebnis 
abweichende Auffassung v. Bclows über den Inhalt des Jülicher Rechts 
(Landtagsakten a. a. 0.) scheint mir nur darauf zu beruhen, daß die Genauig- 
keit historischer Urkundenforschung zu unrecht auf die juristische Ermittlung 
des rechtlichen Urkundeninhalts übertragen ist. 

x ) Vgl. oben S. 26. 

2 ) Vgl. oben S. 30 f., 36; siehe aber auch den oben S. 36 erwähnten 
„Vergleich betr. der Grafschaft Reinstein,“ in dem die Rechtsbewahrung von 
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3. Die Beispiele, die wir für das positiv re cli 11 i cli e Widerstands¬ 
recht der Landstände gefunden haben, sind gewichtig und zahlreich, 
zahlreicher, als aus den bisherigen rechtlichen Darstellungen zu 
erkennen war. Immerhin bilden sie keineswegs eine die Gesamt¬ 
heit der positiven Rechtsordnungen umfassende geschlossene Kette, 
für die das Recht jedes Staates ein Glied geliefert hat: es sind 
immer nur einzelne Staaten, in denen das Widerstandsrecht als 
positives Rechtsinstitut nachweisbar ist. Es ist daher die Frage 
nicht zu umgehen: ist aus diesem lückenhaften Material ein 
Gesamtbild von der Bedeutung unserer Materie im allgemeinen 
Staatsrecht jener Zeit zu gewinnen ? Die Frage ist nicht identisch 
mit derjenigen, ob, wie unsere Rechtsgeschichte m. E. ohne er¬ 
schöpfende Begründung seit K. F. Eichhorn lehrt, das Wider¬ 
standsrecht als ein allgemeines oder regelmäßiges Institut des 
öffentlichen Rechts des ständischen Staates angesehen werden kann. 
Nur darauf kommt es für uns an, ob das in vielen einzelnen 
Rechtsordnungen vorkommende ständische Widerstandsrecht zu er¬ 
klären ist aus Entstehungsursachen, die entweder in sich sowohl wie 
in ih i en gleichmäßigen Zusammenhängen auf Zufall oder auf gegen¬ 
seitiger äußerer Beeinflussung beruhten; oder aber ob es zu er¬ 
klären ist aus einer gemeinsamen und im Wesen des ständischen 
Staatswesens gegebenen Grundlage, sodaß es als eine typische und 
charakteristische Erscheinung des ständischen Staatsrechtes an¬ 
gesehen werden muß? Das häufige Vorkommen des ständischen 
Widerstandsrechts in dem hier keineswegs sorgsam durchsuchten, 
sondern einfach nach dem Befunde bisheriger Einzelforschungen 
dargestellten Bestände der Rechtsbeurkundungen macht an sich 
schon die Wahrscheinlichkeit einer auf rein zufälligen äußerlichen 
Zusammenhängen beruhenden Übereinstimmung sehr gering. Diese 
Wahrscheinlichkeit wird ganz ausgeschlossen dadurch, daß die ver¬ 
schiedenen Beurkundungen des Widerstandsrechtes zeitlich und 
örtlich auf weite und — von den verschiedenen niederrheinischen 
Rechtsgebieten abgesehen — gänzlich auseinander liegende Räume 
verteilt sind. Positiv aber, und das ist wichtiger, sprechen für 


dem Landesherren versprochen wird „bei Verlust Ihres und Ihrer Mit-Be- 
schriebenen an der Grafschaft Keinstein erlangten Rechtens.“ 
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die Tatsache eines in der Eigenart des Rechtsinstituts selbst und 
seiner Verankerung in wesentlichen Elementen des ständischen 
Staatsrechts beruhenden inneren Zusammenhangs zwei Argu¬ 
mente: einmal, daß der Gegenstand des Schutzes durch das 
Widerstandsrecht der Landstände überall nur ein Komplex von 
Rechtsnormen ist, der lediglich die typischen Grundsätze der 
rechtlichen und staatlichen Ordnung des ständischen Staats¬ 
wesens enthält; zum andern, daß sich die gemeinsame rechts¬ 
geschichtliche Grundlage nachweisen läßt gerade für die äußere 
Form des Widerstandrechtes, für den modus procedendi, also eben 
jenen Teil des Rechtsinstituts, in dem seine Übereinstimmung in 
den einzelnen positiven Bestimmungen — und, wie wir später 
sehen werden, mit der naturrechtlichen Lehre — am auf¬ 
fallendsten ist. 

a) Den Gegenstand des durch das Widerstandsrecht der Land¬ 
stände gegebenen Rechtsschutzes können wir, ohne uns in der 
unendlichen Fülle der Einzelheiten zu verlieren, nicht für die 
sämtlichen einzelnen Rechtsordnungen, in denen wir ein Wider¬ 
standsrecht der Landstände kennen gelernt haben, in extenso dar¬ 
legen. Wir müssen uns daher begnügen mit einer Stichprobe 
aus zweien der für die Lehre vom ständischen Widerstandsrechte 
wichtigsten Rechtsordnungen, der Brabanter und der bayrischen, 
indem wir sodann das Ergebnis dieser Stichprobe vergleichen mit 
dem, was nach den Ergebnissen der bisherigen Forschung 
über die Grundsätze des ständischen Staatsrechtes als dessen regel¬ 
mäßiger und typischer Inhalt erscheint. Aber selbst bei diesen 
Stichproben und ihrer Nachprüfung an dem allgemeinen, regel¬ 
mäßigen Rechtszustand können wir nicht die ganze Reihe der 
nach Dutzenden zählenden einzelnen Normen durchgehen, gegen 
deren Verletzung das Rechtsmittel des ständischen Widerstands¬ 
rechtes gegeben ist, sondern müssen uns beschränken auf die Be¬ 
trachtung derjenigen, die für das politische, wirtschaftliche und 
rechtliche Leben ihrer Materie nach von entscheidender Bedeutung 
sind. 

In den durch das Widerstandsrecht der Landstände ge¬ 
schützten Grundsätzen rechtlicher Regelung des staatlichen Lebens 
erscheint sowohl in Brabant wie in Bayern als erste gemeinsame 
Sorge die der Rechtspflege: die Brabanter lassen sich gerechte 
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Rechtsprechung und geordneten Rechtsgang versprechen, die 
bayrischen Stände sich die Gerichtsbarkeit vollständig (außer für 
Kapitularverbrechen) übertragen 1 ). Beide Urkunden suchen, nach 
einem Gedanken des alten deutschen Staatslebens, die Volktümlich- 
keit der Verwaltung dadurch zu sichern, daß die öffentlichen Be¬ 
amten nur aus dem Bezirk ihres Wirkungskreises genommen werden 
sollen 2 ): in Bayern ist dies für „rete, pfleger, ambtleut und richter“ 
bestimmt, in Brabant ausdrücklich für den Kanzler, die Richter 
und „tous qui font et administrent droit et justice,“ aber auch für 
„baillis, otficiers subalternes, jnsticiers, receveurs, particuliers et 
chätelains 3 )“. Für die Ehrenhaftigkeit und das Ansehen des Richter¬ 
standes bestimmen weiter die J. E., daß die Richter „gens de biens, 
n6s de legitime mariage“, die Freiheitsbriefe, daß sie „ehrliche, 
wolbeleumdete Landtleute“ sein sollen 4 ). Die Richter sollen in 
Brabant die J. E. beschwören, in Bayern, „dem fürsten seine recht 
und den landleuten ire Recht zu behalten und hanthaben“ *). Beide 
Grundgesetze schützen die Freiheit des Eigentums gegen fürst¬ 
lichen Willküreingriflf: der bayrische Fürst soll „niemants an 
seinen lenten und gueten on recht anfallen noch an in selber“, 
er soll sein eigenes Gut, wenn ein Landsasse es innehat „nit mit 
Gewalt sondern mit recht aus des inhabers hant bringen“, und 
„niemants im landt, der heuslich sitzet und eigens oder lehens 
hat, der än recht entweren“, der Landesherr von Brabant laisserä 
„librement et paisiblement jouir les habitants sujets de son pays 
de Brabant de leurs biens qu’ils ont ou acquereront ci-aprfes“ und 
Konfiskationen sind ihm untersagt*). Der Fürst darf das Land 
nicht veräußern, teilen oder versetzen, keinen Krieg beginnen, 
keine neuen Abgaben erheben ohne Zustimmung der Stände 6 ) die 
Münzprägung bedarf der Zustimmung der Landstände 7 ). Der 
Einfluß der Stände wird gesichert in Bayern durch ihr Recht zu- 


x ) Poullot 339, 341; Lerehenfeld 189 ff. (art. 1). 

а ) vgl. über diesen Gedanken im fränkischem Hecht \Y. Schücking, 
Der Regierungsantritt I 1889 S. 170 

3 ) Lerchenfeld 195 (art. 16); Poullet S. 311. 

4 ) Poullet 341, Lerchenfeld 196 (art. 17). 

*) Lerchenfeld 196 (art. 19, 20) 193 (art. II); Poullet 348, 315. 

б ) Lerchenfeld 198 f. (art. 24 26. 29); Poullet 340, 343, 323 f., 349. 
7) Lerchenfeld, F.inl. CLXXXVIII Poullet 343. . 
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satnmenzutreten „als oft in des not beschicht“, in Brabant, indem 
sie durch eine Einberufungsfrist von 2 Wochen gegen Über¬ 
rumpelung mit irgend welchen Vorlagen geschützt werden ‘). Die 
Beamten dürfen in Brabant überhaupt keine Geschenke, in Bayern 
keine Naturalabgaben einziehen 2 ). Überhaupt ist es interessant, 
wie die verschiedene wirtschaftliche Natur der Länder verschiedene 
Maßnahmen auf gleichen Gebieten begründet, dabei aber doch 
deutlich zeigt, daß die wesentlichen Gegenstände der Obsorge die 
gleichen sind. So schien für die vorwiegend handeltreibende Be¬ 
völkerung Brabants wichtig die Freiheit aller Straßen und Wege 
und freier Zugang fremder Handelsleute, Bayern erkannte dies 
Bedürfnis nur für die Wasserstraßen an und verlangte Aufhebung 
der Brücken und Fähren auf schiffreichen fließenden Wässern, während 
sich die Stände ausdrücklich das Bestehenbleiben aller Wege¬ 
gerechtigkeiten, der „zöll- und salzstraßen“ garantieren ließen 3 ). 

Wir sehen also, es sind dieselben Dinge, die in der J. E. 
und in den bayrischen Freiheitsbriefen unter den Schutz des 
Widerstandsrechtes gestellt werden. Es sind ganz allgemeine 
Grundsätze der Staatsverwaltung, die in beiden übereinstimmend 
als Rechte festgelegt werden mit dem fast wörtlich übereinstimmen¬ 
den Versprechen, sie „fermes et stables“ 4 ), „stät und unzerbrochen *)“ 
zu halten. Diese Grundsätze sind aber dieselben, die auch in den 
anderen oben erwähnten Landesfreiheiten durch ein Widerstands¬ 
recht der Stände geschützt sind. So ist, um nur ein Beispiel 
herauszugreifen, nach J. J. Moser der Inhalt des privilegium 
patriae von 1570 für Münster: „§§ 6—8 Administration der 
Justiz, wann Untertanen gegen einander klagen, 9 wann gegen 
den Landesherrn geklagt würde, 10 von Kriminalsachen, 11 von 
Arelten, 12—14 Administrierung der Justiz, 15 Nicht-Versetzung 
etc. der Land und Leute ... 18 von Erhaltung der Privilegien, 
19, von Haltung Brieff und Siegel, 20 von Kriegs- und Bündnis- 
Sachen . . 24 von Gerad und Heergewette . . 27 von Verschlag- 
Sachen, 28 von Güter-Gerechtsamen, 29 von Weinzoll.“ 

v ) Lerchenfeld, 200 art. 32); Poullet 343. 

2 ) Lcrchenfeld, 200 (art, 37): Poullet 342. 

3 ) Lerchenfeld, 200 (art. 35,36); Poullet 342, 349. 

4 ) für 1354 vgl. Poullet 363, für 1567 Poullet 364. 

*) Lerchenfeld, Einl. CXXIX. 
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Es sind aber nicht nur in den verschiedenen Landesrechten, 
die den Ständen bei Verletzung der Landesfreiheiten ein Wider¬ 
standsrecht gewähren, die Gegenstände der Landesfreiheiten im 
wesentlichen die gleichen, sondern es sind keine anderen als die¬ 
jenigen, wie sie typisch in allen von den Landständen den Landes¬ 
herren abgerungenen Handfesten, Freiheitsbriefen usw. wieder¬ 
kehren. Sie sind einfach ein wesentlicher Bestandteil des gemeinen 
Verfassungsrechtes des ständischen Staates in der Zeit der Macht- 
entwicblung der Stände. Einige Einzelheiten sind, wie wir sahen, 
nach den Bedürfnissen und Eigenarten der einzelnen Länder ver¬ 
schieden. Die wichtigen Grundsätze aber, die wir soeben im 
brabanter und bayrischen Recht festgestellt haben, sind nichts 
anderes als mit der Natur eines gemeinen Rechts überall da in 
die Erscheinung tretende Verfassungsregeln, wo die Stände zur 
Macht gelangen, sei es im Süden oder Norden Deutschlands, sei 
es in Polen oder Brabant, sei es in Schweden oder Portugal, in 
Ungarn oder England. 

Es sind ja auch nur wenige Rechtssätze, um die es sich 
handelt. Der wichtigste von ihnen ist der Hebel der ständischen 
Macht, das Steuerbewilligungsrecht: die finanzielle Notlage der 
Fürsten läßt sie die Verpflichtung aufnehmen, keine Steuern 
oder Zölle neu einzuführen ohne Bewilligung der Stände x ). 
Danach kommen einige Rechte, die eine Kontrolle der landes¬ 
herrlichen Verwaltung ermöglichen: einerseits der den Ständen 
eingeräumte Einfluß auf die Zusammensetzung des fürstlichen Rates 2 ), 
eine Institution, die sich als Vorläufer des-konstitutionellen 
Gedankens der Ministerverantwortlichkeit darsfellt 8 ); andererseits 
die Verpflichtung des Fürsten, keine öffentlicher! Ämter mit Fremden 
zu besetzen*). Der dritte wesentliche Bestandteil des Verfassungs- 


J ) J. J. Moser S. 1081. . 

*) Unger 386 ff; Campe 151 ff, 104 ff; Wilda 813; Eichhorn III, 
272, IV, 387 ff; Belo w, Territorium 268; Spangenberg Ständestaat 46 ff, 
135 ff; Gierke, Genossenschaftsrecht I, 569 ff, 577 f. 

3 ) Unger 277 ff; Campe 184 f; Wilda815: Spangenberg, Stände¬ 
staat 64 ff. 

*) Vgl. zu dieser Frage die zu wenig beachtete, trotz gewisser Ein¬ 
seitigkeiten der Beurteilung wertvolle, Arbeit von Julius Schvarcz „Montes- 
quien und die Verantwortlichkeit der Räte des Monarchen“ 1892. 
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rechtes des ständischen Staates sind die in den Landesfreiheiten, 
im einzelnen freilich in verschiedener Form, gegebenen Garantien 
für einen unparteiischen Rechtsschutz 1 ). Das vierte typische 
Institut dieser ständischen Verfassung ist finanzrechtlicher Natur 
und eine notwendige Ergänzung des ständischen Steuerbewilligungs¬ 
rechtes: die Beschränkung der landesherrlichen Befugnisse auf 
dem Gebiete des Münzwesens 8 ). Zwei weitere Institute liegen 
auf dem Gebiete der äußeren Politik, hängen aber ebenfalls wesent¬ 
lich mit dem Steuerbewilligungsrecht zusammen, indem auf der 
einen Seite es dem Landesherren durch das Verbot der Ver¬ 
äußerung oder Verpfändung von Landesbestandteilen 4 ) unmöglich 
gemacht wird, auf diese Weise zum Schaden des Landes sich 
Mittel zu beschaffen, und auf der anderen Seite durch das Ver¬ 
bot, ohne Zustimmung der Stände einen Krieg zu beginnen*), der 
Landesherr verhindert wird, nach Willkür die Schäden eines Krieges 
über das Land zu bringen. 

Nichts anderes als der Komplex derjenigen Rechtsnormen, die 
für die rechtliche und staatliche Ordnung des ständischen Staats¬ 
wesens typisch sind, ist Gegenstand des Schutzes durch das ver¬ 
briefte Widerstandsrecht. Die Rechtsordnungen der Gebiete, die 
ein derartiges Widerstandsrecht ausgeprägt haben, sind deshalb 
durchaus nicht als solche anzusehen, die die rechtlichen Befug¬ 
nisse der Stände in außergewöhnlicher Weise ausdehnen. Vielmehr 
ist ihr Inhalt nur die für das ständische Staatswesen — d. h. das¬ 
jenige, in dem tatsächlich die Stände zu rechtlicher und politischer 
Bedeutung gelangt sind — typische Teilung und Gegenüberstellung 
staatlicher Rechte zwischen Fürst und Ständen. Es liegt deshalb 
nicht der geringste -Grund vor für die Annahme, daß jene Rechts¬ 
ordnungen gerade" in dem Einzelpunkt des Widerstandsrechtes das Ver- 

*) Below, Territorium “266 f; Wilda 815; Ungerll 274 ff. Gicrke, 
Genossenschaftsrecht I.5S8.* 

2 ) Below a. a. 0. 269; vgl. auch den berühmten art. 39 der Magna 
Charta und dazu Gneist, das englische Parlament in tausendjähriger 
Wandelung S. 97 ff; Gierke, Genossenschaftsrecht I, 566. 

3 ) Unger 317 ff. Wilda 815 f. Gierke Genossenschaftsrecht I 568. 

4 ) Unger 323ff, Below 266, Campe 158ff, Gierke, Genossenschafts¬ 
recht I 567. 

6 ) Unger 332, Campe 176ff, Wilda816ff; Eichhornlll, 272; 
Gierke, Genossenschaftsrecht I, 567. Below, Territorium, 268. 
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hältnis zwischen Fürst und Ständen in abnormer Weise zu gunsten 
der Stände umgebildet haben sollten. Ob umgekehrt die Ge¬ 
währung eines Widerstandsrechtes an die Stände als die Regel 
im allgemeinen Staatsrecht des ständischen Staates angesehen 
werden kann, wie es in den älteren rechtshistorischen Arbeiten 
vielfach angenommen wird, sodaß die Vermutung für das Vor¬ 
handensein dieses Rechts spräche, ist eine Frage, die mangels 
irgend welcher befriedigender Vorarbeit hier nicht erörtert 
werden kann ohne eine erschöpfende Quellenuntersuchung, wie sie den 
Rahmen unserer Studie vollständig sprengen müßte. Jedoch läßt 
sich soviel feststellen — und das ist für uns schon sehr wichtig 
— daß das ständische Widerstandsrecht, soweit es ausdrücklich 
begründet ist, immer nur als der Ausfluß von Rechtsordnungen 
erscheint, die sich aus den normaled und wesentlichen Elementen 
des ständischen Staatswesens zusammensetzen; daß es deshalb als 
mit jenen Elementen organisch verbunden und daher als eine 
typische und charakteristische Institution des allgemeinen ständischen 
Staatsrechts anzusehen ist. 

b) Dafür, daß die zahlreichen, ein Widerstandsrecht der 
Landstände begründenden Normen nicht durch zufälliges Zusammen¬ 
treffen, sondern durch innere Zusammenhänge zu erklären sind, 
spricht weiter die Tatsache, daß gewisse Einzelheiten jener Normen, 
in denen die Übereinstimmung besonders deutlich hervortritt, als 
auf gemeinsamen rechtsgeschichtlichen Grundlagen beruhend nach¬ 
weisbar sind. 

ln anderem Zusammenhänge haben wir oben gesehen, daß die 
Gehorsamsverweigerungsklausel der J. E. ihrer geschichtlichen Ent¬ 
stehung nach sich zurückführen läßt auf eine Institution des flandri¬ 
schen Letwrechts, das Recht des cessare servitio, das den Lehns¬ 
mannen gegenüber dem Lehnsherren zusteht, der seine Verpflichtun¬ 
gen aus dem Lehnsvertrage verletzt. Es liegt nahe, ganz allgemein 
in einem derartigen Rechtsinstitut des Lehnrechts die rechts¬ 
geschichtliche Grundlage des späteren ständischen Widerstands recht 
zu suchen. Denn der Gedanke gegenseitiger und durch die gegen¬ 
seitige Erfüllung juridisch bedingter,vertraglicher Verpflichtungen, auf 
dem das ständische Widerstandsrecht beruht, kann nur dem Systeme 
des Lehnrechts entsprungen sein, da er dem älteren deutschen Rechte, 
zum wenigsten als allgemeiner Grundsatz, fremd ist. Wohl kennt 
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das ältere deutsche Recht eine Rechtspflicht des Fürsten, die 
überkommenen Rechte des Volkes zu wahren. Der Regel nach aber 
ist durch die Erfüllung dieser Pflicht nicht die Gehorsamspflicht des 
Volkes bedingt. Erst durch das Lehnrecht ist dieser Gedanke in 
das deutsche Recht hineingetragen worden 1 ). Dadurch sind dann 
aber gewisse formelle Elemente in die betreffenden Rechtsregeln 
hineingekomraen, die klar deren Herkunft aus dem Lehnrecht er¬ 
kennen lassen. 

Im Wesen des lehnrechtlichen Verbandes ist es begründet, daß 
der Treupflicht des Mannes die Treupflicht des Herrn gegenüber- 
eteht: dem Manne Schutz zu gewähren, nicht mit Rat und Tat 
ihm zuwider zu sein, ihm zu halten, was er ihm versprochen und 
nach allgemeinen Rechtsgrundsätzen schuldet. Auf diesem Grund¬ 
gedanken des Lehnrechts beruht der Satz, daß die Verletzung 
der Treupflicht seitens des Herrn auch diejenige des Mannes 
vernichtet; der Mann ist berechtigt, den untreuen Herrn zu ver¬ 
lassen. Schon früh hat aber das Lehnrecht diesen Satz ergänzt 
durch den anderen, daß der Mann in solchem Falle die Lehns¬ 
treue feierlich auf kündigen müsse; vor allem sollte er vor solcher 
feierlicher Aufkündigung, der diffidatio, nicht feindlich gegen den 
Herrn auftreten 2 ). Doch auch dieser Satz wurde noch weiter 
ausgebildet, nachdem das voll entwickelte feudale Rechtssystem 
eine feste Organisation formellen Rechtsschutzes mit der Bildung 
der Lehngerichte geschaffen hatte, in der der Rechtsverletzer dem 
Verletzten vor einem Gerichte von Rechtsgenossen Recht zu geben 
hatte: der von dem Herrn verletzte Vasall mußte zunächst von 
dem Lehngerichte Recht nehmen. Erst, wenn ihm dies der Herr 
weigerte, trat, wie wir das an dem Beispiel des flandrischen Rechts 


*) Daß dem germanischen Rechtsdenken die Vorstellung von der Be¬ 
rechtigung eines Volkswiderstandes gegenüber dem Fürsten nicht fremd 
war, wird im folgenden noch zu erörtern sein. Neuerdings ist die Be¬ 
deutung dieser Vorstellung von Kern aaO. 169 ff. stark hervorgehoben worden. 
Doch scheint mir auch nach dessen Forschungen die Auffassung des Wider¬ 
standsrechtes als eines regelmäßigen, klar ausgebildeten Institutes des 
germanischen Staatsrechts nicht gesichelt, ganz abgesehen davon, daß die 
von ihm gebrachten Beispiele wesentlich der Periode des Feudalstaates, 
also dos lehnrechtlichen Denkens entstammen. 

*) Vgl. z. B. Waitz, Deutsche Verfassungsgeschichte 6 Bd. 2. Aufl. 
von Seeliger 1896 S. 100. 
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bereits gesehen haben, die Rechtswirkung der Treuverletzung des 
Herrn in dem Erlöschen der eigenen Treupflicht ein. Ganz deut¬ 
lich zeigt sich dieser Rechtszustand in dem Widerstandsrecht der 
Magna Charta, das überhaupt nur in der Exekution des Spruches 
eines Mannengerichts, der 25 Barone, gegen den Lehnsherrn be¬ 
steht. Die Eigenart und die Bedeutung dieser Institutionen sind 
wesentlich prozessualer Natur und liegen darin, daß eine bestimmte 
Form der Rechtsverfolgung vorgeschrieben wurde. Deshalb wurde 
auch die Einrichtung des Widerstandskomitees in der Magna 
Charta bezeichnet als „forma securitatis ad observandum pacem et 
libertates 1 )“. 

Mit der Auflösung der feudalen Organisation, mit dem Über- 
gaug vom Lehnstaat zum Ständestaat, treten an Stelle dieses 
Mannengerichtes die einstigen Vasallen, die Stände. Wir haben 
bereits an einem Beispiel gesehen, wie sich dies in der englischen 
Rechts- und Staatsgeschichte dokumentiert hat: die Absetzung 
Eduards II. im Jahre 1327 geschah in den Formen des Lehnrechts, 
diejenige Richards II. im Jahre 1399 in denjenigen des ständischen 
Staatsrechts. Da gemäß der Umwandlung des Lehnstaates in den 
Ständestaat die Stände in den Platz des Mannengerichtes ein¬ 
rückten, vor dem der Herr Recht zu geben hatte, so waren sie 
es, die zunächst über seinen Treubruch zu entscheiden hatten, 
ehe die Gehorsamsverweigerung eintreten konnte. Daraus ergab 
sich, daß sie selbst, ehe sie dem Fürst den Gehorsam kündigen 
durften, ihn erst wegen seines Treubruchs zur Verantwortung 
ziehen und ihm die Abstellung des Unrechts aufgeben mußten. 
Dieser Satz nun, der sich unmittelbar aus den Institutionen des 
Lehn rechts durch Umwandlung der Feudalverfassung in die 
ständische Verfassung ergibt, ist in zahlreichen Beurkundungen 
des ständischen Widerstandsrechtes ausdrücklich niedergelegt und 
beweist so deutlich dessen Zusammenhang mit dem Lehnrecht. 

Das Verfahren gegen den Fürsten, das der Ausübung des Wider¬ 
standsrechtes vorausgehen muß, ist zwar vielfach auf eine bloße 
Ermahnung des Fürsten zur Abhilfe zusammengeschrumpft, wie 
z. B. in Bayern, im Lande Stargard, in den Bistümern Würzburg, 
Köln und Münster. Aber dem Zustandekommen dieser Ermahnung 

*) Articles of the Barons, vgl. Hatschek a. a. 0, 21, Mc. Kechnio 
a. a. 0. 468. 
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sind meist so genau die Formen vorgeschrieben, daß sie einen 
durchaus prozessualen Charakter hat. Nach verschiedenen Rechts¬ 
ordnungen muß eine bestimmte Frist — die im einzelnen wieder 
ganz verschieden ist — nach der vergeblichen Mahnung verstrichen 
sein, ehe die Gehorsamspflicht erlischt, so z. B. im Fürstentum 
Rügen ein Jahr, im Bistum Würzburg nur 14 Tage. Anderwärts 
ist ein weiter abgestufter Rechtsgang vorgeschrieben. So soll 
in Köln der Landesherr zunächst durch das Kapitel um Abstellung 
der Beschwerden ersucht werden, dann soll das Kapitel Edelmannen 
Städte und gemeine Landschaft zu gemeinsamer oder gesonderter 
Beratung einberufen. Diese sollen dem Herren „zu erkennen 
geben“, daß sie den Fall einer Rechtsverletzung für gegeben halten 
und deren Beseitigung verlangen; erst wenn das vergeblich ist, 
tritt das Widerstandsrecht in Kraft. Ein ähnlicher Rechtsgang 
ist in der polnischen Verfassung von 1607 gegeben: zunächst 
Klage des durch die Machtüberschreitung des Königs Verletzten 
bei den Senatoren seiner Landschaft, Bericht dieser an den Primas, 
darauf Beratung des Senats, Ermahnung des Königs durch den 
Senat, ev. wiederholt, endlich noch Ermahnung durch den gesamten 
Reichstag. Während in diesen Fällen nur in den genauen Formen 
über das rechtliche Vorgehen die Reste eines einstigen Gerichts¬ 
verfahrens zu erkennen sind, hat man in anderen Rechtsgebieten 
ein vollständiges Gerichtsverfahren eingerichtet, das sowohl in der Zu¬ 
sammensetzung des Gerichts als in dem Inhalt der möglichen Verur¬ 
teilung sich deutlich als eine Fort- oder Nachbildung des alten Lehn- 
rechtsverfahrens kennzeichnet. Hierher gehört besonders das Ver¬ 
fahren vor dem Sategericht in Braunschweig-Lüneburg und das¬ 
jenige vor den Schiedsleuten im Erzbistum Bremen, dessen Einzel¬ 
heiten bereits oben erwähnt sind. Der rechtsgeschichtliche Zusammen¬ 
hang beider mit dem Lehnsgericht zeigt sich noch deutlicher bei 
einem Vergleich mit dem Verfahren der Magna Charta, das mit 
seiner noch vollständig dem Lehnrecht entsprechenden Besetzung 
des Gerichts geradezu als eine Vermittlung zwischen dem alten 
lehnrechtlichen und dem neueren ständischen Verfahren erscheint. 

Die Vorschriften über den modus procedendi bei Ausübung 
des Widerstandsrechtes finden sich nun aber nicht bei allen Be¬ 
urkundungen, die wir kennen gelernt haben. Das beweist einerseits 
nicht, daß sie nicht auch dort als selbstverständlich geltend an- 
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genommen sind, und erklärt sich andererseits ebenfalls aus dem 
Lehnrecht. Der Sachsenspiegel knüpft zwei Folgen an den Treubruch 
des Herrn. Die eine wird unmittelbar durch den Treubruch 
herbeigeführt und besteht darin, daß der Lehnsmann, solange der 
Treubruch dauert, „die wile n’is he nicht plichtich sime herre to 
dienende, noch lenrechts to plegene“ 1 ); es ist also das Recht des 
cessare servitio. Die andere Rechtsfolge trat erst ein, wenn der 
Herr von dem Lehngericht verurteilt war und besteht darin, daß 
das Lehnsgut auf den Lehnsmannen übertragen wurde 2 ). Es ist 
klar, daß bei der Weiterentwicklung der rechtlichen Organisation 
des Herrschafts- und Untertanenverhältnisses vom Lehnstaat zum 
Ständestaat aus dieser doppelten Regelung ^Schwierigkeiten ent¬ 
stehen mußten. Denn der Inhalt des Widerstandsrechtes war 
zwar vielfach nur der, daß die Herrschaftsgewalt des Fürsten ruhen 
sollte, stellenweise aber doch auch der, daß er ganz seines 
Herrscherrechtes verlustig gehen sollte. Die Grenzlinie ist, wie 
das bei einem solchem, rein politischen Zwecken dienenden, Institut 
natürlich ist, juristisch fast nie sorgfältig gezogen. Je nachdem, 
welcher von beiden Fällen gegeben ist, liegt das Widerstandsrecht 
auf der Entwicklungslinie des einen oder des anderen der beiden 
Rechtsschutzmittel des Lehnrechts, des unmittelbar wirkenden oder 
des erst durch Anrufung des Lehngerichtes zu verwirklichenden. 
Nun kommt aber hinzu, daß das gemeine Lehnrecht selbst nicht 
so klar war wie das des Sachsenspiegels. Das langobardische 
Lelmrecht bestimmt nur ganz allgemein, daß bei Felonie des 
Herrn das Lehen dem Vasallen zufalle 3 ). Die spätere Lehnrechts- 

*) Ssp. Lehn. R. 496. Svie so en perd oder icht siucs gudes sime 
herren gelegen hevet, oder icht an sime dienste verloren hevet dat ime 
uuvcrgulden is, die wile n'is he nicht plichtich sime herre to dienende, noch 
lenrechts to plegene. Vgl. dazu C. 6. Homeyer, System des Lehnrechts, 
Sachsenspiegel 2. Teil 2. Rd. S. 514 ff., 2. Teil 1 Bd. 1 S. 150. 

<1 ) Ssp. Lehn. R. 49 § 1. Nimt en herre sinen manne gut, oder weigeret 
he ime lenrecht to dünne, oder untvalt he ime der werscap als he ime 
mit rechte gcweren sal, dat sal die man sime overen herren klagen vor sinen 
mannen, unde die sal ime gebieden mit ordelen, selve oder en sin bode dar’t 
tvene sine man hören, dat he sinen manne recht du unde des gudes sin 
rechte gewere si. Of he des danne nicht ne dut, so sal it ime die overe herre 
selven lien, unde sal is sin gewere sin, of it die man getüget alsc lenrecht is. 

3 ) II. F. 26 § 21. Domine committente feloniam, vt ita dicam, per quam 
vasallus ammitteret feuduin, si eam committeret, quid obtinere debeat de 
Wolzendorff, Staatsrecht and Naturrecht 5 
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theorie hat zwar in ihrer herrschenden Lehre trotz mancher Be¬ 
denken diesem Satz allgemeine Geltung zugesurochen *), ist aber 
nicht zu einer festen Entscheidung darüber gelangt, ob diese 
Wirkung unmittelbar durch die Felonie eintrat oder erst infolge 
eines Urteils des Lehngerichts*). Da also das Lehnrecht selbst 
keine volle Klarheit darüber gab, ob und wann die Lösung des 
Lehnsverhältnisses bei Felonie des Herren eine vorherige Ladung 
vor das Lehnsgericht oder Verurteilung durch dieses verlangte, 
so ist es durchaus natürlich, daß die aus den lehnrechtlichen 
Institutionen entwickelten Einrichtungen des ständischen Staates' 
auch nicht klar und einheitlich über die Frage entscheiden, ob 
der Verlust des Anspruches auf Gehorsam eine vorherige for¬ 
melle Abmahnung durch' die Stände voraussetzt. 

Die Einwirkung des Lehnrechts, die wir hier glaubten nach- 
weisen zu können, ist als besonders stark deshalb einzusetzen, 
weil sie einem Gebiete der Bechtsentwicklung angehört, auf dem 
überhaupt die größte rechtsgeschichtliche Bedeutung des Lehnrechts 
liegt, auf dem der formalen rechtlichen Organisation. Im Staats¬ 
leben hat das Lehn wesen zersetzend gewirkt und durch die Auf¬ 
lösung des Untertanenverbandes in Lehnsverbände nicht nur eine 
politische Desorganisation herbeigeführt, sondern auch eine Des¬ 
organisation des materiellen Staatsrechts. Für die Schaffung von 
Rechtsformen aber hat das Lehnrecht nicht nur eben durch diese 
Zersplitterung der früheren einfacheren Subordinationsverhältnisse 
ein fruchtbares Tätigkeitsfeld gefunden, sondern auch reiche Arbeit 
geleistet. Es hat Formen geschaffen, die, ursprünglich nur zur 
Regelung landwirtschaftlicher Verhältnisse bestimmt, schließlich 
alle Gebiete des bürgerlichen, kirchlichen und staatlichen Lebens 

consuetudine ? quaeritur. Et respondctur, proprietatem feudi ad vasallum 
pertincre, sive peccauerit in vasallum, siue in alienum. II F. 47. 

*) Vgl. z. B. Chr. Gottl. Budcr, Des heiligen römischen Reichs Staats- 
Lehnrecht 1571 S. 402; C. G. Hornii, Jurispmdentia feudalis, ed 2. 1720 
cap. XXIII, § XXVI, S. 443; Ph. Knipschild, Informatio de obligatione 
Domini et Vasalli 1687 S. 50 ff.; B. G. Struvii Elements juris feudalis her. 
v. Hellfeld, 3 Ausg. 1754 S. 461 f., G. L. Boehmeri, Principia iuris feudalis 
7 Aufl. v. Hoppenstedt 1805 S. 296; G. M. Weher, Handbuch des Lehn¬ 
rechts 4 T. 1811 S. 724 ff.; K.W. Paetz, Lehrbuch des Lehnrechts her. 
v. Ch. G. Goebe 1819 S. 434. ' 

2 ) Vgl. z. B. Knipschild, a. a. 0. 79; Bochmer, a. a. 0. 219. 
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sich einzuspannen gewußt haben. Damit hat es eine in ihrer Art 
einzige und in ihrer gedanklichen Einheit dem System des römi¬ 
schen Rechts an die Seite zu stellende Organisation des Rechts 
geschaffen. Darin liegt auch hier seine Bedeutung. Zum ersten 
Male in der Geschichte des deutschen Rechts hat es Rcchtsforraen 
geschaffen, die es ermöglichten, in einem Herrschaftsverhältnisse 
dem zum Gehorsam Verpflichteten einen rechtlichen Schutz gegen¬ 
über dem Gewalthaber zu gewähren. Das hat für die Entwicklungs¬ 
geschichte der Rechtsgedanken eine doppelte Bedeutung. Einmal 
dadurch, daß wegen der, alle Rechts- und Lebensgebiete umfassenden, 
Bedeutung, die das Lehnrecht während der Zeit seiner Geltung 
einnahm, das gesamte rechtliche Denken so von seinen Elementen 
durchdrungen war, daß deren Wirkung in der künftigen Rechts¬ 
entwicklung schlechterdings nicht wegzudenken ist. Zum anderen 
hat die Schaffung jener formellen Rechtsinstitution weiter noch die 
Bedeutung, daß durch sie die rechtliche Möglichkeit gegeben wurde, 
*, alten deutschen Rechtsgedanken zur Wirkung zu verhelfen. Wir 
haben bereits oben erwähnt, daß schon bei den Westgoten und im : 
frühen deutschen Reich der Herrscher beim Regierungsantritt sich 
an das überkommene Recht gebunden erklärt. Und Gewalt außer- ’ 
halb des Rechtes ist dem deutschen Rechtsempfinden nicht denkbar, 
ließ doch der germanische Mythus selbst die Götterwelt an einem 
Vertrage scheitern. Diese Bindung des Gewalthabers an das Recht, 
die schon im älteren deutschen Rechte lebte 1 ), zu verwirklichen, 
hat das Lehnrecht die formellen Mittel gegeben durch seine recht¬ 
liche Organisation. Dieser Rechtsschutz, der nach dem Sachsenspiegel 
einerseits nur provisorisch in der temporären Beiseiteschiebung der 
Befehlsgewalt durch Selbsthilfe, — hier aber nicht nnr im Lehn¬ 
recht, sondern auch im Landrecht 2 ) — andererseits in der definitiven 
Aufhebung nur durch Urteil des Lehngerichts gegeben war, ist mit 
der Auflösung der lehnrechtlichen Organisation in der geschilderten 


*) Dazu neuerdings Kern S. 142 ff. 

2 ) Ssp. Land R. 2. Buch art. 13 § 8. Niem an n’is ok plichtich des 
lichteres ding to sukene, noch rechtes to plegene, die wile he selve rechtes 
geweigeret hevet. — Vgl. aber auch 3, 78, 2: die man mut ok wol sime 
koninge unde sime richterc Unrechtes wederstan, unde san helpen weren 
to aller wis, al si he sin mach oder sin herre, unde ne dut dar an weder 
sine trfiwe nicht. — Zu letzterer Stelle neuerdings Kern 372 ff. 

5 ’ 
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Entwicklung zum ständischen Widerstandsrecht zum großen Teil 
wieder der Desorganisation anheim gefallen. Nur in der, in 
manchen Rechtsordnungen der Ausübung des Widerstandsrechts 
zur Vorbedingung gesetzten Ermahnung des Herrschers ist ein 
Rudiment jener Organisation erhalten geblieben. Für unsere Be¬ 
trachtung ist aber gerade dieses Rudiment von großer Wichtigkeit, 
weil es eine Spur des Weges zeigt, den die Grundgedanken des 
geltenden Rechts durchlaufen haben von den germanischen Volks¬ 
rechten bis zu den Landesfreiheiten des stäudischen Staates. Deren 
Bestimmungen über das Widerstandsrecht erweisen sich aber somit 
als auf einer gemeinsamen Grundlage der Rechtsentwicklung be¬ 
ruhend. 

Die rechtsgeschichtlichen Zusammenhänge, die sich uns hier 
zeigen, haben über das soeben festgestellte Ergebnis hinaus noch 
eine viel weitere Bedeutung für den Hauptgedankengang unserer 
Arbeit, die schon jetzt nicht unerwähnt bleiben darf. Nur die 
Rechts form hat das Lehnrecht für den Rechtsschutz gegenüber . 
dem Mißbrauch rechtlicher Befehlsgewalt gegeben. Nur als solche 
ist sie von dem ständischen Staatsrecht, umgewandelt in das Wider¬ 
standsrecht der Stände, übernommen worden. Der rechtliche Ge¬ 
danke selbst, um den es sich dabei handelt, ist viel allgemeinerer 
Natur, er ist seinem Wesen nach weder an das System des Lehn¬ 
rechts noch an die rechtliche Struktur der ständischen Staats¬ 
ordnung gebunden. Es ist der Gedanke, an dessen Vorhandensein 
im frühen deutschen Staatsrecht wir soeben schon erinnerten, daß 
obrigkeitliche Gewalt nur durch das Recht und im Rechte be¬ 
stehen kann, jener Gedanke, aus dem sich für das primitive Rechts¬ 
empfinden der andere ergibt, daß man sich der unrechtmäßigen 
Gewalt mit Gewalt erwehren kann 1 ). Da nun aber für die Existenz 
allen Rechts die Überzeugung von seiner Gültigkeit von ent¬ 
scheidender Bedeutung ist, die für unentwickelte Stufen nahezu 
formaler Bedeutung gleichkommt, so dürfen m. E. die Stützen und 
Ergänzungen nicht unberücksichtigt bleiben, die jene beiden Sätze 
in volkstümlichen Remiszenzen an das alte Volkskönigtum finden 
mochte. Beruhte doch das germanische Volkskönigtum auf dem 

') Vgl. hierzu nunmehr auch die, die oben dargclegte Auffassung in 
weitem Maße bestätigenden, eingehenden Untersuchungen von Kern 
142 ff, 169 ff. 
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Gedanken der Verantwortlichkeit des Königs für seine Funktionen. 
Der König, der dem Volke nicht Gedeihen brachte, wurde verjagt. 
Durch Treuschwur (Huldigung) hingegen wurde dem Könige, der 
dem Volke als Schutz seines Gedeihens erschien, erst deshalb die 
Unabsetzbarkeit zugesichert *). 

Daß die Remiszenzen an solche politische und rechtliche 
Grundsätze noch bis ins Mittelalter gewirkt haben, kann durchaus 
nicht als unwahrscheinlich angesehen werden angesichts der 
psychologischen Tatsache, daß die breite Masse des Volks nicht 
nur im allgemeinen große Zähigkeit im Festhalten an alten recht¬ 
lichen Gedanken besitzt, sondern auch besonders die Vorstellung 
von Dingen oder Vorgängen, die in schweren Zeiten einen Hoffnungs¬ 
schimmer gaben, im volkstümlichen Denken geradezu unauslösch¬ 
lich erscheint und immer wieder, oft nach jahrhundertelanger 
scheinbarer Vergessenheit, auf lebt. Es braucht nur erinnert zu 
werden in letzterer Hinsicht an die Karlssage, die, selbst schon an 
ältere Vorstellungen von dem nur zeitweise Verborgensein ger¬ 
manischer Götter anknüpfend, die Hoffnung auf die Wieder¬ 
kehr eines volkstümlichen Helden noch in den Tiroler Freiheits¬ 
kämpfen 1809 belebte, in ersterer Hinsicht an die zu Beginn des 
jetzigen schrecklichen Krieges gemachte Erfahrung, daß der alte 
Satz des inter arma silent leges plötzlich in allen Teilen des 
Reichs in der volkstümlichen Auffassung wieder zu Tage trat, daß 
im Kriege alle rechtlichen Zahlungsverpflichtungen einfach auf¬ 
hören. Für Zeiten geringerer Kultur, in der die volkstümlichen 
Auffassungen nur von mündlicher Überlieferung genährt werden, 
muß die Zähleb'igkeit rechtlicher und politischer Erinnerungen 
noch stärker eingeschätzt werden, und es erscheint mir deshalb 
durchaus keine allzukühne Kombination, noch im späteren Mittel- 
alter mit einem Weiterleben volkstümlicher Erinnerungen au das 
alte Volkskönigtum zu rechnen, in dem der König an sich nicht 
unabsetzbar war, sondern seine Macht lediglich den Diensten dankte, 
die er dem Volke zu leisten vermochte 2 ). 

Es kommt nun hinzu, daß es noch im Mittelalter Gemein¬ 
wesen gab, deren Struktur ganz derjenigen der alten deutschen 

*) Amira 94, 95; jetzt auch Kern 170, 376 ff. 

3 ) Für das frühere Mittelalter ist dieses Weiterleben inzwischen schon 
durch Kern 142 ff, 169 ff, 351 ff, 376 ff positiv nachgewiesen. 
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Volksgemeinschaft entsprach: die Markgenossenschaften. Sie 
bildeten einen realen Boden für das Fortleben jener alten germani¬ 
schen Auffassung vom Verhältnisse des Volkes zu seinem Führer. 
Tatsächlich hat diese auch, wenigstens in den stärkeren Marken, 
Geltung behalten und dahin geführt, urkundlich das Recht der 
Marken festzulegen, sich von einem ihre Rechte und Interessen 
nicht wahrenden Vogteiherrn abzuwenden: „die wile das er den 
merkern recht und ebin tut, so han sie in lieb und wert, dede 
er abir den merkern nit recht und ebin, sie mochten einen andern 
setzen“ *). So war noch 1429 für die Dieburger Mark, in der 
die Erzbischöfe von Mainz oberste Schutz- und Schirmherrn und 
Märker waren, den gemeinen Märkern das Recht beurkundet, sich 
von ihrer Schirmherrschaft loszusagen und die Mark für offen und 
erledigt erklären zu dürfen, wenn die herrschaftlichen Amtleute 
oder die Schirmherrn selbst sich der Markordnung nicht fügen 
wollten oder wenn die Märker in ihren Rechten, etwa durch Rechts¬ 
verweigerung, verletzt waren 2 ). Wir haben also hier ein voll¬ 
ständiges Widerstandsrecht ganz analog dem lehnrechtlichen und 
dem ständischen, aber aus keinem der beiden abgeleitet, mit 
keinem der beiden verwandt, außer in der Grundlage allgemeiner 
alter deutscher Rechtsgedanken. 

Daß solche Rechtsgedanken vorhanden waren und allgemein 
im Mittelalter noch lebten, nicht nur beschränkt auf die Rechts¬ 
verhältnisse der Marken, dafür haben wir kein geringeres Zeugnis 
als den Sachsenspiegel: nach dem Landrecht des Sachsenspiegels 
ruht die in der Dingpflicht verkörperte Gehorsamspflicht gegen¬ 
über dem Richter, d. i. dem Landesherren, „die wile he selve 
rechtes geweigeret hevet“, und „die man muk ok wol sime koninge 
unde sime richtere Unrechtes wederstan, unde san helpen weren 

') L. v. Maurer, Geschichte der Markenverfassung in Deutschland 
1856 S. 389. 

2 ) „Wann meines Herren Gnaden oder sine Amtlöthe sich nit wollen 
begnügen lassen an solchen Gebotten, der man dann überkäme, und über¬ 
führen dio und auch das, das die M&rcker zum rechten gewiset h&tten, so 
stünde die Mark offene, und wären auch alle Buesen abe, alß lang biß daß 
man ein Märcker Ding hätte, und die Marek mit iren Gebotten wieder be¬ 
stelle. — Sie wieseten auch, daß man einem jeglichen Märcker, er sey arm 
oder reich, wann er sein begehret, ein Märcker Dyng machen soll; un- 
geuährlich, und wo man das nit täte, so soll die Marek offen, und alle Büeß, 
wie vorgeschrieben stehet, abe seyn. u Maurer, a. a. 0. 390. 
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to aller wis, al si he sin mach oder sin herre, unde ne dut dar 
an weder sine trüwe nicht 1 ).“ Die Idee des Widerstandsrechts ist 
also ebensowenig lehnrechtlichen wie ständischen Charakters, 
sondern entspricht ganz allgemeinen deutschen Rechtsgedanken. 
Das Lehnrecht hat nur die Form dafür geschaffen, die dann das 
ständische Staatsrecht übernommen und seiner Struktur angepaßt 
hat. Dabei sind wohl manche der oben geschilderten ständischen 
Rechtsvorschriften, wenn sie auch in der Form von den lehnrecht¬ 
lichen Einrichtungen beeinflußt sind, unmittelbar aus jenen älteren 
allgemeinen Rechtsgedanken hervorgegangen, und G. L. v. Maurer 
betont z. B. 2 ) nicht mit Unrecht die Verwandtschaft manches, den 
Städten zuerkannten Widerstandsrechtes, besonders wo es aus¬ 
drücklich als Recht der „Abwendung“ bekundet ist, mit dem Rechte 
der Marken. Wie weit im einzelnen jene Zusammenhänge mit 
älteren allgemeinen Gedanken gehen, ist hier nicht von Bedeutung. 
Ihr Vorhandensein mußte immerhin betont werden. Denn sie 
stellen die Tatsache in noch helleres Licht, daß das, was vom 
ständischen Staatsrecht in einer Form des Lehnrechts übernommen 
wurde, allgemeine und nicht zufällig mehrmals erscheinende Er¬ 
scheinungen des Rechtslebens waren. 

4. Das ständische Widerstandsrecht des positiven Rechts uud 
das Revolutionsrecht der monarchomachischen Lehre müssen, an 
unseren formalen juristischen Begriffen gemessen, zunächst ohne 
weiteres als zwei, der rechtlichen Konstruktion nach, ganz ver¬ 
schiedene Dinge erscheinen. In der naturrechtlichen Theorie ist 
das Revolutionsrecht ein Ausfluß der einen höchsten Gewalt im 
Staate, die, ursprünglich dem Volke zustehend, von diesem nur 
in beschränkter Weise auf den Herrscher übertragen ist. Im 
positiven Staatsrecht ist das Widerstands recht ein Ausfluß der 
dualistisch geteilten höchsten Gewalt im Staate, die selbständig 
und unabhängig von einander auf der einen Seite dem Herrscher 
auf der anderen Seiten den Ständen zukommt, auf beiden Seiten 
aber rechtlich nicht abgeleitet ist aus der Rechtsgewalt des Volkes. 
Letzteres ist das Entscheidende. Recht der Stände und Recht des 
Volkes ist an sich etwas Verschiedenes. 

Eine juridische Vergleichung des Widerstandsrechtes der 

M Vgl. oben S. G7 Anm. 2. 

2 ) L. v. Maurer, Städteverfassung 515, 535. 
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Stände mit dem naturrechtlichen Revolutionsrecht wäre daher nur 
möglich, wenn das Recht der Stände sich irgendwie als die Aus¬ 
übung eines Rechtes des Volkes charakterisieren ließe. Das er¬ 
scheint aber nach den feststehenden formalen Begriffen unserer 
Jurisprudenz auf den ersten Blick ganz ausgeschlossen, denn es 
ist uns geläufig, daß der Begriff des Volkes im Sinne unserer 
Staatsrechtswissenschaft auf die Untertanen des mittelalterlichen 
Staates nicht anwendbar ist, daß noch weniger für die Ausübung 
etwaiger Rechte jener Untertanen die Stände als. eine Volksver- 
' tretung im juristischen Sinne gedacht werden können. Nun 
ist jedoch die Ähnlichkeit zwischen dem naturrechtlichen 
Revolutionsrecht des Volkes und dem Widerstandsrecht der Stände 
so stark, daß die einfache Verneinung der Verwandtschaft zwischen 
beiden Erscheinungen aus Gründen formaler Begriffsbildung das 
i Streben nach Erkenntnis des inneren Gehalts der Gebilde des 
I Rechtslebens und der Rechtslehre nicht befriedigen kann. Es er¬ 
scheint nahezu undenkbar, daß eine solche Ähnlichkeit zwischen 
theoretischen Lehren und Einrichtungen des positiven Rechts rein 
zufällig sein sollte. Andererseits ist aber auch ein wirklicher 
Zusammenhang zwischen beiden, wie er so wahrscheinlich erscheint, 
nur denkbar, wenn die rechtlichen Wesensverschiedenheiten zwischen 
ihnen nicht so stark sind, als es zunächst den Anschein hat. Das 
ist aber nur möglich, wenn beider Wesen, oder das eines von 
beiden, anders ist, als es zunächst scheint und den uns geläufigen 
Vorstellungen entspricht. Den genauen Inhalt der monarcho- 
machischen Lehre werden wir später zu untersuchen haben. Wenn 
aber die monarchomachische Lehre — was wir einstweilen unterstellen 
müssen — dem Revolutionsrecht den Charakter eines unmittelbar 
oder mittelbar auszuübenden Rechtes des Volkes gibt, so kann der 
so wahrscheinliche und von uns vermutete Zusammenhang zwischen 
ihr und dem positiven Recht nur darin seine Begründung finden, daß 
in diesem die rechtliche Stellung der Ländstände in sich und im 
Verhältnis zum Volke, als der Gesamtheit der Untertanen, eine 
andere ist, als sie es bei Anwendung unserer formalen juristischen 
Begriffe zu sein scheint. Eine nähere Betrachtung dieser recht¬ 
lichen Stellung der Landstände wird daher zunächst unsere Auf¬ 
gabe sein. 

Die Landstände sind, wie, besonders nach der eingehenden 
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Erörterung Tezners *), zweifellos erscheinen muß, keine Volks¬ 
vertretung im Sinne des Staatsrechts des modernen Verfassungs¬ 
staates als selbstgewählter Repräsentation des Volkes in Ausübung 
der Rechte jenes am Staate. Vielmehr sind sie in ihrer ursprüng¬ 
lichen Stellung, das kann man wohl mit Tezner ebenfalls an¬ 
nehmen, lediglich öffentlichrechtlich privilegierte Untertanen, die 
ihre eigenen — freilich Teile der Staatsgewalt enthaltenden — 
Rechte ausüben. Die Spuren, dieses Rechtszustandes sind dann 
im 18. Jahrhundert, als die Stände ihre staatliche Macht wesentlich 
schon verloren hatten, wieder deutlich sichtbar geworden. So stellt 
D. 6. Struben 2 ) die Landstände ihrer Entstehung nach in Gegen¬ 
satz zu dem „großen Häuften armer und schlechter Einwohner 
des Landes, die ohne alle Würde sind,“ und ebenso bezeichnet 
sie J. J. Moser*) als „privilegierte Untertanen“, die „nicht mit 
dem Pöbel zu vermengen sind“. Allein mit der Aufdeckung dieses 
einen Elementes ihrer rechtlichen Stellung, das am Anfang — was 
hier nicht untersucht zu werden braucht — und am Ende ihres 
Entwicklungsganges ihr einziges oder wenigstens entscheidendes 
gewesen sein mag, ist die Rechtstellung der Landstände in der 
Blütezeit ihrer rechtlichen und politischen Macht keineswegs voll¬ 
ständig gekennzeichnet. Man mag daraus mit Tezner annehmen, 
daß ihrer Entstehung nach die Landstände im ständischen Staat 
ursprünglich die einzigen mit subjektiven öffentlichen Rechten 
ausgestatteten Untertanen waren. Man’ mag auch ohne weiteres 
zugeben, daß es danach logisch als ein Unding erscheint, die 
Landstände als Vertreter der Rechte des Volkes anzusehen, weil 
es der historischen Entwicklung nach im ständischen Staat solche 
Rechte überhaupt nicht geben konnte außer den eigenen Rechten 
der Landstände 4 ). Wenn jedoch die tatsächliche Entwicklung der 
rechtlichen Verhältnisse dahin geführt hat, daß die Landstände, 
wie unsere Historiker und Rechtshistoriker lehren 5 ), sich zu einer 


*) Fr. Tezner, Technik und Geist des ständisch-monarchischen Staats¬ 
rechtes (Schm oll er s Staats* und soziahvissenschaftliche Forschungen 
Bd. 19 Heft 3) 1901. 

2 ) D. G Struben, Nebenstunden, Zwcjter Teil, 2. Aufl. 1765 S. 365. 

3 ) J. J. Moser, Von der tcutschcn Reichs Stände Landen 1769 S. 840. 

4 ) Tezner, a. a. 0. S. 69 ff. 

R ) R. Schröder, Deutsche Rechtsgeschichte, 5. Aufl. 1907 S. 631; 
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Vertretung der rechtlichen und politischen Interessen des Landes 
oder des Volkes gestaltet haben, so kann die Staatsrechtswissenschaft 
die Tatsache einer solchen Rechtsentwicklung nicht wegen ihres 
scheinbaren Widerspruchs zur juristischen Logik beiseite schieben x ); 
sondern sie muß versuchen, ihr Bestehen oder Nichtbestehen fest¬ 
zustellen und, im Falle ihres Bestehens, ihre rechtliche Bedeutung 
zu ermittelu. Was wir zu untersuchen haben, ist demnach ein 
doppeltes; nämlich einmal: hatten im ständischen Staat die Land¬ 
stände eine irgendwie geartete Befugnis, die rechtlichen oder 
politischen Interessen der Gesamtheit der Untertanen gegenüber 
dem Fürsten zu vertreten; zum andern: wenn eine solche Be¬ 
fugnis bestand, ist sie juridisch der Ausdruck eines Rechtsverhält¬ 
nisses zwischen den Ständen und der Gesamtheit der Untertanen 
oder zwischen diesen und dem Herrscher, und welches ist dies 
Rechtsverhältnis ? 

Daß die Stände zum mindesten durch ihre politische Tätigkeit 
die politischen Interessen der Gesamtheit gegenüber dem Fürsten 
wahrzunehmen befugt waren, ist heute Gemeingut der Wissenschaft 2 ). 
Daß im damaligen staatlichen Leben diese Befugnis stets bewußt 
anerkannt und betont wurde, mag immerhin an einigen Beispielen 
anschaulich gemacht werden. In Schlesien ließen sich die Stände 
1341 und 1498 Privilegien nicht nur für sich, sondern ausdrücklich 
auch für die terrigeni und „alle einwoner“ versprechen 3 ). Daß 
die Landstände sich in ihrem Verhältnis zum Fürsten geradezu 
als Vertreter der Gesamtheit und diese hieraus verpflichtet ansahen, 

0. üicrke, Genossansckaftsrecht, Bd. I S. 537, 574 ff.; K. F. Eichhorn, 
Deutsche Rechtsgeschichte, 4. Ausg. 3. Teil S. 245 ff.; Ungerll, 431 ff., 
dazu neuerdings besonders F. Rachfahl „Der dualistische Ständestaat in 
Deutschland“ Schmollers Jahrbuch für Gesetzgebung usw. 1902 S. 192 ff., 
und die dort Zitierten, sowie die bereits mehrfach erwähnte Abhandlung 
desselben „Alte und nene Landesvertretung in Deutschland“ ebenda 1909 
S. 103ff.: H. Spangenberg Vom Lehnstaat zum Ständestaat (Histor. 
Biblioth. Bd. 29) 1912 S. 145 ff. 

*) Was Below, Territorium 249 in anderer Beziehung über die Rechts¬ 
stellung der Landstände sagt, erweist hier ebenso seine prinzipielle Be¬ 
deutung: „Wie die geschichtliche Entwicklung überhaupt nicht bloß logische 
Bildungen hervorbringt, so hat auch hier das der logischen Erklärung Wider¬ 
strebende realen Bestand.“ 

2 ) Das erkennt auch Tezner a. a. 0. S. 69 an. 

3 ) Vgl. Rachfahl, Schmollers Jhbch. 1902 S. 197. 
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beweist der württembergische Verfassungsstreit unter Eberhardt II: 
nach ihrem fruchtlosen Auseinandergehen erklärten die Landstände 
feierlich ihren Widerstand, „wie sie sich das dem Namen und 
Stämmen Wfirtemberg, auch Land und Leuten, zu gut zu tun 
schuldig erkennen 1 ).“ Im Anfang des 16. Jahrhunderts wurde 
in Bayern der landschaftliche Ausschuß instruiert, „zu halten 
auf gemeine landesfreiheit, zu handeln ohne nachtheil und ab- 
bruch der fürsten und zum besten des landes und der leute*).“ 
Eine Beschwerde der Holsteinischen Landstände 1590 spricht von 
den Beschwerden „wider ihres lieben Vaterlandes Privilegien.“ 
Daß auch die Beichsgewalt das Vorbringen der Stände gegen die 
Willkür des Landesherren als eine Aktion für die Gesamtheit der 
Untertanen ansah, beweist das Kaiserliche Dekret vom 25. Januar 
1595 in den ostfriesischen Streitigkeiten, worin einerseits aus¬ 
drücklich die „Stände“ zur Buhe, andererseits der Landesherr zu 
„leidentlichem Begiment“ gegenüber den „Untertanen“ ermahnt 
wurden 3 ). Es waren aber nicht nur tatsächlich Gegenstand 
der Verhandlungen zwischen Landständen und Landesherrn regel¬ 
mäßig neben den eigenen Bechten der Landstände die Bechts- 
interessen der Untertanen, sondern es wurde auch in der Bechts- 
sprache auf dieses Nebeneinander der Bechte der Stände und der 
Untertanen hingewiesen. In den schlesischen Privilegien von 1341 
stehen ausdrücklich neben den „vassali“ die „terrigeni“ und neben 
den „landstetten“ „alle einwoner*).“ In den bayrischen Frei¬ 
heitsbriefen werden die darin gewährten Bechtsversprechungen 
nicht nur den einzeln und namentlich aufgezählten Ständen, sondern 
ausdrücklich auch „dem Lande und den Leuten“ (1311) oder, wie 
es später (1322) heißt, „und gemain allem Lande“ gegeben*). 
Ganz allgemein waren auch die von den Landständen den Fürsten 
vorgetragenen „Landesbeschwerden“ geteilt in „gemeine“ und 
„speziale“; letztere waren solche, die nur einzelne Stände be¬ 
trafen, während unter den „gemeinen“ nach Mosers 6 ) Zeugnis zu 
verstehen sind diejenigen, „welche das ganze Land berühren und 

] ) J. J. Moser a. a. 0. 1498. 

2 ) Lerchenfeld (Rockinger) a. a. 0. S. CCCCIII. 

3 ) J. J. Moser a. a. 0. 1208. 

4 ) Rachfahl a. a. 0. 197. 

5 ) Lerchenfeld a. a. 0. 6, 8, 9. 

6 ) Moser a. a. 0. 1298. 
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beschweren.“ So wußte denn auch die spätere Theorie sehr wohl 
zwischen den beiden Zuständigkeiten der Landstände gegenüber 
dem Landesherrn, nämlich der Geltendmachung ihrer eigenen 
Rechtsinteressen und derjenigen der Gesamtheit zu unterscheiden, 
wie z. B. Mevius 1 ) sagt, daß „Landtage darum unter anderen 
gehalten werden, daß die Stände so wohl des gemeinen Vater¬ 
landes vermerkte Angelegenheiten zu zeitigen Rat und Hilfe Vor¬ 
bringen und erinnern, als auch ihre .Gravamina anzeigen und 
Remedierung suchen mögen.“ 

Das war ja gerade die Eigentümlichkeit der ständischen Ver¬ 
fassung und ihre so außerordentlich gesunde Grundlage — die 
allerdings grade in der Gefahr der Ausartung zur Oligarchie das 
ständische Wesen als ein aristokratisches kennzeichnet —, daß 
die Stände immer, indem sie ihre eigenen Interessen wahrten, zu¬ 
gleich diejenigen der Gesamtheit schützten. Wenn, um an die 
oben gekennzeichneten Grundsätze der ständischen Verfassung an¬ 
zuknüpfen, der oberste dieser Grundsätze, das Steuerbewilligungs¬ 
recht der Stände, das Schwergewicht ihrer politischen Machtinteressen 
zur Wirkung brachte, diente es gleichzeitig dem Interesse des 
Volkes an einem Schutze gegen die rücksichtslose Befriedigung 
der fürstlichen Geldbedürfnisse aus dem Untertanenvermögen, dessen 
Bedeutung in einer späteren Staatsepoche die ihn entbehrenden 
Untertanen vielfach so hart fühlen mußten. Wenn die Stände 
mit dem Einfluß auf die Besetzung des Fürstlichen Rats ihre 
eigene politische Stellung stärkten, so kam es doch ebenfalls dem 
Volke zu gnte, daß die höchsten Regierungsstellen nicht mit 
gefügigen Dienern fürstlicher Launen besetzt wurden. Gewiß 
steckte ein Interesse der gentry dahinter, wenn dem Fürsten die 
Besetzung der Ämter mit Landfremden verboten wurde und diese 
so dem Landadel offen gehalten wurden; aber, ganz abgesehen 
von dem offiziell z. T. hervor gehobenen, an sich schon erheblichen 
Gesichtspunkte der Wahrung des heimischen Rechts, war es gewiß 
zum besten der Bevölkerung, besonders auf dem platten Lande, 
wenn die Verwaltung nicht einem berufsmäßigen, nur das landes¬ 
herrliche Interesse vertretenden, dem internationalen Juristenstande 
entnommenen, Berufsbeamtentum anvertraut wurde, sondern in den 
Händen einer in seinen Geschicken, seinen Interessen und Erapfin- 

l ) Zitiert bei Moser a. a. 0. 1230. 
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düngen mit Land und Volk verbundenen bodenständigen sozialen 
Oberschicht blieb: die vielhundertjährige Geschichte des englischen 
Friedensrichters und des preußischen Landrats in seiner älteren Gestalt 
einerseits, der für das Gedeihen ihrer Staaten verderbliche Einfluß der 
Verausländerung mancher anderen deutschen Fflrstenhöfe beweisen 
das. Die Garantieen für eine geordnete Rechtsprechung, die eben¬ 
falls zur typischen ständischen Verfassung gehören, lagen sogar, 
wenngleich sie auch für die Stände selbst wünschenswert waren, 
doch — abgesehen von Einzelfällen wo, wie in Bayern, ein un¬ 
mittelbares Machtinteresse der Stände mitspielte — überwiegend 
im Interesse der Gesamtheit. Die Beschränkungen des Fürsten 
in der Münzprägung dienten zwar unmittelbar dazu, ihn nicht 
der finanzpolitischen und -rechtlichen Abhängigkeit der Stände 
entgleiten zu lassen, bildeten aber doch, wie spätere Mißbräuche 
des Mönzrechtes in der absolutistischen Zeit gezeigt haben, gleich¬ 
zeitig einen wichtigen Schutz für die Sicherheit des Wirtschafts¬ 
lebens der Einzelnen wie des gesamten Volkes. Demselben 
Interesse der Stände dienten die Verbote der Veräußerung und 
Verpfändung von Landesteilen; daß sie aber zugleich im Interesse 
des Volksganzen und einer gesunden Staatsentwicklung lagen, 
ist zweifellos. Ganz dasselbe gilt von dem den Fürsten auferlegten 
Verbot, ohne Einwilligung der Stände Kriege zu beginnen oder 
Staatsverträge abzuschließen. Überall zeigt sich hier die Eigen¬ 
tümlichkeit der staatsrechtlichen und politischen Stellung der Land¬ 
stände: alle Befugnisse, die sie in ihrem eignen Machtinteresse er¬ 
worben haben, dienen in ihrer Ausübung dem Volksinteresse 1 ) 2 ). 
So ist die Wahrung des Volksinteresses ein Wesensmoment der 
Rechtsstellung der Landstände. 

Die Rechtsstellung der Landstände enthält die Befugnis zur 
Wahrung der politischen und öffentlichrechtlichen Interessen der 
Gesamtheit der Untertanen. Wir könnten uns vielleicht hiermit 

') Von anderem, mehr politischen, Standpunkt aus fuhrt die mehr ins 
einzelne gehende Darstellung der Tätigkeit der Landstände durch Below, 
Territorium S. 262—270 im wesentlichen zur Feststellung derselben Er¬ 
scheinungen. Vgl. auch Gierke Genossenschaftsrecht I, 572. 

2 ) Ob man jedoch mitSpangenberg, (Vom Lehnstaat zum Ständestaat 
S. 148) deshalb sagen Mann, daß die ständischen Konsensrechte woniger 
die Bedeutung politischer Rechte der Stände, als diejenige eines Vorbeugungs¬ 
mittels gegen Mißstände hatten, erscheint mir zum mindesten zweifelhaft. 
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schon begnügen, um zu konstatieren, daß ein den Landständen 
zustehendes Recht, zum Schutze des gemeinen Rechtszustandes 
des Landes dem Fürsten Widerstand zu leisten, offenbar mit 
einem durch besondere Behörden auszuübenden Widerstandsrecht 
des Volkes selbst, wie es von den Monarchomachen gelehrt wird, 
einige Ähnlichkeit hat. Mit solcher Ähnlichkeit wäre jedoch 
zwar eine gewisse Verwandtschaft der naturrechtlichen Revolutions¬ 
lehre mit dem positivrechtlichen Widerstandsrecht der Landstände 
dargetan, es wäre aber sehr wenig dafür bewiesen, worauf es 
eigentlich ankommt: welcher Art diese Verwandtschaft ist, ob 
nämlich eine aus sich selbst erstandene naturrechtliche Lehre um 
ihrer eigenen Überzeugungskraft willen sich ein dem positiven 
Recht nachgebildetes Gewand nmgelegt hat, oder ob der eigent¬ 
liche Kern der naturrechtlichen Revolutionslehre dem positiven 
Recht entnommen ist. In der monarchomachischen Rechtslehre 
charakterisiert sich das Revolutionsrecht als die Ausübung eines 
Rechtes des Volkes durch die gesetzlich dazu zuständigen Be¬ 
hörden. Im positiven Recht erklärt sich das Widerstandsrecht 
aus der eigentümlichen Rechtstellung der Landstände. Es fragt 
sich also, ob diese derart ist, daß die Ausübung des Widerstands¬ 
rechtes als Ausübung eines Rechtes des Volkes angesehen werden 
kann, oder richtiger: vom Standpunkte der damaligen Staatsauf¬ 
fassung aus angesehen werden konnte. 

Das Widerstandsrecht der Landstände ist die schärfste Aus¬ 
prägung der beiden Seiten ihres Wesens: ihrer Befugnis, sowohl 
ihre eigenen, rechtlichen und politischen, Interessen, als auch diejenigen 
der Gesamtheit der Untertanen zu schützen. Uns interessiert hier 
nur das auf der letzteren Befugnis sich aufbauende Widerstands¬ 
recht, daher auch diese Befugnis nur, soweit sie die Unterlage des 
Widerstandsrechtes ist. Diese Frage ist aber keineswegs identisch 
mit der bedeutsamen Streitfrage nach dem Volksvertretungscharakter 
der Landstände, in der Tezner seine ganze staatsrechtliche Autori¬ 
tät für die Leugnung dieses Charakters gegen die Historiker und 
Rechtshistoriker in die Wagschale geworfen hat. Der Begriff 
der Volksvertretung — der in seiner elementaren Bedeutung für 
unser modernes Staatsleben so selbstverständlich ist, daß er 
prinzipieller wissenschaftlicher Untersuchung kaum unterworfen 
worden ist — hat in unserem staatsrechtlichen Denken wesent- 
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lieh die Bedeutung einer Teilnahme des Volkes an der Bildung 
des Staatswillens durch repräsentative Organe. Darum handelt 
es sich aber für uns gar nicht, sondern um staatsrechtlich wesent¬ 
lich davon verschiedenes. Die Teilnahme des Volkes durch 
repräsentative Organe an der Bildung des Staatswillens*) entspringt 
dem Kreise der subjektiven öffentlichen Einzelrechte, die auf Leistung 
für den Staat gehen. Einem prinzipiell von diesem zu trennenden 
Kreise subjektiver öffentlicher Rechte, dem der Ansprüche auf 
Freiheit vom Staate, entspringt die von uns zu betrachtende Be¬ 
fugnis der Landstände. Nicht um Ausübung von Rechten auf 
Leistung für den Staat, sondern um Geltendmachung von Ansprüchen 
auf Freiheit vom Staate kann es sich in der schützenden Befugnis 
der Landstände nur handeln: um Geltendmachung des Anspruchs auf 
Freiheit von allen Beschränkungen durch die fürstliche Gewalt, die 
den „Landesfreiheiten“ „Handfesten“ usw. zuwider waren. 

Daß nur die Vertretung solcher Ansprüche auf Freiheit 
in betracht kommt, ist noch nach einer anderen Richtung von 
entscheidender Bedeutung für die juristische Beurteilung: die An¬ 
sprüche stellen kein Volksrechte im rechtlichen Sinne dar, sie sind 
nicht Rechte des Volkes als solchen, als Genossenschaft, sondern 
Rechte, die den Einzelnen, deren Summe das Volk bildet, zu¬ 
stehen. Damit scheidet für uns jene Frage aus, in der gerade 
der Kernpunkt des Streites zwischen Tezner und den Historikern 
liegt, die Frage, ob es im ständischen Staate überhaupt ein Volk 
als solches, als Genossenschaft gibt, wie es eben im System des 
modernen konstitutionellen Staatsrechts durch das Parlament re¬ 
präsentiert wird. 

Ganz zu trennen von dieser Frage ist die andere, ob die 
ständische Gliederung des Untertanenverbandes begrifflich die 
Möglichkeit ausschließt, dem Untertanenverband selbst, also dem 
Staatsvolk, staatsrechtliche Realität zuzugestehen als der Bezeichnung 
eines Personenkreises, dessen sämtlichen Mitgliedern gemeinsam 
ist die Bindung an die gleiche Staatsgewalt, dessen rechtliche 
Bedeutung also in der Abgrenzung dieses Personenkreises liegt. 

1 ) Ich folge hier der Lehre G. Jellinek s, deren Berechtigung gegenüber 
der abweichenden herrschenden Meinung an dieser Stelle nicht erörtert 
werden kann. Ygl. G. Jellinek, Allgemeine Staatslehre 3. Aufl. bearb. 
von W. Jellinek, 1914 S. 58 ff. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Digitized by 


_ 8 ° 

In diesem Sinne ist ein Staatsvolk im ständischen Staate ebenso 
gut vorhanden, wie in jedem anderen Staate, denn die Abgrenzung 
eines Kreises persönlich an die Staatsgewalt gebundener Personen 
gehört schlechterdings zum Wesen des Staates: ein Staat ohne 
Volk in diesem Sinne ist nicht denkbar. Die Zugehörigkeit zum 
Kreise der persönlich an die Staatsgewalt gebundenen Individuen 
ist daher schlechterdings im Staatsleben ein Moment von rechtlicher 
Erheblichkeit, ein Moment, das also die dadurch bestimmten Personen 
zu einer rechtlichen Gruppe erhebt. Tatsächlich ist uns ja die Vor¬ 
stellung einer solchen rechtlichen Gruppe auch im ständischen Staat 
ganz geläufig. Sie ist uns ganz selbstverständlich unter der gemein¬ 
samen Bezeichnung aller ihr Zugehörigen nach dem einigenden Moment 
des Verhältnisses zur Staatsgewalt als: die Untertanen 1 ). Die recht¬ 
lichen Begriffe „Untertan“ und „Glied des Staatsvolkes“ oder — da es 
ja ein anderes Volk im Rechtssinne nicht gibt — „Glied des 
Volkes“ sind schlechterdings identisch. Ob allerdings das durch 
diesen Begriff bezeichnete Rechtsverhältnis für das von uns zu 
untersuchende Rechtsverhältnis von Bedeutung ist, kann sich erst 
aus der Beantwortung der Frage ergeben, in der sich das ganze 
Problem konzentriert: bestehen im ständischen Staat Rechte der 
Einzelnen, die ihnen als Gliedern des Volkes oder Untertanen des 
Staates diesem gegenüber zukommen? 

Daß die einzelnen Untertanen des ständischen Staats ein¬ 
subjektives Recht auf Freiheit von allen durch die Landesfreiheiten 
verbotenen Beschränkungen hatten, kann nicht dadurch als aus¬ 
geschlossen angesehen werden, daß sie selbst nicht die rechtliche 
Möglichkeit der Ausübung und Geltendmachung dieses Anspruchs 
hatten. Es ist eine juristische Binsenwahrheit, die uns in dem 
Unterschied von Partei- und Prozeßfähigkeit am meisten geläufig 
ist, daß die Fähigkeit, ein Recht zu haben, nicht diejenige in 
sich schließen muß, es auszuüben. Es ist also an sich sehr gut 
denkbar, daß die einzelnen Untertanen des ständischen Staates 
subjektive Freiheitsrechte hatten, die nur in ihrer, freilich nicht 
gekorenen, sondern geborenen Vertretung durch die Stände aus¬ 
geübt wurden. Keiner Erwähnung bedarf es, daß dem Charakter 

] ) „Ohne Zweifel ist zu jeder Zeit jeder Deutsche, wenn nicht Staats¬ 
haupt, entweder Untertan odei Staatsbürger gewesen“. Dieser von Below 
(Staat des Mittelalters I, 238) zunächst für den mittelalterlichen Staat ge¬ 
prägte Satz hat auch für die atfindische Epoche Geltung. 
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jener Freiheiten als subjektiver Rechte nicht entgegensteht, daß 
sie nicht einklagbar waren. Die heutige Staatslehre ist sich klar 
darüber, daß das Vorhandensein eines formellen Rechtsschutzan¬ 
spruches nicht für die Existenz eines materiellen subjektiven Rechts 
entscheidend ist, sondern daß es hierfür nur auf den materiellen 
Inhalt des Rechtes selber ankommen kann. Auch ist ja tatsächlich 
in dem Widerstandsrechte der Landstände ein gewisser Rechts¬ 
schutz gegeben. Allerdings könnte man im Zweifel sein, ob 
dieser Rechtsschutz den Rechten der gesamten Untertanen gilt 
oder nicht an sich nur den eigenen Rechten der Landstände. Dann 
würde sich das Recht jener als ein bloßes Reflexrecht darstellen: 
als Reflex nämlich der objektiven Normen über die Rechtsstellung 
der Landstände. Zunächst wäre dies für unsere Frage nicht sehr 
erheblich, da es hierfür je wesentlich nur auf die Beurteilungs¬ 
möglichkeiten der damaligen Staats- und Rechtslehre ankommt 
und für jene die nahe Ähnlichkeit der wirklichen Identität gleich¬ 
zusetzen wäre. Aber wir können von dieser Erwägung ganz ab- 
sehen, denn jene Auffassung der Rechtslage ist nicht haltbar. Es 
spricht gegen sie, daß die Freiheit von den durch die Handfesten 
usw. ausgeschlossenen Beschränkungen stets, wie wir bereits gesehen 
haben und sogleich noch an anderen Beispielen sehen werden, 
nicht nur den Ständen sondern gleichzeitig allen Untertanen zu¬ 
gesichert wurde. 

In der Brabanter J. E. (1354) verspricht der Fürst die darin 
gewährten Rechte' sowohl den einzeln aufgezählten Ständen, als 
auch „ä tout son commun pays“ oder, mit einem späteren Ausdruck 
(1356) „ä tous autres ses sujets et bonnes gens de son pays 1 )“. 
In Niederbayern ist 1341 * die Rede von einer Wahl durch die 
„Grafen, Freien, Dienstmannen, Ritter, Knechte, Edel, Unedel, 
Stadt, Markt und gemeinhin all Lüt 2 )“. In den Bundbriefen der 
Stände von Salzburg 1382 und von Trier 1403 wird seitens der 
Stände ansdrücklich hervorgeheben, daß sie ihre Vereinigung zu 
Nutz und Frommen des ganzen Stifts geschlossen haben. Die 
Verschreibung der Stände der Neumark von 1402 ist gezeichnet 
von den bevollmächtigten Rittern und Bürgermeistern im Namen 


J ) Poullet, 362,364. 

2 ) Vgl. unten IV. 

Wolzendorff, Staatsrecht und Naturrecht 
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aller Ritter und Städte „und nemlichen im Namen aller Inwohner 
der vorgeschriebenen Neuen Mark beyde auf dem Lande und in 
den Städten.“ Als die Münsterschen Stände 1456 ihre Einung 
erneuten, erklärten sie, daß dies geschehe, um künftiger Verletzung 
der Privilegien, welche „ihnen und dem ganzen Lande“ gegeben 
worden, zu widerstehen und „umb gemaine Salichheit, Nut und 
Ober des ganzen Landes, und umb eines Jedermann besondern im 
Lande“. Die hessische Einigung von 1509 wurde „von einigen 
aus den Prälaten, Grafen, Rittern und den Stätten Nahmens und 
Befehlichs und Mandat derselben und allen aller Inwohner des 
Fürstenthumbs von Hessen“ vollzogen. In einer Urkunde von 
1519 bezeichnen sich die Landstände von Lüneburg ausdrücklich 
als die Repräsentanten des ganzen Landes 1 ): „Wy Boldewyn von 
Sunte Michaele bynnen Luneborg — in Standt und Nahmen der 
gemeynen Landtschopp des Fürstendoms Lemborch vorsamelt, und 
hyr to durch de Prälaten, Mannsschop, Stede und Wicbelden 
dessulffen Fürstendoms Luneborch de ganze Landtschopp represen- 
terende, up einen gemeinen Landtag — gemechtiget 2 ).“ Besonders 
typisch und klar endlich ist die Erklärung der österreichischen 
Stände vom Jahre 1589: ad officium ordinum pertinet, ut, si 
subditi praeter aequum graventur, gravamina deferant (also: die 
Beschwerden der Untertanen) ad Principem & quo gravatis 
subveniatur, quantnm in ipsis est, curent 3 ). 

Es kann nach dem allen m. E. kein Zweifel sein, daß die 
Struktur des ständischen Staatswesens logisch den rechtlichen Ge¬ 
danken einer den Untertanen als subjektives öffentliches Recht zu¬ 
stehenden, durch die Landesfreiheiten in ihrem Umfange bestimmten, 
Freiheitssphäre in sich schließt. Der Rechtslehre der Folgezeit ist 
denn auch dieser Rechtsgedanke zur Erkenntnis gekommen. Er 
ist klar und deutlich zum Ausdruck gelangt in der Definition, 


1 ) Vgl. für die zuletzt angeführten Beispiele: Wilda in Weiskes Rechts¬ 
lexikon VI, 819. 

2 ) Daß in diesem Satze „Landschopp“, das zweimal vorkommt, (zu 
mindesten an der zweiten Stelle) nicht die Landst&nde bezeichnen kann, 
sondern nur das Land selbst, ergibt sich aus dem ganzen Sinne des Satzes. 
Vgl. jedoch auch Wilda, a. a. 0. 819 Anm. 71. 

3 ) Vgl. D. G. Strüben, Tractatio de Statuum Provincialium usw. 
1748 S. 38. 
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die J. J. Moser, dessen auch geschichtlich gründliche Kenntnis 
des ständischen Staatswesens außer Zweifel steht, von den Landes¬ 
freiheiten gibt. „Landes-Freyheiten heissen — so sagt er — eigent¬ 
lich diejenige Rechte und Befugnisse, welche einem jeden Ein¬ 
wohner eines Landes, oder doch wenigstens einem jeden Bürger 
desselbigen, wie auch denjenigen Personen, welche zwar keine 
würkliche Bürger seiynd, dennoch aber bürgerliche Freiheiten 
genießen, zustehen 1 )“. 

Erkennen wir den durch die Gewährung von Landesfreiheiten 
u. dgl. geschaffenen Rechtszustand als die Begründung eines allen 
Untertanen als solchen zustehenden Rechtes auf Freiheit von allen, 
diesen Landesfreiheiten zuwiderlaufenden, Beschränkungen, so er¬ 
gibt sich daraus, in Verbindung mit der Tatsache, daß die Geltend¬ 
machung dieses Rechts allein den Landständen zukommt, ohne 
weiteres die Notwendigkeit der Auffassung, daß die Landstände 
insoweit eine Vertretung oder Repräsentation aller Untertanen 
bilden. Die bei den alten Rechtsgelehrten von den Monarcho- 
machen an immer wieder begegnende und zunächst so naiv an¬ 
mutende Vergleichung des Rechtsverhältnisses zwischen den Ständen 
und der Masse der Untertanen mit der zivilrechtlichen Vormund¬ 
schaft entbehrt daher durchaus nicht so jedes Wirklichkeitsinnes, 
wie es unseren an die entwickeltere Begriffswelt des modernen 
Staatsrechts gewohnten Blicke zunächst scheint. Ich glaube sogar, 
daß mit der Subsumierung dieses Rechtsverhältnisses unter den 
von der modernen Staatslehre herausgearbeiteten Begriff der staats¬ 
rechtlichen Repräsentation — wenn anders sie überhaupt gerecht¬ 
fertigt ist *) — die Rechtslage nicht irgendwie mehr geklärt würde. 
Es liegt hier ein echtes Vertretungsverhältnis vor, für dessen Be¬ 
urteilung nur zweierlei nicht vergessen werden darf: einmal, daß 
es sich um eine Vertretung öffentlichrechtlicher Natur handelt, 
zum andern, daß die Vertretung eine gesetzliche — in dem un¬ 
geschriebenen allgemeinen Staatsrecht der ständischen Epoche be¬ 
gründete — ist, die ihrem Wesen nach in vollem Gegensatz steht 
zn der, rechtsgeschäftlich begründeten, Stellvertretung. In der 


*) Moser a. a. 0. 942. 

2 ) Nach der herrschenden Lehre unserer Staats Wissenschaft hat sie 
bekanntlich keine juristische Bedeutung, vgl. oben S. 79 Anm. 1. 

6 * 
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Tat liegt hier nichts anderes vor, als daß die eigentlichen Rechts¬ 
subjekte, die Masse der Untertanen, öffentlichrechtlich nur eine 
geringe Rechtsfähigkeit besitzen, die wesentlich mit dem durch 
die Landesfreiheiten gegebenen Freiheitsanspruch erschöpft ist 
Aber auch hinsichtlich dieses geringen Kreises von öffentlich- 
rechtlicher Rechtsfähigkeit besitzen die Untertanen des ständischen 
Staates prinzipiell — Ausnahmen werden wir noch kennen lernen 
— keine Geschäftsfähigkeit und Prozeßfähigkeit: sie können ihren 
Freiheitsanspruch nicht selbst, sondern nur durch ihre gesetzlichen 
Vertreter, die Landstände, geltend machen 1 ). Die Landstände er¬ 
scheinen also als eine öffentlichrechtliche Vertretung der Unter¬ 
tanen des ständischen Staates, wenngleich das nur, wie aus dem 
oben gesagten hervorgeht, die eine Seite ihrer Rechtsstellung ist 2 ). 

Die Landstände bilden eine Vertretung sämtlicher Untertanen, 
also sämtlicher Glieder des Volkes 8 ). Ihre Bezeichnung als eine 
Vertretung des Volkes oder Repräsentation des Volkes ist daher 
rechtlich nicht sowohl falsch, als vielmehr nur ungenau, insofern 
nicht zum Ausdruck gebracht ist, daß es sich dabei nicht um 
eine Vertretung politischer Volksrechte im Sinne des modernen 
Staatsrechts handelt: Recht auf Teilnahme an der staatlichen 
Willensbildung, verkörpert einmal in der primären Organstellung 
des Volkes, zum andern in dem subjektiven Recht der Volksglieder 
auf Ausübung der Organtätigkeit der Wahl zum sekundären Organ, 
dem Parlament*). Mit der Maßgabe der Berücksichtigung dieser ein- 


*) Ähnlich Kachfahl a. a. 0. 110, Mundt, Geschichte der deutschen 
Stände 1854 S. 146. 

2 ) ebenso Gierke, Genossenschaftsrecht I, 575, Rachfahl a. a. 0. HO. 

3 ) In den Städten bildet zwar die Gesamtheit eine Korporation (Gierke, 
Genossenschaftsrecht II, 706 ff.) aber gerade diese Gesamtheit besitzt die 
Standschaft (ibid. 719) sie bildet den Stand, der als solcher die Vielheit 
der Einzelnen vertritt. 

4 ) Dieser Ungenauigkeit darf schon deshalb keine allzugroße Bedeutung 
beigemessen werden, weil der staatsrechtliche Begriff der Volksvertretung 
wissenschaftlich keineswegs feststeht: die herrschende Lehre der deutschen 
Staatsrechtswissenschaft sieht den Volksrepräsentationscharakter des Parla¬ 
ments im konstitutionellen Staate für rechtlich unerheblich an (vgl. oben 
S. 79). Danach gäbe es staatsrechtlich überhaupt keine Volksrepräsentation, 
mit der die Landstände zum Nachteil der Klarheit ihrer rechtlichen Wesens¬ 
bestimmung verglichen werden könnten. Es könnte also vom Standpunkt 
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geschränkten Bedeutung besteht daher m. E. kein Bedenken, die 
Land9tände als eine Vertretung oder Repräsentation des Volkes, 
d. h. der Summe der Untertanen, zu bezeichnen. Diese Bezeichnung 
wird auch vollständig der Beurteilung der Stellung der Landstände 
gerecht, wie sie der rechtlichen und politischen Auflassung der 
damaligen Zeit erscheinen mußte. Werden doch in der offiziellen 
Sprache die Landstände schon früh als im Namen der Eiinwohner 
auftretend bezeichnet (Neumark 1407). 

Vollständig wertlos hingegen ist m. E. der besonders neuer¬ 
dings von den Historikern wieder sehr bevorzugte Begriff der 
Landesvertretung. Er entbehrt jedes rechtlichen und politischen 
Inhalts: entweder wird der Begriff „Land“ im Sinne des jetzigen 
allgemeinen und staatsrechtlichen Sprachgebrauchs verwandt, dann 
ist das, was damit bezeichnet wird, weder rechtlich noch politisch 
eine Persönlichkeit, kann also nicht vertreten werden; oder er 
müßte einen besonderen Sinn als Einrichtung des ständischen 
Staatswesens haben, der dann erst klargelegt und vor allen Dingen als 
ein besonderes Rechtssubjekt bezeichnend nachgewiesen werden müßte, 
was m. E. unmöglich ist. Denn das einzige, von der Gesamtheit 
der Untertanen zu unterscheidende Subjekt, das man sich denken 
könnte, wäre die Landschaft x ), also die Stände selbst. Das würde 
dann aber erst recht die juristische Sinnlosigkeit der Bezeichnung 
der Landstände als einer Landesvertretung beweisen. Tatsächlich 
wäre es m. E. aber sogar eine Verkennung der Bedeutung dieses 
Begriffes, wenn man überhaupt ihn juristisch bewerten zu können 
glaubt. Denn man wird mit Sicherheit annehmen können, daß 
eine Untersuchung seiner Literargeschichte ihn als durchaus un¬ 
juristisch und wesentlich — vielleicht mit einem kleinen Einschlag 
ins Schöngeistige der Romantik — politisch erweisen würde: die 
älteren Rechtshistoriker, wie Eichhorn, Wilda, Lerchenfeld, Rockinger 
usw. verwandten ihn, um, unter Umgehung einer juristisch klaren For- 


diescr Lehre, die nur eine Volksvertretung als politisches Institut kennt, 
fUr die rechtliche Erkenntnis gar kein Schaden angeriebtet werden. Im 
politischen Sinne sind die Landstände jedenfalls eine Volksrepr&scntation. 
Sie sind es aber auch im rechtlichen Sinne. (Vgl. Be low a. a. 0. 246). 

J ) Also im Sinne Gierkes (Genossenschaftsrecht I, 576) als die „zur 
politischen nnd privatrechtlichen Gesamtpersönlichkeit konstituierte Landes¬ 
gemeinde.“ 
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m ulierung des Unterschiedes, die ältere ständische Vertretung— bei 
voller Hervorhebung ihrer Bedeutung für die „gemischte oder ge¬ 
mäßigte Verfassung“ — in deutlich erkennbaren Gegensatz zu stellen 
zu der undeutschen, „welschen“ konstitutionellen — die demokratische 
Perspektive auf eine parlamentarische Regierung eröffnende — 
Volksvertretung des modernen Staates 1 ). Zur juristischen Erklärung 
der Rechtsstellung der Landstände erscheint daher der Begriff der 
Lande sVertretung als eine Modifikation desjenigen der Volksvertretung 
von vornherein ungeeignet 2 ). Und tatsächlich finden wir in den 
Rechtsurkunden, wo immer der Gedanke der Repräsentation in 
Betracht kommt, „Land“ und „Untertanen“ stets zusammen genannt. 
So haben wir oben bereits unter anderen ähnlichen Beispielen die 
parallele Verwendung der Begriffe „gemeines Land“ und „Unter¬ 
tanen und Leute des Landes“ gesehen 3 ), so finden wir, daß im 
17. Jahrhundert die Stände in Jülich-Berg sich bezeichnen als 
diejenigen, welche das ganze Land und die gemeinen Untertanen 
auf den Landtagen repräsentieren*).“ Dies Nebeneinander beweist, 
daß, wie immer man den Inhalt des Begriffes „Land“ für das 
ständische Staatsrecht bewerten will 5 ), für die Rechtsfrage, um 
die allein es sich für uns handelt, nämlich die des Verhältnisses 
der Stände zu der Masse der Untertanen, dem rechtlichen Ge¬ 
danken der öffentlichrechtlichcn Vertretung maßgebende Bedeutung 
beigelegt werden muß. 

Daß in den staatlichen Urkunden der Gedanke der öffentlich- 
rechtlichen Vertretung des Volkes, als der Masse der Untertanen, 
durch dieStände überall zur Geltung gekommen ist, haben uns die oben 


') Vgl. auch meine Bemerkungen Archiv für öff. Hecht XXXIV, 206 — 
Übrigens bat schon Gerber in seiner berühmten Besprechung von Mauren¬ 
brechers Staatsrecht in der Göttingischen Gelehrten Anzeigen 1837 (III, 1496) 
auf den die juristische Erkenntnis des älteren Staatsrechts hemmenden Ein¬ 
fluß jener politischen Gegenüberstellung hingewiesen. 

-) Bei den neueren Historikern scheint mir die Verwendung des Be¬ 
griffes der „Landesvertretung“ nur ein vorsichtiges Ausweichen vor juristischen 
Formalismus zu sein, wie er besonders mit der feinen Feder Tezners einen 
scharfen Vorstoß gemacht hat. Über die Notwendigkeit dieses Ausweichens 
vgl. oben S. 84 Anm., 4. 

3 ) VgL oben S. 83, 74 ff. 

4 > G. v. Below, Landtagsakten von Jülich-Berg Bd. I S. 57 Anm. 6. 

5 ,i Dazu Gierke, Genossenschaftsrecht I, 575 f. 
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angeführten zahlreichen Beispiele gezeigt; wir haben es soeben noch 
an den Beispielen aus der Neumark, aus Brabant und aus Jülich- 
Berg gesehen. Daß dabei vielfach der Gedanke der Repräsentation 
in eigentümlicher Weise mit der Vorstellung einer ganz zivil- 
rechtlich gedachten, aut Mandat beruhenden, Stellvertretung ver¬ 
mischt ist, darf in der rechtlichen Beurteilung der ständischen 
Repräsention nicht irre machen. Diese Vermengung beruht ein¬ 
fach auf einer, bei dem Standpunkt der damaligen Staats- und 
Rechtslehre nicht zum mindesten verwunderlichen, irrigen Beur¬ 
teilung. Es war eine Folge des historischen Zusammenhangs der 
ständischen Repräsentation mit der lehnrechtlichen, daß sie über¬ 
all dort, wo eine rechtliche Verbindung zwischen Vertreter und 
Vertretenen nicht unmittelbar in den Resten des feudalen Abhängig¬ 
keitsverhältnisses gegeben war, also besonders, wo Kommunen oder 
Körperschaften anderer Art zu vertreten waren, noch einer besonderen 
rechtlichen Gestaltung bedürftig erschien. Es mußte hier durch 
einen besonderen Rechtsakt sowohl die vertretende Person als auch 
der Umfang und Inhalt ihrer Vertretungsbefugnisse bestimmt 
werden'). Das konnte der nicht tiefer eindringenden rechtlichen 
Betrachtung sehr wohl als Begründung des Vertretungsverhält- 
niss erscheinen 2 ), während es in Wirklichkeit nur die Ernennung 
des Vertreters bedeutet und dessen Vertretungsbefugnisse gesetz¬ 
liche, nicht vertragliche sind. Mit der fortschreitenden Entwicklung 
der Staatsrechtslehre schwand deshalb auch diese Auffassung der 
ständischen Repräsentation als auf Vertrag beruhend, die mit dem 
ganzen Standpunkte der damaligen, allein mit den logischen Hilfs¬ 
mitteln des Zivilrechts arbeitenden und daher für die Eigenart 
der staatlichen Rechtsverhältnisse im allgemeinen und ihres be¬ 
sonderen Charakters im einzelnen noch fast völlig blinden Rechts- 

•) G. Jellinek, a. a. 0. 572. 

3 ) Sehr charakteristisch für diese Auffassung ist die Bemerkung des 
alten Historikers van Metcrcn über das Wesen der niederländischen General¬ 
staaten: „Wie aber viel Häupter nicht so wol können das ihr bewahren 
gegen einen allein, der gut und wohlgegründete Mittel hat: Also mußten 
die Länder nothwendig etlich wenig bequeme Personen erwchlen, denen sie 
Bcschützung ihrer Freyheiten anbefohlen, und wurde also diesen der Nam 
der Staaten gegeben.“ (Meteranus Novus, Das ist wahrhaftige Beschreibung 
aller denkwürdigsten Geschichten, so sonderlich in den Niederlanden . . . 
sich zugetragen, durch Emmanuel van Meteren, Amsterdam 1688, S. 30). 
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lehre zusammenhing. Und es ist besonders interessant, daß dieser 
Gedanke der vertraglichen Begründung der Vertretungsbefugnis 
gar keine Bolle mehr spielt bei den bedeutenden Rechtslehrern 
des 18. Jahrhunderts, während der Repräsentationsgedanke selbst 
von ihnen klar und bestimmt ausgesprochen wird. So ist 
D. G. Struben der Ansicht, daß auf dem alten deutschen Reichs¬ 
tage „die Völker, welche dieses weitläufige Reich ausmachten, 
durch einige ihres Mittels erschienen 1 )“, und die Landstände zu 
seiner Zeit bezeichnet er als diejenigen, „quibus incumbit tuen 
jura et libertatem populi *)“; die Zustimmung der Landstände stellt 
er daher ohne weitwes dem Consensus populi gleich 8 ). Noch 
deutlicher sagt der positivste aller Staatsrecbtslehrer des 18. Jahr¬ 
hunderts, J. J. Moser: „Wo aber Land-Stände seynd, repräsentieren 
dieselbige das ganze Land 4 )“. Daß aber auch hier die Rechtslehre, 
wenn sie von einer Vertretung des „Landes“ spricht, nicht damit 
an die antizipierte Unterscheidung gegenüber dem erst später mit 
der Schöpfung seines Gegenstandes technisch ausgebildeten Begrifi 
der Volksvertretung dachte, beweist die Tatsache, daß andere Schrift¬ 
steller ganz ausdrücklich von einer Repräsentation des Volkes durch 
die Stände sprechen. So sagte Wildvogel schon 1711 von den 
Ständen 5 ): subditos universos & singulos repraesentant eorumque 
nomine in conventibus provincialibus deliberant & concludunt, adeo 
ut, quidquid constituunt, ab universo populo & ab universis 
constitutum censeatur 6 ). 


J ) D. G. Struben, Nebenstunden, 2 Teil S. 365/36(5. 

а ) D. G. Struben, Tractatio de Statuum Provincialium 1749 S. 34. 

*) D. G, Struben, Tractatio de Statuum Provincialium 1749 S. 30. 

4 ) Moser a. a. 0. 1298. 

б ) Chr. Wildvogel, Dissertatio de Statibus Provincialibus, Jena 
1711, S. 26. 

6 ) Hätte dieser Begriff einer Vertretung des Volkes zu dem gebräuch¬ 
licheren der Vertretung des Landes in dem uns heute geläufigen scharfen 
Gegensatz gestanden, so würde gewiß der gründliche Moser, der die Schrift 
Wildvogels kennt und in demselben Werke, indem er die Stände als Vertreter 
des Landes kennzeichnet, vielfach zitiert (V. d. t. Reichsstände Landen S. 3l3ff.) 
gegen jenes Ausführungen sich gewandt haben. Daß überhaupt unter dem 
Begriff des „Landes“ nichts anderes verstanden wurde als dio Gesamtheit 
der Untertan« n des Staates, ergibt sich aus der oben S. 33 wiedergegebeneu 
Definition Mosers (a. a. 0. 942) von den „Landesfreiheiten“. 
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Eine Schwierigkeit bleibt aber immer noch bestehen. Nach 
den grundlegenden Untersuchungen Gierkes lag das staatsrechtliche 
Wesen der Landstände darin, daß die Landschaft nicht Organ, 
sondern Trägerin des Landesrechts war und sich zum Lande ver¬ 
hielt „nicht etwa so wie der Rat, sondern so, wie die Voll¬ 
bürgergemeinde zur Stadt“ Sie selbst war die „Landesgemeinde“. 
Daraus ergibt sich die Frage: wenn im Staatsrecht des ständischen 
Staates die Stände selbst die Landesgemeinde waren, war dann 
danach überhaupt noch Raum für den Begriff des Volkes in 
unserem Sinne als der Gesamtheit der Staatsangehörigen? Denn 
der Begriff des populus, mit dem die Monarchomachen arbeiten, 
entspricht doch dem letzteren Begriff. Für das strenge juristische 
Denken ist diese Frage sehr erheblich und sehr heikel. Aber 
muß sie für unsere Untersuchung überhaupt gestellt werden? 
Auf diese Vorfrage, die uns auf ganz prinzipielle, auch für den 
späteren Gang unserer Untersuchungen vielfach entscheidende, 
systematische Erwägungen führen wird, müssen wird etwas näher 
eingehen. 

Wenn wir den Zusammenhang zwischen dem 
positiven Recht sowie dem wirklichen politischen 
Zustande einer Zeit einerseits und ihrer Rechts¬ 
und Staatslehre andererseits ermitteln wollen, dürfen 
wir das positive Recht jener Zeit nicht mit dem 
Maßstabe messen, der uns nach dem gegenwärtigen 
Stande unserer Wissenschaft als der objektiv allein 
richtige erscheint, sondern mit demjenigen, den die 
Rechtslehre seiner Zeit handhabte. Diese Erwägung muß 
auch für die Entscheidung unserer Frage grundlegend sein. Sie 
ist in zweierlei Hinsicht anzuwenden. Einmal, um festzustellen, 
ob in der damaligen Auffassung des Rechts- und Staatslcbens die 
Vorstellung eines Volkes vorhanden ist, das nicht schlechterdings 
identisch ist mit der ausschließlich in der Landschaft in die Er¬ 
scheinung tretenden Landesgemeinde als der Gesamtheit des 
politisch berechtigten Volkes. Zum andern, ob dieses etwas (oder 
Volk) derart war, daß es nach dem Stande der damaligen Wissen¬ 
schaft als populus bezeichnet werden konnte. 

Die Beantwortung der ersten Frage ergibt sich ohne weiteres 
aus dem, was wir bereits festgestellt haben: die Rechtssprache 
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jener Zeit stellt deutlich durchweg neben die Stände die Gesamt¬ 
heit der Untertanen. 

Vergleichen wir nun — um zur Klärung der zweiten Frage 
zu gelangen — diese Gesamtheit der Untertanen, die in jener 
Zeit als eine Realität des Staats- und Rechtslebens erscheint, mit 
dem, was die Staatslehre der Zeit unter dem populus, dem Volk, 
verstand, so zeigt sich, daß beides kaum verschiedene Begriffe 
sein dürften. Denn in der damaligen Staats- und Rechtslehre 
war das „Volk“ durchaus nicht als Genossenschaft, sondern wie 
Gierke 1 ) dargetan hat, rein atomistisch-mechanisch konstruiert. 
Schon im Mittelalter hatte sich die Auffassung der Volksgesamtheit 
als einer universitas immer mehr dahin entwickelt, in ihr wie in jeder 
anderen universitas nichts anderes zu sehen, als die zur juristischen 
Einheit zusammengefaßte Summe der Individuen, die „von der 
Vielheit ihrer sämtlichen augenblicklichen Mitglieder sich nur da¬ 
durch unterschied, daß diese nicht «distributive», sondern «collective 
sumuntur»“. Ebenso war für die Vertreter der Volkssouveränitäts¬ 
lehre im 16. Jahrhundert, insbesondere die Monarchomachen, die 
Volksgesamtheit nichts anderes als eine „nur kollektiv geeinte 
und kraft Fiktion nach Analogie einer natürlichen Person behandelte 
Vielheit von Individuen“, „quaedam hominum multido“, allenfalls 
„jure coacta multido“. Demnach war in der Staatslehre jener Zeit 
das Volk nicht als Genossenschaft aufgefaßt und dem in der 
Wirklichkeit existierenden Volke daher nicht absolut wesens¬ 
fremd. 

Andererseits aber entspricht die jure coacta multitudo doch 
nicht durchaus der Untertanengesamtheit des geltenden ständischen 
Staatsrechts. Um nun aber die Bedeutung des noch vorhandenen 
Unterschiedes richtig einzuschätzen, müssen wir, wie gesagt, mit 
dem wissenschaftlichen Apparat der Rechts- und Staatslehre des 
ausgehenden 16. Jahrhunderts arbeiten. Welches aber war dieser? 
Er läßt sich nicht besser kennzeichnen als mit den Worten des¬ 
jenigen unserer heutigen Staatsrechtslehren, der selbst das rechts¬ 
wissenschaftliche Leben seiner Zeit richtunggebend dadurch be¬ 
stimmt hat, daß er ihr einen neuen wissenschaftlichen Apparat 
schuf: „Der neue, sich schnell entwickelnde Staat — so sagt 


] ) Gierke, Althusius 138 f, 160. 
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Laband 1 ) von der uns hier interessierenden Zeit — hatte noch 
kein historisch gegebenes, durch Gesetz oder Gewohnheit fest¬ 
gestelltes positives Recht; er selbst mußte es erst schaffen und 
durch seine Tätigkeit ausbauen. Die positiv geltenden Rechts¬ 
quellen enthielten die Rechtsordnung des untergehenden Staates, 
für den aufgehenden Staat gab es wohl eine, dem Altertum ent¬ 
nommenen Idee, aber kein positives Recht. Das letztere sollte 
erst aus jener Idee abgeleitet werden. Diesem Problem wendeten 
sich die hervorragendsten Geister aller Kulturvölker zu ... . 
Man beschäftigte sich nicht mit einem bestimmten gegebenen Staate, 
sondern mit dem Staate an sich; man entwickelte eine für alle 
wirklich vorhandenen Staaten passende, aber keinen entnommenen 
Staatsdoktrin, oder mit anderen Worten: es entstand die Wissen¬ 
schaft des allgemeinen Staatsrechts . . . Charakteristisch für 
diese Literatur, die man gewöhnlich als die des Naturrechts be¬ 
zeichnet, ist es, daß sie von einer vorwiegend juristischen Methode 
beherrscht wird und daß alle Deduktionen auf den dem römischen 
Recht entnommenen Begriffen beruhen. Auf dieser Verwertung des 
Römischen Rechts für die Politik und auf der Durchführung 
einer logischen, abstrakten Methode an Stelle der spekulativen 
Spielereien der Phantasie der mittelalterlichen Staatsrechtsschrift¬ 
steller beruht die für alle Zeiten bleibende Bedeutung der Natur¬ 
rechtslehrer. Sowie die Glossatoren und Postglossatoren Italiens 
sich ein unvergängliches Verdienst dadurch erworben haben, daß 
sie das römische Privatrecht den Bedürfnissen ihrer Zeit gemäß 
umbildeten, — so beruht die praktische Bedeutung der N atu Kredits - 
Politiker darauf, daß sie das öffentliche Recht des Altertums den 
modernen Zuständen und Bedürfnissen anpaßten und es zu einer 
communis ratio juris publici fortentwickelten“. Nun darf zwar 
nicht übersehen werden, daß diese Naturrechts-Politiker, besonders 
im Anfänge der neuen Periode der Staatsrechtswissenschaft den 
historischen Realitäten keineswegs blind gegenüberstanden, — wir 
werden gerade in unserer Materie ein Beispiel dafür finden, — 
aber das wesentliche an der Charakteristik Labands bleibt doch 
bestehen: die naturrechtliche Staatslehre des 16. Jahrhunderts 
legte an die ihr entgegen tretenden Erscheinungen des Staats- und 

l ) P. Laband, Die Bedeutung der Rezeption des Römischen Rechts 
für das deutsche Staatsrecht, Straßburger Rektoratsrede 1880 S. 51 ff. 
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Eechtslebens ihrer Zeit nicht dem Maßstab der örtlichen und 
historischen Rechtsentwicklung, sondern den eines für alle Länder 
und alle Zeiten Geltung beanspruchenden Systems, konstruiert 
aus den Rechtsbegriffen des klassischen Altertums. 

In der Begriffs Werkstatt der klassischen griechischen Staats¬ 
lehre und der klassischen römischen Rechtslehre, der die Wissen¬ 
schaft des 16. Jahrhunderts ihr Rüstzeug entnahm, fand sie für 
die Summe der Untertanen eines Staates schlechthin den Begriff 
des öfjuog, des populus, des Volkes. Diesen Begriff wandte sie 
— ihre nähere Betrachtung wird uns das unten im einzelnen 
zeigen — mehr oder weniger unbedenklich auf die Untertanen 
des damaligen Staates an. Dieses Arbeiten mit für sie gegebenen 
Begriffen kann es nicht als ausgeschlossen erscheinen lassen, daß 
mit der Verwendung des Begriffes „Volk“ das gemeint sein sollte, 
was damals im Staatsleben ebenso vorhanden war, wie in jedem 
Staate, nämlich das Volk als die Summe der Untertanen. Wenn 
nun aber das „Volk“ dabei durch die Verwendung eines für 
die gegebenen Verhältnisse, infolge der Einfügung der Fiktion 
der rechtlichen Zusammenfassung, nicht passenden Begriffes und 
die konsequente Schlußfolgerung aus jenem Begriff eine Bedeutung 
erhielt, die es im tatsächlichen Rechtsleben nicht hatte, so ist das 
sehr wohl zu erklären als die einfache Folge der auf staatswissen¬ 
schaftliche und historische Erkenntnis verzichtenden Einseitigkeit 
einer „rein juristischen“ Methode, wie sie Laband als Charakteristi¬ 
kum des Naturrechts festgestellt hat. Es ist also die Möglichkeit 
vorhanden, daß die aus dem naturrechtlichen Begriff des Volkes 
sich ergebende Verschiebung der Rechtsgedanken der Theorie 
gegenüber der tatsächlichen Rechtsgestaltung nur die Frucht einer 
wissenschaftlich einseitigen Methode der Rechtsgewinnung ist 1 ). Diese 
Verschiebung braucht also an sich nicht als eine bewußte Nicht¬ 
achtung des positiven Rechtes angesehen, ihr Ergebnis daher -nicht 
als ein gewollter und beabsichtiger Gegensatz zum Inhalt des 
positiven Rechts aufgefaßt zu werden. 

Vielleicht spielt bei der Verschiebung der rechtlichen Be¬ 
deutung des „Volkes“ in der monarchoraachischen Staatslehre noch 
ein anderes Moment mit. Ihre ersten gründlicheren Verfechter 
waren Romanen, denen die römischrechtliche Begrift'swelt, in der 

*) Vgl. dazu unten 2. Teil IX. 
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jene Verschiebung ihren Grand hat, noch näher lag. Der Mann 
aber, der den gedanklichen Grundstein zur neueren Revolutionslehre 
— wie wir noch sehen werden — gelegt hat, Calvin, war nicht , 
nur, wie der erste und bedeutendste der deutschen Monarchomachen, 
Althusius, im römischen Recht geschulter Jurist, sondern beide 
gehörten Stammesgebieten' an, dem schweizerischen und dem nieder¬ 
sächsischen, m denen sich der alte germanische Gedanke der Volks- ' 
genossenschaft weit mehr lebendig erhalten hatte als sonst. War 
es doch selbst dem auf demselben historischen Rechtsboden lebenden 
absolutistischen Grotius ganz selbstverständlich, von dem „Recht“ 
des niederländischen „Volkes“ und dessen Schutz durch die Stände 
zu sprechen *). Nichts wäre also natürlicher, als wenn diesen 
Leuten unter dem Eindruck ihres heimischen Rechtszustandes und 
politischen Empfindens einerseits und durch die Befangenheit ihres 
staatsrechtlich-politischen Denkens in der römischrechtlichen 
Begriffs weit andererseits die Tatsache vollständig entgangen wäre, 
daß der mit dem Begriff des populus gegebene Komplex von Rechts¬ 
erscheinungen sich mit den allgemeinen tatsächlichen Verhältnissen 
des ständischen Staatslebens nicht deckte. 

Aus der Beeinflussung der Naturrechtslehre durch klassische 
Rechts- und Staatsbegriffe einerseits und dem Eindruck teilweise ört¬ 
lichen Weiterbestehens der alten deutschen Volksgenossenschaft ist 
nicht nur die Möglichkeit, sondern auch eine starke Wahrscheinlich¬ 
keit abzuleiten dafür, daß jene Rechtslehrer in den Untertanen des 
damaligen ständischen Staates, ohne dessen Eigenarten (Fehlen 
des Volkes als Genossenschaft außer und neben der Landschaft, 
ständische Gliederung des Volkes) weiter zu berücksichtigen, 
schlechthin das „Volk“ in dem ihren allgemeinen Ideen ent¬ 
sprechenden Sinne sahen. Damit ist aber zugleich eine weitere 
Möglichkeit und Wahrscheinlichkeit gegeben, nämlich die, daß 
die Naturrechtslehre auch die Bedeutung der Stände nur beurteilte 
von der Basis des Begriffes „Volk“ aus. „Jus populi tuebantur 
ordines“, in dieser Formel Hugos de Groot 2 ) ist die empirische 
Erkenntnis von jener Basis aus juristisch gefaßt. In der Wirklich¬ 
keit des Staatslebens sah die politisch-juristische Beobachtung die 

*) Hugonis Grotii Annales et historiae de rebus Belgicis 1658 S. 4: 
Jos populi tuebantur ordines. 

2 ) Oben Anm. 1. 
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Stände als Wahrer und Schützer der Volksrechte. Da aber die staats- 
und rechts wissenschaftliche Betrachtung jener Zeit keine anderen be¬ 
grifflichen Maßstäbe verwandte als die dem klassischen Altertum 
entnommenen, so mußten die Stände den Ephoren und Volks¬ 
tribunen gleichgesetzt werden, von denen die Monarchomachen 
sprechen, oder, wenn man das politfsch-soziale Moment ihres 
Wesens und Ursprungs mehr betonte, den Patriziern oder 
Optimaten'), wie sie besonders von den auf ständisch-republikanischem 
Staatsboden lebenden Naturrechtslehrern genannt wurden. Welche 
Bedeutung diese Begriffe im System der staatsrechtlich-natur¬ 
rechtlichen Theorie hatten, werden wir sogleich zu betrachten haben. 
Hier ist zunächst nur von Wichtigkeit, daß für die rechtlich¬ 
politische Auffassung des staatlichen Lebens im 16. Jahrhundert 
die Stände sehr wohl als die Vertreter des Volkes — nach Maß¬ 
gabe des oben Gesagten — in Wahrung seiner Freiheitsrechte er¬ 
scheinen konnten. Damit ist dann aber die Möglichkeit gegeben, 
daß das Widerstandsrecht der Stände, das vom positiven Recht 
zur Verteidigung einzelner besonders garantierter. Freiheiten der 
Untertanen sowie des überkommenen Rechts gegeben wurde, der 
damaligen rechtlich-politischen Auffasstfhg als die Ausübung eines 
dem Volke zustehenden Rechtes erschien. Es ist also das 
Widerstandsrecht der Stände denkbar als positivrechtliches Gegen¬ 
stück zu dem naturrechtlichen Revolutionsrecht. 

Nachdem nun die logische Möglichkeit festgestellt ist, das 
positivrechtliche Widerstandsrecht der Stände als ein Gegenstück 
zu dem Revolutionsrecht der monarchoraachischen Staatslehre auf¬ 
zufassen, können wir dazu übergehen, zu untersuchen, ob tat¬ 
sächlich eine Verwandtscheft und ein Zusammenhang zwischen 
ihnen nachweisbar ist. Zu diesem Zwecke werden wir nunmehr die 
Revolutionslehre der Monarchomachen genauer zu betrachten haben. 

] ) Interessant dafür, wie wenig sich die Anschauung der damaligen 
Zeit an die Anwendung römischer Rechtsbegriffe auf die so ganz wesens- 
verachiedenen deutschen Rechtsinstitute stieß, ist die Tatsache, daß noch die 
späteren wissenschaftlichen Bearbeitungen des positiven deutschen Rechts 
einfach dffe von den älteren Naturrechtslehrem gewählten Bezeichnungen 
übernehmen. So zitiert Wildvogel 1711 (a. a. 0. S. 5) die Bezeichnung 
„Ephori“ für Landstände einfach aus Althusius und D. G. Strüben (Neben¬ 
stunden S. 365) nennt die Reicbsstände mit Huber „Optimates“. 
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III. Die Widerstandslehre der Monarchomachen 

Im Jahre 1559 erörtert Calvin in der Institutio religionis 
Christianae die Frage des Widerstandsrechtes. Er beantwortet sie 
dahin, daß die einzelnen Untertanen niemals das Recht haben, sich 
den staatlichen Gewalttaten zu widersetzen*). Aber er fügt hinzu 
— und mit diesem einzigen Satz ist die Frage auf den Boden 
des Staatsrechts gestellt worden —, wenn im Staate Volksbehörden 
zur Einschränkung der fürstlichen Willkür eingesetzt sind, dann 
ist es diesen Behörden nicht nur nicht untersagt, den fürstlichen 
Ausschreitungen pflichtgemäß entgegenzutreten (pro officio intercedere 
non veto), sondern sie würden durch deren Duldung sogar pflicht¬ 
vergessen (nefariaperfidia) handeln; die Gewalt solcher Volksbehörden 
(magistratus populäres) haben wohl nach jetzigem Staatsrecht in den 
einzelnen Staaten die versammelten Landstände: qua etiam forte 
potestate, ut nunc res habent, funguntur in singulis regnis tres ordines 
quum primarios conventus peragunt 2 ) oder in Calvins eigenerfranzösi- 


l ) Die auf rein religiösen Anschauungen beruhende, übrigens genugsam [ 
bekannte Theorie Calvins von dem von Gott aufgerufenen Rächer (modo er j 
servis suis manifestos vindices excitat ac mandato suo instruit) ist wohl für j 
die Geschichte der TyraDnenmordslehre interessant, hat aber mit unserer 
Frage nach dem Revolutionsrechte des Volkes nichts zu tun; sie muß auch 
schon wegen des ganz außerrechtlichen Charakters ihrer gedanklichen Grund¬ 
lage für die Geschichte der Rechtslehre außer Ansatz bleiben. Andererseits 
ist es nicht unerheblich, daß Calvin mit dieser Theorie, wie mit seiner ge¬ 
samten Widerstandslehre ganz auf dem Boden der alten Kirchenlehrer steht: 
wenn er Gewaltakte gegen einen tyrannischen Fürsten nur zuläßt seitens 
Personen, die durch ein Gesetz dazu ermächtigt sind, oder auf speziellen Befehl 
Gottes, so ist das nichts anderes, als was Augustinus in seinen Büchern 
vom Gottesstaate gelehrt hat. Vgl. über die Lehren des Augustinus Lossen 
a. a. 0. 9. 

*) Die Stelle der Institutio Christinae Religionis Lib. IV cap. XX, 30 
(Corp. Ref. XXIX, 1122) lautet im Zusammenhänge: Nam si qui nunc sint 
populäres magistratus ad moderandam regum libidinem constituti (quales 
olim erant qui lacedaemoniis regibus oppositi erant ephori, aut romanis 
consulibus tribuni plebis, aut Atheniensium senatui demarchi; et qua etiam 
forte potestate, ut nunc res habent, funguntur in singulis regnis tres ordines, 
quum primarios conventus peragunt) adeo illos ferocienti regum licentiae 
pro officio intercedere non veto, ut si regibus impotenter grassantibus et 
humili plebeculae insultantibus connireant, eorum dissimulationem nefaria 
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scher Übersetzung: corame sont, possible, aujourdhui en chacun 
royaume les trois estats, qnand ils sont assemblez 1 ). Dieser, für die 
Zukunft der Staatsrechtslehre so ungeheuer bedeutsame, Satz Calvins 
enthält also nichts anderes als die Feststellung einer im allgemeinen 
Staatsrecht des ständischen Staates seiner Ansicht nach vorhandenen 
Regel. Ob diese Ansicht, die ja noch in unserer Zeit vielfach in 
der rechtsgeschichtlichen Wissenschaft vertreten ist, einer juristisch 
richtigen Erkenntnis entspricht: ob ein Widerstands recht der 
Landstande im ständischen Staate wirklich die Regel ist, oder 
nur eine charakteristische, häufig wiederkehrenee Erscheinung bildet, 
ist für die Beurteilung des Calvinschen Satzes ganz gleichgültig. 
Entscheidend ist nur, daß dieser Satz nicht entnommen ist einem 
naturrechtlichen Gedankensystem, sondern allein der Beobachtung 
des geltenden Rechts. Nur das kann hier noch von Bedeutung 
sein, ob diese Beobachtung sich als eine nüchterne Betrachtung 
der tatsächlichen Gestaltung des Rechts- und Staatslebens darstellt, 
oder als eine Betrachtung durch die Brille doktrinärer politischer 
Vorstellung. Und da läßt sich, nach dem, was wir von dem 
Widerstandsrecht der Landstände im positiven Staatsrecht gesehen 
haben, nur sagen, daß jener Calvinsche Satz nichts anderes wieder¬ 
gibt als die nüchternste und klarste Beobachtung des tatsächlichsten 
Rechtszustandes. Die Stände erscheinen im positiven Recht, wo 
sie überhaupt irgend welche Bedeutung haben, als Wahrer der 
Volksrechte. Wenn deshalb Calvin mit aller Vorsicht sagt, sie 
seien „wohl“ (forte, possible) als populäres magistratus ad 
moderandam regura libidinem anzusehen, so hat er damit an staats¬ 
rechtlich-politischer Wertung gewiß nicht zu viel ausgesprochen. 
Nun hat er aber weiter, durch die Einschaltung dieser mit Vor¬ 
behalt gegebenen Gleichstellung der Stände mit dem von ihm ge¬ 
dachten populäres magistratus in den diesen Volksbehörden ein 
Widerstandsrecht einräumenden Satz, eben dies Widerstandsrecht 
für die Stände auch an jenen Vorbehalt geknüpft, daß sie wirklich 
nach positivem Recht die von ihm gedachte allgemeine Stellung 
einnahmen (si qui... sint constituti). Tatsächlich war nun aber, wie 


pcrfidia nou carere aftirmem: quia populi libertatem, cuius se Dei ordinatione 
tutores pusitos norunt, fraudulenter produnt. 

1 ) Institution Chrestiennc, LibrelY chap. XX,31 (Corp. Ref.XXXII, 1162.) 
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wir sahen, diese Stellung der Landstände — Wahrer der Volksrechte 
mit der Befugnis, dem Fürsten Widerstand zu leisten — wenn man 
sie auch nicht mit Eichhorn u. A. als die Regel ansehen will, 
doch zum mindesten eine typische Erscheinung des Verfassungs¬ 
rechtes des ständischen Staates. So bildet der bedeutsame Satz 
Calvins nichts anderes als eine politisch nnd staatsrechtlich richtige 
Beurteilung des tatsächlichen Rechtszustandes. Überhaupt nichts 
anderes ist in ihm enthalten, keinerlei abstrakte politische Theorie, 
keinerlei naturrechtliche Doktrin. Das ist das wichtigste für die 
rechtliche Beurteilung der Bedeutung Calvins in der Geschichte 
der Lehre vom Revolutionsrecht, und beschämend für den Protestan¬ 
tismus wie für die Staatsrechtslehre muß es sein, daß diese so 
auf der Hand liegende Tatsache bisher kaum ihrer prinzipiellen 
Bedeutung nach hervorgehoben worden ist 1 ). Calvin hat zur 
Bildung einer besonderen Theorie von Revolntionsrecht überhaupt; 
nichts beigetragen, er hat nur mit dem realen Blick des juristisch' 
geschulten Staatsmannes mit allem Vorbehalt eine typische Er- 1 
scheinung des positiven Staatsrechts seiner Zeit aufgezeigt. 

Diese Analyse des bestehenden Rechtszustandes durch Calvin 
ist nicht mehr und nicht weniger als die Grundlage der monarcho- 
machischen Lehre. Die ersten Monarchomachen waren ja Calvinisten. 
Daß ihre Ausführungen über das Widerstandsrecht mit jener be¬ 
rühmten Stelle Calvins, wenn sie auch selbst kaum je sich darauf 
beziehen, in Verbindung stehen, ist allgemein anerkannt; haben doch die 


] ) Eine Ausnahme macht die Schrift von Cardauns, gegen deren all¬ 
gemeine Neigung, die revolutionären Ideen als Produkte des Protestantismus 
su kennzeichnen, ich mich sonst verschiedentlich wenden zu müssen geglaubt 
habe. (Vgl. Cardauns, a. a. 0. 45f.: Calvin „weiß nichts von Vertrags¬ 
lehre und Volkssouverän ität, von Natur- und Notwehrrecht.“) Dabei ist zu 
beachten, daß cs für die Geschichte von Staatstheorien, um die es sich für 
uns allein handelt, nur auf die offiziell ausgesprochene Lehrmeinung Calvins 
snkommen kann. Die viel umstrittene Frage, ob Calvin nicht in der Praxis 
anderen Ideen gehuldigt habe und deren Propagierung gefordert habe (dazu 
s. B. Gooch English democratic ideas in the scventceenth Century, Cambridge 
1898, 6 ff.), eine Frage, die auch bei Beza wiederkehrt (unten S. 104), ist 
für die Geschichte der Staatstheorien gleichgültig. Für sie kommen nur 
diejenigen Ansichten in Betracht, für die prinzipiell die Autorit&t des 
Namens eingesetzt wurde. 

Wo Isendorf f. Staatsrecht and Natarrecht 7 
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katholischen Schriftsteller bereits unter den Monarchoniachen stets 
Wert darauf gelegt, Calvin als den Urheber der monarchomachischen 
Lehre hinzustellen. Worin diese Beziehungen bestehen und welches 
ihre Bedeutung ist für die Geschichte der Rechtsideen, konnte man 
aber nicht erkennen, da man die Bedeutung des juristischen In¬ 
halts der Calviuischen Lehre nie erkannt hat. Daß jene Be¬ 
deutung nicht die sein kann, daß man Calvin als den Erfinder 
einer rechtspolitischen Doktrin von einer naturrechtlichen Befugnis 
des Volkes zur Revolution ansieht, und daß daher die Beziehungen 
der ersten Monarchomachen zu ihm nicht in der Weiterbildung 
einer solchen. Doktrin bestehen können, wie es nach den bisherigen 
wissenschaftlichen Erörterungen dieser Frage in der theologischen, 
geschichts- und staatswissenschaftlichen Publizistik den Anschein 
hat, kann nach unserer Kenntnis von der Lehre Calvins keinem 
Zweifel mehr unterliegen. Der Zusammenhang zwischen Calvin 
und den protestantischen Monarchomachen kann also nur darin be¬ 
stehen, daß sie entweder seine auf der Beurteilung des positiven 
Rechts ruhende Lehre weitergebildet haben — dann wäre aller¬ 
dings auch diese monarchomachische Lehre ganz anders als es der 
uns geläufigen Vorstellung entspricht — oder, daß sie jene unter 
vollständiger Verkennung und Verkehrung ihres juridischen Gehalts 
zn einer naturrechtlich-rechtspolitischen Doktrin umgebildet hätten. 

Wir werden sehen, daß sich die Lehre der protestantischen 
Monarchomachen nicht absolut von naturrechtlichen, aus rein 
rechtsphilosophischen oder rechtspolitischen Elementen gebildeten, 
Gedankengängen freigehalten hat, daß diese aber für den staats¬ 
rechtlich-politischen Gehalt ihrer Lehre, nämlich für den Umfang 
und die Art und Weise des von ihnen verteidigten Widerstands¬ 
rechtes, nahezu ohne jede Bedeutung waren. Die protestantischen 
Monarchomachen sind ebenso wie Calvin ausgegangen von dem im 
positiven Recht beobachteten Widerstandsrecht der Landstände. 

Das erste Werk der in der Geschichte der Staatslehre als Monar¬ 
chomachen bezeichneten Schriftsteller, die „Francogallia“ Hotmanns 
(1573) gibt sich in der Form einer Darstellung der politischen Ge¬ 
schichte Frankreichs. Schon diese Form des Werkes zeigt, daß es 
dem Verfasser lediglich darauf ankam, seine Lehren auf Tatsachen 
des politischen Geschehens und des überkommenen Rechtszustandes 
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zu stützen. Wir finden zwar bei ihm die geschichtlichen Urteile 
stark von einer vorgefaßten politischen Meinung beeinflußt, nämlich 
dem mit der Renaissance 1 ) stark belebten Gedanken der Bindung 
der königlichen Macht an die Befugnisse der Stände, wie er in 
Frankreich besonders, kaum über ein Jahrzehnt vor dem Er¬ 
scheinen von Hotmanns Schrift, durch Pasquier propagiert war 2 ). 
Unterschied sich demnach auch die Betrachtungsweise Hotmanns 
von deijenigen Calvins dadurch, daß sie weniger kritisch, ja sogar 
weniger objektiv war als jene, so war sie doch im Prinzip die 
gleiche. Es entgleitet ihm zwar wohl gelegentlich ein doktrinär- 
naturrechtlicher Satz, wie der, daß das Volk die höchste Gewalt 
in Einsetzung und Absetzung der Könige habe 3 ). Wenn wir aber 
seine Lehre vom Revolutionsrecht genauer betrachten, so sehen 
wir, daß er doch in allem nur an das positive Recht anknüpft. 

Zunächst unternimmt Hotmann den Nachweis, daß in Frank¬ 
reich von den ältesten Zeiten an das Recht des Königs durch das 
der Stände beschränkt war. Diese Ansicht hatte in jener Zeit 
durchaus nichts befremdendes und stimmt vollständig überein 
mit derjenigen objektiverer wissenschaftlicher Lehren, wie wir sie 
z. B. bei Pasquier Seyssel und Du Haillan fanden. Wenn er 
dabei dann diese Verfassung wegen des in ihr enthaltenen Aus¬ 
gleichs zwischen königlichem und demokratischem Element durch 
das aristokratische für die beste hält, so erklärt sich das politisch 
durch seine eigene Stellung und die starke Ausprägung des aristo¬ 
kratischen Elements im französischen Calvinismus, die diesem so 
wesentlich zu sein scheint, daß sie sich durch die Jahrhunderte 
erhalten hat; aber staatswissenschaftlich entspricht für jene Zeit 
diese Bewertung der ständischen Verfassung, im 'Anschluß an die 
klassische Staatslehre, besonderes Aristoteles* und, Cicero, so sehr 
den mit der Renaissance aufgekoramenen allgemeinen Anschauungen, 
daß es einer Erörterung hierüber nicht bedarf 1 ),'- 
- * * 

1 ) Besonders Erasmus, vgl. Cardauns, a. a. 0. 317. 

2 ) Vgl. oben S. 19. 1 

3 ) Hotomani Francogallia 1573, S. 77 . . summam populi tum in deli- 

gendis tum in abdicandis Regibus potestatem fuisse. * 

4 ) Die Stelle lautet im Zusammenhang ibidem 78 f.: docebinus, summam 
Regni francogalli administrationem penes publicü & solenne gentis concilium 
fuisse: quod posterior aetas Cöuentum triü Statuum appelauit. Huius enim 
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An seine Beurteilung des französischen Staatsrechts schließt 
dann Hotmann die Betrachtung, daß in alleD gut regierten Staaten 
die Stände diese Stellung als Wahrer der Volksrechte gegenüber 
dem Könige hatten und haben, eine Stellung die er am anschau¬ 
lichsten zur Geltung gebracht sieht in den Gebräuchen der arra- 
gonischen Cortes. Er denkt sich diese so, daß etwa in der Form 
der altrömischen stipnlatio vor dem Prätor die Cortes als Gleich¬ 
stehende mit dem Könige vor einer das arragonische Recht ver¬ 
körpernden Person einen Vertrag schließen, der ihm seine Gewalt 
nur unter bestimmten Bedingungen gibt 1 ) Nun kann der Vor¬ 
gang, den er im Ange hat, zwar nicht ohne weiteres als so allegorisch 
bedeutsam (fabula) angesehen werden, wie es ihm scheint 3 ); 
denn die mitwirkende Person, cni juris Arragoniae nomen imponunt, 
ist nicht eine für diesen Zweck geschaffener Statist (hominemqne 
inducunt), sondern es ist ein staatlicher Beamter, der den Namen 
Justitia führt. Aber die Stellung und die Befugnisse der arra- 
gonischen Cortes, wie wir sie oben bereits angedeutet haben, ent¬ 
sprechen tatsächlich derjenigen, die Hotmann ihnen beilegt. Aus 
einer derartigen rechtlichen Stellung der Landstände ergibt sich 

Regni Status is fuit, quem l’hilosophi veteros, in his Plato et Aristoteles, 
quos Poljbius imitatus est, Optimum ac praestantissimum iudicarunt: nimirum 
qui e trfbus generibus Uegali, Optimo, & Populari miztus ac temperatua 
esset: quam Beip. formam Cicero in suis de Repub. libris unam ez Omnibus 
«omprobavit. Nam cü Regius & popularis dominatus natura inter se dissideat, 
adbiberi tertium -aliquem oportet intermedium, & vtriusque communem, qui 
est Principum, siue Optimatum; qui proptcr splendorem generis et anti- 
quitatem, ad Regiam dignitatem accedit: propter clicntelam, & (ut vulgo 
loquimur) subjectionem ä plebeio genere minus adhorret. Vnam enim 
eundemque cum plc*be populi vniversi Magistrats agnoscunt. 

’) ibidem' 85 f. ■ qui cüm in commuui Arragoniae concilio Regem creant 
rei memoriaequcTdonsignandae caussa fabula peragunt: bominemque inducunt, 
cui Juris Arragonici. nomen imponunt: quem rege majorem ac potentiorem 
esse communi popbli decreto sanciunt. tademque Rege certis legibus & 
cöditionibus creatüm biß affantur verbis, quae propter ezimiam ac plane 
singulam gentis illuis ja frenando Rege fortitudine proferemus: NOS QUI 
VALEMOS TANTO COME VOS, Y PODEMOS MAS QUE VOS, VOS 
ELEGIMOS REX: CON E8TAS Y ESTAS CONDITIONES: INTRA VOS 
Y NOS VN QVEMAKDA MA8 QVE VOS: Jd est, Nos qui tati sumus, 
quanti vos, & plusquam vos possumus, Regem vos eligimus bis atque bis 
conditionibus. Inter vos & nos vnus majore cum imperio est quam vos. 

*) Vgl. jedoch unten IV. 
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ohne weiteres ihr Widerstandsrecht, das allerdings Hotmann, soviel 
ich sehe, nirgends ausdrücklich feststellt. 

Diese Stellung haben die Landstande nach Hotmanns Aus¬ 
führungen bei allen Völkern und Nationen, in denen ein wirkliches 
Königtum und keine Tyrannis herrscht. Ein König, der ihnen 
diese Stellung nicht einräumt, ist ein Verletzer des Völkerrechts 
und nicht mehr der menschlichen Gemeinschaft teilhaftig, sondern 
Tyrann 1 ). Mit dieser Verallgemeinerung verlaßt nun allerdings 
Hotmann den Boden des positiven Rechts, auf dem Calvin noch 
vollständig gestanden hatte. Das rechtfertigt es aber noch in 
keiner Weise, sein Werk als ein Pamphlet zu bezeichnen*). Es 
gehört, wenn auch der Verfasser in der Beobachtung der Wirk¬ 
lichkeit oft die Beurteilung des Seienden zu sehr von seiner 
subjektiven Überzeugung von dem Seinsollenden hat beeinflussen 
lassen, der ernsten staatswissenscbaftlichen Literatur an. Es gehört 
ihr an kraft der Tatsache der geschichtlichen Entwicklung der 
Rechtsideen, und daran würde es selbst nichts ändern, wenn sein 
Werk objektiv anders zu bewerten wäre, als hier geschehen ist. 
Hotmann hat seinen Nachfolgern sowohl wie seinen Gegnern — 
darauf allein kann es hier ankommen — als der Begründer der 
monarchomachischen Lehre gegolten. Er ist in der Geschichte der 
Rechtswissenschaft der erste der Monarchomachen. Da ist es von 
größter Bedeutung, festzustellen, daß, wie sich das aus dem Ge¬ 
sagten ergibt, seine Lehre zwar das positive Recht, in objektiv 
unrichtiger Verallgemeinerung, nicht einwandfrei widergibt, doch 


*) ibidem 86: Quae cum ita sc habent, cum inquam, gentium ac 
nationum commune hoc institutum sempcr fuerit, quae quidem regio ac non 
tyrannico imperio vterentur, perspieuum est, non modo praeclaram illam 
communis concilij habendi libertatem partem esse iuris gentium, verum 
etiam Reges qui malis artibus illam sacrosanctam libertatem opprimunt, 
quasi iuris gentium violatores, & humanac societatis expertes iam non pro 
Regibus, sed pro tyranis habendes esse. 

*) Wie die Dissertation von Cardauns, S. 63 es tut, die sich auszeichnet 
durch die Geschicklichkeit, in der Abwehr des Verdachts prinzipiell staats¬ 
feindlicher Gesinnung von den protestantischen Publizisten diesen deutlich 
hervortreten zu lassen. Gewiß hat es auch protestantisch-monarchomachische 
Pamphlete in jener Zeit gegeben. Aber gerade deren Gegensatz (vgl. M ealy, 
a. a. 0. 132 ff.) läßt den andersartigen Charakter der Schrift Hotmanns klar 
hervortreten. 
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I aber ihre Grundlagen nur im positivem Recht hat, nicht im 
Naturrecht. Ebensowenig wie Calvin hat Hotmann eine natur- 
rechtliche Doktrin vom Revolutionsrecht aufgestellt. Das Revolutions- 
j'echt des Volkes, von dem er, wie bereits erwähnt, ausdrücklich 
überhaupt nicht spricht, kann in seinem System der Ausübung 
nach nur den Ständen zustehen. Er lehrt also kein anderes 
Revolutionsrecht als das, wie es im positiven Recht des ständischen 
Staates eine typische, wenn auch wohl nicht — wie das in seiner 
Lehre liegt — eine allgemeine Rechtseinrichtung bildet. 

Einen Schritt vom festen Boden des positiven Hechtes hatte 
sich Hotmann entfernt: Schritt für Schritt geht von da an die 
protestantisch-monarchoraachische Lehre weiter anf dem Wege vom 
positiven Recht zum Naturrecht. Zunächst die im Jahre 1573 
J entstandene sog. Magdeburger Schrift „De iure magistratuum“ 1 ), 
deren Autorschaft man neuerdings Beza zuschreiben zu können 
glaubt 2 ), wiederholt nicht nur die Lehren Hotmanns, sondern geht 
noch über sie hinaus. Die einzelnen Untertanen dürfen zwar 
auch nach den Lehren dieser Schrift der Obrigkeit niemals Wider¬ 
stand leisten 3 ). Wohl aber haben die zur Beschfänkung der 
fürstlichen Macht eingesetzten Stände das Recht und die Pflicht, 
dem Fürsten, der die Grenzen seiner Befugnisse überschreitet. 
Widerstand zu leisten 4 ). Das wird zwar auch, wie bei Hotmann, 
begründet lediglich durch Betrachtung des positiven Rechts. Es 
werden Beispiele angeführt aus dem Rechte und der politischen 
Geschichte Dänemarks, Schwedens, Schottlands, Polens, Spaniens, 
des deutschen Reiches und Frankreichs 5 ). Aber wieder wird, 


') De jure magistratuum in subditos et officio subditorum erga 
magistratus (im folgenden zitiert nach der, der unten angeführten Ausgabe 
der Vindiciae angeschlossenen Ausgabe.). Über den Namen „Magdeburger 
Schrift“ vgl. Lossen in Sitz.-Ber. d. Münchener Ak. I u. III Kl. 1887, 
Heft 2 S. 242 f. 

2 ) Elkan, 46 f. 

3 ) a. a. 0. 211, non licere . . . cuiquam privato (citra extraordinariam 
a Deo ipso vocationem, quam hic non attingo) sua privata authoritate vim 
vi advcrsus Tyrannuin opponere. 

*) ordines sive Status ad frenandos supremos magistratus constituti 
possunt ac debent Omnibus modis illis resistere cü in Tyrannos degenerant*, 
a. a O. 219 ff. h , a. a. O. 231 ff. 
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genau wie bei Hotmann, das positive Recht der einzelnen Staaten 
nicht juristisch genau gewürdigt, sondern es wird aus einer 
typischen Erscheinung ohne weiteres eine Regel abgeleitet. Doch 
dürfen wir auch hier die Ungenauigkeit unseres Schriftstellers 
nicht überschätzen, auch nicht ohne weiteres annehmen, daß ihm 
das juristisch Bedenkliche seiner Auffassung bewußt war, sondern 
müssen uns erinnern, daß noch in unserer Zeit über jeden Vorwurf 
der Ungenauigkeit erhabene Rechtshistoriker dieselbe Regel als 
damals bestehend angenommen haben. 

Viel bedeutsamer als diese Ungenauigkeit des Verfassers in 
der Beurteilung des positiven Rechts aber ist seine Proklamierung 
eines Rechtssatzes, der im positiven Recht überhaupt kaum Stützen 
hat, des Satzes, daß auch die „niedere Obrigkeit“ (inferiores 
magistratus) wie Duces,Marchiones, Vicecomites, Barones, Castellanivj 
Recht und Pflicht des Widerstandes gegen den Fürsten haben, 
der sich als Tyrann gegenüber den ihrem Schutze anvertrauten 
Untertanen erweist 2 ). Freilich ist der Verfasser auch hier nicht 
ohne Vorgänge, und es ist nicht schwer, das Vaterland dieser 
Theorie im deutschen Reiche zu finden. Wir haben schon oben 3 ) 
von ihr gesprochen. Ein Beispiel mag sie hier erläutern: in 
einem Ausschreiben der Magdeburger Pfarrer vom 24. März 1550*) 
heißt es: „Fürsten und andere Stände des Reichs . . haben . . recht 
und sind schuldig, auch dem Keyser stdbst in solchen Sünden und 
Vornehmen zu wehren, darin er nicht allein außer sondern stracks 
wieder sein Ampt thut.“ Ohne Belang ist es für uns, ob der 
Verfasser der Schrift „De iure magistratuum“ von jenem Ausschreiben 
Kenntnis hatte 5 ). Für uns ist nur von Bedeutung, daß der Ver¬ 
fasser einen Satz als Rechtssatz aufstellte, der zwar schon von 
anderen propagiert war, aber im positiven Recht keine sich, re Stütze 
fand. Mochte er den Satz subjektiv für einen solchen des positiven 

') a. a. 0. 212 ff. 

2 ) a. a. 0. 215 f. Dico igitur, si co necessitatis fuerint adueti, teneri 
ipsos '»innino adversns manifestam Tyrannidem salutein eorutn procurare 
(etiam armata manu si possunt) qui ipsorum fidei et curae sunt traditi. 

3 ) vgl. Frid. Ho rtleder, Handlungen und Ausschreiben von Ursachen 
. . . des teutschen Krieges. 2. Aufl. 1645 Bd. II S. 1081. 

4 ) Näheres vgl. unten 2. Teil I. 

ft ) Uardanus 67 deutet dies an. 
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Rechts halten oder nicht, er hat mit ihm ein Element in die 
monarchomachische Revolutionslehre eingeführt, das ohne sicheren 
Zusammenhang mit dem positiven Recht, also wesentlich natur¬ 
rechtlich war. 

Von Bedeutung für uns ist nur noch folgendes. Wenn wirklich 
Beza Verfasser der Schrift De jure Magistratuum ist, dann hat er 
entweder mit der Lehre vom Widerstandsrecht der niederen Obrig¬ 
keit eine Ansicht ausgesprochen, für die er selbst die Verant¬ 
wortung nicht übernehmen mochte, oder er hat später seine 
rechtliche Auffassung geklärt: in seiner Confessio fidei christianae 
hat er im wesentlichen nur die Lehre Calvins von der Aufgabe 
der Stände, Rechtsübergriffe der Fürsten zu hindern, wiederholt, 
1 den inferiores mägistratus aber ausdrücklich ein Widerstandsrecht 
■' j abgesprochen x ). Wie aber auch die Wandelungen in den Äußerungen 
1 Bezas zu erklären sein mögen, — wenn überhaupt solche, wie sie 
es nur mit seiner Autorschaft an der Schrift De jure Magistratuum 
sein könnten, nachweisbar sind, — interessant daran ist jedenfalls 
für uns, daß die offizielle Lehre des Calvinismus über das Widerstands¬ 
recht noch 1582 ganz wie bei Calvin selbst auf dem Boden des 
positiven Rechts stand. Denn dadurch wird das Abweichen von 
diesem Boden in den staatsrechtlich-politischen Schriften noch 
deutlicher, der Beginn einer naturrechtlichen Theorie noch klarer 2 ). 


*) Theodori Hezae Vezelii volumen primum Tractationum Theologicarum 
ed. sog. 1582, cap. V § 45 (S. 55.); dort heißt es von der Frage, welche Mittel 
gegen vitia des Herrschers gegeben seien: Respondeo, superioribus potesta- 
tibus, cuinsmodi nnnc sunt Septemuiri in Romano imperio, quos Electores 
vocant, & regni Status in omnibus fere tnonarchiis, hoc onus incuntbere ut 
furentes Tjrannos cohibeant: quod ni faciant, ipsos ut patriae proditores 
rationein suae perfidiae coram Domino reddituros. Quod autem attinet ad 
privatos homines, a quibus etiam vcl nihil vel non multum absunt inferiores 
Magistratus, tenerc illos oportet, plurimum inter se differe, inivriam inferre 
et injuriam pati. Injuriam enim pati nostrum est, sic praecipiente Domino 
& suo excmplo nobis praeeunte. quum nobis illam vi arccre non licet ex 
nostrae rocationis praeescripto, extra quam nefas est nobis vel pedem ponere: 
neque alind vllum remedium hic proponitur privatis hominibus subjectis 
praeter vitac emendationem & preces & lachrjmas, quas Dominus suo 
tempore non aspernabitur. Injuriam autem inferre nemini debemus ncc 
volentes nec ab aliis iussi atque adeo ne priuatam quidem vocationem deserere 
fas est, cuius certum habeamus testimonium. 

2 ) Sehr richtig sagtTroeltsch, Die Soziallehren der christlichen Kirchen 
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In derselben Weise wie die Schrift De jure Magistratuum 
vom Boden des positiven Rechts ausgegangen ist, sich dann aber 
von ihm entfernt hat, ist dies der Fall bei der berühmtesten 
Schrift der protestantischen ^ionarchomachen, den wie jene unter ?' 
dem Eindruck der Bartholomäusmacht entstandenen „Vindiciae contra ; 
Tyrannos“ (1574) 1 ). Ihr Verfasser, Philippe du Plessis-Mornay *), j 
stellt sich zunächst hinsichtlich des prinzipiellen Verhältnisses 
der Untertanen zur Staatsgewalt ganz auf den Boden des positiven 
Rechts, indem er den Einzelnen oder Privaten unter keinen Umständen 
ein Widerstandsrecht zuerkennt. Und zwar entspricht es einer für 
jene Zeit auffallend klaren juristischen Bewertung des staats¬ 
rechtlich-politischen Tatbestandes, wenn er dies damit begründet, daß 
den Staat diejenigen nicht schützen können, die sich selbst nicht 
schützen können, denn der Schutz der Einzelnen liege allein den 

und Gruppen I 1912 S. 689 Anm. 2 von der Lehre Bezas: «Von einer rati¬ 
onellen Staatsgestaltung durch einen Staatsvertrag ist keine Rede, es ist 
nur im historischen Recht der göttlich-natürliche Kern im Falle seiner 
totalen Verneinung zu behaupten.“ Andererseits ist jedoch auch Trocltsch 
das positiv-rechtliche Element der Lehre ganz entgangen. Gerade dieser 
Irrtum einer wertvollen Forschung zeigt, wie sehr unsere wissenschaft¬ 
liche Beobachtung einseitig geworden ist dadurch, daß sich, namentlich 
auf Grund der oberflächlichen Arbeit Treumanns, die Vorstellung von dem 
rein spekulativen Charakter der monarchomachischen Lehre in unserem 
Denken festgesetzt hat. Sohr auschauhlich zeigt das, wenn Trocltsch (690) im 
Banne dieser Vorstellung zu den Worten „ordines vel status imperii* die An¬ 
merkung macht: „d. h. dje zur Revolution berechtigten Untergewalten.“ 
Das beißt es ganz und gar nicht. Es bezeichnet nichts weniger als be¬ 
sonders konstruierte, „zur Revolution berechtigte Untergewalten,“ sondern 
ganz einfach die Einrichtung des geltenden Rechtes, die die Worte bezeichnen: 
die Stände; nichts anderes als die Stände mit der Rechtsstellung, die sie 
ihm geltenden Recht hatten; die Stände, denen das positive Recht ein 
Widerstandsrecht zuerkannt hat: quibus haec auctoritas a legibus est cot- 
lata, wie ausdrücklich hinzugefügt ist. — Gerade vom Standpunkte der 
Geschichte religiöser Soziallehien scheint mir die Feststellung nicht un¬ 
wichtig, daß der Protestantismus den Gedanken des Widerstandsrechtes 
nicht erfunden und auch nicht erweitert, sondern gerade staatsrechtlich nm- 
grenzt hat. 

J ) Vindiciae contra tyrannos sive de principis in populum populique 
in principem legitima potestate. Stephano Bruto Celta auctore. (Im Folgen¬ 
den zitiert nach der Ausgabe Ursellis 1600). 

*) Über die Autorschaft vgl. Lossen 49, Cardauns 94 ff. Elkan 60—123. 
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magistratus und optimatus ob'). Tatsächlich war das ja der Rechts¬ 
zustand im ständischen Staate: das einzelne Glied des Volkskörpers 
hatte nicht, wie der Bürger des modernen Staates, einen Rechts¬ 
anspruch auf Schutz seiner staatsfreien Sphäre. Es genoß einen 
solchen Schutz nur durch die rechtliche und politische Macht der 
Stände. Diese allein waren legitimiert zur Geltendmachung des Rechts¬ 
schutzanspruchs 2 ). Soweit entspricht die Ansicht Mornays dem positi¬ 
ven Recht. Sie entfernt sich von ihm aber sofort in der Bemessung 
der Befugnisse, die den Ständen zu jenem Zweck* zu Verfügung 
stehen. Zwar charakterisiert er die Rechtsstellung der Stände 
lediglich an Beispielen aus dem positiven Recht (Deutsches Reich, 
Frankreich, Spanien, Holland. Ungarn, Polen, Österreich, Brabant, 
Flandern, Holland) 3 ), aber vom positiven Recht entfernt er sich 
schon ebenso wie Hotmann, wenn er schlechthin den Ständen als 
denen, qui populum repraesentant, ein Widerstandsrecht gegen 
den tyrannischen Fürsten gibt. Er geht aber noch weiter als 
Hotmann, indem er nicht nur den Ständen als Körperschaft, sondern 
jedem Einzelnen der Optiraates Recht und Pflicht zum Widerstand 
gegen den Fürsten gibt, wenn dieser die seinem Schutze an¬ 
vertrauten Untertanen vergewaltigt 4 ). 

Als politisches Fazit dieser Lehre ergibt sich, wenn man die 
tatsächliche Struktur des ständischen Staates im Auge behält, 
allerdings nichts anderes, als was in der Schrift De jure magistratuum 
von dem Widerstandsrecht der inferiores magistratus gelehrt war 5 ). 

U a. a. 0. 165. Singulis seu privatis respubl. commissa non cst: imo 
ipsi optimatum k magistratuum curae, non secus ac pupilli commissi sunt. 
Itaque non tenentur rempublc. tuen, qui seipsos tucri non possint. Singulis 
neque a Deo ncque a populo gladius concessus est. Itaque si gladium 
injussi striugant, seditiori sunt, quamvis causa iusta videatur — die Aus¬ 
nahme des aDeo excitatus (152) bleibt auch hier wieder als auf außerrecht- 
liohen Erwägungen beruhend für uns außer Ansatz. 

a ) Vgl. oben S. 80 ff. 

3 ) a. a. 0. 96, 128, 13J; vgl. auch unten IV. 

4 ) a. a. 0. 165. 

5 ) Was Mornaj im Einzelnen unter den „Optimates* verstand, ist hier 
für uns prinzipiell nicht von Bedeutung. Immerhin ist es nicht unwichtig, 
daß auch dieser Begriff keineswegs naturrechtlich-aprioristisch sondern im 
Gegenteil rein staatswissenschaftlich-empirisch gewonnen war. Des näheren 
vgl. G. Weill, Les theories sur le pouvoir royal en France pendant les 
guerres de rciigion, Par. 1891, 120 f. 
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In einer anderen Beziehung aber geht Mornay in rein naturrecht¬ 
licher Konstruktion politisch erwünschter Resultate noch weiter j 
als alle seine Vorgänger. Alle bisherigen Erörterungen hatten 
doch noch insofern einen Stützpunkt im positiven Recht, als sie 
ein Widerstandsrecht nur den Ständen zusprachen, die es nicht 
nur im positiven Recht zum Teil besaßen, sondern deren ganze 
Rechtstellung immerhin eine systematische Grundlage für die 
monarchoraachischen Konstruktionen gab, auch da, wo diese selbst 
über das im positiven Recht Enthaltene hinausgingen. Auch 
Mornay hält zwar an dem Prinzip fest, daß an sich nur die Stände 
legitimiert sind, den die Schranken seiner Gewalt überschreitenden 
Fürsten in jene zurückzuweisen. Wenn deshalb die Optimates 
im gegebenen Falle von ihrem Widerstandsrecht keinen Gebrauch 
machen, so ist prinzipiell dem Volke kein weiteres Rechtsschutz- 
mittel gegeben: es mag die schlimmen Fürsten ertragen und auf 
bessere hoffen 1 ). Aber eine Ausnahme gibt Mornay von dem Prinzip, 
und diese Ausnahme findet im positiven Staatsrecht keine Stütze: ^ 
wenn die Optimates alle oder auch nur einzelne von ihnen selbst; 
Tyrannei üben oder die Obrigkeit von dem ihr übertragenen Teile i 
des Staates fernhalten 2 ), dann darf das Volk selbst sich zur Wehr/ 
setzen. Das ist ein Gedanke, der nicht mehr dem Recht, sondern 
nur Erwägungen sittlicher Gerechtigkeit entnommen ist. Mornay 
selbst begründet ihn damit, daß in solchen Falle durch das Ver¬ 
sagen der zum Schutze des Volkes berufenen Instanzen Gott selbst 
diesem das Zeichen zu erlaubter Selbsthilfe gegeben habe 3 ). Das 
ist reinstes Naturrecht*). 


J ) a. a. 0. 167: Si manifeste tyrannidi faveant optimates ipsi, aut 
sattem non repugnant, recordentur, propter peccata populi, Deo permittente 
regnare hjpocritas . . . Deniq: malos principcs ferant, meliores sperant. 

2 ) ibidem: si optimates omncs aut plerique aut unus sattem aliquis 
manifestam tyrannidem coercere, aut magistratus ab ea regni parte, qui sibi 
commissa fuerit, arcere conetur. 

3 ) a. a. 0. 168. 

*) Insofern ist es nicht ganz einwandfrei, wenn Elkan, der einzige, der 
den Zusammenhang der monarchomachischen Lehre mit dem Widerstands¬ 
recht — wenn auch seine Kausalität nicht erkennend — nicht übersehen 
hat (a. a. 0. S. 14), ihn gerade bei den Vindiciae besonders betont. Denn 
diese haben sich mehr wie alle anderen protestantisch-monarchomachischen 
Schriften von jener positivrechtlichen Grundlage entfernt. 
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Einen vollständig eigenartigen Charakter hat die nächste monar- 
chomachische Schrift, der Dialog „De jure regni apud Scotos“ von 
Bnchanan. Noch weniger als bei den bisher erwähnten Schriften kann 
es bei diesem, ziemlich unsystematisch und allein auf den Zweck der 
Verneinung der absoluten Ffirstenmacht angelegten, Traktat unsere 
Aufgabe sein, alles, was mit dem Widerstandsrecht im Zusammenhang 
steht, wiederzugeben. Es kann fflr uns nur darauf ankommen, 
auf welche Grundlagen Bnchanan seine Ansicht vom Revolutions- 
i recht stellt. Wir finden, daß er es, ebensowenig wie alle früheren, 
ausdrücklich auf naturrechtliche Prinzipien stützt. Sein System 
ist vielmehr dasselbe wie dasjenige Hotmanns: er zieht das Fazit 
aus dem in der Geschichte ausgeübten Becht. 

Bnchanan sieht in der schottischen Geschichte tyran¬ 
nische Könige abgesetzt 1 ). Er bemerkt, daß die Könige 
daher in ihrem eigenen Interesse ihre Rechte durch die 
der Stände beschränken *) im Sinne der politisch wunder¬ 
hübschen Anekdote vow Theopompus, der auf den Vorhalt, daß 
er durch die Einsetzung der Ephoren seinen Erben die königliche 
Macht geringer, als er sie empfangen, überlassen werde, antwortet: 
aber nmso gefestigter (tanto firmius) 3 ); eine Anekdote, deren 
Bedeutung noch wächst, wenn man bedenkt, daß seit Calvin, von 
dem Bnchanan beeinflußt ist, die Stände in der Wissenschaft all- 
i gemein als Ephori bezeichnet werden. Diese Auffassung der Könige, 
so setzt Bnchanan seine Betrachtung fort, durch Anerkennung der 
Rechtstellung der Stände ihre eigene politische Stellung zu stärken, 
habe so sehr die Möglichkeit einer Ausnutzung im Interesse de3 
Volkes geboten, daß es Torheit gewesen wäre, sie zu unterlassen*). 
Tatsächlich sei sie auch geschehen, indem von jedem Könige bei 

>) a. a. 0. 36. 

*) a. a. 0. 38 Prinipes sua potius causa, quam ex utilitate populi in 
aua familia stabilem regni sedem cöstitnere voluerunt. Vt aut rem ad 
perpetuü honorem, opes & incolumitatem suae familiae tantopere pertinente 
impetrarent, verisimilc est gqb aliquid inuicem de sno iure remisisse: ut 
facilius populi voluntatem & Studium tenerent & consensum impetrarent 
■aliquid ex adverso laxamenti dedisse. 

3 ) ibidem. Sapienter risus est Theopompus respondisse exprobanti 
oxori, quod adiectis Ephoris vim imminuisset imperij, ac minus, quam 
acceperat, filiis reliqnisset regnfi: Tanto, inquit, firmius. 

*) a. o. 0. 39. 
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dem Regierungsantritt das feierliche Versprechen verlangt worden 
sei, die alten Rechte und Freiheiten zu respektieren 1 ). Was 
Buchanan hier schildert, ist nichts anderes als der Gang, den in 
der Wirklichkeit des Rechtslebens Aberall die Verfassungsgeschichte 
genommen hat, wo sich der ständische Staat entwickelt hat 3 ). 

Auf der Grundlage seiner allgemeinen Charakterisierung des 
Ständestaates, die sich nur als eine Würdigung des geschicht¬ 
lich gewordenen, tatsächlich bestehenden staatsrechtlichen und 
politischen Zustandes darstellt, baut Buchanan das Wider¬ 
standsrecht auf mit Hilfe einer rechtlichen Konstruktion, die, 
wie wir noch sehen werden, aych in den Lehren der anderen 
Monarchomachen nicht ohne Bedeutung ist. Die Versprechungen 
des Ffirsten beim Regierungsantritt in Verbindung mit der 


! ) ibidem: ostendit id etiani perpetuus iile mos a primis usq; tem- 
poribus eontinuatus. Reges nostri, com publice inaugurantur, populo nniverso 
sanctc promittunt, se legos & majorum ritus veteraq; instituta servaturos; 
eoque iure, quod a majoribus acceperunt, usuros. 

2 ) Die Lehre Buchauans ist nichts weniger als eine willkürliche, die 
im Rahmen der damaligen Staats- und Rechtsauffassung das Bild einer 
unerhörten Auflehnung gegen Recht und Autorität bietet, in welchem Lichte 
sie die Darstellung bei Cardauns (a. a. 0. 113) erscheinen läßt. Einmal 
fehlten Buchanan in der Konstruktion eines Revolutionsrechtes in Schottland 
ebensowenig die Vorlftufer, wie den übrigen Monarchomachen auf dem Kontinent 
(über seine Vorgänger John Mair und Hector ßoece, vgl. Ernest Nyß, Etudea 
de droit international et de droit politique 2e Serie 1901 p. 203). Wenn 
zum andern Bncbanan Verläufer aus der schottischen Geschichte als rechtliche 
Präzedenzicn verwertet, was Cardauns besonders unterstreicht, so hat das 
nicht nur objektiv eine gewisse Berechtigung (vgl. Nyß, a. a. 0. 204), 
sondern vor allem hat er damit nur die Methode angewandt, der die ganze 
Staatsrechtslehre noch bis ans Ende des 18. Jahrhunderts (man vergleiche 
nur die unzähligen Binde Johann Jakob Mosers) gehuldigt hat. Ihm 
das als Schuld anzurechnen, ist nnr möglich bei gänzlicher Unkenntnis der 
älteren Rechtslehren. Und wenn Cardauns weiter Buchanan, wie allem 
andern protestantischen Monarchomachen, vorwirft, die „Skrupel des religiösen 
Gewissens“ durch willkürliche Auslegung von Bibelstellen beschwichtigt zu 
haben, so war ein solches Urteil wissenschaftlich nur berechtigt, wenn es 
durch den Hinweis ergänzt würde, daß es damals ganz allgemein so geschah, 
und daß insbesondere die katholischen Monarchomachen eine zum Teil noch 
weitergehende Lehre (vgl. z. B. Lossen, a. a. 0. 53 über Rossaeus) mit den¬ 
selben Argumenten aus der Bibel belegten wie der Verfasser des grimmigen 
„Franciscanus“. 
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Huldigung des Volkes werden als ein Vertrag aufgefaßt, der die 
Erbmonarchie der Wahlmonarchie vollständig gleichstellt *); dieser 
Vertrag wird durch Verletzung seitens des Fürsten hinfällig. 
Das Volk wird dadurch von seiner Gehorsamspflicht befreit 1 2 ) und 
der Fürst wird zum Volksfeind, gegen den ein Krieg erlaubt ist 3 ). 

Wie und von wem das Volksrecht auszuüben ist, sagt 
Buchanan nicht. Nach dem gesamten Bilde des ständischen 
Staates, das er entwirft, und, da er an anderer Stelle die remedia 
gegen. Überschreitungen der monarchischen Gewalt dem „populo 
legum latori“ beilegt, dessen Rechte nur durch die Stände aus¬ 
geübt werden können, wird man annehmen müssen, daß er das 
Widerstandsrecht, wenigstens der Ausübung nach, nur den Ständen 
geben wollte. Doch ist das nicht unzweifelhaft. 

Für uns bleibt demnach das Ergebnis: auch Buchanan ist, 
wie die anderen Monarchomachen vom positiven Recht ausgegangen, 
er hat, wie ein belgischer Staatsrechtslehrer es ausdrückt, einfach das, 
was in Schottland immer Übung war, zu Maximen formulirt*); 
aber er hat von diesem Boden aus das Revolutionsrecht kon¬ 
struiert mit Mitteln, die nicht ausschließlich dem positiven Recht 
entnommen sind. 

Von naturrechtlichen Gedankengängen stark durchsetzt ist 
auch die Lehre des letzten der protestantischen Monarchomachen, 


1 ) a. a. 0. 39 vgl. die unten S. 129 abgedruckte Stelle; sowie a. a. 0. 
40: Qui nascuntur nobis reges, eos & legibus & populi suffragio creati 
non minus quam quos ab initio diximus elcctos: & adversus non modo 
vim & fraudem, sed negligentiam quoque in legibus accipiendis non 
defutura populo legum latori remedia. 

2 ) a. a. 0. 58 Mutua igitur regi cum ciuibus est pactio. Qui prior a 
convcntis recidit, contraque quam pactus est, facit, nonne is pacta & con- 
vento soluit? Soluto igitur vinculo, quod regem cum populo continebat, 
quicquid iuris ex pactione ad eum, qui pacta soluit, pertinebat, id reor, 
amittitur. Is etiam cum quo erat conuentum, aeque fit atque ante stipu- 
lationem erat über. 

3 ) a. a. 0. 58 Tyranni. . populi hostes. Cum hoste ob graves et into- 
lerabiles injurias justum bellum. 

, 4 ) Nys, a. a. 0. 204: r ses theories etaient essentiellement la represen- 

tation des faits et des gestes de ses compatriotes; il formulait simpleinent 
en maximes ce que l’Ecosse avait toujours pratique.“ 
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Lambertus Danaeus (1596) *). Wie Buchanan geht auch er aus 
von dem gegenseitigen Vertrage zwischen Volk und Herrscher 2 ), 
dessen Verletzung das Recht gibt, nicht nur den Fürsten als 
Volksfeind zu bekämpfen 3 ), sondern auch nötigenfalls die Staats¬ 
form zu verändern 4 ). Es bedarf keiner Erörterung, daß diese Be¬ 
gründung eines Revolutionsrechtes zunächst nichts anderes ist als 
reinstes Naturrecht unter vollständiger Nichtbeachtung des posi¬ 
tiven Staatsrechts. Wenn wir aber das, so begründete, Revolutions¬ 
recht selbst in der Lehre des Danaeus betrachten, so verändert 
sich das Bild: er kennt nur ein Widerstandsrecht der Landstände 
als Körperschaft, schließt hingegen ansdrücklich ein Widerstands¬ 
recht der niederen Obrigkeit und einzelnen Mitglieder der Land¬ 
stände aus 5 ). Was er in Wirklichkeit lehrt, ist also nichts weniger 
als reines Naturrecht. Er lehrt nichts anderes, als was in vielen 
Staaten geltendes Recht ist, was als typische Erscheinung des 
ständischen Staatsrechts Bestand hatte. Indem er dabei die typische 
Erscheinung verallgemeinert und zu einer Regel erhebt, begeht 
er einen Fehler in der Beurteilung des geltenden Rechts. Das 
ändert aber nichts daran, daß seine Beurteilung, trotz der be- 

*) Lambertus Danaeus. Politices Christianae libri septem, zitiert nach 
ed. 2, 1606. 

? ) a. a. 0. 41. Nullum vnquam Regnum, nullä-ve Respubl. instituta, 
fundataque fuit, nisi ultro citröque priüs habito initoque contractu, paetisque 
inter subditos & futurum eorum Principem conventis, quae utrique religiöse 
conservarent & quibus violatis potestas illa evanesceret, ac tolleretur. 

3 ) a. a. 0. 42: Inde tot Principum caedes durius, id est praeter pacta 
conveuta dominantium, quot violatis illis conuentionibus & Regni legibus, 
quae fuerant a Principibus iureiurando saucitae, populi subditiquc se iure- 
iurando ac promissione solutos esse arbiträren tur, & in huiusmodi Principes 
tarn sacrosancta pacta & conventa violantes, tanquam in publicos suae 
libertatis hostes universi homines vindicandum esse semper censuerunt. 

4 ) a. a. 0. 217 .. . aliamve politiae formam publico ordinum con- 
gregatorum edicto constitui, si sic salus Reipublicae postulet. 

5 ) a. a. 0. 415: Ad quos nimirum de ipso summo Magistratu iudicium 
pertineat, si quando sui muneris fines excesserit, aut ea, quemadmodum 
decet numere suo non fungatur. Respondeo vero, in Republ. pia illud 
iudicium de summo Magistratu, non ad privatum quempiam in Republ. virum: 
non item ad unum duntaxat,' aut alterum ~e iudicibus, aut Magistratibus 
publicis, aut principibus Regni: sed at vniversos Regni Ordines pertinere, qui 
propterea, id est ad eum emendandum & vitium tolendum convenire debebunt. 
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gründenden naturrechtlichen Verbrämung, nicht eine solche des 
Naturrechts, sondern des positiven Staatsrechts ist. Das allein ist 
für uns hier von Bedeutung. 

Für die Revolutionslehre der protestantischen Monarchomachen 
fanden wir als Ausgangspunkt und Maßstab stets das im positiven 
Verfassungsrecht des ständischen Staates als typische Erscheinung 
gegebene Widerstandsrecht der Stände. Die Grundlagen ihrer 
Lehre sahen wir so dem geltenden Staatsrecht entnommen. Wenn 
wir dasselbe für die Lehre der katholischen Monarchomachen 
feststellen könnten, so würde das für die Entstehungsgeschichte 
der Lehre vom Revolutionsrecht von noch größerer Bedeutung 
sein. Denn die gedanklichen Grundlagen der katholischen 
Monarchomachen liegen wesentlich außerhalb des Staates und 
seines Rechts: in dem Gesichtspunkt der Suprematie der kirchlichen 
Autorität gegenüber der staatlichen. Nicht nur steht für sie ent¬ 
sprechend der alten scholastischen Lehre die Frage de» Rechts¬ 
verhältnisses zwischen Fürst und Volk zunächst regelmäßig erst in 
zweiter Linie hinter der Frage nach dem Recht des Papstes, die 
Könige abzusetzen, und der nach der Wirkung der Exkommunikation 
des Fürsten auf die Gehorsamspflicht des Volkes, sondern auch 
die Beantwortung jener ersten Frage ergibt sich meistens schon 
aus der Entscheidung der letzteren. Wenn sonach für die 
katholischen Monarchomachen die entscheidenden Momente wesentlich 
außerhalb des Staatsrechts liegen, so würde, wenn sie doch die 
Anknüpfung an die positivrechtlichen Grundlagen nicht für ent¬ 
behrlich hielten, damit die Bedeutung jener für die Lehre vom 
Revolutionsrecht noch stärker beleuchtet sein mit auf ihrer Be¬ 
rücksichtigung in der protestantisch-monarchomachischen Lehre. 
Obwohl die katholisch-monarchomachische Lehre in ihren aller¬ 
wichtigsten und geistesgeschichtlich interessantesten Bestandteilen 
(Absetzungsrecht der Päpste, Wirkung der Exkommunikation, 
Ketzerei-Tyrannei u. dergl. mehr) für unsere Betrachtung der 
positiv- und naturrechtlichen Staatslehre ausscheiden muß, ist 
deshalb doch die Untersuchung derjenigen ihrer Bestandteile, die 
ein Revolutionsrecht allein aus der Beurteilung des staatsrechtlichen 
Verhältnisses zwischen Fürst und Volk selbst ableiten, von größter 
Wichtigkeit. 
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In den ersten Schriften der katholisch e^ M nnatv>hnTTiaptu>n spielen 
die uns interessierenden Fragen des rein staatsrechtlich gedachten 
Verhältnisses zwischen Fürst und Volk geradezu die herrschende 
Rolle. Am meisten gilt das von der ersten Schrift, die im Jahre 
1578 der salzburgische, spätere bayrische Rat Johann Baptist 
Fickler unter dem Titel „De jure magistratuum in subditos“ heraus¬ 
gegeben hat 1 ). Ihre Ausführungen über unsere Frage entsprechen voll¬ 
ständig denjenigen der kalvinistischen Lehren, denn sie ist eine fast 
wörtliche Wiedergabe der vermutlich von Beza stammenden Schrift 
gleichen Titels. Wir brauchen uns daher mit ihr nicht länger 
aufzuhalten, sondern können uns mit der Feststellung begnügen, 
daß, wenn sie auch mit der Lehre vom Widerstandsrecht der 
niederen Magistrate den Boden des positiven Rechts verließ, sie 
doch ihre Grundlage in diesem hatte, da sie prinzipiell kein 
anderes Widerstandsrecht des Volkes kannte, als das durch die 
Stände ausgeübte. 

Noch enger ist der Zusammenhang mit der Grundlage des 
positiven Rechts in der zweiten und viel bedeutsameren katholisch- 
monarchomachischen Schrift von Boucher über die Absetzung 
Heinrichs III. (1589) *). Zwar spricht Boucher von einem Recht 
des Staates und des Volkes, den tyrannischen Fürsten abzusetzen, 
aber in richtiger Erkenntnis der Tatsache, daß ein Volk rechtlich 
und politisch in dem damaligen Staat gar nicht anders in die 
Erscheinung treten konnte als in den Ständen, fügt er hinzu, daß 
unter dem Namen Volk nur zu verstehen sei die rechtlich gefügte 
Vielheit der Adligen, Senatoren und der Leute von besonderer 
Autorität der Tugend, Ehrenhaftigkeit, des Urteils und der Würde 3 ). 
Damit können aber allein die Stände des positiven Rechts gemeint 

’) Näheres über diese Bearbeitung vgl. Lossen in den Sitzungs¬ 
berichten der Münchener Akademie der Wissenschaften, a. a. 0. S. 242 ff. 

3 ) De justa Henrici tertii abdicatione e Francorum regno libri quatuor 
(hier zitiert nach der Ausgabe Lngduni 1591). 

3 ) Lib. I, cap. IX. Jus reipublicae ac popnli reges abdicandi (S. 19) .. . 
intelligendum populi nomine isto loco non inconditam & confusam turbam, 
quae bellua multorum capitum est .... sed Procerum, Senatorum ac 
praecipua virtutis, probitatis, iudiciiqne ac dignitatis authoritate hominum 
prudentem ac jure coactam multitudinem sumi. 

Wolzendorff, Staatsrecht and Naturrecht 8 
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sein, denn nicht nur führt er als Beispiele für den zwischen 
Fürst und Volk anzunehmenden Staatsvertrag die Kapitulationen 
zwischen den Fürsten und den Ständen in Polen, Aragonien, 
England, Ungarn, Böhmen, Dänemark und Schweden an 1 ), sondern 
er erörtert auch noch in einem besonderen Kapitel, daß die höchste 
Staatsgewalt bei den Ständen sei (majestatem rei publicae penes 
ordines & comitia praecipue esse) 2 ). Aus dem Streben, die positiv¬ 
rechtlichen Quellen, aus denen das Widerstandsrecht der Stände 
abgeleitet werden könnte, auszuschöpfen, ist Boucher sogar an den 
geschichtlichen Ursprung dieses Rechtes gelangt, an das Lehnrecht, 
und hat dort ganz richtig in der Regelung der Rechtsfolgen der 
Felonie seitens des Lehnherren das Vorbild des ständischen Wider¬ 
standsrechts erkannt 3 ). Wir haben also auch hier durchaus nicht 
eine rein naturrechtliche Konstruktion, sondern nur dieselbe durch 
naturrechtliche Erwägung ausgedehnte, an sich aber aus der Be¬ 
trachtung des positiven Rechtes abgeleitete Auffassung wie überall 
bisher. Schon Hugo Grotius hat darauf hingewiesen, daß der 
Inhalt von Bouchers Werk kein anderer ist als derjenige der 
Werke von Hotmann, Mornay und Buchanan*). Daran wird auch 
nichts geändert dadurch, daß Boucher in seinen naturrechtlichen 
Konstruktionen recht weit geht, indem er nach Analogie der zivil- 
rechtlichen Selbsthilfe bei Unmöglichkeit sofortigen gerichtlichen 
Rechtsschutzes annimmt, daß die Einzelnen im Falle der Not 
durch Selbstverteidigung dem Rechtsschutz durch die Stände vor¬ 
greifen können 5 ). 

Ganz anders ist die nächste Schrift, die maßloseste aller 
monarchomachischen, von dem englischen Flüchtling Wilhelm 
Rainolds (1590), deren Charakter schon aus dem Titel sich er¬ 
gibt: De justa reipublicae christianae in reges impios et haereti- 

0 a. a. 0. Lib. I, cap. XXI (S. 42 ff.). 

2) Lib. III, cap. VIII (S. 242 ff.). 

s ) Lib. I, cap. XIX (S. 37). Jam feudistica lege coustat, quibus causis 
feudum a vassalo amittitur, iisdem de causis amitti a patrono, quod clientela 
feudalis scilicet pari utrinque fide & benevolentia nitatur, dominusque in 
omnibus vicem suo fideli reddcre debeat ne si non fecerit censeatur malefidus. 

*) Vgl. Lossen, Tyrannenmordslehre S. 49, Anm. 38. 

5 ) Boucher, a. a. 0. Lib. IV, cap. IV . . . secularis iudicii iustain 
quoque praeventionem esse posse. 
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cos authoritate 1 ). Während nämlich die meisten anderen Monar- 
chomachen dialektisch sehr stark mit Elementen des naturrecht¬ 
lichen Systems arbeiten (Staatsvertrag u. dgl.), systematisch aber 
durchaus nicht prinzipiell mit freien naturrechtlichen Gedanken¬ 
gebilden arbeiten, sondern in enger Anlehnung an das positive 
Recht bleiben, ist das bei Rossaeus gerade umgekehrt. Er ver¬ 
wendet dialektisch überhaupt nicht die Begriffselemente des Natur¬ 
rechts, seine systematischen Ausführungen nehmen aber umgekehrt 
keine Rücksicht auf das positive Recht. 

Anscheinend geht Rossaeus ganz positiv vor, wie wir heute 
sagen würden: in staatswissenschaftlicher Methode, indem er das 
Material der tatsächlichen Gestaltung des Staatslebens sichtet. 
So findet er, daß nie in der europäischen Christenheit ein Fürst 
den Thron bestiegen habe, dem nicht vorher das feierliche eidliche 
Versprechen, nach Recht und Gesetz zu regieren, von denen ab¬ 
genommen ist, denen der Staat die Befugnis der Zulassung und 
und Anerkennung des Königs anvertraut hat 2 ). Das sind die Stände, 
von denen aber — hier zeigt sich schon, wie wenig es Rossaeus 
auf das geltende Recht ankommt — für ihn nur die kirchlichen 
Würdenträger Bedeutung haben. Dieser angebliche Rechtszustand 
wird dann mit dem Schein staatswissenschaftlicher Korrektheit 
nachgewiesen an zahlreichen Beispielen, wie dem des deutschen 
Reichs, Englands und Polens. Darin, so heißt es dann, sind alle 
Staaten gleich: daß sie die Könige einsetzen nicht so, daß sie 
das Königreich einnehmen wie etwas ihnen allein aus der Bluts¬ 
verwandtschaft zustehendes, sondern daß sie es verwalten als etwas, 
das sie durch die offenbare Übergabe seitens der Bischöfe, des 
Adels und des Volkes empfangen haben; daß sie vorgeschriebene 
Grenzen ihrer Herrschergewalt haben . . ; daß daraus abzuleiten 
ist die Wechselseitigkeit der Verpflichtung zwischen Herrscher 
und Volk 3 ). Dem Allem fehlt, wie man bei zugleich rechtlicher 

*) Hier zitiert nach der Ausgabe: G. Rossaeus, De justa reipublicae 
«hristianae in reges impios et haereticos authoritate Antw. 1592. 

2 ) a. a. 0. 45: Circunispice enim mihi vllura Christians Europae prin- 
cipem, regem, Imperatoren), an vllus ad principatum evehitur, a quo non 
prius de recte et legitime gubernando solenne & accuratissimo prescriptum 
iusiurandum cxigitur ab iis, quibus respub. vices suas regem admittendi & 
approbandi commisit. 

s ) a. a. 0. 67 f: hactenus dico omnes pares esse, quod reges non ad 
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und politischer Würdigung der ständischen Staatsvertassung wohl 
zugeben muß, nicht eine gewisse Grundlage im positiven Recht. 
Es ist ja auch nichts anderes, als was die anderen Monarchomachen 
gelehrt und woraus sie das Widerstandsrecht der Stände gefolgert 
hatten, das allein daraus gefolgert werden kann. Aber hierin 
unterscheidet sich Rossaeus von ihnen allen, daß er ganz anderes 
aus cfieser staatswissenschaftlichen Beurteilung der tatsächlichen 
Rechtsgestaltung ableitet. 

Für Rossaeus war nicht, wie für die anderen Monarchomachen, 
die wirkliche Rechtsgestaltung systematisches Erkenntnismittel, 
sondern ein ausschließlich dialektisches Hilfsmittel für die Be¬ 
gründung einer Anschauung, die systematisch rein naturrechtlich 
im schlimmsten Sinne, das ist rein politisch, gewonnen war. Die 
ganzen Belege aus der Rechtsübung und der Staatengeschichte 
sollen nämlich nur beweisen, daß, so groß auch die Pflicht des 
Untertanen zum Gehorsam gegen den König ist, doch größer ist 
beider Pflicht gegenüber dem Staat und den Gesetzen: der König 
ist verpflichtet, die Gefahren von der Ruhe und dem Frieden des 
Staates abzuhalten, selbst mit seinem Leben, wenn — welch* 
I diabolische Wendung — der Staat in eine solche Krise gerät, daß 
ohne des Königs Tod das Staatswohl nicht erhalten werden kann x ). 
j Daraus ergibt sich die Pflicht jedes Bürgers, daß er den gottlosen, 
und das Verderben des Staates sinnenden König verlasse und seine 
Kräfte mit denen des Staates zur Absetzung des seine Gewalt 
mißbrauchenden Königs vereine 2 ). 

seruos sed ad liberos populos, regendos libera corundem populorum voluntate 
efferuntur: quod regnum non occupant quasi soli sanguinis cognationi semper 
debitum, sed illud administrant, manifeste episcoporum, procerum et populari 
traditione acceptum: quod imperandi terminos habent praescriptos . . . 
quod ex hoc consequitur, reciprocam esse regis et populi Obligationen). 

') a. a. 0. 104 . . . quae ut ostendunt . . . niagnam esse oboedientiam, 
quam snbditi debent regibus, ita convincunt majorem esse oboedientiam, 
qua reges et subditi obligantur vniversae reipublicae & legibus, quum illa 
superior sit ipsis quoque regibus, ad cuius pacem & tranquillitatem primaria 
spectat regum institutio, & cuius damno advertendo applicari debet regis 
veri Studium omne et cogitatio; ipsa enim vita si in tale discrimen respub. 
veniat, vt nisi regis morte reipub. salus non possit representari. 

2 ) a. a. 0. 105. regem impium & reipub. euertendae studentem deserat 
& cum repub. ad Regem iniuste sceptro suo abutentem destituendam, & ad 
meliorem eius loco sufficiendum, cum repub. vires & fortunes coniungat. 
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Wiederum im Gegensatz zu derjenigen des Rossaeus steht die 
Revolutionslehre des letzten der von uns den Monarchomacheu 
eingereihten Schriftstellern, des spanischen Jesuiten Mariana 1 ). Sie 
ist systematisch vollständig auf der Betrachtung des positiven 
Rechtes aufgehaut, und, wenn sie auch mit dem begrifflichen 
Apparat des Naturrechts arbeitete (Herrschaftsvertrag usw.), so ist 
das doch für die innere Systematik ihres Gedankengangs ganz un¬ 
erheblich. 

Marianas Erörterung geht lediglich aus von dem Bilde, 
das er sich von dem rechtlichen und politischen Zustande des 
Staates seiner Zeit gemacht hat. Dies zeigt ihm, daß der Staat 
dem Fürsten nicht soviel Macht eingeräumt hat, als daß er nicht 
selbst noch die größere Macht behalten habe; so sehen wir, daß 
in Auferlegung von Steuern und dem Erlaß dauernder Gesetze 
der Staat sich Vorbehalten hat, daß ohne seinen Willen nichts vom 
Überkommenen geändert werden darf; nur mit dem Willen der 
Völker werden ihnen neue Stenern und Gesetze auferlegt, ja was 
noch mehr heißen will: obwohl die Herrscherrechte erblich sind, 
werden sie dem neuen Herrscher doch erst durch Eid des Volkes 
bekräftigt. Deshalb kann sicher, wenn die Sachlage dies erfordert, 
der König" vom Staate, in dem seine königliche Gewalt ihren 
Ursprung hat, zur Verantwortung gezogen und, wenn er nicht 
Vernunft annehmen will, seiner Stellung beraubt werden 2 ). Es 
ist zweifellos, daß das, was Mariana hier lehrt, nichts anderes ist 
als der Rechtszustand, der zu seiner Zeit in seinem Vaterlande 
herrschte 8 ). Er steht insoweit vollständig auf dem Boden des 

') loannis Marianar Hispani e Societatc Jesu De Kege et regis in- 
stitutionc libri III, Mainz 1G05. 

2 ) a. a. 0. 57: Gerte a re publica, vnde ortum habet regia potestas, 
rebus cxigcntibus Regem in ius vocari posse, et si aanitate respuat principatu 
spoliari. neq; ita in Principem iura potestatis transtulit, vt non sibi inajorem 
reaervarit potestatein: quod vectigalibus imperandis, legibus in omnc ternpus 
conatituendis considoramus, rempublicam aemper retinuiase, vt nisi eius 
voluntate mutari ab antiquo nihil poasit. de consenau, qualis esse debeat 
non diaputamus: sed populis tarnen volentibus tributa nova imperantur, 
leges constituuntur: & quod est amplius, populi sacramöto, iura imperandi 
quamvis hereditaria successori confirmantur. 

8 ) Der Zusammenhang mit diesem zeigt sich z. B. S. 75, wo er von 
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p A sitiven Rechts. Dem entspricht auch das; was er von der Aus¬ 
übung des Revolntionsrechtes sagt. Der regelmäßige Weg ist der, 
daß, wenn die Stände versammelt werden können - es heißt: si 
publici conventus facultas detur, aus dem Folgenden ergibt sich 
aber, daß damit nur die Stände gemeint sein können — in dieser 
Versammlung ein dem späteren Handeln zugrunde zu legender 
Beschluß über die notwendigen Maßregeln zu fassen ist. Dann 
ergeht eine Mahnung an den König. Stellt dieser daraufhin die 
Mängel ab, so ist von weiterem abzusehen. Tut er es nicht, und 
bleibt keine andere Hoffnung zur Herstellung des Rechtszustandes, 
so kann der Staat (d. i. die Stände), nach Verkündung des Ur¬ 
teils, zunächst dem König die Herrschaft entziehen und, da dann 
ein Krieg unvermeidlich wird, Rüstungen treffen und vom Volke 
Kriegssteuern erheben und schlimmstenfalls den Fürsten als Staats¬ 
feind erklären und mit Waffengewalt niederringen 1 ). 

Bis hierher hat Mariana nichts anderes gelehrt, als, was er 
in seinem Vaterlande als geltendes Recht ansehen konnte. Daß 
er dies als allgemeines Staatsrecht lehrte, ist ein objektiver Fehler, 
der sicher nicht beweist, daß er subjektiv sich vom positiven 
Recht naturrechtlichen Erwägungen zugewandt hat. Diesen Schritt 
macht er nun allerdings, indem er die Frage, was geschehen soll, 


den Anstalten spricht, die die Herrscher intra modestiae et mediocritatis 
fines halten sollen: In his quam prudenter, quod nihil majoris rei sine 
voluntate procerum & populi sanctum esse voluerunt: eoque consilio delectos 
ex omnib. ordinibus ad conventus regni, Pontifices tota ditione proceres, 
& procuratores ciuitatum euocare moris erat q. hoc tempore in Arragonia 
aliisq ; provinciis retentü, veilem nostri Principes reponerent. 

l ) a. a. 0. 59 f. Atque ea expedita maxime & tuta via cst, si publici 
conventus facultas detur, communi consensu quid statuendum sit deliberare: 
fixum ratuinque habere quod communi sententia steterit. In quo his gradibus 
procedatur. Uonendus in primis Princeps erit atq; ad sanitatem revocandus, 
qui si morem gesserit, si reipublicae satisfecerit, peccataque correxerit vitae 
superioris, resistendum (wohl Druckfehler; soll desistendum heißen, wie das 
folgende ergibt) arbitror, neq; acerbiora remedia tentanda. Si medicinam 
respuat, neq; spes ulla sanitatis relinquatur, sententia pronunciata licebit 
reipublicae eius imperium detrectare primum. & quoniam bellum necessario 
concitabitur, eius defendendi consilia explicare, expedire arma, pecunias in 
belli sumptus imperare populis: etsi res feret, neque alter se respublica 
tueri possit eodem defensionis jure ac vero potiori auctoritate & propria, 
Principcm publicum hostö declaratum ferro pcriinerc. 
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wenn publici conventus nicht möglich sind, einfach, wenn auch 
unter Beschränkung auf den Fall offenbarer und unerträglicher \ 
Verbrechen, beantwortet: das gleiche 1 ). Das ist positiv-rechtlich 1 
wohl kaum zu begründen, sondern nur naturrechtlich. Aber 
— und das ist doch sehr wichtig — Mariana knüpft immerhin auch 
hier sehr eng an das positive Recht an, denn er will das Urteil, 
ob der Fall des Revolutionsrechts gegeben sei, nicht jedem Einzelnen 
anvertrauen, auch nicht einer Menge Einzelner, wenn in ihr nicht j 
die publica vox populi, die staatliche (so wird man wohl im Zu- , 
sammenhang seiner Ausführungen übersetzen müssen) Stimme des l 
Volkes innewohnt und gebildete und ernste Männer mit zu Rate 
gesessen haben. Er denkt also doch nur an eine Ausübung des : 
Revolutionsrechtes durch eine Art Not-Parlament, eine Vereinigung 
von im öffentlichen Leben dazu berufen erscheinenden Männern, die 
einen rechtlichen Notersatz für die StändeverSammlung bilden soll. 

Das positivrechtliche Widerstandsrecht der Stände ist und 
bleibt also letzten Endes die einzige systematische Grundlage seiner 
Deduktionen. Denn das ist das wichtige aus diesem letzten Satze 
Marianas: ebensowenig wie die anderen Monarchomachen, denkt er, 
wenn er von den Rechten des Volkes spricht, dabei an das Volk 
im Sinne der modernen Staatslehre, sondern nur an dasjenige des 
ständischen Staates, das politisch und rechtlich in die Erscheinung 
trat nur in den Ständen. Der Gedanke des Volks im Sinne einer 
demokratischen Auffassung lag ihm ganz fern, die breite Masse 
war ihm genau so wie den späteren feudalen Anhängern des fürst¬ 
lichen Absolutismus nur die „canaille“. Überhaupt wäre ohne 
Beachtung der allgemeinen Denkweise Marianas 3 ) die Beurteilung 
seiner Widerstandslehre unter den für uns maßgebenden Gesichts¬ 
punkten lückenhaft: Mariana war kein politischer Schwärmer, 
sondern ein pessimistisch-realistischer Beobachter, der das Staats¬ 
leben seiner Zeit und seines Landes nach dem Grundsätze „Macht 
ist Recht“ gestaltet sah. Das darf bei der Beurteilung seiner 

’) a. a. 0. S. 60: si publici conventus facultas erat sublata: quod saepe 
potest contingere, par, profecto iudicium. 

2 ) ibidem . . . neque enim id in cuiusquä priuati arbitrio ponimus: 
non in multorum nisi publica vox populi adsit, viri eruditi & gravcs in 
consilium adbibeantur. 

3 ) Dazu G. Cirot, Mariana historien, These, Paris 1904 S. 349. 
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Widerstandslehre nicht vergessen werden. Das wirft aber gleich¬ 
zeitig ein grelles Streiflicht auf das Verhältnis der ganzen monarcho- 
machischen Lehre zur staatlichen Wirklichkeit. 


ln der Lehre der Monarchoraachen vom ßevolutionsrecht, wie 
wir sie bisher betrachtet haben, hat sich überall eine große 
Ähnlichkeit dieser Lehre mit dem, eine typische Erscheinung des 
positiven Staatsrechts jener Zeit bildenden, ständischen Wider¬ 
standsrecht gezeigt. Ehe wir zu einer näheren Würdigung dieser 
Ähnlichkeit und ihrer Bedeutung übergehen, ist es nötig, noch 
auf ein weiteres Moment der Ähnlichkeit hinzuweisen, das bisher 
der Übersichtlichkeit halber unerwähnt geblieben ist. Dieses liegt 
in den Regeln über die Art und Weise der Ausübung des Revo¬ 
lutionsrechtes. 

In der monarchomachischen Lehre vom Revolutionsrechte 
finden wir regelmäßig den Satz, den wir in der späteren Lehre 
noch eine viel größere Rolle werden spielen sehen, daß vor Aus¬ 
übung des Revolutionsrechtes der Fürst zunächst an die Inne¬ 
haltung des Rechts gemahnt werdeu müsse. Das scheint auf 
den ersten Blick rechtlich ganz nebensächlich, wo nicht wertlos, 
zu sein und lediglich politische Bedeutung zu haben: einerseits 
als Rat für die Praxis, andererseits als Präkavierung des je¬ 
weiligen Autors gegen den Verdacht prinzipiell revolutionärer 
oder antimonarchischer Gesinnung. Ganz anders aber werden wir 
jenen Satz beurteilen, wenn wir zum Vergleich das positive Recht 
heranziehen. Wir werden uns dann erinnern, daß für die Aus¬ 
übung des ständischen Widerstandsrechtes regelmäßig vorge¬ 
schrieben war, daß dem tätlichen Widerstande gegen den 
Fürsten zunächst eine Ermahnung vorausgehen müsse; ferner, daß 
dieses Erfordernis vorheriger Ermahnung nicht nur eine zufällige 
Übereinstimmung der positiven Vorschriften der einzelnen Staaten 
darstellt, sondern zu erklären ist aus dem gemeinsamen rechts¬ 
geschichtlichen Vor- und Urbild des ständischen Widerstands¬ 
rechts: aus den Regeln des Lehnrechts über die Aufkündigung 
des Lehnverhältnisses seitens des Vasallen wegen Felonie des 
Herren. Diese vorhergehende Ermahnung ist also gerade ein rechts¬ 
geschichtliches Charakteristikum des positivrechtlichen Widerstands- 
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rechtes der Stände. Wenn also die Lehre der Monarchomnchen 
vom Bevolutionsrecht für dieses ebenfalls die Begel aufstellt, daß 
ihr eine Ermahnung vorhergehen müsse, so ist das ein neuer Be¬ 
weis für die starke Anlehnung der monarchomachischen Lehre an 
das positive Becht. 

Zwei Stellen aus der monarchomachischen Literatur sind es 
besonders, die die Auffassung bestärken, daß es sich in der Über¬ 
einstimmung zwischen der monarchomachischen Lehre und dem 
positiven Becht in der Vorschrift einer dem tätlichen Widerstand » 
vorhergehenden Ermahnung um eine ganz bewußte Anlehnung ; 
handelt. Die eine Stelle findet sich in den Vindiciae contra tyrannos. 
Da steht nämlich die Darlegung der Notwendigkeit vorheriger 
Ermahnung 1 ) unmittelbar vor einer anderen Stelle, in der aus¬ 
einandergesetzt wird, daß der Herrscher durch Tyrannei Felonie 
begehe 2 ). Beide Erörterungen sind zwar nicht in kausalen Zu¬ 
sammenhang miteinander gebracht. Allein die Tatsache, daß der 
Verfasser die Bechtsfolgen der Felonie als das rechtshistorische 
Urbild des Widerstandsrecht im Staatsrecht des ständischen Staates 

1 

erkannt hat, läßt mit aller Sicherheit darauf schließen, daß ihm \ 
bekannt war, daß das Erfofdernis vorheriger Ermahnung einen / 
gemeinsamen Bestandteil dieser beiden Bechtsinstitute bildete. ' 
Danach aber kann es auch kaum einem Zweifel unterliegen, daß 
er bei Aufstellung der Begel der vorherigen Ermahnung unmittel¬ 
bar vor der Bezugnahme auf das Lehnrecht an die von dem Lehnrecht 
überkommenen Vorschriften des positiven Staatsrechts gedacht hat. 

Die andere für unsere Frage bedeutsame Stelle findet sich 
bei Mariana. Dieser stellt einmal die allgemeine Begel auf, daß, 

1 ) a. a. 0. 15. Omnia prius qua ferrü adhibere; omnia prius qua arma 
experiri, sapientem decet. Si quid ergo per vim fraudemve adversus remp. 
geri vidcant, qui populum repraesentaut, principem adinoneant prim um . . . 
si vero pergat ncc saepius admonitus resipiscat sed eo tantum tendat, ut. 
impune quidvis patrarepossit: tum sane tyrannidis reus peractus cst & quecunq 
adversus seu jure seu justa ?i licent, adversus cum adhibere possunt. 

2 ) a. a. 0. 152: Sequitur ergo, tyrannii in populü tamqua feudi 
dominum feloniam committere. — Es durfte allerdings hier als Lehnherr 
das Volk gedacht sein, wiewohl grammatikalisch auch die umgekehrte 
Deutung nicht unmöglich ist. Für uns ist diese Frage nicht sehr von Be¬ 
deutung, da es uns nur auf die Tatsache ankommt, daß dem Verfasser das 
Vorbild des Lehnrechts bewußt war. 
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ehe man zum äußersten schreite, alle anderen Mittel versucht werden 
müssen, um den Fürsten wieder auf den Weg des Rechts zu führen 1 ). 
Das ist eine reine Regel politischer Klugheit in dem oben ange¬ 
deuteten Sinn. Daneben stellt Mariana aber noch eine andere 
Regel ganz strikten Inhalts über den Modus bei Ausübung des 
Revolutionsrechtes auf; nämlich, daß der Fürst zuerst ermahnt 
werden muß, und daß, nur wenn er auf diese Mahnung nicht 
reagiert, der Wahrspruch der Stände über seine Tyrannei und 
die Maßregeln dagegen, veröffentlicht und ausgeführt werden soll 2 ). 
Die Aufstellung dieser beiden Grundsätze nebeneinander läßt leicht 
erkennen, daß in ihnen verschiedenes enthalten ist: in dem einen 
eine halb politische, halb naturrechtliche Regel, in dem andern 
die Widergabe einer im geltenden Recht Vorgefundenen Norm. 

Die Betrachtung der historischen Entwicklung der monarcho- 
machischen Lehre vom Revolutionsrecht zeigt uns deren geschicht¬ 
lichen Zusammenhang mit dem im positiven Recht als typische 
Erscheinung des Verfassungsrechts des ständischen Staates nach¬ 
gewiesenen Widerstandsrecht der Stände Die ganze Lehre hat 
ihren Ausgangspunkt in einem Satae Calvins, der lediglich auf 
jene Erscheinung des positiven Rechts hinweist. In einer Dar¬ 
stellung der Geschichte des französischen Staates hat darauf Hot¬ 
mann das Widerstandsrecht der Stände als einen wesentlichen Be¬ 
standteil des französischen und allgemeinen Staatsrechts gelehrt. 
Die Schrift De jure magistratiuum hat die Lehre von dem Wider¬ 
standsrecht der niederen Obrigkeit hinzugefügt. Hiermit stimmen 
die Vindiciae contra tyrannos im wesentlichen überein, sie fügen 
aber hinzu, daß im Falle eines Versagens der Stände das Volk 
selbst sich widersetzen dürfe. Die Lehre Buchanans ist in dieser 
Hinsicht nicht ganz klar, doch hat er offenbar nur an ein, 
wenigstens der Ausübung nach, ausschließlich den Landständen 
zustehendes Widerstandsrecht gedacht. Nichts anderes als ein 
Widerstandsrecht der Stände hat Danaeus gelehrt. Als dann 
mit dem Umschwung der politischen Lage in Frankreich die 
monarchomachische Lehre vom hugenottischen in das katholische 

] ) a. a. 0. 62 omnia remedia ad sanandum Principem tentanda, prius- 
quam ad ertremum illud & gravissimum perveniatur. 

-) a. a 0. 59 f. Die Stelle ist oben S. 118 Anm. 1 wiedergegeben. 
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Lager verpflanzt wurde, hat sich an den Grundzügen ihres Inhalts 
im großen und ganzen nichts geändert. Die Schrift Ficklers gibt 
nur den Inhalt der kalvinistischen De jure magistratuum wieder. 
Boucher bleibt im Ergebnis bei dem Widerstandsrecht der Stände 
stehen. Rossaeus lehrt ein, ihn lediglich als Tyrannenmordsrecht 
interessierendes, Widerstandsrecht jedes einzelnen Untertans immer¬ 
hin nur in Verbindung mit dem der Stände. Mariana beläßt es 
mit gewissen Modifikationen bei dem Widerstandsrecht der Stände. 
Das bedeutet für den Zusammenhang der monarchomachi sehen Lehre 
mit dem positiven Recht zweierlei. Einmal, daß die Lehre geschicht¬ 
lich vom positiven Recht ausgegangen ist. Zum andern, daß, 
trotz einiger naturrechtlicher Zutaten, der Grundgehalt der Lehre 
doch das im positiven Recht zwar vielleicht nicht als allgemeine, 
zweifellos aber als typische Erscheinung vorkommende Wider¬ 
standsrecht der Landstände geblieben ist. 


IV. Das Verhältnis der monarchomachischen Lehre zum 

positiven Recht 

Geschichtlich hat die monarchomachische Widerstandslehre an 
das positive Recht angeknüpft, inhaltlich hat sie die Anlehnung an 
jenes nie verloren. Kann man deshalb sagen, daß das positive 
Recht auch ihre Grundlage gewesen ist? Nach dem, was wir 
bisher von der Geschichte und dem Inhalt der monarchomachischen 
Lehre gesehen haben, spricht alles für die Richtigkeit dieser An¬ 
nahme. Ein starkes Bedenken dagegen aber erhebt sich, wenn 
wir die Charakteristik der monarchomachischen Lehre dagegen halten, 
die ihr die Geschichte der Staats- und Rechtslehre in unserer 
Wissenschaft gibt. Danach steht die ganze monarchomachische 
Lehre auf der vom Mittelalter überkommenen Doktrin von der 
Volkssouveränität in Verbindung mit derjenigen vom Staatsvertrage. 
Diese Doktrin schließt aber in sich das Prinzip der Einheit der 
Staatsgewalt 1 ). Eine Lehre, die von dieser Doktrin ausging, kann 

*) G. Jellinek, (Allg. Staatslehre 600) bezeichnet sie als ein Produkt 
des Versnches, „Fürst und Volk zu innerer Einheit zusammenzufassen.“ 
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daher unmöglich ihren Ausgangspunkt gleichzeitig in dem ganz 
vom Dualismus durchzogenen positiven Verfassungsrecht des 
ständischen Staates haben. Beides schließt einander aus. Nach der 
aus unserer Wissenschaft uns geläufigen Charakteristik der monarcho- 
machischen Staatslehre kann also die monarchomachische Revolutions¬ 
lehre schlechterdings nicht, wie das nach dem von uns aus ihrer 
Entwicklungsgeschichte und ihrem Inhalt gewonnenen Bilde den An¬ 
scheinhatte, ihreGrundlage im positiven Recht haben. Es fragt sich also: 
kann dieser Anschein näherer Betrachtung standhalten, ist vielleicht 
die Anlehnung der Monarchomachen an das positive Recht nur 
eine Verbrämung mit an sich, angesichts der ausschließlichen 
gedanklichen Grundlage in der Volkssouveränitäts- und Herrschafts¬ 
vertragstheorie, unwesentlichen wissenschaftlichen Argumenten, etwa 
wie das Heranziehen von biblischen Sätzen, von Aussprüchen der 
klassischen Philosophen, von historischen und sagenhaften Gescheh¬ 
nissen des Altertums u. dgl., oder aber — ist jene Charakteristik 
unserer Wissenschaft von der monarchomachischen Lehre nicht 
richtig? 

In unserer Wissenschaft figuriert allerdings auch die Wider¬ 
standslehre der Monarchomachen, wie das der Volkssouveränitäts¬ 
und der Herrschaftsvertragstheorie entspricht, als ein Recht des 
„Volkes“, das nur der Regel nach erst auf Initiative der 
„Magistrate“ ausgeübt werden darf. Und doch haben wir gesehen, 
daß nach der Lehre sämtlicher Monarchomachen, mit nur 
wenigen, an ganz bestimmte Voraussetzungen geknüpften, Aus¬ 
nahmen, niemals das Volk selbst ein Widerstandsrecht hat, 
auch nicht unter Mitwirkung irgendwelcher zu einem natur- 
Techtlichen allgemeinen Begriff der „Magistrate“ gefaßten Be¬ 
hörde: sondern daß in ihr das Widerstandsrecht prinzipiell 
allein den Landständen des positiven Staatsrechts gegeben war. 
Für diesen Anwendungsfall der gedanklichen Grundlage der Volks¬ 
souveränität nnd des Staatsvertrages hat sich also die Anschauung 
unser heutigen Wissenschaft von dem charakteristischen Inhalte 
der monarchomachischen Staats- und Rechtslehre nicht als unan¬ 
fechtbar erwiesen. Das berechtigt nicht nur, sondern zwingt zum 
Zweifel, ob sie überhaupt richtig ist. Steht deshalb die Charak¬ 
teristik der monarchomachischen Staatslehre als ausschließlich auf 
den natur rechtlichen Gedanken der Volkssouveränität und des 
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Staatsvertrages beruhend in unvereinbarem Gegensätze zu der aus: 
dem Inhalt und der geschichtlichen Entwicklung der monarcho- 
machischen Revolutionslehre mit großer Wahrscheinlichkeit sich 
ergebenden Auffassung, daß trotz naturrechtlicher Zutaten die 
eigentliche Grundlage dieser Lehre das positivrechtliche Wider¬ 
standsrecht der Stände war, so kann damit diese Wahrscheinlich¬ 
keit nicht ohne weiteres als abgetan angesehen werden. Wir 
müssen vielmehr versuchen, die aus diesem Widerspruch entstehende 
Schwierigkeit durch Aufklärung des Widerspruches zu beseitigen. 
Wir werden deshalb zu untersuchen haben einerseits, welche Rolle 
der Volkssouveränitäts- und Stpaisvertragsgedanke in der monarcho- 
machischen Lehre spielt, andererseits, in welchem Verhältnis deren 
danach festgestellter Inhalt zu dem positiven Recht jener Zeit 
steht. 

Die Volkssouveränitätstheorie ist die staatswissenschaftliche 
Formulierung eines politischen Glaubensdogmas, der eine unmittel¬ 
bare juristische Bedeutung nicht zukommt, bei den Monarcho- 
machen ebensowenig wie bei ihren dogmengeschichtlichen Vor¬ 
läufern 1 ). Unmittelbar rechtliche Folgernngen über das Verhältnis 
zwischen Volk und Herrscher werden in der Staatslehre aus ihr 
vor Rousseau nicht gezogen. Sondern die Staatslehre gewinnt eine 
juristische Bedeutung der Volkssouveränität erst durch das logische 
Mittel des Herrschaftsvertrages 8 ). Wenn wir daher die Bedeutung 
der Volkssouveränitäts- und der Vertragstheorie im System der 
Monarehomachen untersuchen wollen, so konzentriert sich juristisch 
diese Aufgabe in der Feststellung der Bedeutung der Herrschafts- 

y ) Oben S 14. 

2 ) Die Volkssouveränitätsidee ist, wie E. Kaufmann (Studien zur 
Staatslehre des monarchischen Prinzips 1906, 4 ff.) es nennt, eine Konstruktions¬ 
tendenz, die Vertragsidee ist eine staatstheoretische Furmalidee in dem oben 
S. 15 Anm. 3 angegebenen Sinne. Was Kaufmann vom Standpunkte der Rechts¬ 
philosophie und unter Betonung der positiven Seite als „Konstruktions¬ 
tendenz“ bezeichnet, berührt sich mit dem, was ich vom Standpunkt der 
Staatslehre als „staatstheorctische Form politischer Ideen“ bezeichne. Das 
„monarchische Prinzip“ und die „konstitutionelle Theorie“ sind sowohl 
Konstruktionstendenzen (Kaufmann, a. a. 0. 4) als staatstheoretische 
Formalideen (Arcli. öffl. Recht XXXIV, 477 ff.), die Volkssouveränitätslehre 
ist eine Konstruktiunstendeuz, aber keine Formalidee: die Vertragstheorie ist 
letzteres, aber ersteres nicht. 
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Vertragstheorie in ihrem System als Mittel zur konstruktiven Ver¬ 
wertung der Volkssouveränitätstheorie. 

Die systematische Bedeutung der Herrschaftsvertragstheorie 
uud damit der durch sie vermittelten Volkssouveränitätstheorie ist 
bei den einzelnen Monarchoraachen verschieden. Bei Hotmann 
spielt gemäß dem ganzen System seines Werkes der Staatsvertrag 
überhaupt keine Rolle. Schon in der Schrift De jure magistra- 
tuum aber finden sich Spuren des Vertragsgedankens. Doch sind 
diese Spuren sehr gering und eigentlich schon erschöpft in dem 
am Eingänge des Werkes stehenden Satze, daß die Regierten 
überall vor den Regierenden existiert haben 1 ). Die Deduktionen 
der Schrift setzen, ohne, daß ihnen irgendwelche prinzipielle Er¬ 
örterungen eines Staatsvertrages vorausgehn, sofort bei dem Wider¬ 
standsrecht ein, das nach der Methode der damaligen Wissen¬ 
schaft belegt wird mit Beispielen aus der heiligen und profanen 
Geschichte usw.; begründet wird es lediglich mit dem Eid des 
Herrschers auf das bestehende Recht einerseits, dem Amte der 
niederen Obrigkeit und der den Ständen von den Gesetzen über¬ 
tragenen Gewalt andererseits 2 ). 

Bei den späteren Monarchomachen tritt der Vertragsgedanke 
stärker hervor. Doch ist hier die Würdigung seiner Bedeutung nur 
möglich auf Grund einer allgemeinen Erwägung, deren Unter¬ 
lassung meines Erachtens einen schweren Denkfehler in den meisten 
bisherigen Erörterungen der monarchomachischen Lehre begründet 
hat. Die Monarchomachen bringen für die einzelnen Sätze ihrer 
Lehre großenteils einen Wust von Argumenten, die allen denk¬ 
baren Wissensgebieten, vor allem aber der biblischen und Profan¬ 
geschichte entnommen sind. Aus diesen Argumenten muß man 

') a. a. 0. 199. Populus non a Magistratibus primü dimanasse se<L 
quicumq; ycI ab uno principe, vel ab clectis a se primatibus regi voluerut 
eos antiquiores suis Magistratibus fuisse. 

2 ) a. a. 0. 247: Huc ergo omnium supradictorum summa redit: summum 
Imperium ita demum esse penes Reges aut alios supremos Magistratus, ut 
siquidem illi optimas leges juratasque conditiones transgredientes in apertos 
Tyrannos degenerent, nec sanis consiliis auscultent, liberum licitumque sit 
inferioribus Magistratibus tum sibi, tum iis, quorum curam gerant, providere 
et publico Tyranno obsistere. Ordines vero vel Status Regionis quibus haec 
authoritas a legibus est collata eatenus sese tyranno opponerc ... et possunt 
et debent, donec res in pristinum statum restitutae sint. 
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die wirklich entscheidenden heraussuchen. Das setzt aber voraus, 
daß man sich über das System klar ist, nach dem man ihren 
. entscheidenden Wert bestimmen will. Daran hat es bisher gefehlt. 
Man hat meist die Gründe philosophischer Natur, vielfach aber 
auch diejenigen religiöser Natur herausgesncht, ganz vereinzelt 
auch auf diejenigen aus der damaligen Staatsgeschichte hingewiesen. 
Ein klares Prinzip der Ausscheidung aber ist nicht aufgestellt 
worden. Nur eine Regel ist ganz allgemein beachtet worden: die 
Gründe aus der älteren, besonder.' klassischen, Profangeschichte 
hat man nie als logische Stützen der monarchomachischen Lehre 
bewerten zu sollen geglaubt, obwohl die Darlegungen aus der 
Geschichte der Perser, Griechen, Römer, Türken, Ägypter usw. in 
ihr einen ebenso breiten Raum einnehmen als diejenigen aus der 
durch die Bibel überlieferten Geschichte des jüdischen Volkes. 
Man hat sie nur als Beiwerk angesehen, durch die wissenschaft¬ 
liche Mode der Zeit erklärlich, aber unerheblich für die sachliche 
Begründung. Ganz mit Recht, denn die Monarchomachen wollen 
nie die geschichtlichen Beispiele unmittelbar als Rechtsmaßstab 
auf das Staatsleben ihrer Zeit anwenden. Warum soll aber für 
die Beispiele aus der biblischen Geschichte anderes gelten? Warum 
sollen die Satzungen der klassischen Autoritäten gelegentlich als 
entscheidend, gelegentlich als gleichgültig angesehen werden ? Die 
Ausscheidung der entscheidenden Gründe erscheint durchaus not¬ 
wendig, aber sie muß systematisch geschehen. Welches soll das 
System sein ? 

Rein negativ zunächst muß man sich hinsichtlich der biblischen 
Argumente vor die Alternative stellen: entweder sind die Monarcho¬ 
machen rein religiöse Schriftsteller, oder sie sind Staats- und 
Rechtstheoretiker. Bisher hat man nie gezweifelt, letzteres an¬ 
nehmen zu können. In diesem Falle muß man aber auch an¬ 
nehmen, daß ihre Gründe allgemein staats- und rechtstheoretischer 
und nicht ausschließlich theologischer Natur sind. Dann darf 
man jedoch auch aus dem ganzen Komplex ihrer Gründe nicht 
die der Bibel entnommenen als die allein entscheidenden heraus¬ 
greifen. Sondern man muß positiv, um irgend welche Gründe 
als allein oder besonders entscheidend herausgreifen zu können, 
sämtliche Gründe nach ihrem sachlichen Wert sichten. Hier aber 
ist nur eine radikale Konsequenz in der Beurteilung brau chbar 
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und man muß sich entscheiden: entweder will man das ganze 
Schrifttum der Monarchoraachen und auch der späteren Natur¬ 
rechtslehrer staatstheoretisch nicht ernst nehmen, indem man alle * 
Teile ihres wissenschaftlichen Apparates für gleich wertvoll und 
daher gleich wertlos erklärt; oder — da daran nicht zu denken 
ist — man muß unter ihren Argumenten als erheblich diejenigen 
aussuchen, die tatsächlich als logisch-kausale Grundlage ihres 
Ergebnisses anzusehen sind. Nun haben wir aber gesehen, daß 
dem Grundzuge nach alle Ergebnisse der monarchomachischen 
Lehre — bei allen Unrichtigkeiten und Ungenauigkeiten im 
einzelnen — sich durchaus in der Gedankenwelt der ständischen 
Staatsordnung bewegen. Daraus folgt dann, daß, wenn sich 
unter den Argumenten ihrer Lehre solche finden, die logisch 
diese Ergebnisse stützen, nur diese als entscheidend für sie an¬ 
zusehen sind und alles andere nur als Beiwerk und wissenschaft¬ 
liche Ornamentik zu bewerten ist. Daraus folgt aber weiter für 
die Ermittlung der Bedeutung des Vertragsgedankens in der 
monarchomachischen Lehre, daß regelmäßig nur diejenigen seiner 
Argumente für uns in Betracht kommen können, die sich im Ge¬ 
samtrahmen der Staats- und ßechtsgedanken der ständischen Staats¬ 
ordnung halten, falls solche neben Argumenten aus der biblischen 
und Profangeschichte, sowie Zitaten klassischer Philosophen ver¬ 
wandt sind. Selbstverständlich ist das etwas ganz anderes, als 
wenn wir bloß diejenigen Argumente aussuchen wollten, die deutlich 
positivrechtlicher Natur und daher zur Stützung unseres vermut¬ 
lichen Resultates geeignet sind. Wir wollen nicht mehr, sondern 
weniger ansscheiden, als das bisher üblich war; aber wir wollen 
systematisch scheiden und hinter dem logisch erheblichen das logisch 
unerhebliche zurücktreten lassen, wie das die Aufgabe wissen¬ 
schaftlichen Referates ist. 

Der Vertragsgedanke tritt in der monarchomachischen Lehre zuerst 
deutlicher zutage bei Mornay in dem berühmten Satze im Ein¬ 
gänge der Vindiciae von dem doppelten Vertrage zwischen Gott, 
König und Volk. „Duplex autem Foedus in regum inauguratione 
legimus: primum, inter Deum et Regem et Populum, vt esset 
Populus Dei Populus. Secundum vero, inter Regem et populum, 
vt bene imperanti bene optemperetur *)“• Mit diesem einen einzigen 

') a. a. 0. 9. 


Go igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 




12 !* 


Satze, den Mornay auf die heilige Schrift stützt, der aber trotzdem, 
wie wir später sehen werden, nicht ein reines naturrechtliches 
Sophisma ist, ist dann aber auch hier im wesentlichen die Ver¬ 
wertung des Vertragsgedankens erledigt. In der Erörterung des 
Widerstandsrechtes selbst gibt Mornay dessen Begründung nicht 
mit diesem abstrakten Gedanken des sub conditione geschlossenen 
Herrschaftsvertrages, sondern mit den Versprechungen, die er im 
positiven Recht die Fürsten beim Regierungsantritt den Ständen 
geben sieht: „Neque enim Imperator, RexFranciae, reges Hispaniae, 
Angliae, Poloniae, Hungariae et omnes omnino legitimi principes, 
Archidux Austriae, Dux Brabantiae, Comites Flandriae, Hollandiae 
et reliqui prius in principatnm recipiuutur, quam Electoribus 
Palatinis, Patriciis, Paribus, Optimatibus, Baronibus se secundum 
leges patrias jus suum reddituros, promiserint. Et haec quidem 
adeo, ut provinciarum, imo ne urbium singularum quidem muni- 
cipalia iura, inconsultis provinciis municipiisve ipsis, ullatenus 
immutare possint 1 )“. Von diesen Versprechungen hebt dann Mornay 
als besonders wichtig die Wahlkapitulationen des deutschen Kaisers 
und die Zusicherungen des spanischen Königs an die Cortes in 
ganz ausführlicher Darstellung hervor 2 ). 

Von Buchanan haben wir bereits gesehen, daß er den 
Herrschaftsvertrag lediglich als eine rechtliche Einrichtung ansieht, 
deren Existenz bewiesen wird durch die geschichtlich und politisch 
entstandene Übung des eidlichen Gelöbnisses, mit dem der König 
beim Regierungsantritt die Respektierung des überkommenen Rechts 
verspricht 3 ). Einzig jene von ihm erwähnten Vorgänge in der 
Wirklichkeit des Staats- und Rechtslebens geben ihm die Be¬ 
gründung für die Bedingtheit des Herrscherrechtes im Sinne der 
Volkssouveränitäts- und Herrschaftsvertragstheorie: „ostendit totus 
ille ceremoniarum ordo, primique regum adventus in singula oppida, 
e quibus omnibus facile intellegi potest, qualem a raajoribus 

acceperint potestatem: non aliam videlicet, quam qui suffragii 

electi in leges jurant*)“. 

*) a. a. 0. 96: vgl. auch die unten S. 164 wiedergegebene, inhaltlich 
gleiche Stelle. 

2 ) a. a. 0. 128, 130. 3 ) vgl. oben 108 f. 

4 ) a. a. 0. 39; der Satz ist die Fortsetzung des oben S. 109 Anm. 1 

wiedergegebenen. 

Wolzendorff, Staatsrecht und Naturrecht 0 
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Danaeus geht, dem Gedanken der Vertrags- 'und Volks¬ 
souveränitätstheorie entsprechend, davon aus, daß keine Herrscher¬ 
gewalt ohne vorhergehenden Vertrag entstehen könne 1 ). Die 
Rechtseinrichtung, an die er dabei denkt, ist aber auch wieder, 
wie wir ebenfalls bereits gesehen haben, nichts anderes als die 
im geltenden Staatsrecht übliche eidliche Zusicherung der Rechts¬ 
bewahrung durch den Fürsten an die Stände beim Regierungs¬ 
antritt: „cpnventiones et regni leges, qnae fuerant a Principibus 
jureiurando sancitae 2 ).“ 

Nicht wesentlich anders liegen die Dinge in den Schriften 
der katholischen Monarchomachen. Zunächst ist daran zu erinnern, 
daß die Schrift Ficklers im ganzen identisch ist mit De jure 
magistratuum. Sodann entsinnen wir uns, daß Boucher seine Aus¬ 
führungen über die aus Vertrag nur bedingungsweise bestehende 
Verpflichtung der Untertanen gegenüber dem Fürsten nicht sowohl 
stützt auf die Idee des Vertrages, als auf die Beweise von dessen 
Existenz, die er in den genau angeführten positivrechtlichen Vor¬ 
gängen beim Regierungsantritt erblickt 3 ). Bei Mariana drängt 
sich ohne weiteres die Vermutung auf, daß für die vertragliche 
Grundlage des von ihm ganz im Anschluß an das positive Recht 
gelehrten Revolutionsrechtes 4 ) das Vorbild die Vorgänge in den 
aragonischen Cortes beim Regierungsantritt waren, zumal diese 
Vorgänge selbst von ihm erwähnt werden 5 ). Selbst Rossaeus, 
dessen Gedankengänge so wenig mit dem Recht zu tun haben, 
hat diese, wie wir sahen, durchaus auf die Grundlage der im 
positiven Recht beobachteten Zusicherungen der Fürsten an die 
Stände beim Regierungsantritt gestellt 6 ). 

Die Monarchomachen haben — das wird man m. E. als fest¬ 
stehend annehmen müssen — das von ihnen gelehrte Revolutions- 
recht wesentlich gestützt auf die Einrichtung des positiven Rechts, 
daß die Fürsten beim Regierungsantritt den Ständen die Erhaltung 


*) vgl. oben S. 111 Anm. 2. 2 ) ebenda Anm. 3. 

3 ) vgl. oben S. 113 f. *) vgl. oben S. 117 ff. 

5 ) a. a. 0. 69: Medium magistratum crearunt, tribunitiae potestatis ad 
instar (vulgo hoc tempore Aragoniae Justitia dicitur) qui legibus, auctoritate 
& populi studiis armatus regiam potestatem certis hactenus finibus inclusam 
tenuit. 

*) vgl. oben S. llof. 
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(nicht nur ihrer eigenen subjektiven sondern auch) des über¬ 
kommenen (objektiven) Rechtes ihres Landes feierlich zusicherten. 

Mit dieser Feststellung ist jedoch für unsere Frage noch 
nicht viel gewonnen. Denn es läßt sich auf der anderen Seite 
nicht leugnen, daß die Monarchomachen tatsächlich einen Vertrag 
zwischen dem Fürsten und dem durch die Stände repräsentierten 
Volke angenommen haben. Daß sie dabei die Stände als Re¬ 
präsentation des Volkes ansahen, wird uns nach dem, was wir 
oben als Inhalt des geltenden Rechtes kennen lernten, ihre Auf¬ 
fassung nicht ohne weiteres als mit dem positiven Recht un¬ 
vereinbar erscheinen lassen. Nicht nur ist die Frage nach der 
Repräsentations-Befugnis der Stände noch heute so wenig geklärt, 
daß man der mit den geringen technisch-wissenschaftlichen Hilfs¬ 
mitteln jener Zeit arbeitenden Staatslehre ein Abweichen von der 
heute als richtig erkannten Ansicht nicht als bewußte Außeracht¬ 
lassung des positiven Rechtes auslegen darf; sondern vom Stand¬ 
punkte jener Zeit war es — wie wir oben fanden — juristisch un¬ 
bedenklich, wenn man, in staatsrechtlicher Bewertung des poli¬ 
tischen Verhältnisses zwischen Ständen, Volk und Fürsten, die 
Stände (wenn auch nicht ausschließlich) als Repräsentation des 
Volkes gegenüber dem Fürsten ansprach. Dieses Element der 
monarchomachischen Lehre beweist also nichts gegen deren Ver¬ 
bindung mit dem positiven Recht. 

Bei alledem bleibt jedoch die Tatsache bestehen, daß 
die späteren Monarchomachen die positivrechtlichen Zusicherungen 
des Fürsten an die Stände beim Regierungsantritt durchaus im 
Sinne der Doktrin der Volkssouveränität und des Staatsvertrages 
deuten. Wir stehen daher immer noch vor der Frage: ist für 
die monarchomachische Revolutionslehre der rechtliche Kern die 
naturrechtliche Staatsvertragslehre, und sind in diese lediglich die 
positivrechtlichen Institute künstlich ohne innere Notwendigkeit 
hineingearbeitet worden, oder sind systematische Grundlage die 
Erscheinungen des positiven Rechts gewesen, deren prinzipielle Be¬ 
deutung lediglich durch Zuhilfenahme des begrifflichen Rüstzeuges 
des Naturrechts mehr hervorgehoben wurde? 

Die beiden verschiedenen Elemente, die die monarchomachische 
Revolutionslehre in sich trägt, das positivrechtliche aus der 
ständischen Staatsverfassung und das naturrechtliche der Volks- 

9* 
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souveränitäts- und Staatsvertragstheorie, sind, wie bereits gesagt 
logisch nicht miteinander zu vereinigen. Sie sind nicht innerlich^ 
in Zusammenhang zu bringen, sondern ihr Zusammenhang kann 
nur ein äußerer sein. Er kann — das wurde bereits angedeutet — 
allein der sein, daß ausschlaggebend in der monarchomachischen 
Lehre nur eines der beiden Elemente, das andere nur zur Unter¬ 
stützung und wissenschaftlichen Verbrämung herangezogen ist. 
Welches war nun ausschlaggebend? Wollten wir die Frage rein 
intuitiv für die subjektive Auffassung der Monarchomachen beant¬ 
worten, so glaube ich, daß nach dem Bilde, das uns die geschicht¬ 
liche Entstehung ihrer Lehre gezeigt hat, ohne weiteres das positive 
Verfassungsrecht des ständischen Staatsrechts sich uns als ihre 
systematische Grundlage darstellt. Allein solche Beantwortung 
würde nicht nur, da sie schließlich mehr oder weniger auf psycho¬ 
logischer Kombination beruht, nicht geeignet sein, absolut über¬ 
zeugend zu wirken, sondern sie würde auch nur einen Teil der 
Frage treffen. Denn nicht sowohl nur darum handelt es sich für 
uns, wie die Revolutionslehre der Monarchomachen entstanden ist, 
sondern, was die Eigenart ihres Inhalts war, die ihr für die Ge¬ 
schichte der Staatslehre eine so enorme Bedeutung gegeben hat. 
Deshalb kommt es hier nur auf den objektiven Gehalt der Lehre *), 
nicht auf die subjektive Auffassung ihrer Urheber an. Denn — 
daran müssen wir schon jetzt uns erinnern — die Tragweite der 
Frage nach dem systematischen Kernpunkt der monarchomachischen 
Revolutionslehre geht weit über diese besondere Frage hinaus. 
Seit Schlözer ist es Gemeingut der Wissenschaft, von Mohl schärfer 
hervorgehoben, durch Gierkes Meisterwerke im Zusammenwirken 
aller Einzelpunkte zur großen Entwickelungslinie ins klarste Licht 
, gestellt, daß, wie Schlözer es so naiv treffend ausgedrückt hat, 
„aus dem jure resistendi in der Folge das Staatsrecht entstehen“ 
sollte, das Staatsrecht als die rechtliche Regelung der Beziehungen 
des Einzelnen und seiner Freiheitssphäre zur Staatsgewalt, das 
Staatsrecht zunächst als wissenschaftliche Lehre, dann als Tatsache 


l ) Für die Feststellung des Inhalts der monarchomachischen Lehre 
selbst ist die Arbeitsweise der einzelnen Verfasser von größter Bedeutung. 
Deshalb glaubten wir oben (III.) auch die subjektive Auffassung der Monarcho¬ 
machen berücksichtigen zu müssen. 
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in der Gesetzgebung. Deshalb ist es für die ganze Geschichte 
des Staatsrechts und seiner Lehre von größter Bedeutung, wie 
unsere Frage nach dem systematischen Kernpunkt der monarcho- 
machischen Revolutionsrechtslehre zu entscheiden ist. Finden 
wir, daß dieser tatsächlich in der naturrechtlichen Volkssouveränitäts¬ 
und Staatsvertragstheorie steckt, so ist die geschichtliche geistige 
Grundlage der später das positive Recht erzeugenden Staatsrechts¬ 
lehre mittelalterliche Dogmatik gewesen. Finden wir ihn aber 
im Verfassungsrecht des ständischen Staates, so ist durch dessen 
Zusammenhang mit älteren rechtlichen Erscheinungen, wie später 
noch näher darznlegen sein wird, die historische Grundlage der 
ganzen Entwicklung des Staatsrechts in alten deutschen Rechts¬ 
erscheinungen und Rechtsgedanken erwiesen. 

In der Frage nach der systematischen Grundlage der raonarcho- 
machischen Revolutionslehre spricht — nicht nur, wie bereits erwähnt, 
subjektiv, sondern auch objektiv — deren ganze Entwicklungsge¬ 
schichte für die entscheidende Bedeutung des positiven Rechts: auf 
einem lediglich das positive Recht wiedergebenden Satze Calvins ist 
allmählich das ganze Gebäude aufgebaut worden. Freilich sind zu 
seiner Konstruktion mehr und mehr die Hilfsmittel des Naturrechts ver¬ 
wandt, vor allem ist als wichtiger Stützpfeiler hineingestellt worden 
der Gedanke des Vertrags zwischen Herrscher und souveränem Volk. 
Die Konstruktion dieses Stützpfeilers aber ist juristisch aus dem 
positiven Recht nicht möglich, sie ist künstlich geschehen unter 
Zuhilfenahme des naturrechtlichen Staatsvertragsgedankens. Daß 
damit in dem monarchomachischen System ein ihr wesentliches 
Moment liegt, das ausschließlich naturrechtlichen Charakters ist, 
scheint damit eine nicht wegzuleugnende Tatsache zu sein. Wenn 
wir uns jedoch erinnern, wie dieser zunächst zweifellos rein natur¬ 
rechtlich erscheinende Stützpfeiler der monarchomachischen Lehre 
in Wirklichkeit aussieht, so wird die Unleugbarkeit jener Tatsache 
sofort fraglich erscheinen. Denn — so sahen wir — jener Stütz¬ 
pfeiler ist von den Monarchomachen nie konstruiert worden auf 
dem, wenngleich zuweilen ausdrücklich niedergelegten, Grundstein 
des doktrinären naturrechtlichen Staatsvertrages, sondern auf den 
im realen Staatsleben beobachteten Verhandlungen zwischen Fürst 
und Ständen beim Regierungsantritt. Auch haben wir schon ge¬ 
sehen, daß diese Beobachtungen der Monarchomachen die politische 
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Wirklichkeit vielfach durchaus treffend Wiedergaben. Wenn nun 
auch die juristische Bewertung dieser Beobachtung nicht korrekt 
war, so ist damit nicht ohne weiteres gesagt, daß diese abwegige 
Beurteilung auf der Anwendung rein naturrechtlicher Gedanken¬ 
gänge beruhte. Die Monarchomachen sind, auch in diesem Punkte, 
sämtlich ausgegangen von der Wirklichkeit des Staatslebens. Wir 
Können daher nur dann annehmen, daß diese aus rein naturrechtlichen 
Erwägungen von ihnen umgedeutet worden ist, wenn feststeht, 
daß sie nicht selbst für die Beobachtungsweise jener Zeit Anlaß 
zu der vorgenommenen Deutung geben konnte. Daraufhin werden 
wir demnach die staatsrechtlichen und politischen Tatbestände, um 
die es sich hier handelt, zu prüfen haben. 

Die staatsrechtlichen und politischen Tatbestände, die am 
meisten und zunächst in Betracht kommen, sind natürlich die¬ 
jenigen, auf die die Monarchomachen selbst Bezug genommen 
haben. Es sind, außer den später noch zu erwähnenden Besonder¬ 
heiten der deutschen Königswahl, die Vorgänge beim Regierungs¬ 
antritt in Ungarn, Dänemark, Spanien, Polen und Brabant. In 
Arragonien leistete seit 1461 vor der Huldigung der Cortes der 
König in die Hände des Justitia den Eid, daß er die über¬ 
kommenen Rechte wahren werde. Sodann erst erkannten ihn die 
Cortes als König an mit der ausdrücklichen Bedingung, daß er 
das Recht wahre 1 ). In Dänemark waren seit 1466 die Stände 
ausdrücklich berechtigt, den König nicht anzuerkennen, wenn er 
ihnen nicht vorher die Landesfreiheiten bestätigte. In Polen mußte 
im 16. Jahrhundert beim Regierungsantritt der König den articulus 
de non praestanda oboedientia beschwören, der ihn im Falle einer 
Verfassungsverletzung für des Thrones verlustig erklärte. In 
Brabant mußte im 16. ebenso noch wie im 14. Jahrhundert — 
und selbst ein Philipp II. vermochte sich dem nicht zu entziehen 
— der Herrscher die J. E. beschwören und damit den Ständen eid¬ 
lich das Recht zusichern, ihm den Gehorsam zu verweigern, wenn 
er irgendwie die beschworenen Rechte verletzen sollte*). 

Alle diese Rechtseinrichtungen bildeten aber keine vereinzelten 
Ausnahmeerscheinungen im ständischen Staatsrecht. Denselben 


>) Vgl. oben S. 24 f.: Schäfer, a. a. 0. 243 f. 257: Unger 256. 
*; oben S. 24 ff. 27 f. 
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Vorgang wie in Brabant haben wir durch Jahrhunderte in Bayern 
bestehen sehen 8 ), wo insbesondere 1322 Ritterschaft und Städte 
von dem Herzog die Zusicherung erhielten, daß die Erbhuldigung 
nicht eher, als nach Bestätigung der Landesfreiheiten solle ge¬ 
fordert werden: „wenn sie darwider thäten, möge alles Volk auf¬ 
stehen*).“ Wir erinnern uns zahlreicher ähnlicher Zusicherungen 
aus den verschiedensten anderen deutschen Territorien 5 ), wie denn 
z. B. 1388 der Herzog von Braunschweig-Lüneburg für seine Nach¬ 
folger erklärt hatte: „das se schöllet loven, schweren und ver- 
breven alle dese vor- und naschrevene Stücke truliken tho donende 
und tho holdende, ehe man enjenige Huldigung do 6 ).“ Von allen 
diesen Einrichtungen aber haben wir erkannt, daß sie keine Be¬ 
sonderheiten enthalten, sondern nur scharfe Zuspitzungen eines, 
wo nicht allgemeinen, so doch typischen Rechtszustandes bilden. 

Die Erscheinungen der staatlichen Wirklichkeit, auf die sich 
die Monarchomachen zur Begründung ihrer Lehre von dem vertrag¬ 
lichen Charakter des Rechtsverhältnisses zwischen Herrscher und 
Volk, oder Ständen als Volksrepräsentanten, beriefen,- sind typische 
Erscheinungen des positiven Staatsrechts. Die Bedeutung dieser 
Tatsache für unsere Frage ergibt sich aus folgender Erwägung. 
Daß in der Lehre der Monarchomachen — wenigstens in ihrer 
Mehrzahl — die ganz allgemeine Vorstellung von der vertrag¬ 
lichen Grundlage des Rechtsverhältnisses zwischen Herrscher und 
Volk vorhanden war, wird nicht zu leugnen sein. Man wird auch 
nicht zweifeln können, daß diese Vorstellung dogmengeschichtlich 
zu erklären ist als die Übernahme der Herrschaftsvertragstheorie der 
mittelalterlichen Staatslehre. Dem Vorhandensein dieses dogmen¬ 
geschichtlichen Elementes in der monarchomachischen Staatslehre 
steht aber gegenüber die Tatsache, daß die Monarchomachen es 
nie unmittelbar als eine feststehende juristische Formalidee ver¬ 
wertet haben, vielmehr den von ihnen angenommenen vertraglichen 
Charakter des Verhältnisses zwischen Herrschergewalt und Volk 
stets nur auf Erscheinungen aus dem wirklichen Staatsleben gestützt 
haben. Waren nun diese Erscheinungen nichts anderes als typische 
Einrichtungen des positiven Rechts, so wird die Beantwortung der 


oben S 28 f. 2 ) Campe 180. 

3 ) oben S. 29 ff. 4 ) Campe 80 f. 
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Frage, in der wir den Kern unseres Problems erkannten, — sind 
diese positivrechtlichen Elemente das Wesentliche in der monarcho- 
machischen Lehre oder nur die Verbrämung der aprioristischen 
Theorien? — davon abhängig sein, ob die Verwertung jener positiv¬ 
rechtlichen Einrichtungen durch die Monarchomachen auf einer 
Beurteilung beruht, die nur ihrem eigenen Wesen entnommen, 
oder nur aus der aprioristisch feststehenden Vertragstheorie in 
sie hineingelegt ist. Was von beiden der Fall ist, wird nur zu 
entscheiden sein auf Grund einer Untersuchung der in Betracht 
kommenden positivrechtlichen Erscheinungen dahin, ob sie tat¬ 
sächlich als Ausfluß eines vertraglichen Wesenszuges im Verhältnisse 
zwischen Herrschergewalt und Volk angesehen worden können. 
Diese Entscheidung endlich wird nur möglich sein in Verbindung 
mit der Untersuchung der allgemeineren Frage nach dem Vorhanden¬ 
sein nnd der Bedeutung der Vertragsgedankens im Staatsrecht 
jener Zeit. 


Die Frage nach dem Vorhandensein und der Bedeutung des 
Vertragsgedankens im positiven Staatsrecht kann für uns nur in 
Betracht kommen als eine Frage des allgemeinen Staatsrechts. 
Es handelt sich für uns nicht darum, ob in dem Staatsrecht des 
einen oder anderen Staates der Vertragsgedanke vorhanden und 
mehr oder weniger stark ausgeprägt ist, sondern nur darum, ob 
in denjenigen Zügen der staatsrechtlichen Ordnung, die für jene 
Zeit als typisch anzusehen sind, der Vertragsgedanke eine Rolle spielt. 

Wenn wir ein Durchschnittsbild des Staatsrechts jener Zeit 
suchen, so muß ein Zug sofort als wesentlich anffallen: der Typus 
der vorherrschenden Staatsform der Monarchie ist nicht ein ein¬ 
heitlicher, sondern es besteht neben demjenigen der Erbmonarchie 
noch in weiter Geltung der der Wahlmonarchie. Für die Ver¬ 
fassung der Wahlmonarchie hat aber der Vertragsgedanke geradezu 
entscheidende Bedeutung: die Herrschermacht ist durch Über¬ 
tragung seitens des Volkes begründet. 

Der Typus der Wahlmonarchie nimmt in der uns interessierenden 
Zeit einen außerordentlich großen Raum im Gesamtbilde des 
Staatslebens und Staatsrechts ein schon wegen der großen Zahl 
geistlicher Territorien. Daß die politischen und staatsrechtlichen 
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Verhältnisse in den geistlichen Fürstentümern die Beziehungen 
zwischen dem Fürsten und den Ständen, bezw. dem Kapitel, 
schlechterdings als Gegenstand und Ausfluß vertraglicher Regelung 
erscheinen ließen, ist zu bekannt, als daß eine nähere Erörterung 
erforderlich wäre 1 }. Nur auf zwei besonders charakteristische 
Punkte mag ein Hinweis nicht entbehrlich erscheinen. 

In dem politischen und staatsrechtlichen Leben der geistlichen 
Fürstentümer zeigt sich praktisch mit dem Vertragsgedanken der 
Volkssouveränitätsgedanke verbunden, entsprechend der konziliaren 
Theorie, in dem von den Kapiteln erhobenen und vielfach mit 
Erfolg durchgesetzten Anspruch auf die. primäre Innehabung der 
Herrschergewalt. Jener alte theoretische Gedanke kam hier praktisch 
zur Geltung in der positivrechtlichen Regelung, daß die „Erb¬ 
huldigung“ dem Domkapitel zu leisten war 2 ). Das zeigt, daß es 
sich bei dem Volkssouveränitäts- und dem Herrschaftsvertrags¬ 
gedanken in den geistlichen Fürstentümern um sehr reale Faktoren 
des politischen und rechtlichen Lebens handelte. 

Diese reale Bedeutung des Vertragsgedankens in den geistlichen 
Fürstentümern zeigt sich ferner in der großen Bedeutung, die 
dort den Wahlkapitulationen und, damit in Verbindung, dem noch 
näher zu besprechenden Institut der bedingten Huldigung zukam. 
Nur eine Begleiterscheinung hiervon ist die starke Ausprägung, 
die, wie wir bereits gesehen haben, das Widerstandsrecht in diesen 
Ländern erfuhr. 

Erscheint ein näheres Eingehen auf alle weiteren Einzelheiten 
des Staatsrechts der geistlichen Fürstentümer entbehrlich, so kann 
doch der prinzipielle Gedanke nicht zu stark betont werden, daß 
in ihnen infolge der entscheidenden Bedeutung der Wahlkapitulationen 

’) Daß die ßist&mer in jener Zeit als Wahlmonarchien erkannt vurden, 
braucht wohl nicht bezvcifelt zu werden. Für wenig spätere Zeit finden 
wir eine interessante Beurteilung der uns interessierenden Fragen ganz in 
dem oben angedeuteten Sinn bei Chr. Besold, Dissertatio Politico-Juridica 
de Majestate, Argentorati 1G25 S. 234. Ego pracsnppono, Episcopatum sapere 
naturam Regni electivi, & ex iis rogulis dijudicandum quibus regnuui 
elcctivum . . . Episcopus habet jus oume ab elcctione. In ßegno clectivo 
integrum cst ordinibus vcl clectoribus praescribere capitulationes, quas habent 
& quas e re communi utilitateque publico esse putent. 

*) Vgl. Below, Territorium 17G: Uber einen entsprechenden Streit im 
Erzbistum Mainz siehe Bodmann, a. a. 0. IS 
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der Vertragsgedanke tatsächlich schlechterdings die wesentliche 
Grundlage des ganzen rechtlichen Verhältnisses zwischen Fürst 
und Land war. 

Die große Wichtigkeit des Rechtes der Wahlmonarchie für 
das allgemeine Staatsrecht jener Zeit ist neben der großen 
quantitativen Bedeutung der geistlichen Fürstentümer begründet 
in der überragenden quantitativen und qualitativen Bedeutung des 
grüßten Staatswesens, des deutschen Reichs, für das staatsrechtliche 
Leben und Denken Europas. Bis zu einem gewissen Grade ist 
freilich diese Bedeutung gemindert infolge der Durchsetzung des 
deutschen Wahlkönigtums mit erbrechtlichen Elementen (jure 
haereditario patemis eligitur succedere regnis) l ). Aber eben diese 
konkrete Minderung seiner Bedeutung ist auch wieder geeignet, 
deren prinzipiellen, abstrakten Gehalt in helleres Licht zu setzen. 
Tatsächlich ist gerade hinsichtlich des vertraglichen Elementes in 
dem Wahlgedanken die symptomatische Bedeutung des deutschen 
Reichsrechts durch einige Besonderheiten in höchst charakteristischer 
Weise gesteigert. 

Die Einrichtung der Wahlmonarchie, wie sie im deutschen 
Reiche, wenn auch durchsetzt mit erbrechtlichen Elementen, bestand, 
enthält an sich schon das wesentlichste Element des Gedankens 
des Herrschaftsvertrages: die Begründung der Herrschermacht 
durch ihre Übertragung seitens des Volkes; wobei der mehr oder 
weniger starke ständische Einschlag für das Prinzip gleichgültig ist. 
Es liefert aber die Geschichte des Regierungsantritts im deutschen 
Staatsrecht noch ein zweites, wichtiges Element des Vertrags¬ 
gedankens: die Zusicherungen des Königs an das Volk. Schon früh, 
begegnen uns diese im deutschen Recht. So schwor bei den West¬ 
goten im 7. Jahrhundert der König „ex more“ dem Volke, die Gerechtig¬ 
keit nicht zu verleugnen (ut institiam commissis populis non nega- 
rem) oder, die Gesetze und Gewohnheiten des Landes zu erhalten 
(ut patriae legem vel consuetudinem conservaret), und ähnliche Ver¬ 
sprechungen des Königs kommen auch gelegentlich bei den Franken 
vor 2 ). Im neunten Jahrhundert aber hat sich das beim Regierungs- 


1 ) Quedlinburger Annalen, vgl. H. Sehr euer, Die rechtlichen Grund¬ 
lagen der französischen Königskrönung 1911 S. 145. 

2 ) W. Schücking, Der Regierungsantritt I, 1899, 65, 170f., 152. 
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antritt abzulegende eidliche Versprechen, Gesetz und Gerechtigkeit 
zu wahren (legem et justitiam conservabo) zu einem typischen 
Rechtsinstitut entwickelt 1 ). So wird dies Versprechen abgegeben 
876 von Karl dem Kahlen 2 ), 877 von Ludwig dem Stammler 8 ) ? 
879 im Arelat von Boso 4 ). Die Verpflichtung zur Wahrung von 
Gesetz und Gerechtigkeit war aber auch ausdrücklich anerkannt 
worden bei der zweiten Zusammenkunft von Lothar, Ludwig und 
Karl in Mersen 851 5 ) in Koblenz 870 6 ) und durch die Capitula 
Pistensia 869 *)♦ Wie sehr der Vertragsgedanken diesen Ver- 


1 ) Vgl. zu dem Folgenden die ausführlichen Darlegungen bei Carlyle l r 

242 ff. 

2 ) „Et ego .. . unumquemque vestrum secundum suum ordinem et 
personam hon >rabo, et salvabo, et honoratum et salvatum absque ullo dolo 
ac damnatione vel deceptione conservabo, et unicuique competentem legem 
ac iustitiam conservabo sicut fidelis rez suos fideles per rectum honorare 
et salvare et unocuique competentem legem et iustitiam in unoquoque 
ordine conservare .. (Boretius Leges II 2, 100). 

3 ) „Polliceor etiam me servaturum leges et statuta populo, qui mihi 
ad regendum misericordia Dei committitur, pro communi consilio fidelium 
nostrorum secundum quod praedecessores mei imperatores et reges gestia 
inseruerunt et omnino inviolabiliter tenenda et observanda decreverunt. Ego 
igitur Hlodovicus rectitudinis et justitiae amore hanc spontaneam pro- 
missionem meam relegens manu propria firmavi (ibid. 364). 

4 ) Synodi ad Bosonem regem designatum legatio: „Si vultis .. . legem 
iustitiam et rectum concedere et servare... nt neque eadem sancta et 
primates vestri cum ea sentientes . . . detrahantur in futuro neque sacro- 
vestro principatui nobis, ut credimus, pro futuro juste derogetur. . . (ibid. 
366) — Bosoni regis electi ad synodum responsio: „Ego autem conscius 
meae conditionis et figmenti fragilis imparem me judicans . . . Omnibus ut 
monuistis, legem, justitiam et rectum momburgium auxiliante Deo conservabo 
et impendere servabo .. . (ibid. 367). 

5 ) „Ut nostri fideles, unusquisque in suo ordine et statu, veraciter 
sint de nobis securi, quia nullum abhinc inante contra legem et justitiam 
vel auctoritatem ac justam rationem aut damnabimus aut dehonorabimua 
aut opprimmemus . . . (ibid. 73). 

6 ) Wie 851 (ibid. 156). Vgl. aber auch die Adnuntiatio Ludwigs: „Et 
vglumus, ut. .. justitia et lex omnibus conservetur; et pauperes hominea 
talem defensionem habeant, sicut tempore antecessorum nostrorum lex et 
consuetudo fuit, et sicut hic fideles nostri communiter consenserunt et scripto 
nobis demonstraverunt et nos cum illorum consilio consentimus et observari 
communiter volumus“ (ibid. 157). 

7 ) ebenfalls fast wörtlich wie 851 (ibidem 333). 
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Sicherungen innewohnt, erkennen wir sowohl daraus, daß sie zu¬ 
weilen ausdrücklich als „pactum“ bezeichnet werden 1 ) und daher 
Hincmar von Beiras die in der Professio Ludwigs III. anerkannte 
vertragliche Bedingtheit des Herrscherrechts ausdrücklich betont 2 ), 
als auch daraus, daß nicht nur, wie wir wissen, das bedeutendste 
ständische Widerstandsrecht, das der J. E., sich aus derartigen 
Zusicherungen entwickelt hat 3 ), sondern auch in anderen Kapitularien 
wohl die Gehorsamspflicht ausdrücklich durch die Innehaltung des 
pactum durch den König bedingt wird 4 ). 

Es bedeutet nur diese vertragliche Gegenüberstellung des 
Gehorsams des Volkes zur iustitia des Herrschers 5 ), wenn die 
feierliche Krönung der deutschen Könige 6 ) begann mit der an 
den zu Krönenden zu richtenden Frage: vis regnum tibi a Deo 
commissum secundum justitiam patrum tuorum regere et defendere, 
wenn erst dann die Frage an das Volk erfolgt, ob es den zu 
Krönenden anerkennen will und daraufhin schließlich die Akklamation 
geschah. 

Durch diese Tradition staatlichen Denkens wurde der Vertrags¬ 
gedanke, der an sich schon der Wahl innewohnt, hinsichtlich der 
deutschen Königs wähl in ganz besonderer Weise ausgestaltet. Es 


J ) Capit. ad Francos et Aquitanos Missa de Carisiaco 856 (vgl. unten 
Anm. 4.) 

2 ) vgl. oben S. 139 Amn. 4 und Hincmar „ .. . ego cum meis et ceteris Dei 
ac progenitorum vestrorum üdelibus, vos elegi ad rcgimcn regni, sub con- 
ditione debitas legcs servandi (vgl. Carlyle I, 244 Anm. 2). 

s ) oben 38 ff. 

4 ) Cap. de Carisiaco 856: Et si senior noster legem unicuique debitam 
et a se et a suis antecessoribus nobis et nostris antecessoribus pcrdonatam 
per rectam rationem vel miscricordiam competentem unicuique in suo ordine 
conservare non voluerit et ammonitus a suis üdelibus suam intentionem non 
voluerit, sciatis, quia sic est ille nobiscum et nos cum illo adunati et sic 
sumus omnes per illius voluntatem et consensum conünnati episcopi atque 
abbates cum laicis et laici cum viris ecclesiasticis, ut nullus suum parum 
dimittat, ut contra suam legem et rectam rationem et justam judicium, 
etiamsi voluerit, quod absit, rei noster alicui facere non possit.. . (M. 6. 
Leges II, 2, 281). 

6 ) Carlyle I, 248. 

fl ) H. Schreuer, Die rechtlichen Grundlagen der französischen Königs¬ 
krönung 1911 S. 55; G. Waitz, Deutsche Yerfassungsgeschichtc VI (2. Aufl. 
von 8eeligcr) 1896 S. 509. 
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bildete sich nämlich eine Rechtsvorstellung aus, die die au sich 
nur eine Voraussetzung oder motivierende Bedingung der Wahl 
bildenden, auf vertraglicher Grundlage ruhenden, Zusicherungen des 
zu Wählenden als einen wesentlichen Bestandteil des Wahlaktes 
selber ansah. Diese Vorstellung ist z. B. sowohl im Sachsen¬ 
spiegel 1 ) wie im Schwabenspiegel 2 ) zu erkennen. Sie mußte 
naturgemäß dahin führen, das begrifflich in der Wahl enthaltene 
Vertragselement stärker hervortreten zu lassen. 

Da die Zusicherungen des zu Wählenden nur als ein Bestand¬ 
teil der Wahl erschienen, bildete diese selbst einen Gesamtakt mit 
vertraglichem Charakter und wurde daher auch in älteren Zeiten 
— z. B. bei der Wahl Heinrichs IV. — geradezu als „pactum“ an¬ 
gesprochen 8 ). Je mehr aber gerade der Inhalt der Zusicherungen 
durch die politische Entwicklung in synallagmatischen Zusammen¬ 
hang mit dem die Königsstellung kreierenden Inhalt der Wahl¬ 
handlung kam, je mehr sich damit der vertragliche Charakter des 
Gesamtsakts ausprägte, desto mehr verlangte das praktische Be¬ 
dürfnis der rechtlichen Klarheit des Wahlaktes eine Absonderung 
der vertraglichen Elemente von der eigentlichen Wahlhandlung. 
So wurden denn einerseits diese vertraglichen Elemente aus¬ 
geschieden und für sie das Rechtsinstitut der Wahlkapitulationen 
geschaffen; andererseits verlor die eigentliche Wahlhandlung, die 
ja dann auch nur mehr von den Kurfürsten vorgenommen wurde, 
als eine wesentlich nur nach außen wirkende Handlung 4 ) den 
Charakter eines konstitutiven Rechtsaktes und wurde immer mehr 
zu einem rein feststellenden. Gerade darin aber zeigte sich der 
eminente Lebensgehalt der politisch-staatsrechtlichen Auffassung 
der Wahl als eines gegenseitigen Vertrages; denn nun erschien 
gar nicht mehr der formale Wahlakt selbst als die Begründung 

’•) Ssp. III,' 54 § 2. Als man den Koning köret so sal he deme rike 
hulde tun unde sreren, dat he recht sterke unde unreht krenke unde it rike 
voreste an sime rehte als he könne unde möge. 

*) Schwsp. Lassberg 122. Alse man den Kiunig kiuret, so sol er 
deme riche hulde sweren unde sol in den eit nemen vier ding: daz ist daz 
er reht sterke unde unreht krenke, unde allezit merende si und niut ermer mache. 

3 ) Mario Krammer, Wahl und Einsetzung des deutschen Königs im 
Verhältnis zu einander. (Quellen und Studien zur Verfassungsgeschichte 
des deutschen Reichs her. v. K. Zeumerl, 2) 1905 S. 76 11‘. 

4 ) Krammer, a. a. 0. 102. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Digitized by 


14 2 


der Rechtsstellung des Königs, diese beruhte vielmehr nach der 
Auffassung der Kurfürsten auf dem vorher unter dem Namen der 
Kapitulation abgeschlossenen Vertrag 1 ), sodaß z. B. in der Wahl¬ 
kapitulation Karls V. die Krönung an die Bedingung der vor¬ 
herigen Beschwörung der Kapitulation geknüpft war’ 2 ). Daraus 
erklärt es sich, daß im 14. Jahrhundert gelegentlich der Vertrags- 
Schluß selbst mit dem Namen der „Wahl“" bezeichnet wurde 3 ). 

Es hatte also die Wahl des deutschen Königs als politisch¬ 
staatsrechtliche Gesamterscheinung stets, wenn auch unter ver T 
schiedener Form, den Charakter eines gegenseitigen Vertrags, auä 
dem dem König nur soweit Treue geschuldet wurde, als er selbst 
seine Versprechungen hielt 3 ). Die Absetzung König Wenzels ist 
nur ein Beispiel für diesen Rechtszustand. Ganz natürlich ist es 
daher, daß die Urkunde, in der sie ausgesprochen und begründet 
wurde, mit fast wörtlicher Ähnlichkeit dieselben Gedankengänge 
zum Ausdruck bringt 4 ), wie sie von den Monarchomachen theoretisch 


l ) ebenda 108. *) a. a. 0. 77. 8 ) a. a. 0. 1C8. 

4 ) „Das Urteil als König Wentzlauwe abgesetzt worden ist von dem 
römischen Reiche“, zitiert nach Apparatur Juris publici et Historiae Germanicae 
pars prima (Acta depositionis Wenzeslavi) Argentorati 1696. Ganz ent¬ 
sprechend den analogen positivrechtlichen Sätzen, den alten deutschen Rechts¬ 
gedanken, ist als Voraussetzung der Absetzung angegeben, daß der König 
zunächst ermahnt und zur Verantwortung aufgefordert ist, („diks und viel . . 
ersucht“) dann auch, der alten Kirchenlehre entsprechend, daß es „von Im 
an den heiligen Stulc von Rome bracht“ ist. Erst als er „das alles nit 
geachtet hat / so künnen und mögen wir nit anders das Jme gemerken nnd 
geprüfen / dan das er der heiligen kirchen und Cristenheit und besunder 
des heiligen Richs kein achte und sorge me oder fürbas haben wolle und 
wann das auch sunder verderblichen Schaden der ganzen Christenheit nit 
langer zuherten .noch zu liden ist. . . so sind wir . . . überkommen das wir 
den vorgenanten hern Wentzlaw als einen versumer entgliedcr und unwirdigen 
des heiligen Richs von demselben heiligen Römischen Riehe und aller der 
wirde darzu gehörig in dieser zyt wollen gentzlich und zumale abetun und 
abesetzen .... und verkündigen darumbe allen fürsten herren Rittern und 
knechten Stetten landen und luten des heiligen Richs daß sie nu fürbaß 
ire eyde und hulde die sie des vorgenannten hern Wentzlauw personen 
als von des heiligen Richs wegen getan hant zumale unde gentzlich ledig 
aind / und ermanen und ersuchen sie by den eiden damit sie dem heiligen 
Rieh verbunden sind / das sie dem egenannten herrn Wentzlaw fürbas als 
einen Römischen könige nit me gehorsam noch wartende sin in einche wise 
noch yine einche recht dinst gülte gute oder ander gefelle wie man die 
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verkündet wurden. Und gerade diese Zusammenhänge mit dem 
alten vertraglichen Elementen in den Rechtsgrundlagen der Kaiser¬ 
würde geben erst die Erklärung für die rechtlichen Konstruktionen, 
mit denen man jene Absetzung stützte. Und das hat wieder für 
die Hauptgedanken unserer Untersuchung eine Bedeutung, auf die 
wir kurz eingehen müssen. 

In seiner tiefgründigen und gedankenreichen Untersuchung 
„der Pfalzgraf als Richter über den König“ hat Weizsäcker 1 ) 
den Nachweis erbracht, daß das Absetzungsurteil von 1400 auf 
den in den Rechtsbüchern niedergelegten Rechtsgedanken der 
Richterstellung des Pfalzgrafen gegenüber dem König nicht gestützt 
werden konnte und gestützt worden ist 2 ), sondern die Absetzungs¬ 
befugnis lediglich aus der rechtlichen Stellung der Kurfürsten 
hergeleitet wurde. Die in dem Absetzungsverfahren zum Ausdrucke 
kommende Auffassung von dieser Rechtsstellung ist aber nicht 
von den Kurfürsten ad hoc frei erfunden worden. Das beweist 
m. E. gerade derjenige Teil jener Auffassung, in dem Weizsäcker 
eine willkürliche politische Konstruktion sieht. 

Mit Recht hebt Weizsäcker die Rolle hervor, die die Eide in 
der Argumentation der Kurfürsten spielen. Die Kurfürsten sprechen 
von zwei Eiden. Von einem, mit dem sie „dem heiligen Konischen 
riche verbunden“ sind, und einem, den sie „uver Personen“, d. h. 
den Kaiser geleistet haben. Auf Grund des ersten Eides mußten 
sie, „darzu gedenken tun und bestellen, daz daz heilige reiche 
nützlicher und redlicher gehanthabt“ wurde, und „wolden darnmb“ 
des zweiten Eides „genzlich ledig und uch furbas nit me ver¬ 
bunden sin“. Gegen Inhalt und Existenz des ersten Eides erhebt 
Weizsäcker grammatikalisch-logische Bedenken, die in sich richtig 
sein mögen. Wenn er aber daraus die Folge zieht, daß gerade 
die Argumentation mit diesen beiden Eiden nicht nur das sub¬ 
jektive und objektive Unrecht der Kurfürsten beweist, sondern 
uns noch heute belehre, daß die Absetzung eines Königs auch 

genennen mag als einem Römischen künige geben dun oder volgen laßen 
sunder das sie die behalten für den der von gnaden gots zu eimc nütz¬ 
lichem und bequemlichern Römischen könige gekoren wirdet.“ 

*) Abhandlungen der Kgl. Gesellschaft der Wissenschaften zu Göttingen. 
Bd. 33, 1886. 

*) a. a. 0. S 61 ff. 
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damals der Berechtigung entbehrte, so verfällt er damit zum mindesten 
in derselben Weise in den Fehler einer petitio principii aus einem 
politischen Bekenntnis, wie die Kurfürsten im Jahre 1400. Denn, 
was war es mit jenem ersten Eid, dessen Auslegung durch die 
Kurfürsten ihm so willkürlich dünkt? Weizsäcker selbst weist 
darauf hin, daß es der Eid sei, den die Kurfürsten nach der G. B. 
c. 2 § 2 vor der Königswahl zu leisten haben: „ego — jure —, 
quod ego per fidem, qua deo et sacro ßomano imperio sum 
astrictus — eligere volo — secundum fidem predictam —Er 
führt auch ein Beispiel an, wie dieser Eid bei der Erwählung 
Kaiser Ruprechts wirklich geleistet worden ist; „ich severen —, 
das ich bi der truwen, mit der ich got und dem heiligen Römischen 
riche verbunden bin — kisen will —, und bei den vorgenanten 
minen truven —Woran sich Weizsäcker stößt, ist nur, daß 
die Kurfürsten nicht im strengen Wortsinn dem Reich Treue 
schwören, sondern ihren Eid auf ihre Treue gegen das Reich 
stützen. Allein, das scheint mir nicht nur dem strengen Wort¬ 
sinne nicht gerecht zu werden, nach dem der Eid doch zugleich 
die dem Reich geschuldete Treue bekräftigt, sondern würde, selbst 
wenn es richtig wäre, nicht gegen, sondern für die von den Kurfürsten 
vertretene Rechtsanschauung sprechen: eine schon ohne die eidliche 
Anerkennung bestehende Treuverpflichtung gegenüber dem Reich 
müßte doch erst recht „als eine bleibende“ vor der gegenüber 
dem Kaiser den Vorrang haben. Die Frage kann deshalb nur die 
sein: ist die Konstruktion der Kurfürsten von zwei verschiedenen, 
ihnen obliegenden Verpflichtungen gegenüber dem Kaiser und 
gegenüber dem Reich — nicht: richtig oder nicht, darauf kommt 
es für unsere Untersuchung nicht an, sondern — willkürlich er¬ 
funden, oder gegründet auf tatsächlich im Staatsrechte des deutschen 
Reichs vorhandene Grundsätze? Dafür kann natürlich auch hier 1 ) 
nicht eine nach dem heutigen Stande der Staats- und Rechtslehre 
objektiv richtige Auffassung des damaligen Rechts entscheidend sein, 
sondern nur die Auffassung jener Zeit. 

Auf den ersten Blick ist zu erkennen, daß die Konstruktion 
der Kurfürsten anknüpft an die in jener Zeit allgemein aner¬ 
kannte und für sie auch richtige Auffassung von rex und regnum, 


T ) vgl. obon S. 150. 


Go igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



145 


von Kaiser und Reich, als zweier selbständiger Elemente des staat¬ 
lichen Lebens] 1 ). Diese für das allgemeine Staatsrecht jener Zeit 
geltende und richtige Auffassung hatte nun aber, selbst ausgehend 
von „der ursprünglichen germanischen Rechtsanschauung, der das 
Königsrecht ebenso wie das Privatrecht des Einzelnen als selb¬ 
ständig erschien,“ wie wir wissen, für das Staatsrechts des deutschen 
Reichs eine ganze besondere Bedeutung, indem sie hier noch zwei 
andere rechtlich-politische Ideen in sich aufgenommen hatte, 
nämlich einmal die Idee der Kontinuität des römischen Reichs 
und zum anderen diejenige, die wir mit dem Namen der Volks¬ 
souveränitätslehre zu bezeichnen gewohnt sind. Die Volkssouveräni¬ 
tätslehre war ja tatsächlich in der Form, die sie im politischen 
Denken des Mittelalters hatte 2 ), durchaus der staatsrechtlichen 
Struktur des Reiches angepaßt. Sah man einmal in den Reichs¬ 
ständen im allgemeinen und den Kurfürsten insbesondere, wie das 
wirklich geschah, die Repräsentanten der Volksgesamtheit 3 4 5 ), so 
entsprach es vollständig dem rechtlichen Charakter des Reichs als 
einer Wahlmonarchie, daß man das Recht des Herrschers von dem 
Recht des Volkes herleitete und daher diesem rechtlich unterordnete. 
Mit diesem Ergebnis vereinigte sich die Folgerung, die aus der 
Vorstellung von der Kontinuität des Reichs gezogen wurde, „daß 
die kaiserliche Gewalt als Nachfolgerin in das imperium der 
römischen Cäsaren zuletzt auf der durch die „lex regia“ vollzogenen 
einstmaligen Volksübertragung beruht*)“ und daher auch — wir 
erinnern uns des Zusammenhangs mit der konziliaren Theorie 
— an rechtlichem Rang hinter der dauernden historischen Autorität 
der durch die Fürsten oder Kurfürsten repräsentierten Autorität 
der Volksgesamtheit oder des Reichs zurückstehe*). Damit erscheint 
aber schon unmittelbar der Sinn jener Bestimmung der Goldenen 
Bulle, so, wie er von den Kurfürsten ausgelegt und verwertet 
wurde, als durchaus den Grundsätzen des Reichsrechts entsprechend, 


1 ) G. Jellinek, Allg. Staatslehre 1900 S. 290 ff; Gierke, Genossen¬ 
schaftsrecht II, 569, vgl. aber auch das. I, 237. 

2 ) Jellinek a. a. 0. 522, Gierke, Althusius 78. 

3 ) Gierke, Althnsins 123 ff; vgl. auch oben (S. 74 ff) die Erörterung des 
rechtlichen Wesens der Stände im allgemeinen. 

4 ) Gierke, Althusius 77 f., Jellinek a. a. O. 290. 

5 ) Gierke, Althusius 78; Cardauns a. a. 0. 24 f. 

Wolzendorff, Staatsrecht und Naturrecht 10 
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wie sie von jener Zeit verstanden wurden. Die Kurfürsten sind 
als Delegatare und Repräsentanten der Autorität des dauernd be¬ 
stehenden „Reichs“ zunächst diesem unmittelbar und dauernd 
verbunden, danach aber erst dem von ihnen gewählten König. 

Bestehende rechtliche und politische Auffassungen waren es 
einfach, die die Goldene Bulle c. 2 § 2 zum Ausdruck gebracht 
hat. Was die Kurfürsten daraus ableiteten, war gewiß nicht un¬ 
mittelbar darin enthalten, aber es war die Konsequenz, die ver¬ 
breitetes staatsrechtliches Denken aus denselben Grundsätzen zog* 
die die Goldene Bulle als geltenden Rechtes anerkannte. Die Be¬ 
deutung dieser Tatsache für unsere Untersuchung liegt in der 
mit ihr gegebenen interessanten Beleuchtung der nahen Verwandt¬ 
schaft der monarchomachisehen Lehre vom Herrschaftsvertrag mit 
den eben von den Monarchoraachen dieser Lehre zu gründe ge¬ 
legten positivrechtlichen Elementen. 

Noch stärker tritt die Bedeutung, die die der monarchomachischen 
Widerstandslehre zu gründe liegenden allgemeinen Rechtsgedanken 
im positiven Reichsrecht haben, hervor in den Absetzungsplänen des 
Jahres 1456, indem dort statt von dem Eide nur von der Pflicht der 
Kurfürsten gegenüber dem Reich geredet wird 1 ). In der Zitation an 
den Kaiser heißt es dort: „dann wo ir alsdann zu Franckfurt nicht 
erschinen werdet, so müssen wir von solcher pflicht und ambt 
wegen, domitte wir Gote dem allmechtigen der cristenheit dem 
heiligen riche und gemeinen nutze gewand sin, dorzu gedenken 
tun und auch bestellen, dardurch das heilige rieh nützlicher unde 
redelicher gehandilt werde; und wollen darumb solchir eide, als 
wir uwir personell getan haben, gänzlich ledig und auch vorbas 
nicht mehir verbunden sein; doch mit behaltniß der pflicht, 
domitte mir dem heiligen Römischen riche gewant sind, dobi wir 
dann bliben wollen 2 )“. Abgesehen von der einen Änderung, der 
Ersetzung des Begriffs des Eides durch den der Pflicht, lehnt sich 
auch diese Auslassung der Kurfürsten aufs engste an die Termino¬ 
logie der in der Goldenen Bulle enthaltenen Sätze des positiven Rechts. 

! ) Aus dem oben Gesagten ergibt sich ohne weiteres, daß wir diese 
Änderung nicht mit Weizsäcker a. a. 0. 81 als einen Beweis dafür ansehen 
können, daß die Kurfürsten sich selbst der Künstlichkeit ihrer Konstruktion 
bewußt waren. 

2 ) Weizsäcker, a. a. 0. 80f. 
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Gerade das aber läßt den allgemeinen, doppelten Grundgedanken des 
Vorranges dfer Pflicht gegenüber dem Reich vor derjenigen gegen¬ 
über dem Kaiser, mit anderen Worten des Vorrangs der Gesamtheit 
gegenüber dem Herrscher, und der Bindung des Herrscherrechts 
an die Erfüllung der Herrscherpflicht, noch deutlicher hervortreten. 
Dies Beispiel macht damit anschaulich, daß der alte Gedanke des 
deutschen Rechts von der Bindung des Herrscherrechts an die Erfüllung 
der Herrscherpflicht im gesetzten Reichsrecht noch seine Anerkennung 
gefunden hatte in dem Gedanken, daß die Verpflichtung der durch 
die Kurfürsten repräsentierten Stände gegenüber dem Kaiser ihr 
Dasein nur ableitete aus ihrer und des Kaisers Verpflichtung gegen¬ 
über dem Reich, daß also die Gehorsamspflicht der Stände gegen¬ 
über dem Kaiser bedingt war durch die Pflicht beider gegenüber 
dem Reich. Das ist aber in nuce nichts anderes als die raonarcho- 
machische Widerstandslehre (von ihren naturrechtlichen Auswüchsen 
abgesehen). 

Nun soll zwar damit die positive Berechtigung dieser Lehre in 
Anwendung auf das Reich nicht als bewiesen angesehen werden, 
das ist auch gar nicht das wesentliche. Wohl aber ist damit 
bewiesen, daß die monarchomachische Lehre auf grundlegenden 
Vorstellungen des deutschen staatsrechtlichen Denkens beruhte, 
die noch im positiven Recht des Mittelalters ihren Niederschlag ge¬ 
funden haben. Für diese Tatsache, daß es sich hier um grundlegende 
Vorstellungen deutschen staatsrechtlichen Denkens handelt, haben 
wir nun aber noch einen weiteren überwältigenden Beweis in einem 
Dokument des deutschen Volkslebens, das geradezu als ein un¬ 
mittelbares Bindeglied erscheint zwischen jener Anerkennung dieser 
alten Vorstellung im Gesetzesrecht des deutschen Reichs und der 
monarchomachischen Lehre. Ich meine jenes berühmte Volkslied, 
das entstanden ist in dem, ebenfalls auf religiösem Hintergrund 
sich abspielenden, niederländischen Freiheitskampf, dessen publi¬ 
zistische Begleiterscheinungen den Auftakt zu der kurz darauf 
in den französischen Religionskämpfen entstandenen monarcho¬ 
machischen Publizistik bilden. Es ist das Lied, das das Volk 
seinem Helden „Wilhelmus von Nassauen“ in den Mund legt *): 


x ) Ich weiß sehr wohl, daß das Lied vermutlich nicht als Volkslied im 
strengen Sinne entstanden, sondern von dem Publizisten, Politiker und Dichter 

10 * 
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: Yoor Godt wil ick belijden 

En zijner grooter macht, 

Dat ick tot gheenen tijden 
Den coninck heb veracht: 

Dan dat ick Godt den Heere 
Der hoogster Majesteyt 
Heb moeten obedieren 
In der gherechticheyt. 

Wenn man nur einigermaßen den Sinn für psychologische 
Einfühlung mitspielen läßt, ohne den nun einmal ein Verstehen 
der Eigenart vergangenen Lebens, insbesondere aber des deutschen 
Rechtslebens — und seiner Beurkundungen — nicht möglich ist, 
wird man sofort erkennen, daß dieses Lied mit vollem Bewußtsein 
an die für die ältere deutsche Rechtssprache so wichtigen feierlichen 
Formen sich anklammert, die, aus alten Rechtsgedanken her¬ 
stammend, in das Verfassungsrecht des heiligen römischen Reichs 
sich herüber gerettet haben. Denn, was ist die „Gerechtigkeit“, 
der das Rechtsempfinden des Volkes Wilhelm gegen den König 
dienen läßt? Nichts anderes als die iustitia nach der die deutschen 
Könige seit dem neunten Jahrhundert bei dem Antritt ihrer Würde 
regieren zu wollen versprechen mußten 1 ); jene iustitia, die schon 
i im frühen Mittelalter von der Rechtslehre zu einem besonderen 


Marnix, einem der treuesten Helfer Oraniens verfaßt ist. (vgl. J. W. Enschede, 
„De melodie van het Wilhelinus“ Oud Holland XII, 175 f; G. D. J. Schotei, 
Gedachten over het oude Volkslied Wilhelmus van Nassauven, Leid. 1834: 
R. H. van Someren, Over het Volkslied W. v. N., Utr. 1834; De Werken van 
Ph. van Marnix van Sint Aldegonde, Bruss. 18581,241; G. Oosterhof, La 
vie litteraire de Marnix de Saint-Aldegonde, These, Lille 1909, 27 ff.). 
Das ist aber für uns gleichgültig. Denn auf jeden Fall ist das Lied, 
worauf es uns allein ankommt, ein echtes Volkslied in dem Sinne, daß 
da s, was es ausdrückt, die Gedanken und Empfindungen des Volkes 
sind. Wenn das nicht schon feststeht aus der Wirkung, die es noch heute 
au sübt, so wird es zum mindesten durch die Tatsache bewiesen, daß es 
unm ittelbar nach seinem Bekanntwerden nicht nur in den Niederlanden, 
son dern durch ganz Deutschland sich verbreitete. So nimmt das Volk nur 
Lieder auf, die ihm unmittelbar aus dem Herzen und aus dem Sinn ge- 
s prochen sind, und die erklingen im innersten Mutterlaut seiner Sprache. 
G erade jener letzte Vers gehört zu dem stärksten, was deutsche Sprache an 
schlichter Eindringlichkeit im Geist und Klang hervorgebracht hat. — 

J ) Vgl. oben 138 ff. 
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Rechtsbegriff von hoher formaler Bedeutung ausgebildet war 1 * ); 
die „Gerechtigkeit“, an die die Staatspraxis in der bedingten 
Huldigung so vielfach das Herrscherrecht im ständischen Staat 
gebunden hat und die deshalb von dem zeitgenössischen recht¬ 
lichen und staatlichen Denken als Wesenselement und immanente 
Voraussetzung des Herrschaftsrechtes so stark empfunden wurde, 
daß sie 1581 in der niederländischen Absagungsakte geradezu als 
dessen Rechtstitel und -inhalt zugleich erscheint 8 ). Und wiederum 
ist dies alles nichts anderes als der Gedanke der rechtlichen 
Ordnung des Gemeinwesens, den Hotmann in dem Justitia des 
aragonischen Rechts verkörpert zu sehen glaubte. Das ist ebenso 
wichtig. Denn dieser kleine, anscheinend anekdotenhafte, Zug in 
in dem Werke des ersten Monarchomachen führt unmittelbar aut 
die großen Linien entscheidender Zusammenhänge fundamentaler 
Staats- und Rechtsgedanken. 

Die formelhaften Rechtsvorgänge in dem aragonischen Ver¬ 
fassungsleben, die Hotmann als Beispiel für die Richtigkeit seiner 
allgemein aufgestellten Verfassungsgrundsätze heranzieht, gehen 
zurück auf ältere Erscheinungen des Rechtslehens, in letzter 
Linie auf die Regelung des Regierungsantrittes im west¬ 
gotischen Recht. Die Formel, mit der die aragonischen Cortes 
den König beim Regierungsantritt anreden, ist, mit geringer Ab¬ 
weichung, dieselbe, die in der mittelalterlichen Rechtsauf¬ 
zeichnung des „Fuerojuzgo“ als diejenige des westgotischen Rechts 
überliefert ist 3 * * * * ), nach der lateinischen Fassung: Rex eris, si recte 

l ' Eine ausführliche Darstellung des Begriffs „Justitia“ hat Carlyle I, 7 ff. 

gegeben. Man wird das Wesen dieses Begriffes wohl dahin charakterisieren 
können, daß er die klassische römische Rechtsdefinition nach der religiös- 
sittlichen Seite vertiefen will; so z. B. Fragmentum Pragense: „Aequitas est 

rerum convcnientia quae in paribus causis paria iura desiderat. Item Deus, 
qui secundum hoc quod desiderat aequitas dicitur: nihil aliud est aequitas 
quam Deus. Si talis aequitas in voluntate hominis est perpetua, justitia 

dicitur, quae talis voluntas redacta in praeceptionem, sive scripta, sive 

consuetudinaria, jus dicitur“ (Carlyle I, S). Die Beimischung des religiösen 
H Moments gehört zum Begriffe der iustitia: „Justitiar Deus auctor est“ 

(ibid. 10). 

s ) Unten (2. Teil V, 1) wird näher von der niederländischen Absagungs¬ 
akte zu sprechen sein. Dort ist auch der Text wiedergegeben. 

8 ) G. Diercks, Geschichte Spaniens I, (1895) 151; über Wesen und 
Geschichte des Fuero juzgo und seinen Zusammenhang mit dem späteren 
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facis, si autem non facis, non eris 1 ). Nun ist zwar der diese 
Formel wiedergebende Passus des Fuero juzgo, das sich nur als 
eine spätere Ausgabe der Lex Visigothorum darstellt 2 ), in jener 
selbst nicht enthalten. Auch ist sie zweifellos ursprünglich 
romanischer Tradition entlehnt, findet sie sich doch schon in einem 
von Horaz erwähnten römischen Kinderspiel 3 ). Der mittelalterlichen 
Staatslehre ist sie durch Isidor von Sevilla geläufig geworden 4 ). 
Etwas anderes als um die Formel, deren Einschiebung in das 
Fuero juzgo sich ganz natürlich aus dem geistigen Stande der 
Verfasser 6 ) erklärt, ist es jedoch um den Rechtsgedanken, der mit 

aragonischen Recht Gerb. Emest. deFranckenau, Sacra themidis Hispanae 
arcana, Hannover 1703, insbes. 59 ff.; Joa. Dan. Ritter, De Foro antiquo 
Gothorum Regum Hispaniae, Wittenberg. Progr. 1770; M. Guizot, Histoire 
des origines du gouvernement representatif. Par. 1851, L355; M. Rousseeuw 
St. Hilaire, Histoire d’Espagne 2 ed. I, 1844, 410. 

. l ) Der Teil des Fuero juzgo, der, nach Rousseeuw St. Hilaire a. a. 0. 
zuerst in einer spanischen Ausgabe auftauchend, jenen Passus enthält, ist be¬ 
zeichnet als 1 Titel und führt die Überschrift „Von der Wahl der Fürsten“. 
Dort heißt es unter II De la election de los principes et de lo que ganan: 
En esta lee diz, como deven ser esleidos los principes, et que lar cosas que 
eilos ganan deven iicar al regno . .. faciendo derecho el rej, deve aver nomine 
de rey; et faciendo torto, pierde nomme de rey. Onde los antigos dicen tal 
proverbio: Rey seräs, si fecieres derecho, si non fecieres derecho, non seräs rey .. 
Esta lee fo fecha enno octavo concello de Toledo. [Im lateinischen Text steht 
der Passus nicht unter - II Qualiter principes eligantur ... Ex concilio 
toletano VIII, ist auch nicht einleitend als Gesetz über die Königswahl be¬ 
zeichnet, vielmehr heißt es nur vorher: Quid sit rex et unde dicatur . . . recte 
faciendo regis nomen benigne tenetur, peccaado vero miseriter amititur; 
unde et apud veteres talis erat proverbium: Rex ejus eris si recta facis, si 
autem non facis non eris]. Vgl. Fuero juzgo en latin y castellano, cotejado 
con los mas antiguos y preciosos cödices por la real academia eapafiol, 
Madrid 1815 8. I [des lateinischen und S. II des kastilianischen Textes]. 

2 ) Vgl. darüber außer Ritter a. a. 0. und Franckenau 9 ff., C. F. v. 
Savigny, Geschichte des römischen Rechts, 2. Aufl. 1834, II, 67 ff. 

s ) Ep. I, 1, 29 f; darauf hat schon 1824 Krug in seiner Dikäopolitik 
hingewiesen (Krugs Gesammelte Schriften 1836, VI, 466). 

4 ) Etym. IX, 3: Reges a regendo vocati sicut enim sacerdos a sancti- 
licando, ita et rex a regendo: non autem regit qui non corrigit. Recte 
igitur faciendo regis nomen tenetur, peccando amittitur. Unde et apud 
veteres tale erat proverbium: Rex eris si recte facies, si non facias non eris 
(Abgedr. bei Carlyle I, 221 Anm. 2). Der Passus des Fuero juzgo enthält 
so ziemlich wörtlich die beiden letzten Sätze. (Vgl. oben Anm. 1.) 

6 ) Guizot 354 ff. — Ob die Verfasser gerade die Väter des siebenten 
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ihr zum Ausdruck gebracht werden sollte. Nicht nur in der 
Staatstheorie des neunten Jahrhunderts ist das rex a recte regnendo 
nur ein Ausdruck für den Gedanken der wesentlichen Gebunden¬ 
heit des Herrscherrechts durch und an die iustitia 1 ). Auch in 
der Staatspraxis erscheint die wortspielerische Verbindung zwischen 
rex und rectum stets nur als Bestandteil des einheitlichen Ge¬ 
dankenkomplexes der Unterordnung des Herrschers unter das 
Recht 2 ), dessen anderer Bestandteil die Pflicht zur Wahrung der 
iustitia ist. Dieser einheitliche Gedankenkomplex ist — wo immer 
die Quellen seiner Terminologie zu suchen sein mögen — im 
Mittelalter ein Wesenselement deutschen staatsrechtlichen Lebens. 
Da nun aber der alte Eid auch der Westgotenkönige dahin ging, 
nt justitiam commissis populis non negarem 3 ) und diese Pflicht, 
der Gerechtigkeit zu dienen, in der Lex Visigothorum ausdrücklich 
anerkannt war 4 ), müssen wir annehmen, daß die Formel des Fuero 


Konzils von Toledo waren, wieRousseeuw St. Hilaire annimmt, oder andere 
Kleriker, ist für uns gleichgültig. Vgl. jedoch auch Franckenau 10 und 
Friedr. Rühs, Über die Gesetze der Westgoten, Greifswald 1810, llf. 

J ) Eino ausführliche Darstellung dieser Lehre bei Carlyle I, 219—228: 
the theory of the king and justico; vgl. jedoch auch das folgende Kapitel 
the king and the law, ibid. 229—239. 

2 ) z. B. Karoli 11 Imp. Eleetio 876 „ . . . sicut fidelis rex suos fideles 

per rectum . . . honorare . (Boretius Legcs II, 2, 100); Capit. Electionis 
Hludowici 877: „ . . . rectitudinis et iustitiae amore . . “, „sicut r*x . . • 
per rectum exhibere debet“. (ib. 364 f.); Conv. Mantalensis 879: „ . . . justitiam 
et rectum concedere et servare legem, iustitiam et rectum conser- 

vabo . . - (ibid. 366); Cap. de Carisiaco 856: „ . . . legem unieuique debitam 
. . . perTectam rationem conscrvare“ (ib. 281); durch diesen alten Rechts¬ 
sprachgebrauch erhält auch die Tatsache eine interessante Beleuchtung, daß 
die alte Horazische Formel in Frankreich als Rechtsparömie weitergelebt 
hat: „ßois tu seras quand droit tu feras et quand droit ne feras, roi ne 
seras. (Ich finde diesen Spruch ohne Angabe der Herkunft bei Rousseeuw 
St. Hilaire 411 und kann nicht annehmen, daß die altertümliche Form von 
ihm erfunden worden ist). 

3 ) Schücking a. a. 0. 56, 65; A. Helffcrich, Entstehung und Ge¬ 
schichte des Westgotenrechts 1858 S. 163. 

4 ) Lex visigothorum II, 1, 2 (Pertz, Leges I, 1 S. 46): Quod tarn regia 
potestas quam populorum Universitas legum reverentie sit subjecto . . . . si 
obediendum est Deo, diligenda est justitia; que si fuerit dilecta, erit in¬ 
stanter operandum in illa, quam quisque tune verius et ardentius diligit, 
cum unius equitatis sententia cum proximo semetipsum adstringit. Gratanter 
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juzgo, wie sie selbst nur einen alten Rechtsspruch zu kennzeichnen 
angibt, tatsächlich nur den der wissenschaftlichen Terminologie 
der Zeit entsprechenden Ausdruck für jenen allgemeinen Gedanken 
des deutschen Staatsrechts bildete, wie er auch im Westgotenrechte 
Geltung hatte 1 ). Der so zugespitzte Satz ist dann in das ara- 
gonische Recht übergegangen. 

Wenn wir uns nun das vor Augen halten: einerseits, die 
aragonischen Einrichtungen, in denen der König sich dem Justitia 
verpflichtet, das Recht zu wahren, gehen zurück auf denselben 
Grundsatz des Westgotenrechts, der auch im späteren deutschen 
Recht in dem allgemeinen Staats- und Rechtsgedanken fortlebt, 
daß der Herrscher der „Gerechtigkeit“ sich unterzuordnen ver¬ 
pflichtet ist; andererseits, dieser Begriff der iustitia hat in der 
Tradition nicht nur der Staatspraxis sondern auch der Rechtslehre 
eine ganz allgemeine, hohe formale Bedeutung *) — hat dann nicht 
doch vielleicht Hotmann richtig gesehen, wenn er den Justitia als 
eine symbolische Verkörperung des Rechts auffaßte? Aber Symbol 
oder nicht, das ist für uns ziemlich gleichgültig. Es genügt, daß 
die aufgedeckten Zusammenhänge uns zeigen, wie einer der wichtig¬ 
sten „Schlager“ der monarchomachischen Lehre, der anscheinend, 
den Stempel des anekdotenhaften tragend, das rein rationale, natur- 
rechtliche, unhistorische und nicht-positivrechtliche ihres ganzen 
Wesens offenbarte, gerade umgekehrt ein feinsinniges Ermitteln 
und Verwerten der Grundgedanken der bestehenden und historisch 
gewordenen Staats- und Rechtsordnung beweist. Der Gedanke 
der vertraglichen Bindung der Herrschermacht an das Recht, wie 
ihn Hotmann herausarbeiten wollte, war geradezu der Grundzug 
der ständischen Verfassung. 

Die Betrachtung des vertraglichen Elements und seiner Be- 

ergo iussa ceJestia amplectentes, damus modestas simul liobis et subditis 
leges, quibus ita et nostri culminis clementia et succedentium regum nobitas 
adfutura una cum regimonii nostri generali multitudine universa obedire 
decernitur hac parere inbetur, ut nullis factionibus a custodia legum, que 
inicitur subditis, sese aliena reddat cuislibet persona vel potentia dignitatis .. u 
Es sei jedoch bemerkt, daß das staatstheoretische Wesen und die 
rechtstheoretische Bedeutung der Formel in keiner Weise berührt werden 
dadurch, daß in der Praxis das wostgotische Königtum durch nichts weniger 
als einen Idealismus des Rechts sich kennzeichnete. 

2 ) oben 149 (insbes. Anm. 1), 138 IT. 
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deutung in der bestehenden Rechts- und Staatsordnung führt uns 
im Zusammenhang der zuletzt besprochenen Erscheinungen noch 
auf andere Momente, die bedeutsame Aufschlüße für das Verhält¬ 
nis von Staatsrecht und Naturrecht in der raonarchomachischen 
Lehre liefern. Vielleicht eine der Hauptursachen für das Über¬ 
sehen der positivrechtlichen Elemente und ihrer Bedeutung in der 
monarchomachischen Lehre liegt in der als Begründung der 
bedingten Gehorsamspflicht von ihr konstruierten berühmten Stipu¬ 
lation zwischen Volk, Herrscher und Gott, die ja in der Tat zu¬ 
nächst als eine willkürliche, auf scholastischer Grundlage errichtete, 
naturrechtliche Konstruktion erscheinen muß. Nach der Beurteilung, 
die wir jetzt für die verfassungsrechtlichen Bestimmungen der 
Goldnen Bulle als Niederschlag alter, durch das niederländische 
Volkslied als noch lange fortlebend sich zeigender deutscher 
Rechtsgedanken gefunden haben, müssen wir auch diese Auffassung 
revidieren. 

Die Stipulation: Volk — Gott — Herrscher ist nicht von den 
Monarchomachen für die politischen Zwecke ihrer Lehre frei er¬ 
funden worden, sondern hat im deutschen Reichsrecht ihr un¬ 
mittelbares Vorbild. Die Kurfürsten, die nach dem staatsrecht¬ 
lichen Denken der Zeit Repräsentanten der Volksgesamtheit sind, 
bestätigen eidlich im positiven deutschen Reichsrecht ihre primäre 
und dauernde Verpflichtung gegenüber Gott und dem Reich, d. i. 
nach der damaligen Rechtsauffassung: der Volksgesamtheit, sekundär 
dem Kaiser als Person, dem Herrscher. Dieser seinerseits schwört 
Gott, secundum iustitiam zu regieren. Das ist in der Tat nichts 
anderes, als was die Monarchomachen mit dem Begriffswerkzeug 
der damaligen Wissenschaft als Stipulation zwischen Volk, Herrscher 
und Gott darstellen, und nur auf den Rechtscharakter des Vor¬ 
gangs, nicht auf den Inhalt der Stipulation (Bedingung) kommt 
hier an. 

Daß die Verbindung des Rechtsgedankens der Unterordnung 
des Herrschers unter die Gerechtigkeit mit demjenigen der Ver¬ 
pflichtung gegen Gott als Hort der Gerechtigkeit keine zufällige 
spätere Zutat des deutschen Reichsrechts ist, sondern zum Wesen 
des Rechtsgedankens gehört, dafür geben uns auch wieder die 
denselben historischen Wurzeln entsprungenen Gedanken des 
aragonischen Verfassungsrechts den Beweis. Jntra vos y nos un 
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quemanda mas que vos — zwischen Euch und uns steht einer, 
der mehr ist als Ihr — so reden die aragonischen Kortes den 
König an. Das hat Hotmann auf den Justitia als die Verkörperung 
des Rechts bezogen. Wohl nicht mit Unrecht 1 ), aber es liegt 
noch etwas und anderes darin, was uns auch erst der historische 
Zusammenhang jener Rechtsformeln mit dem alten westgotischen 
Recht erkennen läßt. Der Feststellung des bedingten Rechts des 
Königs, an die sich im arragonischen Recht jener lapidare Satz, 
anschließt, folgten in dem Fuero judzgo zweiSätze: „Die könig¬ 
liche Macht ist, wie die Gesamtheit der Völker, zur Achtung der 
Gesetze verpflichtet. Dem Willen des Himmels gehorchend, geben 
wir zugleich uns und unseren Untertanen weise Gesetze, denen 
unsere eigene Gnade und die unserer Nachfolger zu gehorchen 
verpflichtet ist, ebenso wie die ganze Bevölkerung unseres Reichs a )“. 
Das heißt also: der König ist dem Gesetz unterworfen nicht nur 
wegen der Autorität, die das Recht selbst in sich trägt, sondern 
weil es zugleich durch den Willen Gottes, der schützend über ihm 
steht, geheiligt ist: si obediendum est Deo, diligenda est justitia, wie 
die Lex Visigothorum sagt 3 ). Daraus erhellt klar, daß der kurze Satz 
des aragonischen Rechtes, der an die Stelle jener doppelten Dar¬ 
legung des Fuero juzgo getreten ist, nichts anderes sagen will, 
als daß in der Autorität des Gesetzes zugleich der sie schützende 
Wille Gottes über dem König und zwischen ihm und den Kortes 
steht. Der feierliche, heilige Klang der ernsten knappen Worte: 
„mtra vos y nos un quemanda mas que vos“ kann über diesen 
Sinn bei Kenntnis des Zusammenhanges keinen Zweifel lassen. 
Die Formulierung dieses Dazwischenstehens Gottes entspricht ganz 


') Vgl. jedoch oben S. 152,100. 

2 ) F. J. Lib. I. tit. I, II Que el rcy e los pueblos deven seer sametidos 
de las leyes ... Et por ende nos que queremos guardar los comendamien- 
tos de Dios, damos leyes en semble pora nos, et pora nuestros sometidos & 
que obedezcamos nos & todos los reyes que vinieren depues de nos, e tod 
el pneblo que cs de nuestro generalmientre (Madr. Ausg. S. 8). — ln der 
Lex Visigothorum heißt diese Stelle (II, 1,2); Quod tarn regia potestas quam 
popnlorum Universitas legum reverentie sit subjectum . . . Gratanter ergo 
iussa celestia amplectentes, damus modestas simul nobis et subditis leges 
. . . (vgl. oben S. 151 Anm. 4). 

3 ) L. V. II, 1,2 vgl. oben S. 151 Anm. 4; im F. J. heißt es: Onde sialguno 
quiere obcdezer a Dios, devc amar iustitia. 
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ebenso wie diejenige im deutschen Reichsrecht, nur sinnfälliger 
noch, durchaus der Stipulation Volk- Herrscher- Gott der monarcho- 
machischen Lehre. 

Jene Vorstellungen waren aber nicht nur vorhanden in den 
formalen Institutionen des Verfassungsrechts, sondern der Zu¬ 
sammenhang dieser Institutionen mit alten deutschen Rechts¬ 
gedanken, für die die Entwicklung des spanischen Rechts nur 
ein erläuterndes Beispiel liefert, und die damit gegebene Einheit 
der Gedanken der Unterordnung des Herrschers unter die Gerechtig¬ 
keit und seiner Unterordnung unter Gott - si obediendum est 
Deo, diligenda est justitia — lebte auch noch im allgemeinen 
Rechtsempfinden des Volkes fort, wie er in ihm wurzelte 1 ). Deß 
ist uns wieder Zeuge die Stimme des Volkes, die so rührend aus 
dem alten Liede in die Nüchternheit des modernen Rechtsstaats 
herüberklingt: 


Weil daß ich Gott dem Herren, 

Der höchsten Majestät 
Hab müssen oboediören 
In der Gerechtigkeet. 

Im Jahre 1569 spätestens erklang der „Wilhelmus“ durch 
die Lande deutscher Zunge und protestantischen Glaubens. Im 
Jahre 1579 aber erst trat in der monarchomachischen Lehre in 
den Vindiciae zum ersten Male der Gedanke des doppelten Ver¬ 
trages zwischen Volk, Gott und Herrscher auf. Die Zusammenhänge 
die sich daraus ergeben, sind leicht zu erkennen. Im deutschen 
Reichsrecht lebte in den feierlichen Formen wichtiger Institutionen 
der alte Rechtsgedanke fort, daß der Herrscher die Wahrung 
der Gerechtigkeit sowohl Gott wie dem Volke schuldet und daß 
eben hierin seine Rechtsstellung und die Verpflichtung des Volkes 
ihm gegenüber begründet ist. Daß durch dieses sichtbare Fort¬ 
leben des Rechtsgedankens ihm ein Nachhall in dem volkstüm¬ 
lichen Rechtsempfinden gesichert war, kann nicht bezweifelt werden. 
Ganz besonders aber mußte er in dem protestantischen Rechts¬ 
empfinden der Niederlande widerklingen. Entsprach er doch einer- 


’) Vgl. die Ausführungen im Schlußkapitel. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 




Digitized by 


ir><; 


seits der für das reformatorisehe Denken typischen Auffassung von 
dem göttlichen Ursprung und der göttlichen Beschränkung der 
Monarchie *), andererseits der freiheitlichen Tradition niederländischen 
staatlichen Denkens, der, ebenso wie der verwandten schweizerischen, 
die Auffassung der „liebe der gemeinen grechtikeit“ als einer 
Bürgerpflicht 2 ) geläufig sein mußte. So ist es ganz natürlich, 
daß in und mit dem „Wilhelmus“ das niederländische — und 
anschließend das ganze deutsche — protestantische Rechtsempfinden 
an jene alten in reichsrechtlichen Institutionen fortlebenden Rechts¬ 
gedanken mit voller Klarheit wieder anknüpft; und es ist wohl auch 
kein Zufall, daß die deutsche Überlieferung des Liedes vom „Kaiser“ 
statt vom König redet. Die freiheitsliebenden protestantischen 
Kreise der Niederlande aber waren diejenigen, in denen der Ver¬ 
fasser der Vindiciae bis 1582 lebte und wirkte 3 ). Damit steht 
mit einer an Sicherheit grenzenden Wahrscheinlichßeit fest, daß 
die allgemeinen rechtsgedanklichen Grundlagen seines Denkens in 
dieser Frage unmittelbar wurzelten in dem, an die alten, in positiv¬ 
rechtlichen Institutionen fortlebenden, Rechtsgedanken anknüpfenden 
Vorstellungen von der Gebundenheit des Herrscherrechts einerseits, 
der Volkspflicht andererseits an den Gott geschuldeten Dienst der 

1 ) Schon Wiclif hatte gesagt: rex in quantumhuiusmodihabetprivilegium 
concessum a Deo et acccptum a populo ad regnandum. (Tractatus de 
ecclesia cap. XV, Ed. Loserth, London 1886, S. 342). Das ist nichts 
anderes als der Gedanke Mornays: rex constitutus a deo, institutos a populo. 
{Vindiciae 70 vgl. unten 2. Teil V, \.) m Im übrigen kommt es hier nicht 
sowohl auf die Lehnneinung einzelner Reformatoren als auf die gedankliche 
Grundrichtung der Reformation an, wie Go och in seinem interessanten — 
wenn auch die Einzclurteile vielfach überspannenden — Buche sagt: „modern 
Democraty is the child of the Reformation, not of the Reformers.“ Vgl. 
auch Doumcrgue in Revue du droit public et de la Science politique 
XXI, 675 ff. 

2 ) Zwingli sagt in der Auslegung des 42 Artikels (C. R. LXXX, 346): 
„So wir so law sind an der liebe der gemeinen grechtikeit, darumb lassend 
-frir alle Übel der tyrannen fürgon und werdend billich von ihnen zerrissen.“ 
Eine unmittelbare Beeinflussung Marnix durch diesen Ausspruch Zwingli* 
zu vermuten, sehe ich keinen Anlaß. Die Übereinstimmung erkl&rt sich 
ungezwungen aus einer auf verwandte Tradition des staatlichen Denkens 
in der deutschen Schweiz und den deutschen Niederlanden zurückzuführenden 
Gemeinsamkeit der Auffassung, verbunden mit der dogmengeschichtlichen 
Tradition des Begriffs der iustitia. 

3) Elkan 108-12. 
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Gerechtigkeit. Daß aber Mornay die historischen Zusammenhänge 
dieser Vorstellungen klar bewußt waren, beweisen unzweideutig 
die Ausführungen zur Begründung seiner Lehre: „eistat anti- 
quorum legum Burgundiae jusjurandum his verbis: «Omnibus legem, 
justitiam moniburgium conservabo» 1 )“. Das ist der Eid, den tat¬ 
sächlich dort der König bei seiner Wahl geleistet hat*). Auf der 
Grundlage dieser historisch-positivistischen Auffassungen mag nun die 
durch Hotmann vermittelte Kenntnis der auf den gleichen alten 
Bechtsgedanken beruhenden, aber politisch schärfer ausgeprägten, 
Institute des aragonischen Verfassungsrechts 3 ) in Mornay die 
Vorstellung von der Allgemeingültigkeit oder wenigstens der All¬ 
gemeinverwertbarkeit jener Gedanken verstärkt haben. Was er 
zu diesen positivrechtlichen Elementen hinzugetan hat, ist nichts 
weiter als ihre formale Konstruktion zu einem Vertrage. Und 
selbst zu der eigentümlichen Ausgestaltung der Stipulation dürfte- 
das aragonische Vorbild unmittelbar anregend gewirkt haben 4 ). 

Es waren demnach, als in der monarchomachischen Lehre die 
Idee der Stipulation Volk-Herrscher-Gott ausgeprägt wurde, in 
dem allgemeinen rechtlichen Denken nicht nur durch hochfeier¬ 
liche Akte des wirklichen Staats- und Rechtslebens bestätigte 
Rechtsvorstellungen vorhanden, die jener Idee vollständig ent¬ 
sprachen, sondern sie sind sogar als unmittelbare Unterlage der 
monarchomachischen Lehre nachweisbar. Die Quelle gerade dieses 
Teiles der Lehre, der ein doktrinäres Gepräge am stärksten aus- 

') Vindiciae 130. s ) oben 139 Anm. 4. 

3 ) Mornay stellt diese in Vindiciae 130 dar, in unmittelbarem Anschluß 
an die Erwähnung des alten burgundischen Rechts. 

4 ) Die Bedeutung der hier aufgedeckten Zusammenhänge ist nur auf 
Grund der oben S. 126 ff. dargelegten Erwägungen zu würdigen. Daß der 
doppelte Vertrag Mornays aus der ron der Scholastik überkommenen Ver¬ 
trags- und Volkssouveränitätstheorie nicht zu erklären ist, ist ohne weiteres 
klar. Daß aber das darin enthaltene rechtsgedanklich neue ausschließlich 
ein Produkt der auf dem Boden des geltenden Rechts und der bestehenden 
Staatsordnung gewachsenen lebendigen Rechtsüberzeugung ist, ist nur zu 
erkennen, wenn man im Sinne des oben S. 127 gesagten die Lehre Mornays 
als staatstheoretische Schrift im Ganzen wertet. Will man den bequemeren 
Weg einschlagen und nur nach den unmittelbar greifbaren Argumenten 
suchen, so läßt sich seine eigentümliche Lehre sehr einfach aus dem alten 
Testament erklären. Nur ist damit die Lehre Mornays nicht als Staats¬ 
theorie erklärt. 
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gesprochen zeigt, ist nichts weniger als rein abstraktes Vernunft- 
recht, sondern im Gegenteil lebensfrisches Volksrecht. 

Nur die Untersuchung der allgemeinen Bedeutung des Ver¬ 
tragsgedankens im ständischen Staatsrechts war es, die uns über 
die Erörterung der großen Bedeutung der Wahlmonarchie und 
damit des Wahlgedankens im Gesamtbilde der damaligen Staats¬ 
lehre im allgemeinen und die Institutionen und Gedanken des 
deutschen Reichsrechts auf diese wichtigen Sonderfragen geführt 
hatten. Nehmen wir nun den Faden unserer allgemeinen Unter¬ 
suchung wieder wieder auf. 

Das Vorhandensein des Typus der Wahlmonarchie in dem ge¬ 
wichtigsten Staatswesen, dem deutschen Reich, und in den zahl¬ 
reichen, zum großen Teil mächtigen, geistlichen Fürstentümern 
kann m. E. in seinem Einfluß auf die allgemeinen staatswissen¬ 
schaftlichen Vorstellungen der Zeit von dem Rechtsgrunde der 
Herrschergewalt gar nicht überschätzt werden. Es kommt nun 
aber hinzu, daß der staatsrechtliche Gedanke der Wahl zur Zeit 
des ständischen Staates in seiner positivrechtlichen Geltung durch¬ 
aus nicht auf die Republik und die Wahlmonarchie beschränkt 
war. In ihnen war er nur am stärksten ausgeprägt. Als Rechts¬ 
gedanke aber, als der Gedanke, daß die Anerkennung des 
Herrschers durch die Beherrschten für die Entstehung des Rechtes 
jenes entscheidend sei, zeigt er überall im ständischen Staatsrecht 
seine Wirkung. Eine ganze Reihe von, dem Gegenstände und der 
politischen Bedeutung nach ganz verschiedenen, Einrichtungen und 
Erscheinungen des ständischen Staatslebens ist nur zu erklären 
durch die Wirkung des Rechtsgedankens der Wahl. 

Eine ganz unmittelbare, wenn auch positivrechtlich nur 
subsidiär einsetzende, Wirkung des Rechtsgedankens der Wahl 
zeigt sich darin, daß noch im 14. und 15. Jahrhundert, also in 
der Entstehungszeit der wichtigsten positivrechtlichen Bestimmungen 
über das Widerstandsrecht, in manchen Monarchien das Wahlrecht 
ergänzend neben das Erbrecht trat. So stand z. B. nach dem 
Landesrecht von Holstein, Braunschweig-Lüneburg, Ostfriesland, 
Lippe u. A. den Ständen das Recht zu, unter mehreren Söhnen 
oder Agnaten des verstorbenen Landesherren einen zum Herrscher 
zu erwählen. Dies Recht diente, teils dem zugleich dynastischen 
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und staatlichen Interesse, das Land ungeteilt zu erhalten, teils 
aber ausschließlich dem Interesse des Volkes, den Ständen die 
Fernhaltung sowohl eines untüchtigen Herrschers als auch eines 
solchen, der die* Rechte des Volkes nicht anerkennen wollte, zu 
ermöglichen. So vereinbarte 1372 der Herzog Magnus von Braun¬ 
schweig mit den Ständen von Lüneburg, daß das Land ungeteilt 
bleiben und man immer nur dem ältesten Sohne des verstorbenen 
Fürsten huldigen solle; letzteres jedoch nur in dem Falle, „offte 
de darto bequeme wäre“; andernfalls sollte der aus den Ständen 
mit ihrer Zustimmung gewählte Rat aus den rechten Erben des 
Herzogs einen wählen, „der eher to de Hsrrschaft dächte bequemer . 
to wesen“. Und in der Urkunde Christians II. von 1466 war, 
wie bereits erwähnt, den Ständen das Recht gegeben, statt des 
an sich zur Thronfolge berufenen Agnaten einen anderen zum 
Könige zu wählen, wenn jeher die Landesfreiheiten nicht be¬ 
stätigen wolle. 

Ganz allgemein aber erweist der Gedanke des Wahlrechts 
seine, das Erbrecht ergänzende Bedeutung da, wo dieses rechtlich 
oder politisch Lücken oder auch nur Unsicherheiten ließ. Die 
Anerkennung des Landesherrn durch die Stände erhält daher besonders 
nicht ntir politisch sondern auch rechtlich entscheidende Wirkung 
beim Aussterben des regierenden Hauses oder auch nur der 
regierenden Linie. So bekennt 1341 nach Erlöschen der bisher 
regierenden Linie Herzog Ludwig der Bayer, daß die „Grafen, 
Freien, Dienstmann, Ritter, Knechte, Edel, Unedel, Städt, Märkt 
und gemeinhin all Lüt in niederen Bayern ihn und seine Erben 
zu einem rechten Herrn genommen nnd erwellt haben“. Auch 
bei Streitigkeiten zwischen mehreren Prätendenten hatten vielfach 
die Stände ein Entscheidungsrecht. Ihre Befugnisse in solchem 
Falle gingen sogar so weit, daß sie, wenn ihnen eine sofortige 
Entscheidung nicht angebracht erschien, vorläufig jede Anerkennung 
eines Regierungsnachfolgers und die Huldigung verweigerten und 
zur Fortführung der unaufschiebbaren Staatsgeschäfte eine Art 
landständische Regierung einrichteten, um „demLande fürzusehen“ 1 ). 
Nicht direkt ein Ausfluß des Wahlgedankens — des Gedankens, daß 
die Anerkennung der Beherrschten das Recht des Herrschers be- 

>) Wilda, 806ff.; Ungerll, 337-360; Lerchenfeld, S. CCCXCVI. 
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gründe — wohl aber ein Ausfluß des jenem zu Grunde liegenden 
Gedankens, daß die Herrschergewalt auf der Verfügung der Be¬ 
herrschten beruhe, war das wichtige, besonders in Österreich eine 
große Rolle spielende, Recht der Stände, die Vormundschaft über 
den minderjährigen Fürsten zu führen 1 ). 

Der Rechtsgedanke der Wahl, der Entstehung des Herrscher¬ 
rechtes aus dem Volkswillen, lebte nun aber im ständischen Staats¬ 
recht nicht nur weiter iu den geschilderten Rechtsinstituten, die 
ergänzend in die Normen der Erbmonarchie eingefügt sind, sondern 
diese sind selbst in ihrer Gesamtheit auch von ihm durchsetzt. In 
der Gesamtheit der Normen über den Regierungsantritt zeigt sich ein 
rudimentäres Weiterwirken des Wahlgedankens, selbst, wie neuere 
Forschung dargetan hat, in dem Staate, der am energischsten 
und frühesten die absolute Monarchie in der politischen Gewandung 
des Gottesgnadentums entwickelt hat, in Frankreich. Das ist, da 
die ersten monarchomachischen Schriften aus Frankreich stammen, 
für uns von besonderer Wichtigkeit. 

Die in Frankreich bis zu Ende des Königtums erhalten ge¬ 
bliebene Form des Regierungsantrittes ist historisch hervorgegangen 
aus bilateral zusammenhängenden und das Rechtsverhältnis der 
Herrschergewalt begründenden Erklärungen: der Wahl des Herrschers 
durch die Untertanen auf der einen Seite, seinem Versprechen an 
jene, ihre Rechte zu wahren, auf der anderen Seite 2 ). Zwar ist 
die ganze Form des Regierungsantritts seit 1407 nach der offiziellen 
Theorie ohne staatsrechtliche Bedeutung 3 ), allein in staatsrechtlich 
und politisch schwierigeren Fällen der Thronfolge hat man doch 
nach wie vor stets solchen Wert auf jene konstitutiven Formen, 
besonders die Anerkennung des Königs gelegt, daß man füglich 
zweifeln kann, ob dies nur politischer Erwägung oder nicht doch 
einer, der offiziellen Lehre ungeachtet weiterbestehenden, Rechts¬ 
überzeugung entsprang. Noch 1328 waren in einem Fall zweifel¬ 
hafter Thronfolge ganz entsprechend der geschilderten Übung des 
deutschen Rechts die Pares und Barone zusammengetreten, um 

*) Wilda, 807 f.; Dieses Recht begegnet zuweilen in der schwächeren 
Form der Befugnis zur Wahl des Vormunds oder zur Mitvormundschaft. 
Ungar II 225-315, Lerchenfeld LXXXVIIJ, CCVIf.; Hegel, a. a. 0. 58. 

2 ) Schreuer, a. a. 0. 45 f., 54. 

3 ) Schreuer 54. 
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über die Kegentschaft zu entscheiden. Und als durch den Vertrag 
von Troyes Heinrich V. von England gegen den Dauphin zum 
heres Franciae bestellt werden sollte, hatte man die Mitwirkung 
einer Anzahl großer Herren zum Vertragsabschluß für nötig ge¬ 
halten 1 ). Nicht viel anders erweisen sich aber die Rechtsvorgänge 
im 16. Jahrhundert noch. Zwar kommt der Gedanke der Be¬ 
gründung der Herrschergewalt durch die Anerkennung des Volkes 
nicht mehr zu jenem elementaren Ausdruck, wie er in einem 
wirklichen materiellen Wahlrecht der Stände enthalten ist. Zum 
Ausdruck kommt er aber doch ganz unverkennbar. Zunächst 
enthält der Akt des Regierungsantritts immer noch eine Reihe 
formeller, auf dem Wahlgedanken beruhender Rechtshandlungen, 
die nur äußerer politischer Anregung bedurften, um wieder zu 
materieller Bedeutung zu erwachsen. „Einmal enthält diese Feier 
gleich zu Beginn ein nacktes Wahlrudiment, die Akklamation des 
Volkes. Sodann aber sind weitere Akte mehrfach, wenn nicht ur¬ 
sprünglich — die Thronerhebung — so doch, von weiterer 
Qualifikation abgesehen, zugleich irgend ein Ausdruck des Wahl¬ 
willens, Gesamtakte, welche den allgemeinen staatsrechtlichen 
Willen, der Gefeierte solle König sein, in solenner Weise zum 
Ausdruck bringen 2 )“. Diesen in der rechtlichen Organisation des 
Regierungsantritts weiterlebenden Wahlrudimenten steht nun aber 
zur Seite — und das setzt die lebendige Bedeutung jener erst in 
ein rechtes Licht — ein anderes, unorganisiertes, das von eminenter 
Bedeutung war: die durch den Widerstand mächtiger Vasallen gegen 
den Thronerben erzwungene Einholung ihrer Anerkennung, die in 
der französischen Geschichte eine große Rolle spielt. Für unsere 
Betrachtung ist nun von größter Wichtigkeit, daß all’ diese im 
Staatsrechte der absoluten und Erbmonarchie weiterlebenden 
staatsrechtlichen Elemente der ständischen und Wahlmonarchie 
gerade im 16. Jahrhundert, im Zeitalter der Monarchomachen, 
zu besonderer rechtlich-politischer Wirksamkeit gelangten. Das 
Aussterben der direkten Linie der Valois ließ das unorganisierte 
Wahlrudiment des Widerstandes großer Herren und der Er¬ 
zwingung der Einholung ihrer Anerkennung durch jenen in stärkste 
Geltung treten: Heinrich HI. ließ sich auf dem Sterbebette von 


’) ebenda 29 f. 2 ) ebenda 32. 
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seinen Herren und Freunden versprechen, daß sie dem legitimen 
Erben gehorchen wollten; trotzdem stieß Heinrich IV. sofort auf 
Widerstand und wurde nur durch eine förmliche Kapitulation, die 
Deklaration vom 5. August 1589, unterzeichnet von Repräsen¬ 
tanten der Großen, anerkannt; selbst einige Städte haben nur die 
Treue gelobt, „weil“ ihnen der König die Zugeständnisse gemacht 
hatte; und selbst dann noch mußte er die Krönung um eine 
Messe erkaufen 1 ). Die wiedererwachende Bedeutung der in dem 
feierlichen Akt des Regierungsantritts organisierten formellen 
Wahlrudimente hat sogar schon früher eingesetzt. Hier ist für 
uns am wichtigsten die, selbst nach 1407 noch, im Anschluß an 
die Zusicherungen des Königs erfolgende Akklamation, die von 
altersher formelle Voraussetzung der Salbung und Krönung war: 
der König verspricht (polliceo): „me servaturum leges et statuta 
populo“ — deinde alloquantur duo episcopi populum . . . si tali 
principi . . se subicere velint 2 ). Dieser Vorgang ist zunächst bei 
der Krönung Heinrichs II. nur fingiert wieder in Übung gesetzt 
worden. Die Bischöfe von Langres und Beauvais, beide Pairs, 
heben den König aus seinem Stuhl und simulieren so die alte 
Frage an das Volk, firent contenance de demander au peuple et 
circonstance s’ils l’accepteroient pour Roy. Et comme ayans 
receu le consentiment dudit peuple, mondit. Sieur de Rheims fit 
faire serment au Royaume 3 ). Als dann nach dem Aussterben der 
direkten Linie der Valois der ganz allgemeine Rechtsgedanke 
wieder zur Geltung kam, daß die Herrschergewalt nicht sowohl 
nur durch Erbfolge, als vielmehr durch einen besonderen Rechts¬ 
akt begründet werde, und Heinrich IV. selbst daher großen Wert 
auf eine Krönung legte 4 ), ist auch die Akklamation wieder in ihre 
volle Wirksamkeit als formelle Voraussetzung der Krönung ein¬ 
gedickt: zuerst Versprechungen des Königs, dann Frage an das 
Volk und Akklamation, demande faite au peuple aprös response 
du roy les Evesques de Nantes et de Maillezais . . demanderent 
aux assistans s’ils acceptoient pour roy*). Zwar wurde diese 
formelle Handlung im offiziellen Festbericht als staatsrechtlich un¬ 
erheblich gegenüber dem Erbrecht erklärt. Allein die einfache 


>) ebenda 31- *) ebenda 33 ff., 52. 
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Tatsache, daß man die lange außer Übung gewesene, 1547 nur als 
Fiktion wieder aufgetauchte, Rechtshandlung nicht entbehren zu 
können geglaubt hat, beweist in Verbindung mit den politischen 
Ereignissen, daß man ihr eine erhebliche, rechtssichernde formelle 
Bedeutung beigelegt hat und dies zwar gerade deshalb, weil die 
organisierte, formelle Rechtshandlung der Ausdruck eines materiellen 
rechtlich-politischen Vorgangs war, eben der Anerkennung, die 
wir selbst als ein unorganisiertes Wahlrudiment kennen gelernt 
haben. So sehen wir im französischen Staatsleben des 16. Jahr¬ 
hunderts wichtige Wahlrudimente in formeller und materieller 
rechtlicher Wirksamkeit. 

Wenn wir die Wahlrudimente in der Erbmonarchie als Er¬ 
scheinungen des allgemeinen Staatsrechtes werten wollen — worauf 
os für unsere Aufgabe allein ankoramen kann, — ist es für die 
Beurteilung gerade der im französischen Staatsleben des 16. Jahr¬ 
hunderts beobachteten Erscheinungen von entscheidender Bedeutung, 
daß sie dem Lande entstammen, indem die absolute und Erb¬ 
monarchie zu unvergleichlich stärkerer Verdrängung aller ständischer 
Elemente gelangt ist, als sonst irgendwo in dieser Zeit. Denn 
das wirft ein helles Licht auf den starken inneren Halt, den die 
Wahlrudimente im Staatsleben des 16. Jahrhunderts noch hatten, 
und der damit auch dem Wahlgedanken für das staatliche Denken 
beigelegt werden muß. Und dies nun zeigt wieder einen Teil 
der monarchomachischen Lehre in einer neuen Beleuchtung. 

Als eine der Willkürlichkeiten, die nach der bisherigen rein 
dogmengeschichtlichen Betrachtung der monarchomachischen Lehre 
typisch für diese erachtet werden mußte, erschienen jene Sätze, 
mit denen sie anscheinend den Unterschied zwischen der Wahl- 
und der Erbmonarchie vermischte. Gewiß hat sie sich auch 
hier zuweilen Übertreibungen zu schulden kommen lassen, z. B., 
wenn Buchanan sagt: qui nascuntur uobis reges, eos et legibus 
et populi suffragio creati non minus quam quos ab initio diximus 
elec tos 1 ). Aber — so müssen wir nach unseren bisherigen Fest¬ 
stellungen sagen — doch eben nur Übertreibungen gegenüber 
dem positiven Recht; und das ist etwas ganz anderes als freie 
spekulative — naturrechtliche — Erfindung. Diese Beurteilung 


1) a. a. 0. 40. 
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wird dadurch verstärkt, daß andere, gemäßigtere Äußerungen ganz 
deutlich beweisen, daß es sich bei diesen ganzen Erwägungen 
tatsächlich nur um eine Würdigung jener Erscheinungen handelt, 
die wir soeben im positiven Recht betrachtet haben. So heißt 
es in den Vindiciae 1 ): „Etsi vero, ex quo virtutem patrum 
imitati Filii, nepotesve, Regna sibi quasi haereditaria, fecisse 
videntur, in quibusdam regionibus Electionis libera Facultas 
desiisse quodammodo videatur, mansit tarnen perpetuo in omnibus 
regnis bene constitutis ea consuetudo, ut demortuis non prius 
succederent liberi quam a populo quasi de novo constituerentur, 
nec tamquam sui haeredes Patribus agnascerentur: Sed tum demum 
Reges censerentur, cum ab iis, qui populi majestatem repraesentarent, 
Regni investituram quasi per sceptrum et diadema accepissent. 
In Regnis Christianis quae hodie per sucessionem deferri dicuntur, 
huiusce rei vestigia evidentissima extant“. Das ist alles, was 
von der Volkssouveränitäts- und Herrschafts Vertragstheorie hier in 
der monarchomachischen Lehre bei der Beurteilung ihres zeit¬ 
genössischen Staatsrechts übrig bleibt: vestigia, des Wahlrechts* 
„Wahlrudimente“, wie es die moderne Wissenschaft nennt, als 
Beweis für das Vorhandensein des Vertragsgedankens im geltenden 
Recht! 

Schlechterdings nichts anderes, als was die moderne Wissen¬ 
schaft als Wahlrudimente erkannt hat, ist das, was die monarcho- 
machische Lehre zum Beweise für den vertraglichen Charakter des 
Rechtsverhältnisses zwischen Herrscher und Volk heranzieht. 
„Reges etenim — so sagt Mornay weiter — Franciae, Hispaniae, 
Angliae et caeteri, ab Ordinibus Regni, Patribus, Patritiis, Magna- 
tibus, qui universitatem populi repraesentant, inaugurari solent, 
et quasi in Regni possessionem mitti: non secus ac Imperatores 
Germaniae ab Electoribus et Reges Poloniae a Vayvodis seu 
Palatinis, ubi jus suum Electio integrum obtinet“. 


Alle diese verschiedenen Erscheinungen des positiven Staats¬ 
rechts, die, wie wir gesehen haben, für den Gedanken der vertrag¬ 
lichen Natur der den Umfang der fürstlichen Macht im ständischen 
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Staat bestimmenden Rechtsinstitute einen starken Anhalt bieten, 
erhalten ihre volle systematische Bedeutung erst durch die Er¬ 
wägung, daß diese, ihre gemeinsame Eigenschaft nicht auf zu¬ 
fälliger Übereinstimmung beruht, sondern darauf, daß sie alle 
lediglich ein Ausfluß des innersten und eigensten Wesens des 
Ständestaats sind. Sie sind alle nur besondere Äußerungen des 
die ganze Struktur des ständischen Staates durchziehenden 
Dualismus. 

Im Jahre 1619 stellten die Stände des Herzogtums Österreich 
fest, daß das Herzogtum mit „Regalien also versehen“ sei, „daß 
es solche zum Teil für sich selbsten hat, zum Teil mit dem 
Landesfürsten und reciproce, zum Teil hat der Landesfürst seine 
Regalia für sich selbsten, zum Teil communia mit dem Landt 1 )“. 
Einfacher und anschaulicher läßt sich die Charakteristik des 
ständischen Staates nicht geben, in dem, wie Gierke sagt, Landes¬ 
herr und Landstände einander gegenüberstehen „als zwei noch 
nicht zu einer höheren und organischen Einheit verbundene, von 
einander relativ unabhängige und selbständige Träger staatlichen 
Rechtes und staatlicher Macht“. In diesem Dualismus liegt, wie 
neuere historische Forschung *) wieder klar hervorgehoben hat, das 
eigentliche Wesen des ständischen Staates. Alle anderen Eigen¬ 
arten des ständischen Staates bilden keine ihm ausschließlich zn- 
kommende Charakteristika: weder der Repräsentativcharakter 
der Stände, noch ihre unbedingten Vollmachten und das Mehrheits¬ 
prinzip, weder die Periodizität ihres Zusammentretens noch die 
Prekarietät ihrer Rechtsstellung, nicht einmal die ständische Basis 
ihrer Zusammensetzung 8 ). 

Dieser Dualismus staatlicher Kompetenzen ist überall vor- 

!) Wilda a a. 0. 814 Anm. 57. 

2 ) Rach fahl, Alte und neue Landesvertretung in Deutschland, 
Schmoller Jahrbch. f. Gesetzbg. s. Verw. XXXIII, 89 ff, insbes. 112 ff. 

*) Mit Recht sagt Rach fahl a. a. 0. „Wäre der preußische Staat, wie 
Friedrich Wilhelm IV es anfangs wollte, und wie es selbst innerhalb der 
liberalen Partei eine Zeitlang nicht geradezu verworfen wurde, auf dem 
Fuße einer berufsständischen Vertretung eingerichtet worden, so wäre darum 
doch nicht — vom staatsrechtlichen Standpunkte aus betrachtet — ein 
Staat im Sinne der alten Ständestaaten geworden. Man wird das Österreich 
vom Ende des 19. Jahrhunderts nicht wegen der berufst&ndischen Zusammen- 
zetzung des Reichsrats aus der Reihe der konstitutionellen Staaten streichen 
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handen, gleichgültig ob sich auf dem einzelnen Gebiet das Ver¬ 
hältnis von Fürst und Ständen — wie sich das vielleicht von 
der Gesetzgebung sagen läßt — mehr als ein Zusammenwirken 
oder — was von der Verwaltung, insbesondere der Finanzverwaltung 
gelten mag — mehr als ein Gegeneinanderwirken darstellt. 
Soweit die Gesetzgebung durch den Landesherrn unter Mitwirkung 
der Landstände geschah, was besonders hei den für die staatliche 
Existenz fundamentalen Materien des Steuer- und Münzwesens der 
Fall war, 1 ) mag das Moment des Zusammenwirkens überwiegend 
gewesen sein. Fraglicher erscheint das schon — und es fehlt 
jedenfalls nicht ganz das Moment des Gegeneinanderwirkens — 
da, wo die Landstände, unter Zustimmung des Landesherrn, die 
Gesetzgebung in sog. „Landesangelegenheiten“ ausüben. Ganz 
deutlich ist das Gegeneinanderstehen der beiden Faktoren der 
Staatsgewalt aber in den zahlreichen Fällen, in denen ein 
ausschließliches Gesetzgebungsrecht des Herrschers besteht, das 
besonders häufig im Gebiete seiner Regalien vorkommt, oder 
ein ebenso ausschließliches der Stände, das namentlich auf den 
Gebieten der Steuer und inneren Verwaltung von Bedeutung ist 2 ). 


wollen“. Denn der Unterschied zwischen Berufs- und Geburtsständen ist 
nicht erheblich. Nicht nur sind historisch letztere aus ersteren entstanden, 
sondern das staatlich und rechtlich erhebliche in ihrer rechtlichen Zusammen¬ 
fassung ist nur die staatliche Verwertung der Zusamuiengehörigkeit zu einer 
sozialen Gruppe. Deshalb ist der Hinweis desselben Historikers wohl be¬ 
gründet, daß auch im heutigen Staat aus den Landesvertretungen, da 
die Zusammensetzung der ersten Kammer nicht unberücksichtigt bleiben 
darf, weder das berufs- noch das geburtsständische Prinzip vollkommen 
ausgemerzt ist, während uns auf der anderen Seite ständische Staaten be¬ 
kannt sind — wie vor Allem die friesischen Territorien des niederländischen 
Herrschaftsgebietes —, wo insbesondere die ländliche Bevölkerung in weitem 
Umfang landtagfähig war und wo selbst die Kurialverfassung so stark 
abgeschliffen war, daß auf den ersten Blick ihr Unterschied von modernen 
Verfassungen kaum zu erkennen ist. In der Tat, es bleibt für ein ausschließ¬ 
liches Charakteristikum des Ständestaates nichts anderes übrig als der Dualis¬ 
mus des Zusammen- und Gegeneinanderwirkens von Fürst und Ständen, das 
sich uns auf allen Tätigkeitsgebieten und in allen Funktionen des Staates 
zeigt. 

*) Rachfahl a. a. O. S. 116 ff. und die oben S. 59 f. zitierten 

2 ) Rachfahl a. a. 0. 119; Gierke, Gen. Recht I, 566 ff; Ungerll, 
185 ff: Wilda a. a. 0. 809 ff: Lerchen feld CCCXVIIff. 


Go igle 


Original from 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



107 


Wie immer aber auch das Verhältnis der Kompetenzen von 
Ständen und Herrscher auf dem Gebiete der Gesetzgebung ist, 
zu einer organischen Einheit sind sie nie verbunden. Noch 
deutlicher tritt der Dualismus zu Tage auf dem Gebiete 
der Verwaltung, das ganz unter dem Zeichen eines Gegen- oder 
Nebeneinanderwirkens der beiden Faktoren steht. Am hand¬ 
greiflichsten erscheint er hier in der ganz auf dem Prinzip 
dualistischer Kassentrennung aufgebauten Finqmzverwaltung *), die 
regelmäßig auf der einen Seite aus der landesherrlichen Ärar¬ 
verwaltung, auf der anderen Seite aus der ständischen Steuer- 
und Schulden Verwaltung bestand. Beide arbeiteten ganz un¬ 
abhängig von einander. Insbesondere hatten die Stände keine 
Finanzkontrolle gegenüber der landesherrlichen Verwaltung, 
wenngleich hier und da Ansätze zu einer solchen sich bildeten. 
Gerade hier zeigt sich das Gegeneinanderwirken von Ständen und 
Herrscher besonders deutlich: die Stände legten gar keinen Wert 
auf ein Zusammenwirken mit dem Herrscher vermittelst einer 
Finanzkontrolle, sondern strebten nur danach, die Steuerverwaltung 
selbst in die Hand bekommen. Das Gesetzgebungsrecht bot 
ihnen das Mittel dazu, sei es, daß es ihnen selbständig zustand, 
sei es, daß sie die politische Macht besaßen, durch Androhung 
der Steuerverweigerung die Genehmigung des Herrschers zu 
erzwingen. 

Dieses Gegenüberstehen von Ständen und Herrscher als 
zweier rechtlich selbständiger Mächte und die daraus sich er¬ 
gebende politische Tatsache, daß ihr Verhältnis zu einander jeweils 
nur im Wege des Paktieren« zu regeln war, konnte gar keine 
andere Auffassung zur Entstehung kommen lassen, als die, daß 
die rechtliche Stellung des Herrschers zu den Ständen auf Vertrag 
beruhe. Nimmt man nun aber hinzu, daß die Stände tatsächlich, 
rechtlich und politisch, — von allen Theorien abgesehen — als 
Repräsentation aller im Staatsleben wirkenden, außerhalb der Person 
des Fürsten liegenden, Gesamtinteressen erschienen, so ergibt sich 
daraus weiter, daß die reale Struktur des ständischen Staatslebens 
der rechtlichen Regelung der Kompetenzen des Herrschers gegen- 

') Rach fahl a. a. O. 120 f; Below, Laudst&nd. Verf. II, 7, derselbe 
Territorium und Stadt 252; Unger II, 422 ff; Lerchenfeld S. CCLXXXVI 
Maurer 259; Gierkc, Gen. Recht I 578. 
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über den Ständen tatsächlich den Charakter eines Vertrages zwischen 
dem Herrscher und der Gesamtheit gaben. 

Ein rechtslogisches Moment- kommt noch hinzu. Wenn 
Herrscher und Stände einander gegenüberstehen als selbständige, 
von einander unabhängige und keiner gemeinsamen höheren 
Autorität unterworfene Träger staatlichen Rechts, so ist das, wie 
Rachfahl, *) hervorhebt, nur deshalb möglich, „weil die Stellung 
beider im letzten Grunde auf einer Vermischung öffentlichen und 
privaten Rechts beruht, weil der Staat noch nicht zur vollständigen 
Herrschaft über das Recht gelangt ist, Recht und Staat noch nicht 
vollkommen eins geworden sind, sondern weil es noch ein Recht 
neben und außerhalb des Staates gibt“. Zweifellos richtig ist 
jedenfalls das letzte und das ist wesentlich: die Rechtsvorstellung 
jener Zeit kennt noch ein Recht neben und außer dem Staate; 
damit ist aber die begriffliche Voraussetzung der Möglichkeit 
eines Vertrages über die Bestellung und den Umfang staatlicher 
Befugnisse gegeben. 


Die tatsächliche Gestaltung des ständischen Staates gibt also 
in jeder Beziehung den Boden, in dem nicht nur die Vorstellung 
einer vertragsmäßigen Begründung oder zum mindesten Anerkennung 
und Beschränkung der Rechtsstellung des Herrschers entstehen 
konnte, sondern in der nur sie und schlechterdings keine andere 
entstehen konnte. Dadurch wird nun aber die Bedeutung jener 
einzelnen Erscheinungen des positiven ständischen Staatsrechts, 
von denen wir ausgegangen waren, für das Staatsleben und die 
Rechtsauffassung jener Zeit in ein ganz besonderes Licht gerückt. 

Der Dualismus des ständischen Staates, in dem Herrscher 
und Stände selbständige Träger der Staatsgewalt sind, muß jedes 
Zusammenwirken von ständischen und Herrscherwillen als eine 
vertragliche Rechtshandlung erscheinen lassen. So haben wir 
gesehen, daß in den Wahlfürstentümern die Wahl des Fürsten 
unter gleichzeitiger oder vorangehender Einigung über die von 
ihm anzuerkennenden Landesfreiheiten als Vertrag nicht nur auf¬ 
gefaßt werden konnte, sondern auch im politischen Leben als Vertrag 


l ) a. a. 0. 125. 
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aufgefaßt wurde. Weiter haben wir aber gesehen, daß der Rechts¬ 
gedanke der Wahl als einer vertraglichen Anerkennung und Beschrän¬ 
kung der Rechtsstellung des Fürsten auch in den Erbfürstentümern 
noch eine ausgedehnte Bedeutung hatte, die sich besonders in den 
Normen materiellen oder formellen Inhalts über den Regierungs¬ 
antritt zeigt. Gerade die Beurteilung dieser letzteren Erscheinung 
des positiven ständischen Staatsrechts ist für unsere Frage von 
großer Wichtigkeit. 

Hier müssen wir uns einer prinzipiellen Erwägung erinnern, 
die wir oben als grundlegend feststellen zu können glaubten für 
die Untersuchung des Zusammenhangs zwischen dem rechtlichen 
und staatlichen Leben einer' Zeit und ihrem rechtlichen und 
politischen Denken: wir können diesen Zusammenhang nur er¬ 
mitteln, wenn wir die rechtliche und staatliche Wirklichkeit jener 
Zeit messen mit dem Maßstabe ihrer eigenen Erkenntnis, ihrer 
eigenen begrifflichen Hilfsmittel. Da ergibt sich folgendes. 

Die Wirklichkeit zeigt in dem Dualismus des ständischen 
Staates zwei selbständig und unabhängig von einander sich gegen¬ 
überstehende Träger staatlicher Gewalt, die Stände und den Fürsten. 
In den zahlreichen und bedeutenden Wahlfürstentümern entsteht 
die rechtliche Macht des Fürsten durch einen Rechtsakt, in dem 
die Stände mit dem Fürsten sich einigen darüber, daß dieser die 
Herrscherstellung und Herrscherbefugnisse in einem gewissen, 
durch die Beobachtung der Kapitulationen bestimmten Umfange 
erlangt. In den Erbfürstentümern steht dem Fürsten der Substanz 
nach die Herrscherstellung mit dem Erbfalle zu, in Wirklichkeit 
erhält er die Verfügung über sie erst durch einen von ihm gemeinsam 
mit den Ständen getätigten Rechtsakt, in dem auf Grund gegen¬ 
seitiger Willenseinigung zwischen beiden sowohl seine Herrscher¬ 
stellung anerkannt, als der Umfang seiner Herrscherbefugnisse be¬ 
stimmt wird. So zeigte sich der rechtlichen Betrachtung des ständischen 
Staates sowohl im Wahl- wie im Erbfürstentum bei dem Regierungs¬ 
antritt des Fürsten die Bestimmung und rechtliche Umgrenzung 
der Herrscherbefugnisse geschehend durch Erklärung des über¬ 
einstimmenden Willens von Fürst und Ständen. Was ist aber, 
mit dem allein jener Zeit zu Gebote stehenden Maßstab des ins 
civile gemessen, eine solche, die dem übereinstimmenden Willen 
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der Erklärenden entsprechende rechtliche Wirkung auslösende 
zweiseitige Willenserklärung anders als ein Vertrag, ein Kontrakt? 

In dem begrifflichen System des römischen Rechts ist die 
Wahl eines Fürsten zusammen mit den Wahlkapitulationen nicht 
anders zu kategoresieren, denn als Vertrag und zwar als ein 
synallagmatischer Vertrag: Begründung der Herrscherstellung und 
rechtliche Beschränkung der Herrscherbefugnisse sind die gegen¬ 
seitig bedingten unmittelbaren Rechtsfolgen der erklärten Willens¬ 
einigung von Fürst und Ständen über diese beiden Punkte. 
Anders freilich und nicht so klar ist die Rechtslage in den Erb¬ 
fürstentümern. 

In den Erbmonarchieen ist hinsichtlich der Berechtigung der 
Vertragskonstuktion ein Unterschied zu machen nach dem Inhalt, 
den man in den Vertrag hineinlegt. Sehr wohl kann nach 
dem System des ius civile ebenso wie in der Wahlmonarchie, in 
der Erbmonarchie die Anerkennung des Herrschers seitens der 
Stände, und seitens des Herrschers die Anerkennung der Be¬ 
schränkung seiner Herrscherbefugnisse durch die Landesfreiheiten, 
als Vertrag konstruiert werden. Und in welchem Maße das der 
in der Praxis der Staatslebens zur Zeit der Monarchomachen 
geltenden Auffassung entsprach, dafür besitzen wir ein klassisches 
Zeugnis in dem Sendschreiben, das die Generalstände unter dem 
4. Januar 1577 an Heinrich von Navarra richteten: „II y a diff&rence 
entre les loix du roy et du royaume. Celles-ci, d’ autant qu’elles 
ne peuvent ötre faites qu’en g6n6rale assembl6e de tout le royaume, 
avec le commun accord et consentement des gens des trois estats, 
ne peuvent estre chang6es ny innovees qu’avec l’accord et commun 
consentement des trois estats 1 ).“ Anders aber als in der Regelung 
der rechtlichen Verhältnisse zwischen Fürst und Ständen — als 
„Reich“ oder „Land“ — hinsichtlich der Landeshoheiten oder Grund¬ 
gesetze, die ungezwungen als Vertrag konstruiert werden kann, ist 
in der Erbmonarchie die Rechtslage hinsichtlich der Begründung 
der Herrscherstellung selbst. Diese kann nicht als vertragliche 

0 Vgl. A. Lemaire, a. a. 0. 105 f. Wenn diese „Instruction“, wie 
Lcinairc vermutet, in ihren staatsrechtlichen Konstruktionen auf einem Einfluß 
Hotmanns beruhte, würde das nur um so mehr die Übereinstimmung 
der monarchomachischen Lehre mit dem in der Staatswirklichkeit lebenden 
Auffassungen beweisen, denn nur so ist ein Einfluß zu erklären. 
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Wirkung erklärt werden, wie dies der alten scholastischen Volks- 
souveränitäts- und Vertragslehre entsprach. Soweit die monarcho- 
machische Lehre also ganz allgemein — d. li. auch für die Erb- 
monarchieen — mit dieser Lehre arbeitet, ist sie schlechterdings 
mit dem positiven Recht nicht zu vereinigen. Nun spielt aber — und 
damit schließt sich der Kreis unserer Erwägungen — in der 
monarchomachischen Staatslehre, wie wir gesehen haben, für die 
Begründung des Revolutionsrechtes die Volkssouveränitäts- und 
Vertragstheorie mit nichten eine entscheidende Rolle. Der Vertrags¬ 
idee ist für ihren, über Calvin an die positive Ordnung des 
ständischen Staates anknüpfenden Gedankengang überhaupt nicht 
wesentlich. Was sie in die rechtliche Konstruktion des Vertrags 
einkleiden, ist nichts anderes, als was im ständischen Staat auch 
in den Erbmonarchieen an Wahlrudimenten tatsächlich vorhanden 
war, insbesondere die beim Regierungsantritt • vom Herrscher an 
die Stände gerichtete, von diesem angenommene und mit der An¬ 
erkennung seiner Herrscherstellung — agnitus et approbatus, wie 
es in De jure magistratuum heißt 1 ) — erwiderte Zusicherung 
der Landesfreiheiten. Bei dem dualistischen Sichgegenüberstehen 
von Fürst und Ständen und dem tatsächlichen Hervorgehen der 
beiderseitigen Anerkenntnisse aus gegenseitigem Paktieren konnten 
diese recht wohl nicht nur politisch, sondern auch rechtlich als 
ein Vertrag angesehen werden. Auch dürfen die Stützen nicht 
übersehen werden, die diese Auffassung in den rechtshistorischen 
Zusammenhängen hatte 8 ): nicht nur hing das Rechtsverhältnis 


] ) Vgl. auch die oben S. 129, 164 angeführten Stellen aus den Vindiciae, 
sowie den Satz Marianas: populi sacramento jura imperandi, quamvis 
hereditäria successori eonfirmantur (a. a. 0. 57); auch Rossaeus spricht 
nur von den „vices regem admittendi & approbandi" 1 (a. a. 0. 67), Buchanan 
sogar nur von der „inauguratio“, deren Wesen er durch Selbstbeschränkung 
der fürstlichen Macht erklärt (a. a. 0. 38 f., oben 108). 

2 ) Schon Gierke hat darauf hingewiesen (Althusius 77), daß der Lehre 
Tom Herrschafts vertrag „mancherlei Erinnerungen aus der germanischen 
Rechtsgeschichte und die vertragsmäßige Ausgestaltung so vieler geltender 
Öffentlicher Rechtsverhältnisse durch Vereinbarungen zwischen Fürsten und 
Ständen zu hilfe“ kamen. Die obigen Untersuchungen erbringen m. E. den 
Beweis, daß diese Hilfe notwendig in dem Inhalt der monarchomachischen 
Herrschaftsvertragslehre enthalten war: ihr Herrschaftsvertrag war schlechter¬ 
dings nichts anderes als die Formulierung jener bestehenden und historischen 
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zwischen Landesherrn und Ständen geschichtlich unmittelbar zu¬ 
sammen mit dem vertraglichen zwischen Lehnsherren und Lehns¬ 
mannen, sondern die Monarchomaehen haben auch unter dem Ein¬ 
drücke dieses Zusammenhanges das Rechtsverhältnis geradezu 
unter dem Gesichtspunkt des Lehnvertrages — mutua obligatio 
«t patroni et clientis (clientela feudalis) — behandelt 1 ). Dabei 
wird endlich auch das psychologische Moment des Anschaulichkeits¬ 
wertes des Vertragsgedankens wohl nicht außer Ansatz bleiben dürfen, 
der primitiverem Denken den Vertrag als institutionelles Prototyp, 
wo nicht gar Inbegriff staatlicher und rechtlicher Ordnung er¬ 
scheinen lassen kann 2 ). 


Einrichtungen des Rechts- und Staatslebens. Diese Erkenntnis der selbst¬ 
ständigen positivrechtlichen Bedeutung des Vertragsgedankens als einer 
Systematisierung realer staatlicher und rechtlicher Vorgänge muß von größtem 
Werte sein für die Beurteilung der Gesamtbedeutung des Vertragsgedankens 
in der Staatstheorie. Die Geschichte der Staatstheorie wird in 
dem Vertragsgedanken zwei getrennte, selbständige Elemente 
zu unterscheiden haben: ein historisch-positivrechtliches, das 
ausschließlich in dem System des ständischen Staates seinen 
Platz hat, und ein dogmatisch-naturrechtliches, dem aus¬ 
schließlich die Bedeutung eines lediglich regulativen Prinzips 
aller Staatsverfassung zukommt. 

1 ) z. B. Rossacus, a. a. 0. 654. Est enim mutua obligatio & 
patroni & clientis, mutuü etiam Feloniae crimen, vt subjecti erga 
Dominum, ita domini erga subjectum. Perit ergo ius domino pec- 
-canti & contra subjectum praeter conuentum eliquid agenti. (Wenn dann 
des Weiteren mit der interessanten Personifizierung des Staats, unter Ver¬ 
weisung auf die „Calvinistae 1 *, der Herrscher als der Lehnsmann des Reichs be¬ 
zeichnet wird, so ist es klar, daß es sich hier um einen in übereifriger 
Beweishäufung neu eingeschobenen völlig anderen Gedanken handelt, der an 
4er Bedeutung des ungekünstelten ersten nichts ändern kann, wenn er ihn 
auch logisch durchkreuzt). Ferner Boucher, a. a. 0. 37. Jam feudistica 
lege constat, quibus causis feudum a vassalo amittitur, iisdem de causis 
amitti a patrono, quod clientela feudalis scilicet pari utrinque fide & bene- 
volentia nitatur, dominusque in oinnibus vicem suo fideli reddere debeat ne 
si non fecerit censeatur malefidus. 

2 ) Ich will hier nur eine psychologische Vermutung in Erwägung stellen, 
nicht aber eine historische Tatsache behaupten. Immerhin darf ich durch 
einige Beispiele auf die Grundlagen meiner Vermutung hinweisen. Ganz 
allgemein erscheint zunächst in der germanischen Mythologie der Vertrag 
als Fundament aller Ordnung schlechthin, wenn die Erschütterung der Welt- 
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Die in der Wirklichkeit des staatlichen Lebens beim Regierungs¬ 
antritt vom Fürsten gegen seine Anerkennung als Herrscher den 
Ständen gegebene Garantierung der Landesfreiheiten konnte als 
Vertrag angesehen werden. Dies zugegeben, konnte dann weiter¬ 
hin aber auch der typische Inhalt dieses Vertrages als der von 
den Monarchomachen gelehrte erscheinen. Denn, wenn wir uns, 
den Gedankengängen der damaligen Staatslehre folgend, die Ver¬ 
handlungen beim Regierungsantritt als Vertrag denken, so erscheint 
als dessen Inhalt, zunächst in allen oben erwähnten Beispielen, 
die Begröndung einer mutua obligatio: für die Stände, als die Ver¬ 
treter des Volkes, die Begründung der Gehorsamspflicht, für den 
Fürsten diejenige der Beobachtung der Landesfreiheiten. Diese 
beiden Verpflichtungen waren aber nicht nur synallagmatisch mit 
einander in rechtliche Verbindung gebracht, sondern auch hinsichtlich 
ihrer Entstehung oder ihres Fortbestehens durch besondere Verein¬ 
barungen so gestaltet, daß sie dem ganzen Vertrage — immer die 
juristische Richtigkeit dieser Konstruktion vorausgesetzt — auch 
insoweit den von den Monarchomachen gelehrten Inhalt gaben. 

Die Vereinbarungen, um die es sich hierbei handelt, sind 
diejenigen über die Garantie der Landesfreiheiten. Sie wurden 

Ordnung, die das Ende der Welt bedingt, beginnt mit dem Bruch der Ver- 
träge: 

Da wankten die Eide, die Worte und Schwüre 

Die festen Verträge, die man vordem schloß. (Voluspa 26) 

Die Bedeutung des Vertrags für das primitive Rechtsdenken insbesondere 
zeigt ferner die Geschichte des römischen Zivilprozesses. Endlich für das 
Staatsdenken dürfte m. E. die noch ihres Meisters harrende Untersuchung 
des Vertragsgedanken8 als eines allgemeinen politischen Instituts — nicht 
nur der Theorie des „Staatsvertrages“ im technischen Sinne — noch mancherlei 
Erkenntnis bringen können (für das klassische Altertum einige Ansätze, jedoch 
auch wieder beschränkt auf den „Staatsvertrag“, bei F. Atger, Essai sur 
l’histoire des doctrines du contrat social, These Montpellier 1906 15—43, 
für das Mittelalter das Werk der beiden Carlyle bes. I, 240 ff., II 56 ff.). Ich 
denke z. B. an die schon erwähnte Erscheinung der germanischen Staats¬ 
geschichte, daß erst dem erfolgreichen Könige auf Grund seiner Verdienste 
um das Volk die Unabsetzbarkeit zugesichert wurde, und an das Ende der 
Odyssee, das schon ganz deutlich den später von Mornay entdeckten staats¬ 
theoretischen Gedanken enthält in den von Pallas Athene zwischen Odysseus 
und den Ithakeru wiedererrichteten öqkicl , dem „Bündnis“ mit dem Volk, 
wie Voss übersetzt. 
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in verschiedener rechtlicher Form vollzogen. Wo immer aber die 
Stände wirkliche rechtliche und politische Macht erlangt hatten, 
wurde jene für die rechtliche Struktur des ständischeu Staates 
charakteristische und typische Institution herausgebildet, der die 
Lehrbücher der Rechtsgeschichte — besonders die älteren — den 
Namen der bedingten Huldigung gegeben haben. 

Die sog. bedingte Huldigung erscheint in dreierlei Form: 
entweder so, daß die Pflicht zur Leistung der Huldigung suspensiv 
bedingt war durch die vorherige Beschwörung der Landesfrei¬ 
heiten seitens des Fürsten; oder so, daß in den Landesfreiheiten, 
die der Herrscher beschwor, die Gehorsamspflicht der Stände und 
des Volkes als durch die Wahrung der Landesfreiheiten seitens 
des Fürstens resolutiv bedingt anerkannt war; oder endlich so, 
daß in der Huldigung selbst nur ein durch die Wahrung der 
Landesfreiheiten seitens des Fürsten resolutiv bedingter Gehorsam 
versprochen wurde. 

Die sämtlichen Fälle positivrechtlicher Festsetzung eines 
ständischen Widerstandsrechtes, die wir bisher kennen gelernt 
haben, sind ebenso viele Beispiele für die eine oder andere jener 
drei Formen der sog. bedingten Huldigung. Es genügt deshalb, 
hier, soweit nicht noch ergänzende Erläuterungen nachzubringen 
sind, die in Betracht kommenden Ergebnisse der früheren Fest¬ 
stellungen in Erinnerung zu bringen 1 ). 

Die primitivste Form der bedingten Huldigung ist die, daß 
die Verpflichtung zur Huldigung abhängig ist von der vorherigen 
Beschwörung der Landesfreiheiten durch den Fürsten. Sie haben 
wir gefunden z. B. in Braunschweig Lüneburg 1388, in Jülich- 
Berg 1429, in Aragonien seit 1461 2 ). Ihr begegnen wir weiter 
vorübergehend in Münster 3 ), vor allem aber in einer ganzen Reihe 
von Städten. Wie in Worms die Städter nur huldigten nach vor¬ 
heriger Bestätigung ihrer Rechte (nisi prius instructi sumus et 

*) Vgl. außer den im folgenden angeführten Einzelheiten die allgemeinen 
Ausführungen De ohligatione ad homagium praestandum limitata in der 
Dissertation De Homagio praeside Frid. Guil. Pestei (C. L. A. v. Scholley), 
Rintelen 1752, § XIV (S. 32-39). 

*) oben S. 31 f., 33, 24. 

3 ) G. Fredy, Zur Entstehung der landesherrlichen Huldigung (Marb. 
Diss.) 1S89 S. 19. 
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securi de jure servando) 1 ), so geschah dies seit dem 13. Jahrhundert 
auch in den meisten Bischofsstädten, in Köln, Basel, Straßburg, 
Mainz, Bremen, Speyer u. a. *) und ebenso in zahlreichen Land¬ 
städten, wie Soest, Bonn (1350), Salzwedel (1352), München 
(während der Unruhen 1392), Braunschweig (1405), Berlin (1460), 
Brakei (1523), Magdeburg (zeitweise) u. a. s ). 

Weiter verbreitet und bedeutsamer in der Geschichte der 
politischen und rechtlichen Entwicklung des Staatslebens war die 
zweite Form der bedingten Huldigung, bei der die mit der 
Huldigung anerkannte Gehorsamspflicht in der Weise durch die 
Beobachtung der Landesgerecbtsame seitens des Fürsten resolutiv 
bedingt wurde, daß unter den von dem Fürsten beim Regierungs¬ 
antritt beschworenen Gerechtsamen das Recht der Gehorsamsver¬ 
weigerung im Falle der Verletzung jener Gerechtsame aufgenommen 
war. Dieser Form bedienten sich die berühmtesten Beurkundungen 
des Widerstandsrechtes, die goldene Bulle Ungarns, die Magna 
Charta, die Joyeuse Entröe und die bayrischen Landesfreiheiten. 
Ihr sind wir auch begegnet in den Rechten einiger märkischer 
Städte (1282 und 1348) in Mecklenburg (1304), Rügen (1345) 
Stolp (1346), Braunschweig-Lüneburg (1388, J471), Kursachsen 
(1438), Würzburg (1411), Reinstein (1643), Hessen-Cassel (1655), 
Weiter aber kam diese Form zur Verwendung in dem polnischen 
articulus de non praestandaoboedientia(1607) und der schwedischen 
„Regeringsform“ von 1720*). 

Am seltensten ist die dritte Form der sog. bedingten Huldigung, 
die man wohl als bedingte Huldigung im engeren Sinne bezeichnen 
könnte und die darin bestand, daß in der Huldigungsformel selbst 
die Stände nur eine durch die Beobachtung der Landesfreiheiten 
seitens des Fürsten resolutiv bedingte Gehorsamspflicht auf sich 
nehmen. Sie zeigt sich am deutlichsten in der berühmten Formel 
„si no, no“ der aragonischen Cortes. Sie findet sich aber auch in 
der Huldigung einiger deutscher Landschaften und Städte. So 
lautet der Huldigungseid der Bayem-Straubinger Landschaft für 

* Fredy, a. a. 0. 54. 

, 2 ) Fredy, a. a. 0. 15; G. B. v. Maurer, Geschichte der Städtever- 
faasung in Deutschland Bd. 3 1870, S. 460 ff. 

3 ) Maurer, 354ff, Fredy 37. 

«) Vgl. oben S. 24 ff. 
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Herzog Albrecht III. im Jahre 1438: „Wir geloben mit unseren 
treuen an eides statt, den Herzogen und ihren erben getreu, 
gewahr und gehorsam zu sein, als unsern natürlichen Landesfürsten 
und rechten Erbherrn, als wir rechtlich sollen, doch mit behaltniß 
unserer Freiheit 1 ).“ Noch deutlicher heißt es in der Cölner 
Huldigungsformel des 15. Jahrhunderts: „Diesen dach hude, 
diesen dach all ind von dissem dage vort hulden wir vrye bürgern 
van Coelne unsern Herren Hern Th. ertzen busschowe van Coelne, 
hoult ind getruwe zo syn also lange as hey uns heldt in rechte 
ind in eren ind unse gude aide gewoende*).“ Auch Wismar 
huldigte 1326 dem Herzog Albrecht nur unter der Bedingung 
(huldamus condicione tali quod . . .) der Wahrung seiner Gerecht¬ 
same 3 ), und einige badische Städte nur unter der Bedingung der 
Nichterhebung „Unrechter“ Steuer*). 

Zuweilen trat übrigens die Bedingtheit der Gehorsamspflicht 
dadurch noch stärker in die Erscheinung, daß sie gleichzeitig 
durch mehrere der drei Formen der sog. bedingten Huldigung 
zum Ausdruck gebracht wurde. So vereinigte das aragonische 
Recht die erste und die dritte Form: die Cortes huldigten nicht 
nur erst, nachdem der König ihre Freiheiten bestätigt hatte, sondern 
auch dann noch bloß in der Form der bedingten Huldigung im 
engeren Sinne. Dasselbe war u. a. in der Cölner Huldigung 5 ) 
und der des Rheingaus 6 ) der Fall. 

Konnten und mußten nun, wie wir sahen, im dualistischen 
ständischen Staatswesen die dem Regierungsantritt vorausgehenden 

') Unger 244. 2 ) Fredy a. a. 0. 15. 

3 ) Fredy a. a. 0. 24. *) Fredy a. a. 0. 59. 

5 ) vgl. oben und S. 175. 

6 ) vgl. oben; ferner heißt es in dem archivalichen Bericht über 
die Huldigung von 1506 einerseits: „Item haben die ßethe des ßingkaw 3 
zuvor, vnd eher sie gelobt, Irer Freyheit und Altherkommen Bestettigung 
zu thun begehrt .. . “, [die Erklärung der Stände lautet stereotyp: „Wan 
dan seine Gnad gntdüncklich war, das Landrecht, Privilegien Wilknbrn and 
alt löblich herkommen nach alter gewohnheit als sein vorfaren Bischöfen 
zu Mentzc gedain hetten, zu besweren und zu bestätigen, so weren sy bereit, 
Im für iren Herrn im ßingkawe zu entpfangen, vnd glübd vnd eyd zu tun ..“] 
andererseits heißt es von dem Inhalt des HuldigungseideB: „ . . haben die 
ßethe des Landtß im ßinggawe nach gehabtem Bedacht sich erpoten, meinem 
gnedigsten Herrn zu globen vnd zu sweren, doch wolten sie damit in kein 
Newerung gewilligt haben“. Vgl. Bodmann a. a. 0. 19,18,21. 
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Vereinbarungen zwischen Fürst und Ständen vom Standpunkte der 
damaligen Rechtslehre aus als ein Vertrag erscheinen, so erhielt 
also dieser Vertrag durch die sog. bedingte Erbhuldigung als 
typischen Inhalt die Begründung einer mutua obligatio zwischen 
Fürst und Volk, vertreten durch die Stände, mit der Maßgabe, 
daß die Verpflichtung des Volkes bedingt war durch die Erfüllung 
der vom Fürsten übernommenen Verpflichtung. 

Fassen wir das Ergebnis zusammen, so ergibt sich folgendes 
Bild. Das Widerstandsrecht der Monarchomachen ist wesentlich 
gegründet in des Beobachtung einer für das positive Recht jener 
Zeit typischen Rechtserscheinung, des Widerstandsrechtes der 
Landstände. Das ist nicht nur der historische Ursprung der 
monarchomachischen Lehre (Calvin), sondern auch ihr systematischer. 
Alles, was die Monarchomachen zur Begründung ihrer Lehre Vor¬ 
bringen, ist dem positiven Recht entnommen. Wenn sie dabei 
begrifflich mit der Volkssouveränitäts- und Herrschaftsvertragstheorie 
operieren, so hat das — ich glaube, man kann sich diesem Ein¬ 
drücke nicht entziehen — lediglich terminologische Bedeutung 
und erscheint fast als eine der wissenschaftlichen Mode gemacht 
Konzession. So weit diese Theorien bei den Monarchomachen 
ihre, wie wir sahen, selbst dialektisch geringe Rolle spielen, 
ist das, was inhaltlich in sie hineingelegt wird, nichts anderes 
als eine juridische Formulierung von Erscheinungen der rechtlichen 
und politischen Wirklichkeit. Das Widerstandsrecht selbst wird 
in erster Linie immer nur begründet mit den Beispielen aus dem 
positiven Recht. Die Auffassung des vertraglichen Verhältnisses 
zwischen dem Herrscher und dem durch die Stände repräsentierten 
Volk fände, selbst wenn dieser Vertrag als konstitutiv gedacht 
wäre, in der Wirklichkeit des Rechtslebens seinen Stützpunkt in 
den zahlreichen Republiken und Wahlmonarchieen, sowie in den 
auch in den Erbmonarchieen erhaltenen Wahlrudimenten, ist aber, 
soweit er nur als affirmatorisch gedacht ist, tatsächlich in der 
Gestaltung des geltenden Rechts und des politischen Lebens be¬ 
gründet. Freilich darf bei alledem nie übersehen werden, daß 
* das positivrechtliche Widerstandsrecht nur als eine typische Er¬ 
scheinung des ständischen Staatsrechts angesehen werden kann 
Soweit die Monarchomachen aus dieser typischen Erscheinung auf 

Wolzend orff, Staatsrecht and Natarrecht 12 
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eine allgemeingültige Regel schließen, entfernen sie sich von dem 
positiven Recht. Wir haben oben gesehen, daß sie sich auch in 
manchen anderen Punkten vom positiven Recht entfernen. Aber 
das ißt für unsere eigentliche Frage ganz unerheblich. Denn 
nicht darauf kommt es an, ob die monarchomachische Lehre mit 
dem positiven Recht ganz oder größtenteils übereinstimmt, sondern 
darauf, ob der Schwerpunkt ihrer Erwägungen in den dem positiven 
Recht oder den den alten scholastischen Theorieen entnommenen 
Elementen liegt. Und da kann es nach dem, was wir als 
den Inhalt ihrer Lehre einerseits und der ihnen überkommenen 
Widerstandslehre sowie des positiven Rechts andererseits kennen 
gelernt haben, kein Zweifel sein, daß der Schwerpunkt in den dem 
positiven Recht entnommenen Elementen liegt. 

In dieser Erkenntnis, daß die entscheidenden Elemente der 
monarchomachischen Gedankengänge dem positiven Recht entnommen 
sind, liegt der Schlüssel für das erste Problem, das die Geschichte 
der Widerstandslehre uns bietet. Wir hatten dies Problem darin 
erblickt, daß die Widerstandslehre schon Jahrhunderte lang vor 
dem Auftreten der Monarchomachen in der Geschichte der Staats¬ 
und Rechts lehre nachweisbar ist, aufgebaut auf dieselben be¬ 
grifflichen und theoretischen Grundlagen der politisch-naturrechtlichen 
Theorien von der Volkssouveränität und dem Herrschafts vertrage; 
daß sie aber erst mit dem Auftreten der Monarchomachen plötz¬ 
lich eine beherrschende und lange inne gehaltene Stellung im 
Gesamtsystem der staatsrechtlichen Betrachtung einnimmt. 
Wir hatten daher die Frage aufgeworfen: was hat der monarcho¬ 
machischen Lehre eine solche Bedeutung für die Entwicklung der 
Staatsrechtslehre gegeben? Diese Bedeutung kann, so hatten wir 
uns dann gesagt, nur dadurch erklärt werden, daß die Monarcho¬ 
machen der überkommenen Widerstandslehre neue Elemente ein¬ 
gefügt haben, die ihre juridische Überzeugungskraft stärkten. 
Nach solchen mußten wir daher suchen. Da aus dem positiven 
Recht jener Zeit ein Widerstandsrecht bekannt war, so waren wir, 
gestützt huf gewisse Anhaltspunkte in der älteren Geschichte der 
Widerstandslehre auf die Vermutung gekommen, daß diese oder 
ähnliche Erscheinungen des positiven Rechts eine Rolle gespielt 
haben könnten in der monarchomachischen Lehre. Diese Vermutung 
hat eine nähere Untersuchung jener Erscheinungen des positiven 
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ßechts sowie ihrer Zusammenhänge einerseits und der monarcho- 
machischen Widerstandslehre andererseits als richtig erwiesen: 
die aus der Betrachtung des positiven Rechts gewonnenen Rechts¬ 
gedanken spielen im System der Monarchomachen nicht nur Ober¬ 
haupt eine Rolle, sondern sogar die entscheidende Rolle. Damit 
steht fest, daß die Monarchomachen der Widerstandslehre, wie 
sie in der Wissenschaft überkommen war, ganz neue Stützen 
gegeben haben, durch die ihre Lehre als etwas wissenschaftlich 
völlig Neues erscheinen mußte. Die Mittel begrifflicher Konstruktion, 
die ihnen von der alten scholastischen Lehre überkommen waren, 
haben sie nur beibehalten als theoretische Formen. Mit ganz 
anderen, neuen rechtlichen Argumenten haben sie lebendige Kraft 
in diese alte Form gegossen: mit Rechtssätzen, die gewonnen 
waren unmittelbar aus der juridischen Bewertung des wirklichen 
Rechts- und Staatslebens. Das gibt eine hinreichende Erklärung 
für die enorme Wirkung ihrer Lehre in der Entwicklung der Staats¬ 
rechtswissenschaft. Daß diese tatsächlich nur auf jener, die wirk¬ 
lichen ßechtserscheinungen verwertenden Argumentation beruht, wird 
sich bestätigen, wenn wir sehen, daß es gerade diese, von den 
Monarchomachen neu eingeführte Argumentation war, die die 
Widerstandslehre im 17. Jahrhundert zur höchsten wissenschaftlichen 
Blüte gelangen ließ. 




Zweiter Teil 


Staatsrecht und Naturrecht in der späteren 
Entwicklung der Widerstandslehre 

I. Fortbildung der Widerstandslehre bis zu Althusius 

Die entscheidende Verwertung positivrechtlicher Elemente, die 
wir als einen Wesenszug der monarchomachischen Lehre erkannt 
haben, bedeutet den Beginn einer neuen Epoche der Widerstandslehre. 
Denn es ist wohl in der Natur der Sache begründet, wenn die sich ent¬ 
wickelnde Staatsrechtslehre gerade durch die im damaligen staatlichen 
und religiösen Leben so ungeheure praktische Bedeutung der, den 
Kernpunkt des älteren staatsrechtlichen Denkens bildenden, Frage des 
Widerstandsrechtes zu der Erkenntnis geführt wurde, daß die Dialektik 
des scholastischen Systebas nicht genügen konnte, um Wirkungen 
rechtlichen Lebens zu gestalten. So haben wir schon gesehen, 
daß die Monarchomachen in der Anlehnung ihrer Widerstandslehre 
an das positive Recht nicht ohne Vorgänger waren 1 ). So finden 
wir in ihrem Zeitalter auch außerhalb ihrer eigenen Schriften in 
der Widerstandslehre ein Zunehmen der Anlehnung an das positive 
Recht. Und zwar finden wir diese Anlehnung bei Autoren aus ganz 
verschiedenen Lagern. Im einzelnen aber ist ihre systematische 
Bedeutung in den Schriften der verschiedenen Gruppen ganz ver¬ 
schieden, z. T. liegt bei ihr, wie in der Lehre der Monarchomachen, 
das entscheidende Gewicht, z. T. dient sie nur zu einer äußeren 
Stütze für die an sich ganz aus den gedanklichen Elementen 
der Scholastik und des Naturrechts gezimmerte Konstruktion. 

Einen Platz ganz für sich haben zwei bereits erwähnte 
Lehren, die Widerstandslehre Zwinglis und die in deutschen 
lutherischen Kreisen entstandene Theorie vom Widerstands- 

») oben 18 ff. 
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recht der niederen Obrigkeit. Für die Entwicklung der 
Widerstandslehre an sich haben beide einen unmittelbaren und 
dauernden Einfluß nicht erlangt. Trotzdem sind sie für deren 
Entwicklungsgeschichte insofern nicht bedeutungslos, als sich 
bei ihnen schon die Anfänge jener Tendenz der Anlehnung an 
die Wirklichkeit des Staats- und Rechtslebens zeigen, deren be¬ 
wußte Durchführung durch die Monarchomachen der ganzen 
Entwicklung später die Richtung gab. Für die Erkenntnis des 
gesamten Entwicklungsganges scheint es daher nicht entbehrlich, 
zunächst einen Blick rückwärts auf jene Lehren zu werfen unter 
dem Gesichtspunkte des in ihnen herrschenden Verhältnisses 
zwischen Staatsrecht und Naturrecht. Nur um diese Beurteilung 
handelt es sich noch, denn ihren, ziemlich primitiven, Inhalt 
haben wir ja bereits kennen gelernt. 

Die Lehre Zwinglis, daß die Bekämpfung und das „Abstoßen“ 
des Tyrannen in den verschiedenen Arten der Monarchie zu 
geschehen habe entweder durch die „gemein Hand“ oder die 
„Fürsten“, die den König gewählt haben, oder endlich — in der 
Erbmonarchie — durch das Volk „einhellig“ 1 ), erhält nach der 
Beurteilung, die wir inzwischen von der staatsrechtlichen Denk¬ 
weise jener Zeit gewonnen haben, ein viel bestimmteres Gepräge. 
Denn was ist der Unterschied zwischen dem einhelligen Vorgehen 
des Volkes und dem der gemeinen Hand? Nicht der, daß Ein¬ 
helligkeit gleich Einstimmigkeit wäre, denn Zwingli spricht ausdrück¬ 
lich von der Majorität „das der grösser, frömmer teil eins werde“ 2 ). 
Danach kann die Einhelligkeit des Volkes nur in dem Sinne den 
Gegensatz zur gemeinen Hand bilden, daß sie die unorganisierte 
Einheit im Gegensatz zur organisierten Einheit ist. Mit anderen 
Worten, die gemeine Hand ist die Landsgemeinde, wie sie in der 
Landschaft zu Tage tritt: die Wahlmonarchie Zwinglis ist nichts 
anderes als die Monarchie mit ständischer Verfassung. Nach dem, 
was wir über die Grundgedanken des ständischen Staatsrechts und 
deren Spiegelung in den Auffassungen der Zeit gefunden haben 3 ), 
kann das nicht weiter wunder nehmen. Es ist einfach die Über¬ 
spannung einer allgemein vorhandenen Auffassung, wenn hier ein 

*) oben 20. 

*) C, R LXXX; 345, Zeile 25. 

s ) oben 90 ff., 136 ff., 158 ff., insbesondere 164. 
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radikaler politischer Denker aus dem in der ständischen Verfassung 
enthaltenen Vertragsgedanken im allgemeinen und den Wahl¬ 
rudimenten insbesondere die Anerkennung des Fürsten durch die 
Stände als Wahl konstruiert. Danach wird dann auch die Drei¬ 
teilung Zwinglis verständlich. Die Länder, in denen der Fürst 
durch die gemeine Hand gewählt wird, sind die, in denen er erst 
gegen die Bestätigung der Landesfreiheiten seine Anerkennung 
durch die Stände erlangt. Die Länder, in denen der Herrscher 
nur von „wenig Fürsten“ gewählt wird, bezeichnen einfach den 
Typus des deutschen Beichs. Endlich das „ererbte Reych“ ist 
dasjenige, in dem der Fürst seine Stellung einnimmt, ohne vor¬ 
her auf Grund der Bestätigung der Landesfreiheiten durch die 
Stände anerkannt zu sein. Und das erklärt auch wieder, warum 
Zwingli nicht weiß, „wie dieselbigen rych einen grundt habend“ 1 ). 
Zwingli war nicht ein solcher Phantast, die rechtliche Existenz 
der Erbmonarchieen einfach zu leugnen; wie denn überhaupt die 
Ideen der bedeutenden Köpfe der Vergangenheit nicht ihr Wesen 
darin haben, eine Fundquelle interessanter Absurditäten für 
Doktoranden des 20. Jahrhunderts zu sein. Zwingli geht einfach von 
dem für die Auffassung des ständischen Staates nicht nur charakter¬ 
istischen, sondern auch als Regel richtigen Rechtsgedanken aus, daß 
die Herrschergewalt, — wie immer ihr Rechtsgrund sei — um wirksam 
zu werden, der Anerkennung durch die Stände als die Repräsentanten 
des Volkes bedürfe. Ganz deutlich drückt er das aus: „Also 
weiß ich nitt, wannen es kumpt, das man die rijeh ererbt, es 
sye ouch denn, daß sölichs die gemein verwilgung und ghöllung 
des volks zügeb 2 )“. Er leugnet also durchaus nicht die rechtliche 
Möglichkeit der Erbmonarchie, er verlangt nur die Anerkennung 
dieses Rechtsgrundes der Herrschergewalt im Wege der normalen 
ständischen Verfassung. Daher ist auch die Herrschergewalt des 
durch Thronfolge berufenen an sich nicht unrechtmäßig, sondern 
nur „so nun der ein tyrann ist 3 )“; sie ist also nicht tyrannis 
titulo, sondern wird nur eintretenden Falles „tyrannis exercitio*)“. 

J ) ibid. Zeile 5. 2 ) ibid. Zeile 15 ff. 8 ) ibid. Zeile 17. 

*) Nicht ganz zweifellos allerdings ist es, ob Zwingli den durch Erb¬ 
rechte berufenen Fürsten, wenn er eine Anerkennung durch die St&nde nicht 
erlangt hat, nicht schlechthin als Tyrannen (titulo) ansehen will, sagt er doch 
vorher (Zeile 13 ff): „Dy einen tyrannen beschrijbend, sprechend, dass der 
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Die Lehre Zwinglis von dem Unterschied zwischen Wahl- und 
Erbmonarchie beruht also lediglich auf einer Überspannung des 
tatsächlich im Typus des ständischen Staatsrechts vorhandenen 
Vertragsgedankens. Das ist in doppelter Hinsicht für uns wichtig. 
Einerseits beweist es klar die von uns angenommene Tendenz der 
Zeit, besonders im protestantischen Lager, die Widerstandslehre 
von dem Boden naturrechtlicheu Denkens, auf dem es von der 
Scholastik überliefert worden war, auf den des staatsrechtlichen 
Denkens zu stellen. So sehr Zwingli mit dem Begriff des Natur¬ 
gesetzes arbeitet, seine Widerstandslehre ist nicht auf naturrecht¬ 
liche Gedanken gegründet; von einem Herrschaftsvertrage, im 
typisch wissenschaftlichen Sinne, insbesondere ist bei ihm nirgends 
die Rede; seine Argumente sind nur solche, die — freilich unter 
tendenziöser Überspannung ihres Rechtsprinzips — dem bestehenden 
Staats- und Rechtsleben entnommen sind. So kennt er dem Regel¬ 
fall nach auch nur ein ständisches Widerstandsrecht. Daraus er¬ 
gibt sich zugleich die andere Seite der entwicklungsgeschichtlichen 
Bedeutung seiner Lehre: ihre Elemente, wie ihre Ergebnisse, sind 
fast ganz die gleichen, wie bei den Monarchomachen. Nur die 
technisch wissenschaftliche Begriffsbildnng aus dem Arsenal der 
mittelalterlichen Staatslehre haben jene hinzugefügt. Gerade 
dieser Zusammenhang aber zeigt uns, wie diese ganze Begriflfs- 
bildung nur die .formale Bekleidung für Gedanken war, deren 
Ursprung auf ganz anderen Gebieten liegt: auf denen der 
positiven Rechtsordnung und der politischen Regeln des Staatslebeps. 

Dem Ergebnis nach ganz anders als diejenige Zwinglis, doch 
aber von ihr nicht völlig wesensverschieden ist die in lutherischen 
Kreisen entstandene Lehre vom Widerstandsrecht der niederen 
Obrigkeit. Für die Begründung ihres Ergebnisses sind weder 

ein tyran sye, der uss eigner krallt und darstcllung regiere“. Es scheint 
mir, daß er aus diesem Zitat keine Folgen ziehen will, denn er tut es nicht 
ausdrücklich, sondern läßt die beiden oben angegebenen Sätze folgen. Die 
konditionale Form des zweiten scheint mir die Annahme auszuschlicßen, daß 
er schon den der Anerkennung entbehrenden Monarchen als Tyiann behandelt 
w issen will. Selbst wenn jedoch diese Annahme richtig wäre, würde sie nur einen 
B eweis für den unleugbaren Radikalismus seiner Ansichten bilden, nicht 
jed och die Tatsache berühren, daß im ganzen die systematischen Grundlagen 
seines De nkens andere als die oben zu kennzeichnenden sind. Nur diese 
aber sind für uns von Bedeutung. 
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scholastische und naturrechtliche Ideen, noch Sätze des positiven 
I Rechts entscheidend. Sie ist wesentlich politischer Natur, entstanden 
aus dem politischen Bedürfnis des Schutzes der Reformation gegen 
i den Kaiser durch die Landesherren und Städte. Gerechtfertigt 
■ werden kann sie, wie bereits erwähnt, kaum aus dem geltenden 
Recht. Doch aber steht sie näher denjenigen Theorieen, in denen 
das positivrechtliche Element, als denjenigen, in denen das natur¬ 
rechtliche Element entscheidend war. Denn dieses spielt in ihr 
zunächst gar keine Rolle. Das, woran die lutherischen Juristen, 
die die Lehre zuerst aufstellten 1 ) angeknüpft haben, waren Er¬ 
scheinungen des wirklichen politischen Lebens. Freilich haben 
sie diesen politischen Erscheinungen gar zu unbedenklich einen 
rechtlichen Charakter beigelegt, „daß solchs der Oberkeit Recht 
selbst geben“. 

Nachdem Luther selbst dann seine ursprüpgliche Auffassung 
von der Unzulässigkeit jedes Widerstandes aufgegeben hat, scheint 
sein gerader Rechtssinn sich allerdings in dem Gewirr der mittel¬ 
alterlichen Widerstandslehre und ihrer Argumentationen einerseits 
und derjenigen seiner juristischen Freunde andererseits verloren und 
nur noch in der Erinnerung an volkstümliche alte deutsche Rechts¬ 
gedanken eine Anlehnung an das positiveRecht gefunden zu haben: so, 
wenn er zum Beweise der mutua obligatio zwischen Kaiser und 
Fürsten das im Lehnrecht wurzelnde Sprichwort „getreuer Herr, 
getreuer Knecht“ heranzieht 2 ), oder das Recht zu unmittelbarer 
Abwehr eines tyrannischen Eingriffs ableitet aus dem deutsch¬ 
rechtlichen Institut der Aufrufung der Volksgenossen zur Be¬ 
kämpfung des Friedensbruchs durch das Gerüfte oder Land¬ 
geschrei 3 ). Er hat über das Widerstandsrecht so vieles und ver- 

') Vgl. über diese Lehren Gardauns, 61 ff., sowie oben 103. 

2 ) „Wenn ein Oberherr tyrannisch, wider Recht handelt, so wird er 
den Andern gleich (seil, der Kaiser dem Fürsten): denn er legt damit ab 
die Person des Obersten, darumb verleuret er billig sein Recht gegen den 
Unterthanen, per naturam relativorum. Denn Herr und Unterthan zu 
Gleichem einer dem andern verbunden ist, und ist schuldig zu halten, was 
er zugesagt und gelobt hat, naeh dem gemeinen Sprüchwort: Getreuer Herr, 
getreuer Knecht“. Dr. Martin Luthers sfimtliche Werke (Erlanger Ausgabe) 
1854 Bd. 61 S. 201 f. 

3 ) „Denn Abwesens der Origkeit, da man sie nicht haben kann, so ist 
das Volks-Recht da, das erlaubt, daß man Nachbarn umb Hülfe anrufen 
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schiedenes gesagt, daß sich jedenfalls die Ungeeignetheit seiner 
Lehren zu einer klaren rechtlichen Umgrenzung dieses Rechtes 
nicht leugnen läßt. Dies Urteil läßt sich auch nicht dadurch be¬ 
seitigen, daß er meist ausdrücklich erklärt, nicht von der recht¬ 
lichen, sondern nur der theologischen Seite der Frage sprechen 
■wolle. Denn eben diese theologischen Erörterungen erinnern doch 
immer bedenklich an die mittelalterlichen scholastischen Lehren, 
mit der einen Maßgabe, daß sie, was meist nicht aus dem einzelnen 
Satz, sondern nur aus dem Zusammenhang zu erkennen ist, nie 
■das Widerstandsrecht der Privaten, sondern nur das der Fürsten II I 
und freien Städte betreffen 1 ). Gerade das Suchen Luthers nach 
möglichst vielen Argumenten, unbekümmert um ihre mangelnde 
Homogenität, läßt deutlich verspüren, daß ihm selbst bei seiner 
Lehre recht unbehaglich war. Er strauchelte eben an einer In¬ 
konsequenz. Calvins Wirken war in seinem ganzen Wesen ,durch- 
setzt von juristisch-politischen Elementen, es beruht geradezu auf 
der inneren Verknüpfung der Ideen staatlicher und kirchlicher 
Organisation. Er kam deshalb leicht zu einer juristisch-politischen 
Lösung der Frage aus der Erkenntnis der staatlichen Organisation. 
Luthers Wirken hingegen beruhte auf einer strengen Scheidung 
der weltlich-juristischen und staatlich-politischen Fragen von den 
religiösen. Deshalb konnte er nach der inneren Logik seines 
ganzen eigenen Wirkens die Frage des staatlichen Gehorsams¬ 
verhältnisses nicht lösen, und als er es, getrieben durch die 
Äußeren Umstände doch tun wollte, versagten einfach die zu 
solcher Betrachtung nicht geeigneten Mittel seines Denkens. Er 
hat sich deshalb in der ganzen Frage nie recht sicher gefühlt, 
und, obwohl er „theologisch“ auf der einen Seite die Frage ganz 

mag“ a. a. 0. 195. Über das Landgeschrei vgl. meine Darstellung der „Poli- 
seidienstpflicht“, Verw.-Arch. Bd. 15 S. 526 ff. 

*) Das hat Cardauns trotz der Gründlichkeit seiner Untersuchung 
übersehen in dem Eifer, den revolutionären Charakter der späteren Lehren 
Luthers nachzuweisen. So zitiert er S. 9 Anm. 1 den oben S. 184 Anm. 2 
wiedergegebenen Satz Luthers einfach im Wortlaut, wonach er vom Wider- 
standsrecht Privater zu handeln scheint. Am Anfänge der Ausführung, in deren 
Zusammenhang der Satz steht, sind aber die Personen bezeichnet, um deren 
rechtliche Beziehungen allein es sich handelt: *1. Unsere Fürsten sind nicht 
leibeigene Knechte. 2. Der Kaiser ist hier auf gewisse Pakta und Maaße“ 
a. a. 0. 200. 
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in Anlehnung an die Lehre seiner juristischen Freunde selbst 
entschied, verweist er doch immei wieder auf die Juristen, „die 
sagten, man möchte sich wehren“ und will ihnen die ganze Ver¬ 
antwortung überlassen: „wenn die Juristen könnten aus ihren 
Rechten anzeigen und beweisen, daß es recht sei, da mögen sie 
Zusehen und es verantworten 1 ).“ Das eine darf jedoch nicht ver¬ 
gessen werden: soweit Luther über die politische und rechtliche 
Frage des Widerstandsrechts urteilte, stützte er sein Urteil, auch 
wo es mit dem der mittelalterlichen Lehre Ähnlichkeit hat, nicht,, 
wie jene, auf das System des Naturrechts und die politischen 
Ideen der Volkssouveränität und des Staatsvertrages, sondern auf 
das, was er auf Grund der Mitteilungen seiner juristischen Freunde 
für staatliche und rechtliche Wirklichkeit hält. Deshalb knüpft 
er auch sein Urteil wohl an die Bedingung, daß diese tatsächlich 
so ist wie sie ihm von jenen geschildert ist: „so der Kaiser das 
in seinen Rechten verordnet hat, daß man ihm in diesem Falle 
möge widerstehen; so nehme er auch für gut und leide das Recht, 
das er gegeben, gesetzt oder bestätiget und bewilliget hat; allein, 
daß ichs nicht rate, oder urtheile von diesem Rechte, so die 
Gegenwehr erlaubt und zuläßt, sondern bleibe in meiner Theo¬ 
logie“ *). 

Auch die offizielle Äußerung, die Luther zusammen mit Jonas, 
Melanchthon und Spalatin 1531 erlassen hat, zeigt nichts anderes, 
als daß ein Widerstandsrecht, wann und soweit es im geltenden 
Rechte begründet ist, als solches anerkannt werden soll: „wfr 
nun das also bey denselben Rechts Doktorn oder Verständigen 
gegründet ist,“ dann soll es nicht länger geleugnet werden, „daß- 
solches der Obrigkeit Rechte selbst geben“ 3 ). Nachdem dann ein, 
vermutlich von Osiander stammender, „theologischer Ratschlag von 
Nürnberg“ aus demselben Jahre unbedenklich die Lehre von dem 
Widerstandsrecht der niederen Obrigkeit auf das Recht des deutschen 


') a. a. 0. 207. 

2 ) a. a. 0. 207. 

3 ) „Bedenken D. Martini Luthcri, L). Justi Jonae, Pliilippi Melanchtonis 
Georgii Spalantini vnd anderer der H. Schrillt Gelehrten auf der Witten- 
bergischcn Juristen Vnderricht von der Gegenwehr A. L>. MDXXXI“ in 
F. Hortleder, Handlungen und Ausschreiben 2. Aull. 1654, Buch 2, cap. 9> 
u. 10 S. 1S2 f. 
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Reichs angewandt hatte *), hat gleich darauf „ein ander theologischer 
Ratschlag“ diese Auffassung dahin berichtigt, daß die Fürsten 
und Stände des Reichs ein Widerstandsrecht nicht allgemein und 
schlechthin besitzen, sondern nur dann, wenn sie „nicht allerdinga 
/ sondern mit gewisser Maß / vnd Außbeding ihrer Freiheit vnd 
Rechtens / Keyserl. Majest. nnterthenig weren 2 )“. 

Ein nähereres Eingehen auf die Einzelheiten dieser Lehre ist 
hier nicht am Platze 3 ), denn sie hat keinen dauernden wissen- 

J ) Hortlcdcr a. a. 0. cap. 10 S. 83 ff. bcs § 6 und 7; nachdem vor¬ 
her als selbstverständlich festgestellt ist, daß „die keine (jewalt von Gott 
haben“, niemals zum Widerstand berechtigt sind: 

„So ist auch im Römischen Reich kein wahrhafftiger Gewalt / der ein 
Ordnung Gottes ist / auss einiger Person / fürncmblich: Sondern er hat seine 
Krafft auß der Regierung / Darumb / daß nicht die Personen der Könige 
den Regierungen für sich / als weren sie Geber deß Gewalts / einigen Gewalt 
gebehren / oder machen: Sondern daß die Reich / oder Regierung / den 
Königen ihren Gewalt (soviel sie deß vben) durch die Wahl vnd Ordnung 
heimsetzen / vnd geben. Darumb auch eben die / nemblich / die Wcchter f 
so dem König den Gewalt geben / vnd vberantwortet / haben jbm de» 
(so er nicht hält / wessen er sich verpflichtet hat / vnd sein ordentlichen 
Gewalt nicht vbet) wiederumb zu nehmen / gut Fug und Macht.“ 

2 ) Hortleder a. a. 0. cap. II S. 83 ff; nach prinzipieller Ablehnung 
der Lehre vom Widerstandsrecht der niederen Obrigkeit heißt es § 4 (S. 84):. 

„Aber hierneben ist auch zn bedenken / ob die Fürsten gegen dem 
Keyser vielleicht nicht so richtig Vnterthanen sein möchten / sondern mit 
Bedingung jhrer Frcyheit und Rechten / oder sonst mit Maß vnd Restriktion, 
in jhren gemeiren verliehenen Rechten verfasset / dem Kaysser vnterworffen. 
Wie man dann sonst sichet / daß der Kayser in keinen großen / vnd zuvor 
nachtheiligen Sachen / etwas ohne Raht vund Bewilligung der mehrem 
Reichs-Stände zu statuieren hat / Ader in diesen größten Sachen auch mit 
Reichs-Ständen nichts wider Gottes Wort statuieren kann noch soll. 

Was nun die Rechte hierin dem Kayser oder Fürsten geben / oder 
nemmen / das laß ich die Rechts-Verständigen ausdrucken / darbey es billig 
bleibet / wie der Wittenbergische Rcchtschlag meldet“. 

Interessant ist auch, daß für die Rechtsfrage auf Lupoid von Beben¬ 
burg (vgl. oben S. 13) verwiesen wird. 

3 ) Das ganze zweite Buch von Hortleder a. a. 0. S. 61-223- 
bildet eine einzige große Sammlung von Material, auf das hier verwiesen 
werden mag. — Ergänzend sei nur bemerkt, daß Melanchthon mit der 
klareren Methodik seines allgemein-wissenschaftlichen Denkens zu Ergebnissen 
gekommen ist, die den in naturrechtlicher Erweiterung des Calvinschen Satzea 
entstandenen Lehren der Monarchomachen ähneln. So, wenn er von den 
Wächtern spricht, die manche Nationen ihren Königen gesetzt haben, wie 
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schaftlichen Einfluß und damit positive Bedeutung für die Ent¬ 
wicklungsgeschichte der Widerstandslehre gewonnen. Gerade des¬ 
halb bietet sie aber eine gewisse Ergänzung zu deren Erkenntnis 
nach der negativen Seite und durfte deshalb nicht ganz unerwähnt 
bleiben. Es wirken in ihr dieselben Kräfte, die in der Aus¬ 
gestaltung der Widerstandslehre durch die Monarchomachen deren 
Lehre zu so großer Bedeutung für die Geschichte der Staatsrechts¬ 
wissenschaft gelangen ließ: die Verlegung des Schwerpunkts der 
Betrachtung von den Gedankengängen des überstaatlichen Natur¬ 
rechts in die dem staatlichen Becht entnommene Erkenntnis. 
Aber diese Kräfte konnten nicht zur Entfaltung kommen, weil sie 
gehemmt waren durch die Unklarheit der dem positiven Recht 
entnommenen Gedanken. So beweist jene Lehre einerseits, daß 
die Anlehnung der Monarchomachen an das positive Recht einer 
Neigung der Zeit entsprach, andererseits aber, daß es nur die 
innere Konsequenz in der festen Durchführung der Methode war, 
die der monarchomachischen Lehre ihre Stärke und Bedeutung 
gab. 

einst die Lacedämonier die Ephoren, und die jetzt in fast allen Staaten den 
— Herrschern beigegeben seien und deren Stelle im Deutschen Reiche die Kur¬ 
fürsten einnehmen. Dabei spielt dann freilich auch die klassische, schon in 
der mittelalterlichen Lehre zur Geltung gekommene, Vorstellung von der 
Überordnung des Gesetzes über die Herrschergewalt eine Rolle. (Sunt igitur 
exeogitata vincula quae iniieerentur tantae potestati, additae sunt leges 
regibus, ut ex scripta iure gubernarent rem publicam. Est igitur alia regni 
species summum imperium sed certo jure circumscriptum. Quaedam nationes 
etiain addiderunt custodes regibus, qui ius haberent redigendi eos in ordinem. 
Sicut Lace^aemonii addiderunt ephoros, quibus scribit Thucjdides lieuisse 
capere regem. Tales reges non sunt omnino aÜTOKQCLTÖQeg dwnev&woi, 
hoc est, non habent ita summam potestalem, ut nemini liceat de eis judicari 
aut eorum actionibus adversari: Ac fere nunc talia regna sunt. Habent enim 
leges, habent et custodes. In Germania sunt electores, in Gallia certi prin- 
cipes curiae parlamenti, tamquam ephori regum. C. R. XVI, 440). Letzten 
Endes kommt er aber doch zu derselben streng juristischen Entscheidung 
wie Calvin, indem er es im Einzelfalle von dem positiven Staatsrecht ab¬ 
hängig macht, ob und wieweit diese ephorenartigen Organe ein Widerstands¬ 
recht besitzen. Denn er fügt seinen Ausführungen hinzu: sed alibi plus, 
alibi minus possunt. Andererseits freilich hat auch Melanchthon, wie 
€ardauns litt, dartut, ebensowenig wie Luther gegenüber dem Ansturm 
der politischen Bedürfnisse die Klarheit seiner Rechtsauffassung zu wahren 
gewußt. 
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Wichtiger för die Entwicklungsgeschichte der Widerstands¬ 
lehre ist die Lehre des englichen Reformators Poynet 1 ), die in 
vieler Hinsicht ein Gegenstück zu derjenigen der Monarchomachen 
bildet. Wie jene entnimmt auch er die theoretischen Grund¬ 
gedanken den mittelalterlichen Doktrinen. Wie jene verwertet 
er aber dabei doch die Erscheinungen des geltenden Rechts. 
In einem ganz anderen Verhältnis zu einander, wie bei jenen, 
stehen aber bei ihm diese beiden Elemente der staatswissenschaft¬ 
lichen Betrachtung. 

Zwar geht Poynet aus von der Betrachtung positivrechtlicher 
Erscheinungen, aber die entscheidenden Gründe entnimmt er der 
Idee der Volksouveränität, die er jedoch gleichzeitig durch Hin¬ 
weise auf die politische Wirklichkeit stützt. Alle Herrscher haben 
ihre Gewalt vom Volk, wie alle Rechtsordnungen zeigen. In einigen 
Staaten ist sie ihnen in größerem, in anderen in geringerem Um¬ 
fange gegeben worden, in wieder anderen hat das Volk sie un¬ 
mittelbar in der Hand behalten. Wie man aber alle Vollmachten 
nach Belieben zurückziehen kann, besonders jedoch, wenn der 
Bevollmächtigte die ihm anvertraute Mächt mißbraucht, so kann 
auch das Volk die Gewalt, die es einem Herrscher übertragen 
hat, jederzeit wieder zurücknehmen 2 ); besonders, wenn der Herrscher 
zum Tyrannen ausartet, kann es ihn beseitigen. Das ist kein 
besonderer Staatsrechtssatz eines bestimmten Volkes oder einiger 
Völker, sondern ein allgemein gültiger, von Gott gesetzter Satz, 
nicht in Bücher, sondern ins Menschenherz geschrieben, nicht 


*) A short treatise of politik power, aud the true obedience which 
Subjeets owe to to kings aud other civill Governours . . . Composed bj me 
D. J. P. B. R. W. . „. Printed in the year 1556, aud now reprinted 1639. 

2 ) a. a. 0. cap. VI S. 49 f. Kings, Princes and Governours have their 
authority of the people, as all laws, usages and policies, to declare and 
testifie . . . For in some places an Countries they have more & greater 
authority, in some places lesse. And in some the people have not given 
this authority to any other, but retaine and exercise it themselves. And 
is any man so unreasonable to deny that the whole may as rnuch as they 
have permitted one member to do? or those that have appointed an office 
upon trust, have not authority upon just occasion (as the abuse of it) to 
take away that they gave ? All laws do agree, that men may revoke their 
Proxeis, and letters of Atturney when it pleaseth them: muche more, when 
they see their Procteurs and Atturaeys abuse it. 
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gelehrt *und gelernt, sondern von der Natur in des Menschen 
Herzen gelegt 1 ). Das ist also reinstes Naturrecht, arbeitend allein 
mit der Begriffskonstruktion ans der Volkssouveränitätslehre unter 
Beiseiteschiebung des positiven Rechts. 

In stärkstem Gegensatz zu diesen Ergebnissen Poynets stehen 
die Darlegungen, mit denen er seine Abhandlung beginnt. Sie 
beschränken sich, wenn auch unter gleichzeitiger politischer 
Würdigung, auf eine Schilderung des allgemeinen Staatsrechts des 
ständischen Staats unter besonderer Berücksichtigung der englischen 
Verhältnisse. Gottes wunderbare Vorsehung hat alles so geordnet, 
daß in allen gottesfürchtigen Staaten eine Tyrannei nicht möglich 
ist. Denn die Staaten sind so eingerichtet, daß das Staatshaupt, 
auch wenn es dies wollte, nie die anderen Glieder des Staates 
unterdrücken kann. Wie in Sparta die Ephoren, in Rom die 
Volkstribunen zum Schutz der Volksfreiheit eingesetzt waren, 
so hat Gott in allen christlichen Staaten Instanzen zum Schutz 
des Volkes gegen die Herrscher geschaffen: in Deutschland den 
Beichstag, in Frankreich und England die Parlamente, ohne deren 
Wissen und Willen nichts geschehen kann 2 ). Die Gesamtheit des 


l ) ibidem S. 50. For it is no private law to a few or certain people, but 
common to all: not written in books but grafted in the heards of men: 
not made by man, bus ordained by God: which we have not learned recei- 
ved or read: but have taken, sucked, and drawn it of nature: whereunto 
we are not taugth, but made: not instructed, but seasoned: and (as St. 
Paul saith) mens conscience bearing witnesse of it. 

s ) ibidem cap. I S. 6. And the wonderfull providence of God is herein 
to be well noted and considered, of all such as love and feare Good, that 
in all places and Conntries where Gods Word hath been received and imbra- 
ced, there for the time the people followed God, no tyranny could enter 
but all the members of the body sougth the proBperity and wealth one of 
another, for Gods Word taught them so to do. . . . 

And the state of the policies and Commonwealths have been disposed 
and ordained by God, that the Heads could not (if they would) oppresse 
the othermembers. For as among the Lacedamonians certain men called 
Ephori were ordained to see that the Kings should not oppresse the people 
and among the Romains the Tribunes were ordained to defend and main- 
tain the liberty of the people, from the pride and injury of the Nobles: So 
in all Christian Realms and Dominions. God ordained means, that the 
Heads, the PrinceB and Governours should not oppresse the poor people, after 
their lusts,' and make their wills their laws. As in Germany between the 
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Staates kann Fehler des Herrschers beseitigen und bestrafen. 
Denn die Herrscher haben keine absolute Macht, sondern sind den 
Gesetzen unterworfen. Die Gesetze, die eine Absetzung des 
Herrschers vorsehen, sind ein Beweis dafür. Wie Gott Richter 
über die Privaten eingesetzt hat, so will er auch, daß die Magistrate 
zur Verantwortung gezogen werden können von der Reichsversammlung 
(the whole Congregation or Common-Wealth). So war es einst 
das Amt des High Constable, den König in Person vor das 
Parlament oder andere Gerichtshöfe zu laden, aber auch aus gerechten 
Gründen ihn in Haft zu nehmen 1 ). 

Wir sehen, eine merkwürdige Mischung von naturrechtlichen 
Doktrinen und Anlehnungen an das positive Recht bildet das 
System Poynets. Wir sehen auch sofort, daß die positivrechtlichen 
Elemente keine anderen sind als diejenigen, die Calvin klar zur 
Erkenntnis gebracht hat. Sie sind aber nicht wesentlich für die 
Ideengänge Poynets. Wesentlich für diese ist nur das religiöse 
Element der unmittelbaren Unterordnung aller menschlicheu Ein- 


Emperour and the people, a Conseil or Diet: in France and England 
Parliaments, wherein ther met and assembled of alle sorts of people, and 
nothing could be done without the Knowledge and consent of all. 

l ) ibidem cap. VI. S. 49. But here ye see, the body of every State may 
(if it will) yea & ought to redresse and correct the vices of their Heads 
and Governours. And for as mach as ye have alreedy seen, where of politike 
power and government & groweth the end wherunto it was ordained: and 
8eeing it is before manifestly and sufficiently proved, that Kings and Princes 
have not an absolute power over their subjects: that they are and ought 
to be subject to the law of God and the whole-some positive laws of their 
Countrey: and that they may not lawfully take or use their subjects goods 
at their pleasure: the reasons, arguments, and law that serve for the depo- 
sing and displacing of an evill Govemour, will do as much for the proof, 
that it is lawfull to kill a Tyrant, of they may be indifferently heard. As 
Good hath ordained Magistrates to heare and determine private mens matters 
& to punish their vices: so also will he that the Magistrates doings be 
ealled to account and reckoning, and their vices corrected and punished by 
the body of the whole Congregation or Common-Wealth 'As it is manifest 
by the memory of the ancient office of the high Constable of England, into 
whose anthority it pertained, not onely to summon the King personally be¬ 
fore the Parliament, or other Courts of Judgment (to answer and receive 
according to justice) but also upon just occasion to commit him unte 
ward. 


Digitized by 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



192 


Digitized by 


richtungen unter den Willen Gottes 1 ). Ob Poynet sich an die 
positivrechtlichen Ausführungen Calvins nur angeschlossen hat 
aus Respekt vor den verba magistri, oder ob er ihnen besondere 
Zugkraft beigemessen hat, — die Vorausstellung vor den natur¬ 
rechtlichen Deduktionen spricht dafür — ist für uns gleichgültig. 
Wichtig ist nur, daß Grundlage seiner Lehre die alte natur¬ 
rechtliche Doktrin ist, daß ihm aber doch deren Ergänzung durch 
erhebliche positivrechtliche Elemente nötig schien. 

In ähnlichem Verhältnis zu dem Naturrecht einerseits und 
den staatsrechtlichen Erwägungen Calvins und der lutherischen 
Publizisten andererseits, wie die Lehren Poynets, stehen die zwei 
Jahre nach ihnen veröffentlichten des schottischen Reformators 
Knox 2 ). Auf theokratischer Grundlage baut er mit den alten 
Mitteln der naturrechtlichen und sholastischen Lehre ein Wider¬ 
standsrecht auf, gibt diesem dann aber doch Formen, die deutlich 
der rechtlichen oder wenigstens politischen Wirklichkeit entnommen 
sind. Noch bunter wird sein System dann aber dadurch, daß 
es für den Dienst rein politischer Zwecke bestimmt und auf diese 
zugeschnitten ist, die Absetzung der katholischen Maria. So 
stellt Knox einerseits als allgemeinen Satz des jus naturale und 
jus divinum die Lehre auf, daß Herrschaft einer Frau im Staate 
widerrechtlich ist 3 ). Um diesen Satz für die formalen Gedanken¬ 
gänge zu verwerten, er ergänzt ihn durch die Konstruktion, 

') Vgl. auch Cardauns 39. 

*) Knox, The First Blast of the Trumpet against the monstrous regiment 
of Women 1558; Knox, The appelation from the sentence prononced by the 
bishops and clergy adressed to the nobility and estates of Scotland 1558. 
Die beiden Schriften sind hier zitiert nach The works of John Knox collec- 
ted and edited by David Laing Edinburg 1864 IV S. 381 ff, 461 ff. 

3 ) Daher findet sich auch bei ihm wieder die auch von Calvin auf- 
genommene alte Augustinische Lehre von dem a Deo excitatus (vgl. oben 
S. 95 Anm. 1): lf God raise up any noble harte to vendicate the libertie 
of bis countrie and to suppresse the monstrous empire of women . . ., 
dann ist Widerstand dagegen Widerstand gegen Gott: they lift their hands 
against God. (The First Blast of the Trumpet) a. a. 0. 417. 

4 ) (The first Blast) a. a. 0. 373: To promote a woman te beare rule, 
supcrioritie, dominion or empire aboue any realme, nation, or citie, is re- 
pugnant to nature, contumelie to God, a thing most contrarious to his 
reueled will and approued ordinance, and linallie it is the subuersion of 
good order of all equitie and iustice. 
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daß eine Frau Herrscher werden könne immer nur durch Verrat 
und Auflehnung gegen Gott. Denn daß der tyrannus absque titulo 
bekämpft werden dürfe, war ein schlechterdings unbestrittener 
Satz der damaligen allgemeinen Staatsrechtslehre. Deshalb aber 
— und hier beginnt der Übergang zu der Berücksichtigung der 
staatlichen und rechtlichen Wirklichkeit — kann eine Frau als 
Herrscher auch nicht mit Rechtswirksamkeit staatliche Organe ein- 
setzen 1 ). Die von ihr dazu berufen werden, müssen sich weigern, 
ihre Beamte zu sein, und — hier liegt ein kleiner Gedankensprung 
vor — mit allen Kräften ihre Tyrannei abwehren. Diese letztere 
Pflicht aber — damit wird der Anschluß an die politische Wirklich¬ 
keit vollständig — haben auch der Adel und die Stände, durch 
deren Blindheit die Frau zur Regierung kommen konnte *). Die¬ 
jenigen, die Gott zu Häuptern in ihren Gemeinwesen gemacht 
hat, müssen dafür sorgen, daß ihre Untertanen nicht nur Religions¬ 
freiheit genießen, sondern auch sonst nicht bedrückt werden. Diese 
Mahnung richtet Knox ausdrücklich an den Adel und die Stände 
von Schottland 3 ). 

Es ist also ein merkwürdiges Gemisch aus den naturrecht¬ 
lichen Gedankengängen der alten scholastischen Widerstandslehre, 
der lutherischen Lehre vom Rechte der niederen Obrigkeit und 
den staatsrechtlichen Erwägungen Calvins, woraus sich die Lehre 


*) ibid. 415: For that woman reigneth abouc man, she hath obteined 
it by treason and conspiracie committed against God. Howe can it be then, 
that the being criminall and giltie of treason against God committed, can 
apointe any officer pleasing in bis sight? It is a thing impossible. 

*) ibid 415 f. They must refnse to be her officers, because she is s 
traitoresse and rebelle against God. And finallie they must Studie to 
represse her inordinate pride and tyrannie to the vttermost of their power 
The same is the dutie of the nobilitie and estates, by whose blindness a 
woman is promotod . . . they oght . . . to remove from authority all such 
persona as by Usurpation, violence or tyrannie do possesse the same. 

3 ) (The appelation . . . to the nobility and estates of Scotland) a. a. 0. 
460: My petition is, That ye, whome God hath appointed heades in your 
commune welth, with single eye do Studie to promote the glorie of God; 
to provide that your subjects be rightly iustructed in his true religion; 
that they bc defended from all oppression and tirannie; that true teachers 
may be maintained, and such as blynde and deceive the people, together 
alsowith all idle bellies, wich do robbe and oppresse the flock, maybe 
reinoved and punished as God’s Law prescribeth. 

Wolzendorff, Staatsrecht und Natnrrecht 13 
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Knox’ zusammensetzt. Gerade dadurch ist sie für die Entwicklungs¬ 
geschichte der Widerstandslehre wichtig. Sie zeigt einerseits, wie 
seit Calvin wenigstens in dem Gebiete seines Einflusses ein voll¬ 
ständiges Außerachtlassen der rechtlichen und politischen Wirklich¬ 
keit nicht mehr möglich war; andererseits läßt ihre ganz unklare 
Vermengung der naturrechtlichen und staatsrechtlichen Elemente 
durch den Gegensatz erst recht erkennen, wie groß der Fortschritt 
der positiv staats wissenschaftlichen Methode der Monarchomachen, 
wenn sie auch die calvinische Reinheit von naturrechtlicheri 
Konstruktionen nicht behalten hatte, doch gegenüber der natur¬ 
rechtlich - spekulativen Methode der mittelalterlichen Lehre war. 

In noch stärkerem Gegensatz zeigt den in der monarcho- 
machischen Lehre enthaltenen rechtswissenschaftlichen Fortschritt 
. die Lehre des Mannes, der in einem großen Werke sie zugleich 
zu widerlegen und durch die Bezeichnung mit dem Namen der 
v Monarchomachen für immer zu brandmarken unternahm 1 ). Gegen 
Ende seiner langen Ausführungen erklärt Barclay ganz klar, 
daß unter gewissen Umständen die Untertanen dem Herrscher 
Widerstand leisten dürfen; nämlich dann, wenn er sie unerträglich 
tyrannisiert. Sie dürfen ihm dann kriegerisch entgegentreten, 
zwar nicht um seine Herrschergewalt zu verletzen, sondern nur um 
das Ungestüm seiner Tyrannei abzuwehren 2 ). Wenn aber der 
Herrscher aus wirklich feindlicher, staats gefährlicher Absicht handelt, 
dürfen sie ihn sogar töten 8 ). 

Der Unterschied der Lehre Barclays von der der Monarcho¬ 
machen ist nur der, daß er an die Stelle ihrer, der Struktur 
des lebenden ständischen Staatsrechtes angepaßten und an geltende 
Rechtsnormen und alte Rechtseinrichtungen anknüpfenden formellen 
Rechtsregeln über Inhalt und Umfang des Widerstandsrecht und der 


J ) Guilielmi Barclaii De regno et regali potestate adversusBuchananum, 
Brntum, Boucherium et reliquos Monarchomachen. (1600) Hier zitiert nach 
der Ausgabe in Guilielmi Barclaii de Potestate Papae, Hannovae 1607 
S. 173 ff. 

2 ) Vgl. die unten S. 195 Anm. 1 wiedergegebene Stelle. 

®) a. a. 0. Lib. VI cap. XXIII (S. 778): Quod itaque scribis, Rem- 
publicam posse eum occidere, qui in ipsam hostiliter agit, id si de illo 
Principe intelligatur qui hostili animo, id est animo perdendi Rempublic&m 
agit, verissimum quidem est. 
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Zuständigkeit zu seiner Ausflbung ganz verschwommene Betrachtungen 
setzt: die Untertanen sollen nicht „inordinate“ Vorgehen, sollen' 
wenn sie wirklich Krieg gegen den Fürsten führen, „inzwischen“ 
sich wie treue, ehrerbietige Untertanen verhalten uhd nur die 
Tyrannei bekämpfen, sodaß sie Krieg, aber keine Rebellion aus- 
füren 1 ). Diese Unklarheit Barclays zeigt den großen Vorteil der 
juristischen Klarheit, die die Monarchomachen aus der Beobachtung 
der rechtlichen und politischen Wirklichkeit gewonnen haben. 
Trotz seiner ehrlichen Absicht, das Staatsgefährliche und Wider¬ 
rechtliche an der Lehre der Monarchomachen unschädlich zu machen, 
ist er selbst zu nichts anderem gelangt als zu einer Lehre, die 
für die staatliche und rechtliche Sicherheit viel gefährlicher ist 
als die der Monarchomachen. 

Die Lehre Barclays bedeutet nicht, nur gegenüber deijenigen 
der monarchomachischeu einen Rückschritt, sondern steht auch 
gegenüber den sonstigen wissenschaftlichen Erörterungen jener 
Zeit zurück. In seiner Angst von einem klaren Bekenntnis zu 
dem ständischen Widerstandsrecht einerseits und der Unmöglich¬ 
keit, angesichts der allgemeinen Rechtsanschauungen seiner Zeit 
ein Widerstandsrecht ganz zu leugnen, war er mit seinem Be¬ 
streben, dies wenigstens möglichst farblos zur Darstellung zu 
bringen, in eine Sackgasse geraten. Der Weg der Entwicklung 
ging an ihm vorbei. Selbst die Vertreter der kirchlichen Wissen¬ 
schaft, also die rechten Erben der alten naturrechtlichen und 
scholastischen Doktrin, haben schon vor seiner Zeit die rein natur- 
rechtlich-spekulative Begründung der ihnen überlieferten Wider¬ 
standslehre als ungenügend erkannt und sie durch Aufnahme positiv¬ 
rechtlicher Elemente zu ergänzen gesucht. 

*) a. a. 0. Lib. VI, cap. XXIV (S. 790). Jam enim saepius a nobis 
dictum est, licere quidem subditis, quos Princeps intolerabiliter tyranniz at 
perversis cius conatibus resistere, ac se, vitam, corporaque tueri: nec tarnen 
ob hoc deberent se a Principe auo omnino auertere, nec contra eum inordi- 
nate procedere . . . Snbditi ergo sic bellum a necessitate coacti adversus 
Principem tyrannum suscipiant, ut ejus interea humiles, supplicesque, fidem 
et miseriordiam, sicutis subditos decet, obtestentur, k sese nullum ei. peri- 
culum creare, nullas moliri insidias, nullum denique Regi debitum obsequium 
Tel oboedientiam denegare, sed tantum iniustos tyrannidis impetus, iustae 
defensionis auxilio a se suisque arcere veile, dictis simul & factis propalam 
denunicient. Ita fit' ut bellum sine rebellio gerant & vim vi opponant ulla 
absquc iniuria. - Vgl. dazu L. III, cap. VIII, S 375. 
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Schon 1567 zeigt sich in dem berühmten und außerordentlich 
einflußreichen Werke von Dominicas Soto die angedeutete Konzession 
an das staatliche Becht. Offensichtlich ist zwar grundlegend für 
Soto auch die aus der Projektion der konziliaren Theorie auf die 
Staatsrechtslehre sich ergebende Idee der Überordnung des Staate* 
über den Herrscher, denn er spricht ausdrücklich von einer Be¬ 
waffnung des Staates gegen den Herrscher. Aber für die Art der 
Ausübung des Widerstandes verlangt er, ob in Anlehnung an 
lehnrechtliche oder kirchenrechtliche oder ständestaatliche Ein¬ 
richtungen, ist gleichgiltig, jedenfalls aber aus Berücksichtigung 
rechtlicher und staatlicher Wirklichkeiten eine bestimmte rechtliche 
Form, ein publicum judicium 1 ). 

Viel deutlicher noch tritt die Berücksichtigung der geltenden 
staatlichen Organisation hervor in der Widerstandslehre eine» 
gegen Ende des 16. Jahrhunderts entstandenen geistlichen Werkes. 
In seinem Kommentar zum Buch Esther stützt Francois Feuardent 
zwar das Widerstandsrecht der Stände einfach durch die analoge An¬ 
wendung der konzilaren kirchenrechtlichen Theorie auf das Staats¬ 
recht, aber doch eben damit in Anerkennung der tatsächlichen 
Struktur des ständischen Staates in gewissem Grade auch auf 
das positive Staatsrecht. 

Freilich ist weder bei Soto noch bei Feuardentius die Berück¬ 
sichtigung des positiven Rechts für die wirkliche Konstruktion der 
Widerstandslehre von Bedeutung. Dieser ist bei beiden nur in den. 
Mitteln der alten naturrechtlichen und scholastischen Theorie 


*) Dominici Soto De jnstitia & jure. Antwerpiae 1567, Lib. V Quacst 
I art. III (Bl. 789). Atqui in hoc secundo casu (seil, dem des tyr. exer- 
citio) communis consensus est, nimini licere ipsum privatim interimere. Et 
ratio est quod, cum ius babeat ad regnum, non est illo, nisi per publicum 
iudicium expoliandus, vt scilicet audiatur. Lata vero in eum sententia, quis- 
que potest instilui executionis minister . . . Si respublica superiorem habet, 
ille adeundus est, vt remedio succurrat: sin vero, illa potest in ipsum 
coarmari. 

2 ) Francisci Fev-ardentii In Librum Esther Commentarii, Cdl. Agr. 
1595, 86 f. Conuentus legitimus Ordinum totius regni, qui ex Ecclesiasticis 
nobilibus & populi selectis viris coalescit, cum universi regni potestatem 
& faciem referat, sicut Concilium generale Episcoporum universam repraesen- 
tat Ecclesiam, Regem religioni & populo perniciosum, tyrannum & infestum 
potest exauthorare & alium eius loco substituere. 
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geschehen und hat deshalb nicht nur zu jenem, wenigstens äußerlich 
an das positive Staatsrecht sich anlehnenden Ergebnis, geführt, 
sondern zu der ganz allgemeinen — also nicht auf das ständische 
Widerstandsrecht beschränkten — mittelalterlichen Widerstands¬ 
und Tyrannenmordslehre 1 ). Die Anlehnung an das positive Recht, 
die bei ihnen nicht zu verkennen ist, hat eben ihren Platz nicht 
in der Konstruktion des Gebäudes, wie bei den Monarchomachen, 
sondern nur an der Fassade. Dabei ist diese von ihnen im Ver¬ 
hältnis zu den Sätzen anderer geistlicher Autoren leidlich kräftig 
ausgestattet, wie denn z. B. der berühmte Vasquez das Staats¬ 
recht nur in der — nicht ausnahmslosen — Regel berücksichtigt, 
daß die Ausübung des Widerstandsrechts nicht den Privaten zu¬ 
stehe 2 ). Und gerade deshalb sind auch diese Theorieen so 
interessant für die Geschichte der Widerstandslehre. Sie zeigen 
einerseits den Vorsprung an klarer Rechtserkenntnis, der gegen¬ 
über der mittelalterlichen Lehre in der der Monarchomachen liegt, 
andererseits aber auch, wie die Notwendigkeit der Berücksichtigung 
des positiven Rechts seit Calvin nicht mehr zu umgehen war und 
dieser deshalb, auch in denjenigen Lehren, die ihr innerlich nicht 


1 ) So steht bei Feuardent im Vordergrund das Absetzungsrecht der 
Kirche, aber auch der Tyrannenmord des Einzelnen spielt eine große Rolle, 
a. a. 0. 81 ff; er ist insbesondere gegeben wenn der Herrscher sich des 
Mordes oder der Abwendung von der Kirche schuldig macht, a. a. 0. 95 f; 
auch fehlt nicht der Vertragsgedanke: si a pactis defecerint, jam non sunt 
Reges legitimi, sed latrones atque tjranni, ab ordinibus coercendi a. a. 0. 89 
— Bei Soto vgl. a. a. 0. 739: Praeterea*dum particulariter einem quempiam 
aggreditur, vt vel ipsum trucidet, vel sua rapiat, potest civis ille, vim vi 
repellendo, eum interimere: dum tarnen constantissimum sit esse tyrannum. 

2 ) D. Femandi Vasquii Controversiarum illustrium aliarumque usu 
frequentium libri tres, hier zitiert nach der neuen Auflage Venetiis 1595; 
auch bei ihm liegt der Hauptwert auf dem päpstlichen Absetzungsrecht (cap. II, 
10 ff.), im übrigen beschränkt er sich wesentlich auf die Wiedergabe der 
Ausführungen Sotos unter Weglassung gerade derjenigen, die eine Spur 
staatsrechtlicher Gedanken enthalten, cap. VIII, 33: si quidem quempiam 
civium tyrannice aggrederetur, ut ipsum trucidaret, vel ejus bona raperet, 
poterit ille cives eum occidere vim vi repellendo, cum ijs qualitatibus, de 
quibus per Glo. & Doct. in d. 1. vt vim, ita vult Dominicus . . . quod si 
is princeps in unum tyrannidem attentabat, alius vel alij ciues non possunt 
eum occidere praeter eum qui vim patiebatur. quamvis ipsa Resp. possit 
armari ad resistendum. Vgl. auch cap. VIII, 41. 
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folgten, doch wenigstens äußerlich Konzessionen gemacht werden 
mußten. Das alles aber sind nur wieder neue Beweise dafür, daß 
die Bedeutung der Monarchomachen in der Geschichte der Staats¬ 
wissenschaften darin beruht, worin wir glauben ihr entwicklungs¬ 
geschichtliches Charakteristikum nachgewiesen zu haben: in der 
wesentlichen Berücksichtigung von dem positiven Rechte ent¬ 
nommenen Elementen in ihrem System. 

Nur negativ oder doch nur ergänzend sind die Beweise, die 
wir für die entwicklungsgeschichtliche Bedeutung der monarcho- 
machischen Lehre aus der gleichzeitigen Literatur gewonnen haben. 
Einen positiven nnd den Kern der Frage treffenden Beweis kann 
nur die Betrachtung der weiteren Entwicklung der Widerstands¬ 
lehre liefern. Sie führt uns geradenwegs zu einem der Männer 
„deren Leistungen — nach einem Worte Gierkes — uns das Recht 
geben, dem deutschen Geist einen ebenbürtigen Anteil an der 
modern-europäischen Entwicklung der politischen Ideen zu vindi- 
zieren,“ zu Johannes Althusius. 


Wenn wir hier die Lehre des Althusius betrachten wollen, 
so muß ich zunächst an einen bereits im ersten Kapitel aus¬ 
gesprochenen Gedanken erinnern: daß es mir als Vermessenheit 
erschiene, das Bild dogmengeschichtlicher Zusammenhänge ergänzen 
zu wollen, daß wir aus Gierkes Meisterhand besitzen. Mehr als für 
irgend einen anderen Punkt unserer Untersuchung maß das für die 
Betrachtung der Lehre des Althusius gelten, die ja den Kernpunkt 
der einzigartigen Arbeit Gierkes bildet. Auch sie soll hier nur 
unter demselben Gesichtspunkte geschehen, der uns bei der 
Betrachtung der monarchomachischen Lehre leitete: Untersuchung 
nur deijenigen Teile jenes Lehrgebäudes, die das Widerstands¬ 
recht einschließen oder in unmittelbarem konstruktiven Zusammen¬ 
hang mit ihm stehen, und auch dieser nur hinsichtlich ihres 
Zusammenhangs mit dem positiven Recht. Der durch diesen für 
uns allein bestimmenden Gesichtspunkt umgrenzte Kreis unserer 
Aufgabe liegt also ganz außerhalb desjenigen der Untersuchungen 
Gierkes, die „die Geschichte der einzelnen Gedanken lediglich in 
ihrer theoretischen Erscheinungsloim zur Anschauung gebracht“ 
haben wollen. 
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Die Bedeutung der positivrechtlichen Elemente in der Lehr? 
des Althusius können wir jedoch ebensowenig, wie das bei der Be¬ 
trachtung der monarchomachischen Lehre möglich war, erkennen 
ohne zugleich ihr Verhältnis zu den rein theoretischen Elementen 
festgestellt zu haben. Diese müssen wir uns daher zunächst ver¬ 
gegenwärtigen *). Theoretisch ist Grundlage und Ausgangspunkt 
der Lehre vom Verhältnis zwischen Herrscher und Volk bei 
Althusius, ganz wie bei allen früheren Verfechtern der Widerstands¬ 
lehre, die Volkssouveränitätstheorie: princeps major singulis, 
universis minor. Auf das dem Volke beigelegte Recht der summa 
potestas im Staate wandte Althusius — zuerst damit der alten 
Lehre volle juristische Klarheit gebend — „den scharfen Begriff 
der im Staate nur einmal vorhandenen Souveränität und den 
dafür durch die Anhänger der Fürstensouveränität zum terminus; 
technicus ausgeprägten Namen der „majestas“ an“. Und nicht 
nur diesen theoretischen Grundgedanken hat Althusius von der 
alten Widerstandslehre übernommen und dann zu größerer 
juristischer Klarheit ausgebildet, sondern auch den konstruktiven 
Hilfsgedanken, ohne den die Volkssouveränitätstheorie auf kein 
Gemeinwesen mit organisierten Staatsgewalten, — außer der unmittel¬ 
baren Demokratie, — insbesondere nicht auf alle monarchischen 
Staatsgebilde anwendbar war: den Gedanken des Herrschaftsver- 
trages. Er konstruierte in scharfer juristischer Formulierung „den 
Gedanken eines beiderseits verbindlichen Anstellungsvertrages, durch 
welchen das Volk die Verwaltung der von ihm nicht unmittelbar 
auszuübenden Majestätsrechte einem obersten Geschäftsführer mit 
einem innerhalb der gegebenen Vollmacht selbständigen Recht auf 
Geschäftsführung übertrage“. In Konsequenz dieses Gedankens 
kam er dann zu dem anderen, „daß in der Tat neben der Majestät 
des Volkes für eine monarchische Majestät kein Raum sei, und 
daß es daher in Wahrheit keinen Unterschied der Staatsformen, 
sondern nur einen Unterschied der Regierungsformen je nach der 
monarchischen oder polyarchischen Organisation des »summus 
magistratus“ gebe“. Hinsichtlich der aus der Superiorität der 
Gesamtheit sich ergebenden Rechtsfolgen führte Althusius „ein 
für alle Staatsformen identisches Schema der dem obersten Magistrat 


*) Gierke, Althusius 18 ff., 144 ff., 148, 149 ff., 157, 161 f. 
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gegenüber notwendig reservierten Volksrechte durch und räumte 
hierbei der Repräsentantenversammlung — und in Ermangelung einer 
solchen der unmittelbaren Volksversammlung — nicht nur eine 
ständige Mitregierung, sondern in den wichtigsten Dingen die 
alleinige Beschlußfassung unter Verpflichtung der Regenten zur 
Ausführung der ihm übermittelten Beschlüsse ein“. Von größter 
Bedeutung nach der rationellen Seite hin ist endlich bei Althusius 
die stärkere innere Verbindung des Volkssouveränitätsprinzips mit 
dem Vertragsgedanken, der bisher für jenes einerseits nur eine 
begriffliche Hilfskonstruktion, andererseits aber auch die einzige 
konstruktive Stütze bedeutet hatte. Diese Stütze war aber, wie 
bereits erwähnt, sehr dürftig. Die Vertragslehre sollte beweisen, 
„daß das Volksrecht als Quelle des Herrscherrechts notwendig 
auch das höhere Recht sei; daß der Herrscher, weil er nur durch 
das Volk, für das Volk und niemals ohne das Volk existiere, 
dem Volke untergeordnet bleibe; daß die Gesamtheit bei Ein¬ 
setzung des Herrschers, weil freiwillig und vernunftgemäß kontra¬ 
hierend, eine volle Veräußerung ihrer Freiheit nicht beabsichtigt 
haben könne“. Dieser sehr fragwürdigen Schlußreihe fügte Althusius 
ein in der Tat ganz neues Argument von nachhaltigster Wirkung 
ein, indem er „mit der Deduktion aus dem Wesen des Vertrages die 
Deduktion aus dem Wesen der Souveränität kombinierte“, wie das 
bereits erwähnt wurde. Dabei ist es aber gleichzeitig diese Verbindung 
des Souveränitätsgedankens mit dem Vertragsgedanken, die ihn an 
die überkommene dualistische Staatsaufiassung fesselte und ihn zur 
Konstruktion einer begrifflichen einheitlichen Staatsgewalt nicht 
gelangen ließ. Denn „sein Begriff des Herrschaftsvertrages zwingt 
ihn zur Spaltung der einheitlichen Staatspersönlichkeit und zur 
Identifizierung des souveränen Staatskörpers mit der, demRegiernngs- 
körper gegenüber selbständig personifizierten universitats populi“. 

Welche Bedeutung haben nun in der Widerstandslehre des 
Althusius die dem positiven Recht entnommenen Elemente, die 
wir bei den Monarchomachen eine entscheidende Rolle spielen 
sahen? 

Nach der Lehre des Althusius ist das Verhältnis zwischen 
Volk und Obrigkeit bestimmt durch die majestas, die dem Volke 
als unveräußerliches Recht zusteht. Das Volk hat aber, wie jede 
Universitas, die Befugnis, zur Verwaltung jenes, seines Gesamtrechts 
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Personen anzustellen, zu bevollmächtigen, zu verpflichten und 
ihnen Bedingungen zu stellen. „Solche Verwalter repräsentieren 
dann nach den Grundsätzen der Korporationslehre das Volk, so¬ 
weit es nicht selbst Zusammenkommen und handeln kann und 
haben daher die Rechte und Pflichten von Vormündern“. Aus 
der Unveräußerlichkeit des Rechtes, das sie verwalten, ergibt sich 
aber, daß sie hinsichtlich seiner das Volk als Eigentümer aner¬ 
kennen (populum seu regni corpus dominum agnoscere) und lediglich 
das Interesse des Volkes vertreten müssen, daß sie an die Gesetze 
des Reichs und die Schranken ihrer Vollmacht gebunden sind und 
außerhalb dieser nur „privati“ ohne öffentlichrechtliche : ) Autorität 
sind. Diese Verwalter sind zweierlei Art. An der Spitze des 
Staates steht der summus magistratus. Seine Rechtsstellung be¬ 
steht nur auf Grund eines mit dem Volke geschlossenen Vertrages 
und nur im Umfang der kontraktlichen Übertragung, die aber wegen 
der Unveräußerlichkeit der majestas immer nur beschränkt und für 
den Fall des Mißbrauchs widerruflich, also nur „sub conditione, si pie 
et juste imperaturus sit“, geschehen kann 2 ). Die zweite Art Verwalter 
des Volksrechts sind die Ephoren, die dem summus magistratus 
gegenüber im Auftrag und Namen des gesamten Volkes dessen Rechte 
zu verwalten haben. Sie werden an sich durch Volkswahl bestellt, 
doch können sie erblich berufen oder vom Fürst oder den Opti- 
maten ernannt sein: „ex populi concessione et beneficio“, und 
auch dann nur als Vertreter des Volkes. Im Auftrag und Namen 
des Volkes haben sie den summus magistratus zu wählen, bei 
seiner Verhinderung einen Reichsverweser zu bestellen und während 
eines Interregnums selbst die Regierung zu führen. Zu allen er¬ 
heblichen Staatsakten bedarf es ihrer Zustimmung, bei ' den 
wichtigsten sogar ihres alleinigen Beschlusses. Ganz allgemein 
haben sie überhaupt den summus magistratus zu beraten; aber 
sie haben ihn auch zu ermahnen und zu korrigieren und die 
vorbehaltenen Volksrechte gegen ihn zu verteidigen; daher haben 
sie, wenn er tyrannische Übergriffe begeht, ihm Widerstand zu 


!) Althusius cap. IX, § 19-27, cap. XVII, § 1-15, 84, 104, 123-124, 
28—40 cap. XIX § 2—3, cap. XXXYIII § 121 f.j vgl. Gierke Althusius 26 ff. 
2 ) cap. XIX, §§ 1 , 6-23, cap. XX § 19-21; Gierke a. a. 0. 31. 
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leisten und im Notfälle ihn abzusetzen 1 ). Die Ähnlichkeit dieser 
Widerstandslehre mit derjenigen der Monarchomachen springt in 
die Augen. Tatsächlich erweist sie sich bei näherem Zusehen als 
die Fortsetzung und Weiterentwicklung jener. 

Nach dem, was wir von dem Inhalt und der Terminologie 
der monarchomachischen Lehre kennen gelernt haben, kann es 
I kaum einem Zweifel unterliegen, daß mit den Ephoren eine den 
I Ständen des positiven Staatsrechts entsprechende Einrichtung 
' gemeint ist. Andererseits haben schon die soeben aufgezeichneten 
groben Umrisse der Lehre des Althusius gezeigt, daß die Rechts- 
stellung seiner Ephoren durchaus nicht ganz mit der der Stände 
im positiven Recht identisch ist. Aber auch das entspricht nur 
dem Wesenszug der monarchomachischen Lehre: die Elemente 
ihrer staatlichen Struktur sind die dem positiven Recht entnommenen 
Gedanken; die architektonischen Formen, den Stil, hat das Natur¬ 
recht gegeben, einen Stil freilich, dem in vielen Punkten mehr 
und mehr die organischen Elemente des Aufbaus zum Opfer 
fielen. Das alles finden wir bei Althusius wieder, nur daß stellen¬ 
weise die organischen Elemente kräftiger, immer aber die architek¬ 
tonischen feiner hervortreten. Bei der Lehre von den Ephoren 
fällt zunächst die architektonische Seite, die juristisch-begriffliche 
Formengebung, mehr ins Auge. Die, wie wir früher sahen, dem 
positiven Rechte entsprechende Auffassung der Stände als Vertreter 
des Volkes ist juristisch schärfer herausgearbeitet worden, indem 
die Vertretungsbefugnis der Ephoren durch die Konstruktion eines 
Auftrages seitens der Volksgesamtheit zu größerer Bedeutung 
emporgehoben iät. Darin liegt zweifellos eine Vergewaltigung 
der positivrechtlichen Beobachtung durch das naturrechtliche 
Begriffssystem. Die Geschichte der monarchomachischen Lehre 
hat uns aber gelehrt, daß daraus nicht auf ein subjektiv prinzipielles 
Verdrängen des positivrechtlicheu Denkens durch das naturrechtliche 
zu schließen ist. Näheres Zusehen bestätigt, daß das entscheidende 
Element in der Untersuchung auch hier die Betrachtung des 
positiven Rechtes war, daß hier nur die methodische Eigenart 
der Schlußfolgerung aus Begriffen wirkt, nicht aber eine bewußt 
vom positiven Recht absehende Aufstellung der Begriffe. Nur 


>) cap. XVIII §§ 48—1-22: Gierke a. a. 0. 29f. 
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die verallgemeinernde unmittelbare Anwendung jener Schluß' 
folgerungen aus den Begriffen war willkürlich, nicht immer diese 
selbst. So ist hier die Begriffsbestimmung, die Althusius von 
den Ephoren gibt, keineswegs willkürlich hingestellt, sondern 
organisch dem Rechtsboden entwachsen, auf dem er als praktischer 
und theoretischer Jurist wirkte. 

Die Anlehnung an das positive Recht tritt bei Althusius deut¬ 
lich auch zutage in den Kapiteln über das Widerstandsrecht selbst 
und über seine staatsrechtlichen Grundlagen, und zwar in ersterem 
besonders mittelbar in der Übereinstimmung mit der monarcho- 
machischen Lehre, in letzterer unmittelbar. 

Vom Widerstandsrecht handelt ein besonderes Kapitel „De 
tyrannide ejusque remediis“. (cap. XXXVIII). Tyrannei ist das 
Gegenteil der gerechten und rechtmäßigen Verwaltung, durch das 
die Grundlagen und Bande des Gemeinwesens vorsätzlich, beharrlich 
und unheilbar, gegen die beschworene Trene, von der höchsten 
Obrigkeit aufgehoben und beseitigt werden 1 ). Das Heilmittel 
dagegen besteht in dem allein den Optimaten gegebenen Recht,, 
dem Tyrannen Widerstand zu leisten und ihn abzusetzen 8 ). Ins¬ 
besondere sind zwölf Tatbestände kasuistisch aufgezählt 2 ), die das 
Widerstandsrecht begründen, deren Einzelheiten aber hier nicht 
interessieren. Nach der Grundregel, die für uns allein von 
Bedeutung ist, steht das Widerstandsrecht unmittelbar nur den 
Ephoren zu, aber nicht nur in ihrer Gesamtheit, sondern auch 
jedem Einzelnen 4 ). Wir haben also hier, ganz wie bei einigen, 
der Monarchomachen, zunächst ein ganz dem positiven Recht 
entnommenes Widerstandsrecht der Stände, daneben aber noch ein 
Widerstandsrecht der niederen Obrigkeit, das objektiv zwar aus 
dem positiven Recht kaum zu begründen ist, subjektiv aber nicht 
naturrechtlichen Spekulationen, sondern nur einer irrigen Be- 

’) a. a. 0. cap. XXXYI11, 1 (S. 883) Tyrannis est justae & rectae ad- 
ministrationi contraria, qua fnndamenta k vincula universal» consociationia 
obstinate k perserverater et insanabiliter contra fideni datam k praestitum 
juramen tum a magistratu summo tolluntur et evertuntur. 

2 ) a. a. 0. 28: remedium . . . consistit in resistentia & exauctorationo 
tyranni solis optimatibus concessa. (S. 894). 

3 ) a. a 0. 30-44. 

4 ) a. a. 0. 47 (S. 904): Resistexe igitur primo tyrannidi possunt k tenen- 
tur optimates rcgni universi & singuli pro virili. 
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urteilung des positiven Rechts and der politischen Wirklichkeit 
entspringt. Übrigens werden wir später bei der Betrachtung der 
von Althusius aufgestellten Regeln Aber die Art und Weise der 
Ausübung des Widerstandsrechtes sehen, daß durch sie die Ab¬ 
weichungen vom positiven Recht, die in den prinzipiellen Sätzen 
•des Althusius zweifellos vorhanden sind, das meiste von ihrer 
Bedeutang verlieren. FAr die Berücksichtigung positivistischer 
Elemente auch in den prinzipiellen Sätzen werden wir gleich ein 
Beispiel finden. 

Althusius spricht zunächst von den Rechten der Ephoren 
im allgemeinen, hat aber dabei, da die Befugnisse der ephori 
speciales später besonders behandelt werden, wohl nur die ephori 
generales im Auge. Diese Generalephoren haben in ihrer Gesamt¬ 
heit und einzeln ein Widerstandsrecht. Daß sie dies aber nicht 
in ihrem Individualinteresse, sondern im Gemeininteresse besitzen 
und ausüben sollen, zeigt sich in dem Inhalt des Rechts: es ist 
in ihm gleichzeitig die Befugnis enthalten, den Widerstand 
sämtlicher Untertanen aufzurufen. Der Widerstand der Ephoren 
begründet für die Gesamtheit der Untertanen die Pflicht, jene zu 
unterstützen 1 2 3 * * * ) als eine regelrechte Untertanenspflicht, sodaß die 
Verletzung dieser Pflicht als Landesverrat erscheint 8 ). Noch 
deutlicher zeigt sich die Bedeutung des Gemeininteresses bei dem 
Widerstandsrecht der Spezialephoren, also der Stände in ihrer 
Eigenschaft als Obrigkeit der von ihnen repräsentierten Untertanen. 
Es erscheint hier geradezu als die Pflicht, die ihrer Obhut anver¬ 
trauten Untertanen zu verteidigen 8 ). 

In dem Umfange des den Landständen zugewiesenen Wider¬ 
standsrechts zeigt sich die Berücksichtigung der rechtlichen und 
politischen Wirklichkeit, auf die soeben verwiesen wurde, indem 


1 ) ibidem 48 (S. 905): Resistenti vero epboro, Tel optimati, debent se 
adjungere subditi resistentes & cives patriae amantes, qui Remp. ejusque 
jura salva esse rolunt. 

2 ) ibidem 49: Detrectantes, ope, pecnnia vel consilio resistentem juvare 
habentur pro hostibus & desortoribus. 

3 ) ibidem 50 & 51 (S. 906): Speciales ephori, eam regni parte m, 

cujus tutela & cura ipsis est commissa, defendentes, ulterius non obligantur. 

Prorsus autcm subditos & regionem cui praesunt, deserere non debent, nisi 

r ebus omnib us prius legitime tentatis, iisque deploratis & desperat». 
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unterschieden wird zwischen den Befugnissen der einzelnen Stände 
aus dem Widerstandsrecht und der der gesamten Landstände. 
Die einzelnen Landstände haben das Recht, sich der tyrannischen 
höchsten Obrigkeit zu widersetzen und die übrigen Untertanen 
dürfen sich ihnen dabei anschließen und sich ihrer Verteidigung 
unterwerfen 1 ). Aber ihr Recht geht nicht weiter als zur Abwehr 
der tyrannischen Handlungen gegenüber den ihr anvertrauten 
Untertanen. Althusius hat es — im Gegensatz zu dem Widerstands¬ 
recht der Generalephoren — ausdrücklich darauf beschränkt: zu 
jedem Widerstand, der darüber hinausgeht, sind sie nicht befugt 
weder dürfen sie den summus magistratus töten, noch ihn zum 
Privatmann erklären und seine Herrschaft antasten, noch auch nur 
ihm außerhalb des ihnen zugewiesenen Bezirks Widerstand leisten 9 ). 
Diese Einschränkung gilt für das Recht des einzelnen Standes, d. h. 
nicht für die einzelne, Landstandschaft besitzende, Person, sondern 
für die drei Kollegien der Stände als solche (unus ex tribus ephoris 
vel statibus regni), also nicht nur das einzelne Mitglied, sondern 
auch jedes der drei Ständekollegien ist für sich allein nicht befugt, 
das Herrschafksrecht des summus magistratus anzutasten. Das 
zeigt, im Verein mit der Tatsache, daß Althusius das so beschränkte \ 
Widerstandsrecht der einzelnen Spezialephoren und seine Bedeutung 
für die Gesamtheit der Untertanen mit Beispielen aus dem Staats¬ 
leben der Schweiz und der Niederlande belegt 3 ^, wie Althusius 
bestrebt war, als Rechtsregel nur das zu lehren, was sich aus der 
Wirklichkeit des politischen und — wie er wohl annehmen mochte 
— des rechtlichen Lebens ableiten, nicht aber alles, was sich 
aus den begrifflichen Grundlagen der naturrechtlichen Staatslehre 
konstruieren ließ. 


ibidem 52. Haie autem spcciali ephoro, quin se alii subditi conjungere 
eiusque defensioni snbjicere possint, dnbium non cst. 

*) ibidem 53. Sed nec uni ex tribus ephoris vel statibus regni, reliquis 
non consentientibus, licet, quod universis, nimirum magistratui adimere 
imperium, enmque privatum declarare, vel interficere, vel extra territorii sui, 
seu regionis sibi adsignatae fines illi resistere, vel eum persequi. Quod 
enim ad ,'universos spectat, hoc singuli per se & separatim, [reliquis, vel 
maxima illorum parte dissentiente, sibi usurpare non possunt. Licebit tarnen 
parti uni regni, vel singulis ephoris, aut regni statibus, sese subducere a 
magistratus sui tyranni subjectione, & se defendere. 

8 ) ibidem 52. 
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Deutlicher noch treten die positivrechtlichen Elemente hervor 
in den Regeln, t die Althüsius für die Art und Weise der Aus¬ 
übung des Widerstandsrechtes der Ephoren aufstellt und die zwar 
an die entsprechenden Lehren der Monarchomachen anknüpfen, 
aber in der juristischen Herausärbeitung der Einzelheiten sowohl 
wie der rechtlichen Grundgedanken jenen gegenüber einen großen 
Fortschritt bedeuten. Zunächst stellt Althusius genau die formellen 
Yoraussetzungen für die Ausübung des Widerstandsrechtes fest: 
die Tyrannei muß 1) notorisch, 2) beharrlich (obfirmata) 3) mit 
anderen Mitteln nicht zu beseitigen sein 1 ). Die formelle Natur, 
aller dieser Voraussetzungen ist streng durchgeführt. Die Notoriet ät 
bedarf der Feststellung in einem Erkenntnis. Zur Herbeiführung 
dieses Erkenntnisses sind regelmäßig nur die Optimates zuständig. 
Sie müssen eine Beratung ansagen und eine allgemeine Ver¬ 
sammlung aller Stände des Volkes zusammenberufen, in der dann 
das Verhalten des Tyrannen vorzutragen und zu beurteilen ist. 
Im Ausnahmefall, wenn keine Ephoren vorhanden sind zur Aus¬ 
übung dieser ihrer Zuständigkeit, tritt nicht etwa ein weniger 
formelles Verfahren ein, indem nun die Masse des Volks ohne 
weiteres zu entscheiden hat, sondern dann sollen zur Erledigung 
der formellen Leitung des Verfahrens vom Volke besondere Organe 
(defensores publici) geschaffen werden 2 ). Die formelle Voraus¬ 
setzung der Beharrlichkeit der Tyrannei (obfirmata tyrannis) ist 
erst gegeben, wenn an den summus magistratus eine Mahnung 
um Abstellung der Beschwerden gerichtet worden und von ihm 
unberücksichtigt gelassen ist 8 ). Die dritte formelle Voraussetzung 
endlich ist erfüllt, wenn alle anderen Mittel, die Schäden der 
Tyrannei zu beseitigen, tatsächlich vorher versucht worden, aber 
erfolglos geblieben sind 4 ). 

] ) ibidem 56, S. 908. Sccundo sequitur, quando resistendum sit 
magistratui tyranno, nimirum tum, quando ipsius tyrannis, qui est tyrannus 
«xercitio, est primo nota: deinde obfirmata & deinde alia remedia non adsunt. 

2 ) ibidem 57: Nota vero & cognita ut fiat tyrannis ejusmodi, necesse 
«st, ut optimates regni concilium indicant, & generalem omnium ordinum 
populi conventum cogant, in eoque tyranni opera & facta examinanda 
proponanda & dijudicanda, vel si ephori nulli sint, ad hoc ipsum a populo 
vindices & defensores publici constituantur. 

s ) ibidem 58 (8. 909). 

4 ) ibidem 59; in § 60 wird dann von diesem letzten Erfordernis eine 
Ausnahme gemacht für den Fall der Gefahr im Verzüge. 
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Mit diesen Kegeln bat Althusius als erster mit voller Klarheit 
die. j ans tischen Konsequenzen gezogen aus der rechtlichen Natur 
des Widerstandsrechts, wie wir sie in seiner Geschichte begründet 
fanden. Das Widerstandsrecht ist ein Rechtsbehelf, entstanden 
aus einem formellen Rechtsschutzverfahren, dem Verfahren vor 
dem Lehngericht. Es ist also seinem Wesen nach nicht sowohl 
nur ein materieller, sondern zugleich, und zwar in erster Linie, ein 
prozessualer Rechtsbehelf gewesen. Wir haben gesehen, wie seine 
prozessuale Natur allmählich stark zurückgetreten war und nur noch 
rudimentär weitergelebt hat in der im positiven ständischen Staats¬ 
recht sowohl wie in der naturrechtlichen Theorie anerkannten 
Regel, daß das Widerstandsrecht nicht ausgeübt werden solle, 
aisi prius omnia tentata, oder, wie es stellenweise bestimmter 
gefaßt wurde: bevor der Tyrann um Abhilfe vergeblich gemahnt 
worden. Das juristisch bedeutsame an der Lehre des Althusius 
liegt demnach darin, daß er nicht einfach dieses Rudiment von 
seinen Vorgängern in der Widerstandslehre übernommen, sondern 
seine wahre rechtliche Bedeutung erkannt und diese durch syste¬ 
matischen Ausbau wieder zur Geltung gebracht hat. 

Indem Althusius das traditionelle Erfordernis vorheriger Er¬ 
mahnung durch die geschilderten drei formellen Voraussetzungen 
ersetzte, hat er zum ersten Male wieder ganz klar den eigentlichen 
rechtlichen Charakter des Widerstandsrechtes als eines zugleich 
materiellen und formellen Rechtsbehelfs zur Geltung gebracht. 
Die Aufstellung dieser formellen Voraussetzung hat aber auch 
weiter ihre Bedeutung für die methodische Beurteilung der 
Argumentationen des Althusius, weil sie eine festere Anlehnung 
an die rechtliche Wirklichkeit beweist: die von älteren Lehren 
übernommene, positivrechtlich nicht fundierte, prinzipielle An¬ 
erkennung eines Widerstandsrechtes auch der einzelnen Ephoren, 
also der niederen Obrigkeiten, wird jedes praktischen und politischen 
Gehalts dadurch beraubt, daß dies Widerstandsrecht den einzelnen 
Ephoren, den niederen Obrigkeiten, infolge der Bindung an die 
Entscheidung der omnium populi ordinum conventus, ihnen gar 
nicht zu eigener Verfügung sondern zu der jenes zusteht, tat¬ 
sächlich also auch nur als die Folge eines ständischen Wider¬ 
stand srechtes sich darstellt. 

Die Erkenntnis der formellen Seite des Widerstandsrechtes 
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ist wohl anch die innere Ursache dafür gewesen, daß Althusias 
weiter auch der Festlegung der Regeln über die Art und Weise 
der nach Erfüllung jener prozessualen Voraussetzungen zulässigen 
Ausübung des Widerstandsrechts eine solche Sorgfalt gewidmet 
hat, wie wir ihr bei früheren Lehren des Widerstandsrechts 
kaum begegnet sind. Der Widerstand kann ausgeübt werden mit 
Worten und mit Taten. Die-Ausübung ist aber beschränkt, wie 
bereits erwähnt, örtlich auf das Zuständigkeitsgebiet der Ephoren, 
sachlich auf Abwehrhandlungen. Die Ausdehnung der Abwehr¬ 
handlungen nach Stärke und Zeit jedoch bemißt 6ich im übrigen 
streng, aber auch ausschließlich, nach dem Zweck des Widerstandes, 
der Bekämpfung der Tyrannei. Der Widerstand darf solange 
geübt werden, bis nicht nur die Tyrannei in Wort oder Tat auf¬ 
hört, sondern bis auch ihre Folgen beseitigt und der frühere recht¬ 
mäßige Zustand wieder hergestellt ist 1 ). Bis dahin darf der 
Tyrann von seiner Herrscherstellung entfernt und der Regierung 
beraubt werden, ja er darf sogar im äußersten Notfälle getötet 
werden 2 ). Es ist also die dem Widerstandsrecht nach seinem Ur¬ 
sprung aus dem Lehnrecht eigentümliche lediglich suspensive Wirkung 
gegenüber dem Herrscherrecht von Althusius streng gewahrt worden. 
Deshalb betont er auch ausdrücklich den schon in der älteren 
Widerstandslehre gelegentlich ausgesprochenen Gedanken, daß 
durch die Entfernung des summus magistratus die aus dem 
Thronfolgerecht sich ergebende Anwartschaft seiner Erben nicht 
berührt werde 3 ). Im Gegensatz zu manchen älteren Lehren wird 
mit absoluter Strenge der Grundsatz durchgeführt, daß nur die 


•) ibidem 61, S 909: Tertio, resistendum est tyranno suscipiendo partes 
defensivas, non offensivas, ut loquuntur, intra territorii sibi adsignati fines, 
resistendum, inquam verbis & facto. 

2 ) ibidem 63, (S. 910): Quarto, tamdiu resistendum est, quamdiu durat 
tyrannis, quousque verbis, facto, dolo, vel arte oppugnat Remp. & pacto 
inito contraria facit, loquitur vel agit, & donec res in pristinum statum 
restitutae sunt, adeo, ut ejusmodi tyrannum ab officio removere, administratione 
demendata privare, imo etiam, si aliter contia vim se defendere non possunt, 
interficere, & alium in eius locutn optimates substituere possint. 

3 ) ibidem 69 (S. 912): Observandum vero hic, quando iuste magistratus 
officio ab ephoris est privatus, tum jus consequendi regni, ejusdem familiae 
salvum servandum esse, quando seil, ex lege regni fundamentali, ipsius submoti 
amiliae & posteris ex contractu pactove successio in regno competit & dobotur. 
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Ephoren, also die Stände, den Widerstand einleiten dürfen, nie 
die Privaten 1 * ), selbst nicht im Falle religiöser Unterdrückung*). 

Das ganze so von Althusius geschilderte Widerstands recht 
stellt eine Rechtseinrichtung dar, für die sich im positiven Recht 
mannigfach Beispiele finden ließen. Ein rein naturrechtliches 
Element kam in seine Lehre, wie in diejenigen der Monarchomachen, 
erst durch ihre Verallgemeinerung, erst dadurch, daß er, wie jene, 
seine Widerstandslehre als eine ganz allgemeingültige Lehre hin¬ 
stellte. Doch darf auch die in dieser Verallgemeinerung liegende 
Entfernung vom Boden des positiven Rechts, wie oben dargetan, 
in ihrer methodischen Bedeutung nicht überschätzt werden. Das 
zeigt sich z. B. darin, daß Althusius die Bindung der Herrscher¬ 
gewalt beim Regierungsantritt, die ja für die ganze Widerstands¬ 
lehre die begriffliche Grundlage der nur bedingten Gehorsams¬ 
pflicht bildet, mangels ausdrücklicher gesetzlicher Erklärung durch 
die stillschweigend immer zu unterstellende Verpflichtung des 
Herrschers ersetzt, das Staatswohl zu wahren und nach Gerechtig¬ 
keit zu regieren 3 ): es ließ aber gerade das Recht des größten 
Staatswesens jener Zeit, des deutschen Reichs, wie das so vieler 
anderer, den Herrscher nur unter der Voraussetzung seine Stellung 
antreten, daß er die Gerechtigkeit wahren wolle. Doch kommen 
wir damit schon zu der Frage der Begründung des Widerstands- 

1 ) ibidem 65 (S. 911): Plane hi priv&ti, quando magistratus tyrannus 
est in exercitio, quia non babent usum et & jus gladii, neq; eo inre utentur: 
sed quiescent & injnriam patientes, jngum tyranni ferent. 

*) ibidem 67 (S. 912): Sed haec ita accipienda, modo non tyrannidis 
ministri hi privati esse cogantur, vel quicquam facere, quod Deo sit contrarium. 
ISam tune fngient in alinm locum, ut oboedientiam hic non resistendo, sed 
fugiendo declinent. — Ergo ejusmodi privati, prirata sua auctoritate contra 
summum magistratum nihil facient, sed iussum optimatum etiam unius, 
opem et arma iHorum inclamantis ad tyrannum corrigendum exspectabunt. 

3 ) a. a. 0. cap. XIX, 35 (S. 342): Quod si vero populus, seu Resp. omne 
suum jus & imperium in summum magistratum contulit . . . aut summam 
illi potestatem, legibus solutam, sine omni reservatione, vel exceptione et 
conditione dedit, tum verba generalia secundum subjectam materiam sunt 
restringenda, quatenus scilicet subjecta materia patitur, ita ut qualis est 
natura principatus, seu imperii, talis etiam istorum verborum generalium sit 
interpretatio. Natura vero magistratus & imperii est, ut utilitatem subditorum, 
non imperantis commodum respiciat, & secundnm rationem & iustitiam ad* 
ministret Remp. 

Wolxendorff, Staatsrecht und Naturrecht 14 
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rechtes, die für die Beurteilung der Lehre des Althusius von ganz 
besonderer Bedeutung ist. 

Die theoretische Grundlage der ganzen wissenschaftlichen 
Widerstandslehre ist die Lehre vom Herrschaftsvertrage. Wir 
haben oben gesehen, daß die Vertragstheorie zwar wesentlich nur 
die Form hergibt, in die Rechtsgedanken gekleidet sind, die, wenn 
auch mehr oder weniger von naturrechtlichen Vorstellungen be¬ 
einflußt, dem positiven Recht entnommen waren. Wir haben daraus 
die Erkenntnis gewonnen, daß zwar das Schwergewicht der mo- 
narchomachischen Lehren in den dem positiven Recht entnommenen 
Elementen liegt, daß aber doch der formale Gegensatz zwischen 
dem juristischen Gehalt der positivrechtlichen Sätze über das 
ständische Widerstandsrecht und dem der monarchomachischen 
Revolutionslehre nicht ganz überwunden worden ist. An diesem 
heikelsten Punkt der Widerstandslehre, über den die bisherigen 
Bearbeiter hinwegzugleiten versucht hatten, setzt nun die syste¬ 
matische Arbeit des Althusius ein, um die begriffslogische Kon¬ 
struktion des naturrechtlichen Systems mit den positivrechtlichen 
Elementen zu einer inneren Einheit zu verarbeiten. Damit begründet 
er nicht nur für die Widerstandslehre sondern für die Staatsrechts¬ 
lehre schlechthin, die ja ihren Kernpunkt in jener hatte, eine 
neue Epoche. Eine staunenswerte Fähigkeit sowohl einerseits zur 
Beherrschung rechtlicher Formen als auch zur Beobachtung des 
politischen Gehaltes der lebendigen Rechtseinrichtungen anderer¬ 
seits gaben ihm jene geistige Gewandheit und Sicherheit, die — 
elegantia nannten es die alten Juristen — es ermöglicht, die 
rechtliche Form als ein Mittel zur Handhabung der im Rechts¬ 
leben wirkenden Kräfte zu verwerten. Nur ein Eingehen auf 
die Einzelheiten der hier in betrachtjtommenden Teile des Althusius- 
schen Systems kann das erläutern. 

Die rechtliche Grundlage der Staatsgewalt, die „constitutio“, 
ruht nach Althusius in zwei rechtlichen Vorgängen, in der „commissio 
regni“ und der „promissio obsequiorum & oboedientiae “ l ). Diese 
constitutio, die begriflich auch nichts anderes ist als der über¬ 
kommene Herrschaftsvertrag der Naturrechtslehre, hat Althusius 


*) a. a. 0. cap. XIX De regni, sive universalis imperii, commissione, 
§ 23 (S. 337). 
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verarbeitet zu einem vollständigen rechtlichen Bilde der Verfassung 
der ständischen Monarchie. 

Der erste Bestandteil der constitutio, die „commissio“, erscheint 
darin als zusammengesetzt aus der „electio“ und der „inauguratio“ x ). 
Hier zeigt sich sofort die Eigenart in der Arbeitsweise des 
Althusius, die ihn die Formen des naturrechtlichen Begriffssystems, 
statt sie zu einem Prokrustesbett der rechtlichen Wirklichkeit zu 
machen, in deren Dienst stellen läßt. Die electio ist danach der 
juristische Ausdruck für einen staatsrechtlichen und politischen 
Vorgang, der keineswegs durch den Begrifi der Wahl erschöpft 
ist. Electio ist die Rechtshandlung der Ephoren *), durch die 
nach den Gesetzen des Staates und den Gewohnheiten des Landes 
der Herrscher erwählt wird und ihm die Regierung übertragen 
wird zu gerechter Handhabung und unter Bindung an bestimmte 
Gesetze und Bedingungen 1 2 3 4 ). Es gehört danach also zur Wahl 
neben der Benennung des künftigen Herrschers gerade jene Ver¬ 
abredung über dessen Rechtsstellung, die, wie wir oben an dem 
Beispiel der deutschen Kaiserwahl gesehen haben, im positiven 
Recht als der wesentliche und eigentliche Inhalt des Wahlaktes 
erscheint*). Ganz wie wir dort gesehen haben, daß in späterer 
Zeit entscheidend für die Begründung der Rechtsstellung des 
Königs nicht der formale Wahlakt sondern die Vollziehung der 

1 ) ibidem 24 (8. 338). 

2 ) Daß die Ephoren, die die Wahl des summus magistratus vorzunehmen 
haben, nichts anderes sind als die Reichs- oder Landstftnde des positiven 
Rechts, wissen wir bereits. Althusius wiederholt hier lediglich noch einmal, 
daß die „regni Status“ nur in ihrer Gesamtheit zur Wahl berechtigt sind, 
und daß eine Ausnahme hiervon nur in dem Falle gelte, daß die Gesamt¬ 
heit dies Recht einigen besonders übertragen habe (ibidem 27 8. 329: Jure 
hoc eligendi utuntur regni Status, vel ephori universi collegialiter collecti, 
non singuli, nisi ex universorum consensu quidam ex iis jus illud habent); 
ein Beispiel dafür gibt ihm das positive Recht des deutschen Reichs in der 
Rechtsstellung der Kurfürsten. (In politia Germanica jus eligendi & creandi 
Imperatoris ex Imperii statibus habent electores et creatores septemviri). 

8 ) ibidem 25 (S. 338); Electio est qua ephori, seu magnates regni, 
secundum leges Reip. & consuetudinem loci, summum corporum consociatorum, 
seu regni magistratum eligunt & designant, eique regni curam & admini- 
strationem, ad praescriptum pietatis & justitiae instituendam, certis conditioni- 
bus & legibus offcrunt & demandant Dei nomine invocato. 

4 ) vgl. oben S. 141 f. 

14 * 
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Kapitulation erschien, läßt Althusins die electio erst „rata et firma“ 
sein, wenn der summus magistratus die ihm vorgelegten gesetzlichen 
und vertraglichen Bindungen seines Rechts angenommen und be¬ 
schworen hat 1 ). Wenn er dann weiter sagt, daß dieser Vorgang 
gleich wie ein Vertrag (quomodo foedus) anzusehen sei, so ent¬ 
spricht das, wie wir ebenfalls gesehen haben 2 ), durchaus der in 
der rechtlichen und politischen Wirklichkeit geltenden Auffassung 
und ist nichts weniger als die Proklamierung bloß naturrechtlicher 
Gedankengänge. 

Ebenso entspricht das, was Althusins von dem Inhalt der 
beim Regierungsantritt geschehenden Verhandlungen lehrt, voll¬ 
ständig der staatsrechtlichen Wirklichkeit. Die Bedingungen und 
Gesetze der Unterwerfung — so sagt er — oder Art, Form und 
Grenzen der übertragenen Herrschaft pflegen in gewissen Artikeln 
zusammengefaßt nnd dem zu wählenden Herrscher öffentlich von 
einem der Ephoren vorgelesen und vorgelegt zu werden, der dann die 
Frage an ihn richtet, ob er diese Artikel bei der Regierung 
des Staates beobachten will, und, wenn er dies verspricht, ihn 
durch feierlichen Eid bindet 8 ). Insbesondere verspricht der 
deutsche Kaiser — das fügt Althusius hinzu — bei der Wahl 
eidlich, daß er über die bestehenden Gesetze wachen und neue 
nicht ohne Beratung mit den Kurfürsten erlassen, die Reichs¬ 
angelegenheiten nach Reichsbeschluß besorgen, vom Bestände des 
Reichs nichts veräußern und nichts verpfänden und den Erwerb 
aus Mitteln des Reichs dem Reich zuführen werde 4 ). Insbesondere 

1 ) ibidem 29 (S. 840): In hac electione nomine consociati populi man- 
dantis, proponuntur magistratui mandatario eligendo, certae leges & con- 
ditiones de subjectione & imperii futuri forma & modo, quas leges si recipit 
magistratus, in easque jurat populo, electio rata & firma habetur: quo modo 
fedus inter magistratum & populum initum, & obligatio mutua contracta 
dicitur. 

») oben S. 140 f, i69ff. 

s ) ibidem 80 (S. 340). Conditioncs vero et leges subjectionis, vel im¬ 
perii demandati modus, forma & fines solent certis articulis concipi, & eli¬ 
gendo magistratui publice praelegi & proponi, ab uno ex epboris, qui postea 
eligendum interrogat, an hos articulos in regni administratione observare 
velit, & promittentem jdramento solenniter concepto obstringit. 

4 ) ibidem 38 (S. 343); Germanicae politiae Imperator in electione 
promittit & jurat, se leges latas custoditurum et novas inconsultis electoribua 
septemviris, non laturum, publicas res publico consilio curaturum nihil 
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werden dann noch die Bedingen aus der Wahlkapitulation Karls V. 
angeführt, sowie die Zusicherungen, die beim Regierungsantritt 
von den Herrschern u. A. in Frankreich, England, Spanien, 
Schweden, Polen und Brabant abgegeben wurden 1 ). Daran ist nicht 
nur wichtig, daß dies vorzugsweise Einrichtungen des positiven 
Rechts sind, die tatsächlich die gesetzliche Feststellung eines Wider¬ 
standsrechts enthalten, sondern mehr noch, daß diese Einrichtungen 
für die Struktur des ständischen Staatsrechts typisch waren. Ins¬ 
besondere haben wir gesehen, daß die wesentliche Zusammen¬ 
gehörigkeit dieser Rechtseinrichtungen mit dem ständischen Staats¬ 
wesen so stark war, daß selbst in dem Staate, in dem die 
ständischen Rechte am weitesten vom Königtum zurückgedrängt 
waren, in Frankreich, im Zeitalter des ständischen Staates die 
Zusicherung des Königs sich noch als wesentlicher Bestandteil des 
Formalaktes des Regierungsantrittes erhalten hatte 2 ). 

Nur ein Bedenken scheint gegen die Verwendung der positiv¬ 
rechtlichen Elemente durch Althusius zu bestehen: die Zu¬ 
sicherungen des Monarchen beim Regierungsantritt läßt er als einen 
Teil der electio, der Wahl, erscheinen. Allein dies Bedenken kann 
nicht durchgreifen. Wir haben bereits gesehen, daß für Althusius 
die electio einen besonderen Rechtsbegriff darstellt, der nicht mit 
dem Wortbegriff der Wahl im allgemeinen Sprachgebrauch identisch 
ist, und daß diese Begriffsbildung keineswegs in einem Gegensatz 
zu den in der Wirklichkeit des Staatslebens jener Zeit herrschenden 
rechtlichen und politischen Auffassungen steht. So zeigt denn 
nähere Betrachtung, daß der Rechtsbegriff der electio des Althusius 
durchaus nicht einerseits auf den Regierungsantritt im Staatsrecht 
der Wahlmonarchie logisch beschränkt, und andererseits mit der 
Wirklichkeit des Staatslebens unvereinbar ist. Althusius kennt 
nämlich zwei verschiedene Arten der Wahl: die freie Wahl und 
die gebundene Wahl, alligata ad certum personarum genus, ex quo 
facienda est. Gebunden (adstricta) ist die Wahl — so bildet Althusius 
einen uns bereits von den Monarchomachen her bekannten Satz 


alienaturum, vel oppignor&turum ex iis, quae ad Imperium pertinent, & viribus 
pecuniaq; regni adquisito Imperio adquisiturum. 

J ) ibidem 39, 40, 43, 41, 42, 45, 46 (S. 344 ff). 

2 ) oben S. 160 ff. Schreuer a. a. 0. 43 ff. 
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logisch fort — wenn sie aus dem Herkommen des Staates auf eine 
bestimmte Personenklasse derart angewiesen ist, daß jener ein 
wohlerworbenes, der Verfügung des. Volkes entzogenes, Recht 
gesetzlich zukommt 1 ). Die Wahl kann einfach an die Volks¬ 
zugehörigkeit gebunden sein, wie das im Deutschen Reich der 
Fall ist 2 ), die Bindung ist aber auch in jeder anderen Weise 
denkbar, und hierhin gehört jede Thronfolgeordnung, auch die 
durch Erbgesetz jeglicher Art, wie etwa die lex salica*). Wie 
streng Althusius in der Anerkennung der bindenden Bedeutung 
der Thronfolgeordnung war, zeigt zum Beispiel, daß er das Recht 
der Primogenitur selbst in dem Falle für anwendbar erklärte, 
wenn der danach Berufene taubstumm oder sonst irgendwie 
inhabilis ad imperandum sei 4 ). Seine Regeln über die electio 
lassen also keineswegs in doktrinär naturrechtlicher Weise die 
staatliche Wirklichkeit außer acht. Eher könnte man sagen, sie 
hielten nur zum Scheine die an die älteren Theorieen anknüpfenden 
begrifflichen Lehren aufrecht, indem sie in Wirklichkeit, um sie 
dem realen Staats- und Rechtsleben anzupassen, ihren eigentlichen 
Sinn umbiegen und vergewaltigen. Doch wäre auch dies Urteil 
unrichtig. Wir haben oben gesehen, daß im allgemeinen Staats¬ 
recht der ständischen Monarchie in dem ganzen Komplex der den 
Regierungsantritt betreffenden Rechtsnormen noch zahlreiche Wahl¬ 
rudimente erhalten geblieben sind und im staatlichen Leben und 
den politischen Auffassungen noch eine so starke Rolle gespielt 
haben, daß noch bis über das 16. Jahrhundert hinaus die Wahl 
als Grundlage der Thronfolge gegolten hat 5 ). Wenn das, wie wir 
wissen, selbst in Frankreich der Fall war, in dem Staat, der gegen¬ 
über allen ständischen Einrichtungen die fürstliche Souveränität 
am stärksten ausgebildet hat, so werden wir nicht bezweifeln können, 
daß eine, den historischen und politischen Sinn der rechtlichen Ein- 

*) ibidem 74 (S. 364) Adstricta electio est, quae ex convontionc regni, seu 
universalis consociationis & populi ad ccrtum personarum genas est alligata, 
lege constituta, qua personis eligendis jus est qunesitum, quod invitis ipsis, 
sine injuria & fidei violationc, populus postea adimere & in alium transferre 
non potest. 

2 ) ibidem 76 (S. 365). 

3 ) ibidem 77 ff. (S. 368 ff), insbes. 82 

4 ) ibid. 83 ff,.bes. 85 (S. 370). 

• r> ) oben S. 158 ff; Schreuer a. a. 0. 20 ff, insbes. 32. 
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richtung ins Auge fassende, wissenschaftliche Betrachtung die 
Wahl als die begriffliche Grundform des Regierungsantrittes nicht 
nur ansehen durfte, sondern sogar wohl ansehen mußte. 

Wenn Althusius — von seinen systematischen Grundlagen aus, 
die er wesentlich im Anschluß an die Tradition der naturrecht¬ 
lichen Theorie ausgebaut hat, konsequent — den Regierungsantritt 
prinzipiell als Wahl konstruiert, so steht das zum mindesten 
nicht im Gegensatz zur Rechtsüberzeugung seiner Zeit von dem 
Inhalt des geltenden Rechts. Und durch die konstruktive An¬ 
passung an die Gestaltung der rechtlichen Wirklichkeit hat er 
sein System und damit die Elemente der überkommenen Theorie 
zu einer begrifflich unanfechtbaren Darstellung der aus dem positiven 
Staatsrecht seiner Zeit abzuleitenden Sätze eines allgemeinen Staats¬ 
rechts gemacht. Das zeigt sich ebenso an den von ihm aufgestellten 
Regeln über den andern Bestandteil der commissio regni, die 
inauguratio. 

Die Inauguration, die auch Krönung genannt wird, ist die 
Rechtshandlung, durch die der electus, also der zur Herrschaft 
Berufene (denn nach dem Gesagten ist auch der aus der Thronfolge¬ 
ordnung Anwartschaftsberechtigte, „electus“) nach der Eidesleistung 
unter Anrufung Gottes in Anwesenheit des ganzen Volks öffentlich 
als Herrscher anerkannt und ausgerufen und durch Überreichung der 
Staatsinsignien und der üblichen Symbole in den Besitz des Staates 
eingeführt und durch Zuruf des Volkes als Herrscher begrüßt wird *). 
Es bedarf kaum des Hinweises, daß hierin nichts enthalten ist als 
eine Schilderung der rechtlichen Foi malitäten, wie sie das Staats¬ 
leben der Zeit, besonders in den größeren Staaten, wie Frankreich 
und Deutschland, zeigte: die Ausrufung als König, die Anrufung 
Gottes, an deren Stelle zwar vielfach die stärkere Form der Weihe 
durch die Bischöfe stand 2 ), die Tradition der Insignien 3 ) und die 

') ibid. . . (S. 374): Inauguratio (quac ct coronati» dicitur) inagistratus 
est, qua illc electus a magistratibus, post pracstituin jurainentuni, de regno 
seeundum leges prcscriptas administrando, Dei nomine invocato, coram toto 
populo, publice confirmatur & proclamatur magistratns, & traditionc atque 
oblatione insignium regni, & symbolorum consuetorum (quibus regni ad- 
ministratio repraesentatur) in possessionem regni inducitur & mittitur, 
atque acclamatione populi fausta & gratulationc salutatus summus magistratns. 

a ) Schreuer a. a. 0. 81 ff. 

s ) Schreuer a. a. 0. 57 ff 
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Akklamation des Volks 1 ). Nur insofern sind die Regeln des 
Althusius nicht genau, als, wie wir gesehen haben, im positiven 
Recht die promissio keineswegs immer die Akklamation durch 
das Volk vorausging. Doch kann diese Ungenauigkeit durchaus 
nicht eine bewußte und beabsichtigte prinzipielle Verdrängung 
positivrechtlicher Erkenntnis durch naturrechtliche Prinzipien be¬ 
weisen, hat sich doch selbst in Frankreich das ursprüngliche 
Vorangehen der promissio vor der Akklamation noch darin erhalten, 
daß der Akklamation wenigstens die promissio an die Bischöfe 
vorangehen mußte*). Und wenn auch angesichts der früher er¬ 
örterten Bedeutung dieser Frage für den Rechtsgedanken der be¬ 
dingten Gehorsamspflicht 3 ) diese Ungenauigkeit des Althusius 
gewiß nicht als gleichgültig angesehen werden darf, so beweist 
sie doch gegenüber dem Gesamtinhalt seiner Lehren über den 
Regierungsantritt nur, daß er hier sein System sorgfältiger Be¬ 
arbeitung des positiven Rechts in einem Punkte nicht streng befolgt 
hat, nicht aber, daß er überhaupt nicht dies System prinzipiell 
angewandt habe. 

Die commissio, die sich aus der electio und der inauguratio 
zusammensetzt, bildet, wie erwähnt, nach der Lehre des Althusius, 
nur den einen Teil der commissio regni. Den andern Teil bildet 
die prommissio obsequiorum & oboedientiae. Schon der von 
Althusius diesem Rechtsinstitut gegebene Name zeigt, daß 
auch hier seine Untersuchung unmittelbar aus der Wirklich¬ 
keit des Rechtslebens schöpft. Seinen Inhalt gibt er dahin 
an: das Versprechen des Gehorsams, das der electio und inaugu¬ 
ratio folgt, ist die Rechtshandlung, mit der die Glieder des 
Staates oder das Volk durch die Ephoren und die Ephoren in 
eigenem Namen dem die Regierung zu gerechter Verwaltung und 
treuer Pflichterfüllung übernehmenden Herrscher geloben, in allem, 
was dem Gesetze Gottes und dem Recht des Staates nicht zuwider¬ 
läuft, Treue, Gehorsam, Gefolgschaft und alles sonst für die Ver¬ 
waltung des Staates erforderliche leisten zu wollen 4 ). Dieser Eid, 

oben S 140.161 ff: Sehreuer a. a. 0. 32 ff. 

*) Schreuer a. a. 0. 56. 3 ) oben 157 ff., 161 ff., 174 ff. 

4 ) a. a. 0. Cap. XX, 1 (S. 381): Obsequiorum & oboedientiae promissio, 
quae electionem et inaugurationem sequitur, est, qua membra regni, seu 
populus per ephoros suos, & ephori suo nomine, magistratui demandatam 
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den zuerst der Herrscher dem Volk, dann das Volk dem Herrscher 
leistet, nennt man die Huldigung, und die ihn leisten, treue Unter¬ 
tanen, in Deutschland „liebe, getreue und gehorsame Untertanen“ 1 ). 

Tatsächlich ist auch diese Schilderung des Untertaneneides, 
die Althusius gibt, ebenso wie diejenige von der inauguratio nichts 
anderes als eine Schilderung der regelmäßigen Vorgänge des realen 
Staats- und Rechtslebens beim Regierungsantritt. Freilich begeht 
auch hier wieder Althusius dieselbe Ungenanigkeit wie dort, indem 
er die Zusicherungen des Herrschers stets der Huldigung der 
Untertanen oder Stände vorausgehen läßt, was keineswegs im 
positiven Recht die Regel ist. Über die prinzipielle Bedeutung 
dieser Ungenauigkeit gilt das oben Gesagte. Kaum als eine Un¬ 
genauigkeit hingegen wird man es m. E. ansehen dürfen, wenn er 
das Gehorsamsversprechen der Untertanen an die Beobachtung des 
Rechtes des Staates bindet; denn im positiven Recht ist der „Vor¬ 
behalt der Freiheiten“ oder „Rechte“, wenn er auch nicht aus¬ 
nahmslos überall zu finden ist, doch zum mindesten die Regel. 
Nicht aus dem positiven Recht zu begründen, sondern wesentlich 
naturrechtlichen Charakters ist die andere von Althusius auf¬ 
gestellte Bedingung der Beobachtung der Gesetze Gottes. Doch 
darf in der Beurteilung dieses Punktes dreierlei nicht vergessen 
werden: einmal, daß tatsächlich im geltenden Recht die Zu¬ 
sicherungen # des Fürsten beim Regierungsantritt vielfach das Ver¬ 
sprechen der Schonung der bestehenden Bekenntnisse (und das 
ist der praktisch-politische Sinn der Beobachtung der „Gesetze 
Gottes“) enthielten; zum andern, daß für die Untertanen selbst 
aus jener Bedingung nach Althusius, wie wir bereits gesehen 
haben, keinerlei Recht entsteht, ihrer Pflicht des leidenden Ge¬ 
horsams zu entsagen; endlich, daß tatsächlich die Tradition des 
deutschen Rechts- und Staatsdenkens einen gedanklichen Zusammen- 


administrationem Reip suscipienti, & pie ac juste imperaturo, ofßciumq; 
8Uü faetnro promittnnt in iis quae non pugnant cum lege Dei, & jure regni, 
fidem, oboedientiam, obsequium, & quaecunq; ad regni administrationem illi 
necessaria sunt futura. 

1 ) ibidem 5 (8 382 f.): Juramcntü hoc, quod magistratus primum subditis 
jurat, & deinde subditi magistratui praestant, vocatur proprie homagium . . . 
Qui juramentum hoc praestiterunt, vocantur subditi fideles, Germanice 
Liebe, getrewe vnd gehorsame vnderthanen. 
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hang zwischen der „iustitia“ und der „oboedentia Dei“ als wesent¬ 
licher Rechtspflichten des Herrschers zog. 1 ) 

Das Gesamturteil über die Lehren des Althusius vom Regierungs¬ 
antritt wird daher das bleiben, daß zwar an einigen Punkten in 
der Beobachtung des geltenden Rechts sein Blick durch feststehende 
rechtspolitische Überzeugungen getrübt war, daß aber überall die 
Beobachtung der rechtlichen Wirklichkeit die Grundlage seiner 
Lehren ist, nie aprioristische natnrrechtliche Doktrin. So spielt 
denn auch der formale Gedanke des Herrschaftsvertrages zwar bei 
ihm eine Rolle, aber nicht die Rolle eines abstrakt aufgestellten 
Ausgangspunktes für die Konstruktion der Rechtsnormen über den 
Regierungsantritt, sondern die einer Substraktion des prinzipiellen 
formaljuristischen Gehalts der aus der Beobachtung des positiven 
Rechts gewonnenen Regeln über den Regierungsantritt. Erst ganz 
an den Schluß deren, hier in den Grundzügen wiedergegebenen, 
Darstellung stellt Althusius als ihr formaljuristisches Fazit den 
einen kleinen Satz: obligatur magistratus prius populo pure, populus 
magistratui sub conditione se obligavit, si pie & juste imperaturus 
sit 2 ). Für sich betrachtet ist dieser Satz freilich nichts anderes 
als die alte naturrechtliche Lehre vom bedingten Uuterwerfungs- 
vertrag, die die begriffliche Grundlage des Widerstandsrechtes 
bildet. Im Zusammenhänge aber mit den dazugehörigen Aus¬ 
führungen des Althusius ist er nicht die begrifflich^ Grundlage, 
sondern nur die begriffliche Spitze seiner systematischen Lehren 
über den Regierungsantritt. Nicht er gibt den Maßstab in der 
Frage des Widerstandsrechtes, sondern allein die einzelnen dem 
positiven Recht entnommenen Regeln über den Regierungsantritt, 
die in ihm nur eine, theoretischer Erkenntnis dienende, begrifflich 
zusammenfassende Erklärung finden. 

Aus der Schilderung der Widerstandslehre des Althusius, die 
wir hier versucht haben, ergibt sich ohne weiteres deren Bedeutung 
für die Geschichte des Staatsrechts. Uro zunächst, als von dem 
prinzipiellen und allgemeineren, von den zuletzt dargestellten ge¬ 
danklichen Grundlagen zu sprechen: welch ein ganz anderes Bild 
zeigt die in Althusius vollendete Entwicklung dieser Lehren als 


>) Oben S. 153 ff. 

2 ) ibidem 21 Abs. 3 (S. 392) 
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das der landläufigen Vorstellung von der blindlings einen Herrscbafts-> 
vertrag aufstellenden und aus ihm willkürlich alles ableitenden 
Naturrechtslehre. Gewiß, von der reinen Idee des geltenden Rechts 
ist diese, mit den Monarchomachen beginnende Entwicklung nicht 
ausgegangen, sondern von vornherein haben in ihr politische Be¬ 
dürfnisse, rechtspolitische Gedankengänge und überkommene staats¬ 
wissenschaftliche Theorien eine Rolle gespielt. Aber die Rolle, 
die sie spielten — mag auch die der ersteren eine motivierende 
gewesen sein — war nicht die allein entscheidende, in der Weise, 
daß politische Wünsche, einfach in die Form aprioristischer natur¬ 
rechtlicher Ideengänge gegossen, alle anderen, rechtlichen, Er¬ 
wägungen ersetzt hätten. Auf den Gedanken,* ihnen eine solche 
Rolle einzuräumen, waren die Monarchomachen gar nicht gekommen, 
und darin haben wir ja gerade den Gegensatz zwischen ihrer Lehre 
und der überkommenen älteren naturrechtlichen, besonders scholasti¬ 
schen, Widerstandslehre gefunden. Die Monarchomachen haben 
den Ausgangspunkt ihrer Widerstandslehre in die Feststellung 
von Erscheinungen des positiven Rechts gelegt. Allerdings haben 
sie die Ergebnisse dieser Fesstellungen durchweg nicht frei ge¬ 
halten von dem Einfluß einerseits ihrer politischen Wünsche, 
andererseits der naturrechtlichen Doktrinen, die ihnen als einzige 
theoretische Ausdrucksformen zu Gebote standen. Mehr oder 
weniger erhielt dann dieser Einfluß ein solches Übergewicht, daß 
er das Ergebnis der Feststellungen aus der staatlichen und recht¬ 
lichen Wirklichkeit zu ungunsten der positivrechtlichen Genauig¬ 
keit verschob. Während aber diese Einflüsse immer wieder sich 
geltend machten, während immer wieder die Tendenz, ein möglichst 
ausgedehntes Widerstandsrecht zur Anerkennung zu bringen, im 
Schatten der formalen Gedankengänge der alten scholastischen 
Theorie die Möglichkeit einer Überschreitung der im positiven 
Recht gezogenen Grenzen des Widerstandsrechtes fand, führte die 
historische, von Calvin gelegte Grundrichtung des monarchomachischen 
Denkens zu immer neuem, immer ausgedehnterem und immer sorg¬ 
fältigerem Anknüpfen an die Erscheinungen des positiven Rechts. 
Ich brauche nur daran zu erinnern, wie gerade einige der Monarcho¬ 
machen, die aus politischen Gründen zu einer besonders weiten 
Ausdehnung des Widerstandsrechtes mit den formal logischen 
Mitteln des Naturrechts gelangten, z. B. Mariana, doch in der 
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klaren Analyse der mit der Materie zusammenhängenden Ein¬ 
richtungen der rechtlichen und politischen Wirklichkeit zu bedeut¬ 
samen realen staatsrechtlichen Erkenntnissen gelangten. Auch die 
lutherische Lehre vom JWiderstandsrecht der niederen Obrigkeit 
haben wir als ein — wenn auch wissenschaftlich nicht haltbares 
— Ergebnis der fortschreitenden Tendenz zur Berücksichtigung 
des positiven Rechts in der staatsrechtlichen Forschung erkannt. 
Bei Althusius ist diese Tendenz zur konsequentesten Durchführung 
gelangt, die das Naturrecht überhaupt erreichen konnte. 

Für die Geschichte der Widerstandslehre als eines Entwicklungs¬ 
elements des Staatsrechts und seiner Wissenschaft ist die gewonnene 
Charakteristik der*Lehre des Althusius in dreierlei Hinsicht von 
Bedeutung. Zunächst ist sie ein Beweis für die Wirkung der 
Monarchomachen in der Entwicklung der Staatsrechtslehre und 
deren Grund. Denn die Entwicklung der Widerstandslehre, die 
in Althusius ihren staatsrechtswissenschaftlichen Höhepunkt erreicht 
hat, geht aus von der Grundlage, auf die die monarchomachische 
Lehre durch ihr Anknüpfen an Calvin im Gegensatz zur über¬ 
kommenen scholastischen Widerstandslehre gestellt war: die Be¬ 
tonung der positivrechtlichen Elemente. Lediglich die Durch¬ 
führung dieser Eigenart' war es, die zu dem staatswissenschaftlichen 
Höhepunkt der Widerstandslehre bei Althusius geführt hat, wenn 
auch er selbst in der Klarheit der juristischen Erfassung der 
Wirklichkeit weit über alle seine Vorgänger hinausging. Und 
darin ljegt nun die zweite Bedeutung unserer Beurteilung 
der Lehre des Althusius. In der klaren juristischen Erfassung 
der Erscheinungen des staatlichen Lebens und der Fähigkeit, sie 
mit den vorhandenen logischen Mitteln der Theorie zum Ausdruck 
zu bringen, steht Althusius in solchem Abstand zu allen seinen 
Vorgängern, daß sein Auftreten eine Epoche in der Entwicklung 
der staatsrechtlichen Erkenntnis bedeutet. Wie immer man über 
seinen Rang in der Geschichte des Naturrechts mit oder wider 
Gierke denken mag, das eine wird sich nicht leugnen lassen: mit 
ihm beginnt das Staatsrecht als Wissenschaft. Damit ist dann 
auch die dritte Bedeutung seiner Stellung in der Geschichte der 
Staatsrechtslehre im allgemeinen und der Widerstandslehre im 
besonderen gegeben. Jede spätere Lehre vom Widerstandsrecht, 
die mit dem Anspruch wissenschaftlichen Charakters auftritt, muß 
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an die von ihm gewonnene Erkenntnis anknöpfen. Damit muß 
sie aber anknüpfen an den Grundgedanken, der von den Monarcho« 
machen in die Widerstandslehre hineingetragen ist, an die Berück* 
sichtigung des positiven Rechts. So ist die Lehre des Althusius 
ein Beweis dafür, daß die Wirkung der Monarchomachen tatsächlich 
auf jener Eigenart ihrer Lehre beruhte, mit der wir sie erklären 
zu müssen glaubten. 

Ganz entsprechend dieser Bedeutung der Lehre des Althusius 
über die rechtlichen Grundlagen des Widerstandsrechts ist die 
seiner Lehre über dessen Inhalt. Hier ist zweierlei zu unter« 
scheiden: die Umgrenzung des Widerstandsrechtes in der An¬ 
lehnung an die rechtliche Wirklichkeit und in den Folgerungen aus der 
historisch-juristischen Natur des Widerstandsrechtes. In beiderlei 
Hinsicht ist Althusius weitergeschritten auf dem Wege, den die 
Monarchomachen gewiesen hatten. Ganz wie jene bringt er in 
seiner Lehre über den Umfang des Widerstandsrechtes fast nichts, 
was sich nicht mit Beispielen aus dem positiven Rechte belegen 
ließe. Aber wie jene leitet auch er die aus der Beobachtung 
des geltenden Rechtes gewonnene Erkenntnis in die Formen der 
naturrechtlichen Doktrin und gelangt dadurch zu einer Ver-r 
allgemeinerung, die der Wirklichkeit nicht mehr gerecht wird; 
aus typischen Erscheinungen werden ganz allgemeingültige Regeln 
abgeleitet. Was Althusius hinzugetan hat, sind nur einige Fein¬ 
heiten in der juristischen Analyse, im Ganzen sind seine Lehren 
in diesem Punkte nur ein Beweis für den großen Einfluß der 
Monarchomachen, der dadurch charakterisiert ist, daß durch das 
prinzipielle Ausgehen vom positiven Recht und dessen Verwertung 
mit den theoretischen Mitteln des Naturrechts die Widerstandslehre 
eine werbende Kraft erhielt, die groß genug war, um ihre juristi¬ 
schen Schwächen im Einzelnen zu verdecken. Durch die wissen¬ 
schaftliche Bedeutung des Althusius war das Weiterwirken dieser 
Eigenart der monarchomachisehen Lehre gesichert. Soweit spielt 
also Althusius für die Entwicklung der Widerstandslehre eine 
wesentlich nur vermittelnde Rolle. Eine durchaus schöpferische 
Rolle aber spielt er in der Lehre von Art und Umfang der Aus¬ 
übung des Widerstandsrechtes. Auch hier besteht seine Bedeutung, 
wie in der Lehre von den Grundlagen des Widerstandsrechts, nach 
dreierlei Hinsicht. 
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Das wichtigste und das schöpferische in seiner Lehre von 
der Ausübung des Widerstandsrechtes haben wir* darin gefunden, 
daß er die juristisch-historische Eigenart des Widerstandsrechtes 
als eines zugleich prozessualen und materiellen Rechtsbehelfes 
erkannt hat und aus dieser Erkenntnis zu einer konsequenten 
Ausbildung der jener Eigenart entsprechenden Rechtsregeln gelangt 
ist. Die Erkenntnis des Grundgedankens ist das wissenschaftlich 
vollständig neue an seiner Lehre. Die Rechtsregeln, in denen 
sich die Konsequenzen jenes Grundgedankens zeigen, hingegen 
waren in der Widerstandslehre auch vor Althusius nicht ganz 
übersehen worden. Wir wissen, daß die Monarchomachen zum 
Teil das Erfordernis eines genauen Rechtsganges in der Ausübung 
des Widerstandsrechts, vorhergehende Ermahnung usw., im Anschluß 
an das positive Recht klar herausgearbeitet hatten. Daran konnte 
Althusius auknüpfen. So ist denn auch hier seine Lehre in erster 
Hinsicht ein Beweis für die Bedeutung der Monarchomachen in 
der Geschichte der Widerstandslehre und deren Begründung in 
ihrer Anlehnung an das positive Recht. 

Weiter zeigt sich in anderer Hinsicht die Bedeutung des Althusius 
darin, daß er die Elemente des positiven Rechts, die vor ihm unberück¬ 
sichtigt geblieben waren, nach ihrem eigenartigen juristischen Gehalt 
zu einer bisher unbekannten systematischen Klarheit herausarbeitete 
vermöge seiner erstaunlichen Fähigkeit, die Denkformen der natur¬ 
rechtlichen Theorie als Ausdrucksmittel für die aus der realen 
Beobachtung des rechtlichen und politischen Lebens gewonnene 
Erkenntnis zu verwerten. Dabei vermochte er jedoch trotz seines 
feinen Sinnes für den spezifischen Wert der juristischen Denkform 
doch nicht der Gefahr zu entgehen, mit den Formen der natur¬ 
rechtlichen Theorie auch — insbesondere durch Verallgemeinerung 
der in einzelnen Staaten beobachteten Erscheinungen — einiges 
von ihrem materiellen Inhalt zu übernehmen und dadurch letzten 
Endes doch wieder den ganzen Gehalt seiner Lehre zu einem 
positivistisch zweifelhaften zu machen. Auch dieser Mangel seiner 
Lehre ist nur eine Wirkung der monarchomachischen Vorbilder, 
die bei allem Gegensatz zu der rein naturrechtlichen scholastischen 
Lehre doch nie zu einer prinzipiellen Ausschaltung der unmittel¬ 
baren Anwendung materieller naturrechtlicher Rechtsgedanken auf 
die Rechts auslegung gekommen sind. So zeigt sich hei Althusius 
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auch nach den negativen Seiten der Einfluß der Monarchomachen 
auf die Entwicklung der Widerstandslehre: auch in ihrem Höhe¬ 
punkt war bei allen großen Fortschritten zu einer exakten Forschung 
im einzelnen der letzte entscheidende Schritt zu jener im Ganzen 
von der gegebenen Grundlage aus eben schlechterdings nicht möglich. 

Damit ist in dritter Hinsicht die Bedeutung des Althusius 
für die Weiterentwicklung der Widerstand slehre in der Zukunft 
gegeben: indem er die Grundlage der nicht völligen Auschließung 
materieller Naturrechtssätze beibehalten hatte, hatte er die Möglich¬ 
keit zu einer Degeneration der Widerstandslehre, die er selbst zu 
höchster wissenschaftlicher Blüte gebracht hatte, geschaffen. Denn 
eben dadurch waren die mitgeschleppten materiellen Naturrechts¬ 
sätze mit den gerade von ihm so klar herausgearbeiteten positiv¬ 
rechtlichen Elementen in ungelöster Verbindung geblieben. Da¬ 
mit aber wurde der eigene methodische Wert der letzteren ver¬ 
dunkelt. Und so mußte es geschehen, daß ihre weitere Bolle in 
der Widerstandslehre von ihrem eigentlichen Wert unabhängig 
wurde. Als daher in der Wirklichkeit des Bechtslebens das ständische 
Widerstandsrecht längst seine Geltung verloren hatte, wurde trotz¬ 
dem — wie wir sehen werden — sein Spiegelbild in der Wider¬ 
standslehre wegen seiner engen Verknüpfung mit dem Naturrecht 
beibehalten. Dadurch mußte dann aber mit ihrem eigenen positiv¬ 
rechtlichen Wert der Wert positivrechtlichen Denkens selbst für die 
Widerstandslehre wieder verloren gehen. Statt daß mit dem 
eigentlichen Gehalt der positivrechtlichen Elemente die Lehre vom 
Hecht des Widerstands selbst verschwand, wurden sie von ihr 
mitgeschleppt als ein inhalts- und wertloses Anhängsel, das nichts 
daran ändern konnte, daß die Widerstandslehre wieder eine voll¬ 
kommen naturrechtliche Konstruktion geworden war. 

So führte dieselbe _ Lehre, die in ihrer Anknüpfung an das 
positive staatliche Becht, und gerade durch sie, die wissenschaftliche 
Erkenntnis von der Existenz eines Staatsrechtes erst vermittelt 
hatte, zugleich dahin, das beginnende staatsrechtliche Denken in 
der damals wichtigsten Frage des öffentlichen Bechts wieder ganz 
mit den wirklichkeitsfremden, marklosen, spielerischen Theorieen 
des Naturrechts zu durchsetzen. Dadurch ist der Weg bestimmt, 
den wir in der folgenden Periode die Widerstandslehre werden 
gehen sehen. 
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II. Die Wirkung der Lehre des Althusius 

Im positiven Recht hatte das Widerstandsrecht der Stände 
schon seine Bedeutung verloren mit der Ausbildung der ständischen 
Verfassung, die den Ständen eine rechtliche Macht gab, die solchen 
außerordentlichen Behelfs nicht mehr bedurfte 1 ). Völlig aber 
mußte das ständische Widerstandsrecht seinen politischen und 
juristischen Halt verlieren in der folgenden Periode des Staats¬ 
lebens, in der die Stände überhaupt jede rechtliche und politische 
Macht verloren. Doch erklärt gerade diese staatliche Entwicklung 
die Tatsache, daß in der Rechts- und Staatslehre die Idee des 
Widerstandsrechtes nicht verschwand: das rechtspolitische Be¬ 
dürfnis nach einem Rechtsbehelf gegenüber dem fürstlichen Absolu¬ 
tismus klammerte sich an den überkommenen rechtstheoretischen 
Gedanken des Widerstandsrechts. Das Weiterbestehen der Wider¬ 
standslehre erscheint somit als eine natürliche Reaktion gegen 
die reale Entwicklung des Staatslebens. Eine Reaktion freilich, 
die zur Unmöglichkeit organischer Beziehungen zum positiven 
Recht verdammt war. Mit Notwendigkeit mußte die Widerstands¬ 
lehre dieser Periode entweder zunichte werden vor der Autorität 
des staatlichen Rechts, oder jenes über den Haufen werfen. Die 
für die Geschichte der Staats- und Rechtslehre höchst interessante 
Frage nach dem Vorrang zwischen der Autorität des staatlichen 
Rechts und dem Gedanken eines Schutzes der Gerechtigkeits¬ 
forderungen gegen die bestehenden staatlichen Gewalten hat die 
Geschichte für die einzelnen Rechts- und Staatsgebiete verschieden 
entschieden. Den Gründen ihrer Entscheidung nachzuspüren, ist 
eine soziopsychologische Frage von höchstem Interesse. Für uns 
steht nicht diese Frage zur Diskussion, sondern nur die, wie sich 
tatsächlich in der geschichtlichen Entwicklung das Verhältnis der 
Widerstandslehre zum staatlichen Recht gestaltet hat. 

Die Widerstandslehre selbst hat seit Althusius wesentlich 
neue Erkenntnis über ihr Verhältnis zum staatlichen Recht nicht 
zu tage gefördert. Wohl hat, wie wir sehen werden, der bedeutendste 
Schüler des Althusius, Ulrich Huber, die aus der juristischen 
Analyse der Elemente des positiven Rechts von jenem gewonnenen Er- 

] ) Spangenberg V. Lehnstaat z. Ständestaat, S. 74. 
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kenntnisse — an sich mit Erfolg — fortzubilden versucht, aber 
diese Versuche waren und blieben unfruchtbar, weil jene Elemente 
gar nicht mehr dem positiven Recht angehörten. Die feinen 
Untersuchungen Hubers haben nicht weniger wie die sterilen 
Wiederholungen, die unzählige Andere in jener Periode von den 
Gedankengängen der Monarchomachen und des Althusius gaben, 
nur einen Wert als juristische Begriffsübungen bis auf wenige 
Ausnahmen, die wir sogleich kennen lernen werden und die aller¬ 
dings sehr bedeutsam sind. Im Großen und Ganzen geben die 
Lehren dieser Periode bis kurz vor der französischen Revolution 
für unsere Frage ein sehr stereotypes Bild. Wir müssen uns daher 
mit einer kurzen Übersicht begnügen. Daß wir nicht ganz auf 
eine Betrachtung der Einzelheiten verzichten können, hat seinen 
Grund lediglich darin, daß auch diese uns wieder wichtige neue 
Beweise für den weitgehenden Einfluß der monarchomachischen 
Lehre, damit für die, in der Eigenart jener liegende, werbende 
Kraft und so für die eigentliche Kraftquelle der Widerstands¬ 
lehre selbst geben. 

Eine Folge der unmittelbaren Einwirkung des Althusius und 
der darin enthaltenen mittelbaren der Monarchomachen zeigt sich 
in der späteren Lehre vom Widerstandsrecht darin, daß die durch 
die Berücksichtigung des positiven Rechts gewonnene Erkenntnis 
der ständischen Natur des Widerstandsrechts nicht wieder verloren 
gehen konnte. Dabei ist jedoch die Klarheit dieser Erkenntnis 
sehr verschieden, je nachdem, ob der unmittelbare Einfluß der 
feinen juristischen Analyse des ständischen Staatswesens durch 
Althusius stärker war, oder der mittelbare Einfluß der monarcho¬ 
machischen primitiveren Vermengung der positivrechtlichen Elemente 
mit denen der naturrechtlichen Theorie. 

Gleich die ersten Schriften, die im deutschen Wissenschafts¬ 
gebiete sich der Anerkennung des Widerstandsrechtes durch Althusius 
anschlossen, lassen deutlich diese Verschiedenartigkeit seines Ein¬ 
flusses erkennen. Die von Casmann im Jahre 1603 aufgestellten 
Sätze über das Widerstandsrecht 1 ) sind im wesentlichen nur eine 
— allerdings selbst hier noch die juristischen Feinheiten des 


x ) Otho Casmann, Doctrinae et vitae politicae methodicum ac breve 
systema. Prancofurti 1603 cap. IX. De Abdicatione Magistratus (S. 35 ff.). 
Wolzendorff, Staatsrecht und Naturrecht 15 
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Vorbildes vielfach vermissen lassende — Wiedergabe des Ender¬ 
gebnisses der Althusius’schen Lehre: zum defensiven Wiederstand 
ist die niedere Obrigkeit in ihrem Gebiet befugt 1 ), die Absetzung 
kann nur durch die Gesamtheit der Stände und nur nach Versagen 
aller anderen Mittel erfolgen 2 ). Also gerade die von Althusius 
so scharf herausgearbeitete prozessuale Seite ist in ihrer juristischen 
Bedeutung unverstanden geblieben, obwohl gerade Casmann die 
betreffenden Regeln mit voller Klarheit als solche über die Forma 
Abdicationis bezeichnet. 

Ganz unausgenutzt ist die juristische Forschung des Althusius 
geblieben bei Valentin Foerster 3 ), der 1610 die Widerstandslehre 
wieder einfach auf den bedingten Herrschaftsvertrag 4 ) und Notwehr- 
reeht 6 ) stützt und die positivrechtlichen Elemente eigentlich nur 
insofern verwertet, als er den einzelnen Privaten das Widerstands- 


x ) a. a. 0. S. 45 ff.; insbes. S. 46: Quanquam inferior magistratus ex 
pluribus duntaxat vnus, summum magistratum, si manifeste tyrannus evaserit, 
Regno expellere nö potest, cetcris regni magistratibns silentibus. 

8 ) a. a. 0. 36 f. Forma legitima Abdicationis consistit in duobus 1) Ad 
eam non accedatur nisi omnibus mediis prius tentatis, quibus in ordinem 
cogi magistratus, & eius tjrannis comprimi posse videtur. 2) Fiat ex legum 
praescripto; & quidem in regnis ac principatibus non a plebe tantum, nec a 
proceribus tantö, sed a toto populo, hoc est, magistratu secundario, consensu 
totius populi. 

3 ) Valentini Forsteri, Do jurisdictione romana libri duo, Helmaestadii 
1610: Pars II, sect. VI (S. 674 ff.) 

4 ) a. a. 0. § 9 (S. 680 f.). Quinto neq; solummodo iure divino tjrannis 
resistendum est: sed etiam humano. Nam conditiones pactis additae sunt, 
si non impleantur, irrita reddunt pacta. Et quando deficit conditio actus, 
habetur perin de ac si factus non fuisset. Conditio enim habetur pro causa. 
Cessante igitur causa cessat effectus. Atqui in pactis subjectionis expresse 
ac etiam tacite inest, vt dominus iudicium ac iustitiam & protection em 
subditis praestet, hi vero illi oboedientiam. Quemadmodum igitur subditi 
seditiosi, rebelles ac periurii iure divino acriter puniuntur. Sed etiam iure 
civili grauiter in eiusmodi seditiosos, rebelles ac periuros animaduertitur 
vtpote, qui crimen laesae majestatis committunt & vim publicam inferunt. 
Ita quoq; idem in magistratu, qui ad tjrannidem degenerat, statuendum 
est, ex natura correlatiuorum. Ac apud nostros regula est: Fidem frangenti, 
fides cur non frangatur & ei. 

5 ) § 10 (S. 681): Naturalis ratio dictat, vim & injuriam quoquo modo 
propulsare. Quare igitur naturalis ratio non quoque locum haberet contra 
tjrannum. 
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recht versagt 1 ) und als Modus der Ausübung des Widerstands¬ 
rechts des Volkes den Widerstand durch die subditi in genere 
und die inferiores magistratus bezeichnet 2 ). 

In vollem Gegensatz zu dieser letztgenannten Schrift und in 
teilweisem zu der Casmanns steht die 1608 erschienene des 
Hoenonius*), die bis ins Einzelste genau die juristischen Fest¬ 
stellungen des Althusius, freilich ohne jede eigene Zutat, verwertet. 
Auch hier ist nur einmal in aller Knappheit der alte programmatische 
Grundsatz aufgestellt mit den Worten: Magistratus pure pro- 
mittunt, subditi sub conditione 4 ). Zur Begründung der rechtlichen 
Gedankengänge wird er aber nirgends verwertet. Vielmehr werden 
diese in allerengstem Anschluß an Althusius lediglich aus den, 
freilich infolge naturrechter Verallgemeinerungen nicht rein er¬ 
haltenen, Elementen des positiven ständischen Staatsrechts ge¬ 
wonnen. Die Widerstandslehre des Hoenonius ist nichts anderes 
als die vollständige Wiedergabe derjenigen des Althusius, so zwar, 
daß ihr keiner der wichtigeren Sätze, die jener aufgestellt hat, 
fehlt, aber auch kein einziger rechtlicher Gedanke hinzugefügt 
ist. Es genügt deshalb und ist, um ermüdende Wiederholungen 
zu vermeiden, notwendig, daß ich für die Einzelheiten seiner 
Lehre verweise einerseits auf das oben über diejenige de3 
Althusius gesagte, andererseits auf seinen Text, dessen wichtigste 
Sätze ich in Anmerkung wiedergebe 5 ). 

») Sect. VII (a. a. 0. S. 682 ff.). 

a ) Sect. VI, § II (S. 681): Modus autem tyrannos imperio abdicandi 
solis subditis in genere ac ipsoruin inferioribus magistratibus permissum 
est, privato nihil licet tentare in tyrannum. 

®) Philippi Hoenonii Libri duo Disputationuni, Herbornae 1608; libcr 
primus disputationum politicarum. 

4 ) a. a. 0. disp. II §5. 

5 ) ibidem disp. IX (S. 182 ff.). 43. Ad quod Deus facit rel immediate 
Tel mcdiate. Immediate, sine mediis & opera humana. Mediate, vel per 
publicas, vel per pmatas personas Deus Tyrannos coercet et punit. — 
44. Publicae personae sunt Epbori, seu ordines Regni, qui universi et singuli 
Tyranno pro ririli resistcre tenentur. Gum enim ex iussu & consensu populi 
jus creadi Magistrats habeant, etiam potestatem eum judicandi & removendi 
babent. — 45. Resistenti rero Ephoro debent se adjungere subditi resistentis, 
& cives patriae amantes, qui salvam Rempublicam volunt: detrectantes ope, 
pecunia, Tel consilio resistentem juvare, habentur pro hostibus et desertoribus. 
— 46. Generalis Ephori totius Regni defensionem adversus Tyrannum suscipere 
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Schon Gierke hat auf die interessante Tatsache hingewiesen, 
daß auch diejenigen Schriften jener Zeit, die in prinzipiellem 
Gegensatz zu den allgemeinen Lehren des Althusius sowohl wie 
zu seiner Auffassung vom Widerstandsiechte standen, gerade in 
der Widerstandslehre ihm einen sehr weitgehenden Einfluß ein¬ 
geräumt haben. Gewiß mit Recht sieht Gierke in dieser Tatsache 
einen Beweis för die wissenschaftliche Autorität, die Althusius 
genoß. Damit ist sie aber noch nicht erklärt. Es bleibt vielmehr 
die Frage: warum konnte gerade in dieser prinzipiellen Streit¬ 
frage seine Autorität sich auch bei den Gegnern durchsetzen? 
Unsere Betrachtungen über die Eigenart seiner Lehre müssen uns 
ohne weiteres dahin führen, den Grund seines Einflusses in der 
Überzeugungskraft zu suchen, die seine Lehre durch die starke 
juristisch-systematische Ausnutzung der positivrechtlichen Er¬ 
scheinungen gewonnen hatte. Wir werden diese Spur nicht un¬ 
berücksichtigt lassen dürfen, da, wenn sie zur Richtigkeit unserer 


dcbent. Speci&les vero eam Regni partem tueri tenentur, cujus tutela & 
cura est ipsis commissa. Nec subditos & regionem seu proviuciam, cui 
praesunt, deserere debent, nisi rebus Omnibus prius legitime tentatis, iisque 
deploratis & desperatis. — 47. Uni tarnen ex Ephoris vel statibus Regni, 
reliquis non consentientibus, non licet, quod universis, nimirum Magistratui 
summo adimere imperium, eumq; privatum declarare vel interficerc, vel 
extra territorii sui seu regionis sibi adsignatae fines, illi resistere, 
vel eum persequi. Quod enim ad universos spectat, hot; singuli per se & 
separatim, reliquis vel maxima eorum parte dissentiente, sibi usurpare non 
possunt. Licebit tarnen parti, vel singulis Ephoris, aut Regni statibus sese 
subducere & ab illius Jlagistratus sui tyrannici subjectione defendere. — 

48. Non prius vero resistendum est Tyranno, qui exercicio esse dicitur, 
quam si Tyrannis ipsius sit nota et obfirmata, aliaq; remedio non adsunt. — 

49. Nota & cognita ut fiat Tyrannis ejiusmodi, necesse est, ut Ephori regni 
Concilium indicant, & generalem omnium ordinum populi conventum cogant 
in eoq; Tyranni opera examinanda proponant, & defensores publici consti- 
tuantur. — 50—52. Vorher regelmäßig außer im Notfälle Versuch aller 
anderen Mittel. — 53. Resisti autem ei debet verbis vel armis. Verbis, 
quando verbis tantum Dei cultum violat, & Reipublicae jura & facta oppugnat. 
Vi & armis, quando armata manu & vi externa Tyrannidem exercet; & tum 
licebit exercitum conscribere ex Regnicolis, confoederatis amicis vel aliis. — 
54. Hactenus de personis publicis, quae Tyranno resistere possunt; privatae 
personae, hoc est subditi, si Tyrannus sit exercitio, quia non habent nsum 
et jus gladii, eo jure non uti, sed quiescere & injuriam patientes jugum 
Tyranni ferre debent. 
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Vermutung führt, dies von großer Bedeutung für die von uns 
untersuchten Zusammenhänge ist. 

Friedenreich hat 1609 der Lehre vom Widerstandsrecht der 
niederen Obrigkeit eine neue Form gegeben, indem er dies Recht 
im Gegensatz zu demjenigen der mere subditi prinzipiell anerkennt *), 
das Verhältnis dieser allgemeinen Regel zu dem einzelnen Landes¬ 
staatsrecht aber dadurch bestimmt, daß dieses maßgebend sei für 
die Frage nicht nur, wer mere subditus ist und wer nicht, sondern 
auch, welche inferiores magistratus zur Ausübung des Widerstands¬ 
rechtes zuständig sind 2 ). Eben diese Einordnung der einfachen 
Verweisung auf das positive Recht in den Rahmen eines Prinzips 
des Widerstandsrechts der niederen Obrigkeit zeigt den Einfluß 
der eigentlichen Widerstandslehre. 

Deutlicher tritt dieser Einfluß schon hervor bei Boxhornius 
(f 1613), bei dem er sich auch merklicher als gerade von Althusius 
ansgehend kennzeichnet. Wenn er sagt, daß die Veränderung der 
Staatsgewalt (mutatio Principum vel Imperii) geschehen müsse 
durch öffentliche Autorität, insbesondere jenes Standes, der dem¬ 
jenigen des Fürsten am nächsten steht 3 ), so erkennt man hierin 
auf den ersten Blick eine verschwommene Wiedergabe der Lehre 
des Althusius von dem Verhältnis der Ephoren zu dem summus 
magistratus. Klarer aber tritt die Anlehnung an Althusius hervor, 
wenn man, auf die allgemeinen Lehren des Boxhormius zurück¬ 
gehend, sieht, wie seine Bemerkungen über die Rechtsstellung d er 

*) Z. Friedenreich, Politicorum Über, Argentinac 1609 cap. 26 (S. 14 6): 
Si vere non sunt mere snbdititi, sed ipsi qnoque Magistratus Politici munia 
non postrema sustineant, hoc & similis casibus, ubi legibus concessa est, 
defensio, subdititis, adrersus injustam tyrannidem imperantium, oboedientiam 
excutere, verbum Dei non prohibet. 

*) ibidem S. 147: Verum enim vero in horum quoq; determinatione 
fere genus tantum poni potest. Qui autem subditi mere sint in specie, 
aut non sint, & quinam in Repub. Magistratus inferiores resistere tyrannidi 
possint, ex cuiusque Reipub. legibus, quae statum Reipub. fundant, judi- 
candum. 

8 ) Marcus Zvcrius Boxhornius, Institutionen) politicorum libri duo ed. 
sec. Lipsiae 1665, Lib. 2 cap. 4 § 54 (S. 399 f): Caeterum autoritate publica 
ac imprimis illius ordinis, qui principis proxime contingit autoritatem, eo 
Principum Tel Imperii propter tyrannidem mutatio instituenda est. (Vgl. 
dazu S. 413: Haec adversus Hispanor. & Pontificiorum quorundam scripta, 
quales Marianne commentarii.) 
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inferiores magistratus nur einen Auszug aus der Lehre jenes von 
der Rechtsstellung der Ephoren und damit aus den rechtlichen 
Grundregeln des ständischen Staatswesens bildet. Boxhornius 
schildert dort die eigentlich ständische Verfassung als die der 
freiheitsliebenden Völker 1 ) und beweist dabei eine eigene Schärfe 
des politischen Blickes in der interessanten Beurteilung des stän¬ 
dischen Steuerbewilligungsrechtes als des Hebels für die ganze 
rechtliche Machtstellung der Stände 2 ), einem Urteil, dessen Be¬ 
gründung der Wissenschaft des neunzehnten Jahrhunderts Vor¬ 
behalten bleiben sollte. 

Hier zeigt sich der Einfluß des Althusius in der Tendenz 
zu klarer Beobachtung der staatlichen Wirklichkeit. Sein Einfluß 
in der Richtung klarer juristischer Systematisierung tritt besonders 
hervor in dem Gegensatz, in dem allgemeinwissenschaftliche Er¬ 
örterungen der Widerstandsfrage in jener Zeit zu den rechts¬ 
wissenschaftlichen Erörterungen aus demselben Lager (der möglichsten 
Negation des Widerstandsrechts) dadurch stehen, daß unter jenen 
selbst die berühmteren sich mit der primitivsten Wiedergabe von 
Gedankengängen der alten scholastischen oder monarchomachischen 
Widerstandslehre oder der Lehre vom Widerstandsrecht der niederen 
Obrigkeit begnügen. Beispiele dafür geben der berühmte Kommentar 
des Pareus zum Römerbrief, der nur einige der populärsten 
Argumente der Monarchomachen anführt 3 ), und das 1612 zu 

a. a. 0. Lib. 1, cap. 4 § 14 ff (S. G2 ff.) insbes. § 20 (S. 64): Ut silicet 
cor ant nominandi aut eligendi, sua in urbc, suoque in districtu quaevis 
civium inultitudo babcat potestatem .... ne Principes movere unquam loco 
possint eos Magistratus, quorum curae commissum cst providero & inter 
multa Principum odia ne libertas populi ullatenus laedatur & minuatur. 

2 ) ibidem § 22. Ejusmodi & similia bona libertatis istius, vel initio 
primo Rerumpublicanim servarunt sibi gentes, quae suos sibi Principes iis 
conditionibus ac legibus eligerunt, vel mutata, ut non nunquam fit Rerum- 
publicarum forma, ac priorum Principum domo, subditi sibi stipulati sunt, 
vel ab Imperantibus, quorum facilia & suorum potius libertatis, quam propriae 
potontiae augendae, prona crant ingenia, precibus aut gratis obsequiis 
obtinuerunt aut denique ab egentibus Principibus pccuniario sibi pretio 
nonnunquam redemerunt, ex eorum inter privatos innominatorum contractnum 
formula, in qnibus est: Do, ut facias. 

3 ) Davidis Par ei ln divinam ad Romanos S. Pauli Apostoli commentarius 
Heidelbergae 1613: S. 1263 ff, 1353 ff Pflicht der Privaten zum leidenden 
Gehorsam; S. 1350 Subditi non privati, sed in magistratu inforiori constituti, 
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Frankfurt a./M. erschienene Responsum iuris, das ohne jede Be¬ 
gründung ein Widerstandsrecht der städtischen Obrigkeit zum 
Schutze der städtischen Freiheiten feststellt 1 ). 

Wie stark dagegen die systematischen Erörterungen der von 
Althnsius beeinflußten Publizisten abstechen, zeigen noch mehr 
als die früher besprochenen Schriften diejenigen von Besold und 
Keckermann, die zugleich diesen Einfluß selbst, seine Art und 
damit seinen Grund am deutlichsten erkennen lassen. Für diese 
juristischen Untersuchungen, die ein Widerstandsrecht kraft, all¬ 
gemeingültiger Regel nicht anerkennen wollten, lag die Schwierigkeit 
darin, daß sie das vielfache Vorhandensein eines ständischen 
Widerstandsrechtes in der rechtlichen Wirklichkeit nicht leugnen 
konnten und wollten, auch anerkennen mußten, daß ein solches 
Widerstandsrecht tatsächlich nur eine Konsequenz der systematischen 
Grundlagen der Althusiusschen Staatslehre war. Diese Grund¬ 
lagen konnten nicht schlechthin als falsch erklärt werden, da sie 
zu vielfach richtigen Konsequenzen führten. Aber schlechthin 
konnte man den Konsequenzen auch nicht zustimmen. Wie war 
dies Dilemma zu lösen? Besold und Keckermann haben die Lösung 
in verschiedener Weise versucht. 

Besold glaubte durch begriffslogische Operationen die Kette 
der Schlußfolgerungen unterbrechen zu können. Da das teilweise 
Vorhandensein eines Widerstandsrechtes ebenso zugegeben werden 
mußte, wie die allgemeine Konsequenz der Ableitung des Wider- 

adversus superiorcm magistratum se & rempublicam & ccclesiam seu vcram 
religioncm etiam artnis defendere iure possunt: his positis conditionibua. 
I Cum superior magistratus degenerat in tyrannum . . . ., S. 1351 f. Quorum 
est constitucrc magistratus, eorurn etiam est cnormiter grassantes cohercere 
aut tol'cre si non desistant grassari contra Deum ct contra rempublicam. 
Constituuntur autcm vel per populi consensum, vel per senatum, vel per 
electores, vel per alios magistratus. 

') Responsum Juris oder Gründlicher Bericht von allen vnd jeden der 
Freycn vnd Keyserlichen Reichsst&tten, Standt, Regalien, Privilegien, Rechten 
vnd Gerechtigkeit Frankfurt a..M. 1612, S. 112: Inprimis vero magistratui, 
duuun iris ac civitatum defensoribus curae esse debet, si aliqucin suao juris- 
dictione subjectum periclitari contigerit, vt omnino & maturc ipsc succuratur. 
Idcirco enim magistratus officio funguntur, vt iura & statum publicum privi- 
legia & libertates tueantur, sicut non solum formula, der Bürgermeister, 
Schöpffen, Rhats vnd Burger Eyd sub conscientiae pcriculo hoc in loco id 
exigit, sed iure quoq: cautum reperitur. 
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standsrechtes aus den staatsrechtlichen Grundgedanken 1 ), mußte 
in diese ein Element eingefügt werden, das es ermöglichte, neben 
jener Konsequenz auch die andere der Ablehnung des Widerstands¬ 
rechtes zu ziehen. Dieses Element fand Besold in dem Gedanken, 
daß die Rechtstellung des Fürsten nicht als eine einheitliche 
und bestimmte juristische Größe zu betrachten sei. Sehr einfach 
ist vor allem für die Frage des Widerstandsrechtes der Fall, in 
dem der Fürst nur den Namen, nicht aber die rechtliche Stellung 
eines solchen hat, wie es der Fall des Dogen von Venedig ist 2 ). 
Dann gibt es aber auch wirkliche Fürsten im Rechtssinne, die 
kraft Grundgesetzes eine Aufsichtsinstanz über sich haben, wie sie 
in Sparta in den Ephoren, in Straßburg in der „sog. magna iustitia“ 
bestanden hat, und die den ganzen Staat repräsentieren 3 ). Wo 
ein solches Grundgesetz den das Grundgesetz verletzenden Fürsten 
verstößt (Beispiel: Brabant), da muß allerdings die prinzipiell 
abzuweisende Annahme eines Widerstandsrechtes zugelassen werden, 
weil sonst die Grundgesetze nur Schatten wären. Denn — und 
hierin zeigt auch Besold die Erkenntnis des juristischen Wesens 
des Widerstandsrechts als eines materiellen und formellen Rechts¬ 
behelfes — die Bekämpfung, der Krieg, ist lediglich der vom 

1 ) Über diese vgl. bes. Christophori Besoldi Operis politici editio nova 
Argentorati 1641. Dissertatio de statu Reipublicae mixto Cap. V, I (S. 193): 
Nulla quidem unquam instituta fundataque Respublica fuit, nisi ultro citroque 
prius inito contractu, pactisque inter subditos ct magistratum conventis. 
Attamen leges illae et conditiones, partim sunt in genere, de proprio magi- 
stratus & subditorum officio, tacitc vel expresse praescriptae; partim in 
specie, de certa cuiusquisque Reipublicae administrationis ac subjectionis 
forma, modoque disertis verbis proponuntur. Hae jura regni, itemque leges 
regni fundamentales dicuntur: illae in omni regno locum habent, hae singu- 
lorum quorundam populorum propriae sunt, & plerunque constituunt Rem- 
publicam mixtam. De hisque Imperiis capio illud, quod homagium dicitur 
faedus & ut ad subjectioncm subditi, sic Reges ricissim, ac parili nexu 
obligari ad fidelitatem. 

2 ) Christophori Besoldi Operis politici .... I Dissertatio de re pu¬ 
blica curanda, cap. VII, § VI (S. 153). 

*) ibidem VII Magis etiam est, ut dicam, Principem lege qui funda¬ 
mental! constitutum Inspectorem habet (quales in Lacedaemoniorum regno 
Ephori & in Republica Argentoratensi, qui magna iustitia dicebatur, extiterunt) 
ab eo in ordinem ex inordinato adduci posse. Tune enim Reipublicae, major 
quam regis potestas est. Et ephori, ad regni tuendum statum, publice to- 
tamque Rempublicam repraesentante auctoritate funguntur. 
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Völkerrecht gelieferte Ersatz für die fehlende actio civilis 1 ). Wo 

die Rechtsstellung des Fürsten eine solche ist, da liegt, wie 

Besold in einem anderen Werke ausf&hrt, überhaupt nicht eine 
Monarchie vor, sondern eine gemischte Verfassung. Der Typus 
der gemischten Verfassung aber, den Besold schildert, ist einfach 
die Verfassung des ständischen Staates. In dieser sieht er schlecht¬ 
hin ein Recht der Stände zum Widerstand durch ommissio vel 

cessatio magistratus summi als gegeben an 2 ). Für den ständischeh 
Staat kommt er also trotz aller prinzipiellen Ablehnung zu dem¬ 
selben Ergebnis wie Althusius, nur, daß er noch dessen formale 
Cautelen fortläßt. Wie wenig danach von dem Prinzip übrig 

bleibt, zeigt nicht nur die von ihm ohne Kommentar wieder¬ 
gegebene Bemerkung eines anderen Schriftstellers, absolute 
Monarchieen seien in der Wirklichkeit fast überhaupt nicht vor¬ 
handen, sondern viel mehr noch seine Lehre, daß auch in diesen 
bei schlimmster Tyrannei den Untertanen wohl ein Widerstand 
publica autoritate erlaubt sei 3 ). 


J ) ibidem VIII (S. 154). Lex itidein principatu, quae exuit Principem, 
contra leges, qni aliquid molitus fuerit fundamentales (qualis, recensente 
Meterano, in Brabantia & reliquis Belgij Provinciis vigebat) supra recen- 
sitam admittit opinationem. Qui namque in deditionem, certis venerunt 
foederibus: ut, quia sibi reservarunt suas leges et Privilegia. ij quantum 
ad plenitndinem potestatis, haud subditi dicuntur . . . Hocque nisi conce- 
datur, leges fundamentales nil nisi umbra sunt. Natura enim evenit, ut 
omnis obligatio babeat actionem: Ergo, cum hic civilis deficit; succedit 
juris gentium, nempe Bellum. 

*) a. a. 0. Diss. de statu reipub mixto cap. III, II (S. 189). Eorum, 
qui imperitant simul cum populo, Principe vel Senatu; nomen et potestas 
est indaganda. Primum quod attinet: variis ij nominibus indigitari solent: 
Ordines, Status, Consiliarij vel Senatores Regni, Les trois Estats. Politici 

communius Ephoros vocant_Vbi vero Aristokraticum solum temperamen- 

tum Respublica admittit, fere Duces, Barones, aliique nobiliores, ejusmodi 
peragunt vices. Horum munus in eo consistere putatur, ut Magistratum 
summum in negotiis justis,,ope juvent et consilio: in rebus injustis eundem 
refrenent et impediant, coercendo atque moderando licentiam illius, & denique 
omnibus modis provideant, ne quid Respublica detrimenti capiat; privatis 
studiis, odio, facto, ommissione vel cassatione magistratus summi. — Wörtlich 
ebenso in Dissertatio Politico-Juridica de Majestate Argentorati 1625 S. 227 f. 

3 ) a. a. 0.1, cap. VH, IX (S. 154 f.): Verum si Princeps sit absolutus, 
planeque summus, hoc est, si neque intra nec extra Rempublicam babeat superio- 
rem: (quales tarnen ferre nullos esse dicit Waremundus de subsid. 149 & seq.) 
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Das interessante an dieser Lehre Besolds ist nicht nur, daß 
sie trotz aller prinzipiellen Ablehnung derjenigen des Althusius 
doch zu demselben Ergebnis gelangt — auf die Bedeutung dieses 
Punktes werden wir noch zurückkommen müssen —, sondern auch, 
daß sie das Bedenkliche seiner Lehre gefühlt hat, das darin liegt, 
daß er, wie alle seine Vorgänger, in der Verallgemeinerung der an 
sich richtig beobachteten und von ihm, im Gegensatz zu seinen 
Vorgängern, juristisch einwandfrei systematisierten Elemente des 
geltenden Rechts wieder den verhängnisvollen Schritt von positiver 
Rechtsforschung zu naturrechtlicher Doktrin getan hat. Besold 
war auf dem Wege zur wissenschaftlichen Feststellung dieses ent¬ 
scheidenden Punktes. Indem er erkannte, daß mit dem theoretischen 
Begriffe des princeps nicht als mit einer bestimmten Größe operiert 
werden dürfe, sondern dieser Begriff erst aus dem Grundgesetze 
des einzelnen Staates bestimmt werden müsse, folgte er einem 
Gedanken, den es nur zu formulieren und allgemein anzuwenden 
galt, um die Schwierigkeiten zu beseitigen: daß nicht theoretisch, 
durch das Naturrecht gelieferte Begriffe der Rechtsforschnng zu 
gründe gelegt werden dürfen, um durch logische Konstruktion 
aus ihnen das anzuwendende Recht zu finden, sondern daß dieses 
einzig und allein aus dem Gesetz, geschriebenen oder ungeschriebenen, 
des einzelnen Staates zu gewinnen ist. Besold ist nicht nur zur 
Formulierung sondern auch zur klaren Erkenntnis dieses Gedankens 
nicht gekommen. Indem er sich nicht von der Begriffskonstruktion 
abwandte, sondern nur mit ihrer weiteren Ausbildung helfen zu 
können glaubte, konnte er nicht klärend, sondern nur verwirrend 
wirken. Dies Umkehren auf halbem Wege nach guten Ansätzen 
ist um so auffallender, als vor Besold bereits Keckermann diesen 
Weg zu Ende gegangen war, allerdings ohne ihn besonders ab¬ 
zustecken. 


& tarnen non putarc debent, sibi omnia & in oumibus Heere . . . Subditorum 
vero resistentiain quod attinet, hic inter cum, qui existit övoköAü> g & inter 
eum qui öAoKArjQdg, ac omnia pietatis juris honestatis repagula nefarie 
perfringit, distinguendnm est: quod in priori prursus non liceret, id for» 
tasse in boc posteriori permissum, ut scilicet publica authoritate, contra 
cum procederetur, cuin talis Tyrannis, non amplius potestas sit, sed 
purum latrocinium. — Wörtlich ebenso Diss. de majestntc in genere 
cap. VII, XV (S. 61). 
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Ohne auf die methodische Bedeutung seines Vorgehens hin¬ 
zuweisen, ist Keckermann l ) — ein von der damaligen Wissen¬ 
schaft sehr beachteter Gelehrter — in der Widerstandslehre zu 
einer Scheidung zwischen Staatsrecht und Naturrecht gelangt, wie 
sie, soviel ich sehen kann, in der Geschichte dieser Lehre weder 
vorher noch nachher — vielleicht Huber ausgenommen — jemals 
in gleicher Klarheit erreicht worden ist. Wenn Keckermann 
seiner Lehre von dem Umfang und den Grenzen der Herrscher¬ 
gewalt den Vertragsgedanken zugrundelegt, so können wir darin, 
nach unseren früheren Betrachtungen überdas Wesen des ständischen 
Staatsrechts einerseits und der damaligen Rechtslehre andererseits, 
n4ch "kein prinzipielles Abweichen von dem staatlichen Recht sehen. 
Für die Frage der Übereinstimmung mit dem positiven Recht 
kommt es vielmehr allein darauf an, welche systematische 
Bedeutung der Lehre vom Herrschaftsvertrage gegeben wird: ob sie 
die Grundlage bietet, auf der ohne Rücksicht auf die Wirklich¬ 
keit des geltenden Rechts durch begriffliche Konstruktion Rechts¬ 
sätze über den materiellen Umfang der Herrschergewalt abgeleitet 
werden, oder ob sie nur ein wissenschaftlich-technisches Hilfsmittel 
zur Klärung des Rechtsgehaltes der in der Wirklichkeit als 
geltend beobachteten Normen verwandt ist. Bei Keckermann hat 
sie ausschließlich letztere Bedeutung. 

Unter ausdrücklichem Widerspruch gegen „ Junius Brutus“ (Mor- 
nay) lehnt Keckermann es ab, dem Herrschaftsveitrag — oder der 
Huldigung — von vomeherein einen bestimmten Inhalt, nämlich 
den eines nur bedingten Gehorsams Versprechens der Untertanen 
zu geben. Wenn er dann weiter sagt, in der Monarchie geschehe 
die Huldigung ohne jede ausdrückliche Bedingung 2 ), so ist auch 
das keine naturrechtliche Vergewaltigung des geltenden Rechts, 
in dem wir in allen Beispielen einer Festlegung des ständischen 


l ) Bartholomaeus Keckermann, Systems disciplinaepoliticae, Hanoviae 

• 1607 . 

a ) a. a. 0. Lib. I cap. XXV (S. 397): In Monarchico statu promissio 
oboedientiae & obsequiorum sine ulla expressa conditione fieri intellegitur. 

Junius Brutus .... absolute & universaliter statuit, quod a subditis 
oboedientiae ac obsequiorum promissio fiat sub conditione vel tacita vel ex- 
pressa. Quod rectius accomodatur ad reliquas reipubl. formas, quam ad 
statum rei Monarchicum. 
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Widerstandsrechts, ebensoviele Beispiele einer bedingten Huldigung 
gefunden haben. Denn jener erste Satz soll nur von den Monarchieen 
im strengen Rechtssinne gelten. Staatswesen, in denen die Huldigung 
nur bedingt geleistet wird, sind aber für Keckermann keine Monar¬ 
chieen im strengen Sinne eines status Politicus perfectus. Das Er¬ 
gebnis seiner Ansicht müssen wir vom Standpunkte unserer heutigen 
allgemeinen Staatslehre jedenfalls als richtig anerkennen. Wenn wir 
umgekehrt seine Ansicht, daß Monarchie im strengen Rechtssinne 
nur diejenige sei, quatenus refertur ad finem absolutam 1 ), und 
ebenso seine Charakterisierung des ständischen Staates als einer 
monarchia imperfecta als begrifflich einwandfrei nicht ansehen 
können, so ändert das nichts an der Tatsache, daß das, was er 
über das ständische Staatswesen sagt, nicht nur ein anschauliches 
sondern auch juristisch klares Bild des in jenem geltenden Recht¬ 
zustandes gibt. Darauf allein kommt es an, denn, wie immer 
wieder hervorgehoben werden muß, wir dürfen bei der Würdigung 
älterer wissenschaftlicher Lehren nicht den Maßstab der begrifflichen 
Hilfsmittel ans der heutigen, sondern nur aus der damaligen Ent¬ 
wicklungsstufe des staatlichen und rechtlichen Denkens anlegen. 
Damit, werden wir sehen, ist Keckermann nahezu erschöpfend 
der rechtlichen Bedeutung der ständischen Verfassung gerecht 
geworden. 

Keckermann verfällt nicht, wie später Besold, in die primitive 
Gegenüberstellung, daß da, wo in der Wirklichkeit des Staats¬ 
lebens die Stände die ihrem Wesen eigene rechtliche Macht 
besitzen, nicht der Fürst, sondern sie der summus magistratus 
seien, sondern er nimmt in diesem Fall, in Anlehnung an uns 
bereits bekannte ältere Lehren, eine Unterart der — selbst wieder 
eine Unterart der respublica imperfectior 2 ) -bildenden — gemischten 
Staatsform (respublica raixta) an, nämlich das temperamentum 
Monarchiae cum Aristocratia. 3 ) Gegen Althusius wendet er sich 

') a. a. 0. cap. XXXII (S. 513). 

-) ibid 531. der Status Politicus’ imperfectior ist denkbar auf Grund 
einer Unvollkommenheit ratione potestatis oder ratione territorii oder in 
beiderlei Hinsicht. Imperfectior Monarchia ratione potestatis iterum est vel 
ratione alicuius superioris, vel ratione specialium pactorum, vel ratione 
mixtionis. 

s ) a. a. 0. Lib. II, cap IV De mixta republica in genere & in specie de 
temperamento Monarchiae cum Aristocratia (S. 539 ff). 
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dabei nur insofern, als jener diesen Zustand auch als Regel für 
alle positivrechtlichen Verfassungen ansehen will. 1 ) Die Richtig¬ 
keit seiner Ansicht liegt auf der Hand. Das Wesen des eigent¬ 
lich ständischen Staates nun sieht er darin, daß dieser status aus 
zwei Teilen besteht, der eine ist der Fürst, den anderen bilden 
die Stände.*) Hier haben wir zum ersten Mal die klare Er¬ 
kenntnis und ebenso klare Formulierung — die bisher erst als 
eine Frucht der rechtsgeschichtlichen Forschung des 19. Jahr¬ 
hunderts erschien — des dualistischen Charakters des ständischen 
Staates als einer besonderen staatsrechtlichen Bildung. 

Das für unsere besondere Frage wichtige an dieser Erkenntnis 
Keckermanns ist das, daß er aus ihr nicht im Wege begriffs¬ 
logischer Konstruktion allgemeine Regeln über das Widerstands¬ 
recht der Stände ableitet, sondern — hierin genauer als unsere 
großen Rechtshistoriker des 19. Jahrhunderts — die Frage nach 
dem Widerstandsrecht nur durch den Inhalt des konkreten positiven 
Rechts beantworten läßt. Denn, so sagt er — und darin unter¬ 
scheiden sich seine Ausführungen am stärksten von den späteren 
Besolds — für die Rechtsstellung des Fürsten kommt es nur auf 
den Vertrag an, s ) das heißt, in der Sprache unserer heutigen 
wissenschaftlichen Auffassung, auf die Vereinbarungen, die nach 
bestehendem Recht zwischen Fürst und Ständen beim Regierungs¬ 
antritt getroffen werden. Denn seiner Natur nach ist zwar der 
Fürst das Oberhaupt auch der Stände. Aber nach dem besonderen 
Vertrage, d. h. den besonderen Bestimmungen des Regierungs¬ 
antrittes, sind die Stände in dem konkreten Staatsrecht als dem 
Fürsten übergeordnet anznsehen, insofern ihnen eine Aufsicht über 
ihn und der Schutz des Staates zukommt.*) 

') ibid. 562, vgl. dazu auch die an die Lehren über die Rechtsstellung 
der Stände ankntlpfende Bemerkung S. 568: Ez quo Politici nonnulli & inter 
hos Althusius cap 4 Bodinum cupiunt refellere, qui statuit Galliae regnuni 
esse absolute monarchicum. 

2 ) ibid. 568. Altera pars huius status sunt optimates, qui varie appel- 
lantur: lnterdum patritii, interdum ordines regni; interdum status: item 
vindices, custodes, defensores & consiliarii regni: usitatissime autem dicuntur 
Ephori. s ) a. a. 0. 567. 

*) ibid. Sua natura quidem princeps est caput etiam Ephorum. Speciali 
a pacto Ephori superiores censentur Principe, quatenus eius inspectionem 
& regni custodiam habent. 
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Für den Inhalt nnd Umfang des Widerstandsrechtes selbst, 
soweit es danach besteht, giebt Keckermann dann die ganze 
Widerstandslehre des Althusius ohne Zusatz wieder*) und beschließt 
seine Darstellung mit dem Hinweis, daß Württemberg ein solcher 
Status mixtus sei. 2 ) In dieser Lehre ' hat Keckermann alle die 
juristischen Vorzüge derjenigen des Althusius sich zu eigen 
gemacht, zugleich aber alle naturrechtlichen Schlacken, die jenen 
noch angehaftet hatten, beseitigt. Denn die Normen, die Althusius 
über den Inhalt des Widerstandsrechtes aufgestellt hatte, haben 
wir ja als vollständig korrekte Sätze einer allgemeinen Staats¬ 
lehre über das in geltendem Recht vielfach vorhandene ständische 
Widerstandsrecht erkannt. Sie hatten nur den einen wesentlichen 
Fehler, daß sie nicht beschränkt waren auf die tatsächlich vor¬ 
handenen Fälle eines positivrechtlichen Widerstandsrechtes, sondern 
schlechthin gemeine Geltung beanspruchten. 

Die große Bedeutung, die Keckermann — von dem erwähnten 

Werte einzelner seiner besonderen Urteile abgesehen — in der 

» 

Geschichte der Widerstandslehre dadurch einnimmt, daß er zum 
ersten Male dieser Lehre eine vollständig mit der rechtlichen 
Wirklichkeit übereinstimmende Gestalt gegeben hat, liegt auf der 
Hand. Für unsere besondere Frage des Verhältnisses von Natur¬ 
recht und Staatsrecht in der Widerstandslehre besteht seine Be¬ 
deutung in folgendem. Wie die anderen zuletzt erwähnten Ge¬ 
lehrten steht er auf dem Standpunkt, daß im Staatsrecht ein 
Widerstandsrecht prinzipiell nicht anzuerkennen ist. Die klaren 
Untersuchungen dss Althusius, die seine Lehre von dem Inhalt 
und Wesen des Widerstandsrechts mit zwingender Überzeugungs¬ 
kraft als das Abbild von tatsächlich im Staats- und Rechtsleben 
vorhandenen Einrichtungen erscheinen lassen, haben es ihm aber 
unmöglich gemacht, an der Tatsache vorüberzugehen, daß jenes 
Prinzip keineswegs im geltenden Recht überall verwirklicht ist. 
So ist es denn gerade die juristische Klarheit in der Althusius- 
schen systematischen Untersuchung des Wesens des Widerstands¬ 
rechtes gewesen, die zur völligen Klärung der alten Frage führen 
mußte. Die Überzeugungskraft dieser systematischen Untersuchung 
des Althusius aber ist nur darin gegründet, daß ihre Elemente 


») ibid. 568 ff. *) ibid. 571. 
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ausschließlich der rechtlichen Wirklichkeit entnommen sind. Diese 
Eigenart der Lehre des Althusius wiederum, daß ihre Elemente 
ausschließlich der rechtlichen Wirklichkeit entnommen sind, ist 
selbst, wie wir fanden, nur die Folge davon, daß er in kon¬ 
sequenterer Weise den Qrundzug der Lehre der Monarchomachen 
ausgebildet hat: die Stützung der Widerstandslehre auf Elemente 
des positiven Rechts. So ist letzten Endes der wissenschaftliche Höhe¬ 
punkt, den die Lehre vom Widerstandsrecht bei Keckermann erreicht 
hat, nur ein neuer Beweis für die Bedeutung der Monarchomachen 
in dieser Lehre und den von uns angenommenen Grund ihrer 
Bedeutung in der Heranziehung des positiven Rechts. 

Diese Bedeutung der Monarchomachen aber zeigt sich hier 
in zweierlei Hinsicht. Einmal hinsichtlich der eigentlichen sog. 
Widerstandslehre, d. h. jener Lehre, die das Bestehen eines 
Widerstandsrechtes behauptet und zu begründen sucht. Sie mußte, 
sobald einmal das positivrechtliche Element in sie eingeführt war, 
dadurch mit logischer Notwendigkeit schließlich zu der bei 
Keckermann erreichten Gestaltung geführt werden, die dem Inhalt 
des geltendes Rechtes vollständig angepaßt ist. Auf dieser Stufe 
der Erkenntnis mußte sie sich dann aber ebenso notwendig — 
wie das tatsächlich in der Lehre Keckermanns geschehen ist — 
mit der entsprechend fortgebildeten Lehre von der prinzipiellen 
Unzulässigkeit des Widerstands vereinigen. So sind in zweiter 
Hinsicht die hier besprochenen Momente von Bedeutung auch für 
die Entwicklung der Lehre vom Widerstandsrechte im allgemeinen 
Sinne, d. h. der überhaupt — gleichviel ob bejahend oder verneinend — 
sich mit der Frage dieses Rechts beschäftigenden Lehre. Wenn 
der von den Monarchomachen gepflanzte Kern der Berücksichtigung 
des positiven Rechts zur vollen Entwicklung kam, mußte es eine 
natürliche Folge dieser Entwicklung sein, daß die eigentliche sog. 
Widerstandslehre einmal zu dem in der Politik des Althusius und 
ihrem Einfluß auf Keckermann tatsächlich erreichten Punkte ge¬ 
langte, daß ihre juristisch einwandfreie systematische Erklärung 
des Widerstandsrechts sich mit zwingender Überzeugungskraft als 
die Darstellung eines Rechtsinstituts zeigte, das in der Wirklich¬ 
keit des Staatslebens vielfach vorhanden war. Damit war dann 
aber die Erkenntnis unabweisbar geworden, daß die das Widerstands¬ 
recht prinzipiell und ein für allemal ablehnende Lehre ebenso- 
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wenig dem Inhalt des geltenden Rechts entsprach wie die entgegen¬ 
gesetzte. So mußte aus dem Fortbau der von den Monarchomachen 
gelegten Grundlagen jene Vereinigung der beiden Lehren ent¬ 
stehen, die in unvollkommener Weise bei Besold, in vollkommener 
bei Keckermann eingetreten ist. So ist aber der interessante Ein¬ 
fluß des monarchomachischen Althusius auf die im gegnerischen 
Lager stehenden Gelehrten lediglich ein Beweis ffir den ent¬ 
scheidenden Einfluß der Monarchomachen und der Eigenart ihrer 
Lehre auf die Entwicklung der Lehre vom Widerstandsrecht im 
besonderen und vom Staatsrecht, das ja in jener Lehre sich 
konzentrierte, im allgemeinen. 

Mit Keckermann hat die Widerstandslehre einen rechtwissen¬ 
schaftlichen Höhepunkt erreicht wie nie zuvor. Für ihre weitere 
Entwicklung blieb das bedeutungslos. Die einmal erlangte 
juristische Erkenntnis blieb in der Folgezeit, wie wir sehen 
werden, mit der einzigen Ausnahme des Althusiusschülers 
U. Huber, gänzlich ungenützt. Den Grund dieser Erscheinung 
zu suchen, kann nicht Aufgabe dieser Studie sein, für die die Ge¬ 
schichte der rechtlichen Ideen über das Widerstandsrecht keine 
selbstzweckliche Bedeutung hat. Die Vermutung läßt sich aber 
nicht ab weisen, daß das geringe Bedürfnis nach juristischer Klar¬ 
heit von da an in der immer noch reichen Bearbeitung der 
Frage nur deshalb so gering ist, weil die Frage keine praktisch¬ 
rechtliche mehr war, sondern nur eine Doktorfrage. Denn, obwohl 
uns noch im 17. und sogar 18. Jahrhundert positivrechtliche Be¬ 
urkundungen des Widerstandsrechtes begegnen, ist doch im ganzen 
im 17. Jahrhundert jene Macht der Stände, die den Beurkundungen 
ihres Widerstandsrechtes die Bedeutung eines wirklich geltenden 
Rechts geben konnte, längst vorbei. Daß in der Rechtslebre die 
Behandlung der Frage des Widerstandsrechtes sich immer noch 
weiterschleppt, erklärt sich wohl nur aus dem Bedürfnis, mit 
dieser einzigen Garantie, die das ältere Staatsrecht für die Rechts¬ 
schranken der landesherrlichen Macht kannte, die Bindung der 
Herschergewalt an das Gesetz als Idee hochzuhalten und zu präg¬ 
nantem Ausdruck zu bringen. Das gibt dann aber auch gleich¬ 
zeitig eine Erklärung dafür, daß man gar keinen Wert auf 
die Begründung legte, die diese Idee im positiven Recht einer 
der Vergangenheit angehörenden Periode des Staats- und Rechts- 
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lebens fand. Endlich erklärt diese Erscheinung ihrerseits nur 
wieder die weitere, daß man auf die durch die positivrechtliche 
Betrachtung sich ergebende genaue Umgrenzung des Widerstands¬ 
rechtes nicht mehr achtete. Hatte doch praktisch das Eintreten 
für dies Recht in jener Zeit wesentlich nur die Bedeutung eines 
Bekenntnisses zu einem freiheitlichen Rechts- und Staatsideal. 

Ein Blick auf die literarischen Äußerungen über das Wider¬ 
standsrecht in den folgenden Jahrzehnten des 17. Jahrhunderts 
zeigt, daß die Widerstandslehre tatsächlich im allgemeinen nur als 
die juristische Ausdrucksform für die politische Anschauung prin¬ 
zipieller Gegnerschaft gegen das Priüzip des fürstlichen Absolu¬ 
tismus zu bewerten ist. Die Gedanken juristischer Konstruktion 
und wissenschaftlich-politischer Beobachtungen des Staatslebens 
verschwinden fast völlig aus der Widerstandslehre, nur das Prinzip 
bleibt übrig. Dürftig drapiert mit dem alten Gewand der scholasti¬ 
schen Lehre oder dem der, ganz ohne Eingehen auf ihre juridischen 
Grundlagen reproduzierten, verba magistri des Althusius, seiner Vor¬ 
gänger oder seiner Schüler. Es läßt sich kein stärkerer negativer 
Beweis für die ausschließliche belebende Kraft der positivrechtlichen 
Elemente in der Widerstands lehre denken als ihr wissenschaftlicher 
Zerfall, nachdem die Stützen in der rechtlichen Wirklichkeit ver¬ 
schwunden waren. Besonders deutlich zeigt sich dieser Zerfall 
darin, daß einerseits im staatsrechtlichen Schrifttum die Hohlheit 
der Ausführungen über das Widerstandsrecht die gleiche ist bei 
den prinzipiellen Anhängern wie bei den prinzipiellen Gegnern des 
Althusiusschen Systems, andrerseits in den theologischen Be¬ 
trachtungen des Staats die alten scholastischen Lehren in ihrer 
ganzen Abstraktheit wieder auffallend stark hervortreten. Nur 
einige wenige Beispiele mögen dies erläutern. 

ln der staatsrechtlichen Literatur, die sich an Althusius an¬ 
schließt, ist besonders typisch die Erörtung des Widerstandsrechts 
in einem von dessen Amtsgenossen an der Herborner Hochschule 
Alsted 1612 herausgegebenen politischen Diskurs über den Staat. 1 ) 
Sie lehnt zwar auch ein Widerstandsrecht der Privaten ab, 2 ) be- 

! ) Discursus politicus de statu Rerumpublicarum, patrocinante Joh.- 
Henrico Alstedio, per Guilelmum Rövenstrunck, Herborn 1612 (Über 
die allgemeine Stellung Aisteds vgl. Gicrke, Althusius S. 5). 

2 ) ibid. Quaestio V. S. 59. 

Wolzendorff, Staatsrecht und Naturrecbt 16 
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gründet das aber nur damit, daß sonst allen Umsturzbestrebungen 
Tür und Tor geöffnet wären. x ) Die Zusammenhänge dieses Gedankens 
mit der Struktur des ständischen Staates und damit die eigentlich 
rechtliche Seite der Frage werden überhaupt nicht angedeutet. 
Wesentlich das gleiche Bild gibt später die Lehre von Daniel 
Otto, die zwar nicht nur ein Widerstandsrecht der Einzelnen, 
sondern auch das der Volksgesamtheitt ausdrücklich leugnet, aber 
ohne jede weitere Begründung unter Verweisung auf Keckermann 
und Althusius fesstellt, daß die Optimaten zum Widerstand gegen 
den tyrannischen Herrscher befugt sind und daß im Deutschen 
Beich die Reichsstände die Stellung der Optimaten einnehmen. a ) 

Es ist schwer zu sagen, was erstaunlicher ist: auf der einen 
Seite bei Anhängern des Althusius diese völlige Verkennung des 
wesentlichen in dessen Widerstandslehre, oder auf der andern 
Seite die Selbstverständlichkeit mit der prinzipielle Gegner des 
Althusius ein allgemeines Widerstandsrecht der Stände und 
niederen Obrigkeiten annehmen. So unterstellt Liebenthal, der 
die Tyrannei nur unter dem Gesichtspunkt der Verletzung der 
lex divina behandelt und prinzipiell die Pflicht des leidenden 
Gehorsams lehrt, doch das Vorhandensein eines Widerstandsrechtes 
der Reichsstände®) unter einfacher Verweisung auf Danaeus, 
Keckermann und die Vindiciae und gibt sogar weiter, ohne jede 


J ) ibid. S. 59 f.: Licere tarnen cuilibet subditorum tyrannum e medio 
tollere, si dixerimus, bonos in principes innumerus futurus est numerus 
tyrrannorum: sic fenestrae, imo portae ad homicidia regum quoruncunque 
aperientur: sic fides & juramentum violabitur: sic occasio rebellandi regesque 
pro lndibrio habendi dabitur . . . Quum vero tyranno cum in finem remorae 
injiciantur, ut publica salus tecta maneat, consequens esse videtur publica 
auctoritate vestitos, Optimates seil, regnique ordines (qui reipubl. versale 
compendium prae se ferunt) de regimine principis judicium non modo ferre, 
sed db tyrannidem impedire debere, quibus quidem inferiores suam operam 
in tyramo removendo collocare justum erit. 

2 ) Daniel Otto, Dissertatio juridico-politica de jure publico imperii 
Romani, ed. noviss. Wittenberg 1668, cap X (8. 301 ff). Optimates Imperii 
Romano-Germanici sunt ordines imperii qui imperatorem ex justissima & 
gravissima causa deponere, atque imperiali diademate privare possunt. 

8 ) Christ. Lieb enthal, Collegium politicum, Giessae 1620, Excrcit. XV, 
Quaest. I (S. 277): Vel etiam si crudelibus supliciis institerit Magistratus, 
Ordines d Imperii status subditi adire d eorum auxilium implorare poterunt. 
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Begründung, dieses Becht, der „nobilitas libera“ und den „Bünden“. 1 ) 
Nicht so auffallend, wie bei diesen Erscheinungen der staats¬ 
wissenschaftlichen Literatur, ist die geringe Berücksichtigung der 
inzwischen ausgebildeten rechtlichen Erkenntnis in der Frage des 
Widerstandsrechts bei den Darstellungen, die aus dem kirchlichen 
Lager stammen. Diese haben für die Entwicklungsgeschichte der 
Widerstandslehre eine ganz andere Bedeutung. Sie liegt einmal 
in dem bereits angedeuteten Gedanken, daß nunmehr wieder in 
dem Gesamtrahmen der wissenschaftlichen Erörterung des Wider¬ 
standsrechts die kirchliche Betrachtungsweise einen verhältnismäßig 
großen Baum einnimmt. Weiter werden wir sie aber darin 
finden, daß auch in dieser Betrachtungsweise die Wirkung der 
langen juristischen Arbeit sich in der weitgehenden Anerkennung 
des Grundgedankens zeigt, daß zur Ausübung des Widerstands¬ 
rechts des Volkes nur die Stände befugt seien. Das von dieser 
Lehre daneben noch vielfach für gewisse Fälle behauptete Wider¬ 
stands- oder gar Tyrannenmordsrecht Einzelner ist nur eine 
Wirkung ihres Ausgangs von einem völlig außerstaatlichen Stand¬ 
punkte und hängt aufs engste zusammen mit der uns an sich 
nicht interessierenden Lehre vom kirchlichen oder päpstlichen 
Absetzungsrecht. Interessant sind aber für uns diese Auswüchse 
deshalb, weil sie in ihrem Gegensatz zu den wissenschaftlich hoch¬ 
stehenden juristischen Erörterungen ihrer Zeit (Althusius, Besold, 
Keckermann) als ein Gegenbeispiel den Beweis dafür ergänzen, wie 
entscheidend für die Entwicklung der Widerstandslehre die unter 
Einfluß Calvins von den protestantischen Monarchomachen zuerst 
vorgenommene Anlehnung an die rechtliche und staatliche Wirk¬ 
lichkeit war. 

Sehr scharf ausgeprägt finden wir diese beiden Seiten der 
Widerstandslehre der Kirchenlehrer zunächst schon bei ihrem 
berühmtesten Vertreter, dem Jesuiten Suarez. An der Spitze steht 
bei ihm für den rein abwehrenden Widerstand der auf die Volks- 


>) a. a. 0. Ei. XIV, Prooem. 12,3 (S. 258): Si Imperator sui muneris 
immemor, moratoria & delusoria procrastatione aliquem lactaret. Nam & 
tune non eipectato Imperatoris iussu arma sunt sumenda. — 4. Si Magistratus 
superior manifestum eiercet ty rann idem, tune quia sua suorumque defensio 
est licita, etiam ipsimet Magistratui rcsistere licitum est . . . 13. Et quod 
diximus de Statibus Imperii, idem etiam affirmandum de nobilitate libera . ., 
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souveränitäts- und Herrschaftsvertragstheorie gegründete alte 
scholastische Satz, daß das „Volk“ vermöge seiner natürlichen 
Gewalt, deren es sich nie entäußert hat, sich gegen offenbare 
Tyrannei verteidigen darf 1 ). Ihm folgt der mehr an die spätere 
juristisch-staatswissenschaftliche Lehre und ihre Herausarbeitung 

des sowohl formellen wie materiellen Rechtsbehelfscharakters des 

;*• 

Widerstandsrechts anknöpfende weitere Satz, daß der tyrannische 
Fürst, gegen den es ein anderes Verteidigungsmittel nicht gebe, 
durch die zuständige Autorität abgesetzt werden könne. Diese 
Autorität liegt bei den Ständen auf Grund des Herrschaftsvertrages, 
bei dem Papst auf Grund dessen allgemeiner Stellung. Wie weit 
aber diese Lehre sich von jeder rein staatlichen Erwägung entfernt, 
zeigt erst ihr besonderer Ausbau für den typischen Anwendungs¬ 
fall, die Ketzerei des Fürsten. Ipso iure durch die Häresie verliert 
der Fürst schon das regnum, nur der Besitz iusto titulo bleibt 
ihm (praktisch bedeutet das wohl, daß daraus den Ständen das 
Recht zur Entziehung des Besitztitels gegenüber dem ketzerischen 
Fürsten ohne weiteres zusteht). Durch Urteil verliert dann der 
Fürst seine Rechtsstellung völlig und kann daher als Tyrann (hier 
ist an die allgemein anerkannte Lehre vom Widerstandsrecht gegen 
den tyrannus titulo zu denken) von jedem Privaten getötet werden 3 ). 


j ) Francisci Suarez (J. S.) Defensio fidei catholici, Col. Agripp. 1614,. 
Lib. III, Cap. 3, 3 (Sp. 253) . . . si Rex iustam suam potestatem in 
tyrannidem verteret, illam in manifestam ciuitatis perniciein abutendo, possei 
populus naturali potestate ad se defendendum vti, hac enim nunquam so 
priuauit. 

a ) ibid. Lib. VI cap. 4, 15 (Sp. 819) A quo vero possit talis sententia 
ferri, magna quaestio est, breviter tarnen nunc supponimus, potestatem hanc 
deponendi Regem, esse posse vel in ipsa republica, vcl in Summo Pontifice 
diverso tarne modo. Nam in republica solum per moduui defensionis 
necessariae ad cöservationem suam, vt supra lib. 3 cap. 3 dixi. Ideoque si 
Rex legitimus tyrannice gubernet & regno nullum aliud subsit remedium ad 
se defendendum, nisi Regem cxpellere, ac deponere, poterit respublica tota, 
publico & communi consilio ciuitatum & procerum Regem deponere, tum 
ex vi juris naturalis, quo licet vim vi repellere, tum quia semper hic casua 
ad propriam reipublicae conservationem necessarius intellegitur exccptua 
in primo illo foedere, quo respublica potestatem suam in Regem transtulit. 

3 ) ibid. 14. Post sententiam latam omnino priuatur regno, ita ut non 
possit iusto titulo illud possidere; ergo ex tune poterit t&mquam omnino 
tyrannus tractari, & consequentur ä quocumque priuato poterit interfici. 
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In diesen Sätzen des Suarez ist der Typus jener Gruppe 
von Widerstandslehren gegeben. Wie er selbst an Soto anknüpft, 
auf den er ausdrücklich verweist, so knüpfen die späteren an ihn 
an. Sie alle, Wilhelm van Est 1 ), Adam Tanner 2 ), Leonard 
Lessius 3 ), Ludwig Molina 4 ) wiederholen mit geradezu stereotypen 


x ) Guilielmi Estii. IntertiumlibruinSeDtentiarumCoinmentariaTom.il 
(Dacaci 1615) Dist. 44 §2 (S. 444): Utrum vero aliquando etiam repugnare 
superiori iniuste subditos opprimanti liceat, non perinde darum est. Certe 
proceribus & populo totius alicuius regni id aliquando licere apparet . . . 
Ratio autem videtur quia in proceribus & populo residet publica authoritas 
qua & se a manifesta tyrannide vindicare, & legitimum principem eligere 
sibi possunt, atque etiam electum si causa subsit, imperio privare. — Caeterum 
priuato nemini licet superiori etsi tyrannice imperanti per vim resistere ac 
multo minus eum de medio tollere. 

2 ) Adami Tann er i (S. J.) Theologia Scbolastica T. 3 Ingolstadt 1627, 
Disp. IV De justitia Quaest. VIII Dub. III (Sp. 1236) 32: Tyrannum solum 
quoad modum regendi seu administratione, quam diu potestate legitime non 
exuitur, occidere privatis non licet. — 33: Licet tarnen nö solum privatis 
iniuste inuasis, per se loquendo, cü moderainine inculpatae tutelae, se contra 
vim injustam tueri, habita inprimis ratione boni communis & publicae 
tranquillitatis, secundum ordinem charitatis; sed etiam ipsi Reipublicae 
publicis Comitijs, aut communi cösilio & autoritate injustam vim cöpescere ; 
& si adeo manifesta & intolerabilis tyrannis, quae alia ratione non videatur 
posse depelli, etiam tyrannum a sua potestate deponere, & depositum pro 
meritis multare. 

3 ) Leonardi Lessii (S. J.) l)e justitia et iure, Lugduni 1653, Liber 2, 
Cap. 9, Dubitatio IV Utrum homini privato liceat interficere tyrannum 
(S. 72 f.) . . non potest a subdito interfici nisi forte ob necessariam vitae 
suae defensionem, de quo infra, etsi enim auferat bona, haec tarnen non 
sunt tanti momenti ut ob eorum tutelam possit interfici, vim vi repellendo, 
sicut priuatus quispiam: tum quia haec multi modis possunt per ipsum, 
vel Remp. restitui: tum quia habenda est ratio majestatis principalis quae 
omnibus sacrosancta esse debet, cum nobis auctoritatem diuinam repraesentat: 
praesertim cum bona externa administrationi Principis sint subiecta. Adde, 
si tantum excrescat tyrannis, vt non videatur amplius tolerabilis, nec ullum 
aliud remedium supersit, primum a Repub. vel comitiis vel alio habente 
auctoritatem, esse deponendum, & hostem declarandum; vt in ipsius personam 
liceat quidquam attentare. Tune enim desinit esse Princeps. 

4 ) R. P. LodoYici Molinae De justitia et iure, Mainz 1659, Tom. III 
pars 2, tract. III, Disput. 6 (Sp. 539): Tyrannum primo modo (scilicet: 
tyrannum exercitio) nefas est privatis interficere. Posset tarnen unusquisque 
ab eo se defendere, vim vi repelledo cum moderamine inculpatae tutelae, 
eumque interficere; si ita esset opus ad propriam vitam defendendam, quam 
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Worten: das Absetzungsrecht steht nur den Ständen zu, ein 
Tyrannenmordsrecht haben die Privaten zwar im Prinzip nicht, 
aber nicht nur immer, wenn gegen den Tyrannen ein Absetzungs¬ 
urteil vorliegt, sondern auch ohne dieses zur Abwehr gegen rechts¬ 
widrige Gewalt. Die einzelnen Vertreter dieser Lehre, von denen 
wir die meistbeachteten — eine erschöpfende Aufzählung kann 
hier so wenig wie sonst die Aufgabe unserer Studie sein — ge¬ 
nannt haben, unterscheiden sich in der Erörterung des Widerstands¬ 
rechts nur durch den größeren oder geringeren Grad von Selbst¬ 
verständlichkeit, mit der sie auch den Privaten ein Widerstands¬ 
oder gar Tyrannenmordsrecht zuerkennen. Daß das tatsächlich 
die Hauptfrage war, zeigt auch die einzige interessante Einzel¬ 
erscheinung aus dieser Gruppe, die ausschließlich der Frage des 
Tyrannenmords gewidmete — und insofern auch wohl in der 
ganzen Literatur über das Widerstandsrecht einzigartige — Schrift 
Kellers „Tyrannicidium“: ihr Zweck und Inhalt (132 Seiten) ist 
lediglich die Verteidigung Marianas gegen den Vorwurf, in der 
Anerkennung der Tyrannenmordsrechts der Privaten zu weit ge¬ 
gangen zu sein; das Recht der proceres, einen Tyrannen ab¬ 
zusetzen und zu verurteilen, wird dabei als so selbstverständlich 
und allgemein anerkannt vorausgesetzt, daß ihm eine besondere 
Untersuchung gar nicht gewidmet wird 1 ). 

Der wissenschaftliche Tiefstand der Widerstandslehre, wie er 
sich gleichmäßig in der profanen und kirchlichen Literatur zeigt 
in der auf jedes selbständige juristische Denken und jede eigene 
Beobachtung verzichtenden Wiederholung der von früheren Schrift¬ 
stellern der gleichen politischen Grundauffassung formulierten 
Prinzipien, ist aber nur ein Zug aus dem Bilde dieser Periode 
der Entwicklung unserer Lehre. Einen anderen Zug aus diesem 

ille injuste auferre Teilet. Posset item rcspublica ipsa quu ad capita convenire, 
eique resisterc, lataque sententia, deponere illum ab administratione, si ita 
excessus illius, communeque bonnm, efflagitarent, atque illum depositum 
pnnire. Ante latam tarnen sententiam uefas privatis esset eum interficere 
nisi quando, vt dietnm est, nccessarium omnino esset ad vitae defensionem 
quam injuste vellet auffere. 

') Jacobus Kellerus, Tyrannicidium, Monacbiae 1611, S. 36 ff., inbea. 
8. 37 f.: Nihil hactenus Mariana ab aliis Tomistis discedit, quia Tyrannum, 
gladio violabilem, nun vult ante quam per procerum calculos dignitate 
cxcussus capitalem sententiam audiat. 
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bunten Bilde haben wir bereits gefunden in der vorher nie er¬ 
reichten wissenschaftlichen Höhe der Lehre unmittelbar vor, zum 
Teil noch gleichzeitig mit der diesen Tiefstand darstellenden 
Literatur. Weitere, die Buntheit des Bildes steigende Zöge liefern 
drei ihrem Wesen nach durchaus von einander verschiedene wissen¬ 
schaftliche Erscheinungen: die eine, mitten in der Zeit der hohlen 
Wiederholung der alten Leitsätze entstanden, liefert eine mit ganz 
selbständigen systematischen Gedanken arbeitende, der Höchst¬ 
entwicklung der alten systematischen Gedanken juristisch nahezu 
gleichwertige, wissenschaftlich völlig neuartige Bearbeitung der 
Frage des Widerstands rechtes; die andere, in politischen Kämpfen 
entstanden, in leidenschaftlicher Sprache hohe Gedanken verkündend, 
ist von Bedeutung dadurch, daß auch sie sich nicht völlig vom 
Boden des positiven Rechts entfernt; die dritte endlich als Fort¬ 
bildung der Lehre des Althusius. Es sind dies die Werke von 
Grotius, den berühmten englischen Verteidigern des Revolutions¬ 
rechtes und von Ullrich Huber. 


III Die Widerstandslehre bei Hugo Grotius 

Die Erörterung des Widerstandsrechtes setzt Grotius in dem¬ 
selben konstruktiven Ausgangspunkte an, wie alle Früheren, im 
Staatsvertrage. Aber indem er sie auf den Teil des Staatsvertrages 
gründet, den zuerst Althusius scharf von dem Herrschaftsvertrage 
getrennt hatte, den Gesellschaftsvertrag 1 ), bringt er systematisch 
eine neue Wendung in sie, die schließlich zur Lehre Rousseaus 
führen mußte. Der Gesellschaftsvertrag war ja auch für die 
Widerstandslehre des Althusius nicht ganz ohne Bedeutung gewesen, 
denn die das Widerstandsrecht begründenden Klauseln der von 
den Ephoren mit dem Herrscher vereinbarten constitntio regni, 
d.es Herrschaftsvertrags, haben den Grund ihrer rechtlichen Wirkung 
in der durch die consociatio geschaffenen Repräsentationskompetenz 
der Ephoren. 

In der Konstruktion des Grotius wird aber der von ihm aus 
der Lehre des Althusius übernommene 2 ) Sozialvertrag zum alleinigen 

! ) »jierke, Althusius 99. ibidem 101. 
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unmittelbaren Grund des Widerstandsrechts als Rechtsinstitut, in- 
| 7 
i dem wenigstens aus ihm nicht mit Gewißheit sein vermutlicher 

' Sinn dahin ausgelegt werden darf, daß die vertragschließenden 
Individuen unter allen Umständen auf die Abwehr unrechtmäßiger 
Gewalt verzichten wollten. Freilich ist ohne weiteres ersichtlich, 
daß diese grundlegende Bedeutung des Sozialvertrages nur eine 
formale ist, da Grotius ja aus ihr eine materielle Enscheidung 
nicht zu fällen wagt. Im Gegenteil dient sie ihm dazu, im 
Prinzip ein Widerstandsrecht als mit dem Zweck des Zusammen¬ 
schlusses zu einem Staate unvereinbar abzulehnen, ein an sich 
in diesem Rahmen zweifellos richtiger Gedanke 1 ). 

Wie nun aber dem Grundgedanken nach Grotius ein Wider¬ 
standsrecht nur prinzipiell, nicht absolut ausschließen will und da- 
: her dem Sozialvertrag einen entsprechenden Inhalt gibt, so will 
' er andererseits in besonderen Fällen des staatlichen Lebens und 
der positiven Rechtsgestaltung ausnahmsweise ein Widerstandsrecht 
anerkennen und gibt daher dem Herrschaftsvertrag einen dement¬ 
sprechenden Inhalt. Interessant ist dabei zweierlei: einmal, wie 
er durch logisch konsequente Verwendung des Vertragsgedankens 
sich die Möglichkeit schafft, ein Widerstandsrecht nur der Sache 
nicht dem Namen nach anzuerkennen: diximus summum imperiura 
tenentibus resistere jure non posse. Nunc quaedam sunt quae 
I lectorem monere deberaus, ne putet in hac legem delinquere eos 
qui revera non delinquuntur 2 ); zum anderen, wie die von ihm 
konstruierten Ausnahmen in neuartiger Konstruktion dieselben 
Erscheinungen des positiven Rechts wiedergeben, die in der fort- 

*) Hugonis Grotii De jure belli ac pacis libri tres. Editio nova. Amste- 
l&edami 1670. Lib. I cap. IV § VII (S. 88 f). — 2. Ferri enim leges ab homine 
ßolent & debent cum sensu humanae imbecilitatis. Hac autem lex de qua 
agimus pendere videtur a voluntate eorum qui se primum in societatem 
civilem consociant, a quibus jus porro ad imperantes manat. Hi vero, si 
interrogarentur an velint omnibus hoc onus imponere, ut mori praeoptant 
quam ullo casu vim superiorem armis arcere, nescio an veile se sint res 
ponsuri, nisi forte cum addimento, si resisti nequeat, nisi cum maxima reipu- 
blicae perturbatione, aut exitio plurimorum innocentia. — 4 . . . attamen 
indiscriminatim damnare aut singulos aut partem pobuli minorem, quae 
ultimo necessitatis praesidio sic olim usa sit ut interim & communis boni 
respectum non deserat, vix ausim. 

2 ) Lib. I cap. IV § VII (S. 88 f.). 
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gebildeten Widerstandslehre den einzigen Inhalt des Widerstands¬ 
rechts darstellten. 

Nur im Prinzip und in der Konstruktion steht seine Lehre 
im Gegensatz zu jener, im Ergebnis stimmt sie fast völlig mit 
ihr überein. Er ist — wenn ich so sagen darf — nur dem Titel, 
nicht dem Inhalte seiner Lehre nach zu den Leugnern des 
Widerstandsrechtes zu rechnen. Möglich, daß dieser Titel für 
die künftige Entwicklung mehr gewirkt hat als der Inhalt; es 
gehört ja zum Schicksal der Großen — nicht uur in der Welt 
der Geister — daß man ihr Wesen gar zu gerne auf eine 
einfache Formel bringt. Für unsere Betrachtung, die nicht sowohl 
das Dogma und seine Geschichte als vielmehr seinen Rechtsgehalt 
und dessen Verhältnis zum positiven Recht zum Gegenstand hat, 
sind die einzelnen Ergebnisse wichtiger als das Prinzip. Diese 
Ergebnisse der Lehre des Grotius liegen in der Anerkennung von 
nicht weniger als 7 Rechtfertigungsgründen für einen Widerstand 
gegen die öffentliche Gewalt, ungeachtet der prinzipiellen Ab¬ 
lehnung des Widerstandsrechtes. 

1) Alle von Grotius angeführten Fälle des erlaubten Wider¬ 
standes entsprechen — das folgt schon ohne weiteres aus der 
prinzipiellen Ablehnung des Widerstandsrechtes — besonderen 
Erscheinungen der rechtlichen Wirklichkeit, die zur juristischen 
Erklärung und Verwertung eben wegen des Fehlens des prinzipi¬ 
ellen Grundgedankens einer besonderen Konstruktion bedürfen. 
So findet Grotius in der Staatengeschichte zunächst eine Gruppe 
von Staaten, in denen tatsächlich die Rechtsstellung des Fürsten 
in gewissem Grade zur Verfügung des Volkes steht. Diese Er¬ 
scheinungen zu konstruieren ermöglichen ihm seine — freilich an 
dieser Stelle nicht ausdrücklich in bezug genommenen — Sätze, daß 
es eine dem Herrscher nur precario zustehende Gewalt gibt *), 
und daß der Herrscher, wenn auch nicht durch die Gesetze, so 
doch durch Verträge rechtlich gebunden sein kann 2 ). So stellt 

>) Lib. I cap. III § XI, 3. 

*) Lib. II, cap. XIV § VI, 1 Contractibus quos rex cum subditis iniit 
obligari eum naturaliter tantum non] ciriliter, Jurisconsulti fere omnes 
sentiunt, quod loquendi genus perobscurum est. Kam naturalis obligatio 
interdum a juris auctoribus dicitur per abusionem de eo quod fieri natura 
honestum est, quamquam non vere dcbitum, ut legata integra sine detractione 
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er den Satz auf: wenn Herrscher dem Rechte nach unter dem 
Volke stehen, sei es infolge ursprünglicher oder infolge späterer 
vertraglicher Beschränkung (wie in Sparta), dann kann ihnen bei 
Verletzung der Staatsgesetze nicht nur Widerstand geleistet 
sondern sie können sogar im Notfälle mit dem Tode bestraft 
werden 1 ). 

*2) Widerstand ist nach Grotius gerechtfertigt ferner gegen 
einen Herrscher, der seine Herrschergewalt niedergelegt oder 
derelinquiert hat, d. h. sie nicht ansübt. Doch darf eine nur 
nachlässige Handhabung der Herrschergewalt nicht ohne weiteres 
als Verzicht ausgelegt werden 2 ). 

3) Ein besonders wichtiger Pall ist das in den ständischen 
Freiheitsbriefen meist ausdrücklich den Ständen zugestandene 
Recht, sich einer Veräußerung des Landes durch den Fürsten zu 
widersetzen und höchst interessant ist die Konstruktion, die Grotius 
für diesen Anwendungsfall des Widerstandsrechtes gibt. Ihre 
Grnndlage ist in seiner Lehre von dem modus habendi des 
Herrscherrechtes gegeben. Danach ist alles Herrscherrecht, das 
nicht nur precario überlassen ist, entweder jure pleno proprietatis, 
oder jure usutructuario (oder, was hier nicht in Betracht kommt, 
iure teraporario). Jure usufructuario besteht die Rechtsstellung 
aller Fürsten, die selbst oder deren Rechtsvorgänger durch Wahl 

Falcidiac praestare, solvere debitum quo quis in poenam creditoris 'Mal libe- 
ratus, vicem bcneficio rependere, quas omnia cessarc faciunt condictionem 
indebiti: Interdnni vero magis proprie id qnod verc nos obligat, sive inde 
jus alteri oriatur, ut in pactis sive non oriatur ut in pollicitatione. ... 2. 
Civiliter quoque obligari ex actu suo dici quis potest, aut oo sensu, ut 
obligatio non ex inero jure naturali, sed ex jure civili, vcl ex utroque, aut 
eo sensu, ut in foro actio inde detur. Dicimus ergo ex proraisso & contractu 
Kegis, quam cum subditis iniit, nasci veram ac propnam obligationem, quae 
jus det ipsis subditis. — Vgl. auch daselbst § IX Ex his quae diximus & hoc 
apparet, quam falsum sit quod quidam tradunt, contractus Regum leges esse. 
Nam ex legibus nemini jus advcrsus Regem nascitur: ideo si eas revocet, 
nemini facit injuriam. peccat tarnen si sine justa cause id faciat. At ex 
promissis et contractibus jus nascitur (S. 262) 

') Lib. I, cap. IV § VIII Primum ergo, qui principes sub populo sunt, 
sive ab initio talem acceperunt potestatem, sive postea ita convenit, ut 
Lacedaemone, si peccent in leges ad Rempublieam, non tantum vi repelli 
possunt, sed, si opus sit, puniri niorte. 

2 . ibid. § IX. 
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auf den Thron kamen*). Dieser Gattung waren also füglich, zum 
mindesten nach der damaligen Auffassung, fast alle Fürsten zu¬ 
zurechnen, da nur das geltende Recht der einzelnen Staaten be¬ 
stimmt, welcher modus tenendi jeweils gilt 2 ). Alle diese Fürsten, 
die ihr Herrscherrecht nur als Nutznießer besitzen, können es 
daher nicht mit Rechtswirkung auf einen Dritten übertragen. 
Das Volk aber darf sich der tatsächlichen Weggabe der Herrschaft 
widersetzen, denn es verteidigt damit nur den von ihm selbst be¬ 
stimmten modus tenendi 3 ). 

4) Eine sehr merkwürdige Konstruktion ist das vierte von 
Grotius angeführte Beispiel eines „scheinbaren“ Widerstandsrechtes. 
Danach kann einem Fürsten Widerstand geleistet werden, der 
zum Volksfeind wird und den Untergang des Volkes herbeiführt 
(hostili animo in totius populi exitium feratur), denn es können 
nicht neben einander bestehen der Wille zu herrschen und der 
Wille zu vernichten. Deshalb spricht derjenige, der sich zum 
Feind des Volkes bekennt, damit eo ipso den Verzicht auf die 
Herrscherstellung aus 4 ). Daß Grotius mit Aufstellung dieses 

1 ) Lib. I. cap. IH § XI (S. 59) Haoc alii habent jure pleno propiietatis, 
alii jure usufructuario, alii jure temporario. ita summum imperium Dictator 
Romanus habebat jure temporario: reges denique tarn qui primi eliguntur, 
quam qui electis legitimo ordine succcdunt, jure usufructuario: at quidam 
reges pleno jure proprietatis, ut qui justo bello imperium quaesiverunt, aut 
in qnorum ditionem populus aliquis, majoris mali vitandi causa, ita se 
dedidit ut nihil exciperetur. 

2 ) ibid. § X. 

3 ) Lib. I cap. IV § X Tertio, existimat Barclajus, si rex regnum alienet, 
aut alii subiciat, amitti ab eo regnum. Ego hic subsisto. Nam talis actus, 
si regnum electione aut successoria lege deferatur, nullus est: quae autem 
nulla sunt, nullum habent juris eflectum. Vnde & de usufructuario, cui 
regem talem similem esse diximus, verior mihi videtur Jurisconsultorum 
sententia, si extraneo jus suum cedat, nihil eum agere. Et quod dicitur ad 
dominum proprietatis reverti usumfructum, intellegendum legitimo tempore. 
Si tarnen rex reipsa etiam tradere regnum aut subjicere moliatur, quin ei 
resistere in hoc possit, non dnbito. Aliud est enirn, ut diximus imperium; 
aliud habendi modus, qui ne mutetur obstare potest populus: id enim in 
imperio comprehensum non est, quo non male aptes Senecae in re non dissi- 
mili: et si parendum in omnibus patri, in eo non parendum quo efficitur 
ne pater sit. 

4 ) ibid. § XI Quarto ait idem Barclajus amitti regnum, si rex vere 
hostili animo in totius populi exitium feratur, quod coneedo, consistere enim 
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Satzes ganz bestimmte Erscheinungen der staatlichen Wirklich- 
im Auge gehabt hat, kann bei seiner prinzipiellen Ablehnung des 
Widerstandsrechtes nicht bezweifelt werden. Man könnte da an 
Bestimmungen denken, wie diejenigen der verschiedenen polnischen 
Verfassungen, die den König, der die zugesicherten Bechte verletzt 
„als Feind“ zu behandeln erlauben und ihn als des Thrones ver¬ 
lustig bezeichnen 1 ). Wahrscheinlich liegen aber die praktischen 
Fragen, an die Grotius dachte, viel näher, und das macht diesen 
Teil seiner Lehre so interessant. Er fügt nämlich hinzu, ihr 
Hauptanwendungsfall sei der, daß ein König, der über zwei Völker 
herrscht, dem einen Volke zu liebe das andere zu gründe richten 
wolle. Man wird nicht einen Augenblick zweifeln können, welchen 
Fall ein Niederländer aus dem Anfänge des 17. Jahrhunderts 
mit diesem Satze hat rechtlich konstruieren wollen. Am wenigsten 
wird ein solcher Zweifel möglich sein bei einem eifrigen Protestanten 
wie Grotius, der eine ausführliche Geschichte des niederländischen 
Befreiungskrieges geschrieben hat 3 ). Einige Bemerkungen in der 
Einleitung dieser Geschichte wirken geradezu wie eine praktische 
Erläuterung zu jenem Satze des staatswissenschaftlichen Werkes: 
so, wenn gleich der allererste Satz die Spanier und Niederländer 
als „sueti iisdem imperiis populi“ bezeichnet 8 ), und dann weiter¬ 
hin das Verhältnis der Spanier zu den Niederlanden als dahin 
gerichtet charakterisiert, „socias nationes suas sub leges trahere, 
praefectos et judices dare, imponere tributa, ut communium virium 
penes ipsos usus & arbitrium sit*).“ 

5) Ein weiterer Beehtsgrund für erlaubten Widerstand liegt 
darin, daß das Herrscherrecht kommissarisch gebunden ist, sei es 
bei einem Lehensfürstentum im Falle der Felonie, sei es durch be¬ 
sondere Klausel in der Übertragung der Herrschaft, daß, wenn 
der König dies oder jenes tue (Grotius verweist bei diesen Worten 


simul non possunt voluntas imperandi, & voluntas perdcndi. quare qui se 
hostem populi totius proütetur, is eo ipso abdicat regnum. sed vix videtur 
id accidere in rege mcntis compote, qui uno populo imperet. Quod si pluri- 
bus populis imperet accidere potest, ut unius populi in gratiam alterum veüt 
perditum, ut colonias ibi faciat. 

l ) Hugonis Grotii Annales et bistoriae de rebus Belgicis Ainstelae- 
dami 1657. 

a ) a. a. 0. Lib. I, S. 1. 3 ) ibid. S. 5. 
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auf Aragonien) die Untertanen von allen Geborsamsbanden befreit 
sein sollen und der König wieder in die Rechtsstellung eines 
Privaten znr&cksinkt. ‘) Es ist klar, daß Grotius hiermit lediglich 
eine Konstruktion für das positive Recht nicht nur von Aragonien, 
sondern auch von Polen unternimmt 

6) Der praktisch wichtigste Fall der von Grotius als nur 
scheinbares Widerstandsrecht konstruierten Erscheinungen ist der, 
daß der König bloß einen Teil der höchsten Gswalt besitzt, 
während der andere Volk und Senat zukommt. Wenn dann der 
König in den ihm ihm nicht zustehenden Teil der höchsten 
Gewalt übergreift, kann ihm Widerstand entgegengesetzt werden, 
weil sein Herrscherrecht (imperium) soweit nicht geht. 2 ) Diese 
Konstruktion ist deshalb so wichtig, weil mit ihr schlechterdings 
nichts anderes gesagt ist, als das: in demjenigen Staat, in dem 
die ständische Verfassung bis zur konsequenten Ausbildung des 
Dualismus zwischen Fürst und Ständen durchgeführt ist, also im 
typischen ständischen Staat im Höhepunkt der ständischen Ent¬ 
wicklung, haben die Stände ein Widerstandsrecht, sobald der 
Fürst seine Zuständigkeit auf Kosten der ihrigen zu erweitern 
versucht. 

7) Endlich bleibt noch der Fall des Widerstandsrechtes, in 
dem dies durch ausdrückliche positive Bestimmung begründet ist. 
Dieser Fall, der für die heutige rechtliche Betrachtungsweise der 
klarste und für die ältere Widerstandslehre als eine Bestätigung 


! ) ibid. § XII: Quinto, Si regnum committatur, sive ex felonia in cum 
cujus feudum est, sive ex clausula posita in ipsa delatione imperii, ut, si hoc aut 
hoc rex faciat, subditi omni oboedientiae vinculo solvantur, tune quoque rex 
in priratam personam recidit. 

2 ) ibid. § XIII Sexto, si rex partem habest summi imperii, partem 
alteram populus aut senatus, regi in partem non suam involanti vis justa 
opponi poterit, quia eatunus imperium non habet. Quod locnm habere 
censeo, etiamsi dictum sit, belli postetatem penes regem fore. id enim de 
bello externo intelligendum est: cum alioqui quisquis imperii summi partem 
habest, non possit non jus habere eam partem tuendi, quod ubi fit, potest 
rex etiam suam imperii partem belli jure amittere. 

*) ibid. § XIV. Septimo, si in delatioue imperii dictum sit, ut certo 
eventu resisti regi possit, etiamsi eo pacto pars imperii retenta censeri non 
possit, certe retenta est aliqua libertas naturalis, & exempta regi imperio. 
Potest autem qui jus suum alienat, id jus pactis imminuere. 
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der Theorie vom bedingten Herschaftsvertrage der einfachste ist, 
ist für das System des Grotins, das die Möglichkeit einer gesetz¬ 
lichen Beschränkung des imperium leugnet, der schwierigste. Er 
ist, weil er die Eigenart des Grotiusschen Systems am deutlichsten 
zeigt, theoretisch der intessanteste. Um das Prinzip zu retten, 
erklärt Grotius, man könne nicht annehmen, daß durch den Ver¬ 
trag ein Teil des Imperiums zurückbehalten seiv Eine Wegleugnung 
der bekannten Erscheinungen des positiven Rechts, von denen er 
ausdrücklich auf diejenigen in Ungarn, Brabant, Polen u, a. hin¬ 
weist, versucht er auch nicht. Den Ausweg findet er vielmehr 
in seiner Theorie von dem durch die Begründung des staatlichen 
Zustandes unberührt gebliebenen Teile der natürlichen Freiheit. 
Die rechtliche Möglichkeit des Widerstandes konstruiert er daher 
als einen Ausfluß der zurückbehaltenen natürlichen Freiheit. 
Auch hier aber verdient wieder das Verhältnis der Lehre Grotius 
zur Wirklichkeit des Staatslebens Beachtung. In den Anmerkungen 
seines Jus belli ac pacis verweist er ausdrücklich auf das Brabanter 
Recht. In seinen Annalen bemerkt er aber weiterhin, daß andere 
belgische Nationen das in der I. E. verbriefte Widerstandsrecht 
gewohnheitsrechtlich erworben haben 1 ), und zwar bemerkt er dies 
zu der Rechtfertigungsschrift; Wilhelms von Oranien, in der dieser 
sich auf die lex Brabantica beruft: quod ad jus causae plurimum 
facere videtur. 2 ) Wir werden auf die Bedeutung, die die Vor¬ 
stellung von der zurückbehaltenen Freiheit im Denken der nieder¬ 
ländischen Unabhängigkeitskämpfer einnahm, noch zurückkommen 3 ). 

Wenn wir die Sätze des Grotius im Ganzen überblicken, 
so erkennen wir, daß das von ihm anerkannte Widerstandsrecht 
durchaus keinen kleinen Umfang hat. Es wäre wohl nicht schwer, 
nachzuweisen, daß das Widerstandsrecht wie es von sonstigen 
fortgeschrittenen Staatsrechtlern z. B. Althusius, Besold, Keckermann 
gelehrt wurde, allein schon durch einen einzigen der sieben von 
Grotius aufgezählten Fälle vollständig gedeckt wird z. B. den 
der kommissarischen Klausel (4), den der dualstisischen Staatsgewalt 
(6), der Widerstandsklausel (7), oder einfach den des princeps sub 
populo (1). Damit wären dann aber zugleich die von Grotius dem 
Widerstandsrecht gezogenen Grenzen nicht nur als recht weit, 


i) Annales I.ib I S. 31. 2 ) ibid. S. 30. 8 ) Unten V (S. 282.) 
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sondern auch als unklar gekennzeichnet. Diese Vergleichung 
im Einzelnen durchzuführen, ist nicht möglich, ohne dem Gang 
der Gesamtuntersuchung einen Aufenthalt zuzumuten, der durch 
den wissenschaftlichen Reiz solcher Sonderuntersuchung an sich 
zwar lohnend, durch den zu erwartenden Gewinn für unsere Haupt¬ 
fragen aber nicht gerechtfertigt wäre. Wir müssen und können 
uns mit denjenigen Beobachtungen begnügen, die ohne weiteres 
sich dem Auge auch im Vorübergehen aufdrängen. Dahin gehört 
neben der Konstruktion zahlreicher Einzelfälle, die zum Teil jeder 
für sich schon den ganzen, von anderen gemäßigten Verteidigern 
des Widerstandsrechts diesem gegebenen Umfang erschöpfen, 
die Schwierigkeit der Abgrenzung der einzelnen Tatbestände 
gegen einander: so subsumiert Grotius die Klausel der Joyeuse 
Entr6e unter den Vorbehalt des Widerstandsrechtes (7), während 
die meisten älteren Widerstandslehren sie als kommissarische 
Klausel ansahen, die bei Grotius als besonderer Fall erscheint (5). 
Man könnte sie aber auch als einen. Beweis der dualistischen 
Teilung der Staatsgewalt ansehen (Fall 6); andere Widerstands¬ 
lehren sahen durch solche Klausel den Beweis für eine besonders¬ 
geartete Rechtsstell nng des Fürsten erbracht, die, wenn auch 
anders formuliert, die des princeps sub populo ist, in der Grotius 
wieder einen besonderen Fall (1) sieht. Diese Vieldeutigkeit 
der Widerstandslehre des Grotius, die an jedem beliebigen 
anderen Beispiel positivrechtlichen Widerstandsrechtes ebenso 
gezeigt werden könnte, bedeutet eine Undurchsichtigkeit der 
rechtlichen Abgrenzung des Widerstandsrechtes, die in der prak¬ 
tischen Rechtsanwendung schlechterdings zur Rechts Unsicherheit 
führen müßte. 

Wir haben also die merkwürdige Erscheinung, daß hier ein 
berühmter Rechtslehrer zwar ein Widerstandsrecht grundsätzlich 
ablehnt, dann aber für Einzelfälle es in so weitem und unsicherem 
Maße anerkennt, daß die Anwendung dieser Grundsätze für die 
Stabilität der Staatsgewalt eine viel geringere und viel unsicherere 
Garantie geben würde als die der Lehre mancher prinzipieller 
Verfechter der Widerstandslehre. Diese Erscheinung ist so merk¬ 
würdig, daß wir nicht ohne Beachtung und ohne Versuch, sie zu 
erklären, an ihr Vorbeigehen können. 

Dogmengeschichtlich ist die auffallende Divergenz zwischen dem 
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Prinzip und den Ergebnissen der Lehre des Örotins wohl nicht 
zu erklären. Denn, wo immer wir früher gleiche Divergenzen 
fanden, — und sie sind schon von Barclay ab sehr zahlreich — 
waren sie dogmatisch gegründet auf den dem Herrschaftsvertrag 
zugelegten Sinn. Der Herrschaftsvertrag fällt aber für Grotius in 
der Konstruktion des Widerstandsrechtes fort. Aus der Wirkung 
des Dogmas und seiner Tradition läßt sich also insofern nichts 
entnehmen. Aber die Betrachtung der Sätze des Grotius selbst 
zeigt, daß jene Divergenz seiner Lehre ganz ebenso zu erklären 
ist, wie die entsprechenden Divergenzen in der früheren Theorie. 
Die einzelnen Fälle eines Widerstandsrechts, die Grotius anführt, 
sind einfach die Fälle, in denen das geltende Recht in der 
geschichtlichen Entwicklung ein Widerstandsrecht gezeitigt hat. 
Wir haben gesehen, daß Grotius selbst sich auf die entsprechenden 
Erscheinungen der staatlichen Wirklichkeit zum Teil beruft, daß 
aber auch da, wo er dies nicht tut, die Anknüpfung nicht zu ver¬ 
kennen ist. Rechtswissenschaftlich bedeutet also die Divergenz 
in der Lehre des Grotius nichts anderes als die entsprechende in 
früheren Lehren. Aus abstrakter Wesensbestimmung des Staates 
wird die Folgerung gezogen: es kann kein Widerstand gegen die 
Ausübung der Staatsgewalt zulässig sein. Die Erkenntnis, daß 
die staaliche und rechtliche Wirklichkeit aber doch Fälle eines 
Rechtes zum Widerstand zeigt, kann jedoch nicht umgangen werden. 
Also müssen diese Fälle als Ausnahmen konstruiert werden. Für 
die älteren war das Mittel der Konstruktion die Beschränkung der 
Herrschergewalt durch göttliches Recht oder Naturrecht oder die 
im Naturrecht mit verbindlicher Kraft ausgestatteten Verträge bei 
der Übertragung der Herrschaft. Bei Grotius ist das konstruktive 
Mittel ebenfalls die Beschränkung aus Vertrag, doch kann es sich 
für ihn nach seinem System nicht um Beschränkung der Herrschafts¬ 
gewalt handeln; deshalb wird die vertragliche Beschränkung in 
den Gesellschaftsvertrag gelegt mit Wirkung nicht erst gegenüber 
der Herrschergewalt, sondern schon gegenüber der Einbeziehung 
der Persönlichkeit in das Gemeinwesen. Juristisch ist das Ergebnis 
in beiden Fällen dasselbe: eine Rechtsmacht besteht nur, soweit 
sie vertraglich begründet ist; Widerstand gegen ihren Träger ist 
daher nicht mehr Widerstand gegen Rechtsmacht, so weit jener 
außerhalb der dieser gesetzten Grenzen handelt, ein formallogischer 
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Satz also, mit dem in gleicher Weise nicht nur die monarcho- 
machische, sondern anch die scholastische Lehre schon arbeitete. 
Für die rechtswissenschaftliche Beurteilung der Widerstandslehre 
des Grotius ergibt sich aus diesen Feststellungen: wie bei den 
früheren Leugnern des Widerstandsrechtes sind bei ihm die, nur 
dialektisch ihres Charakters entkleideten (nach Grotius „scheinbaren“), 
Ausnahmen die, durch die positivistische oder politische und sozio¬ 
logische Beobachtung des geltenden Rechts notwendig gewordenen, 
Modifikationen einer auf dem Wege reiner Begriffskonstrnktion 
aus dem abstrakt gedachten — nicht historisch gesehenen — 
begrifflichen Wesen des Staates abgeleiteten Regel. Das ist für 
unser Thema nach verschiedener Richtung von Bedeutung. 

Die Regel, daß ein Widerstand gegen die Staatsgewalt un¬ 
zulässig sei, mußte, um nicht in offenbarem Widerspruch zum 
geltenden Recht zu stehen, durch zahlreiche Ausnahmen durch¬ 
brochen werden, die ihrerseits, um die Regel nicht in ihren Grund¬ 
lagen zu zerstören, begriffslogisch nicht als Ausnahmen anerkannt 
werden durften und daher als die begriffslogische Folge systematisch 
ganz fremder Institutionen des staatlichen Lebens konstruiert 
werden mußten. Das rechtliche Ergebnis, das dabei herauskommt, 
stimmt weitgehend überein mit dem Ergebnis der ein Widerstands¬ 
recht prinzipiell anerkennenden Lehre in der Gestalt, die sie infolge 
stets zunehmender Anpassung an das geltende Recht angenommen 
hatte. Beides zusammen beweist, daß der Schwerpunkt der ganzen 
Widerstandslehre in der Verwertung der positivrechtlichen Aus¬ 
gestaltung des Widerstandsrechtes liegt. Insbesondere verstärkt 
die Übereinstimmung der beiden Lehren auch hinsichtlich der be¬ 
sonderen Gestaltung der das Widerstandsrecht prinzipiell ver¬ 
neinenden Lehre bei Grotius den Beweis, den wir früher schon 
der Übereinstimmung des Ergebnisses der gegnerischen Ansichten 
in der von Althusius beeinflußten Literatur entnehmen zu sollen 
glaubten: den Beweis dafür, daß es lediglich das durch die 
Monarchomachen in die Widerstandslehre gebrachte positivrechtliche 
Element war, das, bewußt weiterentwickelt, sie schließlich zu so 
vollkommener Erfassung der Rechtslage brachte und bringen 
mußte, daß an sich diese nicht mehr zu bestreiten, sondern 
höchstens durch dialektische Operationen ihre Anerkennung zu 
vermeiden war. Denn daran ist nicht zu deuteln: so groß 

Woliendorff. Staatsrecht und Natnrrecht 17 
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dogmengeschichtlich der Unterschied zwischen Grotius und Althusius 
in der Widerstandslehre zu bewerten sein mag, das juristische 
Ergebnis ihrer Lehren ist das gleiche: Anerkennung des Widerstands¬ 
rechts in den verschiedenen Formen und Typen, in denen es das 
I positive Staatsrecht ausgebildet hat. In der deutlichen Beschränkung 
auf die im konkreten Staatsrecht positiv begründeten Fälle be¬ 
deutet Grotius einen Fortschritt gegenüber Althusius, wenn auch 
nicht gegenüber Keckermann. In der juristischen Form aber steht 
seine Lehre weit hinter der des Althusius oder gar der auf jener 
aufgebauten Keckermanns zurück: im Vergleich zu jenen bedeutet 
sie eine nur dem politischen Prinzip zu liebe vorgenommene 
Verschleierung, wo nicht Verwirrung ^ der Erkenntnis der staats¬ 
rechtlichen Struktur des ständischen Staates und der darin ge¬ 
gebenen Grundlage des Widerstandsrechtes. 

Das ist der Grund der juristischen Schwäche der Widerstands¬ 
lehre des Grotius: er ist nicht dem staatsrechtlichen Wesen des 
ständischen Staates gerecht geworden. Ganz verfehlt wäre es, 
das etwa dadurch erklären zu wollen, daß diese Auffassung auf 
der Erkenntnis des im 17. Jahrhundert bereits stark wirkenden 
Zerfalls des ständischen Wesens beruht habe. Solange es vor 
der französischen Revolution ein Widerstandsrecht gab, war dies 
nur als eine Wirkung der ständischen Staatsordnung denkbar, 
denn, so sehr auch die politische und rechtliche Macht der Stände 
in den meisten Staaten schwand, der rechtliche Grundgedanke 
jener Staatsordnung ging nie verloren. Daß Grotius selbst nur 
ein Widerstandsrecht als Einrichtung dieser Staatsordnung kannte, 
beweist seine ganze Widerstandslehre, besonders der Fall, in dem 

1 ) Das erklärt denn auch die unklaren und einander widersprechenden 
Auffassungen von der Lehre des Grotius Aber das Widerstandsrecht, die von 
Anfang an bis in die neueste Zeit in der Literatur zu bemerken sind. Alle 
Schattierungen in der Beurteilung des Widerstandsrechts glaubten sich auf 
ihn berufen zu können. Um nur eins von den nach hunderten zählenden 
Beispielen dafür anzuführen, wie man sich seine Lehre je nach Bedarf 
zurechtlegte, sei hier nur eine Dissertation aus dem 17. Jahrhundert 
erwähnt, die als ihren wesentlichen Inhalt angibt: idem quoque Tyranni 
cacdem permittit. si diserta auctoritas ejus, qui jus imperandi habet, sire 
Rex sit, sive Senatus, sivc populus: quibus annumerandi & Begum puerorum 
tutores. Vgl. Tyrannus dissertatione historico-politica delincatus, praeside 
Caspare Sagittario a Paulo Bernbergh, Jenae 1675, Cap. VII § XXIV. 
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er es auf die geteilte Staatsgewalt stützte. Grotius hat sogar eine 
sehr hohe Meinung von dem Wert der ständischen Verfassung 
und von der rechtlichen Aufgabe und Bedeutung der Stände gehabt. 
Ich brauche nur an den lapidaren Satz aus seiner belgischsn Ge¬ 
schichte zu erinnern: jus populi tuebantur ordines. Und wenn er 
inhaltlich dasselbe in der gleichen Publikation aussprach, in der die 
Generalstaaten in der noch zu besprechenden*) offiziellen Auslassung 
eine sehr weitgehende Ansicht von ihrer Rechtsstellung bekundeten, 
so ist es bei einem Manne von seinem Charakter ausgeschlossen, 
daß er jene Ansicht mißbilligt hätte. Grotius hat für den Staat 
seiner Zeit, für das auf der ständischen Staatsordnung aufgebaute 
Gemeinwesen schreiben wollen. Wenn das System seiner Widerstands¬ 
lehre dem weniger entspricht als die Systeme weniger bedeutender 
Gelehrter, wie Keckermann, so beweist das eben nur, daß selbst 
einem so großen Menschen und Gelehrten, der so mitten im 
politischen Leben stand, doktrinäre Voreingenommenheit den Blick 
trüben konnten. Es beweist nicht, daß Grotius für seine Zeit die 
rechtliche Macht der Stände als erloschen ansah. Im Gegenteil 
— und das ist für uns sehr wichtig — wenn er in seinem, als 
Ausdrucksmittel für die staatsrechtliche Struktur des ständischen 
Staatswesens nicht sehr geeigneten System die Möglichkeit als 
denkbar anerkannte und für verschiedene Staaten als Wirklichkeit 
betont, daß im konkreten Staatsrecht positiv ein ständisches 
Widerstandsrecht gegeben sei, so ist daraus ohne weiteres zu 
entnehmen, daß jene alten Normierungen für die Rechtsüberzeugung. 
in der Mitte des 17. Jahrhunderts noch die Bedeutung geltenden 
Rechts hatten. Denn man darf nicht vergessen, daß bei Grotius 
nicht nur seinem wissenschaftlichen System, sondern auch seinen 
politischen Ideen nach nichts weniger als eine Neigung zur Ein¬ 
schränkung der rechtlichen Wirkung staatlicher Gewaltübung und 
daher zur bedingungslosen Anerkennung solcher Einschränkungen, 
gegen die Zweifel bestehen konnten, angenommen werden kann. 
Wir können daher aus seiner Überzeugung von der Möglichkeit 
weiterer Gültigkeit alter, Widerstand erlaubender, Normen auf die 
unvoreingenommene Rechtsüberzeugung seiner Zeit schließen. Das 
ist dann aber von der größten Bedeutung für die Beurteilung 


*) Vgl. unten S. 285 f. (Vgl. z. B. a. a. 0. 93). 
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des Verhältnisses der Widerstandslehre jener Zeit überhaupt zum 
geltenden Hecht, insbesondere derjenigen Besolds und Heckermanns. 

Wir würden die Bedeutung von Grotius nicht völlig ge¬ 
würdigt haben, wenn wir nicht daran erinnerten, daß durch die 
zahlreichen bekannten Kommentare, die seinem Hauptwerke ge¬ 
widmet waren, auch seine Lehre vom Widerstandsrecht in der 
Folgezeit noch häufig verkündet wurde. 1 ) Jedoch ist es für 
unsere prinzipielle Frage gleichgültig, wie weit die Kommentatoren 
des Grotius seine Lehre nun des einzelnen im Sinne einer Aus¬ 
dehnung oder Beschränkung modifizierten, 2 ) da das entscheidende 
für uns nur die Art der Begründung ist. 

Von Interesse für unsere Frage scheint mir nur eine einzige 
der in der nächsten Zeit an Grotius anknüpfenden Behandlungen 
des Widerstandsrechtes, weil die darin vorgenommene Modifikation 
seiner Lehre offenbar auf Erwägungen rein positivrechtlicher Natur 
beruht. Es ist dies eine 1665 unter Wendeier in Wittenberg 
erschienene Dissertation über die Grundgesetze, die nicht nur 
ein Widerstandsrecht der Stände und der niederen Obrigkeit ab¬ 
lehnt, sondern auch nur eine von den acht Ausnahmen des Grotius 
mit besonderer staatsrechtlicher Begründung anerkennt. Es wird 
nämlich dort, wo die Herrschermacht des Königs durch Grund¬ 
gesetze beschränkt und mit den Ständen geteilt ist, den Ständen 
ein Widerstandsrecht zuerkannt 3 ) mit der ausdrücklichen Ab- 

') Für das Ende des 17. Jahrhunderts sei hier nur auf die Ausgabe 
von Obrecht verwiesen, die die Kommentierungen von Gronovius und Tesmarus 
zusammenstellt. Ungonis Grotii de iure belli ac pacis libri tres cum annotatis 
. . . Gronovii tum . . . commentariis perpetius Joh. Tesmari . . . Ulrici 
Obrechti, Frankfurt a/M. 1696 S. 173ff. 

2 ) Vgl. jedoch die Notizen darüber bei F. Murhard, über Widerstand 
usw. 1832 S. 22G f und Lossen a. a. 0. 40 f und 57. 

s ) Joh. Georg Pflug, Disputatio politica de legibus fundamentalibus, 
praeside Dr. Michaele Wendel er o, Wittenberg 1665. § XXIV a. E. Quod 
autem concemit Rempublicam, in qua sub ccrtis conditionibus & secundum 
leges fundamentales imperatur & in qua Rex habet partem imperii, partem 
populus aut senatus, aliud omnino sentiendum, ob conventionem illam quae 
subditis quoq; jus quaesitum tribuit efficitq; ut regi in partem non suam 
involanti vis justa opponi possit. Grotius de jur. pac. & bell. 1.1 c. 4 n. 13. 
— § XXV. Non tarnen promiscua licentia, cuilibet ex subditis, in prin- 
cipem aliosve Imperantes fidei datae temeratores insnrgere licet. Privatia 
enim ins armorum interdictum esse, Cicero testatur . . . Ordines certe, quoa 


Google 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 




leitung aus dieser dualistischen Teilung der Gewalt, die den 
Unterschied zwischen Ständen und Magistraten bilde. 1 ) Außer¬ 
halb eines rechtlich so, dualistisch, organisierten Staates aber 
wird den Ständen ein Widerstandsrecht zugebilligt lediglich, wenn 
die Untertanen tatsächlich nur sub conditione gehuldigt haben. 
Denn darin muß die Vereinbarung eines Widerstandsrechtes er¬ 
blickt werden. 2 ) Wir haben hier also ein interessantes Beispiel 
dafflr, daß spät im 17. Jahrhundert die rein positivrechtlichen 
Grundlagen des Widerstandsrechts gelegentlich noch ganz klar 
zur Erkenntnis gelangten. Und nur als eine Folge sehe ich es 
an, daß die Wendelersche Dissertation auch den formalen Charakter 
des Widerstandsrechtes klar zu Tage treten läßt: es wird zur 
Feststellung des Falles — ganz an das Mannengericht einerseits 
und die Lehre des Althusius andererseits erinnernd — ein Plenar- 
beschluß der Stände verlangt, und, wenn solche nicht vorhanden 
sind, Errichtung eines besonderen Gerichtes durch das Volk. 8 ) 

mixtos, alioqvin subditos vocari supra diximus, jure optimo sibi potestatem 
yendicant exitiosos in publicum imperantium conatus reprimendi providendiq; 
ne quid Respublica detrimenti capiat . . . 

J ) ibiden ... Non enim hi (seil, ordines) mero subditorum jure censendi, 
neq; qvae de Magistratibus proprie dictis alias dicuntur, his applicanda 
sunt, cum jurisdictionem precariam & prolubitu revocabilem a principe non 
acceperint; sed ipsi quoq; partem Majestatis in sua persona radicatam 
habent. 

2 ) ibidem (Fortsetzung): In puris etiam Monarchiis subditi pactionati, 
sive qui certis conditionibus Imperium principis subiere, eorundemq; nomine 
Ephori illos repraesentantes opponere se principi, contra fidem datam quid 
machinanti, poterunt. In talibus enim regnis subditi cum Iinperante tacite 
pepigisse censentur, ut certo eventu ipsi resisti possit. 

s ) a. a. 0. XXVI Sed cautos hoc rerum statu decet esse ordines . . . 
omnia prius tentanda ... In rem igitur fuerit salutemq; publicam, ut 
Ephori, 8eu primores Reipublicae, concilium indicant, & generalem, omnium 
Ordinum conventum, inqve eodem facta tyrannica unius, sive plurium, pro 
modo regiminis examinanda & discutienda proponant; vel si Ephori nulli 
sint, ad hoc ipsum Iudices & defensores publici a populi constituantur. 
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IV. Englische Widerstandslehren des siebzehnten Jahr¬ 
hunderts 

Die Rückschlüsse, die aas der Widerstandslehre des Grotius 
auf die allgemeine Rechtsüberzeugung seiner Zeit von der recht¬ 
lichen Gültigkeit der im positiven Recht aus der Blütezeit der 
ständischen Macht vereinzelt herübergeretteten alten Normen gezogen 
werden müssen, werden weiter nicht unberücksichtigt bleiben 
dürfen auch für die Beurteilung der späteren Erörterungen dieses 
Gegenstandes. Bevor wir jedoch zu deren Betrachtung übergehen, 
werden wir zunächst der auf einem fremden Rechtsgebiet jener 
Zeit, in England, gewachsenen Literatur unsere Aufmerksamkeit 
zuzuwenden haben. Nicht deshalb beansprucht diese einige 
Aufmerksamkeit, weil sie in dogmengeschichtlichem Zusammen¬ 
hänge mit der kontinentalen Widerstandslehre und in kausalem 
mit Vorgängen der staatlichen Wirklichkeit steht, sondern weil 
die Vereinigung dieser beiden Zusammenhänge nur dadurch möglich 
war, daß die positivrechtlichen Elemente der kontinentalen Literatur 
in. jener englischen trotz ihrer politischen Leidenschaftlichkeit 
nicht unverwertet geblieben sind. 

Milton spricht sich in der bedeutsamsten seiner beiden, das 
Recht des Volkes auf Revolution verteidigenden Schriften, in „The 
tenure of Kings and Magistrates" (1649), deren leidenschaftlichem 
Charakter entsprechend, nicht klar darüber aus, wie und durch 
wen dieses Recht ausgeübt werden soll. Doch zeigt die starke 
Betonung der rechtlichen und politischen Bedeutung des Parlaments l ) 
in Verbindung mit den die Schrift beschließenden Hinweisen auf 
Luther, Calvin, Godmann usw., daß er nur an das ständische 
Widerstandsrecht dachte, so, wie es sich in der Literatur wider¬ 
spiegelt. Viel deutlicher tritt diese Auffassung in der „Defensio 
pro populo Anglicano“ zu Tage. Zwar sind auch die Gedanken¬ 
gänge dieser Schrift vollständig auf die Volkssouveränitätslehre 
in ihrer reinsteu Gestalt aufgebaut 2 ). Allein wir haben in der 

’) John Milton, The tenure of Kings and Magistrates 1649 (hier 
zitiert nach der Ausgabe von W. T. Allison in Yale Studies in English. 
New-York 1911) iusbes. S. 11. 

2 ) Joannis Miltuni Defensio pro populo Anglicano, Lond. 1651, Gap. V 
(S. 47) Superior cum sit et potior populus, nullum jus Regis existere potest, 
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Geschichte der Widerstandslehre zur Genüge die Erfahrung 
gemacht, daß' der künstlichste naturrechtliche Aufbau einer Lehre 
durchaus nicht mit einem der positiven Rechtsgestaltung sehr nahe 
kommenden Ergebnis unvereinbar ist. So lehrt auch Milton im Ergeb¬ 
nis ein Widerstandsrecht, das keineswegs so phantastisch ist, wie 
es nach manchen leidenschaftlichen allgemeinen Redewendungen 
in den beiden Schriften, besonders der erstgenannten, scheinen mag. 

Das wichtigste bei Milton ist, daß, wenn er von Rechten 
des Volkes sprach, er dabei ebensowenig wie die Monarchomachen 
einfach an die Gesamtheit oder Vielheit der Untertanen dachte, 
sondern an deren staatsrechtliche Repräsentation, die Stände 1 ), K 
in England also das Parlament, parlamenti authoritas quae re et ^ 
veritate summa populi potestas in illum senatum collata est 2 ). 

Wie weit nun die auf diesen Grundlagen aufgebaute Lehre 
vom Absetzungsrecht des Parlaments dem wirklichen Recht ent¬ 
sprach, kann hier nicht untersucht werden. Jedenfalls wurde 
die Möglichkeit der Absetzung als Recht vom Parlament in An¬ 
spruch genommen, als Recht durchgesetzt und von Milton als 
ein im englischen Verfassungsrecht begründetes Recht verteidigt. 
Milton wollte nicht ans dem Natnrrecht dies Recht erst aufbauen, 

<|iu> popul um U affligat, aut in Servitute habest, inferior superiorein. Jus 
male faciendi cum sit Kcgi nulluui, manet jus populi natura supremum; ut 
quo iure homines consilia et vires mutuae defensionis gratia, ante Reges 
creatos, primo consociavere, quo jure ad communem oinnium salutem, pacem 
libertatem conscrvandam ununi vel plurcs caeteris praefocerunt, codem jure 
quos propter virtutcm et prudentiani caeteris praeposuerant, possent eosdem 
aut quoscumque alios rempub. male gerentes, propter ignaviam, stultitiam, 
improbitatem, pcilidiam vel coerccre vel abdicare. 

*) Vgl. z. B. daselbst in der Praefatio den Hinweis auf die Leistungen 
der niederländischen (ieneralstaaten für die Freiheit des Volkes, die Erörterung 
über das Verhältnis des house uf lords (conciliutn supremum) zum house 
of communs, dem eigentlichen Parlamentuni qui noster senatus est; vor 
allem aber das ganze cap. VIII, in dem das Parlament als Träger der Volks¬ 
souveränität geschildert wird. 

3 ) ibid. Cap. VIII (S. 78); vgl. auch Cap. VII (S. 70) . . . quod demon- 
strat nos populi vocabulo omnes ordinis cujuscunque cives comprehendere; 
qui unam tanturn modo populi curiam supremum stabilivimus, in qua ctiam 
proceres, ut pars po]>uli non pro sese quidem solis ut antea, sed pro iis 
municipiis, ä quibus electi fncrint, suffragii ferendi legitiinum ins habent 
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sondern nur stützen. Deshalb auch der Versuch, das Recht des 
Hauses der Gemeinen — denn auf dieses beschränkt er das Recht 
— aus der Magna Charta zu rechtfertigen: das Haus der 
Gemeinen ist der Rechtsnachfolger der 25 pares 1 ), die über den 
König zu richten haben 2 ), da die Lords als Mannen des Königs 
vom Richteramt ausgeschlossen erscheinen 2 ). Freilich beruht diese 
Konstruktion auf einer völligen Verkennung des Wesens jenes lehn¬ 
rechtlichen Rechtsinstitutes, die selbst bei dem geringen historischen 
Sinn jener Zeit nur dadurch zu erklären ist, daß der Wunsch 
Vater des Gedankens war. Aber gerade das wieder ist sehr inter¬ 
essant, es paßt ganz zu dem wissenschaftlichen Charakter der 
allgemeinen Gedanken Miltons: seine Lehre steht ganz auf dem 
Niveau derjenigen der Monarchomachen, sie knüpft an Erscheinungen 
der staatlichen und rechtlichen Wirklichkeit, konstruiert diese 
dann aber nicht aus ihrer wirklichen staatlichen Bedeutung an sich 
und im Gefüge der bestehenden Staatsordnung, sondern aus natur- 
rechtlichen Theorieen. Deshalb zeigt sich auch bei Milton die¬ 
selbe Erscheinung, die für die Monarchomachen charakteristisch 
ist: aus den durch die Brille der naturrechtlichen Doktrin 
gesehenen Institutionen des positiven Staatsrechts werden Folgerungen 
gezogen, die zwar dem Gedanken jener, nicht aber dem realen 
Rechtsgehalt dieser entsprechen. So kamen die Monarchomachen 
dazu, das Widerstandsrecht nicht auf die Stände — und zwar auch 
hier auf den Fall positivrechtlicher Begründung — zu beschränken. 
So kommt Milton dahin, aus dem Gedanken des judicium parium 
einerseits und deijenigen der Volkssouveränität und des bedingten 
Herrscher Vertrags andererseits schließlich ein so allgemeines Wider¬ 
standsrecht zu begründen, daß es von seiner eigentlichen Rechts¬ 
grundlage, der ständischen Staatsordnung, vollständig losgelöst war: 
wenn der König das Volk zu Unrecht bedrängt, ist der Herrschafts¬ 
vertrag gebrochen, dann ist er nicht mehr König, dann gibt es 


») ibid. cap. VIII (S. 81 ff). 

s ) ibid. cap. VIII (S. 82) . . , Regem Augliae etiamsi nomen Kegis non 
perdiderit judicari tarnen ut quilibit e populo et posse et debere. 

8 ) ibid. cap. VIII (S. 82) Comites autem esse Regis judices, cum osten- 
aum sit neque decere neque expedire, sequitur judicium illud totum ad 
plebejum ordinem, qui k pares regni, k Barones & populi totius potestate 
aibi delegata praediti sunt jure optimo pertinere. 
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unter den Untertanen keine, die ihm nicht „satis pares“ wären und 
daher nicht über ihn arteilen könnten 1 ). 

Die Anlehnung an das positive Recht, daneben aber die ver¬ 
allgemeinernde Umdentang seiner Einrichtung, in denen vom Stand¬ 
punkt unserer Betrachtung das charakteristische der Widerstands¬ 
lehre Miltons zu finden ist, scheint mir auf einem Charakterzug 
der englischen Staatslehre zu beruhen: der Fähigkeit zu einer 
sicheren organischen Anpassung allgemeiner politischer Glaubens¬ 
sätze an die reale politische und rechtliche Ordnung des konkreten, 
eigenen Staatslebens. Finden wir doch diese Fähigkeit selbst in 
der barocken Schrift, in der Harrington sein utopisches Bild des 
staatlichen Werdens und Lebens von „Oceana“ eutwirft, bei der 
Behandlung der Revolutionsfrage 2 ). So ist jener Charakterzug 
auch nicht zu verkennen in der Lehre der beiden anderen berühmten [ 
englischen Verteidiger des Rechtes auf Revolution, Locke und j 
Sidney. Wenn wir, dem rechtswissenschaftlichen Niveau nach, die I 
Lehre Miltons mit derjenigen der Monarchomachen vergleichen 
konnten, so gilt das daher grundsätzlich auch für Locke und Sidney. 

Logischer Ausgangspunkt ist für Locke der bedingte Herrschafts¬ 
vertrag, dem er, ohne jeden weiteren Versuch der Konstruktion 
aus den Grundlagen und Einrichtungen des ständischen Staates 
im allgemeinen und des englischen im besonderen, 3 ) keine wesent¬ 
liche positivrechtliche Stütze gibt außer der Heranziehung der 

x ) ibid. Cap. VIII (S. 82). [Die Könige sind eingesetzt, ut rem populi 
administrarent]. Quem si rex contra injuriis afficere, & servitute opprimere 
conatus fuerit, ex ipsa legis nostrae sententia nomen regis in eum non 
constat, Rex non est; quod si Rex non sit, quid est quod ei amplius pares 
quaeramus? Tyrannum enim jam re ipsa ab omnibus bonis judicatum nulli 
non satis pares atque idonei sunt, qui supplicio mactandum esse pro tribunali 
judicent. 

2 ) The Common-Wealth of Oceana, London 1656; vgl. z. B. besonders 
S. 39 die Darstellung der Dissolution of the late Monarchy of Oceana. 

3 ) John Locke, Two treatises on Government 1690 (hier zitiert nach 
Works 10 ed. 1801 Vol. V. S. 207 ff.) S. 458 „The kings binds himself by a 
double oath to the observation of the fundamental laws of his Kingdom; tacitly, 
as by being a King, and so bound to protect as well the people, as the 
laws of his Kingdom; and expressly by bis oath at his coronation. tt 

„And therefore a king governing in a settled kingdom, leaves to be a 
king, and degenerates into a tyrant, as soon as he leaves off the rule 
according to his laws.“ 
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berühmten Erklärung Jacobs I im Parlament 1609. Stärker als in 
der Begründung aber versucht Locke im Ergebnis sich der recht¬ 
lichen Wirklichkeit anzupassen. Doch ist gerade in diesen Aus¬ 
führungen die Wucht der politischen Idee — vielleicht muß man 
auch sagen, des Gerechtigkeitsgedankens — so stark, daß sie die 
Gedanken formaler juristischer Distinktionen erdrücken mußte. 
Mehr aus dem Sinn und Zusammenhang des Ganzen, als aus be¬ 
stimmten Einzelausführungen, ist zu entnehmen, daß Locke ganz 
im Sinne der monarchomachischen Lehre das Widerstandsrecht 
zunächst und regelmäßig als ein Recht der Stände, subsidiär aber 
als ein solches des Volkes dachte. 1 ) Ausdrücklich behandelt er 
nur den zweiten Fall, und darin liegt allerdings ein wichtiger 
logischer Fortschritt. 

Im ständischen Staat ist — soweit wirklich die Stände ein 
Widerstandsrecht haben — ihr Widerstand nicht Revolution. 
Nur dadurch, daß in der ganzen Widerstandslehre die Idee des 
naturrechtlichen Herrschaftsvertrags, obwohl sie meist, wie wir 
sahen, nur als Konstruktion realer Vorgänge des ständischen Staats¬ 
lebens verwertet wurde, doch das ganze Denken überwucherte, ist 
es zu erklären, daß der fundamentale Unterschied zwischen dem 
Widerstand der Stände und dem des Volkes nie klar erkannt 
wurde, auch wo letzteres deutlich ausgeschlossen wurde. Daß er 
bei Locke so deutlich in die Erscheinung tritt, ist auch nicht 
eine Folge klarerer formaler Erkenntnis, kann vielmehr wohl nur 
aufgefaßt werden als Produkt der für das staatliche Leben und 
Denken Englands charakteristischen Sicherheit des politischen 
Empfindens. Sie äußert sich nicht anders als in den stereotypen 
Formen der naturrechtlichen Doktrin, die allerdings in der Hand 
Lockes selbst durch die starke Betonung der angeborenen Freiheit 
eine, natürlich auch für seine Revolutionslehre bedeutsame, Er¬ 
gänzung und teilweise Umgestaltung erhielt. So tritt bei Locke 


') Vgl. Die Darstellungen der Lehre Lockes z. B. bei Bluntschli, 
Geschichte des Allgemeinen Staatsrechts und der Politik 1864 S. 169—181» 
Rohm, Allgemeine Staatslehre 1899 S. 223 ff.; daß der ganze Sinn der Aus¬ 
führungen Lockes nur die Begründung des Absetzungsrechtes des Parlaments 
ist, betont neuerdings besonders deutlich Ch. Bastide, John Locke 1906: 
S. 237 ff. der auch klar eikannt hat, daß die Lehre Lockes ganz im Geiste 
des ständischen Staates wurzelt (a. a. 0. 240f.) VgL auch Atger 219. 
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för die juristische Konstruktion des Widerstandsrechts neben die 
Theorie des bedingten Herrschaftsvertrages als zweiter Bestandteil 
der gedanklichen Grundlage die unveräußerliche Freiheit. 1 ) Die 
Konstruktion selbst erfolgt dann in Anlehnung an die Er¬ 
scheinungen des ständischen Staatslebens unter kurzem, aber deut¬ 
lichem Hinweis auf die englische Verfassung. 

Die natürliche Freiheit jedes Menschen, die Disposition über 
seinen eigenen Willen, tritt sofort in Wirkung, wenn dasjenige 
staatliche Organ, das zur Erklärung des öffentlichen Willens von 
der Gesamtheit delegiert ist, von dieser Tätigkeit ausgeschlossen j 
ist. 2 ) Was dieses Organ ist, zeigt Locke in einem besonderen 
Kapitel an der Verfassung eines Staats, die neben einem Monarchen 
eine Versammlung erblich berechtigten Adels und eine Versammlung 
för Zeit vom Volke gewählter Volksvertretern kennt.*) Das ist, 
ohne daß Locke dies ausspricht, die englische Verfassung; das 
zur Wahrung der Volksrechte berufene Organ, das zur Erklärung 
des öffentlichen Willens delegiert ist, also das Unterhaus. Wenn 
das Unterhaus an der Erfüllung seiner Aufgabe verhindert wird, 
ist daher das Volk selbst zur Revolution berechtigt. Das entspricht 
vollständig der alten Widerstandslehre, wie sie nicht nur von den 
Monarchomachen aufgestellt, sondern auch von ihren Gegnern an¬ 
erkannt wurde, und mit Recht konnte sich Locke daher auf 
Barclay berufen.*) Das ändert nichts daran, daß sie, für England 
staatsrechtlich kaum einwandfrei, jedenfalls allgemein-staatsrecht¬ 
lich nicht begründet ist. 

Was Locke über die Art und Weise und die rechtlichen Vor¬ 
aussetzungen der Ausübung des Widerstandsrechtes sagt, hat trotz 


*) Über die Bedeutung dieses Gedankens vgl. unten S. 297 ff. 

2 ) ibid §212 (S. 485) Every one is at the disposuro of his own will, 
when those who had, by the delegation of the society, the declaiing of the 
public will, are excluded from it, and otliers usurp the place who have not 
such authority or delegation. 

s ) ibid §213 ff (S. 466 ff) 1) A single hereditary person, having the 
constant, supreme, executive power, and with it the power of convoking and 
dissolving the otber two, witbin cenain periods of time. 2) An asscmbly 
of hereditary nobility. 3) An assembly of representatives chosen pro tempore, 
by the people. 

*) ibid S. 476 ff. 
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gelegentlicher scheinbarer Berücksichtigung des Staatsrechts mit 
diesem nichts zu tun. 1 ) 

Endlich darf nicht vergessen werden, daß Lockes Lehre noch einen 
viel weitergehenden Gedanken enthält, der das Volk gänzlich über 
das Staatsrecht stellt, jenen Gedanken nämlich, in dessen scharfer 


*) Wenn Locke in dieser Frage offenbar bestrebt war, seine Lehre 
wenigstens etwas an die rechtliche Wirklichkeit anznlehnen, so ist das wohl 
weniger auf staatsrechtliche Überlegung als auf politische Berücksichtigung 
des englischen Sinnes für formale Würde zurückzuführen, wie er besonders bei 
der Beurteilung der königlichen Würde in den Rechtsgebräuchen zu Tage 
tritt. Locke macht eine gewisse Konzession an den Gedanken der Sakro- 
sanktität des Monarchen; wo diese durch Gesetz begründet ist (§205 
as in some countries the person of the prince by the law is sacred), darf 
die Person des Königs durch die Ausübung des Widerstandsrechtes nie verletzt 
werden, sondern der Widerstand darf sich nur gegen diejenigen richten, die 
angeblich in seinem Namen unrechtmäßige Gewalt üben (§ 206. But thia 
privilege belonging only to the Kings person, hinders not; but they may 
be questioned, opposed, and resisted, who use unjust force though they 
pretend a commission from him, wich the law authorizes not.); wo hingegen 
positivrechtlich eine Sakrosanktität des Monarchen nicht begründet ist, ist 
im Notfall, wenn ein normaler Rechtsbehelf (appael iü the law) nicht 
gegeben ist, ein bis zum äußersten gehender Widerstand erlaubt, der ein¬ 
fach zu beurteilen ist, wie kriegerisches Handeln gegen einen Feind (§ 207 
For nothing it to be accounted hostile force; but whore it leaves not 
the remedy of such an appeal: and it is such force alone, that puts 
him that uses it into a state of war, and makes it lawful to resist bim.) 
Weiter heißt es aber, ohne daß der Unterschied jener beiden Arten von 
Monarchien erwähnt wird (§208, S. 462): da den Einzelnen der Widerstand 
in unüberwindliche Schwierigkeiten bringen muß (in a contest wherein they 
are sure to perish) so kommt es für die Ausübung des Widerstandsrechtes 
einzig und allein darauf an, ob sich tatsächlich das Volk erhebt. Ob die9 
aber der Fall ist, hängt nur von dem Umfang der rechtswidrigen Gewalt¬ 
übung ab (§ 209, S. 462 f.): But uf either there illegal actes have extended 
to the majority of the people: or if the mischief and oppression has lighted 
only on some few, but in such cases, as the precedent an consequences seem 
to threaten all; and they are persuaded in their consciences, that their 
laws, and with them their estates, liberties, and lives are in danger, and 
perhaps their religion doo: how thei will be hindered from resisting illegal 
force, used against them, I cannot teil. Diese Gedanken, über deren mansch- 
lich-sittlicheu Gehalt hier nicht zu urteilen ist, lassen nicht nur das 
Minimum staatsrechtlicher Erwägungen der Monarchomachen, sondern, sogar 
die bei jenen überall vorhandene Verwendung allgemeiner Rechtsgedanken 
vermissen. 
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Ausprägung durch Rousseau später die Revolutionslehre ihren 
Höhepunkt erhalten sollte: das Volk hat die rechtliche Macht, 
nicht nur, wenn ihm dies nötig scheint, die Gesetzgebung den 
Händen des verfassungsmäßigen gesetzgebenden Organs zu ent- ! 
ziehen, sondern Oberhaupt durch eine Änderung der Staatsform 1 
die verfassungsmäßigen Zuständigkeiten aufzuheben und durch j 
andere zu ersetzen. 

Der dritte der hervorragenden Verteidiger der englischen 
Revolution, der „ritterliche, wenn schon sittlich nicht ganz tadel¬ 
lose“ *) Algernoun Sidney ist berühmt durch die grandiose Offen- i 
heit seines Bekenntnisses zur Berechtigung des Volks Widerstandes. 
Er wird daher in der Geschichte der Staatslehre gewfirdigt meist 
nur als Vertreter extremer politischer Ansichten, und von gründ¬ 
licherer Forschung als Lehrer eines radikaldemokratischen Systems. *) 
Letzteres ist er, und insofern muß unbedingt anerkannt werden, 
daß seine Staatskonstruktion nicht mit dem geltenden englischen , 
Staatsrecht seiner Zeit übereinstimmt. Und doch ist speziell seine 1 
Revolutionslehre für die Scheidung zwischen Staatsrecht und 
Naturrecht bedeutsamer als manche andere, die sich ängstlich an 
die Erscheinungen des positiven Rechts anklammerte. Dies 
zwar aus zwei ganz verschiedenen Gründen. Einmal wegen der 
rückhaltlosen Offenheit seines politischen Bekenntnisses, das, um 
klar und scharf hervorzutreten, in weitem Maße auf das von der 
Scholastik erzeugte, von der Naturrechtslehre weitergebildete, 
gothische Rankenwerk doktrinärer Begründung verzichtete, und da¬ 
durch ehrlicher als die meisten früheren Erörterungen die nicht 
juristischen Erwägungen als solche erkennen ließ. Zum anderen, 
weil, infolge eben dieses Verzichtes auf das übliche „wissenschaft¬ 
liche“ Beiwerk, seine eigenen staatsrechtlichen Gedanken ausschließ¬ 
licher beinahe als je zuvor der Beachtung der staatlichen Wirk¬ 
lichkeit im ständischen Staatsleben entnommen waren. Gerade 
deshalb aber bedarf das bisher übliche Urteil über das System 
Sidneys als desjenigen eines auf Volksherrschaft basierenden 
Staates einer erheblichen Einschränkung. Der Begriff des Volkes 


J) Mohl I, 327. 

2 ) Siehe die Charakteristik seiner Lehre bei Gierke, Althusius 163, 
bes. Anm. 120; Vgl. aber auch Gooch, 337 ff; Scherger 144 ff. 
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ist für Sidney kein anderer als er es für die Monarchomachen 
und ihre Nachfolger, als er es noch für Locke — bei dem dies 
nur nicht so klar hervortritt — war: das Volk im Sinne der 
ständischen Staatsordnung, das als politisch berechtigter Faktor im 
Staatsleben rechtlich in die Erscheinung tritt nur durch seine 
Repräsentation, die Stände, in England also das Parlament.*) 

Bedeutsam für unsere Frage an der Lehre Sidneys ist dem¬ 
nach dieses: sie setzt sich aus zwei Elementen zusammen, dem 
Substrat realer Staats- und Rechtsbeobachtung und grundsätzlichen, 
rein politischen Strebungen entsprungenen Gedankengängen: beide 
Elemente sind nebeneinandergestellt, ohne daß prinzipiell der 
für alle früheren Lehren der juristischen Erkenntnis so gefährliche 
Versuch einer Verbindung beider durch die alten naturrechtlichen 
Theorien durchgeführt wird. So steht auf der einen Seite der 
politische Glaubenssatz: die natürliche Freiheit der Menschen ist 
so stark, daß, so weit im Staate auch die rechtliche Unterordnung 
der Einzelnen gehen mag, die Gesamtfreiheit (publick Liberty) davon 
nicht berührt werden kann, vielmehr dem Volke stets das Recht 
bleibt, seine Freiheit zu verteidigen. 2 ) Daher denn: the general 
revolt of a nation can not be called a rebellion. Auf der anderen 
Seite steht aber die aus der Rechtswirklichkeit gewonnene Erkennt¬ 
nis, daß das Volk als staatsrechtlich handlungsfähiges Subjekt 
existiert nur in der Repräsentation durch die Stände, also das 
Parlament. 8 ) Daher der Beweis für das Widerstandsrecht des 


*) Vgl. dazu die unten Anm. 3 und S. 271 Anm. 1 angeführten Stellen. 

2 ) Algernoun Sidney, Discourses couceming Government 1698, hier 
zitiert nach 2 ed, Lond 1704, cap. 111 sect 36 (p. 377 f.) Allegiance signifies 
no more (as the words „ad legem“ declare) than such an obedience as the 
Law requirea . . . 

No man can by an Oath be oblig’d to any thing beyond, or contrary 
to the true meaning of it; private men who swear obedience ad legem, 
8wear no obedience extra or contra legem whatsoever they proinise or 
swear, can detract nothing from the publick Liberty, which the Law princi- 
pally intends to preserve. Tho many of them may be oblig’d in their several 
Stations and Capacitys to render peculiar Services to a Princc, the People 
continue as free as the internal thoughts of a man, and cannot but have a 
right to preserve their Liberty, or avenge the violation. 

8 ) Für den Repr&sentationsgedanken vgl. „The Assemblys in which the 
supreme power of each Nation did reside“ cap.UI sect. 28 (848); besonders auch 
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Volkes gefunden wird in der im positiven ständischen Staatsrecht 
begründeten Zuständigkeit der Ephori, die Freiheiten und Rechte 
des Volkes zu wahren. Dabei verweist Sidney auf die Rechts¬ 
stellung der Stände in den Ländern, in denen sie zweifellos, in 
einer bestimmten Zeit wenigstens, ein Widerstands recht gehabt 
haben, und macht weiter die für seine systematische Klarheit 
charakteristische Bemerkung: die Stände haben, unter welchem 
Namen sie immer bestanden haben, die Macht gehabt, Gesetze 
aufznheben, zu verbessern und zu ändern; Könige sind von ihnen 
nicht anerkannt und abgesetzt worden, die Tronfolge ist von 
ihnen geregelt worden. 1 ) Das ist zweifellos der Zustand, der 
politisch bestanden hat — mehr behauptet Sidney nicht —, wo 
die Stände solche Macht haften, wie im 17. Jahrhundert in Eng¬ 
land; vielfach ist er sogar rechtens gewesen. 

II, 30 (210) UI. 31 (361) III, 28 (353 wie oben) III, 38 (384) vor allem aber 

III, 17 (296), wo das Widerstandsrecht a. d. Magna Charta besprochen wird. 

*) a. a. 0. Cap. III sect 27 (S. 844 f.) Ali the Crowns of Europe are at 
this day enjoy’d by no other title than such Acts solemnly performed by 
the respective Nations, wo either disliking the person that pretended to the 
Crown (the next in blood) or the Government of the present Possessor, have 
thought fit to prefer another Person or Family. They also say, as that no 
Gouvemment can be so perfect but some defect may be originally in it, or 
afterwards introduc’d, non can subsist unless they be from time to time 
reduc’d to their first integrity, by such an exertion of the power of those 
for whose sake they were instituted, as may plainly shew them to be 
subject to no power under Heaven, but may do whatewer appears to be for 
their own good. And as the safety of all Nations consist in rightly placing 
and measuring this Power, such have bin found always to prosper who have 
given it to those from whom Usurpations were least to be fear’d who have 
bin least subject to be aw’d cheated or corrupted; and who having the 
greatest interest in the Nation, were most concern’d to preserve its power, 
liberty and welfare. This is the greatest trust that can be repos’d in men. 
This power was by the Spartans given to the Ephori and the Senat of 
twenty eight: in Venice to that which they call Concilio de Pregadi; 
in Germany, Spain, France, Swedeland, Denmark, Poland, 
Hungary, Bohemia, Scotland, England, and generally all the Nations 
that have liv’d under the Gothick Polity, it has bin in their General 
Assembly’s, under the names of Diets, Cortez, Parliaments, Senats, aud the 
like. But in what hands soever it is, the power of making, abrogating, 
changing, correcting and interpreting Laws, has bin in the same; Kings 
have bin rejected or deposed; the Succession of the Crown settled, regulated 
or chang’d. 


Digitized by 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Digitized by 


272 


Damit sind wir zu einem Gedanken gekommen, der für 
unsere Frage von prinzipieller Bedeutung ist. In einzelnen 
Staaten haben die Stände zwar nicht ein verbrieftes Widerstands¬ 
recht gehabt, aber sie haben den Widerstand gegen den Forsten 
oder gar seine Absetzung als ein Recht ausgeübt: müssen diese 
Vorgänge des staatlichen Lebens nicht auch berücksichtigt werden 
bei Beurteilung der Rollen, die positivrechtliches und naturrecht¬ 
liches Denken in der Widerstandslehre spielen? 

Betrachten wir zunächst, dem Zusammenhang entsprechend, 
welchen Charakter in der englischen Staatsgeschichte die Absetzung 
der Könige gehabt hat, so erinnern wir uns, daß die Absetzung 
Edwards II. im Jahre 1327 in der Form des Lehnrechts, die¬ 
jenige Richards III im Jahre 1399 in der Form des ständischen 
Staatsrechts erfolgte. Diese Absetzungen sind also nicht als rein 
politische, sondern als rechtliche Akte vorgenommen werden. Die 
Frage, ob sie wirklich rechtmäßig waren oder nicht, kann ganz 
beiseite gelassen werden. Es genügt, daß das staatliche Leben 
Englands zweimal die Absetzung eines Königs als Ausübung eines 
Rechtes des Parlaments gesehen hatte. Bei der großen Bedeutung 
der Tradition im rechtlichen Leben und Denken Englands darf 
diese Tatsache nicht unterschätzt werden. Es kommt hinzu, daß 
das Widerstandsrecht einer ständischeu Körperschaft in der 
Struktur des Staates jener Zeit durchaus keine Anomalie bedeutete, 
vielmehr lediglich eine letzte Konsequenz dessen dualistischen 
Charakters war. Im 17. Jahrhundert zeigte sich gerade dieser 
Dualismus in besonders lebendiger Wirkung in den Auseinander¬ 
setzungen zwischen König und Parlament über ihre beiderseitigen 
Rechte, aus denen 1628 die Petition of Right hervorging 1 ). 
Weiter aber muß man damit rechnen, daß dem öffentlichrechtlichen 
Denken jener Zeit nicht nur die Vorstellung des Widerstandsrechtes 
der Stände als eines charakteristischen Ausflusses ihrer staatlichen 
Stellung geläufig war, sondern auch der systematische Grund 
dieses Zusammenhanges in der eigentlichen Struktur des ständischen 
Staates, also in dem, was wir heute — infolge des begrifflichen 
Erkenntnismittels des Gegenbeispiels der Einheitlichkeit der 
modernen Staatsgewalt — als Dualismus bezeichnen, was jene 


] ) G. Jellinek, Allg. Staatslehre, 413 Amii. 2. 
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Zeit aber nur mit dem Vertragsgedanken zu erklären vermochte 1 ). 
Dieser in der Wissenschaft ausgebildete Gedanke aber hatte das 
ganze rechtliche und politische Denken durchsetzt und zwar in 
der Form des bedingten Herrschaftsvertrages. So bekannte sich 
1609 Jakob I feierlich zu ihm. Da nun andererseits im politischen 
Leben jener Zeit in den Verhandlungen zwischen König und 
Parlament und der endlichen Einigung in der Petition of right 
der Vertragsgedanke besonders stark in die Erscheinung trat, ist 
es nicht zu verwundern, daß er in unmittelbare formale Verbindung 
mit der Vorstellung von dem Widerstands- und Absetzungsrecht 
des Parlaments gebracht wurde. Schon durch diese Erwägung 
kommt in der Frage nach der überwiegenden Bedeutung der 
naturrechtlichen oder der positivrechtlichen Elemente in den be¬ 
sprochenen englischen Revolutionslehren deren Arbeiten mit dem 
Gedanken des bedingten HerrschaftsVertrages in ein ganz anderes 
Licht. In viel stärkerer Weise aber geschieht das dadurch, daß der 
im Jahre 1609 von dem englischen König anerkannte Gedanke, daß 
der Monarch durch Verletzung seines Eides seine Rechtsstellung 
verliere, im Jahre 1689 vom Parlament als die Grundlage seines 
Widerstandsrechtes in Anspruch genommen wurde: das Unterhaus 
stand von vornherein auf dem Standpunkte, daß der König by \ 
breaking the original contract (beetween king and peoplö) seine j 
Rechtsstellung durch Verzicht verloren habe 2 ). 

Das Parlament stützt also im Jahre 1689 ein Recht, das es \ 
schon zu wiederholten Malen ausgeübt hat, unmittelbar auf Rechts- | 
gedanken, die zwar schon früher von der Krone anerkannt waren, ' 
die aber doch ihren Ursprung und Inhalt nach als naturrechtliche 
Umdeutungen positivrechtlicher Institutionen bewertet werden 
müssen 3 ): der Gedanke des Vertrages zwischen König und Volk 

') Vgl. oben S. 167 ff. 

* 2 ) . . that King James the second, having endeavoured to subverted 

the Constitution of the Kingdom, by breaking the original contract between 
King and people; and . . . having violated the fundamental laws; and 
having withdrawn himself out of this Kingdom; has abdicated the govern- 
ment, and that the throne is thereby vacant“. Beschluß beider Häuser vom 
7. Februar 1689 (William Blackstone, Commentaries on the laws of England 
6 th. ed. 1774, I, 211). 

3 ) Das Verhältnis der naturrechtlichen Gedanken zu ihren positiv- 
rechtlichen Unterlagen wird in höchst interessanter Weise beleuchtet durch 
Wolzendorff. Staatsrecht und Naturrecht IS 
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mit der Verpflichtung des Königs, die Rechte des Landes zu 
wahren in dem Sinne, daß die Verletzung dieser Verpflichtung 
als Verzicht auf die Rechte aus dem Vertrag aufzufassen ist, be- 
! deutet einfach eine Uradeutung der Formal akte des positiven Staats- 
' rechtes beim Regierungsantritt — insbesondere der der Huldigung 
vorausgehenden Zusicherungen im Krönungseide — im Sinne 
der naturrechtlichen Lehre von der Volkssouveränität und vom 
bedingten Herrschaftsvertrage. Aber diese naturrechtliche Um¬ 
deutung staatsrechtlicher Institutionen ist als Staatsrecht geübt 
und anerkannt worden. Selbst der konservative Blackstone konnte 
die Existenz dieser'staatsrechtlichen Grundsätze und die Möglich¬ 
keit und Notwendigkeit, aus ihnen ein Absetzungsrecht abzuleiten, 
nicht leugnen 1 ). Und noch heute sind sie geltendes englisches 
Staatsrecht. Diese Entwicklung ist für unsere Gesamtfrage ein 
höchst wichtiges Symptom. 

Das im englischen Staatsrecht noch heute in der Form des 


die von Hatsch ek (Verfassungsgeschichte 380 f) dargelegte parlamentarische 
Vorgeschichte der Resolution. Gegen die zunächst in der Resolution des 
Unterhauses vom 28. Januar 1689 enthaltene Konstruktion der Abdikation 
aus dem „original compact“ wandte das Oberhaus ein, sie lasse auf ein Wahl¬ 
königtum schließen. Dagegen erwiderte das Unterhaus, sie bestimme nur 
the Kingly office und eine Wahlmonarchie setze sie deshalb nicht voraus, 
weil das Recht des Parlamentes, die Thronfolge zu regeln, nur eintrete, 
wenn durch Defekt der Verfassung die normale Bestimmung des Thron¬ 
folgers unmöglich geworden sei. Rechtshistorisch ist das nur ein Beispiel 
für die Bedeutung der Wahlrudimente im 8ystem der ständischen Verfassung 
(oben 158 ff). In diesem Sinne vgl. auch das oben im Text folgende. 

*) Blacks tone Commentaries I, 195 ff. The doctrine of hereditary right 
does by no means imply an indefeasible right of the throne. Aus der 
Terminologie „heirs and successors“ ergibt sich, that there may be a successor, 
without being the heir, of the King . . . It is therefore necessary that this 
power (sc., solchen successor zu bestimmen) should be lodged somewhere. 
Diese Macht darf — wie sich Blackstone in interessanter Verklausulierung 
ausdrückt — nicht sein expressly and arotcedly lodged in the hands of the 
subjects only. Daher kann sie regelmäßig nur dem Parlament by and with the 
consent of the reigning King zukommen. Und von der Absetzung Jakobs II 
sagt Blackstone trotz aller, in der weiteren Erörterung, folgenden Verwahrungen 
gegen revolutionäre Ansichten: whenever a question arises between the 
society at large and any magistrate vested with powers originally delegated 
by that society, it must be decided by the voice of the society itself; ther*» 
8 not upon earth any other tribunal to report to. (211) 
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Rechtsinstituts des fingierten Thronverzichtes bestehende Absetzungs¬ 
recht gründet sich auf Rechtsgedanken, die nach englischer Auf¬ 
fassung in den Formalakten des Regierungsantrittes zum Ausdruck 
kommen *). Nach englischem Staatsrecht ist der Erwerb der 
Königswürde wesentlich bedingt durch die Krönung. Die Krönung 
beginnt mit der Präsentation des Königs durch' den Erzbischof 
von Canterbury vor den „Vertretern“ des Volkes. Ihr folgt der 
Krönungseid, diesem die Salbung. Der Krönungseid selbst ist 
ein Gesamtakt zwischen dem König, dem Erzbischof von Canter¬ 
bury und den Großen des Reichs: der Erzbischof nimmt dem 
König das Versprechen ab, 1 ) das Volk nach den Gesetzen und 
Gewohnheiten des Landes zu regieren, 2) Gesetz und Gerechtigkeit 
mit Gnade zu üben, 3) die englische Staatskirche zu wahren; 
darauf Inthronisation und Huldigung durch die Großen. Wir 
sehen, das ist der Formalakt des Regierungsantrittes, wie ihn das 
ständische Staatsrecht schon aus dem Mittelalter überkommen 
hatte, mit genau den gleichen feierlichen Worten, wie sie im 
alten Westgoten- Burgunder- und Frankenrechte und im deutschen 
Reich rechtens waren 2 ). Es sind dieselben Formalien in denen, 

l ) J. Hatschek, Englisches Staatsrecht (Handbuch des öffentlichen 
Rechts III, II 4) 1905, I, 595 ff. 

*) Die Nebeneinanderstellung der heutigen und der älteren Fassung 
des englischen Krönungseides zeigt das noch deutlicher. 

1) . . . to govern the people of this Kingdom . . . according to the 
Statutes in parliamend agreed on, and the laws and customs of the same. 

Ältere Fassung: a tenure lez leyes et custumez du roialme et ä soun 
poiair lez face garder et affirmer que lez gentez du people avont faitez et 
esliez. 

Dazu z. B. die Professio Ludwig des Stammlers . . . servaturum leges 
ct statuta populo . . . 

2) . . . to jour power cause lawe and justice, in merey, to be executed 
in all your judgments. 

Ä. F.: faire en toutes ses jugementez owel et droit justice oue dis- 
cretion et misericorde. 

Dazu z. B. Electio Karoli II (876) legem et justitiam conservare et . . 
ration abilem misericordiam . . ., vgl. auch in der Lex Visigothorum II, 1, 2 
die Zusammenstellung der iustitia und misericordia, sowie der modestae 
leges (oben 151 Anm. 4). 

3) . . . to the almost of your power maintain the laws of God, the 
true profession of the gospel, and the Protestant reformed religion established 
by the law . . . Praktisch bedeutet das — und ebenso die Erhaltung der 

18 # 
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wie die Entwicklung in Brabant und Aragonien gezeigt hat, der 
Gedanke der vertraglichen Bedingtheit des Herrscherrechtes im 
Keime enthalten ist. Noch heute ist im englischen Staatsrecht 
der Formalakt des Regierungsantrittes eine Zusammensetzung von 
Wahlrudimenten^ noch heute erhält er im englischen Volke „den 
Glauben an den Vertragscharakter“ des rechtlichen Verhältnisses, 
noch heute wird daraus die Möglichkeit der Lösung dieses 
Vertrages durch Absetzung in der Fiktion des Verzichts ab¬ 
geleitet. *) 

Noch heute wird im staatsrechtlichen englischen Denken aus 
genau denselben Rechtsinstitutionen mit — im wesentlichen — 
genau den gleichen Konstruktionen ein Absetzungsrecht abgeleitet, 
aus und mit denen die Monarchomachen und ihre Nachfolger ihre 
Widerstandslehre aufbauten. Das zeigt, wie außerordentlich klein 
der Schritt von staatsrechtlicher Analyse zu naturrechtlich aus¬ 
dehnender und verallgemeinender Umdeutung ist, wo diese dem 

rights and Privileges der Bischöfe, des Klerus und der Kirche — zwar nur 
den Schutz der „englischen Staatskirche", wie es Hatschek (a. a 0. 597) 
übersetzt. Rechts- und staatstheoretisch ist es aber doch wieder nur die 
Fortführung eines allgemeinen alten Grundsatzes. Aus der älteren Fassung 
wird das schon eher ersichtlich: 

. . . . gardera le peas de seynt esglise et al clergie et al people de bon 

accorde; . . . gardera et maintenera lez droitez et les franchisez de seynt 
esglise granntez aunciennement dez droitez roys christiens d’Engleterre. 
Diesem Versprechen folgt unmittelbar das andere: et qu’il gardera 
toutez sez terrez honoures et dignitees droiturelz et fianks dei coron du 
roialme d’Engletere, und gerade die Zusammenstellung dieser Pflicht za 
königlicher Würde mit derjenigen gegenüber der Kirche ist für die mittel¬ 
alterlichen Krönungseide charakteristisch. 

Zweiter Vertrag von Mersen 851 . . . secundum Dei voluntatem et 
commune salvamentum ad restitutionem sanctae Dei et statum regni et ad 
honorem regium . . .; Vgl. aber auch Professio Ludwigs des Stammlers 877^ 

omnibus ordinibus, episcoporum videlicet, sacerdotum, monachorem. 

regulas ... me servaturum; oder die Wahlkapitulation Widos 889: sanctam 
Romanam ecclesiam ex corde se diligere, exaltare et et ecclesiastica jure 
observare . . 

(Die beiden Texte des englischen Krönungseides bei Blackstone I, 
235, 236 Anm. h.) Zu der examinatorischen Form des Königseides vgl. auch 
den deutschen Königseid im 10. Jahrhundert, Kern 153f. 

2 ) Hatschek a. a. 0. 599. 
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allgemeinen staatlichen und rechtlichen Denken entspricht. Daraus 
ergibt sich für uns ein doppeltes. 

1) Schon von Anfang an müssen wir die Abweichung des 
Ergebnisses der in ihren Grundgedanken an die staatliche und 
rechtliche Wirklichkeit anlehnenden Widerstandslehre von dem 
geltenden Recht in ihrer Bedeutung noch geringer einschätzen, als 
wir das bisher getan haben. 

2) Für die Beurteilung des Verhältnisses von Naturrecht 
und Staatsrecht in der Widerstandslehre des 17. Jahrhunderts, 
die eine so gewaltige publizistische Ausdehnung erlangt hatte, 
müssen wir damit rechnen, daß die allgemeine Rechtsüberzeugung 
und damit schließlich auch das geltende Recht von ihr nicht un¬ 
beeinflußt geblieben sein kann. 


V. Der letzte Höhepunkt der filteren Widerstandslehre 

Die Beziehungen zwischen der Gestaltung des angewandten 
und des gelehrten Rechts sind stets wechselseitig. Wenn die 
Rechtslehre einer bestimmten Norm eine bestimmte Bedeutung 
gibt, wird diese schließlich auch in diesem Sinne angewandt 
werden. Bei der heutigen weitgehenden und alle Änderungen 
der rechtlichen Bedürfnisse berücksichtigenden Rechtssetzung durch 
den Staat kommt uns die Selbstverständlichkeit dieser Tatsache 
nicht mehr so zum Bewußtsein, wie sie in dem ganzen rechtlichen 
Denken einer Zeit wirken mußte, in der geradezu der aller¬ 
größte Teil der Rechtsbildung durch die Rechtslehre geschah. 
Die Einbürgerung des römischen Rechts als gemeinen Rechts wäre 
nie möglich gewesen ohne die Einwirkung der Rechtslehre, die 
au? den Äußerlichkeiten einer für ganz andere zeitliche, wirtschaft¬ 
liche und soziale Verhältnisse zugeschnittenen Rechtsordnung — 
ich brauche uur an die Rechtslage des Haussohns zu erinnern — 
die inneren Rechtsgedanken herausarbeitete und deren Bedeutung 
für die neueren Verhältnisse zeigte. Der Gerichtsgebrauch ist 
meist nur die mittelbare Ursache, er baut sich seinerseits auf die 
Rechtslehre auf. Im öffentlichen Recht ist die Ausbildung des 
absoluten Staates undenkbar ohne die Vor- und Mitarbeit der 
Theorie: im Polizeistaat, besonders in der merkantilistischen 
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W irtsehaftspolizei, sind die Gedanken der Lehre von denen der 
praktischen Übung schlechterdings nicht zu trennen *). Nicht 
anders kann es auch in der Materie des Widerstandsrechts 
gewesen sein. 

Es ist schlechterdings undenkbar, daß das Widerstandsrecht, 
das positivrechtlich verbrieft war, oder auch von den Ständen nur 
auf Grund ihrer politischen Macht in Anspruch genommen wurde, 
von der allgemeinen Rechtsüberzeugung und besonders derjenigen 
der Beteiligten — am Beispiel Jakobs I und des Parlaments von 
1689 haben wir das gesehen — nicht schließlich so beurteilt 
wurde, wie es von der Wissenschaft gelehrt wurde. Man muß 
sich nur die Tragweite eines Rechtsinstituts wie des Widerstands¬ 
rechtes für das ganze staatliche Leben vergegenwärtigen, und man 
wird nicht den geringsten Zweifel haben, daß die Frage nach 
seiner Bedeutung, seinem Inhalt, den Voraussetzungen seiner Aus¬ 
übung usw. höchst ausgiebig das öffentliche Denken beschäftigt 
haben. Und vollends müssen alle Zweifel ausgeschlossen sein 
durch die Erwägung, daß die Tragweite jenes Rechtsinstituts nicht 
nur die Grundlagen des ganzen staatlichen Lebens ergriff — also 
etwa nur die politisch Berechtigten, d. h. die Stände selbst, 
interessiert hätte — sondern ebenso die Grundlagen des ganzen 
bürgerlichen und wirtschaftlichen Lebens: zu den „Freiheiten“, 
die durch das Widerstandsrecht geschützt wurden, gehört nicht 
nur in der den Staatsbürger aller Zeiten interessierenden Steuerfrage 
der Ausschluß von Willkür des Landesherrn, sondern auch jede 
andere grundlegende Frage des Gemeinlebens: die Berechtigungen 
in Handel und Verkehr, in Gewerbe und Landwirtschaft aller Art, 
und vor allem auch die Religionsübung 2 ). 

Wie sollte nicht das Recht, das alle die wichtigsten Grundlagen 
der staatlichen und bürgerlichen Lebensordnung sicherte, *las 
öffentliche Denken weitgehend beschäftigt haben. Und was ist 
natürlicher, als daß man in der Wissenschaft über Inhalt und 
Wesen jenes Rechts sich zu unterrichten suchte und so ihre 

2 ) Vgl z. ß. meine Darlegungen in „Polizei und Postitution“ 1911, 
21 ff., „Polizeidieustpflicht“ VerwArch. XV, 538 ff; „Fremdenrecht“ Ztschrl't. 
f. d. ges. Staatwschft. 1911,564; „Arbeitsrecht“, Annalen d. D. St. 1915. 
64 f, und hinsichtlich des Judenrechts Aich. öffl. R. XXXI11,288 ff. 

2 ) oben 56 ff , 76 ff 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Gedankengänge sich zu eigen machte. Anschauliche Beispiele da¬ 
für, wie so in ganz natürlicher Entwicklung die theoretischen 
Gedanken der wissenschaftlichen Lehre in die in der Staatspraxis 
geltenden oder ihre Geltung erkämpfenden Auffassungen hinüber¬ 
glitten, bieten uns Drnge, die wir in anderem Zusammenhänge 
schon erwähnt haben. Als 1577 die französischen Generalstände 
Heinrich IV von der staatsrechtlichen Notwendigkeit des Über¬ 
trittes zur katholischen Konfession überzeugen wollten, bedienten 
sie sich hierzu ganz der Gedankenarmen Hotraanns: die Grund¬ 
gesetze des Reichs beruhen auf Vereinbarung zwischen König und 
Ständen, und es ist hinreichend bekannt, daß zu Zeiten Chlodwigs, 
wie Karls des Großen die katholische Religion „n’a este receüe 
ä la seule volonte des rois, mais consentie et approuvee en generale 
assemblee dex trois estats, avec serraent et promesse reciproquement 
faites, tant par le roi que les sujets, de n’en authoriser, permettre 
ny toterer autre; ... de laquelle il est trös-certain qu’ils ne 
peuvent plus varier, pour quelque cause, occassion et prötexte que 
ce soit 1 )“. Und während in dem Freiheitskampf der Niederlande ! 
Wilhelm von Oranien sein Recht zum Widerstande selbst ausdrück- | 
lieh mit den Bestimmungen der Charte von Brabant begründete 2 ), ! 
legte ihm das Volksempfinden dabei die allgemeinen Rechtsgedanken 
in den Mund, wie sie, anknüpfend an die in den Formalien des 
deutschen Reichsrechts und des spanischen Rechts fortlebenden 
alten Rechtseinrichtungen, den monarchomachischen Gedankengängen 
entsprachen 3 ). Zehn Jahre später deuteten dann sogar die in 
Köln versammelten Diplomaten einfach das Brabanter Recht 
schlechthin im Sinne der naturrechtlich theoretischen Formeln der 
Widerstandslehre 4 ). Und wiederum zwei Jahre später liefert die 

') oben 170 und Leuiaire a. a. 0. S. 106 f. 

a ) oben S. 51. 

*) oben S. 148 ff. Daß der „Wilhelmus' nicht durch den Einfluß der 
monarchouiachischen Literatur erklärt werden kann, haben wir ei wähnt. 
Aber sein vermutlicher Verfasser (oben S. 147 Amn. 1) war selbst ein Träger 
nionarchoniachischcr Ideen (Vgl A. Elkan, Johann und Philipp von Marnix 
während des Vorspiels des niederländischen Aufstandes 1565—1567, 9 ff.). 
Die Popularität des Liedes beweist andererseits, wie ebenfalls schon er¬ 
wähnt, daß die darin ausgesprochenen Gedanken das Denken des Volks 
ausdrückten. 

41 Vgl. oben S. 51 f. 
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Geschichte den aller anschaulichsten Beweis für den Einfluß der 
wissenschaftlichen Theorieen auf die Auffassungen der Staatspraxis 
in der Absagungsakte der Niederlande von 1581. 

Das „Placaat van de Staten Generaei der Geunieerde Neder- 
landen“, das unter dem 26. Juli 1581 im Haag den Abfall der 
Niederlande von der Krone Spanien staatsrechtlich formulierte, 
stützt sich in keiner Weise auf das „Brabanter Privileg“, dem 1579 
noch die Kölner Konferenz so große Bedeutung beigemessen hatte, 
sondern nur auf allgemeine Rechtserwägungen. Diese sind ganz 
offensichtlich der monarchomachischen Widerstandslehre entnommen, 
aber doch in höchst interessanter Weise durch ausschließlich dem 
positiven Recht entnommene Argumente ergänzt. 

Die allgemeine Darlegung des Rechtsverhältnisses zwischen 
Fürst und Untertanen, mit der die Akte anhebt, 1 ) nimmt, ganz 

1 ) Der besseren’ Übersicht halber gebe ich clen Text dieses ersten 
Teils der Urkunde hier vollständig wieder: 

Also een yegelick kennelick is, dat een Prince van den Lande van 
Ghode ghesteldt is Hooft over syne Ondersaten, om de selve te bewaren ende 
beschermen van alle ongelijck, overlast ende geweldt, ghelijk een Herder to 
bewarenisse van syn Schapen: Ende dat d’Ondersaten niet en zijn van Gode 
geschapen tot behoef vanden Prince, om hem in alles wat hy beveelt, weder 
het goddelijk oft ongoddelijk, recht ofte onrccht is, onderdanich te wesen, ende 
als slaven te dienen: inaer den Prince om d’Ondersaten wille, sondern de 
welcke hy egheen Prince en is, om de selve met recht ende redene te 
regeeren, voor te staen, ende lief te hebben als een Vader sijne Rinderen, 
ende een Herder syne Schapen, die syn lijf ende leven settet om de selve 
te bewaren. Ende soo wanneer hy sulx niet en doet, maer in stede van 
sijne Ondersaten te beschermen, de selve soeckt te verdrucken, t’overlasten, 
heure oude vryheyt, Privilegien ende oudc herkomen te benemen, ende heur 
te gebieten ende gebruycken als Slaven, moet gehouden worden niet als 
Prince, maer als een Tyran, ende voor sulcks nae recht ende reden mach 
ten minste van syne Ondersaten, besonder by deliberatie vande Staten van 
den Landen, voor egeen Prince meer bekent, maer verlaten, ende een ander 
in sijn stede, tot beschermenisse van hen-lieden, voor overhooft, sondern 
misbruycken gekosen werden, Te meer soo wanneer d’Ondersaten met oot- 
moedige verthooninge niet ed hebben heuren vorsz Prince können vermorwen, 
noch van sijn tyrannigh opset gekeeren, ende also egeen ander middel en 
hebben om heure eygene, heurer huysfrouwen, Rinderen, endo Nakomelingen 
aengheboren vryheyt (daer sy nae de Wet der Natueren goet ende bloedt 
schuldigh zijn voor op te setten) te bewaeren ende beschermen, gelijck tot 
diversche reysen nyt gelijcke oorsaken in diversche Landen, ende tot diversche 
tyden geschiet, ende d’exempelen genoegh bekent zijn: ’t Welck principalick 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



281 


wie die ersten Lehren der protestantischen Monarchomachen, ihren 
Ausgang von dem einfachen Gedanken, daß das Volk nicht des 
Fürsten wegen (d’ Ondersaten niet en zyn van Gode geschapen tot 
behoef van den Prince) sondern der Fürst um des Volkes willen (maer 
den Prince om d’Ondersaten wille.) geschaffen ist: um es „zu be¬ 
wahren und zu beschirmen.“ Nur zu diesem Zweck ist der Fürst 
von Gott eingesetzt und nur soweit sind ihm die Untertanen 
Gehorsam schuldig. Daher müssen die Fürsten beim Regierungs¬ 
antritt auch in den Staaten, „die van allen tyden zyn geregeert 
geweest, ende hebben oock moeten geregeert worden,“ also in den 
Erbmonarchieen, die Bewahrung der alten Rechte beschwören, und 
die Lande haben den Fürsten unter Bedingungen und Verträgen 
aufgenommen, durch deren Bruch der Fürst seiner Herrschaft ver¬ 
lustig geht. 

Wir haben hier also bis ins einzelste das Bild der ersten 
monarchomachischen Staatslehren. Der allgemeine staatstheoretische 
Gedanke des Herrschaftsvertrages ist keineswegs als solcher 
formuliert und zur Unterlage der staatsrechtlichen Konstruktion 
des Rechtsverhältnisses zwischen Fürst und Volk gemacht, sondern 
nur angedeutet in dem allgemeinen Gedanken, daß der Fürst um 
des Volkes willen vorhanden ist. Vielmehr wird das Rechts¬ 
verhältnis zwischen Fürst und Volk dem Grunde und dem Inhalt 
nach geschieden. Ersterer ist unabhängig von der Mitwirkung 
des Volkes, der Fürst ist „van Gode ghesteldt Hooft over syne 
Ondersaten.“ Aber er ist von dem Volk „angenommen“ (agnitus 
et approbatus, wie es in De jure Magistratuum hieß), und der 
vertragliche Inhalt dieser Annahme, der Huldigung, bestimmt den 
Inhalt der beiderseitigen Rechte und Pflichten. Das ist ganz 
genau die Lehre Mornays: Deum Reges instituere, . . . populum 
Reges constituere, Regna Regibus tradere . . . ut quantnmque 


in deese vorsz Landen behoort plaetse te hebben, en stant te grijpen, die 
yan allen tyden zijn geregeert geweest ende hebben oock moeten geregeert 
worden, naevolgende den Eedt by heure Princen t’heuren aenkoinen gedaen, 
na nytwijaen heurer Privilegien, Costuymen, ende oude herkomen: hcbbende 
ook meest alle de voorsz Landen hären Prince ontfangen op Conditien, 
Contracten, ende Accoorden, de welcke brekende, oock naer recht den Prince 
vande heerschappye van den Landen is vervallen (GrootPlacaet-Boeck, 
’s Graven-Hage 1658 I 25/26). 
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authoritatem & potestatem haberent, Populo, secundum ipsum 
acceptara, ferrent.’) 

Einen Gedanken aber hat die Absagungsakte neu hinzugefQgt, 
der der monarchomachischen Lehre völlig fremd ist: als Gegen¬ 
stand der Bewahrungspflieht des Fürsten bezeichnet sie nicht 
einfach den Rechtsbestand des Landes und Volkes, wie er bei den 
Monarchomachen entscheidend ist, sondern sowohl das alte Her¬ 
kommen, als die „Privilegien“, also nicht sowohl nur das objek¬ 
tive, als das subjektive Recht. Das war staatstheoretisch an sich 
nichts neues, sondern nur Ausdruck des typischen Inhalts 
der nach der Regel des ständischen Staatsrechts vom Fürsten 
beim Regierungsantritt gegebenen Rechtszusicherung. Die staats¬ 
rechtliche Form aber, die dieser so geschützten Rechtssphäre des 
Einzelnen gegeben wurde, die „angheboren vryheyt,“ führte einen 
staatstheoretischen Gedanken ein , 2 ) der später auf Jahrhunderte 
die Entwicklung der politischen Ideen beherrschen sollte. Uns 
kommt es vorläufig darauf nicht an, sondern nur darauf, daß die 
Absagungsakte mit diesem Gedanken diejenigen der monarcho¬ 
machischen Lehre um ein selbständiges, dem positiven Recht ent¬ 
nommenes Element ergänzt hat. Die rechtsgeschichtlichen Grund¬ 
lagen dieses neuen rechtsgedanklichen Elements werden wir bei 
seinem späteren, deutlicheren Auftauchen in der Widerstandslehre 

■) Vindiciae 66 — Es scheint mir gar kein Zweifel möglich zu sein, 
daß die staatstheoretischen Gedankenginge der Absagungsakte, soweit sie 
bisher besprochen sind, den Vindiciae entnommen sind, deren nahe Beziehungen 
zu der Politik der Niederlande und zum Cölncr Kongreß Lossen (Sitzungs- 
ber. d. bayr. Akad. d. Wiss. philos.-pbilog. Klasse 1887,1, 215) und Elkan 
(a. a. 0. 116 ff) nachgewiesen haben. Es ist aber auch nicht unwahrschein¬ 
lich, daß Mornay, der bis 1582 in den Diensten der Niederlande stand, 
unmittelbar an der Abfassung der Akte beteiligt war. Diese höchst inter¬ 
essante Frage ist m. \V. bisher nicht untersucht worden. Für ihre Bejahung 
spricht einerseits der Umstand, daß Mornay die Verhandlungen mit Anjon 
geführt hat (Elkan 115), andererseits die Tatsache, daß zwei von ihm 
1582 für die Gesandten der Niederlande und diejenigen Anjous am Aus¬ 
burger Reichstage entworfene Instruktionen einen (von Elkan 120 an¬ 
gegebenen) Inhalt haben, der in den allgemeinen Gedanken mit dem der 
Absagungsakte identisch ist. Daß andererseits Mornay nicht der alleinige 
geistige Urheber jener gewesen sein kanu, ergiebt sieh aus den weiter im 
Text und unten S. 295 ff. entwickelten Erwägungen. 

2 ) Vgl. unten S. 304, 295 ff. und VII 
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noch zu besprechen haben.') Vorläufig mag zur Charakteristik 
seiner Herkunft der Hinweis genügen, daß die Geltendmachung 
des Rechtsstandpunktes der Generalstaaten „nach Recht und 
Rede 2 )“ deutlich die Tradition alten deutschen Rechts- und 
Staatsdenkens als die Grundlage ihrer Auffassungen erkennen 
läßt. 3 ) 

Die Konstruktion der Rechtsfolge der Tyrannei, die die Akte 
der tatsächlichen Schilderung jener folgen läßt, stimmt wieder 
völlig mit der monarchomachischen Lehre und damit zugleich 
deren positivrechtlichen Grundlagen überein, ohne jedoch unmittel¬ 
bar auf eine derartige im besonderen, wie etwa die J. E., aufge¬ 
baut zu sein. Die Auffassung des Abfallsrechtes als eines Rechtes der 
Untertanen, bei dem die Stände nur hervorragend mitwirken, ent¬ 
spricht mehr den typischen Klauseln der ständischen Freiheits¬ 
briefe als der Lehre der ersten Manorchoraachen, die die aus¬ 
schließliche, oder wenigstens primäre Zuständigkeit der Stände 
sehr stark betonen. Die Feststellung, daß zuvor alle gelinderen 
Mittel versucht worden sind, 4 ) entspricht dem Inhalt und Sinn 
nach dem Brabanter Recht, ist in der angewandten Form aber 
offenbar der monarchomachischen Lehre entnommen. *) Die Rechts¬ 
folge selbst endlich, die am Schluß ausgesprochen wird, 8 ) ist ganz 


») unten 804 f., 301 ff. 

2 ) Vgl. den Teit oben S. 280 Anui. I. 

3 ) Über dio uralte Formel „Hecht und Rede“ F. Fronsdorff in 
„Historische Aufsätze, dem Andenken an Georg Waitz gewidmet“ 1888, 433 ff. 

4 ) . . . 8oo dat gantscbclick ran alle middele van reconciliatie wan¬ 
hopende, ende oock van alle remedie ende secours verlatcn wesende, hebben, 
volgende de Wet der natueren tot beschermenisse ende bewaeraisse van 
onse ende den anderen Landtsatcn, Hechten, Privilegien, oude herkomen 
ende vryheden van ons Vaderlandt, van het leven endo eere, van onse Huys- 
frouwen, Hinderen ende Xakomelingen, op datse niet en souden vallen in 
slavernje van de Spangaerden, verlatende inet rechte den Coningh van 
Spangien, andere middelen betwongen geweest voor te wenden, die wy tot 
onse nieeste verseeckeringe, ende bewaernisse van onse Hechten Privilegien 
ende Vryhedcn voorsz hebben te rade gevonddn. (a. a. 0. 33). 

5 ) Vgl. besonders De jure Magistratuuui 250: nec prius ad arma pro- 
gediendum esse, qnam caetera remedia omnia tentata sint. 

*) DOEN TE WETEN: Dat wy’t ghene foorsz overgemerckt, ende door 
den uytersten noot als voren, gedrongen zijude, by geineynen Accoorde, 
deliberatie ende overdragen, den Coningh van Spangien verklaert hebben, 
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offensichtlich den monarchomachischen Lehren entnommen. Einerseits 
wird der König als „ipso iure von seiner Herrschaft verfallen“ 
erklärt, was aus den Regeln des ständischen Staatsrechts im 
Zweifel nicht, aus dem Brabanter Recht sicher nicht abgeleitet, 1 ) 
sondern nur auf die monarchomachische obligatio sub conditione 
gestützt werden konnte. Andererseits wird es als nötig geachtet, 
ganz im Sinne der Momay’schen Lehre von der Rechtstellung des 
Fürsten, die monarchische Gewalt an sich bestehen zu lassen und 
sie daher sofort einem neuen Herrscher anzuvertrauen. 2 ) 

Endlich ist von größtem Interesse die naturrechtliche Formu¬ 
lierung, die der Gedanke der Pflicht zum Widerstand in der 
Absagungsakte erfahren hat. Der Gedanke selbst dürfte nicht 
dem monarchomachischen Schrifttum entlehnt sein. Denn, wie 
wir wissen, war er in den Niederlanden schon vorher populär in 
dem „Wilhelmus.“ Die religiöse Form, die er dort hatte, beruhte 
einfach auf der Verwertung vorhandener und in den Institutionen 
der deutschen Königswahl noch fortlebender Rechtsgedanken. Die 
Absagungsakte nimmt aber den Gedanken völlig von dieser Grund¬ 
lage fort und stellt ihn ausdrücklich auf diejenige des Natur¬ 
gesetzes. 

Wenn so schon die monarchomachische Lehre in den ersten 
Jahren ihres Auftretens einen starken Einfluß auf die Beurteilung 
des bestehenden Rechtes hatte, also zu einer Zeit, als sie selbst 
in der Begründung des Widerstandsrechtes auf allgemeine natur¬ 
rechtliche Theorien sehr zurückhaltend war, so muß der Einfluß, 
den sie später, nach stärkerer Ausbildung jener prinzipiellen 
Gedankengänge, ausübte, noch stärker angeschlagen werden. Viel¬ 
fach ist uns auch dieser Einfluß durch die Wachsamkeit der Ab¬ 
solutsten ausdrücklich bezeugt. Nun kann hier freilich nicht 
untersucht werden, wie weit die ziemlich allgemeinen Klagen der 
Gegner der Widerstandslehre über deren verderblichen Einfluß 


ende vcrklaeren midts desen, ipso jure vervallen van sy ne Heerschappye, 
Gercchtigheydt ende Erffenisse van de vorseyde Landen . . . (a.a. 0. 33). 

l ) oben S. 50 ff. 

*) . . . hebben hun begeven gebadt onder die Heerechappijc ende 
Gouvernemcnte van den Doorluchtige Prince, den Hertogh van Anjou, op 
secckere Conditien ende Poincten met syne Hoogheyt aenghegaen ende 
geeinten (a. a. 0. 34). 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



‘2 Sä 

auf realem Grande beruhen, aber ein Fall, der durch die positive 
Genauigkeit und Nachprüfbarkeit der Angaben des Berichterstatters 
unbedingten positiven Wert hat, darf doch nicht unerwähnt bleiben: 
1720 weist Brenneisen darauf hin, daß die Politik der Stadt 
Emden in der ersten Hälfte des 17. Jahrhunderts ganz nach den 
Gedankengängen ihres Syndikus Althusius, den „Grund-falschen 
schädlichen principiis der Monarchomachorum“ orientiert ge¬ 
wesen sei 1 ). 

Aus dem Einfluß der Widerstandslehre auf das allgemeine 
rechtliche und staatliche Denken, den wir glauben annehmen zu 
müssen, ist nun aber zu schließen, daß man überall, wo man ein 
ständisches Widerstandsrecht besaß, oder zu besitzen glaubte, auf 
die wissenschaftliche Widerstandslehre zur Erläuterung — oder 
auch wohl zur Ausdehnung — jenes Rechtes zurückgriff. So haben 
wir bereits gesehen, daß schon früh manche protestantische 
Gemeinwesen offiziell das von den lutherischen Juristen konstruierte 
Widerstandsrecht der niederen Obrigkeit in Anspruch nahmen. 2 ) 
Auch die mehrfach erwähnte Auffassung der Cölner Konferenzen 
von 1579 über die Bedeutung des Brabanter Rechts ist darauf 
zurückzuführen, daß die Niederlande dies Recht in jenem Sinne 
geltend machten. 3 ) Im folgenden Jahrhundert sodann gibt eine 
offizielle Auslassung der Generalstaaten positiv Zeugnis davon, 
daß sie ein Widerstandsrecht völlig in jenem theoretischen 
Sinne in Anspruch nahmen, abgeleitet aus den Gedanken der 
Volkssouveränität und des Herrschaftsvertrages. In dem inter- 


l ) Die wichtigsten Stellen aus Brenneisens „Ostfriesische Historie und 
Landesverfassung“ 1720 sind wiedergegeben bei I. I. Moser V. d. Reichs¬ 
stände Landen S. 984, 1217 f.: „Man findet eine große Menge von allerhand 
seltsamen neuerlichen Postulatis und Consiliis, die der Emmius und Johannes 
Althusius mit ihren falschen und schädlichen Büchern und Schriften ver¬ 
anlaßt haben.“ Die Streitigkeiten in Ostfriesland sind nach der Ansicht 
Brenneisens nicht nur aus den realen politischen Anlässen entstanden, 
sondern auch „aus den Grund-falschen schädlichen principiis der Monarcho¬ 
machorum, die sichjdurch die aus dem Niederland in Ost-Friesland retirierte 
Fremden um diese Zeit in Ostfriesland einschlichen.“ Dafür, daß der Ein¬ 
fluß Althusius tatsächlich der* von Brenneisen behauptete war, vgl. Gierke, 
Althusius S. 13 Anm. 26. 

z. B. oben S. 103, 231. 

3 ) oben S. 52 Anm. 2. 
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essanten Büchlein „Respublica Hollandiae et urbes“ 1 ), dessen 
ersten Teil eine bereits mehrfach erwähnte Abhandlung von 
Hugo Grotius „De antiquitate Reipublicae Bataviae“ bildet, ist 
ein „Decretum de majestate et antiquo jure Reipublicae Bataviae“ 
abgedruckt, in dem die Generalstaaten die Grundlagen der staat¬ 
lichen Ordnung der Niederlande und insbesondere ihrer eigenen 
Stellung in dieser darlegen. Darin führen sie das Widerstands¬ 
recht, ganz entsprechend der naturrechtlichen Begriffslehre, als 
eines der „prompta remedia“ an, die den Ständen gegen tyrannische 
Fürsten zustehen: „Princeps non solum officii sui in custodiendis 
privilegiis et tutanda publica salute, omnium nomine admoneretur, 
verum etiam, si ad tyrannidem declinaret, ab ipsa Repoblica 
oppugnaretur. 2 )“ Zur Erklärung der Rechtsmacht der Stände, die 
ihnen solche Befugnis gibt, wird einfach der allgemeine Gedanke 
des Herrschaftsvertrages herangezogen: „Sciendum est omnes 
omnino Principes, quotquot unquam praefuerunt, non tantum ex 
delatione, consensu et volentibus Provincialium animis, imperium 
auspicatos esse; verum etiam itam continuasse, ut omnia corporum 
membra, quibus ipsi tamquam capita impositi, illibata hactenus 
et sartatecta permanserint.“ 3 ) Dabei wird dann aber noch aus¬ 
drücklich im Sinne der Volkssouveränitätstheorie darauf hinge¬ 
wiesen, daß die Stände nicht selbst die Träger der Souveränität, 
sondern nur deren Repräsentanten sind: . . . „notnm sit omnibus, 
nos qui penes Ordines summum imperium esse declaramus, non 
intelligere hic privatos delegatos, sed auctores ipsorum: videlicet 
nobiles et Civitates, quas secundum demandata ij repraesentant.“ 4 ) 
Die allgemeinen theorethischen Formeln der Widerstandslehre 
erschienen also den Generalstaaten als völlig ausreichende recht¬ 
liche Begründung des ständischen Widerstandsrechts, denen 
gegenüber sie ältere positivrechtliche Normierungen, wie etwa die 
I. E., für völlig unerheblich ansahen. 

Diese Beispiele bestätigen unsere Auffassung, daß man im 
17. Jahrhundert mit einer weitgehenden Beeinflussung der im 
Staats- und Rechtsleben geltenden, oder Geltung beanspruchenden, 
Rechtsüberzeugung durch die wissenschaftliche Widerstandslehre 


*) Leyden 163". 2 ) a. a. 0. 175. a ) a. a. 0. 174. 4 ) a. a. 0. 187. 
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wird rechnen dürfen und müssen. Das ist dann aber wieder von 
erheblicher Bedeutung für die Beurteilung der Widerstandslehre, 
selbst in jener Zeit. Wenn nämlich der von uns angenommene 
Einfluß der Widerstandslehre auf die praktische Rechtsbeurteilung 
und Rechtsanwendung bestanden hat, so muß er in zweierlei 
Richtung gewirkt haben. Einmal hinsichtlich der Auffassung von 
den Rechtsgründen des Widerstandsrechts: der an sich schon in 
der geringen Entwicklung des staatsrechtlichen Denkens jener 
Zeit gegebenen Neigung, den eigentlichen Rechtsgrund des Wider¬ 
standsrecht in der allgemeinen Struktur des ständischen Staates 
und dessen besonderen Normen zu verkennen, kamen die all¬ 
gemeinen naturrechtlichen Theorien, mit denen die Monarchomachen 
und ihre Nachfolger arbeiteten, sehr entgegen. So entstanden die 
bisher geschilderten Einflüsse der Widerstandslehre auf die all¬ 
gemeinen Staats- und Rechtsanschauungen. Gleichzeitig war aber 
damit noch ein Einfluß in anderer Richtung notwendig verbunden. 
Wenn man einmal unter dem Einfluß der Monarchomachen usw. 
den Rechtsgrund desWiderstandsrechtes in dem bedingten Herrschafts¬ 
vertrag als der Grundlage staatlicher Ordnung sah, dann war 
damit die Vorstellung gegeben, daß das Widerstandsrecht begründet 
sei in allgemeinen staatsrechtlichen Grundsätzen; daß es also nicht 
bloß da besteht, wo es durch besondere positivrechtliche Normierung 
begründet war. Es bedurfte also nur eines günstigen Bodens in 
den politischen Verhältnissen eines Landes und der Denkart der 
Bewohner (Beispiel: Ostfriesland), um in der allgemeinen Rechts¬ 
überzeugung die Vorstellung solcher Berechtigung der Stände — 
auch ohne ihre ausdrückliche Normierung — entstehen zu lassen. 

Aus diesen Erwägungen ergiebt sich nun aber, daß wir, wie 
oben für die englische Revolutionslehre, so auch für die deutsche Wider¬ 
standslehre unsere früheren Feststellungen einer Revision unter¬ 
ziehen müssen: wenn nämlich unter dem Einfluß der älteren 
Widerstandslehre nach der in der Praxis des Staatslebens an¬ 
erkannten allgemeinen Rechtsüberzeugung das Widerstandsrecht 
auf dem Rechtsprinzip des bedingten Herrschaftsvertrages gegründet 
und daher nicht mehr von der positiven Normierung im einzelnen 
Staatsrecht abhängig war, so läßt sich nicht mehr schlechthin das 
Urteil aufrechterhalten, daß die späteren Widerstandslehren durch 
Wiedergabe dieser beiden Gedanken rein aus dem Naturrecht, nicht 
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aus dem positiven Recht schöpften. Zum mindesten ist als wahr¬ 
scheinlich anzusehen, daß sie subjektiv positives Recht zu lehren 
glaubten. Denn gerade in Fragen wie dieser, die das allgemeine 
politische Denken so stark bewegten, muß in jener Zeit geringer 
entwickelter Wissenschaft der Einfluß eindrucksvoller Lehren auch 
auf das wissenschaftliche Urteilen ganz außerordentlich hoch an¬ 
geschlagen werden. An unzähligen Beispielen ließe sich das er¬ 
läutern. Ein einziges, besonders charakteristisches, mag genügen. 
Nach dem Erscheinen von Hotmanns Franco-Gallia ändert ein an¬ 
gesehener und gelehrter Historiker — Du Haillan — seine 
Ansicht über die Entstehung der „lois du royaume“, daß sie aus 
Gewohnheit und Herkommen entstanden seien, dahin um, daß sie 
durch besondere Vereinbarung der Franken entstanden seien: ein 
gewisser Charamond überzeugt das Volk in langer Rede, daß es 
einen König wählen müsse, den man dann durch Gesetze binden 
werde, daß er kein Unrecht tun könne, auch wenn er es wolle; 
so wird der König Pharamond gewählt und daher Jusques ä 
Hues Capet, tous les roys de France on estö esleus par les 
Francois, qui se r6serv6rent cette puissance d’eslire, bannir et 
chasser leurs roys“, und nur durch Duldung der Nationalve "lang 

ist die Erblichkeit allmählich eingeführt. 1 ) 

Damit ist aber der Einfluß der älteren Widerstandslehre auf 
die praktische Rechtsanschauung, an sich und in seiner Bedeutung 
für die Beurteilung der Widerstandslehre des 17. Jahrhunderts, 
noch nicht erschöpft. Es ist nämlich weiter in Betracht zu ziehen, 
daß durch die Widerstandslehre auch die allgemeine Rechtsüber¬ 
zeugung von der Geltung alter positivrechtlicher Begründungen be¬ 
einflußt werden mußte. Es mußte ihnen wieder größere Bedeutung 
beigemessen werden, auch wenn sie infolge langen Nicht-Gebrauchs 
sonst für jene Zeit vielleicht als vergessen anzunehmen wären. 
Wir müssen uns, um die Bedeutung dieses Moments zu ermessen, 
von einer Betrachtungsweise befreien, die nur in unserem Stand¬ 
punkte begründet ist. Wir wissen aus unserer entwickelten 
Geschichtsforschung, daß die Macht der Stände im 17. Jahrhundert 
bereits so ira Sinken war, daß ihr Widerstandsrecht keine prak- 


J ) Du Haillan, Histoire generale des Rois de France 1576, I, 2 ff. 
Vgl. Letnaire a. a. 0. 101 f. 
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tische Bedeutung und daher keinen rechtlichen Gehalt mehr 
haben konnte. Allein, wie wir oben fanden, daß wir den Gehalt 
formaler Rechtskonstruktionen einer vergangenen Zeit nur mit 
dem Maßstab der damaligen wissenschaftlichen Technik messen 
dürfen, so dürfen wir auch die politischen Auffassungen einer 
Zeit nicht mit dem Maßstab messen, den uns die spätere Ent¬ 
wicklung erst gezeigt hat. Nur ein Beispiel. Wir wissen, daß es 
zum Wesenszug des Staates und besonders des preußischen Staates 
bis zum 18. Jahrhundert gehört, daß die ganze Verwaltung nur 
ein Annex der Militärverwaltung war. Es ist uns auch geläufig, 
daß rudimentäre Reste dieses Zustandes noch in die Anfänge des 
19. Jahrhunderts hinüberreichten. Niemand von uns würde sich 
aber gewundert haben, wenn man ihm gesagt hätte, spätere 
Geschichtsforschung werde es als eine Folge der technischen Ent¬ 
wicklung der Staatsverwaltung im 18. Jahrhundert ansehen, daß 
spätestens im Anfang des 20. Jahrhunderts alle Reste einer un¬ 
mittelbaren Zuständigkeit des Militärs in eigenen Angelegenheiten 
der inneren Verwaltung verschwunden seien. Diese Geschichts¬ 
forschung würde als Kuriosität einige Rechtsnormen aus der ersten 
Hälfte 19*,.Jahrhunderts, die eine solche Zuständigkeit noch 
begru UuCiCilj angeführt und bemerkt haben, daß dieselben infolge 
der Veränderung des staatlichen Lebens jede Bedeutung verloren 
hätten und einfach vergessen worden seien. Diese Auffassung 
späterer Geschichtsforschung würde durchaus überzeugend und 
richtig gewesen sein. Tatsächlich aber ließ ein unglücklicher 
Fäll 1913 eine dieser alten Normen wieder auftauchen, und dabei 
entdeckte man, daß noch andere ähnliche Normen bestanden, die 
man sehr wohl kannte, aber deren besondere Bedeutung man 
infolge der allgemeinen Entwicklung des staatlichen Lebens in 
anderer Richtung nicht mehr beachtet hatte. 1 ) Wäre nicht zu¬ 
fällig jener besondere Fall eingetreten, der uns das Weiterbestehen 
jener alten Normen in Erinnerung gebracht hat, so würde infolge 
ihrer Nichtanwendung der in späterer Zeit die Gesamtentwick¬ 
lung des staatlichen Lebens unserer Periode überschauende Blick 
sie als obsolet geworden haben ansehen müssen und können. 

J ) Vgl. dazu meinen Aufsatz „Die gesetzlichen Grundlagen für das 
polizeiliche Verhaftungsrecht des Militärs im Preußischen Recht“ Verw. 
Arch. Bd. 22. S. 517 ff, insbes. S. 537 ff 542 ff. 

Wolzendorff. Staatsrecht und Naturrecbt 19 
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Und doch wäre der Rechtszustand der gleiche gewesen, der er sich 
jetzt, entgegen allen „Gesetzen“ der Entwicklung, erwiesen hat. 
Die Ergebnisse der juristischen Forschungen über den Fall 
wären ebenso richtig oder falsch gewesen, wenn sie ohne Anlaß 
dieser Ausübung alten Rechts entstanden wären. Genau so müssen 
wir die Frage des Widerstandsrechtes betrachten und daher fragen: 
wenn sie im 17. Jahrh. in einem der Fälle alter positivrechtlicher 
Normierung akut geworden wäre, - die Irrealität dieses Falles ist. 
nur durch unsere spätere Erfahrung beweisbar — würde dann 
das, durch nicht lange zurückliegende geschichtliche Ereignisse, 
und die Widerstandslehre beeinflußte, öffentliche Denken wirklich 
die Rechtsüberzeugung des Nichtmehrgeltens jener alten Nor¬ 
mierungen gehabt haben? Ich glaube, das kann man nicht ohne 
weiteres bejahen, man wird vielmehr eher das Gegenteil vermuten 
können. Es ist hier in Betracht zu ziehen, daß die Zeit zwischen 
Althusius und der Anwendung des Widerstandsrechtes aus der 
I. E. in dem niederländischen Befreiungskampf nicht länger ist, 
als die zwischen dem Erlaß des, ein Verhaftungsrecht des Militärs be¬ 
gründenden, preußischen Freiheitsschutzgesetzes und 1914 1 ); die¬ 
jenige zwischen dem niederländischen Freiheitskampf und Anfang 
der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts nicht länger, als zwischen 
Erlaß der Kabinettsorder von 1820 und ihrer Anwendnng im Fall 
Zabern. Dabei ist noch der wichtige Unterschied, daß diese Normen 
von der Wissenschaft ganz unbeachtet geblieben waren, die das 
Widerstandsrecht begründenden Normen dem öffentlichen Denken 
durch die Widerstandslehre aber beständig vor Augen gehalten 
wurden. Dazu kommt, daß jene Normen meist noch im 17. Jahr¬ 
hundert, z. T. noch später, beim Regierungsantritt des Fürsten 
immer von neuem aufgestellt und vereinzelt sogar neue Normen 
dieser Art begründet wurden. Nicht ohne Bedeutung ist es auch, 
daß noch in der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts die englischen 
Revolutionen und ihre offizielle Begründung dem öffentlichen 
Denken die Bedeutung des ständischen Widerstandsrechts recht 
lebhaft vor Augen führte. 


') Erst 1914 hat \V. Jellinck („Zabern,“ Über das Verhaftungsrecht 
des Militärs) die Bedeutung dieses Gesetzes aufgedeckt. Vgl. dazu meine 
in der vorhergehenden Anmerkung angeführten Darlegungen. 
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Es ist demnach m. E. anzunehmen, daß der Rechtsüberzeugung 
des 17. Jahrhunderts die alten Normierungen des Widerstands¬ 
rechts als mit voller Geltung weiterbestehend erschienen. Und 
daran kann es gamichts ändern, daß dieser rechtlichen Macht der 
Stände damals regelmäßig ihre tatsächliche nicht entsprach. Ich 
bin der letzte, die von G. Jellinek so klar dargestellte normative 
Kraft des Faktischen zu leugnen. Das Faktische hat die Tendenz, 
zum Rechtlichen zu werden und daher entgegenstehende Rechte 
zu beseitigen; aber, ob diese Tendenz im einzelnen Falle ver¬ 
wirklicht ist, das lehrt meist erst spätere Erfahrung erkennen, 
die den ganzen Entwicklungsprozeß überblickt. Diese Erfahrnng 
dürfen wir daher — das ist der Sinn unserer früheren Erwägungen 
— nicht dem öffentlichen Denken in der Entwicklungsperiode 
unterstellen. Gerade wenn wir die normative Kraft des Faktischen 
anerkennen, so müssen wir damit auch ihren Obersatz anerkennen, 
daß das Wesen allen Rechts letzten Endes nur in dem psycholo¬ 
gischen Moment der Überzeugung von seiner Verbindlichkeit be¬ 
ruht. *) Deshalb kommt es nur auf die Rechtsüberzeugung jener 
Zeit an, nicht darauf, wie nach unserem heutigen Urteil damals eine 
richtige RechtsüberzeuguDg hätte sein müssen. Jene damalige Rechts- 
überzengung aber mußte, wie wir fanden, aller Wahrscheinlich¬ 
keit nach, infolge des Eindrucks der zwar vereinzelten, aber sehr 
bedeutsamen Ausübung des ständischen Widerstandsrechtes in der 
politischen Wirklichkeit einerseits, und unter dem Einfluß der 
wissenschaftlichen Widerstandslehre andererseits, den aus älteren 
Zeiten überkommenen Normierungen des Widerstandsrechtes 
weitere Geltung beilegen. 

Aus den wechselseitigen Beziehungen zwischen Wirklichkeit 
des Rechts- und Staatslebens und Theorie der Staaatslehre ergibt 
sich daher für das Verhältnis von Naturrecht und Staatsrecht in 
der Widerstandslehre des 17. Jahrhunderts dreierlei: 1) Von der 
Staatslehre hat die Staatspraxis den Gedanken der Begründung 
des Widerstandsrechts im Herrschaftsvertrag übernommen. Daher 
kann von nun an diese selbe Begründung in der Widerstandslehre 
nicht mehr als ein prinzipiell naturrechtliches Element angesprochen 


J ) G. Jellinek, Allg. Staatslehre S. 837ff, 333ff; vgl. auch 0. von 
Gierke, Die Grundbegriffe des Staatsrechts 1914, 103. 
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werden. 2) Da aber durch diese Anerkennung des Vertragsgedankens 
in der Wirklichkeit des staatlichen Lebens der Gedanke der aus¬ 
schließlich entscheidenden Bedeutung der positivrechtlichen, be¬ 
sonderen, Normierung des konkreten Staates stark verdunkelt werden 
mußte, so kann auch der Theorie nicht mehr die geringe BerQcksich- 
tigung letzteren Gedankens so wie früher ohne weiteres als eine 
Verkennung oder Verschleierung der staatlichen Wirklichkeit 
angerechnet werden. 3) Denjenigen Widerstandslehren vollends, 
die zwar das Widerstandsrecht mit den allgemeinen (inzwischen 
auch praktisch vielfach anerkannten) Theorieen des Naturrechts 
konstruierten, es jedoch nur in den Fällen ausdrücklicher positiver 
Normierung anerkannten, kann nicht eine subjektive oder auch nur 
objektive Abweichung vom positivrechtlichen Denken deshalb vor¬ 
geworfen werden, weil nach unserer heutigen Erkenntnis jene 
großen Teils älteren Normierungen in den politischen Verhältnissen 
des 17. Jahrhunderts nicht mehr die Fähigkeit besaßen, als Recht 
Geltung zu behaupten. Denn nicht nur negativ dürfen wir dem 
damaligen staatlichen und rechtlichen Denken nicht unser heutiges 
Urteil imputieren, sondern positiv spricht sogar alle Wahrscheinlich¬ 
keit dafür, daß die damalige Rechtsüberzeugung jenen alten 
Normierungen noch dauernde Gültigkeit beilegte. 

Alle diese Erwägungen sind ihrer Natur nach von höchster 
Wichtigkeit für die Beurteilung des Verhältnisses von Naturrecht 
und Staatsrecht in den beiden letzten bedeutsamen Bearbeitungen 
des Widerstandsreehts im 17. Jahrhundert, die auf einer Verbindung 
der alten positivrechtlichen Elemente der Widerstandslehre mit 
den konstruktiven Gedanken des Naturrechts beruhen. Es sind 
dies die Lehren des, in den Spuren der ersten Monarchomachen 
wandelnden, religiösen Streiters Jurieu und des, aus der Schule 
des Althusius hervorgegangenen, Staatsrechtslehrers Huber. 

Für die Lehre Hubers werden die hier getroffenen Erwägunge» 
über das Verhältnis wechselseitiger Beeinflussung zwischen Theorie, 
und geltendem Recht vorwiegend nur in betracht kommen in der 
zuletzt festgestellten Bedeutung, daß durch die Wirkung der 
Widerstandslehre auf das allgemeine rechtliche Denken die positiv- 
rechtlichen Einrichtungen, auf die sich jene stützten, auch diesem 
als weiterbestehend erschienen, ihre Unterlagen also insofern nicht 
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naturrechtlichen sondern positivrechtlichen Charakters waren. Die 
Lehre Jurieus hingegen ist ein erläuterndes Beispiel für alle jene 
Beziehungen zwischen den Institutionen des positiven Rechts, der 
Bechtsüberzeugung, der Staatspraxis und der Theorie, die wir so¬ 
eben klarzulegen versucht haben. 

Ausgangspunkt ist für Jurieu, ganz wie für die ersten Monarcho- 
machen, der Herrschaftsvertrag 1 ) Diese dogmatische Begründung 
hat aber auch in seinem ganzen System dieselbe Bedeutung wie 
in dem der Monarchomachen. Einerseits ist die Vertragsidee nur 
Mittel zum Zweck der begriffskonstruktiven Begründung der 
Schranken der Herrschergewalt 2 ), andererseits glaubt Jurieu sie 
nicht einfach aus naturrechtlichen Erwägungen ableiten, sondern 
in sicherer Weise nur — ganz nach dem Vorbilde Hotmanns — 
auf die Staatsgeschichte stützen zu können 2 ). Gerade das Verhältnis 
der beiden Argumente, mit denen er arbeitet, zu einander ist für 
uns besonders interessant. Denn entscheidend ist für ihn auch noch, 
wie für die ersten Monarchomachen, das in der ständischen Staats¬ 
ordnung enthaltene Vertragselement. Während aber bei Hotmann 
die Vertragstheorie überhaupt keine Rolle und bei den nächsten 
Monarchomachen wesentlich nur die einer wissenschaftlich- 
dekorativen Einkleidung für die entscheidenden und auf sich 
stehenden Elemente der geltenden Rechts- und Staatsordnung 
spielte, ist bei Jurieu beides verschmolzen: letztere werden nur 
noch und von vornherein als Herschaftsvertrag im Sinne der 
Staatstheorie angesehen. Deshalb begnügt sich Jurieu in eiuer 
seiner Schriften einfach, den dogmatischen Gedanken des Herrschafts¬ 
vertrages, gegründet auf die natürliche Freiheit der Menschen und 
des Volkes, aufzustellen*), während er an anderer Stelle den 


') Lettres pastorales, III mo annee (Rotterdam), XVI Lettre, le 15 Avril 
1689 S. 361 ff. 

*) Roger Lureau, Les doctrines politiques de Jurieu, These, Bordeaux 

1904. 

3 ) Les soupirs de la France esclave (Amsterdam, geschrieben 1689/90) 
72 ff., XVIII Lettre pastorale 417 ff. Vgl. auch Lureau 62 ff. 

*) XVI lettre pastorale: I. Nous sommes persuadez que les hommes 
sont naturrellemcnt libres & independans les uns des autres . . (363) — 
II. Nous croyons aussi que quand les peuples libres n’ayant pas de maistre se 
font un gouvemenient, ils sont en droit de choisir teile espece de gouvernement 
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vertraglichen Ursprung der Herrschergewalt, in Frankreich ins¬ 
besondere, ganz ausführlich aus der Staats- und Rechtsgeschichte 
nachzuweisen für nötig hält 1 ). Dieser Mischung positivistisch¬ 
historischer und naturrechtlicher Gedankengänge entspricht es 
denn auch, daß Jurieu einerseits den Umfang der Herrschergewalt 
durch die Regelung des positiven Staatsrechts bestimmen läßt, 
daher ständisch beschränkte und absolute Monarchien anerkennt 1 ), 
andererseits doch ganz allgcmeingültige Einschränkungen der 
Herrschergewalt annimmt, die sich ihm in der Formel „salus populi 
suprema lex“ aus dem Grundgedanken der Volkssouveränität er¬ 
geben 3 ). Für diesen Gedanken selbst aber, der die logische 
Gru ndlage seiner ganzen Lehre ist, unternimmt er keinerlei rationale 
Begründung, sie ist ihm einfach eine Tatsache. Und auch das 
ist wieder charakteristisch: das Selbstbestimmungsrecht des Volkes 
ist ihm, wie den Monarchoraachen, nur ein Recht der Stände als 
der Repräsentanten des Volkes 4 ), aber es bedarf für ihn nicht des 
Beweises aus dem positiven Recht, sondern ist feststehende Er¬ 
kenntnis: d’une evidence ä ne pouvoir rien y opposer et ä n’ 
avoir pas besoin de preuves 5 ). 

Diese Mischung naturrechtlicher Prinzipien und positivistischer 
Beobachtungen im System Juneus ist aber — und das ist für 
unsere Frage höchst wichtig — selbst nur ein Reflex der staat- 

<|u’il lenr plaist. (365) — V. Eutin si l’autorite des Souverains vient des penples 
si les penples font les Souverains il est plus clair qne le jour qu'il ja un 
pact mutuel cntre le peuple le Souverain (370). 

') vgl. Anm. 3 oben S. 293. 

'-) XVI lettre pastorale II . . Entre les Monarchies les unes sont ab- 
solues, les autres tempeiees. II ja tel Monarque dans la personne duquel 
est rasseuible toute l’autorite souveraine. II ja aussi tel Monarque qui 
n’est pas le seul souverain & qui partage avec les peuples la puissance 
legislative iV executrice des loix (365). 

3 ) XVI Lettre pastorale IV . . 11 est plus clair que le jour que lea 
peuples conferent le pouvoir aux Souverains, non pour faire plaisir aux Rois 
& pour les rendre grands, inais pour etres les Conservateurs de la societe. 
Ainsi, quand un Roi ruine la societe il va c^ntrc les Uns de son etablissement, 
& tout acte qui va contre les Uns, par soi-meme est nul de toute nullitd 
& on n'est pas oblige d’j avoir aueun egard. Le salut du peuple est la 
souveraine loj (369). 

Vgl. Lu reau 61. 

•’’) XVI Lettre pastorale I '365) vgl. auch Lu reau 66 f. 
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liehen und rechtlichen Wirklichkeit. Denn Sinn und Zweck seiner 
ganzen Ausführungen ist nur die Rechtfertigung des Vorgehens 
des englischen Parlaments 1688/89. So ist ihr Ergebnis, ganz 
wie das der Parlamentserklärung von 1689, ein ständisches Wider¬ 
standsrecht, unmittelbar gegründet auf naturrechtliche Prinzipien. 
Ehe wir hierauf näher eingehen, müssen wir den Blick auf einen 
wichtigen anderen Zusammenhang richten, der sich aus den 
Beziehungen der Lehre Jurieus zur englischen Staatsgeschichte 
ergibt. 

Die immanenten Schranken der Herrschergewalt erblickt 
Jurieu nicht bloß in deren Zweckgebundenheit, sondern auch darin, 
daß gewisse menschliche Verhältnisse der staatlichen Regelung 
schlechterdings entzogen sind. Neuere französische Forschungen 
haben darauf hingewiesen, daß hierin das erste Auftreten jener 
individualistischen Theorie zu erblicken ist, deren Anfang man 
bisher auf Locke gelegt hat 1 ). Das ist durchaus richtig, bedarf 
jedoch der Einschränkung, daß die Vorstellung unveräußerlicher 
Individualrechte bei Jurieu keineswegs zu klarer Formulierung 
gelangt. Zwar erklärt er die Menschen für von Natur aus frei. 
Das ist aber nicht das entscheidende; vielmehr liegt dies nur in 
dem Gedanken, daß eine gewisse Freiheitssphäre, unberührbar 
durch die Entstehung und den Bestand einer Staatsgewalt, dem 
Menschen eigen ist. Doch ist auch gerade dieser Gedanke bei 
Jurieu vorhanden, nur ist er nicht klar ausgeprägt, da er nicht 
von „Rechten der Menschen“ spricht, sondern von den „droit des 
peuples qui ne se prescrivent pas 2 ).“ Diese Unklarheit der 
Formulierung ist aber nur eine Folge der allgemeinen methodischen 
Sorglosigkeit Jurieus. Sie ist eine unmittelbare Folge der durch 
das Weglassen des Gesellschaftsvertrags entstandenen logischen 
Lücke. Was Jurieu sagen will, ist nämlich nicht, daß das Volk 
gewisse Rechte im Herrschaftsvertrag zurückbehält, sondern, daß 
dem Volk durch die consociatio überhaupt nicht die Verfügungs¬ 
möglichkeit über gewisse Rechte gegeben ist, weil diese ent¬ 
weder ausschließlich zur Verfügung Gottes steht, oder wesentlich 

*) F. Douniergue „Les origines de la deelaration des droits de 
J'houiine“, Revue du droit public et de la Science politique e» France et ä 
l’etranger XXI, 690 ff: I. iireau 92 tf. 

s > XVI Lettre pastorale VII 375). 
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und unveräußerlich dem Individuum anhangen 1 ): on ne peut donner 
ce que l’on n’a pas. So kann dem Herrscher nicht die Verfügung 
über den Glauben der Einzelnen vom Volke übertragen werden, 
weil diese nicht ihm, sondern Gott zusteht 2 ); so kann das Volk 
die Verfügung über Leben und Freiheit dem Herrscher nicht über¬ 
tragen, weil die Einzelnen, die das Volk bilden, — „wir“ — 
selbst nicht in der Lage sind, sich der Rechte des Lebens und 
der Freiheit ihrer selbst und ihrer Kinder zu entäußern 3 ). 

Die unveräußerlichen Rechte, die Jurieu aufstellt, sind, wie 
die französische Forschung mit Recht hervorgehoben hat 4 ), die- 


1 ) Das hat Lur eau (96 ff) völlig verkannt, wenn er glaubt einen Unter¬ 
schied zwischen der Lehre Jurieus und derjenigen Locke s darin erblicken zu 
können, que Locke, k la difference de Jurieu, ne limite pas seulement ä Paide 
des droits individuels les pouvoirs du roi, mais la souverainete en soi, 
sans dinstinguer qui en est le detenteur. Daß Jurieu nur von den Rechten 
des Königs spricht, erklärt sich einfach daraus, daß er, wie Lur eau selbst 
konstatiert (50 f.), überhaupt nur von der Monarchie spricht. 

2 ) VI Lettre pastorale (368). Les peuples font les Rois: donc les 
peuples ne pcuvent donner aux Rois un droit que les peuples n’ont pas; 
c’est celui de faire la gueire ä Dieu, . . de detruire la veritable religion, 
de persecuter ceux qui la suivent Au contraire comme les Peuples sont 
les Tuteurs & les defenseurs de la veritable religion, il est certain qu’ils 
peuvent transportcr k leurs Souverains tout le pouvoir de defendre la 
veritable religion & de Petendre par des moyens legitimes. Mais entre ces 
moyens legitimes on ne scauroit contcr la tyrannie sur les consciences, & la 
contrainte k croire & ä professer une religion plutöt qu’une autre. Les 
peuples ne s^auroient transporter ä leurs Rois ce droit d’empire sur les 
consciences, parce qu’ils he l’ont pas, il appartient ä Dieu seul. — Wenn 
man hierin mit Doumergue (a. a. 0. 691) die staatstheoretische Vorstellung 
der Religionsfreiheit als eines Individualrechts erblicken will, so entbehrt sie 
doch noch jeder rechts theoretischen Klarheit. Tatsächlich erwähnt Jurieu an 
der im folgenden wiedergegebenen Stelle die Religionsfreiheit nicht — 
wie man nach den Angaben Doumergucs annehmen könnte — unter den 
Rechten der Einzelnen. 

3 ) Lettre pastorale VIII ^376) 2 (1 hatte die Zweckgebundenheit der 
souverainete an die salus publica zum Gegenstand) Secondement nous ne 
sommes point les maltres absolus de nötre vie, ni de celle de nos femmes & 
de nos enfans, ni meme de leur liberte. Or on ne peut donner ce que Pon 
n’a pas. Et par consequent un peuple ne peut donner ä son Souverain un 
pouvoir sans bornes, sur la vie & sur la liberte de ces enfants. 

4 ) Lureau 96 f.; vgl. auch unten 300. 


Go igle 


Original fro-rn 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



21)7 


selben, die Locke ein Jahr später gelehrt hat. Das weist uns 
auf die Quellen seiner Lehre hin, denn wir wissen, daß die 
Schranken der gesatsgebendeu Gewalt, die Locke aus dem Prinzip 
der unveräußerlichen Freiheit znm Schutze von Leben, Freiheit 
und Eigentum ableitet, in nuce nichts anderes sind, „als die 
wichtigsten Sätze der bill of rights, die ein Jahr vor dem Er¬ 
scheinen der two treatises on government zu stände kam“. Die 
bill of rights stellt sich aber selbst nur dar als die Anerkennung 
der historischen „wahren und unzweifelhaften Rechte und Freiheiten“ 
des englischen Volkes 1 ). Der Gedanke Jurieus würde demnach 
an Vorstellungen des positiven englischen Staatsrechts anknüpfen. 
Das ist tatsächlich der Fall, es ist aber in ihm noch ein anderes 
Element enthalten, das jedoch mittelbar auch auf jenen Zusammen¬ 
hang zurückzuführen ist. 

Der Gedanke der Ableitung einer Freiheitssphäre des Individuums 
im Staat aus einem angeborenen Urrecht entstammt dem englisch¬ 
amerikanischen Sektenwesen. Vom Independentismus hatte Roger 
Williams das Prinzip der Gewissensfreiheit als eines unveräußerlichen 
Menschenrechtes 1631 mit nach Amerika genommen und dann das 
unveräußerliche Menschenrecht überhaupt zur Grundlage der staat¬ 
lichen und rechtlichen Ordnung von Rhode-Island gemacht 2 ). In 
England hatten in den vierziger Jahren die Levellers die Lehre von 
„natural rights“ aufgestellt, die für die Staatsgewalt unübersteigbare 
Schranken bilden*). In Amerika wiederum hatte 1670 William 
Penn in der Staatslehre die Theorie unveräußerlicher Rechte ver¬ 
kündet*^. Alle diese Ideen knüpfen aber an die Vorstellung 
des geltenden englischen Staatsrechtes von den alten Rechten der 
Engländer an. Insbesondere die Levellers stützten ihre „native 
rights“ sowohl auf das historische als auch das natürliche Recht 5 ). 


*) Jellinok, Allg. Staatslehre 413, Die Erklärung der Menschen- u. 
Bürgerrechte, 2 Aufl. 1304,33. 

*) Jellinek, Erklärung 39 ff: ferner Gooch 8011'. sowie die unten 
VII angeführte Literatur. 

8 ) Gooch 204 ff; Scherger 128 ff. 

W. Penn, The Peoples Ancieut and Just Liberties Asserted 1670, 
vgl. Scherger 171 ff und unten S. 298. 
ft ) Scherger 128; Gooch 205. 
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Und noch deutlicher erscheint bei Penn *) als die Grundlage jener 
Theorie die positive englische Rechts- und Staatsordnung. Liberty, 
propriety, equity and lawful judgment werden von ihm als Inhalt 
der Magna Charta dargelegt 2 ), und an anderer Stelle werden als 
die wichtigsten der „rieh advantages that accrue to the free 
people of England from this great charter and those many con- 
firmatory Statutes of the sarae“ die Sätze bezeichnet 3 ): „1) That 
every Englishman is born free, 2) That no such freemann shall 
be taken, attached, assessed, or imprisoned, by any petition or 
Suggestion to the king or his council, unless by the indictment 
and presentment etc. 3) That no such freemann shall be disseased of 
his freehold, or liberties or free customs, etc.“, und fünf weitere 
derartige Grundsätze, deren Charakteristikum darin besteht, daß 
sie nicht sowohl subjektive öffentliche Rechte des Individuums im 
Sinne der modernen Staatsrechtslehre aufstellen, als daß vielmehr 
im Sinne des älteren Rechts ihr objektiver Normengehalt zugleich 
als Rechtsgut des Volkes erscheint: die objektiven Rechtssätze 
sind die „advantages of the free people of England“. Wenn dann 
diese Rechte auch bezeichnet werden als „the Privileges due to 
Englishmen by the great charter of England in reason and law 4 ),“ 
so bedeutet das nichts weniger als ihre Charakterisierung als 
Sätze des Vernunft-, d. h. Naturrechts, sondern im Gegenteil des 
positiven Rechts: reason and law ist nur die alte tautologische 
Formel ratio et lex (Recht und Rede) für das objektive Recht. 
Tatsächlich greift Penn für die ganze Materie überhaupt nicht 
auf das Naturrecht zurück*). 

Es kann nicht unsere Aufgabe sein, zu untersuchen, ob die 
Lehre Jurieus subjektiv unmittelbar aus der Betrachtung des 

1 ) The Peoplcs Ancient and Just Liberties Asseited, hier zitiert nach 
The selccted works of William Penn I 3 Kd. London 1782, “'•ff, besonders 
An appendix a. a. 0. 105 ff. 

-’) ibid. 128. 3 ) ibid. 122 ff. <) ibid. 127 

*) Auch Scherger 172,171 betont, dall Penn die Freiheitsrechte als 
birthright des Engländers konstruiert und ausdrücklich im Gegensatz zu den 
naturrechtlichen Schranken der Herrschergewalt gestellt habe. Er nimmt 
aber davon die Gewissensfreiheit aus, die für Penn ein „Menschenrecht“ 
gewesen sei. Die Begründung letzterer Ansicht ist mir nicht ersichtlich; 
selbst wenn sie aber einer Tatsache entspräche, würde diese an der prinzi¬ 
piellen Bedeutung der Lehre Pen ns für unsere Frage nichts ändern. 
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englischen Rechts oder aus einer der soeben angegebenen oder 
einer anderen Quelle entsprungen ist. Ihre objektive Stellung 
in der Entwicklungsgeschichte der Staatstheorie ist bereits völlig 
damit bestimmt, daß sie in den geistigen Kreis der englischen 
Revolution gehörte, der unter der Anregung religiös-politischer 
Strebungen ans dem Gedanken des positiven englischen Staatsrechts 
vom birthright des Engländers den naturrechtlichen Gedanken’ un¬ 
veräußerlicher Menschenrechte entwickelte. Das für uns wichtige 
dabei ist allein, daß die rechtsinstitutionelle Grundlage dieser 
Theorie im positiven englischen Recht liegt, und damit in all¬ 
gemeinen Grundgedanken des älteren Staatsrechts’ Die nähere 
Betrachtung der Widerstandslehre Jurieus wird das noch deutlicher 
hervortreten lassen. 

Die .Gründe, aus denen Jurieu ein Widerstandsrecht geben 
will, liegen in der Überschreitung der Grenzen der Herrscher¬ 
gewalt. Sie müßten daher an sich rechtlich ganz verschiedener 
Art sein: vertragliche und außervertragliche. Denn nur die Zweck¬ 
gebundenheit der Herrschergewalt an die salus publica ist für 
jene eine vertragliche Grenze. Die aus der Religionsfreiheit und 
den unveräußerlichen Rechten (Leben, Freiheit und Eigentum) sich 
ergebenden Grenzen hingegen sind nicht vertraglich: sie entstehen 
gerade dadurch, daß eine vertragliche Entäußerung jener Rechte 
nicht möglich ist. Tatsächlich ist aber in der Lehre Jurieus recht¬ 
licher Grund des Widerstandsrechtes immer nur die Vertrags¬ 
verletzung; die Verletzung der Individualrechte nur, soweit sie 
sich als Vertragsverletzung darstellt. Jurieu kennt nur den einen 
rechtlichen Grund des Widerstandsrechtes: quand une des parties 
vient ä Violer ce pacte, l’autre est degage; nur wegen Verletzung 
der salus publica als Verletzung der Vertragspflicht des Herrschers 
ist das Widerstandsrecht gegeben, nicht wegen einer Verletzung 
der Individualrechte an sich. Daher ist es gegeben wegen einer 
Verletzung nicht von Leben und Freiheit Einzelner, sondern nur 
des Wohles der Gesamtheit, der societe 1 ). Da aber entscheidend 

*) XVI Lettre pastorale XV (412 f.) 1. l’ne nation n’est pas en droit 
de demander raison ä nn Prince, qui a le pouvoir absolu, du tort qu’il a 
fait ä certains particuliers. Com me si les peuples etoyent nn tribunal oü 
les particuliers lesez par l’aulhorite du Prince, pussent porter leur griefs. 
Le peuple n’a droit de conserver que ce qui fait la senrete & le salut du 
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immer die salus populi bleibt, ist selbst in diesem Falle ein 
Widerstand nur erlaubt, wenn die Abwehr der Verletzung nicht 
gemeinschädlicher ist, als die Verletzung selbst; und daher nie, 
wenn es sich nur um eine mäßige Verletzung von Religion, Leben 
und Freiheit handelt 1 ). Auch begründet nicht die Verletzung 
aller unveräußerlichen Rechte, selbst wenn sie die Gesamtheit 
berührt, das Widerstandsrecht, sondern auch in diesem Falle un¬ 
bedingt nur diejenige von Leben und Freiheit und der ihnen 
gleichgestellten Religionsfreiheit; die des Eigentums jedoch nur, 
wenn durch Widerstand nicht die öffentliche Ruhe und die Wohl¬ 
fahrt der Einzelnen gefährdet wird 2 ). 

Jurieu stellt demnach zwar Individualrechte als Schranken 
der Staatsgewalt auf, führt aber diesen Gedanken nicht zur 
Konsequenz durch, sondern läßt die im Individualrecht gegebenen 
Schranken nur soweit wirken, als sie zugleich in den objektiven 
Rechts schranken der Herrschergewalt enthalten sind. Das Individual¬ 
recht setzt nicht schlechthin der Herrschergewalt eine Rechts¬ 
schranke, sondern schließt nur ein „pouvoir sans bornes“ aus*). 
Diese Schranken selbst sind in der Zweckbestimmung der Herrscher¬ 
gewalt zu suchen. Mit anderen Worten: wenn Jurieu auch das 
Freiheitsrecht „als vorstaatliches Urrecht des Individuums“, und 
als vertraglichen Zweck des Staates den Schutz dieses Rechts 

peuple meine, c’est ä dir? de la societe; & par conscquent il n’est point 
en droit de se faire justice des attentats que le Prince peut faire injusteuent 
contre la liberte & la vie de quelques particuliers. 

*) ibid. 3 Dans toutcs les sentences iniques & les procedures violentes 
des souverains, il faut toüjours rappeller la regle, que le salut du peuple 
est la souveraine loi. Il faut voir de quel cöte est le plus grarid mal, par 
rapport ä la societe. Quand il ja plus de mal k craindre en resistant a la 
puissance injuste d’un souverain & que cela pourroit causer des guerres 
civiles, il vaut mieux souffrir, .... 4. Quand les lesious sont mcdiocres 
et qu’il n'y va pas de la totale Subversion des loix, k de la pcrte de la 
vie et de la religion, il s’y faut soumcttre: car les mediocres maux sont 
nioindres que les suitcs funestes qui arrivent quand on resistc aux puis- 
sances qui sont en etat. 

2 ) ibid. 5. Parce que les biens sont infiniment moins chers que la 
liberte, la vie k la religion, quand il n'j va que de la perte des biens il 
ne faut point resister lors qu,il j a peril que le repos public & le salut des 
particuliers pourroient souffrir. 

3 ) oben 296 Anm. 3. 
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annimmt, so schreibt er doch den im Staate lebenden Menschen 
keineswegs fest abgegrenzte Grundrechte zu, sondern legt vielmehr 
der gesetzgebenden Gewalt absolute Schranken auf, die aus den 
Zwecken des Staates fließen. Diese Schranken sind, näher besehen, 
nichts anderes, als die wichtigsten Sätze der bill of rights. Das 
ist aber das Wesen der Lehre Lockes, wie es Jellinek gekenn¬ 
zeichnet hat 1 ). Wir sehen, daß es auch dasjenige der Lehre 
Jurieus ist. 

Die unveräußerlichen Rechte Jurieus, genau so wie diejenigen 
Lockes, sind noch nicht die subjektiven Rechte der späteren 
Staatslehre, sondern das birthright des Engländers, aus dem die 
Levellers den Gedanken des native rights entwickelt hatten. Es 
ist die Vorstellung einer durch objektives Recht geschützten 
Freiheitssphäre des Untertanen. In diesem objektiven Rechtsschutz 
des Einzelnen liegt aber in dem älteren Staat infolge des, sein 
ganzes Wesen bestimmenden, Dualismus’ zwischen Volk und Herrscher 
zugleich ein subjektives Moment: das Gesetz selbst ist das 
birthright. Diese Vorstellung des englischen Staatsrechts, der das 
Bewußtsein eines subjektiven Rechts innewohnt, die aber eine reine 
begriffliche Scheidung zwischen ihm und dem objektiven Recht 
noch nicht vollzogen hat, ist, dogmatisch nach dem Vorgänge der 
englisch-amerikanischen Sektierer mit naturrechtlicher Hülle um¬ 
kleidet, der rechtsinstitutionelle Kern der unveräußerlichen Rechte 
sowohl Jurieus wie Locke. 

Der Gedanke des ererbten Rechts, des birthright als des 
subjektiv radizierten objektiven Rechtsverhältnisses zwischen dem 
Einzelnen und der Herrschergewalt auf Grund der dualistischen 
Staatsauffassung ist nun aber als Rechtsinstitut kein ausschließliches 
Eigentum des englischen Staatsrechts, sondern eine ganz allgemeine 
Erscheinung des älteren deutschen Staats- und Rechtslebens. 

Der Begriff des objektiven und des subjektiven Rechts ist 
im germanischen Rechtsdenken überhaupt nicht getrennt gewesen. 
Es gibt dort nur einen einheitlichen Begriff des Rechts, der sowohl 
die „Richtung“ eines Lebensverhältnisses als auch das so „ge¬ 
richtete“ Lebensverhältnis selbst und die in ihm enthaltenen An- 


*) Jellinek, Erklärung 31. 
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Sprüche des Einzelnen bezeichnet 1 ). Der „Friede“, der mit der 
Wirkung des objektiven Rechts dieses selbst bedeutet 2 ), ist zugleich 
Umfriedung des Einzelnen und damit dessen subjektives Recht. 
Das Recht ist eben ein ganz einheitlicher Begriff, es bezeichnet 
die richtige Lage, die Rechtslage (laow) des Einzelnen sowohl in 
subjektiver, wie in objektiver Hinsicht. Daher ist das objektive 
Recht zugleich eine Eigenschaft, ein adhaerens der Persönlichkeit. 
Es ist ihm angeboren und folgt ihm daher in den Herrschafts¬ 
bereich anderer Rechtsmacht. Und die Minderung der Persönlich¬ 
keit ist nicht, wie die capitis deminutio der Römer, Verlust an 
subjektiver privatrechtlicher Rechtsfähigkeit, sondern Rechtslosigkeit 
im subjektiven und objektiven Sinne. 

Nach Amira hat das germanische Recht seinen entwicklungs¬ 
geschichtlichen Kern in der Anwendung. Das mag der Grund 
dafür sein, daß das deutsche rechtliche Denken ein objektives 
Recht in der Einheit des Begriffes sich nicht vorzustellen ver¬ 
mochte, sondern nur in seiner Beziehung und Wirkung auf das 
Subjekt. So vermochte es denn auch den römischen Begriff der 
„lex“ nicht in seiner Reinheit, sondern nur in seiner Wirkung auf 
die Person zu verarbeiten. Daher wurde genau so, wie das 
objektive Recht, der Friede, zugleich eine Eigenschaft des Rechts¬ 
subjekts war, auch die „lex“ immer nur als das dem Einzelnen 
zugehörige Gesetz (unicuique competens lex) angesehen. 

Die „unicuique competens lex“ ist der feststehende Inbegriff 
der, wie wir heute sagen würden, staatsbürgerlichen Rechts¬ 
beziehungen des Einzelnen im mittelalterlichen deutschen Recht, 
ein einheitlicher Komplex objektiven und subjektiven Rechts. Sie 
ist der Gegenstand der Zusicherungen des Königs beim Regierungs¬ 
antritt in den Kapitularien des neunten Jahrhunderts 8 ), aus denen 

K. v. Amira, Grundriß des germanischen Rechts (Pauls Grundriß 
der germanischen Philologie V) 3. Aufl. 1913, 10. R. Schröder, Lehrbuch 
der deutschen Rechtsgeschichte, 5. Aull. 1907, 15; Gierke, Genossensehafts* 
recht II, 126 ff. 

2 ) Amira 11. 

s ) z. B. verspricht 876 Karl der Kahle: unicuique competentem legem 
et iustitiam conservare; in den Capitula Pistensia heißt es 869 ähnlich: 
unicuique . . . secundum sibi competentes leges . . . rectam rationem et 
justitiam conservabo, und 862: omnes . . a regia ditione sibi expetunt 
competentia legis iura servari; in Gap. de Carisiaco 856: unicuique in suo 
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sich — wir brauchen nur an die Beispiele von Brabant, Aragonien 
und dem deutschen Reiche zu erinnern — die Zusicherungen im 
ständischen Staatsrecht vielfach unmittelbar entwickelt haben. Wo 
aber auch die ständischen Freiheitsbriefe sich nicht unmittelbar 
aus den älteren Rechtsformalien entwickelt haben, sind doch die 
„iura, iustitiae et libertates*)“ rechtinstitutionell nichts anderes als 
die zugleich objektiv- und subjektivrechtliche „unicuique competens 
lex et justitia“. Denn die Einschiebung des Begriffes der Freiheit 
bedeutet keine Veränderung des Rechtsgedankens, sondern nur 
die Hervorhebung seines wesentlichen Elements, der Auffassung 
von den Wirkungen des objektiven Rechts auf den Einzelnen als 
dessen Persönlichkeitseigenschaft: Freiheit ist ursprünglich nur 
Geschütztsein durch das Recht 2 ). Daher sind Freiheit und Recht, 
(Gerechtigkeit) lediglich zwei Seiten eines einheitlichen Gedankens 3 ). 
Nur ist in diesem Gedankenkomplex unter der rechtsgedanklichen 
Wirkung des durchaus zivilistisch konstruierten Lehnrechtssystems, 
dem staatstheoretischen Einfluß der dualistischen Struktur des 
ständischen Staatslebens und im Zusammenhang mit der in ihrem 
Gefolge auftretenden Zersetzung des staatlichen Lebens das 
subjektivistische Moment zu immer stärkerer Entwicklung gelangt, 
wie es denn schließlich in den „Gerechtigkeiten“ und „Freiheiten“ 
völlig überwog. Doch gelangte das ständische Staatsrecht nie zu 
einer systematischen Sonderung der objektiv- und subjektivrechtlichen 
Seite der Begriffe*), die auch bei dem neu hinzukommenden 
Begriff des Privilegiums von vornherein zu einer ungetrennten 
Einheit gestaltet sind. 

ordino debitam legem couservet; im Wahldekret Widos 889: leges proprias 
singulis quibusque concedere; auf demselben Gedanken beruht auch das „me 
servaturum leges et statuta populo“ Ludwigs des Stammlers 877, das „omnibus 
legem justitiam conservabo“ Bosos 879 und in der Adnuntiatio Ludwigs in 
Coblentz 860 der gleiche Passus sowie der andere: volumus, ut vos et ceteri 
homines fideles nostri talem legem ct rectitndinem . . . habcatis, sicut 
antecessores vestri. 

') Für diese Formel vgl. z. B. oben S. 30, Anm. 1 und 2. 

*) Am ira 125 f. 

8 ) N&heres vgl. Gierke, Genossenschaftsrecht II, 128f. 

4 ) Charakteristisch dafür ist die Übertragung der Begriffe auf das 
r&umliche Gebiet ihrer objektiven Anwendbarkeit: Freiheiten, libertates, 
franchises. 
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So ist das „Gesetz“ nur der Inbegriff der Rechte und Frei¬ 
heiten der Untertanen einerseits, des Herren andererseits *). Der 
„herren und der gemein Ordnung, Statuten, recht und gewonheid“, 
„friheiten und recht des Herren und des Landes“ bilden eine ge¬ 
dankliche Gesamtheit: das Recht. Diese einheitliche Vorstellung 
von Gesetz, Gerechtigkeit, Recht, Freiheit, Gewohnheit, Privilegien 
als zugleich objektiver Rechtsordnung und subjektiven Rechtsgutes 
ist stets die Grundlage der Zusicherungen der Fürsten in den 
ständischen Freiheitsbriefen geblieben. Das bedeutet im 14. Jahr¬ 
hundert in der J. E. von Brabant die Zusicherung des „maintien 
de toutes leurs libert6s, Privileges, coutumes et anciennes obser- 
vances *)“, in den bayrischen Handfesten das Versprechen des „jedem 
man lassen bleyben bey seinen rechten“ oder auch behalten bei 
„all ir freihait, recht, brief und guet gewonhait“ 8 ), und in Lüneburg 
„rechte richte unde wonheit, de se hat hebbet“, oder „rechten ge- 
richten vryheiden, gnade unde wohnheiden, de se hat hebben“ 4 ), 
das aber auch noch im 18. Jahrhundert in Jülich-Berg die 
„confirmierten Freiheiten, Privilegien . . . althergebrachten Ge¬ 
brauch“ 6 ). 

Alle diese Gleichstellungen von Gesetz, Gerechtigkeit und 
Gewohnheit mit den Freiheiten und Privilegien im ständischen 
Staatsrecht und ihre Zusammenfassung zu einem einheitlich ge¬ 
dachten Rechtsgut, das die Untertanen von altersher „gehabt 
haben“, sind nichts anderes als die mittelalterliche unicuique 
competens lex et justitia und beruhen mit dieser auf der alten 
germanischen Vorstellung, daß das objektive Recht ein Zubehör 
der Persönlichkeit ist, das dem Einzelnen angeboren, von ihm 
ererbt ist 6 ). Eben das aber ist auch die englische Auffassung 
des Gesetzes als inherited freedom und birthright des Engländers. 

Und nichts anderes endlich ist auch die „angeborene Freiheit“ 
der Untersassen, von der die niederländische Absagungsakte spricht, 
indem sie zugleich „alte Freiheit, Privilegien und altes Herkommen“ 
als ein Rechtsgut der Niederländer erscheinen läßt 7 ), dessen 


') Gierkc, Genossenschaftsrecht II, 458 f. *) Poullet 40. 

3 ) Lerchenfeld, 19,15,33 usw. *) Unger II, 241. 

■') Campe 183. 6 ) Vgl. auch Gierke, Genossenschaftsrecht II, 464. 

7 ) oben S. 280 Anm. 1. 
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Wahrung nach staatsrechtlichen Grundsätzen der Fürst bei der 
Huldigung versprechen muß. 

Diese Rechtsvorstellungen des ständischen Staatsrechts sind 
noch ganz die alten des germanischen Rechts. Sie wurzeln völlig 
in den rechtlichen Anschauungen des deutschen Mittelalters und 
treten daher auch in deren Sprache auf: „nach Recht und Rede“ 
machen die Generalstaaten die Freiheit der Niederländer geltend, 
auf „reason and the franchise of the land“ beruft sich das englische 
Parlament in der Petition of Right 1 ). 

Wenn demnach Jurieu mit der Theorie des unveräußerlichen 
Menschenrechtes, wie das vor ihm schon Roger Williams, die 
Levellers und Penn getan hatten, und wie e ; s nach ihm Locke 
tat, an den Gedanken des englischen Staatsrechts von dem 
birthright des Engländers anknüpfte, so knüpfte er damit nur an 
einen ganz allgemeinen germanischen Rechtsgedanken an, der im 
ständischen Staatsrecht überall fortgelebt hatte. Denu die An¬ 
erkennung der „just rights and liberties“, der „laws and franchise“ 
des englischen Volkes in der Petition of Right ist nur ein — 
selbstverständlich mit einigen Besonderheiten ausgestattetes — 
Beispiel der Anerkennung der „alten Rechte und Freiheiten“ des 
ständischen Staatsrechts; sie gehört in die allgemeine Kategorie 
der Landesfreiheiten 2 ), wie sie in den Freiheitsbriefen usw. des 
kontinentalen Rechts die Stände von dem Fürsten erlangt haben. 

*) Ratio ist sowohl Rede als Recht in dem eigentümlichen germanischen 
Sinne des objektiven Rechts als Zubehör der Persönlichkeit (Frensdorff 
433,436), daher auch gleich Gesetz, so stellen z. B. schon die Capitula 
Pistensia 869 lex, Justitia und justa oder recta ratio zusammen. — Übrigens 
beruht ja „Parlament“ auch nur auf der Gleichsetzung von Recht (Gericht) und 
Rede (Frensdorff 442). 

2 ) Nicht nur formell ist die Zusicherung der alten Rechte und Frei¬ 
heiten in zugleich subjektivem und objektivem Sinne, wie sie mit der 
Petition of Right erlangt wurde, völlig identisch mit den Zusicherungen in 
den ständischen Handfesten, Freiheitsbriefen usw. des kontinentalen Staats¬ 
lebens, sondern auch der materielle Inhalt, — ständisches Steuerbewilligungs¬ 
recht, Garantien gegen willkürliche Rechtsprechung an der Spitze — entspricht 
dem typischen Inhalt der kontinentalen Freiheitsbriefe, der ja ebenfalls in den 
Einzelheiten ganz nach dem Bedürfnis des einzelnen Landes verschieden 
gestaltet ist. Vgl. mit der Skizze des letzteren oben 56 ff. die wörtliche 
Inhaltsangabe der Petition of Right in der A. J. Stephens sehen Ausgabe 
von J. L. de Lolme, The rise and progress of english Constitution 1838 1, 
Wolzendorff, Staatsrecht und Xaturrecht 20 
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Dieses Wurzeln der Lehre Jurieus in dem ständischen Staats 
recht erklärt es auch, daß seine Formulierung von der Unveräußer¬ 
lichkeit „de nötre vie ni de celle de nos femmes & de nos enfans, 
nl möme de leur liberte“ noch — trotz aller dogmatischen Um- 
und Neubildungen durch das naturrechtliche Denken in der eng¬ 
lischen Revolution — ganz dieselbe ist, wie die genau hundert 
Jahre vorher auf derselben systematischen Grundlage von den 
niederländischen Generalstaaten geprägte 1 ): „heure eygene, heurer 
huysfrouwen, Rinderen, ende Nakomelingen aengheboren vryheyt. “ 
Demnach ist, was Jurieu der Widerstandslehre mit dem Begriff 
des unveräußerlichen Freiheitsrechtes neu hinzugefügt hat, formal 
zwar ein Element der in der englischen Revolution entwickelten 
naturrechtlichen Dogmatik, materiell jedoch nur die Entwicklung 
eines Rechtsinstituts des ständischen Staatsrechts, also ein positiv¬ 
rechtliches Element. Dies positivrechtliche Element ist jedoch völlig 
in das naturrechtliche System verwoben. Seine Natur bot dazu 
die Handhabe, wie wir bereits gesehen haben. Denn, wenn jene 
Rechte bei Jurieu entsprechend ihrem zugleich objektiv- und subjektiv¬ 
rechtlichen W esen nicht unmittelbar als Schranken der Herrscher¬ 
gewalt zur Geltung gelangen konnten, sondern nur in und mit 
deren objektivrechtlicher Schranke, ihrer Zweckbestimmung durch 
die salus populi, so ist das dogmatisch begründet in dem logischen 
Aufbau seiner staatsrechtlichen Betrachtungen auf der Theorie 
vom Herrschaftsvertrag. Dieser Herrschaftsvertrag erscheint gerade 
bei Jurieu mit seinem einheitlichen Inhalt — salus populi suprema 
lex — als reines Produkt der naturrechtlichen Staatstheorie und 
ihrer Volkssouveränitätsidee. Dabei darf freilich auf der anderen 
Seite wieder nicht übersehen werden, daß gerade in England, das 
Jurieu zunächst nur im Auge hatte, 2 ) jene Theorie sich in dieser 


876 ff. Vgl. auch dort 472 ff. den Text der Bill of Rights, von der im wesent¬ 
lichen das gleiche gilt. (Beide Texte auch im Anhang von Hatscheks 
Staatsrecht des vereinigten Königreichs Großbritanien-Irland. (öffl. Recht 
der Gegenwart XXV) 1914, 282 ff., 289 ff.). 

') oben S. 280, Anm. 1, 282 f. 

2 ) Charakteristisch z. B. für den vom englischen Staatsrecht immer 
aufrecht erhaltenen Gedanken der Allmacht der Staatsgewalt sind die Aus¬ 
führungen XVII Lettre pastorale XIII (398 f) . . . par le Prince il faut 
entendre celui ou ceux qui tiennent toute la souverainete en main, sans 
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Zeit zur Rechtsgeltung durchgesetzt hatte. Auch bestand in den 
zum Recht gewordenen Anschauungen des Parlaments zwischen den 
„wahren und unzweifelhaften Rechten des Volkes dieses Reiches“ 
und dem „original compact“ durchaus dasselbe Verhältnis wie 
in der Lehre Jurieus.*) 

lm übrigen war der Inhalt der Widerstandslehre Jurieus 
seinem Wesen nach derselbe, wie der der Lehre seiner Vorgänger 
— und vermutlich Vorbilder —, der protestantischen Monarcho- 
machen. Die Ausübung des Widerstandsrechtes kommt niemals 
einzelnen Privaten, sondern nur dem Volke in seiner dem 
ständischen Staatsrecht entsprechenden Organisation zu, d. h. den 
Ständen als seinen Repräsentanten. 2 ) Die Art der Ausübung ist 
bestimmt durch das alte Erfordernis der leniora tentata. 3 ) 

Interessant für uns ist endlich die Ergänzung, die Jurieu 
seiner Widerstandslehre am Schluß gibt durch den genauen Nach¬ 
weis, daß ihr Inhalt einerseits nicht weiter geht als die 7 excep- 
tiones des Grotius, und daß andererseits jede einzelne von diesen 


partage. Or il est vrai que celui ou ceux qui ont ainsi toute la souverainete 
en main, sont au dessus des loix; car c’eat eux qui les font et qui aussi 
les peuvent casser. Ainsi le Parlament & le Roi d’Angleterre sont ensemble 
aux dessus des loix, car c’est eux qui les font; mais le Parlament seul, ou 
le Roi seul ne sont pas au dessus des loix; parce que ni Tun ni l’autre 
separement ne possede la souverainete entiere. 

*) Lureau 137 ff. hat alle diese Fragen, die das rechtshistorisch inter¬ 
essanteste an der Lehre Jurieus sind, übersehen, weil er den Zwiespalt nicht 
beachtet hat, der besteht einerseits zwischen der Konstruktion der un¬ 
veräußerlichen Rechte als Schranken der Staatsgewalt und andererseits ihrer 
Wirkung als solcher doch nur nach Maßgabe der salus publica. 

2 ) ibid. 1. II faut donc s<;avoir premierement que nous n’estimons pas 
qu’il soit permis h un particulier de resister aux puissances, encore que le 
joug qu’on lui impose füt injuste et violent. II faut se Souvenir que le 
salut du peuple est la souveraine loi. Un particulier ne fait pas tout un 
peuple. Le Souverain est inique ä l’egard de ce particulier, ou de quelques 
particuliers, Cela n’empeche pas qu’ä l’egard des autres il ne soit le pere 
de la patrie, qu’ il ne les conserve en paix, & qu’il ne leur rende justice. 
H ne serait pas juste que pour l’interet de quelques particuliers le public 
perdit un protecteur. Ainsi en ce cas il faut souffir. 

3 ) ibid. 6. Enfin l’on ne doit venir ä la resistance ouverte aux 
puissances, que quand on a essaye toutes les voyes douces pour vaincre 
l’esprit de ceux qui gouvement . . . 

20 * 
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für sich schon geeignet ist, den Widerstand des englischen 
Parlaments gegen Jacob II za stützen. 1 ) Da wir wissen, daß 
nach dem Wesen der exceptiones des Grotius 2 ) dieser Nachweis nicht 
fehl gehen kann, und dieser Teil der Lehre Jurieas schon von 
anderer Seite näher erörtert ist, 3 ) brauchen wir bei diesem Punkte 
nicht länger zu beharren, sondern können uns mit der für hier 
allein wichtigen Feststellung begnügen, daß sich in der Lehre 
Jurieus vereinigen die rein naturrechtlichen und die staatsrecht¬ 
lichen Elemente der älteren Widerstandslehre mit denjenigen aus 
der englischen Staatspraxis einerseits und den dem englischen 
Hecht entnommen, zu allgemeinen naturrechtlichen Dogmen er¬ 
weiterten (Freiheitsrechte), Grundgedanken des ältesten deutschen 
Staatsrechts andererseits. 

Die Lehre Jurieus gibt eines der anschaulichsten Beispiele 
der gegenseitigen Befruchtung positivistischer und naturrechtlicher 
Gedankenelemente in der Frage des Widerstandsrechtes. Die von 
der Widerstandslehre beeinflußte Staatspraxis wirkt ihrerseits 
wieder auf jene und trägt neue rechtliche Gedanken in sie hinein. 
Beide stärken sich gegenseitig, weil noch in der bestehenden 
Staatsordnung die Grundlagen enthalten waren, in deren Konsequenz 
der Gedanke des Widerstandsrechtes lag. Und doch hatte schon 
die Wandelung begonnen, die in Staatsleben und -lehre diese 
Grundlagen vernichten und damit die Wechselbeziehungen von 
Staatsrecht und Naturrecht in der Widerstandslehre unmöglich 
machen mußte, die ihr ihren starken Halt in der allgemeinen 
Rechtsüberzeugung gegeben hatten. Das letzte große und bedeutende 
System des Widerstandsrechts, das Huber aufbaute, zeigt deutlich 
die Spuren dieser Wandelung. 

Ulrich Huber hat die Grundgedanken sowie die Einzelfragen 
der Widerstandslehre im Zusammenhang mit dem ganzen System 
seiner Staatslehre erörtert in seinen „Drei Büchern über das 
Staatsrecht“ (1674) 4 ), dieser Erörterung aber wichtige Ergänzungen 

i) XVIII Lettre pastorale XVI (414 ff.) -) Oben S. 249 ff 254 ff. 

3 ) Lureau 141 ff. 

4 ) Ulrici Huberi de Jure Civitatis libri trcs, hier zitiert nach.der von 
Jo. Christ. Fischer (Frankfurt und Leipzig) 1152 mit den Kommentaren von 
Nie. Christ, von Lyncker veröffentlichten Ausgabe. 
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gegeben durch eine spätere Schrift „Aber das Recht der Demo¬ 
kratie, Aristokratie und Monarchie“ (1689). J ) 

Gleich im Anfänge des Kapitels über das Widerstandsrecht 
in seinem Staatsrecht stellt Huber methodische Leitgedanken auf, 
die für unsere Betrachtung von größter Wichtigkeit sind. Er 
geht auch hier von dem konstitutionellen Gedanken aus, dessen 
scharfe Ausbildung das Hauptcharakteristikum seines Werkes ist, 
jenem Gedanken, wonach nur die rechtmäßige Ausübung cjer 
Herrschergewalt rechtswirksam und daher für die Untertanen ver¬ 
bindlich ist. Aber während frühere Vertreter dieses Gedankens 
daraus die Folgerung ableiteten, daß dem die rechtlichen Schranken 
der Herrschergewalt überschreitenden Handeln des Herrschers 
Widerstand entgegengesetzt werden dürfe, da er insofern nicht 
als Herrscher sondern als Privater handelt, will Huber diese 
Konsequenz der abstrakten Logik für die staatsrechtliche Beurteilung 
nicht schlechthin und unmittelbar gelten lassen. Er sagt vielmehr: 
jene Konsequenz ist der Vernunft nicht entgegen, aber das für 
das Staatsrecht maßgebende Entscheidungsmoment (discrimen) des 
Gemeinwohls läßt nicht immer die rein dialektischen Schluß¬ 
folgerungen zu, so zwar daß rechtlich die ratio der Nichtigkeit 
eines Herrscheraktes nicht schlechthin die Wirkung haben kann, 
für die Untertanen die Befugnis zum Widerstand zu begründen. 
In unsere moderne Sprache übersetzt heißt das nichts anderes als: 
es ist im Staatsrecht nicht möglich, auf dem Wege der Begriffs¬ 
konstruktion schlechthin aus einem Rechtsbegriff durch dialektische 
Schlußfolgerungen Rechts Wirkungen abzuleiten, also die neuerdings 
sog. „rein juristische“ Methode anzuwenden, sondern es ist dies 
immer nur möglich unter gleichzeitiger teleologischer Nachprüfung 
des Ergebnisses an der politischen und soziologischen Bedeutung 
der fraglichen rechtlichen Erscheinungen, also nach Maßgabe der 
(gleichzeitig anzuwendenden) sog. „staatswissenschaftlichen“Methode. 

In Anwendung dieses methodischen Verfahrens findet Huber 
für die rechtliche Bedeutung der Nichtigkeit, daß die teleo¬ 
logische Berücksichtigung der soziologischen. Zweckgedanken des 
Rechts ihr im Rechtsleben tatsächlich nicht immer die volle, 


*) Ulrici Huberi De jure popularis, Optimatium & regal is Iniperii sine 
vi et a sui jnris populo constituti. Franequerai 1689. 
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aus ihrem Begriffe logisch zu folgernde Wirkung gibt. Denn es 
kommt vor, daß infolge der Zustimmung dessen, dem aus der 
Nichtigkeit ein Recht entspringt, der begrifflich nichtige Rechtsakt 
einige Wirkungen wie ein gültiger (eflfectus aliquos valoris) er¬ 
zeugt, wie z. B. nach der Rechtslehre das an sich wegen Über¬ 
gehung des Haussohns ipso iure nichtige Testament durch die 
Zustimmung jenes aus Billigkeitsgrün den Rechtsbestand hat. 1 ) 
Da demnach aus dem Begriff der Nichtigkeit das Widerstandsrecht 
nicht ohne weiteres abgeleitet werden kann, so ist die Entscheidung 
zunächst aus der positiven Gestaltung des einzelnen Staatsrechtes 
abzuleiten. 

Huber hat diesen Gedanken in verschiedener Weise aus¬ 
gedrückt. An der Stelle seines Staatsrechts, von der wir hier 
sprechen, sagt er: es kommt darauf an, bei wem das summum 
jus ist, also, wie wir sagen würden, wer das höchste Organ 
im Staate ist. 2 ) An anderer Stelle seines Staatsrechts bringt er 
jenen Gedanken durch seine unmittelbare Anwendung bei der 
Entscheidung zum Ausdruck: man könne nicht sagen, der König 
könne nur von den hervorragendsten Magistraten zurechtgewiesen 
werden, denn das könne überhaupt nur von dem geschehen, der 
durch die Verfassung (jus fundamentalis) dazu ermächtigt ist. *) 


') Vgl. zu diesen ganzen Ausführungen J. Civitatis Lib I, cap. XLII 
(S. 156) § I. Quatenus (tarnen) antea prubatum est, acta, quae fiunt contra 
jus Imperantibus delatum, ipso jure nulla esse: supercst Jvidendum, an 
singulis e populo jus illis resistendi competat, ut ex nullitate actuum consequi, 
videtur? quoniaui Imperantes, manifcsto cxcedentcs potestalis suac terminos 
privati sunt & pro talibus habendi; quibus idcirco vim opponi non sit a 
ratione alienum — II Verum Salutis publicae discrimcu non semper adinittit 
Dialleticas conclusiones, adeoque ut singulis detur facultas resistendi, sola 
Nullitatis ratio efficere non potest. Potest enim fieri, ut nullitqs, acquie- 
scente eo, cui jus inde coinparatum est, effcctus aliquos valoris habeat; ut 
de testainento, quod ob praetcritionem filiifamilias ipso jure nullum est, 
traditur a ICtis, id ipso acquiescente ex bono & aequo sustineri, in 1.17 de 
injust. rupt. testain. 

2 ) ibid § III Proinde quoties hac de re quaeritur, omtiium priino viden- 
dum, penes quem sit Jus supremum. 

s ) Lib 1 cap. XIIX, XXII (S. 188) errant qui Regem exorbitantem non a 
quibusvc e plebe, sed a praecipuis Magistratibus in ordinom posse redigi 
arbitrantur. Id enim a nullo potest tieri, quam eo cui jure fundamcntali 
id liquet esse commissum. 
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Endlich ist es nur eine Anwendung desselben Gedankens, wenn 
Huber das ganze erste Kapitel seiner kleinen Schrift über das 
Recht der drei Staatsformen der Bekämpfung der Theorie widmet, 
die das Rechtsverhältnis zwischen Herrscher und Volk ein für 
alle mal aus dem Begriff des Mandats konstruieren will — Huber 
nennt ausdrücklich Milton —, denn a priori lasse sich der Sinn 
der staatlichen Vereinigung nur mit Hobbes in der Friedens¬ 
bewahrung erblicken; welche rechtliche Form aber die staatliche 
Vereinigung erhalte, das hänge ganz vom verfassungsgebenden 
Willen des Volkes ab. Deshalb anerkennt Huber die Mandats¬ 
theorie, wie wir es nennen: die Volkssouveränitätstheorie, ebenso¬ 
wenig wie die Fürsten Souveränitätstheorie als allgemeingültigen 
Maßstab des Staatsrechts. Er sieht diesen vielmehr nur in der 
Gestaltung der einzelnen Verfassung selbst, je nachdem das Volk 
einer Person das Imperium anvertraut, oder mehreren zugleich, 
oder es sich selbst Vorbehalten habe. 1 ) 

Auf dieser methodologischen Grundlage muß für Huber das 
Widerstandsrecht einer verschiedenen Beurteilung unterliegen je 
nach den politischen Grundgedanken, die durch die rechtliche 
Gestaltung der Verfassung im einzelnen Staate zur Geltung ge¬ 
bracht werden sollten. Er macht daher in der Behandlung des 
Widerstandsrechtes einen Unterschied zunächst nach den drei 
Staatsfurmen (Demokratie, Aristokratie und Monarchie,), wobei er 
dann auch im Einzelnen wieder die gekennzeichnete Methode konse¬ 
quent durchführt. 

Das Wesen der Demokratie sieht Huber mit Hobbes darin, 
daß der übereinstimmende Wille der Majorität die Gesamtheit 
verpflichtet. 5 ) Deshalb ist aus dem Wesen der Demokratie ein 


I. Jmperii cap I Constitutio Quaestionis & de Origine Imperii 
Voluntarii §§ 1 — 46 (S. 3—10), insbesondere 44. Hoc populos voluisse tarn 
est dictu ueccssarium, quam illos bellum ouuiium contra omncs quam 
maxiine aversari manifestum est. — 4ö. Verum enimvero modus formandi 
talem unionem, in libero suiqne iuris populo inde ab initio plane est 
arbitrarius. — 46. Sive Imperium uni demandare homini, vel pluribus Simul, 
aut ipsi per se retineri velint . . . fatere neeessum est. 

2 ) I. Civitatis L. I. c. IX § V. (S. 97.) Forma ejus est, foedus omnium 
cum omnibus cujus summa in hoc consistit, ut quae consensu majoris partis 
statuuntur, ea cunctos obligent. ldque in perpetuum, quia pro tempore ab 
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Widerstandsrecht der Minorität prinzipiell ausgeschlossen. l ) Ebenso 
ist aber aus ihrem Wesen eine Ausnahme abzuleiten: denn es ent¬ 
spricht diesem wohl, daß in der Frage der Erreichung des gemeinen 
Besten die Minderheit von der Mehrheit überstimmt werde, nicht 
aber, daß die Mehrheit das Recht habe, diese, ihre formale 
Gewalt zu benutzen, um die Minderheit nach Belieben an Gut und 
Blut zu schädigen, oder um Kapitalverbrechen gegen jene zu 
begehen 2 ); hier ist also ein Widerstandsrecht gegeben, weil diese 
beiden Fälle als stillschweigende auflösende Bedingungen des 
Staatsvertrages anzusehen sind. 3 ) Außerhalb dieser beiden Fälle 
kann es ein Widerstandsrecht nicht geben, es sei denn, daß durch 
positive Norm des Verfassungsgesetzes für gewisse Fälle Aus¬ 
nahmen von der praerogativa suffragiorum vorgesehen sind.*) 

Sehr beachtenswert ist es, wie nahe in diesen Deduktionen 
Hubers die Vorzüge und Gefahren einer politischen Beobachtungs weise 
des Staatsrechtes einander berühren: die Gefahren nämlich, die daraus 
entstehen, daß nicht, worin die Vorteile dieser Methode bestehen, 
das Recht gemessen wird an den in ihm selbst zum Ausdruck 
gekommenen, sondern an den vom Verfasser für richtig gehaltenen 


imperio communi recesserint, norunt, neminem salutis suae fore certum, 
omniaque pessum itura, quod cos minime veile maniiestum est. 
l ) ibid. § VII, VIII, (S. 90 I. Imperii cap II § 11 ff. (S. 13.) 

*) I. Civit. L. I c. IX, X (S. 99) Quod si tarnen, coitione facta pars 
major palam id ageret, ut reliquos non modo superarent semper (quod in 
rebus mediis ferendum) sed k vita bonisque pro libitu exuerunt, dicendum 
videretur, pauciores separare se posse; proinde & resistere. Neque enim 
consenserunt in id quod scopum societatis institutae penitus everteret. Is 
autem non fuit alius, quam ut quisque praesidio communi vitä bonisque suis 
secure frueretur. . . . Imo forte an nec singuli plane, si qui ad mortem mani- 
festa injuria vocarentur, vi primae consensionis ad ferendum tenerentur. 

s ) ibid. c. X, 19. (S. 109) Ex his palam sit, eos, qui praetextu numeri 
praevalentis latrocinium exercent, recte. perfidos injuriosque in dcmocratia 
dici. Proinde nec quenquam eorum qui numero inferiores sunt, in talem 
casum ex sponsione sua teneri omnino dicendum est. 

4 ) ibid. VII Tarnen extra duas illas species supra collocatas nullum 
aliud exceptionis specimen, quo pars minor se plurium sententiae opponere 
queat, agnoscero possunt, qui nolunt populum in eandem confusionem recidere 
quam Repub. contracta, vitare voluerunt. . . Nisi et diserte initio constitutae 
Republicae aliae res sint expressae, in quibus praerogativa suffragiorum non 
praevaleat . . . 
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Gedankengängen. Die politische Methode birgt ebenso wie die 
juristische die Gefahr in sich, in naturrechtliche Spekulation zu 
verfallen. 

Der Stellung der Majorität des Volkes in der Demokratie ist 
nach Huber im Prinzip gleich diejenige der Optimaten in der 
Aristokratie und des Königs in der Monarchie.*) In der Wirkung 
erleidet dieser formaljuristische Satz in seiner Anwendung auf 
das Widerstandsrecht unter dem Einfluß der staatswissenschaftlich¬ 
politischen Methode Hubers erhebliche Modifikationen. Für die 
Aristokratie, d. h. die ständische Republik,*) ergibt sich zwar 
zunächst aus jenem Grundsatz auch die Regel der Unerlaubtheit 
des Widerstandes gegen die Optimaten selbst dann, wenn sie 
zweifellos politisch verkehrt und für den Staat schädlich handeln. 3 ) 
Ausnahmen ergeben sich nur aus allgemeinen Rechtsgedanken, 
wenn sie, quod vix fieri potest, geradezu sich als Feinde des 
Volkes zeigen*), oder aus positivem Recht: wenn sie ihre zeit¬ 
liche oder sachliche Zuständigkeit überschreiten, dann sind diese 
Akte nichtig 5 ) — woraus jedoch nach dem oben Gesagten nicht 
ohne Weiteres die Berechtigung des Widerstandes folgt. 

Das Prinzip gilt auch in der Monarchie 8 ). Die Modifikationen, 
die hier aus der Berücksichtigung der Zweckgedanken der staat¬ 
lichen Wirklichkeit sich ergeben, sind jedoch wieder verschieden nach 


*) I. Civ. L. I. c. XI, I (S. 110) Quidquid .... igitur pars major populi 
potest in Democratia, id necessario possunt Reges et optimates. . . . 

*) I. Civ. L. I. c. XXXIII (S. 316 ff) De jure Aristocratico (I. summa 
potestas est penes Optimates) Beispiele solcher „Aristokratien* sind daher 
Holland § VI und Friesland § III: eine Unterart der Aristokratie ist die- in 
cap. XXXIV (S. 321) geschilderte Respublica annui imperii qualis in Frisia. 
— Vgl. auch in I. Imp. cap. III De imperio Optimatium (S. 18 ff). 

*) I. Imp. Cap. II § 45 (S. 25) Ne quidem etsi perverse consulant 
Proceres, etsi publicam rem negligant, majorem sui commodi, ut fit, quam 
communis rationem habeant, multisqne hominibus praeter rationem graves 
& iniqui sint, non est tarnen populo ius arma capiendi, atque resistendi. 

*) ibid. § 47. 

5 ) ibid. § 48 Quod si populus certa pacta cum Optimatibus inierit inde 
ab initio vel deinceps aut si ad tempus illos praeesse voluerit, non est 
dubium, quin acta factaque optimatium post illud tempus aut contra leges 
conventionis, sint ipso iure nulla. 

«) I. Civ. L. I. c. XVI § II (S. 145). 
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der Art der Monarchie. Und hier zeigt sich nun von größter Be¬ 
deutung der oben erwähnte methodologische Grundgedanke Hubers, 
der die Bewertung der staatsrechtlichen Institutionen nach den 
politischen Gedanken vornimmt, für deren Verwirklichung sie das 
rechtliche Mittel geben sollen. Deshalb verzichtet Huber zunächst 
schon darauf, eine allgemeine Formel für die Rechtmäßigkeit des 
Widerstands gegen den Herrscher zu suchen, weil diese wertlos 
wäre wegen der Wertlosigkeit des Allgemeinbegriffes. Der 
Allgemeinbegriff des Herrschers ist nämlich deshalb an sich 
wertlos, weil der rechtliche Gehalt der politischen Machtverteilung 
in denjenigen Staatswesen, an deren Spitze eine Einzelperson 
steht, nicht auf eine einheitliche Formel gebracht werden kann. 
Die Rechtmäßigkeit des Widerstandes gegen den Herrscher muß 
dementsprechend abhängig sein von der jeweiligen staatsrechtlichen 
Organisation. 

Für die Bemessung des Widerstandsrechtes innerhalb der 
einzelnen staatsrechtlichen Organisation gelten zunächst dieselben 
beiden Grundregeln wie in der Demokratie und Aristokratie, 
nur daß in der politischen Wirklichkeit infolge der Natur der 
Dinge die ausdrücklichen Vorbehalte eine größere Rolle spielen 
in den Staaten, an deren Spitze eine Einzelperson steht 1 ). Durch 
die Gestaltung jener wird die Rechtsstellung dieser bestimmt. 

Die Rechtsstellung der Monarchen ist völlig unbeschränkt, 
wenn überhaupt keine Vorbehalte existieren, wenn die Herrscher¬ 
gewalt schlechthin (simpliciter) übertragen ist. Ein solcher 
Herrscher ist an kein Gesetz gebunden, auch nicht an natürliche 
und göttliche, selbst dann nicht, wenn diese durch positive 
Gesetze sanktioniert sind 2 ). Ebensowenig ist ein solcher Herrscher 
an Grundgesetze gebunden 8 ), selbst nicht, wenn deren Aufrecht- 

') I. Civ. F. I, c. XVI,V (S. 147 Sed in Monarchiis pracsertim conspicuae 
sunt leges, quib.is principis potostate subinde nonnibil eximatur. 

2 ) I. Civ. LI c. XVI, I (S. 158) Nos in principe summa potcslate sim¬ 
pliciter praedito, qualis erat Romanus, nullam agsoscimus exceptionem. 
Proinde cunctis legibus eum solvi nee ulla oinnino tencri arbitramur. 
Nequidcm illis, quae sauciunt ea, quae jure naturac Gentium & divino 
praecipiuntur. 

*) ibid. III (S. 159 Ne quidcm execpimus I.egos hnpcrii fundamentales, 
quibus alioque principes teneri volunt. Non quod hoc negemns, sed quia 
in principatu simpliciter constituto nullae praesumi possunt. Nihil cnim 
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erhaltung ohne näheren Inhalt zugesichert ist.') Denn entweder 
sind solche Grundgesetze aufgestellt, dann liegt eben kein imperium 
simpliciter delatum vor, oder sie sind nicht erlassen, dann hat 
das Volk sich seiner rechtlichen Macht gegenüber dem Herrscher 
begeben. 2 ) Gerade in diesem Punkte zeigen sich die Vorteile 
der politisch-staatswissenschaftlichen Methode Hubers im hellsten 
Lichte, indem sie ihn zugleich antreibt und befähigt, allen Ab¬ 
stufungen der rechtlichen Wirklichkeit gerecht zu werden: der¬ 
selbe Vorbehalt nicht ausdrücklich aufgestellter Grundgesetze, der 
bei Begründung eines Herrscherrechts unerheblich ist, hat recht¬ 
liche Bedeutung, wenn auch nicht diejenige von Grundgesetzen, 
wenn er bei Übertragung dieses Rechtes auf einen neuen Herrscher 
gemacht ist; 3 ) dann gelten die bisherigen staatsrechtlichen Grund¬ 
sätze, besonders hinsichtlich der Stellung der Stände und unter¬ 
geordneten Delegatare der Hoheitsrechte, als aufrechterhalten. 
Noch größere Bedeutung, nämlich die von Grundgesetzen, hat das, 
was in einem bestehenden Staat in Form eines feierlichen Ver¬ 
trages zwischen Fürst und Untertanen vereinbart ist in der Ab¬ 
sicht, daß es als Grundgesetz gelten sollte. 4 ) Dieselbe Bedeutung 

audimus iactari frequentius, nihil intclligi rarius, quam lcges fundamentales, 
ut non immerito notat Hobbes. 

1 ) ibid. X (S. 164) Caeterum non raro confcingit, Imperium sub hac 
conditione deferri, ut salvae sint leges fundamentales, nec tarnen ullae 
conditioncs exprimantur. Et quidem si noviter civitas eondatur, -nihil apparet, 
quo id genus adjectio effectum habere queat. 

2 ) ibid. Haud secus ac si testator, hercdem scripsisset sub conditione, 
quam omnino servari velit, nec tarnen expresserit ut enim mortuus nihil 
praescribere potest, ita nec populus Imperio simpliciter translato. 

3 ) ibid. XI. At si pridem constituta civitas & novum alicui deferens 
imperium, quod crebrius accidit, ita stipuletur, non perinde inutilis promissio 
videbitur. Intelliguntur enim ea fundamenta civitatis, quae tune sunt, 
integra & immota relictum iri. Item leges, quae prioribus lmperantibus 
aut expresse impositae aut sine controversia observatac fuerunt. Denique 
partes civitates integrantes, ut ita loquor, non ministrantes, eaque collegia, 
quae excrcitium subordinatum habent Jurium Majestatis, fore inconcussa 
Conventus ordinum populi, magistratuum in urbibus, jurisdictionem in agris 
minime submotum iri. 

4 ) ibid. XV (S. 167) Existimamus porro & eas leges quae firmato pridem 
Imperio per modum solemnis conveutiouis inter imperantes A: subjectos 
legitime stabilitae sunt, hac mente, ut pro fundamentalibus habeantur, 
utrimque esse obligatorias. 
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hat die gewohnheitsrechtlich oder auf stillschweigender Überein¬ 
stimmung beruhende Grenzziehung zwischen dem Recht des 
Fürsten und demjenigen der Stände 1 ) und ebenso Erwerb und 
Verlust dieser beiderseitigen Rechte durch Zeitablauf. 2 ) 

Diese letzten Sätze Hubers bedeuten nichts mehr und nichts 
weniger als die staatsrechtliche Analyse der aufsteigenden und 
absteigenden Entwicklung der ständischen Verfassung. Für die 
sämtlichen innerhalb dieser auftretenden verfassungsrechtlichen 
Modalitäten ist in dem System Hubers Raum. Die dadurch staats¬ 
rechtlich erklärbar gewordene Verschiedenheit der innerhalb und 
außerhalb der ständischen Verfassung möglichen Ausgestaltung 
der Rechtsstellung des Fürsten im einzelnen Staate bestimmt 
ihrerseits den verschiedenen Umfang des Widerstandsrechts im 
einzelnen Falle. 

Wo die Herrschergewalt des Fürsten in keiner der geschilderten 
Arten beschränkt ist, kommt, wie bereits angedeutet, das Prinzip 
rein zur Anwendung, daß gegen den Inhaber des Summum Imperium, 
von den beiden, die äußersten Eventualitäten betreffenden, Aus¬ 
nahmen abgesehen, in der Monarchie ebensowenig ein Widerstands¬ 
recht gegeben ist, wie in der Aristokratie und Demokratie 3 ). 

') ibid. XV (Fortsetzung) Nec non eandem viin habere instituta Rei- 
publicae ad suinmam Imperii & jura ordinum spectantia, quae longo usu 
tacitoque consensu Imperantium & subjectorum indubie recepta sint. Kam 
& Jura Majestatis praescriptione acquiri vel mutari posse in loco videbiinus. 
Cum cnim populus sit Universitas, ctiam quando sub Imperio est, cui tc 
actio aliqua nec non jus ut superius probatum, tribui potest. Nihil est 
causae, quare jus novum per liberam consentionem cum Imperantibus acquirere 
uequeat. 

*) I. Civ. L. I cap XXI De praescriptione Juriuin Majestatis (S. 213 ff). 
Die Einzelheiten sind für uns nicht von Bedeutung, die Hauptgedanken sind 
nach dem „Argumentum“ folgende: Status controversiae, an diversi ordines 
ejusdem civitatis contra se invicem Jura Majestatis per pracscriptionem 
aequirere possint. Quod affirm. modo praescribens id faciat proprio nomine 
animoque sibi habendi. Hinc nullos magistratus aut judices contra Principem 
pracscribere posse; cum hoc tarnen effectu posse, ut subditi parere debeant, 
donec a Principe secus praecipiatur. Sed Principem, cui jura Majestatis 
non omnia data sunt, posse ea quae desunt acquirere per praescriptionem, 
populum quoque aut optimates jura eodom modo Principem subducere & 
sibimet acquirere posse. — Vgl. auch I. Imp. c. V., 53 (S. 43). 

») Vgl. oben 311 ff., sowie J. Civ. LI c. XLII, VII (S.358). Imperio autem 
simpliciter dclato consentaneum est, nullam resistendi facultatem subjeetis 


Go 'gle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



317 

Anders ist die Rechtslage iu den Staaten, in denen die recht¬ 
liche Gewalt des Herrschers beschränkt ist. Hier zeigt sich in 
der Lehre Hubers wieder deutlich die Bedeutung der Erkenntnis 
der formalen Natur des Widerstandsrechtes als eines Rechtsschutz¬ 
mittels: Huber bezeichnet daher das Widerstandsrecht geradezu 
als die „sanctio“ der Leges fundamentales. Dieser Gedanke ist nach 
zwei Seiten wichtig; einmal, in dem sich daraus ergibt, daß Voraus¬ 
setzung des Widerstandsrechtes das Bestehen eines objektiven Rechts¬ 
satzes ist, dessen formalen Schutz er darstellt, und Voraussetzung 
seiner Ausübung die Aktivlegitimation; zum anderen, daß aus 
der Existenz des die Herrschergewalt beschränkenden Rechtssatzes 
nicht ohne weiteres auf das Dasein des Widerstandsrechtes als 
eines Rechtsschutzanspruches geschlossen werden kann. Diese 
Gedanken bringt Huber, wenn auch nicht zu ausdrücklicher 
Formulierung, so doch zu klarer Anwendung 1 ). Erste Voraussetzung 


dare, nee ub publicas neque privatas ob causas. Infinitatem tarnen Hobbe- 
sianam sana ratio adversatur . . . VHI. Barclajus ipse . . . huc tarnen 
descendit. . . , ut si Rex vere hostili animo in totins populi exitium feratur, 
non modo resisti illi queat, sed & Regnum amittat. Des weiteren verweist 
Huber auf die Freiheitskämpfe der Niederlande und die Lehre des Grotius. 
In § IX (S. 860) heißt es dann, daß es zwar zur Wahrung des Lebens gegen 
ungerechte Verurteilung kein Widerstandsrecht gebe, wohl "aber, wfc’l dies 
niemals als Sinn des Staatsvertrages gedacht werden körnte, * gegen: ad 
libidinem vel fortuitam Imperantium iram inauditos trucidare,- jedoch nie 
wegen Verletzung eines anderen Rechtsgutes als des Lebens XII (36i): Jam 
quod vitae servandae causa ex natura foederis, quo civitas constat, jus est, 
id propter bona resque alias (nisi forte pudicitiam) non videtuf corcedendum. 
— Weniger ausführlich, aber klarer lehrt Huber dasselbe in J. Imp. cap. IV, 
33/31. populum vi suae voluntatis non posse redire ad bellum nisi Rex hostis 
populi sit factus atque ut talem se gerat . . 34. Quod facere intelligitur, 
si data opera quoslibet ex populo perimat spoliet, vexet Selbst dann ist 
der Widerstand solange nicht gestattet (35), quamdiu institutum illud non 
patet nimis late ac praefacte. Huber fugt dann noch die allgemeine Be¬ 
merkung hinzu, die bei einem profanen Schriftsteller in merkwürdigem 
Gegensatz zu der Dialektik der Kirchenlehre steht 44: Ego vero ius esse 
statuo, per quod filius a Patre, Uxor a Marito, Servus a Domino, Oivis a 
Civitate male habitus ad passivam, fas erit hac voce opinor uti, oboedientiam 
tenentur. 45. Ejusque iuris Deum Auctorem, atque eundem injuriae a parte 
facientis vindicem esse probo, quod nullo modo pugnare sciunt divini atque 
humani iuris Consulti. 

l ) Allerdings nur in J. Imp , wie zu zeigen sein wird, nicht in J. Civ. 
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eines (über das normale Minimum hinausgehenden) Widerstands¬ 
rechtes ist die Beschränkung der Herrschermacht, zweite Voraus¬ 
setzung seine eigene Normierung als „sanetio“ jener Beschränkung. 
Beide Voraussetzungen werden von Huber deutlich getrennt. Dabei 
zeigt er dann, daß beide wieder verschiedener Art sein können. 

Die Beschränkung des Herrscherrechts durch leges fundamentales 
kann im einzelnen Staate derart sein, daß die summa potestas 
des Herrschers dadurch nur gemindert oder ganz aufgehoben 
wird *). In letzterem Falle liegt, wie Huber juristisch ganz korrekt 
sagt, gar keine Monarchie im Rechtssinne vor, denn dann sind 
die Stände höchste Organe des Staates. Aber diese begriffliche 
Scheidung paßt nur für den modernen Einheitsstaat, nicht für den 
ständischen Staat, indem aus einem nur quantitativen Unterschied 
zwischen den Rechten der Stände und des Landesherrn eine 
qualitative Scheidung gefolgert ist. Hier zeigt sich wieder die 
Schattenseite der Methode Hubers: so wertvoll dogmatisch für 
die Erkenntnis der sich konsolidierenden Staatsgewalt die Kon¬ 
struktion seines konstitutionellen Systems ist, so wenig ist sie 
vereinbar mit der rechtlichen Natur ständischer Staatswesen, die 
er mit ihr erklären will. Die ständische Monarchie — wenn man- 
diesen Ausdruck überhaupt gebrauchen darf — erleidet keine 
Änderung ihres politischen und rechtlichen Wesens dadurch, daß 
der Kreiß, der. Hoheitsrechte, in deren Ausübung der Landesherr 
an die Mitwirkung der Stände gebunden ist, größer oder kleiner 
ist. Für .das. Wesen der ständischen Monarchie, von der Huber 
nur redet, ist ihres dualistischen Charakters wegen die Konstruktion 
mit und aus‘dem Begriffe einer einheitlich gedachten höchsten 
Gewalt unmöglich. So fein Hubers Bemerkung ist: „Tollitur vel 
potius communicatur, & quia communicatur, ideo tollitur in Principe 
summa potestas, si constitutum sit, ut nihil possit in j uribus 
imperandi maximis sine adsensu senatus yel ordinum populi 2 ) a und 
so begrifflich richtig dazu der Gegensatz gedacht sein mag: „Quod 
si illud non in Universum, vero de certis capitibus, ut plerumque 
fit, statutum sit, tum non tolli sed minui summam potestatem 

! ) J. Civ. L. Ic XVII, VI (S. 162). Tolant aatem vel minuant leges 
fundamentales, an arctins duntaxat summae potestatis exercitium faciant, ex 
qnalitate sententiaque singularutn est colligendutn. 

*) ibid. VII (S. 162). 
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rationi consentaneum est 1 ) a , so berührt das doch durchaus nicht 
das Wesen der Rechtsstellung des Landesherrn einerseits und der 
Stände andererseits, solange diese noch wirklich die der ständischen 
Verfassung ist. ünd für die Frage, wo diese auf hört, gibt sie 
kein formal klares Scheidungsprinzip. Deshalb versagt denn auch 
diese Unterscheidung Uubers in der wichtigsten Frage, die sich 
an die beiderseitige Rechtsstellung des Landesherrn und der Stände 
knüpft, in der Frage des ständischen Widerstandsrechtes. Die 
Entscheidung dieser Frage soll genau die gleiche sein für die 
Staaten, in denen das summum jus dem Landesherren durch die 
Grundgesetze entzogen, und für denjenigen, in denen es nur ge¬ 
mindert ist*). So führt die ganze Scheidung schließlich ad 
absurdum, da Huber sie vorher als prinzipiell maßgebend für die 
Beurteilung der Frage des Widerstandsrechtes erklärt hat 3 ). 

Die Beschränkung der Herrschergewalt durch leges funda¬ 
mentales hat also für die Widerstandslehre Hubers nur die eine 
einheitliche Bedeutung, daß die Verletzung der Grundgesetze 
immer Voraussetzung für die Entstehung des Widerstands rechtes 
ist. Sie ist aber nicht deren einzige Voraussetzung. Durch die 
Verletzung der Grundgesetze läßt vielmehr Huber ein Widerstands¬ 
recht nur dann zur Entstehung kommen, wenn außerdem die 
andere Voraussetzung erfüllt ist, daß das Widerstandsrecht des 
Volkes als „sanctio“ der Grundgesetze normiert ist 4 ). Diese 
Normierung kann ausdrücklich oder stillschweigend geschehen 5 ). 
Ausdrücklich geschieht sie durch Stipulation der Lex commissoria 6 ) 


J ) ibid. VIII (S. 162). 

а ) J. Civ. LI, c. XLU, III und IV (S. 154 f.) vgl. unten. 

s ) ibid. III. Proinde quoties hac de re quaeritur, omnium primo videndum, 
penes quem sit Jus supremum. 

4 ) J. Imp. Cap. VI, 1 (S. 43) Conditiones alienationi summae potestatis 
adjcctae sive per modum Legum, quas fundamentales rocant, sive per modum 
paciscendi concipiantur, Sanctione sive clausula executoria, quae det illis 
effectum, confirmantur. 

б ) ibid 2 Sanctio autem illa est cxpressa vel tacita. 

6 ) ibid. 2 (Fortsetzung S. 43 f.) Expressa, quando populus aut Proceres 
stipulantur, ut si Bei non scrvet eas Leges ea ve pacta, tum cives ad 
obsequium non teneantur — 3 Talern Poloni & Hungari suis electionibus 
adjicere sunt soliti, & illi quidem non defierunt; hi novo Regi suo volentes 
nolentes, eam nuper, sub titulo de Edicto R. Andreae tollendae remiserunt. 
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eines (über das normale Minimum hinausgehenden) Widerstands¬ 
rechtes ist die Beschränkung der Herrschermacht, zweite Voraus¬ 
setzung seine eigene Normierung als „sanctio“ jener Beschränkung. 
Beide Voraussetzungen werden von Huber deutlich getrennt. Dabei 
zeigt er dann, daß beide wieder verschiedener Art sein können. 

Die Beschränkung des Herrscherrechts durch leges fundamentales 
kann im einzelnen Staate derart sein, daß die summa potestas 
des Herrschers dadurch nur gemindert oder ganz aufgehoben 
wird 1 ). In letzterem Falle liegt, wie Huber juristisch ganz korrekt 
sagt, gar keine Monarchie im Rechtssinne vor, denn dann sind 
die Stände höchste Organe des Staates. Aber diese begriffliche 
Scheidung paßt nur fflr den modernen Einheitsstaat, nicht für den 
ständischen Staat, indem aus einem nur quantitativen Unterschied 
zwischen den Rechten der Stände und des Landesherm eine 
qualitative Scheidung gefolgert ist. Hier zeigt sich wieder die 
Schattenseite der Methode Hubers: so wertvoll dogmatisch für 
die Erkenntnis der sich konsolidierenden Staatsgewalt die Kon¬ 
struktion seines konstitutionellen Systems ist, so wenig ist sie 
vereinbar mit der rechtlichen Natur ständischer Staatswesen, die 
er mit ihr erklären will. Die ständische Monarchie — wenn man. 
diesen Ausdruck überhaupt gebrauchen darf — erleidet keine 
Änderung ihres politischen und rechtlichen Wesens dadurch, daß 
der Kreis, der. Hoheitsrechte, in deren Ausübung der Landesherr 
an die Mitwirkung der Stände gebunden ist, größer oder kleiner 
ist. Für .das. Wesen der ständischen Monarchie, von der Huber 
nur redet, ist ihres dualistischen Charakters wegen die Konstruktion 
mit und aus' dem Begriffe einer einheitlich gedachten höchsten 
Gewalt unmöglich. So fein Hubers Bemerkung ist: „Tollitur vel 
potius communicatur, & quia communicatur, ideo tollitur in Principe 
summa potestas, si constitutum sit, ut nihil possit in juribus 
imperandi maximis sine adsensu senatus yel ordinum populi 2 )“ und 
so begrifflich richtig dazu der Gegensatz gedacht sein mag: „Quod 
si illud non in Universum, vero de certis capitibus, ut plerumque 
fit, statutum sit, tum non tolli sed minui summam potestatem 

*) J. Ci?. L. Ic. XVII, VI (S. 162). Tolant autem vel minuant leges 
fundamentales, an arctius duntaxat summae potestatis eiercitium faciant, ex 
qualitate sententiaque singularum est colligendum. 

*) ibid. VII (S. 162). 


Go igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Nach seinem „Staatsrecht“ steht das Widerstandsrecht prinzipiell 
zur Verfügung des senatus oder populi concilium, also der Stände 1 ). 
Nach seiner Schrift über das Recht der drei Staatsformen kommt 
es nur denen zu, qui pacti sunt, oder deren Majorität 2 ). Im Er¬ 
gebnis wird der Unterschied beider Lehren kein wesentlicher sein, 
vielmehr bezeichnet die zweite wohl nur in formeller juristischer 
Weise dasselbe Subjekt, das die erste materiell bezeichnet. Trotz¬ 
dem ist es charakteristisch, daß Huber eine ausdrückliche Fest¬ 
stellung hierüber für überflüssig erachtete. Denn es erklärt sich 
daraus, daß in seiner Lehre diese ganze prinzipielle Kompetenz¬ 
regelung, wie er selbst einmal klar ausspricht 3 ), praktisch sehr 
geringen rechtlichen Wert hat. Ihr Wert wird fast völlig auf¬ 
gehoben durch die Konstruktion, daß die Befugnis der prinzipiell 
allein legitimierten Körperschaft nicht nur von einzelnen ihrer 
Mitglieder, sondern auch von Privaten in negotiorum gestio aus¬ 
geübt werden kann. Die Bedeutung dieser Lehre, für deren 
Einzelheiten hier die Verweisung auf die — unten in Anmerkung 
wiedergegebenen 4 ) — Ausführungen Hubers genügt, liegt vom 

*) J. Civ. L. I c. XLII, IH (S. 35) Sane ubi unus tali principatu fungi- 
tnr, ut regimen infra leges habeat, ibi jus summum necessario est penes 
senatum aut populi concilium ... Ex quo liquet, concilium illud, si potestate 
sua velit uti, jus habere cohibendi illos, qui principale regimen in absolutum 
convertere satagnut. 

2 ) J. Imp. c. VI, 11 (S. 45) Hoc singulis non competit, verum his qui 
pacti sunt aut parti illorum majori. 

3 ) J. Civ. ibid. (S. 355) Nam quid singuli vel plures valeant, aut quid 
cxpediat, servire an pugnare, facti magis & Politices, quam juris est. 

4 ) J. Civ. Lib. I c. XLII, III (S. 355) Si hoc (sc. senatum aut populi 
concilium) praesens & sui potens acta ejusmodi principis aliorumve 
parem vim babentium tacite adspiciat, pro consentiente haberi debet; unde 
quod illegitimum erat, hoc modo legitimatur et obligat subjectos. Ex quo 
liquet, concilium illud, si potestate sua velit uti, jus habere cohibendi illos, 
qui principale regimen in absolutum convertere satagunt. Quo minus autem 
hoc semper faciant, rationes equidem esse possunt, verum politicae magis. 
Nam de jure non debet ommittere tale concilium, quo minus sententiam 
suam & officium Principis cordati significent et demonstrent. Quod si tarnen, 
is inconsulta vi & manu, fretus pertendat, neque ä Senatu in ordinem redigi 
possit, idque notorium sit, iam nihil haerendum, quin singulis e populo 
resistendi facultas iure competat ... IV Idem statuendum, si Rex summam 
quidem sed integram non habeat potestatem, verum quasdam Imperii partes 
una cum senatu aut popularibus delegatis exejrcere debeat, idque facere 
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Standpunkte unserer Untersuchung darin, daß sie erneut zeigt, 
wie seine an sich (dogmatisch) wertvolle Aufstellung des Systems 
einer konstitutionellen Staatslehre ihn unfähig zur Erkenntnis des 
Wesens des ständischen Staates machte, den er doch als gegen- 


adspernetur. Quo modo cum Dux Albae, nomine Philippi Regis, decimam a 
Belgis, Ordinibus quibusdam invitis, exigeret, idque manifestum esset, haud 
injuria singuli cives, clausis officinis, exactoribus resisterunt. Nec alia ratione 
dcfendi potest quod in plerisque civitatibus defectio ab Hispauis ex plebe 
initium habuerit Quia satis constabat, pleraque ävTonQayiag Hispaniae 
facinora, reclamantibus populorum Ordinibus institui; nec minus certum 
erat, jure fundamentali id omnino esse prohibitum. — — VI. (S. 358) Quin 
etsi nullus sit optimatium senatus aut populi concilium, tarnen, si verum 
est, sicut est, Regem, quatenus ei dclatum non est, nec habere Imperium 
sed hactenus esse privatum, sequitur, Imperatis ejus, quae non dubie excedunt 
potestatem concessam, posse resisti. Ni fiat, quod supra faciondum dispu- 
tavimus, ut si quid istius generis occurrat, convocentur hi, quorum fuit pri- 

roaevum jus Imperii.-VgJ. dazu auch die allgemeine spätere Bemerkung XII 

(8. 361 f): Praeterea doctrinam Aristotelis huc applicabimus, qua Tyrannidem 
ille definit, si quis Rex id agat, ut omnia dirigat ad libidinem utilitatcmque 
suam solius, idque multiplici experientia palam sit; omnibusque tentatis 
remediis, nulla spes supersit emendationis, & Rempublicam pessum ire sit 
indubitatum, nihil in ea sententia videmus iniqui aut absurdi, quae resistendi 
facultatem tribuit subiectis Et quamquam ubi certo constat rem ita habere, 
initium resistendi a quovis potest fieri, Magistratusque nihilo plus habere 
juris quam infimos civium ad versus summam facultatem alias diximus; at 
tarnen rectius & tutius hoc casu principium a summis Magistratibus fieri 
videtur. Eo quod sanius eorum hac de causa sit judicium, & quod minore 
confusione res geri possit ab illis, ut factum a Bruto contra Tarquinium, 
a Galba adversus Neronem, a Wilhelmo Arausionensi contra Philippum II. 
— J. Imp. c. VI (8. 45) 13 Proinde singuli tenentur ad oboedientiam 
duntaxat passivam, ut ne consentiant nec faciant quiequam parend. causa 
sed vim ne opponant. — 14. Quod si tantus sit excessus Legum & tanta 
vis dominationis, ut nullum sit dubium quin hi quorum est jus pacti, si 
possent, opponere se vellent, dicendum est, initium a paucis fieri posse. — 
15. Ratihabitio quoque libera eorum, qui jus pacti habebant, eandem vim 
heic loci, quam semper, obtinebit, ut pro Mandato habeatur. — 16 Hamm 
rerum evidens usus venit in motibus Belgicis, qui a Proceribus & infima 
plebe, non ab iis, quibus ab antiquo jus populi erat, sunt inchoati. — 17 
Sed postquam de nullitate plurium a Principe actorum non dubitabatur, ne 
etiam de animo majoris Procerum partis. ut ex ratihabitione liberrima deinde 
approbatum est, acta gesta paucorum legitimata sunt. — 18. Idem in no- 
vissimo Angliae Scotiaeque processu ac eventu curate observatum esse,' facile 
animadversum est. 
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ständliche Grundlage seiner Betrachtung (Polen, Ungarn, Nieder¬ 
lande, England) verwertete. Huber hat das Widerstandsrecht los¬ 
gelöst von der einzigen Grundlage, auf der seine positivrechtliche 
Existenz beruhte, von der besonderen Rechtsstellung der Stände 
im ständischen Staat. 

Somit liegt die Eigenart der Lehre Hubers darin, daß er, 
zwar bewußt und absichtlich den Weg naturrechtlicher Begriffs¬ 
konstruktion vermeidend, von der Beobachtung der rechtlichen 
Wirklichkeit ausgehend die deren Wesen entsprechenden Regeln 
zu finden suchte ] ), doch aber schließlich zu einem Ergebnis gelangte, 
das mit dem Wesen derjenigen staatsrechtlichen Einrichtungen, 
die die einzige und wesentliche Grundlage des positivrechtlichen 
Widerstandsrechtes waren, unvereinbar ist. Das ist nicht zufällig. 

Die prinzipielle methodologische Erwägung, von der Hubers 
Widerstandslehre ausgeht, bedeutet einen wichtigen — den letzten 
— Schritt auf dem langen Wege der Entwicklung, den wir die 
Widerstandslehre haben gehen sehen von ihrer ersten Durchsetzung 
mit positivrechtlichen Gedanken bei den Monarchomachen bis zu 
ihrer vollständigen Besitzergreifung durch jene. In der durch¬ 
greifenden Ausschaltung alles rein naturrechtlichen in den Einzel¬ 
heiten des Ergebnisses war diese Besitzergreifung vollendet in der 
Lehre Keckennanns. Gedanklich hat die Entwicklung ihren Höhe¬ 
punkt erreicht in der prinzipiellen Anwendung der staatswissen¬ 
schaftlichen Methode Hubers. Dieser Teil seiner Lehre hat für 
unsere Frage völlig selbständige Bedeutung, die daher nicht auf- 

>) Als ein wichtiges Beispiel für das Streben Hubers, durch die 
begriffskonstruktiven Konsequenzen der Vertragstheorie nicht die aus der Er¬ 
kenntnis der staatlichen Wirklichkeit sich ergebenden Gedanken verdrängen 
zu lassen, sei noch darauf hingewiesen, daß er, im Gegensatz zu den meisten 
früheren Widerstandslehren, scharf zwischen dem Widerstand und der Ab¬ 
setzung unterscheidet. J. Imp. c. VI, 2J ff. (S. 46): Regelmäßig ist die 
Absetzung nur aus der clausula commissoria gegeben, denn nur sie ist 
eine auflösende Bedingung des Herrschervertrages, alle anderen grund¬ 
vertraglichen Beschränkungen sind nur Auflagen (pacta contractibus adjecta). 
Dicendum igitur (ibid. 24) jus removendi Imperantes non oriri ex violatione 
quorundam pactorum fundamentalium: sed ius in ordinem illos redigendi. 
Einzige Ausnahme davon ist (ibid. 30): Quando Princeps non contentus 
egredi terminos potestatis sibi dclatae, monitus aut rogatus non desistit 
(beachte die alte „Ermahnung“!) sed iis se nolle teneri demonstrat, in 
eoque praefracte perseverat, hunc esse tyrannidis reum et posse removeri. 

21 * 
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gehoben wird durch die Unzulänglichkeit der mit ihr gefundenen 
Entscheidung. 

Die Unzulänglichkeit des Ergebnisses von Hubers Wider¬ 
standslehre mindert die Bedeutung seiner methodologischen Gedanken 
nicht nur nicht, sondern erhöht sie sogar in gewisser Hinsicht. 
Sie mindert sie nicht. Denn sie beruht nur darauf, daß Huber 
die eigentümliche rechtliche Bedeutung der ständischen Verfassung 
nicht recht erkannt hatte, deshalb nicht aus ihr allein 
und ihrer besonderen Ausgestaltung im einzelnen Landesrecht das 
Widerstandsrecht abgeleitet hatte, sondern aus der Idee des Staats¬ 
vertrags. Das bedeutet aber für seine Zeit durchaus nicht mehr 
eine solche Abweichung vom positiven Recht, wie in früheren 
Zeiten. Denn einerseits mußte die immer stärkere Ausbildung 
der Landeshoheit die klare Vorstellung der eigenartigen Rechts¬ 
stellung der Landstände naturgemäß verwischen, indem diese selbst 
da, wo sie praktische Bedeutung behielten, nicht sowohl mehr 
als selbständige Träger einer gedoppelten Staatsgewalt neben dem 
Fürsten erschienen, als vielmehr als ein, die im Fürsten vereinigte 
Staatsgewalt beeinflussendes, Staatsorgan. Auch war die Auffassung 
der Landstände als eines die Rechte des Volkes repräsentierenden 
Organs mit und in der Idee des Staatsvertrages in der rechtlichen 
und politischen Wirklichkeit zu größerer Bedeutung gelangt. 
Andererseits mußte gerade diese größere Bedeutung, die wir die 
Staatsvertragstheorie im politischen Leben haben gewinnen sehen, 
wie wir ebenfalls bereits fanden, dahin führen, daß man in ihr 
allein die rechtliche Grundlage des Widerstandsrechtes sah und 
darüber dessen wahrhafte positivrechtliche Grundlage, die im 
einzelnen Falle besonders gegebene Verstärkung des den Ständen 
zustehenden Teiles der Staatsgewalt, ganz vergaß. Nun ist aber 
gerade das Arbeiten mit dem Staatsvertragsgedanken mit die Ur¬ 
sache, daß Huber zu 90 unbefriedigenden Ergebnissen gelangte. 
Insoweit wichen jedoch seine Gedanken nicht von den in der 
rechtlichen und politischen Wirklichkeit geltenden ab. Daß aber 
die Ergebnisse seiner Lehre so unbefriedigend sind auch durch 
ihre systematische Unklarheit, das ist eine Folge gerade des großen 
rechtswissenschaftlichen Vorteils seiner Lehre, des Strebeüs nach 
staatswissenschaftlicher Erkenntnis der Rechtsinstitute und deren 
Verwertung. Indem er gleichzeitig von der Eigenart der ver- 
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schiedenen positiven Gestaltungen des Verfassungsrechts und von 
jenem allgemeinen Gedanken, der nur begriffslogisch verwertet 
werden konnte, ausging, mußte er, in dem Versuch diese beiden 
unvereinbaren Dinge zu vereinbaren, zur Unklarheit kommen. Nun 
fand er aber diese beiden unvereinbaren Dinge in der Wirklich¬ 
keit. Der Aufbau des ständischen Staatswesens und damit die 
äußere Gestaltung der Stände hatten sich erhalten. Die Erwähnung 
der Widerstandsklausel in den Landesverträgen und damit über¬ 
haupt die Idee des rein ständischen Widerstandsrechtes konnte er nicht 
umgehen. Ebensowenig verkannte er, daß das, womit das Denken 
in der staatlichen Wirklichkeit arbeitete, nicht mehr jene alten 
ständischen Institutionen waren, sondern nur die Vertragstheorie: 
so erklärt er den Freiheitskampf der Niederlande mehrfach nur 
hieraus zu rechtfertigen, während er die Widerstandsklausel des 
J. E. als „altes“ Brabanter Recht bezeichnet 1 ); so verweist er 
ausdrücklich auf die Anerkennung, die die nur aus jener Theorie 
zu konstruierenden Gedankengänge in der englischen Revolution 
gefunden haben 2 ). Die Widersprüche und die Unklarheiten in 
der Widerstandslehre Hubers sind also nur die Folge der Un¬ 
klarheiten der im damaligen Staatsleben zum Ausdruck kommenden 
Rechtsgedanken. 

In dem Zerfall der ständischen Verfassung und der damit 
gegebenen Unmöglichkeit des staatlichen Wirkens und rechtlichen 
Geltens ihrer Grundgedanken ist der rechtswissenschaftliche Zerfall 
der Widerstandslehre notwendig gegründet. Die. ständischen In¬ 
stitutionen hatten die einzige Möglichkeit gegeben, das Widerstands¬ 
recht positivrechtlich zu begründen. Indem sie ihre Bedeutung 
verloren, schwand diese Möglichkeit; die Widerstandslehre konnte 
nur noch als naturrechtliche Theorie weiterleben. So kommt es, 
daß, nachdem in ihr ein Jahrhundertlang das positivrechtliche 
Element gegen das naturrechtliche, die begriffskonstruktive Methode 


*) J. Civ. L. Ic. XLII, IV und VI; J. Imp. c. VI, 13-17 (vgl. oben 
S. 321 Anm. 4), und zu 80 ibid, Recht der Absetzung (oben S. 323. Anm. 1). 
81 (S. 47): Hac ratione Belgarum populi sunt usi, qui plus decennio se 
intra terminos resistendi continuerunt; antequain Principi suo Imperium 
abrogarunt 

2 ) J. Imp. VI, 18 (vgl. oben S. 321 Anm. 1 am Ende). 
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gegen die staatswissenschaftliche gerungen hatten, der gedankliche 
Sieg des positivrechtlichen Elements in der bewußten Durchführung 
der staatswissenschaftlichen Methode zu spät kam. Huber war 
der erste, der das Widerstandsreclit bewußt nur positivrechtlich 
untersuchen wollte. Er mußte der letzte sein. 


VI. Die traditionelle Widerstandslehre im 18. Jahrhundert 

(Bis 1763) 

Für den bewußten und prinzipiellen Anschluß der Wider¬ 
standslehre an das positive Recht war schon, als Huber ihn ver¬ 
suchte, der rechte Zeitpunkt verpaßt. Im 18. Jahrhundert konnte 
die Widerstandslehre nicht mehr auf Elemente des positiven Rechts, 
sondern nur mehr auf solche naturrechtlicher Konstruktion gestützt 
werden. Wie das geschah, ist für unsere Untersuchung an sich 
belanglos. Nicht ohne Bedeutung jedoch ist für uns, ob in jener 
Zeit, in der das Widerstandsrecht nur noch auf allgemeine rechts¬ 
theoretische Erwägungen gegründet werden konnte, aus der Wider¬ 
standslehre jene alten, dem positiven Rechte entnommenen Elemente 
vollständig verschwunden sind. Hätten sich diese in nur irgend¬ 
wie erheblicher Weise noch in der Widerstandslehre des acht¬ 
zehnten Jahrhunderts erhalten, so wäre das ein neuer Beweis für 
die Richtigkeit des Grundgedankens unserer Betrachtung: daß in 
ihnen der eigentliche Kern der Widerstandslehre zu suchen ist, 
aus dem diese ihre eigentümliche, zähe Lebenskraft erhalten hat. 
Unter diesem Gesichtspunkt ist daher eine Betrachtung der 
Widerstandslehre des achtzehnten Jahrhunderts nicht entbehrlich: 
aber auch nur unter diesem Gesichtspunkt gerechtfertigt. Noch 
weniger wie für die frühere Epoche, kann es daher hier die Auf¬ 
gabe sein, eine erschöpfende Literargeschichte der Widerstands¬ 
lehre zu geben. Vielmehr werden wir uns prinzipiell darauf zu 
beschränken haben, allenfallsige Zeugnisse für ein Weiterleben 
der alten positivrechtlichen Elemente aufzusuchen, von den übrigen 
Teilen der Theorie aber nur soviel an Stichproben anzuführen, um 
das Verhältnis jener zu der allgemeinen Gestaltung der Wider- 
standslehre beleuchten zu können. 
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Wie es nach unseren bisherigen Heobachtungen der Entwicklungs¬ 
geschichte der Widerstandslehre in ihrem Verhältnis zum positiven 
Recht ganz natürlich erscheint, ist das typische Bild der 
Widerstandslehren im 18. Jahrhundert das einer reinen naturrecht¬ 
lichen Konstrnktion mit den schon aus dem Arsenal der Scholastik 
stammenden begrifflichen Hilfsmitteln, wie sie von den Monarcho- 
machen weiter ausgebildet waren. Die konstruktiven Hauptgedanken, 
insbesondere der des bedingten Herrschaftsvertrages werden ein¬ 
fach wiederholt, die positivrechtlichen Grundlagen hingegen sehr 
beiseite gelassen. Und zwar ist diese Konstruktion des Widerstands¬ 
rechtes, ganz wie in den früheren Perioden, zu finden ebenso bei 
den prinzipiellen Leugnern, wie bei den prinzipiellen Verteidigern 
eines Widerstandsrechtes. So hatte schon in der zweiten Hälfte 
• des 17. Jahrhunderts Pufendorf an die Lehre von der Sakro- 
sanktität des Fürsten eine Lehre von der Berechtigung des Wider¬ 
standes gegen Tyrannei angeschlossen, 1 ) die einfach die Recht¬ 
fertigungsgründe des Grotius wiederholt und nur die von jenem, 
wenn auch nicht einwandsfrei konstruierten, doch deutlich heraus¬ 
gearbeiteten Zusammenhänge mit dem positiven Recht des ständi¬ 
schen Staates ganz zurücktreten läßt. Und seine, nach seinem Tode 
zu Beginn des 18. Jahrhunderts erschienenen, Zwei Bücher vom 
Natur- und Völkerrecht, die zwar ein Widerstandsrecht gegen un¬ 
rechtmäßige Gewaltübung des Fürsten leugnen, rechtfertigen doch 
aus dem Staatsvertrage 2 ) den Widerstand gegen äußerste Be- 

J ) Samuelis Pufcndorfii De jure naturae et gentium libri octo. Londini 
Scan. 1672 Lib. VI, cap. VIII § 8 Caeternm ista sanctitate, quam hactenus 
adstruximu8, non gaudent nisi reges revera tales. Inde eadem non fruuntul*, 
qui regium quidem nomcn gerunt, popul i tarnen putestate subsunt . . . Item, 
qui imperio abierunt, aut regnum plane pro derelicto habcnt; in quos eadem, 
quae in privatos licent, ubi alios gravibus injuriis lacessere instituant. 
Sicut et in privatam recidit fortunam rex, si regnum committatur sive ex 
fclonia in eum, cujus fendum est, sive ex clausula posita in ipsa delatione 
imperij, ut si hoc vel illud rex faciat, subditi statim ouini obedientiao vinculo 
solvantur. Sic &, ubi in delatione regni eipresse conventum fuerit, ut regi 
certum quid facienti resisti possit, id pactum utiq; observari potest. Sed 
& si rex a populo constitus regnum velit alienare, aut modum habendi 
iminutare, apertum est ipsum non modo nihil agerc: sed & eidem per vim 
conata sua tendenti perficere vis a civibus opponi poteiit. 

a ) S. Pufendorf, De jure naturae et gentium libri duo, Frankfurt a/M. 
1706 S. 1059: Die Ausschließung des Widerstandsrechtes auch im Falle der 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



328 


Digitized by 


drängung: extremo periculo, ubi in hostera princeps abiit. suam 
salutem adversus eum defendere . l ) Ganz wie Pufendorf konstruiert 
auch Buddeus Ende des 17. und Anfang des 18. Jahrhunderts in 
unmittelbarem Anschuß an die Lehre von der Sakrosanktität des 
Fürsten ein Widerstandsrncht aus dem Staatsvertrag; 2 ) nur be¬ 
rücksichtigt er im Gegensatz zu jenem die positivrechtlichen 
Zusammenhänge wenigstens insoweit, als er als einen besonderen 
Fall des Widerstandsrechts denjenigen bezeichnet, in dem es durch 
eine Klausel der leges fundamentales bgründet ist; 3 ) doch ist 
auch dies offenbar mehr auf die Wirkung der literarischen Vor¬ 
bilder, als auf ein bewußtes Aufhehmen der alten positivrechtlichen 
Zusammenhänge zurückzuführen. 4 ) 

Not wäre der natura summi imperii, d. h. dem vertraglichen Zweck ihrer 
Begründung zuwider, denn vor dieser waren die Einzelnen nur multorum 
injuriis obnoxii, ita tarnen nt repugnare possent: hoc autem modo sese 
adstrinxissent ad quasvis injurias citra repugnantiam patiendas ab illo, quem 
ipsi suis viribus armaverunt. Minus quippe malum pugnare quam certa mors. 

J ) ibid. 1058. 

3 ) Jo. Francisci Buddei Elementa philosophiae practicae ed. 5, Halae 
1712 (1. Auflage 1697) pars 2 cap IV sect. XIII §VI1 (S. 847 f). . . . Finia 
autem ciuitatis illam (seil, sanctitatem ac inviolabilitatem summorum impe- 
rantium) luculenter requirit. Interim si summus imperans leges fundamentales 
palam nigret, & ut paucis omnia dicam, hostilem erga ciuitatem animum 
induat, adeoque imperans esse desinat, quo minus illi recisti queat non 
Video quid obstet. Hoc vero minime ex sententia quorundam civium, praesen- 
tem statum aegre ferentium, dijudicandum est, sed hostilis imperantis animus 
ita se prodere debet, vt nemo amplius de eo dubitare possit. 

8 ) ibidem § XIII (S. 350 f) Dum voro haec potestas imperantibus con- 
fbrtur, interdum conditiones quaedam adiici solent, sive pacta specialia, 
quibus summus imperans, ad certam regiminis formam et modum adstringitur. 
Haec pacta ceteroquin leges fundamentales dicuntur. Per quas quidem summum 
imperium omnino saluum esse puto, nisi talia promiserit, quae non tantum 
actum aliquem summae potestatis impediunt, sed et iam facultate hunc. aut 
illum aut aliquot summi imperii actus, exercendi, eum priuant. Si leges 
istae animo hostili & tyrannico violentur, subditi non quidem punire impe- 
rantem, sed obsequium ei denegare & a pacto discedere possunt. 

4 ) Die von Buddeus gebrauchte Formel für den Inhalt der kommissari¬ 
schen Klausel: „hunc aut illum aut aliquot summae imperii actus* geht 
zweifellos literargeschichtlich zurück auf die aragonische Verfassung und 
ihre Darstellung durch Hotman (si hoc aut hoc rex faciat); da diese aber nicht 
von Buddeus angeführt ist, ist ebenso zweifellos, daß nicht sie selbst sein 
Vorbild.war. sondern die Stelle bei Grotius, in der jene Formel ohne Hin- 
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Typisch für diese Art der Betrachtung und von wesentlich 
gleichem Inhalt ist die Lehre von Daries, die prinzipiell ein 
Widerstandsrecht im Falle des Rechtsstillstandes, 1 ) sonst aber 
nur da für gegeben ansieht, wo das positive Verfassungsrecht 
eine lex commissoria enthält. 2 ) Doch wirkt bei Daries rudimentär 
eine Erinnerung an den Zusammenhang des Widerstandsrechts 
mit dem positiven Verfassungsrecht des ständischen Staates, indem 
er in unmittelbarem Anschluß an die Erörterung der Widerstands¬ 
frage die Bemerkung anschließt, daß die Einrichtung von Ständen 
zur Verteidigung der Grundgesetze gegen fürstliche Willkür 
politisch wünschenswert sei. 3 ) In allen Punkten ähnlich ist die 
aus demselben Jahre 1748 stammende Dissertation von Wiering 
(Wedekind) über die Verpflichtung der Bürger gegenüber einem 


weis ihres positivrechtlichen Ursprungs als Definition der kommissarischen 
Klausel verwandt wird. (Vgl. oben S. 253, Anm. 1.) 

a ) Joach. Georgii Daries, Institutiones jurisprudentiae universalis ed. 3 
1748 § 735 (8. 423 f.) Posito iustitio universali imperio civitatis subiecti, 
«i periculum in mora est, in statum naturalem redeunt. His enim sub 
determinationibus fieri non potest, vt jus suum per magistratum persequantur, 
ideoque in statum naturalem redeunt. 

2 J ibidem § 791 Si, qui imperantem eligunt, propositiones quasdam 
constituunt, quibus imperans modum exercendi iura majestatica attemperare 
debet, propositiones illa in civitate successiva leges fundamentales et in 
ciuitate electiua capitulationes vocantur. § 792. Pactum imperanti9 cum 
ciuibu8, quo imperans ea conditione majestatem acicpit, vt violatis legibus 
fundamentalibus se imperio velit abdicare, vocatur commissorium seu lex 
commissoria. § 793 Imperans non statim majestatem, violatis legibus funda- 
mentalibus siue capitulationibus, amittit, nisi pacto commissoria id sit 
constitutum. Legibus enim fundamentalibus atquc capitulationibus exercitium 
iurium majestaticorum solummodo restringitur. Ex ejusmodi itaque legum 
violatione inferri solummodo potest, imperantem plura sibi arrogasse iura, 
quam per pactum illi sint concessa. Quamobrem, cum ex eo, quod quis 
plura sibi arrogauerit iura, quam quac concessa sunt, colligi nequeat, illum 
hoc facto ea etiam iura, quae habuit, amisisse, manifestum est a violatione 
legum fundamentalium vel capitulationum ad majestatis amissionem non 
valere consequentiam (S. 452 ff). 

3 ) ibid. § 794 (S. 454) Poito ex dictis patct, prudentiae esse, vt in 
ciuitatibus per pacta limitatis viri constituantur, quorum partium est, leges 
fundamentales vel capitulationes a violatione custodire. Ejusmodi viri 
dicuntur ordincs imperii. Ergo et juri naturali conuenienter ordines imperii 
in ciuitate per pacta limitata constitui possunt. 
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tyrannischen Fürsten, 1 ) die zur Entscheidung über die Frage, ob 
Tyrannei vorliegt, in einem Satze das Volk, im nächsten die 
Stände für zuständig erklärt. 

Bei zahlreichen anderen Widerstandslehren aus diesen Jahr¬ 
zehnten fehlen aber selbst diese rudimentären Reminiszenzen an 
die ursprünglichen positivrechtlichen Grundlagen. So behandelt 
Fleischer (1730) die rechtstheoretische Begründung des Wider¬ 
standsrechts als ziemlich selbstverständlich und weist nur auf 
die praktische Schwierigkeit der Entscheidung über das Vor¬ 
liegen ihrer rechtlichen Voraussetzungen im Einzelfall hin. *) 
Gribner (1733) begnügt sich mit der einfachen Feststellung, daß 
sich ein Widerstandsrecht des Volkes nicht leugnen lasse., 3 ) 

1 ) Ph. Jac. Henr. W i e r i n g, praeside M. Rudolfo Wedekindo Dissertatio 
juris naturalis et politica de obligatione civium erga principem tyrannum 
Gött. 1748 § XXI (S. 20) Quaeri poterat: quid contra imperantem, qui hocce 
modo justi tiluti tyrannidis iudicatus est, statueudum sit ? Sed non est 
cathedrae tantas causas componere. Equidem Obligationem, et quae binc 
proficiscuntur, erga tyrannum cessare, argumentis iustis evictum arbitror. 
Judicium Tyranni ipsum sit penes istos quos § antec. allegauimus, arbitroa 
Dazu § XX am Ende: Judicent omnis in Universum populus, et omnes im- 
primis boni; judicent imperii proceres, ac decidant rem ipsae leges imperii 
fundamentales, ferner dazu das Zitat: Cel. Combach, Dissertatio de Monar- 
chia § 52 ... „Nec prius resistendum est tyrannus, qui exercitio esse 
dicitur, quam si tyrannis ipsius sit nota et obfirmata, aliaque remedia non 
adsint: illa vera fit cognita per indictionem conciliorum et conventum gene¬ 
ralem omnium ordinum populi et quae seq. tf Dies Zitat, das unverkennbar 
an die Zeitsätze des Althusius anknöpft, steht in krassem Gegensatz zu der 
Ansicht, die Wiering damit belegen will. Gerade das ist charakteristisch. 

2 ) Joh. Laurent. Fleischeri Institutiones juris naturae ct gentium ed. 2 
Halle 1780 Lib. III cap XVIII § 5 (S. 635): Utrum imperans removeri, sive > 
si ita loqui liceat, dcthronisari queat a subditis? est difficillimae decisionis. 
Nam in theoria quidem facile hoc defendere causasque proferre possumus, 
propter quas dethronisatio institui debeat: in applicatione vere res haud 
aeque procedit. Nam quamvis dicas: dethronisationem locum habere, si 
iustam populus habeat causam; majores tarnen se offerent difficultates circa, 
quaestionem, quaenam causa haben debeat pro justa? & quis iure gaudeat 
de illius causae justitia cognoscendi? 

3 ) Mich. Henr. Gribneri Principiorum jurisprudentiac naturalis libri IV 
cd. 3 Wittbg. 1733. Lib. II cap. III § V (S. 242 f.): Sicuti autem in primia 
in absolutis regnis de tyrannide non, nisi difficillime. ferri potest judicium 
cum civibus in actus ac rationes Imperantis uix liceat inquircre: ita, si 
tyrannis manifesta sit, populi resistendi jugumque exentiendi potestas dene- 
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Etwas ausführlicher und in engerer Anlehnung an die Formeln 
und Einschränkungen, wie sie in der Widerstandslehre hergebracht 
waren, konstruiert Schierschmidt (1743) das Widerstandsrecht des 
Volkes aus dessen subsidiärer Befugnis, bei Pflichtverletzung des 
Herrschers nach mehrmaliger vergeblicher Abmahnung (interpellatio) 
vom Herrschaftsvertrage zurückzutreten und jenen als Feind des 
Vaterlandes zu bekämpfen. 1 ) Kahrel (1746) hingegen folgert 
ohne weitere Begründung und Einschränkung aus dem Herrscher¬ 
vertrage das Recht des Volkes „einen Tyrann vom Throne zu 
werfen“; doch zeigt gerade seine Formulierung dieses Rechtes 
als eines Rechtes des „Staates“ wieder eine gewisse Verwandtschaft 
mit den älteren positivrechtlichen Auffassungen des ständischen 
Staates. a ) 

gari nequit: si modo Universum Rempublicam opprimere conetur, tyrannua 
ac ciues in conseruanda salute patriae ulterius, quam necessitas exigit, haud 
progrediantur. 

1 ) Jo. Justini Schierschmidii Elementa juris naturalis, Jena 1742 
(Pars II de iure naturali sociali 1742 Sect. II cap. I) §529 (S. 755 ff): Pactum 
subjectionis est pactum sub modo initum. Verum ex pacto sub modo inito 
alter paciscentium qui suam adimplevit obligationem, jus accipit principale 
alterum vel certo vel sat probabiliter in adimplenda sua obligatione reni¬ 
tentem adigundi ad impletionem sua obligationis. Si vcro isto jure irrito* 
cum effectu vsus est, ipse ins subsidiarium consequitur a pacto prorsus reci- 
dendi suumque revocandi promissum. Ciues igitur subjecti simul sumti, dum 
suas adimplerunt obÜgationes imperanti suo debitas ins principale mracis- 
cuntur imperantem in adimplendis suis obligationibus, aut ex ipso contractu 
ciuitatis, aut ex legibus fundamentalibus vel capitulationibus 6ubortis, reti- 
nentem semel iterum iterumque debita cum reuerentia adhortandi, ut suas 
adimpleat obligationes: Quodsi vero ciues simul sumti isto jure multotiea 
irrito cum effectu vsi fuerint; demum jus idque subsidiarium nanciscuntur 
a pacto subjectionis prorsus recedendi, imperiumquc illud civile imperanti 
pacto subjectionis aut absolute aut sub certa limitationc collatum reuocandi. 
— Corol. II . . . revocare, eundemque tanquam hostem patriae bello prose- 
qui, atque ciuitate prorsus expellere possunt. 

2 ) Hermann Friederich Kahrel, Das Recht der Natur, Frankfurt a./M. 
1746. Th. 4, Cap VIII § 21 (S. 735): Der Staat hat ein Recht, einen Tyrann 
vom Throne zu werffen. Beweis: Dann ohne des Volcks Willen kan keiner ein 
Monarch seyn (c. 7 § 8). Ein Tyrann handelt aber gantz gegen die Absicht 
des Staates (§5); das kan aber unmöglich des Volcks Wille seyn (c. 6 §5); 
solchergestalt begibt sich ein Tyrann seines Rechts, und darff von dem Volck 
verstoßen werden. Man muß sich aber hüten, daß man keinen vor einen 
Tyran halte, der es nicht ist. 
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Zu derselben Zeit ungefähr stützten die beiden Cocceji 1 ) das 
Widerstandsrecht des Volkes wesentlich auf die allgemeinen Grund¬ 
gedanken der naturrechtlichen Staatslehre. Ausschließlich geschah 
das dann durch Christian v. Wolff 2 J. In seinen Ausführungen 
ist die nahezu wörtliche Anlehnung an die typischen Floskeln der 

*) Henrici de Cocceji Grotius illustrativ seu Commentarii ad Hugonis 
Grotii de jure belli ac pacis libros tres, Breslau 1744, Anm. zu Lib. I cap. VI 
§ II (I, 821), deren Wortlaut unten S. 34 Anm. 3 wiedergegeben ist. Vgl. 
jedoch auch die anderen dort angeführten Stellen, aus denen hervorgeht, daß 
Heinrich v. Cocceji sich nicht auf diese allgemeinen Erwägungen beschränkte. 
— Sainuelis L. B. de Cocceji Introductio ad Henrici L. B. de Cocceji 
Grotium illustratum, Halle 1748, Diss. prooemialis duodecima L. 6 c. 3 § VHI 
(S. 441): Denique jus iinperantis desinit, si vere hostili animo in totius populi 
exitium fertur. Vgl. jedoch auch den immerhin noch das positive Eiecht 
etwas berücksichtigenden vorhergehenden § VII: Jus imperantis desinit, si 
sub certis legibus delatum est imperium, & Princeps leges has, quas fun¬ 
damentales vocare solent, evertit. Cum enim Princeps omuc jus suam ex 
delatione populi habeat, hic autem non nisi certa lege.fc conditione detule- 
rit: negari nequit, deficiente illa conditione ipsam cessare delationcm eoque 
omne jus imperantis. Vgl. auch unten 334, Anm. 3. 

2 ) Christian L. B. de Wolff, Institutiones juris naturae et gentium, 
Halle 1750, Pars II Sect. II, Cap. VI (S. 672 ff.) § 1079 . . populus Rectori 
civitatis in iis, in quibus summitatem imperii habet, obligatur ad obedientiam 
com patientia, seu non modo bene, sed etiam male regenti Remp. obedire 
tenetur . . . Ast quia ab obligatione naturali nemo liberari potest; si superior 
imperet legi naturae praescriptivae, vel prohibitivae repugnantia, obediendum 
non est, & patienter ferendum, si propterca puniatur at potius male tractetur. 
Et quoniam superiori nullum jus est imperandi legibus fundamentalibus 
adversa; nec obediendum si legibus fundamentalibus adversa iwperentur, 
immo imperanti resistere eumque coercere licet, si in jus populo vel opti- 
matibus reservatum involet. — § 1081 Si rex imperium . . derelinquit, aut 
regnum ex felonia in eum, cujus est feudum, aut ex clausula in ipsa delatione 
imperii posita, ut, si Rex hoc faciat, subditi omni vinculo obedientiae vinculo 
solvantur, cum Rex persona moralis sit, qui propter imperium, quod habet, 
Rex est, consequenter imperio amisso Rex esse desinat, in personam privatam 
recidit, ideoque in eundem licet quod in privatum. — Christ. L. B. de 
Wolff. Jus naturae methodo scientifica pertractatum. Pars octava. De 
imperio publico seu jure civitatis. Halle 1748 cap. VI, § 1041 ff., insbes. 
§ 1047 (S. 820). Si superior involat in jus populo, vel optimatibus reservatum ; 
injuriam populo facit, & illi resistere eumque coercere licet. Etenim si 
populus certa quaedam jura ad imperium spectantia sibi, vel optimatibus 
reservavit: superior in ea involans jus populi violat, idque perfectum. 
Quam obrem cum violatio juris perfecti alterius injuria sit; si superior involat 
in jus populo, vel optimatibus reservatum, injuriam populo facit. 
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älteren Widerstandslehre, insbesondere die Sätze des Grotius, nicht 
zu verkennen; ebenso aber auch, daß die dort überall noch vor¬ 
handenen Elemente aus dem positiven Staatsrecht des ständischen 
Staates von ihm nicht nur unbeachtet geblieben, sondern auch als 
unbeachtlich angesehen worden sind. Entscheidend ist bei Wolff 
nur der eine Gedanke der naturrechtlichen konstitutionellen Theorie: 
wenn der Fürst die rechtlichen Schranken seiner Macht über¬ 
schreitet, handelt er als Privatmann, demgegenüber das Volk von 
seiner natürlichen Freiheit Gebrauch machen kann. Dieselben 
Gedankengänge kehren ibei Wolffs Schüler Vattel 1 ) wieder, doch 
legt dieser einerseits starken Wert auf die Beispiele der staats¬ 
geschichtlichen Wirklichkeit und läßt andererseits in seiner Lehre 
auch sonstige Reminiszenzen an die positivrechtlichen Elemente 
der älteren Lehre nicht verkennen; so, wenn er scharf betont, daß 


l ) M. de Vattel, Le droit des gens ou principes de la loi naturelle 
1758 (Te. 1er p. 215) Liv. I Cap. IV § 50 . . „Le salut meme de la Nation 
exige necessaire'mant que la personne du Prince soit sacree et inviolabte“. 
Daher ist die Lehre von dem Tyrannenmordsrecht Privater „monstrueuse et 
folle“. „§ 51. Mais ce haut attribut du Souverain n’empeche pas que la 
Nation ne puisse repriiner un Tyran insupportable, le juger meme, en 
respectant dans sa personne la Majeste de son rang, & se soustraire ä son 
obeissance. C’est ä ce droit incontestable, qu’une puissante Republique doit 
sa Naissance. La Tyrannie exercee par Philippe II dans les Pays-Bas, fit 
soulever ces Provinces: Sept d’entr’elles, etroitement confederes, maintinrent 
courageusemcnt leur Liberte, sous la conduite des Heros de la Maison 
d’Orange; & PEspagne apres de vains & ruineux efforts, les a reconnues 
pour des Etats souverains & independans. Si l’Autorite du Prince est limitee 
& reglee par les Loix fondamentales; le Prince en sortant des bornes qui 
lui sont prescrites, commafide sans aucun droit, sans titre meme: la Nation 
n’est point obligee de lui obeir, eile peut resister ä ses entreprises injustes. 
Des qu’il attaque la Constitution de l’Etat, le Prince rompt le Contract qui 
lioit le peuple a lui; le peuple devient libre par le fait du Souverain, & ne 
voit plus en lui qu’un Usurpateur, qui voudroit l’opprimer.“ Das gilt auch 
gegenüber dem absoluten Herrscher, denn der Zweck der Societe civile ist, 
de travailler de concert au commun bonheur de tous: „Lors donc qu’elle 
confere l’Empire supreme et absolu, c’est necessairement avec la reserve 
tacite que le Souverain en usera pour le salut de son peuple et non pour 
sa ruine. S’il se rend le fleau de l’Etat, il se degrade lui-meme; ce n’est 
plus qu’un Ennemi public contre lequel la Nation peut & doit meme se 
defendre: Et s’il a porte la Tyrannie a son comble, pourquoi la vie-meme 
d’un Ennemi si cruel et si perfide serrait-elie epargnee?“ 
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das Widerstandsrecht nur von dem Volke in seiner Gesamtheit 
oder einer es repräsentierenden Körperschaft ausgeübt werden 
dürfe 1 ); ebenso aber, wenn er für die Beurteilung des Widerstands¬ 
rechtes des Volkes die Frage, ob der Monarch absolut sei oder 
nicht 2 ), für unerheblich zwar erklärt „par rapport au droit“, für sehr 
wichtig jedoch „ä l’6gard de la Convenance“, weil der Widerstand 
gegenüber dem absoluten Fürsten eine solche Erschütterung des 
Staatslebens mit sich bringe, daß man sich fragen müsse, ob es 
nicht besser ist „miseram pacem vel bello bene mutari“ — es beweist 
-auch diese Erwägung nichts anderes als die Erkenntnis des 
wesentlichen Zusammenhangs des Widerstandsrechtes mit der 
ständischen Verfassung, also eine gewisse Erkenntnis seines positiv¬ 
rechtlichen Ursprungs. Ganz frei von allen Einflüssen der positiv¬ 
rechtlichen Zusammenhänge ist überhaupt in Deutschland nur die 
Lehre S. v. Coccejis 3 ) und nächst ihr merkwürdiger Weise die¬ 
jenige in dem Abriß des Naturrechts, den J. St. Pütter zusammen 
mit Achen wall herausgegeben hat 4 ). Hier erinnert einzig die Be- 


1 ) ibid. „Mais il est tres important de remarquer, que ce Jugement ne 
peut etre porte que par la Nation, ou par un Corps qui la represente, & 
que la Nation eile meme ne peut attenter ä la personne du Souverain, que 
dans un cas d’extreme neeessite . . . “ 

2 ) a. a. 0. S. 23. Mais si l’Autorite du Prince est limitee, s’il depend 
ä quelques egards d’un Senat, d’un Parlament representant la Nation; il 
est des moyens de lui resister, de la reprimer, sans exposer l’Etat a de 
violentes secousses “ 

3 ) Samuel von Cocceji, Grotius illustratus, Breslau 1744 (S. 332). Et 
dubitari plane nequit, si summus magistratus tendat ad evertendum rempublicam 
ejusque statum; aut grassetur in perniciem populi, idque manifestum sit, 
quin ipse hostem induat, eoque desinat ipso .furo esse magistratus . . . Fit 
ille ex magistratu hostis et perduellis; ex cive et civitatis capite peregrinus. 
Et eum civitas seu populus in corpus coierit, Status sui tuendi causa, non 
potest amplius videri corporis illius membrum, qui adeo ab illo se separat, 
ut ejns incolumitati insidietur. 

4 ) Johannis Stephani Pütter i et Gottfriedi Achen wall i Eiemen tajuris 
naturae ed. 2 1753 § 814 (S. 316 ff.). Si integer populus aut pars eius insignis 
laeditur ab imperante: pactum vnionis et salutis ratio publicae populum 
obligat, vt itidem omnia mediis placidis tentare ante allaboret, quam armis 
in viscera propria saevire coeperit. Est itaque illud non ius imperantis, sed 
obligatio subditorum, qua sociorum pacti vnionis, erga se invicem, quae 
officit, nt violenter imperantem cogere ad servandas leges fundamentales, 
ad tollendas iniurias subditis illatas, vel penitus excusso iugo tollere pactum 


Go igle 


Original fro-rn 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



335 


merkung, daß nur das gesamte Volk, nicht der Einzelne, zum 
Widerstand berechtigt sei ‘), ganz entfernt an diejenigen Elemente, 
die die ältere Widerstandslehre dem positiven Recht entnommen 
hatte. 

Am konsequentesten sind wohl alle positivrechtlichen Er¬ 
wägungen ausgeschaltet worden in der Widerstandslehre Mablys 
(1758), der ein Widerstandsrecht ebensowohl dem Einzelnen, wie 
dem Volke zugesteht, sobald nur eine Handlung des Herrschers 
die Interessen des Volkes verletzt, ganz gleichgültig, ob der 
Staatsvertrag ausdrücklich eine entsprechende Klausel enthält oder 
nicht, denn in jedem Staatsvertrag ist „quelque clause tacite 
pr6sumee et sousentendue et cette clause, c’est sans doute que le 
priuce usera de son pouvoir pour travailler au bonheur de ses 
sujets 2 )“. Und diese Klausel denkt er sich so allgemein gefaßt, 
daß es mehr eine Frage des politischen Taktes, als des rechtlichen 
Urteils ist, wann ihr Fall eintritt: auf der einen Seite erklärt er 
es nicht für gut, „qu’on attende pour se soulever contre la tyranie 
que les abus en soient extremes“, auf der andern Seite sagt er sehr 
bestimmt: „la guerre civile est quelque fois un grand bien 3 )“. 

Die bisher besprochenen Lehren, die prinzipiell auf rein 
naturrechtlichen Erwägungen beruhen, jedoch — besonders in der 
deutschen Literatur — fast sämtlich irgendwelche, wenn auch nur 
rudimentäre, Nachwirkungen der ursprünglichen positivrechtlichen 

subjectionis, sit nefas; nisi imperans ad surnmum laesionum gradnm abripiatur 
§ 845. In monarchia in specie princeps, qui manifesto proposito in cxitium 
reipublicae imperio suo abutitur, vocatur tjrannus, eiusque, qua talis, imperium 
tyrannis. — Populus contra tyrannum ex iure naturali non prohibetur vti 
iis juribus, quae competunt paciscenti subdito contra paciscentem imperantem 
laedentem, hoc est non prohibetur vel agere violenter, vt abstineat a tyrannide, 
atque intra salutis publicae limites reducat imperium; vel recederc a pacto 
subjectionis, atque alteri committere salutis publicae curam, quod fit 
dethronisatione. — § 846 Tyrannus ceterum est aggressor in statu naturali: 
populus defensor sui exuens sLatum subjectionis in naturalem statum 
reuertitur. — Hinc populi in tyrannum violentia est bellum, et jus populi 
belligerantis ex iure hostis iusti in injustum est determinandum. 

x ) a. a. 0. § 842 f.; dem Einzelnen bleibt nur im äußersten Falle der 
exitus. 

2 ) Mably, Des droits et des devoirs des citoyens 1758, S. 334, 350, 
340; vgl. dazu auch Lurcau, a. a. 0. 150 ff. 

3 ) Mably, a. a. 0. 348, 325. 
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Elemente in der Lehre der Monarchomachen und der auf ihnen 
fußenden Entwicklung der Widerstandslehre nicht verkennen lassen, 
bilden aber nur eine Gruppe der Widerstandslehre unserer Epoche. 
Ihnen steht gegenüber eine andere Gruppe, in deren Deduktionen 
der Hauptton auf die, wenn auch für jene Zeit veralteten, positiv¬ 
rechtlichen Elemente, d. h. auf die Grundgedanken der ständischen 
Verfassung gelegt ist. Charakteristisch dafür sind gleich in den 
ersten Jahren des achtzehnten Jahrhunderts die Bemerkungen des 
Diodorus Tuldenus, der das Widerstandsrecht überhaupt nur in 
dem Sinne erwähnt, daß er in ihm ein wesentliches Merkmal der 
Rechtsstellung der Stände erblickt 1 ). Ganz ausführlich sind die 
Zusammenhänge mit der ständischen Verfassung sodann 1704 
dargelegt in der, der Dethronisatio gewidmeten, Monographie von 
Palthenius. Dieser anerkennt ein Widerstandsrecht überhaupt nur 
in einem regnum legitimura, quod vulgo dicitur limitatum 2 ). Die 
konstruktive Grundlage ist natürlich auch hier einfach der Staats¬ 
vertrag, dessen Verletzung die Rechte des Fürsten erlöschen läßt 3 ). 
Dieser Vertrag besteht überall zu Recht, aber manchen Völkern 
schien es sicherer (tutissimum Visum) beim Regierungsantritt 
apertis verbis futurum hunc eventum regi denuntiare, wie es in 
Aragon geschehen ist, oder, wie in Polen, eine clausula commissoria 
in den Grundvertrag einzufügen*). Zur Ausübung des Rechtes 

') Diodorus Tuldenus, De civili regimini libri octo, Lovanii 1702, 
Lib. II, cap. XVII (S. 34). Et nescio, cur tarn operose disputetur ulrum 
Ephori universi Kege majores sint. Habent enim intercedendi potestateiu, 
*si quid contra mores et instituta majorum vel in detrimentium Reipublicae 
tentetur: nam si suadendi dissuadendique tantum precario jure censentur, 
non Ephori aut Ordines sunt sed Consiliarii aut Senatus. — Vgl. auch die 
vorhergehende Definition des Status mixtus — ubi ordines sunt quos vulgo 
Status appellatnus, maxiine, si suo jure convenire queunt. 

2 ) Joh. Phil. Palthenius, Dissertatio Politica de Dethronisatione, 
respondente E. H. von Stade, Greifswald 1704 § XII (S. 14). 

3 ) ibid. (S. 15) Ast non nisi pacto interveniente civile inter homines 
Imperium constitui cortissimum est & quemadmodum tempore illo, quod 
conferendi imperii pactum praccessit, qui eo ipso Rex factus est, privatus, 
& qui nunc subditus est populus, über erat, ita eodem pacto exspirante, 
libertatem populus recipit, Rex vero in privatam vitae conditionem ejus 
saltcm quod amittit regni respectn, recidit, qui est effectus Exauctorationis 
de quo quaeritur. 

4 ) ibidem S. 25 ff. 
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aus dieser Klausel ist der bessere Teil des Volkes, der dieses als 
Gesamtheit zu vertreten hat, berufen: die Stände 1 ). Wie sehr 
die Auffassungen des Palthenius in den Grundgedanken der 
ständischen Verfassung wurzeln, zeigt die Erklärung, die er der Be¬ 
zeichnung der Stände — „Status“ — geben zu können glaubt: sie solle 
diese als die Kepräsentanten des Volkes in dessen Rechten am 
Staat kennzeichnen 2 ). Auch der Dualismus der ständischen Ver¬ 
fassung ist von Palthenius klar hervorgehoben und zur Begründung 
des Widerstandsrechtes verwertet worden 3 ). So gibt seine Lehre 
alles in allem das typische Bild der Widerstandslehre, wie wir 
es im 16. und 17. Jahrhundert gefunden haben: die begrifflichen 
Konstruktionen des naturrechtlichen Systems führen zu Ergebnissen, 
die dem positiven Recht nicht mehr entsprechen; trotzdem sind 
dessen Institutionen Ausgangspunkt und Grundlage der ganzen 
Lehre. Und man darf sich nicht darüber täuschen, daß diese 
Institutionen im staatsrechtlichen Denken jener Zeit noch eine 


i) § XV111 (S. 27) Ne quid tarnen in iila clausulae cominissoriae ad 
casum praeaentem applicatione atque exsecutione praeter ordineui & per 
tumultum, a paucis privatis, rerum novarum cupidis, aut a promiscua civium 
multitudine, praecipitare omnia ainantc, ageretur, prudentissimis liberarum 
gentium institutis provisum fuit. Duplici quidem ratione, aut ut melior 
atque felicior populi pars, repraesentandi totius facultatem habens, qui 
Ordinum aut Statuum nomine plerunque venit, certo loco & tempore congregata, 
de administratione regni, rite omnibus expensis atque dijudicatis, aniini 
sententiam exponat, obsequioque, si opus sit renuntiet. 

a ) ibid. (S. 29) Statuum noinen non eo valet, ut Status in Statu sit, 
id quod ad Reip. dissolutioncm & ruinam imperii tendere recte Politici 
affirmant, sed ut sciatur, non transitoria illa & velut precario per privilegii 
modum originarie indulta esse populi jura,' quae qui eundem repraescntant, 
sibi tribuunt, sed ex ipsa primaeva Status reip. formatione, perpetua quadam 
Imperii & Subjectionis lege propullulantia. 

3 ) ibidem S. 30 f.: Die Stände können beschließen, aut vero ut Regi 
Pro-Rex. (Beispiele: in Posen Erzbischof von Gnesen, in Aragonien der 
Justitia) aut ut Regno Respublica opponatur, hac seil, ratione, ut & Resp. 
peculiaribus suis juribus distinctum a Regno corpus constituat et qui Resp. 
Regi oppositae caput est, non solum absentis mortuique Regis personam 
gerat, sed & praesentem consilio regat, a tramite recti declinanti comiter 
viain monstret, errare perseverantem fastigii sui a Regio proximi reverentia 
moveat, deniquo, si haec omnia parum proficiant, communicato cum primariis 
civibus consilio, ne quid Resp. detrimenti capiat, qualicunque ratione, ad 
invisi tandem Regis Exauctoratiouem tendente, provideat curetque. 

Wolzendorff. Staatsrecht und Naturrecht 22 
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ganz erliebliche Rolle spielten trotz des steten Schwindens der 
ständischen Macht in der politischen Wirklichkeit. 

Den Gegnern des fürstlichen Absolutismus erschien auch in 
der ersten Hälfte des 18. Jahrhunderts noch die Macht der Stände 
als ein nicht nur durchaus lebensfähiges, sondern auch dem positiven 
Recht entsprechendes Institut. In diesen Vorstellungen aber nahm 
das Widerstandsrecht schlechterdings noch die Stelle einer wesent¬ 
lichen Funktion der ständischen Verfassung ein. Für beides liefert 
ein besonders interessantes Beispiel die im Jahre 1719 als Polemik 
gegen die Lehre vom fürstlichen Absolutismus gefaßte kleine 
Schrift von Treuer: sie wendet sich • überhaupt nicht gegen die 
materielle Allmacht des Fürsten (Polizeistaatsprinzip) sondern nur 
gegen die beanspruchte formelle Allmacht, d. h. die Unterdrückung 
der ständischen Rechte; das Widerstandsrecht der Stände, das 
dabei an den üblichen geschichtlichen Beispielen ausführlich 
demonstriert wird, ist keineswegs als irgend eine Besonderheit 
hervorgehoben 1 ). So lebendig war also in jener Zeit noch die 
Vorstellung von der historischen Rechtsstellung der Stände und 
insbesondere ihrem Widerstandsrecht. Wenn wir uns darüber klar 
sind, so werden wir denjenigen Stellen der Rechtslehre, die zur 
Begründung des Widerstandsrechtes die alten, der ständischen 
Verfassung entnommenen, positivrechtlichen Elemente heranziehen, 
eine grundsätzlich andere Bedeutung beimessen. Hatten wir in 
jener anderen Gruppe von Widerstandslehren, in denen das Schwer¬ 
gewicht unverkennbar auf der begrifflichen naturrechtlichen 
Konstruktion liegt, den Rudimenten der alten positivrechtlichen 
Elemente im Zweifel lediglich oder wesentlich den Charakter bloß 
literarischer Reminiszenzen beigemessen, so können wir sie hier, 
wo sie die entscheidende Rolle spielen, damit allein nicht be¬ 
gründen. Vielmehr müssen wir sagen: wenn die Literatur Ge¬ 
danken, die dem früheren Schrifttum zwar ganz geläufig, die aber 
nicht theoretisch-literarischen, sondern positivrechtlichen Ursprungs 
sind, als Hauptstütze einer rechtlichen Entscheidung verwendet, und 

') Wilhelm Frey Herrn von Schrödern Disquisitio politica vom absoluten 
Fürsten. Recht mit nöthigen Anmerckungcn versehen, welche derselben 
gefährliche Irrthümer deutlich entdecken und solches praetendirte Recht 
gründlich untersuchen. Leipzig u. Wolfenbüttel 1719; die Widmung ist 
unterzeichnet Gottlieb Samuel Treuer. 
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wenn diese Gedanken nachweislich in jener Zeit noch vielverbreiteten 
Vorstellungen Ober das lebende Recht entsprachen, so müssen sie 
im Zweifel als solche angesehen werden, die ihre Berechtigung 
aus der rechtlichen Wirklichkeit, nicht aber ausschließlich aus 
der. Tradition der Theorie herleiteten. Wir müssen daher in dieser 
Gruppe von Widerstandslehren in dem Weiterleben jener alten, 
der ständischen Verfassung entnommenen, positivrechtlichen Elemente 
nicht nur eine mittelbare, durch die theoretische Tradition ver¬ 
mittelte, Wirkung positivrechtlichen Denkens erblicken, sondern 
dessen unmittelbare Einwirkung und Bedeutung. 

Gleichgültig für die Frage nach der Bedeutung des positiv¬ 
rechtlichen Denkens in den hier zu besprechenden Widerstands¬ 
lehren ist es natürlich, ob dies Denken die damalige Rechts¬ 
wirklichkeit richtig'beurteilte. Denn nur auf die formelle Tatsache 
seiner Anwendung kommt es an, nicht auf die materielle seiner 
inneren Richtigkeit. Von Bedeutung ist es daher auf der anderen 
Seite, daß es in unserer Periode gerade Gelehrte von Rang waren, 
in deren Deduktionen die positivrechtlichen Elemente eine Rolle 
spielen. Denn das spricht dafür, daß das formelle Vorhandensein 
positiv rechtlichen Denkens nicht nur ein Schein ist, hinter dem 
sich einfaches Nachbeten älterer Lehren verbirgt. Dafür spricht 
aber nicht nur der Name jener Gelehrten, sondern auch der innere 
Gehalt ihrer Lehren, die, wie wir gleich sehen werden, auf klaren 
Schlußfolgerungen aus der, in jener Zeit durchweg noch der recht¬ 
lichen Form nach ständischen Struktur des Staates beruhen. 

Eine große Ähnlichkeit mit den älteren Widerstandslehren, 
die vom positiven Recht ausgehend mit naturrechtlichen Konstruk¬ 
tionen weiterbauten, zeigt zunächst die Lehre von Caspar Heinrich 
Horn 1 ), bei der jedoch das entscheidende Gewicht immer nur auf 
den positivrechtlichen Erwägungen liegt. Daher kennt er über¬ 
haupt kein Widerstandsrecht der Einzelnen 2 ), sondern nur ein 
solches im Rahmen der öffentlichrechtlichen Organisation, d. h. 
der Stände und zwar — da er nur vom Staatsrecht des deutschen 
Reiches spricht — der Reichsstände. Dabei unterscheidet er 


x ) Casp. Henr. Hornii Juris publici Bomano-Germanici ejusque prü¬ 
den tiae über unus. Halle 1775. 

*) a. a. 0. cap. LII § IV (S. 587), cap. LXIII § V (8. 780). 
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zwischen den Reichsständen in ihrer Gesamtheit und als Einzelne. 
Seine Lehre kommt also heraus auf die alte Lehre vom Wider¬ 
stand srecht der Stände und der niederen Obrigkeit. Gerade des¬ 
halb aber ist es sehr bedeutsam, daß er sich nicht auf jene alten 
Theorien, sondern ausschließlich auf solche Erwägungen stützt, 
die der tatsächlichen rechtlichen Struktur des Reichs entnommen 
sind. Das Widerstandsrecht der Reichsstände als Gesamtheit 
stützt Horn zunächst einfach auf den Dualismus des ständischen 
Staates: quisque Imperii summi partem habet, non potest non 
jus habere eam tuendi. Ganz konsequent gibt er dann aus dem 
Rechtsinstitut der itio in partes in dessen Anwendungsfalle sogar 
jedem der beiden Teile dies Recht und daraus weiter die Befug¬ 
nis, die exteros sponsores pacis Westphalicae um Hilfe zu rufen. 
Wie, in Verbindung mit den allgemeinen Grundlagen des Ver¬ 
fassungsrechts des deutschen Reichs, die Bestimmungen des West¬ 
fälischen Friedens das korporative Widerstandsrecht der Reichs¬ 
stände begründen, so diejenigen der Wahlkapitulation das Wider¬ 
standsrecht der einzelnen Stände. Da in den Walilkapitulationen 
den Ständen die Wahrung ihrer Rechte versprochen wird, so be¬ 
geht der Kaiser mit deren Verletzung ein Unrecht, gegen das 
die Stände sich verteidigen dürfen 3 ). Als ein Rechtsinstitut ganz 
anderer Art behandelt Horn die Absetzung (depositio und exaucto- 
ratio) des Monarchen: sie erfolgt stillschweigend, wenn der Fall 
der lex commissoria gegeben ist — die jedoch das Staatsrecht 
des deutschen Reiches nicht enthält —, oder durch besonderem 


*) ibitl. Cap. XLVI1I § IV (S. 531) Scd tarnen bic illud non ommitten- 
dum, Obligationen) istam Statuum non impedire, quo minus Caesari in. 
partem non suam involanti vis justa opponi possit a Statibus quia eatenua 
imperium non habet; atque quisque Jmperii summi partem habet, non potest 
non jus habere eam tuendi. Et haoe non minus locum habebunt, si Ordines 
in duas partes discedant, atque una ctiam Caesari adhaereat. 
s ) ibid. S. 532. 

3 ) ibid. cap. LII § 14 (S. 086 ) Si itaque tale fi&t ab Impcratoic, offensio 
esset injusta, cui ei regulis omni jure probatis defensio vel repulsio juste 
opponi poterit; cum praesertim Status Imperii tales sint subditi, qui prae 
aliis multis insignibus praerogativis gaudent, atque suo modo participes sunt 
summae Majestatis . . . (S. 587) Subditi vero Statuum, in tantuin Dorninis 
t-ali casu assistere possunt, ac debent, in quantum illorum jus Caesaris 
mandatis praeferendum. 
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Rechtsakt, expressa 7 ). Über ihre Zulässigkeit kann nur die regula*) 
des Staatsvertrages entscheiden, deren Erörterung Horn ablehnt 
mit der Bemerkung, daß auf jeden Fall die Absetzung nur bei 
äußerster Not, d. h. bei hostilis animus des Monarchen gestattet 
sein könne 3 ). 

Mit diesen Gedanken Horns haben große Ähnlichkeit die¬ 
jenigen, die Lyncker in seinem Kommentar zu U. Hubers Staats¬ 
recht ausspricht. Allein die Tatsache der Reproduktion der Lehre 
Hubers durch Lyncker ist hier schon von Bedeutung, denn das 
Wesen der Huberschen Widerstandslehre fanden wir ja gerade in 
der bewußten prinzipiellen und ausdrücklichen Betonung des 
positiven Rechtes als des Entscheidenden. Dieser Gedanke nun 
wird von Lyncker noch an einigen wichtigen Punkten unter¬ 
strichen: zur Verteidigung der leges fundamentales gegen den 
Fürsten sind ausschließlich die Stände zuständig 4 ); eine Absetzung 
des Fürsten kann nur geschehen mittels der clausula commissoria, 
die in den deutschen Wahlkapitulationen nicht enthalten ist 3 ), 
wiewohl diese wirkliche rechtliche Schranken der Herrschergewalt 
darstellen 8 ). Am wichtigsten aber ist der Satz, daß für die Aus¬ 
übung des Widerstandsrechtes auf Grund der Verletzung des 
Herrschaftsvertrages Voraussetzung die Feststellung dieser Ver¬ 
letzung durch die Stände ist 7 ); denn das bedeutet nicht weniger 


») ibid. cap. XLIX § III (S. 535 f). 

2 ) ibid. § IV (S. 537) Seil, quando imperium defertur a populo, vel illum 
repraesentatibus, non simpliciter sed sub conditione, ut referat ejus exercitium 
ad finem civitatis, conditione bac deficientc, cessat obligatio a parte populi, 
atque ideo obsequium non tantnm denegari poterit, verum etiam is, cui 
imperium delatum fuerat, si meistere velit, repelli atque ab eodem dejici. 

*) ibid. S. 537 u. 538; vgl. jedoch auch in § V (S. 539) die Erörterungen 
deT Frage, ob im Keich die Kurfürsten allein schon zust&ndig sind, oder 
omnium ordinum consensus erforderlich ist: in re tanti momenti nostrum 
non est aliquid definire. 

4 ) a. a. 0. Anm. k. zu Lib. I cap. XIIX, § XXII: Si quid monendum 
fuerit ex legibus fundamentalibus: illud suscipiendum est ab his, qui dum 
Begi Imperium transferretur, popnlum repraesentabant. At vero hi non sunt 
Magistratus: indeque illos, qui populum ceu paciscentem, etiam post regnum 
Stabilitum, repraesentant, Ordines potius seu Status appellamus. 

5 ) Anm. d zu § VIII, cap XLII, Lib I (S. 359) 

Ä ) Anm. v zu § XVI ibid. (S. 168'. 

7 ) Anm. d zu § VIII cap. XLII. Lib 1 (S. 359 
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als die Einarbeitung der formalen (prozessualen) Natur des histo¬ 
risch gewordenen, positivrechtlichen Widerstandsrechtes in die tra¬ 
ditionelle naturrechtliche Konstruktion. 

Wie Horn und Lyncker in der Staatsrechtslehre die positiv¬ 
rechtliche Grundlage des Widerstandsrechtes in der ständischen 
Verfasssung erhalten haben, so hat das f&r die Naturrechtslehre 
Glafey in seinem erfolgreichen Lehrbuch des Rechtes der Vernunft 
getan. Zwar gibt er auch dem Volke im äußersten Falle ein 
Widerstandsrecht. Aus der Rechtsstellung der Stände aber leitet 
er für diese eine viel weiter gehende Widerstandsbefugnis ab: 
sie könnnen einerseits schon bloßen Verletzungen der Grund¬ 
gesetze sich entgegenstellen, andererseits bis zur Absetzung des 

Fürsten gehen 1 ). 

* 

] ) Adam Friedrich Glafey, Recht der Vernunft, Frankfurt u. Leipzig 
1732 Buch VI Cap 2 § 8 unterscheidet zwischen den Arten der Unter- 
thanen, „maßen deren etliche mere et absolute subditi ... die andern 
aber Status et ordines regnorum und des Reichs und Regiments Mitglieder 
und Stände seyn, die Universum populum repräsentieren, auch partem 
curarum et sollucitudinis in ihren Diensten und Ämtern, oder den öffent¬ 
lichen Landesversammlungen haben und tragen helfen. — Wie nun die 
Unterthanen, so mere und absolute subditi sind, und in keinem Amte, Dienst 
noch öffentlichen Beruf stehen, und die obliegenden Beschwerlichkeiten an 
die Stände eines Landes zu bringen, und durch selbige zur Abhelfung dem 
Regenten wehmütig vorstellen zu lassen, im übrigen aber solche Drangsalen, 
solange ein Souveräner keine offenbare Tyrannei übt, und den finem omnium 
rempublicarum nicht darnieder wirft, unterthänig zu tragen schuldig und 
verpflichtet; also seyn hingegen die Stände und Proceres eines Reichs und 
Landes in ihrem Gewissen dahin verbunden, die Aufacht zu haben, damit 
der Status publicus nicht verkehrt, die Religion nicht vertilgt, noch die 
leges fundamentales, zur Vernichtung der allgemeinen Freiheit und der 
Landeswohlfahrt, umgestürtzt und über den Haufen geworfen werden mögen. 
— Wenn nun die Obrigkeit . . . ihres Amtes und Stapdes ganz vergessen, 
die Religion verfolgen, die Grundgesetze eines Staates mit Füßen treten, 
von gegebenen theuren Versicherungen, Reversalien und Priviligien nichts 
mehr hören, sondern den Staat aus seinen Grundverfassungen reißen . • . 
auch alle gradus devotae supplicationis, admonitionis et dehortationis 
durch Bitten, Flehen und Vorstellen versucht worden sind und solcher 
Gestalt ganz keine Hoffnung mehr zu einiger Besserung vorhanden, so sind 
die Stände und Reichsglieder ihre Religion, Freiheit und statum nicht allein 
mit gewehrter Hand zu manuteniren und zu schützen, sondern auch die 
Obrigkeit selbst, cs sey ein Erb- oder ein Wahlreich, ihres Standes zu ent¬ 
setzen, in allen göttlichen und weltlichen Rechten befugt und ermächtigt* 
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Für diese Lehren, die in der Anlehnung an die ältere Wider¬ 
standslehre den dem ständischen Staate entnommenen positiv- 
rechtlichen Elementen eine entscheidende Rolle beließen, gibt ein 
interessantes Beispiel die ausführliche Auseinandersetzung der 1740 
erschienen Dissertation von Y. van Dam über das Widerstandsrecht 1 ), 
interessant besonders unter dem Gesichtspunkt, daß damals wie heute 
Dissertationen nichts Unerhörtes, sondern nur das dem all¬ 
gemeinen Status der Wissenschaft entsprechende brachten. Van 
Dam lehnt, ganz an Grotius anknüpfend, im Prinzip das Wider¬ 
standsrecht ab und läßt es nur zu aus besonderen Gründen, von 
denen die praktisch wichtigen — die üblichen theoretischen: 
abdicatio, derelictio, degeneratio in tyrannnm usw. fehlen natürlich 
nicht — einfach solche positiven Verfassungsrechtes sind: die 
Staatsgewalt ist im konkreten Staat zwischen Fürst und Ständen 
geteilt, oder der Fürst steht dem Recht nach unter den Ständen, 
oder er ist in der Ausübung der ihm zustehenden höchsten 
Gewalt beschränkt*). 

Überhaupt darf nicht vergessen werden, daß das Weiterleben 
der alten, an das ständische Staatsrecht anlehnenden, Widerstands¬ 
lehre auch im 18. Jahrhundert ganz allgemein noch gesichert 
war durch die Fortführung der Lehre des Grotius, von der auch 
in dieser Zeit noch sehr beachtete Kommentare erschienen. Denn 


*) Ysbrand van Dam, An liceat subditis resistere suis propriis impe- 
rantibus Lugd. Bat. 1740. 

*) Van Dam z&hlt folgende Exceptiones von der Kegel der Unerlaubtheit 
des Volkswiderstandes auf: L quoties rex, qui regis quidem nomen gerit, 
sed populi vel ejus, quem repraesentat, potestate subest . . (S. 14) II si rex 
abdicaverit imperium . . . III si quis imperium manifeste habeat pro derelicto 
. . . IV quoties regnum suum alienavit . . . (S. 15) V quoties rex vel summus 
imperans in quacumque forma reipublicae degenerat in tyrannum et hostem 
patriae ... (S. 17 ff.) VI quando rex, qui regnum aliquod in feudum habet, 
committet feloniam . . . (S. 20) VII Cum summum imperium non residet 
penes solum regem, nec penes solum populum vel eum, quem repraesentat, 
sed cum actus majestatis dividuntur inter regem et populum, vel senatum, 
tune enim, si rex involat in illa jura, quae populus sive senatus sibi reser- 
vavit, potest ei resistere . . . (S. 21) VIII cum regi quidem defertur imperium, 
ut omnia jura et omnes actus majestatis per se exercere possit, non vero 
pro libitu, sed iuxta modum a populo praescriptum. Quodsi itaque aliter 
quam illo modo vellet suo jure uti, populus retinebit potestatem. ei 
resistendi . . . (S. 22. 
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gerade die bedeutendsten dieser Kommentatoren, Barbeyrac 1 ) und 
Cocceji*) gingen in der Anerkennung des Widerstandsrechtes recht 
weit. Und zwar ist diese Stellungnahme nicht bedingt durch 
prinzipielle Lehrmeinungen, sondern durch die juristische Be¬ 
urteilung der einzelnen von Grotius konstruierten Fälle des Wider¬ 
standsrechtes. So hat Barbeyrac überall diese Konstruktionen 
einer sorgfältigen Nachprüfung auf Grundlage des positiven Rechts 
unterzogen, und, wo er sie danach bedenklich fand, dies nicht 
verschwiegen s ), wo er sie unbedenklich fand, aber auch das Ergebnis 
schärfer hervorgehoben 4 ). Und Cocceji hat die Systematik der 
einzelnen Fälle, für die Grotius ein Widerstandsrecht des Volkes 
als Ausnahme konstruiert hat, einer scharfen konstruktiven Kritik 
unterworfen 5 ), dafür aber andererseits das Widerstandsrecht an 
sich zu viel schärferer Betonung gebracht 4 ). 


*) Jean Barbeyrac, Le droit de la guerre et de la paix Amst. 1724. 

2 ) Henrici de Cocceji, Grotius illustratus Breslau 1744. (Vgl. auch 
oben S. 334, Anm. 3). 

s ) Vgl. z. B. Anm. 3 zu § X und Anm. 1 zu § XIY, chap. IV Liv. I, 
Barbeyrae a. a. 0. I. 193, 194 ff. 

4 ) z. B. Anm. 2 zu § XIV (I, 195): Pourquoi ne pas dire sans detour, 
que cette reserve degage de l’obeissance, lors que le cas vient a arriver; 
en Sorte que, si le Prince s’obstine a faire ce qui lui est defendu par une 
teile clause qui a force de loi Fondamentale, le Peuple ne doit plus le 
regarder comme son Souverain? On ne con^oit pas, que la restriction puisse 
naturellement avoir d’autrc but ni d’autre effet. Vgl. ferner auch die Anm. 3 
zu § X über den Fall der Veräußerung (193). 

5 ) Vgl. z. B. folgende Anmerkungen zu Lib. I cap. IV § Xff.: „Ad § X“ 
(360), Additio zu Anm. a § XI (361), Anm. e § XI (361), Anm. r § XII und 
c § XIII (362). 

*) „Ad § II“ ibidem (332) Dubitari plane nequit, si summus magistratus 
tendat ad evertendum Rempublicam ejusque statum; aut grassetur in perniciem 
populi, idque manifestum sit, quin ipse hostem induat, eoque desinat ipso 
jure esse Magistratus. Haec enim per naturain simul stare non possunt, 
esse summum Magistratum, qui tuendae reipublicae ac servando populo 
constitutus est, & tendere ad evertendum Reipublicae statum vel populum: 
quod hostium et hostile est. Fit igitur ille ex Magistratu hostis ... Et 
cum civitas seu populus in corpus coierit Status sui tuendi causa, non potest 
amplius videri corporis illius membrum . . . (dazu gehört auch der Fall 
etsi non pariter in omnes saeviat, ita tarnen promiscue, ut periculum, terror, 
exemplum, ad omnes pertineat). — His casibus et exessibus igitur quibus 
desinit esse summum imperium seu Maristratus, redire illud ad populum, 
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Lehren, die die Frage des Widerstandsrechtes einfach durch 
Verweisung auf die positivrechtliche Regelung entscheiden, sind 
in dieser Zeit kaum vertreten. Das entspricht durchaus dem 
Charakter der Widerstandslehre in dieser Periode. Andererseits 
aber entspricht es diesem auch, daß sie doch nicht ganz fehlen. 
So lehrt Gunner 1751, daß bei Vorhandensein eines pactum 
-commissorium, auf das jedoch aus dem eidlichen Versprechen des 
Fürsten, gerecht zu regieren und dgl., noch nicht geschlossen 
werden dürfe, der Fürst infolge Verletzung der Fundamental¬ 
gesetze oder Kapitulationen die Majestät verliere und abgesetzt 
werden könne. Ohne pactum commissorium jedoch könne aus der 
Rechtsverletzung durch den Fürsten nicht geschlossen werden, 
daß er selbst alle seine Rechte verliere. „Jedoch kan man dieses 
mit Gewißheit daraus schließen 1) daß der Fürst, so die L. L. 
fund. und Capitul. Übertritt, dem Staate den Schaden zu ersezen 
vollkommen verbunden sei, und 2 ') daß er, wenn die Übertretung 
so groß ist, daß sie ihn zum Tyrannen macht, allerdings deswegen 
abgesetzt werden kann 1 )“. Auch hier am Schluß die Abbiegung 
in das reinste Naturrecht. 

Eine interessante prinzipielle Scheidung zwischen der Be¬ 
urteilungsweise des Naturrechts und derjenigen des positiven, 
wenn auch allgemeinen, Staatsrechts findet sich bei Burlamaqui, 
jenem Gelehrten, dem in der Geschichte der Staatslehre die Be¬ 
deutung zukommt, die von Jurieu im 17. Jahrhundert aufrecht- 
orhaltene Tradition der calvinistischen Monarchomachen ins 
18. Jahrhundert fortgeführt zu haben. In seinem Werke über 
natürliches Recht nämlich begnügt sich Burlamaqui mit der ganz 
allgemeinen Feststellung, daß die Vernunft den Menschen er¬ 
mächtigt, mit allen Mitteln sich der Gewalt eines Tyrannen zu 


vel eum cujus summa tum in Rcpublica est potcstas, necessc est: Et huic 
adeo tum suae Reipublicae, ejusque Status praesentis, legumquc ac civium 
custodia ac dcfensio incumbit. Quae proinde tum non peragitur ex causa 
belli juris Gentium, quod non est, nisi inter duos liberos populos sed ex 
causa imperii specialiter dicta. 

') M. Johann Ernst Gunnerus, vollständige Erläuterungen und An¬ 
merkungen über das Natur- und Völkerrecht des Herrn Hofrat Darjes, 
Siebentes Stück, Frkft. u. Lpzg. 175i, ad § 793, n. 1 und 2 mit ad § 792 und 
Anmerkung hinter Zusatz III ad § 791 (S. 452 ff.}. 
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entziehen 1 ). In seinem Werke über politisches Recht hingegen 
kennt er kein anderes Widerstandsrecht als das des Volkes in 
seiner staatsrechtlichen Organisation: Mehrheit aller Stände 3 ); 
und auch dies ist dann durch die üblichen Einschränkungen und 
Bedingungen genauer umgrenzt 3 ). 

Für die Tatsache, daß in der ersten Hälfte des 18. Jahr¬ 
hunderts gerade von den bedeutenderen Denkern der Zusammen¬ 
hang des Gedankens des Widerstandsrechtes mit der ständischen 
Verfassung und dadurch mit dem positiven Recht wohl beachtet 
worden ist, spricht endlich deutlicher als alle bisher erwähnten 
Lehren eine ganz kleine, aber hoch interessante und bedeutsame 
Bemerkung des berühmten Philosophen und Rechts lehrers Gundling. 
Dem in einem gefestigten Staatswesen unter absoluter Monarchie 
lebenden Gelehrten war es klar, daß der Gedanke des Widerstands¬ 
rechts mit der staatlichen Wirklichkeit seiner Zeit nicht mehr 
vereinbar war. Deshalb erklärt er in einem Werke aus dem 
Jahre 1734, „daß überhaupt der peuple gegen seinen Regenten 
den Degen nicht blößen könnte“. In einem älteren Werke jedoch 
(1728) hält er eine Entscheidung einfach für unnötig, da der Fall 
ganz unpraktisch sei: mit der Entscheidung der prinzipiellen 
Frage, ob Widerstand erlaubt sei gegen denjenigen, der das Ver¬ 
derben der Untertanen wolle, ist nichts gewonnen; denn nur ein 
Irrer kann das wollen und „cum furiosis non est bellum“. Aber 
auch sonst wird es dem Fürsten nie an Rechtfertigungs¬ 
gründen fehlen. Die ganze Frage des Widerstandsrechtes hat als» 

') J. J. Burlamaqui, Principes du droit naturcl Nouv. Ed. Genf und 
Kopenhagen 1756 P. I Ghap. IX § VIII (82) . . Que si l’on suppose une- 
Puissance maligne & malfaisante; la Raison, loin de l’approuver, se souleve 
contre eile, comme contre un Ennemi d’autant plus dangereux qu’il est plus 
puissant. L’homme ne saurait reconnoitre un tel Pouvoir comme un Droit; 
au contraire, il se tronve autorise a chercber tous les rnoyens de se soustraire 
ä un Maitre si redoutable, afin d’etre a couvcrt des maux qu’il pourroit ea 
souffrir. 

2 ) Principes du droit politique, Amsterdam 1751 (anonym) Te. I, P. IL, 
cbap. VI, § XXIX (177) . . . lorsque nous disons que le peuple est en droit 
de r^sistcr ä un Tyran ou meine de le deposer, on ne doit pas entendre par¬ 
le peuple la vile populace ou la Canaille du pays ni une cabale d’un petit 
nombre de seditieux, mais bien la plus grandc et la plus saine partic des 
sujets de tous les ordres du Royaume. 

3 ) ibid. § XXVII—XXXVII (176-182). 
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für Gundling keinen Wert. Aber einen kleinen Zusatz macht er, 
nnd das ist für uns das wichtigste: anders liegt die Sache in 
unregelmäßigen Staaten; hier mag jeder sein wohlerworbenes 
Recht aus dem Vertrage schützen *). Was ist aber ein unregel¬ 
mäßiger Staat? Es ist ein solcher, dem das Wesensmerkraal des 
modernen Staates, die Einheit der Staatsgewalt fehlt, insbesondere 
also der Staat mit ständischer Verfassung. In ihm ist also nach 
Gundlings Ansicht ein Widerstandsrecht gegeben. Diese kleine 
Feststellung ist für uns von weitesttragender Bedeutung. 

Werden wir uns zunächst darüber klar: es sind keinerlei 
Erwägungen für oder gegen die prinzipielle theoretische Berechtigung 
des Gedankens des Widerstandsrechts, die die Entscheidung 
Gundlings bestimmen; gibt er doch in einem Werke ganz klar 
die rein theoretische Berechtigung dieses Gedankens zu, während 
er in einem anderen ihn mit dürren Worten ablehnt; an beiden 
Stellen aber betont er die Besonderheit der Rechtslage in der 
Respublica irregularis. Das Entscheidende ist ihm also allein der 
Unterschied des geltenden Verfassnngsrechtes der einzelnen Staaten. 
Was aber ist das Merkmal für den die Frage des Widerstandsrechts 
prinzipiell entscheidenden Unterschied der verschiedenen Ver¬ 
fassungen? Rein äußerlich genommen kein neues, sondern die 
respublicae irreguläres Gundlings entsprechen so ziemlich dem, 
was die bisherige Rechts- und Staatslehre als respublicae miitae 
bezeichnet .hatte. Erkenntnistheoretisch aber bedeutet die Scheidung 
Gundlings etwas völlig neues: die Erkenntnis des Wesens des 
modernen Staates und dessen Unvereinbarkeit mit dem Gedanken 
des Widerstandsrechtes. 


*) Nicolai Hieronymi Gundlingii Jus naturae et gentium. Ed. II 
Halle 1728 cap. XXXVIII § XII (S. 524). .. quam vis querimonias sat videantur 
habere justas, & de tyrannide, quae est dementia graviter expostulent; tarnen 
res est difficilis disceptationis, an revera sit tyrannus, qui sic reus peragitur? 
Populus non habet jndicium: majora suffragia in tumultu non coueludunt: 
inajcstas realis & personalis inuenta ingenii otiosi sunt; adeoque non deerit 
semper principibus, vel optimatibus, quod reponant. In abstracto facile 
decidi tota quaestio poterit, quando ea ratione formatur Status controversiae: 
an illi qui perniciem subditorum quaeri possit resisti? Ät quis quaerit 
pcrniciem subditorum nisi furiosus? Cum furiosis non est bellum. Ceteris- 
obtentus non desimt. In irregularibus aliter res est decidenda. Tuetur vnus- 
quisque ius suum e pactis quaesitum. 
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Die regula 1 ), die in der Lehre Gundlings 2 ) die beiden Arten 
von Staaten scheidet, ist, wie er sagt, von der Natur des Staates 
gefordert dahin, daß der Zusammenhang des Staates so sei, daß 
der Wille der Staatsautorität nicht gehindert werden kann, jede 
Spaltung ausgeschlossen ist und kein Zweifel über das Recht der 
Gewalt übrig bleibt: talis unitas est auima Reipublicae. 
Diese Einheit kann nicht erhalten werden, wenn die höchsten 
Rechte zwischen verschiedenen Stellen geteilt ist. Denn auf diese 
Weise hat keine von ihnen die höchste Gewalt (majestas), jeder 
fehlt etwas daran, jede kann aber auch die anderen in der Aus¬ 
übung ihrer Rechte hindern, und sie werden auch regelmäßig, 
wenn nicht Druck von außen oder stärkere Gewalt im Innern sie 
daran hindern, mit einander rivalisieren. 

x ) ibidem c. XXXVII § XXVII (S. 512 f.). Ergo irregulärem definio 
Bempublicam, vbi majestas pluribus, simplici solum obligatione conjunctis, 
yel diuisum in ea competit, vel indiuisum § XXVIII. Regula enim est a 
natura Reipublicae petita, vt ita sit connexus status, ne vna illa voluntas 
impediatur; omnisque scissio tollatur, ne controuersia de iure potestatis 
reliqua maneat. Talis vnitas est anima Reipublicae . . § XXX At iam vero 
facile deprehendemus, non posse seruari ynitatem, vbi aut . . . aut ita jura 
sunt divisa vt penes principem ius belli, penes senatum pacis, penes populum 
tributorum. Ea ratione neuter habebit majestatem, quia cuique nonnihil 
deest: neuter conspirabit, nisi cum metus extern ns vrget, aut potentia 
infirmiorem cogit. Potius denique alterum quando vult, in sui iuris impedire 
exercitio poterit § XXXI Talern Reipublicae speciem qui appellant mixtam, 
ferendi quatantenus sunt, si mixtus idem sonet atque irreguläre. 

s ) Vgl. zu dem Ganzen auch: Nie. Hier. Gundlings ausführlicher 
Discours über das Natur- und Völkerrecht, Frankfurt u. Leipzig 1734 
cap. XXXVII §19 — 23 (S. 467) . . „Hier entstehet nun die Frage: 1) Ob 
der peuple aus irgend einer Ursache wider seinen Imperantem oder wider 
die Optimates den Degen zucken könne? Hier ist nicht die Frage de limitata 
& irregulari republica: denn da gehet es ohnstreitig an; Tuetur hic 
unusquisque ius suum e pactis quaesitum. Im deutschen Reiche sind die 
acta des dreyßig jährigen Krieges Zeugnisses genug hiervon. Sondern es ist 
hier die Frage de regulari republica, und da kann der populus keines weges 
wieder den Imperantem den Degen führen, es wäre denn, daß er ein Tyrann 
sey, qui perniciem subditorum quaerit, wie etwa Nero“. Es folgen dann 
dieselben praktischen Bedenken wie in J. N., jedoch ausdrücklich zu dem 
Schluß geführt: „und also sage ich, daß überhaupt der peuple gegen seinen 
Regenten den Degen nicht blößen könnte“. — Über den Begriff der irregularis 
respublica, bestimmt durch die mangelnde unitas voluntatis, vgl. cap. XXXVI 
§ 27-30, 31-36 (S. 462 t). 
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Was in diesen wenigen Worten Gundlings enthalten ist, ist 
nichts anderes als die Erkenntnis, daß der im 18. Jahrhundert 
bestehende Staat einen neuen Typus bildet, dem der ältere Staat 
als etwas schlechterdings wesensfremdes gegenübersteht. Es ist 
die erste programmatische Festlegung der Erkenntnis des Wesens 
des modernen Staates iu der Einheitlichkeit der Staatsgewalt. Zum 
ersten Mal ist hier der Unterschied des modernen Einheitsstaates 
und des dualistischen ständischen Staates klar erkannt und aus¬ 
gesprochen. Damit ist wissenschaftlich der Punkt erreicht, an 
dem die Widerstands lehre in ihrer alten Form, d. h. aufgebaut 
auf dem positiv rechtlichen Elemente der ständischen Verfassung, 
ihr Ende nehmen mußte. ' Eine das positive Hecht nicht ganz aus- 
schaltende Lehre kann nun nicht mehr mit Verfassungsinstitutionen 
arbeiten, die einem Staatsgebilde entsprechen, das nur mehr als 
irregularitas, als Abnormität, vorhanden ist. 

Wir haben gesehen, daß noch nach Gundling Widerstands¬ 
lehren vertreten worden sind, die das Widerstandsrecht auf die 
Grundgedanken der ständischen Verfassung stützen. Wir haben 
auch bereits erwähnt, daß für unsere Frage nach der Bedeutung 
des positivrechtlichen Denkens in der Widerstandslehre es gleich¬ 
gültig ist, ob dies Denken in sich irrig ist oder nicht. Anderer¬ 
seits aber verliert dadurch die richtigere Betrachtungsweise 
Gundlings für unsere Frage auch nicht ihren besonderen Wert. 
Er liegt darin, daß ein schärferer Denker, der erkannte, daß jene 
alten positivrechtlichen Elemente gegenüber dem Typus des neu 
entstandenen Staatswesens nicht mehr anwendbar waren, doch aus¬ 
drücklich ihre Verankerung in dem Verfassungsrecht der nur noch 
als Anomalien weiterlebenden ständischen Staatswesen, also ihren 
gedanklich positivrechtlichen Charakter, anerkannte. 

Als Ergebnis unseres Überblickes über die Widerstandslehre 
der ersten Hälfte des 18. Jahrhunderts gewinnen wir also die 
Feststellung, daß, wenn auch angesichts der tatsächlichen Ver¬ 
änderung des Staatslebens und des Staatsrechts ein großer Teil 
der Verteidiger eines Widerstandsrechtes des Volkes das Schwer¬ 
gewicht der Argumentation in die naturrechtlich begriffslogische 
Konstruktion verlegte, trotzdem der Gedanke des Widerstands¬ 
rechtes auch jetzt noch nicht ausschließlich und prinzipiell ein 
naturrechtlicher geworden ist. Indem die alten positivrechtlichen 
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Elemente nicht nur in jenem Teil der Widerstandslehre nie ganz 
verschwunden sind, sondern sogar in einem anderen, ebenso be¬ 
deutenden Teile immer noch das Fundament der ganzen Lehre 
bildeten, erscheint auch für diese Zeit noch das positivrechtliche 
Denken als ein wesentliches Lebenseleraent der Lehre vom 
Widerstandsrecht. Dies Lebenselement selbst freilich war in sich 
längst verdorrt und konnte dem ßechtsgedanken des Widerstands- 
Techts keinen Halt mehr geben. Gerade der Grund aber, der jenes 
verdorren machte, drängte diesen zu neuem Leben: das Fehlen 
anderen Rechtsschutzes gegen den fürstlichen Absolutismus. So mußte 
es dahin kommen, daß schließlich die innere Lebenskraft des Ge¬ 
danken» des Widerstandsrechtes selbst ihn drängen mußte, dem 
hohlgewordenen Lebenselement des positivrechtlichen Denkens 
■wieder eigene neue Kraft zu geben durch Verpflanzung von dem 
erstorbenen Boden des ständischen Staatsgedankens auf den frucht¬ 
baren Boden des modernen Staatsgedankens. Freilich bedingte 
gerade das positiv-politische Denken ein Aufgeben der positiv¬ 
rechtlichen Behandlung der Widerstandsfrage, denn der moderne 
Staatsgedanke ist unvereinbar mit dem Gedanken des Widerstands¬ 
rechtes 1 ). Aber die Natur der Sache war hier wie immer stärker 
als die Formel der Logik. Eine neue Widerstandslehre entstand, 
•ein neues positives Widerstandsrecht entstand, beides — wie wir 
sehen werden — auf dem Boden des modernen Staatsgedankens, 
beides aber doch nur als Verpflanzung der alten Gedanken und 
der alten positivrechtlichen Elemente in ihrer seltsamen Ver¬ 
knüpfung. Rousseau und die französische Revolution waren die 
Werkzeuge dieser merkwürdig verschlungenen Entwicklung. 

*) Sehr interessant wird das beleuchtet durch den Versuch, den 1755 
D. Hume, Essays, litteral, moral and political (London 1872 S. 285) machte, 
«las Widerstandsrecht dem neueren englischen Verfassungsrecht anzupassen. 
Einerseits lehnte er im Gegensatz zu den Gedanken des ständischen Staats 
•die Zuständigkeit besonderer „Magistrate“ ab und betrachtet als den eigent¬ 
lichen Fall des Widerstandsrechtes den, daß der Monarch die Verantwortlichkeit 
4er Minister nicht gelten lassen will; andererseits konstruiert er aber dann 
diesen Fall ganz im dualistischen Sinne des ständischen Staatsrechts als 
Usurpation des dem Monarchen nicht zustehenden Teiles der Staatsgewalt: 
he usurps the whole power of the Commonwealth. 


Go igle 


Original from 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



351 


VII. Rousseau und die Gesetzgebung der französischen 

Revolution 

Die konstitutionelle Theorie, auf der auch diese Lehren vom 
Widerstandsrecht des Volkes im 17. und 18. Jahrhundert mehr 
oder weniger beruhen, war nicht eigentlich der Boden, auf dem 
die Bevolutionslehre zur größten Entfaltung gelangen konnte und 
mußte, sondern dieser Boden konnte nur der sein, auf dem die 
alte monarchomachische Lehre theoretisch ruhte: die Lehre von 
der Volkssouveränität. So ist denn die Lehre vom Widerstands¬ 
recht des Volkes, wie Gierke betont hat 2 ), zur schärfsten und 
uneingeschränktesten Ausprägung gelangt bei den Vertretern der 
Volkssouveränitätstheorie: Milton, Sidney und Rousseau, am klarsten ! 
bei dem konsequentesten von ihnen, J. J. Rousseau. Da die 
Dogmengeschichte der Widerstandslehre an sich nicht Gegenstand 
unserer Untersuchung ist, scheint diese Feststellung für uns 
zunächst keine Bedeutung zu haben, oder höchstens nur die negative, 
daß die konsequenteste Revolutionslehre, diejenige Rousseaus, auf 
rein theoretisch naturrechtlicher Grundlage stand und jeder Ver¬ 
bindung mit dem positiven Staatsrecht entbehrte. Und doch zeigt 
sich sogleich, wenn wir den Blick von der Entwicklung der Ver¬ 
gangenheit auf diejenige der Zukunft wenden, daß auch hier die 
Verbindung zwischen Theorie und Rechtswirklichkeit nicht fehlt; 
nur ist es nicht in erster Linie die, die wir bisher als die wesentliche 
und charakteristische, sondern die, die wir nur vereinzelt und nur 
als zu vermutend gefunden haben: die Beeinflussung der Rechts¬ 
wirklichkeit durch die Theorie. Unter dem Einfluß Rousseaus ist 
in der französischen Revolution das Recht des Volkes auf Wider¬ 
stand positivrechtlich festgelegt worden. Für unsere Untersuchung 
von noch größerer Bedeutung aber ist es, daß in dieser positiv¬ 
rechtlichen Anerkennung des Widerstandsrechtes gleichzeitig 
Entwicklungselemente zu erkennen sind, die deutlich auf einen 
Zusammenhang mit dem älteren positivrechtlichen Widerstands¬ 
recht hinweisen. Wir können an diesen Dingen nicht ohne eine 
nähere Betrachtung vorübergehen. 

Die Widerstandslehre Rousseaus ist, wie die ganze Staats- 

2 ) Gierke, Althusius S. 313 Anm. 123. 
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j und Rechtslehre des Contrat social etwas wissenschaftlich völlig 
j[ neues. Wie überhaupt jede rein doginengeschichtliche Untersuchung 
außerhalb der Aufgabe unserer Studie liegt, muß auch in diesem 
Punkte eine nähere Ausführung und Begründung dieses Urteils 
grundsätzlich abgelehnt werden, ganz abgesehen davon, daß rein 
tatsächlich eine zum Anspruch auf Selbständigkeit berechtigte 
Erörterung der einschlägigen Teile des Rousseauschen Systems 
sich allein schon dadurch verbietet, daß durch die unentbehrliche 
Stellungnahme zu den tiefgründigen Untersuchungen Haymanns 1 ) 
für sie eine Ausdehnung bedingt wäre, die den Bahmen unserer 
Betrachtung sprengen müßte. Trotzdem kann die Frage der 
dogmengeschichtlichen Zusammenhänge der Rousseauschen Lehre 
nicht ganz ausgeschaltet werden, denn diese ist, wie sich zeigen 
wird, für unsere Betrachtung nicht ohne Bedeutung. Ich sagte: 
‘die Widerstandslehre des Rousseau ist, wie die ganze Rechts- 
! und Staatslehre des Contrat social • wissenschaftlich etwas neues. 
Damit stelle ich mich vollständig auf den Standpunkt Haymanns, 
auf dessen Begründung ich mich beziehe. Daß der wohlbelesene 
Rousseau die gedanklichen Hilfsmittel seines Systems, die einzelnen 
Bausteine seiner Konstruktion, vielfach älteren Schriftstellern ent¬ 
nommen hat, insbesondere an den von Gierke 2 ) angeführten Stellen 
dem Althusius und daher auch, worauf auch hingewiesen worden 
ist, dessen Schüler Huber, 3 ) ändert nichts an der Tatsache, daß 
sein System als solches gedanklich neu ist. Denn die Beeinflussung 
durch frühere Gelehrte ist, wie ein neuerer Rousseau-Forscher mit 
Recht sagt 1 ), in der wissenschaftlichen Arbeit unvermeidlich: il 
n’en est pas moins vrai, que certaines oeuvres sont originales et 
que d’autres ne le sont pas; 1’Esprit des Lois et le contrat 
social sont des livres originaux. On n’invente pas les lettres de 
l’alphabet,; on n’invente pas les mots qui en sont formes; on 
n’invente pas les idees ni encore moins les sujets qui les font 
naitre; mail il y a une facon de choisir ces idöes, de les associer, 
de les exprimer, meme qui est une sorte de cröation. Das ist 

’) Franz Hajmann, Jean Jaques Rousseau’s Socialphilosophie 1898. 

2 ) Gierke, Althusius S. 9 Anm 19. 

3 ) Vgl. Edmond Dreyfus-Brisac in seiner Ausgabe des 0. S. 1896 
Introduktion S. XXX11 Anm. 3. 

4 ) Dreyfus-Brisae ebenda S. XXXI. 
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sehr richtig, und vor allem für unsere Betrachtung. Mit großer 
Sorgfalt hat Schvarcz 1 ) bei Montesquieu einen starken Mangel 
an Genauigkeit und Originalität nachgewiesen; zweifellos haben 
Gierke und viele andere recht, die bei Rousseau Ideen des 
Althusius und sonstiger früherer Gelehrter aufgedeckt haben. 
Das ändert nichts daran, daß es nicht die Lehren des Althusius 
oder die der mißverstandenen englischen Vorbilder, sondern die¬ 
jenigen Rousseaus und Montesquieus waren, die ein Jahrhundert¬ 
lang der Entwicklung nicht nur der Staatslehre, sondern auch des 
Staatsrechts ihr Gepräge aufgedrückt haben. Dies allein aber ist 
hier für uns von Bedeutung. Zudem ist aber auch das gedanklich 
entscheidende in der Staatslehre Rousseaus tatsächlich etwas 
wissenschaftlich völlig neues: der Aufbau auf dem Gedanken der 
volonte generale. 

In der volonte g6n6rale, deren Konzeption nur möglich war 
in der eigentümlichen Psyche Rousseaus und ihrem seltsam ver¬ 
einten Kontrast von Ethik und Logik, von Gemüt und Geist, liegt 
zugleich die faszinierende Kraft, die den politischen Einfluß 
Rousseaus auf die geistige Atmosphäre der Aufklärung sicherte, 
und, wie Haymann dargetan hat, die wissenschaftliche Stärke seines 
rechtlichen Systems. Denn das, wozu sie ihm verhalf, war nichts 
geringeres als die Erkenntnis des Wesens des modernen Staats: 
der staatlichen Einheit. Der Aufbau des ganzen Systems auf der 
volonte g6n6rale und dem Forraalbegriff der loi, wie sie aus 
Haymanns Darstellung zu erkennen ist, enthält zugleich die 
Überwindung des Dualismus von Staat (-Herrscher) und Volk — 
das Überbordwerfen des Herrschaftsvertrages ist nur eine kenn¬ 
zeichnende Folge — und von positivem und Naturrecht. So be¬ 
deutet der Contrat social geradezu eine Epoche der Staatslehre 
und des Staatsrechts. Für seine Widerstandslehre ergibt sich 
aber daraus, daß sie gegenüber allen früheren ebenfalls etwas 
ganz neues ist. Sie ist in keiner Weise mehr gegründet auf 
jenem Element staatsrechtlichen Denkens, das unmittelbar zurück¬ 
führte auf die rechtliche Struktur des älteren Staates der Wirk¬ 
lichkeit, auf den Dualismus des ständischen Staates, sondern ledig- 


l ) J. Schvarcz, Montesquieu und die Verantwortlichkeit der Räte des 
Monarchen in England, Aragonien, Siebenbürgen und Schweden. 1892. 
Wolzendorff, Staatarecht und Naturrecht 23 
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lieh auf dem Gedanken der staatlichen Einheit und des staatlichen 
Bechtssetzungs monopols. 

So ist bei Bousseau in den gedanklichen Grundlagen der 
Widerstandslehre das Band vollständig zerschnitten, das, wenn 
auch immer schwächer werdend, diese bisher stets noch mit dem 
älteren positiven Becht verband. Wenn nun unter dem Einfluß 
Eousseaus das positive Staatsrecht der französischen Bevolution 
ein Widerstandsrecht des Volkes gesetzlich begründet hat, so 
ständen wir vor der höchst interessanten und merkwürdigen Tat¬ 
sache, daß in demselben Augenblicke, in dem die Theorie die 
Verbindung mit dem älteren positiven Recht endgültig und voll¬ 
ständig aufgibt, das neuere positive Becht seinerseits an die Theorie 
anknüpft und so die alte Verbindung zwischen Bechtswirklichkeit 
und Wissenschaftslehre in umgekehrter Weise wiederherstellt. 
Vom Standpunkte der reinen Systematik des rechtlichen Denkens 
wird auch diese höchst merkwürdige Tatsache nicht zu leugnen 
sein. Eine mystische Denkweise der Staats- und Bechtslehre 
könnte hier geradezu die Wirkung eines Naturgesetzes von der Er¬ 
haltung und Umwandlung der Kraft der Rechtsgedanken wittern. 
Allein die Sache ist gar nicht mystisch, und es bedarf zur Er¬ 
klärung der an sich gewiß frappierenden Erscheinung gar keiner 
Kombinationen, sondern nähere Betrachtung erklärt sie uns durch 
Zusammenhänge, die ganz einfach, darum aber nicht weniger 
interessant sind. 

Wir haben schon erwähnt, daß nur die systematischen Grund¬ 
gedanken des Contrat social und die Gruppierung der einzelnen 
gedanklichen Konstruktionselemente, nicht diese selbst neu sind. In 
diesen besteht, soweit das Widerstandsrecht in Betracht kommt, 
auch bei Bousseau ein Zusammenhang mit der älteren Wider¬ 
standslehre. Um das zu erkennen, müssen wir uns die betreffenden 
kurzen Ausführungen des Contrat social in Erinnerung rufen. 

Aus der Konstruktion des Volkes als des souveränen Gesetz¬ 
gebers ergeben sich für Bousseau zwei Fälle, in denen das Becht 
des Volkes im Gegensatz zur Gewalt der Begieiung treten kann: 
einmal, wenn diese Gewalt anders ausgeübt wird, als der gesetz¬ 
geberische Wille es vorgeschrieben hat, zum andern, wenn der 
gesetzgeberische Wille selbst jene Vorschriften ändert. Der erste 
Fall ist der regelrechte Fall des alten Widerstandsrechtes, von 
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Rousseau tatsächlich auch einfach mit den Mitteln der alten 
Lehre, jedoch unter interessanter logischer Zuspitzung konstruiert. 
Wenn der Fürst nicht mehr nach den Gesetzen regiert, ist der 
Staatsvertrag verletzt und die natürliche Freiheit tritt wieder ein. 
Das ist der alte Gedanke, neu ist aber die logische Begründung, 
die ihm Rousseau gibt, und zwar gibt — das ist das interessante — 
durch die Konstruktion mit Begriffen, die von altersher ein 
Element der Widerstandslehre waren. Er sagt nämlich: wenn 
die Regierung andere Gewalt an sich reißt, als ihr die Gesetze 
gegeben haben, so übt sie gegenüber dem Volke keine rechtliche 
Macht mehr aus, sondern nur tatsächliche Gewalt. Indem sie 
sich eine Gewalt beilegt, die vermöge des Staatsvertrages nur 
der souveräne Gesetzgeber verleihen kann, indem sie also die 
Souveränität usurpiert, ist der Staatsvertrag gebrochen und der 
Zustand der natürlichen Freiheit tritt wieder ein. Wir sehen 
hier sofort, welchen Gedanken der alten Rechts- und Staatslehre 
Rousseau hier logisch ausnützt: den auch von den Gegnern 
eines Widerstandsrechtes allgemein anerkannten Satz, daß gegen¬ 
über dem Usurpator, dem tyrannus titulo, stets Widerstand 
gestattet ist. Er betont das nicht ausdrücklich, aber daß er hier 
eine allgemein anerkannte Rechtsvorstellung seinen Lehren dienst¬ 
bar machen will, wird ganz zweifellos, wenn er wenige Zeilen 
später ausdrücklich den Begriff Tyrann einer besonderen Definition 
bedürftig erklärt und ihn als völlig gleichbedeutend mit Usurpator 


*) Contrat social, Livre III chap. X: Le cas de dissolution de l’Etat 
peut arriver de deux manieres. — Premierement, quand le prince n’administre 
plus l’Etat selon les lois, et qu’il usurpe le pouvoir souverain. Alors il se 
fait un changement remarquable; c’est que, non pas le gouvernement, mais 
l’Etat se reserre: je veux dire que le grand Etat se dissout, et qu’il s'en 
forme un autre dans celui-la, compose seulement des membres du gouver¬ 
nement et qui n’est plus rien au reste du peuple que son tyran. De Sorte 
que a Tinstant que le gouvernement usurpe la souverainete, le pacte social 
eat rompu; et tous les simples citoyens, rentres de droit dans leur liberte 
naturelle, sont forces, mais pas obliges d’obeir. — Vgl. auch C. S. II, 2: 
S’il arrivait enfin que le prince eüt une volonte particuliere plus active 
que celle du souverain, et qu’il usät pour obeir ä cette volonte particuliere, 
de la force publique, qui est dans ses mains, en sorte qu’on eüt, pour ainsi 
dire, deux souverains, l’un de droit et l’autre de fait, a l’instant l’union 
sociale s’evanouirait et le corps politique serait dissous. 

23 * 
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definiert. 1 ) 2 ) „Die einen tyrannen beschrybend, sprechend, das 
der ein tyrann sye, der uss eigner Krafit and darstellen regiere,“ 
so hatte schon Zwingli gesagt. 8 ) In diesem Teile der Wider¬ 
standslehre Rousseaus ist also deren Zusammenhang mit der älteren 
Lehre und damit mit den aus dem ständischen Staatsrecht ent¬ 
nommen positivrechtlichen Elementen ganz klar. 

Der andere Fall, in dem sich für Rousseau ein Widerstandsrecht 
des Volkes ergibt, zeigt schon eine größere Unabhängigkeit von 
der älteren Lehre. Lediglich eine Konsequenz der klar erfaßten 
Einheit der Staatsgewalt ist es, wenn Rousseau, von der Volks- 
souveränität ausgehend, den Akt der Einsetzung eines Gouvernement 
nicht als Vertrag, sondern als einseitigen Rechtsakt auffaßt. Die 
; juridisch bedeutsame Konstruktion dieses Aktes im einzelnen und 
seine Zerlegung in die zwei rechtlich selbständigen Teile eines 
gesetzgeberischen, durch die der Souverän die Errichtung einer 
Regierung in einer bestimmten Form anordnet, und eines zweiten 
verwaltenden, durch den das Volk als gouvernement provisionel 
die Regierung einsetzt, brauchen nicht des näheren untersucht zu 
werden, denn das für uns wesentliche an ihnen ist klar: sie stehen 
zur freien Verfügung des Volkes. Das Volk kann sie jederzeit 


*’) ibidem: Dans le scns vulgaire un tyran est un roi qui gouverne 
avec violence et sans egard ä la justice et aux lois. Dans le sens precis 
un tyran est un particulier qui s'arroge l'autorite royale sans y avoir droit. 
C’est ainsi que les Grecs entcndaient cc mot de tyran: ils le donnaient 
indifferemment aux bons et aux mauvais princes dont l'autorite n'etait paa 
legitime. Ainsi tyran et usurpateur sont deux mota parfaitement 
synonymes. 

2 ) Es ließe sich sogar m. E. die Frage diskutieren, ob die Konstruktion 
Rousseaus von dem Zusammenschrumpfen des Staates auf die Mitglieder der 
Kegierung im Falle der Tyrannei (vgl. oben 355 Anm. 1) nicht einfach zu 
erklären ist aus der Tendenz, die tyrannische Regierung als außerhalb der 
Volksgemeinschaft und daher ihre Gewalt deutlicher als von außen, gleich 
der des Eroberers, auf das Volk eindringend erscheinen zu lassen. Welchen 
Grund und Zweck hat sonst diese Konstruktion? Die „strenge Konsequenz“, 
die Haymann (a. a. 0. 236) in ihr erblickt, vermag ich nicht zu erkennen. 
Denn, wohlgemerkt, es bandelt sich hier ausschließlich (vgl. den Gegensatz 
im folgenden Absatz) um die Mitglieder einer monarchischen Regierung. 
Wo ist bei den Gliedern einer monarchischen Regierung der den Staat 
konstituierende contrat social, wo die volonte generale? 

3 ) Auslegung des 42 Artikels (1523), C. R. LXXX (Zwingli II) 845. 
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ändern und zurücknehmen. Das Volk kann nicht nur die Depositare 
der Exekutivgewalt einsetzen und absetzen, wann es ihm gefällt, 
sondern auch jederzeit die Form der Regierung (la forme provisio- 
nelle qu’il donne ä l’administration, jusqu’ä ce qu’il lui plaise 
d’en ordonner autrement) abändern. Das ist allerdings eine Schärfe 
der Folgeziehung aus dem Volkssouveränitätsgedanken, die nicht 
nur tatsächlich neu war, sondern auch in ihren Existenzbedingungen 
innerhalb der bisherigen Widerstands lehre nicht möglich war. 
Denn ihre wesentliche Existenzbedingung ist eben die Erkenntnis 
der Einheitlichkeit der Staatsgewalt, die Überwindung des dua¬ 
listischen Staatsgedankens, — logisch zum Ausdruck gebracht in 
dem Fortlassen des Herrschaftsvertrages — in dem die ältere 
Lehre ihren wesentlichen Grund und, was für uns wichtiger ist, 
ihren Zusammenhang mit dem älteren positiven Staatsrecht hatte. 

In diesem zweiten Teile steht also die Widerstandslehre 
Rousseaus dem Grundgedanken nach ganz außer Zusammenhang 
mit alle dem, dessen Entwicklungsgeschichte wir verfolgt haben. 
Und doch fehlen auch hier die Fäden, die in die Vergangenheit 
zurückreichen nicht: nur der Grundgedanke ist ans einer neuen 
Welt. In den Einzelheiten finden wir manche Inventarstücke der 
alten naturrechtlichen Lehre, und selbst das Ergebnis ist nicht 
an sich, sondern nur in der Schärfe seiner Ausprägung beispiellos. 
Wenn Rousseau sagt, que les depositaires de la puissance ex6cutive 
ne sont point les maitres du peuple, mais ses ofüciers 2 ), was ist 
es anderes als wenn schon Johannes von Salisbury das Kenn¬ 
zeichen des rechtmäßigen Herrschers darin erblickt, quod hic legibus 
obtemperet et eius arbitrio populum regit, cujus se credit ministrum 3 ) 
oder Rossaeus den lehnrechtlichen Vergleich gebraucht: ut imperator 
imperii primus est cliens, ita rex regni*)? Und der Gedanke 
selbst, daß das Volk die Grundlagen seiner Verfassung ändern 
könne, ist zwar in dieser Schärfe früher nicht aufgetreten und konnte 
es nicht unter der Herrschaft des dualistischen Staatsgedankens 
und in der Konstruktion des Herrschaftsvertrages, an sich ist er 
aber keineswegs beispiellos in der Geschichte der älteren 
Widerstandslehre. 


') C. 8. III. chap. XVI, XVII. 2 ) C. s. III, XVI1L 
3 ) a. a. 0. Lib. IV cap. I (S. 208). 4 ) a. a. 0. S. 655. 
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Fassen wir das Ergebnis kurz zusammen, so ist die Widerstands¬ 
lehre Rousseaus in ihren staats- und rechtstheoretischen Grund¬ 
lagen und zum Teil in dem Radikalismus ihres Ergebnisses etwas 
wissenschaftlich völlig neues, in den einzelnen Gliedern ihrer 
Konstruktion und dem Gesamtinhalt ihres Ergebnisses aber zeigt 
sie sich deutlich als nur ein neues Glied in der langen Kette der 
Widerstandslehre ’) und zwar desjenigen dogmatischen Zweiges 
jener, der auf der Volkssouveränitätstheorie basierte. Wie sehr 
innerlich diese Theorie auch vertieft ist durch die Idee der volonte 
general, der Kern ist doch der alte, wie er sich entwickelt hat 
aus der Wechselwirkung von Naturrecht und positivem Recht des 
ständischen Staates. 

Welche enorme politische Wirkung die alte Idee des Natur¬ 
rechts und des ständischen Staatsrechts in ihrer Einkleidung in 
die Grundgedanken der modernen Staats- und Rechtslehre durch 
Rousseau gehabt hat, ist zu bekannt und allgemein anerkannt, als 
daß sie einer besonderen Erörterung bedürfte. Daß auf den 
zweifellosen Einfluß Rousseaus in der Vorstellungswelt der 
französischen Revolution der Gedanke zurückzuführen ist, die Be¬ 
rechtigung des Widerstandes gegen gesetzwidrige Ausübung der 
Staatsgewalt gesetzlich festzulegen, erscheint höchst wahrscheinlich. 
Eine andere Frage aber ist es, ob dies der ausschließliche und 
unmittelbare Grund jener gesetzlichen Festlegung war. Ich muß 
erklären, warum ich diese Frage als zur Aufgabe meiner Unter¬ 
suchung gehörig ansehe. Die bisherigen Betrachtungen hatten 
uns dahin geführt, daß auch in der Widerstands lehre des 18 . Jahr¬ 
hunderts die Erinnerung an die ursprünglichen positiv rechtlichen 
Grundlagen des Widerstandsrechts nie ganz verloren gegangen 
waren. Der Gedanke liegt daher nicht fern, daß nun bei der 
gesetzgeberischen Festlegung des Widerstandsrechtes auch irgend- 

] ) Wenn Haymann a. a. 0. S. 248 f. Rousseau dagegen verteidigen 
zu sollen glaubt, daß er die Berechtigung der Revolution gelehrt habe, so 
ist das nur gerechtfertigt aus einer logisch richtigen, jedenfalls aber nicht 
dem Sprachgebrauch der Literargeschichte der Staatslehre entsprechenden 
Deutung des Wortes Revolution. Man versteht darunter den Widerstand 
gegen die Staatsgewalt durch das Volk schlechthin, nicht nur den unrecht¬ 
mäßigen. Gerade (iicikes Althusius, gegen den sich Haymann besonders 
wendet, läßt darüber gar keinen Zweifel. 
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wie noch jene Erinnerungen an frühere Rechtseinrichtungen mit- 
gewirkt haben. Dann wäre das positivreehtliche Wiederaufleben 
des Widerstandsrechts in der französischen Revolution nicht die 
ausschließliche Wirkung spekulativer Ideen, den geistigen Quellen 
der Revolution entnommen, sondern gleichzeitig der Niederschlag 
der lebendigen Fortwirkung einer einstigen geltenden Rechts¬ 
einrichtung. Die Bedeutung dieser Perspektive für unsere Frage 
des Verhältnisses von Naturrecht und Staatsrecht in der Widerstands¬ 
lehre liegt auf der Hand und rechtfertigt es, die oben formulierte 
Frage aufzuwerfen und zu untersuchen. 

Die gesetzgeberische Festlegung des Widerstandsrechtes in 
der französischen Revolution ist enthalten in art. 2 der Erklärung 
der Menschen- und Bürgerrechte von 17<Si): „Le but de toute 
association est la Conservation des droits naturels et imprescreptibles 
de l’homme. Oes droits sont la liberte, la propriete, la sürete et 
la resistance ä l’oppression.“ Daß der Gedanke, das Recht des 
Widerstandes gesetzlich festzulegen, zusammenhängt mit der Lehre 
Rousseaus, erscheint mir angesichts des beherrschenden Einflusses 
Rousseaus auf die Geisteswelt der französischen Revolution nicht 
im mindesten zweifelhaft. Der Versuch, diesen Zusammenhang 
positiv nachzuweisen, der uns viel zu weit führen würde, kann 
hier füglich unterbleiben. Denn angesichts der ganz allgemein¬ 
gearteten Beeinflußung des Denkens der französischen Revolution 
würde es von gar keiner positiven Bedeutung sein, wenn nach¬ 
gewiesen würde, daß die Schöpfer unserer Vorschrift sich niemals 
auf Rousseau berufen haben. Seine Lehre, deren künstlich 
mathematische Arbeit mit rationalen Begriffen nur das Gewand 
war für unendlich lebenswarme, rein menschliche Forderungen 
einer neuen Zeit, bildete eben den stärksten Ausdruck der neuen 
Staats- und Rechtsauffassung. Darum war seine Autorität in der 
französischen Revolution überwältigend, und in welchem Maße das 
der Fall war, zeigt am deutlichsten die Tatsache, die mir stets 
als das interessanteste Ergebnis der gründlichen Untersuchung 
Redslobs über die „Staatstlieorien der französischen National¬ 
versammlung von 175ns* 11 ) erschienen ist, daß man sich nämlich 

‘) K. Kedslob, Die Staatstheorien der französischen Nationalversammlung 
von 1789. Ihre Grundlagen in der Staatsrechtslehre der Aufklärungszeit 
und in den englischen und amerikanischen Verfassungsgedanken. 1912. 
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; selbst da vor der abstrakten Rousseauschen Theorie in der Form 
1 beugte, wo man in der Methode sich von den empirischen Ge¬ 
dankengängen Montesquieus leiten ließ. Wir können deshalb 
m. E. ganz ohne Bedenken annehmen, daß der Gedanke, das 
Recht auf Widerstand gesetzlich festzulegen, auf den Einfluß 
Rousseaus zurückzuführen ist. Etwas ganz anderes ist es um die 
Frage, ob man auch die Art, wie dieser Gedanke verwirklicht 
ist, aus einem Einfluß Rousseaus erklären kann. 

Das Recht zum Widerstande ist gesetzgeberisch als ein 
Menschen- und Bürgerrecht gestaltet worden. Mit aller Ent- 
j schiedenheit hat G. Jellinek*) betont, daß die Konstruktion solcher 
Menschen- und Bürgerrechte schlechterdings nicht auf den Contrat 
social zurückgeführt werden kann, denn dieser hat nur eine einzige 
Klausel, nämlich die volle Entäußerung aller Rechte des Individuums 
an die Gesellschaft 2 ). Die Frage, aus welchem Einflüsse denn 
i sonst das Entstehen dieser Deklaration der Menschen- und Bürger¬ 
rechte zu erklären sei, hat Jellinek beantwortet, indem er ein 
geschlossenes klares Bild ihrer' Entwicklungsgeschichte entworfen 
hat, das mit der lebendigsten und überzeugensten Anschaulichkeit 
die Reihe ihrer Vorbilder vor Augen führt: die amerikanischen 
Erklärungen von 1764—1776, die kolonialen Bills of Rights und 
endlich die Pflanzungsverträge 3 ). Die alten Anschauungen von der 
Entstehung der Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte aus 
dem Contrat social haben sich mit der Zähigkeit der Phrase gegen 
die Jellineksche Beweisführung gewandt, ohne ihr jedoch auch 
nur annähernd gleichwertige Gründe eutgegenstellen zu können 4 ). 
Nun ist neuerdings die geistige Vaterschaft Rousseaus für die 
Deklaration von Redslob mit neuen Gründen behauptet worden, 

*) G. Jellinek, Die Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte. 
2. Aufl. 1914, 5 ff. 

2 ) C. s. I, 6: Les clauscs, bien entendues, se reduisent toute ä une 
seule: savoir l’alienation totale de chaque associe avec tous scs droits a 
toute la communaute. 

s ) G. Jellinek, Erklärung 8 ff. 

4 ) Über die abweichenden Ansichten und ihre Begründung vgl. die 
angeführten Schriften von G. Jellinek, insbes. auch neuerdings die Be¬ 
merkungen W. Jellineks in Allg. Staatslehre 415; ferner Gierke, 
Althusius, 113, 346: Poumergue, Revue d. d. p. XXI, 717ff, 731; 
c h erge r 150 ff. 
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doch sind auch diese ra. E. durchaus nicht geeignet, den status 
controversiae zu ungunsten der Jellinekschen Lehre zu verschieben 1 ). 
Wenn nämlich in einzelnen Punkten der gesetzgeberischen Aus¬ 
gestaltung ein entscheidender Einfluß Rousseaus nachgewiesen 
werden kann 2 ), so wird dadurch der in sich klare und über¬ 
zeugungskräftige Zusammenhang mit amerikanischen Vorbildern, 
wie ihn Jellinek aufgezeigt hat, um nichts unwahrscheinlicher. 
Deshalb braucht man auf Einzelheiten der Textinterpretation, die 
gegen einen allgemeinen und entscheidenden Einfluß Rousseaus 
sprechen 8 ), gar nicht irgend maßgebenden Wert zu legen. Daß 
Rousseau auf die gesetzgeberischen Aktionen von 1789 einen großen 
Einfluß gehabt hat, kann unbedenklich als sicher angesehen werden. 
Das schließt aber nicht im mindesten andere Einflüsse in der 
Ausgestaltung der Einzelheiten aus. Gerade die wertvollen Unter¬ 
suchungen Redslobs haben ja erst so recht gezeigt, wie mannig¬ 
faltig und verschiedenartig die 1789 wirkenden Einflüsse waren 4 ). 


1 ) Redslob 92ff. — Wenn Redslob sagt: „Die Deklaration kümmert 
sich nicht um die Grenzen des Staats, sie fragt nicht, wo der Staat auf 
eine fremde Sphäre stößt“, und zur Begründung die Behauptung bringt, 
„Recht“ in art. 2 der Deklaration bedeute nicht „Rechte“, sondern „Güter“, 
für diese Behanptung aber gar keine Begründung versucht, so ist das nichts 
anderes als die petitio principii: die Deklaration muß von Rousseau stammen. 
Und sein umständlicher Beweis, daß es sich hier nicht um Rechte außerhalb 
des Staates, sondern um Rechte im Staate handelt, beweist zuviel und daher 
nichts. Denn der Staat kann immer nur Rechte innerhalb seiner eigenen 
Ordnung anerkennen und begründen. Damit ist aber gar nichts gesagt Uber 
die Frage, ob diese Rechte nicht vom Gesetzgeber als, ohne die staatliche 
Anerkennung, eigene Existenz besitzend gedacht sind. In dieser Frage läßt 
sich der Gesetzestext durchaus nicht ohne Vergewaltigung für die Ansicht 
Redslobs heranziehen, denn er spricht ausdrücklich nur von einer An¬ 
erkennung, nicht einer Begründung. Ebenso kann die von Redslob (a. a. 0. 93 
Anm. 2) herangezogene Auslassung Crenieres, „l’homme en societe a des 
droits naturels et imprescreptibles“ nichts anderes bedeuten, als daß diese 
Rechte unabhängig von der Verneinung oder Anerkennung durch den Staat 
existieren. 

2 ) Redslob 95 ff. 3 ) Vgl. oben Anm. 1 am Ende und S. 361 f. 

4 ) Gerade den amerikanischen Einfluß würde Redslob wohl ernstlicher 
in Erwägung gezogen haben, wenn er nicht Condorcet in seinem sonst so 
gründlichen Buche ganz übergangen hätte. Denn es muß doch zu denken 
geben, daß ein Mann von dem Ansehen Condorcets, der selbst zwei 
wichtige Entwürfe einer „Erklärung“ geliefert hat (Declaration des droits 
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Tatsächlich kann ru. E. über das Verhältnis Rousseau« zur „Er¬ 
klärung“ von 1789 gar kein Zweifel obwalten, wenn man die in 
Betracht kommenden Erscheinungen rechtlichen und staats¬ 
theoretischen Denkens und politischen Handelns zu seiner Ver¬ 
wirklichung nicht mit dem Wunsche, einen Lieblingsgedanken 
bestätigt zu finden, zerpflückt, sondern ganz unbefangen in ihrer 
Gesamtheit auf sich wirken läßt. Dabei verstehe ich unter 
Unbefangenheit nicht die dem Menschen nun einmal nicht 
gegebene „Voraussetzungslosigkeit“, sondern — nur, daß die 
wissenschaftliche Beurteilung der gedanklichen Arbeit der Männer 
der Nationalversammlung diese nicht aus dem Milieu des Lebens 
ihrer Zeit herausreißt und in das der Studierstube preßt, um sie 
dort zu betrachten. Wenn ich ein Gleichnis gebrauchen darf: 
die Revolution und ihre Führer sahen nicht so aus, wie auf den 
Bildern Davids, auch wenn dort Licht und Schatten der Atelier* 
beleuchtung noch so kunstgerecht und formvollendet verteilt sind. 
Wir müssen sie im plein air betrachten und daher nicht fragen: 
wie ist ihr Denken und Handeln zu erklären aus den von uns 
als konsequent erkannten Grundgedanken der damaligen Wissen¬ 
schaft, sondern: wie ist es aus sich selbst, aus seinen eigenen 
Zielen zu beurteilen? 1 ) 

1789 und Projet de Declaration etc. in dem Plan de Constitution, presente 
ä la cunvriition nationale les l j et 16 Fevrier 1793; Oeuvres de Condorcet, 
publ. par A. Condorcet-OXonnor et M. F. Arago, Par. 1847,'IX, 174 ff., XII, 
333 ff., 417 ff.) hinsichtlich der Feststellung solcher Rechte ausdrücklich auf 
das Vorbild der amerikanischen Unabhängigkeitserklärung hingewiesen hat 
(z. B. Idees sur le despotisme 1789, a. a. 0. IX, 168). 

G Es wäre seltsam, wenn diese Auffassung gerade uns Deutschen 
Schwierigkeiten machen sollte, die wir doch nie daran gezweifelt haben, 
daß unsere Reichsverlassung wesentlich aus den Zweckg danken der Reichs- 
grnmiung zu ei klären ist, daß wir uns nie beirren lassen dürfen, wenn 
Bismarck mit der Terminologie der alten Staatskunst Dinge zum Ausdr.ck 
bringt, von denen wir wissen, daß sie etwas bezeichnen wollen, was die 
korrekte Staatswissenschalt ganz anders hätte bezeichnen müssen. Wenn 
wir so ein Welk beurteilen, das als einheitliches Ganzes aus der Feder 
eines zünftigen Staatsmannes entstanden ist, müssen wir nicht mit sehr 
viel größerer Notwendigkeit dieselbe Methode anwenden gegenüber einem 
Weik, das aus zahlreichen, ganz verschieden geschulten, in» Einzelnen ganz 
verschieden denkenden, leidenschaftlich bewegten Köpfen entstanden ist, die 
geeint waren nur durch di»? Gemeinsamkeit ihres Ziels? 
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Nur das gemeinsame Ziel, das die Männer von 1780 ver¬ 
folgten, kann Aufschluß geben über das, was für ihre Arbeit 
richtunggebend war. Was aber war das Ziel? Wenn wir hier,, 
wie das m. E. unbedingt nötig ist, rein real denken wollen, müssen 
wir sagen: das Ziel war das ganz allgemeine, an Stelle des alten 
Polizeistaats ein neues, freiheitliches Staatsgebilde zu setzen. Eben 
deshalb aber war das nächste Ziel nicht, ein untadeliges 
Konstruktionssystem für die Verwirklichung der neuen Staatsidee, 
sondern verfassungstechnische Mittel zur dauernden Vernichtung 
der schädlichen Wirkungen des älteren Systems zu ersinnen. Das 
ist Sinn und Zweck der gesetzgeberischen Arbeit von 1789: die 
Möglichkeit einer übermäßigen und willkürlichen Beschränkung 
der Einzelfreiheit durch die Ausübung der Staatsgewalt für 
immer rechtlich zu unterbinden. Davon müssen wir ausgehen und 
daher weiter fragen: welche Wegweiser gab den Männern der 
Revolution die Staatstheorie zur Erreichung dieses Zieles? Wenn 
sie sich zunächst an ihre, unmittelbarste Autorität, Rousseau, 
wandten, so antwortete er ihnen nur: die Freiheit des Staats¬ 
bürgers wird dadurch gesichert, daß sie nur auf Grund des von 
der volonte generale gebildeten Gesetzes beschränkt werden kann. 
Das war alles, was Ihnen Rousseau zu geben hatte. Konnte ihnen 
das genügen? Wenn wir bedenken, daß heute, nach weit über 
hundert Jahren, die Staatsrechtswissenschaft sich noch keineswegs 
völlig einig ist darüber, ob der Schutz der bürgertichen Freiheit 
mit jenem einen Fundamentalsatz rechtlich erschöpft ist. oder ob 
er nicht vielmehr erst vollendet ist durch die Anerkennung 
besonderer Freiheiten tür einzelne Lebensgebiete 1 ), so können wir 
nicht einen Augenblick zweifeln, daß die Männer von 1789, die 
noch alle Gefahren eines polizeistaatlichen Regimes frisch vor 
Augen hatten, der freiheitsschützenden Kraft jenes einen Satzes 
picht genügend trauten; wenn anders sie überhaupt seine nur 
hei voller staats- und rechtstheoretischer Durchbildung erkennbare 

') Ich brauche hier gar nicht an die bekannte Streitfrage in der 
deutschen Staatsrechtslehre Uber den Charakter und die Bedeutung der 
Grundrechte und die betreffende ausgedehnte Literatur zu erinnern Viel 
anschaulicher beweist die Schwierigkeit die unten gekennzeichnete Divergenz 
zwischen deutscher und französischer Hechtsauffassung in der Bewertung 
der Freiheit*.rechte für das Verwaltungsreeht. /Vgl. auch Arch. öffl. H. 
XXIV, 330 ff., bcs. 391 ff.) 
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Bedeutung zu ermessen im Stande waren. Sahen sie doch, daß 
gerade auf ganz bestimmten Lebensgebieten die staatliche Autorität 
die Tendenz hatte, die bürgerliche Freiheit zu ersticken und 
mußten sie doch deshalb mit Naturnotwendigkeit auf den Gedanken 
kommen, daß gerade auf diesen Gebieten, religiöse Betätigung, 
politische Meinungsbildung und -äußerung usw., dem staatlichen 
Eingreifen ein besonderer verfasssungsrechtlicher Biegel vor¬ 
geschoben werden müsse. Wenn sie nun daher die Staatstheorie 
unter dem Gesichtspunkte des Freiheitsschutzes durchsuchten, 
sahen sie sich gegenüber einer geschlossenen Tradition des 
Freiheitsgedankens, die vom 16. Jahrhundert an in klaren Linien 
zu verfolgen ist. Unter dem Einfluß des Calvinismus war der 
Gedanke einer der Staatsgewalt Schranken setzenden Freiheits¬ 
sphäre des Menschen 1 ) auf verschiedenen Wegen, die Donmergue 
in klassischer Darstellung aufgezeichnet hat, 2 ) entwickelt und fort¬ 
gebildet worden 1 ). Der eine Weg führt von den protestantischen 
Monarchomachen über Jurieu und Burlamaqui unmittelbar zur 
französischen Publizistik des 18. Jahrhunderts 2 ), wobei jedoch der 
entscheidende Gedanke des lndividualsrechts, was Doumergue 
übersehen hat, von Jurieu aus dem englischen Staatsrecht über¬ 
nommen ist 3 ). Der andere Ideenzug führt, ebenfalls von Genf aus¬ 
gehend, über Knox zu den presbyterianischen Schotten in das 
Lager Cromwells*), hier trifft er sich einerseits mit einem 
anderen Gedanken, spaltet andererseits sich selbst. Im englischen 
Independentismus treffen sich mit altkalvinistischen und pietistisch 
radikalisierten kalvinistischen Ideen einerseits die Einflüsse des 
Täufertums 5 ), andererseits die in der positiven Rechtsordnung 

*) Doumergue in Revue du droit public XXI, 675 ff. — Nur als 
fördernd, nicht als schöpferisch wirkend ist der Kalvinismus — ganz 
abgesehen von den älteren rechtshistorischen Grundlagen — für die Dogmatik 
dieses Gedankens anzusehen nach den Darlegungen von Troeltsch, Sozial¬ 
lehren 696 ff. und Die Bedeutung des Protestantismus für die moderne 
Welt (Hist. Bibi. XXIV) 1911, 59. Der Inhalt der Staatslehre der kalvi¬ 
nistischen Monarchomachen bestätigt dies Urteil. Vgl. auch unten 373 f. 

2 ) Revue du droit public XXI, 675—696 („Le courant calvino-francais“.) 

3 ) oben 299. 

4 ) Revue d. d. p. 696—699 („Le courant calvino-anglais“): Troeltsch, 
Soziallehron 694 f. 

5 ) Troeltsch, Die Bedeutung des Protestantismus 62 f; Go och 260 ff.; 
Scherger 121 ff. 
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weiterlebenden Kräfte altenglischen Rechtes *), um die schon vor¬ 
her in dem niederländischen Unabhängigkeitskampfe feierlich in 
Anspruch genommene angeborene Freiheit*) ausdrücklich als ein 
auch vom Staate nicht entziehbares Recht des Menschen zn 
formulieren. Vom englischeu Indepentismus gehen nun wieder 
zwei Wege zur französischen Revolution: der eine unmittelbar 
über Locke auf die .kontinentale naturrechtliche Staatstheorie 8 ), 
der andere über die amerikanischen Pflanzungsverträge, Staats¬ 
lehren und einzelstaatlichen Verfassungen 4 ) in die Kreise der 
politischen Führer der französischen Revolution (Lafayette, Mirabeau, 
Condorcet) *). In dem durch die politische Bewegung der 
französischen Revolution gebildeten Kreise politischen Denkens 
laufen die getrennten Fäden wieder zusammen: die politischen 
Denker von I7;*9 hatten eine fertige Tradition des Gedankens der 
Freiheit als eines auch dem Staat gegenüber unveräußerlichen 
Menschenrechtes vor sich. Es bestand daher nur das Problem: 
wie ist dieser Gedanke verfassungstechnisch zu verwirklichen? 

Die Antwort gaben die Vorbilder der amerikanischen Ver¬ 
fassungen. Sie waren die einzigen, aber auch, wie die Tat be¬ 
wiesen hat, dem französischen Gesetzgeber genügend. Über diesen 
letzten Zusammenhang kann seit den Darlegungen Jellineks kein 
Zweifel sein und hat. wenn man den Fragen auf den Grund 
geht, auch kaum bestanden. Bei näherem Zusehen wird man er¬ 
kennen, daß die Gegner Jellineks sich durchweg nur an der 
Tatsache stoßen, daß außer den amerikanischen Vorbildern — 
•und damit derem von Jellinek wohl zu scharf betonten religiösen 
Ursprung — noch andere Einflüsse aut die „Erklärung“ gewirkt 
haben 6 ), vor allem Locke und Rousseau, und daß diese Einflüsse 

■) <J. Jellinek, Erklärung 31 ff; oben 297 f., unten 373 f. 

2 ) oben 282, 304 ff. sowie unten 3S0. 

3 ) Doumergue Revue d. d. p. 700 ff. 

*) Jellinek, Erklärung 35 ff; Troeltsch, Bedeutung des Protestantismus 
01 f; Schcrger 163 ff; sowie unten 370 ff. 

5 ) Jellinek, Erklärung 8 ff; F. Klövekorn, Die Entstehung der Er¬ 
klärung der Menschen- und Bürgerrechte (.Historische Studien veröffentlicht 
von E. Ebering XC) 1911, bes. 213 ff; F.. Walch, La declaration des droits 
etc. These, Paris 1903, 209 ff; Schcrger, 207'ff.: Doumergue Revue d. 
d. p. 708 ff. 

6 ) unten 366 Anm. 1, aber auch 375 ff. 
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z. T. ihrem staatstheoretischen Gehalt nach logisch miteinander 
nicht zu vereinigen sind. Das letztere ist aber eine Erwägung, die 
in einer Frage, wie dieser, in sich völlig verfehlt ist. Es ist einfach 
undenkbar, daß Männer, die so enorme praktisch-politische Um¬ 
wälzungen vornehmen wollten, wie diejenigen von 1789, wenn sie 
ein außerordentlich einleuchtendes Mittel zur Verwirklichung 
ihrer Ziele vor sich sahen, nicht einfach mit beiden Händen zu¬ 
gegriffen, sondern erst geprüft haben sollen, ob es auch theoretisch¬ 
systematisch mit den übrigen, ihren Zielen dienstbar gemachten 
Rechtsideen in Einklang stand. Sie nahmen das Gute, wo sie es 
fanden, und die gute Form, gerade den gefürchtetsten staatlichen 
Bedrückungen bürgerlicher Freiheit Einhalt zu gebieten, gab die 
gesetzgeberische Aufstellung der Menschen- und Bürgerrechte in 
den amerikanischen „Erklärungen“. Die Idee unveräußerlicher 
Freiheitsrechte entsprach den politischen Strebungen der französischen 
Revolution, sie hatte ihren Rückhalt an einer seit dem 16. Jahr¬ 
hundert laufenden Tradition staatstheoretischen Denkens: der 
Oedanke ihrer Verwirklichung in der Form einer Gründung der 
ganzen Staatsordnung auf eine gesetzgeberische Aufstellung solcher 
Rechte ist trotzdem in Amerika entstanden 1 ). 

j *) Diese Auffassung scheint auch Doumergue zum Ausdruck bringen 
feu wollen, wenn er in seiner prächtigen akademischen Rede (Ac. d. Montauban) 
wom 16. 11. 05 die These aufstellt: „Non pas ln Nerolution franeaise , non pas 
11a Declaration des droits de l’homme % mais les yrands Principes de 89 out ete 
preches au monde moderne par la Reforme calvinistc.“ (a. a. 0. 20). Trotz¬ 
dem scheint er mir die Bedeutung des Calvinismus für die Entwicklung des Ge¬ 
dankens individueller Freiheitsrechte überschätzt zu haben (vgl. auch unten 376). 
Nicht zu leugnen ist andererseits, daß die Bedeutung Jurieus und Burlamaquis 
von der deutschen Wissenschaft bisher zu unrecht übersehen ist, jedoch hat 
die französische Wissenschaft (außer Doumergue bes. Lureau 92— 109) die 
Abhängigkeit Jurieus vom älteren englischen Recht wiederum nicht erkannt 
(oben 295 ff.). — Die entscheidende Bedeutung der amerikanischen Vorbilder 
für die Aufstellung eines Katalogs unveräußerlicher Rechte durch die 
französische Gesetzgebung hat neuerdings Klövekorn (vgl. oben 365 Anm. 5) 
in selbständiger Untersuchung nachzuweisen unternommen, sowohl auf Grund 
der zeitgenössischen außerparlamentarischen öffentlichen Diskussion als auch 
der Verhandlungen der Nationalversammlung. — Umgekehrt hat W. Rees, 
die Erklärung der Menschen- u. Bürgerrechte von 1789 (Beiträge zur Kultur- 
und Universalgeschichte her. v.K. LamprechtXVII) 1912 den rein französischen 
Ursprung der Erklärung aus denselben Quellen dartun zu könnnen geglaubt. 
Eine Auseinandersetzung mit dessen vermeintlicher Widerlegung G. Jellineks 
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Wenn wir demnach daran festhalten müssen, daß der Ge¬ 
danke einer grundgesetzlichen Festlegung und Aufzählung der 
Menschen- und Bürgerrechte dem Vorbilde der amerikanischen 
Verfassungsgesetzgebungen entlehnt ist, so finden wir aber auch 

i&t hier in Kürze nicht möglich, da leider die Gründlichkeit, mit der Rees 
sein eigenes Beweismaterial gesammelt hat. von ihm gänzlich außer acht 
gelassen ist bei der Prüfung der Gedanken Jellineks. Wie fast alle anderen 
Polemiken gegen Jellinek widerlegt diese Schrift lauter Urteile, die jener 
nie ausgesprochen hat. Es ist im höchsten Grade betrüblich, zu sehen, wie 
eine an sich wertvolle historische Forschung, gerade aus dem Bewußtsein 
überlegener historischer Gründlichkeit, es gar nicht für nötig hält, die 
Disziplin der Staatslehre desjenigen Studiums zu würdigen, das unentbehrlich 
ist, um die Ausführungen eines Staatsrechtslehrers zu beurteilen. Die ganze 
ausführliche Schrift von Rees beweist nichts als die unendlich banale Tat¬ 
sache, daß dem Erlaß der „Erklärung* deren ausgedehnte Diskussion in der 
Öffentlichkeit vorausgegangen ist. Man braucht nur sein Ergebnis an¬ 
zusehen, um schon zu erkennen, daß es die von Jellinek behandelte Frage 
schlechterdings nicht berührt. Sein Ergebnis ist, daß die Bemfungsordre 
der Generalstände als eine Aufforderung angesehen wurde, die Rechte der 
Nation zu reklamieren; der Monarch will dem Volke die Rechte, die schon 
seine Vorfahren besessen haben, zurückgeben: und diese „droits de la 
nation“, die dem Könige unterbreitet werden, sind, wie die Beispiele zeigten, 
in der Tat die Rechte des Menschen und des Bürgers; aber sie sind keines¬ 
wegs etwas Neues, ein fremdländisches Produkt, die Nation hat sie stets 
besessen, sie sind nur im Laufe der Zeit verloren gegangen; „die Berufung 
der Generalstände barg also die historische Kraft in sich, welche den 
Gedanken erzeugte, längst vorhandene Rechte in schriftlich fixierte verfassungs¬ 
mäßige Garantien zu verwandeln.“ Die Richtigkeit von allem dem zugegeben 
— was hat das mit dem staatstheoretischen Gedanken einer Katalogisierung 
unveräußerlicher Menschenrechte zu tun. Für diesen hat auch Rees kein 
anderes Vorbild nachgewiesen, als das der amerikanischen Erklärungen. 
Warum soll dieses foimal-staatstheoretische Vorbild dadurch bedeutungslos 
werden, daß es eigenen französischen politischen und staatsrechtlichen 
Strebungen dienstbar gemacht worden ist? Verblüffend ist es, daß Rees 
seine Ansicht auf die Äußerungen einer Gruppe von Deputierten, „die über¬ 
haupt jede Vorbildlichkeit der Neuen Welt schroff zurückweist“, stützen * 
will, da diese doch gerade den Einfluß der amerikanischen Erklärungen als 
eine selbstverständliche Grundlage der ganzen Verhandlungen zeigen (vgl. 
auch Klövekorn a. a. 0. 215.) - Ein näheres Eingehen auf die schon 
sehr umfangreiche neuere monographische Literatur, über die Rees (1—18) 
eine klare und ausführliche Übersicht gibt, muß als zu weit führend ab¬ 
gelehnt werden, zumal sie im großen Ganzen recht unfruchtbar ist. Sie 
beschränkt sich meist darauf, Zusammenhänge zwischen der Naturrechts¬ 
lehre und dem ganz allgemeinen Freiheitsgedanken nachzuweisen, die 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-rn 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Digitized by 


M\S 


weiter, daß insbesondere der Gedanke, das Widerstandsrecht als 
ein Menschen- und Bürgerrecht gesetzgeberisch zu formulieren, 
zweifellos auf jenes Vorbild zurückzuführen ist. 

Zunächst fehlt negativ jede Möglichkeit, einen anderen Ursprung 
für diese staatsrechtliche Formulierung des Gedankens des 
Widerstandsrechts nachzuweisen, nachdem neuerdings festgestellt 
ist, daß in der öffentlichen Diskussion Frankreichs über die 
Menschenrechte gerade dieses Recht überhaupt keine Rolle gespielt 
hat *). Das ist um so bedeutsamer, als, wenn wirklich ein irgendwie 
entscheidender Einfluß Rousseaus auf den Plan einer feierlichen 
Aufzählung unveräußerlicher Menschenrechte gewirkt hätte, das 
Widerstandsrecht als das erste und letzte aller dieser Rechte, von 
dem alle anderen ausgehen und in dem alle anderen zusammen¬ 
laufen, durchaus im Vordergründe des Interesses hätte stehen 
müssen. 

Positiv aber zeigten die amerikanischen Erklärungen für die 
Formulierung des Widerstandsrechts als eines aus einer Reihe 
feierlich zu bekundender, unveräußerlicher Rechte Vorbilder von 
in die Augen springender Ähnlichkeit. Am 9. Februar 1775 
erklärt ein Aufruf des Provinzial-Kongresses Massachusetts den 
Widerstand eines Volkes gegen tyrannische Bedrückung so weit 
davon entfernt, verbrecherisch zu sein, „daß er vielmehr zur 


Jcllinek nie verkannt and vielfach ausdrücklich anerkannt hat. Außerdem 
ist sie aber zum Teil so oberil&chlieh, daß sie nicht einmal als Beweis für 
den Jellinekschen Satz verwendbar ist, daß große Geister oft am meisten 
wirken durch die Art, wie sie mißverstanden werden (Gesammelte Schriften 
1, 171). Als Beispiel sei nur die Schrift von V. Marcaggi, Les origines 
de la declaration etc. Par. 1904 erwähnt, deren Gedankeng&nge z. T. von 
Rees übernommen sind. Marcaggi glaubt die französische Herkunft des 
Gedankens einer gesetzgeberischen Aufstellung von Menschenrechten daraus 
. beweisen zu können, daß die Physiokraten von der Unverletzlichkeit von 
Sicherheit, Freiheit und Eigentum ausgingen (a a. 0. 104 - 115). Daß das nur 
die Lehre Lockes ist, — und daher mit dieser im englischen Recht 
wurzelt — ist ihm offenbar so unbekannt, daß es ihm nicht einmal auffüllt, 
daß eine zum Beweis seiner These herangezogene Äußerung Voltaires 
ausdrücklich auf den englischen Ursprung des Gedankens hinweist: „Liberty 
and property c’est le cri des Anglais.■* 

J ) Klövekorn, a. a. 0. 38, aber auch aus den Untersuchungen von 
Rees ergibt sich das gleiche. 
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christlichen und sozialen Pflicht eines jeden Individuums wird 1 )“. 
Sodann heißt es zunächst in der Virginischen Erklärung vom 
12. Juni 1776 und ähnlich in denjenigen von Massachusetts, 
Pennsylvania, Maryland und Vermont 2 ): „when a govemment shall 
be found inadequate or contrary to these purposes, a majority of 
the community hath an indubitable and indefensible right to reform, 
alter or abolish, it, in such manner as shall be jüdged most' 
conductive to the public weal.“ Ferner sagt die Erklärung von 
Maryland vom 11. November 1776 unter IV: „The doctrine of non- \ 
resistance, against arbitrary power, and oppression, is absurd, j 
slavish and destructive of the good and happiness of mankind.“ 
Und ganz derselbe Satz kehrt 1784 in der Erklärung von New- 
Hampshire wieder 3 ). Endlich ist das Widerstandsrecht, das in 
der Unabhängigkeitserklärung vom 4. Juli 1776 und in den 
entsprechenden Teilen der einzelstaatlichen Verfassungen*) nur 
in sehr allgemeiner Form erwähnt wird, in viel • klarerer und 
schärferer Weise in der Proklamation des obersten Gerichtshofes in 
Massachusetts vom 16. Januar 1776, die ihr sonst zum Vorbild 
gedient hat 5 ), zum Ausdruck gekommen: „when kings etc. . . . 
prostitute those powers to the purposes of oppression . . . they 
. . . ought to be resisted.“ 

Es muß auf den ersten Blick auflallen, daß der Satz der 
französischen Erklärung über das Widerstandsrecht einfach die 
Umkehrung desjenigen der Erklärungen von Massachusetts und 
New-Hampshire aus der Negative in die Positive ist. Besonders 
charakteristisch ist dabei die Formulierung des Gegenstandes des 
Widerstandsrechts als „oppression“. Die resistance ä l’oppression 
der französischen Erklärung ist allein aus der resistance against 
oppression der Erklärungen von Massachusetts und New-Hampshire 

') Hägermann, Die Erkärungen der Menschen* und Bürgerrechte in 
den ersten amerikanischen Staatsverfassungen (historische Studien her. von 
Ebering, LXXV1I1) 1910. 

-) Virginia (1776) III, Massachusetts (1780) VII, Pennsylvania (1776) V, 
Maryland (1776) IV, Vermont (1777) VI; vgl. C. B. P. Poore, The Federal 
and state constitutions etc. 1878, 1909, 958, 1541, 817, 1859). 

3 ) a. a. 0. 1281. 

*) z. B. Preambel der Verfassungen von New-Jersey, South-Carolina, 
New-York, Vermont (a. a. 0. 1311, 1615, 1382. 1827). 

5 ) Hägermann 139. 

Wolrendorff. Staatsrecht und Xaturrecht 24 
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zu erklären. Denn es ist eine Ausdrucksweise, die nicht nur im 
allgemeinen der naturrechtlichen Widerstandslehre völlig fern liegt, 
sondern auch insbesondere derjenigen Rousseaus durchaus fremd 
ist. Es muß daher angenommen werden, daß, wie im allgemeinen 
der Gedanke einer gesetzgeberischen Aufstellung von Menschen- 
und Bürgerrechten, so auch der Gedanke der Einreihung des 
Rechtes zum Widerstand in sie aus der Anregung der amerikanischen 
Vorbilder entstanden ist. Damit ist dann aber eine ganze Kette 
weiterer Zusammenhänge gegeben. 

Als G. Jellinek zuerst dem Gedanken der Menschen- und 
Bürgerrechte auf den Grund ging, fand er, daß die Idee ihrer 
Festlegung ihren Geburtsort hat in Rhode-Island, wo 1636 zum 
ersten Male Roger Williams die Aufstellung unveräußerlicher 
Menschenrechte zur Grundlage der staatlichen Ordnung machte 1 )- 
Er fand weiter, daß damit aber nur Ansätze, die in alten puri¬ 
tanischen und indepedentistischen Vorstellungen vorhanden waren, 


G. Jellinek, Erklärung usw. 35—46. Die Feststellungen Jellineks 
werden durch die angeführten neuerlichen Untersuchungen v. G. Hägermann 
in diesem Punkte nicht erschüttert. Leider versagt auch diese sehr dankens¬ 
werte historische Forschung, deren wertvolle Aufklärungen in anderem Zu¬ 
sammenhänge zu erwähnen sein werden, teilweise in der Erkenntnis des staats¬ 
theoretischen Problems. Hägermanns Urteile über Inhalt und objektiven Wert 
des puritanischen Gewissensfreiheitsprinzips im allgemeinen und insbesondere 
bei Roger Williams (S. 10, 33f.) berühren gar nicht die für die Entwicklungs¬ 
geschichte der Staatstheorie entscheidende Tatsache, daß das Staatswesen 
von Rhode-Island bewußt auf diesem Prinzip aufgebaut war und damit zuerst 
durch die Gründung der ganzen Staatsordnung auf das Prinzip bürgerlichen 
Freiheitsrechtes jenen typischen amerikanischen, demokratischen Staats¬ 
gedanken schaffte, der für die ganze Entwicklung des amerikanischen 
Verfassungslebens richtunggebend wurde (F. G. Bates, Rhode Island and 
the formation of the Union, New-York 1898, 12 ff., 42 ff., 208 ff.) und noch 
bis heute geblieben ist. [Die uns geradezu frivol anmutende Werteinschätzung 
des „amerikanischen Bürgers“ und seiner Rechte, die im „Lusitania“-Fall 
die amerikanische Rechtsauffassung von der unsrigen trennt, ist nur aus der 
Überspannung dieses Gedankens zu erklären.] — Wenn ferner Hägermann 
den später noch zu berücksichtigenden Nachweis erbringt (S. 148), daß die 
Träger und Verbreiter der Idee von 1774 und 1776 nicht die schon freien 
und unabhängigen „inmitten der großen Urwälder lebenden“ Pflanzer waren, 
sondern die „in der Zentrale der geistigen Aufklärung und des Welthandels“, 
in Massachusetts und Boston lebenden politischen Führer, so hat das 
auch wieder gar nichts mit der These Jellineks zu tun, daß die staats- 
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nach einer neuen Richtung hin wirksam wurden unter dem Einfluß 
zweier Entwicklungselemente: einmal fanden die festzustellenden 
Bürgerrechte ihren Stamm in den alten englischen Freiheiten und 
Bechten, die in den meisten Kolonien schon vor der englischen 
Declaration gesetzlich zusammengefaßt waren, und aus diesem 
Stamm wurde unter dem Druck der politischen Bedürfnisse der 
ganze Katalog der Menschen- und Bürgerrechte entwickelt; zum 
anderen lieferte das Naturrecht in der Theorie des Gesellschafts¬ 
vertrages eine neue Basis für die staatswissenschaftliche Konstruktion 
dieser Rechte 1 ). An diese beiden Feststellungen anknüpfend aber 
warf Jellinek endlich die Frage auf, die für uns am wichtigsten 
ist, weil sie auf denselben methodischen und systematischen Grund¬ 
gedanken beruht, aus denen allein die Problemstellung unserer 
ganzen Untersuchung sich ergibt; er fragte: wie kommt es, daß 
die naturrechtlichen Lehren, die zeitlich viel früher schon vor¬ 
handen und räumlich viel weiter verbreitet waren, gerade in diesem 
Punkte zu so weittragender und werbender Wirkung gelangten. 
„Warum ist die bereits im Altertum seit den Sophisten keimende, 
in der naturrechtlichen Lehre des Mittelalters fortgebildete, durch 
die Strömungen der Reformation vermittelte Lehre vom ursprüng¬ 
lichen Rechte des Individuums und vom Staatsvertrag gerade in 
England und seinen Kolonien zuerst zu epochemachender Bedeutung 
gelangt?“ Wie diese Frage, die von allen anderen Bearbeitungen 
des Gegenstandes einfach umgangen ist, so ist auch die Antwort, 
die Jellinek darauf gefnnden hat, für uns von entscheidender- 
Wichtigkeit. 

Den Anlaß zur Ausprägung der Vorstellung einer rechtlich 
staatsfreien Sphäre des Individuums gab nach Jellinek 8 ) dem 
staatlichen englischen Denken die Thronbesteigung der volks- und 
landesfremden Dynastie der Stuarts. Ihre Grundlage aber fand 
diese Vorstellung in vorhandenen Wesenszügen des staatlichen und 
rechtlichen Denkens Englands, wie sie gegeben waren in der im 

theoretische Idee, eine Aufstellung von Menschen- und Bürgerrechten zur 
Grundlage der Staatsordnung zu machen, im 17. Jahrhundert in Rhode-Island 
aufgetaueht ist. — Gegen die Ausführungen Schergers (The evolution of 
modern liberty 1904, 176 ff.), die schon vorher ähnliche Gedanken wie 
Hägermann entwickelt haben, gilt dasselbe. 

») ebenda 50 f. 2 ) ebenda 58 ff. 
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Verhältnis zum kontinentalen Staatsleben stärkeren und festeren 
Tradition germanischer Rechtsanschaunngen. Obwohl in England 
die Staatsgewalt sieh als formaljuristisch schrankenlos zur Qeltung 
zu bringen vermocht hat, hat doch „die alte germanische Rechts¬ 
überzeugung von dem beschränkten Wirkungskreis des Staates“ 
daneben sich erhalten: die Anerkennung der Rechte und Freiheiten 
„in perpetuum“ in der Magna Charta und die Anordnung der biil 
of rights, daß alles in ihr Enthaltene „für immer Gesetz dieses. 
Reiches bleiben solle“, sind nur der gesetzgeberische Niederschlag 
jener Rechtsüberzeugung. So haben die naturrechtlichen Lehren, 
die in der Entwicklungsgeschichte der Erklärungen der Menschen- 
und Bürgerrechte eine Rolle spielen, nur „an alte Rechts¬ 
vorstellungen angeknüpft und sie, die niemals entschlummert 
waren, in neue Bahnen gelenkt“. 

Diese Rekonstruktion der Zusammenhänge der politischen 
und staatlichen Institutionen ist nun noch in zwei Punkten zu 
ergänzen, die in gleicher'Weise für die Bewertung jener Zusammen¬ 
hänge, im allgemeinen sowohl wie für den Gedanken des Wider¬ 
standsrechtes, von Bedeutung sind. 

Es ist davon auszugehen, daß die Zusammenhänge, um die 
es sich handelt, in zwei ganz verschiedenen Elementen bestehen. 
Nach den Feststellungen Jellineks ist einmal die Idee, unveräußer¬ 
liche, angeborene, geheiligte Rechte des Individuums gesetzlich 
festzustellen, eine Frucht der Reformation und ihrer Kämpfe 1 ). 

*) Die, hier absichtlich weggelassene, Formulierung Jellineks von dem 
„nicht politischen, sondern religiösen“ Urspruug scheint mir nach den Dar¬ 
legungen Troeltschs (oben 364 Anm. 1) mehr dem Ausdruck, als dem 
Sinne nach verfehlt. Sie will, wenn mich nicht alles täuscht, unter der 
selbstverständlichen Voraussetzung, daß der Inhalt des Gedankens ein 
politischer ist, dahin verstanden werden, daß politische Theorieen aus eigener 
Kraft ihn nicht erzeugt haben, sondern allein politische Strebungen, die 
selbst nur und erst durch religiöse Tendenzen geweckt waren. Die Richtig¬ 
keit dieser Grundaulfassung wird aber gerade durch die Ergänzungen und 
und Berichtigungen, die die Lehre Jellineks durch Troeltsch erfahren 
hat, nur bestätigt. Denn nicht darauf kommt es an, ob die in Rede stehenden 
religiösen Tendenzen der Ideenwelt des Calvinismus, Independentismus* 
Puritanertums oder irgendwelchen Sektenwesens einzureihen sind, sondern, 
nur, ob sie als religiöse vorhanden waren und den von Jellinek geschilderten 
Einfluß ausgeübt haben, oder ob der Gedanke der Freiheitsrechte von dem 
Katurrecht und der politischen Theorie aus eigener produktiver Kraft hervor- 
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Zum andern ist sie nicht eine Fortbildung naturrechtlicher Theorien, 
sondern im englischen Staatsrecht fortlebender älterer germanischer 
Rechtsgedanken. Der erste Zusammenhang betrifft die politische 
Idee, der letztere die staatsrechtliche Institution, um deren Ent¬ 
wicklung ies sich in der Geschichte der Menschenrechte handelt. 
Nur dieses zweite Element hat für uns entscheidende Bedeutung. 
Daß es rechts- und staatstheoretisch von Beginn der hier in betracht 
kommenden Entwicklung an ein neues Gewand erhielt, das natur¬ 
rechtliche, und daß diese Umkleidung für die politische und recht¬ 
liche Wirkung von größter Bedeutung war, soll nicht im mindesten 
geleugnet werden, ebensowenig, wie wir je haben leugnen wollen, 
daß die Umwandlung des Volkswiderstandsrechts von einem aut' 
der staatlichen Rechtsordnung, zu einem auf dem Naturrecht be¬ 
ruhenden Rechtsinstitut die gleiche Bedeutung hatte. Die rechts¬ 
historischen Zusammenhänge der Entwicklung des Rechtsinstituts 
als solchen wird dadurch aber hier ebensowenig als dort unter¬ 
brochen. Denn nur das Wesen des Rechtsinstituts ist für die 
Rechtsgeschichte von Belang, nicht seine rein politische Tragweite. 

Jener politisch-theoretische sowohl wie der rechtsinstitutionelle 
Zusammenhang des Gedankens der Freiheitsrechte wird ergänzt 
nnd bestätigt durch Dinge, die uns die Entwicklungsgeschichte 
des Gedankens des Widerstandsrechts gezeigt hat. Als die 
protestantischen Niederlande in ihrem Unabhängigkeitskampfe eine 
staatsrechtliche Rechtfertigung ihres Abfalls von der Krone Spanien 
zu geben suchten, entnahmen sie ihre Argumente dem geistigen 
Arsenal der kalvinistischen Monarchomachen, insbesondere den 
Vindiciae des in naher Beziehung zu ihren geistigen Führern 
stehenden Mornav. Sie verstärkten diese aber durch einen hoch¬ 
bedeutsamen neuen Gedanken, den sie aus den Institutionen des 
ständischen Staatsrechts konstruierten 2 ). Die hugenottische Staats¬ 
lehre lieferte nur einerseits den alten naturrechtlichen Gedanken 
der natürlichen Freiheit der Menschen und andererseits die staats¬ 
theoretischen Ideen der Volkssouveränität und des Herrschafts¬ 
vertrages, die nur den Gedanken des Selbstbestimmungsrechts des 

gebracht ist. In dieser Hinsicht ist aber die Lehre Jellineks noch nicht 
widerlegt. Vgl. übrigens zur Frage des „religiösen“ Ursprungs auch unten 
den Schluß dieses Abschnittes. 

9 ) Vgl. zu dem folgenden oben 280 ff. 
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Volkes, wie wir landen, aus Elementen des positiven ständischen 
Staatsrechts, mit den Begriffen des Naturrechts konstruiert hatten. 
In jenen selben positivrechtlichen Elementen, den Zusicherungen 
des Landesherrn beim Regierungsantritt, war aber noch ein anderes 
Rechtsinstitut enthalten. Die „Rechte und Freiheiten“ des 
ständischen Staatsrechts sind, indem sie das objektive Volksrecht 
bilden, zugleich subjektives Rechtsgut der Volksglieder; genau so, 
wie die Gesetze des englischen Volkes „birthright“ der Untertanen 
sind, deren Freiheit „inherited“ ist, so ist dies auch bei den in den 
kontinentalen Landesfreiheiten usw. den Untertanen zugesicherten 
alten Rechten der Fall *). An diese Vorstellungen des älteren deutschen 
Rechts knüpft die Akte von 1581 an, um die Ansprüche der 
Untertanen gegenüber dem Fürsten noch klarer hervortreten zu 
lassen. Sie stützt sich nicht nur, wie die monarchomachische 
Lehre, auf die Rechte und Freiheiten des Volkes (van ons Vaderlandt) 
sondern ausdrücklich auch auf die Rechte, Freiheiten und Privilegien 
der „Ondersaten“, ja schließlich in klarer Gleichsetzung mit den 
„Rechten“ und „Privilegien“, auf deren „aengheboren vryheit*)“. 
Damit ist der monarchomachische Gedanke des Selbstbestimmungs¬ 
rechtes des Volkes ergänzt durch den des Selbstbestimmungsrechts 
des Menschen und Bürgers und zugleich die rechtstheoretische 
Form dafür gewiesen: subjektives Freiheitsrecht. 

Der Gedanke, den Roger Williams gesetzgeberisch verwirklicht 
hat, ist als politische und zugleich staatsrechtliche Theorie formuliert 
worden 1581. Die treibende Kraft aber war schon hier dieselbe, 
wie später in Rhode-Island: das Streben nach religiöser Freiheit. 
Grundlage der staatsrechtlichen Konstruktion waren, ebenso wie 
dort, die im ständischen Staatsrecht fortlebenden älteren deutschen 
Rechtsgedanken. Ob, was sehr gut denkbar ist, unmittelbare 
Fäden von den Vorstellungen der niederländischen Calvinisten von 
1581 zu denen der amerikanischen Puritaner von 1686 laufen, ist 
für uns gleichgültig. Bedeutsam ist nur, daß in beiden Fällen, 
unabhängig vom Naturrecht, der Gedanke des subjektiven Freiheits- 
reclits im Staat entstanden ist unter der Wirkung religiös-politischer 
Strebungen aut der Grundlage von Rechtsgedanken, die in positiv¬ 
rechtlichen Institutionen im Keime vorhanden waren. Das letztere 

l ) oben 301 ff. 2 ) oben 305 ff. mit 280 Anin 1. 
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ist für unsere besondere Frage das Wichtigste. Doch wird dies 
erst deutlich hervortreten können, wenn über den anderen Punkt, 
in dem noch eine Ergänzung erforderlich ist, Klarheit geschaffen ist. 

Nur das Weiterwirken des staatstheoretischen Gedankens der 
Gründung der Staatsordnung auf eine gesetzgeberische Aufstellung 
unveräußerlicher Menschenrechte in Amerika kann mit der Tat¬ 
sache seiner Existenz seit seinem ersten Auftreten in Rode-Island 
1036 und dadurch mittelbar mit den Ideen und Strebungen, die 
jenes verursachten, erklärt werden. Nicht aber kann aus diesen 
die Fortbildung erklärt werden, die jener Gedanke in den 70 er 
Jahren des achtzehnten Jahrhunderts erfuhr. Welche politischen 
Strebungen hier wirkten, liegt auf der Hand. Daß aber diese 
Strebungen der amerikanischen Unabhängigkeitsbewegung gerade 
die Wirkung einer Fortbildung jenes staatstheoretischen Gedankens 
auslösten, ist nur daraus zu erklären, daß jener staatstheoretische 
Gedanke selbst in den Anschauungen der geistigen Führer der 
Nation einen fruchtbaren Boden fand. Tatsächlich war das der 
Fall, weil dieser Boden durch die Wissenschaft bereitet war in 
einer Weise,, die völlig den beiden gedanklichen Elementen ent¬ 
sprach, die in und mit den PflanzungsVerträgen und den kolonialen 
Bills of rights wirkten. 

Daß die geistigen Führer der amerikanischen Unabhängigkeits¬ 
bewegung unter dem Einflüsse der Staatswissenschaft ihrer Zeit 
standen, ist eine m. E. selbstverständliche, jedenfalls aber nach 
den neueren Forschungen nicht bezweifelbare Tatsache l ). Die konti¬ 
nentale Naturrechtslehre war ihnen nicht fremd, die Hauptfundgrube 
für ihre staats- und rechtstheoretischen Ideen war aber naturgemäß 
die englische und amerikanische Staatslehre. Der Einfluß dieser 
beiden ist als ein einheitlicher in Rechnung zu setzen, da die in 
Betracht kommenden englischen Theorien, die im 18. Jahrhundert 
in Amerika wirkten, ihrerseits unter der Wirkung der älteren 
amerikanischen Theorien standen. Die vielfachen Verzweigungen 
des Flusses der dogmengeschichtlichen Zusammenhänge im Einzelnen 

’) Das ist itn wesentlichen das Gesamtergebnis der angeführten Unter¬ 
suchungen Httgermanns, auf die, da ein Eingehen auf Einzelheiten hier 
nicht möglich ist, als Ganzes verwiesen werden muß. Wo mir in wichtigen 
Punkten gegen dessen Urteile Bedenken zu bestehen schienen, sind diese 
im folgenden erwähnt. Vgl. jedoch insbes. a. a. 0. 19—44, 58 ff. 
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können wir unbeachtet lassen, da die gemeinsamen Quellen offen 
liegen. Die ältesten Konstruktionen individueller Freiheitsrechte 
— und damit zusammenhängender Widerstandslehren — in Amerika 
sowohl wie im kontinentalen Europa und in England haben die 
gleichen Grundlagen wie die rechtsschöpferische Tat Roger Williams. 
Die erste Lehre subjektiver Freiheitsrechte, die William Penn 1670 
aufstellte, hatte ihren Ausgang politisch-theoretisch von religiös¬ 
politischem Strebeu nach Gewissensfreiheit, rechtstheoretisch 
lediglich von dem birthright des Engländers 1 ). Jurieus Lehre 
(1689) war politisch-theoretisch orientiert ganz nach dem Ziel einer 
Rechtfertigung des Kampfes des englischen Volkes gegen ein 
katholisches Königtum, ihre angeborenen Menschenrechte waren 
keine anderen als die schon von den Levellers als „natural“ oder 
„native rights“ bezeichneten birthright des positiven englischen 
Rechts 2 ). Dieselben Grundlagen hatte die Lehre Lockes (lt»90) 
bei der jedoch letzterer Zusammenhang noch deutlicher hervor¬ 
trat 8 ). Alle diese Lehren wurzeln demnach in rechtsinstitutioneller 
Beziehung im englischen Staatsrecht, wenn auch seit der 
„glorreichen Revolution“ die alten staatsrechtlichen Grundrechte 
ein naturrechtliches Gewand erhalten haben. Dem entsprechend 
ist auch ihre Wirkung auf das staats- und rechtstheoretische 
Denken der amerikanischen Kolonien im achtzehnten Jahrhundert 4 ). 

! ) oben 298. 

2 ) oben 295 ff.. 305. 

3 ) oben 297 G. Je 11 in ek, Erklärung 33, Allg. Staatslehre 413. 

4 ) Diesen Punkt hat Hägermann (44 ff. 73 ff.), der dem Naturrecht eine 
ausschlaggebende Bedeutung beimißt (vgl. oben 370 Anm. 1), übersehen. Nach 
seinen Darlegungen erscheinen am wichtigsteu die uaturrechtlichen Ein¬ 
flüsse von Harrington, Locke und Milton, während Blackstone keine wesent¬ 
liche Bedeutung beizumessen ist (97 ff.). Daß von einem Einfluß 
Montesquieus, den Hägermann auch erwähnt, in unserer besonderen Frage 
nicht die Rede sein kann, ergibt sich aus dem allgemeinen Charakter 
seiner Lehre ohne weiteres. Was Hägermann für einen Einfluß Rousseaus 
in ihr vorbingcn zu können glaubt (89 ff.), kann höchstens beweisen; daß 
dessen Lehre nicht mit der alleräußersten Konsequenz dem staatstheoretischen 
Gedanken einer kodiffkatorischen Aufstellung von Menschenrechten entgegen- 
stand. Als Quelle oder auch nur Unterstützung dieses Gedankens wird 
seine Lehre niemals in Anspruch genommen werden können. — Wenn man 
die Untersuchungen Hägermanns über den Einfluß der Naturrechtslehre 
durchgeht, sucht man übrigens vergebens nach einer Erörterung des Gedankens, 
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Der ganze Kreis der in der amerikanischen Unabhängigkeits¬ 
bewegung führenden Köpfe, dem die politischen Ideen der 
Jahre 1775 und 1776 entstammen, stand, wie neuere Forschung über¬ 
zeugend dargetan hat*), unter dem überwiegenden Einfluß von James 
Otis. Dieser arbeitet zwar ganz allgemein mit dem Rüstzeug des 
Nalurrechts und unterläßt auch nicht, die Werkstatt der Meister 
anzuführen, die es geliefert haben: Locke, Grotius, Rousseau, 
Harrington usw.; trotzdem haben aber in seiner Schrift „The 
rights of the British Colonies asserted and proved“ (1764) die 
wissenschaftlichen Argumente ihr Schwergewicht in der englischen 
Staatslehre und daher dem — freilich durch die Brille jener 
gesehenen — englischen Staats recht 2 ). Noch deutlicher zeigt 

auf den es allein ankonunt. des Gedankens der gesetzgeberishhen Aufstellung 
unveräußerlicher Menschenrechte. Hägermann beweist nichts, als daß 
die führenden Köpfe Amerikas im allgemeinen in den Ideen des Naturrechts 
lebten. Das taten alle Gebildeten des 18. Jahrhunderts. Das Bewußtsein 
dieser Tatsache ist die selbstverständliche Voraussetzung des ganzen 
Gedankengangs Jellineks. 

*) Hägermann 58 ff., vgl. auch Schergcr 179 ff. 

2 ) Die Beurteilung der Lehre des Otis muß in. E. ganz nach denselben 
Grundsätzen geschehen, die wir oben 127 f. als für diejenige der mouarchu- 
machischen Lehre bestimmend ansehen zu müssen glaubten. D. h. es kann 
nicht darauf ankommen, wie oft die englische Staatsgoschichte oder Locke 
oder Pufendorf zitiert werden, sondern, welche Argumente in logisch¬ 
kausalem Verhältnis zu dem thema probandum stehen. Dies ist aber im 
Grunde nichts anderes als der Anspruch der Amerikaner auf Einräumung 
der vollen Rechtsstellung des englischen Bürgers im Hei ljiats Staate: „The 
colonists being men, have a right to be considered as equally entitled to 
all the rights of nature with the Europeans, and they are not bc restrained, 
in the exercise of any of these rights, but for the evident good of the 
whole community“. (S. 45.) So sehr auch immer Otis die law of nature 
neben der English Constitution betont, so sehr er auch hervorhebt, daß die 
„charter Privileges“ gar nicht de jure vom Staate entzogen werden hönnen, 
denn sie sind „thank God, natural, inherent and inseperable rights as men, 
and as citizens“ (51) — doch zeigt sich immer wieder, daß der Kern seiner 
Vorstellungen nur die Rechte der Engländer nach der Tradition des eng¬ 
lischen Staatsrechts und der englischen Staatslehre sind, nur der Sicherheit 
halber umhüllt mit den Formeln des Naturrechts. So heißt es denn an der 
-entscheidenden größeren Stelle des ganzen Werkes, unmittelbar als Einleitung 
sur Aufzählung der beanspruchten Rechte: „Every British Subject boin on 
the continent of America, or in any other of the British dominions, is by 
the law of God and nature by the common law, and by act of parliament 
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sich dies in seiner ersten großen programmatischen Änßerung > 
einer 1761 im Provinzialkongreß von Massachusetts gehaltenen 
Rede, in der er seine naturrechtlichen Leitsätze beweist durch 
die Beispiele der Institutionen des positiven englischen Staatsrechts 
und der englischen Rechtsgeschichte. Das „alte sächsische Recht“,, 
„der große Freibrief“, die Petition of rights, und die daraus sich 
ergebenden Begriffe von den „Rechten der Engländer“, das sind 
die Grundlagen seines staatstheoretischen Denkens 1 ). Diese durch 
die englische Staatslehre vermittelte Vorstellung von den „natural, 
inhereut and perpetual rights“ der Engländer hatte sich auch 
1764 die Assembly zu Boston zu eigen gemacht, und eine im 
Jahre 1765 von den Abgeordneten von 9 Kolonien in New-York 
beschlossene Declaration of rights sagte in art. 2, daß die Kolonieen 
„are entitled to all the inherent rights and liberties of his (the 
Kings) natural born subjects within the Kingdom of Gr. Br. 2 )“. 

Es ergibt sich uns also folgendes Bild. Der staatstheoretische 
Gedanke der Gründung der Staatsordnung auf eine Aufstellung 
unveräußerlicher Menschenrechte war in Amerika vorhanden seit 
Roger Williams 3 ). Dieser staatstheoretische Gedanke knüpfte an 
Erscheinungen des englischen Staatsrechts an, in denen im Keime 
die Anerkennung des Rechtsgedankens einer staatsfreien Sphäre 
des Menschen bereits gegeben war. An diese selben Er¬ 
scheinungen aber, deren englisch-staatsrechtlicher Charakter dem 
amerikanischen Denken schon durch William Penn klargelegt 
war*), knüpfen, natürlich in der ihnen von der amerikanischen und 
englischen Staatslehre (Penn, Locke) gegebenen Gestalt, nun be¬ 
wußt und unmittelbar unter Otis’ Leitung die geistigen Führer 


(exclusife of all Charters from the crown) entitled to all the natural, essential, 
inherent and inseperable rights of our fellow subjects in Great-Britain. 
Among those rights are the following . . .“ (a. a. 0. 52 ; hier zitiert nach 
dem Londoner Nachdruck for J. Almon ohne Jahreszahl.) 

•) Hägermann 47 f. 

2 ) Hägermann 54 ff. 

s ) Zur Beurteilung dieses nach den Darlegungen Jellineks zweifel¬ 
losen Punktes hat H&germann nichts neues beigebracht; vgl. oben 37 fr 
Anm. 4 und 370 Anm. 1; einige interessante Ergänzungen, die jedoch da» 
Gesamtbild nicht verändern, gibt Schergerl64ff. 

*) oben 298. 
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der amerikanischen Unabhängigkeitsbewegung und ihre staats¬ 
rechtlichen Schöpfungen wieder an 1 ). 

Der Gedanke der Ausgestaltung des Widerstandsrechtes, auf 
das es hier allein ankommt, zu einem subjektiven Menschenrechte 
geht also auf jeden Fall — ob nun unmittelbar oder durch 
Naturrechts- und Staatslehre vermittelt — rechtsinstitutionell 
zurück auf das alte englische Staatsrecht. Er wurzelt also in 
dem Gedankensystem des ständischen Staatsrechts. Seine erste 
praktische Anwendung beweist das in schlagender Weise. Der 
Abfall der Kolonien vom Mutterlande war selbst die erste Aus¬ 
übung des Widerstandsrechtes. Die rechtliche Form, in der es 
geschah, war unmittelbar entlehnt dem berühmtesten Fall der 
Anwendung des ständischen Widerstandsrechtes: die von John 
Adams, einem stark unter Otis’ Einfluß stehenden Manne, mit¬ 
verfaßte Proklamation des allgemeinen Gerichtshofs der Kolonie 
Massachusetts-Bay vom 16. Januar 1775 und die völlig an diese 
angelehnte Unabhängigkeitserklärung vom 4. Juli 1775 sind un¬ 
verkennbar der Haager Absagungsakte vom *26. Juli 1581 nach¬ 
gebildet*). Zwar ist das nicht ihr einziges Vorbild, sondern sie 
hat noch ein anderes, das jedoch ebensowenig naturrechtlich ist: 
die Anklage gegen Karl I. vom 20. Januar 1649 3 ). Aber gerade 
die Konstruktion der staatsrechtlichen Rechtfertigung ist in der 
ganzen Anlage 4 ) sowohl wie in den einzelnen Konstruktions- 
eleraenten völlig der holländischen Absagungsakte entnommen. 

Wie die Haager Absagungsakte geht die Unabhängigkeits¬ 
erklärung aus von der Erörterung des Rechtsverhältnisses zwischen 
Fürst und Volk im allgemeinen, stellt sodann den dem bisherigen 


') So auch mit aller Deutlichkeit Scherger 200 f. trotz seiner hohen 
Meinung von dem Einfluß des Naturrechts: thc concrete rights are taken 
in most cases, and often copied verbatim, from Magna Charta or the English 
Bill of Rights. 

2 ) Das Wesentliche des Textes der Akte von 1581 ist oben S. 280 Anm. l. r 
der Erklärung vom 16. Januar 1775 bei Hägermann a. a. 0. 128 angegeben. 
Ein Eingehen auf die Einzelheiten der beiden Unabhängigkeitserklärungen 
würde hier zu weit führen, doch vgl. für die Erklärung vom 4. Juli 1775 
die Inhaltsangabe Hägermanns a. a. 0. 139 ff. 

3 ) Hägermann 142. 

4 ) Darauf hat schon Hägermann 141 hingewiesen. 
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Inhaber der Herrschergewalt zur Last gelegten Tatbestand dar 
und spricht schließlich die Rechtsfolge aus. Als Grundlage des 
Rechtsverhältnisses zwischen Herrscher und Volk erscheint wie 
in der Haager Akte ein Doppeltes: der Staatsvertrag als natur- 
rechtliches, der Anspruch auf Erhaltung der bestehenden Rechte 
als positivrechtliches Element. Denn die „inherent and inalienable 
rights of man“, die aus dem unmittelbaren Vorbild der Mecklen- 
burgh-Declaration von 1775 übernommen sind 1 ), erscheinen nur 
der Formulierung und Konstruktion nach als naturrechtliche Ge¬ 
bilde, führen aber in Wirklichkeit, wie wir fänden, über Roger 
Williams und die Independenten zurück auf Elemente des älteren 
englischen Rechts uiid damit auf dieselben Grundgedanken des 
ständischen Staatsrechts, wie die „Rechte und Privilegien“ der 
niederländischen Absagungsurkunde. Aus den unveräußerlichen 
Rechten wird wie in jener aus der „angeborenen Freiheit“ und den 
„Rechten und Privilegien“ in Verbindung mit dem Staatsvertrag 
das Widerstandsrecht abgeleitet. Und selbst die als auffallend 
angesehene Konstruktion einer Widerstandspflicht, die im un¬ 
mittelbaren Vorbild, der Mecklenburgh-Declaration als „christliche 
und soziale Pflicht eines Jeden“ charakterisiert war 2 ), hat ihren 
Ursprung in der niederländischen Akte, wo von einer natur¬ 
gesetzlichen Pflicht „die eigene, der Hausfrauen, Kinder und 
Nachkommen angeborene Freiheit“ mit Gut und Blut zu ver¬ 
teidigen, die Rede ist 3 ), ein Gedanke, der auch selbst, wie wir fanden, 
mittelbar an Institutionen des älteren Rechte wieder anknüpft 4 ). 
An die darauffolgende Darlegung des Tatbestandes schließt sich 
wieder, genau wie in der Haager Erklärung, die Feststellung der 
durch die Grundsätze des ständischen Staatsrechts und der auf 

*) Hägermann 140 und 124. 2 ) Hägermann 140. 

s ) . . . egeen ander middel en liebben om heure eygene, lieurer 
Huysvrowen, Kinderei), ende Nakomelingen aengheboren vryheyt (daer sy 
nae de Wet der Natueren goet ende bloedt schuldig!) zyn vor op to sotten) 
te bewaren ende bescheimen, gelijek tot diversche reysen uyt gelijeke 
ooraaken in diversche Landen ende tot diversche tyden gheschiet . .. 

4 ) Über den „Wilhelmus“ an die Institutionen der deutschen Königs¬ 
wahl. Vgl. oben 148 ff. und 284. — Auch hier der typische doppelte Zu¬ 
sammenhang in der Entstehung des slaatstheoretischen Gedankens: Antrieb 
durch religiöspolitische Strebungen veranlaßt formale Fortbildung alter In¬ 
stitutionen. 
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ihr aufgebauten Widerstandslehre erforderten vergeblichen leniora 
tentata und des nunmehrigen Fehlens anderer Rechtsschutz* 
möglichkeit. Den Schluß endlich bildet, ebenfalls wie in der 
Urkunde von 1581 — nur ergänzt durch die andere Reminis¬ 
zenz aus der älteren Staatsgeschichte, den abolishing act von 
1649 *) — der Tenor, die Feststellung der Rechtswirkung des 
Erlöschens der Herrschergewalt. 

In der Erklärung von 1774 sehen wir zwei Fäden sich ver¬ 
knöpfen, die aus dem älteren Staat und seinem rechtlichen Denken 
herüberlaufen in. den moderiien Staat: der eine kommt von der 
Staatsgründung Roger Williams her, der andere von der Befreiung 
der Niederlande. Beide aber führen weiter zurück auf einen 
gemeinsamen Ausgangspunkt der staatstheoretischen Idee, der 
gleichzeitig auf politischem und auf staatsrechtlichem Gebiet liegt: 
die staatstheoretische Schöpfung Roger Williams wie der Freiheits¬ 
kampf der Niederlande wurzeln in der politischen Strebung nach 
Gewissensfreiheit und — wie wir fanden — in dem staatsrechtlichen 
Denken des ständischen Staates. 

Die Bedeutung dieses Zusammenhanges für die Geschichte 
der Widerstandslehre aber ist die, daß in ihm die Proklamierung 
des Widerstandsrechtes als eines Menschen- und Bürgerrechtes 
in den „Erklärungen“, zunächst der amerikanischen Einzetstaaten, 
dann der Union, schließlich Frankreichs, als natürliche Folge er¬ 
scheint der organischen Entwicklung sowohl des Rechtsgedankens 
der Berechtigung des Volks Widerstandes einerseits, als auch des 
Gedankens einer Gründung der Staatsordnung auf die verfassungs¬ 
rechtliche Anerkennung unveräußerlicher Menschenrechte. Denn 
die Rechtsvorstellungen, von denen der Gedanke einer der Staats¬ 
gewalt Schranken setzenden Individualrechtssphäre ausgeht, wurzeln 
in derselben Eigentümlichkeit des germanischen Rechtsempfindens 2 ), 
daß Macht ohne Recht nicht denkbar sei, in der auch die Vor¬ 
stellung von der Berechtigung des Volks Widerstandes gegen un¬ 
rechtmäßige Ausübung der Staatsgewalt ihre Wurzel hat. Aus 
jener Wurzel hat der Gedanke des der Staatsgewalt Schranken 


>) Hägermann 140; auch oben 379 mit 272 ff. 

2 ) Gierke, Älthusius 346: „Ihre letzte Quelle ist die uralte und un¬ 
ausrottbare germanische Freiheitsidee“. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Digitized by 


3.V2 


setzenden Individualrechts seine ersten Keime getrieben im Boden 
des englischen Rechts: in den lehnrechtlichen Vorschriften der 
Magna Charta und dem, dem System des ständischen Staats ent¬ 
sprechenden, Grundvertrage der Petition of Rights. Ganz ebenso 
fand der Gedanke des Widerstandsrechtes seine erste Gestaltung 
auf dem Boden der lehnrechtlichen Organisation — auch hier ist 
die Magna Charta das klassische Beispiel — und dann der des 
ständischen Staatsrechts. Hier wie dort übernimmt das Naturrecht 
mit der Wurzel des germanischen Rechtsgedankens die Triebe, die 
er auf dem Boden des Lehn rechts und der ständischen Verfassung 
angesetzt hat. Der Gedanke der vertraglichen Grenzziehung 
zwischen der Rechtssphäre der Staatsgewalt und der des Einzelnen, 
der durch die Naturrechtslehre zur Form sowohl für die Garantierung 
der Freiheitsrechte als für die Begründung des Widerstandsrechtes 
wurde, ist, materiell schon im älteren staatlichen Denken vor¬ 
handen, als Produkt des Lehnrechts aus diesem durch Vermittlung 
des ständischen Staatsrechts entnommen. Der dualistische 
Grundgedanke des ständischen Staats ist im englischen Recht 
der Ausgangspunkt des Gedankens prinzipieller Beschränkung 
der Staatsgewalt durch das individuelle Freiheitsiecht geworden. 
Er hat in den brabanter und deutschen Freiheitsbriefen das Ur¬ 
bild des Widerstandsrechtes geschaffen und zugleich den nieder¬ 
ländischen Generalstaaten 1581 die Grundlage zu der subjektiv¬ 
rechtlichen Auffassung der angeborenen Freiheit geliefert. Und 
überall hat das politische Streben nach religiöser Freiheit den 
Anlaß zur Fortbildung der Gedanken gegeben. So sind die 
Gedanken der unveräußerlichen Freiheit der Einzelnen und des 
Rechtes des Volkes zum Widerstande gegen rechtswidrige Übung 
der Staatsgewalt aus einer Wurzel entstanden, unter gleichen 
Einflüssen weiter entwickelt und daher organisch zusammengehörig. 
Die Aufnahme beider zusammen in das Staatsrecht der französi¬ 
schen Revolution mutet daher geradezu wie die Vollziehung eines 
Entwicklungswillens an. 

Die Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte und die 
gesetzliche Anerkennung des Widerstandsrechtes in ihnen durch 
die französische Revolution erscheinen als Fortwirkung des dualis¬ 
tischen Staatsgedankens. Um so seltsamer erscheint die Laune der 
Geschichte, die diese Verknüpfung des Gedankens des Widerstands- 


Go igle 


Original fro-m 

UNIVERSETY OF MICHIGAN 



3x:j 


rechtes mit jenem anderen, durch den gemeinsamen Ursprung mit 
ihm verbundenen, Gedanken und damit die Anknüpfung an den 
gemeinsamen organischen Ursprung beider im ständischen Staats¬ 
recht geschehen ließ unter dem Einfluß Rousseaus, der im all¬ 
gemeinen sowohl wie in der Widerstandslehre znm ersten Male 
völlig den dem ständischen Staatsrecht entsprechenden dualistischen 
Gedanken aufgegeben und damit prinzipiell den Faden des rechts¬ 
gedanklichen Zusammenhangs zerschnitten hatte. Und doch ist 
auch dies wieder nichts anderes als die Wechselwirkung von 
positivem Staatsrecht und Vernunftrecht, die der ganzen bisherigen 
Entwicklung der Widerstandslehre ihr Gepräge gibt. Ihre Grund¬ 
lagen waren solche des positiven Rechts: materiell jener alte 
germanische Rechtsgedanke, formell Anknüpfung an Institute des 
Lehnrechts und des ständischen Staatsrechts. Ihre Ausbildung 
hat die Widerstandslehre aber erst dadurch empfangen, daß das 
Naturrecht jene alten positivrechtlichen Elemente zu einer die 
Grundlage vielfach verlassenden Konstruktion ausbaute. Die 
werbende Kraft jedoch konnte der naturrechtlichen Konstruktion 
selbst nur dadurch erhalten werden, daß ihr aus dem unmittelbaren 
Fortwirken der positivrechtlichen Institute, verbunden mit den 
Reminiszenzen des grundlegenden materiellen germanischen Rechts¬ 
gedankens (Freiheitskampf der Niederlande), frisches Leben zufloß. 
Mit dem Absterben des ständischen Systems verdorrte das Leben 
immer mehr, und die Widerstandslehre schrumpfte zu stereotypen 
Formeln zusammen, bis sie bei Rousseau in der Anpassung an 
den Einheitsgedanken des modernen Staates neues Leben erhielt. 
Sofort fand nun die so von neuem lebensfähig gewordene rechts¬ 
theoretische, formallogische Neugestaltung des uralten materiellen 
Rechtsgedankens wieder den Anschluß an dessen im positiven 
Recht politisch weiterlebendes, verwandtes Produkt, den Gedanken 
der inhaerenten rechtlichen Beschränkung der Staatsgewalt durch 
die rechtliche Freiheitssphäre der Einzelnen, indem unter dem 
geistigen Einfluß Rousseaus das staatliche Recht das Widerstands¬ 
recht unter die unveräußerlichen Rechte der Menschen und Bürger 
aufnahm. 

Eine spätere gesetzgeberische Festlegung des Widerstands¬ 
rechtes in der französischen Revolution, die freilich staatsrechtliche 
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Geltung nicht erlangt hat 1 ), zeigt diese verschiedenen Zusammen¬ 
hänge noch deutlicher. .In der Erklärung der Menschen- und 
Bürgerrechte von 1793 treten nicht nur die durch englisch¬ 
amerikanische Vorbilder vermittelten Zusammenhänge mit den 
Gedanken des älteren positiven Staatsrechts und der Lehre Bousseaus 
klar hervor, sondern auch solche mit der älteren Widerstandslehre. 
Die Auffassung der Ausübung des Widerstandsrechts als einer 
sozialen Pflicht dürfte unmittelbar durch das Vorbild der 
amerikanischen Unabhängigkeitserklärung zu erklären sein und 
so mittelbar an die Gedanken von 1581 und damit des ständischen 
Staatsrechts anknüpfen 2 ). Ein Einfluß der älteren Theorie vom 
Widerstandsrecht zeigt sich in der Trennung zwischen einem 
Widerstandsrecht der Einzelnen (art. II) 3 ) und demjenigen des 
Volkes (art. 35) 4 ), sowie in der -Anerkennung einer Art von 
Tyrannenmordsrecht (art. 27) 5 ). Als Ausfluß der Bousseauschen 
Lehre — vielleicht vermittelt durch Amerika — erscheint das 
Be.cht des Volkes auf Verfassungsänderung (art. 28) 6 ). Der Satz 
daß das Widerstandsrecht nur eine Konsequenz der übrigen 
Menschenrechte sei (art. 33) J ), und die Zusammenstellung des 


*) Die Verfassung vom 3./14. September 1793 wurde durch die Dekrete 
vom 19. Vendemiaire nnd 14. Frimaire an II suspendiert, um schließlich 
durch die Verfassung vom 5. Fructidor an III ersetzt zu werden. Diese 
erwähnt das Widerstand siecht nicht mehr. 

2 ) Vgl. oben 380, 294, 148 ff. 

3 ) Declaration des droits de l’hommc et du citoyen 1793. Art. II Tout 
acte exerce contre un hommc hors des cas et sans les formes, que la loi deter- 
mine, est arbitraire et tyrannique; celui contre lequel on voudrait l’executer 
par la violence, a le droit de le repousser par la force. 

4 ) art. 35. Quand le gouvernement viole les droits du peuple, Hnssurection 
est pour le peuple et pour chaque portion du peuple le plus sacre des droits 
et le plus indispensable des devoirs. Dazu art. 34. II y a oppression contre le 
corps sociale, lorsqu’ un seul de ses membres est opprime: il y a oppression 
contre chaquc membre, lorsque le corps social est opprime. 

5 ) art. 27. Que tout individu, qui usurperait la souverainete, soit ä 
Tinstant mis ä mort par les bommes libres. 

6 ) art. 28 Un peuple a toujouis le droit de revoir, de reforraer et de 
changer de Constitution. 

7 ) art. 33. La resistance ä l’oppression est la conseqnence des autres 
droits de l’homme. 
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Widerstandsrechtes mit dem Petitionsrecht (art. 32) *) weisen 
unmittelbar auf die Grundrechte des englischen Volkes in der 
über Locke an die Hill of Rigths anknüpfenden Lehre ßlack- 
stones*) hin, während das Petitionsrecht selbst auch wieder an 
die amerikanischen Vorbilder gemahnt. Endlich spiegeln sich in 
der einleitenden Anrufung des Etre supröme *) nicht nnr die 
Ideen der monarchomachischen Lehre vom Staats vertrage, sondern 
damit gleichzeitig die mittelalterlichen Rechtseinrichtungen, die 
wir als Unterlage jener monarchomachischen Lehre erkannten. 
Diese in der gesetzgeberischen Arbeit des Konvents von 1793 
nachweisbaren Einflüsse können zwar nicht unmittelbar einen 
Beweis für die geistigen Zusammenhänge liefern, unter denen die 
Erklärung von 1789 entstanden ist, zeigen aber doch die Gedanken¬ 
welt der französischen Revolution in einem Lichte, das die 
Bedeutung der für jene festgestellten Zusammenhänge noch stärker 
hervortreten läßt. 

Diese ganzen Zusammenhänge, die wir hier aufzudecken 
versucht haben, führen weiter noch zu einer allgemeinen Er¬ 
kenntnis, indem sie die Entwicklungsgeschichte der Widerstands¬ 
lehre als organisch verbunden zeigen mit der Gesamtentwicklung 
der politischen Theorieen sowohl als auch des Staatslebens und 
des positiven Rechts. 

Die Widerstandslehre ist entstanden auf der Grundlage des 
staatlichen Lebens des ständischen Staates, aufgebaut aus Elementen 

J ) art 32. Le droit de presenter des petitions aux depositaires de 
l’autorite publique, ne peut, en aucnn cas, etre interdit, suspendu ni limite. 

2 ) William Blackstone, Commentaries on the law of England, Book 1, 
Chap. 1 (6th ed. 1774, S. 144) . . . to vindicate these rights (seil, the ab¬ 
solute rigths of individuals), when actuelly violated or attacked, the sub- 
jects of England are entilled . . . next to the right of petitioning the King 
and parliament for redress of grievances; and lastly to the right of having 
and using armes for selfpreservation and defence. Ob tatsächlich dies 
Waffenrecht ein Widerstandsrecht bedeutet, ist gleichgültig, da die Wider- 
standslehre soweit sie sich damit befaßt, es stets als solches aufgefaßt hat. 
Über die geschichtlichen Zusammenhänge der Lehre Blackstones vgl. 
G. Jellinek, Allg. Staatslehre 413 und Erklärung 33. 

3 ) Abs. 2 der Preambel: En consequence, il (le peuple francais) 
proclame, en presence de l'Ütre supreme, la declaration suivante der droits 
de l’homme et du citoyen. 

Woliendorff, Staatsrecht und Naturrecht 25 
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des positiven Staatsrechts mit den theoretischen Konstruktions- 
mitteln des Naturrechts. Das Naturrecht gab die logische 
Möglichkeit, die Lehre in spätere Zeiten hinüberzuführen. Die 
wesentlichen Elemente ihres rechtsgedanklichen Gehalts entstammten 
dem älteren positiven Recht: sie haben alle ihre Grundlage in 
dem einen Gedanken der Bindung der Herrschergewalt an Gesetz 
und Gerechtigkeit. Aus dem eigentümlichen Wesen dieses Gedanken 
des älteren deutschen Staatsrechts hat die Naturrechtslehre die 
beiden Grundgedanken des modernen Staates entwickelt. 

Der mittelalterliche Gedanke der Bindung der Herrschergewalt 
an Gesetz und Recht enthält in der ihm wesentlichen Verbindung 
objektiven uud subjektiven Rechts die Grundgedanken des modernen 
Staates, den einer formell durch das Gesetz, materiell durch das 
Gesamtinteresse bestimmten Staatsgewalt und den einer rechtlich 
geschützten Freiheitssphäre des Einzelnen. Es bedurfte nur der 
Scheidung und konsequenten Ausbildung jener beiden gedanklichen 
Elemente. Die Entwicklung des Rechts geht nun aber nicht den 
Weg einer Operation logischer Anatomie, sondern den des Kampfes 
der Strebungen. So haben auch in diesem Falle die beiden Teile 
unseres Gedankens gar seltsame Wege eingeschlagen, bis sie zur 
Selbständigkeit und schließlich gerade in dieser wieder zur Ver¬ 
einigung im modernen Staatsrecht gelangten. Denn das ist das 
interessante: jener mittelalterliche Gedanke des deutschen Staats¬ 
rechts ist nicht nur logisch, sondern auch historisch der Aus¬ 
gangspunkt der Grundgedanken des modernen Staatsrechts. Das 
Naturrecht hat nur vermittelt und gefördert. Das Verdienst des 
Naturrechts ist darum nicht minder groß, denn seine Arbeit hat 
immer gerade da eingesetzt, wo das positive Recht die Kräfte 
des alten Rechtsgedankens verdorren zu lassen drohte. 

Die eigentümliche Verbindung objektiven und subjektiven 
Rechts, die für den alten deutschen Gedanken der Bindung der 
Herrschergewalt an die lex unieuique competens wesentlich ist, 
beruht auf durchaus öffentlichrechtlichem Denken, wenn dies auch, 
dem ganzen Wesen des älteren deutschen Rechts entsprechend, 
noch nicht gegensätzlich von dem zivilrechtlichen Denken ge¬ 
schieden war. Diese Vermischung öffentlichrechtlichen und privat¬ 
rechtlichen Denkens mußte mit dem Ende des Mittelalters infolge 
der Entwicklung des staatlichen Lebens zur Verdrängung des 
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ersteren führen. Denn, wenn auch jener Auffassung das Element 
des Gesamtinteresses als eines Rechtsgedankens nicht fehlte, so 
war dieser doch nur vorhanden in unentwickelter atomistischer 
Form: das objektive Rechtsinteresse der Gesamtheit wirkte nur 
als die Summe der subjektiven Rechtsinteressen. Und nur der 
Ausbildung des Gedankens des subjektiven Rechtsinteresses war 
zunächst die Entwicklung des Staatslebens günstig: das schon in 
dem mittelalterlichen Vertragsgedanken enthaltene individualistische 
Element mußte in der Periode des Feudalstaats durch das ganze 
System des Lehnrechts sich auch zu einem juridisch individualistischen 
ausbilden und so das privatrechtliche Denken völlig in den Vorder¬ 
grund treten lassen. Das wieder gab den Boden, um den scharf 
ausgeprägten politischen Dualismus der folgenden Periode des 
ständischen Staats rechtlich zu voller Schärfe gelangen zu lassen, 
da nur noch das Gegenüberstehen von Fürst und Ständen, ganz 
im Sinne privatrechtlicher Vertragsparteien, nicht aber das Darüber¬ 
stehen eines auch rechtlich höherwertigen Gesamtinteresses gesehen 
wurde. In dieser Zeit des Verfalls des Staatsgedankens war es 
das Naturrecht, das den Gedanken des Gesamtinteresses in der 
politischen Theorie der Volkssouveränität wieder aufnahm. Und 
gerade hier ist, worauf Troeltsch hingewiesen hat 1 ), die Grundlage 
der ersten monarchomachischen Lehren in der Geisteswelt des 
Kalvinismus von entscheidender Bedeutung. Denn dem Kalvinismus 
ist jede „rationale Erzeugung der Gesellschaft von den Individuen“ 
völlig fremd. Das rationale Element, das sein staatstheoretisches 
Denken verwandte, ist nur das der Bindung der Herrschergewalt 
an den Staatszweck. Diesen Gedanken aber konstruierten die 
protestantischen Monarchomachen bewußt im Anschluß an den in 
Institutionen des ständischen Staatsrechts fortlebenden alten deutschen 
Gedanken der Bindung des Herrscherrechts an die iustitia. Und 
■der kalvinistische Gedanke der Bindung der Herrschergewalt an 
den Staatszweck war es, der schließlich in der salus publica und 
■dem interesse status publici im Staatsleben zur Entwicklung des 
Obrigkeitsstaates, in der Staatstheorie zur Erkenntnis der Einheit 
der Staatsgewalt und damit zur definitiven Verdrängung des privat¬ 
rechtlichen Denkens aus dem Staatsrecht führen mußte. Der schon 

l ) Troeltsch, Soziallehren 664 f. 
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im mittelalterlichen Recht die Grundlage des Gedankens der recht¬ 
lichen Bindung der Herrschermacht bildende Vertragsgedanke war, 
besonders, seit zu dem des Herrschaftsvertrages durch Althusius 
der des Gesellschaftsvertrages trat, seines privatrechtlichen habitus 
wieder entkleidet, das formale Mittel, das diese Entwicklung voll¬ 
ziehen mußte 1 ). Bei Rousseau ist diese Entwicklung zum öffentlich- 
rechtlichen Denken, zur Erkenntnis des modernen Staatsrechts, au» 
den Anfängen der monarchomachischen Lehre — und damit de» 
alten deutschen Rechtsgedankens — vollendet. Die eine Grund¬ 
lage des modernen Staatsgedankens, die Einheit einer gemein¬ 
dienlichen Staatsgewalt, ist gefunden. In der französischen Revolution 
wird er verwirklicht und vereinigt mit dem anderen Grundgedanken 
des modernen Staats, dem subjektiven Rechtsanspruch des Börgers 
auf Schutz der Freiheit in und vom Staat. 

Auch dieser zweite Gedanke ist vom Naturrecht im Zusammen¬ 
hang mit der Widerstandslehre aus den alten deutschen Rechts¬ 
und Staatsgedanken entwickelt. Die Vorstellung von der Be¬ 
rechtigung des Volks Widerstandes gegen unrechtmäßige Ausübung 
der Staatsgewalt wurzelt in dem politischen Dualismus des älteren 
Staates, wie er sich rechtlich äußert in dem, was schon Albrecht 
die „privatrechtliche Farbe“ des älteren Staatsrechts genannt hat 2 ). 
Diese privatrechtliche Auffassung, inder recht eigentlich der juristische 
Kern des Gedankens des Widerstandsrechts liegt, ist aber, wie 
erwähnt, nur eine Weiterbildung — oder vielleicht richtiger: Ver¬ 
bildung — des subjektivrechtlichen Elementes aus dem Gedanken 


’) Die Einführung des Gesellschaftsvertrages bedeutet tatsächlich den 
ersten Schritt von' dem alten dualistischen zum modernen einheitlichen 
Staatsgedanken: auch hierin zeigt sich Althusius als Begründer der Staats¬ 
rechtswissenschaft (Vgl. oben 353). 

2 ) Göttingische Gelehrte Anzeigen 1837, III, 1469. [oben 86 Anm. 1 ist 
versehentlich Gerber als Verfasser jener berühmten Rezension genannt.] 
Diese Charakteristik der Auffassung ist natürlich etwas ganz anderes, als 
wenn man die ganzen rechtlichen Verhältnisse im ständischen Staat al» 
privatrechtlich bezeichnet, wie das in irreführender Weise bei neueren His¬ 
torikern vielfach geschieht. Vgl. dazu meine Ausführungen Arch. öffl. Recht 
XXXIV, 204. Es ist nicht uninteressant als erläuterndes Beispiel die Rolle 
zu beachten, die auch heute noch, obwohl unser Verwaltungsrecht zweifellos 
nicht Privatrecht ist, zivilrechtliches Denken gelegentlich in ihm spielen 
kann (vgl. meine Skizze im „Recht“ XIX, 377 ff.). 
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der lex unicuique competens des mittelalterlichen deutschen, des 
birthright des englischen, der Rechte und Freiheiten des ständischen 
Staatsrechts. Es ist das rechtsinstitutionelle Element, aus dem 
naturrechtliches Denken den Gedanken des subjektiven öffentlichen 
Rechts, des subjektiven Freiheitsrechtes entwickeln sollte. An die 
zugleich subjektiv- und objektiv rechtlich gedachten Rechte und 
und Freiheiten des älteren deutschen Staatsrechts knüpften 1581 
die General Staaten an, als sie „mit Recht und Rede“ das 
Widerstandsrecht auf di'e „angeborene Freiheit“ der Untersassen 
stützten, an die Vorstellung des birthrigt knüpfte ein halbes 
Jahrhundert später Roger Williams an, als er die Ordnung seiner 
neuen Staatsgründung auf die verfassungsgesetzliche Anerkennung 
unveräußerlicher Menschenrechte aufbaute. Seine Tat führte zur 
Ausbildung des Gedankens des subjektiven Rechts auf Schutz bürger¬ 
licher Freiheit im Staate, wie sie geschah in der virginischen Ver¬ 
fassung von 1774, dank der Vorarbeit der Naturrechtslehre. Diese 
Lehre, beginnend bei den Levellers, bei W. Penn, Jurieu und Locke, 
aber bildet ebenfalls nur die naturrechtliche Erweiterung jenes 
rechtsinstitutionellen Gedankens, der, in dem birthright und den 
ständischen Freiheiten positivrechtlich enthalten, geschichtlich auf 
die unicuique competens lex et iustitia zurückgeht. 

So sind mit und in der Widerstandslehre vom Naturrecht 
aus alten Institutionen des deutschen Staats- und Rechtslebens 
die beiden Grundgedanken des modernen Staates herausgebildet 
worden: Einheit gemeindienlicher Staatsgewalt und Rechtsschutz¬ 
anspruch bürgerlicher Freiheit. Als historische Grundlagen des 
modernen Staatsgedankens aber zeigen sich damit das System 
des Naturrechts und die aus älteren deutschen Rechtsgedanken 
über das Lehnrecht entwickelte Gedankenwelt des ständischen 
Staates. 
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VIII. Das Ende der Widerstandslehre 

Mit der positivrechtlichen Anerkennung des Gedankens des 
Widerstandsrechtes in der Gesetzgebung der französischen Revolution 
waren ganz neue Möglichkeiten einer staatsrechtlichen Weiter¬ 
entwicklung dieses Gedankens gegeben. Die Voraussetzungen 
einer völligen Wiedergeburt der Widerstandslehre im Sinne ihrer 
ersten Entwicklung waren gegeben, wenn sie systematisch wieder 
sich dahin wenden wollte, die Fundamente ihrer Deduktionen in 
rechtliche Gedanken und Einrichtungen zu legen, die der Wirklich¬ 
keit des staatlichen und rechtlichen Lebens ihrer Zeit entnommen 
waren. Ansätze zu solcher Neubelebung der Widerstandslehre 
sind auch tatsächlich gemacht worden und zwar zunächst unmittelbar 
nnerhalb der gesetzgebenden Organe der französischen Revolution 
selbst, sodann in der Wissenschaft des Naturrechts. 

Der erste Versuch einer staatsrechtlichen Weiterbildung des 
Gedankens des Widerstandsrechtes ist enthalten in dem vonCondorcet 
verfaßten girondistischen Verfassungsentwurf, der am 15./16. Februai 
1793 dem Nationalkonvent vorgelegt wurde 1 ). Dieser Entwurf 
setzt sich zusammen aus einem „Projet de dßclaration des droits 
naturels, civils et politiques des hommes“ und einem „Projet de 
Constitution fran9aise“. In art. 1 des ersteren ist, entsprechend 
der Deklaration von 1789, die resistance ä l’oppression als eines 
der Menschen- und Bürgerrechte aufgezählt 2 ). Im Gegensatz zur 
Deklaration von 1789 jedoch und der vom Konvent angenommenen 
vom 24. Juni 1793, die sich mit der Frage, wie dieses Recht 
ausgeübt werden solle, gar nicht beschäftigen 3 ), sieht Condorcet 

') A. Es me in, Elements de droit constitutionnel francais et compare 
1906, S. 284; L. Cahen, Condorcet et la Evolution francaise (Par. Diss.) 
1904, 467 ff.: Oeuvres de Condorcet publ. p. A. Condorcet- O’Connor et 
M. F. Arago 1847, XII, 333 ff. 

2 ) Projet de Declaration, article prcmier: Les droits naturels, civiles 
et politiques des hommes sont: la liberte, l’egalite, la sürete, la propriete, la 
garan tie sociale, et la resistance ä l’oppression (Condorcet a. a. 0. XII, 417). 

3 ) Das ist etwas ganz anderes, als was L. Duguit (L’etat, le droit objectif 
et la loi positive 1901, S. 316) über die beiden Erklärungen sagt: Tres 
p robablement, dans la pensee des hommes de 1789, il y avait lä simplement 
un principe theorique sans consequence pratique. Mais en 1793 on formule 
toute une theorie ä l’insnrrection. An diesem ganz oberflächlichen Urteil 
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gerade hierin die staatsrechtlich wichtigste Frage. Deshalb stellt 
seine Erklärung der Menschen- and Bürgerrechte zunächst den 
Grundsatz auf (art. 31): die ira Staate vereinigten Menschen müssen 
ein gesetzliches Mittel zum Widerstand gegen Bedrückung haben 1 ). 
Das heißt also: die staatliche Gesetzgebung muß den Weg vor¬ 
zeichnen, auf dem das Widerstandsrecht ausgeübt werden kann. 

Die erste Aufgabe einer gesetzlichen Regelung der Ausübung 
des Widerstandsrechts ist die Feststellung ihrer rechtlichen Vor¬ 
aussetzungen. Das Widerstandsrecht soll gegeben sein gegen¬ 
über Bedrückung. Daher war zunächst zu bestimmen, was 
Bedrückung ist. Diese Bestimmung hat Condorcet in art. 32 
seiner „Erklärung* 1 unternommen. Er unterscheidet drei Fälle, 
die zwar eine gewisse Anlehnung an die ältere Staatslehre, in 
größerem Maße aber eine völlig neue und hochbedeutsame staats¬ 
rechtliche Systematisierung enthalten: 1) ein Gesetz verletzt die 
natürlichen, bürgerlichen und politischen Rechte, 2) das Gesetz 
wird in der Anwendung durch die Behörden verletzt, 3) Ermessens¬ 
akte verletzen die Rechte der Bürger gegen den „Ausdruck“ des 
Gesetzes 2 ). An die ältere Staatslehre knüpft diese Teilung insofern 
an, als die Konstruktion des ersten Falles mehr den Gedanken 
der alten Volkssouveränitätstheorie, die der beiden letzten mehr 
den Auffassungen der konstitutionellen Theorie entspricht. Ungleich 

ist nur soviel richtig, daß iin Ergebnis beide Verfassungen tatsächlich nur 
eine Theorie aufstellen. (Auch die zweite enthält, wieDuguit selbst sagt, 
nur toute une theorie, d. h. ist nur weitschweifiger). Daß sie das Widerstands¬ 
iecht nicht näher regeln, verdammt cs tatsächlich zur praktischen 
Unbrauchbarkeit, ist aber nicht der geringste Beweis dafür, daß die 
Gesetzgeber selbst dem Rechtsgedanken keine consequencc pratique beilegen 
wollten. Den Männern, die ihre eigene gesetzgeberische Zuständigkeit erst 
durch die eminent praktische Inanspruchnahme jenes Rechts begründet 
hatten, kann man eine solche Auffassung wirklich nicht mit einem einfachen 
„probablement“ zuschreiben. 

*) Deel. art. XXXI. Les hommes reunis en societc doivent avoir un 
moyen legal de resister ä l’oppression (a. a. 0. 422). 

a ) Deel. art. XXXII. 11 y a oppression lorsqu’une loi viole les droits 
naturels, civils et politiques qu’elle doit garantir. 

II y a oppression lorsque la loi est violee par les fonctionnaires publica 
dans son application ä des faits individuels. 

II y a oppression, lorsque des actes arbitraires violent les droits des 
citoyens contre 1‘ expression de la loi. 
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wichtiger jedoch als diese Anlehnung, die weder überhaupt die 
Scheidung der Fälle, noch gar ihre Dreiteilung erklärt, sind die 
in ihr liegenden ganz modernen staatsrechtlichen Gedanken, die 
in ganz erstaunlicher Weise dem damaligen Stande der Wissen¬ 
schaft voraus sind. Der erste Fall ist derselbe, den wir heute 
als den der Verfassungswidrigkeit der Gesetze bezeichnen würden. 
Nur ist hier der Gedanke der Verfassungsmäßigkeit noch an dem 
materiellen Gesichtspunkte, Beobachtung oder Verletzung der 
obersten Grundsätze des Staatsrechts. haften geblieben, während 
* wir inzwischen die Unbrauchbarkeit dieses Kriteriums erkannt 
und es daher durch das formelle Kriterium ersetzt haben 1 ): wie 
wir rechtlich höherwertige Grundsätze des Staatsrechts als Ver¬ 
fassungsgrundsätze nur kennen wegen ihrer erhöhten formalen 
Bedeutung, so kennen wir auch eine Verletzung der wichtigsten 
Staatsrechtssätze im Gegensatz zur Verletzung minder wichtiger 
Sätze nur nach ihrer formellen Zugehörigkeit zur „Verfassung“. 
Der Grundgedanke aber ist derselbe. Was Condorcet mit diesem 
ersten Falle der „Bedrückung“ bestimmen wollte, ist nichts anderes 
als die Verfassungsmäßigkeit der Gesetze. Noch deutlicher wird 
das durch die beiden anderen Fälle, die nichts anderes enthalten 
als, was wir die „Gesetzmäßigkeit der Verwaltung“ oder den 
„Vorrang des Gesetzes“ nennen. Der erste Fall — das Gesetz 
wird in seiner Anwendung durch die Behörden verletzt — entspricht 
etwa dem, was die spätere Staatsrechtslehre als Verwaltungshandeln 
contra legem bezeichnet, während der andere Fall - Verletzung 
der Bürgerrechte durch arbiträre Gesetzesanwendung entgegen dem 
Ausdruck des Gesetzes — dem des Handelns nicht intra legem 
entspricht. Viel mehr aber noch als diesen älteren Begriffen ähneln 
diejenigen Condorcets solchen, die erst die allerneuesten Forschungen 
der Verwaltungsrechtslehre klar herausgearbeitet haben: der 
zweite Fall ist der des „Ermessensfehlers“, der als ein be¬ 
sonders gearteter Fall des unrechtmäßigen Verwaltungsaktes neben 


*) Nicht ausnahmslos. Eine Ausnahme macht z. B. — was für den 
Gegenstand unserer Arbeit nicht uninteressant ist — gerade der schärfste 
moderne Gegner des Naturrechts, Bcrgbohm, der hier selbst vielleicht in 
Naturrecht verfällt (vgl. K. Bergbohm, Jurisprudenz und Rechtsphilolophie 
Bd. 1. S. 399, Anm. 16). 
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den einfachen Fall der Gesetzwidrigkeit tritt*). Es braucht nicht 
hervorgehoben zu werden, weich ungeheuer feiner Sinn für das 
Wesen öffentlicher Verwaltung und die daraus entstehenden 
Schwierigkeiten in der Anwendung rechtlicher Maximen einerseits 
und welch scharfes juristisches Denken andererseits dazu gehörte, 
um in einer Zeit, in der das Funktionieren des Rechtsstaats noch 
nicht erprobt war, Tatbestände konstruieren und scheiden zu 
können, deren Scheidung die spätere Wissenschaft erst nach mehr 
denn hundertjähriger Erfahrung als notwendig erkannte 2 ). 

Condorcet hat zunächst drei juristisch klare Tatbestände der 

*) W. Jellinek, Gesetz, GesetzesanWendung und Zweckmäßigkeits- 
orwägung, 1913, 331 ff. bes. 349: (Ermessensfehler der Grundsatzlosigkeit). 

s ) Dies Ergebnis ist so erstaunlich, daß es fast unwahrscheinlich er- 
acheint. Doch kann es durch die Bedenken, die sich daraus ergeben müssen, 
nicht geändert worden, denn eine andere Auslegung der angeführten Sätze 
•Condorcets erweist sich nicht möglich. Das einzige, woran man denken 
könnte, wäre, daß die Dreiteilung der Bedrückung durch Condorcet dem 
Mißbrauch der drei Gewalten: Gesetzgebung, Verwaltung und Rechtsprechung 
entspräche. Dafür scheint zu sprechen, daß in der in dem Verfassungswurf 
vorgesehenen Regelung der Rechtsprechung die Schiedsgerichtsbarkeit, 
Arbitrage, eine große Rolle spielt (Titre X sect. II art. VI f. dazu die Aus¬ 
führungen in der Exposition a. a. 0. S. 481 und 379). Eine ganze Reihe 
schwerwiegender Gründe aber spricht gegen diese Auffassung: zunächst ist 
■Condorcet prinzipieller Gegner der Montesquieu’schen Gewaltentrennungs¬ 
theorie (Cahen 477); aber selbst die Annahme, er habe in diesem Falle die 
drei Hauptfunktionen des Staates trennen wollen, könnte uns keine genügende 
Erklärung geben, denn 1) ist im Sinne der Montesquieu’schen Theorie 
pouvoir judiciaire = Rechtsprechung und Verwaltung außer der Verwaltung 
des Äußeren, 2) fehlt jeder sprachliche Grund im allgemeinen und in den 
sonstigen Äußerungen Condorcets, um die Bezeichnung „arbitraire“ derjenigen 
„judiciaire“ gleichzusetzen, 3) wollte man aber unter actes arbitraires nicht 
alle rechtsprechenden Akte, sondern nur diejenigen der Schiedsgerichtsbarkeit 
verstehen, so gäbe das wieder gerade im Rahmen der Gewaltentrennung gar 
keinen Sinn. Es entspricht auch nicht der Regelung des Verfassungsentwurfes, 
der Garantieen gerade allein gegen Mißbrauch der ordentlichen Gerichtsbar¬ 
keit vorgesehen hat, und ist endlich auch sprachlich nicht einwandfrei: 
schiedsrichterliche Akte würde Condorcet wohl mit actes d’arbitrage oder 
d’arbitres (a. a. 0. 379) bezeichnen. Das Wort arbitraire verwendet Condorcet, 
so viel ich sehe, nur dem allg. Sprachgebrauch ensprechend im Sinne von 
„dem freien Ermessen anheimgegeben“ oder allerdings auch „willkürlich“. 
Für die für uns zu interpretierende Stelle aber ist es gleichgültig, welche 
dieser beiden Bedeutungen wir annehmen, denn das fehlerhaft gehandhabte 
Ermessen ist eben Willkür im Rechtssinne. 
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„Bedrückung“ aufgestellt. Daran knüpft seine „Erklärung“ die 
Forderung, daß für jeden dieser verschiedenen Tatbestände eine 
Regelung des Modus der Ausübung des Widerstandsrechtes durch 
die Verfassung gegeben werden müsse 1 ). Wie hat nun Condorcet 
diesen Modus gestalten wollen? 

Die Art, wie Condorcet sich die Ausübung des Widerstands¬ 
rechtes in den verschiedenen Fällen der Bedrückung dachte, können 
wir in der hier gebotenen Kürze nur erklären, wenn wir das Urteil 
vorwegnehmen, in dessen Gewinnung das eigentliche Ergebnis der 
Betrachtung seines Systems für unsere Frage liegt: Condorcet 
dachte sich unter dem Widerstandsrecht nichts anderes als das 
Recht des Bürgers, zur Verhinderung unrechtmäßiger Ausübung 
der Staatsgewalt eine durch die Verfassung eingerichtete Rechts¬ 
schutzorganisation in Bewegung zu setzen. Diese Rechtschutz¬ 
organisation mußte eine verschiedene sein gegenüber der Ausübung 
der drei Funktionen der Staatsgewalt: der Gesetzgebung, der 
Rechtsprechung und der Verwaltung. Nicht aber brauchte sie 
verschieden zu sein gegenüber den beiden juristisch verschiedenen 
Fällen der Unrechtmäßigkeit der nicht in Form der Gesetzgebung 
auftretenden obrigkeitlichen Tätigkeit: der einfachen Gesetz¬ 
widrigkeit und der Überschreitung der Ermessensgrenzen. Daher 
verschwindet dieser Unterschied in dem Verfassungsentwurf 
Condorcets. Er hatte seinen Zweck erfüllt, nachdem aufgezeigt 
war, daß auch der Ermessensfehler eine Rechts Widrigkeit, eine 
„Bedrückung“ ist. Denn die „Erklärung“ Condorcets forderte ja 
nur, daß die Art des Widerstandes gegen die drei verschiedenen 
Falle geregelt, nicht, daß sie für sie in verschiedener Weise ge¬ 
regelt werde. Die Verschiedenheit des Widerstandes kann sich 
nur aus der Verschiedenheit des Auftretens der mißbrauchten 
Staatsgewalt, d. h. nach deren Funktionen, richten. Wir müssen 
uns also darüber klar sein, daß einerseits in Condorcets Erklärung 
die Bedrückung durch die Behörden alle Fälle staatlichen Voll- 
streckungshandelns’ im Sinne der Montesquieu’schen Theorie — 
Verwaltung außer der auswärtigen und Rechtsprechung — umfaßt, 
andererseits die Bedrückung, gegen die der Verfassungentwurf 


J ) Art. XXXII Abs. 4. Dans tont gouvemement libre le mode de 
rrsistance ä ces differents actes d’oppression doit etre regle par la Constitution. 
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Rechtsschutz geben soll, besteht sowohl in einfacher Gesetz¬ 
widrigkeit als auch in Mißbrauch des freien Ermessens einerseits 
durch die Verwaltung im heutigen Sinne, andererseits durch die 
Rechtsprechung. Auf dieser Grundlage werden wir die Regelung 
des Condorcetschen Verfassungsentwurfs im einzelnen zu verstehen 
haben. 

1) Zur Vermeidung der Verfassungswidrigkeit eines Gesetzes 
bietet die in dem Verfassungsplan Condorcets entworfene Rechts¬ 
organisation eine Garantie einerseits im objektiven Recht und 
andererseits im subjektiven Recht. Die Garantie des objektiven 
Rechts enthält die Bestimmung, daß Verfassungsgesetze der Zu¬ 
ständigkeit der Legislative entzogen 1 ) und dem Nationalkonvent 
übertragen sind 2 ). Für das subjektive Recht ist die Garantie enthalten 
in der Fähigkeit jedes Staatsbürgers, die Zensur — der Begriff 
dürfte auf Althusius zurückzuführen sein — des Volkes gegenüber 
der Gesetzgebung aufzurufen. Wenn ein Bürger es für nützlich 
oder notwendig hält, die Aufmerksamkeit der Volksvertreter auf 
Akte der Verfassung, der Gesetzgebung oder der allgemeinen Ver¬ 
waltung zu lenken, oder die Reform eines bestehenden oder den 
Erlaß eines neuen Gesetzes herbeizuführen, so hat er, wenn er 
die Unterstützung von 50 Bürgern seines Primärwahlbezirkes findet, 
das Recht, von dem Büro des Bezirks die Zusammenberufung der 
Wählerversammlung über seinen Vorschlag zu verlangen 3 ). Erlangt 
nun dieser Vorschlag — das Verfahren ist ganz genau geregelt — 


*) Projet de Constitution Tit. VII Sect. II, Art. Icr. Au corps legislatif 
appartient l’exercice plein et entier de la puissance legislative. — Art. II 
Les lois constitutionnelles sont seules exeptees de la disposition de l’article 
precedent (a. a. 0. 463). 

2 ) P. d. C. Tit. IX, Des conventions nationales (a. a. 0. 476 ff.) 

*) P. d. C. Tit. VIII De la censure du peuple sur les actes de la 
representation nationale . . . Art. Ier Lorsqu’un citoyen croira utile ou 
necessaire d’exciter la surveillance des representants du peuple sur des actes 
de Constitution, de legislation ou d’administration generale, de provoquer 
la reforme d’une loi existante ou la proinulgation d’une loi nouvelle, il aura 
le droit de requerir le bureau de son assemble primaire, de la convoquer 
au jour de dimancbe prochain pour deliberer sur la proposition — Art. UI 
Cette requisition, pour avoir son effet, devra etre revetuc de l’approbation 
et de la Signatare de cinquante citoyens residant dans l’arrondissement de 
la mcme assemble primaire. (a. a. 0. 469 f.). 
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die Zustimmung der Wählerversammlung des Primärwahlbezirkes, 
so geht er weiter an die Wähler Versammlung des Departements 
und nach deren Zustimmung an den gesetzgebenden Körper. 
Dessen Entscheidung wird allen Departements mitgeteilt. Wird 
sie dann von der Primärwahlversammlung eines anderen Departements 
angefochten, so müssen sämtliche Primärversammlungen des Landes 
zur Abstimmung über den Vorschlag einberufen werden 1 ). Verlangt 
deren Majorität die Beratung des Vorschlags 2 ), so ist der gesetz¬ 
gebende Körper aulzulösen und neu zu wählen unter Ausschluß 
der Wählbarkeit der Mitglieder, die für die angefochtene Ent¬ 
scheidung gestimmt haben. Dabei ist jedoch nicht zu vergessen, 
daß es sich für Condorcet nicht um Verfassungsverletzungen im 
formellen Sinne des modernen Staatsrechts handelt — wenn er auch 
.diese als den wichtigsten Fall ausdrücklich bezeichnet — sondern 
um Verletzung des materiellen Verfassungsrechts, d. h. der obersten 
Grundsätze des Staatsrechts (Verletzung der Grundrechte). Nur 
die Konsequenz davon ist es, daß, wenn diese Grundsätze selbst 
nicht mehr mit dem Rechtsbewußtsein des Volkes im Einklang 
stehen, auch hierfür derselbe Weg der Abhilfe gegeben ist: objektiv¬ 
rechtliche Pflicht der Legislative, zur Reform der Verfassung den 
Nationalkonvent auf Wunsch des Volkes einzuberufen 3 ), subjektives 
Recht der Bürger, im Wege der Volkszensur diesen Beschluß 
herbeizuführen 4 ). 

Was Condorcet hier geplant hat, um dem Volk ein Mittel 
rechtlichen Schutzes seiner Freiheitsrechte zu geben, ist etwas ganz 
anderes als das Widerstandsrecht der überkommenen Widerstands¬ 
lehre; es ist das, was die moderne Staatslehre Referendum nennt. 

») ibid. Art. IV—XVII (a. a. 0. 470-474). 

2 ) Die Formel der ihnen vorgelegten Frage lautet (art. XXI): Y a-t-il 
lieu ä deliberer, oui ou non, sur la revocatiori du decret du corps legislatif, 
en date du . . . qui a adinis ou rejete la proposition suivante. 

3 ) P. d. C. Tit. IX Art. I*er Une Convention nationale sera convoquee 
toutes les fois, qu’il s’agira de reformer l’acte constitutionnel . . . Art. II 
Le corps legisl&tif sera charge de cette convocation, lorsqu’elle aura £te 
jugee necessaire par la majorite des citoyens de la Republique (a. a. 0. 476). 

4 ) ibid. Y Chaque citoyen a le droit de provoquer Pappel d’une Convention 
pour la reforme de la Constitution; mais ce droit est soumis auz formes et 
aux regles etablies pour Pexerciee du droit de censure. Vgl. auch die 
folgenden Artikel (a. a. 0. 477). 
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Gerade deshalb aber ist es für die allgemeine Beorteiluug unseres 
Reehtsgedankens von größter Bedeutung, daß der Gedanke, dem 
Volke in dieser Form ein rechtliches Mittel zum Schutze seiner 
Freiheitsrechte zu geben, in der Geschichte der Widerstandslehre 
keineswegs neu ist, sondern bereits von Marsilius von Padua 1 ) 
und später z. B. von Buchanan 2 ) ausgesprochen worden ist. 

*2) Der Rechtsschutz gegenüber der Verwaltung ist gegeben 
objektivrechtlich außer in der ganzen Verwaltungsorganisation, auf 
deren interessante Mischung zwischen Zentralisation und De¬ 
zentralisation wir hier nicht näher eingehen können 3 ), in der 
Aufsichtspflicht der Verwaltungszentralbehörde, dem aus den 
Ministern zusammengesetzten conseil executif. Dieser hat die 
Pflicht, nicht nur gesetzwidrige oder staatsgefährliche Akte der 
Verwaltungsbehörden zu kassieren, sondern auch deren Mitglieder, 
unter Rechenschaftslegung gegenüber dem gesetzgebenden Körper, 


1 ) Defensor pacis, Pars prima, cap. XIII (58). Die Ausführungen dea 
Marsilius zu dieser Frage gebe ich der Kürze halber einfach im Wortlaut 
wieder: Justorum & conferentium civilium & incommodorum seu hominum 
communium & similium reliquorum, regulas, futuras leges, sive statutas, 
quaerendas scu inveniendas & eiaminandas prudentibus & expcrtis per 
vniuersitatem ciuiuin committi conveniens & perutile est. Si ut vel seorsum 
ab vnaquaque primarum partium civitatis . . (seil, der 6 Berufsst&nde vgl. 
cap. V) secundum tarnen vnuseuiusque proportionem eligantur aliqui, vel ab 
omnibus ßimul aggregatis ciuibus omnes eligantur experti seu prudentes viri 
praedicti. Et hic erit conueniens & vtilis modus conueniendi ad legura 
inuentionem absque nocumento reliquae multitudinis, minus doctorum scilicet 
quae parum proficeret in quaerendis huiusmodi regulis, & a reliquis operibus 
sibi & aliis necessariis, turbaretur, quod onerosum esset, tarn singulis quam 
communi. Adinuentae vero & examinatae huiusmodi regulae diligenter futuria 
legis approbandae vel reprobandae in vniuersitate ciuium congregata proponi 
debent. Vt si cui ciuium videatur quiequam addendum, aut minuendum r 
mutandum aut totaliter spernendum, id dicere possit, quoniam ex hoc poterit 
lex vtilius ordinari. Possunt enim ut iam diximus, eines minus docti 
quandoque percipere aliquid corrigendum circa propositam legem qui tarnen 
ipsam inuenire nescirent. Et quoniam sic latae per auditum & consensum 
vniuersae multitudinis, melius obseruabuntur, nec aduersus eas babebit 
aliquis reclamare. 

2 ) Buchanan, 19 ff. ut prope ad consuetudinem nostram ex omnibua 
ordinibus selecti ad regem in concilium coirent. Deinde ubi apud eoa 
TtgoßovXevua factum esset, id ad populi judicium deferrctur. 

3) Vgl. jedoch P. d. C. Tit. IV-V (a. a. 0. 441-459). 
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vom Amte zu entheben und sie im Falle der Prävarikation jenem 
anzuzeigen, der dann über die Eröffnung des Verfahrens gegen 
sie befindet 1 ). Der gesetzgebende Körper hat aber auch die 
Aufsicht über die Zentralbehörde selbst und kann daher ihre Mit¬ 
glieder unter Anklage stellen 2 ,). Nach der Seite des subjektiven 
Rechts ist die Rechtsschutzorganisation dadurch ergänzt, daß dem 
Bürger die rechtliche Fähigkeit gegeben ist, auf dreierlei Weise 
die Anwendung jenes objektiven Rechtsschutzes herbeizuführen. 
Der Bürger hat einmal das Recht der Beschwerde (Petitionsrecht) 
im Instanzenzuge der Hierarchie der verschiedenen Autoritäten 3 ). 
Er hat ferner die Möglichkeit, die Aufsichtshandlungen der Ver¬ 
waltungszentralbehörde, bezw. des gesetzgebenden Körpers, als Akte 
der allgemeinen Verwaltung in dem angegebenen Wege der Volks¬ 
zensur zu veranlassen 4 ). Endlich kann er im Falle eines Amts¬ 
mißbrauches oder der Gesetzesverletzung durch einen Beamten die 
Eröffnung des Verfahrens gegen diesen verlangen 5 ). 

3) Anders geartet ist der Rechtsschutz gegenüber der Justiz 6 ), 


1 ) P. d. 0. Tit. V Sect. I^re Art. VIII. 11 est expressement ebarge 
d’annuler les actes des administrateurs qui seraient contraires ä la loi, ou 
<jui pourraient compromettre la tranquillite publique ou la surete de l’Etat. 

— Art. IX, II peut suspendre de leurs fonctions les membres des corps 
-administratifs, mais ä la Charge d’en rendre compte, sans delai, au corps 
legislatif. — Art. X. En cas de prevarication de leur part, il doit les denoncer 
au corps legislatif, qui decidera s’ils seront mis en jugement. (a. a. 0. 449 f.). 

— Über das Verfahren gegen Beamte, dessen Einzelheiten hier nicht 
interessieren, vgl. die folgenden Artikel. 

2 ) ibid. Art. XXII. Le corps legislatif aura le droit de prononcer la 
mise cn jugement d’un ou de plusieurs membres du Conseil cxecutif . . . 
über das Verfahren, vgl. die folgenden Artikel (a. a. 0. 450 f.). 

3 ) P. d. C. Tit. VIII. Art. XXXI lndäpendamment de l’exercice du droit 
-de censure sur les lois, les citoycns ont le droit d’adresser des petitions 
aux autorites constituees, pour leur interet personnel et prive. — Art. XXXII 
Ils seront seulement assujetis, dans l’exercice de ce droit, ä Pordre progressif 
dtabli pas la Constitution entre les diverses antorites constituees (a. a. 0. 475). 

4 ) oben S. 395 Anm. 3. 

5 ) Tit. VIII. Art. XXXIII. Les citoyens ont aussi le droit de provoquer 
la mise en jugement des fonctionnaires publics, en cas d’abus de pouvoirs 
et de violation de la loi (a. a. 0. 4761. 

6 ) Die ausschließliche Autorschaft Condorcets an diesem Teile des 
Entwurfs ist nicht zweifellos, vgl. Cahen 488 f. 
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da diese im Gegensatz zur Verwaltung nicht der Befehlsgewalt, 
sondern nur der Aufsicht — wohl der Dienstaufsicht, wie wir sagen 
würden — der Zentralbehörde unterworfen ist*), ebensowenig wie sie 
von dem gesetzgebenden Körper abhängig ist 2 ). Hier ist eine ganz 
besondere Rechtsschutzorganisation geschaffen in der Justizzensur, 
die ganz eigenartige Beziehungen zur Zentralbehörde und dem 
Gesetzgebungskörper hat. Aus besonderen Wahlen hervorgehend 3 ), 
ist sie lediglich Kassationsinstanz 4 ) und tritt in Tätigkeit auf 
Denunziation der Zentralbehörden 5 ), des Nationalkommissars und 
des öffentlichen Anklägers 6 ). Sie selbst aber hat, wenn sie einem 
Falle von Rechtsbeugung (Pflichtverletzung) begegnet, diesen dem 
gesetzgebenden Körper zu denunzieren, der seinerseits nicht in der 
Sache urteilt, sondern sie wieder einem besonderen Gerichtshof 
imweist 7 ). Dem Bürger ist ein subjektiver Rechtsschutzanspruch 
gegeben dadurch, daß ihm die von dem Eingreifen der Behörden 


2 ) Tit. V Art. VII. Tous les agents de Padininistration et dugouveruement, 
dans toutes ses parties sont essentiellement subordonnes au conseil executif; 
mais l’administration de la justice cst seulement soumise a sa surveillance 
(a. a. 0. 447). 

2 ) Tit. X Art* V Les fonctions judiciaires ne peuvent en aucun cas, 
et sous aucun pretcxte, etre exercees ni par le corps legislatif ni par le 
conseil executif. — Art. VI Les juges ne pourront etre destitues que pour 
forfaitur»' legalement juge . . . (a. a. 0. 480). 

8 ) P. d. C. Tit. X Sect. IV Des censeurs judiciaires. Art. II (a. a. 0 486). 

4 ) ibid. Art. Der Abs. 2, Ils casseront les jugements . . . qui contien- 
dront une contravention expresse a la loi. — Art. IV Ils ne connaitront 
point du fond des affaires; mais apres avoir casse le jugement, ils ren- 
verront le proces, soit aut tribinal criminel, soit au jurj civil qui doit en 
connaitre (a. a. 0. 486 f.). — Art. VII vgl. unten Anm. 7. 

5 ) P. d. C. Tit. V Sect. I Art. XII Le conseil est charge de denoncer 
aux censeurs judiciaires les actes et jugements par lesquels les juges auraient 
excede les bornes de leurs pouvoirs. 

6 ) Tit. X Sect. IV Art. VI Les commissaires nationaux et les accusateurs 
publics pouiTont, sans prejudice du droit des parties interessees, denoncer 
aux censeurs les actes par lesquels les juges auraient excede les bornes de 
leur pouvoir (a. a. 0. 448). 

7 ) ibid. Art. VII Les censeurs annuleront ces actes, s’il y a lieu; et, 
dans le cas de forfaiture, le faifc sera d^nonce au corps legislatif par les 
censeurs qui auront prononce. — Art. VIII Le corps legislatif mettra le 
tribunal en jugement, s’il y a lieu, et renverra les prevenus devant le tribunal 
qui doit connaitre de cette matiere. 
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ganz unabhängige und in ihren Rechtswirkungen verschiedene l ) 
Möglichkeit gegeben ist, die Kassation der Gerichtsurteile oder 
Verweisung einer Sache von einem befangenen Gericht an ein 
anderes vor der Justizzensur zu beantragen 2 ) mit der Maßgabe, 
daß bei dem dritten Kassationsantrag die Entscheidung der Zensoren 
durch eine ad hoc erlassene authentische Gesetzesinterpretation 
durch den Gesetzgebungskörper gebunden wird 3 ). Ein Antrags¬ 
recht zur Bestrafung pflichtwidrig handelnder Richter ist dem 
Einzelnen nicht, wie in dem gleichen Fall gegenüber den Ver¬ 
waltungsbeamten, ausdrücklich gegeben. Aber abgesehen davon, 
daß für die Zensoren, wenn sie überhaupt einmal mit einer Sache 
beschäftigt sind, wozu ja der Einzelne antragsberechtigt ist, die 
Pflicht zur Einleitung der Strafverfolgung gegen den Richter im 
Falle der Pflichtverletzung besteht 4 ), hat der einzelne Bürger auf 
dem Umweg über die Volkszensur auch hier eine rechtliche 
Einwirkungsmöglichkeit: bei Amtsüberschreitung der Richter ist 
die Zentralbehörde zur Denunziation an die Justizzensnr ver¬ 
pflichtet 5 ) und die Erfüllung dieser Pflicht kann durch die Volks¬ 
zensur herbeigeführt werden 6 ). 

Durch die Lehre Condorcets hat der Gedanke des Widerstands¬ 
rechts staatsrechtlich eine entscheidende Fortbildung in verschiedener 


J ) ibid. Art. VI vgl. oben 399 Anm. 6. — Art. IX Dans le cas oü lea 
parties ne se seraient pas pourvues contre les jngements dans lesquels les 
formes ou les lois auraient ete violees, les jugements auront, a l'egard des 
parties, force de chosc jugee:.mais ils seront annulees pour l’interet public, 
sur la denonciation des commissaires nationaux et des accnsateurs publics. 
Les juges qui les auront rendus pourront ütre poursuivis pour cause de 
forfaiture. 

2 ) ibid. Art. I *cr . . . des censeurs judiciaires . .. iront. . prononcer ..: 
1° Sur les Jemandes eu cassation contrc les jugements rendus par les 
tribunaux criminels et les jurjs civils. 2° Sur les demandes en renvoi d’un 
tribunal ä un antre pour cause de suspicion legitime. 

s ) ibid. Art. V Lorsqu’ apres deux cassations, le jugement du troisieme 
tribunal criminel ou jury civil sera attaque par les meines moyens que les 
deux premiers, la question ne pourra plus etre agitee devant les censeurs, 
sans avoir ete soumise au corps legislatif, qui portera un decret declaratoire 
de la loi, auquels les censeurs seront tenus de se conformer. 

4 ) ibid. Art. VII (oben 399 Anm. 7). 

r ’} Tit. V Sect. I Art. XII (oben 399 Anm. 5). 

Tit. VIII Art. Der (oben 39ö Anm. 3). 
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Hinsicht erfahren. Der Ausgangs- und Kernpunkt aber liegt in 
dem einen Gedanken, daß die Bedeutung des Widerstandsrechtes 
für das Staats- und Rechtsleben bedingt ist durch die Art seiner 
Ausübung. Daher erkannte Condorcet als die für die staats¬ 
rechtliche Beurteilung des Widerstandsrechtes wichtigste Frage 
diejenige nach der rechtlichen Art und Weise seiner Ausübung. 
Das hat für uns eine doppelte Bedeutung. Dogmatisch liegt die 
Bedeutung dieser Erkenntnis darin, daß zum Wesen des Widerstands¬ 
rechts seine staatsrechtliche Regelung gehört. Historisch und 
dogmatisch liegt sie darin, daß die Erkenntnis der Frage nach 
der rechtlichen Form der Ausübung des Widerstandsrechtes als 
dessen wichtigsten Problemes nichts anderes bedeutet als eine 
Rückkehr zu der Erkenntnis des ursprünglichen und eigentlichen 
Wesens des Widerstandsrechtes als eines nicht nur materiellen 
sondern auch formellen Rechtsschutzmittels. Das ist von prinzipieller 
Bedeutung, denn nur in dieser Eigenschaft ist das Widerstands¬ 
recht im modernen Staate denkbar. Mit der von der französischen 
Revolution proklamierten Einheit der Staatsgewalt ist ein Widerstands¬ 
recht nur vereinbar als eine interne Handlung der Staatsgewalt. 
Seine Ausübung ist, modern ausgedrückt, nur zu konstruieren als 
Ausübung staatlicher Organtätigkeit. Seine rechtliche Grundlage 
kann also nur die staatlicher Organisation sein. Einen Plan 
solcher staatsrechtlicher Organisation hat Condorcet entworfen, 
und auch hier ist die dogmatische Bedeutung seiner Ideen zugleich 
eine historische. Grundlage des alten Widerstandsrechtes war 
lediglich die Organisation des ständischen Staates mit seiner 
dualistischen Teilung der Staatsgewalt. Seine rechtliche Gestaltung 
ergab sich aus den auf dieser Grundlage ruhenden Rechtsgedanken 
(selbständige Berechtigung der Stände) und Rechtseinrichtungen 
(bedingte Huldigung und die anderen Wahlrudimente). So hat 
Condorcets Widerstandsrecht seine Grundlage in der Organisation 
der demokratischen Republik mit der Einheit der Staatsgewalt, 
seine rechtliche Gestaltung ergibt sich aus den auf dieser Grund¬ 
lage ruhenden Rechtsgedanken (Souveränität der Nation) und 
Rechtseinrichtungen: das von Condorcet vorgeschlagene rechtliche 
Verfahren zur Ausübung einer Zensur des Volkes über Verwaltung 
und Gesetzgebung einschließlich der Verfassung. 

So bedeutet der Plan Condorcet eine völlige Wiedergeburt 

Wolzendorff, Staatsrecht und Naturrecht 26 
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des Widerstandsrechtes. Alles, was zu seinem ursprünglichen 
Wesen gehört, wird wieder zur Geltung gebracht. Es wird wieder 
zu einer rein positivrechtlichen Einrichtung, erhält wieder den 
Charakter eines nicht nur materiellen, sondern auch formellen 
Rechtsschutzmittels, wird wieder auf die Grundlage der bestehenden 
Staats- und Rechtsordnung gestellt und organisch verbunden mit 
den in ihr verankerten und sie verwirklichenden Rechtsgedanken 
und -einrichtungen. Das alles aber ist nicht eine Auffrischung 
alter Gedanken, sondern deren völlig neue Erstehung. Der ganze 
Gedankenkomplex ist herausgenommen aus dem Boden einer über¬ 
wundenen Staatsidee und Staatsordnung und verpflanzt in den 
frischen Boden der in der Wirklichkeit lebenden Rechts- und 
Staatsordnung. Condorcet nimmt damit in der Geschichte der 
Widerstandslehre eine Rolle ein, wie sie bis dahin nur die 
Monarchomachen gespielt hatten — trotz Rousseau. Aber nur 
dem Werte seiner Lehre nach ist er mit jenen zu vergleichen, 
nicht im Erfolge. 

Die Gesetzgeber der französischen Revolution haben von seiner 
Regelung des Widerstandsrechtes alles wesentliche nicht über¬ 
nommen 1 ). Aber auch die Rechtslehre hat von seinen so wert- 


] ) Vgl. den oben 384 Anm 3 ff. wiedergegebenen Text der betr. Be¬ 
stimmungen der Erklärung vom 23. Juni 1793, (wie auch oben 384 Anm. 1 
zu lesen ist, statt 3./14. Sept. 1793) und Cahen a. a. 0. 515. Daß der 
Konvent für den entscheidenden Gedanken Condorcets, den Widerstand 
gegen Tyrannei, d. h. den Schutz gegen unrechtmäßige Ausübung der 
Staatsgewalt, rechtlich zu organisieren, keinerlei Verständnis hatte, zeigen 
deutlich die Reden Robespierres und seiner Gesinnungsgenossen zur Frage der 
Verfassungsmäßigkeit der Gesetze in jenen Verhandlungen. Robespierre stellte 
lediglich das Programm auf: que le premicr article du Code soit la garantie 
formelle de touts les droits de Thomme; que le second porte que toute loi qui 
les blesse est tyrannique et nulle. Nach ihm versuchte Isnard, diesem Ge¬ 
danken praktische Bedeutung zu verschaffen — erkannte also wenigstens, daß 
mit jenem theoretischen Programm noch nichts gewonnen war — durch Auf¬ 
stellung eines Gesellschaftsvertrages, qui trace les limites que la loi et la 
volonte futurc de la societe ne pourront pas franchir. Das bedeutete nach 
seiner Ansicht en quelque sorte la declaration des droits mise cn action, 
reduite en pratique. Der art. 5 seines projet de pacte social bestimmte denn 
auch die Nichtigkeit jedes dem pacte social zuwiderlaufenden Gesetzes. 
Aber zur Geltendmachung dieser Nichtigkeit gab er doch wieder keinen 
organisierten Rechtsschutz, sondern dachte offenbar auch nur an den Volks¬ 
widerstand. Das ergibt sich ganz klar aus seinen Ausführungen: „Loraqu’ 
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vollen Gedanken, mit denen die überkommene Widerstandslehre 
ohne weiteres beendigt gewesen wäre, unmittelbar wenigstens so 
gut wie nichts übernommen. Nur bei einem Gelehrten — freilich 
dem Bedeutendsten von allen, die sich in der Folgezeit mit der 
Widerstandslehre befassen — finden wir, wenn auch nicht in 
derselben Konsequenz in sich und in der Anpassung an die 
staatliche Wirklichkeit, seine Grundgedanken wieder: bei Fichte. 

Entscheidend ist nach der Lehre 1 ) Fichtes allein der gemeinsame 
Wille. Dieser wird immerfort durch den Gewalthaber repräsentiert 2 ). 
Denn ein anderer Gemeinwille existiert nicht, weil gar keine 
Gemeine realisiert ist. Wenn also der Wille der Gewalthaber von 
dem gemeinsamen Willen abweicht, so kann dies nur dadurch 
festgestellt werden, daß der Wille der Gemeine ermittelt wird, 
zunächst also diese selbst in die Erscheinung gerufen wird. 
Einzelne Private können dies aber rechtlich nicht tun, weil das 
dem Willen der Gewalthaber, die zunächst immer noch den gemein¬ 
samen Willen repräsentieren, entgegen wäre 3 ). „Nur die Gemeine 
selbst kann sich als Gemeine deklarieren, sie müßte mithin Ge¬ 
meine sein, ehe sie es ist, welches, aufgestellterweise, sich wider¬ 
spricht. — Der Widerspruch ist nur so zu heben: das Volk 
wird durch die Konstitution im voraus, auf einen be¬ 
stimmten Fall, als Gemeine erklärt*)“. Dies könnte in 
kleinen Staaten dadurch erreicht werden, daß zu bestimmten 
Intervallen das Zusammentreten des Volkes in einer Versammlung 
angeordnet wird, in der die Magistratspersonen Rechenschaft über 
die Staatsverwaltung abzulegen haben. In größeren Staaten müßte 

% 

il n'existe qu’une declaration des droits, si la Constitution ou les lois violent 
ces droits, il ne reste que la sterile ressource d’invoquer la raison, les 
principes; on vous repond par de fausses interpretations, par des sophismes. 
La loi finit toujours par avoir raison contre les reclamants, tandis qu’un 
contrat social bien stipule donne anx citoyens un titre reel et tout-puissant, 
<[ue nulle autorite ne peut violer sans devenir evidemment oppressive et 
provoquer la resistance commune et solidaire des associes“ (Esmein 
500). Der Gedanke Condorcets der Umleitung des Volkswiderstandsrechtes 
in rechtliche Organisation war also offenbar überhaupt nicht erfaßt worden. 

J ) Johann Gottlieb Fichte, Grundlagen des Naturrechts nach Prinzipien 
der Wirklichkeitslehre, Jena u. Leipzig 1796 3. 203 ff.; über eine eine andere 
Lehre Fichtes vgl. unten 418 Anm. 1. 

2 ) a. a. 0. 204 f. 3 ) a. a. 0. 205. 4 ) a. a. 0. 206, 
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eine Organisation geschaffen werden, die es ermöglicht, daß, sobald 
es not tut, die Gemeine sogleich zusammentrete. Für diesen Not¬ 
fall (justitia denegata, Anwendung der Gewalt „in Widerspruch mit 
sich selbst“, überhaupt, wenn die „Ungerechtigkeit und Gewalt¬ 
tätigkeit klar ist“) müssen besondere Gewalten geschaffen werden, 
die die „fortdauernde Aufsicht über das Verfahren der öffentlichen 
Macht haben“, die Ephoren. Diese haben selbst gegenüber der 
exekutiven Gewalt keine richterliche Macht, wohl aber eine „absol ut 
prohibitive Gewalt; nicht die Ausführung dieses oder jenes be¬ 
sonderen Rechtsschlusses zu verbieten, denn dann wären sie 
Richter und die exekutive Gewalt wäre nicht inappellabel; sondern 
allen Kechtsgang von Stund an aufzuheben, die öffentliche Gewalt 
gänzlich und in allen ihren Teilen zu suspendieren“: „Staals- 
interdikt“ *). „Die Ankündigung des Interdikts ist zugleich 
Zusammenberufung der Gemeine.“ Die Gemeine urteilt über die 
von den Ephoren gegen die Exekutive vorgebrachten Klagen. Ihr 
Beschluß wird konstitutionelles Gesetz 2 ). Seine Wirkung ist 
folgende: er wirkt zurück, „die nach den Maximen, die durch 
ihn mißbilligt werden, gefällten Urteile werden vernichtet und 
die dadurch Beschädigten in ihren vorigen Stand wieder ein¬ 
gesetzt; doch ohne Nachteil ihrer Parteien, welche nach, zwar un¬ 
gegründetem, aber doch präsumtivem Rechte gehandelt haben. 
Der Schade muß von den Richtern, die ihn verursacht haben, 
ersetzt werden“. Wenn also das Volk und die Einzelnen inzwischen 
den Magistraten nicht gehorcht haben, so haben sie gar keinen 
Widerstand gegen die Staatsgewalt geleistet, denn diese war nach 
dem Staatsinterdikt überhaupt nicht mehr bei den Magistraten. 
— Schwieriger ist die Lage, wenn die Ephoren selbst rechts¬ 
widrig handeln und ihre Pflicht, gegen unrechtmäßige Handlungen 
der Exekutive einzuschreiten, nicht erfüllen. Das Volk kann dann 
immer, da es die höchste Gewalt ist, über beide richten, in dem 
es gegen beide sich erhebt. „Das Volk ist nie Rebell, und der 
Ausdruck „Rebellion“, von ihm gebraucht, ist die höchste Un¬ 
gereimtheit, denn das Volk ist, in der Tat und nach dem Rechte, 
die höchste Gewalt, über welche keine gellt 3 ).“ Was soll aber der 
von der Exekution ungerecht behandelte Einzelne tun, wenn das 

*) ibid. 208. -') ibid. 210. 3 ) ibid. 222. 


Go igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



405 


Volk nicht einmütig aufsteht, wie soll er den Urteilsspruch der 
Gemeine herbeiführen ? Er darf nicht die Gemeinde zusammen¬ 
berufen, denn er ist nur Privatperson, nnd die staatliche Gewalt, 
der gemeinsame Wille ist verkörpert in den ihn repräsentierenden 
Magistraten. Der Wille der Privatperson ist also Rebellion, wenn 
er nicht mit dem der Gewalthaber übereinstimmt, und das wird 
nie der Fall sein, da diese nie die Gemeine zum Urteil über sich 
werden zusammenrufen wollen. Fichte hilft sich nun aus diesem 
Dilemma in folgender Weise. Der Aufrufende begeht nur präsumtives, 
formelles Unrecht, wenn sein Wille tatsächlich dem gemeinsamen 
Willen entsprochen hat. Stimmt die Gemeine ihm zu, so erkennt 
sie damit an, daß er materiell im Recht war und setzt ihn dadurch 
auch formell ins Recht: er hat als natürlicher Ephor gehandelt. 
Anderenfalls sind die Auüordcrer zum Widerstand strafbare Rebellen, 
„ob sie wohl nach innerem Rechte, vor ihrem Gewissen, Märtyrer 
des Rechts sein mögen“. 

Diese Lehre Fichtes vereinigt ganz alte und völlig neue 
theoretische Momente. In beiden aber zeigt sie nahe Verwandt¬ 
schaft zu den Plänen Condorcets und der Gesetzgebung der 
französischen Revolution. Die gedanklichen Elemente der Volks- 
souveränitäts- und Staatsvertragsidee fehlen nicht. Die Idee des 
Ephorats hängt mit den alten Begriffslehren der Monarchomachen 
ebenso zusammen wie das subsidiäre Recht des Volkes zur Aus¬ 
übung des Widerstandsrechts bei Versagen der Ephoren. Mit der 
älteren Lehre hat Fichte auch das gemein, daß er, ganz wie 
Althusius, nach der sorgfältigen Gründung des Widerstandsrechts 
auf das positive Recht es schließlich durch eine allgemeine Klausel 
in vollem Gegensatz zu diesem setzt: seine ganzen Regeln sollen 
nur für die in seinem Sinne „rechtmäßige Konstitution“ gelten 3 ). 
Auch der „natürliche Ephor“ ist nichts viel anderes als der 
säkularisierte a Deo excitatus. Aber die juridischen Grundlagen, 
auf die diese Elemente der alten Lehre gestellt sind, sind völlig 
neue. Volkssouveränität, Staatsvertrag und Ephorat wirken nicht 

*) ibid. 228 mit 205. 2 ) ibid. 224. 

3 ) a. a. 0. 226 „Ist die Konstitution unrechtmäßig, so darf sie rcrändcrt 
werden, zu einer rechtmäßigen: und es ist nicht verstattet, daß irgend einer 
sage: ich will die bisherige Konstitution nicht aufgeben“. Vgl. auch 
unten 418 Anm. 1. 
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mehr wie bisher unmittelbar durch ihre mehr oder weniger hypo¬ 
thetische Existenz, sondern durch ihre rechtsorganisatorische In¬ 
beziehungsetzung zu einander, die im formalen Wege strengen Recht» 
eines aus dem andern sich ergeben läßt: das Urteil der Ephoren 
ist für die Berechtigung der Revolution nicht an sich maßgebend, 
sondern nur infolge der Bestätigung durch den souveränen Gemein¬ 
willen; daß dieser aber zur Ausübung jenes Rechtsaktes in der 
Gemeine ein Organ besitzt, ist nur die Folge eines zu errichtenden 
positiven Verfassungsrechtssatzes x ). In dieser Gründung der 
ganzen Rechtslage auf positives Verfassungsrecht aber stimmt die 
Lehre Fichtes in dem entscheidenden Punkte mit den Plänen 
Condorcets überein, ganz abgesehen von den hier nicht interessierenden 
Ähnlichkeiten in Einzelzügen, wie derjenigen zwischen Fichtes 
Ephorat und Condorcets Zensorat. 2 ) 

Die Lehre Fichtes bedeutet eine unmittelbare Verwertung der 
Gesetzgebung und Gesetzgebungsentwürfe der französischen Revolution 
für die Widerstandslehre. Eine Verwertung, das ist andererseits 
zu beachten, nicht eine bloße Nachbildung. Denn gerade in dem 
rechts- und staatstheoretisch entscheidenden Punkte ist die Lehre 
Fichtes sogar von den Plänen Condorcets etwas wesentlich und 
prinzipiell Verschiedenes. Enthalten jene einen zu unmittelbarer 
Verwirklichung durch ein konkretes Staatsrecht bestimmten Plan, 
so tritt diese auf als ein allgemeines Axiom des Naturrechts. 
Doch ist dieser Unterschied im wesentlichen kein anderer als der 
zwischen einem konkreten und einem allgemeinen Plan, da — 
wie hier nicht näher zu erörtern ist — Naturrecht im Sinne 
Fichtes nichts anderes ist als eine Direktive des staatlichen 
Rechts: „Es ist, in dem Sinne, wie man das Wort oft genommen 
hat, gar kein Naturrecht, d. h. es ist kein rechtliches Verhältnis 
zwischen Menschen möglich, außer in einem gemeinen Wesen und 
nach positiven Gesetzen“, andererseits aber wird der Staat selbst 
„der Natnrstand des Menschen, und seine Gesetze sollen nichts 


I>ies die Bedeutung der Fichtcschen Widerstandslehre vom Stand¬ 
punkt der Geschichte der Staatsrechtstheorio. Über ihre Beurteilung vom 
Standpunkt der Dogmatik des Staatsrechts vgl. unten 407 ff. 

• Das Ephorat ist bei Fichte nur ein rechtsorganisatorisches Mittel, 
um die Zensur der «Gemeine'* in Tätigkeit treten zu lassen. 


Gck igle 


Original frum 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



407 


anderes seyn, als das realisierte Naturrecht“ l ). Gerade darin aber, 
daß die Lehre Fichtes im Ergebnis nichts anderes ist als diejenige 
Condorcets, liegt ihre große Bedeutung für die Geschichte der 
Widerstandslehre. Die Lehre Condorcets gehört streng logisch 
überhaupt nicht in die Geschichte der Widerstandslehre, denn sie 
handelt nicht von dem jus quod est, sondern nur von der lex 
ferenda. Die Lehre Fichtes aber handelt von dem jus quod est 
und kommt nur im Ergebnis zur lex ferenda, da er als jus quod 
est nur das positive staatliche Recht ansieht, an dieses aber die 
Forderung der Übereinstimmung mit dem Naturrecht stellt. Mit 
anderen Worten: die Grundlage der Lehre Condorcets ist eine rein 
rechtspolitische, der Rechtsgedanke der Berechtigung des Volks¬ 
widerstandes soll zu praktischer Wirkung gebracht werden; hin¬ 
gegen die Grundlage der Lehre Fichtes ist eine rein juristische: 
nur weil der Volkswiderstand rechtstheoretisch (naturrechtlich) 
berechtigt ist und weil diese Berechtigung erst Geltung erhalten 
kann durch das staatliche Gesetz, wird für diese ein Plan auf¬ 
gesetzt. In der Geschichte der Widerstandslehre nehmen daher die 
beiden Pläne eine verschiedene Stellung ein. Die Lehre Fichtes 
ist eine Widerstandslehre im rechtswissenschaftlichen Sinne, die¬ 
jenige Condorcets, wenigstens ihrer formalen Bedeutung nach, nicht. 

Weil die Lehre Fichtes eine wirkliche Theorie des Wider- 
standsrechtes ist, bedarf noch ein Zug von ihr wegen seiner ganz 
eigenen entwicklungsgeschichtlichen Bedeutung, besonderer Hervor¬ 
hebung. Es ist die rechtstheoretisch so interessante juristisch¬ 
technische Festlegung des Weges, auf dem der, seiner Erheblichkeit 
nach formal begründete, Volkswillen ermittelt wird. Denn jene 
klare Konstruktion Fichtes erweist sich doch wieder nur als die 
Verfolgung des schon in der älteren Lehre gelegentlich auftretenden, 
sowohl dogmatisch wie historisch richtigen,. Gedankens, daß das 
Widerstandsrecht ein nicht nur materieller sondern auch formeller 
Rochtsbehelf ist, ein Schritt des Rechtsganges, wie unsere Altvordern 
anschaulich sagten. Gerade diese Erkenntnis nun führt uns auf 
eine wichtige andere Gedankenverbindung. Die Lehre Fichtes 
von der rückwirkend entscheidenden Kraft der Stellungnahme der 
Gesamtheit, die, bei Versagen der Ephoren, den von einzelnen 

'} a. a. 0. 178. 
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Bürgern unternommenen Widerstand sanktioniert oder verurteilt, 
bringt die zweischneidige Natur des Rechtsbehelfes des Wider¬ 
standsrechtes so klar zum Ausdruck, wie das kaum jemals vorher 
der Fall gewesen ist. Als Rechtsbehelf gleicht der Widerstand 
tatsächlich dem Ordal: der Ausgang entscheidet über das Recht 
des Kämpfenden. Darin besteht auch die bereits erwähnte innere 
Verwandtschaft zwischen dem Gedanken des „natürlichen Ephors“ 
Fichtes und dem a Deo excitatus Calvins. Tatsächlich liegt beiden 
die Rechtsvorstellung des Ordals zu Grunde. Das Ordal setzt 
aber voraus zwei streitende Parteien und eine über ihnen stehende 
Rechtsordnung. So zeigt uns dieser historische Zusammenhang, 
daß letzten Endes auch die Widerstandslehre Fichtes nocli ruhte 
auf dem Dualismus zwischen Herrschergewalt und Volk und 
zwischen staatlichem (positiven) und Naturrecht. 

Fichte hat zwar bis zu einem gewissen Grade seine Widerstands¬ 
lehre der Einheit des modernen Staates und dem Prinzip des Rechts¬ 
staates angepaßt. Doch aber kommt seine Widerstandslehre der 
staatlichen Wirklichkeit längst nicht in dem Maße nahe, als das für 
ihre Zeit die Lehren des Althusius oder gar Keckermanns — und 
für Fichtes Zeit der Plan Condorcets erreicht hatten. Denn das 
dürfen wir nicht vergessen: war auch formell der Plan Condorcets 
keine Rechtslehre, sondern ein rechtspolitisches Projekt, materiell 
war sein Inhalt doch nichts anderes als rechtswissenschaftliche 
Erwägungen. Diese Erwägungen aber standen ihrem staatsrecht¬ 
lichen Gehalt nach weit über denjenigen Fichtes. Nicht nur 
waren sie in allen Einzelheiten der staatlichen Wirklichkeit mehr 
angepaßt, sondern, was weit wichtiger ist, ihre Grundgedanken 
entsprachen in ganz anderer Weise dem Wesen des modernen 
Staates, als diejenigen Fichtes. Die von Condorcet entworfene 
rechtliche Organisation läßt nicht nnr formell sondern auch materiell 
das Widerstandsrecht als staatsrechtliche Organzuständigkeit der 
einheitlichen Staatsgewalt einer demokratischen Republik erscheinen. 
Die von Fichte entworfene Zuständigkeit der Ephoren hingegen 
ist zwar formell auch Organzuständigkeit einer einheitlichen Staats¬ 
gewalt, materiell hingegen ist unter dieser künstlich logischen 
Konstruktion doch nur die alte dualistische Gegenüberstellung 
von Volk und Herrscher-Staat verborgen. Materiell und formell 
aber ist dieser Dualismus noch völlig enthalten in dem rechtlich 
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nicht organisierten Widerstandsrecht des Volkes, das er subsidiär, 
bei Versagen der Ephoren, anerkennt. 

Die Lehre Fichtes hat für uns demnach eine doppelte Be¬ 
deutung. Einmal die, daß sie — abgesehen von ihrem für unsere 
Frage nicht unmittelbar bedeutungsvollen rein gedanklichen und 
rechtslogischen Gehalt — die überkommene Widerstandslehre ent¬ 
sprechend den schöpferischen Aktionen der Gesetzgebung der 
französischen Revolution rechts- und staatstheoretisch fortgebildet 
hat. Zum andern die, daß sie die staatsrechtlich konsequente 
Umbildung der Widerstandslehre, wie sie dem Wesen des modernen 
Staates allein entsprechen kann, im Gegensatz zu Condorcet nicht 
vollzogen hat. Damit ist im großen Ganzen die Richtung der 
gesamten späteren Entwicklung der Widerstandslehre ebenfalls 
gekennzeichnet. Die staatsrechtlichen Gedanken Condorcets waren 
für die Entwicklungsgeschichte der Widerstandslehre verloren. 
Fortbildungen der altüberkommenen Lehre, zwar geistig viel 
weniger bedeutsam als die Fichtes, im Ergebnis hingegen jener 
ähnlich, begegnen uns auch später. Doch sind diese nicht nur 
stets vereinzelt geblieben, sondern vor allem ist auch immer deutlich 
zu erkennen, daß es sich dabei nicht um eine bewußte Verwertung 
des positivrechtlichen Vorbildes handelt. Wie weit sie — was 
bei allen wahrscheinlich ist — nur unter dem Einfluß der Fichte- 
schen Lehre entstanden sind, ist für uns gleichgültig. Ent¬ 
scheidend für uns ist nur, daß sie die positiven Rechtsbildungen 
der französischen Revolution gänzlich unbeachtet gelassen haben. 
Noch viel mehr gilt das aber naturgemäß von der großen Masse 
der Widerstandslehren der Folgezeit, die überhaupt nur die über¬ 
kommene Lehre wiederholen. 

Die prinzipielle Verbindung, die der Gedanke des Wider¬ 
stands rechtes durch seine, unter Rousseaus Einfluß, erfolgte positiv¬ 
rechtliche Anerkennung in der französischen Revolution wieder 
mit der staatlichen und rechtlichen Wirklichkeit erhielt, ist von 
der Widerstandslehre, außer durch Fichte, nirgends ausgenutzt 
worden. Die ganze Bedeutung dieser Tatsache kann erst durch 
die Erinnerung an die Entstehungs- und die Entwicklungsgeschichte 
der Widerstandslehre, wie wir sie kennen geleimt haben, ihre volle 
Würdigung erfahren. Während im sechzehnten Jahrhundert die 
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Verbindung zwischen Widerstandslehre und positivem Recht sich 
darin äußerte, daß jene sich auf diesem aufbaute, erschöpft sie 
sich jetzt schlechterdings in der Tatsache, daß sowohl das positive 
Recht, als die Rechtstheorie ein Widerstandsrecht kennt. Es geht 
also, wie wir gesehen haben, wohl eine Verbindungslinie von der 
älteren Widerstandslehre zum neuen positiven Widerstandsrecht, 
nicht aber von diesem weiter zur neuen Widerstandslehre: zwischen 
ihnen besteht gar keine Verbindung, sondern nur ein Parallelismus. 
Und nicht nur in der Konstruktion und Begründung, sondern auch 
sonst fehlt jede Verbindung. Während die Widerstandslehre des 
16. und 17. Jahrhunderts selbst da, wo sie in der Konstruktion 
nicht einfach mit den Elementen des ständischen Verfassungs¬ 
rechtes arbeitete, doch nie ermangelte, auf die positivrechtlichen 
Beispiele von Aragonien, Brabant usw. zur Stützung ihres Er¬ 
gebnisses hinzuweisen, finden wir Ende des 18. und Anfang des 
151. Jahrhunderts nichts dergleichen hinsichtlich der Sanktionierung 
des Widerstandsrechtes in der „Erklärung“ von 1789. Das zeigt 
mit außerordentlicher Deutlichkeit, wie sehr diese spätere Wider¬ 
standslehre von einem ausschließlich naturrechtlichen Denken 
beherrscht war, dem das positive Recht völlig gleichgültig war. 
Denn, selbst wenn man das Widerstandsrecht allein aus dem 
Naturrecht ableiten wollte, lag doch für eine, die rechtliche 
Wirklichkeit nur einigermaßen berücksichtigende, Betrachtung 
nichts näher als der Hinweis: die wichtigste Verfassungsgesetz- 
gebung der Gegenwart hat ausdrücklich das Widerstandsrecht als 
ein unveräußerliches, d. h. „natürliches“ Recht des Menschen an¬ 
erkannt. Nicht einmal als Beweismittel für die Existenz eines 
naturrechtlichen Satzes schien der Widerstandslehre ein Ausspruch 
eines gesetzgeberischen Aktes Bedeutung zu haben, der den Aus¬ 
druck eines der größten Ereignisse in der staatlichen Wirklichkeit 
aller Zeiten bildet. Diese Erscheinung des völligen Zurücktretens 
des positivrechtlichen Denkens in der Widerstandslehre zu der¬ 
selben Zeit, da das Widerstandsrecht wieder im positiven Recht 
auftaucht, ist gegenüber der früher gefundenen Tatsache, daß bis 
zur französischen Revolution ein solch völliges Zurücktreten keines¬ 
wegs vorhanden gewesen war, zu auffallend, um als rein zufällig 
angesehen werden zu können. Wie ist sie dann aber zu erklären? 

Die sehr naheliegende Erklärung, daß die naturrechtliche 
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Formulierung der gesetzgeberischen Anerkennung des Widerstunds¬ 
rechtes in der „Erklärung“ der Auffassung des Widerstandsrechtes 
als wesentlich im Naturrecht fundiert Vorschub geleistet habe, 
zeigte sich uns bereits als nicht ausreichend. Überhaupt aber 
können nnd brauchen wir m. E. in den Einzelheiten der Theorie 
und der Rechtswirklichkeit nicht nach einer Erklärung zu suchen, 
denn diese ergibt sich bei näherem Zusehen unmittelbar und un¬ 
gezwungen aus der Natur der Sachlage selbst. 

Als die französische Revolution in der Erklärung der Meuschen- 
und Bürgerrechte das Widerstandsrecht wieder in das positive 
Recht übernahm, geschah das, wie wir gesehen haben, in recht¬ 
lichen Formen, die dem System des ständischen Staats entnommen 
waren. Die naturrechtlichen Gedanken, in deren Anwendung die 
amerikanischen Vorbilder der „Erklärung“ entstanden waren* 
wurzeln in den staatlichen Vorstellungen, die die Wirklichkeit 
des dualistischen Staatssystems des ständischen Staates erzeugt 
hatte. Für die allgemeine Staatslehre ist dieser Zusammenhang 
nicht unwichtig: die organische Verknüpfung des Gedankens der 
„Freiheitsrechte“ mit der dualistischen Staatsauffassung erklärt die 
Schwierigkeiten, die der Staatsrechtstheorie des modernen Einheits¬ 
staates noch heute die Konstruktion der Freiheitsrechte verursacht. 
Die Lehre G. Jellineks, daß es im staatsrechtlichen Sinne nur 
eine B’reiheit gebe, nämlich die Freiheit von ungesetzmäßiger 
Beschränkung 1 ), wird zwar dem Wesen und der Struktur des 
Rechtes des modernen Staates gerecht, läßt aber rechtsgeschichtlich 
eine Lücke. Denn sie knüpft unmittelbar an die Rousseausche 
Lehre an und überspringt damit einfach eine Stufe der tatsächlichen 
Entwicklung, nämlich die Wiederaufnahme der in der dualistischen 
Staatsauffassung wurzelnden Rechtsgedanken durch die französische 
Revolution. Diese Erkenntnis scheint mir für die Lehre von der 
rechtlichen Natur der Freiheitsrechte von großer Bedeutung. Ist 
man sich nämlich darüber klar, daß die gesetzgeberische Auf¬ 
stellung einzelner Freiheitsrechte einen atavistischen Rückfall 
juristischer Konstruktion bedeutet, der im Gegensatz steht zu den 
Grundgedanken des modernen Staates, wie sie die französische 

v j <j. Jellinek, System der subjektiven öffentlichen Rechte 2. AutL 
1905, 103. 
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Revolution im Sinne Kousseaus zu verwirklichen plante, so 
erhält dadurch die Theorie G. Jellineks eine starke historische 
Stütze: die Proklamierung einzelner besonderer Freiheitsrechte 
erscheint auch geschichtlich im modernen Staatsrecht als eine 
inhaltslose gesetzgeberische Aktion, die von vornherein unorganisch 
in der Gesamtheit der sie umgebenden staatsrechtlichen Gedanken 
stand, und daher, trotz ihrer enormen mittelbaren, politischen Be¬ 
deutung für die Rechtsgestaltung, nie unmittelbar lebensfähige 
Rechtsinstitute schäften konnte ‘). Sie stellt eben einen jener Reste 
des alten staatlichen Dualismus dar, die, wie gerade G. Jellinek 
betont hat 2 ), vom ständischen Staat in den modernen Staat über¬ 
nommen sind. 

Es ist hier nicht der Platz, die Frage der allgemeinen Be¬ 
deutung der Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte für die 
Entwicklung des Staatsrechts und seiner Lehre zu untersuchen. 
Wenn wir trotzdem soeben auf eine Seite dieser Frage hindeuten 
zu sollen glaubten, so hatte das seinen Grund nur in deren be¬ 
sonderer Bedeutung für die Geschichte der Widerstandslehre. Die 
Gesetzgebung der französischen Revolution hat mit der Formulierung, 
die sie der positivrechtlichen Anerkennung des Widerstandsrechtes 
gegeben hat, den Beweis geliefert, daß die rechtslogischen Grund¬ 
lagen des Gedankens des Widerstandsrechtes in der dualistischen 


*) Das anschaulichsteBeispiel liefert bicrfürdasfranzösischeVerwallungs- 
recht in der Beurteilung der Grenzen der Polizeigewalt. Die gesetzliche 
Begelung des materiellen Polizeirechts Frankreichs stimmt in den Grund¬ 
lagen völlig überein mit derjenigen Preußens. Im Gegensatz zum preußischen 
Recht erblickt aber die französische Jurisprudenz die Grenzen der Polizei- 
gcwalt nicht in der gesetzlichen Umschreibung der Aufgaben der Polizei, 
sondern ausschließlich in den verschiedenen „natürlichen Freiheiten*. Tat¬ 
sächlich handelt es sich hier nur um eine rein dialektische Konstruktion. 
Diese Freiheiten sind nicht nur an sich völlig ungeeignet, eine formale 
Grenze zwischen Polizeigewalt und individueller Freiheitssph&re zu liefern, 
sondern, wie ich dargetan habe („Die Grenzen der Polizeigewalt im franzö¬ 
sischen Hecht“ Arch. öffl. Hecht XXIV, 325—393) ihre Verwendung zu diesem 
Zweck durch die französische Jurisprudenz ist auch überhaupt nur eine 
Fassade, hinter der tatsächlich die Entscheidung einzig und allein nur nach 
denselben objektiven Grundsätzen gefällt wird, die auch im preußischen 
Hecht maßgebend sind. 

2 ) Allg. Staatslehre 330 f.. vgl. dazu meine Ausführungen Arch. öfftl. 
R. XXXIV, 208. 
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Staatsauffassung des ständischen Staates wurzeln. So, wie das 
Widerstandsrecht von der Gesetzgebung der französischen Revolution 
formuliert ist, stellt es nicht eine neue staatsrechtliche Konstruktion 
dar, wie sie etwa in der Theorie die Lehre Rousseaus gegeben 
hatte, sondern wesentlich nur die positivrechtliche Anerkennung 
dessen, was die überkommene Widerstandstheorie gelehrt hatte. 
Das ist für unsere Frage des Verhältnisses von Staatsrecht und 
Naturrecht von geradezu entscheidender Bedeutung. Denn dadurch 
wurde die Wirkung, die jener gesetzgeberische Akt auf dieses Ver¬ 
hältnis an sich hätte ausüben müssen, schlechterdings paralysiert. 
An sich hätte unter dem Gesichtspunkt dieses Verhältnisses mit 
dem Wiedereindringen des Widerstandsrechtes in das positive 
Recht einfach eine neue Epoche der Widerstandslehre beginnen 
müssen. Tatsächlich trat, wie wir sehen werden, nichts dergleichen 
ein. Diese Tatsache ist aber aus keiner anderen Ursache zu er¬ 
klären, als aus jenem Zusammenhang der neuen positivrechtlichen 
Anerkennung des Widerstandsrechts mit der überkommenen Theorie. 
So ist es lediglich eine Folge der eigentümlichen Entwicklungs¬ 
geschichte des Widerstandsrechtes im Staatsrecht, daß seine erneute 
positivrechtliche Begründung in keiner Weise jenen Zusammenhang 
zwischen positivem Recht und Widerstandslehre herzustellen ver¬ 
mochte, wie er für die Zeit des ständischen Staates charakteristisch 
war. Die Ablehnung des Entwurfs Condorcets durch den National¬ 
konvent ist nur ein klassisches Beispiel für die Ungeeignetheit 
der französischen Revolutionsgesetzgebung, einer staatsrechtlichen 
Fortbildung des Widerstandsgedankens zu dienen. Und nur eine 
negative Reflexwirkung dieser selben Tatsache und daher eine 
weitere Illustration für ihre Bedeutung ist es, daß in der Widerstands¬ 
lehre am Ausgang des 18. Jahrhunderts die Zusammenhänge mit 
den Grundgedanken des ständischen Staatsrechts immer noch zur 
Geltung kommen. 

Den Nachweis der beiden Erscheinungen, deren Erklärung 
wir hier versucht haben, können wir kurz fassen. Denn nicht auf 
die positive Feststellung kommt es für uns an, mit welchen natur¬ 
rechtlichen Gedanken die hier zu erwähnenden Widerstandslehren 
arbeiteten, sondern nur auf die negative, daß sie im Ganzen und 
Großen mit keinen anderen, als naturrechtlichen, arbeitete. Deshalb 
sind für uns die dogmengeschichtlich interessanten Fragen ganz 
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gleichgültig, wie weit diese Schriftsteller nur einen einheitlichen 
Staatsvertrag noch anerkannt haben oder bei der Scheidung zwischen 
Gesellschafts- und Herrschenertrag geblieben siud, oder wieweit 
die Grundlage ihrer Lehre in der konstitutionellen Doktrin oder 
in der Volkssouveränitätslehre liegt, und dergl. mehr 1 ). Nur auf 
eine allgemeine Erscheinung sei hingewiesen, die mit der starken 
Anlehnung dieser Schriftsteller an die formelhaften alten naturrecht¬ 
lichen Sätze in einem sie erklärenden Zusammenhang steht: die 
erstaunlich geringe Produktion neuer Gedanken. Das äußert sich 
besonders in zwei Punkten. Einmal darin, daß die Begründung 
des Widerstandsrechts aus dem Staatsvertrag sich nicht einmal 
die Mühe machte, die Rolle, die diese beiden Gedanken in Zu¬ 
sammenhang mit einander in der Gesetzgebung der französischen 
Revolution spielten, auch nur als Beispiel für die Unterstützung 
ihrer Argumentationen heranzuziehen. Zum anderen zeigt sich 
diese Unzugänglichkeit gegenüber neuen Gedanken darin, daß von 
der Lehre Rousseaus ein Niederschlag nur vereinzelt und auch 
dann meist nur in terminologischer Ausnutzung zu bemerken ist, 
während seine Erkenntnis von der Einheit der modernen Staats¬ 
gewalt, als dem eigentlichen Problem des Widerstandsrechts, weder 
klar und bewußt verwertet, noch gar weitergebildet ist. Diese 
Periode der Widerstandslehre fand eben im wesentlichen ihr Ge¬ 
nüge in der Wiederholung der durch Jahrhunderte in der Natur¬ 
rechtslehre breitgetretenen Lehrsätze. Deshalb können wir uns 
mit den kürzesten Andeutungen begnügen. 

1767 bezeichnet Achenwall als das Kriterium des Falles des 
Widerstandsrechtes einfach die Frage, ob der Staat durch dessen 
Ausübung — die an verschiedene Voraussetzungen gebunden, in 
verschiedenen Stufen zulässig ist — weniger geschädigt wird als 
durch seine Nichtausübung 2 ). 1767 bemißt Nettelbladt das 

*) Vgl. darüber Gierke, Althusius 76 ff., insbes. 115 ff. und 309 ff. 

2 ) Gottfried Achen wall, Prolcgomena iuris naturalis 3. Aull. 1767. 
Lib. III S. IV (S. 183 ff.) § 203 „Si jus universorum violatur, aut pars populi 
insignis laeditur ab imperante; laesi ciucs tranquillitatis et salutis publicae 
caussa vi pacti vnionis tenentur, ut nullum medium placidum intentatum 
relinquant, antequam imperanti male regenti vim opponere, atque ita reuera 
in viscera propria saeuire, coeperint. — Est itaque illud non jus imperantis, 
eed obligatio subditoruni, qua sociorum pacti unionis erga se invicem, vnde 
«fficitur, vt populus ins suum contra imperantem laedentem violentis mediis 
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Widerstandsrecht nach dem jus defensionis, das für die Gesamt¬ 
heit eintritt, wenn der Herrscher, die Rechtsschranken seiner 
Macht überschreitend, das öffentliche Wohl mehr als einzelner 
Teile des Staates gefährdet 1 ,). 1771 verkündet Priestley wieder 
den alten Gedanken der Monarchomachen, daß das Herrscher- 
recht mit dem Wegfall der vertragsmäßigen Bedingungen seiner 
Übertragung erlischt; seine einzige Zutat ist die Kennzeichnung 
eines derartigen Herrschers mit dem englischen rechtstechnischen 
Ausdruck der public nuisance 2 ). 1773 begründet ebenso Scheide- 

persequi nequeat, nisi imperans ad tantum lacsionum gradum abripiatur, vt 
periculum, quod rei publicae ex continuata et tolerata imperantis injustitia 
imminet, majus sit eo, quod ex snuitis contra ipsum armis est metuendum. 
— § 205. Princeps ob tyrannidem throno eiectus cessat esse imperans. non 
vero propterea simul cessat esse persona in statu libertatis naturalis posita. 
Populus cxcusso tyranni iugo cessat esse ipsi subjectus, ideoque respectu 
tyranni in statum libertatis naturalis reuertitur. — Hinc si tyrannus et 
populus libertatis suae vindex, armis adversus sc inuicem contendunt; hostes 
euadunt, bellum oritur et jus populi, bellum contra tyrannum gerentis, ex 
jure bosti8 justi in injustum est aestimandum. 

1 ) Danielis Kettelbladt Systema elementare universalejurisprudentiae 
naturalis ed. 3 1767 § 1402 (S. 518) . . . dethronisatio in poenam nunquam 
fieri potest, licet populus denegando subjectionem civilem, sicque principem 
pro suo principe non amplius agnoscendo, dethronisare possit eum, si mani- 
festo transgreditur potestatis sibi competentis limites, ita, vt totius regni 
salus publica turbetur, sicque est tyrannus exercitio talis. Ast si princeps, 
vel non nisi in vna alterave parte potestatis civilis limites eins transgreditur, 
vel non nisi partis regni salus publica turbatur, non dethronisatio, sed in 
priori casu inoboedientia et resistentia tantum, in posteriori vero tantum 
subductio eorum, qui opprimuntur, locum habet .... quae vero de 
dethronisatione, resistentia et subductione dicta, ex iure defensionis dedu- 
cenda sunt. 

2 ) Joseph Priestley, An essay on the first principles of government, 
and on the nature of political, civil and religious liberty, Lond. 1771,44, 
Sect. II Whatever be the form of any government, whoever be the supreme 
magistrates, or whatever be their number; that is, to whomsoever the 
power of the socicty is delegated, their authority is, in its own nature 
reversible. No man can be supposed to resign his natural liberty, but on 
conditions. These conditions, wether they be expressed or not, must be 
violated, whenever the plain and obvious ends of government are not ans- 
wered; and a delegated power perverted, from the intention for which it 
was bestowed, expires of course. Magistrates therefore, who conslitt not 
the good of the public, and who employ their power to oppress the people, 
are a public nuisance, and their power is abrogated ipso facto. 
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mantel das Widerstandsrecht, das er ähnlich wie Nettelbladt nur 
stufenweise ausüben lassen will, lediglich mit dem bedingten 
Vertrage, dessen Verletzung die natürliche Freiheit wieder ein- 
treten läßt 1 ), 1775 wiederholt Scheidemantel seine Lehre in 
einem anderen Werke 2 ) und Schroeder bringt auf Grundlage des 
jus naturalis socialis die alten Lehrsätze über den tyrannus 3 ) # 
1783 charakterisiert Höpfner das Widerstandsrecht als die Befug¬ 
nis des „beleidigten 44 ganzen Volkes 4 ) und 1790 wird dieselbe 

*) H. G. Scheideman tel, Das'Staatsrecht nach der Vernunft und den 
Sitten der vornehmsten Völker betrachtet. 3. Teil 1773, § 226—238 
(S. 344— 363) über Begriff und Wesen der Tyrannei (S. 364 ff) — §239. 
„Rechte der Nation gegen ihren wirklichen Tyrannen“ (S. 364 f)- — § 240 
(365 f) „Rechte des gewaltsamen Widerstandes : Die Nation ist der Majestät 
nur in so weit ihre Pflichten schuldig, als es die Absicht des Ganzen und 
die Grundgesetze verlangen; das übrige hat sie sich selbst und ihrer 
natürlichen Freiheit als ein kostbares Eigentum Vorbehalten müssen .... 
Ein Befehl, der dio Grenzen der Regierung überschreitet, hat also für den 
Bürger keine Verbindlichkeit und diese fällt um so mehr dahin, weil der 
Gehorsam gegen die tyrannische Willkühr den Staat selbst beleidigen 
würde, dem man doch mehrere Verbindlichkeiten schuldig ist, als dem 
regierenden Subjekt . . .“ Die Nation fällt „in Beziehung auf den 
Tirannen in ihre natürliche Freiheit und Gleichheit zurück und nun zwingt 
nicht mehr der Untertan seinen Fürsten, sondern gleiche Teile ergreifen die 
Waffen gegen einander und das natürliche Recht erlaubt, daß man gegen 
einen Feind, von welchem man unabhängig ist, Gewalt gebrauchen könne, 
wenn er in Güte nicht von der Beleidigung absehen will“. — 

2 ) H. G. Scheidemantel, Das allgemeine Staatsrecht überhaupt und 
nach der Regierungsform 1775 §§ 265 ff. (S. 260 ff.), insbes. § 267 (S. 265). 

3 ) Ludovicus Conr. Schroeder, Elementa juris naturalis socialis et 
gentium, Groningae 1775, § 1034 (S. 433) Princeps qui manifesto proposito 
in exitum reipublicae imperio abutitur, vocatur tyrannus. Populus itaque 
tyranno resistere, eumque cogere, potest, ut a tyrannide abstinent, et intra 
limites salutis publicae imperium reducat; in subsidium vero a pacto sub- 
jectionis recedere, atque tyrannum abdicare, potest, quod fit dethronisatione. 
§ 1035 ff. folgen dann die üblichen Einschränkungen, insbesondere Ausschluß 
des Tyrannenmordes. Über die systematischen Grundlagen (Gesellschafts¬ 
recht, Staatsvertrag^ Grundgesetze nsw.) vgl. §§ 696 ff. (S. 280 ff.). §§ 798 ff. 
(S. 325 ff.) insbesondere § 827 f. (S. 337 f.) 

4 ) Ludwig Julius Friedrich Höpfner, Naturrecht 3. Aufl. 1785 §200 
(S. 182 f.) „Wird das ganze Volk beleidigt (seil, durch den Fürsten), und 
gelinde Mittel sind umsonst versucht worden; so ist es befugt, seine Rechte 
mit Gewalt gegen die Regenten zu verteidigen, auch nach Beschaffenheit 
der Umstände zu dethronisieren.“ Dazu die in jener Zeit auch hei anderen 
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Auffassung von Ulrich wieder systematisch aus den Grundsätzen 
des natürlichen Gesellschaftsrechts (jus naturae sociale) abgeleitet 1 ). 
Ebenfalls 1790 stützt Hufeland die Befugnis zum Widerstande 
auf Vertrag, jedoch in zweierlei Weise und Ausdehnung: einmal 
die einfache Abwehr der „Übertretung“ als Erf&llungszwang, 
zum andern die eigentliche Revolution als die Befugnis, den 
durch Erreichuug des Staatszwecks bedingten Vertrag bei Weg¬ 
fall der Bedingung aufzuheben oder abzuändern 2 ). Zugleich 
gibt Hufeland auch für die andere Seite der älteren naturrecht¬ 
lichen Widerstandslehre, die Anlehnung an die Einrichtungen und 
Gedanken des ständischen Staatsrechts, ein Beispiel, indem er zum 
Ausdruck bringt, daß diejenige Verfassung die beste sei, in der 
es Volkspräsentanten gebe, denen die Ausübung dieses Rechtes 
in gesetzlich genau bestimmter Weise zukomme 3 ). 1793 wird 
dann diese Begründung des Widerstandsrechtes aus dem Staats- 


Schriftstellern (z. B. Schroeder § 1037 f). ähnlich sich vielfach findende 
Anmerkung: „Dieß wäre also ein Mittelweg zwischen den Lehren der 
Monarchenfeinde und Machiavellisten“. 

: ) J. Aug. Henr. Ulrich, Initia philosophiae justi seu juris natvrae et 
gentivm, Jena 1790 (Zweite, z. T. dritte Aufl.) §§ 578 ff mit §§ 361 ff, insbes. 
385. Charakteristisch ist besonders die stereotype Anwendung der alten 
Redeformehr der Widerstandslehre S. 432 f. § 478 . . . si . . . laesio activa 
imperantis eius naturae est, ut sit laesio civitatis, populo quidem, tentatis 
mediis lenioribus, jure externo vim opponere licet imperanti summo, illum 
imperio abdicare sive dethronisare . . . § 579 Laeditur autem civitas .... 

1) a Monarcha, ipso absolutissimo, si adeo tyrannum agit, exercitio talem, 
h. e. si conatu efficaci civitatem pessundare satagit 2) si est Monarcha 
limitatus, dolose violatis legibus fundamentalibus et capitulationibus. 

2 ) Gottlieb Hufeland, Lehrsätze des Naturrechts 1790 S. 199, § 407. 
„Die Untertanen können von den Oberherren Erfüllung des Vertrages fordern, 
und zwar, wie bey jedem Vertrag, durch Zwang. § 408. Sie können ferner 
der Übertretung desselben wiederstehen. § 409. [Da der Vertrag zur 
Erreichung des Zwecks geschlossen ist; so ist dieselbe die Bedingung 
seiner Gültigkeit; und also kann der Vertrag, wenn diese wegfällt, aufgehoben 
oder auch geändert werden“. 

3 ) ibid. §411 „Die Ausübung der Rechte gegen die Oberherren können 
die Unterthanen entweder selbst unmittelbar oder durch Repräsentanten vor¬ 
nehmen, wie dann überhaupt die Art dieser Ausübung auch genau bestimmt 
seyn kann“. Dazu die Anmerkung: „Wehe dem Lande, das keine Volks¬ 
repräsentanten hat, wenn das Volk genöthigt ist, sich selbst zu regen und 
seine Rechte zu vertheidigen“. 

Wolzendorff, Staatsrecht und Natnrrecht 27 
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vertrage von Schlözer mit der ihm eigenen kategorischen Sicher¬ 
heit und drastischen Kürze zum Ausdruck gebracht in dem einzigen 
Satze: „Das Volk darf widerstehen, zwingen, absetzen, strafen: 
alles nach dem Begriff eines Staates überhaupt 1 ) 2 )“. 1794 stützt 
Heydenreich das Widerstandsrecht auch nur auf denselben Grand 
mit ausführlichen Darlegungen, ohne das allergeringste neue Ar¬ 
gument 8 ). Aus der Aufhebung des „Verhältnis des Staats“ 

*) August Ludwig Schlözer, Allgemeines Stuts-Recht und Stats-Ver- 
fassungs-Lere, Göttingen 1793, S. 105 f. 

2 ) Einzigartig ist die Lehre, die Fichte in seinem 1793 anonym er¬ 
schienen „Beitrag zur Berichtigung der Urtheile des Publikums über die 
französische Revolution“ bes. S. 185 ff gibt, und nach der jede Revolution 
deshalb berechtigt ist, weil jeder einzelne das „vollkommene Recht“ hat, 
„aus dem Staate zu treten“. „Kann Einer aus dem Staate treten, so können 
es Mehrere“. Diese können wieder „einen neuen Bürgervertrag auf beliebige 
Bedingungen“ schließen. Dadurch ist dann „ein neuer Staat entstanden. 
Die zur Zeit nur noch einen Theil umfassende Revolution ist vollendet. — 
Zu jeder Revolution gehört die Lossagung vom ehemaligen Vertrag, und die 
Vereinigung durch einen neuen. Beides ist rechtmäßig, mithin auch jede 
Revolution, in der beides auf die gesetzmäßige Art, d. i. aus freiem Willen, 
geschieht“. 

3 ) K. H. Heydenreich, Versuch über die Heiligkeit des Staates und 
die Moralität der Revolutionen 1794, S. 141 ff., bes. 143: „Das Verhältniß 
des Oberherrn und der Unterthanen muß sich durch die Idee eines Vertrages 
darstellen lassen, in welchem die Paziszenten über ihre gegenseitige Leistung 
so bestimmt Übereinkommen, daß dadurch der Zweck des Staates erreicht 
werden könne.“ Daher einerseits (S. 146): „Bestrafung des Oberherrn kann 
in keinem Falle Statt finden; weil sie der Natur eines Oberherren und 
Unterthanen widerspricht und kein vernünftiges Wesen mit Einstimmung 
seiner Vernunft weder Oberherr noch Unterthan seyn könnte, wenn der 
Oberherr ein Recht der Unterthanen, ihn zu bestrafen, anerkennen müßte.“ 
Andererseits (S. 148 f.) „ergab sich aber auch zugleich aus dem^ufgestellten 
Grundsätze: daß vernünftige Wesen mit Einstimmung ihrer Vernunft nicht 
Unterthanen seyn könnten, wenn es von der Willkühr des Oberherrn abhienge, 
die Grundgesetze der Gesellschaft aufzuheben, abzuändem, oder ihnen ent¬ 
gegen zu handeln. . . . Sobald also ein Oberherr die Grundgesetze der Ge¬ 
sellschaft auf irgend eine Weise verletzt, hört er dadurch selbst auf, (recht¬ 
mäßiger) Oberherr zu seyn; der Vertrag ist gebrochen und das Band zer¬ 
rissen, welches zu festem Gehorsam die Unterthanen mit ihm verknüpfen 
sollte. Es folgt aus der Natur des UnterwerfungsVertrages, daß in diesem 
Falle er nicht zur Leistung des Versprochenen gezwungen, vielmehr durch 
Gewalt alles Versuchs der Leistung überhoben werde. Wie unbedingten 
Gehorsam ihm die Unterthanen schuldig waren, so lange er als Oberherr 
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durch Rechtsverletzung seitens des Fürsten läßt auch Jacob 
in seinem, in diesem Jahre zunächst anonym erschienenen, „Anti- 
machiavell a ein Widerstandsrecht entstehen l ), jedoch nur zur 
Verteidigung und für den Beleidigten, dem allerdings bei 
Offenkundigkeit der Beleidigung auch andere zu Hilfe kommen 
dürfen 2 ). Im folgenden Jahre stützt er — ein typisches Beispiel 
für die Ideenlosigkeit dieser Periode — dieses selbe rein private 
Verteidigungsrecht in Verballhornung der Rousseauschen Lehre 
auf den Begriff des „souveränen Willens* und den, wieder einem 
anderen Ideenkomplex angehörenden, Oedanken der „im Staats¬ 
vertrage nicht veräußerten Rechte* 8 ). Ebenfalls 1795 arbeitet 

handelte, so berechtigt sind sie nun zur Gewalt gegen ihn, da er nicht mehr 
als Oberherr, sondern als Feind der Gesellschaft handelt, und ganz unstreitig 
ist die Gesellschaft zu allen Arten des verteidigenden Zwanges befugt, 
welche zwischen den Einzelnen nach dem natürlichen Zwangsrechte Statt 
finden.“ 

*) Antimachiavel oder über die Grenzen des bürgerlichen Gehorsams 
Halle 1794. (Dieselbe Schrift hat Jakob 1796 unter seinem Namen neu er¬ 
scheinen lassen.) Ganz allg. S. 97 „Jeder Unterthan hat ein Recht, sich der 
Obrigkeit in allen Fällen mit Gewalt zu widersetzen, wo diese ihn zu etwas 
zwingen will, welches zu thun oder zu leiden er nicht verpflichtet ist. Er 
ist aber nicht verpflichtet, etwas zu thun oder zu leiden, wenn dieses gar 
nicht in dem Staatszwecke gegründet seyn kann.“ — 107. „Auf den Fall, 
daß der höchste Souverän selbst die Rechte der Unterthanen widerrechtlich 
an greift, hebt er selbst das Verhältnis des Staats auf.“ 

2 ) ibid. S. 114, 112, 128. 

3 ) Ludwig Heinrich Jakob, Philosophische Rechtslehre oder Naturrecht 
1795, S. 435f. „§ 719. Aus dem Bisherigen ist nun klar, daß zwar die Unter¬ 
thanen gegen den Souverain in abstracto kein Zwangsrecht haben können. 
Denn da derselbe bloß einen allgemeinen Willen hat, folglich ein jeder 
Unterthan das wollen solle, was der Souverain will, und dieser (in abstracto) 
niemals etwas wollen kann, was den Rechten irgend eines Unterthanen 
widerspricht; so läßt sich ein Zwangsrecht gegen ihn garnicht denken. Die 
Unterthanen müssen unbedingt gehorchen, weil er nichts wollen kann, als 
was mit ihrer Pflicht übereinstimmt. — § 720. Ein ganz anderes Verhältniß 
findet aber zwischen dem Souverain in concreto oder dem Regenten und 
dessen Unterthanen statt. Denn da ein solcher auch noch ein von dem 
Staatsinteresse verschiedenes Interesse hat; so kann es sich zutragen, daß 
er einen bloß scheinbar souverainen Willen gegen seine Unterthanen durch¬ 
setzen will, und in dieser Rücksicht muß den Unterthanen allerdings ein 
Zwangsrecht gegen ihren Souverain eingeräumt werden, d. i. ein Recht, die 
(physische oder moralische) Person, welche den Souverain vorstellt, zu 
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Chr. E. Schmid mit den Ideen des Staatsvertrages und der un¬ 
veräußerlichen Rechte, wobei höchstens der an das ständische 
Staatsrecht gemahnende starke Dualismus Herrscher-Volk auffällt 1 ). 
Interessanter ist die zu gleicher Zeit erschienene Schrift des 
Nürnberger Arztes Erhard, weil sie, wie später in anderem Zu¬ 
sammenhänge noch zu besprechen ist, sich ganz auf die der 
moderneren Denkweise der Aufklärung angepaßten Gedankengänge 
der Monarchomachen stützt und selbst die Calvinschen Gedanken 
des vindex a deo excitatus verwendet, obwohl sie die ganze Frage 
überhaupt nicht mehr, wie alle früheren, als eine rechtliche, 
sondern nur als eine moralilche anerkennt 2 ). Dieser letzteren 
prinzipiellen Auffassung gehört die Zukunft. Zunächst aber liegt 
sie noch ganz außerhalb der allgemein anerkannten Gedanken. 

Ehe wir in der Betrachtung dieser allgemeinen Gedanken der 

zwingen, daß sie Dicht die Unterthanen unter dem Scheine eines souverainen 
Willens gegen den wahren souverainen Willen behandele. — § 721. Jeder 
Unterth&n behält daher das Recht, die Rechte, welche er im Staatsver¬ 
trage nicht veräußert hat, auch mit Gewalt gegen den Souverain durchzu¬ 
führen, und daher: 1) dem Souverain in Concreto in allen den Fällen den 
Gehorsam zu verweigern, wo er ihm etwas befiehlt, das entweder seiner 
Pflicht widerspricht, oder welches zu befehlen er gar kein Recht hat . . . 
2) sich dem Souverain thätlich zu widersetzen, oder positive Zwangsmittel 
gegen ihn zu gebrauchen; wenn er a) mit Gewalt die Rechte des Unter¬ 
thanen widerrechtlich verletzt; oder insbesondere b) einen Unterthan ohne 
Gesetz oder gar wider das Gesetz nach seinen bloßen Privatleidenschaften 
zwingen will. Denn auch in diesen Fällen widersetzt sich der Unterthan 
nicht dem wahren, sondern nur dem scheinbaren souverainen Willen. u Nach 
§ 723 haben aber ein Widerstandsrecht nur die jeweils Beleidigten. 

1 ) Carl Christian Erhard Schmid, Grundriß des Naturrechts. Jena u. 
Leipzig 1795, (S. 118) § 279. „Das Volk darf seine Staatsverfassung nicht ge¬ 
waltsam ändern, ohne Einwilligung des andern paciscirenden Theils, des 
Regenten . . . Folglich ist jede eigentliche Staatsrevolution unrecht §280 
Allein gegen unrechtmäßige Gewalt, d. h. gegen eine willkührliche Ein¬ 
schränkung der Freyheit, wozu ein Mensch weder unmittelbar noch mittelbar 
durch einen Vertrag eingewilliget hat, ist es kein äusseres Unrecht, Gewalt 
zu gebrauchen ... § 281. Der ganze Staat und so auch jedes Volk hat als 
Eine moralische Person seine ursprünglichen Rechte, worinn sich ferner die 
Möglichkeit gründet, sich auch neue Rechte zu erwerben, sie zu veräussern, 
zu verlieren und gegen Angriffe zu vertheidigen.“ 

2 ) Joh. Benj. Erhard, Über das Recht des Volkes zur Revolution, 
Jena u. Leipzig 1795, S. 181, vgl. unten iin Schlußkapitel. 

3 ) ebenda S. 67 ff. 
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Widerstandslehre fortschreiten, müssen wir einen Augenblick halt 
machen, um uns einer für die Hauptsache unserer Untersuchung 
entscheidenden Erwägung zu erinnern. Es ist diejenige, daß das 
Problem der Lebensfähigkeit der Widerstandslehre am stärksten 
zu Tage tritt in der Tatsache ihres Weiterlebens nach der 
erkenntnistheoretischen Überwindung des Naturrechts. Dieser 
kritische Punkt in der Entwicklungsgeschichte der Widerstands¬ 
lehre liegt in der Zeit, von der wir jetzt sprechen. Dadurch, 
daß Kant und Fichte in Überwindung des Dualismus zwischen 
positivem und Naturrecht nur mehr ein Recht anerkannten, das 
in der Form des vom Staate gesetzten positiven Rechts auf¬ 
tretende, war die logische Möglichkeit der Ableitung eines 
Widerstandsrechtes im geltenden Recht lediglich aus allgemeinen 
Rechtsgedanken schlechterdings aufgehoben. Daher hat denn 
auch Kant dies Recht schlechterdings abgelehnt 1 ), und Fichte hat 
es, wie wir gesehen haben, prinzipiell nur auf Grundlage be¬ 
sonderer positivrechtlicher Vorschriften anerkannt. In der 
Entwicklungsgeschichte der Widerstandslehre im allgemeinen ist 
dieser kritische Moment, dessen Bedeutung an sich als eine rein 
dogmengeschichtliche Frage für unsere Untersuchung nicht in 
Betracht kommt, ohne jede Nachwirkung geblieben. Die Wider¬ 
standslehre erwies sich als ein so geschlossener einheitlicher Ab¬ 
schnitt des rechtlichen Denkens, daß das Bedenken der rein 
natnrrechtlichen Art ihrer Grundlagen gar nicht aufkam. Die 
Widerstandsfrage war eine Frage des öffentlichen Rechts, wie 
andere auch. Sie wurde in den Naturrechtslehrbüchern behandelt 
wie in denjenigen des positiven Staatsrechts. Die Erwägungen, 
zu denen sie führt, waren hier dieselben wie dort. So sehr sie 

J ) Kant, Metaphisischo Anfangsgründe der Rechtslehre II Teil 5 cap. 
(2. Aufl. 1798 S. 206). — ,Der Grund der Pflicht des Volkes, einen, selbst 
den für unerträglich ausgegebenen, Mißbrauch der obersten Gewalt, dennoch 
zu ertragen, liegt darin: daß sein Widerstand wider die höchste Gesetz¬ 
gebung selbst niemals anders als gesetzwidrig, ja als die ganze gesetzliche 
Verfassung zernichtend gedacht werden muß. Denn, um zu demselben 
befugt zu seyn, müßte ein öffentliches Gesetz vorhanden seyn, 
welches diesen Widerstand des Volkes erlaubte, d. i. die oberste Gesetz¬ 
gebung enthielte eine Bestimmung in sich, nicht die oberste zu seyn und 
das Volk, als Unterthan in einem und demselben Urteile zum Souverän 
über den zu machen, dem es unterthänig ist; welches sich widerspricht.“ 
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im einzelnen verschieden beurteilt wird, ein Gedanke taucht 
außer bei Kant und Fichte nie mehr auf: sind die herkömmlichen 
Beurteilungselemente nicht überhaupt dem positiven Recht, als 
der staatlichen Rechtsordnung, vollständig wesensfremd? Sie waren 
offenbar in dem traditionellen rechtlichen Denken zu solcher Ein¬ 
heit verschmolzen, daß diesem das Bewußtsein ihres materiell 
einseitig naturrechtlichen Charakters vollständig fehlte. Nur so 
ist es zu erklären, daß die Erkenntnis des Naturrechts als eines 
des Wesensmerkmals des Rechts, der Gültigkeit, entbehrenden, 
daher nicht normativen, sondern höchstens direktiven, Rechts- 
gedankeusystems ohne jeden Einfluß auf die Entwicklung der 
Widerstandslehre blieb. Geringe Besonderheiten, die in der 
nächsten Folge auftauchen, haben mit jener prinzipiellen Erkennt¬ 
nis kaum etwas zu tun. 

Schon längere Zeit vorher hatte der östereichische Minister 
Bartenstein*) sich auf den Standpunkt gestellt, daß die materielle 
Berechtigung des Volkswiderstandes zwar selbstverständlich sei, 
Bedenken aber entstehen müßten aus der formalrechtlichen 
Schwierigkeit oder Unmöglichkeit einer juristisch unanfechtbaren 
Anwendung des Widerstandsreeht.es*). Ähnlich geht 1802 Spittler 
aus von der naturrechtlichen Erlaubtheit des Volkswiderstandes, 
als einer selbstverständlichen Folge der unveräußerlichen Freiheit 
und Gleichheit, und hat nur — moralisch — Bedenken gegen 
ihre praktische Anwendbarkeit, solange noch eine Minorität für 
die bestehende Staatsgewalt ist 3 ). Nicht viel anders anerkennt 


*) „Natur- und Völkerrecht, entworfen von einem großen Staatsminister,** 
Wien und Erlangen 1790. Nach dem Vorwort des anonymen Herausgebers 
ist der Verfasser Joh. Christ von Bartenstein, der Inhalt ist die Grundlage 
des von diesem Joseph II erteilten Unterrichts. 

2 ) a. a. 0. S. 143. „Daß es erlaubt sey, einen Tyrannen und Wüterich 
vom Throne zu stoßen, der sich als einen offenbaren Feind seines Reichs 
oder Landes aufführt, wird einhellig bejaht. Allein, wenn man in Betracht 
zieht, daß ein so unsinniges Bezeigen von einem Menschen, der noch die 
gesunde Vernunft hat, gar nicht zu vermuten ist, und daß ferner das Volk 
weder über seinen Beherrscher Richter seyn, noch in seiner eigenen Sache 
ein Urtheil sprechen kann, so scheint dieser Satz in der Anwendung keinen 
Nutzen zu haben. - * 

3 ) Ludwig, Thimotheus Freiherrn v. Spittlers Vorlesungen über Politik 
herausgegebm von Karl Wächter 1828 (Bd. 15 von L. Th. Spittlers s&mtl. 
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dann 1800 Garve, freilich ohne ausdrückliche Begründung mit 
dem Vertragsgedanken, schlechthin das Widerstandsrecht „in der 
Allgemeinheit der Theorie“ und erhebt nur verschiedene, im ein¬ 
zelnen hier nicht interessierende, Bedenken gegen seine Anwend¬ 
barkeit, „wenn von unserer Zeit und dem gesitteten Europa die 
Rede ist *).“ Und nur für die praktische Rechtsanwendung, nicht 
in der rechtlichen Beurteilung selbst, ist von diesen Lehren 
verschieden die 180(5 von Burckardt aufgestellte Ansicht: „Die 
Befugnis, vermöge welcher die Nation im äußersten Falle berechtigt 
ist, ihrem meineidigen Fürsten seine Delegation abzunehmen, ist 
das letzte Mittel, wodurch derselben der Schutz gegen jede will¬ 
kürliche Gesetzgebung garantiert ist 2 ).“ „Dieses Mittel liegt aber 

Werke her. v. K. Wächter 1837) Über den Zeitpunkt der Vorlesung vgl. 
daselbst S. VI Anmerkung — §8 (S. 16.) Die Freiheit gehört zu den erzwing¬ 
baren Urrechtcn des Menschen; §11 ff. (S. 23 ff.) zu deren Sicherung ist 
durch pactum unionis, ordinationis et subjectionis der Staat gegründet 
worden. Daher § 14 (S. 32 ff.) haben die Menschen das „Recht, den Staat 
aufzulosen “ (S. 33) „In naturrechtlicher Beziehung ist es klar: die Menschen 

mögen den Staat ebenso trennen, wie sie ihn haben entstehen lassen, und 
wieder in den sogenannten Naturzustand ein treten.“ Deshalb (S. 35) kann 
auch in jedem Staat die Majorität den Staat auflösen, aber nur mit Wirkung 
für sich, denn der rechtlich verbindliche „allgemeine Wille“ kann nur in 
der ein für allemal vorgeschriebenen Form gebildet werden. Ist eine 
Auseinandersetzung mit der Minorität praktisch nicht möglich „so ist hier 
freilich nach strengem Recht, wenn kein Teil dem andern weichen, kein 
Teil sein Grundeigentum verkaufen will, durchaus nicht durchzukommen. 
So fängt alsdann freilich der faktische Grundgedanke an.“ (D. h. also: 
de jure ist der Staat durch Ausübung des Auflösungsrechtes seitens der 
Majorität aufgelöst.) „Um diesen zu vermeiden, ist es Pflicht (d. h. 
moralische, vgl S. 33) für den Menschen, eher manches zu tragen, als sich 
vom Staate zu trennen, da er doch nur als Kulturmensch nur im Staate 
leben kann.“ 

1 ) Christian Garve „Über die Gränzen des bürgerlichen Gehorsams 
und den Unterschied von Theorie und Praxis“ in „Vermischte Aufsätze“ 
Breslau 1800 2. Teil S. 391 ff, insbes. 404—407. 

2 ) Jos. Mich. Vinc. Burkardt, (Metaphysik der Organisation des 
Staates) Urgesetze des Staates und seiner notwendigen Majest&tsrechte 
I Teil I Heft, Erl. 1806 § 153 'S. 148), vgl. auch den folgenden Satz: „Die 
Nation erklärt hierdurch, daß der Gesetzgeber aufhöre, für sic Gesetzgeber 
zu seyu; weil er seine Willkühr an die Stelle des allgemeinen Willen (der 
in der Wirklichmachung des Staatszweckes besteht) zum Gesetze aufgestellt 
habe. 
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keineswegs innerhalb der Grenzen des Staatssystems, sondern 
vielmehr außerhalb derselben 1 ).“ 

Die alte Widerstandslehre mit ihrem ganz allgemeinen Inhalt 
und in ihrer reinen, typischen, traditionellen Form, auf Grundlage 
der Yertragsidee, nahm inzwischen immer noch den größten Raum 
ein. Sie verkündete 1795 Pörschke 2 ), 1796 Voss*) und der mit 
etwas sorgfältigeren Distinktionen als üblich arbeitende Eggers 4 ) 

l ) a. a. 0. 149 . . . „Denn durch die Aufhebung der gesetzgebenden 
Gewalt in der Person des bösen Fürsten wird der Zustand der Anarchie 
erzeuget, welcher so lange andauert, bis die gesetzgebende Gewalt wieder 
in einer anderen Person sichtbar wird.“ 

*) Karl Ludwig Pörschke, Vorbereitungen zu einem populären Natur¬ 
recht, Königsberg 1795 S. 341 f. „Der Monarch, solange er Monarch ist, kann 
nicht gestrafet werden, denn er ist ein lebendiges Gesetz. Hätte er wirklich 
ungerecht gehandelt, ein willkürliches Gesetz gegeben, d. i. die ganze 
Gesetzgebung vertilget . . ., so hat er als ein Privatmann gehandelt, als ein 
böser Bürger, nicht wie der allgemeine Bürgerwille, und nun wird die 
Verteidigung gegen ihn notwendig. Doch durch Verträge können sich die 
Bürger alles zu ertragen verbindlich gemacht haben.“ 

3 ) Christian Daniel Voss, Handbuch der allgemeinen Staatswissen¬ 
schaft nach Schlözers Grundriß bearbeitet I. Teil 1796. S. 499 „Erfüllt die 
Obrigkeit ihre allgemeine Bestimmung für die ganze Gesellschaft nicht, 
bricht sie also den Vertrag,“ so zessiert der Unterwerfungsvertrag „und die 
Unterthanen sehn sich wieder in den Rechten der Gemeirfdeglieder, sie 
sind also im Besitz eines Zwangsrechts gegen jede Gewalt, welche ihnen 
den Genuß erwähnter Rechte streitig machen wollte.“ Ein klassisches 
Beispiel der für das Naturrecht typischen Begriffskonstruktion bilden die 
darauf folgenden Bemerkungen, die Vertragsverletzung der Obrigkeit könne 
nicht nur auf einem Mangel des Willens, sondern auch auf einem Mangel 
der Fähigkeit beruhen. Letzterer wieder könne (S. 500) darauf beruhen, 
daß der Unterwerfungsvertrag eine „untaugliche Konstitution“ begründet 
hätte. Hier müsse Irrtum der Paziszenten angenommen werden. Da dieser 
aber von der Obrigkeit zuerst zu bemerken sei, (S. 501) so sei „auf Seiten 
der Gesellschaft auch das Recht, von der Obrigkeit die erste Anzeige 
dieser Unzweckmäßigkeit... zu erwarten, als vollkommen begründet voraus¬ 
zusetzen.“ Bei Unterlassung der Anzeige sind die Untertanen nach Ent¬ 
deckung der „Unfähigkeit“ berechtigt, eine „absichtliche Hintergehung“ 
durch die Obrigkeit vorauszusetzen, „wenigstens sie eines Vertragsbruchs zu 
bezüchtigen.“ — Dies nur als typisches Beispiel dafür, wie unglaublich wenig 
alle diese Lehren sich um die staatliche und rechtliche Wirklichkeit kümmerten. 

4 ) C. U. D. de Eggers Institutiones iuris civitatis publici, Hafniae 1796 
behandelt die Frage der Rechtsverletzung durch den Herrscher an drei 
verschiedenen Stellen, indem er drei verschiedene Fälle konstruiert, 1. im 
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der freilich auch — was immerhin nicht unwichtig ist — all¬ 
gemeines positives Staatsrecht lehren will und zwar, wie sich aus 
seinen Anmerkungen ergibt, unter besonderer Berücksichtigung 
des preußischen Rechts. 

Falle der laesio civis L. I. cap. V tit. III (S156 f.j, die geschehen kann per 
actus imperii iniustos (§ 141) oder per actus imperantis (§ 142) ist Ton einem 
Widerstandsrecht überhaupt nicht die Rede. [Die entgegenstehende Bemerkung 
von Murhard, über Widerstand usw. 1832 S. 280 ist eine der zahlreichen 
Ungenauigkeiten dieses Werkes] sondern es heißt nur § 143: laeso civi 
semper ius esse debere liberum postulandi satisfactionem publicam atque 
privat am; damit ist einfach, wie sich aus dem — freilich sachlich nicht 
passenden — Hinweis auf § 87 E.A.L.R ergibt, der Rechtschutz aller Art 
(§§ 74—78 EALR.) gemeint; vgl. anch die Anmerkungen zu § 101, wo 
neben der Anführung jener Bestimmung bemerkt ist: subditis ab omni yi 
privata abstinendum, ubi Legibus anxilium quaeri potest — 2. Nur wenn 
bei einer Kollision zwischen dem Herrscher- und Bürgerrechte die Gesamt¬ 
heit oder erhebliche Mehrheit der Bürger auf ihrem stärkeren Recht besteht, 
erkennt ihnen Eggers Lib. I. cap. VI tit. V aus diesem auch das Widerstands¬ 
recht als Mittel zu seiner Verwirklichung zu. § 171 (S. 179): Eo tantummodo 
-casu, quo cives, aut omnes aut longe plurimi, ius fortius ex collisione erga 
imperantem urgerent, ipsis vi juris ad finem ius quoque ad media tribuamus 
necesse est. Si itaque imperans, sive ut talis sive ut individuum agat, 
lenioribus remediis supplicibus libellis et rogationibus ... ad compositionem 
amicabilem, et quae sunt reliqua, nihil commotus, in proposito perseveraret, 
immo vim armaque pararet, ut suujn jus putativum tueretur, majoraque 
mala reipublicae minaretur, quam ex sumtis contra ipsum armis mctuenda 
essent, tum sane civibus etiam liceret, factorum eius exemplum imitari iisque 
Temediis uti, quibus laesio civitatis pro re nata averti potest . . . Dieser 
Widerstand kann dann allerdings, wie sich aus einer anderen Stelle ergibt, 
bis zur Absetzung des Herrschers gehen § 88 Anm. 5 (S. 119) non nisi toti 
civitati laesae licet imperantem imperio dejicere, lenioribus mediis frustra 
adhibitis. [Vgl. auch 0. U. I). v. Eggers, Versuch eines systematischen 
Lehrbuchs des natürlichen Staatsrechts, Altona 1790 S. 221: „Das äußerste 
Mittel, welches die Unterthanen wider den Regenten haben, ist die Ab¬ 
setzung desselben. Denn wenngleich der Regent die Majestät eigentümlich 
besitzt, so sind die Bürger dennoch befugt, ihm diese, sobald es zuverlässig 
ist, daß er seine Pflichten nicht erfüllt, zu nehmen, wenn kein anderes 
Mittel zur Erhaltung des Staates vorhanden ist.] — 3. Weiter gibt aber 
Eggers dem Volke ganz allgemein das Recht, die Verfassung (Regierungs¬ 
form) zu verändern Lib I cap I tit. VIII, §82 Anm. 3 (S. 115): Universo 
populo jus formam regiminis mutandi, quibus rationibus quiquam negare 
ausit, plane non intellego, quum nulli omnino Europae regno originaria 
sua manserit forma, adeoque, ex ipsa adulatoris senteutia, reges omnes, qui 
nunc imperant, usurpatores doclarentur. 
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Vor allem aber ist diese alte Widerstandslehre enthalten in 
dem 1797 erschienen Anti-Hobbes von Anselm Feuerbach 1 ), der 
so große literarische Bedeutung erlangte. Tatsächlich ragt dieses 
Werk aus der Öde der ganzen Widerstandslehre jener Zeit hervor 
wie ein Berg in der Niederung. Doch nur an Schwung der Ge¬ 
danken und Worte unterscheidet sich Feuerbach von diesen im 
Schlafrock daher schlürfenden Revolutionslehrern: den Pantoffel 
ihrer epigonenhaften Schulmeisterei hat er vertauscht mit dem 
Kothurn des rechtlich-sittlichen Pathos der Monarchoraachen und 
Rousseaus. Inhaltlich ist diesen gegenüber — und das ist das für 
uns wichtige — seine Lehre ebenso epigonenhaft wie die jener. 
Daß die Berechtigung der überkommenen Leitsätze begründet war 
in staatsrechtlichen Wirklichkeiten, daß die Lehre Rousseaus ihre 
stärkste Stütze in dem durch die Erkenntnis der Einheit des 
modernen Staates verursachten Aufgeben der Idee des Herrschafts¬ 
vertrages hatte, hat Feuerbach ebensowenig erkannt wie seine 
Zeitgenossen alle — seine Lehre ist eine Vermengung der monarcho- 
raachischen Gedanken mit denjenigen Rousseaus, durch keinerlei 
Element lebendigen Rechtes bereichert 2 ). 


1 ) Paul Joh. Anselm v. Feuerbach, Antihobbes oder üher die Grenzen 
der höchsten Gewalt und das Zwangsrecht der Burger gegen den Oberherrn* 
Gießen 1797. 

a ) Eine Wiedergabe der Ausführungen Feuerbachs in extenso ist 
naturgemäß hier untunlich. Zur Begründung des oben gegebenen Urteils dürfte 
jedoch gerade deshalb ein kursorischer Überblick über den Gedankengang 
des Anti-Hobbes nicht entbehrlich sein. — Feuerbach geht aus von zwei 
zu denkenden Vorträgen zur Herbeiführung eines Standes der Sicherheit, in 
welchem der Mensch so frei ist, als er es seiner vernünftigen Natur gemäß 
sein soll. (19 ff.). Zunächst vereinigen sich die Einzelnen durch einen 
Bürgervertrag zur bürgerlichen Gesellschaft (Rousseau: alle verbürgen allen 
ihre Freiheit), ln der Gesellschaft ist bereits vorhanden der allgemeine 
Wille. (21 ff.). Für diesen allgemeinen Willen wird durch den Unter¬ 
werfungsvertrag (hier die bedeutungsvolle Abweichung von Rousseau) ein 
Organ konstituiert. (97). Dies ist die höchste Gewalt (100). Regent 
ist derjenige, der im rechtmäßigen Besitze der höchsten Gewalt ist (101). 
Dieser Besitz wird begründet durch einen Vertrag des Regenten mit dem 
Volk des Inhalts, daß ersterer die Herrschaft annimmt unter dem Versprechen* 
sie auszuüben gemäß dem allgemeinen Willen. (Vermischung des „bedingten 
Vertrages“ der Monarchomachen mit der „volonte gererale a Rousseaus). 
Dies Ve rsprechen geschieht ausdrücklich durch die Annahme der Herrschaft 
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Der ganze Inhalt der klar und formschön geschriebenen Ab¬ 
handlung Feuerbachs ist kein anderer, als derselbe, der vorher 
und nachher mit wenigen, dürren Phrasen zum Überfluß wiederholt 
worden ist. Sogleich im folgenden Jahre wieder von Buhle 1 ) und 
1805 von Gros: „als Regentenhandlungen sind nicht solche anzu¬ 
sehen, wodurch er den mit dem Volke geschlossenen Grundvertrag 
vorsätzlich verletzt. Vielmehr vernichtet dadurch der Oberherr 
selbst seine Regentenqualität, indem er das Fundament seiner 
eigenen Gewalt auf liebt 2 ).“ Rein logisch erhebt sich 1806 Leisler 
weit, über Feuerbach und alle anderen, indem er ganz wie 
Rousseau alles auf den formalen Einheitsgedanken des Volks¬ 
willens als des „Rechtsgesetzes“ abstellt 3 ). Die Widerstandslehre 

(16 ff.). Sobald der Regent nicht mehr den allgemeinen Willen vertritt, 
handelt er nicht mehr als Oberherr (alte konstitutionelle Theorie), und so 
weit er jenem entgegenhandelt, wird er sein Feind, der bekämpft werden 
muß, „Wenn daher eine Nation wegen Verletzung der Grundverträge in- 
surgiert, so ist sie keine Beleidigerin der Majestät oder Empörerin gegen 
die höchste Gewalt“ (125), sondern „sie kämpft gegen einen Privatwillen, 
gegen einen Menschen, der sie beleidigt, der sich als Feind des Staates 
und dessen Glieder bewiesen hat.“ (127). 

*) Job. Gottl. Buhle, Lehrbuch des Naturrechtes, Göttingen 1798, 
§ 480 (S. 298). „Der Fundamentalvertrag mit dem Oberherrn kann von den 
Unterthanen aufgehoben und abgeändert werden: 1) wenn die Unterthanen 
sich das Recht Vorbehalten haben; 2) wenn und soweit der Zweck dea 
Staates durch die Beschaffenheit der im Fundamentalvertragc bestimmten Ver¬ 
fassung schlechthin unerreichbar ist, 3) wenn der Oberherr den Fundamental¬ 
vertrag so bricht, daß dabey der Zweck des Staats für die Majorität der 
Unterthanen schlechthin vereitelt wird.“ 

2 ) Karl Heinrich Gros, Lehrbuch der philosophischen Rechtswissenschaft 
oder des Naturrechts, 2. Ausg. 1805 § 335 (S. 184 ff.). Der oben wieder¬ 
gegebene Satz ist formuliert als „Anmerkung“ zu folgendem: „Kein Bürger 
hat zu Recht beständiges Urteil über die Regentenhandlungen des Oberherrn 
.... Daher ist dem Bürger in keinem Falle Widerstand gegen Regenten¬ 
handlungen des Oberherrn erlaubt.“ 

3 ) J. P. A. Leisler, Natürliches Staatsrecht. Frkft. a/M. 1806. S. 61. 
„Der Regent hat immer Unrecht, sobald er als Regent mit dem Volke in 
Streit geräth, weil er als solcher keinen anderen Willen, als den Willen des 
Volkes haben kann, indem durch den Mund desselben allein der Wille des 
Rechtsgesetzes kund wird. So bald er also etwas Anderes wollte, als daa 
Volk: so würde er Etwas wollen, das dem Rechtsgesetz widerstreitet; Also 
hat er immer Unrecht so bald sein Wille von dem des Volkes abweicht. 
Wollte er aber nun gar seinen unrechtmäßigen Willen mit Gewalt durchsetzen: 
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war aber offenbar im Ganzen innerlich schon zu leblos geworden, 
um selbst solche nur rein logische Verbesserung verarbeiten zu 
können. So sehen wir sie denn schon wieder in dem damals viel 
beachteten „Anti-Leviathan“ mit greisenhafter Zittrigkeit in den 
jahrhunderte alten Phrasen Halt suchend herumstochern 1 ). Und 
im folgenden Jahr wiederholt Meister fast wörtlich die Lehre 
Höpfners in Ausführungen, aus denen nur die Schärfe der dua¬ 
listischen Staatsauffassung, die ihn geradezu von einer „Teilung“ 


so müßte er, da ihm die bewaffnete Macht dann nicht gehorchen darf, ein 
Oomplot gegen das Volk, zur Zerstörung alles Rechts machen; er wäre dann 
gleichsam ein Mörder aller Gesetze, setzte sich dadurch außer alles rechtliche 
Verhältnis mit anderen Menschen und machte sich vogelfrei.“ 

l ) Anti-Leviathan oder über das Verhältnis der Moral zum äußeren 
Recht und der Politik, Gott. 1807 (Als Verfasser bezeichnet Murhar d, Über 
Widerstand usw. 1832 S. 329 undMohl, Geschichte und Literatur der Staats¬ 
wissenschaften 1,33: Friedrich Buchholz, das Exemplar der Göttinger 
Bibliothek: E. F. v. Georgii) S. 170: Die Staatsgewalt hat „so viele Rechte, 
als ihr die Bürger durch den Unterwerfungsvertrag würklich übertragen 
haben, und ist der Inhalt des übertragenen Rechtes aus keiner ausdrück¬ 
lichen Urkunde ersichtlich, so muß man annehmen, es sey so viele Gewalt 
würklich übertragen worden, als die Bürger übertragen durften und 
wollten. — Das Dürfen muß aus der allgemeinen moralischen Menschen¬ 
natur, das Wollen aus dem näher bestimmten Staatszweck, jedoch in steter 
Subordination unter das Moralgesetz erlernt werden.“ — S. 188. Daher kann 
der Untertan dem Recht, über Pflichtverletzung des mit der höchsten Staats¬ 
gewalt bekleideten zu urteilen „ohne Verläugnung der Menschennatur gar nicht 
entsagen“. — S. 189 f: Wenn aber „durch Rechtsverletzungen sein eigenes 
Wohl leidet, und jedes gesetzliche Mittel, zum Rechte zu gelangen, ent¬ 
weder vergeblich angewendet, oder gar nicht zu gebrauchen ist,“ so steht 
der Ausübung des aus dem „Recht des eigenen Urteils“ entspringenden 
Widerstandsrechtes nur die Erwägung entgegen, „die Vernunft gebiete so 
wenig Verfolgung des äußeren Rechtes durch Gewalt in allen Fällen, daß 
sie viel mehr oft Ruhe zur Pflicht macht“ In § 50 (S. 190—196) sieht 
offenbar der Verf. ebenso in dem Gedanken „von dem Selbstbeurteilungsrecht 
und dem freien Willen des Volkes“ für dieses ein Widerstandrecht gegen 
Verfassungsänderungen als selbstverständlich begründet an. Es ist nicht 
ausdrücklich gesagt, aber augenscheinlich nur, weil es zu selbstverständlich 
war (es darf nicht vergessen werden, daß der „neue Leviathan“, der be¬ 
kämpft wird, die Kantsche Theroie ist.) Ohne dieäe Auslegung hat die eifrige 
Verteidigung dieser Lehre gegen den Vorwurf eines „spitzen Instrumentes“, 
„das der Unmündige zwar zu seiner Verteidigung gebrauchen kann, das er 
aber öfters zu seinem Schaden anwenden wird“, keinen Sinn. 
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des Staates in Kegierung und Regierte sprechen läßt 1 ), inter¬ 
essant ist als Beleuchtung der gänzlichen Verständnislosigkeit, mit 
der alle jene Lehren dem Wesen des modernen Staates gegen¬ 
überstanden, die selbst wieder nur ein Beweis dafür ist, daß die 
Widerstandslehre im ganzen jede Fühlung mit der staatlichen 
und rechtlichen Wirklichkeit verloren hatte. 

Bis zu einem gewissen Grade eine Ausnahme von der festgestellten 
Regel macht 1820 die Lehre des Schweizers Troxler, eine der 
wenigen interessanten Sondererscheinungen, denen wir auf dem 
eintönigen Wege der Widerstandslehre von Rousseau bis zu ihrem 
Ende begegnen. Da die Dogmengeschichte der Widerstandslehre 
an sich jedoch nicht zu unserer Aufgabe gehört, müssen wir darauf 
verzichten, die allgemeinen Grundgedanken dieser höchst eigen¬ 
artigen „Philosophischen Rechtslehre 2 )“ näher darzulegen, die auf 
einer sehr bedeutsamen Verbindung einer zu den äußersten Konse¬ 
quenzen geführten organischen StaatsaufFassung 3 ) mit einer auf 

*) Joh. Christ. Friedr. Meister, Lehrbuch des Natur- Rechtes, (Züllichau 
und Freystadt, die Vorrede ist von 1808 datiert) § 602 (S. 520) und § 613 
(S. 524 f): in der Monarchie und der Aristokratie ist „die regierende Macht 
eine vom Inbegriff der Börger verschiedene Person“, daher „theilt sich 
der gesamte Staat in ein, zwiefaches fixes Personal — den regierenden 
Teil und den gehorchenden. — Zwischen beiden tritt ein Rechts-Verhältnis 
ein, — das wechselseitige der Zwangsrechte und der Zwangsfristen.“ 

2 ) Troxler, Philosophische Rechtslehre der Natur und des Gesetzes mit 
Rücksicht auf die Irrlehren der Liberalität und der Legitimität, Zürich 1820. 

3 ) Vgl. z. B. a. a. 0. S. 101: „Es ist auch in der That nichts anders 
als die menschliche Natur, die in jedem Menschen ist und lebt, wie im 
ganzen Geschlechte, was sich in allen Nationen und in jeder wieder einzeln 
entwickelt und gestaltet, und daher uns denselben Cyclus und Typus, wie 
im menschlichen Leben und Wesen darstellt.“ — S. 101. „So ist demnach 
auch wirklich jede Nation in sich Prinzip und Produkt, und Subjekt und 
Objekt von sich selbst, oder entwickelt oder gestaltet sich dynamisch und 
organisch unter dem Urgegensatz und der Wechselwirkung von einem Oberen 
und Unteren, einem Inneren und Äußeren. — Daraus erhellt nun der Grund, 
warum jede politische Persönlichkeit nur unter einem zweifachen Doppel- 
Verhältnis entstehen und fortdauern kann, nämlich einerseits unter dem 
dynamischen, in welchem die Oberherrlichkeit der Unterthanschaft wie ein 
höheres dem Niedern, oder als Prinzip dem Produkt entgegentritt, und 
andererseits unter dem organischen, in welchem das Volksthum (oder die 
Volksnatur) der Staatsform (oder der Verfassung) als ein Inneres dem 
Äußern, oder als das Subjekt dem Objekt sich gegenüberstellt.“ Vgl. dazu 
den in der folgenden Anmerkung an letzter Stelle wiedergegebenen Satz. 
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demselben Grunde einer, wie wir heute sagen würden, materalistischen 
Weltauffassung stehenden merkwürdigen Kultur der Idee der Nation 
beruht 1 ). Nur das Verhältnis dieser Lehre zu der rechtlichen 
und staatlichen Wirklichkeit dürfen wir erwähnen, das, ihrem 
originellen Gesamtcharakter entsprechend, von dem sonst zu be¬ 
obachtenden sich stark abhebt. Zunächst gewinnt Troxler eine 
Anlehnung an die staatliche und rechtliche Wirklichkeit dadurch, 
daß er, gemäß seiner organischen Staatsauffassung, die Einheit 
der Staatsgewalt erkennt 2 ) und daher alles, was aus einer dua- 


1 ) ibid. S. 97: „Nation ist uns jede eigenthümliche und unabhängige 
politische Persönlichkeit. Nächst der Menschheit giebt es nichts Höheres 
und Herrlicheres auf Erden, als eine Nation oder individualisierte Menschheit, 
wovon Namen und Sprache die Hauptcharaktere, durch welche sie sichtbar 
und hörbar in all ihren Gliedern sich offenbart. — Die Nation allein ist 
göttlich und unsterblich, denn nur sie ist ein selbständiges Wesen und hat 
ein unabhängiges Leben. — Die Nation ist der verborgene Lebensquell und 
der gemeinsame Wesensgrund aller Geschlechter und Personen.“ Vgl. sodann 
die in der vorhergehenden Anmerkung wiedergegebenen Sätze, sowie S. 102 f. 
deren Fortsetzung: „Es steht uns demnach ein für allemal der Satz fest, 
daß weder der aus dem Volk geborene Fürst, noch das durch den Fürsten 
gebildete Volk, weder der aus dem Volksthum hervorgebildete Staat, noch 
das durch die Staatsform geordnete Volk das ursprüngliche und unmittelbare 
Wesen der politischen Persönlichkeit sei, sondern daß dieses nur die Nation 
sei, die in ihrer Erhabenheit sowohl über dem Fürsten als dem Volke, sowohl 
über dem Volksthum als der Staatsform stehe, und als allgemeine Grund- 
läge und ewiges Urbild von all’ diesen angesehen werden müsse.“ 

2 ) Von den Lehren von der Volkssouveränität und von der Fürsten¬ 
souveränität heißt es S. 117, daß ihnen „ein gemeinsamer Irrtum zum Grunde“ 
liegt: „Es ist die bisher noch unentdeckte Täuschung, in welcher befangen 
sie verkennen, daß Fürst und Volk, Regenten und Regierte (die sie alle 
einander gegenüberstehend auffassen) nur Gegensätze der Wirklichkeit und 
Erscheinung sind.“ — S. 118. „Die Staatsgewalt selbst ist in der Ver¬ 
wirklichung und Erscheinung wieder eine der Ureinheit entsprechende Ein* 
heit oder die vereinte Kraft von dem nur in deren Übergang zur Offenbarung 
geschiedenen Fürst und Volk, oder getrennten Regenten und Regierten, denn 
nur in der Wechselwirkung und Durchdringung beider zu einer gemeinsam 
einmütigen Thätigkeit liegt die eigentliche Kraft der politischen Persönlich¬ 
keit, oder des physischen Daseins und Wirkens der Nation.“ — Wegen dieser 
„höchsten Einheit der Staatsgewalt“ leugnet denn auch Troxler aufs 
schärfste die Existenz einzelner Hoheits- oder Majestätsrechte (S. 148 f.) und 
sieht in den 3 Gewalten nur Funktionen der Staatsgewalt (S. 149 ff.) „Die 
höchste und eine Staatsgewalt ist eben nur dadurch wahre Machtvolkommenheit, 
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listischen Staatsvorstellung entspringt 1 ), insbesondere die Vertrags¬ 
idee 2 ), verwerfen muß und somit zur Begründung des Widerstands¬ 
rechts nicht verwerten kann. Nun ist aber ohne diese das 
Widerstandsrecht, in dem Troxler ein jus eminens der Nation 
sieht 3 ), nicht zu konstruieren, wenn man nicht zur Rousseauschen 
Konstruktion der souveränen volonte g6n6rale greifen will. Inner¬ 
lich ist das, was Troxler lehrt, freilich nichts anderes als die Lehre 
Rousseaus, nur ist sie nicht spekulativ aus dem Vertragsgedanken, 
sondern „organisch“ konstruiert. Zu jener kann sich aber Troxler 
nicht bekennen, da er in der Idee der Volkssouveränität und des 
Gesellschaftsvertrages nur Elemente der von ihm bekämpften 
dualistischen Staatsauffassung sieht 4 ), was sie ihrer geschichtlichen 
Entstehung nach allerdings, nicht aber im System Rousseaus sind. 

daß sie die Wurzel und der gemeinsame Inbegriff all dieser getrennten be¬ 
sonderen Gewalten und dagegen keine derselben, sofern sie verwirklicht 
worden, ist.“ 

1 ) Vgl. außer der oben wiedergegebenen Bemerkung über die Theorien 
der Volks- und der Uerrschersouver&nit&t (S. 117) auch noch die folgende 
S. 112 f.: „Diese beiden Lehren sind beide nur auf dem Standpunkt des 
Gegensatzes und Widerstreits zwischen Oberherrlichkeit und Uuterthanschaft 
erwachsen, nachdem die ursprüngliche Ununterschiedenheit, in der Fürst und 
Volk mit und in einander lebten, durch wechselseitige Ausschweifungen ver¬ 
loren gegangen, und die höhere Einheit, in welcher sich beide wieder ver¬ 
söhnen und gegenseitig sich erheben werden, noch nicht in Geist und Leben 
gedrungen.“ Dieser Satz enthält jedenfalls eine wichtige dogmatische Er¬ 
kenntnis, es will mir aber fast scheinen, als ob hinter seinen Phrasen, wenn 
auch vielleicht nicht sichere historische Erkenntnis, so döch ein richtiges 
Gefühl von Wesen und Gegensatz des ständischen Staates, des germanischen 
Volksstaates und des modernen Staates steckt. 

2 ) ibid. S. 103. „Es ist auf den ersten Blick klar, daß man eigentlich 
durch das Pactum subjectionis nur das dynamische, durch das Pactum 
constitutionis hingegen das organische Verhältniß der Nation zu begründen 
und zu erklären strebte. — Allein offenbar verhält es sich mit diesen beiden 
Pakten, wie mit dem Pactum unionis (Contrat social, oder Vereinigungs¬ 
vertrag). Sie gehen, wie dieser, statt von Demjenigen, was über den Haupt¬ 
bestandteilen und Grundverhältnissen des geselligen Zustandes und seiner 
Ausbildung liegt, und sie begründet, vielmehr von Demjenigen aus, was 
ihnen unterworfen, durch sie begründet ist, und zu ihrer Erscheinung gehört, 
nämlich statt von der höheren inneren Einheit nur von dem Aggregations¬ 
prozesse der Individuen, dessen Verkehrtheit und Unstatthaftigkeit wir 
bereits erwiesen.“ 

3 ) ibid. S. 176. 4 ) oben Anm. 1 und 430 Anm. 2. 
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Und hier ist es nun besonders lehrreich für unser Problem, wie 
Troxler, um in Anlehnung an die Wirklichkeit des Staats- und 
Kechtslebens zu bleiben, doch gerade wieder in die dualistischen 
Gedankengänge des ständischen Staatsrechts gerät, die er vermeiden 
will. In der rechtlichen Wirklichkeit findet er sein Vorbild in 
den Befugnissen des englischen Volkes zur Verteidigung seiner 
Grundrechte, wie sie Blackstone schildert 1 ). Gerade die Vor¬ 
stellung solcher vom Staate nicht völlig aufgezehrter — und daher 
gegen ihn zu verteidigenden — Urrechte geht aber zurück auf die 
dualistische Auffassung des ständischen Staatsrechts: die Lehre 
Blackstones ist aufgebaut auf deijenigen Lockes und auf der bill of 
rights, an die jener angeknüpft hat und in der nach der dua¬ 
listischen Staatsanschauung „die Pflichten der Krone zugleich Gegen¬ 
stand eines Forderungsrechtes des Volkes“ erscheinen 2 ). Troxler 
versucht zwar geschickt, die logische Grundlage jener Hechte von 
der dualistischen Staatsauffassung in die organische umzudeuten 3 ), 


J ) Troxler erwähnt Blackstone nicht. Wenn er aber als Mittel, 
„das censtitutionelle Verhältnis der oberherrlichen und der unterthänigen 
Staatsbürger untereinander zu bewachen und zu bewahren“ angibt (S. 175 ff.): 

1. „Das Recht der Einsicht in die allgemeinen Angelegenheiten . . . “ 

2. „Die Freiheit der öffentlichen Meinung . . . “ 

3. „Das Recht der Beschwerden an die regierenden Behörden, das sog. 
Petitionsrecht.“ 

4. „Das Recht des Widerstandes, right of resistance, welches in 
England constitutionel eingeführt . . . ist.“ 

so kann nach Inhalt, Wortlaut und Zusammenhang der beiden letzten Punkte 
ihre Entlehnung aus Blackstone (vgl. oben 385 Anm. 2) nicht zweifelhaft sein. 

2 ) Vgl. Jellinek, Allg. Staatslehre 413, und Erklärung 33; dazu die 
Skizzierung der Zusammenhänge oben 2. Teil V und VII (295 ff., 377 ff.). 

3 ) Troxler, a. a. 0. S. 175. „Die sogenannten Rechte der Unterthanen 
(bürgerliche Rechte) sind gar nichts anderes als . . . nur Mittel das absolute 
Wachsen der Staatsbürgerschaft in der relativen Form der Oberherrlichkeit 
und der Unterthanschaft festzuhalten.“ Sie sind (S. 176) „Mittel der 
coerzierenden Gewalt“ und zugleich (S. 174) „die Bedingungen dieses Ver¬ 
hältnisses“, durch das „dem Regierten die ihm zustehende Zurückwirkung 
und der Wechseleinfluß auf die Regierung gestattet“ wird. „Die coerzierende 
Gewalt in ihrer vollsten Ausdehnung ist dasjenige, was man bisher unter 
dem Namen von Volksrechten den sogenannten Hoheitsrechten gegenüber¬ 
gestellt hat. Allein von solch einer schroffen Entgegensetzung kann nur da 
die Rede sein, wo sich die Regierung als eine selbstweise und gnädige 
Hoheit einer einsichtslosen und unterthänigen Masse gegenüberstellt .... 
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die ihn die Träger der Staatsgewalt als Organe des Staates er¬ 
kennen läßt 1 ). Wenn man aber seine Auffassung des Monarchen, 
als „das Organ der Staatsgewalt in der Einheit und Hoheit“, als 
die „Quelle aller Ehre und aller Macht“, als im Sinne des 
englischen Rechts unfähig zum Unrecht*), mit seiner Widerstands¬ 
lehre vergleicht, dann ist doch nicht zu verkennen, daß zwischen 
beiden die ganze Kluft zwischen den Vorstellungen der dualistisch 
und der einheitlich gedachten Staatsgewalt klafft. Diese Tatsache, 
daß eine Staatslehre, die für ihre Zeit denkbar weit in der Er¬ 
kenntnis der Einheit der Staatsgewalt des modernen Staates vor¬ 
gedrungen war, doch durch das Streben nach einer an die staat¬ 
liche Wirklichkeit sich anlehnenden BegrGndung des Widerstands¬ 
rechtes sofort wieder in Gedankengänge des ständischen Staats 
zurückgezogen wurde, ist für unsere Frage nach der Bedeutung 
von Staatsrecht und Naturrecht in der Widerstandslehre ein weiteres 
wertvolles Beispiel dafür, wie der Gedanke des Widerstandsrechts 


Indem man aber die Regierung selbst als einen organischen Prozeß des 
wesentlichen Lebens der Nation ansieht, versöhnt sich das Getrennte in ihr, 
und offenbart die über beiden liegende ursprüngliche Einheit, welche nach 
unserer Idee allein herrschen darf. Soll nun diese Idee realisiert werden, 
so müssen auch die Regierenden die Regierten, wie die Regierten die 
Regierenden werden können, oder vielmehr es stets in und durch einander 
sein.“ Worauf Troxler mit seinen wunderlichen Redewendungen hinaus 
will, ist nichts anderes als die Auffassung der bürgerlichen Rechte als 
staatliche Organstellung, wie sie in der heutigen Staatslehre für das wichtigste 
politische Recht, das Wahlrecht, zu weitgehender Anerkennung gelangt ist. 

*) ibid. S. 119. „Die Regierung . . ist dazu da . . , daß sie ein Organ 
sei, wodurch das Eine und Ganze sich selbst beherrscht, wie von sich selbst 
beherrscht werde, und zwar so, daß das Unendliche das Herrschende, das 
Endliche aber das Beherrschte sei.“ 

2 ) ibid. S. 153 heißt es von der Rechtsstellung des englischen Königs, 
einer „herrlichen Institution“, deren „Vortrefflichkeit und Wohlthätigkeit“ 
nur angeführt wird „als der sprechendste faktische Beleg für unsere Idee 
von der Hoheit und Einheit, in welcher die Staatsgewalt begriffen werden 
muß“,: er ist, „seiner Stellung und Würde nach über alle andern Staatsfürsten 
und Volksregenten unendlich erhaben, denn er ist das Organ der Staats¬ 
gewalt in der Einheit und Hoheit, wie wir sie auffassen Seine Person ist 
heilig und sie ist für die Wirklichkeit die Quelle aller Ehre und aller Macht. 
Nach einer Rechtsfiktion ist er der Eigentümer des Königsreichs, und die 
Möglichkeit, daß er Unrecht thun könne, selbst die Möglichkeit, daß er irrig 
denkt (of thinking wrong) läugnet das englische Staatsrecht.“ 

Wolzendorff, Staatsrecht und Naturrecht -8 
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im innersten Wesen mit der Struktur des ständischen S taates zu- 
sammen hängt. 

Ob man die Lehre Troxlers im strengen Sinne als eine 
Widerstandslehre überhaupt ansehen kann, ist nicht ganz zweifel¬ 
los, denn, obwohl er das Widerstands recht als ein ius eminens 
der Nation bezeichnet, scheint es doch, als ob er es im geltenden 
Recht nur anerkennen wolle, wenn es „konstitutionell begründet“ 
ist. Seine Lehre würde dann zu einer Gruppe anderer zu 
rechnen sein, deren Auftreten charakteristisch ist für die Ent¬ 
wicklung des rechtlichen Denkens in unserer Frage seit der 
Wende des achtzehnten Jahrhunderts. Wir haben bereite eine 
Reihe von Lehren aus dem Ende des achtzehnten Jahrhunderts 
kennen gelernt, die in thesi dem Volke ein Recht zum Widerstand 
zubilligen, aber Bedenken haben, ob eine rechtmäßige Ausüb ung 
dieses Rechts praktisch möglich sei. Ob diese Bedenken mehr auf 
dem Gebiete des subjektiven Rechts liegen: Unzulässigkeit eines 
Urteilens des Volkes in eigener Sache, oder auf dem des objek¬ 
tiven Rechts: Gefährdung der staatlichen Ordnung, ist für uns 
gleichgültig. Wichtig für uns ist nur das Vordringen der — 
prinzipiell bereits von Kant und Fichte herausgearbeiteten, schon 
vorher aber von Condorcet verwerteten — Erkenntnis, daß in der 
Idee der Rechtsordnung schlechthin erst das Problem des Wider¬ 
standsrechts liegt; daß die eigentliche Schwierigkeit nicht sowohl 
die ist, die Grenzen zwischen dem Recht des Herrschers und dem 
des Volkes zu ziehen, sondern diejenigen zwischen den Bedürf¬ 
nissen materieller und formeller Rechtssicherheit. Denn das ist 
tatsächlich das eigentliche Problem des Volkswiderstandsrechtes: 
wenn es den Inhalt der Rechtsordnung schützt, so gefährdet es 
doch ihren Bestand; wenn es das Interesse der Volksgemeinschaft 
an ihrer Freiheit schützt, so gefährdet es dabei schlechthin 
ihre Existenz. Es ist klar, — und die prinzipiellen Lehren Kants und 
Fichtes sind nur Beispiele dafür — daß das Erkennen dieses eigent¬ 
lichen Inhalts des Widerstandsproblems auf dem Wege der Erkenntnis 
von der Einartigkeit allen Rechts als gültigem und von der 
Einheitlichkeit des Staates liegt. Es liegt also auf dem Wege 
zur Erkenntnis der rechtlichen und staatlichen Wirklichkeit des 
modernen Staates. Darum sind die angedeuteten Lehren von der 
größten Wichtigkeit für die Entwicklung der Widerstands lehre 
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unter unserem Gesichtspunkt der Bedeutung von Staatsrecht und 
Naturrecht für jene. Erst in ihnen beginnt für diese Fragen die 
Entwicklung, die dogmengeschichtlich bereits mit Kant und Fichte 
vollzogen, für die staatsrechtliche Bearbeitung der Widerstands¬ 
frage aber schon von Condorcet vorweggenommen war. 

Sobald man das Problem der Widerstandsfrage erkannt hatte 
in dem Widerstreit zwischen den Bedürfnissen materieller und 
formeller Rechtssicherheit, mußte man mit logischer Notwendigkeit 
auf die Spur des historischen und begrifflichen Wesens des 
Widerstandsrechts kommen als eines nicht nur materiellen, sondern 
auch formellen Rechtsschutzraittels. Auf dieser Spur mußte man 
dann aber sofort über den Gedanken einer stärkeren Würdigung 
dieses letzteren Wesenszuges des Widerstandsrechts auf den seiner 
stärkeren Ausprägung kommen. Diese ist aber nur eine Frage 
rechtlicher Organisation. Eine solche ist jedoch mit den rein 
gedanklichen Mitteln des Naturrechts dessen Wesen nach nicht zu 
erledigen. So mußte denn ganz naturgemäß die Materie aus dem 
Gebiete rein naturrechtlichen Denkens, in das sie sich verloren 
hatte, wieder zurückgleiten in das des staatsrechtlichen Denkens. 

Zwei Wege waren für diese Überleitung der Widerstandsfrage 
aus dem naturrechtlichen in das staatsrechtliche Denken gegeben. 
Entweder man begnügte sich mit der Erkenntnis, daß die Frage 
nach der Berechtigung eines Volkswiderstandes in ihrer Allgemein¬ 
heit rechtlich gar nicht zu entscheiden sei, da es an einem staats¬ 
rechtlichen Maßstabe zu deren Feststellung fehle. Das ist ungefähr 
die Auffassung, die in der bereits erwähnten Schrift von Erhard 
aus dem Jahre 1795 zum Ausdruck kommt 1 ), die 1803 von Fries 
zu der paradoxen Folgerung geführt wird, daß der Volkswider¬ 
stand einen überhaupt rechtlich nicht faßbaren Tatbestand bilde 2 ), 

!) Vgl. oben 420. 

2 ) Jacob Fries, Philosophische Rechtslehre und Kritik aller positiven 
Gesetzgebung Jena 1803, § 18 (S. 95) „Das Volk hat kein Recht zur In- 
surrektion und der Regent hat kein Recht dagegen. Nach der Idee des 
Rechts kann nicht von Insurrektion die Rede seyn, denn diese ist kein 
Verhältnis des Volkes zum Regenten im^Staate, sondern ein Verhältnis, wo¬ 
durch der bestehende Staat selbst aufgehoben werden soll, wodurch der 
Grundstein alles bisher bestehenden Rechts in der Gesellschaft, die Regi eruug 
selbst umgeworfen werden soll. Bey der Insurrektion findet also wi eder 
kein Rechtsstreit, sondern ein Kampf der Gewalt statt. Jede von be yden 

28* 
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und gleichzeitig von Reidenitz zu dem Urteil verwertet wird, daß 
der Volkswiderstand, unbeschadet seiner „Berechtigung“ staats¬ 
rechtlich unzulässig sei 1 ). Der andere Weg ist der, den schon 
Erhard bezeichnet, aber als ungangbar angesehen hatn die recht¬ 
liche Lösung muß durch ein positives Gesetz gefordert werden, 
das bestimmt „ob Oberhaupt die Sache rechtlicherweise erlaubt 
oder unerlaubt wäre, oder unter welchen Umständen sie erlaubt 
wäre 2 ).“ Diesen Weg nun hat 1808 Bauer eingeschlagen. 

Ausgangspunkt ist auch für Bauer die Vartragsidee. Daher 
erkennt er zwar bei Verletzung des Grundvertrages durch den 
Herrscher dem Volk das „Staatserhaltungsrecht“ zu 8 ), aus dem 
sich also in thesi die Berechtigung des Volkswiderstandes ergibt. 
T rotzdem kann er diese als ein wirkliches Recht nicht anerkennen *), 
denn dadurch „würde im Staat, dessen Zweck in Rechtssicherheit 
besteht, ein Zustand des Despotismus und der Anarchie entstehen, 
folglich der Staat selbst vernichtet werden. Daher kann ein 
Widerstandsrecht gar nicht innerhalb der Grenzen des Staates 
liegen 5 ).“ Um den Widerspruch zwischen dem an sich anzu¬ 
erkennenden Anspruch des Volkes auf Schutz seiner Freiheit und 
der objektiven Forderung des Schutzes staatlicher Ordnung zum 
Ausgleich zu bringen, hält Bauer es daher für „nötig, daß in 


Partbeyen wird alle Kräfte anwenden, die sic hat, und es steht dann erst 
beym Sieger wieder ein neues Recht geltend zu machen, wo es dann darauf 
ankommt, ob er ein besseres Gesetz gibt als vorhin, oder nicht. Bei aller 
Insurrektion und aller Unterdrückung derselben ist nur von Gewalt die 
Rede.“ Vgl. übrigens auch die Äußerungen von Fries in einer späteren 
Schrift unten S. 443. 

J ) Daniel Christoph Reidenitz, Xaturrccht, Königsberg 1803 S. 151 
„Jede Revolution, selbst wenn sie durch einen unerträglichen Druck ver¬ 
anlaßt würde, ist ungerecht,“ denn, die sie beginnen, handeln „nach einer 
Maxime, die dem ganzen Lande schädlich ist.“ Aber S. 153: „Tritt der 
Gewalthaber das Recht mit Füßen, und handelt er so offenbar gegen den 
Zweck der Staatsverbindung, daß kein Zweifel seyn kann, ihn für einen 
absichtlichen Feind des Vaterlandes zu halten — so ist zwar der Unterthau 
zur Revolution nicht berechtigt — aber sie wird von selbst erfolgen, das 
Volk wird sich alsdann im Stande des sogenannten Nothrechts befinden. 
Es wird zwingen, wenn es gleich kein Recht zum Zwange hat.“ 

2 ) Erhard a. a. 0. 180 f. 

3 ) A. Bauer, Lehrbuch des Naturrechts, Marburg 1808 S. 317. 

*) ibid. 316. r >) ibid. 318. 
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einzelnen Fällen Schiedrichter (Austrägen) gewählt, oder im all¬ 
gemeinen ein Staatserhaltungsrat (Staatsgericht, Ephoren) auf¬ 
gestellt werden.“ Er will also das Widerstandsrecht wieder zu 
dem machen, was es seinem Ursprung nach war, zu einem 
formellen Institut einer Bechtsschutzorganisation. Das bedeutet 
aber für uns nichts anderes als: das naturrechtliche Denken 
verzichtet auf die eigene selbstherrliche Erledigung der Frage 
des Widerstandsrechtes und weist sie wieder dem Staatsrecht zu. 
Erst hiermit beginnt die von Kant und Fichte prinzipiell 
gewonnene Erkenntnis in der Entwicklungsgeschichte der Wider¬ 
standslehre wirksam zu werden. So bedeutsam aber die Wendung 
war, die damit in die Widerstandslehre gekommen war — sie 
mußte zu ihrem Ende führen —, für den äußeren Gang ihrer 
Entwicklung ist sie vorläufig noch nicht entscheidend geworden. 

Es sind in den nächsten Jahrzehnten nur wenige Schriften, 
die den zuerst von Bauer bezeichneten Weg gegangen sind. Im 
Vordergrund des Interesses stehen dabei zwei Schriften von grund¬ 
verschiedener Art, jede aber in der ihrigen gleich interessant: die 
eine das leidenschaftliche Bekenntnis eines ehemaligen preußischen 
Begierungsbeamten zu politischen Idealen, deren Verteidigung ihm 
bereits früher den Verlust von Stellung und Freiheit eingebracht 
hatte; die andere die kühle Schlußfolgerung eines Staatsrechts¬ 
lehrers aus der Erkenntnis der Forderungen des rechtlichen und 
staatlichen Lebens, die kurze Zeit später zu geltendem Recht er¬ 
hoben wurden. 

Für die erste dieser beiden Schriften „Der Regent“ von 
Grävell ist selbstverständlicher Ausgangspunkt die rechtsgedank¬ 
liche Berechtigung des Widerstandes gegen jede Tyrannei — sei 
es titulo, sei es usu —, weil sie eine Äußerung des Prinzips 
einer, den Vorrang vor dem Recht beanspruchenden, rein tatsäch¬ 
lichen Macht ist'). Grundlage der rechtlichen Erwägungen aber 


M. C. F. W. Grävell, Der Regent, 1823 S. 24 f. Bei beiden Arten 
der Tyrannen kommt es nicht auf ihr Verhalten sondern „nur allein auf das 
Prinzip“ an. „Die Unrechtmäßigkeit dieses Prinzips macht sie schon zu 
Beleidigern ihrer Beherrschten und der Menschheit. Indem sic sich heraus¬ 
nehmen, Menschen, ihres Gleichen, ihrer Willkür zu unterwerfen oder eine 
Gewalt über dieselben zu behaupten, die ihnen nicht übertragen worden ist, 
versündigen sie sich an den angebomen Rechten ihrer Unterjochten, und 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSETY OF MICHIGAN 



438 


Digitized by 


ist nicht dieser rechtsphilosophische Gedanke, sondern der staats¬ 
theoretische einer organischen Staatsanffassnng: „Da jeder Wider¬ 
spruch sich selbst aufhebt und deijenige, der das Haupt des 
Körpers seyn soll, nicht dessen Feind seyn kann; so liegt in der 
Annahme einer feindlichen Stellung ganz von selbst die Erklärung, 
nicht ferner Regent seyn zu wollen 1 ).“ Aus dieser primitiv 
organischen Auffassung ergibt sich, daß es ebenso widerspruchs¬ 
voll wäre, die Glieder des Körpers als solche schlechthin Richter 
sein zu lassen darüber, ob das Haupt seiner Funktionen gemäß 
oder zuwider handelt. Vielmehr kann das nur durch die Kon¬ 
stitution des Organismus bestimmt werden. Das wird von Grävell 
nicht ausdrücklich gesagt, aber es ist offenbar sein Gedankengang, 
denn er fährt fort: „Zur Vollendung einer Verfassung ist es des¬ 
halb unerläßlich, daß ... im Voraus bestimmt werde, welche 
Handlungen und Unterlassungen stillschweigend für eine Ab¬ 
dankung gelten sollen 8 ).“ Mit dieser Folgerung — die zwar, 
wie jede juristische Erwägung, mit einer konsequenten organischen 
Staatsaufifassung unvereinbar ist — hat Grävell den Weg ein¬ 
geschlagen, auf dem man überhaupt nur dem Widerstandsproblem 
näher kommen kann, den Weg von naturrechtlicher Spekulation 
zur staatsrechtlichen Organisation. 

Die Art, wie Grävell sich die staatsrechtliche Organisation 
gedacht hat, ist höchst interessant, da sie auf den wichtigsten 
Grundgedanken des konstitutionellen Staatsrechts aufgebaut ist, 
und dadurch zeigt, daß jener prinzipielle entscheidende Schritt 
sich tatsächlich nur erklärt aus dem bewußten Streben, die 
Widerstandslehre wieder in Verbindung mit der staatlichen und 
rechtlichen Wirklichkeit zu bringen. Die „Unternehmungen“ 
nämlich, die nach Grävells Ansicht von der Verfassung „für 
stillschweigende Abdankungen zu erklären seyn“ dürften, sind, 
außer dem ersten Fall prinzipieller Inanspruchnahme schranken¬ 
loser Befugnisse seitens des Regenten, im wesentlichen nur Ver¬ 
stöße gegen die wichtigsten Grundsätze der konstitutionellen Ver¬ 
fassung; z. B. Erlaß von Gesetzen ohne ministerielle Gegen- 


damit zugleich an der Würde der Menschheit überhaupt, so daß jede Gewalt 
zur Zurücktreibung ihrer Anmaßung gerecht ist.“ 

1 )Jbid.432. 2 ) ibid. 432 f. 


Go igle 


Original from 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Zeichnung und ohne vorherige „Vernehmung der Gesetzgebungs¬ 
körper“, Behinderung des verfassungsmäßigen Zusammentritts des 
Parlaments, dessen Beeinträchtigung und Störung, Beeinträchtigung 
der Wahlfreiheit, Eingriffe in die Rechtspflege, Abtretung von 
Staatsgebiet ohne Zustimmung des Parlaments, Umgehung des 
parlamentarischen Steuerbewilligungsrechtes u. dgl. Doch glaubt 
Grävell diese staatsrechtliche Organisation nicht vollendet, wenn 
nicht in ihr gewissermaßen eine formelle Vorentscheidung über 
das Widerstandsrecht möglich wäre. Diese Möglichkeit will er, 
statt einem Gericht, das unmittelbar über die Zulässigkeit des 
Widerstandsrechts entscheidet, wie in dem Plane Bauers, in einem 
„Reichsgericht“ geben, das zwischen dem Regenten und dem 
Parlament Recht spricht. Die Weigerung des Regenten, gegebenen¬ 
falls dies Reichsgericht einzuberufen, gehört auch zu den Fällen 
stillschweigender Abdikation *). 

In der ganzen Geschichte der Widerstandslehre seit Condorcet 
ist diejenige Grävells die einzige, die bewußt und konsequent den 
Versuch gemacht hat — denn derjenige Troxlers ist in einer ver¬ 
bohrten Theorie stecken geblieben — die Behandlung der Frage der 
wirklichen rechtlichen Struktur des modernen Staates anzupassen. 
Nichts kennzeichnet vielleicht besser die Sorgfalt, mit der er dem 
Wesen der konstitutionellen Monarchie nachgegangen ist, als der 
eine feine Zug, daß er das Tätigwerden des zwischen Monarch 
und Parlament zu richten berufenen Reichsgerichts abhängig macht 
von der Einberufung durch den Monarchen. Das entspricht ganz 
dem Wesen des Monarchen als der Kraft, die „den Staat in Thätig- 
keit setzt und erhält“, wie es die heutige Staatslehre nennt. Und 
der Monarch hat, wie wir es nennen würden, die Pflicht zur Aus¬ 
übung seiner Organtätigkeit. Es ist kein Zufall, daß diese erste 
Lehre, die die Widerstandsfrage unter klarer Würdigung der 
rechtlichen und staatlichen Wirklichkeit untersuchte, das Wider¬ 
standsrecht nur de lege ferenda zu begründen wußte. 

Zu einem ganz anderen Ergebnisse kommt die zweite, hier 
zu besprechende Lehre, die von Silvester 2 ) Jordan. Trotzdem ist 


J ) ibid. 434 ff. 

2 ) Silvester Jordan, Versuche über Staatsrecht in systematischer 
Ordnung und mit Bezugnahme auf Politik, Marburg 1826 S. 406. 


Digitized by 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



440 


Digitized by 


sie dem Wesen nach in der Gründung auf die staatliche und 
rechtliche Wirklichkeit derjenigen Grävells gleich. Jordan ist 
nämlich der Ansicht, daß der Widerstand nie erlaubt sein könne, 
weil „die Verfassungs- und Gesetzwidrigkeit eines Befehls erst 
dann rechtlich gegründet vorliegt, wenn der Befehl durch ein 
rechtskräftiges Urteil des kompetenten Richters für verfassungs- 
und gesetzwidrig erklärt worden ist“. Grundlage dieser Ansicht 
ist, wie sich aus den ergänzenden Bemerkungen ergibt l ), die 
Vorstellung, daß die rechtliche Ordnung des Staatslebens, also 
der Rechtsstaat, nur verwirklicht werden könne durch die An¬ 
erkennung der „materiellen Allgemeinheit der richterlichen Gewalt“. 
Diese Vorstellung ist aber nichts anderes als das, was später 
unter Jordans Einfluß geltendes kurhessisches Staatsrecht wurde*). 

Nur auf ihr beruht es offenbar, daß Jordan nicht, wie Grävell, 
einen besonderen Richter für die Frage der Widerstandsberechtigung 
vorschlägt. Das Prinzip der Entscheidung ist bei ihm dasselbe 
wie bei Bauer und Grävell: die Frage ist nur durch staatsrechtliche 
Organisation, nicht durch abstrakte naturrechtliche Erwägungen 
zu lösen. 

Neben diesen beiden markantesten Lehren von Grävell und 
Jordan stehen auf derselben Grundlage und führen zu denselben 
Ergebnissen die rechtsphilosophischen Erwägungen Welckers, die 
nicht nur wegen der politischen und staatsrechtlichen Bedeutung 
des Verfassers, sondern auch wegen ihres inneren Gehalts Interesse 
beanspruchen; freilich mehr, als es im Rahmen unserer Unter¬ 
suchung berücksichtigt werden kann. Ausgangspunkt ist zwar 
für Welcker auch die Vertragsidee 3 ), logische Grundlage seiner 

') ebenda S. 406 „In einem Staate, in welchem die materielle All¬ 
gemeinheit der richterlichen Gewalt nicht anerkannt wird, und dem Monarchen 
keine verantwortlichen Krön beamten zur Seite stehen, gibt es daher auch 
kein Mittel, die Rcchtswidrigkeit eines Befehls rechtlich festzustellen, und 
bleibt deshalb dem Bürger auch nur die Wahl zwischen der Erduldung des 
ihnen durch die regierende Gewalt zugefügten Unrechts und dem that- 
sächlichcn Widerstande, oder vielmehr, da ihnen die menschlichen Pflichten 
gebieten, das Unrecht lieber zu ertragen, als ein Unrecht, wie dieses wäre, - . 
zu begehen, nur jene übrig“. 

2 ) Kurh. Verfassung §35; vgl. U. Bovensiepen „Die Kurhessische 
Verfassungsurkunde vom 5. Januar 1831“ Arch. öffl. Recht XXXIV, llOf. 

s ) Carl Theodor Welcker, Die letzten Gründe von Staat, Recht und 
Strafe, 1813. S. 89. 
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Erwägung ist die ihm eigentümliche Idee des aus dem „objektiven 
Becht abgeleiteten Rechtsstaats“ *), auf deren nähere Erörterung 
wir hier verzichten müssen*). Der „Rechtsstaat“ ist nur da vor¬ 
handen, wo 1) keinerlei Zwang hinausgeht über die Gesetze des 
Staates, die „nur in dem, durch freye Anerkennung aller, objektiv 
gewordenen Rechtsgesetze und seiner notwendigen Folgen ihre 
Sanktion haben“ und 2) Rechtsschutz gegen darüber hinausgehenden 
Zwang gesichert ist durch die drei „Constitutionspunkte“ — die 
uns schon bei Troxler begegnet sind*) — der Freiheit der 
Meinungsäußerung, der „Privatvorstellung“ und der „Lossagung 
vom Staate“ (d. h. Auswanderung) 4 ). Wo dieser Rechtsschutz 
versagt, oder, wie Welcker sagt, „despotisch entzogen“ ist, erst da 
taucht die Frage auf, ob er außerordentlicher Weise in einem 
Widerstandsrecht bestehen kann. „Außerdem“ —, d. h. außer 
jenem ordentlichen Rechtsschutz, aber — „läßt sich ein gewalt¬ 
samer Schutz gegen den Regenten, als konstituiertes Organ des 
Gesamtwillens, nur auf doppelte Art denken. Zuerst durch ein 
anderes zum voraus geschaffenes bestimmtes höheres Organ des 
Gesamtwillens, in einer zur Aufsicht über die Regierung besonders 
angeordneten Behörde, einem Ephorate, wobey aber nie zu vergessen 
ist, daß ein solches alsdann selbst in letzter Instanz die Aus¬ 
legung des Gesamtwillens hat, in diesem Punkte der wahre Regent 
ist; dann dadurch, daß durch Constitutionsgesetze des Staates jedem 
Bürger für gewisse Fälle im Voraus die Befugnis zur Gewalt 
gegeben und er so wahrhaft zum Organ aller gemacht wird“ 5 ). 

Das gemeinsame dieser zuletzt besprochenen Lehren fanden 
wir wesentlich nur in ihrer Wurzel, der juristischen Erkenntnis, 
daß das Rechtsschutzinteresse, das die Grundlage für die rechtliche 

>) ibid. S. 71 ff. 

2 ) Nur eine dürftige äußerliche Skizzierung gibt Bluntschli, Geschichte 
des Allgemeinen Staatsrechts und der Politik 1864 S. 536 ff; Mohl hat sich 
überhaupt nur auf die Wiedergabe des Ergebnisses beschränkt, ohne auf die 
systematischen Grundgedanken Wclckers einzugehen. 

s ) Die Übereinstimmung dürfte auf der Gemeinsamkeit der Quelle, 
Blackstone, zu erklären sein, vgl. oben 385. 

4 , Welcker a. a. 0. 81, 85, 93f, 95. 

s ) ibid. 104. — Auch diese letzte Konstruktion erinnert wieder an 
Troxlers allgemeine Auffassung aller bürgerlichen Rechte als Organzuständig¬ 
keiten (oben 432, Anm. 3). 
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Anerkennung des Widerstandsrechtes bildet, nur ein einseitiges 
ist: das der Sicherheit des subjektiven Hechtes, nicht aber das 
des objektiven Rechts. Zu voller prinzipieller Klarheit ist endlich 
diese Erkenntnis herausgearbeitet worden durch die letzte der 
hier zu erwähnenden Lehren, diejenige von Krug (1824). Theoretisch 
— so sagt dieser — ist die Frage „eigentlich gar nicht zu lösen, 
weil sie einen Widerspruch in sich schließt“ Der Widerspruch 
liegt nämlich darin, daß ohne Regierung eigentlich gar keine 
rechtliche Ordnung der Dinge im Staate möglich ist. Jenes an¬ 
gebliche Recht würde also die Befugnis sein, eben diese Ordnung 
wenigstens eine Zeitlang aufzuheben 1 ). Das führt uns auf einen 
wichtigen neuen Zusammenhang: das objektive Rechtssicherheits¬ 
interesse ist das der staatlichen Ordnung und Autorität. Wenn 
daher die anderen hier in Rede stehenden Lehren aus der prinzi¬ 
piellen Erkenntnis des Problems des Widerstandsrechts die Folgerung 
ziehen, daß das objektive Rechtssicherheitsinteresse Vorgehen müsse 
und zwar in der Form, die der staatliche Rechtssetzungswille be¬ 
stimmt, so offenbart sich darin, daß eine doppelte allgemeine Er¬ 
kenntnis auf dem Wege ist: neben der rechtstheoretischen der Ein¬ 
artigkeit allen Rechts auch die staatstheoretische der Einheit der 
Staatsgewalt. Der Beweis für diesen Zusammenhang kann freilich 
erst durch unsere spätere systematische Erörterung erbracht werden. 
Vorläufig mag es genügen, ihn an einem Beispiel anschaulich zu 
machen. 

Unter denjenigen Schriftstellern, die zur Erkenntnis des 
eigentlichen Problems des Widerstandsrechtes — Gegensatz 
zwischen subjektivem und objektivem Rechtssicherheitsinteresse — 
und daher der Unfähigkeit des Naturrechts zu seiner Lösung ge¬ 
langt waren, hat Fries, wie wir uns erinnern, den Ausweg darin 
gesucht, daß er den Tatbestand des Volks widerstandsrechtes für 
rechtlich überhaupt nicht faßbar erklärt. Diese Auffassung wieder¬ 
holt Fries im Jahre 1826, läßt aber durch ihre schärfere Aus¬ 
prägung die staatstheorethischen Grundlagen, auf denen sie beruht, 
erkennen. Nachdem er sich zunächst zu dem allgemeinen Rechts- 


’) Wilhelm Trangott Krug „Dikäopolitik oder neue Restaurazion der 
StaatswisseDschaft mittels des Rechtsgesetzes“, 1824 (Krugs Gesammelte 
Schriften VI 1836 8. 283 ff.) S. 493. 
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gedanken der Begründung der Herrschennacht nur in der Ver¬ 
folgung der Staatszwecke bekannt hat 1 ), auf den sich sonst die 
Widerstandslehre gründete, fährt er mit einer plötzlichen Wendung 
fort: „Wenn eine Verfassung durch Herkommen feststeht, oder gar 
vom Fürst und Unterthan gegenseitig beschworen ist: so giebt es 
hier allerdings ein positives Recht, aus welchem gegenseitig über 
Rechte und Verbindlichkeiten gestritten werden kann.“ Aber, 
sobald „hier das friedliche Einverständnis über die Rechtsquelle 
fehlt, so wird auch das positive Recht gleich in diesen Dingen 
den Dienst versagen. Denn nach positivem Recht läßt sich nur 
durch einen dazwischen tretenden Richter mit Sicherheit Streit 
schlichten, hier aber zwischen Regent und Unterthan kann es zu¬ 
letzt keinen Richter mehr geben 2 ).“ Diese Gedanken kennzeichnen 
sich auf den ersten Blick als der Ausfluß einer rein dualistischen 
Staatsauffassung, die, ganz im Sinne des ständischen Staatsrechts 
und der älteren Naturrechtslehre, Staat und Volk lediglich als 
zwei einander gegenüberstehende Parteien ansieht. Halten wir 
nun dazu den grundlegenden Unterschied zwischen der Beurteilung 
der Widerstandsfrage durch Fries und die Andern, die von der¬ 
selben rechtstheoretischen Erkenntnis ausgingen, wie er, so ergibt 
sich sofort der Zusammenhang, auf den wir hindenten wollen. 
Von der Erkenntnis des Problems in dem Widerstreit zwischen 
subjektivem und objektivem Rechtssicherheitsinteresse gelangten 
Bauer und Krug, Grävell und Jordan zu dem mehr oder weniger 
bewußten Ergebnis, daß aus rechtsgedanklicher Konstruktion ein 
Widerstandsrecht nicht zu begründen sei, weil das objektive Rechts¬ 
sicherheitsinteresse dadurch verletzt wird. Wenn Fries von der¬ 
selben Erkenntnis aus nur zu einem rechtsgedanklichen non liquet 
gelangt, so ist der Grund der, daß er nicht, wie jene, das ent- 

') Jakob Friedrich Fries, Von deutschem Bund und deutscher Staata- 
Terfassung Hdbg. 1820 S. 112 f. „Regent ist jeuiand mit Recht. . . wenn 
er seine Macht für die öffentlichen Zwecke des Staates verwendet. Ver¬ 
gleiche ich n&mlich die Thateu desjenigen, der wirklich in Ruhe Regent ist, 
mit der Idee der Gerechtigkeit, so entscheidet einzig das gegen ihn, wenn 
er mit despotischer Selbstsucht dem Wohl des Ganzen fremde Privatab¬ 
sichten verfolgt, und es entscheidet einzig für ihn, wenn er den wahren 
öffentlichen Zwecken des Staates gem&ß handelt.“ 

*) a. a. 0. 113. 
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scheidende Gewicht in das objektive Rechtssicherheitsinteresse legt. 
Nun haben wir aber gesehen, daß der Grund seines Urteils seine 
rein dualistische Staatauifassung ist. Daraus ergibt sich aber: 
die entscheidende Bewertung des objektiven Rechtssicherheits¬ 
interesses bei Krug usw. bedeutet gleichzeitig den Bruch mit dem 
dualistischen Staatsgedanken. Die Übereinstimmung ihrer Lehre 
mit der rechtlichen Wirklichkeit ist untrennbar verbunden mit 
ihrer Erkenntnis des Wesens des modernen Staates in der staat¬ 
lichen Einheit, die sich bei Grävell aus der Erkenntnis der politischen 
Organisation des konstitutionellen Staates, bei Jordan aus derjenigen 
der rechtlichen Organisation des Rechtsstaats, bei Welcker aber 
aus der Idee des Rechsstaats ergab. Daraus folgt aber, daß 
der Übergang der Widerstandsfrage von dem naturrechtlichen 
Denken in das staatsrechtliche abhängig war nicht nur von der 
Erkenntnis der Einartigkeit allen Rechtes x ), sondern auch von der 
klaren Überwindung der dualistischen Staatsauffassung. Das ent¬ 
spricht auch ganz dem organischen Entwicklungsprozeß der Wider¬ 
standslehre: in ihrer durch das naturrechtliche Denken überlieferten 
Form beruhte sie ganz auf dem Dualismus eines der Vergangen¬ 
heit angehörenden Staatslebens. Diese Überwindung der Wider¬ 
standslehre in ihrer historischen Form war daher nur möglich bei 
völliger Überwindung der dualistischen Staatsauffassung. 

Zur völligen Überwindung der dualistischen Staatsauffassung 
war damals das staatstheoretische Denken noch nicht gelangt. 
Deshalb finden wir die Widerstandslehre in ihrer alten Form nicht 
nur noch in dem naturrechtlich-politischen Schrifttum, sondern 
vor allem auch noch in der positiven Staatsrechtslehre. Und 

] ) Es darf nicht vergessen werden, daß diese auch dazugehört. Die 
Entscheidung von Fries ist nur zu verstehen aus der Vorstellung von der 
formellen Unfähigkeit des Rechts, eine allein aus sich selbst abzuleitende 
Entscheidung zu fordern. Das wird in interessanter Weise beleuchtet durch 
den Vergleich mit der, in anderer Hinsicht ein Gegenbeispiel zu derjenigen 
von Fries bildenden Lehre von Burckardt (vgl. oben S. 423). Burckardt 
ist der Erkenntnis der staatlichen Einheit näher gekommen, indem er die 
Revolution als „keineswegs innerhalb der Gränzen des Staatssystemes, sondern 
vielmehr außerhalb denselben“ liegend bezeichnet. Andererseits aber ver¬ 
kennt er wieder die Einartigkeit des Rechts, indem er doch einen „recht¬ 
lichen Grund“ für eine Revolution für möglich ansieht. 
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zwar sind es die angesehensten Autoritäten ihrer Zeit, die sich 
noch zu ihr bekennen. Klüber 1 ) sowohl wie Pölitz 2 ) vertreten 
die alte Widerstandslehre in ihrer typischen Form, die zumal 
bei letzterem in dem alten schon so lange vermoderten und ab¬ 
geschabten Phrasengewände sich besonders deutlich abhebt. Aber 

1 ) Johann Ludwig KlUber, Öffentliches Recht des deutschen Bundes 
und der Bundesstaaten 1817, § 190 (S. 291 f.): „Vermöge des Unterwerfungs¬ 
vertrags behält das Volk, der Inbegriff der Staatsbürger, außerhalb des 
Staatszweckes seine Selbständigkeit; und der Regent hat die Oberherrschaft 
nur unter der Bedingung pflichtmäßiger Wahl der Mittel zur Erreichung 
jenes Zweckes. Es kann also 1) das Volk von dem Regenten als bloßes 
Mittel für andere Zwecke (Tyranney, Sultanismus, Macchiaveilismus) nicht 
behandelt werden (Recht des gewaltsamen Widerstandes, jus resistcndi); und 
2> das Recht zu der Oberherrschaft kann, ohne gehörige Anwendung der 
Mittel zu dem Staatszweck, nicht bestehen. So oft das regierende Subjekt 
anders als dem Staatszweck gemäß denkt oder handelt, tut es solches als 
Mensch, nicht als Regent, und es steht ihm der Unterwerfungsvertrag ent¬ 
gegen. Unter allen Umständen ist die Erhaltung des Staates ein Recht und 
eine Pflicht, welchen, bei den Regierenden nicht weniger als bei den Re¬ 
gierten, alle andern weichen müssen. Aber willkührliche Widersetzung des 
Volkes gegen Verfügungen des Staatsoberhauptes wäre widerrechtlich; noch 
mehr willkührliche Regierungs-Entsetzung des Regenten von Seite des Volkes, 
einer Partei desselben, oder eines Dritten. Selbst im rechtmäßigen Fall 
ist die Heiligkeit der Person des Regenten zu unterscheiden von der Wider¬ 
rechtlichkeit seiner Handlung; so auch in Erbstaaten, das persönliche Recht 
des Regenten, und das Recht seiner Familie zur Regierung.“ Ebenso in 
den späteren Auflagen des Werkes und noch in der nach dem TodeKlübers 
1840 von K. E. Mörstadt besorgten 4. Auflage § 255 (S. 357 ff.) mit ausführ¬ 
lichen Literaturbelegen. 

2 ) K. H. L. Pölitz, Die Staatswissenschaften im Lichte unserer Zeit 
1. Teil 1823. II. Staats- und Staatenrecht § 33 (S. 218). Dem tyrannus 
titulo gegenüber ist immer Widerstand berechtigt: „ . . aber, wenn der 
rechtmäßige Regent selbst die Verfassung des Staates eigenmächtig und voll¬ 
ständig Umstürzen wollte, kann nicht der Gesamtheit des Volkes, sondern 
nur dessen rechtmäßigen Stellvertretern, wegen ihrer gleichmäßigen Teil¬ 
nahme an der gesetzgebenden Gewalt, das Recht zustehen, den Regenten an 
die thatsächliche Verletzung der Verfassung und an die Folgen derselben zu 
erinnern, sowie im äußersten Fall — dafern, aller Vorstellungen und Be¬ 
schwerden ungeachtet, die Verletzung der Verfassung fortdauerte und wenn 
die Verfassung auf keine andere rechtliche Weise gerettet werden könnte, — 
demselben den Gehorsam aufzukündigen, und den zwischen dem Regenten 
und dem Volke bestehenden Vertrag als aufgelöset zu betrachten.“ Darauf 
folgen die üblichen weiteren allgemeinen Einschränkungen, insbes. die Be¬ 
tonung der persönlichen Unverletzbarkeit des Fürsten. 
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auch K. S. Zachariae 1 ) quält sich noch bis 1839 mit dem Wider¬ 
standsiecht herum. Seine Ausführungen näher wiederzugeben, ver¬ 
lohnt wegen ihrer unglaublichen Unklarheit nicht der Mühe: auf 
der einen Seite muß er sich, da Revolutionen „in gewissen Fällen 
für rechtlich zulässig zu halten" sind, „für ihre Zulässigkeit un¬ 
bedingt erklären“; auf der anderen Seite erklärt er die Frage 
nicht für „eine Rechts- sondern eine Gewissensfrage“; dann wieder 
werden die Parteien in der Revolution nach Kriegsrecht behandelt, 
schließlich aber doch auch nach Strafrecht usw. Die Tatsache 
dieser Unklarheit ist auch allein für uns wichtig, denn sie zeigt, 
daß die Versuche, die Frage des Widerstandsrecht mit begriff¬ 
lichen juristischen Erwägungen zu erledigen, statt einfach aus 
dem Normenbestand des geltenden Rechts, noch immer nicht ver¬ 
schwunden waren. 

Die Zerfahrenheit, die wir in der Widerstandslehre dieser 
Zeit finden, ist das deutlichste Zeichen ihres Verfalls, ihres nahen 
Endes. Einen gewissen inneren Halt hatte die Lehre eigentlich 
nur noch in dem geschlossenen System L. v. Hallers *), weil dieses 
noch ganz auf dem Denken des alten Staates beruhte. Wenn 
Haller die Rechtsstellung des Fürsten nur so erklären kann, „daß 
er ein mächtiger unabhängiger Herr ist, der im Grunde nur seine 
Rechte ausübt, natürliche und vertragsmäßige Pflichten fordern 
kann, aber fremde Rechte nicht beleidigen soll“, so ist es nur 
ganz folgerichtig, daß, wenn er die Rechte des Volkes beleidigt, 
dieses ein Recht der Notwehr dagegen hat®). 


*) C. S. Zachariae, Vierzig Bücher vom Staat, Umarbeitung 1839 
(1. Aufl. 1820) Bd. 3 S. 91 ff. 

s ) Ludwig von Haller, Die Restauration der Staatswissenschaft oder 
Theorie des natürlich geselligen Zustandes der Chimäre des künstl ich 
bürgerlichen entgegengesetzt. Winterthur 1816—1820. 

3 ) Dio Widerstandslehre Hallers (a. a. 0. I cap. 15,410 ff.) ist so eng 
mit seinem ganzen System verwurzelt und in sich so ausführlich, daß eine 
eingehende Inhaltsangabe in kurzem unmöglich ist Sie dürfte aber durch 
Wiedergabe einiger besonders charakteristischer Stellen für unsere Zwec ke 
genügend gekennzeichnet sein: „Das zweite Mittel wider die Ungerechtigkeit 
oder den Mißbrauch der Gewalt ... ist der Widerstand, erlaubte Selbst¬ 
hülfe, d. h. .der Gebrauch des Verstandes und der eigenen Kräfte, welche 
Gott den Menschen nicht umsonst, sondern zu ihrem Schutz und z ur 
Handhabung seines Gesetzes gegeben hat“. „Auch liegt dieser Widerstand, 
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Alle Schriftsteller, die die Unhaltbarkeit der dualistischen 
Staatsauffassung erkannt hatten, hatten damit auch jeden Halt 
für eine staatsrechtliche Konstruktion des Widerstandsrechtes 
verloren. So kam K. S. Zachariae dahin, die rechtliche Berechtigung 
des Volkswiderstandes von seinem Erfolg 1 ), Hoffmann (1831) sie 
von der Beteiligung der Gesamtheit oder wenigstens der Mehrheit 
des Volkes abhängig zu machen 2 ), während Strombeck in seiner 

diese gerechte Selbstverteidigung, erlaubte Selbsthülfe, so tief in der Natur 
des Menschen und aller lebendigen Geschöpfe, daß sie ihnen durch keine 
Sophistereien und keine menschlichen Gesetze oder Einrichtungen je wird 
aufgehoben werden können. Es gilt aber dieses Befugniß, eben weil es 
eines göttlichen Ursprungs ist, überall und zu allen Zeiten, nicht nur in 
den außergeselligen Verhältnissen“. (414 f.) „Die gerechte Selbsthülfe ist 
nicht nur nach göttlichen und menschlichen Gesetzen, nach Vernunft und 
Erfahrung erlaubt, zum Schutz der Gerechten notwendig und nützlich: sie 
ist sogar gewissermaßen Pflicht und wurde zu allen Zeiten mit Recht als 
eine Tugend anerkannt, eben deswegen weil sie die Herrschaft des göttlichen 
Gesetzes handhabet und befördert“ (422 f.). Aus diesem Widerstands¬ 
recht des Einzelnen ergibt sich, als Hilfsrecht, das des Volkes, da der 
Einzelne nicht immer die Kraft zu seiner Ausübung hat. „Das Gesetz der 
Liebe fordert von den Menschen, einander zum Schutz der Gerechtigkeit 
beizustehen“. (425). Deshalb darf Jeder Hilfe anrufen. „Hinwieder ist 
auch jeder Mensch befugt, seines Gleichen zum Schutz der Gerechtigkeit 
Hilfe zu leisten, eben weil dieses nur die Handhabung oder Vollziehung 
eines göttlichen Gesetzes ist“. (427) „Die Natur hat von diesem Rechte 
der Nothwehr und Selbstverteidigung keine Ausnahmen gegen den Mächtigen 
gemacht, sondern nur seine Ausübung mit mehr Schwierigkeiten begleitet.“ 
Auch die bekannten Beispiele ständischen Widerstandsrechtes werden znm 
Beweise herangezogen. Endlich heißt es: „Den Kampf um gänzliche 
Befreiung von einem höheren Verbände, heißt man einen Abfall; er kann 
gerecht seyn, wonn entweder die Dienstbarkeit selbst nur auf gewaltsamer 
Unterjochung (ohne hinzugekommenen Vertrag) beruhte, oder wenn sie auch 
begründet war, doch durch schwere Beleidigung eigener Rechte ein hin¬ 
reichender Grund zum gerechten Kriege gegeben worden, als in welchem 
Fall man in dem Friedensvertrag nicht nur den früheren, sondern zur 
Sicherheit für die Zukunft auch einen bessern Zustand fordern darf . . . 
Der Abfall aber ist ungerecht und heißt Empörung oder Rebellion, wenn er 
ohne hinreichenden Grund, weder gegen die Existenz noch gegen die Aus¬ 
übung der Herrschaft, untreu und pflichtwidrig wird“. (II, 450 ff.). 

*) Zachariae a. a. 0. S. 93 ff. 

2 ) Ludwig Hoffmann, Die staatsbürgerlichen Garantieen oder über 
die wirksamsten Mittel, Throne gegen Empörungen und die Bürger in ihren 
Rechten zu sichern, 2. Aufl. 2. Bd. 1831 3. 252. „Ich halte jeden gewaltsamen 
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geschickten Schrift (1831) x ) eigentlich nichts anderes beweist, als 
daß im äußersten Falle einem bedrückten Volke tatsächlich nichts 
anderes bleibt als der Widerstand. Und nichts zeigt deutlicher, 
wie sehr die ganze Widerstandslehre mit dem Dualismus des 
älteren Staates zusammenhängt, als der — auch von Strombeck 
aufgenommene und ähnlich bei Rotteck wiederkehrende — Versuch 
von Pölitz, dem Gedanken des Widerstandsrechtes dadurch einen 
Schein von staatsrechtlichem Halt zu geben, daß seine Ausübung 
der Volksvertretung übertragen wurde. Denn als juristische Kon¬ 
struktion war das wohl möglich im ständischen Staat, wo die 
Körperschaft der Stände als Rechtssubjekt dem Fürsten gegen¬ 
überstand; ganz undenkbar aber ist es im konstitutionellen Staat, 
in dem Fürst wie Parlament nur Organe der einheitlichen Staats¬ 
gewalt sind mit fest umschriebenen Kompetenzen. Hier kann eben 
nur staatsrecntliche Organisation durch die positive Rechtssetzung 
helfen, nicht juristische Konstruktion — es sei denn, daß man 
andere Teile der staatlichen Wirklichkeit einfach außer acht ließe, 
um wenigstens der Einheit der Staatsgewalt gerecht zu werden 
mit Hilfe der Ideen Rousseaus. Daß beides nicht zu vereinigen 

Widerstand, jede Empörung, von der Gesamtheit oder der großen Mehrheit 
des Volkes bewirkt, und unmittelbar von ihr ausgegangen, schou bloß 
darum, weil sie erfolgten, gerechtfertigt. Denn sie beweisen, daß in der 
That Nothrecht vorhanden war“. Dann S. 253: „Das ist Recht, was bei 
allen Völkern, wenn auch nicht in geschriebenen Gesetzen, doch als Recht 
gilt; was die recta ratio, das Gefühl rechtlich gesinnter Menschen, die 
Volksstimme, durch welche Gott spricht, die lex Legum, dafür erkennt*. 

*) Friedrich Karl von Strombcck, Was ist Rechtens, wenn die oberste 
Staatsgewalt dem Zwecke des Staatsverbandes entgegenhandelt. 4. Aufl. 
Braunschweig 1832. Die Schrift zerfällt in zwei Teile, von denen der zweite 
Teil den sehr beachtenswerten, aber hier nicht interessierenden Vorschlag 
der Errichtung eines Bundesgerichts zum Schutze gegen landesherrliche Will¬ 
kür begründet. Der erste Teil beschränkt sich darauf, nacbzuweisen, daß 
anerkannte Autoritäten das Recht des Volkswiderstandes gelehrt haben, ins¬ 
besondere solche, die keinerlei demokratischer Neigungen verdächtigt werden 
konnten. So nutzt er vor allem die Lehre Hallers zu diesem Punkte, die 
er in extenso wiedergibt, äußerst geschickt aus. Er selbst setzt nur hinzu 
die Frage: „Was bliebe auch den Unterthanen über, wenn sie den Gehorsam 
einem Monarchen nicht auf kündigen dürften, der auf hörte ein Monarch zu 
sein usw. ? u (S. 16) und die Feststellung: „Auch haben von jenem Rechte zu 
allen Zeiten die Völker Gebrauch gemacht, und sie werden davon Gebrauch 
machen, so lange die Erde steht* (S. 17). 
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war, zeigte die letzte bedeutende Widerstandslehre, diejenige 
Bottecks. Bottecks Lehre stellt sich tatsächlich als der Versuch 
dar, die Lehren Bousseaus dem Staatsrecht des deutschen Staats¬ 
typus, der Monarchie, anzupassen. Die der staatlichen Wirklich¬ 
keit nicht mehr entsprechende dualistische Staatsanffassung war 
zwar mit der Konstruktion der volonte gönörale zu vermeiden. 
Unvereinbar mit ihr aber war die Idee der Monarchie. Um hier 
doch eine Vereinigung zu ermöglichen, konstruiert Kotteck zwei 
Organe des Gesamtwillens: ein natürliches, die „Majorität der Ver¬ 
einigten", und ein künstliches, die Begierung. Damit gelangt 
er aber unmittelbar zurück zur dualistischen Teilung der Staats¬ 
gewalt. Dis beiden Organe werden nämlich zu einer Einheit nur 
zusammengefaßt durch die Tatsache ihrer gemeinsamen Organ¬ 
eigenschaft, die Einheit besteht also, wie man es wohl am besten 
nennen würde, nur der politischen Zweckidee nach. „Aber zur 
juristischen Einheit, . . . werden sie niemals". „Vielmehr 
wird unbedingt gefordert, daß zwischen dem künstlichen Souverän 
und dem natürlichen Organ des Gesamtwillens, d. h. dem Volk 
(oder dessen Repräsentanten) eine Teilung der Macht bestehe, 
also eine Zweiheit der Personen stattfinde“. „Es ruht hiernach 
überall nur in dem künstlichen Organ und dem natürlichen 
zusammengenommen die Einheit oder Vollständigkeit der 
Staatsgewalt". „Keine künstliche Personifikation kann, ohne 
Zernichtung des Rechtszustandes solche Einheit für sich bean¬ 
spruchen 1 )". So hat Rotteck mit seinem Versuch, die Lehre 
Ronsseans der konstitutionellen Monarchie anzupassen, nichts 
anderes erreicht, als daß er die Grundgedanken des ständischen 
Staates in die Terminologie Rousseaus gebracht hat. Die Wider¬ 
standslehre, die er auf dieser Grundlage aufbaute, konnte daher, 
trotz aller Besonderheiten ihrer Terminologie, keine andere sein, 
als dieselbe stereotype, uralte, die wir bei Klüber und Pölitz 
gefunden hatten. Mit letzterem hatte er denn auch gemein den 
Versuch, nach Analogie des ständischen Staates, die Zuständig¬ 
keit zur Ausübung des Widerstandsrechtes zunächst als eine solche 
der Volksvertretung zu konstruieren 2 ). Ebenfalls nur eine Wieder- 

*) Carl von Rottcck, Lehrbuch des Vernunftsrechts und der Staats¬ 
wissenschaften 2. Bd. 1830 § 26 (S. 102 f). 

2 ) ebenda § 27 (S. 106) Die Gesamtheit kann von ihrem Recht, den 
Woliendorff, Staatsrecht und Naturrecht 29 
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holung der uralten Gedanken der Widerstandslehre ist es auch, 
daß er den Widerstand wegen Verletzung der Rechte Einzelner 
nur dann für berechtigt ansieht, „wenn eine Appellation an die 
Gesamtheit . . . Tätlich, ja für diese selbst wohlthätig erscheinen 
mag 1 ) a . Und wenn er die Frage der Berechtigung des Wider¬ 
standes scheidet nach zwei Gesichtspunkten: „von wem kömmt 
der Befehl“ und „welches ist sein Inhalt oder Gegenstand“, 
so zeigt, nähere Betrachtung, daß hinter dieser scheinbar 
originellen juristischen Distinktion nicht das geringste andere 
steckt als die uralte Scheidung zwischen der tyrannis titulo und 
usu 2 ). Auf weitere Einzelheiten einzugehen lohnt danach nicht 
mehr; es genügt die Feststellung, daß auch die letzte bedeutendere 
Widerstandslehre, die den deutschen Revolutionen ihr rechtliches 
Rüstzeug zu liefern von der Geschichte bestimmt war, nichts 
anderes gab als einen Aufguß der, ihres inneren Gehalts beraubten, 
Äußerlichkeiten der monarchomachischen Lehre mit zeitgemäßeren 
Redeformen. 

Als wissenschaftliche Lehre ging der Widerstandsgedanke un¬ 
aufhaltsam seinem Ende entgegen. Rottecks Lehre ist nur ein 
Beispiel dafür. Und nur ein Gegenbeispiel ist die letzte, dem 
Gedanken gewidmete Monographie, die einen erfrischenden 
Dilettantismus munter mit dem abgehetzten Problem experimen¬ 
tierend zeigt. Überzeugt auf Rousseau auf bauend — die innere 
Logik dessen ganzer Lehre natürlich unbedenklich durch Konstruktion 
eines Herrschaftsvertrages im entscheidenden Punkte vernichtend 
— lehrt der Studiosus der Rechte Friedrich Wilhelm Ludwig 
Röpcke 1832 ein unbeschränktes Revolutionsrecht des Volkes*). 
„Mit Beziehung auf die von dem Herrn Geh. Rath von Strombeck 

Titel der Befehlsgewalt nachzupröfen „nur alldort einen unbedenklichen 
und ordnungsmäßigen Gebrauch machen, wo sie ein zuverlässiges, con- 
stitutionellcs Organ, eine ächte Volksrepräsentation besitzt“. 

*) ebenda § 29 (S. 112). 

ebenda § 27 (S. 104 ff. Die dritte Frage, die er hinzufügt: „ist es 
ein wirklicher Befehl“, will (S. 106 f). Form und Inhalt des Befehls nach 
ihrer Rechtmäßigkeit prüfen, ist also ganz (nicht nur, soweit sie den Inhalt 
betrifft, was Kotteck selbst anerkennt) nur ein Teil der Frage nach der 
Rechtmäßigkeit des eicercitium. 

*) Fr. W. L. Röpcke, Staat und Regierung. Aus dem Gesichts¬ 
punkte des Naturrechts mit Beziehung nsw. Braunschweig 1831. 
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verfaßte Schrift“, kommt diese unter dem Eindruck der „sturm¬ 
bewegten Zeit“ entstandene, als Zeitdokument durchaus nicht un¬ 
interessante, Abhandlung unbekümmert um alle Probleme, die sich 
aus dem Vorhandensein einer staatlichen Rechtsordnung ergeben 
könnten 1 ), zu dem Resultat: 1. Das Volk hat stets das Recht, 
dem Regenten d$n Gehorsam aufzusagen, sowie auch, die Ver¬ 
fassung eines Staates zu ändern, 2. Diese Lehre ist nicht im 
mindesten staatsgefährlich; denn der Einzelne als solcher hat 
keinen Anteil an jenem Rechte. Das Volk als Ganzes wird aber 
nur aus praktischer Notwendigkeit von dem Rechte Gebrauch 
machen“. Diese jugendliche Solostimme hebt nur den Gesamt¬ 
eindruck der Eintönigkeit, mit der die ersterbende Widerstands¬ 
lehre im übrigen immer und immer wieder die Litanei der vor 
drei Jahrhunderten geprägten Formeln zum Vortrag brachte. 

Diese ewige Wiederholung der stereotyp gewordenen uralten Lehr¬ 
sätze der Widerstandslehre im dritten und vierten Jahrzehnt des neun¬ 
zehnten Jahrhunderts ist wohl kaum etwas anderes als die Folge ihrer 
inneren Haltlosigkeit nach ihrer definitiven Entfernung von ihren alten 
positivrechtlichen Anhaltspunkten. Auch an der Erkenntnis dieser 
Tatsache fehlte es nicht. Sie zeigt sich positiv in dem höchst 
interessanten Versuch der Tübinger Juristenfakultät 1839, in dem 
Gutachten über die hannöversche Verfassungsfrage die ganze Materie 
der rechtlichen Schranken der Herrschergewalt, des „verfassungs¬ 
mäßigen Gehorsams“ und des Widerstandsrechts zu systematisieren 
auf Grund einer eingehenden historischen Entwicklung der Rechts- 


’) Charakteristisch und amüsant ist z. B. die Auseinandersetzung 
a. a. 0. S. 49 ff., die das Recht des Volkes zu beliebiger Verfassungsänderung 
begründet mit einer demonstratio ad absurdum gegen Strombeck: „Wollen 
wir nämlich mit Hrn. G. R. v. Strom beck behaupten, daß die Staatsbürger 
nur alsdann berechtigt seien, eine Verbesserung der Verfassung zu verlangen, 
wenn der Regent dem Zwecke des Staats entgegen handle, wenn also nament¬ 
lich der constitutioneile Monarch die Grundsätze der Constitution verletze, 
so müssen wir zu der sonderbaren Folgerung kommen, daß das Volk, wenn 
es nicht offenbar' seinen Zweck, sein Wohl ganz aufgeben wolle, unter ge¬ 
wissen Umständen nichts sehnlicher wünschen müsse, als dqß der Regent 
einmal der Verfassung entgegen handle“. Denn dann gibt sich Gelegenheit, 
die Verfassung auf rechtlichem Wege zu ändern. „Es wäre das größte Un¬ 
glück für das Volk, wenn es einen Regenten hätte, welcher des Volkes 
Glück wünscht, indem er die bestehende Verfassung achtet“. 

29* 
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sätze aus dem älteren deutschen Staatsrecht 1 ). Negativ offenbarte 
sich dieselbe Erkenntnis in dem Bewußtsein der Haltlosigkeit der 
von jenen Grundlagen losgelösten Widerstandslehre, wie sie mit 
völliger Deutlichkeit zutage trat in der „allgemeinen Revision der 

l ) Rechtsgutachten der Juristenfakultät Tübingen v. 26. 1. 1839> 
(Gatachten der Juristen-Fakult&ten in Heidelberg, Jena und Tübingen, die 
hannoversche Verfassungsfrage betreffend, her. v. Dahlmann, 1839, 131 ff.). 
Das Gutachten geht aus von einer ausführlichen rechtsgeschichtlichen Dar- 
Stellung der „sog. landständischen Verfassung“ (a. a. 0.273 ff.), # in derea 
Mittelpunkt es die Schilderung des Lüneburgischen Rechts stellt, um damit 
die Repräfcontationsbefugnis der Landständc (279) und mit dieser wieder, in 
Verbindung mit den typischen Zuständigkeiten der Stände (280 ff.), für die 
Verfassungen des 19. Jahrhunderts den „Beweis ihres Zusammenhanges mit 
vorangegangenen Zuständen“ zu erbringen, für die „auch der geschichtliche 
Entwicklungsgang der deutschen Staatsverhältnisse überhaupt“ spreche, „bei 
deren Reform man sich in der Regel niemals ganz von der Vergangenheit 
getrennt hat“ (285). Hinsichtlich des daraus sich ergebenden Grundsatzes 
der rechtlichen Beschränkung der Herrschergewalt haben nun zwar die 
heutigen Verfassungen „weniger Bürgschaften für sich, als die älteren, welche, 
gestützt auf eigentliche Stände, insbesondere auf eine Anzahl vielfach selbst¬ 
ständiger Korporationen, ohne deren freiwillige Beihilfe nichts Erhebliches, 
ausgeführt werden konnte, den Landesherrn von selbst in einer gewissen 
Abhängigkeit erhielten“ (298). „Dennoch können die Unterthanen eines 
verfassungsmäßigen Staates gegenüber von dem Inhaber der Regierungsgewalt 
nicht als völlig schutzlos angesehen worden; vielmehr sind es die Staats¬ 
diener, welche ebenso, wie die alten Ministerialen, ihnen in gewisser Be¬ 
ziehung schützend zur Seite zu stehon haben“ (299). Der staatsbürgerliche 
Gehorsam „ist keine unbedingte, sondern eine durch die Verfassung bedingte 
Pflicht (verfassungsmäßiger Gehorsam)“ (300). Daraus folgt, daß die Unter¬ 
tanen zum Widerstand berechtigt sind, wenn „gegen die Verfassung oder 
offenbare Gesetze (contra jus in thesi darum), wodurch die regierende Macht 
selbst ihre Bestimmung erhält, gehandelt worden, u und „der Regent, wenn 
er den in der Verfassung und in bestimmten Gesetzen des Staates über¬ 
nommenen Verbindlichkeiten entgegenhandelt, in Beziehung auf diejenige* 
Handlung, wodurch er diese Verletzung begeht, aufhört Regent zu seyn, 
wenn er gleich bei anderen rechtmäßigen Handlungen wieder als Oberhaupt 
des Staats anerkannt und geachtet werden muß u (305). — Für das Gut¬ 
achten stand nur die Frage des individuellen Widerstandsrechtes zur Erörterung, 
sodaß wir leider für die Rechtsansicht der Fakultät über die Frage des 
Volkswiderstandsrechtes auf Vermutungen angewiesen sind. Diese müssen 
allerdings dahin gehen, daß sie ein solches nicht, wenigstens bedingungslos, 
geleugnet haben würde. Das Gutachten führt nämlich später (315) unter 
Billigung — wenn auch für den casus Irrealis — den Satz Mohls an: 

„Der Bürger in einem Rechtsstaate ist nur verfassungsmäßigen Ge- 
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Lehren und Meinungen über diesen Gegenstand“, die 1832 noch 
«inmal von Fr. Murhard unternommen wurde 1 ). 

Auf 390 Seiten reiht Murhard die Inhaltsangaben der wichtigsten 
Widerstandslehren von den Monarchomachen bis in seine Tage 
aneinander 2 ), indem er überall seine prinzipielle Billigung des 
allgemeinen Kechtsgedankens der Befugnis des Volkes zum Wider¬ 
stand gegen unrechtmäßige Ausübung der Staatsgewalt klar zu 
Tage treten läßt. Sobald er sich aber auf dieser Grundlage dem 
Versuch einer dogmatischen Entscheidung zuwendet, hört alle 
Klarheit auf, und zwar nicht sowohl, weil es ihm an klarer recht¬ 
licher Beurteilung fehlt, sondern gerade, weil er einen offenen 
Blick für die rechtliche Wirklichkeit hat. So geht er ganz richtig 

horsam schuldig, und sind die ruhigen gesetzlichen Mittel gegen Unrecht 
erschöpft oder von der Gewalt verschlossen, so mag er auch, allein oder 
gemeinschaftlich mit anderen, ebenfalls Bedrohten, zum offenen 
Widerstand schreiten. 14 
und sagt dann weiter (316) selbst: 

„Obschon daher ein Fürst aufhört, der Repräsentant des Staates zu 
sejn, wenn er dessen Verfassung zerstört oder mit ganzer Macht den 
Untergang derselben befördert, so darf doch ein Volk so wenig äls ein 
Einzelner im Falle bedrohetcr oder verletzter Rechte sogleich zur äußersten 
Wehr sich setzen, sondern . . . u (folgen die leniora tentanda). 

Danach scheint es, als ob die Fakultät nicht nur daran dachte, daß, je nach 
der Art der Rechtsverletzung, das individuelle Widerstandsrecbt in der 
faktischen Anhäufung der Fälle praktisch auf ein Volks widerstandsrecht heraus¬ 
kommen könne, sondern auch ein Volkswiderstandsrecht als ein das individuelle 
Widerstandsrecht ergänzendes, aus dessen gedanklichen Grundlagen sich er¬ 
gebendes Rechtsinstitut angesehen habe. Vgl. auch unten S. 455 Anui. 1. 

1 ) Friedrich Murhard, Über Widerstand, Empörung und Zwangsübung 
der Staatsbürger gegen die bestehende Staatsgewalt in sittlicher und recht¬ 
licher Beziehung. — Allgemeine Revision der Lehren und Meinungen über 
diesen Gegenstand. Braunschweig 1832. 

2 ) „Eine fleißige, allein geistlose Zusammenstellung der Literatur über 
die Gehorsamsfrage und mehr eine Sammlung von Auszügen, als eine Ver¬ 
arbeitung zu einem Ganzen 44 sagte schon Mo hl (Gesch. u. Lit. d. StaatsW., I, 
334). Das ist dahin zu ergänzen, daß hinsichtlich der älteren Literatur — 
vor Mitte des 18. Jahrhunderts — Murhard offenbar nur aus zweiter Hand 
geschöpft hat, hinsichtlich der neueren seihe Auszüge nach Wortlaut und 
Ortsangabe oft ungenau und dem Inhalt nach oft unzuverlässig sind, trotz 
korrekten Abdruckes, weil der Zusammenhang mit anderen Sätzen des betr. 
Schriftstellers nicht berücksichtigt ist. Auch sind die Lehren nicht an¬ 
nähernd vollzählig angegeben. 


Digitized by 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Digitized by 


454 


davon aus, daß die Frage des Widerstandsrechtes eine „im all¬ 
gemeinen und ganz abgesehen von bestimmten Verhältnissen gar 
nicht zu beantwortende Frage“ sei 1 ). Ebenso richtig findet er 
ferner, daß ein Widerstandsrecht des Volkes logisch einwandsfrei 
nur zu begründen sei in einem Staate, der nach dem Rezept des 
Rousseauschen Contrat social organisiert sei, wie es in kleinen un¬ 
mittelbaren Demokratien wohl zu denken sei 2 ). Für alle anderen 
Modalitäten aber wird Murhard der Schwierigkeiten nicht Herr, 
freilich, ohne das klar zu erkennen. Für die „Despotie“ sucht er 
sich zu helfen mit dem in jener Zeit auch sonst gerne verwandten 
Gedanken 3 ), daß in ihr überhaupt nur ein Natur-, nicht ein Rechts¬ 
zustand bestehe. Für andere Staaten tastet er hin und her zwischen 
den Gedanken der alten konstitutionellen Theorie vom nur ver¬ 
fassungsmäßigen Gehorsam*) und dem, freilich nicht ausdrücklich 
mit der Vertragsidee begründeten, Gedanken der obligatio sub 
conditione ®). So sucht er vergebens nach einem Halt in der recht¬ 
lichen Wirklichkeit, um sich schließlich — in offenbarem Gefühl 
für die Untauglichkeit seiner wissenschaftlichen Mittel — aus dem 
Dilemma zu retten mit einem Wechsel auf die Zukunft. „Die 
Aufgabe des Staatsrechts wird die seyn, das Widerstands- und 
Zwangsrecht der Regierten gegen die Regierer in eine zweckmäßige 
rechtliche Form zu bringen, damit nimmer regellose Willkür ein¬ 
trete und Anarchismus zum Nachtheil der gesetzmäßigen Ordnung 
Raum gewinne.“ Dieser Wechsel ist nicht eingelöst worden, denn 
der Versuch der Erfüllung jener Aufgabe „in einem besonderen 
Werke“, den Murhard in Aussicht stellte, ist unterblieben. So 
ist seine geschichtliche Zusammenstellung zum Epitaphium der 
Widerstandslehre geworden, das sie sich selbst gesetzt hat. 


*) Murhard, a. a. 0. 398. 2 ) ebenda 400 ff. 

3 ) Vgl. z. B. fttr die Gedankeng&ngc der 48 er in „Teutsche Revolution“, 
Gesammelte Flugschriften von K. Heinzen. Bern 1847, S. 514 ff. den Aufsatz 
„Der gesetzliche Weg in ungesetzlichen Staaten“. 

4 ) Murhard a. a. 0. 398 f. 

5 ) ebenda S. 404: „Daß Gehorsam vom Volke vernünftiger und recht¬ 
licher Weise nur conditionalitcr verlangt werden kann, so daß der Regent 
selbst, wenn er die Bedingungen nicht erfüllt, unter denen das Volk zum 
Gehorsam gegen ihn verpflichtet ist, letzteres des ihm schuldigen Gehorsams 
entbindet.“ 
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Aber nur die wissenschaftliche Lehre vom Volkswiderstands- 
recht war zu Grabe getragen. Auf der einen Seite lebte in der 
Wissenschaft mit der Lehre vom verfassungsmäßigen Gehorsam 
die von dem individuellen Widerstandsrecht weiter 1 ), deren sedes 
materiae heute das Strafrecht ist. Auf der andern Seite sollte 
der rechtliche und politische Gedanke selbst von der Berechtigung 


2 ) Diese Lehre, deren Hauptvertreter Mohl ist, ist staats- und rechts- 
theoretisch von der Volkswiderstandslehre grundverschieden, h&ngt aber 
1. in ihrer Begründung dogmengeschichtlich mit jener zusammen und 
berührt sich 2. auch im Ergebnis sehr nahe mit ihr. 

1. Die Begründung der Lehre vom individuellen Widerstandsrecht gibt ! 
Mohl wie folgt: „Der oberste Grundsatz jedes Staatsbürgerrechts muß der , 
seyn, daß der Bürger zwar verfassungsmäßigen Gehorsam den Behörden 
schuldig ist, aber auch nur verfassungsmäßigen Gehorsam. Befehle, j 
welche ihm eine Verletzung dieses Rechts und dieser Pflicht zumuthen, sind 1 
— von wem, und in welcher Form sie auch erlassen seyn mögen — null 
und nichtig, und ihre Befolgung nicht nur nicht Pflicht, sondern sogar ein j 
Verbrechen gegen den Staat. — Damit ist nun aber keineswegs gesagt, j 
daß der Staatsbürger, im Falle ihm etwas verfassungswidriges befohlen 
wird, das Recht habe, alsbald sich diesem Befehle thätlich zu widersetzen. 

Er wird vielmehr schuldig seyn, erst allen unter den gegebenen Umständen 
möglichen Vorstellungen und womöglich Beschwerden bei höheren Behörden 
vorzubringen. Führen diese Mittel nicht zum Ziele, so hat er nun erst dem , 
gesetzwidrigen Befehle eine ruhige, negative Verweigerung des Gehorsams 
entgegenzusetzen. — Würde sich der Befehlende so weit vergessen, daß er 
durch positive Gewalt, und ohne Rücksicht auf das ausgesprochene Ver¬ 
langen, Recurs an die höhere Behörde ergreifen zu wollen, augenblicklieh 
dem Unrechten Befehle Gehorsam zu verschaffen suchte, stünde somit dem 
Bedrohten eine unmittelbare und nicht anders mehr abzuweisende Rechts¬ 
verletzung bevor, so dürfte er auch zum thätigen Widerstand schreiten. 

Er ist zur Selbstverteidigung genötigt.“ (R. Mohl, Das Staatsrecht des 
Königreichs Württemberg 1829, I, 280 ff; auch 2. Aufl. 1840,1, 324). Vgl. 
auch die Ausführungen des Tübinger Gutachtens von 1839 (a. a. 0. 800), 
das die gleiche Ansicht vertritt und weitere Literatur anführt. 

2. Es hängt eigentlich nur von der Art der Verfassungsverletzung ab, 
ob in praxi aus dem individuellen Widerstandsrecht ein kollektives wird. 

So deutet Mohl einmal (St.R. d.JK.R. Württemberg I, 283) die prinzipielle 
rechtliche Möglichkeit an, „daß zu einem allgemeinen positiven Wider« 
stände geschritten werden müsse“ und stellt an anderer Stelle den Wider« 
stand „gemeinschaftlich mit andern“ (System der Präventiv-Justiz oder 
Rechts-Polizei 1834, 126) ausdrücklich als eine Art des individuellen Wider« 
standsrechtes fest. Auch hierin folgt ihm das Tübinger Gutachten* 
(Vgl. oben S. 452 Anin. 1). 
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des Volkswiderstandes nun erst in Deutschland zu lebender Kraft 
erwachen. Diese erwies sich hier so wenig haltbar als in der Wissen¬ 
schaft. Die Revolution von 1848 war von ihren geistigen 
Führern gedacht als die Anwendung und Vollstreckung jener 
Lehren, die wir kennen gelernt haben. Waren doch die Lehren 
von Klüber und Rotteck noch 1840 von neuem verkündet worden 1 ). 
Die politischen Postulate, die politischen Theorien, von denen 
die revolutionären Liberalen, besonders in Süddeutschland, aus¬ 
gingen, entsprachen durchaus den theoretischen Lehren vom 
Widerstandsrecht, die die deutsche Wissenschaft gepflegt hatte, 
— und das waren im Grunde immer noch dieselben, von denen 
die kalvinistischen Monarchomachen drei Jahrhunderte früher 
ausgegangen waren. Die Freiheit des Glaubens war der Aus¬ 
gangspunkt jener gewesen; die geistige Freiheit in ihrer weiteren 
Konsequenz, das Recht der freien cffentlichen Meinungsäußerung 
(Preß-, Vereins-, Versammlungsfreiheit), war der Ausgangspunkt 
nicht nur der wichtigsten Widerstandslehren aus den ersten Jahr¬ 
zehnten des 19. Jahrhunderts, sondern auch der Ideen der 
revolutionären Liberalen von 1848. In der ersten Nummer der 
von Struve, Hecker, Herwegh, Blum, Jacoby u. A. herausgegebenen 
Deutschen Volkszeitung 1 ) wird es als erste und wichtigste der 
„unerläßlichen Bedingungen“ der sittliche^ Ordnung des Staates 
bezeichnet: „daß Gedanken und Überzeugungen sich in Rede und 
Schrift mit voller Freiheit geltend machen können“ und in den 
Volksversammlungen in Offenburg, Heidelberg und Freiburg im 
März 1848 stehen immer diese Forderungen im Vordergründe, die 
nur weitere Ausbildungen der alten Postulate des 16. Jahrhunderts 
sind. Und auch die Begründung dieser Freiheitsrechte, wie des zu 
ihrem Schutze in Anspruch genommenen Widerstandsrechtes, ist 
ganz die alte geblieben: Volkssouveränität und die Bedingtheit des 
Herrscherreclite^ durch den Staatszweck. Der Staat — so heißt es 
in der „Volkszeitung“ — ist „die organisierte souveräne,, pes^mt- 
heit des Volkes“ und die Fürsten sind „Beamtete des Volkes für 

. J ) 1840 wiederholte die zweite Auflage von Bottecks Lehrbuch des 
Vernunftrechts dessen Widerstandslehre und die 1840 von, Mörstadt 
besorgte 4. Auflage von Kl übers Staatsrecht des deutschen Bundes die Lehr- 
s&tze Klübcrs, denen, wie aus sehr umfangreichen, z. T. recht interessanten 
Zusätzen sich ergibt (360 f.) noch große Bedeutung beigelegt wurde,. 
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bestimmte Staatszwecke 1 2 ).“ Deshalb ist — wie der „Norddeutsche 
Kourier*)“ schreibt — die Nation bestimmt, zwischen den König und 
„die Majestät ihrer Vertreter“ in deren Konflikt als über beiden 
stehender Vermittler zu treten, „denn jene Mächte sind nur durch 
sie, und sie ist bestimmt, den Konflikt, wenn nicht anders zu 
lösen, blutig auszukämpfen.“ Und die „Lokomotive 3 )“ sieht den 
Souverän in dem „in der Revolution endlich kund gewordenen 
“Willen des Volkes.“ Das war alles, was nach Jahrhunderte 
langer Arbeit die Widerstandslehre der Praxis des Volks Wider¬ 
standes an geistigem Rüstzeug zu liefern vermochte. Genau das, 
was vor 3 Jahrhunderten die Monarchomachen bereits vorgefunden 
hatten: Volkssouveränität. Alles, was sie und die in ihren 
Spuren gehenden dazu getan hatten an staatsrechtlichem Denken, 
war wieder abgefallen, die Widerstandsidee hatte alles staats¬ 
rechtliche Leben, das man in drei Jahrhunderten ihr zu geben 
versucht hatte, wieder verloren. 

Die Revolution von 1848, ihre geistigen Begleiterscheinungen 
und Folgen waren nur die praktische Bestätigung dafür, daß der 
Rechtsgedanke des Widerstandsrechtes innerlich tot war. Es war 
«ine gewisse moralische Stärke der vormärzlichen revolutionären 
Bewegung, daß sie weniger auf materiellen Rechtsbedürfnissen der 
Masse, als auf ideellen der Gebildeten beruhte. Damit war aber 
ihre gedankliche Fundierung eine gekünstelte und deshalb nicht 
nur politisch sondern auch rechtlich schwache. Wie deshalb die 
Bewegung im Sande verlief, so zog sie auch die staatsrechtlichen 
Theorien, die sich mit ihr verbunden hatten, mit in die Versandung, 
aus der sie sich nicht mehr zu erheben vermochten. Beide sind 
in der Erinnerung der folgenden Zeit nur haften geblieben als 
Donquichoterieen — und das waren sie auch, im tieferen Sinne. 
So ist von da ab die Frage nach der Berechtigung des Volks¬ 
widerstandes mit einem Schlage aus dem Staatsrecht verschwunden. 
Rotteck hatte noch ein vollständiges Recht des Volkswiderstandes 
gelehrt, Welcher war wegen seiner Ansichten zum Gegenstände 
der preußischen Kriminaljustiz geworden 4 ), Mohls Lehre vom 

1 ) „Deutsche Volkszeitung“ 26. 3. 1848. 

2 ) „Norddeutscher Couricr“Nr. 13, 15. 11. 1848. 

3 ) „Lokomotive“ Nr. 139. S. 555; vgl. auch Nr. 151 S. 602. 

*) Vgl. Treitschke III, 437. 
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individuellen Widerstandsrecht war im Ergebnis der alten Volks¬ 
widerstandslehre sehr nahe gekommen 1 ), und die Professoren der 
Tübinger Juristenfakultät hatten sich in der Hannoverschen 
Verfassungsfrage ganz zu dem gleichen Ergebnis bekannt aus 
i der Erkenntnis, daß es sich hier um eine Institution alten 
1 deutschen Verfassungsrechts handle 2 ). Ihr späterer badischer Kollege 
Blnntschli, dem niemand Mangel an Idealismus und Liberalismus 
vorwerfen kann, spricht zwar immerhin noch von einem „Not- 
recht der Regierten“ 3 ), verweigert aber die rechtliche Entscheidung 
der Frage nach der Berechtigung des Volks Widerstandes als außer¬ 
halb des Staatsrechts liegend. Das ist das Schlußwort der 
Staatsrechtswissenschaft zur Widerstandslehre. 


IX. Das Problem des Widerstandsrechts im 
modernen Staatsrecht 

„Das Staatsrecht kann die äußersten Fälle nicht vvegleugnen, 
aber ebensowenig normieren.“ Dies kluge Wort Bluntschlis zur 
Frage des Widerstandsrechtes enthält die Erkenntnis, über die 
die Staatsrechtslehre seitdem nicht hinausgekommen ist, und über 
die sie auch nicht hinauskommen kann. Die Unvereinbarkeit 
eines Widerstandsrechtes des Volkes mit den Grundsätzen des 
positiven Staatsrechts wird in der deutschen Staatsrechtslehre nicht 
bezweifelt. Mit Recht. Aber ganz so selbstverständlich, wie es 
bei uns regelmäßig angenommen wird, ist diese Entscheidung 
doch nicht. 

Die Frage ist — das darf nicht übersehen werden — nicht 

’) Vgl. oben 452 Anm. 1. — Daß aus dem Tübinger Gutachten 
nicht nur — selbst ohne mala fides — die Anerkennung eines Volks¬ 
widerstandsrechtes herausgelesen werden konnte, sondern tats&chlich auch 
von den politischen Gegnern herausgelesen worden ist, beweist die Denun¬ 
ziation Hannovers beim Bundestage, „dieses Gutachten enthalte eine förm¬ 
liche Theorie des Rechts der Revolution, der Verteidigung des Aufruhrs und 
der Verschwörung.“ (K. Biedermann, Fünfundzwanzig Jahre deutschor 
Geschichte II, 279). 

a ) oben 455 Anm. 1. 

s ) Bluntschli, Staatsrecht 574. 
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sowohl die, ob ein Volkswiderstand gegen einzelne Normen der 
geltenden deutschen Reichs- und Landesrechtsordnung, z. B. 
§§ 113 ff, 124 ff, RStGB verstößt, denn diese Frage beantwortet 
sich von selbst. Vielmehr ist die Frage die, ob nicht der durch 
rechtswidrige Ausübung der Staatsgewalt hervorgerufene Wider¬ 
stand, nicht einer mehr oder minder großen Zahl von Einzelnen, 
sondern der Gesamtheit des Volkes oder seiner Majorität, gerichtet 
nicht gegen einzelne Handlungen von Exekutivorganen, sondern 
schlechthin — um uns mit einem politischen Ausdruck zu 
begnügen — gegen die Regierung, einen staatsrechtlich so besonders 
gearteteten Tatbestand bildet, daß sich daraus schon die Unmöglich¬ 
keit seiner Subsumtion unter die allgemeinen Verbotsnormen ergibt. 
Diese Auffassung liegt keineswegs so außerhalb aller rechtlichen 
Vernunft, wie das der uns geläufigen Vorstellung entspricht. 
Z. B. könnte man bei Ermittlung der Grundsätze eines allgemeinen 
europäischen Staatsrechtes nicht sagen, daß jene Auffassung un¬ 
bedingt mit diesen unvereinbar wäre. Ob sie dort als Ausnahme 
oder vielmehr als Regel anzusehen wäre, haben wir nicht zu 
untersuchen. Es genügt festzustellen, daß sie noch vorhanden 
ist. Und zwar ist sie vorhanden — das ist sehr interessant — 
besonders in Staaten, deren Staatsrecht die alte dualistische 
Staatsauffassung, die ja rudimentär im modernen Staatsrecht ganz 
allgemein noch vorhanden ist, besonders stark fortleben läßt in 
dem Rechtsprinzip, daß die Staatsgewalt ihrem Wesen nach 
rechtlich beschränkt ist durch die ihr entgegen stehenden ur¬ 
sprünglichen Menschenrechte. 

In zweierlei Form hat sich der Gedanke einer rechtlichen 
Möglichkeit der Beseitigung der Autorität des Trägers der Staats¬ 
gewalt im modernen Staatsrecht erhalten. Die eine stellt nur 
die Beendigung dieser Autorität, die andere ausdrücklich die Be¬ 
rechtigung des Volkswiderstandes fest. 

Die erste Form ist die des rechtlich erzwungenen oder 
fingierten Thron Verzichtes. So sieht z. B. das dänische Staatsrecht, 
das auch von der beherrschenden Bedeutung der Freiheitsrechte 
ausgeht 1 ), es als geradezu selbstverständlich an, daß der König 


l ) Goos and Hansen, das Staatsrecht des Königsreichs Dänemark 
(Das öffentliche Recht der Gegenwart XX) 1913, 35. 
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durch Verletzung gewisser verfassungsrechtlicher Bestimmungen, 
obwohl er die höchste Gewalt im Staate darstellt *), seiner Rechts¬ 
stellung verlustig gehe 2 ). Das entspricht ganz der alten Widerstands¬ 
lehre, mit der auch die — für das dänische Recht übrigens nicht 
unbestrittene —Lehre nicht im Widerspruch steht, daß in jenem 
Fall die Krone an den nächsten Thronberechtigten übergehe. 
Dieses, im Staatsrecht einer ganzen Reihe von Ländern begegnende, 
Rechteinstitut der stillschweigenden Abdankung 8 ) ist auch ge¬ 
schichtlich nichts anderes als ein Rest jener Einrichtungen des 
ständischen Staatsrechtes, in deren Komplex das Widerstandsrecht 
seine historische Wurzel hat. Das Zeigt sich ganz klar im 
englischen Recht, dessen entsprechende Verfassungsgrundsätze noch 
heute über Blackstone auf den Parlamentsbeschluß über die Ab¬ 
setzung Jakobs II. zurückgehen *). 

In ausgeprägterer und allgemeinerer Form wird der Grundsatz 
des Widerstandsrechts für das französische Staatsrecht aufrecht 
erhalten von den angesehensten Rechtslehrern, und zwar — was 
für uns besonders wichtig ist — ganz unabhängig von der positiv¬ 
rechtlichen Bestimmung in der Erklärung von 1789 4 ). Wir 

1 ) Dänische Verfassung § 11: „Der König h&t mit den in diesem 
-Grundgesetze festgestellten Beschränkungen die höchste Gewalt im Reiche“'. 

2 ) Goos und Hansen 47. 

8 ) Einzelheiten gehören nicht hierher. DiPse vgl. bei H. v. Frisch, 
Der Thronverzicht 1706, 87 ff. 

4 ) Frisch 87. — Es ist hier jedoch ;u beachten, daß die in betracht 
kommenden Grundsätze des englischen Verfassupgsrechts zwar das Beispiel 
eines Absetzungsrechtes im heutigen positiven Staatsrecht geben, nicht als 
Beispiel eines Absetzungsrechtes im System des modernen Staatsrechts an¬ 
gesehen werden können. Denn sie beruhen ganz auf der Eigenart des 
englischen Staatsrechts, das, wegen der fehlenden Entwicklungsstufe des 
absoluten Polizeistaats, nie zu der kontinentalen völligen Trennung des 
ständischen und des konstitutionellen Systems gelangt ist. Nicht nur die 
Grundsätze über das Absetzungsrecht gehen selbst unmittelbar auf 1689, 
1648 und 1399 zurück, (Hatschek, Englisches Staatsrecht 1905 1, 599f.), 
.sondern Seine Rechtsgrundlage ist noch heute eine systematisch dem 
ständischen Staatsrecht angehörende Institution: der Krönungseid des 
Königs erscheint noch heute als Wahlkapitulatipn im dualistischen Sinne 
des ständischen Staatsrechtes (Hatschek, a. a. 0. 596; Ders., Englische Ver¬ 
fassungsgeschichte 388) vgl. oben 276, 273 ff. 

b ) So sagt Gaston Jeze (Les principes generaüx du droit administratif 
1904, S. 17 f.), die politische Gewalt sei niemals legitim durch ihren Ursprung. 
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sehen also — und diese Feststellung genügt für unsere Zwecke —, 
so ganz außerhalb aller Möglichkeiten staatsrechtlichen Denkens 
liegt das Volkswiderstandsrecht auch heute nicht. Die Gründe r 
weshalb es trotzdem aus den Grundsätzen des gemeinen deutschen 
Staatsrechts abzulehnen ist, bedürfen daher immerhin der Klarlegung, 
Wenn nun auch die Unhaltbarkeit der Annahme eines 
Widerstandsrechtes im gemeinen deutschen Staatsrecht nicht so 
selbstverständlich ist, daß ihre Begründung völlig entbehrlich 
wäre, so sind doch ihre Gründe so klar und ergeben sich so ohne 
weiteres aus den Grundgegataken unseres Staatsrechtes, daß sie 
keines Beweises, sondern nur eines Hinweises bedürfen. Ein Satz 
ungeschriebenen positiven Rechtes, der den Volkswiderstand als 
einen besonderen staatsrechtlichen Tatbestand von den allgemeinen 
Verbotsnormen ausnähme und ihn für berechtigt erklärte, ist für 
uns völlig undenkbar, weil er im Widerspruch stände mit unseren 
heutigen Auffassungen vom Wesen des Staates und des Rechtes und 
des Verhältnisses beider zu einander. Der Staat ist uns die höchste 
Macht im menschlichen Gemeinschaftsleben 1 ), eine auf sich selbst 
gestellte Herrachergewalt, die von keiner anderen Macht abgeleitet 
ist 2 ). Im modernen Staat ist aber diese Herrschermacht „in da» 
Recht gestellt 3 )“, ihre Wirkungen geschehen im Rahmen der 
Rechtsordnung, der Staat ist Rechtsstaat. Daher würde für den 
modernen Staat die Anerkennung eines Volks widerstandsrechte» 
den rechtlichen Verzicht auf die Wahrung seiner Herrschermacht 


•Nur durch ihre Ausübung könne sie legitim werden. Der Wille der 
Regierenden sei legitim und die in den Dienst dieses Willens gestellte 
Gewalt rechtmäßig, wenn die Regierenden das Recht verwirklichen wollen. 
Die Gewalt selbst sei legitim nur, soweit sie im Dienste des Rechts steht. 
Anderenfalls sei sie nichts anderes als eine rohe Tatsache, gleichgültig, wer 
sie in Händen habe. Das Recht kenne sie nicht. Jeder könne und solle 
sie mit Gewalt ahweisen. Jeze gibt'dann den Satz aus der Verfassung 
von 1793 wieder und setzt hinzu, diese Folgerung sei nur ,1a traduction 
d’une regle historique.“ — Noch deutlicher erklärt L. Duguit (L’etat, le 
droit objectif et la loi positive 1901 S. 316). „Le pouvoir et le devoir meme 
<le refuser legitimement l’obeissance ä un gouvernement tyrannique et de le 
renverser meme par la force sont theoriquement incontestables. -1 

! ) 0. von Gierke, Die Grundbegriffe des Staatsrechts 1915, 96f. 

2 ) G. Jellinek, Allg. Staatslehre 180. 

3 ) Gierke, a. a. 0. 107. 
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bedeuten, also eine Selbstentäuüerung seines Wesens. Eine andere 
Rechtsquelle als solch eigener Verzicht des Staates ist aber für 
den Staat nicht zu denken. Denn der Verlust der aus seinem 
Wesen sich ergebenden Rechtsmacht zur Geltendmachung seiner 
Herrschergewalt, der mit der rechtlichen Existenz einer den 
Widerstand gegen sie gestattenden Norm gegeben wäre, ist für 
uns rechtlich anders nicht konstruierbar, weil wir eine rechtliche 
Bindung der Staatsgewalt nur kennen als freiwillige 1 ), als Selbst¬ 
bindung 3 ). Ein Recht zu prinzipieller Bekämpfung oder gar Ver¬ 
nichtung der Staatsgewalt, wie es das Recht des Volkswiderstands 
bedeuten würde, ist daher in sich unmöglich. 

Und nicht nur aus Begriff und Wesen von Staat und Recht 
erscheint ein Volks widerstandsrecht im heutigen Staatsrecht un¬ 
möglich, sondern auch aus dem eigenen Charakter und der tat¬ 
sächlichen Gestaltung des modernen Staates in Hinsicht der recht¬ 
lichen Organisation. Das Widerstandsrecht ist nichts anderes als 
ein Mittel des Rechtsschutzes. Der Rechtsschutz ist aber vom 
modernen Staate monopolisiert: wo er nicht von ihm selbst aus- 
geübt wird, ist er von ihm autorisiert. Ein Recht der Selbsthilfe 
kennt der moderne Staat nur kraft staatlicher Autorisation. Wir 
können sogar weiter gehen und mit G. Jellinek 8 ) sagen: durch 
diese Monopolisierung des Rechtsschutzes ist es des Staates Recht 
geworden, „alles innerhalb seiner Grenze geltende Recht zu regulieren, 
so daß im modernen Staate alles Recht in staatlich geschaffenes 
und staatlich zugelassenes Recht zerfällt“. Die Zulassung eines 
Rechts zur Bekämpfung des Staates seitens dieses selbst kann 
nie vermutet werden. 

Nur ein Bedenken erhebt sich hier: der siegreich durch¬ 
geführte Volks widerstand schafft neues Recht, genau so wie der 
Krieg. Ist es deshalb nicht einfach ein Fehler in der Erkenntnis 
und Begriffsbildung unserer Staats- und Rechtslehre, wenn wir 
ihn nicht deshalb als staatsrechtliches Rechtsschutzmittel ebeuso 
anerkennen, wie den Krieg als völkerrechtliches? So ganz ohne 
weiteres ist dies Bedenken m. E. nicht von der Hand zu weisen, 

') Gierkc, ibid. 

s ) G. Jellinek, Die rechtliche Natur der StaatsvertrHge 17ff. und Allg. 
Staatslehre 370 ff. 

*) Allg. Staatslehre 366 f. 
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doch fällt seine Bedeutung sofort zusammen, wenn wir das hier 
sehr naheliegende naturrechtliche Denken aus den positivrechtlichen 
Erwägungen ausschalten. Es ergibt sich dann folgendes. Für die 
juristische Beurteilung des Volkswiderstandes sind unter dem 
Gesichtspunkte der Analogie des Krieges zwei ganz verschiedene 
Tatbestäpde auseinanderzuhalten. 1. Der Volkswiderstand geht auf 
Aufhebung der Staatsgewalt. Dann schafft seine erfolgreiche 
Durchführung durch Einrichtung einer neuen Staatsgewalt aller¬ 
dings staatsrechtlich und völkerrechtlich neues Recht. Das beweist 
aber nichts fftr das vorher bestehende Recht, Solange die alte Staats¬ 
gewalt bestand, konnte eben einfach nur das von dieser auto¬ 
risierte positive Recht zur Anwendung kommen. Daß zwischen dieser 
Entscheidung und derjenigen, daß rechtswirksam die alte Staats¬ 
gewalt untergehen und die neue entstehen konnte, eine Lücke 
klafft, beweist nichts. Denn das ist nur die Lücke, die dem 
Staatsrecht wesentlich ist: Entstehung und Untergang des Staates 
ist staatsrechtlich nicht zu erklären. Durch analoge Anwendung 
der völkerrechtlichen Sätze über den Krieg ist die Lücke nicht 
ausfüllbar, denn das zu beurteilende Verhältnis zwischen Herrscher¬ 
gewalt und Gewaltunterworfenen schließt begrifflich die Anwendung 
völkerrechtlicher Regeln, die nur zwischen Gleichberechtigten gelten, 
aus. Eine dritte Rechtsordnung, die, die Verhältnisse zwischen 
Staat und Volk regelnd und daher etwa Analogie des Völkerrechts 
zulassend, zwischen Staats- und Völkerrecht stände, kennt aber 
das positive Recht nicht. — 2. Für den anderen Tatbestand, daß 
der Widerstand sich nur gegen Mißbräuche der Staatsgewalt 
richtet, ergibt sich aus den zuletzt angestellten Erwägungen ohne 
weiteres die Unmöglichkeit der Analogie des Krieges. 


Für das positive Recht ist ein Widerstandsrecht des Volkes 
zweifellos zu verneinen und wird von unserer Rechtslehre un¬ 
bedingt verneint. Ein „Naturrecht“, das mit Wirkung gegenüber 
dem positiven Recht ein Widerstandsrecht begründen könnte, er¬ 
kennen wir nicht mehr an. 

Ist mit dieser Feststellung die entwicklungsgeschichtliche 
Untersuchung der Bedeutung von Naturrecht und Staatsrecht in 
der Widerstandslehre an ihrem Schlußpunkt angelangt, oder gehört 
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noch weiterhin zu ihr die Frage, ob heute noch die Vorstellung 
von einem Rechte des Volkes auf Widerstand als ein naturrecht¬ 
licher Gedanke mit der Forderung auf Anerkennung im positiven 
Recht vorhanden und berechtigt ist? Es ist ohne weiteres klar, 
daß es sich hier um ganz andere. Dinge handelt, als. diejenigen, 
die wir bisher besprochen haben. Der Gedanke der Berechtigung 
des Widerstandsrechtes kommt in der hier aufgeworfenen Frage 
nicht in Betracht als ein Satz des Naturrechts, der selbständig 
rechtliche Geltung neben und über dem staatlichen Recht be¬ 
ansprucht, sondern nur als ein Gerechtigkeitsgedanke, der zur 
rechtlichen Geltung erst durch Verwirklichung im staatlichen Recht 
gelangen kann und zu der Frage führt, ob diese Verwirklichung 
de lege ferenda wünschenswert ist. Also nicht um unsere Frage: 
Naturrecht und staatliches Recht; sondern um die: geltendes Recht 
und Rechtspolitik. Das sind augenscheinlich zwei ganz ver¬ 
schiedene Dinge. Oder sind hier doch Zweifel möglich? 

Das Verhältnis von Recht und Rechtspolitik ist ein doppeltes. 
Auf der einen Seite bestimmt die Rechtspolitik Mittel und Wege, 
die einen Rechtsgedanken zu praktischer Geltung führen können. 
Auf der anderen Seite ermittelt sie aber auch die Rechtsgedanken T 
die praktischer Geltung wert sind. Diese Rechtsgedanken jedoch 
schafft nicht die Rechtspolitik, sondern sie bewertet sie nur. 
Vorhanden sind sie in der allgemeinen Rechtsüberzeugung als 
Rechtsideale. Ihr Wesen haben diese Ideale aber darin, daß sie 
nach der Rechtsüberzeugung der „Natur der Dinge“ entsprechen. 
Ist das etwas anderes als Naturrecht? Oder ist Naturrecht nur 
das, was wir im technischen Sinne der Geschichte der Rechts¬ 
wissenschaft so bezeichnen, und was bisher Gegenstand unserer 
Untersuchung war? Die Entscheidung ist wohl doch nicht so 
zweifellos. 

Das eigentümliche Wesen des alten Naturrechts lag in seinem 
Anspruch auf Freiheit von zeitlichen oder örtlichen Grenzen und 
auf Vorrang vor dem geltenden Recht; also darin, daß es aus 
„der Natur der Dinge“, — oder, unter Verlegung des Schwer¬ 
gewichtes vom Gegenstände in das Mittel der Erkenntnis — aus 
der „Vernunft“, nicht nur seinen materiellen Gehalt, sondern auch 
seine formelle Geltung ableitete. Diese längst als unhaltbar er- 
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kannten Ansprüche 1 ) gehören aber nicht zum sprachlichen Begriffe 
eines Naturrechts. Dali nach unserer heutigen Erkenntnis von der 
sozialen Funktion des Rechts ein der Natur der Dinge entsprechen¬ 
des Recht mit einem auf aprioristische „Vernunft“ gegründeten 
Recht nicht das geringste zu tun haben, kann, bedarf keiner Er¬ 
örterung. Aber auch der Anspruch auf Gültigkeit gehört nicht 
zu dem Begriffe eines Naturrechts. Die Rechtswissenschaft mag 
zwar als Wesenselement allen Rechtes seine Gültigkeit ansehen. 
Die im allgemeinen Sprachgebrauch zum Ausdruck kommende 
Denkweise des deutschen Volkes, daß es außer jenem Recht im 
technischen Sinne noch ein anderes, ein natürliches Recht gebe, 
als den idealen Maßstab jenes, kann sie dadurch nicht beseitigen. 
Die, alle Deduktionen aus dem positiven Recht beiseite lassende, 
Frage: ist das recht?, die aus dem menschlichen Denken nie 
auszuschalten sein wird, zeigt, daß die Vorstellung von der Existenz 
eines von dem positiven Recht verschiedenen und unabhängigen 
natürlichen Rechts eine Realität im menschlichen Geistesleben ist. 
Sie ist eine psychologische Tatsache 2 ), die von der Anerkennung 
oder Leugnung durch die Rechtswissenschaft nicht im mindesten 
berührt wird. Darum eben bedeutet aber seine Leugnung nur eine 
Verschleierung und Hemmung für die Erkenntnis des Wesens des 
Rechts, wenn man — wie wir dies tun — überhaupt das Recht als 
eine soziale Funktion wertet. Umgekehrt bedeutet es geradezu eine 

’) Statt alles anderen sei nur ein Satz angeführt, in dem die um¬ 
fassendste Kenntnis des historischen Naturrechts, diejenige Gicrkes, das 
Urteil füllt: „Der Traum des gleichförmigen Weltrechts flößt heute kaum 
mehr Vertrauen ein als die Bemühungen um die Erfindung einer Univcrsal- 
sprache; der Glaube au die Fähigkeit des Verstandes, das schlechthin aus¬ 
schließlich vernünftige Recht zu konstruieren, scheint heute kaum mehr oder 
miuder absurd als die Meinung, die Phantasie könne die endgültige Ver¬ 
körperung der Schönheit in einem absoluten und einzigen Kunstwerk er¬ 
sinnen: das Verlangen, das lebendige, wirkliche Recht solle sein Schwert in 
die Scheide stecken, sobald es auf einen widerstreitenden abstrakten Satz 
des unbewehrten Naturrechts stößt, hat heute nicht mehr Aussicht auf Gehör, 
als die Forderung, der Staat möge zu gunsten der menschlichen Gesellschaft 
abdanken.“ (Gierke, Naturrecht und deutsches Recht, 1883, S. 18.) 

2 ) Nicht ohne Grund legt Wo Icker (a. a. 0. S. 60) in seiner Polemik 
gegen Hugo das ganze Schwergewicht in den einen Gedanken: „Es empört 
sich Verstand und Gefühl gleich stark gegen eine Ansicht, welche 
bloß das faktisch bestehende . .. heiligen will.“ 

Wolzendorff, Staatsrecht and Natnrrecht 30 
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Klärung, wenn man unumwunden die Existenz eines materiell von 
dem positiven Recht verschiedenen und unabhängigen Naturrechts 
anerkennt, um auf dieser Grundlage mit völliger Eindeutigkeit 
auch die formelle Verschiedenheit und Unabhängigkeit des positiven 
Rechtes — das allein „Recht“ im Sinne der Rechtswissenschaft 
ist — von dem Naturrecht aufzubauen. Und nicht nur erkenntnis- 
theoretisch ist die Anerkennung des Naturrechts in dem hier fest¬ 
gestellten Sinne von Bedeutung, sondern, da dessen Betrachtung 
zu den Aufgaben der Rechtspolitik gehört, auch praktisch. 

Um zunächst das negative vorweg zunehmen: wenn wir ein 
Naturrecht anerkennen, öffnen wir nicht damit eine Tür, durch 
die das alte Naturrecht wieder in Rechtslehre und -leben sich ein¬ 
schleichen kann mit all seinen großen Gefahren für die staatliche 
und rechtliche Sicherheit? Ich glaube, nein, und die Begründung 
ergibt sich aus Erwägungen, die wir als ein wichtiges Ergebnis 
unserer historischen Untersuchung gewonnen haben 1 ). Die 


*) Zur Erläuterung des folgenden kann hier nur kurz an das wichtigste 
aus den einschlägigen Ergebnissen unserer geschichtlichen Untersuchung er¬ 
innert werden. Die naturrechtliche Staatslehre, soweit sie für unsere Materie in 
Betracht kam, zeigte sich uns als aufgebaut auf dem positiven Recht des stän¬ 
dischen Staates. Sie ist (besonders in ihren bedeutenderen Vertretern, vor 
allen Althusius) nichts anderes als ein „allgemeiner Teil“ des ständischen Staats¬ 
rechts, wie wir in der Sprechweise der heutigen Rechtswissenschaft sagen 
würden. Soweit ist sie denn auch juristisch prinzipiell ein wandsfrei. Nun 
bleibt aber diese Betrachtung nicht Ergänzungsmittel für die Erforschung 
des positiven Rechts. Vielmehr werden die dem positiven Recht entnommenen 
Grundgedanken begrifflich systematisiert nicht mehr objektiv aus ihrem 
tatsächlichen Wesen, sondern aus dem System einer rein spekulativ ge¬ 
wonnenen Staats- und Rechtsphilosophie, wurzelnd in der Scholastik. Die Ein¬ 
richtungen des geltenden Rechts werden nicht aus sich selbst gedeutet, soudern 
aus bereits feststehenden, von außen (mittelalterliche Philosophie, römisches 
Recht) übernommenen Begriffen (Huldigung = Staatsvertrag; Rechtsmacht 
der Stände = Volkssouyeränität usw.). Nicht aus dem Sinn und Zweck der 
Einrichtungen, sondern aus jenen Begriffen, werden ihre rechtlichen Wirkungen 
konstruiert. Diese Überspannung der Begriffskonstruktion, nicht diejenige 
der rechtlichen Zweckvorstellungen, wie das nach vulgärer Auffassung näher 
zu liegen scheint, ist der Grund der Entartung des Naturrechts. Die Zweck- 
vorstellungeu — pointierter: die Rechtsbedürfnisse — drängen immer nach 
Einfluß auf die Rechtsauslegung. Nur darauf kommt es an, welche Möglich¬ 
keit dieses Einflusses die Methode gibt. Da zeigt nun unsere historische 
Untersuchung die Gefahr der begriffskonstruktiven Methode, deren sich ihre 
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destruktive Wirkung des Naturrechts — wie sie Stahl 
scharf bezeichnet hat —, die aus seinem Ansprüche auf Freiheit 
von zeitlichen und örtlichen Grenzen und auf Vorrang vor dem 
positiven Recht sich ergab, beruht unmittelbar auf seiner 
Methode: nicht sowohl die Betonung allgemeiner, an Rechts- 
bedürfi.isse anknüpfender Gerechtigkeitsgedanken, begründete das 
abwegige des alten Naturrechts, denn frei von dieser ist keine 
Rechtsauslegung; sondern seine begriffskonstruktive Methode ver¬ 
ursachte seine Entartung, indem sie ihm ein logisches Werkzeug 
gab, um solchen allgemeinen Rechtsgedanken durch die Konstruktion 
aus den, einer rein spekulativen Staats- und Rechtsphilosophie 
und einem fremden Rechtssystem entnommenen, begrifflichen 
Definitionen wirklicher, rechtlicher und staatlicher, Institutionen 
den Anschein einer Berechtigung in und gegenüber der rechtlichen 


Väter, die römischen Juristen wohl bewußt waren: omnis definitio in jure 
periculosa. Der kleinste £rkenntnisfehler in der Begriffsbildung, der bei der 
Unvollkommenheit menschlicher Erkenntnisfähigkeit nie ausgeschlossen ist, 
muß zu so ungeheuerlichen Abweichungen im Ergebnis führen, wie sie für 
die Widerstandslehre aus der begrifflichen Identifizierung der Erscheinungen 
des ständischen Staatslebcns mit den Institutionen der mittelalterlichen 
Philosophie und des römischen Rechts entsprangen, — wenn das Corrigens 
einer teleologischen und soziologischen Nachprüfung des Ergebnisses aus 
dem Sinn des positivrechtlichen Ausgangspunktes und der umgebenden 
Rechtseinrichtungen (diese Ausdehnung gehört zum Wesen teleologischer 
Betrachtung) fehlt. Nur der blinde Glaube an die Identität von Recht and 
Begriffslogik kann die völlige Nichtbeachtung der Abweichung im Rechts- 
zustande der Staaten verschiedener Zeiten und Länder unter sich und von 
dem Ergebnis der Widerstandslehre durch diese erklären (ebenso wie bei 
der entgegengesetzten absolutistischen Lehre die entgegengesetzten Ab¬ 
weichungen). So ermöglichte nur die Einseitigkeit und Selbstgenügsamkeit 
der begriffskonstruktiven Methode die Entartung des Naturrechts, indem sie 
jedem geschickten Handwerker der Logik das Werkzeug gab, unter dem 
Einfluß aprioristischer allgemeiner Rechtsgedanken — deren psychologische 
Wirkung gerade bei ihrer Überspannung am wenigsten auszuschließen ist — 
zu, scheinbar den positivrechtlichen Einrichtungen entsprechenden, begrifflichen 
Definitionen zu gelangen und aus diesen, in sich konsequente, Folgerungen 
zu konstruieren, die lediglich dieser logischen Folgerichtigkeit wegen den 
Anspruch selbständiger Geltung auch gegenüber dem staatlich gesetzten 
Recht erhoben. Der Grund der destruktiven Wirkung des Naturrechts liegt 
in der konstruktiven Methode. Das kann nicht klar genug betont werden. 
(Ähnlich auch A. Manigk, Savigny und der Modernismus im Recht 1914 S. 164.) 

30* 
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Wirklichkeit zu geben. Die destruktive Wirkung des alten 
Naturrechts war also nur ermöglicht durch eine falsche Methode *), 
die die Bedeutung des Rechtswillens hinter derjenigen der Rechts¬ 
logik zurücktreten ließ 2 ). Darin liegt eine völlige Entartung des 
Naturrechtsgedankens. Dieser Gedanke will an sich der sozialen 


*) Meine wesentlich empirisch gewonnenen Feststellungen (vgl. vorher¬ 
gehende Anmerkung) haben inzwischen eine höchst interessante Ergänzung 
nach der reiu theoretischen Seite gefunden durch die Ausführungen J. Binders 
in seinem, nach Fertigstellung dieser Studie erschienenen Werke über 
„Rechtsbegriff und Rechtsidee“ 1915 S. 139 ff. Danach ist für die Rechts* 
Wissenschaft fehlerhaft die aphoristische Begriffskonstruktion: das ist in 
unserer Frage diejenige, aus der die Scholastik die Volkssouveränitäts- und 
Vcrtrugsidce gewann. Aber ob diese reine Begriffskonstruktion „in Wirklichkeit 
jemals von der Jurisprudenz beobachtet worden ist“, hält Binder für zweifel¬ 
haft: tatsächlich haben wir gesehen, daß, sobald in der Widerstandslehre 
die staatsrechtliche Bearbeitung, mit den Monarchomachen, einsetzte, ihre 
Begriffe aus der Wirklichkeit des ständischen Staates abgeleitet und nur 
in Form und Kamen an die Begriffslehre der älteren Doktrin angeknüpft 
wurden. Endlich stellt Binder an die Rechtswissenschaft die Forderung, 
„daß sic ihre Begriffe immer wieder an der Hand des empirischen Materials 
revidiere“: auf der Unterlassung dieser Revision beruht die Entartung des 
Naturrechts, indem es unbesehen die Formalbegriffe der mittelalterlichen 
Doktrin noch mitschleppte, als mit der Entwicklung des modernen Staates 
jede reale Grundlage für jene fortgefallen war. 

2 ) Daß darin eine wesentliche Eigentümlichkeit der einseitigen begriffs¬ 
konstruktiven Methode liegt, zeigt eine Bemerkung ihres schärfsten neueren 
öffentlicbrechtlichen Vertreters, K ermann, (Jur. Lit. Bl. XXV, 124) wonach 
die Rechtswissenschaft geradezu eine vis supplendi et corrigendi haben soll 
gegenüber den Gesetzen, „deren Text dutzende von Geheimräten jeder auf 
eigene Faust und ohne viel Zusammenhang mit dem anderen mehr oder 
weniger gut entworfen und hunderte von Abgeordneten mehr oder minder 
verschlechtert haben.“ Ob diese Befugnisse nur „fast schon über die 
dienende Stellung der Rechtswissenschaft hinauszugehen scheinen“, wie 
Kormann meint, wird sich bezweifeln lassen. Wie mir scheint, übersohen 
sie das rechtlich entscheidende Moment, daß die Arbeit der „Geheimräte“ 
und „Abgeordneten“, mag sie noch so schlechte Zensur verdienen, staats¬ 
rechtlich Gesetz geworden, also objektives Recht ist. Eine Rechtslehre, 
die ihre Grundsätze über dieses Recht setzt, um es „umzuschaffen“, wie 
Kormann sagt, scheint mir schlechterdings wieder auf dem Wege zu dem 
Naturrecht im alten Sinne mit seinem ganzen destruktiven Wesen zu sein. 
(Dafür erscheint es mir auch charakteristisch, daß diese begriffskon- 
struktive, sog. juristische, Methode mit Vorliebe sich nur dem „allge¬ 
meinen Teil“ des Verwaltungsrcchts widmet und sogar schon ausdrücklich 
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Funktion des Rechtes dienen, indem er vorhandene Gerechtigkeits¬ 
gedanken zu verwirklichen hilft. Eine Methode, die dahin führt, 
selbstherrlich auf Grund ihrer inneren Logik Bechtsgedanken über 
den rechtsetzenden Staatswillen zu setzen, erschüttert die Rechts¬ 
sicherheit und vernichtet geradezu die soziale Funktion des Rechts. 
Daraus ergibt sich, daß die Möglichkeit einer Entartung des Natur¬ 
rechts nicht sowohl iu diesem selbst, als in einer falschen Methode 
der Rechtslehre liegt, die allgemeinen, d. h. naturrechtlichen, 
Rechtsgedanken den von diesen ihrem Wesen nach stets angestrebten 
Einfluß auf die Rechtsgewinnung schon dann freigibt, wenn sich 
das aus den vermeintlichen Grundbegriffen des positiven Rechts 
durch logische Konstruktion begründen läßt, ohne nachzuprüfen, 
ob das Ergebnis im Einklang steht mit den Einzelheiten der 
positivrechtlichen Regelung und ihren aus dem Komplex um¬ 
gebender oder paralleler Rechtsnormen zu ermittelnden Sinn und 
Zweck 1 ). Es kommt also nur auf die Art der Betrachtung des 


— ebenfalls durch Kormann — dessen Inhalt für das allein eiheblicho er¬ 
klärt hat.) Doch handelt .es sich hier wesentlich nur um einen Entartungs¬ 
fehler der Methode, vgl. die folgende Anmerkung. 

l ) Nur in der Einseitigkeit der begriffskonstruktiven Methode er¬ 
blicke ich deren Gefahr. Die teleologische Methode birgt — wenn auch, 
wie ich an anderer Stelle (Jherings Jahrbücher LXIY, 349 ff.) zu begründen 
versucht habe, nicht in gleichem Maße — in ihrer Einseitigkeit ebenfalls 
Gefahren (übereinstimmend E. Kaufmann in W.-B. St. u. Verw. R. 2. Aufl. 
III, 71.) Und zwar ist diese Gefahr dieselbe der Abirrung vom positiven 
Recht ins Naturrecht (Vgl. z. B. oben 312 f.). Das ist eine Folge des ihr 
zu Grunde liegenden Gedankens eines Rechtsentwicklungsschutzes (Jher. 
Jahrb. LXIY, 353). Interessant in dieser Hinsicht ist aus der modernen 
Lehre vom öffentlichen Recht das Beispiel der Theorie der „Anstaltspolizei“: 
während einerseits für Kormann dieser Begriff genügte, um aus ihm unter 
Umgehung aller positivrechtlichen Schwierigkeiten (dazu Kaufmann a. a. 0, 
711, Wolzendorff, Verw.-Arch. XXII, 519) eine ganz allgemeine polizeiliche 
Rechts-Kompetenz des Militärs zu konstruieren (Grenzboten LXXIII, 103), 
gelangt andererseits Waldecker in einer temperamentvollen und großzügigen 
Polemik gegen diese Theorie (Annalen des Deutsch. Reichs 1915, 290-353) in 
teleologischer Deduktion aus prinzipiellen Rechtsüberzeugungen und staats¬ 
theoretischen Entwicklungsgedanken, dahin, dem Polizeirecht überhaupt den 
Charakter einer Rechtsordnung abzusprechen und es als nur „thatsächliche 
Ordnung“ zu charakterisieren, beruhend auf der eines einwandfreien juristischen 
Beweises bedürfenden „Forderung eines «polizeimäßigen» Verhaltens oder 
Zustandes“. 
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positiven Rechts an, ob sie sich von dem Naturrecht schädigend 
beeinflussen läßt. Ob man das Naturrecht, das als eine Be¬ 
trachtungsweise rechtlicher Fragen doch stets eine psychologische 
Realität bleibt, anerkennt, insbesondere es als Gegenstand rechts¬ 
politischer Betrachtung anerkennt 1 ), ist für die Möglichkeit seines 
Einflusses auf die Auslegung und Anwendung des geltenden Rechts 1 
völlig bedeutungslos. Die Anerkennung des Naturrechts an sich, 
als Gegenstand rechtspolitischer Betrachtung, bedeutet aber nicht 
nur keinen Schaden für Rechtslehre und -leben, sondern ist dar¬ 
über hinaus positiv ein Vorteil. 

Durch die Einreihung des Naturrechts in die Disziplin der I 

Rechtspolitik ist für beide Begriffe nur das formelle Moment des | 

Gegensatzes zum positiven Recht gegeben. Sie hat aber auch 
eine materielle Bedeutung. Aufgabe der Rechtspolitik ist die 
Lösung der Frage, ob und wie die Verwirklichung allgemeiner | 

Rechtsgedanken — oder vielleicht richtiger: Gerechtigkeitsgedanken 

— durch das positive Recht geboten erscheint. Darin liegt, wie 

wir fanden, zweierlei: einmal die Aufsuchung und Bewertung jener I 

Rechtsgedanken, zum anderen die Feststellung der politisch | 

zweckmäßigen Wege und Mittel zu ihrer positivrechtlichen Ver¬ 
wirklichung. Gegenstand der Rechtspolitik ist also nicht nur — 
um den Ausdruck eines alten Staatsrechtslehrers zu gebrauchen ■) i 

— „politisches, d. h. durch Rücksichten der Zweckmäßigkeit 

’ i 

l ) Es bedarf wohl kaum eines ausdrücklichen Hinweises, daß es sich 
hier um eine Frage handelt, die gar nichts mit jener anderen zu tun 
'hat, die jetzt im Vordergrund unseres rechtswissenschaftlichen Interesses 
stehe, [der Frage des Naturrechts in der Rechtsanwendung, wie sie 
enthalten ist in allen den Lehren vom „richtigen Recht“, vom „selbst¬ 
verständlichen Recht“, vom „Recht im Recht“, von den „Rechtslücken“, von | 
„soziologischer Rechtsanwendung“ und „lnteressenjurisprudenz“, wie sie eine 
Rolle spielt in der „Rechtsquellenlehre“ und den versteckten Kern bildet | 
des Kampfes um den „Modernismus“ in der Jurisprudenz und wie die 
Formulierungen alle lauten. Schon Beseler, dessen „Volksrecht“ dem 
„Naturrecht“ in dem hier gebrauchten Sinne sehr ähnlich, aber auch von 
dem soziologischen Recht vielleicht gar nicht so verschieden ist, wie es 
dem Bewußtsein unseres Erkenntnis- und Begriffsfortschrittes heute erscheint, | 

hat klar geschieden zwischen dem Einfluß des Volksrechtes auf die Rechts- > 

Setzung und Rechtsanwendung. 

a ) Zoepfl, Grundsätze des allgemeinen und des konstitutionellen Staats¬ 
rechts 3. Aufl. 1846 S. 15 f. 
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und Klugheit modifiziertes, Recht“, sondern auch — und zwar in 
der Reihenfolge der Betrachtung: zunächst — natürliches, d. h. 
aus allgemeinen Rechtsgedanken ermitteltes, Recht Daraus folgt 
dann aber, daß die Arbeit der Rechtspolitik nicht nur Gegenstand 
politischen sondern, und sogar in erster Linie, rechtlichen Denkens 
ist und daher nicht außerhalb des Aufgabenkreises der Rechts¬ 
wissenschaft liegt 1 ). Und hierin nun erblicke ich die praktische 
Bedeutung der Anerkennung eines Naturrechts. Denn sie führt 
unmittelbar zu einer weiteren Erwägung, die diese Frage der 
Rechtswissenschaft gleichzeitig zu einer Frage des Rechts- und 
Staatslebens macht. 

Die Erforschung des Naturrechts, d. h. der Gedanken eines 
idealen Rechts, dient dem wichtigen staatlichen Interesse, die 
Stabilität der Rechtsordnung auf dem Fundament der jeweilig 

*) Wie ich sehe, berührt sich das, was ich hior seiner formellen Seite 
nach als Rechtspolitik, seinem materiellen Inhalt nach als Naturrecht und 
daher als einen Betrachtungsgegenstand der Rechtswissenschaft anspreche, 
sehr nahe mit dem, was Radbruch (Grundzüge der Rechtsphilosophie 1914 
S. 25 ff) als die Rechtswertbetrachtung einer relativistischen Rechtsphilosophie 
bezeichnet. So sehr ich diese, auf gemeinsamen Grundanschauungen vom 
Wesen des Rechts beruhende, Übereinstimmung begrüße, muß doch zur 
Klärung meiner Gedankengängc betont werden, daß es sich bei diesen um 
sachlich ganz andere Dinge handelt als die von Radbruch erörterten. Für 
ihn kommt es auf die philosophische Durchdenkung des Rechtszweckgedankens, 
für mich zunächst nur auf die Feststellung des naturrechtlichen Vorhanden¬ 
seins eines solchen Gedankens an, das heißt also: nicht auf seine logische 
Konsequenz, sondern auf seine sozio-psychologischo Existenz. Der so fest- 
gestellte Rechtsgedanke wird dann freilich wissenschaftlich zu bewerten 
sein. Und für diese Bewertung halte auch ich allerdings die von Rad¬ 
bruch aufgestellten Gesichtspunkte für entscheidend. Aber nur materiell; 
formell weise ich sie einem ganz anderen Denkgebiet zu. Nicht um rechts¬ 
philosophische, d. h. also doch letzten Endes philosophische, Bewertung 
handelt es sich für mich, sondern um rein staatswissenschaftliche. Nur 
wegen des unlösbaren Zusammenhanges von Staat und Recht und der 
organischen Verbindung von Staats- und Rechtsleben halte ich aus den 
oben im Text folgenden Gründen die Anerkennung des Naturrechts für 
n Ötig und seine Betrachtung für eine Aufgabe der Rechtswissenschaft. Das 
hat aber die Bedeutung — und nur deshalb war diese Erörterung geboten — 
daß die Richtigkeit meiner Auffassung von der staatlichen Bedeutung des 
Naturrechts, als eines Elementes der Rechtspolitik, von der philosophischen 
Richtigkeit oder Unrichtigkeit ähnlicher rechtsphilosophischer Lehren in keiner 
Weise berührt wird. 
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bestehenden Lebensverhältnisse und der daraus entspringenden 
Rechtsbedürfnisse und Rechtsüberzeugungen nachzuprüfen und vor¬ 
herzuberechnen und dadurch die Sicherung ihres Aufbaus zu er¬ 
möglichen. Liegt nun solche Erforschung, wie wir annehmen, 
nicht außerhalb des Aufgabenkreises der Rechtswissenschaft, so 
ist es für diese staatsbürgerliche Pflicht, sich ihr zu widmen. 
Und zwar ist das ihre Pflicht nicht nur aus dem positiven 
Grunde jener Bedeutung des Naturrechts für die innere Sicherung 
wirklicher Geltung des Rechts, sondern auch aus dem negativen 
Grunde, weil die Allgemeinheit auf ein naturrechtliches Denken 
nie verzichten wird. Wenn die Rechtswissenschaft darauf verzichtet, 
kann sie es dadurch also nur dahin bringen, daß die Rechts¬ 
gestaltung sich vollziehen wird unter dem Drange des unmittel¬ 
baren Bedürfnisses nnd unter dem Einfluß ungeschulten rechtlichen 
Denkens über den Kopf des geschulten rechtlichen Denkens hin¬ 
weg. Sie würde dadurch einen Platz im Rechtsleben aufgeben, 
den auszufüllen für sie Pflicht ist. Erfüllt sie aber diese Pflicht 
und untersucht das Naturrecht in dem angegebenen Sinne eines 
Maßstabes für die innere Stabilität des zu schaffenden Rechts, so 
stellt sie damit das Naturrecht, das in seiner historisch überlebten 
Rolle und Eigenart ein destruktiver Faktor im Rechts- und Staats • 
leben war, geradezu als einen konstruktiven und erhaltenden Faktor 
wieder in das Rechts- und Staatsleben ein. 

Das Ergebnis in dieser prinzipiellen Frage, die uns scheinbar 
von dem geraden Wege unserer Untersuchung hat abschweifen 
lassen, führt uns wieder auf diesen zurück. Die Bedeutung jenes 
Ergebnisses für unsere besondere Frage ist eine doppelte. Erstens: 
die Frage, ob de lege ferenda eine positivrechtliche Anerkennung 
des Widerstandsrechtes des Volkes in irgend einer Art und Form 
geboten erscheint, ist nicht nur eine Frage der Staatswissenschaft, 
sondern ihre Erörterung gehört auch zur völligen Erledigung des 
Themas: Staatsrecht und Naturrecht in der Widerstandslehre. 
Denn erst mit ihrer Beantwortung steht fest, ob der Gedanke des 
Widerstandsrechtes nur staatsrechtlich oder auch natnrrechtlich der 
Vergangenheit angehört. Zweitens: diese Erörterung ist auch 
dann nicht entbehrlich, wenn ihr negatives Ergebnis augenscheinlich 
von vorneherein feststeht. Denn in diesem Falle ergibt sich aus 
der von uns festgestellten Bedeutung einer rechtswissenschaftlicheir 
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Betrachtung naturrechtlicher Gedanken, daß es deren Aufgabe 
sein muß, den im Falle eines vermeintlichen Rechtsbedürfnisses 
sofort zu erwartenden naturrechtlichen Erwägungen des unge¬ 
schulten rechtlichen Denkens vorbauend die Wege zu weisen, wenn 
schädigende Verirrungen der allgemeinen Rechts vorstell ungen nicht 
ausgeschlossen erscheinen. Ein solches abirrendes Zurückfallen der 
Rechtsvorstellungen in anscheinend überwundene Gedankengänge 
können wir aber nicht für unbedingt ausgeschlossen halten, wenn wir 
bedenken, daß einerseits der Gedanke einer sittlichen Berechtigung 
eines Volkswiderstandes von unserer Moralphilosophie keineswegs 
bedingungslos verneint wird, andererseits der Gedanke seiner 
rechtlichen Berechtigung aus dem europäischen Staatsrecht nicht 
verschwunden ist; und vor allem, wenn wir die Zähigkeit der 
Lebenskraft des letzteren Gedankens vor Augen behalten, den unsere 
geschichtliche Betrachtung uns gezeigt hat. 

Die Grenzen der danach vor uns liegenden Aufgabe der 
Betrachtung des Gedankens des Widerstandsrechtes unter dem 
Gesichtspunkte des Naturrechts erweisen sich bei näherem Zusehen^ 
sofort als recht eng gesteckt. Denn, wie wir glaubten feststellen 
zu können, besteht das Verhältnis der zum rechtswissenschaftlichen 
Aufgabenkreis gehörenden rechtspolitischen Betrachtungsweise zum 
Naturrecht lediglich in der Ermittlung und Bewertung in der 
Rechtsüberzeugung vorhandener naturrechtlicher Gedanken, keines¬ 
wegs aber in deren selbsttätiger Schöpfung. Daher kann es nicht 
unsere Aufgabe sein, alle irgendwie denkbaren, positivrechtliche 
Verwirklichung heischenden, Vorstellungen von einem Wider¬ 
standsrecht des Volkes auf ihre naturrechtliche Berechtigung zu 
prüfen, sondern nur diejenigen, die wir in unserer geschichtlichen 
Betrachtung der Widerstandslehre existenzfähig sahen. Von diesen 
wieder schalten aber ohne weiteres alle diejenigen aus, die auf 
Grundlagen aufgebaut waren, die im heutigen Staats- und Rechts¬ 
leben nicht gegeben sind. Das sind also zunächst alle diejenigen, 
die auf den ständischen oder absoluten Staat zugeschnitten waren, 
dann aber auch alle diejenigen, die an Rousseau anknüpfen, für 
dessen Lehre ein realer Anwendungsboden allenfalls nur in der 
unmittelbaren Demokratie angenommen werden kann. Da aber, 
wie wir gesehen haben, auch nach der Entwicklung des Rechts¬ 
staats, fast alle Widerstandslehren, soweit sie nicht überhaupt 
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die staatliche and rechtliche Wirklichkeit ganz außer acht ließen, 
wesentlich auf diese beiden Typen zurückzuführen sind, so bleibt 
als einzig diskutabel, außer einigen noch zu erwähnenden anderen, 
wesentlich an jene anknüpfenden Lehren, nur die Organisationsidee 
nach dem Vorbild Fichtes. Mit ihr werden wir uns daher vorwiegend 
zu beschäftigen haben. Da wir aber wissen, daß die Lehre Fichtes 
wesentlich im Zusammenhang der entwicklungsgeschichtlichen 
Elemente der Widerstandslehre steht, müssen wir zunächst im 
allgemeinen über deren Bedeutung unter dem Gesichtspunkt 
rechtlicher Bewertung staatlicher Organisation Klarheit zu gewinnen 
suchen. 

Ehe wir jedoch den angedeuteten Weg der Untersuchung 
beschreiten, müssen wir ein ihn versperrendes Bedenken hinweg- 
räuraen, das, einem ganz außerhalb liegenden Gedanken ent¬ 
sprungen, geeignet sein könnte, unsere Erwägungen auf einen 
anderen Weg abzulenken. Es ist das, bereits oben bei der positiv¬ 
rechtlichen Beurteilung des Widerstandsrechtes erwähnte, Bedenken, 
das sich aus der offenbaren Analogie zwischen der Wirkung der 
erfolgreich durchgeführten Revolution und der des Krieges ergibt, 
einer Analogie, die sich gerade dem naturrechtlichen Denken von 
jeher und noch bis auf unsere Tage als besonders naheliegend 
erwiesen hat 1 ). Auch für die naturrechtliche Würdigung dieses 
Bedenkens müssen wir ausgehen von der Trennung der beiden 
rechtlich verschiedenen Tatbestände: der Widerstand richtet sich 
1. nur auf Abwehr gesetzwidriger Beschränkungen seitens der 
Staatsgewalt, 2. auf völlige Beseitigung der bestehenden Staats¬ 
gewalt, sei es als Selbstzweck, sei es als Mittel des anders nicht 
zu erreichenden Zieles zu 1. 

1. Wenn der Widerstand nur die Abwehr gesetzwidriger 
Beschränkungen bezweckt, so kann man aus der Analogie mit 
dem Kriege nur die Folge ziehen, daß er eine Handlung darstellt, 
die Rechtsfolgen auslöst. Über die Berechtigung der Handlung 
läßt sich aus der Analogie des Krieges keine Folge ziehen, denn 

*) Die Vergleichung des Volks Widerstandes mit dem Krieg spielt in der 
Geschichte der Widerstandslehre eine solche Bolle, daß es müßig ist nach 
Beispielen zu suchen; wir müßten sonst weitaus die Mehrzahl aller Lehren 
die wir kennen gelernt haben, anführen. Als ein Beispiel aus der Gegen¬ 
wart vgl. nur die unten S. 477 Anm. 1 wiedergegebene Bemerkung Naumanns. 
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hier zeigen sich die beiden Tatbestände völlig verschieden. Der 
Staat, der einem Gegner den Krieg erklärt, steht diesem prinzipiell 
als gleichartiges und gleichberechtigtes Rechtssubjekt gegenüber. 
Von dem Volk, das einen Widerstand nur gegen Mißbrauch der 
Staatsgewalt unternimmt, ist das schlechterdings nicht denkbar, 
da ihm der Gegner immer als mit Herrschaftsrechten ausgestattet 
gegenübersteht. Das Verhältnis beider ist daher stets nur ein 
solches innerhalb des. Staates, also, wenn es als ein Rechts¬ 
verhältnis anzusehen ist, nur eiu staatsrechtliches. Der Gedanke 
der Analogie des Krieges kann also für diesen Fall ein Abgehen 
von dem geplanten Wege der Untersuchung durch naturrechtliche 
Betrachtung der Frage als einer solchen des Staatsrechts nicht 
veranlassen. 

2. Der auf Aufhebung der bestehenden Staatsgewalt gerichtete 
Volks widerstand schafft, erfolgreich durchgeführt, eine neue Staats¬ 
gewalt, die entweder staatsrechtlich an die Stelle der alten, oder 
dieser als neues gleichberechtigtes Rechtssubjekt völkerrechtlich 
gegenübertritt. Hier ließe sich für ein natürliches Rechtsdenken 
die Frage aufwerfen: wird der Verzicht auf juristische Konstruktion 
seitens der positiv staats- und völkerrechtlichen Betrachtung der 
Sachlage gerecht, oder beweist dieser Verzicht nicht vielleicht 
nur die Unzulänglichkeit der Begriffswelt jener Betrachtung? 

Mit allein staatsrechtlicher Widerlegung wäre hier nichts 
getan, da die Wirkungen nicht nur staatsrechtlich, sondern auch 
völkerrechtlich sind. Es erhebt sich vielmehr das Bedenken: 
kennzeichnet jene doppelte Wirkung des Volkswiderstandes diesen 
nicht doch als einen besonders gearteten Rechtsbehelf, zu dessen 
Erklärung unser öffentlichrechtliches System nur infolge seiner 
Einteilung der Nonnen und Institutionen in solche des Völker¬ 
rechts und des Staatsrechts unfähig ist; sodaß nicht sowohl die 
Auffassung des Volkswiderstandsrechtes als eines Rechtsbehelfes, 
als vielmehr das zu dessen Erklärung unzulängliche System falsch 
wäre. Einfach als undenkbar von der Hand zu weisen ist das 
nicht, vielmehr besteht die Möglichkeit sowohl, daß die Zweiteilung 
Völkerrecht-Staatsrecht in sich ebensowenig formale Klarheit bietet 
wie die Scheidung Staatsrecht (Verfassungsrecht)- Verwaltungsrecht, 
als auch, daß sie überhaupt nicht allen öffentlichrechtlichen 
Verhältnissen Raum bietet, vielmehr eine dritte, neben dem 
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Völker- und Staatsrecht bestehende, näherer Bestimmung bedürftige, 
Rechtsordnung anzunehmen wäre. In ersterer Hinsicht gibt es zu 
denken, daß das Widerstandsrecht gegenüber dem Usurpator, das 
früher nur einen Teilgegenstand der staatsrechtlichen Widerstands¬ 
lehre bildete, heute in einem seiner Hauptfälle, der kriegerischen 
Invasion, zweifellos Gegenstand völkerrechtlicher Regelung ist 1 ). 
In letzterer Hinsicht brauchen wir uns nur des Prinzips der 
heiligen Allianz zu erinnern, das in der Sorge für die Aufrecht¬ 
erhaltung oder Wiederaufrichtung der historischen rechtlichen 
Ordnung zwischen den Fürsten und Völkern Mitteleuropas bestand. 

Es kommt also zunächst nur darauf an, ob die Wirkung des 
Volkswiderstandes, der eine neue Staatsgewalt geschaffen hat, 
rechtsgedanklich zwingt, wegen ihrer Ähnlichkeit mit der Wirkung 
eines Krieges, ebenso wie in diesem, auch in dem Volkswiderstand 
ein Rechtsschutzmittel und daher etwas nicht rechtswidriges zu 
sehen. Zur Lösung dieses Problems müssen wir zum Teil die 
Ergebnisse unserer folgenden Untersuchung vorwegnehmen. Die 
Vorstellung von der Berechtigung des Volkswiderstandes beruht 
geschichtlich wie rechtsgedanklich nur auf seiner Auffassung als 
eines Rechtsbehelfes. Geschichtlich wie rechtsgedanklich ist diese 
Auffassung von dem Wesen des Volkswiderstandes aber nur 


*) Art. 2 der Haager Landkriogsordnung. — Selbstverständlich ist es 
der juristischen Konstruktion eine Kleinigkeit, durch Fiktion oder Präsumtion 
ein Rechtsverhältnis zwischen den kriegführenden Staaten anzunehmen. 
Nach Sinn und Wortlaut des Haager Abzommens handelt es sich ausdrück¬ 
lich nur um die Befugnisse der privaten Volksglieder gegenüber dem feind¬ 
lichen Staat. Die Konstruktion eines Vertretungsverhältnisses zwischen 
ihnen und ihrer bisherigen Staatsgewalt kann die Rechts- und Sachlage nicht 
ändern. Die allzugefügigen Begriffe bieten dem Recht eine ebenso schwache 
Stütze, wie sie ihm schwache Grenzen geben. Den älteren Juristen war es 
ebenso leicht das Widerstandsrecht gegen den staatsrechtlich rechtmäßigen 
Träger der Staatsgewalt mit der Konstruktion zu rechtfertigen, daß das 
Volk der Staat ist. Die Rechtslage wird nur unsicherer dadurch, wenn man 
leugnet, daß der materiell dem modernen Staats- und Rechtsempfinden ent¬ 
sprechende art. 2. LKO. formal eine Anomalie des internationalen Kriegs¬ 
rechts ist. Aber er ist geltendes Völkerrecht. — Eine Untersuchung des 
politischen Gedankens des Widerstandsrechtes gegen den Usurpator oder 
Invasor fehlt bisher. Sie müßte m. E., besonders aus den napoleonische^i 
Zeiten, manches interessante bringen können und würde jedenfalls reiches 
Material finden. 
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iröglich bei Fehlen einer befriedigenden rechtlichen Organisation 
des Rechtsschutzes, ist daher immer nur denkbar als Notbehelf 
eines Rechtsschutzmittels. So ist durch den modernen Ausbau 
der zwischenstaatlichen Organisation der Krieg heute bereits nur 
ein Notbehelf eines völkerrechtlichen Rechtsschutzmittels, dessen 
Anwendung daher jeder, der es gebraucht, besonders rechtfertigen 
zu müssen glaubt 1 ). Mit der fortschreitenden Entwicklung jenes 
Ausbaus wird sich dieser sein Charakter immer stärker ausprägen. 
Und wenn der Weg der Entwicklung der ist, wie ihn der organi¬ 
satorische Pazifismus vorzeigt, so wird es einmal dahin kommen, 
daß die völkerrechtliche Organisation prinzipiell genügenden 
Rechtsschutz gewährt, um rechtsgedanklich dem Krieg überhaupt 
den Charakter eines völkerrechtlichen Rechtsschutzmittels, auch 
nur für Notfälle, zu nehmen. Denken wir uns diesen Zustand 
eingetreten und weiterhin sogar, daß das Völkerrecht einen Krieg 
unter Umgehung der von ihm geschaffenen Organisation allgemein 
— auch unter Wegfall der Ehrenklausel — verbietet: dann wird 
trotzdem der Fall nicht wegzudenken sein, daß ein, dieses Verbot 
verletzender, Krieg — sei es frivol, sei es aus tiefster sittlicher 
Überzeugung begonuen — siegreich zu Ende geführt genau 
die gleichen rechtlichen Folgen auslösen wird, wie heute der als 
Rechtsschutzmittel anerkannte Krieg. Da also die Wirkung des 
Krieges an sich nichts beweist für seinen Charakter als Rechts¬ 
schutzmittel, so kann auch seine, in dieser Hinsicht mit dem 
Volkswiderstand bestehende Analogie für diesen nicht schlechthin 
jenen Charakter beweisen 2 ). Denn der völkerrechtlich verbotene 


’) Eine höchst interessante Beleuchtung der Bedeutung unserer 
Analogie gibt die Tatsache, daß in unseren Tagen ein verfeinertes Denken 
in politischen und rechtlichen Dingen als Grundsätze jener Rechtfertigung 
schlechterdings dieselben Erwägungen hcianzieht, mit denen das alte Natur¬ 
recht den Volkswiderstand rechtfertigte, im Jahre 1914 sagte Naumann 
inbezug auf den Weltkrieg (Hilfe Nr. 45): „Der Kulturvertrag, der inter¬ 
nationale contrat social, ist von feindlicher Seite zerbrochen, 
das Leben ist gefährdet, alle Arbeit der Nation ist bedroht, was bleibt 
übrig, als sich zu wehren, als sieh zu wehren mit allen ober- und 
unterirdischen Kräften der Seele 'i Der Naturzustand kommt wieder..“ 
2 ) Kaum möglich erscheint hingegen die Zurückweisung der Analogie 
zwischen dem siegreichen Krieg und der siegreichen Revolution vom Stand¬ 
punkt aller jener, in klarer oder mystisch verschleierter Form auftrotender,' 
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Krieg würde nichts anderes sein ajs Aufstand gegen die Völker¬ 
rechtsgemeinschaft; bellum inter Christianos non bellum sed 
seditio est, sagte Erasmus 1 ). 

Die Analogie zwischen den tatsächlichen Wirkungen des 
siegreichen Krieges und der siegreichen Revolution gibt uns 
daher keine neuen Richtpunkte für die rechtsgedankliche Beurteilung 

Staatstbeoricn, die das Wesen des Staats mehr oder weniger ausschließlich 
auf das Moment der Macht abstellen wollen. Denn es zeigt sich auch in 
dieser Frage, daß, wie G. Jellinek (Allg. Staatslehre 196) sagt, auch fi^r die 
auf dem Boden des gegebenen Staates Stehenden die Machtlehre „die Auf¬ 
forderung zu dauernder Bekämpfung der bestehenden Ordnung“ bedeutet. 
Wenn eine neuere Lehre über das Wesen des Völkerrechts (E. Kaufmann, 
Das Wesen des Völkerrechts 1911, S. 146) in dem siegreichen Krieg „das 
soziale ldcal tf erblickt, so ist zwar nicht an der dialektischen Möglichkeit 
zu zweifeln — und die tiefgründigen Ausführungen Kaufmanns haben sie 
positiv bewiesen —, daß die Konsequenzen dieses Gedankens rechts*- 
philosophisch auf die Rechtsordnung des Völkerrechts beschränkt werden, 
aber für das naturrechtliche Denken, auf das es uns allein ankommt, gilt 
auch hier jener Satz Jellineks. Wird „für das Koordinationsrecht der 
siegreiche Krieg als Bewährung des Rechtsgedankens u , als die letzte Norm 
der Entscheidung über das Recht der Staaten anerkannt (Kaufmann 
a. a. 0. 153), sieht man also den Krieg rechtlich — denn darum handelt 
es sich hier nur, nicht um sittliche und politische Wertung — nicht als ein 
nur formelles, subsidiäres Rechtsschutzmittel an, sondern als die materielle 
„Bewährung“ des Staates in seiner Existenzberechtigung, so sehe ich nicht, 
wie man nicht einerseits diese ebenso jedem neu aufstrebenden Staate 
gegenüber der bestehenden Staatsgewalt zubilligen, andererseits von diesem 
jenem gegenüber verlangen, also der siegreichen Revolution den Charakter 
eines Rechtsinstituts versagen will. Dieser naturrechtliche Gedankengang 
wird in seiner psychologischen Wirkung in der Schaffung einer Rechts¬ 
tiberzeugung, die entgegenstehendem Gesetzesrecht schließlich seine Giltig¬ 
keit rauben kann, durch keinerlei rechtsphilosophischc Begriffsfeinheit auf¬ 
gehalten werden können. Die Rechtsphilosophie kann als Stütze der Rechls- 
geltung nie die Rechtsübcrzeugung ersetzen. Daher muß es bei dem Satze 
G. Jellineks bleiben: „Wenn der Staat seinem Wesen nach nichts anderes 
ist als faktische Herschaft, so ergibt sich daraus psychologisch das Streben 
des Beherrschten, mit allen Mitteln zur Herrschaft zu gelangen.“ 

*) Desiderii Erasmi Roterodami Opera omnia emendatiora et auctiora. 
Lugduni Batavorum 1703, Institutio principis Christiani cap XI, Sp. 608: 
Plato seditionem vocat non bellum, quoties Graeci cum Graecis belligerentur 
. . . Quoniam igitur nomine vocandum censemus, quoties Christiani cnm 
Christianis digladientur tot vinculis inter sese connexi.“ Am Rand die oben 
angegebene Summe. 
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des Volkswiderstandes. Wir werden deshalb nunmehr den oben 
angedeuteten Weg prinzipieller Untersuchung seiner Bedeutung 
im staatlichen und rechtlichen Leben und deren rechtsgedanklicher 
Bewertung einznschlagen haben. 

Die Betrachtung der geschichtlichen Entwicklung des Ge¬ 
dankens des Widerstandsrechtes hat uns gezeigt, daß dessen recht¬ 
liche Natur zwei gleich wesentliche Seiten hat: einerseits materiellen 
Bechtsschutz zu gewähren, andererseits ein formelles Rechtsschutz- 
mittel zu geben. Darin liegt die rechtliche Schwierigkeit des 
ganzen Gedankens, weil diese seine beiden Seiten bis zu einem 
gewissen Grade einen inneren Gegensatz verkörpern, den Gegensatz 
zwischen dem Interesse der Sicherheit des subjektiven und der 
des objektiven Rechts. Das letztere ist aber das der Rechts¬ 
sicherheit Kor’ €§oxtjv, wie wir sie heute verstehen. Darin liegt 
das eigentliche Problem des Widerstandsgedankens. 

Mit dieser Bestimmung des Problems ist zugleich die Fest¬ 
stellung gewonnen, daß die Möglichkeit seiner Lösung abhängt 
von derjenigen der Vereinigung des subjektiven und des objektiven 
Rechtssicherheitsinteresses und seines Schutzes. 

Unsere geschichtliche Betrachtung hat uns zwei Möglichkeiten 
der Vereinigung jener beiden Interessen gezeigt. Die eine ist die, 
daß in der ganzen rechtlichen Ordnung des Staatslebens das Prinzip 
der subjektiven Rechtssicherheit formell zu demjenigen der objektiven 
Rechtssicherheit gestaltet ist. Die andere besteht darin, daß die 
Staats- und Rechtsordnung so wesentlich aufgebaut ist auf dem 
subjektiven Recht, daß materiell dessen Sicherheitsinteresse durch 
das formelle des objektiven Rechts völlig gedeckt ist. Eine kurze 
Erinnerung an die Ergebnisse unserer historischen Betrachtung wird 
das deutlicher machen. 

Das Prinzip der subjektiven Rechtssicherheit war formell 
zu demjenigen der objektiven Rechtssicherheit im Feudalstaate 
erhoben worden. Dadurch, daß in dessen ganzer rechtlicher 
Ordnung alle Gemeinschaftsverhältnisse in zivilrechtlich gesehene 
Vertragsverhältnisse aufgelöst waren, gab es auch in der recht¬ 
lichen Ordnung des staatlichen Lebens gar kein anderes Interesse 
der Rechtssicherung als das der Sicherung der einander gegenüber¬ 
stehenden subjektiven Rechte. Daher denn das Prinzip der Rechts¬ 
sicherheit des Verhältnisses zwischen Herrscher und Herrschafts- 
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unterworfenen nicht sowohl das der Sicherung dieses Verhältnisses 
selbst war unter dem Gesichtspunkt der objektiven Rechts, oder, 
wenn wir den materiellen Inhalt betonen, des Ordnungsinteresses 
des Staates, sondern vielmehr ausschließlich das der Sicherung der 
subjektiven Rechte jener beiden, als Kontrahenten und Parteien 
einander gegenüberstehenden, Beteiligten. Nur eine Folge dieser 
Rechtslage war es, daß das so einseitig auf das subjektive Recht 
gerichtete Rechtssicherheitsinteresse seine Verwirklichung finden 
konnte einerseits und zunächst in der Zuständigkeit eines in gleicher 
Weise über beiden Parteien stehenden Richters, des Lehngerichts, 
andererseits aber darüber hinaus in dem den Kontrahenten ge* 
währten Rechte zur Kündigung des Vertrags Verhältnisses und 
eigenmächtiger Rechtsverfolgung in ergänzender Konkurrenz mit 
der richterlichen Zuständigkeit. Das ist die historische Grundlage 
des Widerstandsrechtes als eines formellen Rechtsschutzmittels. 

Der Gedanke des Widerstandsrechtes als eines formellen Rechts¬ 
schutzmittels setzt aber voraus den anderen, daß das Widerstands¬ 
recht einen materiellen Rechtsschutz darstellt. Wie wir gesehen 
haben, war dieser auch historisch früher vorhanden. Dieser 
materielle Rechtsgedanke nun — das ergänzt wesentlich unsere 
Charakteristik — beruht rechts- und staatshistorisch auf dem 
anderen der beiden Prinzipien, in deren Verwirklichung wir allein 
die Lösung des grundsätzlichen rechtlichen Problems des Widerstands¬ 
gedankens erkannten. 

Der Gedanke des Widerstandsrechtes als eines materiellen 
Rechtsschutzes läßt sich historisch — ob eine ununterbrochene 
Entwicklung behauptet werden kann, ist gleichgültig — zurück¬ 
führen bis auf das heroische germanische Königtum, dessen Rechts¬ 
macht nur garantiert war durch die Überzeugung von der Gemein¬ 
dienlichkeit seiner Autorität. Daß wir einen allgemeinen germani¬ 
schen Rechtsgedanken annehmen können 1 ), der völlig unabhängig 
ist von dem später durch das Lehnrecht aasgebildeten formellen 
Gedanken, fanden wir bestätigt durch die Rechtsverhältnisse der 
Markgenossenschaften. Diese, ein Widerstandsrecht der Volks¬ 
gemeinschaft einschließenden, rechtlichen Organisationen des alt¬ 
germanischen Königtums und der Markgenossenschalten des deutschen 

M Dazu jetzt Kern 1(59 lf. 


Go igle 


Original fro-m 

UMIVERSITY OF MICHIGAN 



481 


Mittelalters sind nun aber nichts anderes als die Verwirklichung 
des Prinzips, das wir als die zweite rechtliche Möglichkeit der 
Lösung des Problems des Widerstandsrechtes bezeichneten: die 
-Öffentlichrechtliche Organisation ist so wesentlich aufgebaut auf 
dem subjektiven Recht — nämlich dem der Volksgenossen zugleich 
auf Freiheit von und Beteiligung an der öffentlichen Gewalt —, 
daß materiell dessen Sicherheitsinteresse durch das formelle des 
objektiven Rechts völlig gedeckt ist. Das ist das Prinzip, das 
rechtstheoretisch von Rousseau zur höchsten Konsequenz heraus¬ 
gearbeitet ist. 

Das erste Prinzip, das im Lehnstaat seine höchste Ausbildung 
erhalten hat — denn die ständische Verfassung ist in dieser 
Hinsicht nur eine Abschwächung der lehnrechtlichen — erreicht 
eine gewisse formelle Rechtssicherheit nur dadurch, daß es das 
Gemeininteresse an der Wahrung der öffentlichen Ordnung materiell 
gänzlich in dem Sicherheitsinteresse des subjektiven Rechts unter¬ 
geben läßt; daher denn der Begriff der leges fundamentales in 
der älteren Staatslehre sich wesentlich erschöpft in dem Gedanken 
des Freiheitsschutzes 1 ). Das andere Prinzip, das in der Lehre 
Rousseaus bis zur letzten Durchführung gelangte, erreicht formelle 
Rechtssicherheit dadurch, daß es in dem Geraeininteresse an der 
Wahrung der öffentlichen Ordnung formell das Sicherheitsinteresse 
des, freilich zu kollektiver Einheit konstruierten, subjektiven Rechtes 

*) Es ist das große Verdienst A. Lemaires, in seiner mehrfach er¬ 
wähnten Arbeit „Los lois fondamentales de la tnonarchie francaise d’apres 
les theoriciens de l’ancien regime“ (These, Paris 1907) den Nachweis unter¬ 
nommen zu haben, daß in der Betonung des Schutzzweckes subjektiven 
Rechts eine eigentümliche Verkehrung des logischen Begriffes der leges 
fundamentales liegt. Freilich dürfte sein Nachweis, daß wirklich dieser Be¬ 
griff historisch ursprünglich nur dem Gedanken objektiven Rechtsschutzes 
entsprochen habe, nicht einwandfrei sein. Die an sich gründliche und wert¬ 
volle Studie, die offensichtlich stark von politischen Überzeugungon und 
Tendenzen beeinflußt ist, stutzt sich zu ausschließlich auf die französischen 
Staatstheoretiker im allgemeinen und insbesondere auf die von dem 
absolutistischen Entwicklungsstreben des französischen Königtums beeinflußten. 
Sie übersieht dabei vor allem die in der ständischen Vorfassung liegenden 
positivrechtlichen Grilnde für die eigentümliche Gestaltung des Begriffes 
der Grundgesetze (oben 302 ff.). Immerhin sollten die Ergänzungen, die sich 
aus Lemaires Studie für die Lehre von den leges fundamentales ergeben, 
nicht unbeachtet bleiben. 

'VVoliendorff, Staatsrecht und Naturrecht 
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aufgehen läßt, materiell also das objektive mit dem subjektiven 
Bechtssicherheitsinteresse identifiziert 1 ). Das erstere Prinzip laßt 
überhaupt keinen Baum für eine Staatsgewalt, das letztere für keine 
andere Staatsgewalt als die in der Form einer radikalen unmittel¬ 
baren Demokratie auftretenden. Behalten wir dies Ergebnis zunächst 
im Auge, um daran die Lehre Fichtes zu messen. 

Der Fichtesche Plan verfassungsrechtlicher Organisation des 
Staates, in dem seine Widerstandslehre verankert ist 2 ), stellt sich 
dar als Versuch gleichzeitiger Verwirklichung der beiden Prinzipien, 
in denen allein, wie wir soeben sahen, eine Aussicht auf Lösung 
des rechtlichen Problems des Widerstandsrechtes möglich ist: die 
verfassungsrechtliche Festlegung der Bildung des „gemeinen 
Willens“ ist nur ein rechtstechnischer Ausbau der Rousseauschen 
volonte gönerale; die Einrichtung der Ephoren und ihrer Be¬ 
fugnisse ist eine scharfe Ausprägung des Charakters des Widerstands¬ 
rechtes als eines formellen Rechtsschutzmittels. Durch die innere 
Verbindung der beiden historisch und rechtslogisch stärksten 
Grundlagen des Widerstandsgedankens hat dieser hier eine festere 
Stützung erhalten, als in irgend einer anderen Lehre. Doch sind 
mit den Vorteilen der beiden Prinzipien auch deren Nachteile 
übernommen. Die Probe aufs Exempel wird das zeigen. 

In der Lehre Fichtes sind zwei verschiedene Widerstandsrechte 
gegeben: das eine wird ausgeübt auf Grund des Staatsinterdikts 
der Ephoren, das andere ohne dieses, wenn die Ephoren ihre Pflicht 
versäumen. Schon äußerlich ist auf den ersten Blick zu erkennen, 
daß diese beiden Widerstandsrechte den beiden von uns ange¬ 
deuteten Prinzipien entsprechen: dem des Lehnstaates nach der 
formellen Seite, dem der radikalen unmittelbaren Demokratie nach 
der materiellen Seite. Die Kongruenz besteht aber auch innerlich, 
wenn auch hinsichtlich des ersteren technisch-staatsrechtlich die 
Fichtesche Lehre von dem historischen Prinzip wesentlich abweicht: 
die Kompetenz der Ephoren dient nicht sowohl nur dem Sicherheits¬ 
interesse des subjektiven Rechts, als vielmehr ebenso dem des 
objektiven Rechts. Es tritt also nicht, wie wir es ausdrücken zu 
können glaubten, hinter einer gewissen formellen Rechtssicherheit 

') Den Grundzug der Lehre Rousseaus sehe ich mit Gierke als indivi 
dualistisch an: dazu „Althusius" 203, 357. 

2 ) oben 403 ff. 
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das materielle Gemeininteresse an der Wahrung der öffentlichen 
Ordnung zurück. Das ist rechtstechnisch nur eine Folge davon, 
daß Fichte in seiner Organisation nicht einen dualistischen, sondern 
einen Staat mit einheitlicher Staatsgewalt zu konstruieren versucht hat. 
Die Ephoren sind nur ein Organ der einheitlichen Staatsgewalt. Träger 
dieser Staatsgewalt, des gemeinen Willens, aber ist die organisierte 
Volksgemeine, das Volk. So ist also der Plan dieses Widerstands¬ 
rechts Fichtes — das ergiebt sich aus unseren vorhergehenden all¬ 
gemeinen Betrachtungen — anwendbar nur auf das Staatsrecht 
einer radikalen uomittelkaren Demokratie. Daß von seinem zweiten, 
ergänzenden, Widerstandsrecht dasselbe gilt, bedarf keiner Erörterung. 
Die Anwendbarkeit des Fichteschen Planes ist also für das deutsche 
Staatsleben schlechterdings nicht denkbar, ohne eine völlige Um¬ 
wälzung der gesamten Grundlagen unseres Staatsrechts. Das Ziel 
dieser Umwälzung, das nach unseren allgemeinen Feststellungen 
durch das Prinzip bestimmt wäre, das Gemeininteresse an der 
Wahrung der öffentlichen Ordnung mit dem Sicherheitsinteresse des, 
freilich zu kollektiver Einheit konstruierten, subjektiven Hechtes 
materiell zu identifizieren, ist unvereinbar mit dem alten deutschen 
Hechtsgedanken: „Ordnung muß sein im Staate", dessen Lebenskraft 
nie stärker hervorgetreten ist, als in unseren Tagen. Wobei wir gar 
nicht erst an die starke ethische und gemütliche Verankerung zu 
erinnern brauchen, die dieser Gedanke in dem monarchischen, als 
seiner Syrabolisierung, findet. 

Ließe sich nun aber die verlassungsorganisatorische Institution 
der Ephoren nicht von der juristischen Konstruktion aus dem 
Gemeinwillen, also der Volkssouveränität trennen? Gewiß ist das 
denkbar 1 ), wir schalten dann die Gefahr des einen Prinzips der 
Lösungsversuche des Widerstandsproblems aus. Verfallen dann 
aber unweigerlich in die Gefahren des andern. Mit der Einheit 
der Staatsgewalt, die nun einmal zum Wesen des modernen Staates 
gehört, ist die Einrichtung eines Ephorats nicht vereinbar, wenn 
ihr die Grundlage der Volkssouveränität entzogen wird. Von den 
Besonderheiten der Monarchie können wir hier ganz absehen, denn 

! ) Es bedarf wohl kaum der ausdrücklichen Erwähnuug, daß die 
Kompetenz der Ephoren dann im Gegensatz zu der Fichte’schen Regelung 
dahin gehen müßte, definitiv die Zulässigkeit des Volkswiderstandes auszu¬ 
sprechen. 

81 * 
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es ist ganz gleichgültig ob wir den Monarchen als Träger oder 
höchstes Organ der Staatsgewalt ansehen; hier kommt es nur 
darauf an, daß jeder Staat, gleichgültig welcher Staatsform, ein 
höchstes Organ hat. Entweder müßten also die Ephoren — worauf 
schon Welcker hingewiesen hat 1 ) — höchstes Staatsorgan sein, 
dann wäre, wenn anders das Ephorat seinen politischen Sinn als 
Wahrer der Volksrechte behalten sollte, tatsächlich die demokratische 
Republik eingeführt. Das hätte aber gar keinen Sinn, denn 
natürlich wäre dann das einzig konsequente, das Ephorat ganz im 
Sinne Fichtes auszubilden und damit die unmittelbare Demokratie 
einzuführen. Der Fall, daß die Ephoren höchstes Staatsorgan 
sind, schaltet also aus. Es bleibt daher nur der Fall, daß die 
Ephoren neben die existierenden höchsten Organe treten. Das 
wäre aber nichts anderes als die Einführung einer dualistischen 
Staatsgewalt, die Verneinung des Wesens des mode-nen Staates, 
Diese rechtstheoretische Erkenntnis, die an siqh- in unserer natur- 
j-echtlichen Frage nicht entscheidend sein kann, hat aber eminente 
praktische Bedeutung. Denn — das {hatten wir gefunden — die 
Ausbildung des Widerstandsrechtes als eines formellen Rechtsschutz¬ 
mittels durch eine dualistische Staatsorganisation bedeutet ein voll¬ 
ständiges materielles Untergehenlassen des Gemeininteresses an 
der Wahrung der öffentlichen Ordnung in dem Sicherheitsinteresse 
des subjektiven Rechts. Dem Gedanken des Ephorats auch in 
dieser Form steht also der wichtigere: „Ordnung muß sein im 
Staate“ vernichtend entgegen. 

Das Ergebnis unserer bisherigen Betrachtung ist dies: den 
einzigen staats rechtstheoretisch möglichen Begründungen des 
naturrechtlichen Gedankens einer Berechtigung des Volkes zum 
Widerstande gegen die Staatsgewalt steht entgegen der andere 
der Notwendigkeit staatlicher Ordnung. Es bleibt die Frage: 
muß und kann dieser Notwendigkeit unter allen Umständen der 
Vorrang gegeben werden vor derjenigen der Gewährung eines 
äußersten Rechtsschutzes bürgerlicher Freiheit. In der Beurteilung 
dieser Frage nun zeigt sich der fundamentale Unterschied zwischen 
dem alten Naturrecht und dem Naturrecht in unserem Sinn. Das 
alte Naturrecht, das Grundsätze für alle Zeiten und Gemein wesen jeder 
Art aufstellen wollte, konnte bei wirklicher Wahrung dieses seines 

Vgl. oben 441. 
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Charakters zu einer unbedingten Ablehnung des Gedankens der 
Berechtigung eines Volkswiderstandes schlechterdings nicht gelangen, 
ohne sich selbst zu verneinen durch die Anerkennung des Grund¬ 
satzes: Macht ist Recht, der dann freilich selbst wieder zu einer 
bedingungsweisen Anerkennung jenes Gedankens führen muß 1 ). Ganz 
anders das Naturrecht in unserem Sinne, das nur auf Grund der je¬ 
weiligen tatsächlichen Natur der Dinge, wie sie soziologisch feststellbar 
ist, urteilen will. Es geht also von dem Staatsleben der gegenwärtigen 
Wirklichkeit in unserem örtlichen Kulturbereiche, also namentlich 
dem deutschen Rechtsgebiet, aus und fragt: ist in diesem noch 
ein solches Bedürfnis nach einem Rechtsschutz der bürgerlichen 
Freiheit durch Gewährung eines Widerstandsrechtes vorhanden, 
daß hinter ihm das andere der staatlichen Ordnung zurücktreten 
dürfte und müßte. Den entscheidenden Gesichtspunkt für die 
Beurteilung dieser Frage liefert auch hier das Ergebnis unserer 
geschichtlichen Untersuchung. 

Als Rechtsschutzmittel ist das Widerstandst iht schon bei 
seinem ersten Auftreten im positiven Staatsrecht, im ständischen 
Staate, nur ein Notbehelf gewesen: die Verkümmerung des judicum 
parium des Lehnrechts. Zusammenhängend damit hat es von 
Anfang an auch in der Rechtstheorie diesen Charakter gehabt, 
der sich hier, wie im positiven Recht, äußerlich dokumentiert hat 
in dem Erfordernis der vorherigen Abmahnung des Tyrannen, in 
dem wir ein Radiment des lehnrechtlichen Rechtsganges erkannten. 
Daher war dieses Notmittel eines Rechtsschutzes für ein natur¬ 
rechtliches Denken gerechtfertigt im ständischen Staat, wo die 
Freiheit des Unterthanen vor Übergriffen der Herrschermacht nur 
geschützt war durch die, jener bis zum äußersten gleichberechtigte, 
Rechtsmacht der Stände. Daher wurde aber andererseits später 
nach Schaffung der Reichsgerichte mit ihrer Zuständigkeit in 
Klagen „für Mißbrauch“ der obrigkeitlichen Gewalt die rechts¬ 
gedankliche Berechtigung eines Widerstandsrechtes der Unter¬ 
thanen abgelehnt mit der ausdrücklichen Begründung: cum copia 
judicis eis non desit 2 ). Auch die für die staatsrechtliche Autorität 
•der Widerstandslehre so wichtige Ablehnung J. J. Mosers hängt 
damit zusammen 3 ). Und nur die negative Seite dieser Auffassung 

*) oben 477 Anm. 2. 

2 ) C. H. Hornius Juris publici über unus 1725 S. 780. 

s ) J. J. Moser, Von der Teutschen Reichs-Stände Landen 1769 S. 1180. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Digitized by 


4.SH 

ist es, wenn Schlözer sagte, daß der Gedanke des Widerstands¬ 
rechtes nur der entwicklungsgeschichtliche Ausgangspunkt war 
für den einer „Schutz-Were der Unterthanen gegen die Obrigkeit 
überhaupt 1 )“. 

Diese Erwägung, daß das Widerstandsrecht nur einen rudi¬ 
mentären Rechtsschutz darstellt, der daher nur ein Notbehelf 
ist, führt sofort zu der anderen, daß bei einer völlig durchgeführten 
Rechtsschutzorganisation das Bedürfnis eines solchen Notbehelfs 
wegfällt. Die Prüfung des Rechtsschutzbedürfnisses, von deren 
Ergebnis daher die rechtsgedankliche Berechtigung eines Wider¬ 
standsrechtes abhängig ist, muß ausgehen von der Feststellung 
der zu schützenden Rechtsgüter, also des Gehalts der zu fordernden 
bürgerlichen Freiheit. Dieser ist aber, wie wir gesehen haben, 
von den Monarchomachen an bis zu den Lehren des revolutionären 
deutschen Liberalismus, von der Joyeuse Entree bis zu den deutschen 
Verfassungen aus dem 19. Jahrhundert wesentlich derselbe 
geblieben: er entspricht im ganzen und großen den „Grund¬ 
rechten“, die die konstitutionelle Theorie.des deutschen Liberalismus 
formuliert hat, zuletzt in feierlicher Weise in der Frankfurter 
Verfassung. Diese Grundrechte sind aber tatsächlich heute im 
positiven Staatsrecht nicht nur anerkannt, sondern auch geschützt. 

Aus der Tatsache des positivrechtlichen Schutzes der Rechts¬ 
güter, durch deren Schutzbedürfnis der Gedanke des Widerstands¬ 
rechtes naturrechtlich gestützt wird, ist aber dessen Entbehrlich¬ 
keit als ergänzendes Notschutzmittels noch nicht zu begründen, 
sondern nur aus seiner Art. Denn erst die organisatorische Voll¬ 
ständigkeit des Rechtsschutzsystems kann die Entbehrlichkeit eines 
ergänzenden Notbehelfes beweisen. Die Erwägungen, die zur 
Beurteilung der Vollständigkeit des Rechtsschutzsystems führen 
können, müssen aber ra. E. ganz allgemeiner Natur sein. Es 
kann hier nicht auf die Beurteilung einzelner, mehr oder minder 
bedeutungsvoller, Institutionen ankommen, in der eine völlige Über¬ 
einstimmung aller Auffassungen doch nie herbeigeführt werden 
kann. Entscheidend kann nur sein, welche leitenden Grund¬ 
gedanken in der rechtlichen Organisation zum Ausdruck und zu 
klarer Durchführung gelangt sind. 


*) A. L. Schlözer a. a. O. 82 f. 
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Es sind nur ganz wenige Gedanken, die hier inbetracht 
kommen, und unter sich sind sie wieder zu einer Einheit ver¬ 
bunden: es sind einfach die wesentlichen Gedanken rechtlicher 
Organisation des Rechtsstaates auf konstitutioneller Grundlage. 
Denn historisch bedeuten diese Gedanken nichts anderes als den 
Schutz bürgerlicher Freiheit — wenn dieser auch zum Teil in 
der Gewährung aktiver Berechtigung am Staat auftritt — gegen¬ 
über der Staatsgewalt. Die Rechtssicherheit der Staatsgewalt — 
materiell: das Schutzinteresse der öffentlichen Ordnung — war 
verwirklicht worden im absoluten Staate: formell in der Ver¬ 
einheitlichung der Staatsgewalt in der Hand des Fürsten, materiell 
in dem polizeistaatlichen Prinzip der salus publica suprema lex. 

Was der Ausbau des Rechtsstaats auf konstitutioneller Grund¬ 
lage neu hinzugebracht hat, ist nichts anderes als die Sicherung 
des subjektiven Rechtsschutzintercsses der Staatsbürger, also des 
selben Rechtsinteresses, auf das allein der Gedanke des Wider¬ 
standsrechtes gestützt werden kann, und in dessen Ausgleich mit 
dem objektiven Interesse der staatlichen Ordnung dessen ganzes 
Problem liegt. Wir brauchen uns nur den Inhalt der wichtigsten 
Grundgedanken unserer staatsrechtlichen Organisation zu ver¬ 
gegenwärtigen, um damit zu ihrer Bewertung in dem hier an¬ 
gedeuteten Sinne und dadurch zur Lösung unserer Frage zu 
gelangen. 

In drei Äußerungsformen tritt die Staatsgewalt der bürger¬ 
lichen Freiheit gegenüber: als Gesetzgebung, Verwaltung und 
Rechtsprechung. Alle drei sind durch unsere rechtliche Organisation 
so gestaltet, daß sie, zugleich mit dem, ihr treibendes Moment 
bildenden, Schutzinteresse der öffentlichen Ordnung, dem Schutz¬ 
interesse der subjektiven rechtlichen Freiheit dienen. 

Zunächst für die Gesetzgebung zeigt sich hier unter unserem 
Gesichtspunkte des natürlichen Rechts ein interessanter Zusammen¬ 
hang. Wir fanden die Bedeutung der Erkenntnis des Naturrechts 
darin, daß sie allein es ermöglicht, bei der Gestaltung des 
gesetzten Rechtes diesem die, letzten Endes doch immer allein 
seine Geltung gewährleistende, innere Verankerung in der Rechts¬ 
fiberzeugung zu geben. Die Verwirklichung dieser Verankerung 
des gesetzten Rechts in den Gedanken des in der Rechts¬ 
überzeugung des Volkes vorhandenen Naturrechts ist nun — 
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worauf neuerdings einer unserer angesehensten Lehrer des bürger¬ 
lichen Rechts hingewiesen hat — geradezu conditio sind qua 
non einer naturrechtlichen Ablehnung des Gedankens des Wider¬ 
standsrechtes 1 ). In der psychologischen Tatsache des mensch¬ 
lichen Glaubens an ein natürliches oder gerechtes Recht ist es 
eben bedingt, daß die Vorstellung von der Natürlichkeit und 
Gerechtigkeit gewisser einzelner Rechtsgedanken, da, wo das 
staatlich gesetzte Recht sich über sie hinwegsetzt, sich zu solcher 
psychologischen Eindringlichkeit verdichten kann, daß sie jenem 
seinen Halt in dem subjektiven Moment der Überzeugung von 
seiner Gültigkeit nehmen kann 2 ). So kann schließlich, wie Oert- 
mann dargelegt hat, ein fortschreitendes Wachsen des materiellen 
Zwiespalts zwischen Gesetzesrecht und Volksrecht — oder, wie wir 
sagen würden: Naturrecht — den Gedanken der Berechtigung einer 
Auflehnung des Volkes gegen die Staatsgewalt aufkommen lassen. 
„Gerade darum sollte der Gesetgeber sich vor Augen halten, daß 

P. Ocrtmann, Volksrecht und Gesetzesrecht (Vortrag i. d. Gche- 
Stiftung) 1898. 38. Die Grundidee Üertmanns ist freilich insoweit nur der 
alte Gedanke Bosniers. (Volksrecht und Juristourecht 1843 S. 66): „Der 
Nomothet würde wenig vermögen, welcher nicht im Geiste seines Volkes 
und gerade des in der bestimmten Zeit vorhandenen Volkes die Tafeln des 
Gesetzes ausfülltc.“ Die ganze Tragweite des Gedankens offenbart sich 
erst in dem folgenden Satze, der inzwischen längst aus einer staats¬ 
rechtlichen Lehrmeinung rcchtsgcschichtliche Wirklichkeit geworden ist. 
„Es giebt hohe, gewaltige Naturen, in deren Anschauung sich das Allen 
gemeinsame zum schöneren Bilde verklärt, und welche die schöpferische 
Kraft haben, es concret binzustellen, damit es den Übrigen zum Muster 
diene und ihren Sinn erhebe. Ein solcher erfaßt als Staatsmann, als Gesetz¬ 
geber seine Gegenwart ganz, aber er blickt auch prophetisch in die Zukunft 
und zeigt dem Volke die Bahnen an, welche zu durchlaufen es bestimmt 
ist.“ Es ist dies eine der gar nicht seltenen Stellen des deutschen Schrift¬ 
tums, die uns heute als ein sehnendes Vorwegdenken eines Bismarck er¬ 
scheinen, die uns aber doch immer wieder daran gemahnen, daß das deutshe 
Volk in seinen geistigen und sittlichen Kräften dahin geführt zu werden 
strebte, wohin Bismarck cs geführt hat. (.Neuerdings bietet Bergsträsscr 
in seiner Geschichte der Reichsverfassung, III Beiheft Arch. öffl. Recht 1914, 
ein anschauliches Bild davon, wie thatsächlich die heutige staatsrechtliche 
Zusammenfassung des deutschen Volkes nur aus dem ausgleichenden 
Zusammenwirken zwischen der preußischen Politik und den Idealen des 
vormärzliehen Liberalismus entstanden ist). 

2 ) Vgl. dazu die Ausführungen im Sclilußkapitel. 
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seine formell unbeschränkte Machtbefugnis nicht auch der inhalt¬ 
lichen Schranken enthoben ist; er soll bedenken, daß er doch 
immerhin nichts ist, als das vom Volke mit der Aussprechung 
und Verwirklichung seines Willens beladene Organ.“ Ffir die 
naturrechtliche Beurteilung des Staatsrechts können wir diese 
wichtige Feststellung Oertmanns unmittelbar nicht verwerten, da 
wir, von der staatlichen und rechtlichen Wirklichkeit ausgehend, 
den darin liegenden Gedanken der Volkssouveränität staatsrechtlich 
nicht anerkennen können. Für uns kann sie nur nach ihrem 
soziologischen Gehalt in Anwendung kommen als Grundlage 
unserer naturrechtlichen Erwägungen, die dann aus ihr staats¬ 
rechtlich die Folgerung ziehen müssen: die staatsrechtliche 
Organisation muß einen Einflnß des Volksrechts auf das Gesetzes¬ 
recht ermöglichen. Das kann nicht anders geschehen als dadurch, 
daß das Volk an der Gesetzgebung beteiligt ist. Das ist aber 
nichts anderes als das der Idee nach in unserer staatsrechtlichen 
Organisation anerkannte und verwirklichte Prinzip der konsti¬ 
tutionellen Gesetzgebung unter parlamentarischer Mitwirkung 1 ). 
Damit haben wir unter dem für uns hier entscheidenden Gesichts¬ 
punkt ein doppeltes festgestellt: die Organisation der konstitutionellen 
Gesetzgebung bietet nicht nur einen Schutz des subjektiven Rechts¬ 
interesses, indem die Rechtsphäre des Staatsbürgers keiner anderen 
Beschränkung durch Gesetz unterworfen ist als derjenigen, zu der 
er der Idee nach zugestimmt hat; sondern dieser Schutz nimmt 
geradezu die Stelle ein, die allein rechtsgedanklich dem Wider¬ 
standsrecht Raum geben könnte. 

Für die rechtliche Organisation der Verwaltung kommt zunächst 
alles soeben über die Gesetzgebung gesagte in Anwendung, da das 
oberste Prinzip unseres Verwaltungsrechts das der gesetzmäßigen 
Verwaltung oder des Vorrangs des Gesetzes ist. Deren oberstes 


*) Daher gehören die rechtspolitischen Fragen der Ausgestaltung nicht 
nur des aktiven Wahlrechts, sondern vor allem einer sinngemäßen, d. h. 
die Wirkung möglichst aller Wählerwillen hcibeiführcnden Wahlmethode, zu 
den wichtigsten Fragen dös Naturrechts des konstitutionellen Staates. Dazu 
bes. Ad. Tecklenburg, Die Entwicklung des Wahlrechts ln Frankreich 1911 
und die zahlreichen Zcitschriftenaufsätze desselben Verfassers|nber die Materie, 
z. B. Arch. Öffl. R. XXVIII, 104 ff., Arch. ffir Rechts- und Wirtschafts- 
Philosophie VI, 1 ff.; Schmollcrs Jhrbch. 1913, 2110 ff. 
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Rechtsschutzmittel ist die Ministerverantwortlichkeit, in deren 
Geltendmachung die ältere konstitutionelle Theorie nicht ohne 
Grund ein unmittelbar historisches Rudiment des ständischen 
Widerstandsrechtes sah 1 ). Im übrigen ist aber weiter durch die 
ganze Verwaltungsorganisation für. die Bildung des Staatswillens 
in der Verwaltung selbständig jenes, der konstitutionellen Gesetz¬ 
gebungsform zu gründe liegende, Prinzip der Beteiligung des 
Bürgers an der Staatsgewalt durchgeführt in den beiden mit dem 
Namen Selbstverwaltung bezeichneten Rechtsinstitutionen: Laien¬ 
element in der staatlichen Verwaltung und kommunale Selbst¬ 
verwaltung. Diese beiden, für die neuere Verwaltungsorganisation 
wesentlichen, Rechtseinrichtungen haben für unsere Frage nicht 
nur — wie bereits bemerkt — denselben Charakter, sondern auch 
dieselbe Bedeutung wie die Mitwirkung des Parlaments bei der 
Gesetzgebung. Einerseits schaffen sie für weite Gebiete der ver¬ 
waltenden Betätigung der Staatsgewalt den Rechtszustand, daß 
die Beschränkungen der bürgerlichen Freiheit der Idee nach unter 
bürgerlicher Mitwirkung geschehen, ein Zustand, dessen politisch¬ 
psychologische Bedeutung für das Rechtsempfinden nicht unter¬ 
schätzt werden darf. Andererseits geben sie dadurch einen Rechts¬ 
schutz der bürgerlichen Freiheit, der seiner Idee, der Vereinigung 
von Staatswillen und Volkswillen, nach ebenfalls wieder eine Stelle 
ausfüllt, die allein Raum für den Gedanken der Berechtigung 
des Volkswiderstandes hätte geben können. Dazu kommt noch 
als viertes Rechtsschutzmittel der bürgerlichen Freiheit die Ein¬ 
richtung der Verwaltungsgerichtsbarkeit. Doch fällt deren Be¬ 
deutung für unsere Frage mit derjenigen der Rechtsprechung zu¬ 
sammen. 

Die Rechtsprechung im konstitutionellen Rechtsstaat bringt 
durch die organisatorische Sicherung ihrer Unabhängigkeit erst 
den Vorrang des Gesetzes zu seiner vollen Entfaltung und 
Wirkung 2 ). Durch die Unabhängigkeit der Rechtsprechung wird 


] ) Rechtsgutachten der Tübinger Juristenfakultät v. 26. 1. 1839 
(Dahintann a. a. 0. 299). 

2 ) Auch hier zeigt die mehrfach erwähnte Analogie zwischen Revolution 
und Krieg ihre Bedeutung: die Entbehrlichkeit des außerordentlichen Rechts¬ 
behelfs wächst mit der fortschreitenden Entwicklung des organisatorischen 
Ausbaus des ordentlichen Rechtsschutzes. Dieser formelle Rechtsschutz 
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erst allen den Grundgedanken, die wir bisher als den Gedanken 
des Widerstandsrechtes verdrängend erkannten, ihre letzte Sicherung 
gegeben. Dadurch steht ihre Bedeutung für unsere Frage schon 
fest, und es ist nur ergänzend daran zu erinnern, daß darüber 
hinaus in der Organisation der Rechtsprechung das subjektive 
Rechtsschutzinteresse der bürgerlichen Freiheit noch eine weitere 
Verwirklichung findet in der unmittelbaren Beteiligung des Volks 
an der rechtsprechenden Ausübung der Staatsgewalt, wie sie in 
dem Institut der Laienrichter in der Straf-, Verwaltungs-, Ge¬ 
werbe- und Handelsrechtspflege gegeben ist. 

So steht das Ergebnis fest: durch die Grundgedanken der 
rechtlichen Organisation des konstitutionellen Rechtsstaats ist ein 
Raum für den Gedanken der Berechtigung des Volkswiderstandes 
als Rechtsschutzmittel bürgerlicher Freiheit gegen unrechtmäßige 
Ausübung der Staatsgewalt nicht mehr offen gelassen. Erweisen 
sich die bestehenden Einrichtungen infolge einer Änderung der 
Verhältnisse, oder der Beurteilung, als unzulängliche Mittel, so 
ist daher eine gesetzgeberische Abhilfe nur denkbar in einer Ver¬ 
besserung der rechtsorganisatorischen Verwirklichung der Grund¬ 
gedanken des konstitutionellen Rechtsstaats, d. h. in dem organischen 
Ausbau unserer Rechts- und Staatsordnung. Die Anerkennung 
eines Volkswiderstandsrechtes als eines Rechtssehutznotbehelfs 
hingegen würde eine anorganische Durchbrechung jener Ordnung 
und daher die Verneinung ihrer Idee bedeuten. Sie würde ein 
„Recht des Rechtsbruchs“ anerkennen. Ein solches Recht ist 
aber nach einem Worte Gierkes undenkbar. Die Rechtsordnung, 


erhält aber seine praktische Bedeutung erst durch den materiellen Rechts¬ 
schutzgehalt des mit ihm zur Geltung zu bringenden objektiven Rechts. 
Für die Frage der Verdrängung des Krieges als Notbehelf eines ltechts- 
schutzmittels durch einen organisierten völkerrechtlichen Rechtsschutz hat 
das der organisatorische Pazifismus theoretisch ganz richtig erkannt. Und 
nur konsequent ist es, wenn Wehberg, Das Problem eines internationalen 
Staatengerichtshofes (Das Werk vom Haag, her. v. W. Schficking II) 
1912, 7 ff. die Hauptbedeutung der Ausdehnung der Schiedsgerichtsbarkeit 
in der Fortbildung des materiellen Rechts durch die Rechtsprechung erblickt. 
Darin liegt aber ein circulus (vitiosus?) der künstlich herzustellenden Ver¬ 
ursachungsreihe, der durch den Gegensatz der entsprechenden staatsrechtlichen 
Verhältnisse erst in seiner ganzen Tragweite beleuchtet wird, und so die 
ganze Schwierigkeit des völkerrechtlichen Problems vor Augen führt. 
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die es sanktionieren wollte, würde sich selbst verneinen. L)er 
Volkswiderstand ist — wir folgen auch hier wieder den Worten 
Gierkes — immer nur eine „Waffe gegen das Recht“, anders ist 
er nicht zu denken. Aber es ist auch die Möglichkeit des Falles 
nie wegzudenken, daß diese Waffe gegen das Recht eine „Waffe 
der Gerechtigkeit 1 )“, oder, wie Jhering es ausdrückte, die 
„Reaktion des nationalen Rechtsgefühls“ ist. Wir kommen deshalb 
auch mit dem naturrechtlichen Erwägen der Möglichkeit, das 
Problem mit einer Anerkennung des Volkswiderstandsrechtes durch 
die lex ferenda zu lösen, nicht über das Ergebnis Bluntschlis 
hinaus: „Das Staatsrecht kann die äußersten Fälle nicht weg¬ 
leugnen, aber ebensowenig normieren.“ Nur müssen wir die 
Konsequenz noch schärfer ziehen: weil ein Recht des Volks zum 
Widerstand gegen die Staatsgewalt nicht „normiert“ werden kann, 
kann es niemals „Recht“ sein und werden. Der Grund liegt aber 
nur in dem Verhältnis von Staat und Recht, wie es heute besteht 
und anerkannt wird: weil der Staat sich selbst in die Rechts¬ 
ordnung eingeffigt hat, weil die Aufgabe des Rechtsschutzes im 
Prinzip völlig von ihm übernommen ist, kann diese Aufgabe nicht 
gefördert werden durch Umsturz der staatlichen Ordnung, sondern 
nur durch deren inneren verbessernden und befestigenden Ausbau 
auf dem Boden ihrer rechtsgedanklichen Grundlagen. Dieser Ge¬ 
danke ist nur eine Folgerung aus dem Wesen des modernen 
Staats. Es ist deshalb kein Zufall, daß er schon von dem ersten 
Staatstheoretiker angewandt worden ist, der das Widerstandsrecht 
prinzipiell dem modernen konstitutionellen Staat anzupassen unter¬ 
nommen hat: es war nur ein anderer Ausdruck für denselben 
Gedanken, wenn Condorcet das Widerstandsrecht aufgehen ließ 
in der staatsrechtlichen Rechtsschutzorganisation und den darin 
gegebenen Rechtsschutzansprüchen der Bürger. 

Damit sind wir am Schluß unserer geschichtlichen Betrachtung 
angelangt. Wir haben das Ende des Rechtsgedankens des 
Widerstandsrechtes in Staatsrecht und Naturrecht gesehen. Wollen 
wir das Ergebnis staatstheoretisch ausdrücken, so müssen wir 
sagen: der Tod des Rechtsgedankens des Widerstandsrechts beruht 


*) Gierke, Naturrecht usw. 10. 

2 ) lt. v. Jhering, Der Zweck im Recht. 3. Aufl. 1893 1, 382. 
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auf der inneren Überwindung des staatlichen Dualismus, nicht 
sowohl nur des ständischen Staates zwischen Fürst und Ständen, 
sondern auch des absoluten Staates zwischen Herrscher-Staat und 
Volk; denn in der rechtsorganisatorischen Regelung des heutigen 
deutschen Staates ist der Idee nach die Einheit von Staat und Volk 
erkannt und verwirklicht. 

Das führt uns unmittelbar an den Ausgangspunkt unserer 
Untersuchung zurück. Mit dem Aufhören des staatlichen Dualismus 
hört die Widerstandslehre auf. Im staatsrechtlichen Denken ist 
sie zur Bedeutung gelangt zuerst auf der Grundlage des Dualismus 
des ständischen Staates. Systematisch entspricht also die Wider¬ 
standslehre an ihrem Ausgangspunkt und an ihrem Endpunkte den 
rechtlichen Grundlagen der staatlichen Wirklichkeit. Ist das nur 
ein Zufall, oder handelt es sich hier um wesentliche entwicklungs¬ 
geschichtliche Zusammenhänge? Darin liegt das eigentliche Problem 
unserer ganzen Untersuchung, dessen Lösung von entscheidendem 
Wert ist für die Beurteilung der treibenden Kräfte in der Ent¬ 
wicklung unseres Staatsrechts und von prinzipieller und symptoma¬ 
tischer Bedeutung für die Erkenntnis des Wesens allgemeiner 
Rechtsgedanken. Denn sie beantwortet die Fragen: Erstens, liegt 
geschichtlich der geistige Lebensquell der, später das Staatsrecht 
erzeugenden, staatsrechtlichen Lehre vom Volks widerstände aus¬ 
schließlich in der naturrechtlichen Volkssouveränitäts- und Staats¬ 
vertragstheorie und damit letzten Endes in der scholastischen 
Dogmatik, oder auch in den Kräften des deutschen Staats- und Rechtst 
lebens? Zweitens, ist die Lebens- und Einflußfähigkeit eines für die 
ganze Entwicklung des Staatsrechts so bedeutungsvollen Rechts¬ 
gedankens begründet und abhängig wesentlich von seinem abstrakten 
juristisch-logischen Gehalt oder von seinen Zusammenhängen mit 
dem staatlichen und rechtlichen Leben? 

Die Lösung jenes Problems, die die Beantwortung dieser 
Fragen bedeutet, ist nur möglich auf Grund eines zusammen¬ 
hängenden Überblickes über die Ergebnisse unserer geschichtlichen 
Untersuchung. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Schluß 


Digitized by 


In der Mitte des sechzehnten Jahrhunderts ist die Widerstands¬ 
lehre aus der theoretischen Welt der Philosophie hineingetreten 
in den Kreis des zu praktischer Anwendung im menschlichen 
Leben. bestimmten Staatsrechts. Drei Jahrhunderte von da an hat 
sie für dieses im Mittelpunkt des Interesses gestanden, um dann 
plötzlich vollständig aus ihm auszuscheiden. Ihrer Entwicklungs¬ 
geschichte in dieseu drei Jahrhunderten sind wir gefolgt, um nach 
den Qründen zu suchen, die es erklären, daß ein allgemeiner 
Rechtsgedanke solchem Wechsel seiner Bedeutung in der Gesamt¬ 
heit der Rechtsfragen unterworfen sein kann. Es handelt sich 
nurmehr darum, einen Überblick zu gewinnen über das, was wir 
zur Klärung dieser Frage gefunden haben. 

Negativ hat uns zunächst der Entwicklungsgang der Wider¬ 
standslehre gezeigt, daß entscheidend für ihn nicht gewesen sein 
kann ihre dogmatisch-juristische Stärke. Ohne weiteres ist klar, 
daß die juristischen Argumentationen, die noch bis zur Mitte des 
19. Jahrhunderts wesentlich dieselben waren wie in den ganzen 
drei vorhergehenden Jahrhunderten, nicht in jenem Zeitpunkt 
plötzlich so an Stärke verloren haben, daß sie die Erklärung für 
das Aufhören der Lehre geben können. Sie haben aber auch nie 
einen unerschütterlich sicheren Halt gehabt und können deshalb 
auch das Bestehen der Widerstandslehre bis dahin nicht erklären. 

Die begriffliche Erklärung der Grundlagen des Staates, von 
der die monarchoraachische Lehre ausging, war zwar in der Blüte¬ 
zeit der ständischen Verfassung in vielem juristisch einleuchtend, 
wenngleich von Anfang an die Konstruktion eines allgemein¬ 
gültigen Widerstandsrechtes auf die Mängel der systematischen 
Grundlagen, wie der Methode, hinwies. Diese Mängel bestanden, 
wie wir uns erinnern, einerseits in dem begrifflichen System, das 
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die Analyse der Grundlage des Staates gewann nicht sowohl un¬ 
mittelbar aus der Beobachtung deren eigenen Wesens in der 
Wirklichkeit des Staatslebens, als vielmehr durch Anwendung der 
aus den Systemen der mittelalterlichen Philosophie und des römischen 
Rechts fertig überlieferten Begriffe auf jene; andererseits wurde 
die Wirkung der dadurch bedingten Irrtüraer der begrifflichen 
Grundlage ins unendliche gesteigert durch die völlige Einseitig¬ 
keit der selbstgenügsamen begrift'skonstruktiven Methode, mit der 
das Naturrecht auf jenen Grundlagen seine Folgerungen aufbaute 
ohne Rücksicht auf das Verhältnis des Ergebnisses zur rechtlichen 
Wirklichkeit. Jemehr aber das Staatsleben der Wirklichkeit sich 
von dem Höhepunkt der ständischen Verfassung entfernte in der 
Richtung auf das absolute Fürstentum hin, desto auffallender 
mußte nicht nur die Divergenz zwischen dem theoretischen Er¬ 
gebnis und der staatlichen Wirklichkeit werden, sondern auch die 
begrifflichen Grundlagen ließen sich beim besten Willen nicht 
mehr auch nur in formalen Einklang mit denjenigen des realen 
Staates bringen. Z. B. die Huldigung ließ sich selbst bei An¬ 
wendung der alten theoretischen Begriffe im absoluten Staate 
schlechterdings nicht mehr mit dem bedingten Herrschaftsvertrag 
vergleichen 1 ), wenngleich es, wie wir gefunden haben, selbst im 
18. Jahrhundert an äußeren Anknüpfungspunkten in dieser Be¬ 
ziehung doch nicht ganz fehlte 2 ). Jedenfalls das Ergebnis selbst, 
das Widerstandsrecht, stand in späterer Zeit in solchem Gegensatz 
zu der rechtlichen Wirklichkeit, daß die juristische Willkürlichkeit 
nüchternen Beobachtern, die — soweit eigene Interessen nicht 
im Spiele sind — zu allen Zeiten normalerweise in der Mehrheit 
sind, nicht entgangen sein kann. Die zwingende juristische Schärfe 
ihres Gehalts kann also die starke und lange Lebensfähigkeit der 


*) Vgl. z. B. in der unter Friedr. Wilh. Pestei geschriebenen Dissertation 
von C. L. A. von Scholley, De homagio (Hinteln 1752), § XIV De obligatione 
ad homagium praestandum limitata, die sehr interessanten Bemerkungen 
S. 38, wonach einerseits die Vermutung gegen die Bedingtheit der Huldigung 
spricht wegen der reichsrechtlichen Verpflichtung der Fürsten, die Rechte 
der Bürger zu wahren, andererseits die bedingte Huldigung „non praebet 
argumentum majoris libertatis iugum excutiendi, si quos forte conuentorum 
leges neglexerit princeps“. 

2 ) Vgl. oben 36, insb. Anin. 2; 29, Anm. 5. 
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Widerstandslehre nicht erklären. Doch bedarf diese Feststellung 
einer Ergänzung. 

Die in späterer Zeit offenbare juristische Willkürlichkeit des 
Ergebnisses der Widerstandslehre in seiner, die Regel bildenden, 
Verallgemeinerung steht nur der Annahme entgegen, daß die 
Widerstandslehre in besonderen juristischen Vorzügen die Stärke 
ihrer Position begründet habe. Sie berechtigt nicht zu der An¬ 
nahme, daß ihre juristischen Mängel eine irgendwie erhebliche 
Schwächung ihrer Position bedeutet hätten. Denn den Zeitgenossen 
war vielleicht die Unrichtigkeit des Ergebnisses, nicht aber die 
Fehlerhaftigkeit der systematischen Grundlagen und der Methodik 
erkennbar; und erstere sicher nur in beschränktem Maße. Die entgegen¬ 
gesetzte Lehre hatte genau dieselben Fehler in Systematik, Methodik 
und Ergebnis. Die Absolutsten gingen genau so, wie die Anhänger 
der Widerstandslehre, von der systematischen Grundlage eines 
aprioristisch bestimmten Staatsvertrages aus, sie bauten auf dieser 
eben so einseitig begriffskonstruktiv auf wie jene, ihr Ergebnis war 
in seiner Verallgemeinerung, wenigstens in der früheren Zeit, von 
dem wirklichen Rechtszustande ebenso entfernt wie das jener. Und 
selbst soweit ihr Ergebnis dem wirklichen Recht mehr entsprach, 
als das jener, dürfen wir die Bedeutung dieser Tatsache für die 
Wirkungsfähigkeit beider Lehren nicht überschätzen. Denn wir 
haben gesehen, daß tatsächlich diejenige Lehre, die in prinzipieller 
Ablehnung eines Widerstandsrechtes mit klarer juristischer Beweis¬ 
führung dieses nur da anerkannte, wo es im positiven Recht be¬ 
sonders begründet war, im Vergleich zu den beiden extremen 
Lehren eine so minimale Wirkung hatte 1 ), daß man geradezu 
sagen kann: sie stand im umgekehrten Verhältnis zu der Über¬ 
einstimmung der Lehren mit der rechtlichen Wirklichkeit. Das 
ganze rechtliche Denken des älteren Staats war eben so unrettbar 
in dessen Dualismus zerfallen, daß wirksam für es nur war das: 
entweder — oder. Die Wirkungskraft der juristischen Argumentation 
wird man für die absolutistische und für die revolutionäre Lehre 
gleich hoch und gleich niedrig bewerten können. Doch erklärt 
dies nur negativ die Möglichkeit des dauernden Fortbestehens der 
Widerstandslehre, und auch diese noch nicht ganz. 


] ) oben 240. 
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Die Widerstandslehre hat noch lange fortbestanden, als in 
der staatlichen Organisation der Dualismus, juristisch betrachtet, 
überwunden war. Hier stand der ihr hinderlichen, juristisch 
hohlen, Begründung mit den, nur äußerlich dem längst über¬ 
wundenen ständischen Staat angepaßten, logischen Hilfsmitteln 
naturrechtlicher Doktrin nicht nur die absolutistische Theorie gegen¬ 
über, die nunmehr zweifellos an der staatlichen Wirklichkeit 
weitgehend zum mindesten die Richtigkeit ihres Ergebnisses 
beweisen konnte, sondern auch, besonders seit Moser, ein sehr 
erheblicher Teil der angesehenen, keiner politischen Doktrin 
huldigenden, Staatsrechtslehre. Trotzdem erhielt sie sich, zum 
mindesten in der alten Ausdehnung, noch ein Jahrhundert, nach¬ 
dem Gundling ihren Zusammenhang mit dem Dualismus des 
ständischen Staates und daher ihre Unvereinbarkeit mit der 
Einheitlichkeit des modernen Staates klargestellt hatte 1 ). Und 
neue juristische Gründe waren nicht hinzugekommen, die ihr 
politisches Absterben gegen Mitte des 19. Jahrhunderts erklären 
könnten. 

Aus ihrem juristischen ‘Gehalt ist also die Existenz und 
Wirkungsfähigkeit der Widerstandslehre ebensowenig wie ihre 
plötzliche Verbreitung und ihr plötzliches Ende zu erklären. 
Welche anderen Gründe sie erklären können, werden wir nur durch 
einen rückschauenden Überblick über die Gesamtheit der einzelnen 
Ergebnisse unserer Betrachtung ermitteln können. 

Zwei verschiedene Dinge wird man auseinanderhalten müssen, 
wenn man die Ergebnisse aus der Betrachtung der geschicht¬ 
lichen Entwicklung der Widerstandslehre und des Verhältnisses 
von Staatsrecht und Naturrecht in ihr überblicken will: einmal 
den äußeren Gang der Entwicklung unserer Lehre, zum andern 
ihren inneren Rechtsgehalt während dieser Entwicklung. 

Erinnern wir uns zunächst des äußeren Entwicklungsganges 
der Revolutionslehre, so sehen wir hier überall nebeneinander und 
zusammenwirkend zwei Momente entscheidend hervortreten: die 
Anlehnung an die Wirklichkeit des Rechtslebens und die Anlehnung 
an die Wirklichkeit des Staatslebens. Zuweilen kommt dem einen 


') oben 347 ff. 
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oder anderen von ihnen eine stärkere oder gar ausschließliche 
Bedeutung •zu. meist aber sind beide auis engste mkeinähder 
vereinigt. 

leis chmaktemrisebe' iö der Widerstandslehre ‘der Mowar- hr- • 
machen und d*s, was wir für ihren ungeheuren Einfluß entscheideiid 
fanden, war die prinzipielle Bedeutung, die die Elemente des 
positiven Hechts, des ständischen Staats rechts, in ihr omi Vorn¬ 
herein und im Hegensaiz zuf alteren, vor allem der .scholastischen, 
\\ Hlerstiindsiehie für ihre Begründung eftrrnähnen *).• ine Werbe- 
kraft der Lühte- hatte dadbteh in zwetfertei Öftnsidii gewouuert. 
Zum eisten whv /• sie ■'Jiandgreiflicher, verständlicher geworden, 
al? die '.abstrakte ältere .Leluv. die sieh ausschließlich auf die 
spekulativen Hedahken VomH«rr<äuvfts Verträge«nd der VoUi.— 
Souveränität stützte. Statt dieser theoretischen Begriffe 'führt«, 
die Momirehoniaeh.-n ihren Lesern Ueciuseinrichnn.jgen de> 
bestehenden. Staates vor, die sie mit leibhaftige!) Augen sehen 
konnten : die Huldigungen der Ö'tü'Oflwy die Lghdesy^ttrage und 
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Entree von Brabant usw.. das zeigte die 'Wirklichkeit als tatsächlich 
geltendes Kocht *). '• Das ist wohl der wichtigste (iriutd tili ' den 
gTf )ßeu mbü ilächhält^öi Einfluß der ft < 'nurehomachem Demi 
wir- haben gesehen, daß überall, wo später, die Widersramlsichre 
eihetv'.besomlei-en Höhepunkt erlangte, die-.'mir einer starken , 
weiteren Ausprägung der jio-iHvrechtl-iehtu» Elemente in ihr ver¬ 
bunden war *). £*r ist aber längst nicht der idpzigf» iinmd 

gewesen, sondern mit ihm wirktenstete die starken rdiihpUnkte,. 
die die Lehre itr der Wirklichkeit des i*;* 1 iti sdien Lebens hatte. 

In der'politischen Wirklichkeit lagen die Mtüt/punkte der 
ifioiiardiomaehiselien Leiere und ihrer Kortsetzungen auf ztrei 
;';'>^ai)tfek--jgaiiZ-' entgegmigesetzteri . Seiten g oinefseite prgdtiv ln der 
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tatsächlich bestehenden Verteilung der Machtverhältnisse, anderer¬ 
seits gerade negativ in dem rechtspolitischen Bedürfnis nach 
Schutz gegenüber den realen Machthabern. Diese beiden politischen 
Erscheinungen aber, das ist für uns wichtig, bildeten nicht nur 
tatsächlich einen günstigen Boden für die Aufnahme der Gedanken¬ 
gänge der mit den Monarchomachen beginnenden neueren Wider¬ 
standslehre, sondern bewußt war diese auf ihn geptlanzt. 

Die allgemeinen konstruktiven Elemente der Widerstandslehre, 
wie sie die Monarchomachen übernommen hatten, waren bereits 
Jahrhunderte alt 1 ), hatten im großen und Ganzen aber weder in 
dem allgemeinen politischen noch in dem allgemeinen rechtlichen 
Denken Wurzeln zu schlagen vermocht, denn sie hingen ganz 
in der luftigen Welt der Begriffe. Die Monarchomachen holten 
sie herunter auf den festen Boden des Alltags. Nicht von Volks- 
souveränitäts- und Staatsvertragstheorie gingen sie aus — höchstens 
machten sie ein einleitendes Kompliment gegen sie — sondern 
von der politischen Wirklichkeit: sie zeigten die Macht der 
Stände und, wie diese in Vertragsform von dem Fürsten beim 
Regierungsantritt das Zugeständnis einer unverletzlichen Rechts¬ 
sphäre zu erlangen wußten 2 ). So gaben sie der alten Theorie 
Fleisch und Blut, indem sie hinwiesen auf die erfolgreichen 
Kämpfe der Landstände gegen den Fürsten in deutschen und 
außerdeutschen Territorien, auf den Kampf der territorialen 
Autoritäten (inferiores magistratus) und der Kurfürsten gegen den 
Kaiser im deutschen Reich 3 ): um diese Erscheinungen hingen 


*) 1 Teil I (6 ff.) 2 ) oben 1 Teil, 111 und IV. 
s ) Zu einem ähnlichen Urteil ist G. Weill gelangt in seiner Studie, 
„Les theories sur le pouvoir royal en France pendant les guerres de 

rcligion.“ Par. 1891 S. 3: „La propagande calviniste aurait-elle suffi toute 
aeule ä mettre la royaute en peril? C’est peu probable, d’autant plus que 
le parti huguenot hesita longtemps ä transgresser le precepte du maitre, 
ä defendre la cause de Dieu par les armes. Mais la resistence religieuse 
se compliqua d’une Opposition politique. Souvenirs d’anciennes lois qui 
mettaient des bornes ä l’arbitraire du prince; regrets d’une epoque oü 

la nation etait souvent consultee, oü les champs de mai, les Parlaments, les 

etats generaux aidaient le roi de leurs conseils; mecontentement de la 
noblesse domptee par Louis XI, domestiquee par Francois Ii«; mecontentement 
du peuple en piesence des impöts tous les jours Croissants: autant de 

motifs qui deraient favoriser l’esprit de revolte . . .“ 
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sie dann das Gewand der Volkssouveränitäts- und der Vertrags¬ 
theorie. So machten es dann die Späteren mit dem Befreiungs¬ 
kampf der Niederlande und seiner Rechtfertigung aus der Joyeuse 
Entree. Und noch später zeigt sich die Ausnützung und 
Würdigung der bestehenden Machtverhältnisse darin, daß mit der 
Entwicklung der Territorialstaaten in Deutschland manche Wider¬ 
standslehren zwar die Nichtigkeit eines Widerstandsrechtes in den 
Te rritorien Zugaben, wohl aber ein solches Recht der Reichsstände 
gegen den Kaiser anerkannten. Wie groß aber die psychologische 
Wirkung dieser, so politisch fundierten, Lehre vom Widerstands¬ 
rechte war, haben wir daran gesehen, daß vor allemim 17. Jahr¬ 
hundert in England Parlament und König nicht* auf die alten 
Gedanken des ständischen Verfässungsrechts zurückgriffen, sondern 
unmittelbar die konstruktiven Gedanken jener Lehre anriefen 1 ), 
in ähnlicher Weise aber auch auf dem Kontinent die offizielle 
Staatsauffassung ihre Grundgedanken einfach aufnahm 2 ). 

Vielleicht noch wichtiger für die Werbekraft der — im 
Gegensatz zur scholastischen — neueren Lehre vom Widerstands¬ 
recht war ihre Verankerung in den Rechtsbedürfnissen. Es gab 
keinen anderen Schutz gegen Mißbrauch der Staatsgewalt im 
älteren Staat als die balance of power zwischen den beiden In¬ 
habern der Gewalt, zwischen Fürst und Ständen. Alle die 
eigentümlichen Einrichtungen der ständischen Verfassung waren 
ja nichts anderes als Mittel zur Erreichung und Erhaltung eines 
Gegengewichtes gegen die landesherrliche Macht. Und das erste 
und -letzte dieser Mittel war das Widerstandsrecht der Stände. 
Da es nun aber das eigentümliche Wesen der ständischen Ver¬ 
fassung ist, daß alle die Rechtseinrichtungen, die den Ständen 
unmittelbar rechtliche Macht oder Freiheit gaben, gleichzeitig 
einen Schutz für die Individualrechtssphäre der Unterthanen 
bildeten 3 ), so bedeutete das den Landständen zum Schutz ihrer 
Rechte und Freiheiten gegebene Widerstandsrecht zugleich ein 
Mittel zum Schutze der Unterthanen. Deshalb war die Erhaltung 
dieses äußersten rechtlichen Machtmittels der Stände zugleich vom 
Standpunkte des Individualrechts überhaupt ein Bedürfnis des 
Rechtsschutzes und zwar für ein wenig entwickeltes rechtliches 

') oben 273 ff. 2 ) oben 279 ff. 3 ) 1. Teil II (76 ff). 
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und politisches Denken das wichtigste, wenn man nicht sogar 
sagen darf: schlechthin das Bedürfnis des Rechtsschutzes. 

Welche Bedeutung für ein mehr oder weniger undifferenziertes 
politisches Denken gerade dieses äußerste Rechtsschutzmittel haben 
mußte, läßt sich ra. E. kaum überschätzen, wenn wir uns erinnern, 
daß noch im vorigen Jahrhundert unsere Wissenschaft die eigent¬ 
liche ständische Verfassung sich nicht anders denken konnte, als 
mit einem ganz allgemein bestehenden Viderstandsrecht der 
Landstände. Die Idee des rechtlichen Schutzes der individuellen 
Rechtssphäre gegen öffentliche Gewaltübung können wir daher für 
die hier in betracht kommende Zeit als mit dem Gedanken des 
ständischen Widerstandsrechts schlechterdings zusammenfallend 
unbedenklich in Ansatz bringen. 

An das Rechtsschutzbedürfnis, wie es sich im realen staatlichen 
Leben zugleich vorhanden und realisierbar zeigte, knüpfte deshalb 
die Lehre an, die die Berechtigung eines Widerstandes gegen 
fürstliche Übergriffe ableitete unmittelbar aus den grundlegenden 
Rechtseinrichtungen des bestehenden Staates. Welches materielle 
Rechtsschutzbedürfnis den Untergrund dieses formellen bildete, 
brauchen wir hier nicht zu erörtern. Es ist hinlänglich bekaunt. 
Die Bedeutung des obersten Gedankens menschlicher Freiheit, der 
Freiheit religiöser Betätigung, sowohl für den rechtstheoretischen 
Gedanken des Widerstandsrechtes als für die praktisch-politischen 
Kämpfe zwischen Landständen und Fürsten, zwischen „niederer 
Obrigkeit“ und Kaiser, hat in der geschichtlichen, juristischen und 
staatswissenschaftlichen Literatur die reichlichste Darstellung 
gefunden 1 ). Und aus unseren geschichtlichen Betrachtungen, 
erinnern wir uns, daß der mit der ständischen Verfassung 
gegebene und in dem Widerstandsrecht der Landstände kumulierende 
Rechtsschutz zu gute kam allen Betätigungen und Interessen des 
bürgerlichen Lebens, wie gerade ihre Rolle in den Verhältnissen 
des einzelnen Landes war, in Brabant z. B. wesentlich den 
Interessen von Handel und Verkehr, in Bayern wesentlich der 
Bodenproduktion 2 ). So vereinigten sich alle Bedürfnisse nach 
rechtlichem Schutz des bürgerlichen Lebens materiell wie formell 


1 ) Vgl. jedoch auch oben VII (3851t). 

2 ) oben I (56 IT). 
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in dem Bedürfnis der Anerkennung eines Widerstandsreehtes der 
Landstände. 

Die werbende Kraft der monarchomachischen Lehre, die in 
diesen drei Elementen ihrer neuen Widerstandslehre begründet 
ist, gibt m. E. allein und vollauf die Erklärung ihres ungeheueren 
und dauernden Einflusses: sie war gegründet in Erscheinungen 
des geltenden Rechts, mit dem sie z. T. sogar völlig im Einklang 
war, sie entsprach den politischen Verhältnissen, wie sie weitgehend 
damals bestanden oder doch bis vor kurzem bestanden hatten, sie 
kam elementaren Rechtsbedürfnissen entgegen. Diese Zusammen¬ 
hänge änderten sich freilich im Verlauf der Geschichte bald. 

Soweit überhaupt zur Zeit der Monarchomachen noch die 
alten Rechtsnormen, durch die im positiven Recht ein Widerstands¬ 
recht der Stände begründet war, reale Geltung besaßen, haben 
sie diese sicher spätestens im folgenden Jahrhundert — mit wenigen 
Ausnahmen — ganz verloren. Damit geriet die Übereinstimmung 
der Widerstandslehre mit der rechtlichen Wirklichkeit und das 
darin liegende Element ihrer Werbekraft völlig in Wegfall. Doch 
war das kein entscheidender Verlust. Denn die Stärke der Über¬ 
zeugungskraft, die die neuere Widerstandslehre durch ihre An¬ 
lehnung an die Wirklichkeit des Rechtslebens hatte, lag, wie unsere 
geschichtliche Untersuchung dargetan hat, nur zu einem Teil in der 
Tatsache, daß es ira positiven Recht vielfach ein solches Widerstands¬ 
recht gab, wie es diese Lehre — in ihren meisten Vertretern 
wenigstens — ganz allgemein lehrte. Wie verhältnismäßig gering 
die Bedeutung dieser Tatsache war, fanden wir darin bestätigt, 
daß die Widerstandslehren auch der wenigen Juristen, die in 
konsequenter Durchführung der auch von den andern angewandten, 
von diesen aber im Endpunkte naturrechtlich abgebogenen, positiv¬ 
rechtlichen Methode zu dem ganz unanfechtbaren Ergebnis der 
Anerkennung des Widerstandsrechtes allein da, wo es durch 
Landesverträge anerkannt war, gelangten (z. B. Keckermann), 
genau ebenso wenig ungeteilte Zustimmung fanden, wie jene. 
Nicht in der zweifellosen Übereinstimmung der Ergebnisse der 
Widerstandslehre mit mehr oder weniger zahlreichen positiven 
Rechtsvorschriften lag ihre psycho-soziologische Wirkungskraft, 
sondern darin, daß alle die rechtlichen Elemente, worauf sie gestützt 
waren, Elemente der allgemeinen rechtlichen Ordnung des ständischen 
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Staates waren. Diese aber bestanden, äußerlich wenigstens, noch 
lange weiter, wenn auch ihre politische Bedeutung immer mehr 
dahin sank. Daraus ergibt sich ein doppeltes. 

Zunächst dürfen wir nicht vergessen, daß auch die positiv¬ 
rechtlichen Normen über das Widerstandsrecht der Stände meist 
nie aufgehoben und oft noch erneuert worden sind. Im 16. und auch 
noch im 17. Jahrhundert möchte es den Gegnern der Widerstands¬ 
lehre wohl meist nicht möglich gewesen sein, positiv nachzuweisen, 
daß und wann jene alten Normen aufgehört haben zu gelten. Und 
hier dürfen wir eine andere Erscheinung nicht vergessen, die wir 
feststellen zu können geglaubt haben 1 ): der große Einfluß, den 
die Widerstandslehre nachweislich sowohl auf das allgemeine 
rechtliche Denken wie auf die offiziellen Staatsauffassungen bis 
zur Mitte des 17. Jahrhunderts ausübte, mußte auch auf das Urteil 
beider über den fortdauernden Rechtsbestand alter Anerkennungen 
des Widerstandsrechtes zurückwirken. Da aber die Widerstands¬ 
lehre von den Monarchomachen an gerade in ihren angesehensten 
Vertretern ganz klar den Charakter des Widerstandsrechtes als einer 
typischen — wenn auch meist fälschlich als eine allgemeine be- 
zeichneten — Einrichtung des ständischen Staatsrechts heraus¬ 
gearbeitet hatte, kann man annehmen, daß ihr Einfluß die älteren 
positivrechtlichen Begründungen des Widerstandsrechtes der all¬ 
gemeinen Rechtsüberzeugung vielfach noch so lange als fortbestehend 
erscheinen ließ, als das betreffende Staatsrecht auch nur die Form 
der ständischen Verfassung sich noch erhielt. 

Ganz allgemein, und in noch stärkerem Maße, muß diese Er¬ 
wägung ihre Rolle spielen hinsichtlich der Grundeinrichtungen 
der ständischen Verfassung, auf denen sich die Widerstandslehre 
aufbaute und in denen sie das Schwergewicht ihrer Überzeugungs¬ 
kraft fand. Mag auch heute die fortgeschrittenere Forschung der 
Staatsgeschichte für das eine oder andere Land mit einiger Sicher¬ 
heit den Zeitpunkt feststellen können, an dem die eigentliche 
„ständische Verfassung“, d. h. die wirkliche Teilung der Gewalt 
im Staate zwischen Fürst und Ständen, ihr Ende nahm. Für den 
zeitgenössischen Juristen wird es kaum ein Mittel gegeben haben, 
festzustellen, wann die noch fortbestehenden rechtlichen Formen 
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der ständischen Einrichtungen aufgehört haben, der Ausdruck 
geltenden Rechts zu sein. So lange es überhaupt noch ständische 
Einrichtungen gab, wird — wie oben näher darzutun versucht 
wurde 1 ) — immer die Lehre, die diese in ihren Konstruktionen 
verwertete, den Vorteil der Übereinstimmung mit wahrnehmbaren 
Erscheinungen der rechtlichen Wirklichkeit für sich gehabt haben. 
Es wird kaum möglich sein, zu bestimmen, bis wann, bei der 
Flüssigkeit der Entwicklung, diese Lehre sich mit Recht oder 
wenigstens mit dem Schein des Rechts darauf berufen konnte, 
daß die geringe praktische Bedeutung der ständischen Einrichtungen 
auf Rechtsmißbrauch beruhe, und von wann ab man ihr entgegen¬ 
halten konnte, daß bereits eine Änderung des Rechtszustandes 
sich vollzogen habe. Die normative Kraft des Faktischen ist eben 
immer erst nachträglich festzustellen. Wir müssen uns daher 
mit der Erwägung begnügen, daß regelmäßig die mit den Elementen 
der ständischen Verfassung arbeitende Widerstandslehre so lange 
den Vorteil der Anlehnung an die rechtliche Wirklichkeit genossen 
haben wird, als überhaupt noch ständische Einrichtungen weiter 
bestanden. Diese Erwägung genügt auch für unsere Zwecke völlig. 
Denn, wo die ständischen Einrichtungen auf ein Minimum zu¬ 
sammengeschrumpft waren, oder otfenbar nur noch ein Scheinleben 
weiterführten, da war die Änderung des Rechts nicht eingetreten 
durch dessen selbständige Änderung und die Änderung seiner Ein¬ 
richtungen, sondern dadurch, daß diese durch die Änderung der 
politischen Verhältnisse ihre Bedeutung verloren hatten. Soweit aber 
diese Sachlage in betracht kommt, fällt ihre Würdigung zusammen 
mit derjenigen des anderen Elementes der Werbekraft der Wider¬ 
standslehre, ihrer Anlehnung an die Wirklichkeit des Staatslebens. 

Die Anlehnung der Widerstandslehre der Monarchomachen 
und ihrer Nachfolger an die Wirklichkeit des Rechts- und Staats¬ 
lebens nimmt ihr, wie wir fanden, den Charakter des Naturrechts 
im technischen Sinne: nicht sowohl auf abstrakte, an keine Grenzen 
vonJRaum und Zeit gebundene, Vernunftgedanken ist sie aufgebaut, 
sondern auf die realen, zeitlich und örtlich bedingten, Erscheinungen 
des geltenden Rechts, ln einem anderen, vielleicht echteren Sinne 
jedoch gibt ihr diese Anlehnung den Charakter eines Naturrechts: 
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sie lehrt ein Recht, das in der Natur der Dinge gegeben war, sowohl 
in deren Stärke als in ihrer Schwäche: in der Stärke der Dinge, 
insofern bestehende Rechtseinrichtungen und Machtverhältnisse den 
konstruktiven Gedankengängen der Widerstandslehre recht gaben; 
in der Schwäche der Dinge, insofern di*- tatsächliche Macht- 
und Rechtslage ein Rechtsbedürfnis im Sinne des Ergebnisses ihrer 
Lehre erzeugte. In dieser Zweiseitigkeit des Zusammenhanges dör 
Widerstandslehre mit der rechtlichen und politischen Wirklichkeit 
lag der Hauptfaktor nicht nur für die Stärke, sondern vor allem 
auch für die Dauer ihres Einflusses. Denn je mehr die eine Seite 
dieses Zusammenhangs an innerem Wert verlor, desto mehr mußte 
mit logischer Notwendigkeit die andere ihren Wert vergrößern. 
Je mehr sich die tatsächlichen Recht- und Machtverhältnisse des 
realen Staatslebens im Sinne der Unbeschränktheit der Fürstenmacht 
entwickelten, desto stärker mußte das Bedürfnis nach dem Rechts¬ 
schutz durch Erlaubtheit des Widerstands wachsen. Wie groß die 
hieraus für die Widerstandslehre entspringende psychologische 
Eiuflußkraft wurde, zeigt auch hier wieder das nach so vielen 
Seiten bedeutsame Beispiel aus der englischen Geschichte: gerade, 
als die alte dualistische Verteilung der rechtlichen und politischen 
Macht zwischen König und Parlament sich so stark zu gunsten 
des letzteren verschoben hatte, daß von einer eigentlich „ständischen - 
Verfassung“ nicht mehr die Rede sein konnte, ließ das Rechts¬ 
bedürfnis des Schutzes gegen königliche Willkür sowohl den König 
das Widerstandsrecht anerkennen, als das Parlament es in Anspruch 
nehmen; beides offenbar nur gegründet auf die prinzipiellen Ge¬ 
danken der Widerstandslehre. Und allgemein bekannt ist der 
Einfluß, den das Rechtsbedürfnis in den religiösen Kämpfen des 
10. und 17. Jahrhunderts in Frankreich und Deutschland spielte 
für die Inanspruchnahme des Widerstandsrechtes durch die jeweils 
schwächere Partei auf Grund der allgemeinen Gedanken unserer 
Lehre. Der erste Schritt der monarchomachischen Lehre hatte 
hier für immer ihre Entwicklung bestimmt: der einfache Hinweis 
Calvins auf die im geltenden Recht gegebenen Möglichkeiten wurde 
bewußt im Sinne der Verteidigung der politisch bedrängten 
religiösen Parteien ausgebaut; am stärksten gerade in Frankreich, 
wo jene rechtlichen Möglichkeiten nicht, sondern nur das nach 
ihnen verlangende Rechtsbedürfnis vorhanden war. 
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Wie es dem eigentümlichen Zusammenhang der Widerstands¬ 
lehre mit der rechtlichen und politischen Wirklichkeit entsprach, 
daß, jeweniger in deren tatsächlicher Gestaltung die Begründung 
eines ständischen Widerstandsrechtes Boden fand, sie umsomehr 
Boden in den Rechtsbedürfnissen fand, so mußte auch in der 
späteren Geschichte der Widerstandslehre die Tatsache, daß in 
der geschichtlichen Entwicklung der politischen Verhältnisse die 
ständischen Rechte immer mehr verkümmerten, ohne entscheidenden 
Einfluß auf die werbende Kraft des Gedankens eines ständischen 
Widerstandsrechtes bleiben: die Einbuße an äußerer Übereinstimmung 
mit der Wirklichkeit der politischen Machtverhältnisse wurde aus¬ 
geglichen durch die aus dieser sich ergebende Übereinstimmung 
mit den realen Rechtsbedürfnissen. Das erklärt das Weiterleben 
der Widerstandslehre bis zur französischen Revolution. Denn 
auch hier muß mit der allgemeinen psycho-soziologischen Er¬ 
scheinung gerechnet werden, daß, je stärker der Gegensatz zwischen 
den bestehenden politischen und rechtlichen Verhältnissen und den 
Rechtsbedürfnissen ist, desto extremer die Forderung nach Recht¬ 
schutzmitteln zur Befriedigung dieser wird. Wie in der Geschichte 
des Staatslebens das Widerstandsrecht seine größte Rolle ge¬ 
spielt hat zu der Zeit, da das, was es schützen sollte, der Aus¬ 
gleich zwischen fürstlicher und ständischer Rechtsmacht, die eigent¬ 
liche „ständische Verfassung“, noch um die Verwirklichung rang, 
so spielt in der Rechtstheorie die Widerstandslehre ihre Haupt¬ 
rolle zu der Zeit, als die Rechtsschranken gegen fürstliche Willkür, 
die es verteidigen sollte, am unvollkommensten waren. Und so 
erreicht sie ihren Höhepunkt zu der Zeit, da auch der fürstliche 
Absolutismus seinen Höhepunkt erreichte. Zu der Zeit, als der 
mächtigste Nationalstaat Europas seine ganze Staatsordnung 
systematisch auf das Prinzip des fürstlichen Absolutismus auf¬ 
gebaut hatte, baute der Genfer Philosoph theoretisch die ganze 
Rechtsordnung menschlichen Gemeinwesens auf den Gedanken des 
unveräußerlichen Rechtes des Volkes auf, allein über sich selbst 
zu bestimmen und sich jeder nicht aus ihm selbst kommenden 
Gewalt zu widersetzen. 

Bei Rousseau zeigt sich nun wieder deutlich die Beziehung 
wechselseitiger Ergänzung, in der die beiden entgegengesetzten 
Elemente des Zusammenhangs der Widerstandslehre mit der Staat- 
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liehen nnd rechtlichen Wirklichkeit stehen: der Punkt der stärksten 
Übereinstimmung mit den real empfundenen Rechtsbedürfnissen, 
den die Entwicklungskurve der Widerstandslehre im Contrat social 
erreicht hat, fällt zusammen mit dem Punkt der stärksten Entfernung 
nicht nur von den bestehenden politischen Machtverhältnissen, 
sondern auch von dem positiven Recht. Bis zu Rousseau hatte 
die Widerstandslehre im ganzen noch immer mit mehr oder 
weniger juristischer Genauigkeit mit den positivrechtlichen Grund¬ 
lagen gearbeitet, die das Widerstandsrecht geschichtlich in dem stän¬ 
dischen Staatsrecht gehabt hatte 1 ). Daß Rousseau diese Grundlagen 
verließ, hatte nicht nur seine Notwendigkeit, sondern auch seine 
Möglichkeit allein in der von ihm zuerst juristisch klar und voll 
ausgenutzten Entfernung, die zwischen dem wirklichen Staatsrecht 
seiner Zeit und der ständischen Verfassung lag. Daß in dem 
inzwischen ausgebauten modernen Staate mit der Einheit der 
Staatsgewalt der Gedanke eines Widerstandsrechtes so, wie er 
überkommen war, auf der Grundlage der dualistischen ständischen 
Verfassung, juristisch nicht mehr zu halten war, hatte schon 
Gundling vor Rousseau erkannt. Daß aber gerade deshalb, weil 
das Staatsrecht und die politischen Verhältnisse mit der höchsten 
Potenzierung des Absolutismus in Frankreich keinen anderen 
Rechtsschutz gegenüber der fürstlichen Willkür gaben, das Rechts¬ 
bedürfnis nach jenem äußersten Reehtsschutzraittel so groß war, 
um aus sich selbst heraus den Gedanken der Berechtigung des 
Widerstandes gegen Tyrannei tragen, und daher den Ballast 
der positivrechtlichen Elemente aus einer verschwundenen Staats¬ 
periode entbehren zu können — das erkannt zu haben, hat die 
Bedeutung Rousseaus für die Geschichte der Widerstandslehre 
begründet. In dem geeigneten Moment der höchsten Steigerung 
des Rechtsbedürfnisses gab er die, inhaltsloses Beiwerk gewordenen, 
veralteten positivrechtlichen Gedanken auf und stützte seine Lehre 
einerseits auf Gedanken, die im höheren Sinne positivrechtlich 
waren, nämlich auf die staats- und rechtstheoretische Analyse des 
bestehenden modernen Einheitsstaates 2 ), andererseits auf das durch 
die politischen Zustände erzeugte, aufs äußerste gesteigerte Rechts¬ 
schutzbedürfnis. Das war es, was seiner Lehre die Frische und 


] ) oben VI, insbesoml. 383 ff. %1 ) oben 353 f. 
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folgenden Zeit gefangen nahm, Go lange woidi ..die; politischen Ver- 
Uältiii-iw thi:? Rcehtsbedürfins am Leben erhielten. .i)ie Xen- 
belebun^ der A^ndefsf.aniivbfiiie durch Rousseau beruht darauf, daß 
er nur -<:heinb:ir\ uh Gegensatz 2« den früheren, die Anlehnung 
an das positive Recht; auf^afe, in Wirklichkeit die Lehre vit-der 
c* nger an die Wifkip-bkfei! de* Staats- und jReehtidebens anlehnte. 

Auch die bedeutsame und eigentümliche Gestaltung, die in 
der folgeren, die^ ■. Widerstands lehr*- bei Londorcet und ähnlich 
später bei Fichte"}; annuhw. erklärt sieh aus ihren Beziehungen 
«ui- .Staat,liehen und trecbtln-hen 'Wirklichkeit. Das' Bedürfnis des 
Recsbisschutzee gegetifther den staatiieheu ■Gewalthabern.• hatte seine 
Befriedigung ■gefunden durch; die von der Revolution gescharte«?-' 
staatliche ■fbiranie.atiojn'* Darüber hinaus aber halte di* Erinnerung 
an das so.Gliffge dringend empfundene Euch;>seliiit ;<he<tilr fni- «och 
die uieiiii-ivt; gesetzliche SaiifctjniHcrnng eines' Rechtes des Volkes 
zum AVidcrstkifd gegen iBedruckuhg entstehen lassen. Die Lehret* 
Oombüf-d? und Fichtey sind nichts anderes als Vorschläge, /.um Aus¬ 
bau 4er neuen Sfaütsargahisatöir .Sie setzen sich nicht h Geirem-a 1 ? 
zu irgend einem positiven Recht, denn sie. berin^ptueWn bnlcJit 
die GölLgkeit 'ihrer S;itw in irgend einer hesieiiendeh Staat-- und 
Recht-ordnuiig, sondern sie befürworten die -Srhalfung einer solchen 
Ordnung, die ihreSaGo in sich aufnimitit. Positiv aber lehnen' 
sie sitdi an die rev.litliche und st.oi!iu-hf Wirklichkeit an, denn 
sie nehmen zum Vorbild diejenige sttuifc-reehtlichn -Ordnung, ••die. 
nicht nur ein ailgjmod «gültige-. Muster pi .seih beansprucht*-,. 
sondern auch von der europäischen Mitwelt als odehes ungc*cbcn 
wurde in vi<d größerem Maße, als wir das heute unter dem Lin- 
druck dm spateren politischen Lutwb'biuug mir. klar machen Diese 
beiden Lehren liegen also dtirchfius im organische« Gange der 
Kritwn‘klung der Widcrstamlslehrc. l'ud wenn, sie' auch ohne 
Spuren in deren Fortgang geblichen Ailid,..sn wanoi sic doch kein 
toter Arm am Flusse dieser Entwicklung, somlmi höchstens eitiC 
JStaumig, verurJächt durch dieselben Zushhnivwihatige mit der 
Staat .liehen und rooltGicln'h Wirklichkeit, die den Lauf des Flu-.se- 
selbst bedingtem Dmeli this zeitweilige Zusammenfällen des 
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positiven Rechts, der politischen Machtverteilung und der Be¬ 
friedigung der Rechtsschutzbedürfnisse mußte dieser Stillstand in 
der Widerstandslehre eintreten, der für die theoretische Lehre 
nichts anderes übrig ließ als Vorschläge zu Verbesserung und 
Ausbau. Das Aufhören jenes Zusammenfallens brachte das Auf¬ 
hören der Grundlage für diese Lehren mit sich. So mußten sie, 
gerade weil sie in der Anlehnung an die staatliche und recht¬ 
liche Wirklichkeit im organischen Gang der Entwicklung der Wider¬ 
standslehre lagen, für deren Fortsetzung bedeutungslos bleiben. 

Nachdem in Frankreich das Volk das Widerstandsrecht zuerst 
durch die Tat und dann durch Gesetz 1 ) sich beigelegt hatte, ging 
das Interesse an der Rechtsfrage wesentlich auf die deutsche 
Wissenschatt über. Um die Wende des Jahrhunderts haben wir 
in Deutschland eine sehr reichhaltige Literatur des Widerstands¬ 
rechts. Sie stand wesentlich unter dem Einfluß der Rousseauschen 
Gedanken. Aber von der faszinierenden Wirkung Rousseaus selbst 
ist in derjenigen ihrer Aufgüsse durch die deutschen Rechts- und 
Weisheitsgelehrten ebensowenig zu spüren, wie von seiner über¬ 
legenen gedanklichen Klarheit 2 ). Die Frage des Widerstands¬ 
rechtes, die einst den Brennpunkt staatsrechtlichen Denkens gebildet 
hatte, und durch Rousseau wieder in diese Stellung eingerückt 
war, findet zwar zahlreiche und z. T. sehr ausführliche Erörterungen 
in der Literatur, aber in der Gesamtheit der staatsrechtlichen 
Probleme spielt sie keine entscheidende Rolle mehr; und wo 
sie in den Lehrbüchern des Staatsrechtes noch behandelt wird, 
hat man häufig den Eindruck, daß dies nur geschieht, weil ihr 
nach der akademischen Tradition ein Paragraph in den Kolleg¬ 
heften zukam. Nur zweimal ist sie in der Lehre vom öffentlichen 
Recht noch zu wärmerem Leben erstanden, einmal durch Feuer¬ 
bach 3 ), zum Andern durch Rotteck 4 ). Dabei darf jedoch anderer¬ 
seits die Tatsache nicht übersehen werden, daß sie doch noch 
ganz allgemein bis beinahe zur Mitte des 19. Jahrhunderts ihren 
Platz unter den Fragen des Staatsrechts behielt 5 ), und daß so¬ 
lange ein Herrschen der schlechterdings ein Widerstandsrecht 
verneinenden Meinung kaum festzustellen sein dürfte. Auch diese 
Erscheinungen sind alle aus denselben Gründen zu erklären, die 

J ) oben 359 ff. 2 ) oben 414 ff. *) oben 426 f. 

4 ) oben 449 f. 5 ) oben 445 ff., 45C Anm. 1. 



Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Digitized by 


510 


wir bisher bestimmend für den Entwicklungsgang der Widerstands¬ 
lehre fanden. 

Zunächst: eine Anlehnung an die Wirklichkeit des Rechts¬ 
lebens war für Deutschland um die Wende des US. Jahrhunderts 
schlechterdings nicht möglich. Auf der anderen Seite warfen 
natürlich die Tatsachen, die in der französischen Revolution Recht 
geworden waren, doch ihre Schatten auf das Denken über die 
staatsrechtlichen Probleme in Deutschland. Dasselbe galt von der 
Anlehnung an die Wirklichkeit des Staatslebens. Auf der einen 
Seite war die unerschütterte Existenz der fürstlichen Macht in den 
deutschen Territorien evident, auf der anderen Seite hatte die 
französische Revolution die Erfahrung gebracht, daß die Wider¬ 
standsfähigkeit auch der anscheinend stärksten Herrschergewalt 
gegen einen Volkswillen nicht überschätzt werden dürfe. Hatte 
doch einer der bedeutendsten Staatsmänner des ausgehenden 18. Jahr¬ 
hunderts schon seinen Monarchen darauf hingewiesen: „Ein ganzes 
Volk in Waffen ist an Majestät dem König gleich“. Und was 
endlich das Bedürfnis nach Rechtsschutz gegen fürstliche Willkür 
angeht, so waren im allgemeinen in den deutschen Staaten die 
Zustände nicht derart, daß man an den letzten Ausweg des 
bewaffneten Widerstandes zu denken biauchte. Doch mußten auch 
hier die Kenntnis der Vorgänge, die in Frankreich das Volk zum 
äußersten gebracht hatten, und die Erfahrungen, die man immer¬ 
hin in einigen deutschen Mittelstaaten gemacht hatte, dahin 
führen, daß man den Gedanken an die Möglichkeit der Berechtigung 
eines Widerstandes doch nicht ganz und ohne weiteres zu den 
Akten der Geschichte legen mochte. Zu dieser Halbheit und 
Unklarheit der Zusammenhänge, in denen die Lebensbedingungen 
der Widerstandslehre liegen, kam noch die Unfähigkeit des, unter 
dem patriarchalischen Regiment und der Kleinstaaterei verkümmerbin, 
staatlichen deutschen Denkens zur Verarbeitung der vielseitigen 
und gewaltigen Probleme der französischen Revolution 1 ), um so- 

J ) Eine höchst lebendige, wenn auch bittere, Anschauung davon gibt 
das Kapitel „Deutschland während der Zeit der französischen Revolution“ 
in der „Geschichte der Politik, Kultur und Aufklärung des achtzehnten 
Jahrhunderts“ von Bruno Bauer (1844). Man mag die temperamentvollen 
Urteile Bauers vielfach für überscharf oder gar einseitig halten, das von 
ihm vorgebrachte Material berechtigt zum mindesten zu unserer eben 
gegebenen Charakteristik. 
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wohl Ursache als Erklärung dafür zu geben, daß in der Zeit nach 
Rousseau und der französischen Revolution die Widerstandslehre 
in Deutschland weder recht leben noch sterben konnte; zugleich 
aber auch dafür, daß unter dem unmittelbaren Eindruck beider 
zunächst noch einmal die Widerstandslehre in Feuerbachs Anti- 
Hobbes zur hellen Flamme aufloderte. Auf die Dauer aber mußten 
gerade die in der französischen Revolution zur Verwirklichung 
gekommenen staatsrechtlichen Prinzipien dahin führen, daß die 
Frage des Widerstandsrechtes in der Wirklichkeit dea Staats- und 
Rechtslebens ihre Stützpunkte verlor. 

Die staatsrechtlichen Grundsätze der, der folgenden Entwicklung 
in Europa ihre Richtung gebenden, konstitutionellen Theorie lieferten 
durchaus nicht mehr dieselben Grundlagen für den Gedanken des 
Widerstandsrechtes wie diejenigen des ständischen Staates. Wir 
wollen hier ganz absehen von der prinzipiellen logischen Ver¬ 
schiebung der Rechtsfrage, die eintreten mußte mit der Erkenntnis 
der Einheit der Staatsgewalt. Denn diese Erkenntnis dürfen wir 
für die Zeit des Übergangs vom älteren zum neueren Staatsrecht 
nicht überschätzen 1 ). Die konstitutionellen Pläne und ersten Ver¬ 
suche in Deutschland standen durchaus noch nicht in einem klarem 
Gegensatz zu den Gedanken des ständischen Staatsrechts 2 ). Ent¬ 
scheidend für uns ist etwas ganz anderes: die konstitutionelle 
Theorie suchte den Rechtsschutz der bürgerlichen Freiheit gegen 
mißbräuchliche staatliche Gewaltausübung nicht mehr, wie die 
ständische Verfassung, in der Balanzierung der beiden staatlichen 
Gewalten des Fürsten und der Stände, sondern im Ausgleich der 

*) Interessant ist hier — außer den oben schon erwähnten dualistischen 
Gedankengängen der ßevolutionslehre des süddeutschen Liberalismus — z. B. 
der Hinweis des Aufruf der Landwehr an die Armee“, Halberstadt, 
13. 11. 1848, auf einen Ausspruch Friedrich Wilhelms UI: „Der Soldat 
schwört Treue dem Könige und dem Vaterlande, doch der heiligste von 
beiden Eiden gilt dem Vaterlande.“ (Extrablatt zur Dresdener Zeitung 
Nr. 44, v. 21. 11. 1848.) 

*) Vgl. A. lngclmann, Ständische Elemente in der Volksvertretung 
nach den deutschen Verfassungsurkunden der Jahre 1806 bis 1819 (Abhandl. 
a. d. Staats- u. Verwaltungsrecht her. v. S. Brie und M. Fleischmann, 
Heft 33) 1914, dazu meine Ausführungen Arch. öff. Recht XXXIV, 206 ff. 
— Sehr lehrreich in dieser Frage sind auch die Ausführungen des Gutachtens 
der Tübinger Juristenfakultät von 1839 in der hannoverschen Verfassungs¬ 
frage, deren Inhalt oben (S. 452 Anm. 1) angedeutet wurde. 
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drei Funktionen der Staatsgewalt, in der sog. Trennung der Ge¬ 
walten. Um die Beziehungen dieser beiden Prinzipien zu einander 
zu erkennen, müssen wir den, auf einer einfachen psychologischen 
Täuschung beruhenden und gerade die Klärung dieser Frage noch 
heute so erschwerenden, Irrtum vermeiden, als ob in der Geschichte 
der Praxis sowohl wie der Theorie der Übergang von einem System 
zum andern sich mit einem so scharfen Einschnitt vollzogen hätte, 
wie er der logischen Erkenntnis der, einen vollen Überblick über 
die Gegensätze besitzenden, Nachwelt erscheint. Die viel diskutierte 
„Trennung der Gewalten“ würde uns lange nicht so viel Schwierig¬ 
keiten machen, wenn wir uns daran erinnerten, daß sie nicht nur 
formuliert wurde in einer Zeit, da*- die Einheit der Staatsgewalt 
weder allgemein und prinziell erkannt noch praktisch durchgeführt 
war, sondern daß sie auch entnommen war einem positiven Staats¬ 
recht, dem englischen, in dem der Übergang zur konstitutionellen 
Verfassung von der ständischen, deren äußere Form stets erhalten 
blieb, sich überhaupt ganz unmerklich, und nur aus einer größeren 
zeitlichen Distanz erkennbar, vollzogen hat. Das entscheidende 
logische Element der Einheit der Staatsgewalt im modernen Staate 
dürfen wir also ra. E. für die Denkweise der älteren konstitutionellen 
Theorie nur mit einem äußerst geringen Einfluß in Rechnung 
setzen. Wichtig aber sind die Erwägungen, zu denen unmittel¬ 
bar das zum Dogma gewordene Prinzip der Balanzierung der 
drei Gewalten führen mußte. Ganz primitiv gedacht — und 
bei geschichtlich im Völkerleben bedeutsamen Leitsätzen muß 
man mit dem primitivsten Denken rechnen — trat durch diese 
Lehre zu den beiden Gewalten im Staat, die man früher an¬ 
erkannt hatte, der des Fürsten und der der Repräsentanten des 
Volkes oder Landes, eine dritte: die richterliche; oder richtiger, 
da die ganze Rechtslage beurteilt wurde nach dem (mehr 
oder weniger richtig gesehenen) Vorbild der englischen Ver¬ 
fassung: es trat neben die Gewalt des Parlaments und die des 
Monarchen die richterliche. Dadurch mußte sich der alte Gedanke 
der Balanzierung der Gewalten verschieben, denn die richterliche 
Gewalt war nur denkbar bei der Suprematie des Gesetzes. Deshalb 
mußte sich materiell der traditionelle formelle Gedanke der 
Balanzierung der Gewalten verwandeln in den anderen des Über¬ 
gewichts des Gesetzes. So mußte materiell der Gedanke des 
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Schutzes der Volksrechte hinübergleiten in den Gedanken der 
Sicherung der Rechtsordnung 1 ), das Interesse an der Verteidigung 
des Volksrechts — im äußersten Fall durch Widerstand der Volks¬ 
repräsentanten — mußte schwinden zu gunsten des Interesses 
an der Aufrichtung der Herrschaft der Rechtsordnung über die 
staatliche Gewaltübung; staatswissenschaftlich ausgedrückt: das 
Rechtsideal verschob sich von der ständischen Verfassung zum 
Rechtsstaat, und zwar zum Rechtsstaat nach den Prinzipien des 
Konstitutionalisraus *). Das staatliche Denken hatte sich — um 
ein unschönes aber bezeichnendes Schlagwort zu gebrauchen — 
ein neues Milieu geschaffen, in dem für die Frage des Widerstands¬ 
rechtes kein Raum mehr war. Nicht mehr um die Frage des 
Widerstandsrechts konzentriert sich nunmehr das Interesse an dem 
Rechtsschutz der bürgerlichen Freiheit, sondern um die Frage des 
Ausbaus des Rechtsstaats auf der Grundlage konstitutioneller Ver¬ 
fassung. Daraus erklärt sich nicht nur die platonische Färbung 
der Erörterung des Widerstandsrechts im allgemeinen, sondern 
auch ihr lebhafteres Aufflammen in dem Schrifttum des süddeutschen 
Liberalismus in den dreißiger und vierziger Jahren. 

Die Zusammenhänge zwischen der Widerstandslehre und der 
rechtlichen und staatlichen Wirklichkeit in Deutschland waren 
1830 wesentlich dieselben geblieben, wie Ende des 18. Jahrhunderts. 
Als nicht unerheblich an sich freilich kann die Tatsache angesehen 
werden, daß in einigen Mittelstaaten das Volk nicht nur die 
politische Kraft zum Widerstande gegen fürstliche Bedrückung be¬ 
wiesen, sondern auch bis zu einem gewissen Grade von bundes- 


’) ln der Staatstheorie hatte Rousseau diese Entwicklung schon vor- 
weggenommen. 

2 ) Um jedes Mißverständnis auszuschließen, sei noch einmal ausdrücklich 
betont, daß die vorstehenden Ausführungen keineswegs den wirklichen 
Entwicklungsgang des staatsrechtlichen Denkens skizzieren wollen, sondern 
nur die psycho-soziologiscben Einflüsse, die m. E. zugleich seine Ursache 
und Erklärung geben. Nicht irreführen darf dabei, daß diese Einflüsse selbst 
entstanden sind nicht nur aus dem tatsächlichen Gang der politischen Er¬ 
eignisse und überkommenen Vorstellungen, sondern auch aus besonders 
hervorstechenden neuen Lehren (Montesquieu). Nicht am deren unmittelbaren 
Einfluß auf die Theorie handelt es sich, sondern um die durch sie bereitete 
Denkweise, nm die „Mode“ des Denkens, und deren Bedeutung für jene. 
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wegen die Anerkennung seiner Berechtigung erlangt hatte*;. 
Andererseits aber ist es Tatsache, daß die Widerstandslehre im 
ganzen zu diesen Dingen gar nicht in Beziehung getreten ist, 
sondern sie offenbar gegenüber der Regel der Verhältnisse für 
unerheblich angesehen hat 1 ). Das Rechtsbedürfnis war dem Prinzip 
nach ebenfalls unverändert geblieben: es ging auf Verwirklichung 
der konstitutionellen Grundsätze. Hier aber liegt das entscheidende: 
als diese Verwirklichung nicht in dem erstrebten Maße eintrat, 
da dehnte sich das Rechtsbedürfnis selbst wieder aus und ließ 
den Gedanken des Rechtes des Volkes, im äußersten Falle durch 
Widerstand gegen die Staatsgewalt seine Freiheit zu verteidigen, 
von neuem in dem Schrifttum des süddeutschen Liberalismus zu 
roter Glut aufflammen. 

Das prinzipielle Rechtsbedürfnis wurde befriedigt, die konsti¬ 
tutionellen Grundsätze und die Prinzipien des Rechtsstaats, in 
denen die Freiheitssphäre des Bürgers ihren Schutz findet, wurden 
geltendes Recht. Und für immer erlosch die Lehre vom Widerstands¬ 
recht fast unmittelbar nach ihrem letzten Aufflackern. 

Damit haben wir einen Teil der Antwort gefunden auf die 
Frage, die uns zu unserer ganzen Untersuchung geführt hat: wie 
ist es zu erklären, daß die Jahrhunderte ältere Widerstandslehre 
nach ihrer Aufnahme durch die Monarchomachen sofort zu einem 
gewaltigen Einfluß auf das Denken in staatlichen und staats¬ 
rechtlichen Dingen gelangen und diesen drei Jahrhunderte hin¬ 
durch behalten, dann aber plötzlich völlig verschwinden konnte. 
Die Erklärung liegt darin, daß die Monarchomachen die Lehre in 
unmittelbaren, lebendigen Zusammenhang mit der staatlichen und 
rechtlichen Wirklichkeit gebracht haben, der so sicher gefügt 
war, daß er allen Wechseln der staatlichen Ordnung zum Trotz 
die Lehre so lange zu tragen vermochte, als ihr innerer rechtlicher 

D Vgl. die Darlegungen in der 4. Aufl. von Klübers Recht des 
Teutschen Bundes S. 360 f. 

2 ) Mit Ausnahme freilich einer Reihe von Schriften, die, wenn das 
auch nirgends ausdrücklich in ihnen hervorgehoben ist, doch offenbar mehr 
oder weniger durch die Ereignisse in Braunschweig hervorgerufen sind, 
wozu ich diejenigen von Strombcck, Röpke und Murhard rechnen 
möchte: sowie der durch die hannoverschen Ereignisse veranlaßten Äußerung 
der Tübinger Fakultät von 1839. 
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Gehalt, der Gedanke der rechtlichen Bindung der herrschaftlichen 
Gewalt und des Schutzes der Individualrechtssphäre, durch andere 
ßechtsinstitute gesichert war. Daß aber die Lehre auch nur so 
lange halten konnte, bis die rechtliche Gestaltung der Staatsordnung 
ihr den inneren Gehalt nahm, ist nur die negative Folge jenes 
Zusammenhanges. 


Die Widerstandslehre hat sich ira Staatsrecht gehalten von 
da an und bis dahin, als ihr innerer Gehalt seine Grundlagen in 
der staatlichen und rechtlichen Wirklichkeit fand. Diese Gründung 
auf die staatliche und rechtliche Wirklichkeit, das Staatsrecht in 
der Widerstandslehre, ist aber doch nur die eine Seite unseres 
Problems. Die andere Seite des Problems liegt in der Frage 
nach dem inneren Gehalt des Rechtsgedankens selbst, der seine 
Anpassung an so verschiedene Formen staatlicher Ordnung und 
seine Einkleidung in so verschiedene Formen rechtlicher Theorie 
ermöglichte. Das ist die Frage nach dem Naturrecht in der 
Widerstandslebre, hier freilich nicht, wie in unserer historischen 
Untersuchung, im technischen Sinne des alten Naturrechts, sondern 
im Sinne allgemeinen rechtlichen Denkens im Gegensatz zu dem 
durch konkrete Rechtsordnungen gesetzten oder anerkannten 
Recht. 

Auf den allgemeinen Rechtsgedanken, der dem Widerstands¬ 
recht und seiner Lehre zugrunde liegt, hat uns bereits die Unter¬ 
suchung des rechtlichen Wesens des ständischen Widerstands¬ 
rechtes geführt. Wir brauchen nur an das dort Gefundene anzu¬ 
knüpfen und zu untersuchen, ob der Faden, den wir dort schon 
durch verschiedene ältere Entwicklungsstufen des Rechts sich 
hindurchziehen sahen, in der Geschichte der Widerstandslehre in 
der Neuzeit weiter läuft. 

Wir fanden, daß das Widerstandsrecht der Landstände ein 
Mittel zugleich formellen und materiellen Rechtsschutzes ist 1 ). 
Als formelles Rechtsschutzmittel ist es entnommen aus dem Lehn¬ 
recht. Der Gedanke des materiellen Rechtsschutzes, dem es ent¬ 
springt, ist aber, wie wir fanden, ein allgemeinerer und älterer. 
Er beruht auf dem, im älteren deutschen Recht an verschiedenen 

l ) oben 62 ff. 
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SjumTi nachweisbaren, Dedankeu der Bindung der ll^mclierHiaclit 
am Recht und .ihm: H$$chränkmig durch dys Reehft nee 
regibuä-infinit» aut libera jiötestas f). Der Deduoke Ate materiellen 
ReehfÄhufzes seifest, def hnr ein Ausfluß jenes allgemeineren 
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gefiigt. Kben die Tatsache, daß nur die JVirmeile Natur vom 
LeUnreehfr hi.nzugelan, der materiell« Gehalt aber allgemeinerer 
Natur urat, gäbj wie wir weitet fänden v die JlSgliVlikett der Om» 
gießung dieses alten. materiellen ;ö.edankt'iis in die Formen des 
sfhndf/t’h^t:ipiäft(8r^ßl^$. : ■'tti; war- es aber »ueh weiter, der dessen 
I^iikbddtirig. m die Doktrinen des Nafurreehts ermöglichte. Auch 
hier müssen wir »tv bereits gesagte." e.mmerri. 
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Staatsempfinden einerseits, und mit sittlichen Überzeugungen und 
Gemütsvorstellungen andererseits. Beides hängt untereinander aufs 
engste zusammen. Und das wieder ist von Bedeutung für die 
Lebenskraft des Gedankens. 

Der Zusammenhang des Gedankens mit dem alten deutschen 
Rechts- und Staatsempfinden ist der erste Grund seiner inneren 
Lebenskraft. Der Fortbestand dieser Elemente des volkliehen 
Denkens erhielt ihm dauernd die psychologische Grundlage. Und 
es handelt sich um Elemente, die von Anbeginn des nationalen Rechts¬ 
und Staatslebens sich in ihm bis auf unsere Tage erhalten haben. 
Es sind die Gedanken der Bindung der Herrschermacht materiell 
an den volklichen Genossenschaftszweck, formell an das Gesetz. 
Der Gedanke der Unterordnung des Herrschers unter das Gesamt¬ 
interesse, der im primitiven germanischen Staat die königliche 
Autorität nur auf Grund ihrer Verdienste um die Gesamtheit An¬ 
erkennung erlangen ließ l ), ist noch genau derselbe irn absoluten 
Staate des achtzehnten Jahrhunderts, als ihn Friedrich II. zu dem 
naturrechtlichen Dogma vom Fürsten als dem ersten Diener des 
Volkes formulierte, und im konstitutionellen Nationalstaat des 
20. Jahrhunderts, da sich, unter stärkerer Offenbarung des sitt¬ 
lichen und gemütlichen Kerns, Wilhelm II. im Schicksalskampfe 
des deutschen Volkes zu dem „Stolz“ des Bewußtseins bekannte, 
der erste Diener dieses Volkes zu sein. Und der andere Gedanke 
„Gesetz und geschrieben Recht sollen die Oberkeit regieren“ 2 ), 
der im Mittelalter in den Krönungseiden, im ständischen Staat 
in den Freiheitsbriefen und den Formalien der deutschen Königs¬ 
wahl zum Ausdruck kam, offenbart sich am stärksten in der Selbst¬ 
verständlichkeit, mit der deutsches Rechtsdenken einen Richter 
über dem König annahm. Nur in einem Volke mit solch altein- 
gewurzeltera, rechtlichem und staatlichem, Denken konnte sich mit 
derartiger Zähigkeit die harmlose Anekdote erhalten, daß den 
absoluten Monarchen, vor dem das bewaffnete Europa zitterte, ein 
biederer Bauer an die „Richter in Berlin“ verweist. Und nur in 
diesem Volke ist das Studentenlied denkbar, das treuherzig, in 
der Auffassung einer seit Jahrhunderten überwundenen Staats¬ 
ordnung, dem Landesfürst Liebe verspricht, weil er versprach „zu 

’) oben 69. 

2 ) E. Graf und M. Dietlierr, Deutsche Rechtssprichwörter 1864, 487. 
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schützen das alte Recht“, ein Zeugnis zugleich für (lie Zähigkeit 
deutschen Rechtsidealismus und seinen Inhalt: Rechtsgebundenheit 
und Gemeindienlichkeit der im Monarchen verkörperten und 
menschlich empfundenen Staatsgewalt. Das ist weit mehr, als 
ein durch Tradition gesicherter Gedanke, es ist ein dem Volke 
seit seinen ersten Bewußtseinsregungen wesenseigener und daher 
sein Gemeinschaftsleben dauernd bestimmender Gedanke. So hat 
ihn uns in seiner ganzen Tiefe der Dichter, der zuerst wieder 
unser Denken innerlich mit der Geisteswelt unserer Vorfahren ver¬ 
knüpft hat, geradezu zum Mittelpunkte der sittlichen Probleme 
der deutschen Sage ausgestaltet: „Was Du bist, bist Du nur durch 
Verträge. Bedungen ist, wohlbedacht deine Macht“ 1 ), bedungen 
durch die Wahrung des Rechts und der Verträge. Durch den 
Rechts- und Vertragsbruch verliert sie ihren Halt. Das Symbol 
der rechtlich gegründeten Macht hat keine Gewalt mehr gegen¬ 
über der Auflehnung, nachdem der Herr des Rechts selbst das 
Recht gebrochen hat, „der herrische Speer, der starke zerstiebte 
wie Spreu“ 2 ). Gerade diese, der alten Sage fremde, symbolische 
Zuspitzung ihres Gedankengehalts 3 ) beweist, wie sehr jener selbst 
noch heute dem Künder deutschen Wesens als der Kernpunkt 
deutschen rechtlich-sittlichen Denkens erscheint. Nach der ganzen 
Art unseres Gedankens aber — und das führt uns zu dem anderen 
Momente seines Wesens — ist für seine Erkenntnis die Hellsicht 

J ) R. Wagner, Rhcingold. 2 ) R. Wagner, Siegfried. 

8 ) Dieser Gedanke Wagners, über dessen Ursprung ich in der Wagner¬ 
literatur keinen Aufschluß fand, dürfte in der germanischen Göttersage keine 
Grundlage haben. Der Speer Wotans erscheint dort als ein wesentlich 
kriegerisches Attribut, vgl. Richard M. Meyer, Altgermanische Religionsge¬ 
schichte 1910, 234, WolfgangGolther, Handbuch der germanischen Mythologie 
1895, 311. Man könnte ihn vielleicht auch als Attribut des „Wanderers“ 
deuten, als der er allerdings auch im Mythus erscheint (Golthcr, 341 ff.; 
auch R. M. Meyer 232, 237). Das würde nicht nur mit der Rechtssymbolik 
des Stabes (Amira i. d. Abhandlungen der Kgl. bayr. Akademie der Wissen¬ 
schaften in München, Philos.-philol. u. hist. Klasse XXV, 1, 4—23), sondern 
auch mit der Gleichsetzung des Tazitus Wotan = Merkur (Germania 9.) in 
Einklang zu bringen sein. Auch die Runen auf Wagners Wotanspeer würden 
dazu passen. Doch würde diese Deutung weder dem Gesamtbilde Odins in 
der germanischen Mythologie entsprechen, noch auch eine Grundlage filr die 
Symbolik Wagners geben. Diese muß also als dessen freie dichterische 
Schöpfung erscheinen. Freilich nur als Schaffung eines Ausdrucksmittels für 
Ideen, die tatsächlich in der Völuspa enthalten sind. Vgl. unten 523, Anm. 4. 
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des Dichters und das Empfinden des Volkes mindestens ebenso 
wertvoll als der Scharfblick des Gelehrten. Denn es gehören 
Gemüts werte zu seinem Wesen. 

In der Eigenart des deutschen Staats- und Rechtsempfindens 
der unser Gedanke entsprungen ist, ist es begründet, daß er zu¬ 
gleich einen gemütsbetonten rechtlich-sittlichen Gehalt hat. Der, 
wie wir fanden, aufs engste mit ihm zusammenhängende Gedanke 
der Unterordnung der Herrschergewalt unter das Gesamtinteresse 
weist uns auf seinen sittlichen Gehalt hin. Die ganze Tiefe seines 
sittlichen Gehaltes aber scheint mir in der darin enthaltenen 
völligen Identifizierung von staatlicher und rechtlicher Ordnung 
zu liegen. „Könige verrichten das Land mit Recht“ sagt ein 
germanisches Rechtssprichwort 1 ); Herrschaft und Thronfolge bilden 
nach der holländischen Absagungsakte erst in Verbindung mit der 
Gerechtigkeit das volle Königsrecht 2 ). Das deutsche rechtliche 
und staatliche Denken ist von dem sittlichen nicht rein geschieden: 
wie es die formal faßbare Gehorsamspflicht der Untertanen nicht 
klar zu trennen wußte von ihrer nur sittlich wertbaren Treu¬ 
pflicht*), so kannte es kein rein formales Herrscherrecht des Königs 
als solchen, sondern nur des „fidelis rex“ 4 ). Deutsches sittliches 
Denken aber ist gefühlsbetont. Daraus erklärt sich das religiöse 
Moment, das unserem Gedanken von Anfang an beigemischt ist 
und sich bis an das Ende seiner Geschichte immer wieder zeigt. 

Wie im deutschen Mythus Odin der Staatengott war 5 ), so 
läßt das deutsche Recht die bedeutsamste Handlung des Staats¬ 
rechts, die Verpflichtung des Königs und des Volks, unter Anrufung 
Gottes geschehen. Und noch später geschieht in dieser Weise 
bei dem hervorragendsten Rechtsakt im ganzen europäischen Staats¬ 
leben die Verpflichtung des deutschen Königs und der Kurfürsten. 
An diese Erscheinungen deutschen staatsrechtlichen Lebens und 

*) „Kongrinn vidhrcttirlandidhmedhlögum“(E. Graf undM. Diethcrr, 
Deutsche Rechtssprichwörter 1864, 486. 

2 ) oben 149, 283 Anm. 6. 

*) Ehrenberg 112 ff. Derselbe, „die Treue als Rechtspllicht“, Deutsche 
Rundschau XXXIX, 1884, 39—52, insbes. 42 ff; vgl. auch oben 62 f.; sowie 
neuerdings Kern 177. 

4 ) Vgl. oben 46, 139 Anm. 2: Kern 392 ff., 38911. 

5 ) R. M. Meyer 2531'., Golther 303. 
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des 'Widerstandsrevht« erscheinen hißt *).. Diese selbe AuflW.iü-r 
des Widerstanden als eines Gehöres der' Gerechtigkeit, \vG G<- im 
volkstümlichen Rerht.sdonken ('«rtlel-ir, ist es auch, die Geh 

in der ersten monarelioniinddschen Schrift mit merkwürdiger kodier/ 
heil ntfeubarl in der Ansohauhng; Von dem „.fu?tit.ia‘- des m hq » ru¬ 
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ihre juristische Berechtigung in ein stets klareres Licht zu bringen, 
ist nur zu verstehen, wenn man sich erinnert, daß zur selben 
Zeit, da die Monarehomachen ihre Schriften in die Welt sandten, 
durch alle Lande deutscher Zunge das einfache rechtlich-sittliche 
Empfinden sich im Volksliede zu dem gleichen inneren Gedanken 
bekannte. Und weil dieser Gedanke ein ganz allgemeiner ist, 
mußte, wie die Hugenotten auf ihn verfallen mußten, als sie sich 
in ihren heiligen Rechten bedrängt fühlten, überall später das 
verletzte Rechtsgefühl auf ihn zurückgreifen, solange das geltende 
Recht ihm nicht genüge zu tun vermochte. Das erklärt es, warum 
dieser Gedanke fähig war, in den allerverschiedensten juristischen 
Formen seinen Ausdruck zu finden, und die Formen des jeweils 
herrschenden juristischen Denkens sich dienstbar zu machen: so 
konnte er, zuerst ausgeprägt im germanischen Volksrecht und 
Volksstaat, im Lehnrecht zu formaler Klarheit gelangen, von diesem 
in das Verfassungsrecht des ständischen Staates, von diesem in 
das Naturrecht und von diesem wieder vereinzelt in das Gesetzes¬ 
recht des modernen Staates übergehen. Gerade sein allgemeiner 
Inhalt, sein gemütsbetonter rechtlich-sittlicher Gehalt, erklärt es 
aber auch, daß er ganz besonders im Naturrecht heimisch werden 
mußte. Und das ist auch wieder für unsere geschichtliche Be¬ 
trachtung von Bedeutung. Denn es zeigt uns, daß die natur- 
rechtliche Behandlung, die die Frage des Widerstandsrechtes er¬ 
fahren hat, nicht zu dem Schluß verwertet werden kann, das 
Naturrecht sei die ursprüngliche sedes materiae für sie. Das 
„Naturrecht“ im späteren technischen Sinne, das sich seines Unter¬ 
schiedes von dem "positiven Recht bewußt war, war noch gar nicht 
erfunden, als die ersten Monarehomachen den allgemeinen inneren 
Rechtsgedanken, gestützt auf Elemente der bestehenden Rechts¬ 
und Staatsordnung, zur Verteidigung des Menschheitsrechtes der 
geistigen Freiheit zuerst zu rechtswissenschaftlicher Bedeutung 
brachten; es hatte sich längst überlebt, als die süddeutschen 
Liberalen in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts zur Verteidigung 
der prinzipiell gleichen Rechte den allgemeinen Rechtsgedanken 
wieder hervorholten, der ja auch heute noch, da kein Mensch 
mehr an das Natnrrecht im alten technischen Sinne denkt, in der 
ausländischen Rechtswissenschaft juristisch verteidigt wird 1 ). 

! ) üben 460. insbus. Anm. 5. 
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Die formale Wandlungsfähigkeit des Gedankens der Berechtigung 
des Widerstandes gegen rechtswidrige Übung obrigkeitlicher Gewalt 
ist nur zu verstehen aus der Erkenntnis des ihm zu gründe 
liegenden allgemeinen rechtlich-sittlichen Gedankens. Für diesen 
ist es ganz gleich, ob er mit dem alten deutschen Recht „Ge¬ 
rechtigkeit“ genannt wird oder in der Sprache des klassischen 
deutschen Liberalismus „Konstitutionalismus“, ob seine Anwendbar¬ 
keit in einem ständischen Freiheitsbrief durch vertragliche Zu¬ 
sicherung des alten Rechts konstruiert wird oder in der Gesetz¬ 
gebung der französischen Revolution durch Anerkennung un¬ 
veräußerlichen Menschenrechts. Denn es ist der eine große Ge¬ 
danke, in dem alle anderen wurzeln, die zur Schaffung des modernen 
Rechts- und Verfassungsstaates geführt haben. Daher finden wir 
auch in der Geschichte der Widerstandslehre überall, wenn auch 
je nach dem wissenschaftlichen System geformt, dieselben gedank¬ 
lichen Elemente wieder, die das allgemeine rechtliche, politische 
und sittliche Denken über eine Vervollkommnung des Staatslebens 
bewegt haben. 

Das erste dieser gedanklichen Elemente ist die Idee der 
Gemeindienlichkeit der Herrschergewalt. Wir haben schon daran 
erinnert, daß das Wort Friedrichs des Großen von dem Fürsten 
als dem eisten Diener des Volkes, das Wilhelm II. wieder auf¬ 
genommen hat, in derselben germanischen Staatsauffassung wurzelt, 
wie der innere Gedanke des Widerstandsrechts. So ist denn auch 
das Wort geprägt worden in der ersten mittelalterlichen Widerstands¬ 
lehre von Johann von Salisbury, und in der monarchomachischen 
Lehre ist der Gedanke wieder aufgenommen worden von Rossaeus *). 

Diese Idee der Gemeindienlichkeit der Herrschergewalt ist 
selbst eng verbunden mit dem religiösen Moment, das die 
Widerstandslehre der Monarchomachen zum Ausdruck gebracht hat 
in der Konstruktion der Stipulation Volk-Gott-Herrscher. Jener 
monarchomachische Gedanke hat sein Vorbild in alten Institutionen 
des deutschen Reichsrechts, die, wie wir fanden, ihrerseits gemein- 

*) Johannes Saaresberieusis a. a. 0. Lib. IV. cap. I (S. 208) be¬ 
zeichnet als Merkmal des rechtmäßigen Herrschers, „quod hic legibus 
obtemperat et eius arbitrio populuin regit, cuius se credit ministrum.“ 
— Rossaeus (a. a. 0. 654) sagt mit lehnrechtlicher Färbung: „Ut . . . 
imperator imperii priimis est cliens, ita rex regni.“ 
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same Wurzeln mit der Widerstandslehre haben: die Pflicht zur 
Rechtswahrung ist für den Herrscher eine Pflicht gegenüber Gott *). 
Nicht nur eine Konsequenz dieser Konstruktion sondern auch der 
rechtsgedanklichen Grundlagen jener positivrechtlichen Institutionen 
(die Gottheit als Garant von Recht und Vertrag) ist der von 
Augustinus in die Widerstandslehre hineingetragene, von Calvin 
wieder aufgenommene Gedanke, daß die Berechtigung zum Kampf 
gegen den Tyrannen auf besonderem göttlichen Auftrag (a Deo 
excitatus) beruhen könne; ein Gedanke, der nie ganz aus der 
Widerstandslehre verschwunden ist, und im 19. Jahrhundert ge¬ 
legentlich die interessante Umwandlung erfahren hat, daß die 
„Volksstimme, durch welche Gott spricht“, den Widerstand gegen 
die Staatsgewalt rechtfertige*). Die ganze psychologische Wirk¬ 
samkeit dieses Gedankens für ein Zeitalter, dessen Denken vor¬ 
wiegend religiös orientiert war, können wir erst dann richtig er¬ 
messen, wenn wir uns vor Augen halten, daß noch heute ge¬ 
schichtsphilosophisches Denken mit Hegel die Bedeutung der 
Persönlichkeiten in der Geschichte darin erblickt, daß sie, ge¬ 
tragen von der Kraft ihrer Sonderinteressen, zu „Werkzeugen 
höherer Ideen und Zwecke“ werden 3 ). 

Dies religiöse Moment spielt aber für die Beurteilung unseres 
Gedankens als eines Entwicklungselements des staatlichen und 
rechtlichen Denkens überhaupt noch eine weitere, allgemeinere 
Rolle. Die Vorstellung der Gottheit als Garanten des Rechts, die 
die monarchomachische Lehre aus bestehenden Rechtsinstitutionen 
und volkstümlichen Rechtsgedanken übernahm, hat im deutschen 
Denken weit mehr als symbolische, sie hat unmittelbar ethische 
Bedeutung. Denn die Gottheit hat in der germanischen Mythen¬ 
welt eine Existenz nur in und mit der sittlichen Weltordnung. 
Ragnarök, die Schicksalsvollendung der Götterwelt, bricht herein, 
als diese durch Mißachtung von Recht und Treue ihr eigenes 
Wesen verloren hat 4 ). Das Recht der Gottheit selbst hat seinen 

>) oben 146 ff., 153 ff. 

2 ) oben 448 Amn. 2, vgl. jedoch auch unten 532. 

3 ) P. Kuberka, Über das Wesen der politischen Systeme in der «ie- 
schichtc 1913, S. 33. 

4 ) Völuspa, vgl. oben 518, auch 172 Anm. 2. Dazu die neueren Dar¬ 
stellungen dergermanischen Mythologie die älteren, besonders Simrock, 
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Halt.'mir in dfer sittlichen Und hür< weil die Gott¬ 

heit im Bf-'ht lebt, lud sie Kaum in der siittidieri Welt-irdirnng-i 
Die Steilung des Rechts unter den Schau der Gottheit im i älteren 
deutschen Henken. ist daher war ein primitiverer Ausdrück für 
die Gründung seiner Geltung nuf die Sittlichkeit, also einen 
Gediivtkeu, den auch unsere heutige..Auflassung vum Wesen des 
Rav-hls nicht missen kann: „ihn» Recht kann seine .Geltung nur 
aus der Geltung der Sit Midi keil ahleiten, die Vorschriften des 
Rechts gelangen mir dadurch zm Geltung, dal» die sittliche 
Persfitilii'hkeit sie sieh ah ethische. Ndrrüeu geeignet*)“, Her 
gedankliche Gehalt dieses Set =•%- ist kejti umifthH- als der »le« 

Ö »< t-,», oh ■> .-.i y. t i.w. /•! »s - rltliiiiäin« 



estjasritia‘ 

Wi.ssensi fuil't in dem sittlichen Willen im»! Re-;ht '). 

ferner; die ganze Konstruktionde». durch die. Hochachtung 
der Staatssweeke bedingten HevrM'hafUvfvtntges rUH der Grund¬ 
lage der VidkssouverAriitM erweist sieh nicht mir historisch in fe 
Entwicklung der Widerstand-Gehre als eine fürihfefe dc> 
einfachen, in der rieutseiten RüHtts- und StauMraditüm vorhandenen' 
Gedankens, da!’, dm Shud nicht utit des Ftirdeu willen, .sonder»? 
der .Fürs! am des Staates willen da ist, snuderu ist auch Ugiseh 
letzten taufe »jftg ah ei,,.- Ausdruck-form ftit diesen Gedanken 
anzusölteu, der uns heute selbsln>rst.ändlk'hv Grundlage allen 
Staatslebens ist. Freilich enthält jene Kon.4ttiktion gleichzettig 
noch einen anderen Gedanken, hiebet ist aber von nicht minderer 

hatmr, Wold :t <ii»- sjttiielicr. > (iie4»ökwi der W.-kuulergangstiagi' olwaa 

pbAßir»si«vqtr:.eftRgedfeiii, .'kiJSnnderä'fi. AI, Meyisig 448.ft: AV, Goltlier, 

5 ÖSf rf, ti»d Aivd Gl r» k T Si«rdisekes UiaSterleht<('i (rienn*Q!gklif' BibljlUhiA t f . 

V, ‘ > lüOg. JOO ! — K. Wiit'u> , Imi sich eng uo die. Völirspa aogtdelint 
und, sbrüd ich sehe* **< W<k*v der larGrctugtseJien Wi»senäc»k*ft eiitwand- 

frnten Wuigc. ]))* Wfe'i.FlftV’MHidu- >i«4 *0 «Gir än deni-Sfoflliehen 

det Kiheluogoimagc M»»H< bl.-ibt., iat in,dh-.8em funkt»- dürftig; vgl. 
jedoch TZ M ein«4, bie rhgen wissfOi^bfiftUriiejc Urundlugen »iss. lSUi, JÖ4j 
E. Knflh, K WagTi.'is Jt.ühtu-r.f.-stsj'iri mn: d« Verhältnis 7.ur filtert 

Sage uaw. LeipzigG:\ -• Y\ ’. vori-s,:- 

Rrtd-briKh ßS, 

4 > .A „E.-,t sineui »ustiüii y‘jliihirtx je» siium -c»uq»w tribuendi*. 

PUucontinu.v: • !•« cif vnJunfaH n,'n'»i»ns ei ju ipetvi« (sc jus 

suuni cuiqn«'. lribue<i.li s. Näbiic^ G'arJyU il. ln <! 
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Bedeutung für die moderne Staatsauffassung, denn es ist kein 
anderer als der, den die heutige Wissenschaft mit dem Satze 
ausdrückt, daß der Staat die Organisation des Volkes ist. Hier 
zeigt sich klar der doppelte Charakter des Vertragsgedankens: 
bei den Monarchomachen hatte er sowohl die Bedeutung eines 
historisch-positivrechtlichen Grundsatzes des dualistischen Staats¬ 
rechts des ständischen Staates, als auch den eines regulativen 
Prinzips *). Als mit der Ausbildung des modernen Staates erstere 
Seite seiner Bedeutung wegfiel, trat letztere in den Vordergrund, 
und die Ausschaltung des lediglich dem Dualismus des ständischen 
Staates entsprungenen Herrschafts Vertrages durch Rousseau war 
nur die logische Konsequenz dieser Entwicklung. Die ganze 
Lehre Rousseaus vom Contrat social ist nichts anderes als die 
Ausdrucksform einer überwundenen staatswissenschaftlichen Technik 
für den Satz unserer heutigen Staatslehre, daß der Staat die 
Organisation des Volkes ist. Der Gedanke selbst aber ist ein 
viel älterer, ganz allgemeiner, den auch die Monarchomachen und 
ihre theoretischen Vorgänger, die Scholastiker, nicht erfunden haben. 
Es ist kein Zufall, wenn das Prinzip des Rousseauschen Contrat 
social: die Gemeinschaft verbürgt Allen ihre Freiheit und ihre 
Rechte 2 ), an die germanischen Rechtsbegriffe „Gemeinbürgschaft“ 
oder „Freipflege“ anklingt 3 ). Hat doch jener Gedanke des Philosophen 
des 18. Jahrhunderts dieselbe Wurzel wie diese Einrichtung des alten 

>) oben 171, 2. 

2 ) J. J. Rousseau, Du Contract social, Auist. 1762, L. I chap. VI (17): 
„Trouver unc forme d’association qui defende & protegc de toute la force 
commune la personne et les biens de cbaque associe . . . Tel est lo probleme 
fundamental dont le contract social donne la solution“; chap. VII (23): 
„ . .. la condition, qui donnant chaque Citoyen ä la Patrie le garantit de 
toute depcndance personnclle.“ — Discours sur l’economic politique (Oeuvres, 
Nouv. Ed. Lyon 1796, I): Motiv der Assoziation ist „cclui d’assurcr los 
biens, la vie et la liberte de cbaque membre par la protection de tous“ 
(276); „tous ont engage leurs biens et leurs vies a la defence de chacun 
d’eux“ (296). 

3 ) Ähnlichkeit des Rcchtsinhalt§ soll selbstverständlich damit nicht 
behauptet werden, noch weniger der politischen Bedeutung. Und doch ist 
der Grundgedanke: „omnis homo qui voluerit se teneri pro libero, sit in 
plegio“ von dem der Vereinigung zu einem Staat zum Zwecke der rechtlichen 
Verwirklichung der Freiheit (Umwandlung der natürlichen in die bürgerliche 
Freiheit) nicht gar so verschieden. 
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deutschen Hechts: die Vorstellung von der genos&Misoiiaftliehen 
Bindung der Bürger in Recht uud Pfiichf als xüer Grund läge de> 
staatlichen Lebens. Staatsrechtlich uai politisch bedeutet die Ver- 
tragstheorie nichts m\ler& dialekti^Keiv Ausdruck für den 

genus^ensclmtllieteir Staate und Rectiisgedanlren. .£$ Ui aber nfoht 
nur ein sfaatsreciitHeher «tnd politischer iledarifce, daß die ge- 
üossenschaltliche Büidung de? Idee noch im Boziailebeü überhaupt 
Dicht eine Beseiiräntmig 4er imltsriilueUeu Freiheitsphare bilde; 
.„une forme diWociatiotb paf laijuellfe rhaeun sdvnissaut o tm$ 
n’ob^isse pöurtmit qu^i lüi~nünw et mte aus^i libre qiräu pam- 
vant 4i *). Sondern m ist auch eine rerjd,shist(»ri>:che Tatsache, «Ufl 
sie irn gernianise.hen - Hechtsleberi, itf ihrer reinen Form* • wirk¬ 
lich nicht als FreiheiL<bescbrank?iog erkannt wurdt?.*), ; und eine 
^.' ■ ' ■ ■ : • 

l ) Central suC18.1 Lvi ciinp, \ 1 (tj*. 

*)• Wie neuere iTuforBucInmg^ (K. ; B’r hik.iü-4 u-u y : Freiheit lind STäatHehköte 
in der älteren deutschen Verffassüng; übe?*wog im altem* 

deutschen Recht liö. <fer Votksreehte Aor 

Gesichtspunkt der Geaios^eb^ch&ftiichk'eit in $Heh Grundlagen dea Volks- 
r^cfeUrlebeti^ derart., ' daü ihm «cgonthof lofwmgr der FreUieiC weil der 
Botiop^rehQloglsehe Antrieb dos CABlte^ Oberhaupt Dicht zur Au«-’ 

bildune gelangte, per Begriff und Äie l^^tchnuiig sind 

erst hu langobardisehen Reckt etjUlamtau dAttowh, 4*ß hier ein außerhalb 
de* g^iu>äsenörfiftfM.ißhe© Ht'oh^äu^itocltff livg<a*rd<?rhcgTifÖiciter Gsgeriaat* 
sich tu>t.wicke.lt- bat in der ;Jh-do^>r.eIbmg üntevw^rtV-nen, .auch 

irj^dofoo feurhtfeiiv dem sich die B^deukhag der 

Frcihnjl nurUTOVe^mcHt* #ut Skbyom A-hm** ist in der BiuzuFwirtschaft 
der KorOling^r/vO dmsnr «nsu lii^iHirdi eih'üv vun Bedeutung, t. R jur die 
Scheidung /^WIjCU der ^bjÜängigcn Bauern und einet *^er - 

TradlMotr/.^gh.-ntieh' *firölöp¥ Oberschicht innerhalb dieser Klas*«:. und dfo 
Vctsd»iedenm? igU* it ihrer- rörhUieken Folgen. Abu» auch in den Siedlung*' 
gönossensdwftnn der Karnlingcrzuit b«-grö?ide,t diö Mnrfcsety.uitg nicht, .-io 
<ÄduigHtiUcri älflebt. da« die Ivittstehung Alttes 
ÜCgfiö’os sUtfitsbnr&orl\eber Freiheit &t$ (iegensfilzesk hätte ycrursachHti koimesi, 
denn es jßlmmi nur in ihr r ite WÜlo der Volksggsauitheil. verkhrpurt. durch 
den Rfuiig und aeffm IMcihm^ cinfavir das fftc ihr 

Bewußtsein» dergestellt in dom CryAt der froien||iodbxng^ga?m^8crj t 4l5 rtm 
Aiters hur für -?o* b.;.sri>ijiut v ihr /.ns^luMid vrkactr»?.‘ £h*ibVt in d-r Siedlrmgi.- 
genoissensßhafjf. d6 r gt tiiidherrlichch feit Ae bet) .wir^h.v-^tf <hm 
«ch&ftüchcn GernsA der dioff Aclion Croscllst baft w utitgc:biau|o.Re.»hh^äiiff^^t<|* 
der Freüiült ninch ^:<dtcfwif}c(dh ; '• wiuy.;^k.*. / alclV äüö den* zwei 

Elonmnten: ^FfPthCit von jeder auderotj al> V»ffentbidu‘n Gowali“ einerseits, 
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sociopsychologische Tatsache noch im heutigen Staatsleben, daß 
eie in weit geringerem Maße denn die rein obrigkeitliche staatliche 
Beschränkung als Freiheitsminderung empfunden wird l ). Das läßt 
uns die Idee des Staatsvertrags in einem ganz anderen Lichte er¬ 
scheinen 2 ), als wir sie nach ihrem Ursprung ans der Klosterzelle 

„genossenschaftliche Zusammensetzung und Handhabung dieser Gewalt“ 
andererseits. Es erscheint danach als eine rechtshistorische Tatsache, daß 

— wenigstens iu dem rechtlichen Denken und Empfinden des deutschen 
Volkes — die genossenschaftliche Bindung nie eine Veranlassung gegeben 
hat, den, seinem Wesen nach negativen (durch den Gegensatz zu einer 
Beschränkung gegebenen), Begriff der Freiheit im Sinne einer Freiheit vom 
Staate auszubilden; daß also solche genossenschaftliche Bindung nie als 
„Beschränkung“ empfunden worden ist. 

*) In einer Untersuchung über die Wirkung, die gewisse Handlungen 
kommunaler Wohlfahrtspflege mittelbar auf den Grad polizeilicher Be¬ 
schränkung der Einzelfreiheit ausüben, habe ich (Verw. Arch. XXI, 515 ff.) für 
das preußische öffentliche Hecht eine in Praxis und Theorie, in Rechtsprechung 
und Gesetzgebung nachweisbare Tendenz aufgedeckt, in steigendem Maße 
der Kommunalpolitik den Arm der polizeilichen Zwangsgewalt zu leihen, 
wo immer sie zu einem kommunalen Unternehmen im gemeinsamen Wohl¬ 
fahrtsinteresse der Gemeifldeangehörigen deren duldender oder handelnder 
Mitwirkung bedarf. Diese Tendenz ist aber nur der Ausdruck für die 
soziopsychologische Tatsache, daß polizeiliche Pflichten und Lasten zu 
Gunsten der Gemeinden, unter der Wirkung des genossenschaftlichen 
Gedankens der Korrelation von Bürgerpflicht und Bürgerrecht, in geringerem 
Maße denn andere polizeiliche Auflagen — oder überhaupt nicht — als 
Beschränkungen der Einzelfreiheit empfunden werden. Daher denn auch die 
Überweisung der Ortspolizei an die Gemeinden als eine für die Sicherstellung 
des Bürgers wirksamere Einrichtung als die materielle gesetzliche Um¬ 
grenzung der Polizeigewalt angesehen und deshalb befürwortet wird. Diese 
Bedeutung des Genossenschaftsgedankens im heutigen rechtlichen Leben 
und Denken, materiell natürlich nur ein kleiner Teil seiner allgemeinen 
Bedeutung (vgl. mein „Gedanke des Volksheeres“ 60ff.), ist aber nur ein 

— schwaches — Spiegelbild seiner historischen Bedeutung in der Ent¬ 
wicklungsgeschichte des deutschen Gemeinlebens, (vgl. vorhergehende An¬ 
merkung.) 

2 ) Aus dem Zusammenhänge der Vertragsthecrie mit dem Genossen¬ 
schaftsgedanken erklärt sich auch die Verbindung derWiderstandslehre mit 
der Geschichte der Idee des Referendums. Auf den allgemeinen Zusammen¬ 
hang zwischen der Vertragstehre und der französischen Plebiszitlehre, sowie 
dem amerikanischen und schweizerischen Verfassungsreferendum hat schon 
G. Jellinek (Allg. Staatslehre 217) hingewiesen. Daß historisch bereits 
mit der konsequentesten Durchführung der Vertragstheorie in der Wider¬ 
standsichre der Gedanke des Referendums bereits seit Marsilius von Padua 
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der Scholastiker uud der Studierstube der Naturrechtsphilosophen 
zu sehen gewohnt sind. Und daraus erhellt dann auch die Lebens¬ 
fähigkeit dieser Idee trotz und mit allen Wandlungen der Staats¬ 
und Rechtstheorie: sie ist nur eine Ausdruckform für Vorstellungen, 
die in dem Wesen des Menschen psychologisch gegründet sind, 
— vielleicht z. T. Prometheus-Regungen gegen die unerbittliche 
Notwendigkeit ordnender staatlicher Gewalt 1 ). Das in der Form 
der Vertragstheorie enthaltene regulative Prinzip menschlichen 
Gemeinlebens ist ebensowenig wie alle anderen gedanklichen 
Elemente der Widerstandslehre graue Theorie, sondern — wenigstens 
für das deutsche Staatsempfinden — eine ewig-frische Frucht an 
des Lebens goldnem Baum. 

Wichtiger vielleicht aber noch als alle diese Gedanken ist 
für die Charakteristik der Widerstandsidee als eines Entwicklungs¬ 
elements des gesamten modernen staatlichen Denkens die enge 
Verbindung der Widerstandslehre mit der rechtlich - sittlichen 
Auffassung von dem Vorhandensein allgemeiner Menschenrechte, 
die dem Menschen von Natur aus einen Anspruch auf eine staats¬ 
freie Sphäre geben. Zu scharfer staatsrechtlicher Ausprägung 
gelangte dieser Gedanke, genau wie der des Widerstandsrechtes, 
aus dem rechtlich-sittlichen Bedürfnisse des Schutzes religiöser 

(„Patavinus* 1 , wie natürlich oben 12, Anm. 6 statt „Patarimes“ zu lesen ist.) 
dogmengeschichtlich verbunden ist (vgl. oben 397 Anm. 1), dürfte eine nicht 
unwichtige Ergänzung jenes Hinweises geben. 

l ) Ich gehe hier von der Auffassung über die Rechtfertigung des Staates 
aus, wie sie G. Jellinek (Allg. Staatslehre 227 f.) im Anschluß an Aristoteles 
entwickelt: die in der Unvollkommenheit des Menschen begründete Not¬ 
wendigkeit einer Rechtsordnung macht den Staat unentbehrlich. Diese Auf¬ 
fassung — für deren Begründung ich auf Jellinek verweisen muß —kann 
für die alltägliche Praxis des Staatslebens in dem subjektiven Empfinden 
des Menschen den Stachel der Frage nicht beseitigen: warum bedarf ich 
hier der staatlichen Beschränkung? Und auch jede andere Recbtfertigungs- 
theorie, mag sie noch so sehr auf mystische Glaubensmomente gestützt sein, 
kann jene Frage nicht ersticken, die in der Prometheus-Natur des Menschen 
begründet ist. („Hast du nicht alles sebst vollendet, Heilig glühend Herz ?“) 
Die Vertragstheorie und der Genossenschaftsgedanke sind psychologische 
Ventile gegen den Druck dieser Frage. Die Widerstandsidee ist nur ein 
weiteres Ventil für noch stärkeren Druck. — Dies alles nur als Erklärungs¬ 
versuch für die gedankengescliichtliche Lebensfähigkeit der Vertragstheorie, 
nicht aber selbstverständlich als Versuch ihrer staats- und rechtstheoreti¬ 
schen Rechtfertigung. Vgl. jedoch auch oben 172 Anm. 2. 
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Freiheit. Mit jenem hat er aber auch gemeinsam die Grundlage 
in der germanischen Rechtsanschauung, daß das objektive Recht 
dem Rechtssubjekt als eine angeborene Persönlichkeitseigenschaft 
anhange, ein Gedanke, der in den Institutionen des ständischen 
Staatsrechts 1‘ortlebte. Verbunden wurde er mit der Widerstands¬ 
lehre durch Jurieu und Locke und wurde in dieser Form zu 
ihrem stärksten Vermittler für das rechtlich-sittliche. Denken des 
deutschen Klassizismus. „A man is naturally free from subjection 
to any government, thonght he be born in a place under its 
jurisdiction.“ *) „Der Mensch ist frei geschaffen, ist frei, und würd* 
er in Ketten geboren.“ 2 ) Daher: „where the people, or any single 
man, is depraved of their right, or under the exercise of a power 
without right, and have no appeal on earth, then they have a 
liberty to appeal to heaven . . .“ s ) 

„Wenn der Gedrückte nirgends Recht kann finden, 

Wenn unerträglich wird die Last — greift er 
Hinauf getrosten Mutes in den Himmel. 

Und holt herunter seine ew’gen Rechte, 

Die droben hangen unveräußerlich . . .“*) 

Nichts kann den inneren sittlichen Gehalt eines Rechtsgedankens 
für das Denken eines Volks besser kennzeichnen, als daß er dem 
größten poetischen Former sittlichen Pathos’, den dieses Volk 
hervorgebracht hat, geeignet war zu unmittelbarer Übernahme 
aus einem wissenschaftlichen in ein Dichtwerk 5 ). Und doch 
war diese Eigenschaft des Gedankens nur das, was seine Über- 


*) Locke, On Civil Government Chap. XIV § 168 (S. 439) 

2 ) Schiller, „Die Worte des Glaubens“. 

3 ) Locke, ibid Chap. XVI § 191 (452). 

4 ) Schiller „Wilhelm Teil“ 11,2; das Gegenstück zu diesen Versen 
gibt ein Satz aus der*Einleitung zur „Geschichte der Niederlande“, der auf 
die Zusammenhänge mit der staatlichen Wirklichkeit hin weist: „Groß und 
beruhigend ist der Gedanke, daß gegen die trotzigen Anmaßungen der 
Fürstengewalt endlich noch eine Hilfe vorhanden ist, daß ihre berechnendsten 
Pläne an der menschlichen Freiheit zu Schanden werden . . .“ 

5 ) Da ich aus der Nichterwähnung des • Zusammenhanges zwischen 
diesen beiden Stellen bei Locke und Schiller in der wertvollen Arbeit 
Falters (Staatsideale unserer Klassiker 1911) glaube schließen zu können, 
daß er in der allgemeinen Staatslehre kaum oder nicht bekannt ist, sei die 
Feststellung nicht unterlassen, daß G. Jellinek auf ihn hinzuweisen pflegte. 
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nähme erlaubte, nicht aber das, was sie veranlaßte. Das lagj 
allein darin, daß der von Locke naturrechtlich geformte Gedanke, 
die Vorstellung des Rechts als angeborener ererbter Persönlichkeits¬ 
eigenschaft, von Anbeginn an dem deutschen Rechtsempfinden 
eignete upd ihm sich nie verloren hat. Denn was sind die „ew’gen, 
unveräußerlichen“ Rechte, um die die Schweizer Schillers auf dem 
Rütli raten? 

„Die alten Rechte, wie wir sie ererbt 

Von unsern Vätern . . . .“ 

Hier haben wir ganz klar den alten deutschen Rechtsbegriff — 
dem Dichter aus seinem heimischen Staatsrecht geläufig *) — als, 
Grundlage des Gedankens des WidefstaPdsrechts: das objektive Recht, 
„Recht und Gerechtigkeit“ 2 ), das dem Einzelnen als ererbte Eigen¬ 
schaft anhängt, bestimmt im Verhältnis zu dem Herrscher das, 
was er ihm „pflichtig“ ist: 

„Wer einen Herrn hat, dien’ ihm pflichtgemäß“ 

Das sind bei Schiller die „ererbten Rechte“, das auch, bei ihm 
wie bei Locke, die „unveräußerlichen, ew-gen Rechte“, die die 
Grundlage des Widerstandsrechts bilden 3 ). 

*) Das „gute alte Recht Württembergs“ = Tübinger Vertrag v. 8. 7. 1514. 

*) Vg. Anm. 3, Ziffer 3 am Ende. 

8 ; Daß es sich bei den erwähnten Sentenzen Schillers („Wilhelm Teil“ 11,2) 
nicht etwa um zufällige Anklänge an alte Rechtssätze, sondern um ganz 
systematische Zusammenhänge mit den maßgebenden staatlichen und recht¬ 
lichen Gedanken handelt, ergibt sich ganz zweifellos daraus, daß bei 
näherem Zusehen die Rütliszene ein vollständiges System des Widerstands¬ 
rechts erkennen läßt. Und zwar ein System, das mit einer in der Geschichte 
der Widerstandslehre geradezu einzigartigen sprachlichen und gedanklichen 
Sicherheit den dogmatisch-staatsrechtlichen Gebalt der positiven älteren 
Staatsordnng, etwa im Sinne der Monarchoinachen, Zwinglis und des 
Althusius, aber mit unendlich viel einfacheren Mitteln, zu klarster Anschauung 
gebracht hat. 

1. Zunächst wird die „gemein Hand“ Zwinglis, die „generalis omnium 
ordinum conventus“ des Althusius, das „zusampen setzen“ der Freiheitsbriefe 
konstituiert: 

„Wir stehen hier statt einer Landsgemeine 
Und können gelten für ein ganzes Volk.“ 

2. Diese wendet sich zu den „tyranni opera examinanda et judicanda“ 
pnd zwar nach Maßgabe des Rechtsinstituts der bedingten Huldigung: 

„Frei wählten wir des Reiches Schutz und Schirm; 

So stehts bemerkt in Kaiser Friedrichs Brief.“ 
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Und das führt uns wieder zurück zu dem Allgemeinen: alle 
diese einzelnen rechtlich-sittlichen Gedanken, die wir aufzudecken 
versucht haben, gehören wesentlich zusammen. Nicht nur in der 
rechtsgeschichtlichen Grundlage, sondern auch in ihrem rechts¬ 
gedanklichen Gehalt. Sie bilden einen einheitlichen Vorstellungs¬ 
komplex von einem Menschheitsrecht, der die psychologische 
Grundlage des Gedankens des Widerstandsrechtes bildet. Der 
Gedanke der Berechtigung der Revolution ist nur die Kon- * 
sequenz des Gedankens des Kampfs ums Recht aus dem 
Glauben an die Berechtigung der Evolution in und aus dem 
Wesen des Menschen. So entstand er den Klerikern des Mittel¬ 
alters aus dem Glauben an die Berechtigung der aufstrebenden 
geistlichen Macht gegenüber der weltlichen. So wandelte er sich 
später klarer in den anderen an die Selbstberechtigung des 
religiösen Lebens bei den kalvinistischen Monarchomachen und im 
deutschen protestantischen Volkslied. So dehnte er sich im 18. Jahr¬ 
hundert aus auf den allgemeineren an die Selbstberechtigung 
geistiger Entwicklung des Individuums. In voller Klarheit treten 
die Zusammenhänge der einzelnen Gedankenläufe in der Wider¬ 
standslehre mit dieser allgemeinen Vorstellung zu Tage in der 
ersten Schrift, die bewußt auf eine rechtliche Lösung der Frage 
verzichtet. „Eine Revolution — so erklärt 1795 Joh. Benj. Erhard, 
der Nürnberger Arzt — wird dadurch moralisch gebilligt, wenn 
nur durch sie die Menschenrechte können geltend gemacht werden, 

3. Da dies Recht verletzt ist, entsteht zunächst die Frage des 
prozessualen Vorgehens, die der leniora tentata: 

„Sind alle andern Mittel auch versucht?“ 

Dies wird festgestellt: vergebliche Mahnung um Erfüllung der Herscher- 
pflichtcn, Klage „wider der Vögte harten Druck“ und Versuch, 

„Den Brief zu holen unserer alten Freiheit, 

Den jeder neue König sonst bestätigt.“ 

„Recht und Gerechtigkeit erwartet nicht vom Kaiser.“ 

4. Daraufhin das Urteil: „Nichts anderes bleibt uns übrig“, und daher 
der Beschluß: die Rechte und Freiheiten zu verteidigen und, nach der 
Sprache Zwinglis, „Abstoßen“ des Tyrannen: 

„Abtreiben wollen wir verhaßten Zwang; 

Die alten Rechte, wie wir sie ererbt 

Von unsern Vätern, wollen wir bewahren “ 

5. Ausübung des Widerstandsrechtes durch seinen Zweck beschränkt: 

„Was sein muß, das geschehe, doch nicht drüber.“ 
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und also auch eine Revolution des Volkes. Das Menschenrecht 
aber, das dem Volke collective zukommt, ist kein anderes als das 
der Aufklärung. Es wird sich aber dieses Rechtes (zur Revolution) 
nicht leicht zu bedienen wissen, und die Vornehmen wären sicher, 
wenn der Mensch nur Gefühl für Recht, nicht auch für Religion 
hätte. Ein solches Volk läßt Gott auf dem Wege der Religion 
aus der Dienstbarkeit führen *).“ Der uralte Gedanke, Menschheits¬ 
rechte, geschützt durch die Gottheit als den Hüter sittlicher 
Weltordnung; aber der Arzt hat ihn uns in wissenschaftliche 
Erkenntnis umgesetzt: im Wesen der menschlichen Psyche ist 
dieser Gedanke begründet 2 ), er ist ein psychologisches Phänomen. 
Und so, als ein ewig-menschliches Phänomen, hat ihn in unseren 
Tagen der Dichter dargestellt in dem Kampf neuer Lebensidee 
gegen die alte, den Siegfried gegen Wotan führt; im Zusammen¬ 
hänge mit jenen anderen Gedanken der Bindung der Macht an 
das Recht, der Gründung des Rechts auf den sittlichen Willen. 
Es ist gewiß kein Zufall, daß dieser Dichter in seiner Jugend zu 
jenen Jüngern des vormärzlichen Liberalismus gehörte, die zur Ver- 

1 ) Joh. Benj Erhard, Doktor der Medizin in Nürnberg, Über das 
Recht des Volkes zur Revolution, Jena & Leipzig 1795 S. 181. Der weg¬ 
gelassene Zwischensatz lautet: „Wenn die Arbeiten des Volkes so drückend 
sind, daß ihm gar keine Zeit gelassen wird, etwas menschliches zu unter¬ 
nehmen, sondern alles vielmehr darauf angelegt, es in der Stupidität eines 
Lasttiers zu erhalten, so hat cs das Recht zur Revolution.“ — Zu beachten 
ist auch die sehr charakteristische Einschränkung: „Die Unmündigkeit 
eines Volkes ist aber selbst verschuldet, und insofern thut es nie recht, 
deswegen zu revoltieren, um sich dafür, daß es als unmündig behandelt 
worden, zu rächen; aber da es diese Verschuldung dadurch gut machen 
soll, daß es seine Nachlässigkeit durch eigene Anstrengung ersetzt, so 
kann es die Mittel fordern, die es bedarf, um sich mündig zu machen. 
Will man also das Volk hindern, sich aufzuklären, so thut es recht, sich 
zu erheben, und, wenn diese Hindernisse aus der Constitution entspringen, 
die Constitution aufzuheben.“ 

2 ) Eine ganz ähnliche psychologische Wertung des Widerstandsgedankens 
wie bei Erhard finden wir auch bei Burkardt (1806), nur daß bei ihm noch 
der Gedanke des Kampfs ums Recht stark hervortritt: „Sobald der Unter¬ 
gebene zur deutlichen Erkenntnis seiner Menschenrechte gekommen ist, treibt 
ihn auch eine mächtige innere Gewalt- zur Geltendmachung derselben an, 
und indem er sich seiner erfüllten Bürgerpflicht bewußt ist, wird ihm seine 
innere Stimme: daß auch der Fürst seine Verbindlichkeiten gegen ihn 
erfüllen solle, desto fühlbarer.“ (a. a. 0. § 152 S. 147.) 
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wrirklichung der geistigen Evolution das Recht politischer Revolu¬ 
tion in Anspruch nahmen 1 ). 

Der innere rechtlich-sittliche Gehalt des Gedankens des 
Widerstandsrechts, wie wir hier versucht haben, ihn als eine 
psychologische Tatsache anschaulich zu machen, ist schlechthin 
der Ausgangspunkt aller Grundfragen des modernen Denkens vom 
Staat und seinem Recht 2 ). Deshalb hatte es einen tiefen und 
vorbedeutenden Sinn, wenn am Ausgange des achtzehnten Jahr¬ 
hunderts, als die Entwicklung noch unmittelbarer zu spüren war, 
A. L. Schlözer sagte: aus der Frage nach dem iure resistendi 

l ) Im Mittelpunkt der Ideen des revolutionären Liberalismus standen 
die Forderungen auf Freiheit geistiger Betätigung (oben 456). Auf den 
Zusammenhang der Gedanken des Nibelungenrings mit den politischen Jugend¬ 
idealen Wagners, in einer etwas anderen Beziehung, weist auch M. Koch, 
Richard Wagner 1913, 397 hin. 

*) Das ergibt sich m. E. ohne weiteres aus der Anschauung, die wir 
von jenem inneren rechtlich-sittlichen Gehalt gewonnen haben. Nur eine, 
die Tatsache illustrierende, Folge davon ist es, daß fast alle bedeutungsvollen 
modernen staatlichen Gedanken auch geschichtlich irgendwie mit der 
Widerstandslehrc Zusammenhängen. Es wurde zu weit fuhren, das im einzelnen 
darzutun, immerhin mag es angedeutet werden an je einem Beispiel politischer, 
rechtspolitischer und juristischer Gedanken. 1. Wenn wir in der Widerstands¬ 
lehre z. B. bei A. Sidney im 17. Jahrhundert und bei Eggers im 
18. Jahrhundert der allgemeinen Erwägung begegnen (vgl. oben 271, Anm. 1; 
424, Anm. 4), daß die Geschichte keines der existierenden europäischen Staaten 
frei von revolutionären Einflüssen sei, so ist das dieselbe, deren Richtigkeit 
nicht nur, sondern auch deren Bedeutung als Grundlage realpolitischen Urteilens 
und Handelns bekanntlich kein geringerer als Bismarck betont hat. (Brief 
an L. v. Gerlach v. 23. 5. 1857, Gedanken und Erinnerungen, Cap. 8). 
2. Der rechtspolitiscbe Gedanke, dem Volke Rechtsschutz gegen die Aus¬ 
übung des Staatswillens durch Gewährung der Teilnahme an dessen Bildung 
zu geben, ist in Verbindung mit dem Gedanken des Widerstandsrechts z. B. 
schon durch Marsilius von Padua im 14. und später durch Condorcet im 
18. Jahrhundert zu dem des Referendums zugespitzt worden, (oben 396 f., 
vgl. aber auch z. B. Palthenius, oben 337, Anm. 3 a. E.). 3. Der staats¬ 
rechtliche Repräsentationsgedanke, wie er im Zusammenhang mit der Wider¬ 
standslehre von Althusius formuliert worden ist, ist genau derselbe, wie er 
noch im preußischen Allg. Landrecht nicdergelegt ist: „Gerunt et repraesen- 
tant hi summi Magistratus personam totius regni, omnium subditorum & Dei 
a quo omnis potestas“ (Althusius, a. a. 0. cap. 98, S. 378). „Alle Rechte 
und Pflichten des Staats gegen seine Bürger . . . vereinigen sich in dem 
Oberhaupt desselben.“ A. L. R. § 1. II. 17. Das Prädikat des Königs „Von 
Gottes Gnaden“ vollendet die Übereinstimmung. 
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maßte in der Folge das Staatsrecht erwachsen. Weil aber aas 
der Frage nach dem Widerstandsrechte das Staatsrecht entstehen 
mußte, mußte sie seihst mit der Vollendung des Staatsrachts iu 
eich zusammenfallen: der völlige Ausbau des Staatsrechts, genauer 
des Rechtsstaats und zwar des Rechtsstaats auf konstitutioneller 
Grundlage, hat den inneren Rechtsgedanken, der der Lehre vom 
Widerstandsrecht zu gründe lag, den Gedanken des Rechtsschutzes 
menschlicher Freiheit im Staat, zu prinzipieller Verwirklichung 1 ) 
und sie selbst damit zur Erledigung gebracht. 

Der Ausbau des Rechtsstaats auf konstitutioneller Grundlage 
hat aber die Widerstandslehre nicht nur dem inneren Rechts¬ 
gedanken nach rechtslogisch erledigt, sondern auch, wie wir ge¬ 
sehen haben, zugleich ihrem staatsrechtstheoretischen Aufbau selbst 
die soziologisch-politischen Grundlagen entzogen und damit ihre 
Bestandsmöglichkeit vernichtet. Und beide Vorgänge haben sich 
uns als sowohl logische, wie historische Tatsachen erwiesen. 

Damit haben wir das Ergebnis unserer geschichtlichen Unter¬ 
suchung festgestellt. Das einflußreiche Bestehen der Widerstands¬ 
lehre während dreier Jahrhunderte, das als Folge spekulativer 
Ideen und konstruktiver Experimente ebensowenig zu erklären ist, 
als ihr plötzliches und spurloses Verschwinden danach, erklärt 
sich aus Momenten, die wir heute mit einem nicht ganz treffsicheren 
Schlagwort als soziologische zu bezeichnen uns gewöhnt haben. 
Der Lehre liegt zu Grunde der rechtlich-sittliche Gedanke der 
Bindung obrigkeitlicher Gewalt materiell an das Gesamtinteresse 
formell an das — zugleich objektiv und subjektiv gedachte — 
sittlich bewertete Recht. Die äußere Existenzfähigkeit besaß die 
Lehre in ihrer, dem rechtlich-sittlichen inneren Grundgedanken 
voll entsprechenden, vielseitigen Anlehnung an die rechtliche und 
politische Wirklichkeit. Mit dem Ausbau des Rechtsstaats auf 
konstitutioneller Grundlage war daher die Widerstandslehre sozio¬ 
logisch erledigt. Ihr rechtlich-sittlicher Grundgedanke war erfüllt, 
ihre logische Daseinsbedingung aufgelöst. Nur eine Folge davon 
ist es, daß mit jenem Ausbau des Rechtsstaats gegen Mitte des 
19. Jahrhunderts auch die Widerstandslehre für das rechts- und 


>) Vgl. ob«;n 484—492. 
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staatswissenschaftliche Denken erledigt ist. Weil sie bis dahin 
hatte existieren können, mußte sie hier zu existieren aufhören. 

Die Widerstandslehre ist zu ihrem Ende gelangt, erst nachdem 
sie ihre geschichtliche Aufgabe, zum modernen Staatsrecht hin- 
zuführen, erfüllt hat; erst nachdem sie in ihren beiden Elementen, 
dem staatsrechtlichen sowohl wie dem naturrechtlichen, gegenstands¬ 
los geworden war. Und sie ist auch zu ihrem Ende gelangt nur, 
weil sie ihre Aufgabe erfüllt und weü sie in ihrem staatsrechtlichen 
nnd ihrem naturrechtlichen Element inhaltslos geworden war. Die 
entwicklungsgeschichtliche Bedeutung, die sie für das moderne 
Staatsrecht hat, kommt damit auch jenen beiden Elementen zu. 
Die Wirkung beider ist eine doppelte, in merkwürdiger, gegen¬ 
seitiger Ergänzung. Auf der einen Seite ist das Naturrecht Träger 
des Gedankens der Gerechtigkeit und des Entwicklungsrechtes, das 
ständische Staatsrecht hingegen das rechtliche Formgebilde, das die 
Möglichkeit gab, die alten deutschen Gedanken von der Bindung 
der Macht an das Recht und von der Gemeindienlichkeit der 
Herrschaftsgewalt am Leben zu erhalten. Auf der anderen Seite 
wurde gerade dieser Gedanke der Gemeindienlichkeit der Herrschafts¬ 
gewalt durch das System des Naturrechts befruchtet und hinüber¬ 
geleitet in den einen Grundgedanken des modernen Staates, die 
Einheit der Staatsgewalt. Dessen anderer Grundgedanke, der 
Schutz des subjektiven Rechtes bürgerlicher Freiheit im Staat, 
ist von naturrechtlichem Denken entwickelt worden auf einer Grund¬ 
lage und aus einem Kern, die dem älteren Staatsrecht angehören: 
auf der Grundlage der privatrechtlich-dualistischen Auffassung des 
Rechtsverhältnisses zwischen Herrschergewalt und Volksgliedern, die 
der ständische Staat über das Lehnrecht vermittelt hatte, aus dem 
alten deutschen Rechtsgedanken, daß die objektive Rechtsordnung 
des Gemeinwesens, dem einzelnen Volksgliede als Persönlichkeits¬ 
eigenschaft anhangend, für dieses zugleich subjektives Bürger¬ 
recht bildet. 

Der moderne Staatsgedanke und ebenso die heutige deutsche 
Staatsrechtsordnung sind nicht zu denken ohne das Naturrecht, 
aber auch nicht ohne das, wesentliche volkstümliche Grundlagen 
übermittelnde, ständische Staatsrecht. 
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Vorwort 

Vor dem Beginne des großen Weltkrieges herrschte die all¬ 
gemeine Überzeugung, daß kein Gebiet des Völkerrechts so wohl 
geregelt sei, so sehr auf der Höhe moderner Zivilisation stehe, 
wie das Kriegsrecht, dem seit 1856 die Nationen auf einer ganzen 
Reihe von Kongressen fast ununterbrochen eifrigste Tätigkeit 
gewidmet hatten. Insbesondere das Recht der Kriegsgefangenen 
schien durch übereinstimmende Beschlüsse fast aller Staaten so 
sicher begründet, so vorzüglich geordnet, daß es geradezu als 
Schulbeispiel für den großen Fortschritt der Menschlichkeit im 
Kriege gegenüber allen früheren Jahrhunderten hingestellt wurde 1 ). 

Dann aber kam der große Krieg mit seinen Überraschungen 
auf völkerrechtlichem Gebiete, die dem Freunde des Völkerrechts 
und dem Lobredner der herrlichen Fortschritte der Menschheit 
fast ebensoviel bittere Enttäuschungen waren, und nun erfolgte 
ein desto tieferer Rückschlag, je höher die Befriedigung vorher 
gewesen war, so daß unter Gelehrten und Laien schon Stimmen 
laut wurden, die den Zusammenbruch des Völkerrechts verkündeten 2 ). 
Nun fand man plötzlich, daß die Arbeit der Staaten am Kriegs¬ 
recht übereifrig gewesen sei, und notwendigerweise zu einem 
Rückschläge und zurück habe führen müssen zu jenem Grund¬ 
sätze de Groots: „omnia licere in bello, quae necessaria sunt ad 
finem belli.“ Wohl auf keinem Gebiete des Völker-Kriegsrechts 
war unsere Enttäuschung größer als auf dem der Behandlung 
Kriegsgefan gen er. 

Das Völkerrecht hatte schon seit etwa Mitte des 18. Jahr¬ 
hunderts die denkbar mildeste Behandlung der Kriegsgefangenen 
zu einem unumstößlichen Grundsatz des Kriegsrechts erhoben und 
besonders die Entlassung Kriegsgefangener gegen Ehrenwort als 

*) Lue der, Krieg und Kriegsrecht, in Holtzendorffs Handbuch IV 
S. 424; Kasparek, Über die Kriegsgefangenschaft, in Grünhuts Zeitschrift IX 
1882, S. 687 ff. 

*) Klein, Die Krise des Internationalismus, Deutsche Revue 39 Bd. 4, 
8.331; Kurt Neumann, Die Lehre de3 Krieges und der öffentlichen 
Meinung für das Völkerrecht der Zukunft, Grenzboten 1915 H. 8, S. 225. 
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einen weitverbreiteten und jedenfalls gegen Offiziere im größten 
Maßstabe schon damals geübten völkerrechtlichen Brauch allgemein 
anerkannt nnd bis ins Einzelne ausgestaltet. Der Brauch war in 
vielen internationalen Verträgen festgelegt und in die Codificationen 
des Kriegsrechts übergegangen, so daß man hoffen konnte, ihn 
auch im heutigen Kriege in großem Maßstabe angewandt und 
weiter ausgebildet zu sehen. 

Auch hierin hat der Krieg enttäuscht. Er lehrt vielmehr, 
daß die Entwicklung des Brauches im großen und ganzen abge¬ 
schlossen vor uns liegt und seine Übung sich nur noch auf besondere 
Verhältnisse (See- und Kolonialkrieg) und Einzelfälle beschränkt. 

Diese Erfahrung und der Widerstreit der Meinungen über 
die Überspannung der Forderungen der Menschlichkeit im Kriege 
regt an zur Erforschung der Geschichte des Brauches der Ehren¬ 
wortsverträge Kriegsgefangener mit dem Sieger von seinen An¬ 
fängen bis zum Höhepunkt seiner Entwicklung gegen Ende des 
18. Jahrhunderts. 

Das bearbeitete Gebiet ist Grenzland; hier berühren sich mit 
der deutschen Rechtsgeschichte und der Geschichte des Völker¬ 
rechts, denen diese Arbeit angehört, zugleich die Kulturgeschichte 
und die Geschichte der Kriegs- und der Rechtswissenschaften. 
Ich darf daher hoffen, daß die Ergebnisse dieser Arbeit auch für 
die benachbarten Wissenschaften nicht ganz ohne Wert sind. 

Die gestellte Aufgabe brachte es mit sich, daß Schrifttum aus 
alter und neuer Zeit von allen genannten Gebieten heranzuziehen 
war. Das war zum Teil schwierig; der Krieg erhöhte die 
Schwierigkeit. So konnten mehrere Werke nicht verwertet werden, 
von denen ich mir Nutzen versprach. Ich ergreife gern die 
* Gelegenheit, den Herren von der Leitung der Hamburger Stadt¬ 
bibliothek für die Erschließung ihrer reichen Schätze an alten 
und älteren Werken der Rechtswissenschaft, sowie Herrn Dr. 
B. A. Müller für die so regsame Förderung meiner Wünsche 
aus dem philologischen und bibliothekarischen Gebiete, ebenso 
Herrn Professor Dr. Pereis für die Erlaubnis zur Benutzung der 
Bücherei des Seminars für öffentliches Recht und Kolonial¬ 
recht zu Hamburg meinen aufrichtigen Dank auszusprechen. 

Hamburg, im August 1918 Knorr 
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Diz recht [en han ich erdacht] 

Ez habe von altere an uns bracht* 
Uns© guten vorvaren. 

Mag ich auch ich wil bewaren. 

Vorrede zmn Sachsenspiegel. 


Einleitung 

§ 1. Begriff und Bedeutung des Ehrenworts besonders 

im Kriegsrecht. 

Das Ehrenwort 1 ), die feierliche Bekräftigung einer Zusage 
(oder Aussage) durch Verpfändung der Ehre 2 ), ist heute im all¬ 
gemeinen weder im Privatrecht noch im öffentlichen Rechte mehr 
von rechtlicher Bedeutung; es bewirkt keine Steigerung der zivil- 
rechtlichen Bindung gegenüber der einfachen Verpflichtung 8 ). 
Lediglich im Bereiche der Ehren- und Disziplinargerichtsbarkeit 
ist noch heute der Bruch des Ehrenworts von rechtlicher Wirkung, 
und das Ehrengesetz gewisser Gesellschaftsklassen knüpft gesell¬ 
schaftliche Folgen an den Wortbruch. 

Nur auf einem Rechtsgebiete hat das Ehrenwort seine Be¬ 
deutung und rechtliche Bindung noch voll bewahrt, nämlich im 
Völker-Kriegsrecht, in dem Brauche, Kriegsgefangene gegen 
Ehrenwort zu entlasssen*). 

x ) Wort = Parole; franz.: parole d’honneur od. parole, engagement 
(d’honneur); engl.: parole. 

2 ) ähnlich: v. Alten, Handbuch für Heer und Flotte, 3, 1911, 294. 

8 ) R. G. im „Recht“ 1910 N. 1912. Jur. Wochenschrift 1912 N. 8 2 
S. 382. 

4 ) Entlassung od. Doslassung auf Parole, franz.; concession de la 
liberte sur parole; liberer sur parole, engl: liberty on parole, to parole. 

Knorr, Daa Ehrenwort Kriegsgefangener 1 
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hier gleich erwähnt werden, daß die Untersuchungen schon mit 
Rücksicht auf die Verschiedenheit der Kultur, der Gewohnheiten 
und Sprachen der Nationen auch die Fälle umfassen müssen, in 
denen nicht ausdrücklich das Wort „Ehrenwort“ vorkommt, wie 
denn das auch im Deutschen jetzt und besonders früher viel¬ 
gebrauchte Wort Parole (Entlassung auf Parole) und das deutsche: 
ich versichere „auf Wort“ die Verpfändung der Ehre nicht aus¬ 
drücklich enthält, und trotzdem deijenige, der sein feierlich ge¬ 
gebenes Manneswort bricht, nicht mehr als Ehrenmann anerkannt 
wird. Es gibt in der Geschichte und auch heutzutage eine Reihe 
Beispiele dafür, daß nicht immer gerade die Ehre ausdrücklich 
verpfändet wird, und daß manchmal an die Stelle des „Wortes“ 
oder daneben noch die religiöse Gewissensbindung des Eides tritt 1 ), 
wenn auch in der Regel das Ehrenwort als dem Eide gleichwertig 
angesehen wird. So dehnen auch die Schriftsteller, die sich mit 
unserer Frage beschäftigen, meistens ihre Erörterungen auf die 
Entlassung Kriegsgefangener gegen einfache förmlich übernommene 
Verpflichtung oder gegen eidliche Versicherung aus 2 ). Die Folgen 
des Bruches aller solcher feierlichen Versprechungen sind stets die 
gleichen, wenn nur die Verpflichtungen in einem gegenseitigen, 
auf Treu und Glauben beruhenden Vertrag übernommen werden, 
während einseitig auferlegte Bedingungen zwar dieselben straf¬ 
rechtlichen Folgen 3 ), niemals aber den Schimpf des Wortbruches 
und der Ehrlosigkeit nach sich ziehen können. 


§ 2. Der Ursprung der ehrenwörtlichen Entlassung 
Kriegsgefangener nach bisheriger Meinung. 

Die Geschichte des Brauches der Entlassung Kriegsgefangener 
gegen Ehrenwort wird in der allgemeinen Völkerrechtsliteratur 
nur von wenigen Schriftstellern eingehender besprochen, und nur 
wenige Einzelschriften über unsern Brauch und das Kriegsgefangenen- 

*) Mcurer, Die Haager Friedenskonferenz II. Das Kriegsreeht, §27 
8. 138; Stokmeier, §83 S. 58: Noöl du Payrat, Le prisonnier de 
guerre, S. 411. 

*) Noel du Payrat, S. 396f; Loison, Du contrat de liberte sur 
parole 8.32; Longuet, Le droit actuel de la guerre tenestre S. 151. 

3 ) Deutsches MilitSr-Strafgesetzbuch § 159. 

1* 
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Recht übermitteln uns die Kenntnis. Die Verfasser schicken 
meistens eine kurze Übersicht über die Geschichte der Be¬ 
handlung Kriegsgefangener voraus, sie bringen unsem Brauch 
mit der Milderung des Kriegsgefangenen-Rechts in Verbindung 
und halten ihn für eine Errungenschaft des Fortschrittes der 
Menschlichkeit und der Auffassung des Krieges als einer Be¬ 
ziehung von Staat zu Staat im Anschluß an Montesquieu, J. J. 
Rousseau, an die Zeit Friedrich des Großen und die umwälzenden 
Wirkungen der französischen Revolution. 

Die Darstellung der Entwickelung des Kriegsgefangenen-Rechtes 
bis zur Gegenwart muß hier als bekannt vorausgesetzt werden; 
erwähnt sei nur, daß die Schriftsteller in mehr oder weniger kurzen 
Ausführungen in der Geschichte des Kriegsgefangenen-Rechtes 
drei Perioden unterscheiden: 

1. Der Kriegsgefangene verfällt einem traurigen Lose; die 
kämpfenden Feinde nicht nur, sondern auch Weiber und Kinder 
werden mit jeder Grausamkeit mißhandelt und getötet und oft in 
harter Gefangenschaft gehalten, bis sie zu gelegener Zeit den 
Göttern oder blutdürstigen Launen der Sieger geopfert werden 
(Frühes Altertum und germanische Urzeit). 

2. Der Kriegsgefangene bedeutet für den Sieger ein wirt¬ 
schaftliches Kapital; er dient ihm als Sklave zur Erzeugung von 
Gütern und zur Verrichtung persönlicher Dienste (späteres Alter¬ 
tum 1 ), früheres Mittelalter). 

3. Unter dem Einflüsse der fortschreitenden Gesittung und; 
des Christentums wird die Sklaverei immer mehr verdrängt, aber 
an die Stelle tritt der Brauch des Lösegeldes; die Feldherren und 
die Soldaten machen mit den der persönlichen Willkür des Er- 
greifers unterworfenen Kriegsgefangenen ein gewinnbringendes Ge¬ 
schäft, indem sie von dem Gefangenen oder den Angehörigen,, 
später von dem Herrscher oder Staate des Gefangenen ein möglichst 
hohes Lösegeld zu erreichen suchen (späteres Mittelalter, Neuzeit 
bis Ende des XVIII. Jahrhunderts 2 ). 

] ) Daß übrigens iin Altertum auch der Loskauf der Gefangenen vor- 
kaui, zeigt die von den römischen Rechtsgclehrten des Mittelalters vielfach 
angeführte sehr beachtenswerte 1 21 Dig. III, 5. Nam et Servius respondit etc, 

2 ) Kasparek, „Über die Kriegsgefangenschaft“ in Grünhuts Zeitschr. 
IX, 680; Lue der, Krieg und Kriegsrecht in Holtz endo rffs Handbuch dea 
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Die älteste mir bekannte Einzelschritt über unsern brauch ist 
<lie „Abhandlung von der Loslassung eines Gefangenen auf sein 
Ehrenwort“ von dem Kriegsrat Stokmeier aus dem Jahre 1761. 
Der Verfasser gehört noch einer Zeit an, in der die Methode Hugo 
Grotius’, die Fragen des Völkerrechts mit Aussprüchen der Schrift¬ 
steller des Altertums und den Entscheidungen Justinians zu lösen, 
noch nicht ganz überwunden war. Stokmeier erkennt diese Methode 
Tomanistischer Bechtsauffassung als ungeeignet zur Lösung völker¬ 
rechtlicher Fragen und versucht, sich davon frei zu machen l ); 
er erkennt, obgleich er die überlieferten Beispiele für unsern 
Brauch aus dem klassischen Altertum anführt, daß die Falle 
milder Behandlung Kriegsgefangener im Altertum nur als Einzel- 
Bille zu betrachten sind, und daß von dem Vorkommen unseres 
Brauches im Altertum nicht die Bede sein kann 2 ). Stokmeier 
beschränkt sich daher lediglich auf die Bemerkung, daß die Ge¬ 
wohnheit die Kriegsgefangenen auf ihr Ehrenwort loszulassen, erst 
zu neueren Zeiten aufgekommen sei 3 ) 

In neuester Zeit haben sich wieder einige Schriftsteller mit 
unserm Thema beschäftigt, vorwiegend solche französischer Sprache, 
darunter nur wenige mit. der Geschichte des Brauches: zunächst 
Loison in seiner Schrift „Du contrat de liberte sur parole“ (l'.>04); 
er verbreitet sich ausführlich über die Geschichte der Kriegsfangen¬ 
schaft im oben angeführten Sinne, er widmet, längere Erörterungen 
der Entwicklung des Brauches der Entlassung gegen Ehrenwort 
und kommt trotz mehrerer angeführter Einzelfälle zu dem Schlüsse, 
daß weder im Altertum*) noch im Mittelalter 3 ) von wahrer Ent¬ 
lassung gegen Ehrenwort die Rede sein könne. Spuren davon 

Völkerrechts IV. S. 424; Bonfils-Grah, Lehrbuch des Völkerrechts, § 1119 
8.598; Cros, Condition et Traitement dos Prisonniers de guerre S. 40—60; 
Wünnenberg, Die Entlassung der Kriegsgefangenen auf Ehrenwort §2 
8.10; Korff-Schmi8ing, Die Kriegsgefangenschaft S. 3—7; Longuet,. 
Le droit actuel de la guerre terrestre §78 S. 141; Noel du Payrat, Le Pri- 
aonnier de guerre S. 9 ff.; Meurer, Das Kriegsrecht der Haager Konferenz 
II § 21 S. 112; Kaegi, Die Kriegführenden in) Landkriege. Basel 190.' 
8. 50ff.; Beinhauer, Die Kriegsgefangenschaft n. d. Haager Konf. Koblenz 
1908. S. 1 ff. 

x ) Stokmeier, Cap. 3 S. 5. 2 ) Stokmeier, § 3 S. 5—6. 

s ) Stokmeier, § 3 S. 5. 4 ) Loison a. a. 0. S. 37. 

ß ) Loison a. a. 0. S. 38. 
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findet, er b*ii .L»t*mjli$. aber «ehr «eiten, meint er, «ei tdTeubar da¬ 
von Liebratieh gewacht, zur Zeit de 'Uroota Reibst und in der 
zmsöbeini <l»*m Westfälischen Frieden und dem. Vertrage von ptrechi; 
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Vertrag fische« Preußen und den Vereinigten Staaten vom 
10. September 1785 an. 

'N<>el du Payrat wird in seinem außerordentlich"grftitdlidteu 
'Werke ,LepYisounifF de guerre“ a ) nicht viel ausführlicher,. 
An« li er führt die überlieferten Beispiele .>us dem Altertom an 
und heilt nach ihnen dafür, daß schon ins Altertum seltsue Fälle 
vordhergeheader sind endghHiger bedingter fintlassor.g Kriegs- 
gelängerier vingekomroen seien. ' Nudterwähnt, daß Oentili« (1508) 
unter Berufung auf TotÜsi die Gewohnheit. der Uennänb« hervor- 

u .Li -i ...... .•• ’ 'L<* -•_ 



(de ihre nätürae et. gentium 1,6^2} äfigifet. daß Kdegs^efängeue 
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kernte, tut aber doch die Entwickelung unseres Brauches mit ddra: 

z\tf : 
Vibertd 

Svhis cflsdltiötf % dnd datiert die ,{Ugemeinere Anwendung urigeres 
Brauche« erst vom Ende des 18. Jahrhunderts,. 

|)h''.'(ieueit6 Einzelschritt ist. „Die Entlassung der KriegSr- 

gegangenen • «tot wr& Der 



PoF^cfjUHgeft i>o$i IW nfeHgeit ' datiert Wünnenberg ebenso 


') Lobao 0. S,.39'. 

J ) Ndi'l du F*;rat; Le jifisonnier ;le guerre iJaiu-la guerre contiticn- 
idr Pawfe lihO, Ch. Hl a. äug S. 303. 

■/ S Ltrigfiüs äii'cli Huguxfr otitis 111*23, V1L. 1. 
h Wöiuiö'nöerg f 2 n. §5 S. 33 ; Njs. Le droit Ini 
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wie Noel die Freilassung auf Ehrenwort im Sinne des heutigen 
Kriegsrechts in der Form des Vertrages zwischen Kriegsgefangenen 
und Nehmestaat erst vom Ende des 18. Jahrhunderts an. 

§ 8. Bewertung der bisherigen Darstellungen. 

Diese Auffassungen von der Entwickelung unseres Brauches, 
die mehr der literarischen Überlieferung als den Tatsachen ent¬ 
sprechen und die Entwickelung des deutschen Kriegsrechtes ganz 
fibersehen, halten eingehender Prüfung nicht stand. Allen diesen 
Schriftstellern sind die tieferen Zusammenhänge des Brauches 
mit germanischer Rechtsauffassung und seine Ent¬ 
wickelung im deutschen Rechte verborgen geblieben. 
Soweit sie das Los der Kriegsgefangenen bei den alten Deutschen 
überhaupt erwähnen, sprechen sie nur davon, daß die Behandlung 
im allgemeinen die grausamste gewesen sei, daß die Deutschen 
die Kriegsgefangenen hingerichtet und aufgehängt hätten (Schlacht 
am Teutoburger Walde), daß auch im Mittelalter das Los der 
Gefangenen, wenn auch unter dem Einfluß des Christentums die 
Sklaverei mehr und mehr zurfickgedrängt worden sei, hart gewesen 
wäre 1 ), da, wie Stokraeier 2 ) sagt, „besonders in den mittleren 
Zeiten die dichteste Finsternus und Barbarei Europen erfüllete“. 

War es an und für sich schon unwahrscheinlich, daß ein 
Kriegsbrauch, der sich auf die Hochhaltung der Soldatenehre 
gründete, plötzlich im Laufe des 18. Jahrhunderts sich sollte 
gebildet haben, so mußte es von vornherein auch ausgeschlossen 
erscheinen, daß ein solcher Kriegsbrauch ohne Vorgang geblieben 
sein sollte bei einem Volke, das die Ehre zu einem hochentwickelten 
Rechtsinstitut schon zur Zeit der großen mittelalterlichen Rechts¬ 
bücher ausgebildet hatte, und das die soldatische Ehre so hoch 
hielt wie das deutsche. Es ist umso weniger zu verstehen, daß 
die Entwickelung unseres Brauches im älteren Rechte ganz über¬ 
sehen ist, als in den Schriftstellern des 16. und 17. Jahrhunderts 
— Gentilis — Hertz — sowohl sich Wegweiser zum deutschen 


*) Viellard-Baron, Les prisonniers de guerre § 5 S. 27 ff. 
2 ) Stokmeier a. a. 0. 
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Rechte fanden, als auch von den Neueren Ernest Nys 1 ) schon 
Zitate, wenn auch ohne rechten Zusammenhang und teils- auch 
ohne nähere Hinweise, gebracht hat, die auf die ältere Rechts¬ 
entwickelung hinweisen. Nys gibt an 2 ), daß seit dem 14. — nach 
der 2. Auflage seit dem 16. (!) — Jahrhundert italienische 
Schriftsteller den Brauch zusammen mit der Freilassung gegen 
Geiselstellung oder infolge Yon Pfandbestellungen besprechen. 
Er führt Baldus und Paride dal Pozzo an und hebt hervor, daß 
Belli und Gentilis das Versprechen Kriegsgefangener zum Nach¬ 
teil des Staates für unverbindlich gehalten hätten. Später, sagt 
Nys, sei das Ehrenwort im allgemeinen als nicht dem Eide gleich 
erachtet — comme n’ayant point vis juramenti — und wer es 
nicht gehalten habe, sei als „perfidus“, nicht als „perjurus“ an¬ 
gesehen; Zur Zeit des Rittertums seien derartige Versprechungen 
allgemein gehalten. Für das Ende des 17. Jahrhunderts weist 
Nys auf „Hert“ (ohne nähere Angabe) hin, welcher lehre, daß 
nach Abschluß des Vertrages über das Lösegeld der Gefangene 
frei sei, sei es nach Stellung von Geiseln, sei es auf Ehrenwort. 

Der Brauch, Kriegsgefangene auf Wort zu entlassen, 
ist viel älter, als bisher angenommen ist. Seine Wurzeln 
sind zu verfolgen bis in die vorgeschichtliche germanische Zeit, bis 
zur Zeit der Völkerwanderung, und wir sind in der Lage den 
Nachweis zu führen, daß es ein germanischer Brauch ist, 
der sich durch die Jahrhunderte im deutschen Rechte organisch 
entwickelt hat, ins Völkerrecht übergegangen ist, und von dem 
Rechte der Gewohnheit geheiligt, endlich in neuerer Zeit auch in 
das geschriebene Völkerrecht aufgenommen ist. 

Das erste Mal^ — soweit bekannt — daß im Schrifttum die 
Entlassung Kriegsgefangener gegen die feierliche Verpflichtung, 
nicht mehr gegen den Sieger zu kämpfen, — also der Hauptfall 
der heutigen Entlassung gegen Ehrenwort — „ein deutscher 
Kriegsbrauch“ genannt wird, finden wir in dem Werke von 
Albericus Gentilis, „De jure belli“, das zuerst 1598 erschien; 


') Ernest Nys, Les origines du droit international, Brüssel, Paris 
1894 S. 247“. 

*) Ernest Nys, Le droit international, ebenda 1906 u. 1912 S. 547» 
derselbe, Le droit de la guerre et les precurseurs de Grotius 8. 145. 
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Gentilis war ein Italiener, der seine Ausbildung auf den berühmten 
Bildungsstätten Italiens genossen hatte und dann später in Oxford 
lehrte. Im Kapitel „De pactis militum“ heißt es: 

„Capti milites promittere saepe coguntur, vel in perpetuura, 
„vel ad aliquod tempus non militare postea contra hos, qui eos 
„ceperunt, et sic modo dimittunt. Germanorum consuetudinem 
„hancdicunt,et alii horum temporum tenent. Sed et olim tenuere 
„usque a temporibus Gothicis: nam ita Totila fecit jurare dimissos 
„a se non militaturos contra se postea“. 

Bei der Nachforscung nach solchem deutschen Brauch lassen 
die neueren Schriftsteller des Kriegsrechts gänzlich im Stiche. 
Eine solche germanische Gewohnheit scheint völlig in Vergessen¬ 
heit geraten zu sein. Man muß schon in die Literatur des 16., 
17. und 18. Jahrhunderts hinabsteigen, um Anhaltspunkte für 
weitere Nachforschungen zu finden; diese ergebeu dann, daß schon 
-das alte germanische Recht feierliche Verpflichtungen unter 
Verpfändung der Ehre in mehrfacher Art, besonders im Kriegs- 
gefangenen-.Rechte kannte, sowohl bei der endgültigen Entlassung 
— gegen Urfehde —; bei vorläufiger Beurlaubung gegen 
das Versprechen der Rückkehr, als auch die Erleichterungen der 
Gefangenschaft — das „Sichern“, die Zusicherung des Lebens 
im Kampfe, und die sogenannte „Feldsicherheit“. Nähere Unter¬ 
suchungen bringen den Beweis, daß diese Bräuche in lebendiger 
Übung sich erhalten haben, bis sich organisch aus ihnen die ver¬ 
schiedenen Arten der heutigen Freilassung auf Parole, gegen 
Ehrenwort, entwickelten. — 
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Als fides fncta lebte das Treugelübde im fränkischen 
Rechte fort, sie wird in der lex Salica ausführlich behandelt 
und in der lex Ribuaria, sowie in den Kapitularien, Formeln und 
Urkunden häufig erwähnt; sie kommt vor als gerichtliche und 
außergerichtliche Handlung und ist als freies Verkehrsgeschäft 
ausgebildet 1 ). Hier ist wichtig die Feststellung, daß auch 
außergerichtliche Sühneverträge mit fides facta geschlossen 
wurden, indem die Unterlassung weiterer Feindseligkeit durch sie 
— Uhrfehde — feierlich gelobt wurde 2 ). Die fides facta geht 
auch ins spätere fränkische Recht über. Für das altfranzösische 
Recht weisen Franken und Egger 8 ) das Vorkommen dieses 
germanischen Formalvertrages ausführlich nach. Die Quellen 
gebrauchen die Worte: fidem facere, fidantiam facere, faire foy, 
donner fiance, fiancer foy u. s. f., auch hier wird das Treu¬ 
gelübde mit Hand und Mund, mit Handschlag und Treuwort ab¬ 
gelegt. Auch in den niederländischen Rechten setzt sich 
die fides facta im Treugelübde fort*), zu vermuten ist sein Vor¬ 
kommen im alten Sachsenrecht, im friesischen und bur- 
gundischen Rechte und auch in dem alten oberdeutschen 
Rechte. Spuren finden sich im alten nordischen Rechte 5 ). 
Auch im alten angelsächsischen Recht begegnet man der 
Befestigung von Versprechen durch den Eid, der einen Treuein¬ 
satz einschloß und damit die Person verhaftete 6 ). Daneben er¬ 
hielt sich die uneidliche „fidei interpositio“ (fides facta, pledge 
of faith) noch in der normannischen Zeit, bis die Kirche den 
Bruch des Treugelübdes vor ihr Forum zog, und nach längerem 
Streite die weltlichen Gerichte dem Einsatz der Treue die rechtliche 
Verpflichtungskraft absprachen 7 ). 

>) Gierke Cap. II § 12 S. 145 ff. 2 ) Gierke S. 145, 147. 

*) Gierke S. 169; Egger, Vermögenshaftung u. Hypothek nach fränki¬ 
schem Recht S. 53ff; Franken, Das französische Pfandrecht, S. 44,241,261. 

*) Gierke S. 171. 5 ) Gierke § 13 S. 172—192. 

•) Hazeltine, Die Geschichte des englischen Pfandrechtes S. 150ff. 

7 ) Sehr bemerkenswert für unseren Brauch ist, daß in England sich 
die Kirche des Treugelübdes bemächtigte, u. dadurch das Treugelübde aus 
dem gemeinen engl. Rechte verschwand. Danach ist das Ver¬ 
schwinden der „fides“ in England rechtsgeschichtlich nach¬ 
gewiesen. Der englische Kriegsbrauch ersetzt auch heute noch das Ehren¬ 
wort meistens durch den Eid. 
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Im ganzen Mittelalter sodann erhielt sich überall in 
Deutschland, wie auch in anderen von germanischer Rechts- 
auffassung beeinflußten Ländern das Treugelübde in lebendigster 
Übung 1 ). Die Quellen sehen in dem Treugelübde ein „Sichern“ 
und „Versichern“ 2 ) usw.; sie nennen es selbst Sicherheit, securitas, 
cautio 8 ). Die persönliche Haftung wird durch die Folge der 
Treuverwirkung gesichert, der Gelobende setzt seine Treue, sein 
höchstes Persönlichkeitsgut ein, er muß alle seine Mittel und 
schließlich sich selbst dem Gläubiger zur Verfügung stellen; löst 
er seine verpfändete Treue nicht ein, so ist er ein treuloser 
Mann, als solcher hat er seine Ehre verwirkt, denn alle Ehre 
stammt aus der Treue. Mit der Treue ist auch die Ehre ver¬ 
pfändet. Die endgültige Treuverwirkung wird durch Strafurteil 
ausgesprochen und der Treulose für ehrlos und rechtlos erklärt *). 
Die Entwicklung des Treugelübdes geht im Mittelalter, da es zu 
der Zeit nicht mehr erforderlich war, um leibliche Haftung zu 
begründen, mehr und mehr auf eine bloße Haftungsverstärkung 
hinaus. (Damit aber tritt die im Treugelübde enthaltene Ver¬ 
pfändung der .Ehre immer mehr in den Vordergrund*). 

Eine besondere Wirkung in dieser Richtung aber wurde dem 
Treugelübde noch beigelegt durch die im Mittelalter aufgekommene 
Hinzufügung von Ehrenklauseln. Durch sie wird die Ehre 
und namentlich die Standesehre (fürstl. adel. ritterl.) speziell 
and unmittelbar zum Pfände gesetzt 6 ). Die Wirkungen gehen 
dann über die allgemeinen Ehrenwirkungen des Treugelübdes 
hinaus; Ehrverlust tritt dann von Rechtswegen ohne gerichtliches 
Verfahren ein 7 ). Die Ehrenklauseln blieben auch nach der Reception 

i) Gierke S. 164, 198, 200. 

*) confirmare; fidem dare, praestare: promittcre fide data, fide prnestita; 
truwc geben usw. 

3 ) fides manualis, corporalis, Handtreue. 

4 ) Sachsenspiegel 140: Swe so trnwelos beredet wird, dem verdelt 
man sin ere unde sin lenrecht etc. 

*) Gierke S. 255. 

6 ) promiserunt lide interposita corporali militari. 1271 Westphil. Urk. 
per fidem notram christianarn et honorem nostrum militarem 1394. Man 
findet auch die Ausdrücke „truwe un Ere, Ehre und Treue“ häufig bei¬ 
sammen. Gierke S. 212, 256. 

7 ) Haitaus, Christ. Gottlob: Glossar, med. aevi, 270, z. Wort: ehrlos: 
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in Gebrauch; zwar werden sie rechtlich immer mehr unwirksam, 
gleichwohl aber — sagt Gierke — erhielt sich diese Abspaltung 
des Treugelübdes im Leben mit Zähigkeit und dauert auch 
heute in dem Versprechen unter Ehrenwort fort 1 ). 

Daher werden denn auch die Worte fides und Parole 
(= Ehrenwort) als gleichbedeutend aufgeführt: fides saepe ponitur 
pro pollicitatione, promessa, parola, impegno 2 ). 

Auch die schon eingangs 3 ) hervorgehobenen nahen Be¬ 
ziehungen d es Ehrenworts zum Eide sind rechtsgeschichtlich 
begründet. Schon in ältester Zeit und auch im Mittelalter wurde 
oft das Treugelübde mit dem Eide gehäuft, beide einander gleich¬ 
gestellt*). Wie das Treugelübde, so ist auch der Eid ein Formal¬ 
akt, der mit Hand und Mund vollzogen wird; auch er erfordert 
als „körperlicher Eid“ (iuramentum corporaliter praestitum) einen 
Handritus, der die leibliche Verstrickung anzeigt, sowie feierliche 
Worte, die auch hier mit dem Einsätze des religiösen Heils den 
Einsatz der sittlichen Persönlichkeit zum Ansdiuck bringen. Auch 
der Eid ist von Haus aus ein Haftungsgeschäft, das die Schuld 
nicht begründet, sondern verstärkt und sichert. Der Eid heißt 
in den Quellen ebenso wie das Treugelübde: sekerheit, securitas, 
certitudo, cautio; so ist der Versprechenseid im germanischen 
Hechte nur ein religiös geheiligtes Treugelübde; er fügt der 
Verpfändung der Treue die Verpfändung des Heils, nach christ¬ 
licher Auffassung des Seelenheiles hinzu. Der Eid wird daher 
mit andern derartigen Geschäften in eine Reihe gestellt; die durch 
den Versprechenseid übernommene Haftung scheint für das welt¬ 
liche Recht sich mit der Haftung aus dem Treugelübde zu decken, 
und vor allem steht fest, daß in Ansehung der Ehrenfolgen der 
Eidbruch dem Treubruch gleichsteht. Ebenso wird umgekehrt aber 
auch das Treugelübde als gleichwertig mit dem Eide angesehen*), 

Infamans etiam crimen semper apud Germanos fuit perfidia 8. iidei datae 
▼iolatio. Haie solebant Magnates, Principes etiam sab poena infamiae ipso 
facto contrabendae obligare se vel alios ad servandam lidem pacti. 

») Gierke S.256- 257. 

2 ) Forcellini — de Vit, Tot. Latinitatis lexicon. 3, 1865, p. 74. 

3 ) S. 8; s. auch England. S. 11, Anm. 7. 

4 ) Haitaus: Treue = fides data s. per datarn dextram firmata, quae 
apud majores firmae promissionis erat signum, plerum que etiam vim ac 
locam jarisjarandi obtinet. 
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und wird hervorgehoben, daß nur die „illustres und nobiles“ 
das ritterliche Gelübde raore militum et militarium fide manua- 
liter data ablegten, während von den nicht-ritterlichen Mannen 
der Eid gefordert wurde 1 ) 

§5. Das Treugelübde im öffentlichen und internationalen 
Rechte und im Kriegsrechte. Die Verbreitung deutscher 
Kriegssitten im Mittelalter. 

Die Quellen geben mannigfache Beispiele für die Anwendung 
des Treugelübdes in schlichter Form allein, verstärkt durch 
Ehrenklauseln oder gehäuft mit dem Eide, und zwar nach über¬ 
einstimmender Meinung nicht nur in privaten Haftungsgeschäften, 
sondern allgemein gebräuchlich bei den Sühneverträgen des Straf¬ 
rechts, ja bei Übernahme öffentlicher Pflichten und im inter¬ 
nationalen Verkehr 2 ). Wenn daher die Untersuchungen über das 
altgermanische Treugelübde sich in erster Linie mit seiner Übung 
und Wirkung im privaten Rechtsverkehr befassen, so geben uns 
die Quellen, welche beweisen, daß private, staatsrechtliche und 
völkerrechtliche Rechtsgeschäfte sich vielfach derselben Formen 
bedienten, das Recht, die Resultate dieser Arbeiten auch für 
unseren Kriegsgebrauch zu verwerten. Wir gehen daher der 
geschichtlichen Entwicklung des Treugelübdes nach, wie es An¬ 
wendung findet bei den rechtlichen Verpflichtungen in Fehden 
und Kriegen und besonders den Verpflichtungen, die in 
diesen gemachten Gefangene übernehmen, um mildere Bedingungen 
oder Entlassung zu erlangen. 

Gierke stellt, — wie wir sahen — fest, daß die alten 
Deutschen fast aller Stämme das Treugelübde kannten und es als 
Allgemeingut altgermanischer Rechtsübung über fast das ganze 
westliche Europa verbreiteten. Es sei daran erinnert, daß auch 
bei den Völkern Westeuropas, die nicht rein germanisch 

') Dipl. Landgr. Thur. 1414 etc. b. Haitaus. 

2 ) Zum Beweise diene die Stelle bei Gregor von Tours [538—594], über 
in gloria confesssorum, c. 67 (Mon. Germ. Hist., Ser. rer. Merov. 1, 2, 1885, 
p. 788;: Deditque dexteram suam, quod, si hic pecuniam transinittcret, iste 
confcssim captivus a vinculo servilutis absolveret. Transmisso itaque prelio, 
oblitus dominus fidei suae dum captivos absolvere dissimulat. 'pse ligatur. 
vgl. Gierke S. 147. 
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waren, in Frankreich, ira longobardischen Italien und in Spanien 
das frühmittelalterliche Recht eignes germanisches 
Recht der herrschenden germanischen Stämme war und auch nach 
der Annahme der lateinischen Sprache durchaus germanisch blieb *). 
Ein kraftvoller Träger deutscher Kultur, ganz besonders deutscher 
Kampfsitten, wurde sodann das Feudalwesen 2 ) und das auf seiner 
Grundlage beruhende Ritterwesen 8 ), unter dessen Zeichen das 
Kriegswesen fast in der ganzen Zeit des geschichtlichen Mittel¬ 
alters steht. Wenn auch beide sowohl aus germanischen und 
romanischen Elementen bestanden, und Ritterrecht- und Sitte zu¬ 
nächst auch in Deutschland einen kräftigen französischen Einschlag 
aufwiesen, so wuchs doch das Ritterwesen in den germanischen 
Völkern zur höchsten vorbildlichen Vollendung heran 4 ). Schon 
für die Kriegsbräuche des 8. bis Anfang des 11. Jahrhunders 
(720—1020) ist nachgewiesen, daß deutsche Sitten maßgebend 
und bezeichnend sogar für die Kriege zwischen andern Völkern, 
also für das Kriegsrecht des Mittelalters überhaupt von Bedeutung 
waren 5 ). Zur Zeit der Hohenstaufen vollends nahm Deutschland 
eine Vormachtstellung in Europa ein, und seine Kriegssitte und 
Sprache wurden durch die Minnesänger, die colonisierenden Ritter¬ 
orden, durch die Heereszüge des deutschen Kaisers, später durch 
deutsche Söldnertruppen in ganz Europa verbreitet. 

So mag auch der deutsche Kriegsbrauch der Entlassung 
Kriegsgefangener gegen ehrenwortliche und eidliche Verpflichtungen 
überall verbreitet sein, denn wir finden ihn zur Blütezeit des Ritter¬ 
tums und endlich am Ausgange des Mittelalters in seiner ver¬ 
schiedenen Anwendung bei Franzosen und Engländern, Spaniern 
und Italienern, ja bei Polen und Slaven verbreitet. 

x ) Für das Westgothen-Reich neuerdings noch Nys R. D. I. 2 Ser. 
XIV S. 368ff; bezl. Italien s. unten S. 140, Paridc dal Pozzo; s. auch Max 
J&hns, Die Entwicklung der Feudalit&t etc. in den Grenzboten 1881,3 und 
Henne am Ryn, Allgem. Kulturgesch. HI, Bd. Leipz. 1877 S. 24. 

2 ) Henne am Ryn a. a. 0. S. 223 Jähns a. a. 0. 

s ) Waitz, Verfassungsgesch. Bd. VI 2. Aufl. S. 1 ff. 

4 ) y. Raumer, Gesch. d. Hohenstaufen u. ihrer Zeit 2. Aufl. Leipz. 
1841/42 Bd. VI. 8.758; s. auch Graf v. Berlichingen=Rossach. Goetz 
y. Berlichingen S. 643. 

5 ) Dr. Albert Leyy, Beiträge zum Kriegsrecht im Mittelalter S. 79 
am Schluß. 
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Das Rittertum gibt uns so viele Beispiele von Entlassung 
Gefangener auf Wort, daß es fast unbegreiflich erscheinen will, 
daß dieser Kriegsbrauch als eine neuzeitliche Errungenschaft dar¬ 
gestellt werden konnte. Schon Ward 1 ) sagt, „es ist durchaus nicht 
unwahrscheinlich, daß der Brauch der Freilassung ganz dem Ritter¬ 
tum entsprungen ist. „Courtoisie“ und Ehrenhaftigkeit bestimmten 
den Ritter auf der einen Seite, einem Gefangenen die Freiheit zu 
gewähren, gegen die Zusage, entweder nicht gegen ihn zu dienen, 
bis er sich mit Lösegeld freigekauft habe, oder in die Gefangen¬ 
schaft zurückzukehren: auf der andern Seite bewirkten sie die 
peinlichste Erfüllung eines jeden gemachten Versprechens.“ Die 
Geschichte der mittelalterlichen Kämpfe lehrt allerdings, daß man 
diese Milde in der Behandlung der Gefangenen noch nicht als 
eine allgemeine völkerrechtliche Übung im heutigen Sinne an- 
sehen darf, da von einem Völkerrecht im heutigen Sinne nur erst 
dürftige Anfänge vorhanden waren, vielmehr bis ins 15. Jahr¬ 
hundert wenigstens die Kriegssitten allgemein von einer Grausam¬ 
keit und Blutigkeit waren, von der man sich mit Schaudern ab¬ 
wendet 2 ). Nur das für die Ritterschaft geltende ritterliche Kampf¬ 
und Kriegrecht milderte insofern auch die Kriegssitten, als die 
Fürsten und Feldherren zugleich Ritter waren und als solche 
die edlen Gesetze des Schildamtes ihrer eigenen Ehre und 
Würdigkeit willen beobachten mußten, was dann auch Land und 
Leuten zugute kam. Alles hing eben von der Milde oder Grau¬ 
samkeit, ja oft der augenblicklichen Laune des einzelnen Führers 
ab. Es kam vor, daß derselbe Fürst in seinem Charakter und seiner 
Politik alle Barbarei seiner Zeit zeigte, und doch als Ritter höchste 


’) Robert Ward: An Enquiry into the foundation and history uf the 
Law of Xations in Europe froin the time of the Greeks and Romans to 
the age of Grotius, London 1795. Vol. II S. 179. 

2 ) Die alten Historiker klagen über die barbarische Verwüstung Frank¬ 
reichs in den Kriegen mit England. Während England, ganz wie bis auf 
unsere Tage, unter den Kriegen nicht zu leiden batte. Ward tröstet sich 
mit den Worten: „Savage however as this picture has represented the Eng- 
lish in their mode of making war, we have authority for believing that 
thcy eiceeded all other nations in the regularity of their proceedings, at 
least according to the ideas of the age.“ — IS. 266 —. 

3 ) Ward, II C. XIV, Pütt er, „Beiträge zur Völkerrechts-Geschichte. 
S. 81— 99, A. Levy, S. 58 u. 63. 
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„Courtoisie“ und vollendeten Edelmut übte; aber es gab Vorwände 
genug, im einzelnen Falle unerhörte Grausamkeit und Rachedurst 
walten zu lassen 1 ). Immerhin zeigen auch die hier in Betracht 
kommenden Quellen eine große Mannigfaltigkeit in der Behand¬ 
lung der Gefangenen und die Unrichtigkeit der Anschauung, daß 
die grausamste Behandlung als Regel aufzustellen sei 2 ). 

Zu beachten ist, daß im Mittelalter und bis in das 18. Jahr¬ 
hundert hinein der Brauch der Entlassung Kriegsgefangener gegen 
Treugelübde — Parole — Ehrenwort — oft nicht gesondert und 
rein zutage tritt, sondern daß der Brauch, der Entwickelung des 
Kriegsgefangenen-Rechts entsprechend, oft mit dem der Entlassung 
gegen Lösegeld- lytrum- und Geiselstellung zusammen auf- 
tritt, denn die Kämpfe des Mittelalters und die neueren bis in 
das 18. Jahrhundert hinein wurden von dem Brauche, durch Er¬ 
langung von Lösegeld Reichtümer zu erwerben, derart beherrscht, 
daß oft dieserhalb erbitterter Streit unter den Siegenden um die 
Gefangenen ausbrach 3 ). Oft genug aber sah man auch in den 
Zeiten, wo das Lösegeld üblich war, zum Beispiele beim Ritter¬ 
kampfe, oder wenn die Gefangenen nicht in der Lage waren, 
Lösegeld aufzubringen, oder bei gegenseitiger Auswechselung von 
jeglicher Zahlung ab. Es ist daher nicht richtig, wenn Noöl sagt: 
l’usage de la ran^n s’opposaä la mise en libert6 sous condition 4 )“. 


II. Kapitel 

Das Treugelübde bei den Verträgen Kriegsgefangener mit 
dem Sieger als Kriegsbrauch. 

§ 6. Das Treugelübde bei der endgültigen Entlassung 

Kriegsgefangener. 

1. Die Urfehde. Schon in ältester Zeit sind Treugelübde 
zu vermuten bei Sühneverträgen, um die Unterlassung fernerer 
Fehdehandlungen — aber auch die Zahlung versprochener Buße — 

3 ) Ward, I 164 165. 2 ) Levy, a. a. 0. 

3 ) Ward, I 314/315. 

4 ) Noel du Payrat a. a. 0. 0. III S. 398. 

Knorr, Das Ehrenwort Kriegsgefangener 2 
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zu sichern. Die Söhne wurde durch feierlichen Vertrag bekräftigt, 
und das Aufhören der Fehde (Urfehde) mit Treugelübde und 
(oder) Eid gesichert 1 ). Das wesentliche dabei ist daher das 
Friedens- und Sicherheitsgelöbnis desjenigen, der die Feindschaft 
begonnen, den Frieden gestört hat 2 ), oder beider Parteien. Siegel 
führt ein herrliches altnordisches Friedensgelöbnis aus der Haidar- 
vigasaga an 3 ), worin es heißt „Jeder von uns gibt dem andern 
Sicherheit, die währende Treue und feste Sicherheit, die immer 
gehalten werden soll, solange Staub und Menschen sind“ etc. 

So hat im ältesten ßecht das Treugelübde der Urfehde 
(Sühne oder Richtung) seine Stelle als förmlicher Abschluß immer 
nur am Ende der Fehde und auch bei solchen Sühneverträgen, 
die zustande kamen durch Vermittlung einflußreicher Personen, 
ohne daß gerade immer die eine Partei unterlag und von der 
anderen gefangen gehalten wurde 4 ). Die Urfehde 5 ) ist daher in 
jener ältesten Zeit, wie Haitaus sagt: „cautio iurata et fidejussoria 
de inimicitia deposita et pace servanda, unde etiam jusjurandum 
pacis dicitur.“ 

Die Entwickelung des Begriffes der Urfehde und ihrer An¬ 
wendungsarten harrt noch genauerer Untersuchung. Eingehender 
wird dieser Rechtsbrauch nur im Strafrecht erörtert, in dem 
sich der Brauch fast bis in die letzte Zeit des alten deutschen 
Strafprozesses erhalten hat. Dagegen vermißt man Untersuchungen 
über die geschichtliche Entwickelung der Urfehde, ja selbst ihre 
Erwähnung auf dem Gebiete des Fehdewesens und des Kriegs¬ 
rechtes bisher sogar bei Schriftstellern, die sich eingehend mit 
dem deutschen Kriegs- und Fehdewesen des Mittelalters be- 


x ) Gierke, a. a. 0. § 2 S. 9; Schröder, § 12 S. 80. 

2 ) Siegel, Heinr. „Geschichte der deutschen Gerichtsverfassung I. Bd. 
Gießen 1857. 

8 ) Siegel, a. a. 0. S. 26. 

*) Helmold von Bosau berichtet uns in seiner Slaven-Chronik noch 
von einem solchen Sühnevertrag, den etwa im Jahre 1130 Magnus, der 
Sohn des Königs Nicolaus von Dänemark, mit seinem Vetter Kanut, dem 
König der Obotriten, unter dem Einfluß des alten Königs und aller Fürsten 
des Reiches schloß, um der Todfeindschaft ein Eude zu bereiten. Helmoldi, 
Presbyteri Bosouensis, Chronica Slavorum, ed Bangert 1. 1,50. 

6 ) urvehe, urvehede, auch orvoide etc. urphede, urvede, auch „sune“ 
oder „Richtung“ genannt. 
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schäftigen 1 ). Eine umfassende Darstellung dieses deutschen 
Brauches wäre eine höchst reizvolle und dankbare Aufgabe deutsch¬ 
rechtlicher Untersuchung, sie würde den Rahmen unserer Aufgabe 
überschreiten. Hier kann nur die Anwendung der Urfehde ira 
Fehde- und Kriegsrecht verfolgt werden. Da im Laufe des 
Mittelalters die private Fehde unter dem Einflüsse der Gesetzgebung 
des erstarkten Staates und der Kirche, die vor allem Ausschluß 
der zivilrechtlichen und strafrechtlichen Anlässe zur Fehde an¬ 
streben, immer mehr eingeschränkt und schließlich ganz unter¬ 
drückt wird 2 ), so daß nur die ritterliche Fehde, die Kämpfe kleinerer 
Standesherren unter einander und mit den städtischen Gemeinwesen 
und die Kriege noch bleiben; so hört die Anwendung der Urfehde 
bei privaten Sühneverträgen auf. Statt dessen aber gewinnt der 
Brauch der Urfehde erneute Übung und Verbreitung in den „Ver¬ 
gleichen“ — transactiones, compositiones, — zur Beendigung jener 
genannten Kämpfe des Mittelalters bis ins 16. Jahrhundert hinein, 
ganz besonders, wenn ein Gegner oder von mehreren einer unterlag 
und gefangen genommen war, und bei der Entlassung der in diesen 
Fehden gemachten gefangenen Reisigen und Mannen als Sicherungs¬ 
mittel gegen künftige Friedensstörung. Die Urfehde ist nach wie 
vor ein durch Treugelöbnis und [oder] durch Eid gesichertes 
Friedensgelöbnis. Die Formeln enthalten die Verpflichtung, 
unverbrüchlich und ohne Gefährde wahre und dauernde Eintracht 
und Frieden zu halten, in Zukunft keinerlei Feindseligkeit mehr 
gegen den Sieger und nichts gegen sein Interesse zu unternehmen 3 ), 
was man später meistens in die kurze Formel zusammenfaßte, die 
Gefangenschaft und die erlittenen Unbilden nicht zu rächen, was 
aber auch wohl noch ausführlich je nach den Bedürfnissen des 
Falles in besonderen Reversen hervorgehoben wurde. So sagt 
denn Haitaus: „praecipue et frequentissime olim cautio iura- 
toria de captivitate non ulciscenda“. Die Urfehde wurde nun 
immer mehr nur von einer Partei, nämlich der unterliegenden, 
geleistet und beendete nicht immer gerade die Fehde, sondern wurde 

') So: Dahn, Fehdegang und liechtsgang der Germanen: Wächter, 
in seinen Beiträgen: Das Faust- und Fehderecht des Mittelalters. — Lcvy, 
Beiträge zum Kriegsrechte im Mittelalter. 

*) s. Nys, le droit de lu guerre S. 55, und viele andere. 

s ) So ähnlich noch die Formel im deutsch-französehen Kriege 1870/71 

2 * 
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bald schon während des Streites noch, bald aber erst nach Be¬ 
endigung der Fehde, oft erst nach langen Jahren geleistet, so¬ 
bald es dem gefangenen Gegner gelang, seine Freiheit - meistens 
gegen Lösegeld — wieder zu erlangen. 

Von dem ersten Söhneeid, den ich gefunden habe, berichtet 
Gregor von Tours in seinen „Historia Francoram“ IV, 23 
aus den Kämpfen zwischen den Nachkommen Lothars I. [f 561]. 
König Sigibert nimmt bei der Eroberung von Soissons den Soh» 
seines Bruders Chilperich, namens Theodobert, gefangen; er läßt 
ihn ein ganzes Jahr bewachen, dann sendet er ihn seinem Vater 
zurück, „data tarnen sibi sacramenta, ne unquam contra eum 
agere deberet.“ 

Aus dem Jahre 958 überliefert uns Widukind, der Mönch von 
Corvei, in seinen Sächsischen Geschichten III, 60*) das Sühne¬ 
gelöbnis des jüngeren Wichmann, des Pflegesohns Ottos I. „Ductue 
„exercitus contra Wichmannum tertia vice, vix obtinuit, ut in fidfr 
„Geronis filiique sui susciperetur, ipsique apud imperatorem ob- 
„tinerent, quo patria conjugisque patrimonio cum gratia imperiali 
„frueretur. [Injiussus sacramentura terribile dedit, se contra im- 
„peratorem imperatorisque regnum numquam aliquid inique 
„consilio aut actu facturura. Ita, fide data, in pace est 
„dimissus . . 

Thietmar, der Bischof von Merseburg, berichtet in seiner 
Chronic 1. VII, 35 aus dem Jahre 1017, daß der Kaiser Hein¬ 
rich II. auf dem Fürstentag zu Alstedt die Händel zwischen dem 
Markgrafen Bernhard und den Söhnen des Markgrafen von Branden¬ 
burg durch Auferlegung einer Entschädigung und Urfehde ge¬ 
schlichtet habe, [litigium cum emendatione sibi accepta et iura- 
mento pacificatum est.] 

Thietmar berichtet ferner aus dem Jahre 1018 3 ), daß er sieb 
wegen der Belästigungen des Markgrafen Ekkihard an den Kaiser 
gewandt habe. Ekkihatd gelobte Frieden, und dessen Bruder gab 
seinen Handschlag darauf, [dextera manu sua pacifica promitteret.] 

Adam von Bremen schildert uns die Kämpfe zwischen dem 
Herzog Bernhard und dem Slavenfürsten Gottschalk etwa aus den 

') Mon. Germ. Hist. Scr. rer. Merov. I, 1, 1884. 

2 ) „ * „ „ Scr. III, 1839. 

3 ) , „ „ „ „ „ r VIII, 10. 
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Jahren um 1030. Bernhard nahm den Fürsten gefangen, entließ 
ihn aber nach Leistung des Sühneeides, [iniuncto secum foedere 
dimisit eum] 1 ). 

In dieser früheren Zeit sind wir lediglich auf die Überliefe¬ 
rungen der Chroniken angewiesen, die meistens in lateinischer 
Sprache von Geistlichen verfaßt sind und die alten deutschen 
Rechtsformen uns nicht wiedergeben. Ich beschränke mich daher 
auf obige Beispiele. Anders ist es seit dem 13. Jahrhundert- 

Zahlreiche Urkunden aus dem 13, H, und 15, ja wie unten 2 ) 
ausgeführt werden wird, noch aus dem 16. Jahrhungert zeigen, 
daß der Brauch, Kriegsgefangene gegen das feierliche Versprechen 
der Urfehde zu entlassen, in lebendiger Übung war und blieb. 
Die Quellen berichten, daß die Gefangenen entlassen werden 
„auf eine alte oder auf eine gute alte Urfehde, auf eine gewöhn¬ 
liche alte Urfehde, auf eine schlichte, alte schlichte Urfehde, i e. 
praestita urpheda siiuplici moris antiqui 3 ). 

Diese Ausdrücke kommen aber nur bei ritterbürtigen oder 
rittermäßigen Männern vor, bei denen man — ebenso wie bei den 
Geistlichen, — von dem Eid absah, und bei denen nach der 
Sitte der Ritter das ritterliche Gelübde in der Form der Hand¬ 
treue den Eid ersetzte 4 ). 

Aus dem unendlich mannigfachen Vorrat an überlieferten 
Urkunden mögen einige besonders treffende die Entwickelung 
kennzeichnen: 


*) Ad»ini Gesta Hammaburgensis Ecclesiae l’ontiticum II, 64. (Mon. 
Gerin. Hist T. IX Ser. VII, S. 3g') j 

2 ) Seite 63 ff. 

3 ) Erwähnt sei noch, daß der Ausdruck „alte Urfehde“ nicht nur 
den von alters her überkommenen Brauch, sondern eine besondere Form 
im Gegensatz zu einer „neuen Urfehde“ bezeichnet. Besold sagt in 
seinem Thesaurus practicus beim Wort Urphede: vcterein Urphedam esse 
eam, in qua non ponitur clausula, „daß er mit Recht sich nicht wolle rächen;“ 
at novam, ubi haec ponitur „mit oder ohne Recht“ — da in unsern Quellen- 
steilen lediglich von kriegerischen Fehden die Rede ist, kommt gewöhnlich 
nur die alte Urphede in Frage, s. jedoch Goezens Urphede, unten S. 65. 

4 ) Haitaus Christiani Gottlob, Glossar. Germ, medii aevi, zum Wort 
Urfehde: „quod fieri nempe solebat ab illustribus et nobilibus, more inili- 
tum et militarium fide manualiter data, absque iuramento corporali, vulgo 
mit einem ritterlichen Gelübde“. 
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ln einem Vergleiche zwischen Markgrat Dietrich zu Meißen 
und der Stadt Leipzig aus dem Jahre 1*216 *) heißt es: Et ipse 
marchio et pro iilio suo, omnibus amicis suis, sub praedicto 
juramento et fide spopondit, omni rancore postposito, veram et 
perpetuam concordiam, quae orvede dicitur. — 

Ebenso in dem mir unzugänglichen Dipl. Conr. de Schonen¬ 
berg 124 b 2 ). 

„Item promisi fide data et juramento praestito, quod imposterum 
. quod me in bello captaverunt, nunquam vindictam capiam 
„vel attemptem, und aus Weck 3 ) „Der Grafen in Thyringen 
Kevers dem neuen Landgraffen Heinrich ertheilt 1249. 

„Nos . , . notum facimus universis, quod inter illustrera 
„principem Dominum nostrum Heinricum Marchionem Misn: et 
„nos talis compositio intervenit. — Praeterea stabilis erit amicicia 
„inter omnes qui ex parte sua et ex parte nostra in ipso praelio 
„exstiterunt . . . captivi etiam utrobique dimittentur libere ab- 
„soluti praeter N. N. et alios qui apud Gotha fuerunt nuperrirae 
„et illam facient cautionem quae Urphede vulgariter nuncupatur. 
„. . . Si vero in praelio quisquam captivaretur ex nobis, ipsum 
„a captivitate liberabit indempnem ..." 

In dem Vergleiche zwischen dem Erzbischof von Mainz und 
dem Grafen von Sponheim aus dem Jahre 1281 4 ) „captivi omnes 
„facto iureiurando pacis, ut moris est, liberi dimissi sunt.“ 

In einer Urkunde aus dem Jahre 1308 in Diplom, des Baro 
de Gudenus 5 ) No. XXXV, „Quibus pactis et conditionibus Comes 
de Waldeck dimissus fuerit e custodia“ heißt es: „Wir 
„sprechin oucli, daz wir umme unser gevencnisse getan han eyne 
„rechte Oirveyde, vor uns, unde vor alle unser Frunt; und han 


') Lünig R. Arch. P. spec. Cent IV p. II Forts. 591. Kurz zit. bei 
Haitaus. Man vergleiche die ähnl. Ausdrücke im Friedensgelöbnis aus der 
Haidarviga-Sage. 

2 ) cit. in Halt aus Glossar, b. Wort „Urfehde“. 

3 ) Der churfürstl. SSchs. Residentz u. Haupt Vestung Dresden 
Beschreibung u. Vorstellung durch Antonium Wecken, Nürnberg 1680 
P. II. c. 1. 8. 155 Litt. I. 

4 ) Valentin Ferd. de Gudenus, Codex diplomaticus, Göttingen 1748, 
Tom. I. p. 782 N. CCCLXIV. 

5 ) Codex Diplomaticus etc. T. III. S. 43 Frankfurt & Leipzig 1751. 
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„die gesworn zu den Heyligen, zu haldene gentzliclie, an allirley 
„argelist.“ Daneben mußte, und das ist besonders zu beachten, der 
Graf von Waldeck noch ausdrücklich geloben, in naheliegenden 
znkünftigen Fällen nicht gegen den Sieger zu kämpfen: 

„Wir vorgenannte Greve Heinrich von Waldecke sprechin 
„unde globen als da vore . . . ; Were, daz unser vorgesprochen 
„Vadir Lantgreve Heinrich von Hessen mit unserm Herrin von 
„Mentze, odir von Colne, odir Eberhart von Bruberg orlogen 
„wolden, odir dem Stifte Schaden dun wolden; so sollen wir stille 
„sitzen, und sollen Yme nicht helfin, heymeliche oder offenbar. 
„Diese Reden sind geschehen zu Frankfurt am 10. März 1308“. 

Ganz besonders ausführlich und bezeichnend ist die von 
Wencker 1 ) uns übermittelte Urkunde in der „Jungherre Friedrich 
von Zolle und sin Meister hant verzigen uf die gefengnusse die in 
von Meister und Rat zu Strazburg geschah, und hant sie in varn ge¬ 
lassen“ Ao. 1333; es heißt darin: „Sponte et voluntarie sine aliqua 
„coactione remiserunt, simpliciter et in totum omnem injuriam si qua 
„ipsis foret illata, per Magistrum et consules et cives Argent ... ex 
„eo quod magister et consules et cives Argent. praedicti ipsos 
„ceperunt vel de mandato ipsorum capti fuerunt. per aliquos dies 
„pariter et detenti. Insuper promisernnt ratione dictae captivitatis 
„seu facti praedicti, in vnlgari dictum urfehte, cives et incolas 
„Argent. seu eorum coadjutores nunquam invadere, inpetere, 
„occupare, vel gravare in rebus vel personis in judicio vel extra, vel 
„promissa vel aliquod praemissorum fieri procurare, quoquo modo 
„per se vel per alios super omnibus praemissis firmis et ratis haben- 
„dis ab ipsis corporali praestito juramento“ .... 

In den von Herrgott 2 ) zusammengestellten Akten des Hauses 
Habsdnirg findet sich folgende Urfehde: 

„Wir Grave Johans I. v. Habspurg .... urab die gevang- 
nusse, so an uns beschehen was von herren Mathise vom Steine, 
einem Ritter,... „und hant gelobt für uns, unser erben, für alle 
„unser frunde und gemeinlich für alle, die unsern ein luter ewig 
„sune und urvechte jemerme mit inen stete ze hande, bi 
„unserm eide“. Brief gesclir. zu Rinvelden 1334 *J9. 111. 

1 ) Wencker, (Jolleeta Archivi et Oancellariae Jura S. 28. 

2 ) Herrgott, <ienealogiao Diplomaticae augustae gentis Habsburgicae, 
III S. 656. 
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Den genaueren Inhalt des Urfehdeversprechens geben uns die 
„Briefe“ an, die Urkunden, die über die Urfehde usw. ausgestellt 
wurden; so aus d. J. 1363*) in einem Frieden zwischen der Stadt 
Wetzlar und dem Grafen So 1mse: „Uff die Sune han ichThiederich 
„Greve zu Solmse des Gefängnisses als die Statt mich und mit mihr 
„N. N. meyne Burgmanne gefangen hatte, rechte Urfeede getan, 
„gelobit und geschworen vestikliche, daß an der Stat zu Wetzflar 
„noch keinem irme Bürger oder an den Herrn Greben von Nassau 
„und den Herrn von Hanaue und den Steten oder an keinem der 
„Stete Fründen, die darzu der Stat bestanden und zugelacht hant, 
„nimmerme zu rechen noch zu anden mit Worten noch mit 
„Wercken“. 

Ein treffliches Beispiel für die oben angeführte Unterscheidung 
zwischen den Ritterbürtigen und den ihnen Gleichgeachteten und 
dem übrigen Kriegsvolk führt Haitaus 2 ) aus der mir unzugäng¬ 
lichen Hornii hist. Frid. Bell. pag. 798 in Dipl. Landgravior. 
Thur, aus dem Jahre 1414 an: „und sullen alle gefangen, die 
„von beiden syten von dieser Fhede wegen gefangen sin quyt 
„ledig und loess sin und gesagit werden an allen Intrag, ez si 
„von fahegulden stogkgulden oder wovon daz sie von soliches 
„gefengnisse wegen, und waz der Reysen (i. e. Reisigen) weren 
„dy sullen eyne rechte aide orfehde thun“, [qui antem non erant 
militares aut nonnobiles praecise juramento suo corporali praestare 
Urphedam tenebantur, wie Haitaus hinzusetzt]. 

Hier sei auch hingewiesen auf die bemerkenswerte Schilderung 
eines Urfehdeversprechens in altfranzösischer Sprache, nämlich auf 
die Froissart’sche Erzählung von der Gefangennahme und Be¬ 
freiung des Herzogs von Geldern 1388 auf seiner Reise nach 
Königsberg in der Nähe von Stolpe 3 ). 

Das Kriegswesen des Mittelalters wurde so sehr von den 
Gesetzen des ritterlichen Einzelkampfes beherrscht, daß auch die 
großen Kriege nach Art der ritterlichen Fehden ausgefochten 
wurden, und daß die Könige, umgeben von ihren Rittern, selbst die 
großen Schlachten mit ausfochten, oft nach ritterlichem „Comment“ 
unter feierlicher Ansage durch Herolde und Verabredung von Ort 


*) angeführt in Hertii, de lytro XXIII. 

2 ) Hai taug 2003. 3 ) Vgl. unten S. 37. 
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und Stunde des Kampfes, als wären die Kriege, die das Schicksal 
ganzer Völker entschieden, Privatfehden der Könige 1 ). 

Ein besonders anschauliches Beispiel aus dem großen Kriege 
finden wir in Pontanus, Rerom Danicarum historia 2 ) in der Ge¬ 
schichte des Königs Waldemar II. von Dänemark. Dieser wurde 
mit seinem Sohne gefangen genommen, endlich erreichte er seine 
Freilassung gegen Hingabe und Versprechen eines großen Löse¬ 
geldes, bis zu dessen vollständiger Bezahlung zwei seiner Söhne 
als Geiseln gegeben werden mußten, und außerdem, wie es heißt: 
„quin et ipse eiusque filius, facto sacramento, sancte polliceri 
„tenebantur, se haud unquam captivitatem suam vidicaturos, 
„neque post id Sueriuensem aut Holsatiae Comitatem, vel Hamburgen- 
„sium oppidum, aliasve circa Albiin loca, quae in potestatem Adolphi 
„cessissent, aut bello, aut alias appetituros — welche Verpflichtung 
kurz nachher mit den Worten gekennzeichnet wird: „ejurasse, ac, 
„sacramento dato, pollicitum, praeter cetera se neque adversus Hol- 
„satos neque in Adolphum etiam Comitem arma moturum“ 3 ). 

Ferner berichtet Pontanus aus dem Jahre 1329, w'o es heißt*) 
„Atque inde ipse seorsim comes Johannes cum liberis et heredibus 
Ludovici — eiusque fratre Alberto Alberti — tractationem seu 
pactum inijt postquam a parte Alberti juramentum esset praesti- 
tum, ad rei ac regni praesertim Danici majorem certitudi- 
nem, quod orfeide vocant. quod et altero deinde die, signariis 
utrinque tabulis firmatum est,“ sowie aus dem Jahre 1332 in dem 
Frieden zwischen Christoph II. v. Dänemark und dem „Comes 
•Chilonii“*), wo es heißt 6 ): 


*) J&hns zur Geschichte des Kriegswesens: Pütter. Beiträge S. 89 90 
Anm. 4 am Ende S. 93 ff. 

2 ) Joh. Isac. Pontanus, Herum Danicarum Historia, libri X, Amster¬ 
dam 1631. ad annum 1225 S. 312/13. 

Joannis Meursi Historia Danica etc. Amsterdam 1638 S. 19 z. J. 1226, 
kurz cit. b. Hertz, de lytro. 

s ) In der Chronik des Fransciscaner Lesemeisters Detmar, ed Grau- 
toff I S. 103, heißt es „Darto de konigh mit sinen besten denen vorwil- 
korde, und vorswor dat Land to holsten etc. . . 

4 ) Pontanus a. a. 0. S. 448 u. 449. 

5 ) dem Grafen Gerhard von Holstein. 

6 ) Pontanus a. a. 0. S. 454. 
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„quibus aliisque in eum modura compositis dimitterentur utrinque 
„captivi & praesertim N. N., ea tarnen lege, ut responderet ac 
„proraitteret se nulla de re sive eum rege aut aliis qui eum carceri 
„emanciparant, expostulaturum, aut injuriarum cum iisdem actionem. 
„auspicaturura“. 

Zeigen diese Beispiele aus größeren Kriegen, daß man auch 
hier das Versprechen, nichts gegen den Sieger zu unternehmen, 
mit dem Worte Urfehde ausdrücklich bezeichnet«, und darüber,, 
wie in den kleineren Fehden, Urfehdebriefe ausstellte, so finden 
wir ganz dieselbe Sache im späteren Mittelalter auch in 
anderen Ländern verbreitet, wobei naturgemäß der deutsche 
Ausdruck Urfehde nicht gebraucht wird, sondern das Versprechen 
dahin geht, nicht mehr gegen den Sieger zu kämpfen (s. unten). 

Ein gutes Beispiel ist die Verpflichtung, die Carl v. Orleans 
1440 bei seiner Freilassung übernahm, während eines Jahres und 
40 Tagen nicht gegen England zu kämpfen. *) 


2. Das Versprechen, nicht mehr gegen den Sieger zu 

kämpfen. 

Wenn auch vielfach in alter germanischer Zeit und im Mittel- 
alter die großen Kriege selbst durch Einzelkämpfe, im Mittelalter 
nach Art der ritterlichen Fehden, ausgefochten wurden, so sind 
doch auch genügend Beispiele von Entlassung Kriegsgefangener 
in der Weise, wie sie in der modernen Kriegsgeschichte geübt wird, 
erhalten. Kann man schon die mannigfachen Versprechungen, wie 
sie in den Urfehdeverträgen gemacht wurden, dahin zusammen 
fassen, daß die Verpflichtung übernommen werden mußte, nichts 
gegen das Interesse des Siegers zu unternehmen, so mußte in den 
großen Kriegen der Deutschen mit fremden Völkern naturgemäß 
eine kurze, für sie alle und auch für den einzelnen Krieger ver¬ 
ständliche Formel gefunden werden, das Interesse des Siegers aus¬ 
zudrücken. und das Versprechen in eine Form gekleidet werden, 
die für Alle das höchste Maß sittlicher und religiöser Bindung 
bezeichnete. Das war der Eid, und — soweit Verständnis dafür 
vorausgesetzt werden konnte — das Treugelübde in seinen ver- 


') Piitter S. 89 Note 4 Ende. 
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schiedcnen Formen 1 ) nicht mehr gegen den Sieger zu 
kämpfen. 

Aus ältester Zeit finden wir die erste Erwähnung dieses 
Brauches wiederum bei germanischen Heerführern in den Werken 
Prokops, des scharfen Beachters der Volks- und Kriegssitten. Er 
bietet uns sowohl für diesen Eid des einzelnen Kriegsgefangenen 
als auch für die Verpflichtung einer ganzen Festungsbesatzung 
je ein treffliches Beispiel. Prokops Zeugnis ist uns um so wert¬ 
voller, als er bekanntlich Kriege gegen die Goten und Vandalen 
im Gefolge des kaiserlichen Feldherrn Belisar als Rechtsbeistand 
(Auditeur, wie man später sagte) mitmachte, und seine Geschichts¬ 
werke die beste Quelle für die Kriege der Germanen mit Justinian 
sind 2 ). 

Im Vandalenkriege I, 4 schildert Prokop die Ereignisse des 
Jahres 431, er berichtet, daß. nachdem Geis er ich die Römer in 
Africa geschlagen hatte, unter den Gefangenen sich Marcian, der 
Vertraute des Aspar und später oströmischer Kaiser (450—457), sich 
befand, und daß dieser damals von Geiserich gegen das eidliche 
Versprechen, niemals wieder gegen die Vandalen zu kämpfen, 
entlassen wurde (öguoig öi avxöv KaxaXa/xßdvei tbg, f)v in' dvx$ 
ioxai, ovnoxe ngög ye BavölAovg iv önAoig yivrjxat 3 ). 

Diese Freilassung war den Römern so auffallend, daß sich 
schon zu Prokops Zeit die Sage gebildet hatte, Geiserich sei da¬ 
durch zur Freilassung des Marcian bewogen worden, daß er beim 
Betrachten der Gefangenen im Königspalaste gesehen habe, wie 
ein Adler allein ihm in der glühenden Sommerhitze Schatten 
spendete. 

Während dies Beispiel bisher unbeachtet geblieben ist, hat 
der folgende Bericht Prokops aus dem Gotenkriege bereits die 
Aufmerksamkeit des Gentilis, wie wir sahen, erregt und wird von 
ihm als Beweis für seine Behauptung angeführt, daß die Ent¬ 
lassung Kriegsgefangener gegen das Versprechen, nicht gegen den 
Sieger zu kämpfen, eine deutsche Sitte sei. 


') fides facta, foy, faye, später Parole und Ehrenwort — 

'*) Näheres D. Coste, Prokops Vandalenkrieg in den Geschichtsschreibern 
der Deutschen Vorzeit, VI 2, Einleitung. 

s ) Caeterum iureiurando eum obstrinxit, ut si sui iuris ac mancipii 
fuerit, nunquam bello Vandalos petat. 
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Prokop schildert 1 2 ) die zweite Einnahme Roms im Jahre 549 
durch den Gotenkönig Totila (Badvila), welcher sich schon vorher 
in den Jahren 543—44 in Campanien bei der Übergabe von Cumae 
und Neapel milde und großherzig gezeigt hatte. 

Nach Prokops lebendiger Schilderung hatte der Hunger die 
byzantinische Besatzung zum äußersten gebracht; ihr Anführer 
Paulus — in Abwesenheit Beiisars — beriet sich mit den Seinen, 
Und sie beschlossen, durch einen Ausfall die Goten anzugreifen 
und heldenhaft gemeinsam in den Tod zu gehen. Als Totila dies 
vernahm, sandte er, wie Prokop sagt, aus Furcht, die Besatzung 
möchte mit dem Mut der Verzweiflung den Goten eine große 
Niederlage beibringen, Parlamentäre in die Stadt, welche den Ver¬ 
teidigern die Wahl stellen sollten, entweder unter Zurücklassung 
der Pferde und Waffen und gegen das eidliche Versprechen, 
niemals in Zukunft gegen die Goten zu kämpfen, 
(djtojuöoavxäg xe firjKäri £jü Iördovg oxgaxevsodai ) frei nach 
Byzanz abzuziehen, oder zu den Goten überzugehen*). Prokop 
berichtet weiter, daß die Byzantiner zunächst zwar lieber in die 
Heimat abmarschieren wollten, dann aber aus Scham, dort zu Fuß 
und ohne Waffen anznkommen, und aus Furcht, unterwegs über¬ 
fallen zu werden, sich entschlossen, zu den Goten überzugehen. 
Nur Paulus und ein anderer baten, nach Byzanz znrückkeliren 
zu dürfen, was Totila erlaubte, indem er ihnen Reisegeld und 
Führer raitgab. Wenn Prokop es auch nicht ausdrücklich hervor¬ 
hebt, so muß man nach dem Zusammenhänge annehmen, daß 
Paulus und sein Genosse nun den verlangten Eid geschworen 
haben; jedenfalls wurde allen von Totila ein Vertrag angeboten, 
gegen das feierliche Versprechen, nicht ferner gegen ihn zu kämpfen, 
in die Heimat entlassen zu werden. 

Ein weiteres Beispiel aus der Zeit Friedrich Barbarossas 


1 ) Prokop: Gothenkrieg III, cap. 36. 

2 ) ich citierc die lateinische Übersetzung nach der Ausgabe im Corpus 
Scriptorum Historiae Byzantinae Bonn 1833; im Übrigen Procop ed. 
Haury. 1905 ff. 

*) utrum mallent, equis illic dimissis, armisque depositis, ac fide 
iureiurando obstricta, se in Gotbos arma nun qua m laturos. 
Byzantium abire incolumes, an suis retentis rebus pari in posterum iure et 
conditione cum Gothis militare. 
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gibt Sigonius in seiner Geschichte des Königreichs Italien 1 ). 
Während Friedrich in Deutschland weilte, 1170 und 1171, setzten 
die italienischen Städte ihre Kämpfe fort. Die Florentiner besiegten 
die Arretiner; Sigonius berichtet, daß die Florentiner die Kriegs¬ 
gefangenen unter der Bedingung Zurückgaben, daß sie nicht mehr 
gegen Florenz die Waffen trügen 2 ). 

Aus dem Streite Gregors XII. und Benedicts XIII. berichtet 
Platina im „über de vita Christi ac Pontiflcum omnium“ 3 ), daß 
1408 in Rom Gefangene entlassen wurden „hac conditione ne 
amplius Ladislai auspiciis militarent.“ 


§ 7. Das Treugelübde bei vorläufiger Entlassung 
Kriegsgefangener. 

Während der Brauch der endgültigen Entlassung Kriegs¬ 
gefangener gegen eidliche Verpflichtung ganz ohne Vorgang im 
Altertum ist, so führen die Schriftsteller auch vor der Zeit der 
Blüte des Humanismus schon einige Beispiele von Entlassung Kriegs¬ 
gefangener gegen die eidliche Verpflichtung der Rückkehr aus dem 
Altertum an. Ein sehr häufig angeführtes Beispiel ist das des 
Regulus, der von Hannibal nach Rom entlassen wurde, um Friedens¬ 
verhandlungen und die Auswechslung der Gefangenen anzubahnen, 
gegen das eidliche Versprechen, in die Gefangenschaft zurückzu¬ 
kehren, falls die Römer Hannibals Wünschen nicht geneigt wären, 
ebenso das der 10 Gefangenen, die aus der Schlacht bei Cannae 
zu gleichem Zweck nach Rom gesandt wurden 4 ). Es ist jedoch 
nicht zu verkennen, und wird auch von den meisten Schriftstellern 
zugegeben, daß dies nur seltene Einzelfälle in der Behandlung 
besonders hervorragender Feinde waren, denn die grausame Be¬ 
handlung Kriegsgefangener im Altertum ist zu bekannt, um von 
einer derartigen Übung gegen Kriegsgefangene sprechen zu können. 
Ganz anders bei den Germanen: 

! ) Caroli Sigonii; Historiarum de Rcgno Italiae libri XV. 570 bis 
1200, Frankfurt a/M. 1575. [zitiert bei 6entilis mit: Sigo. 14 de re. Jta.) 
1. 14 ad annum 1170/1171. 

2 ) „quosque captivos fecerunt, eos ea lege, De quando adversus ge 
arma ferrent, restituerunt. 

3 ) Zit. bei Gentilis als „Plati. Gr. 12.“ 

4 ) Gellius, cit. ron Hertiug a. a. 0. S. XXVII. 
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Gierke weist in seinen Untersuchungen 1 ) darauf hin, daß 
häufig das von einem Gefangenen im Falle seiner Beurlaubung 
gegebene Versprechen, in die Gefangenschaft zurückzukehren, häufig 
auch die in der Einlagerberedung 2 ) enthaltene Zusage, sich in d ie 
Gefangenschaft zu begeben, durch Treugelübde befestigt wurde. 

Die Quellen enthalten mannigfache Beispiele von kurzer Be¬ 
urlaubung und vorläufigen Entlassung Gefangener auf längere Zeit 
gegen Eid, Treugelübde und Ritterwort, eine dem Ergreifer wünschens¬ 
wert erscheinende Handlung vorzunehmen 3 ) oder eine ihm nach¬ 
teilige zu unterlassen, im Übertretungsfalle aber wieder in die 
Gefangenschaft zurückznkehren. 

Aus den Kämpfen Ottos I. mit seinem Bruder Heinrich be¬ 
richtet Widukind L. II, 15—17: Im Jahre 9Hi) ergab sich die 
Besatzung der Feste Thortmanni (Dortmund) dem Könige. Ihr 
Anführer war Agina. „Hic a rege vehementi iuramento constrictus, 
„quatinus, si posset, dominum suum a bello ad pacem et concor- 
„diara revocaret, vel certe ipse ad regem reverteretur. u Agina ver¬ 
mochte bei Heinrich nichts auszurichten, aber er hielt seinen Schwur. 

In den Fehden und Kriegen der Ritterzeit war die vor¬ 
läufige Entlassung eines gefangenen Ritters zum Zwecke «1er 
Beschaffung des Lösegeldes gegen Ehrenwort und Geiselstellung 
zur Sicherung der Rückkehr eine allgemein geübte Sitte 4 ).. Die 
unter Verpfändung des Ritterwortes übernommene Verpflichtung 
des so entlassenen Gefangenen ging ferner dahin, während der 
Zeit seiner Abwesenheit, nicht die Waffen gegen den Sieger zu 
führen, noch in irgendwelche Pläne zur Vereitelung der Ansprüche 
des Siegers sich einzulassen: 

Die übernommenen Verpflichtungen wurden in gleicher 
Weise w r ie das Urfehdeversprechen gesichert und mit ihm zu¬ 
sammen in die Urfehdebriefe als einheitliche Vertragsbedingungen 
aufgenoramen. Als Beispiel sei hier die Urfehde des Herzogs 
Otto von Lüneburg angeführt, der in der Schlacht von Bornhöved 

’) Gierke, a. a. 0. 194. 

2) Die Freiheit»Verpfandung in Gestalt der vertragsmäßigen Verpflichtung 
zum Einlager, Einreiten, zur Geiselschaft, ein besonders bei Fürsten und 
Kittern Überaus gebräuchliches Sicherungsmittel für. Schuld. Gierke, 251. 

3 ) meistens, um Lösegeld sich zu verschaffen. Pütt er, S. 96. 

4 ) Ward, a. a. 0. 
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am 22. Juli 1227 von dem Grafen Heinrich von Schwerin gefangen 
genommen war und später 1 ) seine Entlassung gegen schwere 
Bedingungen erreichte. Es heißt in dem Urfehde-Briefe 2 ) 

„Otto Dei gratia dux deBruneswic . . . Inno!escat universis . . ., 
„quod nos Gunzelino comiti Zwerinensi plenam securitatem fecimus 
„que vulgariter orveide dicitur, pro eo quod nos captivaverat pater 
„eius. Juravimus eciam et fide data promisimus, quod auxilium 
„nullum prestabimus regi Danorum contra Gunzelinum aut suos 
„heredis Ut hanc compositionem inconcussam teneamus, quinque 
„nostri nobiles juraverunt et fide data promiserunt cum xxx 
„ministerialibus nostris, quod si nos contra juramentum et fidem 
„datam venerimus, dicti homines Zwerin intrabunt, inde non 
„exituri, nisi de Gunzelini comitis jussione. — Quam securitatem 
„si usque ad epyphaniam Domini non fecerimus, nos et nostri 
„compromissores Dannenberch intrare tenebimur, inde non 
„exituri, sicut dictum est.“ 

In Lehmanns Speierischer Chronik 3 ) findet sich eine Urkunde 
aus dem Jahre 1319, in der sich mehrere Ritter verpflichten, in 
die Gefangenschaft zurückzukehren, falls sie das beschworene Ur¬ 
fehdeversprechen brechen. 

Aus der deutschen Geschichte ist wohl das bekannteste Bei¬ 
spiel die Behandlung der gefangenen österreichischen Fürsten 
und Ritter nach der Schlacht bei Mühldorf in dem Thronstreit 
zwischen Ludwig IV. von Bayern und Friedrich dem Schönen*). 
Die zahlreich gefangenen österreichischen Ritter wurden unter die 
Sieger verteilt und mußten hohes Lösegeld zahlen. In Chron. de 
gest. Princ. 62 heißt es: „Ubi rex Heinrico duci Bavarie quosdam 
„de melioribus ministerialibus Austrie dedit pro servitio, quibus fide 
„accepta dedit eis diem cum termino redeundi, sed cum a quodara 
„dicto de Waise nimiam exegisset pecuniam, violata fide sine ejus 
„licentia clam dicitur recessisse.“ 

*) Mitt. des Vereins für Hamburgische Geschichte, Bd. 5 S. 26—31. 

2 ) Meckl. Urkundenbuch I N. 364, abgedruckt in der Zeitschrift des 
historischen Vereins für Niedersachsen 1857 S. 33 34. 

®) S. 670. II 179 ff. 

*) Döbner, Die Auseinandersetzung zwischen Ludwig IV d. Bayer 
u. Friedrich d. Schönen v. Österr. i. J. 1325 S. 27; Pfannenschmidt, Die 
Schlacht bei Mühldorf in „Forschungen zur Deutschen Geschichte“ III 
Göttingen 1863 S. 73 u. 74. 
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Friedrich von Österreich wurde im Jahre 1325 durch den 
Trausnitzer Vertrag aus seinem Gefängnisse entlassen unter be¬ 
stimmten Versprechungen und gegen den Schwur, wenn er diese 
nicht halten könne, nach Trausnitz zurückzukehren: „— möcht 
„er aber der Sünen nicht zubringen, so soll er sich wider ant¬ 
worten gen Trausnicht in die Venchnuss, darinne er jetzt ist auf 
„Johannestag ze Sunnwende, die schierst kombt. Er sull auch 
„dem chünige besunder verbundnus thun, mit sin selbs Personen“ *). 

Aus den Kämpfen zwischen England und Frankreich ist das 
bekannteste Beispiel die Gefangenschaft des Ritters und Heer¬ 
führers Bertrand de Gnescelin, der in der Schlacht von Navaret 
vom schwarzen Prinzen gefangen genommen und dann zur Be¬ 
schaffung des verabredeten Lösegeldes auf Ritterwort vorläufig 
entlassen wurde*). 

Ebenso die Entlassung Karl’s von Orleans, der in der blutigen 
Schlacht bei Azincourt am 22. Oktober 1415 von den Engländern 
gefangen, nach England gebracht und dort zurückgehalten wurde, bis 
er endlich im Jahre 1440 seine Freiheit erreichte. Er mußte sich 
verpflichten, — außer sofortiger Hingabe und dem Versprechen 
weiteren Lösegeldes — während eines Jahres und 40 Tagen gegen 
England nicht zu kämpfen, den Frieden zu betreiben und in die 
Gefangenschaft zurückzukehren, wenn seine Bemühungen 
erfolglos bleiben würden. 

Aber auch ganze Garnisonen und gefangene Heere unter¬ 
warfen sich solchen durch Ehrengelübde gesicherten Ver¬ 
pflichtungen. So mußten sich in den Kriegen des deutschen 
Ritterordens mit den Litauern nach der großen Niederlage des 
Ritterheeres bei Tannenberg im Jahre 1410 die Gefangenen (es 
sollen 40000 gewesen sein) — wie Hertz 1 2 3 ) berichtet — auf ritter¬ 
liches Gelübde verpflichten, sich auf einen bestimmten Tag in 
Krakau einzufinden. 

Im großen englisch-französischen Kriege bedang sich die ge¬ 
fangene französische Garnison von Harfleur 1415 die Freiheit gegen 
das Versprechen, sich nach Calais in englische Gefangenschaft zu 


1 ) Döbncr, a. a. 0. S. 27. 

2 ) Ward, II 165 166, Froissart, 1 Op. 244. 

s ) Hertii, tract. de Lytro XXY. 
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begeben, wenn nicht der König Henry V. auf dem Marsche 
dorthin überfallen und von der französischen Armee geschlagen 
werden sollte 1 ). 


§ 8. Die Erleichterung der Gefangenschaft gegen 

Treugelübde. 

Auch die Erleichterungen der Gefangenschaft gegen ehrenwört¬ 
liche Verpflichtung sind im germanischen Rechte zu finden: 

Da ist zunächst zu erwähnen, das „Sichern“ des über¬ 
wundenen Ritters bei der Gefangennahme. Dies „Sichern“ im 
Kampfe auf dem Schlachtfelde tritt uns als „Sicherheit“ schon 
in alten deutschen Heldengesängen, in den Nibelungen, im Iwein 
u. i. a. m. entgegen 2 ). Ursprünglich war es das mit Hand und 
Mund bekundete feierliche Gelübde des Besiegten, für den jeder 
weitere Kampf aussichtslos war, sich gefangen zu geben und nicht 
zu entfliehen, wogegen ihm vom Sieger ebenfalls mit Gelübde das 
Leben „gesichert“, zugesichert wurde 3 ). Der Gefangene konnte sich 
kraft dieses Vertrages, mit Fesseln und Kerker verschont, frei be¬ 
wegen und wurde dann in ritterlicher Haft, „libera custodia“, zu 
deutsch „Feld-Gefängnis“ gehalten. Im späteren Mittelalter 
wird das Sichern, die Sicherheit des Gefangenen auf dem 
Schlachtfelde, als Feldsicherheit bezeichnet, und entwickelt sich 
der Begriff des Wortes der Feldsicherheit ebenso wie das Treu¬ 
gelübde zu einer Verstärkung der Haftung des Gefangenen unter 
Verpfändung der ritterlichen Ehre, zum Ehrenwort schlechthin, 
auch wenn es nicht auf dem Kampfplatze, sondern bei der Ent¬ 
lassung des Gefangenen gegeben war. Daher erklären Hai tau s 

') Ward, II 229. Auf diesem Marsche kam es dann zu der Schlacht 
bei Azincourt, in der Henry V trotz der schlechten Verfassung seines 
Heeres einen glänzenden Sieg über die Franzosen davontrug. 

2 ) Grimm’sches Wörterbuch zum Wort „Feldsicherheit“ Nib. 314,4 
„des lät iu geben Sicherheit beider herren hant“; s. Alwin Schultz: Das 
höfische Leben etc. II S. 131. 

3 ) In Kaisersberg „irrig Schaf“ B 31 heißt es von einem, der in einem 
„Kampf mit dem andern streit: Wie dick der falt oder geschlagen wird, 
„so ist er doch nit geschetzt überwunden, es sei aber denn, das er sich er* 
„geb und sprech ich sicher oder gib mich gefangen.“ zit. in Grimms Wb. 
bei Wort „sichern“. 

Knorr, Das Ehrenwort Kriegsgefangener. 3 
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und die Gebrüder Grimm die Feldsicherheit allgemein als: „Secur- 
atio et sponsio bello capti sub fide militari vel jurato facta 1 ).“ 
An die alte Bedeutung des Gelöbnisses auf dem Schlachtfelde 
erinnert dann wohl noch der Ausdruck „an einer rechten Feld¬ 
sicherheit statt“, wie „an eines rechten Eides statt.“ 

Sämtliche ehrenwörtlichen Verträge Kriegsgefangener mit dem 
Sieger begründen auf beiden Seiten in ihrem Bestände von einander 
abhängige Verpflichtungen. Bei keiner Form aber kommen die 
gegenseitigen Gelöbnisse und Verpflichtungen so scharf zum Aus¬ 
druck, wie bei dem „Sichern“ in allen Formen der Entwicklung. 
Sowohl für den Gefangenen, als auch für den Sieger hatte der 
Bruch der Verpflichtungen Verwirkung der Ehre zur Folge. Die 
Beispiele werden das deutlich ergeben. 

Schon aus der Zeit der Wanderungen der germanischen Völker 
finden wir die erste Erwähnung dieses Brauches ebenfalls bei 
Prokop. Im Vandalenkriege 1,6 schildert er die Vernichtung 
der kaiserlichen Flotte unter Basiliscus an der afrikanischen Küste 
durch die Vandalen unter Geiserich: er erzählt, daß der römische 
General Johannes, um nicht den Feinden in die Hände zu fallen, 
in voller Rüstung über Bord gesprungen sei und sich habe sinken 
lassen, trotzdem Genzo, der Sohn Geiserichs, ihm mit vielen 
Bitten Sicherheit bei seinem Worte angeboten habe. 
(juoxä re nage^öfievog Kal öoixrjQlav Jigoreivö/ievog .) 2 ). 

Andeutungen von gegenseitigen Gelübden bei der Gefangen¬ 
nahme finden wir in den Beschreibungen der erwähnten Schlacht 
hei Mühldorf am 28. September 1322 zwischen Ludwig IV. von 
Bayern und Friedrich dem Schönen von Österreich, in der Friedrich 
und sein Bruder Heinrich den Siegern in die Hände fiel. Friedrich 
überreichte dem herzugerufenen Burggrafen von Nürnberg sein 
Schwert und empfahl sich seiner Gunst, der Zoller versicherte ihn 
seines Lebens 3 ). In dem Chron. Alberti Argentinensis 122 heißt 
es: „Fridericus fecit burggravium advocari, cui gladium porrexit, 
„et ejus gratiae se commisit, qui eum certificatus de vita, Bavaro 


*) Halta us u. Grimms Wörterbuch b. Wort: Feldsicherheit und 
Sichern. 

2 ) dans ipsi fidem ac salutem offerens. 

3 ) H. Pfannenschmidt: a. a. 0. S. 69. 
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praesentavit“, und im Archiv für Kunde oesterr. Geschichtsquellen, IX 
S. 364. „Der Streit zu Mühldorf“ „Doch het in der von Payrn 
gesichert von dem Streit, do er gefangen wart, er solt leibs 
und guts aller dinge sicher sein.“ Die Sage erzählt, Friedrich 
habe selbst den Streit darüber, wer ihn gefangen habe, bei Vor¬ 
führung der Schilder der Streitenden dadurch entschieden, daß er 
bei dem Anblick des Wappens eines Ritters Rindsmaul erklärte: 
„Das Khüemaul kondt ich heutt weder mit stechen noch schlagen 
von mir bringen, dem hab ich gelobt“ 1 ). 

Ein gutes Beispiel aus der alten Ritterzeit gibt der Ritter- 
Roman „Der Huge Scheppel“ (Hugo Capet) in der Übersetzung 
der Gräfin Elisabeth von Nassau-Saarbrücken 2 ). Der Held be¬ 
findet sich im Schlachtgetümmel: „Da mit rieff er zu yrae mit 
luder stymme Ritter gebeut uch mir gefangen umb Gottes willen | 
Es beheltet uch uwer leben | und mag uch schaden bryngen dann 
ir sollet geschetzet werden 3 ) und nit hie sterben und dunt ir das 
nit So wissent das ir zu dode geslagen werdent | Da Asselin die rede 
vernam Er erschrack der reden sere | und damit reichete er hugen 
•das swert der es ouch von yrae nam. Darnach dette er yne uf eyn 
phert sijtzen und nam glübde von yme mit yme als sein 
gefangen | wo er hin wollte, zu ryden und Asselin swure und 
gelobet« is yme.So balde Asselin gesichert hatte 4 ). . . 

*) Pfannenuchmidt, a. a. 0. S. 69 u. 71». 

2 ) Der Uugc Scheppel der Gräfin Elisabeth von Nassau-Saarbrücken 
geschr. für Joh. 1IL v. Nassau, gcb. 4. IV. 1423, ed. Hernnann Urtel, Ham¬ 
burg 1905. Hugo Scheppel = Hugo Capet, Herzog v. Orleans 

8 ) geht auf die Vereinbarung des Lösegeldes. 

4 ) In sprachlicher Beziehung ist Folgendes von Bedeutung: Das Wort 
„Sichern“ ebenso, wie das altfranzösiche „fiancier“ wird sowohl vom Sieger 
Als vom Gefangenen gebraucht: 

1. vom Sieger in transitiver Form: (ebenso fiancier.) 

a) Den Gefangenen sichern. — sicher erschließen durch die Gelübde.; 
wie Belli später (s. unten S. 103) in seinem „de re militaii et 
bello tractatus“ P IV T. VII N. 5 sagt „Nthilo minus mca cus¬ 
todia coercetur, quem fides obstringit quam is quem manus aut vin- 
cula, quia animo mco et fide ipsius possessionein retinco.“ Hierher 
gehört auch die Stolle, die Grimms Wörterbuch (unten 2) für die 
intransitive Form, m. E. irrtümlich, anführt: „Sie haut in gefangen 
und gesichert (— M. E. ihn durch die Gelübde verpflichtet) so er 
von in gemunt werde, gein Königstein zu haldcn. (1431) 

3' 
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Im Altfranzösischen heißt der Ausdruck „Sichern 44 in 
dieser Bedeutung: fiancier 1 ), vielfach werden Quellenstellen 
für diesen Brauch aus dem Altfranzösischen angeführt, so bei 
Froissart: „Li fist le roy ä monseigneur Guy de Flandres fiancer 
„sa foy et obliger prison 44 und „Ly un sunt fianci6 (= laisser 
„libre sur parole), ly autre prisonnier 44 2 ), ao. 1350. Im Lancelot 3 > 
wird der Brauch näher erklärt: „La costume estoit lors tele que 
„nus Chevaliers qui prison volsist fiancier, ne fut mis en buies ne 
„en enuiaus. 44 

In den „Statutes, ordonnances and customs to be observed 
in the army“ des Königs Richard II. 1385 heißt es 4 ): „Si ancun 
„prent un prisoner, quil preignesafoy 5 )et aussi son bacynet ou 
„gaunt destre de li en gage et en signe qil li ad ensi pris, ou 
„qil le laisse en garde a aucun de soens. 

Im Englischen ist die Wortform für den dort ebenfalls vor¬ 
kommenden Begriff der fides facta faye = faith. Heinrich V. von 
England erließ vor seinem Kriegszuge gegen Frankreich im Jahre 
1415 Kriegsartikel, in denen bestimmt wurde, daß ein Gefangener 
demjenigen gehöre, „who that first may have his faye and shall 


b) den Gefangenen sichern — ihn sichern von (~ vor) etwas, z. B. doch 
hat ihn der von Payrn gesichert von dem Streit. 

c) mit dem Ginitiv dessen, was ihm gesichert, zugesichert ward z. B. 
,.des Lebens“ — ihm das Leben, ritterliches Gefängnis zusichern. 

2. vom Besiegten in intransitiver Form, ebenso wie fiancier = sich 
ergeben, dem Sieger Folge geloben (Grimms Wb. unter e) „Sobald» 
Asselin gesichert hatte.“ 

3. Die Form „Die Gesicherten (und Gehuldigten)“ s. S. 93 kann be¬ 
deuten: Gefangene z. B. Die Wehrfähigen in einer eroberten Stadt,, 
die durch Gelübde gesichert sind, (wie zu 1 a), oder denen etwas zuge¬ 
sichert ist, (wie 1 c) oder endlich solche, die gesichert haben, (wie zu 2 .} 

*) fiancer prison = donner sa parole de ne pas chercher ä s’ echapper 
fiancer — promettre, jurer, (Godefroy dictionnaire de l’ancienne langue 
fran^aise); fiancier foy = fidem facere. 

2 ) Bataille des trentc Englois et des trente Bretons, 491, Crapelet cit. 
b. Godefroy u. Ward, a. a. 0. II, 165. 

3 ) Ms. Fribourg fol. 127 e cit. b. Godefroy. 

4 ) in Nys „Les origines a. a. 0. S. 205. 

6 ) prendre la parole de qn. — recevoir son engagement, sa promesse 
cf. Godefroy. 
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not neede to abide by hira 1 )“; Diese Vorschriften lassen auf all¬ 
gemeine Übung des Brauches schließen, daß die Gefangenen 
feierlich versprachen, nicht zu entfliehen, so daß eine Bewachung 
nicht nötig war. 

Hier und da 2 ) kurz erwähnt, aber für unsere Ausführungen 
von mehrfacher Bedeutuug ist die Erzählung aus den Chroniques 
von Froissart aus dem Jahre 1388 von dem Herzog von Geldern, 
der auf dem Wege zum Hochmeister von Preußen in der Nähe 
von Stolpe gefangen genommen wurde. Besonders bemerkenswert 
wird die Stelle, vor allem auch durch den bisher nicht beachteten 
Schluß mit der französischen Schilderung des Urfehde-Versprechens 
des Herzogs. 

Oeuvres de Froissart. 

Chroniques XIII Bruxelles 1871. 1380= 1389 (1388) (Le duc 
de Guerles et ses gens) „furent menes prisonniers en une ville, 
„et fiancierent (chascun qni tailli£ estoit de oe faire) foy, 
„prison et serement vers ungs et autres qui nies jus les 
„avoient, Et par esp6cial le duc de Guerles fian^a prison par 
„foy, Obligation et serement vers ur.g escuier quy s’appelloit 
„Conrart, son sournon ne S 9 ay-je pas. Et furent le duc et ses gens 
„men6s en une forte ville en la terre de ce duc de Estneple 
(Stuelpe) 3 ). Als „les hauls maistres de Prusse“ dies vernahmen, 
brachen sie von „Conniseberghe“ auf, um den Herzog zu befreien. 
Der Ritter sah, daß er die Stadt nicht halten konnte, und zog ab, 
vorher aber sprach er den Herzog folgendermaßen an: „Duc de 
„Guerles, vous estes mon prisonnier et je suis vostre maistre. 
„Vous estes gentil homme et loyal. Vous m’aves promis et 
„jurö par vostre foy et serement que, quelque part que 
„je iroie, ne vouldroye aler, vous me sieuvri6s. Je ne scay 
„se vous avös mand6 le grant. maistre de Prusse. II vient par 
„dechä efforcieement, et ne suis pas conseilli6 de luy attendre et 


*) Ward, I S. 303: In Barrington (Observ. on the more ant. Statut.) 
wird das Wort faye erklärt mit „proiniae given to the captor by the person 
taken, that he would remain his prisoner.“ 

2 ) z. B. Ward, An Enquiry etc. II S. 186, 187 u. Nys. 
s ) Duc de Pomeranie etait Wratislas. — Stolpen, aujourd’ hui Stalpe, 
est une ville de la Pomeranie, actuellement comprise dans le gouvernement 
de Coeslin. 
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„pour ce demour&j, se vous voul6s, on me sieuvßs, se vous voul6s. 
„Je empörte vostre foy avecques moy.“ Vous me trouveres 
„en tel lieu.“ Si luy nomme ung chastel fort 4 merveilles et hora 
de chemin.“ Dann kam der Hochmeister, befreite den Herzog, 
der sich mit ihm nach Königsberg begab. Dort aber „il ot 
„pens6 et ymagin6 sur ces besoignes comment cest. escuier 
„l’avoit fianci6 par foy obligi6e et quel chose il luy avoit 
„dit 4 son dßpartement, si fut tout esbahy et dist en soy-meismes 
„que par nul tour il ne povoit veoir que il feist loyault6, ne que 
„il s’acquitast bien de sa foy“: er erklärte, nicht länger bleiben zu 
wollen und ließ sich durch kein Mittel, nicht einmal durch 
Dispensation und Absolution dazu bewegen, „car il se mist au 
„chemin et s’en ala en la ville et prope lieu ou son maistre qui 
„prins et fiancie l’avoit, demouroit. Dont toutes gens qui en 
„oyrent parier, luy tournörent 4 grant vertu et bont6“. Die An¬ 
gehörigen des Herzogs verhandelten wegen seiner Befreinung, „et 
„fut delivrß parmy le moyen de ce duc d’Estueple, qui grant 
„peine y rendi, et non obstant tout ce, ce duc d’Estueple, avant 
„qu’il volsist consentir que le duc de Guerles yssist hors de 
„dangier, ne de sa terre, il convint que il jurast et säellast 
„que pour tousjours et 4 jamais de ceste prise luy, ne 
„ses hoirs, ne homrae de sa terre, il ne povoit prendre (ne 
„arrester par vengeance, ne) par voye de dissimulation, ne 
„autrement. — Et ainsi dßparty le duc de Guerles“. — 

Wir sehen, daß es als gute Rittersitte angesehen wurde, auf 
jeden Fall sein Wort zu halten, ob man später von seiner Partei be¬ 
freit wurde oder nicht — recoux ou non recoux *) — wie man sagte. 
Der Sieger pflegte auch wohl, wenn er Grnnd hatte zu befurchten, 
daß der Gefangene von den Seinen ira Schlachtgetümmel wieder 
befreit werden könnte, bei der Gefangennahme außer dem üblichen 
Gelübde noch eine besondere ehrenwörtliche Versicherung 
zu verlangen, daß der Überwundene sein Gefangener bleiben 
würde, „recous ou non recous“. Ward 8 ) gibt für diesen Brauch 

J ) „recous oder recoux = rescousse = Secour — aide — dälivrance“ 
Nys origines, S. 247 (Godefroy); Nys, Le droit de la guerre etc. S. 144. 

2 ) Ward, an Enquiry into thc Law of Nations in Europe from the 
time of the Greeks and Roman to the age of Grotius. London 1795 Bd. IL 
S. 183ff.; auch Nys, origines etc. 
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mehrere anziehende Beispiele aus Froissart. Eins sei hier an¬ 
geführt aus den Kämpfen zwischen. den Heeren Englands und 
Schottlands, das genau die bei diesem Brauche vorkommendeu 
Formeln enthält und daher von großer Wichtigkeit ist. Es 
trafen sich, so schildert Froissart 1 ), auf einem Streifzuge 
der schottische Ritter James Lindesey und der englische 
Matthew Redeman. Ein heftiger Kampf entspann sich, in dem 
Lindesey siegte. Redeman rief aus „Messire Lindesee je me rends 
„a vous“, „Voire“, dit le Chevalier, „recoui ou non recoux“ 
„Je le veuil“ dit Redeman, „vous me ferez bonne compagnie.“ 
„Quelle chose voulez vous que je face? Votre prisonnier je 
„suis, vous m’avez conqui6.“ „Et quelle chose voulez-vous que je 
„vous face,“ repondit messire Jacques. „Je retonrneroye volontierst 
dit messire Matthiew, ä „Neufehastei, et dedans quinze jours, je 
„me retrairay vers vous en Escoce, la, ou il vous plaira m’assigner 
„journ^e. „Je le vueil“ dit Lindessee: „vous serez par votre foy 
„dedans trois semaines en la ville de Haindebourg (Edinburgh) — 
„Tout ce luy convenanya et jura Messire Matthiew Redeman.“ 

Der englische Ritter hielt sich auch dann noch an sein 
Wort gebunden, nachdem Lindesey von andern englischen Rittern 
gefangen genommen war, und Redeman ihn als Gefangenen seiner 
Partei in Newcastle wieder sah. 


§ 9 Feldsicherheit und Feldgefängnis, Beurlaubung und 
Urfehde im spätem Mittelalter. 

Die Anwendung des Wortes und des Begriffes „Feld- 
sicherheit“ ersehen wir aus einer Quelle aus den rheinischen 
Städtefehdeu: lm Senckenberg *) findet sich ein Brief der Bürger¬ 
meister und des Rats zu Worms in einer Fehde gegen die Stadt 
Oppenheim au6 dem Jahre 1389, worin es heißt: 

„Da selten Ihr wissen, daß Wir dem Rath zu Oppenheim 
„baten, daß sie . . . unsre gefangene und auch die ihren so sie 
„wieder gefangen, unterwießen, daß unsere Gefangene uns und 
„unsem Dienern ihr fehlt, in Sicherheit und gelübt hielten.“ 
und weiter: 

*) Froissart v. 1. ch. 163, zitiert nach Ward. 

2 ) Selecta Iuris et Historiarum. Tom II. Frankf. a. M. 1734 S. 677. 
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„und nachdem als sie in diesem Krieg größlich wieder uns 
„und die unsrige gethan haben. — Als wohl kündlich ist, und 
„meinen, daß sie ihren Ehren und die ihren Feldsicherheiten 
„und Ayden vorhin billig genug gethan hätten, ehe sie uns uff 
„tag gebotten hetten zu riten und hoffen, daß sie ihren Ehren 
„und ihren Ayden und Feldsicherheiten damit nicht genug gethan 
„haben, etc. Ferner klagen sie die Oppenheimer an, daß „die 
„ihren, die wir gefangen han ihre Feldsicherheiten und Ayd 
„an uns und unssern Dienern gebrochen und nicht gehalten han.“ 
Besser als andere Quellenstellen ist ein Beispiel aus den 
„Diplomata et Chartae XXXVI Miscelli Generis Vasallos et Cives 
nobiles Francofurtenses, extra Civitatem olimHabitantes, spectantia *)“ 
No. X das eine ganze Musterkarte der besprochenen Begriffe ent¬ 
hält: „Wernheri de Hirtzenhayn obligatio, qua lytrum C. C. 
„florenorum Senatui Francofurt. se soluturum spondet 1414.“ 
Wernher von Hirtzenhayn hatte eine Fehde mit der Stadt Frankfurt 
gehabt, war, wie er sagt, ihr „wiedersagter fient gewest“ und 
war gefangen mit eren“ er wird jedoch 1414 losgelassen 
gegen das Versprechen, 1415 Pfingsten 100 gülden und 
weitere 100 etwas später, ane alle verzog, hindemisse und intrag, 
ane alle geverde und böse Ffinde“ zu zahlen, darüber wird ein 
„Brief“ aufgesetzt, in dem es heißt, daß er dies für sich und 
seine Erben etc. „mit guten truwen an eins rechten Eits und 
„Feltsicherheit stad globt und zun Heiligen gesworen daz also 
„stede etc. zu halden . . . und darwider nit zu tun noch bestellen 
„getan werden mit Schrifften Worten oder wercken heimlich _odir 
„offenlich mit Gerichte oder ane Gerichte etc. und wo ich in solich 
„summe Gelds zu iglicher zyt nit bezalte, als vorgeschriben, oder 
„bede mit schrifften oder sust anders dafür eines teils oder zumale 
„von mynen wegen geschee, so sulde ich erloiß, truweloiß 
„und meyneydig sin“ etc. Alle die verabredeten Punkte etc. 
zu halten haben die Brüder „mit guten truwen an Eidsstat vor 
„uns und unsere Erben Irme Burgemeister hant in hant globt 
„und darnach uff den heiligen gesworn.“ . . . 

„Deden wir des nit, so sulde ich Wernher vorgenant truwe- 
„loiß, erlois und meineydig sin, so sulde ich Adolff vor- 


l ) Senckcnberg S. 52. 
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„genant unvertzoginlich gein Franckfurt in die Stad in ein her¬ 
ber ge die sie mir den benanten in Gysselswise kommen mit myn 
„selbes libe etc.“ — N. XII. An demselben Tage geben die 
beiden Brüder von Hirtzenhein einen „Revers“, in welchem sie 
bekennen, daß sie „eine alte Orfride“ globt und geschworn . . . 
die obvermelte Gefengnus Werhers gegen denen von Franckfurt 
nicht zu rechen, und verzeihen sich aller Ansprache so sie gegen 
selbige etc. haben muchten.“ 

In ähnlich anschaulicher Weise zeigen uns die Aktenstücke, 
die über die Gefangenschaft des Herzogs Friedrichs von Braun¬ 
schweig 1456—1458 uns erhalten sind, die Anwendung der ver¬ 
schiedenen Art des ritterlichen Ehrenwortes sämtlicher besprochenen 
Fälle. Die Bürger der Stadt Münster hatten eine Fehde mit dem 
Capitel wegen Besetzung des Bischofsstuhles, für den jede Partei 
ihren Kandidaten hatte. Ein „bellum grave“ entstand, wie der 
Chronist sagt, die Münsteraner dangen sich den Herzog Friedrich 
von Braunschweig mit einer großen Ritterschar. Es kam zu 
einem Treffen bei Vardar, in dem der Herzog von einem Ritter 
der Gegenpartei gefangen genommen wurde 1456; er blieb in 
libera custodia und erlangte erst 1458 seine Befreiung, die 
Fehde aber wurde fortgesetzt. 

Gud. II S. 1322. No. CCCXLVIII. 

Dux Fridericus, obtenta ä detentore suo licentia petendi 
Coloniam, sese intra terminum quindenae praefixum in loco 
arresti denuo stiturum, nec ulla arte vel ingenio fugam attenta- 
turum, pollicetur sub iactura fidei et honoris. 

An 1456. 

„Wir Frederich etc. Hertzoch zu Brunynswich etc. So als 
„wir dem Strengen Herren Lutter (Lothar) Quaden etc., Ritter, in 
„die overste Burgh des Sloß Thomberg by Reymbach gelegen eyn 
„Veldgefencknisse gehalden han; und derselbe Hr. Lutter uns 
„des Gefencknisse nu vort Dach gegeyen hat . . ., viertzen 
„dage lanck, ... hier enbynnnen zu Colne zu blyven; so bekennen 
„wir ... dat wir mit uns selfs Lyve up den . . . und den . . . 
„widerumb in dat Sloss zu Thomberg . . . körnen, da blyven, 
„und eyn Veltgefencknisse halden sullen ind wullen; Ind nit 

Crantz Saxon. L. LXI, 36. cit. bei GudenusII. 
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„von dannen körnen noch scheiden in keyne wys, id en sy 
„dan mit guden wissen und willen der . . . 

„Ind off wir eyniche Sachen, kunst off behendigkeit vurnemen 
„off deden, . . . dat wir buyssen wyssen und willen Hern Lutters ... 
„uss synre gewalt off gefencknisse van Thomberg quemen, so 
„sullen wir van stunt... truwelos, erlös und meyneidich syn,. 
„als der iener, der syne gelofde ind Veldgefencknisse meyn- 
„edich ind lovelos wurde, sunder eyniche Widerrede. Ind 
„dan auch zu Hernn Lutters ... manungen wider zu Thomberg 
„in gefencknisse körnen, und blyven in alre massen wir ytzunt 
„syn. Als wir dat alles in derselben Veldsycherheit, wir vur 
„gedan haven, bei unser Fürstl Eren und Wirden, in guden 
„Truwen geloift ind gesichert. Ind darzu mit unsen up- 
„gereckten vingern gestaifden Eydz lyfflicken zu Gode ind den 
„Hilligen gesworen han, vest, stede ind unverbrüchlich zu halden.“ 
CCCLIV. Ducis Friderici, taxati ad Lytrum 8000 fl. Reversale» 
de non vindicando. Ceterum laudans, quam comiter a detentore 
suo habitus fuerit. An 1458. 

„Wir Friderich . . . 

„so bekennen wir, dat ... Ind wir, noch nymans von 
„unsen wegen, ensullen ... des gefencknisse, ind wat sich daruff 
„entstanden an uns gelacht und gekert ist, nummerme an Hern 
„Lutter . . . noch den yren nyt rechen, noch sy darumb beda- 
„dingen noch argwilligen, mit Worden noch mit Wercken, heymelich 
„noch offenbar, in keyne wyss.“ 


III. Kapitel. 

Die Geltung der ehrenwörtlichen Verträge Kriegsgefangener 
im Rechte des Mittelalters. 

§ 10. Die deutschen Rechtsbücher, besonders Sachsen¬ 
spiegel Buch III Art 41. — Der Treubruch. — 

Diese mittelalterlichen Fehde- und Kriegsbräuche wurden 
auch vom Rechte der großen deutschen Rechtsbücher des Mittel¬ 
alters, die das ganze deutsche Recht bis in die neuere Zeit hinein 
beherrschten, als verbindlich anerkannt. 
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Der Sachsenspiegel 1 ) enthält eine für unsere Untersuchung 
sehr bedeutsame, vielumstrittene Stelle über Entlassung Gefangener 
— sowohl vorläufiger als endgültiger — gegen Treugelübde*). 
Eike führt darin aus, daß Versprechungen Gefangener nicht 
bindend sein sollen, erkennt aber zwei Ausnahmen davon an: 
wenn nämlich der Gefangene bei vorläufiger Entlassung seine 
Rückkehr, bei endgültiger Entlassung mit Urfehde die Unter¬ 
lassung künftiger Feindseligkeiten durch'Treugelübde 
verspricht. 

Buch III Art 41 § 1. 

Iecliches gevangenen tat und lob en sal durch recht nicht 
stete sin, daz her binnen deme gevanknisse gelobet. Let man 
in aber ledic uf sine truwe riten zu tage, her sal durch 
recht widerkomen und sine truwe ledigen. Gilt her oder wirt 
her ane gelt ledic, wilche urvede her gelovet oder sveret, die 
sal her durch recht leisten und anders nichein gelobede daz her 
binnen gevengnisse gelobet oder tut. 

Mir scheint, daß aus dem hier erörterten Zusammenhänge 
neues Licht auf dieoe Stelle fällt: Zweifellos erscheint Zunächst, 
daß Eike, nicht nur die Gefangenschaft im Strafrecht und aus 
civilen Anlaß ^m Auge hat, sondern (auch) die in ritterlichen 
Fehden und im Kriege. Darauf deutet das „riten zu tage“, und 
auch die Glosse spricht das aus (s. unten), wenn sie sagt: 
„dann da man diese zwei (Stücke) nicht halten müßte, so würde 
kein Krieg berichtet.“ Das Treugelöbnis ferner oder der Schwur 
allein bewirkt nicht die rechtliche Bindung des Gefangenen an 
sein Versprechen, denn wer in Banden und Fesseln etwas gelobet, 
der hat nicht seinen freien Willen, er steht unter dem Zwange 
und ist in der Gewalt des Siegers, darum heißt es in § 1 
„jecliches gevangenen lob en sal durch recht nicht stete sin“ 
(s. auch § 3). Der Inhalt der genannten Zusagen vielmehr bewirkt 
die rechtliche Bindung, besonders offenbar der Umstand, daß man 
bei der Gewohnheit des Lösegeldes ohne die vorläufige Entlassung 
zu seiner Beschaffung garnicht auskam, und daß die Entlassung 


*) fast wörtl. ebenso „Der Spiegel Deutscher Leute“ (276 ed. Ficker) 
ähnlich Schwabenspiegel Landrecht (ed. äengler c. 255). 
s ) sh. Gierke a. a. 0. S. 222 ff. bis Anm. 128 ff. 
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gegen Urfehde ein alt überlieferter, tief nn gemaru'chei! -Keglits- 
jbewußtstdn wurzelnder Brauch war. ,i?aß 4ie Gelöbnisse eines 
öttiftHgenen durch die starke 

Trwugeiiibde und Kid, gesichert wurden, hnf- die piwgop^ i'flr da« 
Bbrenwort im Kricg.ii'eeht- UUpffUirien allgemeinen Griimk. 

Besonder?' wichtig aber.; für ■ iitism. CutersuclmriK; fei die 
. ausurücklirht* Hervorhebung, tlaü bei Freilassung, Gefangener auch 
. ohne Lko»e!d nui gegen Urfehde, «las «el'fliejde ltt'ligelfVbiie, werfere 
Fei.fitleellgkt'ii.nt vn unterlassen, ;il>: gültig meldet wird, ..gilt her 
■ oder wirt her arte gelt Uulte, wrlriie nrvede her . geksvet, die 
sul he durch recht leiste»*' *), wonms man «schließe» muß. tlail 
amdr mdion&ithi^fi,tHgen gegen 
Treugelübvie i.lnrcb altüherKeferte Ühivug ?u einerß f'esis.feln/uden 
Brauche sich entwickelt hafte. 

Die Kj'kh'iri'r dieser Stelle henvüheu sich i.lnr?»j.Jggett. weshalb 
trn'tz. de? Zwang*** gerade .die. zwei. mväimten.-%lübni>>e der 
•Heföngenen gültig ■«••i-. soHenfe,; ebenso wte die Sciintl^ieUer auch 
das |tjn twm (io nun smjdim imiitandu contra- eapbronrH-' unter 
dein (f.g.i-'iilsjs.uikre des Zwanges 'durch dm Bieget befrachten. 
I>et Gedanke, daß 4ig|e ¥&$prwl(X&$jek durch ihm. Biegt» er¬ 
zwungen »der erpreßt Wurden -»in solUetn liegt mit K. der gcr- 
mtmisn'hen BeHdsauitassung fern. Die Sitte desf.tesegeidef'ffuhrtfe 
zd Zeiten gewiß ?h häsei! Äft*W;öc;h?en iiud vor allem auch.wohl 
zm; Kr{''re?sung eine? unerschwinglichen tösegeldes. besonders -bei 
Rittern iu»F Fürsten. die ;>B reich ghitetg aber im allgemouiert 
ist doch «lie Freüassting.tfehnctgener gegen Lbsegeld, Urfehde. »der 
gegen da? Verspreche». nicht mehr gegen «len : Sieger zu kämpfen, 
als. ein dem' Getmigenew günstiger Brauch uiizuseheh. ".Schon in;' 
früher Zs?if. bildete sich eine gewisse N^rn« in der Hübe des i.ose- 
geldes heraus-;, oft- -nur-lf war das lAgcgeid gering* Js e*. kau» vor, 
daß Sieger um! Besiegter ife.gegeißeiUgem 'Kutgegenkönmicn bei 
der. Festsetzung der Summe. wetteiferte»*)- i*»e. 'Oi?iang.eüH;haft' 
.aber war hart, die Freiheit war des; Gerutätie» <?ki»:fpk 

i^*r i?\')Ck\< y l i HGirsdiui Leutr r. *Ut ur ovfen- vrirt. »-.r smc ge)fc 
, . ed. Fidu’i. 

■: l v u uUt'lt j* rt. IVhMikittu^l S. 187*/? u-ckt. 5?.-23 fl. 

*> H» Äv^lä-, HoUHt 8. 106 u. Gen riM*., um. S. 107. 

' -ti -165 ff»' . 
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das er gern jedes Opfer brachte. Das Kriegsglück mochte ihn 
schadlos halten. Oft auch wurde ihm das Lösegeld von seinem 
Lehnsherrn oder seinen Vasallen, von Verehrern oder Verehrerinnen 
dargebracht. Ebensowenig brauchte der Gefangene im allgemeinen 
zur Urfehde gezwungen zu weiden, er war im ehrlichen Streite 
besiegt und gefangen, der Gegner war der Stärkere, Herr über 
Leben und Freiheit. Da war die Entlassung gegen Urfehde in 
erster Linie eine hochherzige Tat des Siegers, gegen die der 
Gefangene das Sühnegelöbnis ohne Bedenken leistete. 

Die Glosse zum Sachsenspiegel 1 ) sieht daher nicht mit Un¬ 
recht den Grund der Gültigkeit beider Arten von Verpflichtungen 
darin, daß diese zugunsten der Gefangenen selbst abgeschlossen zu 
werden pflegen; sie bemerkt „das erste ist, ob er hat angelobt, sich 
wieder einzustellen, welches dann den gefangenen selbst zu gut also 
gesatzt ist, auf daß man ihn desto lieber glaube und Tag gebe, auch 
sich selbst desto fleißiger bemühen mögen, damit sie sich ledigen 
können. Darum, weil es ihnen zu frommen geschieht, billig das 
sie es auch halten. Das ander Stück, so die gefangenen halten 
sollen, ist die Sühne und Richtung oder uhrfriede, dann da 
man diese zwey nicht halten müßte, so würde nimmer 
kein Krieg berichtet. Und solches ist auch um der gefangenen 
bestes willen also gesatzt, auf daß sie nicht treu- und ehrlos 
werden und desto ehe irer gefängnis erledigt werden.“ 

Auch die Strafe für den Treubruch stellt der Sachsenspiegel 
fest, in I, 40 heißt es: „Sve so trüwelos beredet wirt, oder here- 
„vluchtich ut des rikes denste, dem verdelt (durch Urteil ab- 
„sprechen) man sin ere unde sin lenrecht 2 )“. Die Glosse zu 
dieser Stelle erwähnt schon die später als Kriegsbrauch bis in 
das 18. Jahrhundert erhaltene dreimalige Ladung vor der Ehrlos- 
Erklärung: „Nun möchstu fragen: Wie sol man ihn bereden?... 
„Man sol zwier über ihn klagen ohne gerüffte und in der dritten 
„Klage mit gerüffte klagen, als über eine Missethat. So sal man 
„ihn denn vorheischen und beboten, und zu bürge bieten und 
„betagen als einen missthätigen man, den man vorfesten solt oder 


>) Eykens von Repgow Sachsenspiegel v. D. Carl Wilhelm Gärtnern 
Leipzig 1732. 

2 ) Einige Handschriften haben „recht“ oder lanth recht.“ 
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„todten, also theilt man diesen ehr- und gutlos. ln diesem fall 
„aber mag niemand ein Urtel finden, er sey denn des beklagten 
„genösse, oder ihm ebenbürtig, darum, daß er das Lehenrechtbetrifft.“ 

Die Verurteilung geschah demnach durch Standesgerichte. 
St. Palaye 1 ) schildert eindrucksvoll, mit welch feierlichen 
Zeremonien öffentlich vor allem Volke ein Ritter, der die Ehre 
des Standes durch Wortbruch befleckt hatte, unter den entehrend¬ 
sten Strafen aus dem Ritterstande ausgestoßen wurde. Die feier¬ 
lichen Turniere gaben Gelegenheiten zu solchen Ehrengerichten*). 

Bezeichnend aber ist für uns, daß die Treulosigkeit mit der 
Heeresflucht zusammengenannt ist; und wir dadurch auf das Kriegs¬ 
recht besonders hingewiesen werden. 

Die Hinzufügung von Ehrenklauseln unterwarf den Treulosen 
der Ehrlosigkeit unmittelbar und, ohne daß — wie oben hervor¬ 
gehoben — Klage und Urteil nötig war 3 ). Der Schuldner räumte 
durch die Erklärung, bei Treubruch als ehrlos, rechtlos, meineidig 
und glaubbrüchig zu gelten, dem Gläubiger das Recht des außer¬ 
gerichtlichen Zugriffs auf die verfallene Ehre ein. Der Vertrags¬ 
gegner erlangte durch den Treubruch das Recht der Ehrenschelte 
durch Wort und Bild, konnte den Treulosen öffentlich als Schelm 
berufen und seinen Namen an Galgen und Rad schlagen lassen. 

Diese mittelalterlichen Gebräuche wurden zwar durch die 
Reichspolizeiordnung von 1577. Tit. 35 § 7 verboten, sie erhielten 
sich aber noch lange im Kriegsrechte, wo wir ihnen noch bis ins 
18. Jahrhundert begegnen 4 ). 


§ 11. Das kanonische Recht. 

Eid und Treugelübde — Eidbruch und Treubruch. 

Auch die Kirche erkannte die Gleichwertigkeit des Treu¬ 
gelübdes mit dem Eide an s ); den Klerikern konnte der Eid er¬ 
lassen werden, und bei den Rittern genügte man sich mit dem 

>) I, 316. 

*) Ward a. a. 0. II, 176; Barthold, George v. Frundsberg S. 215. 

3 ) S. 12. Gierke S. 256: Puntsckart, Schuldvertrag und Treu- 
gelöbuis, S. 5 ff. und die dort Angeführten; Haitaus 17*. 

4 ) s. unten S. 100 ff. 

r ’) z. B. Dccret. Gregor IX. L. I. T. XL. c. 3. 
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Treugelübde 1 ), nach und nach jedoch immer mehr unter dem 
Gesichtspunkte, daß das Gelübde „an Eides Statt“ abgelegt 
und so als Ersatz für den Eid angesehen wurde. Die Kirche zog 
neben den weltlichen Gerichten das eidliche Versprechen und auch 
das Treugelübde vor ihre Schranken. Als Beispiel sei die Refor¬ 
mation der geistlichen Gerichte im Stifte Würzburg des Bischofs 
Gottfried aus dem Jahre 1447 angeführt, der verordnet, daß die 
bürgerlichen Streitigkeiten zwar allgemein den weltlichen Gerichten 
überlassen werden sollten, es sei denn u. a. „als ob in einer Sache 
zwischen den Partheyen handgegebene Gelubdtnus an Aydtes Statt 
gethan worden 2 )“. Die Entwickelung aber verlief in Deutschland 
anders als in England. Die Versuche der Kirche, das eidliche Ver¬ 
sprechen als causa mere spiritualis ausschließlich vor ihr forum 
zu ziehen, blieben erfolglos. 

Die Kirche neigte aber naturgemäß dahin, der religiösen 
Bindung des Eides immer größere Kraft zuzusprechen, und ent¬ 
wickelte die Lehre, daß mit Ausnahme des „iuraraentum contra 
utilitatera ecclesiasticam praestitum“ jedes eidliche Versprechen 
gehalten werden müsse „quia per iuramentum obligatio fit deo 
principaliter“, daß ferner der Eid sogar einem ungültigen Ver¬ 
sprechen Gültigkeit verleihen könne, wenn nur das Versprechen 
nicht gegen ein Verbotgesetz oder gegen die guten Sitten ver¬ 
stoße, oder durch die Erfüllung das Seelenheil mehr gefährdet 
werde als durch den Eidbruch 3 ). 

Wenn auch im Mittelalter diese Lehre auf die weltlichen 
Gerichte nur vereinzelt Einfluß gewann, so fand sie doch nach 
der „Reception“ Eingang und gab, abgesehen von Einzelfällen, 
dem Eide im Zivilrecht den Vorrang vor dem Treugelübde. 

Besonderer Erwähnung bedarf hier, daß die Lehrer der Kirche 
auch das Kriegsrecht im Mittelalter gefördert haben 1 ): Die 

*) Haitaus, a. a. 0. zum Worte: Eid, Sp. 275 „Jusiurandum saepe re- 
missum fuit Clericis propter ordinis reverentiam, aut fides stipulata pro 
iureiurando admissa. 

*) Lfinig, Reichs-Archiv, P. spec. Cont. III p. 258. Haitaus, zum 
Wort Gelübde. 

8 ) Gierke S. 238, 241, 243, 244; Eck, Materia juramenti N. 82, 165. 

4 ) Nys, Le droit de la guerre et les precurseurs de Grotius S. 126, 
158ff.; Rivier, literarhistorische Übersicht der Systeme und Theorien des 
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Kanonisten und Scholastiker des XIII. u, XIV. Jahrhunderts 
beschäftigen sich im Anschluß an Gratian mit einzelnen Fragen 
aus dem Kriegsrechte: ob und wann der Krieg erlaubt, gerecht, 
geboten sei; ob es gestattet sei, Kriegslisten zu brauchen, und 
ob man dem Feinde die Treue halten müsse. Thomas von Aquino 
(1227—1274), Heinrich von Susa (Hostiensis, f 1271), die Ver¬ 
fasser der Summa Monaldina, der Silvestrina und der Angelica, 
Heinrich von Gorcura (Gorrichem), Vice-Kanzler von Köln, und 
andere schreiben über Kriegsrecht.. 

Von Bedeutung ist die Frage besonders, ob dem Feinde 
die Worttreue zu halten ist. Gratianus führt in seinem 
Dekret eine Stelle des heiligen Augustinus an „fides enim quando 
promittitur, etiam hosti servanda est, contra quem geritur 1 )“. 
Beide unterscheiden davon die Frage, ob Kriegslisten erlaubt sind, 
Gratian sagt mit Augustinus: „cum autem justum bellum sus- 
ceperit, utrum aperta pugna, utrum insidiis vincat, nihil ad justitiam 
interest 2 ). Auch Thomas von Aquino erörtert diese Fragen in 
seiner „Summa totius theologiae“, und lehrt: licitum est insidiis 
uti ad victoriam consequendam dummodo non rumpamus fidem“. 

Auch die kirchliche Strafgewalt beim Meineide und beim 
Treubruch geht neben der weltlichen einher: Im alten germanischen 
Rechte finden wir Verträge, durch die der Schuldner sich für den 
Fall des Versprechensbruchs dem Kirchenbann unterwirft 3 ). Im 
Mittelalter werden Meineid und Eidbruch als „delicta mixti fori“, 
angesehen, sie werden bald als peccatum mortale, bald in leichteren 
Fällen als peccatum veniale verurteilt und mit Kirchenstrafen belegt 

Es zeigt sich auch hier, daß die kanonischen Schriftsteller 
sehr weit gehen in der Gleichwertung des fidei praestatio mit 
dem Eide. Eck erörtert in seiner „materia juramenti 4 )“ (s. 
unten) die Frage, ob die Berufung auf einen früheren Eid in An¬ 
sehung der strafrechtlichen Folgen dem Eidbruche gleichstehe; 
z. B. die Formel „Bey dem Aid, den ich meinen herren gethau 

Völkerrechts seit Grotius, in Holtzendorffs Handbuch des Völkerrechts 
1885, S. 396. 

1 ) Decreti sec. Pars, Causa XXIII, qu. I, c. 3. 

2 ) Decreti sec. Pars, Causa XXIII, qu. II, c, 2. 

3 > Gierke, a. a. 0. S. 189, 238ff. 

4 ) De materia juramenti Nr. 123 n. 124 (s. unten). 
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hab“, Eck sagt: „si falsum dicit, est perjunis“. Er fahrt auch 
die abweichende Meinung des Angelus an, der in der Berufung 
auf einen früheren Eid nur eine „fidei praestatio“ sehen will. 
Immerhin, sagt Eck, sei zwar vor Qott „quo ad peccatum mortale“ 
kein Unterschied zwischen einem perjurus und einem „fidefragus“, 
dennoch „quo ad poenas juris ein Unterschied insofern, als der 
perjurus Clericus sein Amt verliere, nicht aber der fidefragus 1 )*).“ 

Hier darf nicht unerwähnt bleiben, das die Kirche im Mittel- 
alter und zu Beginn der neuern Zeit keineswegs zur Stärkung der 
Achtung vor dem Eide und dem Treuworte beitrug: Im Gegenteil, 
weltliche und geistliche Fürsten und Herren wandten sich nur zu 
oft mit Erfolg nach Rom, um sich von den lästigen Folgen ihrer 
Eide ledig sprechen zu lassen. Ein Vorwand fand sich immer. 
Die Politik der Kirche und einflußreiche Verbindungen spielten 
dabei eine große Rolle. Die Unsitte verbreitete sich so, daß in 
den Verträgen die Parteien sich ausdrücklich verpflichteten, die 
Lossprechung von dem Eide nicht nachsuchen zu wollen; und trotz¬ 
dem geschah es. 

Aber das öffentliche Gewissen war empfindlicher, als das der 
Beteiligten, nicht selten finden wir in dem Bericht von späteren 
unglücklichen Unternehmungen eines solchen Herrn bei den Schrift¬ 
stellern die Bemerkung, daß das Unglück die Strafe für die Treu¬ 
losigkeit sei. Als Beispiel sei hier die Niederlage Waldemars II 
bei Bornhöved genannt, der ebenso, wie später Franz I Befreiung 
vom Eide vom Pabste erlangt hatte 3 ). 


§ 12. Das römische Recht. Die Kommentatoren 
und Doktoren. 

Bei der Erforschung der Stellung des mitteltalterlichen Rechtes 
zu unserem Kriegsbrauch dürfen wir nicht vorübergehen an dem 
römischen Rechte, das am Ende des Mittelalters, geführt von den 
aus der Italienischen Schule stammenden Gelehrten und von der 
Kirche, die lege Romana lebte, in den endlich siegreichen Kampf 

l ) Eck fährt dafQr folgende Stellen an: Decret. Gregor. IX L. II 
Tit. XXIV c. 10; L. V Tit. IV c. 4; L. III Tit. XXII c. 2. 

*) s. auch Gierke, S. 241. 

s ) Meursi Historica Danica, L 1, z. J. 1227/28, S. 19 u. 20. 

Knorr. Du Ehrenwort Kriegsgefangener. 4 
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mit den einheimischen Rechten und deutscher Gerichtsverfassung 
eintrat. Es kann nicht unsere Aufgabe sein, ausführlich darzu¬ 
legen, wie sich die Doktoren des römischen Rechtes mit unsern 
Verträgen zwischen Kriegsgefangenen und dem Sieger abtinden, 
zumal da sie meistens nur gelegentlich ihrer Erörterungen über 
einzelne Titel des Corpus Juris, wie „de pactis“, „de negotiis 
gestis“, „de re militari, de captivis et de postliminio“ zur Frage 
der rechtlichen Verbindlichkeit, derartiger Verträge mit dem Feinde 
Stellung nehmen. Eine kurze Übersicht über die schon von den 
Post-Glossatoren und Doktoren des römischen Rechtes erörterten 
Fragen ist aber deshalb ebenso unumgänglich notwendig wie die 
über die Stellung der Kirche, weil auf dieser Grundlage die 
sämtlichen Rechtsgelehrten bis ins 18 . Jahrhundert, mit denen 
wir uns später zu beschäftigen haben, aufbauen, und daher deren 
Zweifel und Ausführungen ohne die Kenntnis ihrer Beeinflussung 
durch das römische Recht garnicht zu verstehen sind. 

Nicht geringe Verwicklungen und Meinungsverschiedenheiten 
verursacht der große Umfang des Begriffes „Krieg“ nach damaliger • 
Auffassung 1 ). Das Wort bellum umfaßte sowohl den Begriff des 
Krieges im heutigen Sinne, bellum publicum licitum, justum, etc., 
als auch alle innerstaatlichen Kämpfe, die Privatfehden, Revolu¬ 
tionen, ja selbst Überfälle von Räubern usw. (bellum illicitum, 
privatum, duellum). 

Die Frage, ob dem Feinde die Treue zu halten sei, 
wird daher auch verschieden beantwortet, je nachdem von einer 
Kriegspartei im wahren Sinne des Wortes oder von einem Räuber 
oder von einem unter Bann stehenden Empörer die Rede ist. Aus¬ 
gehend von dem damals häufigsten und schon im Corpus Juris 2 ) 
erörterten (Regulus) Falle der Entlassung gegen das durch fides 
data oder Eid gesicherte Versprechen, Lösegeld zu zahlen oder 
in die Gefangenschaft zurückzukehren, erörtern die Doktoren die 

1 ) S. Levy, a. a.O. S. 5, 8f. Ebenso umfassend war demgemäß das Wort 
hostis. Hotomanus sagt in seinen Quaestiones illustres“ „Höstes omnes 
contra quos arma feruntur. . . 1. vere proprieque hostes externi et pari 
atque nos iure ac libertate utuntur, 2. defectores, 3. praedones, 4. adversariii; 
inter quos non bellum sed civilis discordia 5. proscripti: sive judicio dain- 
mati s. hostes a senatu indicati 6. servi fugitivi. s Nys, le droit de la 
guerre etc. S. 71 ff. 

*) 1. 5 § 3 D. XLIX, 15. 
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Frage, ob eine „Privatperson“ (besonders der einzelne Soldat im 
Gegensatz zu den Heerführern) dem Feinde die Vertragstreue halten 
müsse, (an fides a privato hosti servanda sit). Als Verfechter 
der verneinenden Ansicht wird allen voran Bartolus angeführt, 
nach ihm u. a. Baldus, Angelus, Corneus, Fulgosius 1 ) und 
Jason 2 ). Die gegenteilige Ansicht, die Decius, Alciatus und 
Decianus, Barbatia, Ludovicus Romanus,endlich Duarenus 
Garzias und Covarruvias sowie Hotomanus vertraten, 
wurde zur herrschenden. Im einzelnen wurden viele Zweifelsfragen 
aufgeworfen, aber selbst die Rechtslehrer, die die Frage der recht¬ 
lichen Bindung verneinen, können ein gegenteiliges Gewohnheits¬ 
und Kriegsrecht nicht leugnen, z. B. Baldus selbst 3 ), Fulgo¬ 
sius 1 ) und Jason 5 ). Garcias und Covarruvias schränkten die 
Geltung der Vertragstreue dahin ein, daß ein Versprechen gegen 
das öffentliche Wohl des Staates und gegen dag Kriegsrecht nicht 
verbindlich sei. Salicetus 6 ) erörterte und verneinte die Frage, ob 
das praetorische Edikt „quod vi aut metus causa gestura sit“ An¬ 
wendung auf diese dem Kriegsrecht unterliegenden Verträge finden 
könne. 

Im allgemeinen beschäftigen sich die Gelehrten des römi¬ 
schen Rechts, anschließend an das justinianische Gesetzbuch, 
lediglich mit der zivilen Gültigkeit der Verträge und da 
zeigt es sich so recht, daß unser Brauch ein deutsches Gewächs 
ist, das in uralter deutscher Rechtsanschauung wurzelnd, schon 
damals mehr vor den Richterstuhl der Ehre und der ritterlichen 
Kriegführung gehörte als vor die gelehrten Richter, ebenso wie 
noch heute das Ehrenwort, die Selbstverteidigung der Mannesehre 
und die ritterliche Kriegführung. 

Einen trefflichen Beleg dafür, daß die Rechtsanschauung des 

*) Comment. in primam Pandcctarum partem, To I S. 76, ad 1. „Con¬ 
vention.“ D. de Pactis. ■ ; 

s ) Jason, In primam partein big. veteris, Bl. 154 v. im 1. eandem 

*) Baldus, In primam Dig. vet. partetn commentarii in 1. „uaui et 
Servius“. O. de neg. gest. „Tarnen isti hominesannorum inultum servant ista 
joramenta (de revertendo)“ (fol. 212). . 

4 ) S. unten Albericus Gentilis, „De jure belli“. 

6 ) a. a. 0. 

6 ) Bartholomäus deSaliceto, gest. 1412 zu Bologna: s. Savigiiy, 
Geschichte des römischen Rechts im Mittelalter, VI, S. 262 ff. 

4* 
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römischen Rechts auf ganz anders gearteter Grundlage beruht 
und unserm Brauch verständnislos gegenübersteht, zeigt uns 
Fulgosius, der für seine jede rechtliche Bindung verneinende 
Ansicht ein Beispiel gibt, in dem er die deutsche Herkunft des 
Brauches deutlich zuerkennen gibt. Das Beispiel ist um so wert¬ 
voller, als es immer wieder von mehreren späteren Juristen her¬ 
vorgeholt wird 1 ). Raphael Fulgosius 2 ) führt bei 1. (5) conven- 
tionum etc. D. II. 14 3 ) folgende offenbar schon von Bartolus 
henührenden Fall an: Während des Krieges zwischen den Städten 
Bologna und Imola wurde ein Arzt aus Bologna, der sich bei dem 
bologneser Heere befand, von einem Deutschen (Söldner) gefangen. 
Er versprach 500 aureos Lösegeld und wurde daraufhin entlassen 
gegen sein Treuwort (sub fide), das Lösegeld aus Bologna zu holen 
und zurückzukehren. Er kehrte jedoch nicht zurück. Nach Friedens¬ 
schluß begegnete der deutsche Krieger im Palaste zu Bologna 
dem Arzte und forderte ihn zum Zweikampf heraus (dixit, quod 
volebat secum pugnare), weil er sein Wort nicht gehalten habe. 
Fulgosius entscheidet, daß einzelne Personen weder zivilrechtlichen 
noch strafrechtlichen Anspruch geltend machen können 4 ). 

§ 13. Johannes de Lignano, Honor6 Bonet. 

Die Übersicht über die Stellung des Rechtes zu unserm 
Brauche würde unvollständig sein, wenn die Schriftsteller des 
14. und 15. Jahrhunderts fehlen würden, die Einzelschriften dem 
Kriegsrechte im besondern gewidmet haben. Ihre Kenntnis haben 
uns Rivier 5 ) und ganz besonders Nys 6 ) durch seine unermüdlichen 

] ) Jason, a. a. 0. RI. 154 v.; Zasius s. unten. Belli, s. unten t 
Hotomanus a. a. 0. 

2 ) geb. 1367 in Piacenza, 1389 Professor in Pavia, 1407 in Padua. 

3 ) Comm. in primam Pandect. partem T. I. S. 76. 

4 ) „doctores dicunt hic, quod duces bellorum possunt suo nomine in 
pace facienda remittere injurias et damna singulis illata, ut ipse singuläres 
persone nunquam possint agere civiliter et criminaliter.“ Fulgosius macht 
auch in dieser Stelle Übrigens die Entscheidung im einzelnen Falle davon 
abhängig, ob ein bellum licitum oder illicitum vorlicgt 

5 ) Rivier, Literaturhistorische Übersicht der Systeme und Theorien 
des Völkerrechts seit Grotius, in Holtzcndorffs Handbuch. 

6 ) Nys, Le droit de la guerre et les precurseurs de Grotius S. 158t 
derselbe in der Revue de droit international etc. Bd. XIV. 
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Forschungen in der Geschichte des Völkerrechts übermittelt. Ich 
nenne aus dem 14. Jahrhundert Johannes de Lignano aus 
Mailand, Professor des römischen Rechts in Bologna (f da¬ 
selbst 1383), mit seinem tractatus ,De Bello‘, geschrieben 1360 1 ). 
Er berührt nur kurz die Frage, ob es zulässig sei, sich der 
Kriegslisten zu bedienen, und bejaht die Frage im Sinne des 
heiligen Augustinus und Thomas von Aquino 3 ). 

Von der größten Bedeutung aber für die Kenntnis des Kriegs¬ 
rechtes des 14. Jahrhunderts ist 

Honor6 Bonet (oder Bonnor). 

• Seine Schrift „L’arbre des batailles“, verfaßt um 1387, 
die uns Nys wieder durch eine neue Ausgabe zugänglich gemacht 
hat 3 ), gehört zu den anziehendsten Werken aus der ersten Zeit 
des Völkerrechts. Bonet, ein Süd-Franzose aus der Provence, 
gehörte dem Augustiner-Orden au, war doctor decretorum, Prior 
der berühmten Abtei Salon und lebte zuletzt in Paris. Aristoteles, 
das römische Recht, besonders aber das kanonische Recht und Thomas 
von Aquino sind seine Quellen. Im 4. Teil seines Werkes erörtert 
Bonet die schon mehrfach erwähnten Fragen aus dem Kriegsrechte. 
Seine Lehren werden getragen von christlicher Milde. Bezeichnend 
hierfür ist namentlich sein kraftvolles Eintreten für die Schonung 
der friedlichen Bevölkerung und aller zum Kriegsdienste Unfähiger 
sowie für milde, ehrenvolle Behandlung der Kriegsgefangenen. 
Bonet beklagt, daß von den Gefangenen unmenschlich hohe Summen 
Lösegeldes erpreßt werden; er führt Vorschriften der Kirche an, 
nach denen man es sogar als verboten ansehen könne, Lösegeld 
überhaupt zu fordern, doch, sagt er, sei nach herrschender Ansicht 
und Gewohnheit das Verlangen eines mäßigen Lösegeldes gerecht¬ 
fertigt, der Eid und das Versprechen es zu zahlen, 
verbindlich*). 

Bonet lehrt zwar, daß der Ergreifer Herr des Kriegs¬ 
gefangenen werde, daß er ihn aber, nachdem er ihn aus der 
Schlacht herausgeführt habe, nicht töten dürfe, wenn nicht von 


Abgedruckt in dun Tractatus Tom XVI 

2 ) cap. 65. 

3 ) L’Arbre Des Batailles d'Honore Bonet, public par Ernst N y s, 1883. 
*) T. IV c. XLVII und LX a E. 
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der Möglichkeit der Befreiung weitere Störung des Friedens und 
die Gefährdung des Reiches zu besorgen sei 1 ). Mit diesen Aus¬ 
führungen entschuldigt Bonet, der Franzose, die Ermordung 
Conradins 2 ). 

Bonet predigt die Heiligkeit des Eides und des Treuworts 
auch dem Feind gegenüber 3 ). 

Zwei Kapitel widmet er dem ritterlichen Gefängnisse 
und der Frage, ob ein gefangener Ritter trotz seines Wortes 
daraus entfliehen dürfe. Bonet lehrt, daß das Versprechen und 
der Eid gehalten werden müsse 4 ); doch stellt er eine Reihe von 
Ausnahmen auf, z. B. wenn der Sieger entgegen seinen Ver¬ 
pflichtungen *), den Gefangenen in den Turm wirft und ihn strenge 
überwachen läßt, oder wenn er ihn gegen angemessenes Lösegeld 
nicht freigeben will, oder wenn der Sieger den Gefangenen unter 
Gefährdung seines Lebens und seiner Gesundheit grausam behandelt 
oder gewohnt ist, seine Gefangenen zu töten"). 

Bonet wirft sodann die Frage auf, ob ein Ritter in die 
Gefangenschaft zurückehren müsse ohne die Hoffnung, dem 
Tode zu entgehen 7 ). Bonet geht davon aus, daß der gefangene 
Ritter schwört, mit Lösegeld am bestimmten Tage zurückzukehren, 
oder sich jeder Todesart, die seinem Herrn beliebe, zu unter¬ 
werfen. Einen solchen Vertrag hält Bonet als gegen die guten 
Sitten verstoßend für ungültig. 

Die Ausführungen Bonets sind bezeichnend dafür, daß unsre 
Verträge sich am Ende des 14. Jahrhunderts in Frankreich offenbar 
noch nicht zur allgemeinen Übung und Anerkennung durchgerungen 
hatten, da Bonet eine Reihe von Fällen vorträgt, in denen der Sieger 
sein Wort bricht, und der Gefangene Unmenschliches versprechen 
und dulden muß, und nirgends der Urfehde oder des Versprechens, 

') T. IV. c. XLVI. 2 ) T. IV. 0. XIII. 

3 ) T. IV. c. XLIX. „Car les droits disent quo depnis que la foy est 
donnee ä son enncmy Fon Ja luy doit garder.“ 

4 ) T. IV C. LV. „Puisque ung homuie a donne sa foy a son ennemy 
il la luy doit gardcr, et puisque ainsi est, connnent s’en peut il aller sans 
soy parjurer de sa foy et son sennent et sans faire son blastne grant.“ 

b ) Cap. LVI. „puisqu’il a unc fois prins la foy de son prisonnier de 
tenir l’arrest il est advis quant il le met en prison fennee qu’il rompt et 
delaisse celle premiere Obligation et eelle voye.“ 

6 ) Cap. LV, 7 ) Cap. LV. 
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nicht gegen den Sieger zu kämpfen, Erwähnung tut. Nichts 
beweist besser die deutsche Herkunft der Verträge, als ein Vergleich 
der Ausführungen Bonets, die der Untreue viele Wege öffnen, 
mit den klaren schlichten Worten des Sachsenspiegels, die etwa 
150 Jahre früher geschrieben sind. 


§ 14. Martinus Laudensis, Johannes Lupus. 

Paris a Puteo. 

Aus dem 15. Jahrhundert sind hervorzuheben Martinus 
Laudensis [Martinus Garatus aus Lodi], Lehrer des Rechts zu 
Pavia und Siena, dessen Schriften „De milite“ und „De bello“ 
hierher gehören 1 ). Sie bestehen nur aus kurzen Leitsätzen, 
„quaestiones“, die wie Thesen einander folgen. Martinus erwähnt 
die Rechtsbeständigkeit des eidlichen Treugelübdes eines Gefangenen, 
in die Gefangenschaft zurückzukehren, nach Gewohnheitsrecht, für 
die Ungültigkeit vor Gericht beruft er sich auf Baldus 2 ). 

Johannes Lupus (a Lopez), ein spanischer Rechtsgelehrter 
aus Segovia, f 1496, schrieb „De bello et bellatoribus“, 
ebenfalls abgedruckt in den Tractatus, Tom. XVI.; die Schrift bietet 
für unsere Frage nichts. 

Der bedeutendste dieser Schriftsteller aber ist Paris a Puteo 
[Paride dal Pozzo, Paris du Puy] dessen Schrift „De re mili¬ 
tari, mehrfach unter verschiedenem Titel, u. a. in den Tractatus, 
Tom. XVI. als „Tractatus elegans et copiosus De re militari“ ab¬ 
gedruckt ist und in alter Zeit sehr berühmt war 3 ). Paris aus 
Pimonte bei Neapel (geb. 1413) studierte die Rechte auf den 
hohen Schulen Italiens, wurde Erzieher und dann Rat und 
Auditeur König Ferdinands von Neapel. Er war ein bedeutender 
Rechtslehrer, mallgebend in allen Fragen des Ritterrechts und 
besonders des Zweikarapfwesens, das im Königreich Neapel von 
alter Longobardenzeit her in reger Übung war*). 

] ) Abgedruckt in den Tractatus T. XVI. 

2 ) De milite, qu. XXIX „Licet consuetudo inilitum servet juramenta 
de revcrtendo data fide, tarnen de jure jurans non tenetur revertendi. 

3 ) Jahns, Max, Geschichte der Kriegswissenschaften; Nys, a. a. O. 
S. 164. 

4 ; De re militari L. 1 cap. 6 N. 1. 
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Es ist höchst reizvoll von diesem Neapolitaner altgermanisches 
Recht kennen za lernen, und zu verfolgen, wie er die germanischen 
Rechtsbräuche mit dem römischen und kanonischen Rechte belegt. 
Die Schrift ist in erster Linie dem gerichtlichen Zweikampfe 
gewidmet, dessen Rechtsverhältnisse Paris bis ins Einzelne erörtert, 
aber es gibt Kapitel, bei denen Paris nach den ersten Reihen 
schon mitten im Kriegsrecht und bei den Kriegsgefangenen ist 1 ). 

Paris kennt das Versprechen der „Milites“ unter Ver¬ 
pfändung der Ehre und bestätigt, daß die übernommenen Ehren¬ 
strafen dem Bruch unmittelbar folgen, so daß kein Raum mehr 
für einen gerichtlichen Zweikampf ist®). Er erkennt auch ohne 
Vorbehalt an, daß der Treubruch dem Eidbruche gleichstehe, 
wofür er sich auf das römische und das kanonische Recht beruft®). 
Paris führt an, wenn auch das kanonische Recht in bezug auf die 
Strafe einen Unterschied mache 4 ), und Bartolus zum Tatbestand 
des Meineides die Berührung des Evangeliums fordere, so hielten 
sich die „milites et armigeri“ doch an das canonische Recht, wo¬ 
nach der Wortbrüchige schwer zu bestrafen sei, und die Treue 
bewahrt werden müsse. 

Paris kennt unsere Verträge* und nennt sie relaxatio sub fide 
oder ad fidem; ausführlich spricht er über die Ergebung in 
die ritterliche Gefangenschaft mit dem Gelübde, nicht zu 
entfliehen, und die Behandlung eines solchen Gefangenen. Er lehrt 
wie Bonet, daß der Gefangene, dessen Gelübde einmal angenommen 
ist, nicht getötet werden darf 5 ). Paris stellt fest, daß Fürsten 

*) Ich nenne einige wichtige Kapitel aus dem 9. Buch Cap. 1: „An 
captus in duello, relaxatus sub fide, possit deinde occidi per victorem.“ 
Cap. 2: „An vincens possit victo demandare servitia vilia“ Cap. 3: An captus 
in duello, relaxatus ad fidem, qui deinde requiritur a vincönte et a Domino 
suo, teneatur accedere prius ad Dominum vel ad vincentetn. Cap. 4: An 
captus in duello relaxatus sub fide de rcdeundo, posset de jure compelli ad 
revertendum. Cap. 5: An, si relaxatus sub fide timeat, se redicrit carcerari, 
teneatur redire, und endlich das 19.: An captus in duello per armigerum 
sit captivus capientis vel conducterii sui patroni, cui se reddidit. 

®) 1. 6 cap. 27 „An si quid promittatur sub poena. 

®) 1. 7 cap. 11 N. 9 Bl. 410. — Veniens contra fidem est infamis, sicut 
si contra juramentum; et idem tenet in .... , ubi datio fidei acqui- 
paratur juramento. et . . . ubi promittens sub fide habetur ac si 
jurasset super evangeliis vel super reliquiis. 

*) s. Eck S. 49. 5 ) C. IX, c. 1 N. 1. Relaxatus sub fide non potest occidi. 
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und Ritter sowohl als auch die Soldaten ihre Gefangenen ehren¬ 
voll behandeln, sie gegen Treuwort entlassen und ihnen gegen 
Lösegeld die Freiheit geben. Er stellt das Verhältnis des Ge¬ 
fangenen zu dem Sieger als eine Art durch quasi-contract be¬ 
gründetes Vasallen Verhältnis dar 1 ). Der Gefangene muß dem 
Sieger zur Hülfe kommen, wenn dieser selbst in Bedrängnis ge¬ 
rät. Nicht aber darf der Sieger niedere Dienste vom Gefangenen 
verlangen oder ihn schlecht behandeln oder ihn einkerkern, wenn 
er ihm einmal freie Bewegung zugesichert hat, oder gar von ihm 
durch schimpfliche Behandlung Lösegeld erpressen 2 ). 

Paris beschäftigt sich sodann mit der Zurückrufung des 
gegen Treuwort entlassenen Gefangenen und dem Zwiespalt zwischen 
dem früheren Vasalleneide des Gefangenen und seinem Abhängig¬ 
keitsverhältnis zu dem Sieger 3 ). Paris lehrt, daß der Lehnsherr 
vorgeht und dem Vasallen die Rückkehr in die Gefangenschaft 
verbieten kann, ausgenommen in einem öffentlichen vom Lehnsherrn 
angesagten Kriege. Paris berührt auch die Frage, ob der Ge¬ 
fangene nach Zivilrecht gezwungen werden kann, in die Gefangen¬ 
schaft zurückzukehren, und schließt sich dem römischen Recht an, 
nach dem er die Rückkehr verweigern kann, wenn ihm schwere 
Strafen oder der Tod drohen; auch braucht danach der friedliche 
Bürger, wenn er durch in das Land eindringende Söldnerscharen 
gezwungen wird, Lösegeld und die Rückkehr in die Gefangenschaft 
zu versprechen, den Eid nicht zu halten. Ein solches Versprechen 
aber verpflichte, sagt Paris, in einem erlaubten Kriege bei ehr¬ 
licher Gefangenschaft, wie schon Bartolus, Baldus und Angelus 
lehrten. Diesem Standpunkte des römischen Zivilrechts entgegen 
aber sei nach altüberliefertem Kriegsrecht unter den Völkern 
das Treuwort ohne Unterschied verbindlich, da der Kriegerstand 
das Ehrenwort besonders hochhalte 4 ). 


*) 1. IX, c. 2 N. 5 Bl. 421 v. Sic iste captivus obligatur victori ratione 
fidei et captivitatis. 

2 ) 1. IX. N. 8. 

2) L. IX cap. 3 N. 1. Bl. 422. 

4 ) L. IX. cap. 4 Bl. 422 ▼. „Tarnen milites et armigeri indistincte 
servant, quod redire teneatur, alias sit fractor fidei et depingitur ut proditor 

.et haec est eorum consuetudo antiqua ex jure Gentium ipsorum 

militum, qui yalde servant fidem suam. 
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Paris deutet auch schon die endgültige Entlassung gegen 
Treu wort an, indem er sagt, daß derjenige, der einmal gegen 
Treuwort entlassen sei, nicht zurückgerufen werden dürfe, wenn 
dies nicht besonders vereinbart sei 1 ). 


§ 15. Die deutschen Gelehrten Zasius und Eck. 

Von ganz besonderer Bedeutung für uns ist es, daß aus dem 
letzten Ende des Mittelalters zwei Streitschriften vorhanden sind, 
in denen deutsche Gelehrte ausführlich die Meinungen der römischen 
Juristen und der kirchlichen Autoritäten zusammenfassen und selbst 
Stellung nehmen zu der Frage, ob dem Feinde die Treue zu 
halten sei. Einer der berühmtesten Vertreter des gemeinrecht¬ 
lichen Zivilrechts, zugleich auch Praktiker, Udalricus Zasius 
(Zaesi), der Humanist und ordentlicher Professor der Rechts¬ 
gelehrsamkeit in Freiburg im Breisgau (1461 —1585), hatte in 
den ersten Jaliren des 16. Jahrhunderts eine Schrift herausgegeben 
„De parvulis Judaeorum baptizandis quaestiones tres“ worin er, 
wie übrigens auch in andern Schriften, ausführte, daß dem Feinde 
die Treue nicht überall gehalten zu werden brauche. Hiergegen 
wandte sich im Jahre 1517 der streitbare Doktor Johannes Eck 
aus Ingolstadt, den Zasius selbst in die Geheimnisse des römischen 
Zivilrechts eingeweiht hatte, der Gegner Luthers, in seiner Schrift 
„De materia juramenti 2 )“, wogegen wieder Zasius mit der ganzen 
erfrischenden Grobheit, derer sich die damaligen Gelehrten in 
ihren lateinischen Streitschriften zu bedienen wußten, und mit 
dem ganzen Rüstzeug römischer Gelehrsamkeit in einer eignen 
„Apologetica defensio“ auftrat. 

Zasius unterscheidet den Feind ira gerechten Kriege und 
den unter Acht und Bann stehenden Feind des Vaterlands; er 
verteidigt 8 Sätze, nämlich 1. daß die Verträge, die über Waffen¬ 
stillstand und Frieden die Heerführer schließen, gehalten werden 
müßten, 2 . daß die Vertragstreue aber nicht gehalten werden 
brauche in Verträgen, die während der Kriegszeit zwischen feind- 

’) L IX c«|). 6 Bl. 422v. 

J ) Joan. Gckii, Theologi Ingolstadii procaneellarii, ac Canonici Eis¬ 
tetten de materia juramenti acutiss. decisio ad (Jeorgium Knngsperginm 
Augustanum. 
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liehen Einzelpersonen ohne Wissen und Genehmigung der 
Heerführer geschlossen werden, und 3. daß den unter Acht und 
Bann stehenden Reichsfeinden 1 ) nicht einmal ein Friedensvertrag, 
geschweige denn ein Privatvertrag zu halten sei. 

In der zweiten und dritten Behauptung liegen eine Reihe 
Angriffspunkte, die Zasius selbst herausfühlt, und so beschränkt 
er in seiner Apologie den zweiten Satz dahin, daß er das Haupt¬ 
gewicht auf das „injussu ducis“ legt, und mit großem Aufwand 
von Dialektik in der Hauptsache von verbotenen Privatgeschäften 
der Soldaten redet 2 ). Indem er sodann im besonderen zu dem 
Versprechen des Gefangenen, zum Feinde zurückzukehren, 
sich wendet, stellt Zasius unter Bezugnahme auf das oben an¬ 
geführte Beispiel des Bologneser Arztes sowie eine willkürlich 
ausgelegte, eine ganz andere Absicht verfolgende Digesten- 
stelle 3 ), mit Berufung auf Baldus und Angelus die Behauptung 
auf, daß selbst ein durch Eid gesichertes Versprechen, zum 
Feinde zurückzukehren, nicht verbindlich sei, da ein solcher Eid 
bei Soldaten der militärischen Disziplin und dem Fahneneide und 
dem jus postliminii widerspreche, so daß derjenige Soldat als 
Deserteur angesehen werden müsse, der nicht zurückkehre, wenn 
die Möglichkeit dazu gegeben sei. Werde aber eine Zivilperson 
des feindlichen Landes gefangen, und von einem Soldaten gegen 
den Fahneneid und gegen die Disziplin beim Plündern und Ver¬ 
wüsten des Landes, vulgo „brandschatzen“, durch Drohungen zum 
Versprechen von Lösegeld gezwungen, so sei auch ein solcher 
Vertrag nicht verbindlich 4 ). Im übrigen entschuldigt Zasius 
seinen Standpunkt damit, daß er lediglich von der zivilrechtlichen 
Vertragstreue, von Treu und Glauben im Verkehr (fides simplicis 
pactionis) gesprochen habe, nicht aber von der Treue, die beim 
Eid, unter Anrufung Gottes und der Heiligen, unter Verpfändung 


*) „quorum capita decreto imperii Romani ex delicto seu contumatia 
seu rebellione sacra fiunt, hoc est (ut cum Barbaris loquar) qui ex- 
banniti sunt. 44 S. 7. 

2 ) Conventio, quam hostis extra castra hosti super privatis eompendiie 
injussu ducum pro suo unius lucro atque ita contra militarem disciplinam 
fecerit. S. 14. 

3 ) 1. 21 Dig. III 5; s. oben S. 4 Note 1. 

4 ) Zasius, S. 17: oben S. 57. 
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des guten Namens und der Ehre oder unter einer anderen dem 
Eide gleichstehenden feierlichen Beteuerung versprochen würde. 
Nach zivilem Rechte aber könne der Eid eine ungültige Ver¬ 
pflichtung nicht bindend machen 1 ). 

Einen breiten Raum widmet Zasius dem Falle des Regulus *). 
Zasius kommt durch eine gekünstelte Dialektik zu dem falschen 
Schluß, daß Regulus hätte in Rom bleiben können und den Eid 
nicht hätte zu halten brauchen, wenn er gewollt hätte. Zasius 
stimmt vom Standpunkt des Rechtes und der Sitte seiner Zeit 
— wie er sagt — in das Lob der Alten über des Regulus ehren¬ 
hafte Tat nicht ein, da nach der gemeinen Meinung der Glosse 
und Doktoren derjenige, der aus der Gefangenschaft unter der 
eidlichen Verpflichtung, zurückzukehren, entlassen werde, nicht 
zurückzukehren brauche, wenn er für sein Leben zu fürchten habe, 
und wenn er unschuldig sei. — 

Seine These, daß dem Geächteten die Treue nicht gehalten zu 
werden brauche, leitet Zasius ebenfalls aus dem Zivilrechte, dem 
der Unfähigkeit des Geächteten, Träger von zivilen Rechten 
und Pflichten zu sein, und dem zivilen Rechtssatze her, daß auch 
der Eid ein ungültiges Rechtsgeschäft nicht heilen könne 3 ). 


Ecks kleine Schrift gibt einen vorzüglichen Überblick über 
die ganze Lehre der Kirche von dem Eide und dem Bruch des 
Eides in ihren verschiedenen Formen vom Standpunkte sowohl 
des „forum fori“ als auch des „forum conscientiae“. Schon aus 
diesem Grunde verdient die Schrift, aus der jahrhundertlangen Ver¬ 
gessenheit erweckt zu werden. Eck geht in seiner Schrift vom Eide 
aus; auf die Gelübde weist er insofern hin, als er die Weigerung 
der Ritter, zu schwören, als ob es einem von Adel nicht zieme, 
zu schwören, damit widerlegt, daß auch Paulus, ja selbst Gott 
geschworen habe 4 ). Für uns aber ist die kleine Schrift von 
besonderer Bedeutung durch die Erörterung über die Frage, ob 
dem Feinde die Worttreue zu halten sei, und durch die 
Übersicht über die Stellung der Rechtsgelehrten und Kirchenlehrer 
zu dieser Frage. Eck verwirft die Unterscheidung zwischen den 

1) S. 42. 3 . 27 ff. 3 )S. 41. 4 ) Nr. 20. 
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verschiedenen Arten von Feinden, wie Zasins sie macht, und tritt 
nachdrücklich tür die Aufrechterhaltung der Treue ein. Dies Gebot 
sei tief begründet in der menschlischen Natur und werde von 
allen Völkern befolgt 1 2 ). 

Eck stellt 4 Thesen auf*): 

1. Die Heerführer müssen dem Feinde die Treue halten 
(ebenso wie Zasius). 

2. Was die Kriegsführung und kriegerische Maßnahmen an¬ 
betrifft, kann ein von einem Untergebenen geschlossener Vertrag 
den Befehl der Führer nicht aufheben, und der Befehlshaber ist 
im Staatsinteresse berechtigt, seine Zustimmung zu dem ohne 
sein Wissen abgeschlossenen Vertrage des Untergebenen zu 
versagen 3 4 ); aber der Untergebene muß, soviel an ihm liegt, 
Sorge tragen, daß die Treue dem Feinde gehalten wird, und der 
Feind darf dadurch, daß er dem Feinde vertraut, keinen Betrug 
und keine Treulosigkeit erdulden*). 

3. Wer einem Geächteten gegenüber einen Friedensvertrag 
mit dem Eide bekräftigt, oder einen anderen Privatvertrag mit 
ihm schließt, muß den Vertrag und die Worttreue halten und. 
ist sowohl in foro conscientiae als auch in foro fori meineidig, 
da durch das Halten eines solchen eidlichen Versprechens nicht 
das Seelenheil gefährdet wird; dahin gehe die allgemeine Meinung 
der Gelehrten (communis Theoretica) gegen Zasius. 

4. Wenn auch derjenige, der den Eid dem Geächteten 
gebrochen hat, vor Gericht (in foro fori) etwas erreicht hat, so- 
ist vor dem Richterstuhl des Gewissens kein Zweifel, daß er treu¬ 
los war, und er muß den Kirchenstrafen anheimfallen 5 ). 

Auch Eck belegt seine Thesen durch eine große Reihfr 

1 ) Sive ad Agarenos, Thurcas, Calicutium veneris, nemo est, qni non 
detestetur, non odio habeat, si audierit fidem etiam hosti fractum esse. 

2 ) Nr. 162 ff. 

3 ) Hier führt Eck als Beispiel gerade den Fall an, daß ein Ritter 
einem Gegner bei der Gefangennahme das Leben zugesichert habe (fidem 
daret ei de securitate vitae), und daß im venetianischen Kriege ein Spanier 
einem Veneter die Freiheit gegen Lösegeld versprochen habe. 

4 ) Nr. 163, 164, 173. 

5 ) tarnen in foro conscientiae nullus dcbet consulere, quod hosti fidem 
frangat, etiam publico jure et nomine, quia in foro animae perjurus est et 
ei poenitentia pro homicidio mortali, si sic commisit, est imponenda. 
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Gelehrter des römischen und des kanonischen Hechts, zum Teil 
mit denselben Schriftstellern und denselben Textstellen wie Zasius, 
mit Bartolus, Baldus, Salicetus, Cinus, Augustinns, Felinus und 
andern. Zu unserm Erstaunen ist Eck in diesem Streite der 
Fortgeschrittenere. Während Zasius ganz in den Anschauungen 
des römischen Rechtes befangen ist und nur ein einziges Mal 
die veränderte Anschauung seiner Zeit ins Feld führt, als ihm 
das Lob der Vertragstreue des Regulus nicht in seinen Plan paßt, 
bringt Eck Beispiele aus seiner Zeit und sogar aus seiuer bayrischen 
Heimat, was Zasius ihm als offenbar ganz und gar eines Gelehrten 
unwürdig in seiner Entgegnung vorwirft; Eck schließt mit den 
anziehenden Worten 1 ): 

„Ich fasse dahin zusammen, daß das Treuwort von einem 
Ehrenmanne (a viro integro) auch dem Feinde gehalten werden 
muß; das schreibt uns der natürliche Verstand vor, die Kirche 
befiehlt es, und wir wissen, daß es so von großen Männern mit 
besonderer Standhaftigkeit gehalten ist, auch von den Heiden; 
diesen dürfen wir Christen, die wir uns mit dem schönen Ehren- 
Namen „Die Gläubigen“ (fideles) bezeichnen, nicht nachstehen, 
denn nicht ziemt es den „Gläubigen“, glaubbrüchig zu werden, 
auch nicht dem Feinde“. 


J) Nr. 175. 


Google 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Zweiter Teil. 

Die Entwicklung der ehrenwörtlichen Verträge 
Kriegsgefangener in neuerer Zeit. 

(Anfang des 16. bis Ende des 18. Jahrhunderts) 

I. Kapitel. 

Die ehrenwörtlichen Verträge im Kriegsbrauch, in den 
Kriegsartikeln und in internationalen Verträgen. 

A. Fortbestehen der mittelalterlichen Rittersitten. 

§ 16. Das Kriegswesen und die Eittersitten zu Beginn 

der neueren Zeit. 

Die Umwälzungen in der Geschichte und Kultur Europas, 
die wir als Beginn eines neuen Zeitabschnittes, der neueren Zeit, 
bezeichnen, brachten auch auf dem Gebiete des Kriegswesens und 
der Kriegssitten Veränderungen mit sich, die den Grund legten 
zu den Anfängen der modernen Kriegsführung *). 

Das Kennzeichen des Kriegswesens der Zeit um die Wende 
des 15. und bei Beginn des 16. Jahrhunderts ist zunächst der 
gänzliche Verfall des Rittertums 2 ), dem in Deutschland das 
Erstarken der städtischen Gemeinwesen und ihrer Bündnisse, die 
derbe Faust des Bauern und die strenge Durchführung des Land¬ 
friedenszwanges den Garaus machten. An seiner Stelle entwickelte 

2 ) 8. Jäh ns, Handbuch einer Geschichte des Kriegswesens. Leipzig, 
1880; Barth old, George v. Frundsberg oder das Deutsche Kriegshandwerk 
zur Zeit der Reformation. Hbg. 1833; Sch err, Deutsche Kultur und Sitten¬ 
geschichte. 9. Aufl. Leipz. 1887. S. 257 u. 313 ff. 

*) Das letzte allgemein deutsche Turnier fand zu Worms 1487 statt. 
Das Turnierwesen mit seinen ritterlichen Kampf- und Standessitten sank 
allmählich zum gefahrlosen Ringelstechen herab. Barthold, S. 8; Scherr 
S. 834. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Digitized by 


64 


sich das Söldnerwesen, das Kriegshandwerk. Die Hauptstärke 
des Heeres wurde das von berufsmäßigen Kriegsmännern, Obristen 
und Feldhauptleuten, geführte Fußvolk, gegenüber dessen neu¬ 
artiger Bewaffnung — insbesondere mit Feuergewehr — und Taktik 
die Kriegsführung des Rittertums gänzlich versagte, und unter 
dessen Streichen die letzten Helden des Rittertums in Massen 
auf den Schlachtfeldern verbluteten. Endlich aber waren es die 
großen Religionskonflikte und der Streit des Hauses Habs¬ 
burg mit der Krone Frankreichs mit ihrem Gefolge von großen, 
halb Europa verwüstenden Kriegen zwischen den Staaten und 
Staatenbündnissen innerhalb und außerhalb des Reiches, die der 
Zeit ihren Stempel aufdrttckten. 

So wenig aber wie die neue Zeit mit der Entdeckung der 
neuen Weltteile etwa oder mit dem Anschlag der Thesen Luthers 
plötzlich hereinbrach, ebensowenig konnte der ewige Landfrieden 
und die Einsetzung des Reichskammergerichts mit einem Schlage 
die ritterlichen Fehden in Deutschland beseitigen. Auch in den 
kleinen Kriegen zwischen den Ständen des Reiches, ja auch in 
den großen Kriegen erhielten sich die alten Fehdebräuche bis tief 
in das 16. Jahrhundert hinein, und mit ihnen die Gelübde bei 
der Gefangennahme, bei der Beurlaubung eines Gefangenen und 
das Urfehdegelöbnis bei endgiltiger Entlassung. 

Aus den Zeiten Maximilians I. und Karls V. gibt beispiels¬ 
weise die Geschichte Goetz von Berlichingen’s, des letzten Ritters 
(1480—1562), wie er sie selbst aufgezeichnet hat 1 ), Kunde von 
einem Ritterleben voll von fortwährendem Kampfe nach altem 
Ritterbrauche. Es unterliegt keinem Zweifel, daß Goetzens Taten 
ohne weiteres als bezeichnend für die Anschauungen und die 
Kriegs- und Fehde-Sitten der letzten Vertreter des sterbenden 
Rittertums anzusehen sind. Deshalb mögen die Beispiele aus 
seinem Leben hier genügen. In unzähligen Fehden brachte Goetz 
sein Leben hin, so daß er von sich selbst sagen konnte, daß er 
„schier sechzig Jahr mit einer Faust Krieg, Fehde und Händel 
gehabt“ habe. 


’) Lebensbeschreibung Herrn Gözens von Berliuhingen etc. ed. 
Steigerwald 1731: Graf v. Berlichingen-Rossach, Geschichte des 
Ritters Goetz v. Berlichingen. 1861; s. auch Datt, De pace publica. 8.486. 
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1. Die Urfehde 

Jahrelang auch lag Goetz in ritterlichen Gefängnissen, bis 
er durch Urfehde seine Freiheit errang. Der Wortlaut dieser 
Urfehden ist besonders wichtig für die Erkenntnis der Entwicklung 
dieses Begriffes, der immer mehr ausgedehnt wird zum ehren- 
wörtlichen und eidlichen Versprechen irgendwelcher beliebiger 
dem Sieger vorteilhaft erscheinenden Bedingungen bei der Ent¬ 
lassung des Gefangenen. 

Zwei von Goetzens Urfehdebriefen sind uns erhalten. Das 
erstemal mußte er Urfehde schwören, als er im Kriege seines 
Lehnsherrn Ulrich von Württemberg gegen den schwäbischen Bund 
im Jahre 1519 von dem Heere des Bundes vor Möckmühl gegen 
Zusage ritterlichen Gefängnisses gefangen genommen und nach 
Heilbronn gebracht war. Endlich, nach drei und einem halben 
Jahre, 15*22, konnte er veranlaßt werden, Urfehde zu leisten und 
dadurch seine Befreiung zu erreichen. Es heißt in der umfang¬ 
reichen Verschreibung*): 

„Verer das ich söllich Gefängnus und Gethatt, und was sich 
„darunter verloffen, begeben und ergangen hatt, hinfüran ewiglich 
„nit aefern, änden noch rechen soll noch will . . . weder an ge¬ 
nmeinen Bunds-Stenden noch derselben Verwandten und Zugehörigen, 
„dessgleichen auch an dem Fürstentum Wirtemberg, und desselben 
„Unterthanen und Verwandten die dann gemain Stend in ver¬ 
gangnen Krieg erobert und unnder ir Gehorsam bracht haben, 
„ . . . weder mit noch on Recht, noch sonst in kein Recht 
„Weyß, — auch soll und will ich mein Lebenlang, wider obgemelt 
„gemaine Stend des Bunds, auch des Fürstenthums Wirttemberg, 
„noch . . . etc. auch samentlich und sonderlich mit der That, 
„nit handlen noch thun, und wider sie zu thätlicher Handlung, 
„niemand hawsen, hofen noch fürschieben ..." 

„Und dem Fürstenthum Wirttemberg und des Zugehörigen 
„mein Lebenlang verbunden seyn und bleyben, das alles und yedes 
„waar, stett und vest zu halten, hab ich — dem Herrn Wolff- 
„gang von Hirnhaim, Ritter, ... an statt und im Namen ge- 
„mainer Bundts-Stendt mit trewen an die Hannd gelobt. 


*) Nach der Ausgabe von 1731, S. 255 ff. 

Knorr, Da» Ehrenwort Kriegsgefangener 
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„und darzu ainen leiblichen Ayd zu Gott und den Hailigen 
„geschworen, und ..." 

Die zweite Urfehde mußte Götz bei Erlösung aus seiner 
Gefangenschaft in Augsburg nach seiner Beteiligung an dem 
Bauernkriege leisten im Jahre 1530. Die Versprechungen be¬ 
wegen sich in ganz gleichen Ausdrücken, es kommen aber eine 
Reihe weiterer sehr lästiger Verpflichtungen hinzu 1 )» u. a - »Am 
„Anndern, daß ich mich zu Stund, nach dieser meiner Erledigung, 
„in mein Schloß Hornburg thun, darynn und in dem Gezirckh, 
„Hofmarck und Zehenden, desselben meins Schloß, so weit sich die 
„strecken, mein Lebenlang bleiben, und daraus, auch weiter, nit. 
„Darzu, auf kein Pferdt, nymmermer, weil ich leb, kommen, und 
„in allweg, wann und wie offlt ich in dieselben mein Hofmarckh, 
„gee oder far, allweg des Nachts, wiederum in dass benannt mein 
„Schloß, komen, und also, kain Nacht aus demselben seyn soll 
„oder will.“ 

Auch mußte Goetz sich in einem „Bey-Brieff“ noch gesondert 
zu einer Buße von 25000 Gulden für jeden Übertretungsfall ver¬ 
pflichten und erklären: 

„Daß ich nichzit desterminder und nnangesehen in desselben, 
„was Weyß und Weg das ymmer beschehen, erdacht, oder für- 
benommen werden mögt, ain Mainaydiger, Sigelbrüchiger, 
„Erlöser Mann, haissen und seyn, und dafür von meniglichen 
„geacht und gehalten werden. 

„Und daß auch darauf hochgemelte Bunds-Stend und Ver- 
„wanndten ... vollkommen Macht und Gewalt haben sollen, gegen 
„mir und meinen Leib, als vorlawt, ain Mainaydigen, Sigelbrüchigen, 
„Erlösen Mann, auch darzu, mein und meiner Erben, ligenden und 
„varenden, Haaben und Güttern, kains ausgenommen . . . , one 
„alle verner Rechtvertigung oder Ersuchen ... hanndeln 
„und gefarn mögen, wie sich dann gegen ainem sollichen Main- 
„aydigen, Sigelbrüchigen Mann zu thun gepürt.“ 

Bei Haitaus 2 ) finden wir noch aus dem Jahre 1553 ein 
Beispiel von Entlassung Gefangener gegen Urfehde. In dem 


') Nach der Ausgabe von 1731, S. 261 ff., 272 ff. 
2 ) S. 2003. 
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Vergleich der Bürger von Braunschweig mit dem Herzoge im 
Jahre 1553 heißt es: „Es sollen auch alle alte und newe gefangene 
„gegen einander ohne Rantzaun ! ) oder Entgelt, auff vorgehende 
„alte gewöhnliche Urphede, frey und loss gezehlet werden.“ 

Ein Vorkommen der Urfehde bei Kriegsgefangenen nach Mitte 
des 16. Jahrhunders etwa habe ich nicht entdecken können: mit 
der Einzelfehde, mit dem Kleinkriege selbständiger kleiner Ge¬ 
walten verschwand der Brauch; er lebte aber fort, umgewandelt 
durch Kriegsführung mit großen Söldnerheeren in der Entlassung 
Kriegsgefangener gegen die ehrenwörtliche Verpflichtung, nicht 
mehr gegen den Sieger Kriegsdienste zu nehmen oder andere Be¬ 
dingungen zu erfüllen 1 2 ). Es sei hier eingefügt, daß wir es von 
dieser Zeit an nur mehr mit Kriegen und Kriegsgefangenen 
im Sinne der neueren Zeit zu tun haben. 


2. Die vorläufige Entlassung Kriegsgefangener 

Götzens Lebensbeschreibung enthält ebenfalls zahlreiche 
Beispiele des Brauches der Beurlaubung Gefangener 3 ), der Zu¬ 
sicherung des Lebens und ritterlichen Gefängnisses. Götz 
erzählt des öfteren, daß er gefangene Ritter und Kaufleute beurlaubt 
habe, um Lösegeld zu holen: in seiner Fehde gegen die Kölner 
fängt er zwei Kaufleute, Vater und Sohn, dem Vater erlaubt er 
nach Leipzig zu ziehen, um dort seine Waren zu verkaufen, er 
macht eine „Verschreibung“ mit ihm, und „bindet ihn ein in sein 
Gelübd und Pflicht“, später wieder mit seinem (Goetzens) Knappen 
Zusammentreffen und sich und seinen Sohn auszulösen. Aber der 
Kaufmann wird „treuloß und meyneydig an ihm und an seinem 
eigenen Sohne und verrät den Knappen an Goetzens Feind, den 
Bischof von Bamberg, so daß der ihn fangen und „einlegen“ läßt. 
Auf Goetzens Brief hin „vertagt“ der Bischof den Knappen von 
Pfingsten bis Michaelis, „daß er sich uff selbige Zeit wieder stellen 
solt“. Ein ander Mal gerät der Bruder Goetzens in Streit mit 


1 ) = Ranzion. Ableitung s. S. 75, Note 3. 

2 ) 8. unten S. 81 ff. 

3 ) Das „Betagen“, Haitaus 155. 

5 * 
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andern Rittern, er macht sie zu Gefangenen, nimmt sie „ins 
Gelübt“, sich zu Thomeneck persönlich wieder zu stellen, aber 
obgleich sie „selbst eigener Person gemahnet wurden, blieben sie 
auli, vergaßen ihrer Pflicht und wurden also treuloß und meyn- 
eydig“. 

Auch in den großen Kriegen lebte die Sitte des Versprechens 
der Rückkehr in die Getangenschaft fort. In dem Friedensvertrage 
zu Madrid vom 14. Februar 1526 mußte Franz I. von Frankreich 
schwören, in die Gefangenschaft zurückzukehren, wenn er sein 
Wort nicht erfüllen könne 1 ). Er hielt dann bekanntlich seinen 
Schwur nicht. Der Papst sprach ihn von seiner Verpflichtung los. 

3. Das Sichern 

—VS Sich-Ergeben mit dem Gelübde, nicht weiter 

zu kämpfen und nicht zu enttR\^^en, gegen das Versprechen 
ritterlicher Haft blieb gang und gäbeTNi^oetz selbst wurde sie 
zugesagt 2 ), als man ihn nach Heilbronn infcn^iezens „Herberge 
zur Krone“ führte, wo er 3 1 /* Jähr hindurch lebfe^s^und zechte, 
so daß der Wirt zu Goetzens großem Unwilleu ihm eine flfeechnung 
von 550 Gulden vorlegte. Ein wie freies Gefängnis GoS^x in 
Heilbronn hatte, ersieht man daraus, daß */ 4 Jahr auch seine CTtau 
dort mit ihm zubrachte, und daß es ihm erlaubt war, in d\e 
Kirche zu gehen; doch durfte er unterwegs sich auf lang» 
Gespräche auf der Straße nicht einlassen 8 ). Allerdings kostete» 
es Goetzen harte Kämpfe, bis er erlangte, daß ihm das Versprechen 1 
ritterlicher Haft gehalten wurde, denn die Heilbronner hatten ihn ^ 


J ) Statt vieler, Ranke, Französische Geschichte I S. 81. 

2 ) Graf v. Berlichungen-Rossach a. a. 0. Urkunden N 94. Ein 
Zette] der Versammlung des Schwäbischen Bundes an die Stadt Heilbronn,. 
Ezaudi 1519. „Wir wollen Euch dabei nit verhalten, das genannter Goetz 
v. ßerlichingen von unserm gnedigen Herrn und Obristcu Veldhauptmann 
Herzog Wilhelm in Bayern etc. der maß angenommen, daß er des 
Lebensund Ewiger Gefengknus im Thurn gesichert.“ Ebenda S. 207, 
im Revers der Stadt Heilbronn heißt es, daß der Herzog Goetz „zu 
Ritterlicher Gefangknus angenommen, In her gen Haylbronn 
verglubdt* etc. 

3 ) Goezens Lebensbeschreibung, Ausgabe von 1731, S. 151. 
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auf Befehl des Bundes in den Turm gesteckt, da er sich zunächst 
weigerte, die ihm vorgelegte Urfehde zu schwören. Da aber 
wehrte sich Goetz mit dem Degen und der Feder, Georg v. Frunds- 
berg, Franz v. Sickingen und andere Bitter an der Spitze des 
Bundesheere legten sich ins Mittel und erreichten durch energi¬ 
sche Drohungen schließlich die Zurückführung Goetzens in die 
Herberge zur Krone. 

Daß der Brauch des „Sicherns“ des Lebens und ehrenvoller 
Behandlung gegen Gelübde nach Art der Ergebung im ritterlichen 
Zweikampfe auch in den großen Kriegen des 16. Jahrhunderts 
noch vorkam, ist zweifellos. Einzelne Beispiele sind zwar schwer 
nachzuweisen, da solche eingehenden Schilderungen, je mehr sich 
die Geschichtsschreibung von dem Anekdotenhaften entfernt, und 
je mehr die Kriege mit großen Massenheeren geführt wurden, 
sich selbst in ausführlichen Geschichtsdarstellungen kaum finden. 
Auf uns gekommen ist jedoch eine genaue Darstellung der 
berühmten Schlacht bei Pa via 1 ) am 24. Februar 1525, in der 
Franz I. wie in alter Bitterzeit an der Spitze seiner Getreuen 
gegen die heranstürmenden Feinde kämpfte. Als jeder weitere 
Kampf aussichtslos war und des Königs Boß unter ihm schwer 
verwundet zusammenbrach, rief Franz aus: „Das Leben, ich bin 
der König und des Kaisers Gefangener!“ Dann Wurde er, nach¬ 
dem er von einer Hand in die andere gegangen und der Sitte 
der Zeit gemäß fast seines ganzen Waffenschmuckes beraubt und 
ausgeplündert war, vor den Vizekönig Lannois von Neapel geführt. 
Dieser leistete das Gelöbnis ritterlichen Gefängnisses 2 )., Franz 
gab ihm darauf sein Schwert als äußeres Zeichen seines Gelübdes, 
nicht mehr zu kämpfen und nicht zu entfliehen, wogegen er den 
Degen Lannoys als Gegenpfand für dessen Worttreue erhielt. 


*) Jahns, Handbuch 8. 1105; Barthold a. a. 0. S. 331 ff und die 
dort Angeführten. 

*) Barthold, S. 333; Reißner sagt wörtlich: „dem [Vice Roi, Carl 
de Lahoi] hat der König an statt des Römischen Keysers Gefangnuß gelobt 
and hat den rechten Harnisch Handschuch zum Zeichen der Geflngnuss 
geben. — (Der Handschuh als Zeichen der Übergabe kommt auch sonst vor, 
s. S. 86 und vergl. Grimm, Deutsche Rechtsaltertümer, S. 152. 
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B. Die ehrenwörtlichen Verträge in der reuen Kriegsführung. 

I. Allgemeine Übersicht. 

§ 17. Die Ausbreitung deutscher Kriegssitten, 
die Artikel briefe und Kartelle. 

Mit der ritterlichen Kampfesweise aber ging nicht der 
ritterliche Geist im deutschen Krieger zugrunde, und die Über¬ 
lieferung deutscher Rittersitte blieb lebendig auch in den großen 
Söldnerheeren. Die Kampfeslust der Deutschen ließ sich durch 
Landfrieden und Gerichte nicht bändigen; wo immer Krieg und 
Kampf war, dahin zog Ritter und Knecht. Zahllos sind die 
Namen derer, die in den Kriegsdienst ausländischer Fürsten 
traten, sei es einzeln, sei es in ganzen Söldnerscharen. 

Die neue Kriegsführung nämlich war zum guten Teil ein 
Werk deutschen Geistes. Das Fußvolk, „die frommen Lands¬ 
knechte“, gemischt aus Rittern, Bürgern und Bauern, und besonders 
auch die Ausbildung der Artillerie als des gesonderten Kriegs¬ 
standes der „Arkeley“, war die Schöpfung Maximilians I. und 
seines Obristen Georg von Frundsberg. Die Schlachten im 
Anfang des 16. Jahrhunderts, in denen auf Frankreichs Seite die 
Schweizer Reisläufer kämpften, zeigten bald die Überlegenheit des 
deutschen Fußvolkes. Deutsche Landsknechte und ritterliche 
Führer fochten auf den Kriegsfeldern Italiens den Streit des 
Hauses Habsburg mit Frankreich, mit dem Papste und den 
italienischen Städten und Fürsten aus; ja in Ungarn und Polen, 
in Schweden, England und den Niederlanden entschieden deutsche 
Truppen und Führer die Kriege 1 ). So verbreitete sich wieder¬ 
um deutsches Kriegswesen und deutsche Kriegssitte über 
ganz Europa, denn das deutsche Kriegsvolk und dessen Befehls¬ 
haber mußten schwören, auch in fremden Diensten die deutschen 
Kriegsartikel zu halten 2 ), und es war Sitte, daß die fremden 


') s. Barth old, a. a. 0. S. 11, 105 ff. u. a. 

2 ) In Kaiser Maximilians II. .Artikel auf die Deutsche Fußknechtc“ 
v. 1570, art. CCXIIX. „Zum Tritten, daß das Tcutschc Kriegs-Volck und. 
alle desselben Obersten und Befehlichshabcr, bey fremden Potentaten und 
in il.ren Kriegsdiensten, sich Unser und des Reichs, itzternennten auf- 
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Regierungen den deutschen Truppen ihre heimische Rechtsver¬ 
fassung bei der Anwerbung gewährleisteten 1 ). 

Die Deutschen trugen dazu bei, daß eine ehrenhafte, tapfere, 
auf der Achtung des Gegners beruhende Kriegsführung au die 
Stelle der Grausamkeit und Regellosigkeit der Schweizer und der 
Beutegier und der Zügellosigkeit trat, die die Söldnertruppen der 
Condottieri zu einer argen Geißel Italiens gemacht hatte*). 
Tiefer religiöser Ernst beseelte die Führer, strenge Disziplin und 
ein hartes Kriegsrecht herrschte im Lager. In einer selbständigen, 
fast an die Zunftgesetze erinnernden Verfassung bildete sich bei 
den Landsknechten ein ganz besonderer, ihnen eigentümlicher 
„ Ehrencomment“ aus, und besonders waren die Reiterregimenter 
ein Hort alter ritterlicher deutscher Rechts- und Kriegssitte 3 ). 
Das Rittertum war zwar verschwunden, aber altüberlieferte ritter¬ 
liche Gelübde bei der Behandlung Gefangener blieben und fanden 
neue Verbreitung. Das Heer bestand jetzt schon aus Regimentern 
verschiedener Truppengattungen und Spezialwaffen, es wurde von 
einem stets wachsenden Oftizierkorps vieler Grade befehligt und 
von einem Stab der verschiedensten Beamten, von Bedienten, auch 
von Freiwilligen aller Art und einem ungeheuren Troß begleitet. 

1. Die Artikelbriefe 

Wie schon im Mittelalter einzelne Heergesetze über die 
Kriegssitten der Zeit Aufschluß gaben, so in dieser Zeit die 
'Artikelbriefe und die Bestallungsbriefe. So oft der Kriegs¬ 
herr eine Waffenmacht „aufrichten“ wollte, erließ er an einen 


gerichteten Bestallung, Reuter - hechten, und Articuls-Briefcu, so viel das 
Kriegs-Regiment und Ordnung belangt, gemäß zu verhalten schuldig und 
pflichtig seyn sollen.“ — Lnnig, Corpus Juris Militaris, S. 75. 

*) Fleming, Der Vollkommene Teutsche Soldat, S. 94. 

2 ) s. Nys, Le droit de la guerre et les condottieri, Revue de droit 
international etc. 2 Ser. XIII, S. 217 ff. 

3 ) In Kaiser Maximilian II u. d. Heil. Röm. Reiches Reuterbestallung 
heißt Art. XL „Jtem, gedachter Oberster, seine Rittmeister, Befehlshaber 
und Reuter sollen bei ihren Ritterlichen, Adelichcn Ehren und Pflichten, 
damit sie Uns und dem Heil-Reich, in Krafft dieser Bestallung, verpflicht 
sind, das alte löbliche Teutsche Reuter- oder Ritter-Recht unter ihnen, im 
höchsten Ernst und Fleiß anzurichten, zu handhaben, fortzusetzen etc. . . * 
Lünig, ebenda S. 62. 
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beröhmten Kriegsmann eine solche Bestallung als Feldobrist nebst 
einem Patente, „ein Regiment aufzurichten“ und zugleich deu 
Artikelbrief, der den Rechtsbrauch und die Verfassung enthielt, 
nach welchem das Kriegsvolk zu leben hatte; Offiziere und Mann¬ 
schaften mußten geloben und schwören, solche Artikel wahr und 
stät zu halten 1 * 3 * * 6 ). 

Der Erste solcher Artikelbriefe mag: „Des glorwürdigsten 
Kaysers Maximilianen, des Ersten dieses Namens / Kriegs- 
Ar ticke 1 / wie solche verabfasset nnd fürgeschrieben im Jahre 
1508“*), gewesen sein. 

Bei weitem ausführlicher schon sind „Des Röm. Kayserl. May. 
Maximiliani II. und des Heil. Röm. Reichs Reuter-Bestallung; 
item von Bestallung des Felds, emeuret Reuter-Recht, und der 
Deutschen Knechte Articul, zu Speyer anno 1570 aufgerichtet“ 8 9 ), 

der „Articuls-Brief der General-Staaten der Vereinigten 
Niederlande, vom 13. August 1590 aufs neu vorgeben 10. August 
1650“*), 

Kaysers Ferdinand III. wie auch Kays. Mayst. Leopoldil. 
Artikuls-Brief, Wien v. 12. Oktober 1624®), Christians IV. von 
Dänemark Articuls-Brief von 1625, aufs neue revidiert 1665*), 

Articuls-Brief des Kurfürsten Johann Georg von Sachsen 
vom 5. Juni 1631 7 ), 

der „Articuls-Brief der Reichs-Völker“ vom 6. November 
1672 8 ) und des Großen Kurfürsten Brandburgisches Kriegs¬ 
recht von 1673*). 

Diesen folgen dann die zahlreichen Artikelbriefe der Kreise 
des Deutschen Reiches und der deutschen Fürsten und freien 
Städte, der Schweizer Kantone, der schwedischen und französischen 


l ) Bart hold, George von Frundsberg S. 19 ff; genaueres b. Leonhard 

Fron&pcrger, von Kayserlichen Kriegsrechten. 

3 ) Corpus Juris Militaris 1709 S. 1; Lünig, Corpus Juris Militaris S. 3. 
s ) Corpus Juris Militaris 1658 S. 231; Lfinig, C. J. M. S. 58. 

*) Corpus Juris Militaris 1709 II S. 73 ff. 

*) Corpus Juris Militaris 1709 I S. 44 ff. 

6 ) Corpus Juris Militaris 1658 S. 395. 

7 ) Corpus Juris Militaris v. 1724 S. 195 ff. 

8 ) Corpus Juris Militaris Lünig S. 115. 

9 ) Corpus Juris Militaris Brand; ed. Hoyer-Schultze 1693. 
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Könige und so fort. Sie alle sind mehr oder weniger wörtlich 
den Artikelbriefen des Deutschen Reiches nachgebildet. Ja, die 
„Miliz“ in den Königreichen Neapel und Sicilien, in Mailand und 
Mantua richtete sich nach den kaiserlichen Kriegsartikeln und 
Verordnungen 1 * ). 

2. Die Quartiere oder Kartelle 

Seit Mitte des 16. Jahrhunderts finden wir auch die ersten 
Verträge über Kriegsgefangene, nämlich die zunächst als 
Quartiere 8 ), dann als Kartelle oder Traktate bezeichneten 
Abmachungen der Kriegsparteien, vertreten durch ihre Heerführer 
oder bevollmächtigten General-Auditeure über die Ranzionierung, 
d. h. den Loskauf, und die Auswechslung der Kriegs¬ 
gefangenen 3 ). 

Diese Verträge sind für die Geschichte des Kriegsgefangenen- 
Rechts von um so größerer Bedeutung, als sie die ersten völker¬ 
rechtlichen Sonderverträge über Kriegsgefangene darstellen, die 
nicht nur für den einzelnen Fall während des Krieges, sondern oft 
auf eine bestimmte Anzahl von Jahren im voraus abgeschlossen und 
durch den Hinzutritt weiterer Vertragsparteien erweitert wurden. 
Diese Kartelle sind neben den Artikelbriefen die reichhaltigste 
Quelle für die Erkenntnis der Kriegssitten des 16. bis 18. Jahr¬ 
hunderts und besonders der Entwickelung unseres Kriegsbrauches; 
os sei daher ein näheres Eingehen auf die Geschichte der Aus¬ 
lösung und Auswechslung der Gefangenen und die Verträge, 
deren hervorragende Bedeutung für das Kriegsgefangenen recht 
kaum genügend gewürdigt worden ist, gestattet. 


§ 18. Loskauf und Auswechselung Kriegsgefangener. 

Die Auslösung und Auswechslung der Gefangenen haben sich 
nicht in gleicher Linie entwickelt. Beide Arten der Freilassung 
Kriegsgefangener finden sich schon sehr früh, sogar auch gelegent- 


l ) Fleming, a. a. 0. S. 94. 

*) Ableitung des Wortes S. 96. 

3 ) Näheres S. 75 ff. 
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lieh im Altertum 1 ). Der Loskauf der Gefangenen nahm besonders 
unter dem Einfluß der Kirche größeren Umfang an 2 ), entwickelte 
sich zu einem fast das ganze Mittelalter hindurch herrschenden 
Brauche und erhielt sich bis zur Zeit der französischen Revolution. 
Anders die Auswechslung; sie wurde in den Hintergrund ge¬ 
drängt durch das im Mittelalter bis ins 17. Jahrhundert herrschende 
Recht des einzelnen Ergreifers, aus dem Kriegsgefangenen ein 
möglichst hohes Lösegeld herauszuschlagen, wenn auch gelegentlich, 
besonders bei Ergebung fester Plätze und beim Friedensschlüsse 
auch im Mittelalter die Gefangenen gegenseitig ausgewechselt 
wurden 8 ). Besonders in den kleineren Kriegen und Fehden 
unter benachbarten selbständigen Gewalten des Reiches wurde die 
gegenseitige Auswechslung schon damals oft verabredet und fest¬ 
gesetzt. Ein Beispiel davon gibt der oben angeführte Vergleich, 
zwischen dem Markgrafen von Meißen und den Grafen von 
Thüringen 4 ). Ebenso bestimmten die Statuten des Schwäbischen 
Bundes der St. Georgs-Ritter aus den Jahren 1500, 1512 und 
1522: „doch soll man alhveg Edel und Erbar Bürger, auch 
raysig und sunst gefangene Leut gegeneinander ledig lassen, un- 
gevöhrlieh“. 

Die Regel blieb auch in der neueren Zeit zunächst die, daß 
der einzelne Ergreifer ein Beuterecht an den Gefangenen hatte; er 
konnte seine Ergebung annehmen, ihn berauben und ihn „schätzen“^ 
das Lösegeld gehörte ihm. Einer gesonderten Behandlung unterlagen 
nur die besonders hervorragenden Feinde, die auch schon in den 
Ritterkämpfen des Mittelalters Gefangene der Kriegsherren wurden, 
wogegen dem Ergreifer eine entsprechende Vergütung ausgezahlt 
wurde. Die Artikelbriefe sprechen denselben Grundsatz aus, sie 
rechnen zu hervorragenden Gefangenen alle fürstlichen Personen 

’) Ein Beispiel fUr die Auswechselung s. oben S. *29 und Titus Livius 
]. *2*2 ch. 23. § 6. (Noel, a. a. 0. 8. 372.). Für den Loskauf jene oben S. 4 
Note 1 erwähnte I. 21 Dig. III. 5. 

2 ) s. Kasparek a. a. 0. S. 689 ff.; s. Grotius 1. III cap. 21. XXIII. 

3 ) So schloß am 18. Februar 1229 Friedrich II. mit dem Sultan al- 
Kamil von Ägypten einen Vertrag über Jerusalem in dem bestimmt wurde, 
daß die gegenseitigen Kriegsgefangenen ausgelicfert werden sollten. 
Loserth, Die Geschichte des späteren Mittelalters S. 92. 

4 ) oben S. 22. 
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und die Heerführer gewöhnlieh bis zum Obersten und Feld¬ 
hauptmann hinab 1 ). 

Da aber die Behandlung der Gefangenen durch die einzelnen 
Ergreifer zu den unglaublichsten Mittständen führte, ging die 
die Entwickelung dahin, die Gefangenen der Willkür des Einzelnen 
zu entziehen und die Höhe des Lösegeldes und der Zehrkosten 
übereinstimmend zwischen den Kriegsparteien zu regeln. Dies 
geschah durch die Kartelle; so heißt es in einem der ersten 
„Quartiere“ 2 ): „Weilen täglich große disputes türfallen über der 
„rantzion der particulieren und der unerträglichen grötte der 
„summen geldes / wie auch über verzehrung und mundkosten / 
„auch anderen Dingen / so man von den gefangenen fordert / 
„welche dannenhero dieser großen und Überschwenglichen forderung 
„öfters nicht können genug thnn oder bezalen , und sein dero- 
„halben gezwungen lange zeit gefangen zu bleiben / zu ihrem 
„schaden und gäntzlichem verderben . . . usw.“ Wie in diesen 
Kartellen meist der einmonatliche Sold als Norm für die Be¬ 
messung des Lösegeldes zugrunde gelegt wurde, so wurde auch 
ohne ausdrückliche Verabredung der monatliche Sold als Ranzion*) 
üblich 4 ).“ 

Als erster nachweisbarer Vertrag über den Loskauf der Ge¬ 
fangenen auf deutschem Boden wird die zwischen Moritz von 
Sachsen und der Besatzung von Magdeburg am Anfänge der 
Belagerung getroffene Vereinbarung von 1550 angesehen 5 ). Das 


') Artikelbrief 'Marimilians II. v. 1570 art. XCIV u. XCV; Lfinig, 
C. J. M. pg. 66; viel woitergehend schon der Artikclbriof Christians IV. 
v. Dänemark v. 1625 s. S 94. 

Artikel-Brief Ferdinand III. u. Leopold 1642—1665 Art. LXVI p. 86 
Lnnig C. J. M. 

Der Schwäb. Crayß-Stände Kriegs-Verfassung, Lnnig pg. 497 u. s. ferner. 

2 ) dem unten erwähnten von 1602 ff. Not. 4. 

3 ) Ranzion, so die deutsche Form, von redeuiptio, altit. ranzone; 
altfranc. raancon; um 16. saec: Ranson, Rantzon, Rantzion; in. n. d. ran- 
zun, rantzaun, ransun: verb: 16. saec: ranzonen, ransiren, ranzoniren. franz.: 
ranson, ranconner. 

4 ) So auch Hugo Grotius, De jure belli ac pacis, III, 14, IX, 1. 

5 ) Hertz, de lytro S. 191, 193. Es war mir unmöglich, über diesen 
Veitrag Näheres zu erfahren: Nys, Le droit international, S. 512: Origines,- 
8. 246. 
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«rste wörtlich überlieferte Kartell ist das im Jahre 1602 im 
Freiheitskriege der Niederlande zwischen den spanischen nnd 
holländischen Heerführern im Haag geschlossene „Quartier“ *), dem 
schon 1599 ein solches zu Grotelit abgeschlossen, und ein weiteres 
vom 11. Juni 1601 vorangegangen war*). Feltmann*) bezeugt 
in seiner Decas Responsorum juris ad rem militarem, 1674, aus¬ 
drücklich die deutsche Herkunft dieser Verträge, indem er sagt: 

„Heutiges tages wird ein Cartel 4 ) genau d, welches Herr 
Philippi sagt bey vorigem Teutschen Krieg aufgekommen zu seyn. 
Dies Wort wird nun in diesem fall gebrauchet, weilen viele 
Teutsche nun im Statischen dienst | und nach deren Kriegs- 
gebrauch selbige alles suchen einzurichten | so dann auch da- 
rumb | weilen mit den Teutschen man nun auch Kriege führet.“ 

Dies Quartier von 1602 wurde 1622, nachdem in die Wirren 
des dreißigjährigen Krieges auch die Heere auf dem nieder¬ 
ländischen Kriegsschauplätze eingegriffen hatten, von Marquis 
Spinola bestätigt und ergänzt 5 ). Ein anderes Kartell aus dem 
30jährigen Kriege war das zwischen Gallas und den dänischen 
Obersten Lohausen und Baudissin am 25. Januar 1626 zu Peters¬ 
hagen geschlossene. Weitere Verträge über Auslösung Gefangener 
werden berichtet aus den Jahren 1641 zwischen kaiserlichen und 
bayrischen Truppenführern und der französischen Armee, 1642 
im Lager bei Zittau zwischen schwedischen und kaiserlichen 

*) Auch der Ausdruck „Vertrag vom Quartier“ kommt einmal vor; 
er besteht aus General- und Spezial-Quartier, General-Quartier werden offen¬ 
bar die allgemeinen Bestimmungen, Spezial-Quartier die Auswechslnngs- 
und Verpflegungssätze für die einzelnen Rangklassen genannt. — Die Ab¬ 
leitung des Wortes sh. S. 96. Gerhard Feltmann J. G. & antecessoris 
primarii in Academia Gröningena Decas Responsorum S. 154—178. 

2 ) Lünig, Corpus Juris Militaris II S. 327; Feltmann 160. 

8 ) a. a.O. S. 149 No. 56-57. 

4 ) Der Ausdruck Kartell ist nach Weigand von Charta, cartellus, cartollo 
abzuleiten. Feltmann, bemerkt S. 149 N. 56 „Dieses Wort pflegte sonsten 
„so unter Soldaten als Studenten gebraucht zu werden für einen Tag-zettul | 
„welchen man dem | so man umb sich mit einem zu rauffen ausforderte i zu- 
„8chicktete | wie wohl mir noch einfällt | daß eben so eine Ordnung | wor- 
„nach sich bey einem Turnierspiel die Kämpfende zurichten hatten | gc- 
„nennet worden“ (So auch Weigand), s. übrigens Noel du Payrat a. a. 0. 
374, u. dort cit.; Kl über, Europäisches Völkerrecht S. 275. 

B ) Abgedruckt in der Übersetzung bei Feltmann, S. 161 ff. 
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Heerführern, ergänzt 1643, ratificiert 1645; 1646 im Feldlager 
bei Gießen zwischen bayrischen und schwedischen Marschällen 
und 1648 zu Wartenberg zwischen Frankreich und Bayern ge¬ 
schlossen 1 ). Mehrere weitere Kartelle von 1651, 1657—1660” 
zwischen Schweden und Dänemark werden im Corpus Juris 
Brandenburgicum erwähnt, und dabei hervorgehoben, daß diese 
Kartelle das von 1642 im deutschen Kriege geschlossene zum 
Muster nahmen. 

Ferner wurden solche Kartelle errichtet zwischen den Chur- 
Cöln und Münsterschen Truppen und dem Prinzen Heinrich Casimir y 
dem Führer der Truppen der Provinz Friesland 1672’*) und zwischen 
dem Feldherrn Ludwigs des XIV, dem Herzog von Luxemburg, 
und dem Grafen Horn von den Generalstaaten 1673*). Sehr 
bekannt ist das zwischen dem Kaiser Leopold [ und Ludwig 
XIV 7 vom 2. Mai 1692 4 ) und Friderici IV, Königs von Dänemark,. 
Kartell mit der Krön Schwedens am 18. Januar 1713 in Lübeck 
abgeschlossen 5 ). Ebenfalls aus den weiteren Kriegen des 18. Jahr¬ 
hunderts werden eine Reihe solcher Kartelle überliefert, so das 
zwischen Österreich und Preußen von 1741, in Grotkau ge¬ 
schlossen 6 ), und das 1759 zwischen Preußen und Rußland ge¬ 
schlossene u. s. f., bis endlich der Brauch des Lösegeldes am 
Ende des 18. Jahrhunderts in den Kriegen der französischen 
Revolution ganz auf hörte 7 ). 

Dieselben unerträglichen Zustände offenbar, die zur Regelung 
des Lösegeldes geführt hatten, brachten auch die Forderung auf r 

l ) sh. Gurlt, Zur Geschichte der internationalen und freiwillige Kranken¬ 
pflege im Kriege S. 11 u. 12 ff. 

Schultze, Joh. Fr. Corpus Juris Brandenburgicum, 1693, S. 119 ff. 

* 2 3 ) Feltmann, a. a. 0. 171. 

3 ) Feltmann, a. a. 0. 174. 

4 ) C. J. M. 1724 S. 147 ff. 

ö ) Corpus Juris Militaris 1724 II S. 359. 

6 ) J. J. Moser, Versuch des neuesten europäischen Volker-Rechts im 
Friedens- und Kriegszeit IX. Teil II. Bd. S. 389-401. 

7 ) Auch später sind Kartelle über Auswechslung von Kriegsgefangenem 
geschlossen. Gurlt, a. a. 0. S. 10—32 gibt eine nahezu lückenlose Auf¬ 
zählung von 44 Kartellen darunter 3 aus dem 19. Jahrhundert aus d. J. 1801 r 
1813, 1862. Jedoch sind die letzten beiden auf amerikanischem Boden ge¬ 
schlossen; Vieillard-Baron, a. a. 0. 184, erwähnt Kartelle zwischen« 
England und Frankreich von 1789 u. 1810 und eins aus dem Krimkriege» 
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daß der Söldner sich nicht selbst mehr auf eigne Kosten aus- 
lösen wollte. Man hielt es zunächst zwar nicht für eine Pflicht, 
sondern erachtete es als ein Gebot der Billigkeit, daß für die 
Auslösung der gemeinen Soldaten zunächst die Heerführer, so 
lange sie noch im eignen Namen Truppen anwarben und an 
Kriegsparteien vermieteten, Sorge trugen 1 ). Seitdem vollends 
die Fürsten und Staaten selbst die Heere anwarben, verbreitete 
sich nach und nach die Gewohnheit, daß der Kriegsherr 
sich verpflichtete, für das Lösegeld aufzukommen. Dies scheint 
zunächst lediglich sich im innem Verhältnis zwischen Soldat 
und Kriegsherrn allmählich herausgebildet zu haben: Noch 
1655 in dem Artikelbrief des Herzogs August zu Braunschweig- 
Lüneburg heißt es: „Wenn ein Offizier oder Soldate von dem 
„Feinde gefangen wird, und sich selbst ranzioniert, oder sonsten 
„lossmacht, und seine Standart und Fähnlein annoch an der 
„Stangen fliehet, sein Offizier ihm auch wieder . .. begehret, soll 
„derselbe ... schuldig sein, sich unweigerlich einzustellen, zumahlen 
„wenn ihm die Zahls-Herrn . . . seine Ranzion wieder erleget 2 ).“ 
Auch die ersten Kartelle sprechen noch nicht von gegenseitiger 
Auswechslung sondern nur von Auslösung der Gefangenen aus 
der Gewalt der einzelnen „captoren“, entsprechend den Vorschriften 
der Artikelbriefe, daß dem einzelnen Ergreifer das Lösegeld zustand. 
Zunächst zahlte auch der Kriegsherr das Lösegeld nur für den 
Mann aus dessen Besoldung; so heißt es 1631 im Artikelbrief 
Ohurfürst Johann Georgen I zu Sachsen Art. XL „Wann einer 
von seinem Feind gefangen, soll ihn der Herr ranzionieren mit 
seiner Besoldung 8 ).“ 

Nach alter Gewohnheit und den Artikelbriefen hatte der 
Soldat den Anspruch, seinen Sold weiter zu beziehen, wenn er 
in ehrlichen Sachen vom Feind gefangen genommen war 4 ). Die 
Kartelle gehen daher teilweise noch längere Zeit (noch das von 
1692 zwischen Frankreich und dem Kaiser errichtete) davon aus, 
daß der Offizier selbst das Lösegeld zu zahlen verpflichtet ist; 

') Feltmann, a. a. 0. S. 144 N. 41. 

2 ) Art. 104; Lönig, S. 1151. 3 ) Länig, C. J. M. S. 805. 

4 ) Länig, an gleicher Stelle, ebenso Lnnig, S. 496 (ao. 1563), S. 659 
(ao. 1598). Schon Martinus Laudensis „l)e Milite“, quaestio IV. s. oben 
S. 55. 
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denn in einigen Ländern, z. B. gerade in Frankreich, ging die 
Entwicklung sehr langsam, noch 1741 hatte jeder Kapitän die 
Leute seiner Kompagnie aus eigener Tasche auszulösen; tat er 
das nicht, so gehörten sie dem, der die Banzion bezahlte. Für 
seine Offiziere zahlte der König von Frankreich das Lösegeld, 
wenn sie bei einem kriegerischen Unternehmen gefangen waren, 
die bei weniger ehrenvollen Gelegenheiten gefangenen mußten 
selbst für ihr Lösegeld sorgen 1 ). Im Artikelbrief des ober¬ 
sächsischen Kreises von 1B73 heißt es im Art. XXXI 2 ): „Dahin¬ 
gegen versprechen Ihr. Churfürstl. Durchl. diejenigen j so in 
„redlicher Occasion zum Feind hinüber gefangen werden, auf 
„ihre Kosten aus zuwechseln oder zu ranzionieren.“ 

In Preußen wurde das Eintreten des obersten Kriegsherrn 
für die Banzion der Gefangenen anerkannt durch die „Ordre an 
den Churfürstlichen Brandenburgischen Geneml-Auditeur, wie es 
mit den Banzion-Geldem zu halten | de dato Pleßheim (Bläsheim 
i. Elsaß) d. 16. November 1674: 

„Friedrich Wilhelm | Churfürst | Unsem etc.: Nachdem Wir 
„wegen der Gefangenen, so bey Unserer Armöe vom Feinde ein- 
„gebracht worden | nachfolgende gnädigste Verordnung gemacht | 
„daß die Helfite der Banzion, so von den Officieren zu Boß und 
„Fuß | sie seyn von was Condition sie wollen | gegeben wird | 
„Uns zükoramen | und die andere Helfite denen Begimentern bey 
„welchen sie gefangen werden | verbleiben | Alle Gemeine aber 
„ohne Unterscheid | für Uns behalten werden sollen | dagegen Wir 
„dann alle hohe und niedere Officirer | auch Gemeine | auff Unsern 
„Kosten ranzioniren laßen wollen; Als befehlen Wir dir hiermit 
„gnädigst | dich darnach gehorsamst zu achten | und wann künfftig 
„die Gefangene ausgelöset werden | es vorgemeldter maßen mit 
„Abgebung der Helffte der Banzion für die Begimenter nicht 
„anders zu halten, was für die Gemeine einkomt | für uns alleine 
„zu behalten“. 

Endlich aber waren es die Kriegsherren allein, die das Löse¬ 
geld zu tragen hatten, wofür sie aber auch die sämtlichen feind- 

*) Noel du Payrat, S. 391; M. J&hns, Über Krieg u. Frieden u. 
Kultur S. 272. 

2 ) Corpus Juris Militaris 1709. S. 540. 

«) Lünig, C. J. M. S. 872. 
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liehen Gefangenen für sich in Anspruch nahmen, so daß nunmehr 
die Kriegsherren allein Rechte und Pflichten aus der 
Ranzionierung und Auswechslung der Kriegsgefangenen er¬ 
warben 1 ). Den Soldaten wurde sogar durch die Kartelle und 
einzelne Artikelbriefe das Recht besonders bestätigt, sich vom 
Fahneneide loszusagen und Kriegsdienste beim Feind zu nehmen, 
der sie gefangen hielt, falls sie nicht innerhalb der gesetzten Frist 
ansgelöst oder ansgewechselt waren 2 ). Die Sorge für die baldige 
Ranzionierung und Answechselung auch für den Unterhalt der 
feindlichen Gefangenen lag beim Reichsheere dem General-Kriegs- 
Kommissarius ob, sonst dem General-Gewaltigen und den General- 
Auditeuren. In ihren Instruktionen werden sie auf das Nach<- 
drücklichste zu schleunigem Handeln ermahnt 3 ). 

Nunmehr stand der umfangreichsten gegenseitigen Aus¬ 
wechselung der Kriegsgefangenen nichts mehr im Wege. Entweder 
wurde ihre Auswechselung Mann gegen Mann der gleichen Charge 
des Feindes bewirkt*) oder ihr Lösegeld wurde an Hand der 
Kartelle je nach ihrer Charge aufgestellt, die Summen gegenseitig 
verrechnet, und nur die etwa überschießende Summe von der andern 
Partei bar vergütet. Von gegenseitiger Auswechslung und Er¬ 
legung des Lösegeldes durch den Kriegsherrn berichtet zuerst 
Pufendorf in seiner Darstellung der Taten des Schwedenheeres in 
Deutschland während des 30jährigen Krieges*). 

') Sogar in der „Instruktion vor den Reichs-General-Feld-MarschaH“ v. 
1672. — Lfinig, S. 109. — heißt cs: „Solle — Der Herr Reichs-Feld- 
Marschall, so Gott gnädiglich verhüten wolle, vom Feinde gefangen werden, 
so wird das Reich in solchem Fall wegen der Rantzion thun, was die 
Kriegs-Raison erfordert“, s. auch die weiteren Ausführungen unten 
S. 97 ff. 

2 ) Lünig, S. 1318. Christian V. Artikelsbrief Art. 180; Fleming S. 311. 
Kartell v. 1672. Feltmann, S. 173. 

3 ) Lünig, S. 95. „Instruktion für den General-Kriegs-Kommissarius. 
ao 1664 u. Lünig, S. 1313. 

4 ) Wie Hoyer-Schultze im Corpus Juris Brandenburgicum sagen; 
„durch parificierte Auswechselung also daß sie (juxta aequalitatem singu- 
lorum) nach Gleichheit der Chargen eingerichtet werde (S. 112). 

5 ) Dum in proquinquo haerent exccrcitus, conventio super omnium 
captivorum permutatio ac modo lytri in posterum initur . . . Conventum 
heic, ut quiequid utrimque captivorum esset, statim permutaretur. (1642) 

| Caesar circa ratiiieationem facilem plane se praebuit, nec eo secius pecunia 
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Als erstes wörtlich uns Qbermitteltes Kartell, in dem außer 
der Ranzionierung auch die gegenseitige Auswechslung der Ge¬ 
fangenen ausdrücklich verabredet wurde, habe ich das von 
Feltmann 1 ) abgedruckte „zwischen denen Chur-Cöllnischen und 
Fürstlich - Münsterischen an einem | und von Sr. Hoheit des 

H. Printz Henrich Casimirs | Deputierten am andern theil | 
wegen Auswechslung und rantzionirung beyderseit Kriegs - Ge¬ 
fangenen“ den 24. September 1672 zu Dieveren geschlossene 
Kartell ermittelt. | Es heißt dort unter No. 5: 

„Alle gefangene Ofiiciers und gemeine von gleicher qualität 
| sollen gegeneinander ausgewechselt werden | nachdem doch von 
ein oder anderer Seite mehr oder verschiedener qualitäten Ofiiciers 
oder Soldaten gefangen wären, so sollen dieselbe allzumahlen nach 
ober maniere mit suppliren oder beylegen des Geldes oder ge¬ 
fangenen ausgewechselt und rantzioniert werden.“ 

Von dieser Zeit an nehmen die Auswechslung und der Loskauf 
der Gefangenen die gleiche Richtung, bis die Zeit der französischen 
Revolution dem Loskaufe der Gefangenen ein Ende bereitete. 
Ähnliche Vorschriften wie die von 1672 trifft z. B. noch das ge¬ 
nannte zwischen dem Herzog von Luxemburg und dem Grafen 
Horn im Jahre 1673 abgeschlossene Kartell und auch noch die 
fast 100 Jahre später am 12. Oktober 1759 zu Bütow zwischen 
Preußen und Rußland vereinbarte Konvention in Art. 4 und 5*). 

II. Die ehrenwörtlichen Verträge im Einzelnen. 

§ 19. Die endgültige Entlassung Gefangener gegen 
Ehrenwort, besonders bei Einnahme fester Plätze. 

Das pactum de non militando contra victorem. Revers-Parole- 
Ehrenwort, nicht gegen den Sieger zu dienen. 

Seit den Zeiten der neuen Blüte der Wissenschaften, die etwa 
seit dem 15. Jahrhundert von Italien ausging, sind wir auch 
nicht mehr auf spärliche, oft sagenhafte Nachrichten angewiesen 

dcficiente in longuin extrahebatur captivorum redenitio. Pufendorfi Sanuelis, 
Commentarior. de Rebus Suecicis libri XXVI, 1. 14 § 22, I. 15 § 10 u. 

I. 17 § 16. 

J ) a. a. 0. S. 173. *) J. F. Mosers Versuch S. 401 ff. 

Knorr, Das Ehrenwort Kriegsgefangener 6 
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wie im Mittelalter. Ganz besonders sind es die großen Geschichts¬ 
schreiber der italienischen Renaissance, die uns von den fast un¬ 
unterbrochenen Kämpfen auf den italienischen Kriegsschauplätzen 
reichlich Stoff zur Erkenntnis der damaligen Kriegsereignisse und 
-sitten bringen, während die Flugschriften, die Anfänge des 
Zeitungswesens und seit dem dreißigjährigen deutschen Kriege auch 
die durch ihn mächtig angeregte deutsche Geschichtsschreibung 
uns Nachricht von den Kriegsereignissen auf deutschem Boden 
übermitteln. 

Unter den Ereignissen, die von den Schriftstellern der Erwähnung 
für würdig gefunden und durch Flugblätter der Welt verkündet 
wurden, sind vor allem die Eroberung fester Plätze und die 
dabei vereinbarten „Kapitulations- und Akkord-Punkta“ zu 
nennen. Sie sind wie schon im Mittelalter eine weitere ergiebige 
Quelle für die Kriegssitten auch der neueren Zeit und zwar um 
so mehr, als sich das Festungswesen immer mehr entwickelte und 
in der Kriegsführung eine immer größere Rolle spielte. Der Stoff 
ist schier unübersehbar 1 ), jedoch gleichen sich die Übergabe-Be¬ 
dingungen aus den gleichen Zeiträumen außerordentlich. 

Eine Reihe von Beispielen des alten deutschen Brauches der 
endgültigen Freilassung von Kriegsgefangenen gegen die 
Verpflichtung, nicht mehr gegen den Sieger zu kämpfen 
liefern uns die bei Übergabe fester Orte vereinbarten Verträge 
und zwar zunächst die vom italienischen Kriegsschauplätze zu An¬ 
fang des 16. Jahrhunderts. 

Aus dem zweiten Kriege zwischen Kaiser Karl V. und Franz I. 
von Frankreich finden sich bei Guiccardini 1 ) mehrere Beispiele: 

„1526 wurden die Kaiserlichen, deutsche Söldner und Spanier, 
„in Cremona belagert. Es kam zu einem Vertrage, in dem es 
„heißt: Wenn die Stadt Cremona vor dem Ende dieses Monats 
„nicht Hülfe bekomme, wollten die Kaiserlichen die Stadt aufgeben. 


') Gurlt, a. a. 0. fährt allein von 1600—1800 für seine Zwecke 160 
Kapitulationen an. 

*) Francesco Guiccardini, Historiarum sui temporis libri XX. Lat. 
Ausgabe Basel 1567. Deutsch von Magister Georgius Forberger v. 
Mittweiden. 1574. S. 400. Als „Guicc. 17. 18. 19.“ führt Gentilis den Schrift¬ 
steller als Beleg für seine Behauptung „Germanorum hanc consuetudinem 
dicunt. 
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„Die Besatzung sollte entlassen werden gegen folgende Ver¬ 
pflichtung: Die Deutschen sollten nach Deutschland, die Spanier 
„ins Königreich Neapel ziehen, doch sollten sie „zusagtui“, daß 
„sie in 4 Monaten dem Kaiser im mailändischen Kriege nicht dienen 
„wollten“ 1 ). 

Ferner bei Übergabe der Stadt Aversa in dem Jahre 
1528 2 ) durch die Franzosen im neapolitanischen Kriege heißt,es: 
„Die Kriegsleut und alle die, die durch diesen Vertrag los- 
„gelassen werden, sollten ihre Fahnen, Röstungen. Roß und Ge¬ 
räte alle dahinter lassen, die Italiener sollten in (5 Monaten wider 
„den Kaiser nicht dienen (pepigit, Itali per sex menses contra 
Caesarem non militarent). — Natalis Comes 8 ) berichtet aus 
den Kämpfen zwischen Französischen und Kaiserlichen Streit¬ 
kräften in Italien besonders dem Kriege Cosimos de Medici 
gegen Siena 1554/1555: 

Kaiserliche Hülfstruppen unter dem Marchese de Marignano 
siegten im Treffen von Lucignano, Siena mußte sich ergeben und 
in kaiserliche Schutzherrschaft zurückkehren: „Marinianus omnes 
„captivos quos habebat in castris, jurare imperat, ne intra annum 
„arma Caesarianis hostilia importarent, deinde liberali et humanitatis 
pleno consilio liberos omnes dimisit.“ 

Zahlreiche Beispiele erhärten die häufige Übung der Sitte 
auch im 30jährigen Kriege. So mußte die Besatzung von Neu- 
Brandenburg bei der Übergabe der Stadt an Gustav Adolf im 
Jahre 1631 gegen die Gewährung ehrenvollen Abzuges sich ver¬ 
pflichten — „sich reversiren“ —, innerhalb 3 Monaten nicht gegen 
den König zu kämpfen 4 ). 

Nach Eroberung von Stadt und Schloß De mm in kurz darauf 
am 15. Februar 1631 erreichte die Besatzung von Gustav Adolf 


*) Bezeichnend ist der lateinische Text, in dem es heißt: Germani in 
Oermaniam, Hispani in regnum Neapolitanum se intra quatuor menses cum 
‘Caesarianis in bello mediolanensi non facturos fide data ire liceret. 

2 ) Guicc. a. a. 0. I XIX z. J. 1529, lat. Ausg. S. 872. Deutsch S. 442. 
8 ) Natalis Comitis libri X. (zitiert bei Gentilis als Na. co. 8) Über 
VIII ad annum 1534 S. 225. 

4 ) t. Chemnitz, Königlichen Schwedischen in Teutschland geführten 
Krieges I. Teil S. 118. 

6 * 
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zwar freien Abzug, doch gab, wie Chemnitz berichtet 1 ), 
„gleichwohl der Duca de Savelli seine schriftliche Parole von sich, 
„innerhalb dreyer Monatfrist wider den König an den Pommerischen 
„und Meckelburgischen Grentzen sich nicht gebrauchen zu lassen. 
„So andere Ober- und Unteroffiderer mündlich im Nahmen der 
gantzen Soldateska gleichfals thun müssen.“ 

Nach dem Fall von Landsberg 2 ) konnte zwar die Garnison 
frei abziehen, „mußten aber über das bey dem Abzüge eydlich 
angeloben: Wider den König in 8 Monaten nicht zu dienen“. 

Die Garnison zu Wandsleben mußte die Waffen ablegen, 
„darauf 6 Monat Zeit | gegen den König und dessen verunirte 
„Armeen | auf keine Weise zu dienen | sich reversieren | und also 
abziehen 3 )“. 

Lünig gibt uns in seinem 1723 erschienenen Corpus Juris 
Militaris 4 ) eine Formel für einen 

„Paß-Brieflf vor einem Kriegs-Gefangenen, der sich ranzioniret“. 

Aus ihm geht hervor, daß auch noch zu dieser Zeit die Sitte 
bestand, daß bei der endgültigen Entlassung kriegsgefangener 
Offiziere das schriftliche Ehrenwort gefordert wurde, eine zeitlang 
gegen den Sieger nicht zu dienen. Er lautet: 

„Ich ... , Lieutnant des Königs und Commandant zu Seiner 
„Majestät Dienst unter dem Gouverneur von Rheinberg, mache 
„hiermit bekannt, daß ich Freiheit und den ersten Paß-Zettel 
„gegeben habe N. N., der gefangen genommen worden, in der 
„Holländischen Garnison in der Stadt Orsou (offenbar Orsoy 1672), 
„nachdem er die Summe ... für eine Ranzion bezahlt, und mir 
„mündlich, auch kraflft eines Scheines versprochen hat, innerhalb- 
„eines Jahres Frist, wider den König von Frankreich nicht zu 
„dienen. Weswegen ich alle Generale etc. etc. deren daran ge¬ 
legen, bitte, gedachten N. frei passieren zu lassen, wohin er in 
„diesem Jahre zu reisen Lust und Belieben hat.“ 

') v. Chemnitz a. a. O. I Teil lib. 3 N. 3 S. 120. Pufendorf, 
a. a. 0. §5: Franciscus Marazinus se dedebat pactus, ut cum armis & impe- 
dimentis oppido eiccderet, ncc intra tres menses contra Regem militaret. 
Sam. Pufendorfi, Comm. de rebus Suecicis I. 3 § 4 S. 43. 

2 ) v. Chemnitz, a. a. 0. 1. 3 N. 9 S. 133 z. J. 1631. 

3 ) r. Chemnitz, a. a. 0. 1. 3 N. 55 S. 253 z. J. 1631. 

4 ) Lnnig, C. J. 11. Anhang S. 70. 


Go 'gle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 





Ein weiteres Beispiel aus dem Jahre 170*2 ist die Übergabe 
der Festung Guastalla, deren Kommandant, der kaiserliche 
Befehlshaber Graf Solari, mit sämtlichen Offizieren und allen 
Truppen den Akkord eingehen mußte, bis zum 1. April 1703 
gegen den König von Frankreich oder seine Alliierten weder die 
Waffen zu tragen, noch was immer für einen Dienst zu thun 1 ). 

Im ersten schlesischen Kriege am 4/5. Mai 1741, also vor 
dem am 9. Juli abgeschlossenen Auswechselungs-Kartell von Grottkau, 
mußte sich die österreichische Besatzung von Brieg bei der 
Kapitulation verpflichten, innerhalb zweier Jahre nicht wider den 
König von Preußen zu dienen 2 ). Ja, am 30. Juni 1743 im öster¬ 
reichischen Erbfolgekrieg mußte bei der Übergabe der Stadt 
Braunau die bayrische Landesmiliz sogar schwören, „wider Ihro 
„Königliche Majestät | die Königin zu Ungarn | ihr lebtage nicht 
„mehr zu dienen“ und die bayrischen Offiziere mußten sich ver¬ 
pflichten, „in Jahr und Tag wider dieselbe nicht zu dienen 2 )“. 

Endlich sei aus der großen Zahl der Beispiele noch die 
Kapitulation der französischen Garnison von Harburg am 
29. Dezember 1757 angeführt, die im l. Artikel folgendes bestimmt: 

„Die ganze Garnison, . . . soll mit allen kriegerischen Ehren¬ 
bezeigungen . . . ausziehen, nachdem sie sich vorher gehöriger 
„Maßen auf ihr Ehren-Wort, und vermittelst einer Schrift, die 
„von dem Herrn Marquis v. Perreuse, den Befehlshabern und 
„Officiers . . . unterzeichnet worden, verbunden hat, daß weder 
„sie, noch die, so unter ihrem Befehle stehen, während dieses 
„gauzen Krieges, weder wider Sr. Majestät von Großbrittanien 
„und den Churfürsten von Hannover, noch wider Dero hohe 
„Alliirten, es sey direkte oder indirecte, dienen, und daß sie den 
„kürzesten Rückweg nach Frankreich durch das Bischoffthum 
„Münster nehmen wollen, ohne sich jenseit der Weser aufzuhalten.“ 

*) Lfinig, C. J. M. II 8. 482; Leander Heinrich Wetzer, der spanische 
Successions Krieg in „Feldzüge des Prinzen Eugen v. Savoyen, Bd. 4 S. 330. 
— Der Herr Graf Solari, alle Officiere und alle Truppen sowohl Cavalletie, 
Dragoner als Infanterie der genannten Garnison von Guastalla, verpflichten 
sich und geben ihr Ehrenwort, bis zum 1. April 1703 gegen den König 
oder seine Alliierten weder die Waffen zu tragen, noch was immer für einen 
Dienst zu thun“. 

*) Fr. Carl v. Moser, Kleine Schriften, 10 Bd. S. 153 ff. 
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Bedeutsam ist für unsere Untersuchung der Nachweis, daß 
um die Zeit des 30jährigen Krieges die Bezeichnung Revers und 
Parole, Cavalliers-Parole, für diese ehremvörtlichen Ver¬ 
pflichtungen, die bisher von den Schriftstellern in deutscher Sprache 
mit „Zusage, Treue“, in lateinischer Sprache mit fides data, 
promissio, pactum, iuramentum, bezeichnet war, aufkam 1 ): Der 
Duca de Savelli mußte die- „schriftliche Parole“ von sich geben; 
bei der Übergabe von Osnabrück am 25. September 1633 heißt es*): 

„Damit dann auch zum 11. was zwischen beiden Partheyen 
vor abrede auffgeben | teutschen Glauben unverbrüchlich nach- 
gelebet werde etc. . . . “ und 

„zum 12. sol diese Capitulation in allen ihren Articula, 
Puncten, Clausuln nach alten auffrichtigen teutschen Glauben 
concludiert und corroboriert sein und Christe- und unverbrüchlich 
nachgelebet werden.“ 

In den Akkords-Punkten über die Übergabe von Demmin 3 ) 
vom 10/20. Marty 1639 heißt es: „Schließlich sollen alle diese 
„auffgesetzte Articul auffrichtig gehalten, und von keiner Privat¬ 
person gebrochen werden, besonders alles gesetzter Maßen nach 
„Cavalliers Parol festiglichen nachgelebet werden . . . ; und 
„der Accord von Regensburg vom 16/26. Juli 1634 4 ) ist 
„Wegen Übergebung gemelter Stat, den 14. 24. Juli anno 1634 
„getroffen, auch bey königlich und churfürstlichen, sowohl 
„Cavaliers Würden, Ehren und Worten, steth vest und un¬ 
verbrüchlich in allen Clausuln und Puncten zu halten bethewert 
und versprochen worden.“ 

*) In dom Wörterbuch der Brüder Grimui, zum Wort Parole, wird eine 
Stelle aus S. Bürster, Beschreibung des Schwedischen Krieges 1630—1647, 
angeführt, in der es auf S. 122 heißt von einem Vertrage: „Welchem 
Accordo sie zue halten bei bidermannsz Trew versprochen ihr parol en 
von sich gaben, aber nit gehalten“. 

2 ) Accord-Puncta zwischen Georg Herzog von Braunschweig-Lüneburg 
etc. mit Francois du Mont S. Gloy v. 29. 9. 1633 (i. d. Hamb. Stadtbibliothek). 

3 ) Accords Puncten zwischen Ihrer Königl. Mayt und dero Hochlöblichen 
Cron v. Schweden bestalten General-Major, etc. . . . Herrn Axell Lillien 
etc. u. dem woledlen gestrengem etc. Herrn Miniat Miniati, d. Rom. Keyscrl. 
Mayt. bestalten Obristen Leutenant und des zeithero Commandanten der 
Festung Demmin. (i. d. Hamb. Stadtbibliothek.) 

4 ) Druck i. d. Hamb. Stadtbibliothek. 
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Damit aber haben wir nachgewiesen, daß das alte durch 
Treugelübde und Eid gesicherte „Versprechen, nichts gegen den 
Sieger zu unternehmen, seit der urgermanischen Zeit sich erhalten 
und organisch entwickelt hat bis zur Zeit, da man dies Versprechen 
durch Verpfändung der Kavaliereparole, wie man nunmehr seit 
der Verwelschung aller militärischer Ausdrücke sagte, des Ehren¬ 
wortes im heutigen Sinne, sicherte; nachgewiesen bis in die Zeit, 
da die Entlassung Kriegsgefangener gegen solche Versprechungen 
allgemein in der Kriegsführung und von den völkerrechtlichen 
Schriftstellern anerkannt und als höchste Errungenschaft moderner 
Humanität gepriesen wird. 

Immerhin wurde die Form endgültiger Entlassung gegen 
Ehrenwort meistens bei Kapitulationen von Festungen, Garnisonen 
oder ganzer Armeen angewandt, wenn freier Abzug gewährt 
wurde. Weit häufiger wandte man nunmehr die Form der vor¬ 
läufigen Entlassung gegen Ehrenwort an, die im folgenden zu be¬ 
sprechen ist. 


§ *jO. Die vorläufige Entlassung gegen Ehrenwort 
bei Auswechslung und Loskauf. 

Die Zurückrufung in die Gefangenschaft. 

Der Revers der Kreisoffiziere 1759. 

Die Sitte der gegenseitigen Auswechslung und Ranzionierung 
der Gefangenen drängte die endgültige Entlassung gegen ehren¬ 
wörtliche Verpflichtung, nicht gegen den Sieger zu kämpfen, zu 
jener Zeit ganz zurück. Da nämlich jeder Offizier, jeder Mann 
bei der Auswechselung eine Summe Geldes vertrat, war die end¬ 
gültige Entlassung vorher ein finanzielles Opfer. Nach der Aus¬ 
wechslung jedoch konnte und mußte jeder Krieger sofort wieder 
in die Dienste seiner Partei treten. Dieses System aber begünstigte 
die vorläufige Entlassung der Gefangenen, zu jener Zeit 
meistens nur der Offiziere, auf eine bestimmte Zeit (bis zur Aus¬ 
wechselung) gegen das ehrenwörtliche Versprechen, bis dahin die 
Ranzionierung oder Auswechselung zu bewirken und inzwischen 
nicht gegen den Sieger zu kämpfen. Zahlten die Gefangenen nun 
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selbst in der bestimmten Frist das Lösegeld — das ihnen meistens 
von ihrem Kriegsherrn vergütet wurde 1 ) — oder bewirkten die 
Kriegsparteien den Loskauf oder die Auswechselung, so waren sie 
gänzlich frei und wurden von der Gefangenschaft „losgezehlet“. 
Lünig 2 ) überliefert uns die Formel eines darüber ausgestellten 
Reverses: 

„Weil' nunmehr die Auswechselung zwischen . . . seine 
„Richtigkeit hat; Als werden hiermit Ew. Exc. aller Ansprüche 
„und vorhingegebener Parole, der Gefangenschafft halber, vor 
„dieses Mal gäntzlich erlassen, und mögen Sie sich der Freyheit 
„die Sie vor der Gefangenhafft gehabt, wieder gebrauchen“. 

Die Kartelle zeigen, daß etwa von der Mitte des 17. bis Ende 
des 18. Jahrhunderts der Brauch, die Offiziere vorläufig gegen 
Ehrenwort zu entlassen, zu einer allgemeinen Übung wurde. Den 
gefangenen Offizieren wurde erlaubt, entweder sich aufzuhalten, 
wo es ihnen beliebte, oder in ihren alten Garnisonen oder mit¬ 
unter auch in gewissen ihnen angewiesenen Plätzen. 

Die erste Kunde von der vorläufigen Entlassung von gefangenen 
Offizieren gegen Ehrenwort kommt uns aus dem 30jährigen Kriege: 

Pufendorf bezeugt, daß im Kartell über den Loskauf der Ge¬ 
fangenen von 1643 die Entlassung gegen Ehrenwort vorgesehen 
war*). Ebenso berichtet er aus dem Jahre 1645, über Verhandlungen 
zwischen Kaiserlichen und Schweden über die Auslieferung der 
Gefangenen. Der Kaiser hatte die Verträge von 1642—1643 noch 
nicht ratifiziert, das geschah jetzt, aber die Verhandlungen zogen 
sich sehr in die Länge, da kein Geld zur Auslösung vorhanden 
war. Da zudem den Schweden die Bewachung der zahlreichen 
Gefangenen Schwierigkeiten machte, entließ Torstenson sehr viele 
vorläufig gegen Ehrenwort zu den ihrigen, unter der Bedingung, 
daß sie inzwischen dem Kaiser nicht dienten*). 


1 ) 8. oben. 3 4 ) C. J. M. Anhang 367. 

s ) Pufendorf, Comm. de Eeb. Suecic. 1. 15 § 10: „Qui fidera captori 

datam negligeret, a judice castrensi ter monendus erat, ni ad hostem reverteret 
— ignominia notandus“. 

4 ) Pufendorf. Comm. I)e Rebus Suecicis L. XVII § 16 S. 562 
plurimos eorum fide accepta ad suos dimisit Torstensonius, interque eos 
ipsum Hatzfeldium ea lege ut interea nullam militarem opera m Caesari 
navarent. 
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In den ersten mir zugänglichen von Feltraann abgedruckten 
Kartellen von 1(502, 1622, 1672, 1673 ist noch über den Brauch 
nichts enthalten. Dagegen heißt es im Kartell, „So zwischen 
„Ihro König]. Mayst. von Franckreich und Ihro Churfürstl. Durch- 
„leuchtigkeit zu Brandenburg | ßampt Ihro Fürstl. Durchl. zu 
„Braunschweig und Lüneburg allerseits habenden Armeen die 
„Auswechslung und Ranzionierung der Gefangenen betreffend Anno 
„1674 auffgerichtet und bekräfftiget worden 1 )“: 

„Die Officirer | welche auff ihre Parole zurücke geschicket 
„werden | sollen schuldig seyn | Ihre ranzion zu derselbigen Zeit 
„ | wie sie versprochen | (es sey nun solches mündlich oder 
„schrifftlich geschehen) zu zahlen | oder falls sie solches nicht 
„thun können, zurück zu kommen | und sich als Gefangene wieder 
„zu stellen | widrigen Falls solten sie öffentlich und durch die 
„gantze Armöe für Leute ohne Parole, ohne Glaube und ohne 
„Ehre proclamiert worden.“ 

Und in dem Kartell oder Traktat zwischen Leopold I. und 
Ludwig XIV. vom 2. Mai 1692 heißt es im Artikel XL1II 2 ): 

„Die Officirer von ein und anderer Seiten, so auf ihre Parolen 
„zurück gelassen worden, oder noch künftig zurückgelassen werden 
„möchten, sollen verbunden seyn, wider zurückzukommen, und 
„sich wieder in die Gefangenschaft einzustellen, es wäre dann, daß 
„sie zuvor nach ob specificirter maaß, ihre ranzion oder aus- 
„wechselung und ihre Kösten, so zeit ihrer gefangenschaft sie 
„gemacht, abgestattet hätten, und wann sie an gegebener Parole 
„manquiren solten, sollen sie verbunden sein, sich in ihre erste 
„gefangenschafft, oder zu der perßon, wo sie sich obligiert gemacht 
„hätten, 14 Tage nach der Vorgesetzten Zeit, wieder einzustellen, 
„es wäre dann, daß sie eine große und wichtige Ursache, gut- 
„heißung oder Dilation von der feindlichen parthey hätten; unter 
„dessen aber sie zu dienst und Gebrauchung des gewehrs ohnfähig 
„seyn, und wann sie dargegen handleten, sie für unehrlich ge¬ 
halten werden sollen.“ 

Bei der Kapitulation der schwedischen Armee vor Pultawa 
im Jahre 1709 wurde zwischen Mentschikow und dem Grafen 


*) Corpus Juris Milit. 1709 S. 731 ff. 
*) Corpus Juris Militaria 1724 S. 159. 
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Löwenhaupt verabredet, daß die Generale und Offiziere beim 
Frieden „ohne Ranzion und Auswechselung freigelaßen, indessen 
„aber ehrlich tr.ictiret, auch gegen gegebene Parole Erlaubnis 
„haben, auf einige Zeit nach den Ihrigen zu reisen 1 )“. 

In dem Kartelle Friedrichs IV. von Dänemark mit 
Schweden, vereinbart in Lübeck, am 18./7. Januar 1713 2 ) lautet 
Art. XXV: 

„Die Officirer. so auf ihrer parole sind zurückgelaßen, oder 
„sonsten irgendwohin zu reisen beurlaubt worden, sollen sich zu 
„keine Dienste gebrauchen laßen, ehe und bevor sie ausgewechselt 
„oder ran 9 onnirt sind, und sich zur bestimmten zeit wieder ein¬ 
enden, es wäre dann, daß innerhalb ihrer permissions zeit ihre 
„auswechselung regulieret oder der ihnen angesetzte termin pro- 
„longiret worden; falls aber ein officier seiner gegebenen parole 
„und Verschreibung nicht nachkommen wird, soll er von dem 
„General-Auditeur dreymahl desfalls erinnert, und dafern er so dann 
„sich nicht einstellt, für unehrlich declariret werden.“ 

Moser überliefert uns den Revers, den die sächsischen Offiziere 
nach geschlossener Kapitulation im Jahre 175b den König von 
Preußen ausstellen mußten: 

„Ich Endes Unterschribener engagire mich hiermit auf das 
„verbindlichste und auf meine Parole d’honneur, daß auf Sr. Königl. 
„Majestät in Preußen allergnädigste Ordre, ich mich allemal, wann 
„und wohin Höchst Dieselben es befehlen werden, stellen, insbesondere 
„aber mich in keiner anderen Puissanz Militär- und Civildienste 
„oder Negociations, sie haben Namen, wie sie wollen, weder 
„direetement noch indirectiment, begeben noch einlassen, sondern 
„mich vielmehr an dem mir angewiesenen Orte ruhig halten will, 
„bie Höchstgedachte Sr. Kgl. Majestät in Preußen über mich ander¬ 
weit Allergnädigst disponieren werden, und will ich mich alle 
„mahl einstellen, wo ich hin gefordert werde.“ . . . 

An den Brauch der vorläufigen Entlassung knüpft sich die 
Frage, ob ein auf Parole vorläufig Entlassener aufhöre, Gefangener 
zu sein. Diese Frage ist zu verneinen. Damit hängt auch die 
Frage zusammen, ob der feindliche Kriegsherr die Befugnis habe» 

') Lnnig, Anhang $. 113. 

2 ) C. J. M. 1724 anderer Theil S. 3ö9 ff. 

3 j Versuch S. 370. 
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die auf Parole Entlassenen unter Androhung der Ehrverwirkung 
zurückzurufen, was für die vorläufige Entlassung folgerichtig 
bejaht werden muß und in der Tat auch als Vergeltungs- und 
als Zwangsmittel, z. B. um die Auswechselung zu beschleunigen, 
angewandt wurde. 

Hier ist ein Streit zu erwähnen, der sich an die Kapitulation 
der Reichstruppen, vornehmlich der Truppen des Fränkischen und 
Ober-Rheinischen Kreises unter dem Grafen von Hohenlohe, die die 
Garnison in Leipzig ausmachten, am 13. September 1759 anschloß. 

Die Bedingungen lauteten „Kriegsgefangenschaft der ganzen 
Garnison ohne Unterschied“. Demgemäß mußte die Besatzung 
die Waffen strecken und wurde nach Berlin und Stettin kriegs¬ 
gefangen abgeführt. Den Offizieren wurde die Abführung auf 
Ansuchen erlassen gegen „specialiter und viritim“ auszustellende 
schriftliche Reverse. Diese lauteten: 

„Gegen den von Ihro Majestät dem König von Preußen mir 
„gnädigst accordirten Paß zu meiner Anheimreise verspreche ich 
„ . . . N. N. . , . auf meine Parole d’honneur weder in diesem 
„Krieg wider Ihro Majestät zu dienen, noch auch wider Höchst 
„derselden Interessen mit Schriften oder Thaten etwas vorzunehmen, 
„sondern vielmehr mich in solange zu Hause . . . Ort . . . auf- 
„zuhalten, als es Ihro Majestät dem König gefallen wird, mich 
„in die Kriegsgefangenschaft zurück zu bernffen und deshalb einen 
„Ort gnädigst zu bestimmen.“ 

Obgleich nun dieser Revers nichts anderes enthielt, als die 
Österreicher ebenfalls wiederholt in Übereinstimmung mit dem 
anerkannten Völkerrechte der Zeit bei Übergabe von Besatzungen 
gefordert, auch ohne Anstand bisher bei ihren eignen Offizieren 
gebilligt hatten, — übrigens auch das Auswechselungskartell von 
1741 zu Karlsbad 1756 erneuert war und daher kein Zweifel 
bestand, daß der Revers nur für die Zeit bis zur Auswechselung 
gälte —, stellte der Kaiserliche Gesandte Graf von Pergen bei 
einem beteiligten Kreisstande (Frankfurt) den Antrag, die dorthin 
gehörenden Offiziere, „die den Revers an den in der Empörung 
(Reichsacht) befallenen König in Preußen ausgestellt hatten, dahin 
ansehen, halten und achten, daß dieselben darmit sich selbsten 
aus Allerhöchst-Ihro und der Reichs Dienste gesezet, fort sich 
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■dessen unwürdig gemacht, so mit anstatt derer andere Officiers 
anzustellen wären und sollten“. 

Dieser Antrag wurde später, ganz zu Unrecht, damit be¬ 
gründet, daß der König von Preußen die in Gefangenschaft ge¬ 
ratene gemeine Mannschaft „unter seine Völker untergestoßen“ 
und zu seinem Dienst gezwungen habe und die Offiziere entgegen 
den Bestimmungen des Kartells während der ganzen Dauer des 
Krieges zur Untätigkeit zwingen wolle. 

Die betroffenen Offiziere wandten sich mit einer Eingabe gegen 
die ungerechten Vorwürfe, der Graf von Hohenlohe bekundete, daß 
er gegen die Verpflichtung des Reverses keinerlei Bedenken gehabt 
habe, und namhafte Rechtslehrer, unter ihnen Friedrich Carl 
von Moser, traten in einem Gutachten für die Offiziere ein. In¬ 
zwischen hatte der König von Preußen, um dem Streite ein Ende 
zu machen, die Offiziere in die Gefangenschaft zurückgerufen und 
ebenfalls keinen Zweifel darüber gelassen, daß die Verpflichtung 
fies Reverses sich lediglich auf die Zeit der Gefangenschaft bis 
zur Auswechselung oder Ranzionierung bezöge. So stellten sich 
die Kreisstände ebenfalls auf die Seite der Offiziere, und endlich 
gab dann der Kaiser seinen Standpunkt auf. 

So haben wir auch den Kriegsbrauch der vorläufigen 
Entlassung und Beurlaubung Kriegsgefangener gegen 
Ehrenwort aus dem deutschen Mittelalter bis gegen das Ende 
fies 18. Jahrhunderts hinein in seiner Entwicklung verfolgt. 
Die weite Verbreitung der vorläufigen Entlassung kriegs- 
gefangener Offiziere — bei Gemeinen wurde jler Brauch nicht 
geübt — hielt Schritt, mit der Sitte der sofortigen Auswechselung 
und Ranzionierung und hörte auch wieder auf mit dem Ende 
solcher Verträge in Folge der Erklärung Frankreichs während der 
Revolutionszeit, keine Ranzion mehr zu zahlen 1 ). Eine neue 
kräftigere Kriegsführung konnte nicht mehr dulden, daß durch 
diese Sitte des alsbaldigen Loskaufs und der Auswechslung immer 
wieder den Heeren die alten kaum unschädlich gemachten Kräfte 
wieder zugeführt wurden, so daß der Krieg mehr einem Schachspiel 
glich, bei dem man die geschlagenen Figuren immer wieder von 
Neuem auf dem Felde erscheinen lassen konnte. 


') M. Jühns, Über Krieg, Frieden u. Kultur S. 280. 
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§ *21. l)as Sichern, der Quartiervertrag. 

Freier Umgang gegen Ehrenwort. 

„Recous ou non recous“. 

Daß die Sitte des „Sicherns“ gegen Ende des 16. bis Ende 
des 17. Jahrhunderts noch in Übung war, und daß gegenseitige 
Gelöbnisse im Sinne des Trengelübdes und des Ehrenworts dabei 
abgegeben wurden, zeigen die Artikelbriefe und Kartelle der Zeit, 
in denen sowohl der Gefangene als auch der Ergreifer mit 
Ehrlosigkeit, Leibes- und Todesstrafe bedroht wird, wenn er sein 
Gelübde bricht. 

So heißt es in dem Artikel „auf die Deutsche Knecht“, des 
Kaisers Maximilian II. v. 1570. Art. XVI 1 * 3 ) (CLVII 4 ): 

„Und ob Schlößer, Städte und andere Besatzungen mit 
Thätigung*) aufgenommen würden, so soll ihr keiner darein 
fallen oder plündern, noch sich darein dringen, . . . und XVII 
(CLIIX); 

„Item, sie sollen auch die Gesicherten und Gehuldigten 
„bei der Sicherung und Huldigung bleiben laßen und nichts 
„weiteres gegen ihnen vornehmen und handeln*) ..." Wörtlich 
ebenso im neuen „Articuls-Brief vor die Deutschen Knechte des 
Nieder-Sächsischen Creißes“ 1591*), im Sächsischen Artikelbrief 

l ) Corpus Juris Militaris 1709, S. 7. 

'*) Lünig, Corp. Jur. Mil. S. 71. 

3 ) Das alte „Thaidigung“; in anderen .Artikelbriefen „mit Aecord“ r 
mit „Ersteigung“. 

4 ) Grimms Wörterbuch fuhrt diesen Artikel als Beispiel für die Be¬ 
deutung der „Sicherung“ == Unterwerfungsgelübde eines Besiegten oder 
Gefangenen an. Zum Wort „huldigen“ erklftrt Grimms Wb.i 
„gehuldigt“: von einem, der gehuldigt hat oder dem gehuldigt worden ist 
Wenn aber die obige Stelle angeführt und dabei bemerkt wir<fc Die Ge¬ 
sicherten und Gehuldigten — denen Sicherheit und Huldigung geleistet ist r 
das ist irrig. Wer diese Gehuldigten und Gesicherten sind, ergibt 
genauer die Kriegs-Verfassung der Schwäbischen Kreis-St&nde v. 1568* 
(Lünig, S. 496. „Und sollten dieselbe eroberte und gehuldigte, sowohl die 
aufgenommenen Städte, Flecken etc. Leute, nachdem sie aufgenommen 
seynd, soviel der erobert, nicht weiter beschädigt werden“. Ebenso 1598, 
Lünig, S. 662, S. 1308; Hoyer-Schultze, S. 118 und Artikelbrief 
Maximilian Emanuels in Bayern 1717 Art 14—16; Lünig, 798 sowie die 
im Text folgenden Stellen. S. auch oben S. 35 Note 4. 

r> ) Lünig, S. 653, 655. 
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1631*), ira Artikelbriefe Ferdinand III und Leopold I. 1642/1665*) 
und im Artikulsbrief der Reichsvölker 1672/1682. 

Lünig C. J. M. 1723 S. 776 u. 779 setzt als Inhaltsangabe 
neben die gleiche Stelle in den Artikelbriefen Herzog Maximilian 
in Bayern „Das gegebene Quartier zu halten“ und „Den Ge¬ 
sicherten Quartier zu halten“. Ebenso berichtet Pufendorf 3 ) an¬ 
lässig des Auswechselungsvertrages der Kaiserlichen mit den 
Schwedischen Heerführern 1642 und 1643, daß vereinbart sei, 
„Qui incolumitate accepta post datara fidem profugeret ad 
hostem remittendum esse; captivus post acceptam incolumitatem nil 
hostile tentaret aut si it fecerit, promissa salute non amplius 
gauderet“. 

In dem Articuls-Brief Christians IV. v. Dänemark von 1625 
kommt schon zum erstenmal der Ausdruck „Quartier bewilligen 
oder machen“ in diesem Zusammenhänge vor. Art. 124 lautet*): 

„Alle Gefangene so vom Adel und über derselben Stand 
„darnach die Sergeanten und Reuter-Corporal und alle Officirer so 
„höher Beyn, über das alle Secretarij und dergleichen | Item alle 
„Spionen sollen uns allein zu gehören | und alsbald demjenigen | 
„so Unsert wegen zu befehlen \ da es begehrt wird | überantwortet 
„werden | . . . und wollen Wir ihm | (so sie gefangen genommen) 
„ohne das im Fall also Quartier gemachet | einen Monat 
„Sold | oder da kein Quartier gewiliget | eine billige Verehrung 
„nach unserm eygnen Willen und des Gefangenen Condition reichen“. 

In dem Artikelbriefe Johann Georgs v. Sachsen von 1673 
heißt es Art. XX 3 ): 

„Welche wider ertheilte Pässe, salvaguarden, Schutzbriefe, 
„handeln, oder auch diejenigen, denen allbereit Quartier und 
„Sicherung versprochen, dennoch hierüber vergewaltigen, 
„plündern, beschädigen oder gar tödten, es sey in Freundes- oder 
„Feindeslande, die sollen als frevelhaffte Übeltäter, so wider 
„commando sich gesetzt nach Beschaffenheit, in Leib- und Lebens- 
„straffe verfallen seyn“. 

•) Lünig, S. 802, 803 Art. XIII. 

Lünig, S. 83. 

3 ) 1. 15 de reb. Suecicis § 10 ao 1G43. 

4 ) Corp. Juris Milit&ris v. 1G58 S. 441. 

r >) C. J. M. 1724 S. 219. 
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Id dem Artikelbrief Cristian V. v. Dänemark v. 1(583 
Art. 132 1 ) heißt es: 

„Es soll niemand, weder hohe noch niedrige Officier, einige 
„Gefangene, denen Quartier versprochen, laßen tödten, noch ohne 
„Vorwissen . . . , losslassen, bei Verlust der Ehre und des Lebens. 

In dem Cartell, das zwischen dem schwedischen und branden- 
burgischen General-Auditeuren zu Friedland am "26. April 1678 
verabredet wurde 2 ), heißt es Nr. 14: 

„Alle diejenige Officier und Soldaten | die in einem Treffen 
„Quartier erhalten | und ihre parole sich als Gefangene zu 
„comportiren von sich gegeben haben | sollen solche ihre parole 
„unverbrüchlich halten und wer darwider handelt | sol nach drey- 
„maliger Erinnerung von dero Partey General Auditeuren | wann er 
„sich nicht einstellt | unehrlich werden: 

und in dem Kartell oder Traktat, der zwischen dem Kaiser 
Leopold I. und Ludwig dem XIV. am 2. Mai 1692 geschlosssen 
wurde, Art. LIV: 

„Allen Officirern und Soldaten, so man in einer bataille, 
„treffen, eroberungen der Vestungen gefangen bekommt, und ihnen 
„quartier geben, und sie ihre parole engagirt, soll es unver¬ 
brüchlich gehalten werden 8 ), und so sich ergäbe, daß nach 
„erhaltenem quartier, er durchgienge, oder seine gegebene parole 
„nicht hielte, so soll er für unehrlich und infam decharirt 
„seyn, ebener Maaßen derselbe, so quartier gegeben hätte und, 
„es nicht hielte“. 

Endlich wurde in Friedrichs. IV. von Dänemark mit der 
Krone Schweden Cartell 1713 festgesetzt im Art. XXIX 4 ): 

„Wann einem Officier in einer See- oder Land-bataille, 
„treffen, bei Eroberung derer vestungen und andern occasionen 
„quartier gegeben wird, und er selbiges annimmt, soll solches in- 
„verbrüchlich gehalten werden; falls sich aber zutragen möchte, 
„daß ein Officierer, nachdem er quartier genommen, ohne permißion 
„durchginge, soll derselbe für infam deklarieret werden, wie denn 

4 ) Lünig S. 1308. 

*) Sch ul tze, Johann Friederich, Corpus Iuris Militaria Brandenburgicum 
Berlin 1693 im Compendium additionale S. 43. 

*) C. J. M. v. 1724 p. 161. 

*) C. J. M. 1724 n S. 367. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



96 


Digitized by 


„auch nicht geringere Ehrenstraffe, zu gewarten, derjenige, so 
„gedachter Maaßen einmahl quartier gegeben und solches 
„nicht gehalten.“ 

Diese angeführten Stellen berechtigen zu dem bemerkenswerten 
Schluß, daß der alte ritterliche Brauch des Sicherns, die Gelöbnisse 
der Feldsicherheit und des ritterlichen Gefängnisses sich 
auch in der neueren Zeit erhielt und in dem Brauche des 
Quartier-Erbittens und -Gewährens fortlebte 1 ). 

Der Brauch gegenseitiger förmlicher ehrenwörtlicher Gelöbnisse 
bei der Ergebung in die Gefangenschaft, beim Quartier-Erbitten- 
und Gewähren, verwischte sich immer mehr und geriet ganz in 
Vergessenheit. Die einzige Erinnerung daran, auch heute noch, 
ist die feierliche Übergabe des Degens, die ursprünglich neben 
der Entwaffnung des Gefangenen das äußere Zeichen der Ergebung 
und zugleich ein Pfand der Worttreue bedeutete 8 ). Es blieb 
aber bestehen der allgemein anerkannte altüberlieferte Satz des 
Kriegsrechts, dem auch die Traktate Ausdruck geben, daß dem 
sich freiwillig ergebenden Feinde das Leben und schonende Be¬ 
handlung gewährleistet sein müsse. 

Das Kartell zwischen Österreich und Preußen vom 9. Juli 
1741, geschlossen zu Grotkau 3 ), sagt im Artikel 14: „Doch 
sollen die Gefangene, nachderae sie sich ergeben, nicht hart und 

! ) Über die Bedeutung dieses Wortes „Quartier“ ist viel gestritten. Die 
Herkunft scheint mir durch die Bezeichnung „Quartier“, „Vertrag vom Quar¬ 
tier“ für das Kartell, sowie durch die angeführten Stellen, in denen die Aus¬ 
drücke „Quartier machen“, „Quartier geben“ verkommen, klar gestellt: diese 
Vertrage, ebenso wie der Vertrag des sich ergebenden Gefangenen mit dem 
Ergreifer wurden offenbar deshalb kurz „Quartier“ genannt, weil durch 
sie vereinbart wurde, daß den Gefangenen bis zur Auswechslung oder Aus¬ 
lösung Unterkunft = Quartier zu geben sei. So richtig die Ableitung 
bei Littre zum Wort „Quartier“. Weniger wahrscheinlich erscheint dagegen 
die Herkunft des Wortes von der Höhe des Lösegeldes, das angeblich zu¬ 
erst 7« = ein Quartier des Jahres-Soldes gewöhnlich betragen haben soll (Noel 
a. a. 0. 192, 391 ; J&hns: Über Krieg, Frieden und Kultur S. 175). Diese 
Höhe des Lösegeldes habe ich nirgends als üblich gefunden, sondern von 
vornherein einen Monats-Sold. — 80 auch Hugo Grotius III 14. IX L 
u. a. m. 

2 ) Oben S. 69. 

3 ) Moser, Johann Jacob, Versuch d. Neuesten Europäischen Völker¬ 
recht: IX 2. Band S. 399. 
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wider die Kriegsmanier tractiert vil weniger aber ihnen das Leben 
benommen werden“. Fast in denselben Worten drückt sich die 
Preußisch-Russische Kartell vom 4./15. Oktober 1759, geschlossen 
zu Bötow aus. 

Inzwischen hatte nämlich die oben 2 ) geschilderte Entwicklung 
eingesetzt, die die Gefangenen immer mehr dem einzelnen Er- 
greifer entzog und unter die Botmäßigkeit der Oberleitung brachte; 
dies geschah nicht nur deshalb, weil etwa der Kriegsherr oder 
die Soldaten es vorteilhaft fanden, daß der Kriegsherr immer 
mehr Träger der Rechte und Pflichten aus dem Loskauf- und 
Auswechslungsvertrag wurde, sondern diese Entwickelung wurde 
schon bedingt durch die immer wachsende Zahl der Streitkräfte, 
die dadurch notwendigerweise immer straffer werdende Manneszucht 
und Einheitlichkeit in der Leitung der kriegerischen Unternehmungen 
und endlich durch die Notwendigkeit der Aushorchung und Aus¬ 
sonderung der Gefangenen durch die höheren Befehlshaber. Die Kriegs¬ 
artikel aus dem Ende des 17. und aus dem 18. Jahrhundert verbieten 
daher immer häufiger die nähere Befassung des einzelnen Ergreifers 
mit dem Gefangenen, die Loslassung und Ranzionierung ohne 
Genehmigung der Oberleitung und schreiben die schleunige Ab¬ 
lieferung „in das Quartier des Oberkommando“ oder „das General- 
Stockhaus“ vor 3 ). 

Diese Änderung in der Behandlung der Gefangenen ver¬ 
legte das Gelöbnis, sich als Gefangener zu halten und nicht 
zu entfliehen, in einen späteren Zeitpunkt, aus dem Schlacht- 
getöramel hinter die Front. Erfüllte der Vertrag ursprünglich 
den Zweck, den einzelnen Ergreifer der Bewachung des Gefangenen 
zunächst schon während der Schlacht zu entheben und ihm die 
Möglichkeit zu geben, weitere Gefangene zu machen, dem Unter¬ 
liegenden aber das erfolglose Opfer des Lebens und unwürdige 
Behandlung ersparen, so brachte das Versprechen, nicht zu ent¬ 
fliehen und die bestimmten Grenzen nicht zu überschreiten, nun¬ 
mehr dem Gefangenen milde Behandlung in der Art des ritter- 


*) ebenda ag. 401—420. 

2 ) 8. 75«. 

3 ) Brandenburg- Kriegs-Artikel von 1673, Art. 69; Artikelbrief Christians 
IV. v. Dänemark von 1683 Art. 131 u. 132 u. a. m. 

Knorr, Das Ehrenwort Kriegsgefangener 7 
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liehen Gefängnisses und freie Bewegung in dem ihm zugewiesenen 
Bezirk ein. 

Zahlreich sind die Beispiele von der Anwendung des 
Brauches; oft enthält ein Revers zugleich das Versprechen, sich 
als Kriegsgefangenen zu betrachten, nicht zu entfliehen und die 
Waffen gegen den Feind nicht zu tragen. Statt aller Beispiele sei 
ein Revers aus dem Jahre 1759 angeführt, den ein gefangener 
preußischer Offizier einem österreichischen Kommandanten ansstellen 
mußte 1 ): 


Leipzig, den 20 Aug. 1759. 

„Ich Endesunterschriebener versichere hierdurch by meinen 
„Ehren und Cavaliersparole, daß ich mich zu . . . aufhalten 
„und davon ohne Vorbewußt des Herrn Commandanten zu Leipzig 
„nicht entfernen werde. 

„Anbey reversire mich auch, in gegenwärtigem Krieg nicht 
„zu dienen, weder gegen lhro Kayserlich Königliche Maj. noch 
„lhro Rußisch-Kayserlich Maj. und Dero Alliirten; Maßen in 
„diesem Fall mich als Kriegsgefangenen krafft gegenwärtigen 
„Reverses erklärte.“ „ 

Aus dem Preußischen Feldzug in Holland 1787 findet sich 
in der Kapitulation der Festung Nieuwersluis vom 21. September 
1787 an Preußen unter Graf Kalkreuth die Bestimmung „Abzug 
der Garnison nach Utrecht, dort die Offiziere zu halten unter 
parole d’honneur“ 2 ). 

Moser 8 ) nennt diesen Brauch „freyer Umgang auf das 
Ehrenwort“ und führt als Zeichen der Verbreitung in der ganzen 
Welt an, daß die Franzosen 1760 nach der Eroberung des eng¬ 
lischen Forts auf Sumatra die Engländer auf ihre Parole als 
Gefangene dort zurückgelassen haben. 

Ganz besonders hervorgehoben zu werden verdient hier der 
Freundschaft- und Handelsvertrag, den Preußen am 
10. September 1785 mit den Vereinigten Staaten von Amerika, 


*) J. J. Moser, Versuch S. 383. 

*) Th. Ph. v. Pfau. Geschichte der preußischen Feldzugs in der 
Provinz Holland 1787 Berlin 1790. 

s ) J. J. Moser, a. a. 0. S. 271. 
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die eben erst ihre Unabhängigkeit von England erkämpft hatten, 
schloß. Man erachtete die menschliche Behandlung der Kriegs¬ 
gefangenen als so wichtig, daß man darüber für den damals sehr 
wenig wahrscheinlichen Fall eines Krieges Bestimmungen aufnahm. 
Erwähnenswert sind sie deshalb, weil sie einen hohen Grad von 
Menschlichkeit und wahrer Kultur zeigen, und schon Bestimmungen 
über die Behandlung der Kriegsgefangenen enthalten, z. B. das 
Verbot der Verschickung in rauhe und ungesunde Gegenden 
u. a. m., wie sie noch nicht einmal in den Haager Gesetzen und 
Gebräuchen des Landkrieges enthalten sind. 

Im Artikel XXIV heißt es 1 ); 

„que les officiers seront relaches sur leur parole d’honneur 
„dans l’enceinte de certains districts qui leur seront fixes. 

„Mais si un officier manquoit ä la parole d’honneur ou qu’un 
„autre prisonnier sortit des limites qui auront ete fixees ä son 
„cantonnement, un tel officier ou autre prisonnier sera soustrait 
„individuellement des avantages stipules dans cet article pour sa 
„relaxion sur parole d’honneur, ou pour son cantonnement.“ 


Die Übereinstimmung des Brauches der Abgabe der „Parole 
sich als Gefangener zu comportieren“ mit dem mittelalterlichen 
Sichern (fiancier prison) geht soweit, daß die Frage, ob die Gelübde 
auch im Falle der Befreiung durch die Partei des Gefangenen 
(recoux ou non recoux) gehalten werden müßten, auch in dieser 
Zeit noch aufgeworfen wurde. 

Ein Beispiel aus dem spanischen Erbfolgekrieg gab Ver¬ 
anlassung dazu. Bei dem Anschlag der Kaiserlichen auf Cremona 
im Februar 1702 wurde der Französische General-Lieutnant 
Marquis de Crenan gefangen genommen und dabei schwer ver¬ 
wundet, ebenso General Montgon; beide wurden auf Parole, nicht 
zu entfliehen, wegen ihrer Wunden mit der Gefangenschaft ver¬ 
schont und dann in Cremona zurückgelassen, als die österreichi¬ 
schen vor den heranrückenden französischen Streitkräften wieder 
abziehen mußten. Der Marquis starb an seinen Wunden, Montgon 


*) Strupp, Urkunden zur Geschichte des Völkerrechts, lld. II S. 82. 
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jedoch behauptete, infolge der Wiederbesetzung Cremonas durch 
die Franzosen seiner Parole ledig zu sein. Ludwig XIV aber 
duldete dieses Verhalten nicht, erforderte das Urteil derMarschälle 
von Frankreich ein und erteilte infolge desselben dem General 
den Befehl, sich den Oesterreichern wieder zu stellen 1 ). 


§ 2*2. Die Strafe des Treubruchs. 

Auch die Folge des Wortbruchs, die Ehrlossprechung, und 
besonders die alte deutsche Rechtsvorschrift dreimaliger Klage 
vor der Ehrloserklärung, hat sich aus dem alten Rechte bis in 
die neuere Zeit erhalten, wie die oben angeführten Stellen aus 
den Artikelbriefen zeigen. Aus dem allgemeinen Rechtsbrauch aber 
ist ein Kriegsbrauch geworden; in den Anmerkungen zu Art. LXX 
des Chur-Brandenburgisches Kriegsrechtes und Artikelsbriefes 
heißt es: 3 ) 

„Drittens j so geschichts auch wol j daß die Gefangenen auf 
Parole 1 oder auf Gnade losgelassen werden: da dann diejenigen 
| so auff Parole erlassen | oder erlaubet sind | ihren Revers stricte 
nachkommen | oder gewärtig seyn müssen | daß sie als Parol- 
vergessene dreymal öffentlich citiret | und da sie alsdann nicht 
erscheinen | oder sich sonsten klaglos stellen | Kriegs-Raison nach. 

| ehrlos erkannt | und zuweilen ihre Namen öffentlich an Galgen 
geschlagen werden | 

Der Parol-Vergessene wurde durch öffentlichen Trommelschlag 
zitiert, gewöhnlich von 14 zu 14 Tagen in 6 Wochen dreimal 
auf den verschiedenen Hauptplätzen der Stadt, wo sich der Ent¬ 
lassene einfinden sollte. Wußte man, wo er sich aufhielt, wurde 
er schriftlich zitiert. Wenn er nicht rechtzeitig erschien, wurde 
er nach verflossener Zeit durch kriegsgerichtliches Urteil ehrlos 
erklärt, sein Name durch den Henker an den Galgen geschlagen, 


') Ausführliche Relation, was vor | in | und nach der Einnehmung und 

Wieder-Verlassung Cremonas.vorgegangen. Flugblatt aus der Zeit; 

Stokmeier a. a. 0. § 77; Lünig. Oorp. Jur. Mil. Spalte 481. 

3 ) S. 97. 

8 ) Hoyer-Schultze 0. J. B. ad Art. LXX S. 123: s. auch Lünig, 
Anhang Sp. 480/81. 
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und wenn er wieder ergriffen wurde, besonders mit der Waffe in 
der Hand, nach Kriegsbrauch aufgehängt oder mit lebenslänglicher 
Festungsstrafe bestraft 1 ). 

Ein berühmtes Beispiel von dem Brauche ereignete sich im 
nordischen Kriege nach der Einnahme von Tönningen im 
Mai 1713, wo der schwedische General Steenbock mit 
seinem ganzen Korps sich der dänischen Armee ergeben mußte; 
nach dem Kartell vom Januar 1713 2 ) wurden die Offiziere gegen 
Ehrenwort vorläufig entlassen. Dänemark behauptete nun, eine 
Anzahl schwedischer Offiziere sei aus der Gefangenschaft „schändlich 
desertiert“, und ließ sie zurückrufen, sich in Rendsburg oder 
Glückstadt innerhalb 4 Wochen zu stellen, unter der Verwarnung, 
daß sie andernfalls „durch Urteil und Recht infam und vogelfrei 
declariret, ihre Namen an den Galgen geschlagen, und wann sie 
wieder ertappet, in einem Standrecht sofort aufgeknüpfet oder 
gehencket, wo man aber ihrer in einem Treffen oder Bataille 
wiederum mächtig würde, geviertheilt werden sollen.“ 

Dagegen behauptete Schweden durch seinen Ober-Auditeur in 
einer Gegenerklärung, daß Dänemark die Kapitulation von 
Tönningen nicht innegehalten, sondern die darnach verabredete 
„freiwillige und conditionierte Gefangenschaft in eine die 
Egyptische weit übertreffende schwere Dienstbarkeit“ habe ver¬ 
wandeln wollen, so daß den Offizieren die Flucht nicht verdacht 
werden könne. 

So gingen die erbittertsten Schreiben einige Zeit lang hin 
und her, eine Verständigung wurde nicht erzielt: das Ende war, 
daß das dänische Ober-Kriegsgericht zu Rendsburg durch Urteil 
gegen eine Anzahl schwedischer Offiziere auf die angedrohten Strafen 
erkannte, daß Schweden diese Akte für null und nichtig erklärte 
und als Gegenmaßregel auch eine Anzahl dänischer Offiziere zu 
denselben Strafen verurteilte 3 ). 


*) Stokuieicr a. a. O. § 54. 

2 ) s. Seite 70, t)3. 

s ) Lünig C. J. M. Sp. 273 ff. im Anhang, sli. auch Stokmeicr 
S. 40 § 54 
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II. Kapitel. 

Die Geltung der ehrenwörtlichen Verträge 
Kriegsgefangener im Rechte. 

§23. Im Allgemeinen — Belli und Ayala — 

Waren unsere Kriegsbräuche zu Beginn der neueren Zeit auch 
schon in lebhafter Übung in den europäischen Kriegen und gewannen 
sie in der Praxis des Kriegshandwerks und des Kriegsrechts immer 
mehr Geltung und Verbreitung, so folgte doch die Anerkennung der 
Rechtsgelehrten erst allmählich und nach manchen Zweifeln 
nach. Die alten Streitfragen der Doktoren über die rechtliche 
Bindung der ehrenwörtlichen Verträge Kriegsgefangener werden 
von den zünftigen Juristen weiter gesponnen. Nach wie vor 
herrschen die altrömischen Grundsätze in der Beurteilung der 
Kriegsgefangenschaft im Allgemeinen. Die Sklaverei und die 
Grundsätze des jus postliminii werden im Prinzip noch bis über 
Hugo Grotius hinaus anerkannt, wenn auch Übereinstimmung 
darüber herrscht, daß unter Christen die Sklaverei nicht angewandt 
werde. Das ängstliche Kleben an den Rechtssätzen und der 
Casuistik des römischen Zivilreohtes und an den Aussprüchen der 
Doktoren hindert auch jetzt noch eine der Umwälzung der Kriegs¬ 
führung und der Kriegsgebräuche Rechnung tragende Auffassung 
unserer Verträge 1 ), und ihre Geltung und Entwickelung im 
germanischen Rechte ist bis gegen Ende des 17. Jahrhunderts 
ganz in Vergessenheit geraten. Zwar erwacht in der Reformations- 
zeit die Naturrechts-Philosophie zu neuem Leben; ihre Wirkung 
spüren wir auch in einzelnen bedeutenden Schriften über das 
Kriegsrecht schon vor Grotius 2 ), aber der Versuch, jeden Rechts¬ 
satz aus der ihm innewohnenden lex naturae abzuleiten, verführt 
die Gelehrten zuweilen zu spitzfindigen Theorien und weltfremden 
Entscheidungen. Wir können uns darauf beschränken, die Aus¬ 
führungen derjenigen Schriftsteller eingehender zu behandeln, die 


*) Noch Stokmeier tadelt 1761, a. a. 0. § 56 S. 42, die Heranziehung 
der römischen Zivilrechtsgrundsätze. 

2 ) Kaltenborn: Die Vorläufer des Hugo «jrotius. 
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anerkanntermaßen auf dem Gebiete des Kriegsrechts zu den 
bedeutendsten in dieser Periode gehören 1 ). 

Ein erheblicher Fortschritt ist immerhin in der späteren 
Literatur des 16. Jahrhunderts gegenflber den romanistischen 
Erörterungen Zäsis insofern festzustellen, als nun wieder Gelehrte 
— wenn auch ausländische — zur Sprache kommen und Einfluß 
gewinnen, die in enger Beziehung zum Kriegswesen stehen. Da¬ 
her hört man von ihnen schon öfter von Kriegsrecht, Kriegsbrauch 
und Gewohnheit sprechen, wenn auch sie sich noch nicht von den 
Doktoren des römischen Rechtes frei machen können. Zwei 
Gelehrte haben einen nachhaltigen Einfluß auf die rechtliche 
Beurteilung unserer Kriegsbräuche gehabt: Petrino Belli 
(Petrinus Bellus) aus Alba in Italien (1502—1575), General- 
Auditeur des Kaisers Karl V., Staatsrat des Herzogs Emanuel 
Philibert von Savoyen und später auch Kriegsrat Philipps II., 
dessen „tractatus de re militari et bello“ 1563 zuerst erschien, 
und Balthasar de Ayala (1548—1584), General-Auditeur des 
Herzogs von Parma beim spanischen Heere in Belgien, mit seiner 
zuerst in Douai 1582 erschienenen Schrift „De jure et officiis 
bellicis et disciplina militari.“ An diese beiden schließt sich 
dann der bedeutendste der Vorläufer de Groots, Albericus Gentilis, 
an, dessen Werk „De jure belli“ zuerst 1598 erschien. Hugo 
Grotius selbst nennt ihn und Ayala unter den wenigen Namen, 
die er in der Vorrede zu seinem großen Werke als seine Vor¬ 
läufer aufzählt. 

Petrino Belli 

Belli kennt und erörtert die sämtlichen Formen unseres 
Brauches, besonders mit Rücksicht auf die Verbindlichkeit aus 
den Versprechungen. Im Gegensatz zur herrschenden Ansicht der 
Doktoren hält er mit Ciceros Ausspruch dafür, daß auch vom 
einzelnen Soldaten (a privato milite) dem Feinde die Treue 
gewahrt werden müsse 2 ). Dennoch, sagt er im Anschluß an 

') Ri vier: Literarhistorische Übersicht etc. in Holtzendorffs Handbuch 
des Völkerrechts I, S. 398 ff. 

J&hns: Geschichte der Kriegs Wissenschaften: Nys: Le droit de la guerre 
etc. 8 170 ff.: v. Kaltenborn: a. a. 0. S. 183, 220. 

2 ) P IV Tit. VIII, Bl. 58 y N. 6 
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Garcias und Covarruvias, könne man unterscheiden, ob der Soldat 
etwas versprochen habe zu seinem eignen Nachteil und in Über¬ 
einstimmung mit dem Kriegsrecht, das müsse er halten, oder 
zum Nachteil des Staates und entgegen dem Kriegsrecht, das 
brauche er nicht zu halten, denn die Verpflichtung gegen den 
Staat gehe dem eigenen Versprechen vor. Belli ist der erste 
ausländische Gelehrte, der das Versprechen erwähnt, nicht 
gegen den Sieger zu kämpfen. Bezeichnend für die deutsche 
Herkunft ist wiederum, daß ihm der Brauch etwas Ungewohntes ist, 
denn als Beispiel für diesen, wie er sagt, vom Rechte nicht zu 
billigenden Fall führt er an, daß die Heerführer der Franzosen 
bei der Übergabe von Carignano von Pyrrhus Colonna und den 
deutschen und spanischen Söldnern das Versprechen und vielleicht 
den Eid gefordert hätten, dem Kaiser in jenem ganzen Kriege 
nicht zu dienen, obgleich diese, — wie Belli sagt — „hierzu 
durch Gehorsam und Eid verpflichtet waren.“ Belli entscheidet 
dahin, daß die Soldaten durch solchen im Kriegsrecht ganz un¬ 
gewohnten Eid nicht gebunden seien (non obligari secundum illud 
jusjurandum maxime insuetum bello 1 ).) Bei dieser Entscheidung 
aber darf man nicht vergessen, daß Belli als Auditeur des 
Kaisers Partei ist, und daß seine allgemeinen Erörterungen gerade 
für die Wirksamkeit des Versprechens reden, da schon damals 
solche Verträge bei Übergabe von Festungen als häufig geübter 
Kriegsbrauch angesehen werden müssen?). 

Das ehrenwörtliche. Versprechen vorläufig zu ent¬ 
lassender Kriegsgefangener 3 ), Lösegeld zu zahlen und in 
die Gefangenschaft zurückzukehren, erachtet Belli unter Berufung 
auf Cicero undParide dal Pozzo gegenBaldus für gültig nach 
Recht und Kriegs brauch 4 ), wenn es dem Feinde in einem ordent¬ 
lichen Kriege gegeben wird und nicht etwa einem Räuber. Auch 
hält er nicht für richtig und ehrenhaft, die Treue zu brechen, 
wenn Grausamkeit und Gefahr für das Leben droht, wie Baldus 
lehrte 5 ). Belli führt auch das Beispiel des Fulgosius vom 

■) Belli a. a. 0. Pars IV, Tit. VIII, N. 7, Bl. 58t. 

2 ) S. oben S. 81 ff. 

s ) captivus sub fide admissus, Bel li a. a. 0. P. IV, Tit. VIII, N. I, S. 57 t. 

4 ) „nam et captus debet rerorti si promisit, et pariter taleam per- 
golTcre si promisit.“ a. a. 0. N. 2. 

R ) a. a. 0. N. 2 u. 3 u. 4. 
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Bologneser Arzt an 1 ) und sagt, daß die Entscheidung richtig 
wäre, wenn jene Deutschen Räuber und nicht Kriegspartei gewesen 
wären; wenn sie aber rechtschaffene Feinde gewesen wären, 
nähme die Entscheidung nur Rücksicht auf den Geldbeutel, nicht 
auf Treue und Wahrhaftigkeit. 

Bei dieser Gelegenheit und bei Erörterung der Frage, ob die 
Soldaten sich gegenseitig die Gefangenen abnehmen dürften, zeigt 
Belli, daß ihm die freie Bewegung des Gefangenen gegen 
Ehrenwort bekannt ist. Als äußeres Zeichen für die Unterwerfung 
gibt er die Überreichung des Schwertes an und geht davon aus, 
daß der Gefangene übrigens im Waflfenschmucke auf seinem Pferde 
sitzen bleibt 2 ). Er spricht sich für die Rechtsbeständigkeit 
solcher Verträge aus*). Ja sogar die Frage, ob der Gefangene 
im Falle der Befreiung durch die Seinen an sein Versprechen, 
nicht zu entfliehen oder zurückzukehren, gebunden sei, erörtert 
Belli*); er unterscheidet, ob nur das übliche Versprechen, nicht 
zu fliehen, rorliegt (aut suae ipsius est commissus fidei), dann 
könne der Gefangene trotzdem bei den Seinen bleiben, oder ob 
darüber hinaus stipuliert sei, was im französischen recoux ou non 
recoux genannt wurde 5 ), in diesem Falle sei er an sein Wort 
gebunden. 


Balthasar de Ayala 

Balthasar Ayala, der General-Auditeur des spanischen 
Heeres in Belgien, verbreitet sich in seiner Schrift „de jure et 
officiis bellicis et disciplina militari“ ebenfalls, wenn auch 
kürzer, über diese Verträge Kriegsgefangener mit dem Sieger 6 ). Er 
geht von dem Grundsätze aus, daß dem Feinde, die Worttreue 
zu halten ist, er bekämpft die gegenteilige Meinung des Bartolus 
und seiner Anhänger, unter denen er besonders Zasius anführt, 
und lehrt unter Berufung auf Duarenus, Decius und Covarruvias, 

>) a. a. 0. N. 5. 

2 ) P. IV, Tit. VII, N. 3, siehe das Beispiel aus Huge Scheppel S. 35. 

*) dico quod si captivus suae ipsius custodiae relinquitur cum fide et 
promissione non fugiendi Tel revertendi, quod tenetur stare promissis. P. IV, 
Tit. XIII, N. 5, Bl. 58. 

*) a. a. 0. P. IV, Tit. VII, N. 1 ff., Bl. 56. 

6 ) aut ultra convcntum cst de non fugiendo, etiam si sui praevaleant. 

«) cap. V u. VI. 
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daß die Heiligkeit des Eides hochgehalten werden müsse, und 
daß es ein schweres Unrecht sei, das Vertrauen eines ehrlichen 
Feindes zu täuschen. Auch die Meinung derer sei nicht durch¬ 
gedrungen, — sagt er mit Salicetus — die die Einrede des 
Zwanges für berechtigt hielten, da die Einrede der Furcht nur 
in bürgerlichen Streitigkeiten gegeben sei, es sei denn, daß der 
Feind nicht als Kriegspartei anerkannt werden könne (Rebellen, 
Freibeuter, Marodebrüder, Seeräuber). Auch sei es nicht richtig,, 
daß man von der „fides data“ befreit wäre, wenn man Geiseln 
gestellt habe, worauf sich Bodinus 1 ) zur Verteidigung des König» 
Franz von Frankreich berufen habe, dieser habe vielmehr in die 
Gefangenschaft zurflckkehren müssen, wie der König Johann von 
Frankreich es getan habe, anstatt „fidem datam fallere.“ Jedoch 
erklärt Ayala, indem er die Lehre Garcias und Covarruvias ein¬ 
schränkt , daß das Versprechen eines Einzelnen zum Nachteil» 
seines Staates oder der Kirche nur dann nicht verbinde, wenn 
es in erster Linie (principaliter) in der Absicht, dem Staate zu 
schaden, gegeben sei: wie das Versprechen, das Themistokles dem 
Xerxes gab, seine Vaterstadt Athen mit Krieg zu überziehen*). 


§ 24. Albericus Gentilis. 

Von weittragendem Einflüsse war das Werk des Albericus 
Gentilis „De jure belli“ schon vermöge des hohen Ansehens,, 
in dem Gentilis bei seinen Zeitgenossen stand; Italiener von 
Geburt, hatte er seine juristische Ausbildung auf den berühmten 
Bildungsstätten Italiens genossen, war dann seines Glaubens 
wegen (die Familie war evangelisch) ausgewandert, bereiste Deutsch¬ 
land und lehrte seit 1580 in Oxford später als „Regius professor 
of Civil Law“ 3 ). Gentilis widmet dem Kriegsgefangenen-Recht» 

') Johannes Bodinus [1530—1596], De rcpublica (1576) / L. 5. cap. 6. 
Ausgabe v. 1609 S. 930. 

-) His conscquens est, quod fides data a private in praejudicium rei 
publicac vel Ecclesia«; non sit servanda. Quod verum est, si principaliter 
de ejus pracjudicio agatur; quia propinqua causa inspici debet, non reinota.. 
L. 1., cap. VI, N. 15, S. 118. 

3 ) Alberico (ientile, geb. 1551, gest. 1611. Ward. a. a. 0. 118, sagt von 
ihm, „who bore the palm front all the Jurists bcfore (Jrotiua* und alle¬ 
späteren Kenner d<>s Völkerrechts vor tlrotius erkennen ihn als den 
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mehrere Kapitel seines Werkes 1 ). Er beginnt mit der Entlassung 
Kriegsgefangener gegen das Versprechen, nicht mehr gegen 
den Sieger zu kämpfen. Er hat, wie schon angeführt, das 
Verdienst, zuerst den germanischen Ursprung dieses Kriegsbrauches 
hervorgehoben und die Stelle aus Procops Gotenkrieg ans Licht 
gebracht zu haben. Gentilis lehrt, daß dieser Brauch von den 
Deutschen und auch von anderen Völkern seit jener Gotenzeit 
gehalten und auch noch zu seiner Zeit ein viel geübter Kriegs¬ 
brauch sei. Übrigens muß immerhin hervorgehoben werden, daß 
auch Gentilis in das Wesen des germanischen Brauches nicht 
eingedrungen ist, das beweist die Hervorhebung des Zwanges 
durch den Sieger 2 ) und das „injussu ducum“, das schon dem 
Zasius als Vorwand zur Verneinung der Rechtsverbindlichkeit 
solcher Verträge diente. Mit Unrecht aber behaupten spätere 
Schriftsteller, daß Gentilis die Rechtsverbindlichkeit dieses Ver¬ 
sprechens geleugnet habe 2 ); daß er vielmehr die Haftung des 
Soldaten aus solchen Verträgen billigt, geht schon aus seinen 
nun folgenden Erörterungen über die Frage hervor, ob dem Feinde 
die Treue zu halten sei. 

Gentilis geht zur Besprechung der Frage über, ob der 
Soldat durch das Treugelübde (flde de pretio solvendo data), 
Lösegeld zu zahlen oder in die Gefangenschaft zurückzu¬ 
kehren, verpflichtet werde, und gibt im Anschluß an Covarruvias 
eine Übersicht über die gesamte bis zu seiner Zeit erwachsene 
Literatur über die Frage, ob dem Feinde die Treue zu halten sei. 
Er stellt sich rückhaltlos auf die Seite derjenigen, die solche Ver¬ 
träge als rechtsbeständig anerkennen. Gentilis wendet sich gegen 
die Lehre des Bartolus und seiner Anhänger, unter denen er 
ebenfalls Zasius nennt, und stellt mit Fulgosius fest, daß die 
gegenteilige Gewohnheit allgemein recipiert sei. Er kommt, in¬ 
dem er eine Lanze für Eck bricht und die Widersinnigkeiten 
des Zasius über die Tat des Regulus geißelt, zu dem Schlüsse 1 ), 


bedeutendsten und einflußreichsten Vorgänger de Groots an, dem dieser 
vieles verdankt, s. unten. 

] ) 2. cap. 11, 15, 16, 17, 1§. 

2 ) S. oben S. 44. 

3 ) S. unten, Pufendorf. 

4 ) cap. IX S. 299. 
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daß die Bindung aus solchen Verträgen mit dem Feinde eine 
„obligatio juris et consuetndinis“ sei, „et magis communem opini- 
onem“, wobei er allerdings hervorhebt, daß er nur von wahren 
Kriegsfeindeü und ehrlicher Gefangenschaft, nicht von Rebellen 
und! Räubern spreche. Gentilis billigt auch nicht die Meinung 
des Baldus, daß die Erwartung schwerer Grausamkeiten und 
Todesqualen den Freigelassenen von der Rückkehr abhalten dürfe. 
Ja, Gentilis geht sogar so weit zu sagen, es sei ganz klar, daß 
die Soldaten von ihrem Herrscher und ihren Richtern gezwungen 
werden müßten, die übernommenen Verpflichtungen gegen den 
Feind zu erfüllen, denn die Verpflichtung sei gegenstandslos, 
wenn nicht eine. Instanz da wäre, die zur Erfüllung zwingen 
könnte, und umsoweniger könne daher der Fürst die Rückkehr 
zum Feinde seinem Untertanen verbieten. 

Auch die Ansicht des Bodinus, daß Geiselstellung vom Ver¬ 
trage befreie, verwirft Gentilis, gibt aber, kurz den Vertrag 
ritterlichen Gefängnisses streifend, dem Bodinus darin recht, 
daß, wer vom Sieger in Mißachtung der übernommenen Ver¬ 
pflichtung ritterlichen Gefängnisses in Fesseln, und Haft gehalten 
werde, an sein Versprechen, nicht zu entfliehen, nicht gebunden 
sei l ). 

Nur eine Ausnahme bewilligt Gentilis von dem Satze, daß 
die Treue dem Feinde gehalten werden müsse, nämlich mit Garzias, 
Govarruvias und offenbar in Anlehnung an Belli das Versprechen 
gegen Staats- und Kriegsrecht. Als Beispiel nennt Gentilis das 
Versprechen eines Gefangenen, in Zukunft nicht für sein Vater¬ 
land und seinen Fürsten zu kämpfen 2 ). 

Dies sind die Ausführungen, aus denen spätere Schriftsteller 
zu Unrecht entnehmen, Gentilis habe die rechtliche Verpflichtung 
der Gefangenen aus dem Versprechen, in Zukunft nicht gegen 
den Sieger zu kämpfen, geleugnet. Schon räumlich sind diese 


') De vinculis et carceribus putcm (Bodinus dixerit; bene, quoniaui 
fides non babita fidem non obligat. 

*) Cap. XI S. 299: sed ille mihi certus est casus, si promissuni quid 
est contra publicum aut militare jus, ut non sit servanda promissio, quod 
duo illi Hispani doctissimi Garzias et C'ovarruvias tradunt. Et in his 
promissis illud ego reposueriin, quum quis pollicitus est, non inilitarc. pro 
principe suo, aut patria. 


Go 'gle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



UM) 

Ausführungen so weit von der Erwähnung des genannten Brauches 
getrennt, daß sie sich auf ihn nicht beziehen können. Sodann 
spricht ja Geutilis hier ausdrücklich von Verträgen gegen das 
Kriegsrecht, während er jenen Brauch gerade als durch Gewohn¬ 
heit geheiligt bezeichnet. Endlich aber ist das Versprechen, nicht 
mehr gegen den Ergreifer, in dessen Gewalt sich der Gefangene 
befindet, Kriesdienste zu leisten, ganz verschieden von der Ver¬ 
pflichtung, überhaupt nicht für seinen Fürsten und für sein 
Vaterland zu kämpfen. Man muß zugeben, daß dem völligen 
Aufsagen der Treue gegen das Vaterland schwere Bedenken ent¬ 
gegenstehen, und daß eine so weitgehende Bindung entlassener 
Kriegsgefangener auch aus der Kriegsgeschichte nicht bekannt 
geworden ist, also gegen allen Kriegsbrauch sein würde 1 ) 2 ). 


§ 25. Hugo Grotiu». 

Besonders reizvoll ist es, die Stellung Hugo Grotius’ zu 
unsern Verträgen kennen zu lernen. Wer aber von ihm, dem 
Neuschöpfer des gesamten Völkerrechts, eine besondere Förderung 
der Anerkennung der ehreuwörtlichen Verträge erwartet, der wird 
enttäuscht sein. Grotius bespricht zwar alle Arten unseres 
Brauches 3 ) und empfiehlt milde Behandlung, Auswechselung und 


] ) s. unten Wolff und Vattel. 

2 ) Diese Stelle sei als sehr bezeichnendes Beispiel für die Spitzfindig¬ 
keiten angeführt, zu welchen die bis ins einzelne durchgeführte Naturrechts¬ 
philosophie die Gelehrten verführte: Gentilis sagt: Sed ille mihi certus 
est casus, si promissum quid est contra publicum aut militare jus, ut 
non sit servanda promissio. Et in his promissis ego illud resposuerim, 
qumn quis pollicitus est, non militare pro principe suo, aut patria. 

Nam etsi teneat pactum de reverteudo ad hostes: per quod quis so 
eripit principi, et patriae, hoc tarnen est, quoniam jam ereptus per captivi- 
tatem est. Et, ut quid non sit, etiam contra publicam utilitatem concedi 
potest. Sed ut quid sit, et partibus suis non fungatur, concedi non potest, 
nam contra naturam id est. 

Mit Recht ist diese Begründung von späteren Schriftstellern (s. 
Grotius und Pufendorf) als unlogisch angegriffen worden, da auch der¬ 
jenige, der verspricht, nicht für seinen Fürsten zu kämpfen, „jam ereptua 
est per captivitatem* 4 . 

») 1. III, cap. 19, 21, 23. 
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Entlassung Kriegsgefangener gegen billiges Lösegeld l ). Er steht 
jedoch, trotzdem sein Werk „De jure belli ac pacis“ 1625, 
also nach dem Niederländischen Freiheitskriege und mitten in den 
Wirren des 30 jährigen Krieges entstanden ist, fast völlig auf 
dem Boden seiner Vorgänger. Ja, man hat Mühe, die wenigen 
Sätze, die heute noch bedeutsam erscheinen, aus dem Wust 
gelehrter Erinnerungen aus den Schriftstellern des Altertums und 
den Kirchenvätern, sowie aus den weitschweifigen Erörterungen 
veralteter ßechtsgebräuche, wie der Sklaverei 2 ) und des ius post- 
liminii, herauszuschälen. Die kraftvolle Entwickelung unseres 
Brauches in den zahlreichen Kriegen seiner Zeit ist jedenfalls an 
de Groot fast spurlos vorübergegangen. Seine Vorbilder sind noch 
immer Pyrrhus, Cyrus, Philipp v. Macedonien, Alexander der Große, 
Xenophon u. a. ra. und seine Art die für alle möglichen Fälle 
entscheidende Weise des römischen Rechtes. Grotius spricht sich 
über unsere Verträge folgendermaßen aus: 


») 1. in, cap. 14 IX 1 u. 2. 

2 ) Man vergißt allerdings oft, daß die Sklaverei der Kriegsgefangenen 
zwar nicht mehr gegen europäische Christen, aber doch in überseeischeu 
Ländern zu jener Zeit und noch viel später in voller Geltung war. Im 
17. Jahrh. verkauften die Holländer die Kriegsgefangenen aus Algier, Tunis 
und Tripolis an die Spanier; 1661 erhielt ihr Admiral den Befehl, alle 
gefangenen Seeräuber als Sklaven zu verkaufen, (nach Bjnkershoek Gros 
S. 56). Der Sklavenhandel war und blieb in Blute; Italiener, Portugiesen, 
Franzosen und Engländer (noch im Frieden zu Utrecht 1713) rissen sich 
- um dieses schnöde Geschäft (Kasparek S. 703 ff ). Die Rechtsgelehrten, vor 
allen Grotius, mußten daher die Sklaverei Kriegsgefangener als völkerrecht¬ 
liche Einrichtung anerkennen. Unrichtig ist dagegen die neuerdings von 
französischen Schriftstellern (Bonfils Nr. 119; Noel S. 14) aufgestellte Behauptung, 
Grotius habe für die Christen lediglich eine Milderung dieses Grund¬ 
satzes anerkannt und empfohlen. Da diese Behauptung auch ins deutsche 
Schrifttum übergegangen ist (Meurer S. 113, Beinhauer S. 5, Wünnenberg 
S. 12), lohnt sich eine Richtigstellung. Man übersieht: 

L. III. Kap. 7 Nr. IX, 1. Sed et Christianis in Universum placuit bello 

inter ipsos orto captos servos non fieri. 

L. III. „ 14 * IX, 1. At quas apud gentes ius illud servitutis ex bello 

in usu non est. 

L. III. „ 21 „ XXV, 1. Non sunt quidem moribus nostris servi qui 

bello capiuntur. 

Grotius erwähnt auch ausdrücklich das Recht, wonach Sklaven, die 
französischen Boden betraten, Anspruch auf Freiheit hatten. 
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Das Versprechen (proraittere), einen bestimmten Ort zu 
meiden oder gegen den, in dessen Gewalt man ist, keine Kriegs¬ 
dienste zu leisten, ein Brauch, den Grotius als damals sehr 
verbreitet (nunc frequens est) bezeichnet, ist gültig; de Groot 
beruft sich auf Thucydides, Polybius und Procops Gotenkrieg. 
Die Meinung derer, die das Versprechen, nicht gegen den Sieger 
zu kämpfen, für unverbindlich erklären 1 ), ist zu verwerfen, denn 
die Lage des Vaterlandes wird dadurch nicht verschlimmert, weil 
der Gefangene, wenn er nicht freikommt, als tot gelten muß 2 ). 

Das Versprechen eines Gefangenen bei seiner Beurlaubung, 
in die Gefangenschaft zurückzukehren, wird mit Recht zu- 
gelassen *), denn es verschlimmert seine Lage nicht. Das Beispiel 
des Regulus wird dazu angeführt. 

Auch das Versprechen, nicht zu entfliehen, ist gültig, 
selbst wenn es, was manche bestreiten, in Fesseln gegeben wird, 
denn dadurch wird entweder das Leben erhalten oder die Gefangen¬ 
schaft gemildert. Ist aber das Versprechen gegeben, um den 
Fesseln zu entgehen, und sie werden trotzdem angewandt, so ist 
der Gefangene seines Versprechens ledig 4 ). 

Wie Gentilis lehrt auch Grotius, daß in einem feierlichen 
Kriege die Privatpersonen zur Erfüllung der genannten Verträge 
durch ihre eigene Obrigkeit angehalten werden müssen 5 ). Außer¬ 
dem hebt er noch hervor, daß die Verträge nach Treu und Glauben 
— immerhin im Zweifel gegen den Sieger — auszulegen, und 
alle Listen und Kniffe in der Erfüllung zu verwerfen sind. 

Nur insofern ist in der Lehre de Groots ein bedeutender 
Fortschritt enthalten, als er nämlich in der Anerkennung des 
Feindes als Kriegspartei, offenbar beeinflußt durch die Freiheits¬ 
bestrebungen der Niederlande und die Religionskriege, weiter geht 
als seine Vorgänger, indem er erklärt, die Treue müsse auch 
den Ungläubigen, dem Untertanen — Rebellen —, ja dem Räuber 


*) Damit zielt de Groot offenbar auf die Ausführungen Bellis und 
Gentilis’. 

*) 1. ID, cap. 23, VII, 1 u. 2. 

») 1. in. cap. 23, VI. 

4 ) 1. m. cap. 23, VIII s. Gentilis. 
s ) 1. ID. cap. 23. X. 
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— vorbehaltlich späterer Rechtsbehelfe — gehalten werden *), 
besonders wenn ein Eid hinzukorame 1 2 ). 

§26. Pufendorf. 

Feltraann und Fritsch. 

Hoyer und Schultze. 

Auf dem Wege der bisherigen Schriftsteller wandelt Samuel 
Pufendorf 3 ), dessen „libri octo de jure naturae und gentium“ 
zuerst 1672 in Lund erschienen, wo Pufendorf im Dienste des 
Schwedenkönigs stand. Er erklärt den Vertrag, in dem ein 
Gefangener, um entlassen zu werden, verspricht, gegen seinen 
Ergreifer nicht mehr zu kämpfen, für gültig*), er hält Gentilis, 
indem er offenbar davon ausgeht, daß dieser die rechtliche Bindung 
verneint, mit de Groot entgegen, daß die Lage des Vaterlandes 
durch solchen Vertrag ja nicht schlechter wird, als wenn der 
Gefangene beim Feinde bleibt. Auch Pufendorf lehrt mit Gentilis 
und de Groot, daß auch der Staat des Gefangenen an diesen 
Vertrag gebunden sei, er macht jedoch die äußerst bedenkliche 
und nicht zu haltende Unterscheidung zwischen Angriffs- und 


1 1 1, 111. cap. 19, VI. XIII, cap 23, II. Hier macht sich offenbar auch 

der Einfluß des kanonischen Rechts — s. auch Ecks materia jnramenti — 
geltend. 

3 ) Zu welchem Unfug solche veralteten Theorien, wie die These des 
Zasius: „Exbannitis pacta non servanda esse“ ausarten, zeigt der schon 
erwähnte Streit über den Revers der in preußische Gefangenschaft geratenen 
Offiziere des fränkischen und oberrheinischen Kreises im Jahre 1759. Die 
Kaiserliche Regierung verlangte nämlich plötzlich entgegen der stets auch 
von ihr selbst gutgeheißenen Übungdes ehren wörtlichen Versprechens gefangener 
Offiziere bei vorläufiger Entlassung, wider den Sieger bis zur Auswechselung 
oder Ranzionierung keine Kriegsdienste zu leisten, von den Kreis-Ständen 
die Entlassung dieser Offiziere, da diese durch den, „an den in Empörung 
befahenen König in Preußen“ ausgestellten Revers sich selbst des Kaiser¬ 
lichen und des Reiches Dienstes unwürdig gemacht hätten. Moser entgegnet 
darauf in seinem Gutachten trefflich, eine auf solche Ansicht begründete 
Weigerung der Offiziere, den Revers zu unterschreiben, würde von der 
ganzen vernünftigen Welt als „die größte Betise“ angesehen worden sein. 

3 ) 1632—1694 Professor in Heidelberg und Lund; Rivier a. a. 0. § 92. 

*; 1. VIII, cap. 2 § 2. 


Go igle 


Original fro-m 

UMIVERSITY OF MICHIGAN 




Verteidigungskriegen und will in einem Verteidigungskriege, wo 
es sich um die Existenz des Staates handelt, den Krieger an 
sein Wort nicht für gebunden halten. 

Feltmann und Fritsch. 

Etwa zur selben Zeit wie Pufendorf handeln von diesen 
Verträgen Feltmann 1 ) und Ahasverus Fritschius 2 ). Feltmann 
bespricht in Kürze nur die zu seiner Zeit häufigste Form unseres 
Brauches, die vorläufige Entlassung Gefangener gegen Ehrenwort. 
Er ist auch, so weit ich sehe, der erste Gelehrte, der über diese 
Fragen in deutscher Sprache schreibt, und der den Ausdruck 
„Cavaliers-Parole“ braucht. Er sagt kurz und bündig 3 ): 

„Es pflegen auch die gefangene | umb unterm eyde wieder- 
„zukehren | woll auff eine zeitlang erlassen zu werden | quod juri 
„communi et moribus nostris congruere“ . . . Bisweilen pflegen 
„sie solches unter Cavaliers-Parole anzuloben, welchem auch 
„nachzukommen." Feltmann weist auch als erster darauf hin, 
daß es bei Belagerungen Sitte sei, die gegenseitigen Gefangenen 
während der Dauer der Belagerung nicht freizulassen*), sowie 
darauf, daß es vorkomme, daß die Auslieferung einzelner hervor¬ 
ragender Gefangener verweigert würde, „dann weilen an solchen 
„Persohnen dem feinde viel gelegen | und dieselbe uns großen 
„Schaden könten zufügen | so sein wir nicht schuldig | eine ruthe 
„ | damit man uns würde steupen | auss den Händen zu geben." 

Hoyer und Schultze. 

Wie das 16. Jahrhundert, so hat auch das 17. zwei hervor¬ 
ragende gelehrte Praktiker, deren Arbeiten über das Kriegsrecht von 
großem Einfluß waren, die Brandenburgischen General-Auditeure 
Hoyer und Schultze. Ihre Erläuterungen zum Brandenburgischen 


*) Gerhard Feltmann, ChurfQrstl.-Brandenb. Bath u. antecessor prima- 
rius in Gröningen, Decas responsornm jnris ad rem militarem, Bremen 
1674, Resp. IX. 

2 ) 1629—1701 — im Orbis novus cum appendice, einer Fortsetzung von 
Besolds thesaurus practicus 1675 p. 708 Nr. 86. 

3 ) Resp. IX, S. 62 u. 63. 

* 4 ) Resp. IX, N. 62 u. 63. 

Knorr, Das Ehrenwort Kriegsgefangener. 8 
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Kriegsrecht *), besonders zu den Kriegsartikeln des Großen Kur¬ 
fürsten von 1673 haben mehrfach Nachahmer gefunden, und ihre 
Arbeiten sind vielfach abgedruckt und angeführt worden. 

Die Ausführungen bewegen sich durchaus im Rahmen der 
bisherigen Literatur und geben die herrschende Meinung bei einer 
Reihe von möglichen Fällen in Form eines praktischen „Coramentars“ 
zu den einzelnen Artikeln der Gesetze und Verordnungen. Zwei 
Punkte seien hervorgehoben: Schultze in seinem „Compendium 
additionale 2 )“ schließt sich in der Frage, ob der eigne Herrscher 
gegen das Versprechen, nicht gegen den Sieger zu dienen, 
den Entlassenen zu Kriegsdiensten zwingen könne, der Ansicht 
Pufendorfs an, indem er lehrt, daß ein „Vasall oder ein gebohrner 
„Unterthan in bello defensivo und da des Herrn Staat periclitiren 
„sollte, sich nicht entbrechen könne, dem nothleidenden Vaterlande 
„beyzuspringen, wo wider die dem Feind engagirte parole nichts 
„verfangen könne, maßen salus publica, Charitas patriae und die 
„allgemeine defension von einer weit mehrern Verbindlichkeit sei.“ 
Hoyer erachtet den Gefangenen seiner Parole und der Zahlung 
des Lösegeldes für ledig, wenn er von seiner Partei befreit wird 3 ). 

Mit diesen Schriftstellern möchte ich die Reihe derjenigen 
schließen, welche noch auf den Grundsätzen des römischen Rechtes 
aufbauen. Ich übergehe einige Einzeldarstellungen aus dem 
Gebiete des Kriegsgefangenen-Rechtes, die nichts besonders Be¬ 
merkenswertes bieten, sondern lediglich die Ansichten der bisher 
angeführten Schriftsteller, die Artikelbriefe und die das Kriegs¬ 
wesen betreffenden Verordnungen ihren Ausführungen zu Grunde 
legen. 

§ 27. Eidbruch und Treubruch. 

Ebenso wie im Ausgange des Mittelalters werden auch im 
16. und 17. Jahrhundert von den Schriftstellern die Folgen des 
Eidbruchs und'des Wortbruchs erörtert: Feltmann und Fritsch 
erinnern an den Unterschied zwischen „perjurus“ und „fidefragus“. 
Feltmann bemerkt*) „nicht zwar | daß solches Wort jemand 

*) Corpus Iuris Brandenburgicum, Berlin 1672, Compendium additionale 
von Schultze 1682—1692. 

2 ) ad Art. 70 S. 20. 3 ) S. 126, Note zu Art. LXXI. 

*) Feltmann a. a. 0. N. 64. 
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meineydig | sondern allein glaub-brQchig mache | denn, setzt er 
hinzu, „wer weiß nicht, daß solche Zusage für keinen Eydschwuhr 
zu halten?" Ihm schließt sich Fritsch an, der unter Berufung 
auf Feltmann sagt: „Non tarnen perjurus fit, qui contra hoc facit, 
licet fidem fregisse dicendus sit 1 ). 

Diese Ausführungen sind es offenbar, die Nys*) und nach 
seinem Beispiele Wünnenberg*), Veranlassung geben zu der nicht 
weiter belegten, noch begründeten Bemerkung, daß in der Zeit 
nach Gentilis das gegebene Wort nicht mehr als dem Eide gleich¬ 
wertig betrachtet sei. 

Die Unterscheidung zwischen Eidbruch und Wortbruch 
hängt offenbar mit der geschichtlichen Entwicklung des Begriffes 
des Meineides und seiner Strafbarkeit zusammen. Wir haben 
oben gesehen, daß im germanischen Rechte das Treugelübde und 
der Versprechenseid sowohl für die Haftung als auch für die 
Strafe beim Bruche gleich waren. Ehrlosigkeit und Rechtlosigkeit 
war die Folge des Treubruchs wie des Eidbruchs 4 ). Für beide 
werden in den Urkunden die gleichen Ausdrücke „meineidig, treu¬ 
los und ehrlos“ gebraucht. Auch das kanonische Recht erkannte 
die Gleichwertigkeit des Eides und des Treugelübdes an 5 ), wenn 
es auch, wie wir oben sahen, bezüglich der Strafe einen Unter¬ 
schied machte. 

Im gemeinen Rechte nach der „Peinlichen Gerichts¬ 
ordnung“ von 1532 hatte nach herrschender Meinung 6 ) straf¬ 
rechtliche Folgen nur der Meineid, d. i. der vor Gericht 
geleistete „gelehrte“ assertorische falsche Eid (pejeratio) in gewissen 
Fällen (Art. 107 P. G. 0.). Bestritten war schon, ob der Eid¬ 
bruch d. i. das Zuwiderhandeln gegen den gerichtlichen 
Versprechenseid (perjurium in specie) gerichtliche Strafe nach 

*) Fritschius a. a. O. zum Worte „Urfehde“ p. 708 N. 36 

2 ) Nys, Les origines S. 248 oben: Plustard, la parole dunnee est 
consederee gene>aleuient connnc n’ayant point vis juramenti. Celui qui ne 
tient pas l’engageinent est pertidus, non perjurus. 

s ) Wünnenberg a. a. 0. § 5 S. 33. 

4 ) Gierke a. a. 0. S. 237 ff., Funtschert S. 478 ff. s. S. 13, 45. 

5 ) s. oben S. 46 ff. 

°) Kressii Commentatio succincta in C. 0. C., ad Art. 107 u. 108; 
Mittermaicr im Neuen Archiv des Kiiininalrechts II S. 88ff. 

Wächter: Lehrbuch II § 185 § 206: Henke. Handbuch III. 
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sich zog, außer iu dem Falle der vor Gericht eidlich beschworenen 
Art der Urfehde, die aber mit unsem Untersuchungen nichts zu 
tun hat 1 ) (Art. 108 P. G. 0.). Nicht strafbar war der Bruch 
des außergerichtlichen Versprechenseides und des Treugelübdes, 
den man demnach auch nicht mehr als perjurium bezeichnen 
konnte. Gegenüber den altüberlieferten und weiter nach Kriegs¬ 
brauch angewandten Formen des Treugelübdes, durch die der za 
entlassene Kriegsgefangene sich für den Fall des Bruches seines 
Wortes als „meineidig, treulos und ehrlos“ bekannte, fühlten 
nunmehr offenbar die Gelehrten das Bedürfnis auszusprechen, daft 
ein Meineid im damaligen strafrechtlichen Sinne nicht vorliege. 
Der Versprechenseid und das Gelübde waren nun immer mehr in 
jene Stelle im Kriegsrecht und vor dem Richterstahle der Sitte 
und des Gewissens zurtickgedrängt, die heute noch das Ehrenwort 
einnimmt. Übrigens wachte auch jetzt noch wie im Mittelalter, 
die Ritterschaft einzelner Landesteile darüber, daß ihre Mitglieder 
die Worttreue bewahrten, und schloß den Treubrüchigen aus ihrem 
Kreise aus 2 ). 

Das Kriegsrecht aber blieb bei den alten Aasdrücken des 
Mittelalters und bei den alten Strafen für d$n Bruch des 
Versprechenseides und des Ehrenworts; das zeigen die oben an¬ 
geführten Stellen aus den Artikelbriefen und Kartellen, besonders 
der Artikelbrief der Markgrafen Georg Wilhelm zu Branden¬ 
burg-Bayreuth, vom Jahre 1712, wo es in Art. VI heißt:®) 
„Wer einen falschen Eid schwört, den geschworenen Eyd 
„muthwillig bricht, . . . der soll zwey Finger der rechten 
„Hand verlohren haben.“ Auch Lünig 4 ) sagt bei der Erörterung 

’) Unter dem Begriffe dieser gerichtlichen Urfehde verstand man mit der 
Zeit nur mehr den dem Landesverwiesenen abgenommenen Eid, nicht zurück- 
znkehren, während die alte Urfehde in unserem Sinne ganz in Vergessen¬ 
heit geriet. Schon 1760 sagt Kress in seiner commentatio in C. C. C. 
„Urphede quondam praestabatur a captis iu bello dum iterum dimittebantur, 
quod ab omni ultione abstinere et pacem servare vellent. Interim . . . 
communis doctrina, quae has poenas relegatis contra juramentum reversis 
applicat, 8ensim in foro recipi coepit.“ 

*) Ordnung des Fränkischen Adels 1 Theil. XI. Tit. Angef. bei Fleming 
S. 717. 

3 ) Lünig S. 1128. 

4 ) Lünig, Anhang Sp. 518/519. 
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über die Frage, ob man eine Überzahl feindlicher Gefangener 
töten könne, obgleich man ihnen Quartier versprochen habe, der 
Kriegsbrauch bejahe die Frage, er halte es aber für christlicher 
and rühmlicher, dem Beispiele des Großen Kurförsten nachzu¬ 
folgen, der die besten Offiziere bis zum Ende des Krieges be¬ 
halten, die übrigen alle aber auf Parole, Auswechselung oder 
Banzion, auch ans Gnaden erlassen, viele aber auch gegen Parole, 
nicht gegen ihn zu dienen, losgegeben habe. Dabei aber sei zn 
melden, daß, wenn einer wieder gefangen würde, der seine Parole 
vergessen habe, er mit allem Rechte, nicht allein als Feind, 
sondern anch als ein undankbarer meineidiger Schelm am Leben 
zu strafen sei. Diese Ausführungen stehen im Einklänge mit den 
oben 1 ) angeführten harten Strafandrohungen der Kriegsparteien. 

Allmählich aber veralteten auch im Kriegsrecht die barbarischen 
Strafandrohungen, ebenso wie im Strafrecht die Strafen der P. G. 0. 
Es erscheint mehr als fraglich, ob die von Dänemark nach 1713 
angedrohte „Vierteilung“ der Wortbrüchigen in Wirklichkeit 
würde ausgeführt sein. Jedenfalls brachte das philosophische Zeit¬ 
alter auch hier eine bedeutende Umwälzung mit sich. In dem 
Preußisch-Amerikanischen Vertrage von 1785 z. B. ist schon, 
ebenso wie in den meisten Kodificationen des Kriegsrechts im 
19. Jahrhundert, von solchen Strafen des Treubrnchs nicht mehr 
die Rede; man begnügt sich mit der Bestimmung, daß der 
Wortbrüchige das Recht der Behandlung als Kriegsgefangener 
verliert. Seine Bestrafung bleibt dem Nehmestaate, gegebenfalls 
nach den Vorschriften des Landesrechts Vorbehalten. 

§ 28. Johann Nicolas Hertius. 

Der erste Schriftsteller, der die Entwicklung des deutschen 
Rechts und der Geschichte der neueren Zeit bei seinen Unter¬ 
suchungen im Kriegsrecht eingehend berücksichtigt und da¬ 
mit einen neuen Abschnitt in der Auffassung des Kriegsgefangenen- 
Rechts einleitet, ist Johann Nicolas Hertius*), nach Corning 
einer der ersten Vertreter der deutschrechtlichen Bewegung im 
17. Jahrhundert. 

>) S. 100 u. 101. 

2 ) Hertz, Professur an der Universität Gießen 1652—1710. 
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Seine Schrift Coramentatio de lytro — Vom Lösegeld —, 
1»I8«, gibt ihm Gelegenheit, sich über alle besprochenen Fragen 
des Kriegsgefangenen-Rechts ausführlich zu äußern; die zahl¬ 
reichen Beispiele aus der neueren Geschichte und Literatur machen 
die Ausführungen auch heute noch lesenswert. Bei der Erörterung 
der verschiedenen üblichen Versprechungen Kriegsgefangener bei 
der Entlassung bespricht Hertz als erster den germanischen 
Brauch der Urfehde 1 ). Nur kurz berührt Hertz die Frage der 
Verbindlichkeit eines Versprechens zum Nachteile des Staates und 
des Rechtes der Obrigkeit; Hertz leugnet die Rechtsbeständigkeit 
unter Berufung auf die angeführten Worte Gentiles gegen die 
gewichtige Meinung de Groots 2 ). 

Im übrigen hält auch Hertz dafür, daß dem Feinde die 
Treue gewa hrt werden müsse, so, wenn bei vorläufigerEntlassung 
gegen fides data Lösegeld versprochen sei. Er erwähnt, daß die 
Entlassung nach der Einigung über das Lösegeld zu erfolgen 
pflege gegen Bürgen, Geiseln, „vel sub sponsione militari, sola 
„fide in pignus relicta, auff Cavaliers Parole 3 ).“ 

Hertz kennt noch gegenseitige Gelübde bei der Ergebung 
in die Gefangenschaft und lehrt, Flucht sei erlaubt „ante ödem 
datam sive ubi sanctae fidei pignora nondum sunt interposita 4 )“, 
aber nicht mehr die Verpflichtung, Gefangener zu bleiben recoux 
ou non recoux. Er führt den Fall des Herzogs von Geldern aus 
Froissard an und sagt, indem er sich auf Hoyer beruft, daß der 
Herzog mehr getan habe, als man nach dem Rechte verlangen 
könnte. 


§29. Christian v. Wolff und Vattel. 

Stokmeier. 

Können wir bei den bisher genannten Schriftstellern wohl 
das Bestreben erkennen, dem Kriegsbrauche auch rechtliche 
Geltung zu verschaffen, trotzdem sie sich von allerlei alt über¬ 
lieferten Streitfragen nicht frei machen können, so haben sich in 
der Mitte des 18. Jahrhunderts endlich unsere Kriegsbräuche auch 
rechtlich Geltung in all ihren Formen errungen, und die Schrift¬ 
steller stellen ihre Erörterungen auf neuzeitliche Grundlagen. 

') § 28. 2) § 27. 3 ) § 26. *) § 27. 
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Ohne Vorbehalt erkennt Christian von Wolff 1 ) ihre Geltung 
an. Er darf in dieser Reihe nicht fehlen, denn über ihn führt die 
Linie der Entwickelung vonPufendorf zu Vattel. Er behandelt 
in einem 9. Bande, im Anschluß an sein 8 bündiges Werk 
„Jus naturae methodo scientifica pertractatum“ (1740—48) das 
„Jus gentium 2 )“ und besonders das Kriegsrecht in seiner bis 
ins kleinste streng durchgeführten mathematisch-demonstrativen 
Methode. Er stellt in den Anfang seiner Erörterungen über das 
Kriegsgefangenen-Recht die Sätze, daß der Gefangene aufhört, 
Feind zu sein 3 ), und daß dem Feinde die Vertragstreue zu halten 
ist 4 ). Hieraus folgert Wolff mit logischer Sicherheit die recht¬ 
liche Anerkennung unserer Verträge. Aus dem Recht des Siegers 
die gefangenen Feinde zurückzuhalten, bis der Zweck des Krieges 
erreicht ist 5 ), folgert Wolf das Recht, den Gefangenen bei früherer 
Entlassung Bedingungen aufzuerlegen. Da ferner die zu Ent¬ 
lassenden den Bedingungen zustimmen, so versprechen sie auch, 
gegen die Bedingungen nicht zu handeln und müssen ihr Ver¬ 
sprechen halten. Ebenfalls stellt Wolff aus dem Zurückhaltungs¬ 
rechte des Ergreifers die Rechtsvermutung auf, daß die Obrigkeit 
der Gefangenen mit den Bedingungen einer früheren Entlassung 
einverstanden sei, und folgert daraus die rechtliche Bindung der 
Obrigkeit, den Gefangenen an der Erfüllung des Versprechens 
nicht zu hindern. Wolff hält darnach das Versprechen, in die 
Gefangenschaft zurückzukehren und das, während des 
Krieges oder einer gewissen Zeit nicht gegen den Sieger zu 
kämpfen, für verbindlich 6 ), dagegen will auch Wolff weiter- 
gehendere, dem Rechte der Obrigkeit des Gefangenen widerstrebende 
Versprechungen nicht zulassen, wie ein Versprechen, niemals 
später gegen irgend einen Feind seines Vaterlandes zu kämpfen, 
da solche Bedingungen dem Rechte des Siegers, die Gefangenen 
nur während des Krieges zurückzubehalten, widersprechen. Wolff 
erkennt auch die Rechtsbeständigkeit des „Quartiervertrages“ 


1 ) geb. 1679 zu Breslau, gest. 1756. Rivier § 98. 

2 ) Jus Gentium methodo scientifica pertractatum a bello 1749. 

3 ) § 795 u. 796 a bello capti seu captivi hostes esse desinunt. 

4 ) § 799. 

5 ) § 811-815. 

°) § 819. 
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an und lehrt, daß das Angebot des Feindes, sich gegen die Zu¬ 
sicherung des Lebens zu ergeben, nicht zurückgewiesen werden 
dürfe l ). 

Yattel. 

Ist bei Wolff noch die Form, in der er seine Lehren 
vorträgt, schwerfällig und rein mathematisch-abstrakt, so sehen 
wir zum erstenmal im gefälligen Qewande und in ganz modernem 
Sinne frei von dem Ballast überlieferter Zweifel unsere Verträge 
dargestellt von dem Verkünder der Wölfischen Philosophie, 
Emmerich v. Vattel, dem edelgesinnten Weltmanne, wie ihn 
Rivier nennt. Vattel 2 ) spricht in seinem „Le droit des gens“ (zu¬ 
erst 1758) voller Anerkennung von dem Brauche, der für ihn alle 
Schwierigkeiten der Ernährung und Bewachung der immer zahl¬ 
reicher werdenden Kriegsgefangenen beseitigt, „aujourd ’hui“ sagt 
er 2 ) „la chose est sans difficultäs, on renvoie les prisonniers sur 
„leur parole, en leur imposant la loi de ne point reprendre les 
armes jusqu’ un certain temps ou jusqu’ä la fin de la guerre.“ 
Vattel macht im Anschluß an Wolff den richtigen Unterschied 
zwischen der Verpflichtung, nicht gegen den Sieger zu kämpfen 
und der, überhaupt nicht für das Vaterland einzustehen, in dem 
Sinne, wie wir die Ausführungen Gentiles aufgefaßt haben, indem 
er fortfährt: 

„Mais il n’a point le droit d’exiger, qu’ils renoncent pour 
„toujours ä la libertä de combattre pour leur patrie, parce que 
„la guerre finie, il n’a plus de raison de les retenir, et eux de 
„leur c6t6, ne peuvent prendre un engagement, absolument con- 
„traire ä leur qualitä de citoyens ou de sujets.“ 

Stokmeier. 

Hier nun ist die schon erwähnte Einzelschritt über unsern 
Brauch, die „Abhandlung von der Loslassung eines Gefangenen 


! ) Vitam Bahrain paciscentium (qui offenint se anna posituros si fides 
detur, vitam salvam fore) non repudianda conditio. 

*) 1714—1767, cuNeuchätel, S&chs. Gesandter in Bern, Schülers Wolffs. 
Rivier a. a. 0. § 99. 

*) § 151. 
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auf sein Ehrenwort“ von Stokmeier 1 ) einzureihen. Er ist wiederum 
«in Praktiker, wie Belli und Ayala im 16., Hoyer und Schultze 
im 17. Jahrhundert. Ihm ist der Soldatenstand ein Stand der 
Ehre, daher spricht er mit Lünig 2 ) nicht nur den Offizieren, 
sondern auch dem Soldaten die Fähigkeit zu, sich ehrenwörtlich 
zu verpflichten, und tritt mit Nachdruck für die weiteste An¬ 
wendung des Brauches ein. Seine wissenschaftlichen Darlegungen 
gründen sich besonders auf Grotius, Wolff und Vattel, daneben 
aber führt er treffende Vorgönge aus der Kriegsgeschichte seiner 
Zeit an, so den Fall des Marquis de Montgon, den Revers der 
fränkischen und oberrheinischen Offiziere u. a. mehr und legt 
dar, wie man nach Krieges Brauch und Sitte verfährt. Überall 
stellt er sich auf einen fortgeschrittenen Standpunkt im Sinne der 
weitgehendsten Bindung durch das Ehrenwort, so auch in dem 
Streit über das Ehrenwort des Gefangenen im Falle der Befreiung 
durch die eigene Partei*). Mit erfrischender Deutlichkeit fertigt 
Stokmeier die Bedenken der Theoretiker gegen das Versprechen, 
nicht gegen den Sieger zu dienen, ab; er nennt sie „Schrift¬ 
steller, welche die Pflichten, die ein Soldat im Feld zu beobachten 
habe, in ihrer Schreibstube trefflich zu erheben wissen*).“ 


§ 30. Johann Jacob Moser. Georg Friedrich Martens. 

Ein Gelehrter anderer Art, der uns in Wissenschaft und 
Anwendung die größte Verbreitung unseres Brauches trefflich 
schildert, ist Johann Jacob Moser 5 ), der Vater des positiven 
Völkerrechts. Sein „Versuch des neuesten Europäischen Völker- 
Rechts, aus denen Staatshandlungen derer Europäischen Mächten, 
auch andern Begebenheiten, die sich seit dem Tode Kaiser Karls VI. 
im Jahr 1740. in Friedens- und Kriegs-Zeiten; vornehmlich 
zugetragen haben“ bietet uns für die Kenntnis der Verbreitung 


*) R. F. Stokmeier, Herzogi. Württbg. Kriegs Rath and Auditeur, 
Abhandlung von der Loslassung eines Gefangenen auf sein Ehrenwort. 
Tübingen 1761. 

*) Lünig C. J. M. Anh. p. 483. 

*) Stokmeier nennt diese Frage eine zweifelhafte, bei den Lehrern 
des Völkerrechts noch unbekanntere. § 77. 

*) § 69. 6 ) 1701-1785. Rivier a. a. 0. § 102. 
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unserer Kriegsbräuche eine groß angelegte Stoffsammlung, die 
uns eine solche Fülle von Aktenstücken aus Verträgen und Ver¬ 
handlungen in europäischen und überseeischen Kriegen seiner Zeit 
mitteilt wie wohl kein anderes Werk der gesamten Völkerrechts- 
1 iteratur. 

Moser und vollends Martens stehen nun schon in der Zeit, 
da die Philosophie eines Montesquieu 1 ), Jean Jaques Rousseaus und 
anderer, der Geist des Merkantilsystems und einer Kriegsführung, 
die in der Verteidigung ihre Hauptaufgabe sah*), nachhaltigen 
Einfluß auf die Gestaltung des Kriegsrechts und des Kriegsgefangenen¬ 
rechts gewannen. Besonders die Lehre aus Rousseaus Gesellschafts¬ 
vertrag 3 ), daß der Krieg nur ein Verhältnis eines Staates zum 
andern sei, und daß die einzelnen Bürger nur zufällig und auch 
nur, solange sie als Verteidiger ihres Vaterlandes die Waffen in 
der Hand trügen, Feinde seien, nicht weniger aber die hohe 
Auffassung Friedrichs des Großen, von dem Wesen des Krieges, 
den er einmal als „ein Geschäft der Ehrenmänner“ bezeichnete, 
mußte die weitgehendste Milde in der Behandlung der Kriegs¬ 
gefangenen zur Folge haben. Den Schluß der Entwickelung des 
Völkerrechts des 18. Jahrhunderts bildet seine Krönung durch 
das Werk Georg Friedrich Martens’, des großen Göttinger Völker¬ 
rechtslehrers, dessen „Precis du droit des gens moderne de l’Europe“ 
von 1789 noch in das 18. Jahrhundert gehört. 

Martens’ Ausführungen über unsere Verträge aber sind nur 
kurz und bringen nichts Neues; ihre rechtliche Anerkennung 
war erkämpft, ihre rechtliche Ausgestaltung vollendet. Mit der 
Entwickelung des Kriegsrechts aus den geringen Ansätzen im 
Anfang der neueren Zeit zu dem selbständigen und. unabhängigen 
Zweige des Natur- und Völkerrechts, als den es Wolff dargestellt 
und zu dem Rüstzeug der Fürsten und Staatsmänner, zu dem es 
Vattel 4 ) und Moser gemacht hatten, war auch das Recht der 
Kriegsgefangenen und der ehrenwörtlichen Verträge mit dem 
Sieger auf die Höhe der neuzeitlichen Anschauungen gebracht. 

’) De resprit des lois 1. I. (Genf 1748). 

*) s. auch Jähns, Über Krieg, Frieden und Kultur S. 265 fl. 

3 ) Contrat social, Buch I cap. 4 (1762). 

*) wie Vattel sagt: „Le droit des gens est la loi des Souverains 
c’est puur eux principalement et pour leur Ministre qu’on doit.l’ecrire. 
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So sehen wir es angewandt in dem Vertrage zwischen Preußen 
und den Vereinigten-Staaten und in der großen Verbreitung der 
ehren wörtlichen Entlassung der Kriegsgefangenen. — 


§31. Schlußbetrachtungen. 

Das Ergebnis unserer Untersuchungen ist in kurzer Zusammen¬ 
fassung folgendes: 

Wir haben gesehen, daß das, was gemeiniglich Entlassung 
Kriegsgefangener gegen Ehrenwort genannt wird, mehrere Arten 
von gegenseitigen Verträgen Kriegsgefangener mit dem Sieger um¬ 
faßt. Was sie alle zusammenhält, ist die Verpfändung der 
Mannesehre in der Form des altgerraanischen sich zum Ehrenwort 
entwickelnden Treugelübdes. Dieses gemeinschaftliche einzigartige 
Kennzeichen rechtfertigt die Zusammenfassung, die diese Verträge 
auch fast stets in der Literatur erfahren haben, obgleich Noel du 
Payrat richtig die endgültige Entlassung als „lib6ration sur 
parole“, die Erleichterung der Gefangenschaft als „captivite sur 
parole“ bezeichnet. Im Verlaufe unserer Untersuchung aber haben 
wir die einzelnen Verträge entsprechend der Verschiedenheit in 
Herkunft und Schicksal gesondert behandelt: 

Der Brauch endgültiger Entlassung Gefangener gegen 
ehrenwörtliche Verpflichtung erscheint als der älteste der be¬ 
sprochenen Verträge. Das Vorkommen des Treugelübdes bei den 
Sühneverträgen des germanischen Urrechtes deutet auf eine sehr 
frühe Übung des Brauches hin. 

Eine weite Verbreitung der Urfehde bei der Entlassung 
Kriegsgefangener konnte während des ganzen Mittelalters bis 
zum Ende der ritterlichen Kriegsbräuche nachgewiesen werden. 
Aber nur der Name starb aus, der Brauch verschmolz sich mit 
dem der Entlassung Kriegsgefangener gegen das Versprechen, 
nicht gegen den Sieger zu kämpfen. Auch dieses Versprechen, 
angewandt bei einzelnen Gefangenen und bei Ergebung größerer 
Heeresteile, konnte schon aus der Zeit kurz nach der Völker¬ 
wanderung verfolgt werden bis zur größten Verbreitung der Ent¬ 
lassung Kriegsgefangener auf Ehrenwort gegen Ende des 18. Jahr¬ 
hunderts. Es ist bekannt, daß diese Verträge auch heute noch 
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in derselben Weise in Übung sind, noch im Kriege 1870 von 
den Deutschen im größten Umfange angewandt wurden und in 
den Haager Kriegsartikeln festgelegt sind. Die nahe Verwandt¬ 
schaft mit dem Brauche der Urfehde berechtigt zu dem Schlüsse, 
daß das Versprechen, ferner nicht gegen den Sieger zu 
kämpfen,nur eine Abart des Friedens- und Versöhnnngsgelübdes der 
Urfehde ist, deren umfangreiche Verpflichtungen man gegenfiber 
größeren Heeresmassen und Angehörigen fremder Völkerschaften 
in eine den Bedürfnissen des großen Krieges entsprechende 
kurze Formel zusammenfassen mußte. 

Die vorläufige Entlassung Kriegsgefangener gegen 
Ehrenwort konnte als eine Begleiterscheinung des Brauches des 
Loskaufs Gefangener nachgewiesen werden, der offensichtlich in 
einer wirtschaftlich höheren Stufe der Entwickelung aufgekommen 
ist. Die Anwendung des Treugelübdes dabei und die rechtlich 
anerkannte stetige Übung schon zur Zeit des Sachsenspiegels beweisen 
den germanischen Ursprung. Die vorläufige Entlassung gegen 
Ehrenwort erhielt sich in weit verbreiteter Übung auch in neuerer 
Zeit, da sie zugleich mit der Sitte des Loskaufs Kriegsgefangener 
in die veränderte Kriegführung der neueren Zeit übertrat und 
erst unterging, als auch diese Sitte gegen Ende des 18. Jahr¬ 
hunderts völlig verschwand. Seitdem kommt die vorläufige Ent¬ 
lassung gegen Ehrenwort nur in besonderen Einzelfällen als 
Beurlaubung vor, so daß wir in diesem Falle vor einer abge¬ 
schlossenen Entwickelung stehen. 

Auch die Gewährung von Erleichterungen in der 
Gefangenschaft gegen Ehrenwort erscheint schon in alt¬ 
germanischer Zeit. Dieser Brauch konnte erst aufkommcn zu 
einer Zeit, da man weder die Tötung noch die Sklaverei des 
hervorragenden Gefangenen unter allen Umständen für nützlich 
hielt, und wo man dem Feinde weitgehendes Vertrauen auf sein 
Wort schenkte. Immerhin ist der Brauch schon nacligewiesen in der 
Zeit der germanischen Wanderungen und der Dichter der großen 
Heldensagen, und die Anwendung des Treugelübdes beweist den 
germanischen Ursprung. Der Brauch wurde geübt, solange ritter¬ 
liche Kampfesweise herrschte, ging dann über als Feldsicherheit 
in die neuere Zeit über und blieb in Übung in derSitte des Quartier- 
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gewährens gegen feierliche Versprechung, bis sich die gegen¬ 
seitigen Gelübde bei der Ergreifung eines Gefangenen verwischten. 
Seitdem aber lebt der Brauch auch bis heute fort in der Ge¬ 
währung freier Bewegung des Gefangenen gegen das Ehren¬ 
wort, nicht zu entfliehen. 

Zwar die Entstehung unserer Bräuche ira nationalen^ 
deutschen Rechtsgebiete ist nach den Zusammenhängen nicht 
zu erweisen, da sich ihre Wurzeln im Dunkel der urgermanischen 
Zeit verlieren, aber nicht nur das Zeugnis ausländischer Forscher 
aus vergangenen Jahrhunderten, sondern auch die weit verbreitete 
Übung unserer Bräuche in deutschen Landen und bei deutschen 
Kriegern, wo auch immer sie sich in fremden Diensten und 
Landen befänden, von der Zeit des frühen Mittelalters und 
der deutschen Heldensagen bis auf den heutigen Tag zeigt r 
daß deutsche Art und Sitte ein mächtiger Hort dieser ritterlichen 
Bräuche stets gewesen ist, und daß wir berechtigt sind, die 
ehrenwörtlichen Verträge Kriegsgefangener einen 
deutschen Brauch zu nennen. 

Für die Geschichte des Völkerrechts aber sind zwei Um¬ 
ständebedeutsam: einmal, daß diese deutschen Rechts-und Kriegs- 
bränche schon in sehr früher Zeit, sobald überhaupt von völker¬ 
rechtlichen Beziehungen im Mittelalter die Rede sein kann, mit 
dem Bewußtsein völkerrechtlicher Übung im Völker-Kriegsrecht 
angewandt sind und im selben Sinne auch in kriegsrechtlichen 
Vorschriften und Verträgen sich stetig fortentwickelt haben; so¬ 
dann aber besonders die ununterbrochene Arbeit der Rechts¬ 
gelehrten an der Entwickelung unserer Bräuche von der Zeit dea 
Sachsenspiegels, der Interpretatoren und Kanonisten an über Hugo 
Grotius hinaus bis zu den großen Völkerrechtslehrern des 18. 
Jahrhunderts und bis heute 1 ). Diese beiden Kennzeichen lassen uns 
einen stetigen Entwicklungsgang erkennen, der früh beginnend 
bis zu den heutigen Völkerrechtsverhältnissen heranführt, und 
lassen daher die ehrenwörtlichen Verträge Kriegsgefangener mit 


l ) Ich erinnere nur an die unausgesetzte Erörterung des Widerstreiten 
zwischen den Rechten des Staates eines Gefangenen und den Vertrags¬ 
rechten des fremden Siegers von den Zeiten Garcias an. 
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dem Sieger als eine in sich geschlossene, uralte rechtliche 
Einrichtung des Völkerrechts erscheinen. 

Und noch eines erkennen wir, daß nämlich die Anschauung 
von der Überspannung der Arbeit am Völkerrecht um die 
Wende des 19. und 20. Jahrhunderts der Nachprüfung bedarf; 
wenigstens in unserer Frage ist seit dem Ende des 18. Jahr¬ 
hunderts kein Fortschritt erzielt, und was die Haager Konferenzen 
in den Gesetzen und Gebräuchen des Landkrieges über die ehren- 
wörtlicheD Verträge Kriegsgefangener festgelegt haben, über¬ 
schreitet in keiner Weise den Rahmen der herrschenden Anschauung 
vom Ende des 18. Jahrhunderts. 
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Sach- und Wortverzeichnis. 

Die größeren Zahlen verweisen auf die Seiten des Buches, 
die kleinen auf die Noten. 

Dio fettgedruckten Zahlen zeigen umfangreichere Ausführungen an. 


Abzug, freier, s. Besatzungen 83 84 87. 
Accord (Accords-Puncte) 82 85 f. 
Acht (Reichsacht), Geächteter 60 61 91 
Arkeley 70. 

Armigeri 56 57 4 . 

Artikelbriefe 70 71 f. 74 80 94 f. 100. 
Auslieferung s. Auswechselung 88 113. 
Auswechselung 17 78f. 80 81 87f. 
90 97 f. 117. 

Befreiung vom Eide 49 68. 

Befreiung von der Gefangenschaft s. 

Entlassung. 

Bellum s. Krieg 41. 

Besatzung27f. 32 82 83 84 85f.91 113. 
Bestallung, Bestallungsbrief 71. 
Betagen 41 45 67. 

Beurlaubung s. Entlassung, vorläufige. 
Bewegung, freie s. Erleichterung. 
Brandschatzen 59. 

Causa mere spiritualis 47. 

Cautio iuratoria 18 19. 
Gavaliersparole s. Parole 86 87 98 
113 118. 

Christentum 47. 

Compositiones s. Vergleiche 19 ff. 
Condottieri 71. 

Courtoisie 16 17. 

Delicta mixti fori 48. 

Disciplin 59 71. 

Doktoren des römischen Rechts 49 f. 

Ehre 1 2 3 7 12 121. 

Ehrengerichte 1 46. 


Ehrenklausel 12 46. 

Ehrenschelte 46. 

Ehrenwort s. Entlassung gegen —. 
— Begriff und Entwicklung 1 2 
3 llf. 13 17 83f. 51. 

Ehrlos 40 66 100. 

Ehrloserklärung 45 100. 

Ehrlosigkeit 3 12 13 40 42 46 66 115 
Ehrverlust 12 34 91. 

Eid (Versprechenseid) 3 11 18 19 20 
33 43 46 f. 54 60 61 86 104 106 
112 115. 

Eidbruch s. auch Ueineid 13 46 f. 48 
56 60 114 f. 

Einlager 31 41. 

Entlassung gegen Ehrenwort 1 5 f. 
15 16 26 43 81 84 85 118 123. 

— endgültige 2 9 17 f. 26 43 58 
65 f. 82 f. 123. 

- vorläufige 2 9 29f. 43 67 87 f. 
104 124. 

Erleichterung der Gefangenschaft 
2 9 88 f. 68 f. 98 f. 105 124 125. 
Eroberung s. Besatzung. 

Exbannitus 59 1 112. 


Fahneneid 59 80. 
faye = faith s. auch foy 36 37 1 . 
Fehde 14 18 19 20 24 30 41 43 64 74. 
Feind s. auch Krieg 30 40 41 58 
59 f. 61 64 f. 122. 

— ob ihm Treue z. halten, s. Treue. 
Feldgefängnis 88 f. 89 f. 41. 
Feldsicherheit 9 88 f. 89 f. 96 124. 
Festungen s. Besatzung. 
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Feudal wesen 15. 

liancier foy, prison 11 35 4 36 37 38. 
fidefragus 49 57 4 114 115. 
fidei interpositio 11. 

— praestatio 48 49. 
fides 11 57 1 59. 

— data 20 22 50 55 2 94 106 118. 

— facta 11 36. 

— sub fide admissu8 104 105. 

— ad fidem relaxatus 52 56*. 
Flugblätter 82. 

forum fori 60 61. 

— conscientiae 60 61. 
foy 11 36 54 3 4 ö . 

Freilassung s. Entlassung. 
Friedensgelöbnis 18 19 20 21 43. 
Friedensstörung 19. 

Garnison s. Besatzung. 

Gefängnis, ritterliches 88 f. 54 56 65 
68 f. 98 f. 96 108. 

Gefangenschaft s. Entlassung. 
Gehuldigte u. Gesicherte 86 4 93 4 . 
Geisel, -Schaft, -Stellung 8 17 30 41 
106 108 118. 

Gelübde s. Treugelübde. 
General-Stockhaus 97. 

Gesicherte und Gehuldigte 35 4 93 4 . 
Glaubbrüchig 46 62 115. 

Hand und Mund, Handtreue 10 11 13 
21 33 65. 

Handschuh 36 69 a . 

Huldigung s. gehuldigte. 

lus postliminii 59 110. 
iusiurandum pacis 18 22. 

Kanunisten 48. 

Kapitulation s. Besatzung 82 f. 85 89 91. 
Kartell s. auch Quartier 78 f. 76 4 
80 81 85 88 f. 96. 

Kavaliersparole s. Parole 86 87 98 
113 118. 

Kirche 11 46 f. 49 53 74 110. 
Kirchenlehrer 60 110. 


Kommentatoren 49 f. 

Krieg, Arten des Krieges 24 51 52 4 
58 104 111 112 114. 

Kriegsartikel s. Artikelbriefe 36 70. 
Kriegsgefangenschaft, Geschichte 34. 
Kriegs-Handwerk 63 1 84. 

— listen 48. 

— manier, raison 97 100. 

— recht 1 2 14 18 46 47 51—52 
68f. 57 103 108 116. 

— Sitten, deutsche 14 15 70 f. 

Landsknechte 70 f. 

Lehnsherr 57 58 4 . 

Lösegeld — lytrum 2 4 16 17 20 30 
32 40 48f. 50 52 53 56 57 59 67 
74 77 79 88 104 107 110 114 118. 
Loskauf 4 1 78f. 81 87 f. 

Meineid, meineidig 40 42 48 56 61 
66 67 68 115 117. 

Milites 14 21 4 55 56 57 4 . 

Naturrecht 102 109 2 . 

Nobiles 14. 

Parole (d’honneur) 1 3 17 81 86 87 f. 

98 100 113 114 117 118 f. 123. 
Parolvergessener 100 120. 

Paßbrief 84. 

Peccatum mortale, veniale 48 49. 
Pejeratio 115. 

Peinliche Gerichts-Ordnung 115. 
periurus s. auch Meineid 849 114 115. 
periurium 115. 
pledge of faith 11. 

Quartier = Kartell 73 f. 75 76. 
Quartier = Gnade 98 94 95 96 1 117 
119 124 125. 

Ranzion, R&nzionierung, s. auch Los¬ 
kauf 67 73 75 4 80 1 81 84 87 90 117. 
Räuber u. Rebell 104 111. 
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Beception 12 46 47. 

Becoux ou non recoux 88 39 93 99 
105 118. 

Becht, (s. Kriegsrecht, Strafrecht, 
Völkerrecht, Zivilrecht). 

— germanisches 10 f. 14 f. 42 f. 

— kanonisches 46 f. 53 55 56 60. 

— römisches 49 55. 

Beisige 19 24 74. 

Belaxatio sab fide, ad fidem 8. fides. 
Bevers 19 22 41 81 82 83 86 87 f. 

88 90 91 100. 

Bichtnng 18 45. 
riden to dage 43. 

Bitterbürtige, -mäßige 21 24. 
ritterliches Gefängnis s. Gefängnis. 
Bittertum 8 15 16 30 38 63 f. 70. 


Sachsenspiegel 42 f. 

Schätzen 35 74. 

Scholastiker 48. 

Sicherheit s. Feldsicherheit. 
Sichern 9 11 33 f. 35 4 68 f. 93 f. 
Sicherung 93 4 94. 

Sigelbrüchig 6G. 

Sklaverei 4 7 98 102 110 120. 
Standesehre s. Ehre 2 7 12 98. 
Standesgerichte 46 116. 
Strafrecht 14 48 115. 

Sühne (snne) 18 24 45. 

— Eid 20 21. 

— Verträge 11 14 18 19 21. 


Thätigung 93. 

Traktate s. Kartelle. 

Treubruch 11 13 34 42 45 46 56 

100 f. 104 f. 

Treue 12 13 45 48 50 54 56 58 59 
60 61 86 105 111. 


Treue, ob dem Feinde zu halten 48 
50 54 58 60 62 105 107 111 118. 
Treugelübde lOf. 14f 17f. 29f. 33f. 

43 44 46 f. 60 64 86 107 124. 
Treulos (truweloiss) 40 42 67 68. 
Treuverwirkung 12. 

Treu wort 10 11 57. 

Trüwe (Trewe) 43 65. 

Umgang, freier auf Ehrenwort 93 94 
s. Erleichterung. 

Urfehde 9 10 17 f. 21 f. 80 f. 8»f. 
48 f. 68 f. 116 118 123 124. 

— alte — neue 21. 
ürfchdebriefe 24 26 30. 

Urkunden 21 f. 39 f. 

Vasall 56 1 57 114. 

Vergleiche 19 f. 

Verschreibung 67. 

Versprechen, gegen den Sieger nicht 
zu kämpfen 2 8 16 26 f. 89 f. 48 f. 
65 f. 67 81 f. 98 103 104 107 108 
109 111 112 113 114 119 120 123 
124. 

— zum Feinde zurückzukehren 9 
16 29 f. 41 50 52 55 59 60 67 68 
104 106 107 111 113 119. 

Versprechen, nicht zu entfliehen 88 f. 

37 58 f. 68 f. 97 98 108 111 118. 
Völkerrecht 2 5 16 73 125. 

Wortbruch s. Treubruch. 

Worttreue s. auch Treue 60 61 69. 

Zivilrecht 51 55 57 59 60 102. 
Zurückrufung 57 58 87 f. 9t 101. 
Zusage 83 86 115. 

Zwang, Einrede des Z.’s 44 51 106f. 
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Vorwort 


Die Fortsetzung des im Jahre 1901 erschienenen ersten Teils 
meiner Geschichte des deutschen Deichrechts hat sehr viel längere 
Zeit in Anspruch genommen, als ich ursprünglich gedacht hatte. 
Ich war zunächst zu der Erkenntnis gekommen, daß es notwendig 
sei, die niederländischen Quellen sehr viel eingehender zu durch¬ 
forschen und die niederländische Literatur genauer zu berück¬ 
sichtigen, als dies vor der Ausarbeitung des ersten Teils geschehen 
' war. Ich bemerkte ferner, daß es zum genauen Verständnis des 
^mittelalterlichen, niederländischen Deichrechts nötig sei, mehr wie 
früher den Gang seiner Geschichte bis in die neuere Zeit hinein 
zu verfolgen. So ergab sich ein reiches, neues Material, das erst 
durchgearbeitet werden mußte, und das durch das Erscheinen des 
großen W erkes von A. A. Beekman „Het Dijk- en Waterschapsrecht 
in Nederland“ ’s Gravenhage 1905 eine weitere Bereicherung er¬ 
fuhr. Es war natürlich, daß diese sehr viel breitere Grundlage auch 
ihren Einfluß auf den Umfang der Darstellung äußern mußte. 
So wurde ich genötigt, in dem zweiten Teil nur die erste Periode 
der Geschichte des deutschen Deichrechts zum Abschluß zu 
bringen, die Schilderung der zweiten Periode aber einem dritten 
Teil zu überlassen. Der vorliegende zweite Teil ergibt mit dem 
ersten Teil zusammen eine abgeschlossene, umfassende Darstellung 
der Geschichte des deutschen und niederländischen Deichrechts 
bis in das 16. Jahrhundert. Den beiden Abschnitten der ersten 
Periode „Die Anlage von Deichen“ und „Die Deichverbände“ sind 
jetzt in diesem Bande meinem Plane gemäß drei weitere Ab¬ 
schnitte „Die Deichlast“ (Abschnitt (III), „Die Rechte an den 
Deichen,“ „Das Recht auf Deicherde“ (Abschnitt IV) — diese 
Überschrift weist gegenüber der früher in Aussicht genommenen 
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eine etwas schärfere Fassung auf — und „Die Deichverwaltung“ 
(Abschnitt V) hinzugefügt worden. Auch sonst bin ich auf dem 
von mir betretenen Wege weiter fortgeschritten. Insbesondere 
habe ich auch jetzt mich nur auf gedruckte Quellen beschränkt. 
Der Grund ist ein sehr einfacher. Einmal reicht das vorliegende 
Material für einen Aufbau im Großen und Ganzen aus, und 
zweitens würde eine gleichzeitige Durchforschung des archivalischen 
Materials die Kraft eines Einzelnen übersteigen. Nur in der 
zweiten Periode ist in ganz bestimmter Richtung eine Verwertung 
ungedruckter Quellen nötig. 

Der Druck des vorliegenden Buches begann bereits imHerbstl912. 
Die ersten Bogen wurden dem Jubilar, dem dies Buch gewidmet 
ist, an seinem 70. Geburtstag (14. Juni 1913) vorgelegt. In den 
Sommerferien 1914 wollte ich die letzten Korrekturbogen erledigen. 
Als der Weltkrieg ausbrach, beschloß ich im Einvernehmen mit 
dem Herrn Verleger, ihren Ausdruck einzustellen und für das 
Erscheinen des Werkes den Frieden abzuwarten. Die Länge des 
Krieges und der Umstand, daß das Werk vor Kriegsausbruch im 
wesentlichen vollendet war, ließen es nicht richtig erscheinen, die 
Veröffentlichung noch weiter hinauszuschieben. Meiner amtlichen 
Tätigkeit und meiner freiwilligen Kriegshilfe konnte ich die 
geringe Zeit, die für die noch fehlenden Korrekturen nötig war, 
abgewinnen. Dies um so mehr, als sich der Ausdruck durch die 
Druckerei im Zusammenhang mit den Kriegszuständen in einer 
ganz ungeahnten Weise verlangsamte. 

Nicht unerhebliche Nachträge und Berichtigungen waren für 
den ersten Band erforderlich. Ich habe sie an den Schluß des 
vorliegenden Bandes gestellt. Zu einem großen Teil beziehen sie 
sich auf Ergänzungen der Literatur und der Quellen. Auf einige 
Fehler konnte nur im allgemeinen hingewiesen werden, ihre genaue 
Berichtigung hätte zu einer erneuten, ausführlichen Schilderung 
geführt, von der ich natürlich absehen mußte. Auch jetzt werden 
noch, ebenso wie für den zweiten Band, zahlreiche Ergänzungen 
und Berichtigungen nötig sein. „Es irrt der Mensch, so lang’ er 
strebt!« 

Dankbar gedenke ich derer, welche meinen ersten Band mit 
freundlicher Anerkennung aufgenommen und hierdurch mich bei 
der mitunter sehr schwierigen Fortführung des Werkes unterstützt 
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haben. Ebenso danke ich denen, die mich auf manches verborgene 
Quellenmaterial aufmerksam gemacht haben. Besonderen Dank 
schulde ich schließlich der Königlichen Bibliothek im Haag, die 
mir Quellenwerke, die ich in Deutschland nicht oder nur auf 
kurze Zeit erhalten konnte, in freundlichster Weise zu längerer 
Benutzung fiberlassen hat. 

Möge der deutsche Weltfriede, auf den wir im Vertrauen 
auf unsere gerechte Sache hoffen, auch der weiteren Erforschung des 
deutschen Rechtes zu Gute kommen. Möge sich dann auch den 
bislang vernachlässigten Gebieten des deutschen Hechts, zu denen 
das Deichrecht gehört, ein weitergehendes Interesse zuwenden als 
bisher. Wie sehr dies das Deichrecht bei seiner Eigenart und 
seiner Mannigfaltigkeit, die in so viele, verschiedene Rechtsgebiete 
hineinffihrt, verdient, dfirfte der vorliegende Band beweisen, ganz 
abgesehen davon, ob man sich seinen Ausführungen mehr oder 
weniger anzuschließen vermag. 

Königsberg i. Pr. im November 1916 


Julius von Oierke 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Dritter Abschnitt 

Die Deichlast 


Erstes Kapitel 


§ i. 


Grundlagen 

Kommunion* und Kabeldeichimg 


Seite 


I. Die alte volle Kom mun iondeichnng (1) — Begriff — Sie war 
das ursprüngliche System der Deichunterhaltung .... 1 

IL Die Kabddeichung im allgenieinen (4) — Untergang der 
alten Kommuniondeichung — Aufkommen der Kabeldeichung 
— Ihr Begriff — Großkabeldeichung, Kleinkabeldeichung . 4 

III. Die alte Großkabeldeichung (4) — Großkabeldeichung mit 
vorwiegend naturalwirtschaftlicher Unterhaltung — Selten¬ 
heit — Beispiele — Sachsenspiegel, Chur-Sächsische D. 0. 

v. 1558, Weichsel Dämme — Ausgestaltung. 4 

IV. Die Kleinkabeldeichung (5) — Ihre Ausgestaltung: Sonder¬ 

werk des Individuums — „Gemeine Werke“ als ergänzende 
Kommuniondeichungen, zuerst naturalwirtschaftlicb, später 
auch geldwirtschaftlich. 5 

V. Spätere Neuerungen (6) — Insbesondere bei der Kleinkabel¬ 
deichung : 1. Zunahme der ergänzenden Kommuniondeichnngen 
— Geldwirtschaftlicher Charakter — 2. Beseitigung der 
Kleinkabeldeichung durch geldwirtschaftliche Kommunion¬ 
deichungen . .. G 


§ 2. Kabellast und Gemeinlast — Plan der Darstellung 

I. Kabellast und Gemeinlast (6) — Begriffe — Zusammen¬ 
gehörigkeit von alter voller Kommunion- und alter Groß- 

kabeldoichung. 

II. Plan der Darstellung (7). 


Zweites Kapitel 

Die Verteilung der Deiche in Kabeln 

§ 3. Die Verteilung nach Ortsbezirken (7) 

I. Allgemeines — Ausdrücke für Ortsbezirksschläge (8) — 
Ortsunterbezirksschläge (8) — Anlaß zu Deichverteilungen 


Digitized by 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 


CS 








XI 


(y) — Ausdrücke für Verteilen (10) — Grundlagen der Ver¬ 
teilung (10). 7 

II. Ortsbexirksansckuß, Ortsbex irksgerechtigkeit, Ortsbexirks - 

pflichtigkeit , Ortsbexirksinhalt, Ortsbexirkszahl (10) Erklärung 
dieser Verteilungsarten und Belege für ihr Vorkommen . 10 

III. Vorxug bei geschütxterer Lage (22) — Im allgemeinen nieht 

gewährt — Ausnahmen.22 

IV. Deichbeschaffenheit und Kabelgemenglage (26) — Teilweise 

Rücksichtnahme auf die Deichbeschaffenheit (26) — Gemeng- 
lagc (27) Sic kann auch auf Verteilung des Risikos zurück¬ 
gehen (27) — Eisenr&dsdeich in Bremen (27) — Danziger 
Werder (28).2<f 

V. Zusammenfassungen (29) — Mehrere Ortsbezirke erhalten 

zusammen einen Deichschlag.29 

VI. Die Reihenfolge (30) — Häufig Verlosung.80 

VII. Neueerteilungen xu bestimmten Zeitrn. Erbdeiche (81) — 

1. Neuverteilungen zu bestimmten Zeiten finden sich z. T. 
in den Niederlanden: Herstoelingen. — 2. In Deutschland 
fehlen sie, auch in den Niederlanden vielfach ausgeschlossen: 
Erbdeiche, Erblote. 81 

§ 4. Verteilung an Einzelne 

I. Allgemeines (34) — Ausdrücke für Deichschläge, insbesondere 
Hoefschlag und Kabel (34) — Fehlen der Bezeichnung 
„Pfand* 4 (36) — Erstmalige Aufteilungen (36) — Gleich¬ 
zeitige Aufteilung von Deich und sonstiger Almende (37) 

Ausdrücke für Verteilen (37).84 

II. Hufej Hofgerechtigkeit , Hofbesitxerxahl, G rundstücksgrößej 

Grundstücksanschuß . . *. 88 

1. Hufe — Älteste Aufteilung. Hufe im Sinne eines bäuer¬ 

lichen Besitztums zu nehmen. „Hoeve hoeve gelijek“. 
Belege.39 

2. Hofgerechtigkeit — Almendgerechtigkeiten als selbst¬ 

ständiger Maßstab: Deichen „mitter koe en mitter kernen“. 
Anklänge aus späterer Zeit.40 

3. Hofbesitzerzahl — Arsterdeich im Bremer Gebiet ... 48 

4. Grundstücksgröße (43^ — Vorherrschender Verteilungs¬ 
maßstab im Mittelalter: „Hoeve hoeve gleich“, „Morgen 
Morgens gleich“ u. a. (44) — Entscheidend nur die Größe, 
nicht die Güte des Landes — Abweichende Ansichten 
(44) — Ausnahmen a) Wertloses Land blieb unberück¬ 
sichtigt (47) b) Ausnahmsweise Mitberücksichtigung der 


Güte des Landes (47).48 

5. Grundstücksanschuß — Niederlande: „Hooftbreede“, 
„Hobreede“ — Deutschland: Bremen.50 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-rn 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 















XII 


III. Deichbeschaffenheit und Kabelgemenglage (51) — Teilweise 
Mitberücksichtigung der Deichbeschaffenheit — Insbesondere: 

1. Kabelverlängerung und Kabelverkürzung 2. Verteilung „im 
Argen und Guten“ 3. Mischsystem — Belege.51 

IV. Oesamtkabeln (56) — Besonderheiten in Schouwen auf See¬ 
land: „Rekening“. 56 

V. Die Reihenfolge (57) — Sie ergab sich von selbst bei „Grund¬ 

stücksanschuß“. Im übrigen namentlich entscheidend 1. die 
Lage: „Klei aan klei“ 2. Das Los. 57 

VI. Häuser (59) 1. Häuser als solche erhalten ausnahmsweise 
Einzelkabeln: Hausdeiche (59) — 2. Häuser auf dem Deich 

in den Niederlanden (60) ..59 

VII. Neuverteilungen xu bestimmten Zeiten . Erbdeiche (61) — 

1. Solche Neuverteilungen nur in den Niederlanden (61) — 

2. Ihr Fehlen außerhalb der Niederlande, vielfacher Aus¬ 
schluß in den Niederlanden —Erbdeiche, Eiserner Deich (63) 61 

VIII. Verlegung van Deichkabeln (64) Bei eigentlichen Deichver¬ 
legungen: Einlagen und Auslagen Die Verlegung bei 


Vorbedeichungen: Dijkvelling, Dijkveiling.64 

IX. Vergleich mit der germanischen Ackerverteilung .... 66 


Drittes Kapitel 

§ 5. Die Deichlasten bei der alten vollen Kommunion- 
deichnng und der alten Grofikabeldeichung 

I. Die alte Kommuniondeichung (67) — 1. Die Deichlast war 
Gemeindegliedspflicht (67) — 2. Ihr Inhalt: Hand- und 
Spanndienste (68) — 3. Lösung von der Deichlast im 
Ganzen (69) — 4. Haftung für die einzelnen Deich¬ 


pflichten (69).67 

II. Die alte Oroßkabeldeichung (70) — 1. Die Deichlast war 
nicht mehr ausschließlich Gemeindegliedspflicht (70) — Der 


Charakter der Grundstückslast tritt mehr in den Vorder¬ 
grund (71) — 2. Ihr Inhalt a) Die Großkabellast (72) — 
b) Hülfen und Notwerke (72) — d) Wiederherstellung von 
Deichbeschädigungen (72) — ß) Deichbefestigungen (74) — 
y) Deichverteidigung und Deichbewachung (75) — 3. Lösung 
von der Deichlast im Ganzen (75) — 4. Haftung für die 
einzelnen Pflichten (75) — 5. Befreiungen (76) — a) kraft 
Deichamts b) kraft Standesrechts c) kraft Grundstücks¬ 
beschaffenheit d) kraft besonderer Privilegierung .... 70 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-rn 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 









XIII 


Viertes Kapitel 

Die Deichlasten bei der Kleinkabeldeichung 

Erster Titel 

Die Kabel last 

§ 6. Allgemeines 

I. Die regelrechte Kabellast — Die Kabellast als Grundbesitzer- 

last (78) ..78 

II. Wesen der Kabellast (78) — 1. Last gegenüber einem Deich- 
verband (78) — 2. Gekennzeichnet durch ihre Verdinglichung 
(79) — Grundstückslast (79) — Das verpflichtete Subjekt 
bestimmt durch eine Berechtigung am Grundstück; un¬ 
richtige Vorstellungen (80) — 3. Zwangslast, d. h. geschuldet 
einem öffentlichrechtlichen Zwangsverband; hieraus erklären 

sich viele Eigentümlichkeiten (81).78 

IH. Inhalt der Kabel last (81) — Arbeitsleistungen, in späterer 
Zeit können bei zwangsweiser Vornahme Geldleistungen an 

ihre Stelle treten.81 

IV. Die Kabellast im Qanxen (82) — Der Verpflichtete wird 
durch das Grundstück bestimmt. Drei Arten von Ver¬ 
pflichteten : Hauptpflichtige, Vorpflichtige, Nachpflichtige 
(82) — Lösung von der Last im Ganzen durch vollwirksamen 
Verlust des Rechtes am Grundstück (83) — Formen für die 
einseitige Aufgabe: Spatenrecht des Deichhalters (88) — 
Formen für die zwangsweise Entziehung in Deutschland: 

Verspätung (83).82 

V. Die eimeinen Leistungen (84) — Sie belasten das Grund¬ 
stück und verpflichten daher diejenigen, die die Kabellast 
im Ganzen trifft — Haftungen.84 

§ 7. Die pflichtigen und verhafteten Personen 

I. Der Volleigner im Verband als Braucher (84) — Erklärung 
dieses Begriffes (84) — 1. Haftung für die einzelne Leistung 
im allgemeinen (84) — a) Das ältere Verfahren (85) — 
Bußen — Ausschluß — eingeschobene Freiheitsstrafen — ver¬ 
mögensrechtliche und personenrechtliche Seite des Aus¬ 
schlusses b) Vorherrschen des neueren Verfahrens (88) — 
Arbeit auf Kosten des Säumigen, Geldschuld — vermögens¬ 
rechtliche und personenrechtliche Haftung für sie (88) — 
Besondere Fälle (92) — selbständige personenrechtliche 
Haftung (94) — 2. Haftung für die Kabellast im Ganzen 
(94) — 3. Schuld und Haftung bei Rückständen (95) — 
a) Der bisherige Grundeigner b) Der heue Grundeigner — 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 








XIV 


4. Der ehemalige Grundeigner und seine Nachfolger (Busen- 

recht) (95). 84 

II. Der Bramfier kraft Ijeiherechls und der Verleiher im Verband 
(95) — Der Braucher ist Vorpflichtiger, der Verleiher Haupt¬ 
pflichtiger. Teilweise ist der Braucher hauptpflichtig (95) — 

1. Meyer, Pächter, Heuersleute, Lehnsleute—Ihre Haftung (96) 

— Haftung des Leiheherrn (98) — 2. Lösung des Leihebe¬ 
sitzers von der Kabellast im Ganzen (100) — 8. Abänderung 
der Verpflichtung des Leihebesitzers (101) — dem Ver¬ 
band gegenüber (101) — im Verhältnis nach innen (102) 95 

UI. Reallastberechtigte (102) — Rentner — Stellung als Nach¬ 
pflichtige .102 

IV. Pfandgläubiger (105) — 1. Gläubiger der älteren Satzung: 
Stellung als Hauptpflichtige (105) — 2. Gläubiger der 
jüngeren Satzung: Stellung als Nachpflichtige (106) . . . 105 

V. Die Vencandten (107) — Die Verwandten des Haupt¬ 

pflichtigen werden in die Kabellast im Ganzen herein¬ 
gezogen als Nachpflichtige (107) — Wurzeln liegen im 
persönlichen Sippeverband, im Lauf der Zeit Ausfluß der 
anwartscbaftlichen Gewere am Grundstück, parallel dem 
Näherrecht (108) Belege (108) — Verpflichtung der Ver¬ 
wandten in Bezug auf eine einzelne Leistung des Kabel¬ 
halters (118).107 

VI. Deichverbandsträger (114) — Anfall des Grundstücks an 
die Träger der Deichverbände 1. Gegensatz von Herr¬ 
schaft und Genossenschaft (114) — 2. Samtverbände (117) 114 

§ 8. Die Gnmdstücksübertragung. Das Bnsenrecht 

I. Ln allgemeinen (119) — 1. Grundsatz (119) — 2. Zu¬ 
stimmung des Verbandes (121) 3. Rückstände (122) — 4. Aus¬ 
nahmen (123).119 

II. Qrundstiicksteilung .. . . • 124 

HI. Deichrollen (125) — Keine materiellrechtliche Bedeutung 

(126).125 

IV. Das Boexemrerht (Busenrecht, Busenlandsuche) (126) — Ent¬ 
wicklung in den Niederlanden (126) — Gegensatz zum Spaten- 
recht des Deichhalters (126) — 1. Begriff (127) — 2. An¬ 
wendung und Inhalt (127) — 3. Grundlagen für sein Auf¬ 
kommen (128) — 4. Rechtlich zu scheiden zwischen sub¬ 
jektivem und objektivem Busenrecht (130) — 5. Spätere 
Ausgestaltung (130) — 6. Wirtschaftliche Vorteile und 
Nachteile (130) — 7. Fehlen in deutschen Gebieten, Er¬ 
klärung hierfür (131).126 

§ 9. Die Grundstückspreisgabe. Das Spatenrecht 

L Allgemeines (131) — 1. Formloses Preisgeben des belasteten 
Grundstücks (131) — 2. Feierliche öffentliche Preisgabe, 


Digitized by 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 










XV 


das Spatenrecht (132)) — 3. Rechtliche Natur: rechtmäßige 

feierliche Dereliktionshandlung (132).131 

II. Die Erfordernisse des Spatenrechts (133) — 1. Öffentlichkeit 
(138) — 2. Spatenstechen (134) — 3. Unvermögen (135) — 

4. Zeitpunkt der Preisgabe (135) — 5. Unbekleideter Aufzug 
(136) — 6. Fehlen von Rückständen und Landentwertung; 
Erfordernis obrigkeitlicher Einwilligung (137) — 7. Umfang 
der Preisgabe (188).188 

III. Wirkungen des Spatenrechts (141) — 1. Lösung von allen 

Deichpflichten (141) — 2. Die vermögensrechtlichen und 
personenrechtlichen Einbußen (141) 8. Wirkungen gegenüber 
Dritten (142).141 

IV. Die Bedeutung des Spatenrechts. Sein teilweises Ver¬ 
schwinden (142) — Vergleich mit demr Ungehorsamsverfahren 
(142) — 1. Eignes Ausscheiden (143) — 2. Schnelle Er¬ 
ledigung (148) 3. Geringere persönliche Haftungen (143) — 

4. Vermögensrechtliche Vorteile (141) — 5. Erklärung für 
das Fehlen des Spatenrechts (146) — 6. Erklärung für sein 
teilweises Verschwinden in den Niederlanden (146) . . . 142 

V. Verwendung des Spatenrechts für Gerichtsherm (148) — Sie 
findet sich in Südholland.148 

$10. Befreiungen von der Kabellast 

I. Grundsätzliches (149) — 1. Alles Land kabelpflichtig (149) — 

2. Keine Befreiung des einmal deichpflichtigen Grundstücks 

(150) — 3. Kabelfreie Länder (151) . ..149 

II. Kabelfreiheiten (151) — 1. Kraft Privilegierung in den Ver¬ 
gabungsurkunden (151) — a) Herrenländer („vroonen“) 

(151) — b) Kirchenländer (152) — 2. Kraft Landbeschaffen¬ 
heit (153) — 3. Kraft besonderer Lage der Länder (153) a) 

Die lediglich regelrecht hülfspflichtigen Grundbesitzungen 
b) Haymannlanden — 4. Kraft späterer herrschaftlicher Privi¬ 
legierung (154) — 5. Kraft Freiung seitens der Deichbeamten 
(155) — 6. Unvordenklickkeit (155) — Man kann sich für 
Kabelfreiheit nicht auf sie berufen — 7. Tatsächliche Kabel¬ 
freiheiten ohne rechtsgültigen Titel (156).151 

§ 11. Die Kabellast als Hauslast (156) 

1. Warfhauslasten (157) — 2. Deichhauslasten (157) . . . 156 
Zweiter Titel 

Die Gemeinlasten 

§ 13. Allgemeines 

Sehr verschiedener Charakter (158) — Zn Grunde gelegt die 
Einteilung in Gemeinlasten a) zwecks Deiohausbesserung und 
Deichverbesserung b) zwecks Deichverteidigung c) zwecks Unter¬ 
haltung gemeiner Schl&ge (159).158 


Digitizeit by 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 










XVI 


A. Deichauabesaerung und Deickverbesserung ( 160 ) 

§ 18. Einleitung (160) 

I. Regelrechte Gemeinlasten und Gemeinlasten in besonderen 
F&llen — 2. Wiederherstellung von Deichbeschädigungen — 

Deichverlegungen und Deichverstärkungen.160 

/ 

§ 14. Regelrechte Gemeinlasten zwecks Wiederher¬ 
stellung von Deichbeschädigungen 

I. Rechte Hülfen (160) — Begriff der rechten Halfen ... 160 

II. Voraussetzungen der rechten Hülfen (160) — 1. „Wehlen“ in 
„gelobter“ Kabel (161) — 2. Andere schwere Deich¬ 
beschädigungen in gelobter Kabel (165) — 3. Bei Wehlen 
schlechthin (165)— 4. Bei gefährlichen Deichbeschädigungen 

und Unvermögen (166) — 5. Bei „Durch“-Deichung (169) . 160 
UI. Umfang der rechten Hülfe (169) — 1. Festlegung der Höhe 
des Wiederaufbaus (169) — 2. Unterhaltung während be¬ 
stimmter Zeit (171) — 8. Unentgeltlichkeit (171) — Im 
Zweifel bei Erdarbeiten. In übrigen Verschiedenheiten . 160 

IV. Die Hülfsverbände (174) —• 1. Primäre Hülfspflichten (174) 

2. Subsidiäre Hülfspflichten in Deutschland (176) — 3. Bei 
primären Hülfspflichten Grundlage: Deich ist gemeinsames 
Schutzwerk (176) — Auseinanderfallen von Kabdlpflichtigen 
und Hülfspflichtigen (176) — 4. Bei subsidiären Hülfspflichten 
auch die Idee nachbarlicher und politischer Zusammen¬ 
gehörigkeit maßgebend (180).174 

V. Inhalt und Verteilung der rechten Hülfspflicht (180) — 

1. Älteste Art ist natural wirtschaftlicher Natur (180) — 

Züge der alten Kommuniondeichung (180) — Verteilung 
unter Gemeindeglieder (180) — Grundbesitzer (181) — Haus¬ 
besitzer (182) — Kabelbesitzer (188) — Aufruf der Hülfs¬ 
pflichtigen (183) — Mitunter regelmäßige Frühlingsarbeit 
(183) — Bildung von Rutenstrecken oder einheitliche Arbeit 

(183) — 2. Verbindung mit geldwirtschaftlicher Hülfsleistung 

(184) — Teilweiser Ersatz durch sie (185).180 

VI. Last und Haftung (186) — Rechtliche Natur der Hülfspflicht 

kann nur ganz allgemein gekennzeichnet werden (186) — * 
Regelmäßig enthält sie Elemente der Grundstückslast (186) — 
Zusammen wachsen mit der Kabellast: „warck en schot.“ (187) 

— Vermögensrechtliche und personenrechtliche Haftungen 
(187) — Natural wirtschaftliche Hülfslast, geldwirtschaftliche 
Htilfslast (188) — Geldauslegen (189) — Grundstücksüber-. 
tragung (189) — Spatenrecht (189).. . 186 

VII. Befreiungen von der rechten Hülfspflicht (190) — Es gilt Ent¬ 
sprechendes wie bei der Kabellast, Ausnahmen (190) . . 190 

VIII. Einlagen und Auslagen (192) — Einlagen und Auslagen 
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zwecks Wiederherstellung (192) Ausdrücke (193) — Rechts- 
s&tze (193) — 1. Umlagen mit Lengsein (193) — 2. Um¬ 
lagen mit Verkürzungen (197) — 3. Der Deichgrund; Ent¬ 
eignung (197) — 4. Ausgeworfenes Land (199).192 

IX. Verbände ohne rechte Hülfen für den Kabelhalter (200) — 
ln einigen mittelalterlichen Deichverbänden fehlen rechte 
Hülfen zwecks Wiederherstellung (200) — Anführung 

solcher.200 

X. Der ältere Hechts xustand (202) — Ist das Fehlen rechter 
Hülfen der ältere Rechtszustand? Die Ansichten von KoliE, 

G. de Vries, Beekman (202) — Der Nachweis, daß der 
Kleinkabelhalter ursprünglich jedes Anspruches auf Hülfe 
entbehrte, ist nicht geführt (202) — Im allgemeinen kam 
ihm ursprünglich ein Anspruch auf Hülfe zu, dieser wurde 
meist ausgebaut, in einigen Verbänden versiegte er (204) — 
Verschieden hiervon ist die Frage nach der Ausgestaltung 
des ältesten Hülfsanspruchs im Einzelnen (204) — Hier 
geht G. de Vries zu weit. Allgemeine Antwort nicht möglich. 
Vermutungen. Sicher ist eine kraftvolle Bewegung zu 
Gunsten genossenschaftlicher Beihülfe aller, die den Vorteil 

des Deichs genossen (205) . ;.202 

XI. Gemeinlasten xtoecks xtcangsiceiser Wiederherstellung (206) 

Der Kabelhalter, der keinen Hülfsanspruch hat, muß selbst 
wiederherstellen (206) — Sonst Verwirkung von Gut und 
Deich (206) — Es gibt aber auch Gemeinlasten zwecks 
zwangsweiser Wiederherstellung vor Verwirkung des Deichs 206 

§ 15. Regelrechte Gemeinlasten zwecks Deichver- 
legungen 

I. Allgemeines (207) — Deichverlegungen ohne Umdeichung 
eines Deichbruchs. Einlagen. Ausdrücke für den neuen 
Deich, das preisgegebene Land (207) — Selten sind Aus¬ 
lagen (208) — Nur Einlagen sollen erörtert werden (208) 207 
II. Voraussetxungen für Einlagen (208) — Anordnung. Sie 
konnte früher durch Eid erzwungen werden. Fortfall des 
Eides. Ermessen der Deichverwaltung.208 

III. Umfang der Hülfen (209) — Verschiedene Reglung. Grund¬ 

sätze bei Deichbrüchen lassen sich nicht schlechtweg an¬ 
wenden .209 

IV. Hiilfecerbände (210) — Sie entsprechen im allgemeinen den 
Hülfsverbänden bei Wehlen; aber nicht immer .... 210 

V. Inhalt und Verteilung der Hillfspflicht. Last und Haftung. 

Befreiungen (211).211 

VL Verteilung des neuen Deiches (212) — Maßgebend die alten 

Deichmaße, Überlängen, Verkürzungen.212 

VII. Der Deichgrund (213) — Enteignung ..213 

J. v. Gierke, Geschichte des deutschen Deicbrechts II. ^ 
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VIII. Aufgeworfenen Land (214) — 1. Vergütung 2. Freiung von 

der Kabellast.214 

IX. Der alte Deich .215 

§16. Regelrechte Gemeinlasten zwecks Reich Ver¬ 
stärkungen 

I. Allgemeines (215) — Deicherhöhungen und Deichver¬ 

breiterungen — Deichbefestigungen, Arten der Deichbefesti¬ 
gungen .215 

II. Deicherhöhungen und Deich Verbreiterungen (216) — An ein¬ 
zelnen Deichstrecken fallen sie den betreffenden Kabel¬ 
haltern zur Last. Gemeinlasten nur bei Erhöhungen des 

ganzen Deichs.216 

ÜL Deichbefestigungen (217) — 1. Bei großen Befestigungs¬ 
werken im Mittelalter findet sich eine rechte Hülfe von Orts¬ 
verbänden und Deichverbänden (217) Sie hat sich aber erst 
allmählich entwickelt. Erstreckung der Grundsätze über 
Einlagen auf sie. Grund hierfür. Abweichungen. 2. Die . 
kleineren Deichbefestigungen werden von dem einzelnen 
Kabelhalter ausgeführt; Abweichungen (219) — 3. Unter den 
Hülfen zwei Gruppen a) Gemeinwerk nur zur Herstellung; 
wohl die älteste Form (219) b) Der Hülfsverband übernimmt 
auch die Unterhaltung; dauernde gemeine Werke (220) — 

4. Besonderheiten der Gemeinwerke (221) — a) Verteilung 
nach Deichruten und waertal in Salland b) Aufbringung der 
Kosten im westerlauwerschen Friesland nach „Dijkfloreenen“: 
Belastung nach dem Ertragswert der Länder „Gulden Gulden 
gleich“ c) Berücksichtigung der Pächter und Meyer beim 
geldwirtschaftlichen System (222) — Der Braucher kann an 
der Heuer kürzen. Nur der Leiheherr haftet ganz oder 
zum Teil (222) . .. 217 

§17. Gemeinlasten in besonderen Fällen 

I. Überhaupt (224) — Gemeinlasten, die ganz oder z. T. nur 
auf besondere Maßnahmen für einen Einzelfall zurückgehen. 
Beispiele. Es gehören hierher auch Anordnungen zur Wieder¬ 
bedeichung (Herdijking) (225). 224 

IL Einzelne Eigentümlichkeitm (225) — 1. Hülfe anderer Hülfs- 
bezirke; namentlich wenn die Kräfte der regelrecht Hülfs- 
pflichtigen nicht ausreichen. Beispiele (226) — Maßgebende 
Gesichtspunkte (228) — Urkundliche Zusicherungen, daß die 
Hülfe nur aus „gratie“ „nicht von Rechtswegen“ usw. er¬ 
folgt sei. Ihre rechtliche Bedeutung (228) — 2. Gemein¬ 
lasten nach Mannzahl. Bestimmung der Anzahl von Mannen, 
mit denen zu Hülfe gekommen werden mußte (229) — 

3. Geldbeiträge. Geldumlagen auch abge6tuft nach Maßgabe 
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der gefährdeten Lage der Hülfsbezirke (230) — 4. Aufhebung 
von Befreiungen (231) — Widerstand (232) — 5. Zehnten 

(233) — Selbständige Heranziehung der Zehnten, Veran¬ 
schlagung für die Beitragsleistung — 6. Last und Haftung 

(234) — Vielfach Natur einer Untertanenpflicht, vielfach 
Haftung mit Person und Vermögen bei landesherrlichen 
Befehlen. Fälle beschränkter Haftung — Übernahmeptlichten 

von Rentnern, Lehnsherrn bei Wiederbedeichungen (235) . 225 

§ 18 . B. Deichverteidigung 

I. Allgemeines (237). 

II. Hechtssätxe (238) — 1. Die Pflichtigen. Tendenz, äußersten 

Falls alle erwachsenen, männlichen Einwohner heranzuziehen 
(238) — 2. Inhalt und Verteilung der Pflichten (238) — 
Natural wirtschaftlich — Reihenfolge und Ausrüstung, Auf¬ 
gebot (241) — Unentgeltliche Hülfsleistung (241) — Höchst¬ 
persönlich (241) — 3. Last und Haftung (242) — Viel¬ 
fach rein persönlich, dingliche Momente — Unterthanen- 
pflicht — Bei Nichterfüllung Bußen — 4. Befreiungen (243) 
Grundsätzliches, Ausnahmen (243). 

§ 19. C. Unterhaltung gemeiner Schläge 

I. Entstehung gemeiner Schläge (243) — Begriff (243) — Aus¬ 
drücke (243) — Die wichtigsten Entstehungsursachen (244) 243 

II. Art der Unterhaltung (245) — Verkabelung selten — Regel: 
Gemeinlasten (245) — Natural wirtschaftlich, geldwirtschaft- 
lich (24G) — Verantwortlichkeit des Verbandes (246) . . 245 

Fünftes Kapitel 

§ 20. Die Beseitigung: der Kleinkabeldeichung: und ihre 
Ersetzung durch geldwirtschaftliche Kommunion- 
deichungen 

I. Nachteile der Kleinkabeldeichung (246) — Namentlich zwei 
Nachteile: Ungleichmäßigkeit der Belastung, technisch 
nicht gleichmäßige Unterhaltung.246 

II. Beseitigung einzelner Mißstände (247) — 1. Der ungleich¬ 

mäßigen Belastung entgegengewirkt durch Neuverteilungen 
(247) — 2. Der technisch ungleichmäßigen Unterhaltung 
insbesondere durch drei Maßnahmen entgegengewirkt (248) — 
a) Zusammenlegung zerstreuter Kabeln des einzelnen Kabel¬ 
halters, Lange Vakken bei Teilung von Gemeinschafts¬ 
kabeln b) Rekeningsdeiche aufSchouwen c) Zusammenlegung 
beschädigter Kabeln zwecks Herstellung — 3. Aufgeben der 
Verkabelung bei manchen gemeinen Werken (250) . . . 247 

II* 
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III. Bestrebungen nach voller Beseitigung (250) — Bestrebungen* 
die auf Abschaffung der Kleinkabeldeichung unter Begründung 
einer geldwirtschaftlichen Kommunion gerichtet sind* setzen 
bereits in dieser Periode ein (250) — Zweierlei zu unter¬ 
scheiden: Dorfweise Gemeinmachung — Volle Gemein- 
machung (250) — Immer blieben naturalwirtschaftliche 
Leistungen bei Notzeiten bestehen — 1. Die frühsten Nach¬ 
richten: Westende von Borselen (Seeland) 1376 (251) — 

2. Gelderland (252) — 3. Vier Norderkoggen Westfrieslands 
(252) — 4. Das übrige holländische Norderquartier (258) — 

5. Walcheren (259) — 6. Ostfriesland (259). 250 

IV. Ergebnis (259) — Überblick über die Bestrebungen und ihre 

Erfolge (260) — Es waren nur die ersten Anfänge — Gründe 
hierfür (260). 252 


Vierter Abschnitt 

Die Rechte an den Deichen. Das Recht auf 

Deicherde 

§ 1. Allgemeines 

I. Die rechtliche Xatur der Deiche (262) 1. Gekennzeichnet 

— a) Durch Zweckgebundenheit im Interesse landschaft¬ 
licher Verbände — Seeburg (262) b) Durch besonderen 
Frieden — 2. Niemals aufgefaßt als verkehrsunfähige oder gar 
als herrenlose Sachen (263) — 3. Die Rechte an den Deichen 
lassen sich nur von deutschrechtlichen Gesichtspunkten aus 

betrachten (263). 262 

II. Deich und Deicherde (263) — Mit dem Deich stehen die 
Landstrecken längs des Deiches in Zusammenhang — 
Gebundenheit für den Deich, die in dem Recht auf Deich¬ 
erde wurzelt — Daher eine Betrachtung des ganzen Rechtes 
auf Deicherde angeschlossen.26& 

§ 2. Rechte an den Deichen 

I. Das alte Gesamtrecht der Deichverbändc (263) — Ungeteiltes 
Gesamtrecht am Deich, enthielt öffentlich-rechtliche und 
privatrechtliche Elemente, Verwaltungsrecht, Aufsichtsrecht, 

Gesamteigen, Gesamtnutzung. 263» 

II. Schicksale des alten Gesamtrechts (264) — In späterer Zeit 
fast ganz verschwunden — Aufgeteilt — Umstände, die hier¬ 
bei mitwirkten.264 
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III. Teileerbände und Samirerbände (265) — Aufteilung des alten 
Gesamtrechtes unter sie 1. Hervorgerufen durch die Bildung 
von Ortsbezirkskabeln; Rechte der Teilverbände an den 
Kabeln (265) — 2. Unabhängig von dem Vorhandensein von 
Ortsbezirkskabeln (266) — 3. Das einheitliche Gesamtrecht, 


das blieb, hatte sehr verschiedenen Inhalt (266) — 4. Rechte 
größerer landschaftlicher Verbände (267). 265 


IV. Kleinkabelrechte (267) — Rechte, die dem Kleinkabelhalter 

als solchem zustehn — Herrschaftsrecht als notwendiges 
Gegenstück der Kabellast (267) — Häufig Sondernutzungs¬ 
recht an der Kabel als Grundstück, verschiedener Inhalt, 
Beispiele, Charakter eines genossenschaftlichen Sonderrechts 
an einer ihm mitgehörigen Sache; Teichseigner verdeutlicht 
eine eigentumsähnliche Herrschaft; Ansätze für volleres 
Eigentum (267) — Einheitliche Gesamtnutzungsrechte 

(namentlich Weiderecht) (271) — Schicksal des Sonder¬ 
nutzungsrechts und Sondereigens, wenn der Deich seines 
Zweckes als Schutzwehr entkleidet wurde (271). 267 

V. Herrschaftliche Deich verbände (272) — 1 . Das Herrschafts¬ 
recht des Herrn im allgemeinen, es zehrt der Regel nach 
die Gesamt- und Sonderrechte nicht völlig auf (272) — 

2. Zugeständnisse und Vorbehalte von Herrschaftsrechten 
bei Vergabungen und Erlaubnis *on Eindeichungen — Eigen¬ 
tümlichkeiten in den Niederlanden (273) a) Anfalls- oder 
Heimfallsrecht des Vergabers: „Recht auf trockene Deiche“ 
zweifach ausgestaltet. Aufzufassen als Ausfluß eines herr¬ 
schaftlichen Obereigentums (273) b) Übertragung der trockenen 
Deiche an Vorbedeicher (275) c) Bei bloßer Erlaubnis 
zur Bedeichung sind die Rechte der Bedeichor stärkerer 
Natur (275). 272 

VI. Landesherrliche Rechte (275) — Sie entsprechen den herrschaft¬ 

lichen Rechten. In manchen Gebieten weitgehendes Herr¬ 
schaftsrecht. Auch Obereigentum mit starkem privat- 
rechtlichem Gehalt. — Am meisten an größeren Deichen 
in] Holland und Westfriesland (276) 1. Anfallsrecht bei 

trockenen Deichen (276) 2. Weidenutzungsrecht am nassen 
Deich (276) — Verbindung beider, Zerstörung der wertvollsten 
privatrechtlichen Elemente des genossenschaftlichen Gesamt¬ 
rechts. Boden für die Auffassung vom Alleineigentum des 
Landesberrn (277) — Verfehlt ist es, ein ursprüngliches 
Alleineigentum des Landesherrn in Holland und Westfries- 

• land anzunehmen; nur ein starkes Obereigentum vor¬ 
handen (277) . .. 275 

VII. Rechte der Vorbedeicher (280) — Dijkveliing. Abgesehen von 
der Kabelverlegung zwei weitere Formen 1. Recht der Vor- 
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bedeicher auf die Weide (etting) des trockenen Deichs — 
ursprünglich wohl Anfall des Weiderechts oder Eigentums 
von Rechtswegen (280) — 2. Anspruch der Vorbedeicher 
auf einen einmaligen Geldbeitrag (280) — 3. Recht auf den 
alten Deich und auf Geldbeiträge (281) — Keine Kom¬ 
bination von Kabelverlegung und Recht auf den alten Deich 
(281) — 4. Alter der drei Arten und ihr historisches Ver¬ 
hältnis zu einander (291) — System der Kabel Verlegung und 
die Form des Anfalls des alten Deiches sind am ältesten. 
Die jüngere Form ist die der Geldbeiträge (282) — 5. Anfalls¬ 


recht und Geldbeiträge nur in den Niederlanden. Spätere 

Aufnahme in Deutschland (282). 280 

VIII. Die iJbertraguny ton liechten an den Deichen (282) — 

Selten selbständige Übertragung von Rechten am Deich. 
Beispiele (283). 282 


§ 3. Das Recht auf Deicherde 

I. (irundlagen (284) — Recht, Deicherde zu holen (recht van 
aardhaling) — Es handelt sich vornehmlich um dreierlei: 

(285) — 1. Bestimmung des Spätcortes 2. Entscheidung 

über Bezahlung und Aufstellung von Grundsätzen für sie 
(Spätegeld) 3. Form und Umfang der Erdentnahme (Späte- 
handlung).284 

II. Der Späteort (285) — Man ließ sich von zwei Gesichts¬ 
punkten leiten: Nähe des Deiches, wenig Schaden. Formel 
in den Niederlanden: „ter naester laghe en minster schade". 

In dieser Zuspitzung nicht allgemeine Geltung und kein 
historischer Ausgangspunkt —= Eine besondere Stellung 
nimmt der Abstandsraum längs des Deiches ein, „des 

Deiches Halt".286 

UI. Des Deiches Halt (286) 1. Begriff — innerer und äußerer 

(286) — 2. Ältestes Zeugnis im jüngeren Schulzenrecht (286) 

— Die Auslegung Richthofens ist richtig, (287) — fernere 
Belege, „Brand" in Wursten (288), — die „Avelinge“ in 
den Niederlanden (289) — Land „binnen den keur“ (289) — 

Des Ufers Halt (289) — 3. Zweck des Haltes des Deiches 
(289) — 4. Rechtliche Auffassung (290). 286 

IV. Die sonstige lieg lang des Späteort es (291) — 1. Bei der 
Kleinkabellast im allgemeinen (291) — Zu unterscheiden 
a) Außen vor Binnen (buiten voor binnen) (291) — Das 
Außenland, Rutenspäteland (292) — Das Binnenland, (296) 

— Rutenspäteland — b) Land gegen die Kabel außen 
und innen (299) — c) „ter naester läge en minster schade" in 
den Niederlanden (300) — d) „Binnen voor buiten" (302) — 
e) zuerst gemeentegronden (303) — 2. Der Späteort bei anderen 
Arten der Deichlast im allgemeinen (303) a) bei den Gemein- 
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lasten der Kleinkabeldeichung, bei der Gemcinmachung 
(303) — b) bei der alten naturalwirtschaftlichen Kommunion- 
deichung, bei der alten Großkabeldeichung (304) — 3. Der 

Späteort außerhalb des Deichverbandes (304). 291 

V. Das Späteyeld (306) 

1. Verschiedene Momente spielten eine Rolle. Entwicklung 
im allgemeinen: Außenland — Binnenland (306) — 
Ausgestaltung im Einzelnen a) Bei der Kleinkabellast 
im allgemeinen: Der Hauptpflichtige im Verband (307) — 
a) „Bujten om nict, binnen om ghelt“ (307) — ß) über¬ 
all unentgeltlich (308) — y) überall nur entgeltlich 
(311) — 5) Besonderheiten (312) — b) Bei anderen Deich¬ 
lasten im allgemeinen (313) — Zwei Besonderheiten 
bei größeren Gemein werken — c) Der Späteort außerhalb 

des Deichverbandes (315).806 

2. Grundsätze für die Feststellung der Vergütung (316) — 

Freie Schätzung, fester Betrag — Landbezahlung (317) 816 

VI. Die Spiitrhandluny (317) — 1. Ansage an Grundeigner 
und Braucher — 2. Ansage an die Deichbeamten (318) — 

3. Umfang der Entnahme (318) — 4. Bezahlung sogleich 

oder Bürgenstellung (319).817 

VII. Rechtliche Auffassung (319) — Erwägungen und Zusammen¬ 
fassungen: Wahre Enteignung nur denkbar bei entgeltlicher 
Übertragung des Landes selbst. Im übrigen Beschränkung 
des Grundeigentums zum öffentlichen Wohl — Verwerfung 
der Ansicht von Hugo Grotius.819 


Fünfter Abschnitt 

Die Deichverwaltung 

§ 1. Allgemeines 

Begriff der „Deichverwaltung“. Nur einzelne Ausgestaltungen 
bedürfen noch einer besonderen Betrachtung (321). 321 

Erstes Kapitel 

Deichrechte und Deichanordnungen 
§ 2. Deichrecht und Landrecht — Verwandtschaft der 
Deichrechte 

I. Deichrrclit und Land recht. Abspaltung des Deichreehts als 
Sonderrecht (322) — Einzelne dcichrechtliche Nonnen im 
Landrecht, Entwicklung zum geschlossenen Sonderrecht. 
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Bezeichnungen: Deicbrecbt (dijkrccht). Geschriebenes Deich- 


recht (324) — Dijkboek, Dijkbrive (324) — Spadelands- 
recht (325). 822 


II. Verwandschaft der Deichrechte (325) — Grunde für die Über¬ 
einstimmungen der Deichrechte. Niederländische Kolonien, 
nachbarliche Entlehnungen und Übertragungen, Mutter- 

rechte, Tochterrechte (326) — Rechtszug (326). 325 

§ 3. Die Festsetzung von Deichrechten 

I. Begriffliches (326) — 1. Nur das „gesetzte“ Recht (316) — 

2. Nur das Deichrecht als Sonderrechtsgebiet (327) — 

3. Nur allgemeine Normen (327) — Die begriffliche Grenz¬ 
ziehung kann nur annähernd eingebalten werden (327) . . 326 

II. Freie Autonomie der allgemeinen Miigliederrersammlimg 

(327) — Schwerpunkt bei der Allgemeinheit. Beispiele 

(328) — Meist Schwächung in späterer Zeit (330) .... 827 

III. Der Landesherr (330) — 1. Der Landesherr und die alte 

Mitgliederversammlung (330) — a) Festsetzung in seiner 
Gegenwart (330) — b) Bestätigung (331) — c) Vertrag 
zwischen Landesherr und Gesamtheit (331) — d) Vorherige 
allgemeine Zuweisung an den Landesherm (335) — e) Erlaß 
„bei Rat“ der Verbandsgenossen (335) — 2. Der Landesherr 
ohne die Mitgliederversammlung (336) — Sehr erhebliche 
Unterschiede im Einzelnen, Beteiligung von Ständen, Deich- 
beamten, Abgeordneten, Räten, einseitige ■ Rechtsetzungen 
(336) — Selten sind ganz allgemeine Deichgesetze (336), 
Beispiele (338). 830 

IV. Kleinere Herren, Geistlichkeit, Adel , Städte sind nicht bloß 

zusammen mit dem Landesherrn tätig, sondern auch selbst¬ 
ständig (339) —* Friesische Gebiete (340) — Weitere Bei¬ 
spiele (341).339 

V. Deichbeamte (342) — Ihre Mitwirkung überhaupt (342) — 
Deichverordnungen der Deichbeamten, „Keuren“, die allge¬ 
meine Rechtsregeln enthalten (342) — Ausgeprägt in den 
Niederlanden (343) — Ihre Grenzen und ihr Inhalt; oft 
Deichpolizeiordnungen (343) — Verschieden ihre Unabhängig¬ 
keit von Gesamtheit und Herrschaft (343). 342 

§ 4. Die Deichanordnungen für den Einzelfall 

Große Mannigfaltigkeit (346) — Allgemeine Gesichtspunkte: 

1. Bei vielen Deichanordnungen für den Einzelfall Zurück- 
drängung der Gesamtheit zu Gunsten der Deichbeamten 
(346) — Bewegung von innen heraus und äußerer 
herrschaftlicher Einfluß. Ungleiche Entwicklung. Zum 
Teil führte die Selbstherrlichkeit dör Deichbeamten zu 
Mißständen, denen durch die Schaffung von Abgeordneten 
der Verbandsgenossen entgegengetreten wurde (347) — 
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2. Wichtigere Deichanordnungen werden in steigendem M&fie 
an herrschaftliche, insbesondere landesherrliche Mit¬ 
wirkung gebunden (347) — Landesherrliche Erlaubnis. 
Alsdann wieder Privilegien, die von ihr befreien (347) 

3. Erlaß zahlreicher, besonderer herrschaftlicher Deichan¬ 
ordnungen (347). 346 


Zweites Kapitel 

Die Schauungen und die Gerichtsbarkeit im 
allgemeinen 

§ 5. Die Schauungen 

I. Überhaupt (348) — Begriff; reichste Ausgestaltung bei der 
Kleinkabeldeichnng; diese wird zu Grunde gelegt .... 348 

II. Arten (348) — 1. Hauptschauungen (349) — 2. Haupt- 
schauungen eingeteilt nach der Tätigkeit der Deichverwaltung: 
Weisungsschauungen, Kontrollschauungen (349) — Weisungs¬ 
schau = keurschouw, chierschouw(350) — Kontrollschauungen 
stellen sich bei der Kleinkabeldeicbung als Straf- und Voll¬ 
streckungsschauungen dar (350) — Diese zerfallen in Straf- 
(Buß-) Schauungen, Einlagerschauungcn und Verdingungs¬ 
schauungen. Ihre Kennzeichen—(Inrijdende schouw, teerschouw 

— verdingschouw, bestadeschouw) — Keurschouw — afschouw 
(850) 3. Einteilung nach dem Umfang der Deicharbeit: Voll¬ 
schauungen und Teilschauungen (351) —4. Einteilung nach 
der Art der Deicharbeit: Erd- Tuinschauungen u. a (351) 

— 5. Vorschauungen (351) — 6. Nachschauungen im engeren 
Sinn, Achter- Wederschauung (351) — 7. Notschauungen; 

Deichverteidigungsschauungen, Notschauungen im engeren 
Sinn (352) — 8. Sonderschauungen (353).348 

III. Vollfiihrung der Hauptschönungen (353) 

1. Zeit und Zahl der Hauptschauungen (353) — Zwischen 
Frühjahr und Herbst an annähernd fest bestimmten 
Terminen. Verschiedene Anzahl. Früher Frühjahr- und 
Sommerschau, später auch Herbstschauungen. Anzahl 
häufig drei, vielfach aber auch größer oder kleiner 


(353) — Erklärung der Verschiedenheiten (355) — Feste 
und nicht feste Termine (357) — Verlegung durch Gesetz 
oder Satzung (358) . . .. 358 


2. Die Organe der Deichverbände bei den Hauptschauungen 
(358) — Zwei Momente treten in der Entwicklung hervor: 
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Verdrängung der Gesamtheit durch Beamte und Beiseite¬ 
schiebung der gewöhnlichen Gerichte durch Sondergerichte, 
a) Die Gesamtheit der Deichgenossen (358) — Aktive 
Teilnahme, später meist passive Teilnahme. Fälle aktiver 
Teilnahme auch in späterer Zeit (359) - b) Die Deich¬ 
beamten (360) — Doppelte Unterscheidung; Gewöhnliche 
Landes- (Gerichts-) Beamte, besondere Deichbeamte (860) 
— Unterscheidung nach dem deutschen Richtersystem, 
dem Kollegialsystem und den» System des selbständigen 
Einzel Vorstehers (361) - c) Besondere Vertreter der 


Deichgenossen — Verschiedene Stellung — Beispiele 
(363). 86» 


3. Eröffnung, Aufgaben, Beendigung der Hauptschauungen 
(365) — Ankündigung (365) — Versammlung der 

Schauorgane, Strafen gegen Säumige, Volle Schau, Ersatz- 
geschworen e (366) — Wahlen (368) — Schauhegung 
(369) — Ausdrücke (370) — Formen (371) — Hegungen 
mit Hcguugsausspruch (372) — Beispiele — Fehlen des 
Hegungsausspruchs (375) — Erteilung der Antworten 
(376) —- Auszug zu Fuß, zu Pferde oder zu Wagen (876) 

— Reihenfolge (377) — Rügeschworene, Vorschauer 

(378) — Der Weg, frei und ungehindert (379) — An¬ 
wesenheit der Kabelhalter (380) — Weisung von „aangang“ 
und „afgang“ (381) — Bekennen und Geloben, Ver¬ 
bürgung (381) Loofschouw, Borch8chouw(38l) — Ablösbar¬ 
keit der Anwesenheitspflicht (382) — Aufgaben der Haupt¬ 
schauungen (382) — Scieren, Besteck (382) — Klopper 
(383) — Besichtigung von Anlagen, die mit dem Deich 
in Zusammenhang stehen (384) — Unterbrechung und 
Aussetzung (385) — Einritt in die Herberge, Rasteinkehr, 
Einlagcreinkehr, Schlußeinkehr, Vollzug der Einkehr (386) 

— Kneipkomment, Üppigkeit der Gelage, Einschränkungen 
(387"» — Beendigung, Enthegung (388). 866 

IV. Grundsätze für Xarharfiauungen (388) Termin, Ungleich sind 

Zahl und Aufgaben. Geringere Feierlichkeit (38'0 . . . 888 

V. Grundsätze für Xotschauungen (389) — Zwei Gruppen der 
Notschauungen im engeren Sinn: Ordentliche und außer¬ 
ordentliche. Die ordentlichen sind eilige Vcrwaltungsmaß- 
nahmen. Oft keine Ankündigung und geringere Anzahl von 
Deichbeamten. Auf ihnen beschleunigtes Verfahren (389) — 
Außerordentliche Notschauungen durch übergeordnete Deich¬ 
verwaltungen (390). 888 

VI. Sondersehamtngen (390) — Besondere Tage, besondere Be¬ 
amte, besondere Verbände 39D.890 
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§ 6. Die Gerichtsbarkeit 

I. Allgemeines . Begriff der Deichgerichtsbarkeit (391) — Ans¬ 
ehung liegt bei gewöhnlichen Gerichten und Verwaltungs¬ 
behörden und bei besonderen Deichgerichten (vollkommenen 
und unvollkommenen) (392) — Untere und oberere besondere 
Deichgerichte (393) — Eigene Ausprägung der Deich¬ 
gerichtsbarkeit (393)... 391 

II. Zuständigkeit der besonderen Deiehgeriehte. 

1. Straf- und Zwangsverfahren für die Erfüllung der Deich¬ 
pflichten (393), teilweise Abhängigkeit von den ordent¬ 
lichen Gerichten beim Befriedigungsverfahren (394) 

2. Strafgerichte für die „allgemeinen Deichfriedensbrüche“ 
d. h. Verletzungen der deichrochtlichen Sonderfrieden (394), 

Bruch des rein sachlichen und des personenrechtlichen 
Deichfriedens (394) — Schranken der Strafgewalt in Bezug 
auf die Art der Vergehen und in Bezug auf Art und 
Höhe der Strafen. (394) — Befriedigungsverfahren z. T. 
bei den ordentlichen Gerichten (395) — Beispiele: Alten¬ 
dorfer Schaumig, (395) — altes ostfriesisches Deichrecht 
(397) — Wilstermarsch (398) — Spadelandsrecht (899) 
Wursten (400) — Groninger Ommelande (400) — Rijn- 
land (404) — Woerden (406) — Delfland, Schielend (406) 

- Bijleveld (407) - Südholland (407) - Heusden (409) 

— Arkel (409) — Putten (410) — Overijssel (410) — 
Wersterlauwersches Friesland (411) — Düffel (311) — 
Lekdeich boven Dams (411) — Sondergerichte der Am- 
bachten und Dörfer (411) 

3. Amtsvergehen der Deichbeamten (412) 

4. Sonstige Streitigkeiten, bei denen ein Zusammenhang mit 
Deich und Zubehör (414) — Beispiele (414) 

5. Höhere Deichgerichte sind zuständig für Beschwerden und } 
Berufungen (415) 

6. Niederländische zusammenfassende Formeln für die Zu¬ 
ständigkeit (416) 

» 7. Objektives Prinzip: Deicbsachen; zuständig für alle 

Personenklassen (416) — Der Personenkreis (416) 

8. Zuständigkeit in Sachen, die in keinem Zusammenhang 
mit dem Deichwesen stehen: Wursten, Kehdingen (417) 39fr 

III. Die Ausübung der Deichgerichtsbarkeit durch die besonderen 
Deichgerichte (418) — Auf Schauungen oder Gerichtsver¬ 
sammlungen ausgeprägt ruhenden Charakters oder in sonstiger 
Weise (418) — Im Folgenden nur Schaugerichte und ruhende 
Deichgerichte betrachtet (418) 

1. Die Gerichtszeit bei dem ruhenden Deichgericht (418) — 
a) herkömmliche oder gewöhnliche Deichgerichte außer- 
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halb der Schaugerichte (418) — Anhängsel von Haupt¬ 
schauungen, Anhängsel der regelrechten Landgerichte, 
ganz selbständige Deichgerichtc (418) —b) sonstige Deich¬ 
gerichte (422) 

2. Der Gerichtsort (423) — Der Deich. 

3. Verkündung und Eröffnung (424) — Hegung der ruhenden 
Deichgerichte (425) 

4. Die Rechtsprechung im Allgemeinen (427) — Gerichts¬ 
gemeinde (427) — Deichbeamte (429) — Richtersystem 
(429) — Majoritätsprinzip (430) — Kollegialsystem (431) 

— Selbständiger Einzelvorsteher (432) 

5. Fristen für die Rechtsprechung. Einlager. Uneinigkeit 
und Rechtsunkenntnis: Recht holen (432) — Einlager 
als Zwangsmaßnahme (432) — Entscheidung Dritter (433) 

— Nachbarliches oder übergeordnetes Deichgericht, Herr¬ 
schaft oder Gerichtsgemeinde (433) 

6. Beweisregeln, Beweissicherung (435) — Drohender Schaden 
vom Schlagnachbarn (435) 

7. Privilegien der Städter (436) — Namentlich in Bezug auf 
die Zuständigkeit der besonderen Deichgerichte (436) 

8. ‘Ausschluß der Anfechtung und herrschaftlichen Abänderung 
(437) — Charakteristische Wendungen der Quellen (438) 418 

IV. Gewöhnliche Gerichte und Verwaltungsbehörden. Landes¬ 
herrliche Gerichtsbarkeit (438) — Ursprünglich Organe der 
gewöhnlichen Landesverwaltung, einzelne besondere Rechts¬ 
sätze für die Handhabung der Gerichtsbarkeit (438) — In 
späterer Zeit sind folgende Punkte zu beachten; 1. Trübung 
der ordentlichen Gerichte nach der Seite der besonderen 
Deichgerichte. Durchführung des objektiven Prinzips für 
die Zuständigkeit in Deichsachen. Entfaltung und An¬ 
wendung besonderer deichrechtlicher Rechtssätze bei der Aus¬ 
übung der Gerichtsbarkeit. Viele ordentliche Gerichte er¬ 
scheinen so als Abbild der besonderen Deichgorichte (439) — 

2. Zuständigkeit der Organe der gewöhnlichen Landes¬ 
verwaltung in Bezug auf die Deichgericbtsbarkeit neben den 
besonderen Deichgerichten. Unterordnung, Überordnung 
(410) — 3. Deichgerichtsbarkeit der Landesherren, der höchsten 
Gerichte und Verwaltungsbehörden (440) — Namentlich 
Berufungen und Beschwerden, Streitigkeiten mehrerer Ver¬ 
bände, außerordentliche Maßnahmen (440). 438 

V. Sonstige Erledigung ron Streitigkeiten (441) — Vergleiche, 

Schiedsgerichte (441).. 441 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-rn 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 





XXIX 


Drittes Kapitel 

Einzelne Besonderheiten in der 
Deichverwaltung 

§ 7. Das Straf* Zwangs- und Yollstreckungsverfahren 

I. überhaupt. Eigenartige Ausgestaltung bei der Erfüllung 
der Deichpflicht (442) — Verfahren gegen den Kleinkabel- 
halter — Keime des heutigen Veraltungszwangs — Ver¬ 
quickung mit dem Strafrecht (442). 443 

II. Das Verfahren gegen den Kleinkabelhalter im allgemeinen . 
Aufkommen der geldwirtschaftlichen Ersatzvornahme (443) — 

— Hiernach älteres und neueres System unterschieden, das 
jüngere System vornehmlich in den Niederlanden (443) — 

In engstem Zusammenhang mit dem Gegensatz steht die 
Geschichte der Verspätung (444) — Drei Gruppen von Ver¬ 
fahrensarten: das gewöhnliche Verfahren, das beschleunigte 
Verfahren, das Sonderverfahren beim herrenlosen (streitigen) 

Deich (444). 443 

1. Das ältere System (444) — a) Das gewöhnliche Verfahren: 
Zuschnitt auf regelrechte Deicharbeit und die Zeit von 
Frühjahr bis spätestens Herbst (444) — Tägliche Buß¬ 
häufung (444) — Im übrigen zwei Typen (445) — Ver¬ 
fahren mit fortlaufenden Hauptschauungen, — Beispiele 
(445) — Verfahren mit Nachschauungen, Beispiele. (449) 

— b) Das beschleunigte Verfahren bei schweren Gebrechen 
namentlich im Winter; rascher Ausschluß, schärfere Haf¬ 
tungen (454) — bei Deichbruch rechtlich ausgezeichnetes 
Verfahren (457). 444 

2. Das neuere System (457) — a) Das gewöhnliche Verfahren 
(457) — Es wird unter dem Gesichtspunkt ,'der Verdingung 
betrachtet. Zwei Arten von Verdingungen unterschieden: 
Annehmerverdingung und Mannenverdingung (447) — 
Verschiedene Typen o) Normale Verdingung in Bezug auf 

das Erdwerk erst nach mehreren Hauptschauungen auf ; 
* einer Hauptschau oder im Anschluß an eine solche: Ver¬ 
fahren mit fortlaufenden Hauptschauungen (457) — Bei¬ 
spiele (458) — In den Niederlanden ist die letzte Schau 
oft Einlagerschau (459) — Vornahme der Verdingung und 
alsdann Einritt in die Herberge bis zur Vollendung oder 
Einritt in eine Herberge und im Anschluß hieran nach 
feststehender oder gesetzter Frist Verdingung; häufiger 
Typus: Keurschouw — Borchschouw — inrijdende Schouw 
(560) — in Althena auch: Keurschouw — Borchschouw — 
Bestadeschouw — inrijdende schouw (463) — ß) Jede 


Digitized by 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 






XXX 


kontrollierende Hauptschau ist typische Verdingungsschau, 
sie konnte auch Einlagerschau sein (464) — y) Die Nach¬ 
schau einer jeden kontrollierenden Hauptschau ist typische 
Verdingungsschau. (467) — Die kontrollierende Haupt¬ 
schau ist Strafschau oft auch Verbürgungsschau (loefschouw, 
borchschouw) mit eventueller Verdingung. Häufig bei Teil¬ 
schauungen. Besonderheiten in Heusden (470) — 6) Nicht 
die erste sondern eine spätere Nachschau einer jeden 
kontrollierenden Hauptschau ist typische Verdingungsschau. 

(471) — Sehr häufig mehrere Nachschauungen als Buß¬ 
steigerungsschauungen. Vielfach unmittelbare Fortsetzung 
des alten Verfahrens mit Nachschauungen. Seeland (471) 

— Norderquartier (472) — Bremen (474). 457 

b) Das beschleunigte Verfahren (475) — Es wird nicht bis 
zur Hauptschauung gewartet, sondern sofort und scharf 
eingeschritten. In außerordentlichen Fällen wird die Ver¬ 
dingung bei Seite geschoben. Gewöhnlich ordentliche 
Notschau, die typische Verdingungsschau mit Mannen¬ 
verdingung ist. Besonderheiten bei Deicbbrüchen und 
Eingreifen der höheren Deichverwaltung (475) . . . 475 

# III. Verdingung und Geldauslegen 

1. Die Verdingung (477) — Als Annehmerverdingung ist sie 

Werkvertrag, als Mannenverdingung Dienstvertrag oder 
Zwangsdienstverhältnis. Mannenverdingung nur in den 
Niederlanden (477) — Vertragspartei ist der Verband, 
der Verbandsträger, die Obrigkeit. Handeln im eigenen 
Namen für fremde Rechnung (478). 477 

a) Die Annehmerverdingung (478) — Öffentlich auf dem 
Deich — Gerichtsurteil — Qualifikation des Annehmers 
(479) — Höhe des Entgelts — Frist — (480) — Der An¬ 
nehmer gelangt unter deichrechtlichen Zwang (480) — 
Abnahme des Werkes (481) — Haftung, Verfahren gegen 
den Annehmer (481) Bezahlung des Annehmers (482) — 
Rückgängigmachung der Verdingung durch den Kabel¬ 
halter, Fristen (482) — b) Mannenverdingung (483) — 
Gerichtsurteil — Typisch endgültige Verdingung (483) — 
Häufig nach vergeblicher Annehmerverdingung (483) — 
Lohnarbeiter, Höchstgrenze des Tagelohnes, Kontrolle der 
Arbeiter (483) — Zwangsdienste (484) — Kein Recht des 
Kabelhalters auf Rückgängigmachung (484). 478 

2. Das Geldauslegen (484) — Es erfolgt durch die Deich¬ 
verwaltung, beim Richtersystem durch den Richter, beim 
reinen Kollegialsystem durch das Kollegium unter voran¬ 
gehendem Urteil (484) — Es besteht jetzt eine öffentlich- 
rechtliche Geldforderung gegen den Säumigen, sie ist 
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privilegiert. (485) — Regelmäßig Schulderhöhung, häufig 
auch Erhöhung beim vermögensrechtlichen Zugriff. Im 
Vordergrund steht zunächst die Fahrnispfändung, der 
Pfandbetrag wird erhöht. Ausdehnung auf liegenschaft- 
lichen Zugriff, Erstreckung auf Bußen (485) — Erhöhte 
„Geldbeträge“ (Doppelt, Drittpfennigsrecht, Vierfach) 

(486) — Erhöhte Pfandbeträge nur in den Niederlanden, 
am häufigsten vierfach in Verbindung mit der Schuld¬ 
verdopplung, Formel: „tweeschatt aen gelde of vierschatt 
aon pande,“ ;dreifacher, doppelter Pfandbetrag (487) — 

In manchen Verbänden erhöhte Geldbeträge, aber keine 
erhöhten Pfandbeträge (488) — Formel: „Inwinnen na 
dykrecht,“ „wederpenning“ (488) — Rechtsgeschichtliche 
Entwicklung (489) — Rechtliche Bedeutung der Erhöhungen 
(489) — Besonderheiten in Samtverbänden, sndholländische 

Waarden (490). 484 

8. Geldauslagen in anderen Fällen: Deichsehott, Bußen u. a. 

(491). 491 

IV. Die Fahrnispfändung . 

1. Allgemeines (491) — Fahrnispfändung wegen Geld¬ 
forderungen der Deichverwaltung (492) — Sie ist ein Stuck 
der Pfandnahme wegen obrigkeitlicher (öffentlicher) 
Forderungen (492) — Ihre souderrechtliche Entwicklung 

im allgemeinen.491 

2. Die Fahrnispfändung gewöhnlicher Ohrigkeiten in Deich¬ 

sachen, unabhängig von besonderen Deichgerichten (493) — 
Älteste Art: Durch Gesamtheiten der Gemeindegenossen, 
Zufahrt an Haus und Hof (493) — Später regelmäßig durch die 
Gemeindebeamten allein (495) — Auspfändung des fränki¬ 
schen Amtsrechts (495) — Pfändung durch die Gerichts¬ 
beamten der Landgerichte, durch besondere Pfändungs¬ 
beamte im Mittelalter (495) — Außerordentliche Pfand¬ 
nahmen kraft landesherrlichen Befehls (498) — Fahrnis¬ 
pfändung in streng herrschaftlichen Verbänden (498) . 498 

8. Die Stellung der besonderen Deichgerichte zur gewöhn¬ 
lichen Landesverwaltung im Mittelalter sehr verschieden: 
Weitgehende Selbständigkeit, große Abhängigkeit (498) 

— a) Gesamtheit des vollkommenen besonderen Deich¬ 
beamtengerichts in voller Selbständigkeit (498) — Nicht 
niederländische Gebiete (holsteinische Elbmarschen, Spade- 
landsrecht, Ostfriesland, Stedingen, Bremen, Wursten, 
Altendorfer Schauung, Alte Land) (499) — Niederländische 
Gebiete (z. T. Overijssel, Seeland, Putten) (502) — b) Zu- 
rückdrängung der Gesamtheit, aber Selbständigkeit gegen¬ 
über der Landesverwaltung (504) — Pfandnahme durch 
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einen w Pander“ des Deichgrafen oder der Deichgeschworenen, 
insbesondere Pfandwegnahme; aber Beteiligung von Deich* 
beamten bei Schätzung, Eignung, Verkauf (504; — 
Pfändungen durch Einzelrichter (508) — c) In manchen 
niederländischen Verbänden Vermittlung durch die Organe 
der Landesverwaltung(508) — Häufig haben die besonderen 
Deichbeamten die Stellung privilegierter Gläubiger (508) 

— Vermittlung durch herrschaftlichen Pander oder den 
Schulzen (508) — Vermittlung durch das ordentliche 
Gericht: Norderquartier (508) — Südholland (510) 
Bunschotten (Utrecht) (511) — d) Die unvollkommenen 

besonderen Deichgerichte (511).498 

4. Einzelheiten a) Die Pfandwehr (513) — Erlaubte Pfand¬ 
wehr ist die rechtsförmlichc Pfandwehr; sie findet sich 
in einigen niederländischen Deichrechten; sie hindert die 
Durchführung des Vollstreckungsverfahrens (513) — Zu¬ 
lässige Einwendungen (513) — Entscheidung über die 
Pfandwehr (514) — Verbotene Pfandwehr (Pfandweigerung) 

(515) — Sie ist eine leichte oder schwere (515) — Weg¬ 
holen des Pfandes (516) b) Verhältnis der Fahrnis¬ 
pfändung zum Zugriff auf Liegenschaften und auf die 
Person (516) . 518 

V. Der Zugriff der Deichobrigkeit auf Liegenschaften im all¬ 
gemeinen (517) — Er findet sich in sehr verschiedener 
Weise und auf verschiedener Grundlage: Teil der Aber¬ 
kennung der Gemeindemitgliedschaft, der Volksmitglied¬ 
schaft, der Beschlagnahme und Verwirkung des ganzen Ver¬ 
mögens (517) — Ganz selbständige Grundstückspfändung (517) 
Eigener Zugriff kraft besonderer Grundvermögensverhaftung, 
daneben personenrechtliche Haftungen (517) — Dargestellt 
wird der eigene Zugriff kraft besonderer Grundvermögens¬ 
verhaftung (517) — Es handelt sich um das Grundvermögen, 
das dem Deich besonders verhaftet ist für die Deichlast 
und Säumnisbußen.517 

1. Die Ausgestaltung im allgemeinen (518) — Bedeutungs¬ 
voll die geldwirtschaftliche Entwicklung, der Umfang der 
Haftung (518) — Die beiden Formen des Zugriffes: 

Form des Zugriffes auf ein belastetes und verhaftetes 
Grundstück, Form der Grundstückspfändung. Für die 
erste Form waren die Reallasten vorbildlich, die zweite 
Form hängt mit der geldwirtschaftlichen Entwicklung 
und anderen Umständen zusammen (518) — Zu unter¬ 
scheiden sind a) Das eigentliche Verfallverfahren, Ver¬ 
wirkung ohne Bewertung durch gerichtliche Aberkennung 
oder von Rechtswegen (519) — Erwerb kraft Anfalls oder 
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Zueignung (519) — Vor allein bei der Kleinkabellast 
(519) — Älteres System des Verfahrens gegen den Kabel¬ 
halter (519) — Jüngeres System, Zurückdrängung, Auftreten 
pfandrechtlicher Elemente: Stedingen, vier Ambachten, 
Seeland (520) — Bei Gemeinlasten (523) — b) Das geld- 
wirtschaftliche Verfallyerfahren (524) — Schätzung vor der 
Zueignung. Vielfach in den Niederlanden (524) — Oft Form 
der Grundstückspfändung (524) — Gorinchem, Schouwen, 
Nordholland, Südholland (524) — Eyderstädtische D. 0. 

(528) — c) Das Verkaufsverfahren (528) — Verkauf des 
beschlagnahmten Grundstücks. Oft Form der Grund¬ 
stückspfändung (528) — Beispiele: Thielerwaard, Kleve, 
Heusden, westerlauwersches Friesland (528) — Behandlung 
des erhöhten Pfandbetrages (530) — d) Verfahren mit 
Zwangsnutzung (531).518 

2. Die Organe (532) — Vergleich mit den Organen der 
Fahrnispf&ndung (532) — Vielfach Organe höheren Ranges 
(532) — Allgemeine Gerichtsversammlung (532) — Stellung 

der besonderen Deichgericbte (532). 532 

3. Vorzugsrecht der deichobrigkeitlichen Forderungen (533) 

— „Heemradsbrieve suilen gaen voor Schepenbrieven* — 
Übernahmepflicht der am Grundstück Berechtigten (533) 533 

VI. Die Verspätung (533) — 1. Begriff (533) — 2. Allmähliche 
Entwicklung, nicht in den Niederlanden (534) — Zurück- 
drängung (534) — 3. Der Vollzug (535) — Ausgeprägt 
ruhendes Deichgericht. Meist höheres Gericht, Vollgericht, 
Neunte Schau, Hegung, Besonderheiten a) Das Spaten¬ 
stechen (536) — Es geschieht durch Deichbeamte. Oft 
begleitet mit rechtsförmlichem Ruf (tiodute) (536) Neunmal 
Überschaun (537) — b) Das Spaten ziehen (537) — Form für 
die Erfüllung der Übernahmepflicht (537) — Reihenfolge 
der Pflichtigen und Berechtigten. Aufforderung (537) — 
Anfall an Genossenschaft oder Herrschaft. Aneignung durch 
Spatenziehen (537) — Spatenziehen seitens eines beliebigen 
Dritten (537) — Das Verfahren vollzog sich vielfach auf 
einem Gerichtstag (538) — Abweichung in Stedingen, 
Butjadingen und Bremen: Der Spaten bleibt 3 Tage stehen. 
Bewachung des Spatens (538) — c) Rechtliche Bedeutung 
des Spatenstechens und Spatenziehens (539) — 4. Das deich¬ 
pflichtige Grundvermögen (540) — 5. Spatenrecht und Ver¬ 
spätung (541) — Ersteres ist älter. Die Verspätung hat 
sich aber nicht aus ihm entwickelt, sondern selbständig. 
Vielfach kein zwingendes Bedürfnis für Spatenrecht, wo 


Verspätung bestand (541). 533 

J, v. Glerke, Geschichte des deutschen Deichrechts II. III 
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VIL Der herrenlose und streitige Deieh — Die Kundschaft, ins¬ 
besondere das Zeventuig (541) — Sonderverfahren bei herren¬ 
losen und streitigen Deichen im Rahmen der Kleinkabel- 
deichung (541) — Von der folgenden Betrachtung wird aus¬ 
geschieden der herrenlose Deich, der infolge der feierlichen, 
öffentlichen Preisgabe entsteht (541) 

1. Die Entwicklung im allgemeinen (541) — In der ältesten 
Zeit Unsicherheit und Unkenntnis über das zu einer 
Kabel gehörige Land seltener (541) — Dies erklärt sich 
aus den kleinen und offenkundigen Rechtsverhältnissen 
und der unmittelbaren Leitung der Gesamtheit (541) — 
öfter Zweifel über die Zugehörigkeit kleiner Deichstücke 
zu dieser oder jener Kabel (542) — In solchen Zweifels¬ 
fällen half eine Weisung der Gesamtheit (542) — Änderung 
mit der Ausdehnung der Deichverbände, der geringeren 
Übersehbarkeit der Rechtsverhältnisse und dem Über¬ 
gang der Leitung auf die Deichbeamten (542) Es kam 
nun auf möglichst unanfechtbare Beweismittel, als Stützen 
des Zwangsverfahrens der Deichbeamten, an. Hierfür 
paßte vortrefflich der Inquisitionsbeweis. Seine Ver¬ 
wertung (542) — In Friesland bediente man sich der 
Koningsorkenen(542) — Ihr Zeugnis verlegte den Reinigungs¬ 
eid in Bezug auf die Fehlerhaftigkeit einer Schleuse, 

(543) , oder einzelner Siel- oder Deichstrecken, sehr bald 
aber auch in Bezug auf die Zugehörigkeit einer Siel- 
und Deichstrecke (544) — Ebenso konnte man später die 
ständigen Geschworenen und Deichgeschworenen verwerten 

(544) — Als die Geschworenen Urteiler wurden, war die 
breite Grundlage für andere Kundschaften gegeben (544) 

Seit Ende des 13. Jahrhunderts zwei verschiedene Aus¬ 
gestaltungen bei der Anwendung der Kundschaft bei 
herrenlosen und streitigen Deichen: a) Der Schwerpunkt 
wird in das Ermessen des Deichbeamten gelegt, sie 
entscheiden über die Vornahme einer Kundschaft nach 
eigenem Ermessen (545) b) Der Schwerpunkt wird in 
ein feierliches Anerkenntnis des Deichpflichtigen, daß der 
Deich ihm zu gehöre, verlegt: Fehlt ein solches Aner¬ 
kenntnis, so muß grundsätzlich eine Kundschaft an¬ 
geordnet werden (545) In diesen Gegenden reichere 
Entwicklung der Kundschaften (545) — Die zweite Ent¬ 
wicklung fand in den Niederlanden außerordentliche Ver¬ 
breitung, die nicht niederländischen Gebiete kennen aus¬ 
schließlich die erste (545) .. 541 

2. Die niederländischen Gebiete (545) — Vielfach unter¬ 
schieden der feierlich anerkannte und der nicht anerkannte 
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Deich. Für letzteren (den herrenlosen Deich) galt ein 
eigenes Zwangs- und Ermittlungsverfahren (545) — Zu 
ihm gehört der „onbekende“ Deich und der auf der Loef- 
oder Borchschouw unvertretene Deich (546) —Der „Kijfdijk“ 
in den Niederlanden (546). 

a) Die Grundzüge des Verfahrens beim nicht anerkannten 
Deich (547) — Das gewöhnliche Verfahren gliedert sich 
in drei Abschnitte (547) — Besonderheiten beim Busen- 
recht (547) — a) Das einleitende Verfahren (547) — 
Feststellung der Herrenlosigkeit nach einem Aufruf 

(547) — Alsdann sofortige Verdingung (547) — Nach 
Abnahme des Werkes Geldauslegen des Deichgrafen 

(548) — ß) Die Nachforschung nach dem deich¬ 
pflichtigen Lande und seine Zuweisung zum Deich: 
Heringe. Ergänzende Fortführuug beim Busenrecht 

(549) — Anwendung der Kundschaft (549) — Kund¬ 

schaft niederer Deichbeamter, Kundschaft allgemeineren 
Charakters, Kundschaft einer bestimmten Zahl von 
Deichgenossen, Kundschaft einer bestimmten Zahl 
von Schlagnachbam (549) — Belege für die ersten 
drei Formen (549) — Am häufigsten die letzte Form 
in Gestalt des Zeventuigs (553) — Begriff des 
Zeventuigs (553) — Vier von Oben, drei von Unten 
(553) — Erfordernisse für einen Siebener (554) — Ein¬ 
berufung und Bildung des Kollegiums der Sieben 
(557) — Mehrmalige Einberufung, .Vereidigung (559) — 
„Drei Genechte“ (560) — Zweck der wiederholten 
Einberufungen (561) — Eidesformel (562) — Thema 
des Wahrspruchs (563) Ablegung des Eides (563) — 
Nachforschungen und Beratungen (563) — Deichbuch, 
Waarheid in Geldern (564) — Beschlußfassung, 

Majoritätsprinzip (566) — Abgabe des Wahrspruchs 
(566) — Natur des Wahrspruchs, er ist Zeugnis, auf 
dem sich die Urteile der Heemraden aufbauen (566) 
Trübung nach der Seite des Urteils (567) — Keine 
Unterscheidung ob ex scientia oder ex credulitate 

(568) — Fortsetzung des Wahrspruchs beim Busenrecht 
(564) — Schelte ausgeschlossen (569) — Abänderung 
entweder unbedingt ausgeschlossen oder sogleich durch 
andere Zeventuigs möglich oder erst nach Jahr und Tag 

(569) — „Berufung“ erst seit Mitte des 16. Jahrhunderts 

(570) — Pflicht als Zevengever tätig zu sein (570) — 
Zwang betrifft das Erscheinen oder nur die Abgabe des 
Spruchs (570) — y ) Der eigentliche Zugriff (572) — 
Er erfolgt, wenn der Landeigner sich nicht meldet. 

HI* 
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Zum Teil Anlehnung an den feierlich preisgegebenen 
Deich: Einziehung des ganzen verhafteten Gund- 
vermögens (572) — ö) Ergebnislosigkeit der Nach¬ 
forschung (572) — Regelrecht Anfall an die Genossen¬ 
schaft (573) .. 547 

b) Etwas abweichendes Verfahren in einigen Verbänden 

(573) — Entscheidend war zunächst der jüngste Besitz 
der Kabel; Betreibung einer Kundschaft, insbesondere 
eines Zeventuigs, blieb dem belangten Besitzer über¬ 
lassen (573) — Vereinzelt findet sich ein Sonder¬ 
verfahren, nach dem eine Berufung auf unrichtige 
Messung gestattet war: „Maße begehren“. Es fand 
dann obrigkeitliche Messung und Feststellung des 
Schuldigen statt (575). 575 

c) Einige Verbände haben den Gegensatz zwischen aner¬ 

kanntem und nicht anerkanntem Deich nicht oder nicht 
voll ausgeprägt. Hier geben die Deichbeamten beim 
formlos liegengelassenen Deich ihr Urteil auf Grund 
eigner Kunde und bedienten sich nur subsidiär einer 
Kundschaft (575). 575 

d) Die rechtliche Natur und die Entstehung des Zeventuigs 

(576) — Anwendung des Inquisitionsbeweises in Deich¬ 
verwaltungssachen (576) — In Bezug auf die Entstehung 
in der niederländischen Literatur Streit (577) — Die An¬ 
sichten von de Sloet, G. de Vries, R. Fruin, Beekinan 

(577) — Allgemeine Auseinandersetzung mit R. Fruin 
(579) — Ausgangspunkt für die Forschung muß das 
Norderquartier, insbesondere Westfriesland sein (580) — 
Weiteres Zurückgehen auf die älteren friesischen 
Quellen (582) — Die übrigen Gebiete der Niederlande 
(583) — friesische und nichtfriesische (583) — Die 
Handveste von 1316 für Zalt-Bommel (Geldern) (584) — 
Ergebnis: Das Zeventuig in Deichsachen geht auf eine 
Fortbildung friesischen Rechts zurück, die an Kund¬ 
schaften von einer bestimmten Zahl von Inquisitions¬ 
zeugen anknüpft und sich in Anlehnung an das Zeventuig 

in Landsachen vollzog (587). 576 

üj Entsprechende Anwendung der Kundschaften (des 
Zeventuigs) auf den Streit zweier Parteien über be¬ 
stimmte l)cicb8tückc (Kijfdijk) (587) — Namentlich 
Streitigkeiten von Verbänden (587; Das Norderquartier 

(587). 587 

3. Die nicht niederländischen Gebiete ,588; 

a) Fehlt den Deichbeamten bei einem formlos liegenge¬ 
lassenen Deichsttick eigene Kunde, so verschaffen sie 
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sich die nötige Kenntnis durch Nachfragen, Messungen, 
Vergleiche mit dem Deichregister (588) — Das Be* 
fragen kann ein schlichtes oder eidliches sein (589) 

— Wird kein Deichherr gefunden, so hat die Gemeine, 
wenn sie nicht den Schuldigen nennen will, einxutreten 
(590) — Der Ausdruck „herrenloser“ Deich in Deutsch¬ 
land (590,. 588 

b' Der streitige Deich im engeren Sinn. Es ist der Deich, 
der auf der Schauung unter den beiden Schlagnachbarn 
streitig ist: Kiefdeich, Wrok- (Wrak-) Deich, Kyfgath, 
streitiges Loch (591) — Das Verfahren ist zunächst 
unmittelbar auf die beiden streitigen Nachbarn ein¬ 
gestellt (592) — Messung der beiden Schl&ge, ältere 
und jöngere Art des Verfahrens (598) — Bei letsterer 
tritt vor die Messung die Ausbesserung (598) — Haben 
beide richtige Maße, so schlioßt sich das Verfahren, 
das unter a) geschildert ist, soweit nötig, an (594) . 591 

VIII. Das Verfahren beim Busenrecht (595) — Voraussetzungen 
(595) — Die Busenlandsuche wird regelmäßig unbedingt 
durch eine Kundschaft, insbesondere eine Zeventuig vor¬ 
genommen (595) — Manche Quellen legen sie auch den 
Deichbeamten mit der Möglichkeit subsidiärer Kundschaften 
auf (595) — Beim nicht anerkannten Deich ist meistens 
ein Zeventuig fortlaufend tätig (596) ■*- Ältestes typisches 
Verfahren ist das Verfallsystem, es findet sich stets beim 
Spatenrecht, vielfach beim nicht anerkannten Deich: Verfall 
des Grundvermögens des Hauptpflichtigen und der Busen¬ 
güter zusammen mit dem Deich (596) — Das Verkaufsystem 
findet sich beim nicht anerkannten Deich und in andern 
Fällen: Grundstücksverkäufe in einer Masse, vorher Pfändung 
der Fahrhabe und Zwangsnutzung der Grundstücke des Haupt¬ 
pflichtigen (597) — Ein anderes Verkaufsystem war derart, 
daß eine völlig schrittweise Befriedigung durch Verkauf 
der Grundstücke stattfaud (597) — Schlußstein des nicht 
erfolgreichen Rusen rechts bildete die Haftung des Deich¬ 
verbandes, als deren Träger die Genossenschaft galt (597) 595 

§ 8. Größere Veränderungen am Deich (Anordnung und 
Erlaubnis) — Ausführung gemeiner Werke, Geld¬ 
umlagen und Rechnungslegung—Deich Verteilungen 
und Deichrollen 

I. Größere Veränderumjen am Deieh (Anordnung und Er¬ 
laubnis) (598) 

1. Allgemeines (598) — Sie bedürfen noch vom Standpunkt 
der Verwaltung aus einer besonderen Betrachtung (598) — 
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Es gehören zu ihnen die eigentlichen Deichverlegungen, 
die größeren Deichverstärkungen (Häupter) und die 
Schleusenbauten (598) — Zu unterscheiden Anordnung 
und Erlaubnis einerseits — eigentliche Ausführung anderer¬ 
seits. Hier handelt es sich zunächst nur um Anordnung 
und Erlaubnis. Vielfach gleichartige Rechtssätze. Ein¬ 
fluß des geldwirtschaftlichen Charakters der Ausführung 
— Jährliche Voranschläge für gemeine Werke (599) . . 598 

2. Deichverlegungen (599) — Schwerpunkt fällt auf die Ein¬ 

lagen. In älterer Zeit freier Beschluß der Gesamtheit 
(599) — Spätere Änderungen (600). 599 

a) In einigen Verbänden bei der Kleinkabeldeicbung 

individualistische und formale Ausgestaltung bei Ein¬ 
lagen wegen Uferabbruchs: Erzwingung durch Eid des 
Kabelhalters (Overijssel, jüngeres Schulzenrecht). Später 
Fallenlassen des Eides (601) — Es entscheidet freies 
Ermessen der Deichverwaltung (602) — Auch bei 
Deichverlegungen zwecks Umdeichungen von Deich¬ 
brüchen regten sich invidualistische Momente, die aber 
überwunden wurden (602). 601 

b) Verbandsgenossen und Deichbeamte (604) Große Mannig¬ 

faltigkeit inbezug auf eine Beteiligung der Verbands¬ 
genossen an den Anordnungen — zeitlich — örtlich 
(604) Zunächst Zurückdrängung durch die Deichbe¬ 
amten, dann wieder Hervortreten (604) — Vergleich 
mit der Teilnahme der Verbandsgenossen an den 
Eeuren zwecks Deichausbesserung (604) — Ver¬ 

schiedene Typen der besonderen Vertreter der Deich¬ 
genossen (605) — Beispiele: Gesamtheit, besondere 
Vertreter, volle Ausschaltung (605). 604 

c) Herrschaftliche und landesherrliche Erlaubnis (612) 

Zustimmung der Herrschaft in herrschaftlichen Deich¬ 
verbänden, Befreiungen (612) — Das Erfordernis landes¬ 
herrlicher Zustimmung setzte sich in verschiedenen 
niederländischen Gegenden durch (612) — Befreiungen 
von ihm (613) — beschränkter und unbeschränkter 
Natur (614) — Das öflentliche Interesse dos Landes¬ 
herrn an Deich Verlegungen (614).612 

d) In besonderen Fällen einseitige landesherrliche Er¬ 
laubnis und Befehle — Beliebungen von Verbänden 

und Landschaften.616 

3. Größere Deich Verstärkungen (Häupter) (616) — Vielfach 

entsprechende Rechtssätze wie bei Deichverlegungen 
(616) — Beispiele (616).616 

4. Schleusen (618) — Legen in den Deich und Verlegen 
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setzte ursprünglich einen Beschluß der Gesamtheit des 
Deichverbandes voraus (618) — Später ruht meistens die 
Entscheidung bei Deichbeamten und der Gesamtheit, oder 
bei den Deichbeamten und besonderen Vertretern oder 
bei den Deichbeamten allein (619) — Herrschaftliche und 
landesherrliche Erlaubnis, landesherrliche Befehle (620) 

— Zusicherungen hiergegen (620) . 618 

II. Ausführung gemeiner Werke } Qeldunüagen und Rechnungen 

legung. 

1. Die eigentliche Ausführung gemeiner Werke stand unter 

der Leitung der Beamten (620) — Naturalwirtschaftliche 
— geldwirtschaftliche Ausführung (620) — Mannenver¬ 
dingung — Annehmerverdingung (620) — Nähere Be¬ 
trachtung der Verdingung, Vergleich mit der Verdingung 
bei der Ersatz Vornahme; letztere grundsätzlich durch die 
schauführenden Organe, bei der Verdingung gemeiner 
Werke Hervortreten der Verbandsgenossen, von besondern 
Vertretern und 8onderorganen (Waersleute, Waarschappen, 
Ambachtsbewaarder, Hoofdmeister, Baumeister u. a.). Bei¬ 
spiele (621). 620 

2. Geldumlagen (625) — Ihre Festsetzung war in älterer 

Zeit etwas Außerordentliches und war daher allgemein der 
Gesamtheit Vorbehalten (625) — Spätere Nachwirkungen: 
Beispiele (626) — Meistens Zurücktreten der Gesamtheit 
mit der geldwirtschaftlichen Ausführung der gemeinen 
Werke und der Übertragung ihrer Anordnung und Aus¬ 
führung an andere Organe (626) — Bewilligung der 
Stände, landesherrliche Geldumlagen (627) — Voranschläge 
für einzelne gemeine Werke — Festsetzungen bestimmter 
Summen, die geschuldet oder ausgegeben waren — Fest¬ 
setzung herkömmlicher Abgaben — Jährliche Voranschläge 
für alle gemeine Werke (627) — Einsammlung und 
Empfang (628) — Recht zur zwangsweisen Beitreibung 
(629). 626 

8. Rechnungslegung (629) — Es handelt sich um Rechnungs¬ 
legung für die Organe, die mit den Einnahmen und Aus¬ 
gaben für die gemeinen Werke des Verbandes betraut 
waren (629) — a) Der Personenkreis, vor dem Rechnung 
abgelegt wurde (630) — a) Regelmäßig vor den Verbands¬ 
genossen oder besonderen genossenschaftlichen Vertretern; 
daneben Deichbeamte und herrschaftliche Vertreter (680) 
Beispiele (681) — ß) Seltener nur vor den regierenden 
und schanführenden Deichbeamten (633) — b) Zeit und 
Ort der Rechnungslegung (684) — Abnahme, Entlastung 
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(685 ) — c) Aufbewahrung von Geldern und rechnerischen 

Urkunden (636). 629 

ID. Deichverteilungen und Deichrollen (637) 

1. Deichverteilungen (637) — Die Anordnung von Deich- » 
Verteilungen über Ortsbezirke und Einzelne: Festsetzungen 
ganz neuer Rechtsnormen, hier im allgemeinen keine alleinige 
Anordnungsgewalt der Deichbeamten (687; — Ergänzende 
oder kontrollierende Erneuerungen alter Aufteilungen 
(637) — Neuverteilungen zu bestimmten Zeiten (638) — 
Herrschaftliche und landesherrliche Genehmigung (639) — 

Die eigentliche Ausführung: Zuweisung der Deichstrecken 
auf dem Deich (639; — Vorbereitende Maßnahmen: Auf¬ 
nahme und Bewertung des pflichtigen Länderbestandes, 
Landmessungen, Deichmessungen (639) — „Beschreibung“ 
der Länder in Ostfriesland, Kogesregister in Schleswig 
(689) — Weisungs- und Anzeigepflicht für die Bestands¬ 
aufnahmen, „Unterschlagung“ von Ländern (640) — Entgelt 
für die Deichbeamten bei den periodischen Verteilungen 

(641) Äußere Kennzeichnung der Schläge durch Pfähle 

(642) — Bekundung in Deichrollen (642). 637 

2. Teilungen von Gemeinschaftskabeln. Teilungen bei Ver¬ 
äußerungen von Grundstücksteilen (642) — Freiwillige 

und erzwungene Teilungen von Gemeinschaftskabeln (642; 642 
8. Deichrollen (644)— a) Begriff und Bezeichnungen (644) — 
b) Die innere Einrichtung der Deichrollen: Kabelrollen 

(645) — Deichrollen für Ortsbezirkskabeln (645) — 
Deichrollen für Kleinkabeln (646) — Form von Landrollen 

(646) — c) Hülfsregister (647) — Verzeichnisse der deich¬ 

pflichtigen Länder (647) — d) Anlage, Erneuerungen, 
Veränderungen (647) — e) Rechtliche Bedeutung (649) — 
nur beweisrechtlich, aber auch hier nicht die Kraft ganz 
selbständiger Beweismittel (649) — Recht auf Einsicht¬ 
nahme und Abschriften (650). 644 

§ 9. Die Berufung in Deichsachen 

L Allgemeines (650) — lm Mittelalter dringt im Gegensatz 
zur älteren Zeit der Grundsatz der Unveränderlichkeit deich- 
rechtlicher Urteile und Anordnungen durch (650)—Wirkungen 
nach unten und oben (650) — Rechtsgeschichtliche Erklärung 
der Entwicklung (651) — Abschwächungen des Grundsatzes 
(651) — Seit dem 15. und 16. Jahrhundert vielfach Aufgabe 
des Grundsatzes: Einführung einer Berufung ohne auf¬ 


schiebende Wirkung (651). 650 

1L Der Grundsatx der Unveränderlichkeit (652) — Er wird in 


den Quellen in verschiedener Weise ausgesprochen (652) — 
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Am ältesten ist das Verbot des Widerspruchs gegen die 
Weisung, gerichtet an die Deichgenossen (652) — Später 
begegnet ein Verbot der „Berufung“ (654) — Häufig auch 
Versprechen des Landesherrn, daß weder er noch jemand 
anders etwas gegen den Ausspruch sagen oder thun soll 
(654) — Verstärkende Zusätze (654) — Sicherung durch 
Strafvorschriften (654) .. 652 

III. Erneute Weisung (655) — Recht der Deichbeamten, von der 
ersten Weisung abzugehen (655) — In einigen Verbänden 
Recht der Partei auf nochmalige Prüfung durch die Richter 

der ersten Weisung — Recht auf dreimalige Prüfung (655) 655 

IV. * Die Berufung (656) 

1. „Berufungen“ in Deichsachen an andere]Gerichte (656) — 

Die Gegenden, in denen sie sich finden (656) .... 656 

2. Sie sind vielfach Beschwerden gegen die Anordnungen der 
Deichbeamton, so daß die Deichbeamten die angegriffene 
Partei sind (657) — Dies war auch bei einem Rechts- 
streit vielfach der Fall, doch begegnet hier auch eine 
Fortdauer des Rechtsstreit unter den alten Parteien in der 


höheren Instanz (657).. 657 

3. Die Frage der Berufung wurde für alle Deichsachen gleich¬ 
mäßig behandelt (657) — Doch konnte die Berufung nur 
auf Unrichtigkeit, nie^auf Unzweckmäßigkeit begründet 
werden (656). 657 


4. Berufungsgerichte (658) — Besondere Deichberufungs¬ 
gerichte (658) — Es sind übergeordnete und neben¬ 
geordnete Deichgerichte, häufig eine zweifache, aber 
auch eine dreifache, ja vierfache Berufung möglich, 
Belege (658) — Sie finden sich auch' in Wursten (661) — 

In zahlreichen Gebieten geht die Berufung an die gewöhn¬ 
lichen Landgerichte, landesherrlichen Hofgerichte, Justiz- 

und Verwaltungsbehörden, Belege (662). 658 

5. Die Berufung wurde meistens der aufschiebenden Wirkung 

entkleidet (663) — Am frühsten in Holland und^West- 
friesland, Verordnung von 1458 (663) — Spätere nieder¬ 
ländische Verordnungen (663) — Älteste Quelle aus 
nicht niederländischem Gebiet der Receß für Wursten von 
1565; spätere Quellen (664). 663 

6. Die Partei, welche die Berufung verlor, mußte ein Straf¬ 
geld entrichten (665). 665 
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Anhang 

§10. Das Strafrecht 

I. Allgemeines. 

1. Gruppierung der strafbaren Handlungen und Unter¬ 
lassungen (665) — 2. Die Strafen (667) — 3. Haftung für 
Dritte (668). 665 

II. Die Schaubußen der Kleinkabeldeichung (669) — 1. Ver¬ 
schiedenheiten bei der Bemessung a) Grundeignerbußen 
(669) — Sonderrecht der „gemeinen Schläge“, einfacher 
Bann, gemeiner Bann (670) — b) Kabelbußen — Sonderrecht 
der gemeinen Schläge (672) — c) Deichmaßbußen (673) — 
d) Deichgebrechenbußen (674) — 2. Verwirkung der Schau¬ 
bußen — Verschulden — echte Not (674) — 3. Verwandt¬ 
schaftliche Zusammenhänge der Ansteigerungen und Höchst¬ 
bußen in den einzelnen Gegenden (675) — Die seeländische 
Höchstbuße von 27 Schilling in Altendorf und im Hammer¬ 
brok (675). 669 

III. Deichverfalschung (675) — 1 . Begriff (675) — Das betrügerische 

Moment (675) — 2. Die Bestrafung (676). 675 

IV. Durchstechen der Deiche. Der Deichbruch infolge Nicht¬ 
erfüllung der Deichpflicht. Sonstige Beschädigungen des 
Deiches und seines Zubehörs (677) 

1. Durchstechen der Deiche (677) Begriff (677) — Gemein¬ 
gefährlichkeit — Gewalttat (678) — Strafen — Leib und 
Gut — Versenkung in das Deichloch und Pfählung — 
Verlust der rechten Hand und Vermögenseinziehung — 

Rad — Geldstrafen (678) — Die Glosse zum Sachsen¬ 
spiegel — Die Kodexstelle über das Durchstechen der 
Nildeiche — Der holländische Sachsenspiegel — Die 
Strafe der Verbrennung (682) — Das erlaubte Durch¬ 
stechen (683). 677 

2. Der Deichbruch infolge Vernachlässigung der Deichpflicht 
(684) — Seine strafrechtliche Ahndung — Versenkung 

in den Deichbruch und Phählung (684). 684 

3. Sonstige Beschädigungen des Deiches und seines Zu¬ 
behörs (685) — a) Verbotenes Graben (686) — b) Deich¬ 
beraubungen und Beschädigungen der besonderen Schutz¬ 
anlagen und Grenzpfähle (687) — c)Der verbotene Gebrauch 
(689) — d) Schutzvorschriften gegen die Beschädigung 
durch Vieh (689) — a) Beweiden und Betreten. Ver- 
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schiedenheiten der Verbote (689; — Die Schüttung (691) 

— Friedlosigkeit der Gänse (691) — Die Befugnis zur. 
Schüttung (692 y — Das Strafgeld, seine Verwirkung 
(693) — ß) Verbote, bestimmte Arten von Vieh zu halten 
(693). 685 

V. Verletzungen des personenrechtlichen Deichfriedens (694) 

1. Allgemeines (694) — Er bezieht sich auf eine Tätigkeit 
für den Deich a) Deichfriede und Deicbgeleit (694) — 
Übereinstimmendes und Verschiedenheiten (694) — b) Der 
„Friede auf dem Deich, zu dem Deich und von dem 
Deich“, der Deicharbeitsfriede, der Schau-, Gerichts- und 
Versammlungsfriede (695) — Besondere zeitliche Be« 
grenzungen (701) — c) Der Friedensschutz der Deich¬ 
beamten (702) — Besondere Tätigkeiten (702) — Schutz 

der gesamten deichrechtlichen Tätigkeit (702) .... 694 

2. Die Friedensbrüche und ihre Ahndung im Einzelnen (704) 
Handlungen gegen die Person und die Habe, die sie bei 
sich fuhrt — Beispiele — Gleichstellung mit anderen 
Sonderfrieden (704) — a) Schutz der gewöhnlichen Deich¬ 
genossen (704) — Vielfach Grundsatz der Vervielfältigung 
oder Vermehrung des gewöhnlichen Ersatz- oder Straf¬ 
geldes bei Missetaten (704) — Sehr verbreitet ist die 
Verdoppelung — tweeboote ende tweefrethe u. a. (705) — 
Erhöhung um ü 4 Bußgeld und 1 8 Friedensgeld — Sieben¬ 
fache Vervielfältigung — Bestimmte Bußen und Friedens¬ 
gelder in den Quellen der Ommelande, meistens auch 
hier Vervielfältigungen, insbesondere Verdoppelungen 
(705) — In anderen Gegenden bestimmte Bußen, freies 
Ermessen der Deichbeamten oder Landesherrn — Öfter 
Verwirkung von Leib und Gut — Wüstung (706) — 
b) Die Deichbeamten (708) — Der erhöhte Schutz über¬ 
haupt, besondere deichrechtliche Erhöhungen für die 
Sonderbaamten, aber nicht überall und nicht sofort — 
Belege dafür (708) — Der erhöhte Schutz in den Ommc- 
landen: Verdopplung oder sonstige Vermehrung der Bußen 
oder Friedensgelder — Große Verschiedenheit im Einzelnen 
(709) — Die Entwicklung in Ostfriesland, allmählich er¬ 
höhter Schutz, schließlich Majestätsverbrechen (709) — 

Hohe Bestrafungen in anderen Gebieten, Verwirkung von 
Leib und Gut — bestimmte Bußen, richterliches und 
landesherrliches Ermessen (710) — c) Zusammentreffen mit 
Verletzungen anderer Sonderfrieden (710) — Geregelt in 
den Ominelander Deich- und Sielrechten für Hin- und 
Rückweg zur Arbeit, zum Gericht usw. — Verletzung des 
Schiff-, Wagen-, Haus-, Kirchen- oder Kirchhoffriedens; 
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Verdoppelungen oder Vermehrung um den dritten Pfenning 

(710) — Tötung mit dem Messer (711).704 

3. Die vom Friedensschutz ausgeschlossenen Personen (711) 

Die Friedlosen und die ihnen Gleichgestellten. Beim 
Geleitschutz h&ufig die Ballinge und Feinde des Landes 

erwähnt (711).711 

5. Erweiterungen (712) a) Verbote der Beschlagnahme des 


Deicharbeitslohnes im holländischen Norderquartier (vier 
(Norderkoggen) — b) Verbot der Pfändung der für die 
Deicharbeit nötigen Pferde wegen Privatschulden (712) . 712 


Brrichtiyunycn und Xachtriiyc zu Band I 

Zur Einleitung (713) — Zuui ersten Abschnitt der ersten Periode 
(721) — Zum zweiten Abschnitt der ersten Periode (724) . . . 713 

Berichtiy unycn und Xachtriiyc zu Band II .726 
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DRITTER ABSCHNITT 


Die Deichlast 


Erstes Kapitel 

Grundlagen 

§ i. 

Kommunion- und Kabeldeichun; 

I. Die alte volle Kommuniondeichung. In der 
ältesten Zeit wurde die Deichunterhaltung nach einem System 
betrieben, das man als alte volle Kommuniondeichung be¬ 
zeichnen kann. 1 ) Dies System bestand darin, dass eine 
Aufteilung des Deichzuges in verschiedene gesonderte 
Schläge unbekannt war, der Deich vielmehr unverteilt im 
wesentlichen durch gemeinsame Hand- und Spanndienste 
seitens der Angehörigen des Deichverbandes unterhalten 
wurde. Man kann auch von einer vollen naturalwirt¬ 
schaftlichen Kommu n iondeiehung sprechen. Der Deich¬ 
verband könnt»' ein einfacher Gemeindedeichverband oder 
ein Samtgemeindeverband sein. 2 ) 

Dass dies System das ursprüngliche war. ist aus ver¬ 
schiedenen Gründen anzunehmen. Einmal ist es offenbar 
das Natürlichste, daß der durch gemeinsame Hand- und 
Spanndienste aufgeworfene Deich h zunächst noch in gleicher 

*) Dies wird vielfach übersahen. Nach den meisten Darstellungen 
erscheint die „Pfanddeichung“ als die ursprüngliche Form, nichtige 
Gedanken bei Heineken S. 1: k 

2 ) Über diese Begriffe siehe B«i. I, S. 181 ff. Fs konnten freie oder 
herrschaftliche Gemeinde-Deichverbände sein. Auch der herrschaftliche 
Deichverband im engsten Sinn konnte für eine Kommuniondeichung in 
Betracht kommen, doch spielte er kenne Holle. Siehe Bd. I, S. 151, 200, 251. 

3 ) Siehe Bd. I, S. 90 ff. 

J v Gierke, Geschichte des deutschen Dcichrcchts II 1 
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w eise unterhalten wird. Sodann wissen wir mit Bestimmt¬ 
heit, dass kleinere DeichzUge und grössere Deichschläge, 
die einer Gemeinde zugehörten, lange Zeit in Kommunion 
unterhalten wurden, ehe sie unter die einzelnen Individuen 
aufgeteilt worden sind. Es gehören hierher der Alkerdeich 
und der Arsterdeich im Bremer Gebiet; ersterer wurde 156t), 4 ) 
letzterer erst 1570 5 ) unter die Bauern in Schläge ver¬ 
teilt/’) Hieraus aber lassen sich auch analoge Schlüsse 
dafür ziehen, dass der mehreren Gemeinden zugehörige 
Deich (Samtgemeindeverband) ursprünglich von ihnen un- 
verteilt unterhalten worden ist. Dies lässt sich auch aus 
dem Zusammenhang zwischen Deich- und Markgemeinschaft 
folgern. Auf diesen Zusammenhang haben wir schon früher 
hingewiesen; 7 ) hier interessiert, dass uns eine gleichzeitige 
Aufteilung von Deich und sonstiger Almende für das Dorf 
Herpen in Ravenstein aus dem .Jahre 1332 erhalten ist, 8 ) und 
dass, wie wir noch sehen werden, für den Umfang der Deich- 
ptlicht des Einzelnen zur Zeit der Kabelwirtschaft z. T. die 
Almendbereehtigung massgebend war/i Bekanntlich besassen 
nun vielfach mehrere Ortsbezirke Almenden und Marken in 
ungeteilter Gemeinschaft, ehe sie zu ihrer Aufteilung unter 
sich geschritten sind. Entsprechendes ist wegen der Zu¬ 
sammengehörigkeit von Deich und Almende daher auch für 
den Deich als solchen anzunehmen. Für die alte Kommunion- 
deichung sprechen schliesslich die regelmässigen gemeinsamen 
Deicharbeiten zur Friibjahrszeit. die wir in manchen Deich¬ 
verbänden zur Zeit der Kabelwirtschaft vorfinden. So soll 
nach der Verordnung für den Diemer Seedeich von 1436 10 ) 
der Deichgraf ..Deichfahrt" zu den Wehlen 11 ) gebieten, 

4 ) Siehe Pufendorf „Observationes* IV. App. S. 67. — Unrichtig 
v. Thünen S. ÖS**, df>r an eine Neuverteilung denkt; zutreffend 
Heineken a. a. (). S. 4:5. 

r ') Vgl. des Deichgericht von 1602 bei Heineken Anlage V. 

u ) Hierüber siehe unten ^ 4. II. 

T > Bd. I, S. -jso IV. 

8 ) Chart, v. Ravenstein, Nr. 15. Hs iat »pater genauer von ihr zu 
handeln. Siehe unten S 4 I. 

! ‘) Siehe unten § 4 II *2. 

l0 ) Bd. I, § 40, Anm. 500. 

n ) Wehlen oder Waeden sind bestimmte Deichbrüche, über den 
Begriff siehe unten 5; 14 11 1. 
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spätestens des Sonntags nach St. Peterstag, dazu sollen 
alle auf den Deich kommen, die deichpflichtig sind, aus¬ 
genommen Witwen und Waisen, und das „gemeine Werk“ 
verrichten. Nach dem alten Deichrecht für Salland von 
1308 werden die Waeden gemeinsam von dem ganzen Deich¬ 
verband im Frühjahr ausgebessert. Der Deichgraf sagt das 
gemeine Werk an. von jedem Haus, das dazu gehört, muss 
ein Mann geschickt werden. 1 *) Wie aus den Vorschriften 
über die Einlagen zu entnehmen ist, sammeln sich die Deich¬ 
genossen in Gruppen von Bauerschaften unter Führung 
ihrer Schulzen. 18 ) Auf solche Frühjahrsarbeit ist auch zu 
beziehen die Vorschrift der Verordnung Albrechts von Bayern 
für Ostergo und Westergo aus dem Jahre 1398: 

„So sullen die meente gheseten in den landen van 
Oostergoe ende Westergo alle jaren eens tot ten see- 
diken comen. wanneer den Rechter dat orbarlick dunct 
wesen, en de seilen also langhe daer wercken, als den 
Rechter goed dunct wesen ende orbairlick, ende daarna 
sal diegene den Dye verwaren, dien hy van Rechte 
toebehoort. Pondemate Pondemate gelyk in alle hoeken 
van den Lande.“ 11 1 

ia ) Deichrecht von Salland Art. 14: „Als den goeden luyden van 
den Lande dunckett, dattet waeter soe kleyn is ende in der tytt van den 
Jaire is, dattett nuttelyck enn oirbaerlick is, datmen die waeden be- 
staedet to dykenn, ister einer elfte meer die daerinne gebroeken sint 
by raode dess Dyckgreuen ende Heemraeden, soe soll die Dyckgreue 
biden doen int Landt van elken huyse einen boeden, alsoe veer als 
datt daertoe behoirt. Ende sali hem ontbieden einen sekeren dach, 
datt sy koemen dykenn. Ende dan sint sy schuldich, elck op ayn eygen 
kost te koemen dyken, alsoe lange daer te dyken, hent die waede 
auerdykett is, mett alsulker breete, als die Heemraeden ordinyeren, enn 
einen voett bauen dat waeter. Ende dann ismen schuldich den luyden 
oirlolf te gheuenn toe huys te vaeren“. Siehe noch Art. 15. 

ls ) Deichrecht von Salland Art. 7: „Ende soe sullen die Schulten 
mit synen Buren elck syn hoeueslach (d. h. Deichschlag) ontfaen naeder 
groote, datter hoeven in hairen Gerichte gelegen sint“. 

14 ) Schwartzenberg 1, 286. Es ist für unsere Frage gleichgültig 
ob an diesem gemeinen Werk auch Gemeinden beteiligt waren, die 
keine Schläge in dem Seedeich hatten (so »J. Klaasesz de Boer S. 28. 
irrig ist jedenfalls die Bemerkung dort, dass es sich bei den nicht 
eingewiesenen Gemeenten um eine „persönliche“ Last gehandelt habe, 
siehe dagegen unten § 14 VI). 

l s 
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Nimmt man hinzu, dass es sich in der ältesten Zeit 
vornehmlich um Sommerdeiche handelte, 15 ) die im Frühjahr 
zum Schutz für die Sommerszeit in Ordnung gebracht, im 
Herbst und Winter aber ihrem Schicksal überlassen wurden, 
so weisen in der Tat diese gemeinsamen Frühjahrsarbeiten 
der späteren Zeit auf die alte Kommuniondeichung mit 
überraschender Deutlichkeit hin. 16 ) 

II. Die Kabeldeichung im Allgemeinen. In derZeit, 
über die wir genauer quellenmässig unterrichtet sind, ist 
die alte Kommuniondeichung so gut wie ganz verschwunden. 
Völlig die Regel ist die Kabeldeichung. 17 ) Ihr Wesen 
besteht aber darin, dass der Deichzug in Teile (Kabeln, Lose 
usw.) zerlegt ist, und Verpflichteten solche einzelne Teile zur 
Sonderunterhaltung zugehören. Für die reale Teilung und 
die entsprechende Zugehörigkeit kommen in Betracht Orts- 
bezirke (Ortsunterbezirke) und Individuen (regelmässig 
Grundbesitzer). Bei einer Teilung lediglich unter Ortsbezirke 
sprechen wir von Grosskabeldeichung, bei einer weiter¬ 
gehenden Teilung unter Individuen von Klein kabeldeichung 
oder Kabeldeichung im engeren Sinn. 

III. Die alte Grosskabeldeichung. Die Grosskabel¬ 
deichung mit vorwiegend naturalwirtschaftlicher Unterhaltung 
seitens der Pflichtigen nennen wir die alte Grosskabel¬ 
deichung. Sie findet sich selten 1 *). Im späteren Mittel- 
alter erscheint sie als ein Rudiment aus der Vergangenheit. 
Die Grosskabeldeichung tritt uns vor allem im Sachsenspiegel 
entgegen (11, 56) : 

„Swilche dorf bi dem wa/.zere ligen und einen tarn 
haben, der si beware vor der vlut: ieclich dorf sal 
sinen teil des tammes ersten vor der vlut.“ 

r ‘) Siehe namentlich Bd. I S. ln;;. 

10 ) Dies System ist lediglich vom allgemein historischen Stand¬ 
punkt das ursprüngliche, keineswegs etwa in jedem einzelnen Deich- 
zug. Sieht», auch unten ^3 1. 

1T ) In der ersten Periode begegnet- dm* Ausdruck „Pfand* für Kabel 
überhaupt nicht (siehe unten § ;11 und ^4 1); daher ist der heute übliche 
Ausdruck Pfanddeichung zu vermeiden. 

,M ) Dies rechtfertigt nicht, sie völlig zu Übersehen, wie dies bislang 
geschehen ist. 
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Nach der Glosse wäre dabei an die Deiche bei Jericho 
zu denken; hier existiert aber im 17. Jahrhundert die 
Kleinkabeldeichung. 19 ) Besser passen würde die Stelle des 
Sachsenspiegels für die Deiche zwischen Wittenberg und 
Kemberg; bei ihnen nämlich ist nach der Deichordnung von 
1558 meist Grosskabeldeichung vorhanden. Es heisst hier, 
dass die Deiche von der gemeinen Landschaft zu bauen 
und zu unterhalten sind, dann aber wird fortgefahren: 

„Zu mercken, es sind doch die Teiche oder Temme an 
viel Enden oder Oertern zu Kabeln oder zu Ruthen-Theil 
geschlagen, damit jedes Dorff sein gebührenden Teill desto 
fleissiger und stadhafftiger erbauen möge.“ 

Alsdann folgt eine Ansetzung der Dörfer nach Hufen¬ 
zahl für die beiden Teile der Dämme. 20 ) 

Grosskabeldeichung herrscht auch bei den Weichsel¬ 
dämmen des Danziger Werders, wie die Landtafeln des 
15. Jahrhunderts deutlich zeigen. 21 ) 

Die Unterhaltung einer jeden Grosskabel geschieht 
durch gemeinschaftliche Hand- und Spanndienste der An¬ 
gehörigen des zu dieser Grosskabel gehörigen Ortsbezirks. 
Daneben giebt es Hülfen und andere gemeinsame Arbeiten 
naturalwirtschaftlicher Natur seitens des grossen Deich¬ 
verbandes (Samtverbandes). Nicht ausgeschlossen, aber 
selten sind Geldumlagen. 

IV. Die Kleinkabeldeichung. Die Kleinkabel¬ 
deichung ist es, unter deren Zeichen das Deich wesen des 
Mittelalters steht. Sie beruht auf individualistischen Grund¬ 
sätzen, sie beruht auf dem Gedanken des Sonderwerks des 
Individuums. Aber mit ihr sind verbunden Hülfen bei ausser- 
gewöhnlicher Deicharbeit und gemeinschaftliche Leistungen, 
die von Deichverbänden und Ortsverbänden ausgeführt 
werden. Sie erscheinen im Gegensatz zum Sonderwerk des 

,9 ) Siehe die sgn. Sächsisch-Hallische Deichordnung von 1655 
(Bd. I S. 48) V: „Als einer jeden Stadt, Dorfl, Gemeinde und darunter 
einer jeden Particular Einwohner an Teichen von Alters oder vermittelst 
der anno 1619 publicirten Ausmessung zugeschlagen“. 

*°) Siehe Bd. I S. 48 unter c. 

**) Siehe unten § 3IV. Ein anderes Beispiel für Grosskabeldeichung 
ist der Eisenraddeich Bremens, über ihn siehe unten § 3IV. 
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Individuums als „Gemeine Werke“, und bei Betrachtung 
der gesamten Deichwirtschaft als ergänzende Kommunion¬ 
deichungen. Sie werden zunächst in vorwiegend natural- 
wirtschaftlicher, später auch in geldwirtschaftlicher 
Weise geleistet. 

V. Spätere Neuerungen. Gegen Ende des Mittelalters 
setzen wichtige Neuerungen insbesondere bei der Klein- 
kabeldeichung ein. 

1. Die ergänzenden Kommuniondeichungen nehmen 
nach Zahl und Umfang zu und die bedeutsamsten erhalten, 
von Notfällen abgesehen, z. T. schon einen rein geid- 
wirtschaftlichen Charakter. 

2. Man ist zum Teil bestrebt unter Entfernung der 
Kleinkabeldeichung jedes Sonderwerk des Individuums 
zu beseitigen und, von Notfällen abgesehen, mehr oder 
minder rein geld wirtschaftliche Kommunion¬ 
deichungen zu begründen. 


§ 2 . 

Kabellast und Gemeinlast — Plan der Darstellung 

I. Kabellast und Gemeinlast. Es erhellt, dass im 
Mittelpunkt unserer Darstellung die mittelalterliche Klein¬ 
kabeldeichung stehen muss. Hier zeigen sich deutlich 
zwei Arten der Deichlast. 

Die eine nennen wir Kabellast; es ist die Last, 
welche dem einzelnen Genossen in Bezug auf eine Klein¬ 
kabel als Sonderwerk zugeteilt wird. Die andern nennen 
wir Gemeinlast; es gehören hierher die Deichlasten, 
welche als „gemeine Werke“ von Deich verbänden oder 
Ortsverbänden getragen werden. Nur bei dieser Unter¬ 
scheidung kann man dem verwickelten Aufbau der mittel¬ 
alterlichen Deichverpflichtung gerecht werden, nur so 
erklären sich die eigenartigen Ausgestaltungen der alten 
Deichlast. 

Wird dies beachtet, so ergibt sieb, dass sich die alte 
volle Kommuniondeichung und die alte Grosskabeldeichung 
durch ein gemeinsames Merkmal von der Kleinkabel- 
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(ieichung unterscheiden: Bei ihnen haben vom Standpunkt 
des Einzelnen aus betrachtet, wenn von einigen Besonder¬ 
heiten bei der Grosskabeldeichung abgesehen wird, die 
Deichlasten den Charakter von Gemeinlasten. Von 
neueren kommunionwirtschaftlichen Einrichtungen aber 
unterscheiden sie sich durch ihren vorwiegend natural- 
wirtschaftlichen Charakter. 

II. Plan der Darstellung. Da die Kleinkabeldeichung 
im Vordergrund unseres Interesses steht, gehen wir zunächst 
von der Verteilung der Deiche in Kabeln aus und sehen uns 
die Teilung der Deiche unter Ortsbezirke, Ortsunterbezirke 
und Individuen an (zweites Kapitel). Alsdann betrachten wir die 
Deichlasten bei der alten vollen Kommuniondeiehung und der 
alten Grosskabeldeichung; sie sind Gemeinlasten älterer 
Art (drittes Kapitel). Wir gehen weiter auf die Deichlasten 
bei der Kleinkabeldeichung Uber (viertes Kapitel) und 
scheiden hier die Kabellast von der Gemein last. 
Schliesslich sehen wir uns die Bestrebungen an, die auf 
Beseitigung der Kleinkabeldeichung und ihre Er¬ 
setzung durch geldwirtschaftliche Kommunion¬ 
deichungen gerichtet sind (fünftes Kapitel). 


Zweites Kapitel 

Die Verteilung der Deiche in Kabeln 

s 3. 

Die Verteilung nach Ortsbezirken 

I. Allgemeines. An den umfangreichen Deiche und 
Deichringen des Mittelalters ist eine grössere Anzahl ver¬ 
schiedener Ortsbezirke mit Schlägen beteiligt. 

Den Ausdruck Ortsbezirk nehmen wir dabei im 
weitesten Sinn. Wir begreifen unter ihm grössere, politische 
Landbezirke. Ambachten, Gritenijen, Kirchspiele, Bauer- 
schaften, Dörfer. Dorf- und Kirchspielviertel, Feldmarken, 
Städte. Herrschaften, Klöster, für sich eingedeichte Polder, 
durch Binnendeiche abgeteilte Landstrecken. Wenn Orts- 
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bezirke Schläge haben, ist damit keineswegs gesagt, dass 
immer alle Angehörigen der betreffenden Ortsbezirke dabei 
berücksichtigt sein müssen. 

Der Schlag eines Ortsbezirks wird in den Quellen mit 
Teil, 1 ) andeel, 2 ) Hoefschlag, 3 ) Cavel, 4 ) Los, 5 ) Block, 6 ) 
sehr oft einfach mit Deich bezeichnet. Die Ausdrücke 
Hoefschlag und Cavel werden später ihre Erklärung finden. 7 ) 

Die Deiche sind sehr häufig in der Weise zerlegt, 
dass zunächst höhere Ortsbezirke Schläge haben, und 
sodann diese Schläge wieder unter niedere Ortsbezirke 
verteilt sind. Wo dies der Pall ist, sprechen wir von 
Ortsbezirksschlägen und Ortsunterbezirksschlägen. 

Über Deichteilungen nach Ortsbezirken geben uns die 
Quellen verschiedenen Aufschluss. Viele zeigen uns lediglich 

1 ) z. B. Sachsenspiegel II, 56. 

а ) Deichrecht der Altendorfer Schauung XXI 21 („Thom andern heffi 
de Hüll hiernegst einen andel“). 

8 ) Siehe z. B. Mieris IV, 113 (a. 1408) Santen S. 123: Jedes Viertel 
soll seinen „Hoefslagh“ empfangen; siehe auch die Verstuhlung des 
Schardamms v. 1396 (Versl. en Mededel. II, S. 292), Mieris IV, 419 
(a. 1417). 

4 ) Ordonnanz für die Hontsbossche Seewering v. 1555 (Handvesten 
von Assendelft S. 118 ff). Die Bezeichnung findet sich auch für Deich¬ 
fächer, welche mehreren Ortsbezirken, die keinen höheren Ortsbezirk 
bilden, zugewiesen werden. Sieho unten unter V. 

б ) Landbrief für das Land zwischen Maas und Waal von 1532 
(Groot. Geld. Placcaetb. I, 21) Ausmessung der Weichseldämme von 
1641: „Anno 1641 d. 3. Juni sind im Beisein des B. E Herrn Johann 
Zierenbergs Bürgermeisters und des Stübl. Werders Administrators wie 
auch des Teichgrafen und sämtlichen Teichgeschworenen die Erblöte im 
Weichseldamm ausgemessen und jedem Dorf sein gebührendes 
Lott angewiesen 4 *. Zu finden bei Bertram 8. 94 und offenbar im 
Auszug bei Vircho S. 36 Siehe ferner: Einteilung des Bauamtschen 
Dammes von 1622 (Bertram S. 96): „Aufsatz der Höchtschen Lotte 44 ; 
Willkür des Dorfes Schmerblock 16/17. Jahrh. (Bertram S. 77.) Die 
Lose eines Dorfes werden auch „Erblöte* genannt. Vgl. noch Rats¬ 
schluss wegen der Erblöte der freien Dörfer von 1637 (Bertram S. 95). — 
Im engeren Sinn bezeichnet Erbloth aber nicht ein Deichfach, welches 
einem Ortsbezirk zusteht, sondern ein Fach, das in andrer Weise 
gebildet ist. Siehe unten VII. 

°) Deichordnung für Kleve von 1575 art. 15. — Siehe aber 

auch unten Anm. 15. 

7 ) Siehe unten § 4 I. 
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die Tatsache einer Teilung, viele ordnen aber auch eine 
solche Verteilung an. Die Anordnungen solcher Ver¬ 
teilungen stellen sich freilich oft nicht als erstmalige 
Deichteilungen dar, sondern knüpfen an frühere an, die sie 
nur etwas abändern. 

Man darf bei der Teilung eines Deichzuges nach Orts¬ 
bezirken keineswegs immer daran denken, dass der ganze 
Deich unsprünglieh von allen Ortsbezirken unverteilt unter¬ 
halten und später unter sie aufgeteilt worden ist. Viele 
Deichringe sind nämlich durch allmähliges Zusammen¬ 
wachsen für sich eingedeichter Landstrecken und Inseln 
entstanden. Manche Deichteilungen sind von selbst aus 
den immer weiter fortschreitenden Andeichungen neuer 
Gemeinden und Polder hervorgegangen. Oft ist man ferner 
schon bei der Anlage des Deiches oder gleich nach ihr zu 
einer Reglung der Parcellierung geschritten. 8 ) Vielfach 
aber ist an eine Aufteilung des ursprünglich in Kommunion 
unterhaltenen Deiches zu denken.'-') 

Die Anordnungen von Teilungen grösserer Deiche unter 
Ortsbezirke sind von dem Bestreben erfüllt, nach Möglich¬ 
keit alle Ortsbezirke zur Deichunterkaltung heranzuziehen, 
die überhaupt oder doch im wesentlichen den Vorteil des 
Deiches genossen. 10 ) Infolgedessen werden durch sie häufig 
auch entfernter gelegene, bisher deichfreie Ortsbezirke in 
Schläge eingewiesen. 11 ) Die Anordnungen bezwecken ferner 
eine gerechte Aufteilung, darum werden in ihnen oft bisher 
stark beschwerte Ortsbezirke entlastet. 18 ) Auch sind solche 
Verteilungsordnungen mit Bestimmungen Uber Beihülfe und 
gemeine Werke verquickt. 18 ) Eine dauernde gerechte Ver- 

H ) Vgl. z. B. die Handveste an die unter Crommenijerdam von 
1357 (Mieris 111, BO) und dazu 0. de Vries S. 135/136. 

ö ) Siehe oben § 11. 

10 ) z. B. Teilung der Deiche in Westergo von 1533 (Sch wartzen- 
berg II, 630): Es werden eingewiesen „die met eenen water metten 
seluen moeghen bevloeyen“. Altes Ostfriesischea Deichrecht § -• 

n ) Verteilung der Deiche von Ostergo von 1510 (Schwartzen¬ 
berg II 8. 74). 

12 ) Dieser Gedanke durchzieht z. B. die Deichverteilungen im 
Westerlauwerschen Friesland, die Verstuhlungen in Westfriesland. 

13 ) z. B. Sch wartzen berg II, 630 (a. 1533) 
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teilung wird teilweise durch Ausbildung periodischer 
Verteilungen erstrebt. 14 ) Eine Verteilung nach Ortsbezirken 
begegnet häufig auch bei kleineren, dem gemeinen Land 
zugewiesenen Deichstücken. 15 ) Die Ausdrücke für ver¬ 
teilen und Verteilung entsprechen den Bezeichnungen, 
die für eine Verteilung unter Individuen angewandt werden. 16 ) 

Unsere Aufgabe muss es sein, die Grundlagen fest¬ 
zustellen, auf welchen sich die Deichteilungen nach Orts¬ 
bezirken aufbauen. 

II. Ortsbezirksanschuss. Ortsbezirksgerechtig- 
keit, Ortsbezirk sp Dichtigkeit, Ortsbezirksin halt. 
Ortsbezirkszahl. 

1. Es findet sich eine Deichteilung nach Ortsbezirks - 
anschuss. Bei ihr sind jedem Ortsbezirk die Deich¬ 
strecken zugewiesen, die an sein Gebiet anstossen. 
Sie begegnet teilweise in ganz reiner Ausgestaltung. 
Unmöglich ist sie, wenn Ortsbezirke einen fern von ihrem 
Gebiet liegenden Deich unterhalten sollen. Getrübt muss 
sie werden, wenn man prinzipiell an ihr festhält, aber auch 
solche Ortsbezirke, welche nicht unmittelbar an den Deich 
angrenzen, sondern weiter landwärts liegen, in den Deich 
einweist. 

Eine Teilung nach Gebietsanschuss blickt vielleicht in 
der oben erwähnten Vorschrift des Sachsenspiegels 
(II, 50) durch. 

In Norder-Ditmarschen sind die Deiche nach Kirch¬ 
spielen und zwar nach Anschuss des Kirchspielgebietes 
verteilt gewesen. 17 ) Die Bestimmung der Ditmarser 
Landrechte: 

„Vorder schal yt so geholden werden, in was Feldmark 
ein jeder Acker liegt, dar schal he syne Dycke wysen und 
maken Morgen Morgens gelyck in argen und guden~ 
ist aber nicht auf eine Verteilung der Kirchspielkabeln 

14 ) Siehe unten VII. 

lr ’) z. B. Mieris IV 113 (a. 1408). Deiehordnung fl\r Kleve von 
•!o75, Art. 15. 

Ui \ Siehe daher unten § 4 I. 

17 ) Vgl. (1 riebe l S. 27. 
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unter die Bauersehaften nach Bauerschaftsanschuss zu 
beziehen; es bedeutet dies nur, dass jede Feldmark eine 
Deiehkabel in einer zusammenhängenden Strecke erhielt. 

Das Altendorfer Deiehrecht zeigt, dass die Kabeln 
der Altendorfer Bauern im Ostedeich sich soweit erstrecken, 
wie Altendorf an den Ostedeich anstüsst: an der einen Seite 
schliessen sich daran an die Kabeln der Eingesessenen der 
benachbarten Bauerschaft Hüll. 1 *) 

In den Bremer Vierlanden sind die Deiche an der 
Wümme nach Ortsbezirksanschuss verteilt. 1 **) 

Weitere Belege lassen sich für die heutigen Nieder¬ 
lande auf Uhren. 

Was zunächst Westfriesland betrifft, so ist der 
Befehl des Grafen Johann für Hoogwouderambacht und 
Drechterland von 1208 zu verwerten. 11 ’) In dieser höchst 
interessanten Urkunde heisst es: 

„Dat wy Florense hären Wouters sone, onsen baeljuw 
van Hooge-Houtwoud ambacht ende van Drechterland, 
bevolen liebben, dat hy alle die indycke doe siechten van 
den tween voergenoemde ambachten in deze manieren, dat 
die van Drechterland elc man metten anderen wtware op 
dien wterste dijcroede. gelvcke binnen hoeren ambachte, 
ende genen hoefslachte onfaene met dien van Hooge 
Houtwouder ambacht noch die van Hoghewouder ambacht 
met dien van Drechterland; hieromme doen die van 
Drechterland ons eenen dienst van dordhalf hondei d ponden.- 

Aus dieser Vorschrift ergibt sich: 20 ) Der Seedeich war 
früher nach Dörfern der beiden Ambachten verteilt; einzelne 
Dörfer errichteten aber lediglich um ihr eigenes Grund¬ 
gebiet Binnendeiche; der so bewirkte Abschluss von den 
übrigen konnte sie zwar gegen eine nicht sorgfältige 
Instandhaltung der Seedeichkabeln der anderen schützen; 
allein indem sie ihrerseits ihre Seedeichkabeln liegen Hessen, 
blieb die Unterhaltung des Seedeichs den nur hart an ihm 

1S ) Siehe Deichrecht der Altcndorfer Schaumig X und Kurte. 

18a ) Siehe Heineken S. 87. 

1B ) Bergh II 1018. 

*°) Ich schliesse mich im folgenden der scharfsinnigen Erklärung 
von G. de Yrios S. 142, 1415 an. 


Digitizetf by 


Go^ 'gle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



12 


Digitized by 


gelegenen Dörfern überlassen, die hierzu zu schwach waren. 
Daher befiehlt der Graf im Jahre 1298, dass die Binnen¬ 
abschlussdeiche niedergelegt und „ausgefahren“ werden 
solle „auf die äusserste Deichrute“, d. h. den Seedeich. 
In ihm sollen die beiden Ambachten getrennt für sich 
Deichkabeln erhalten und zwar jede die Deichstrecken, 
welche in ihrem Ortsgebiet gelegen sind. Man darf an eine 
Erneuerung früherer Ambachtskabeln denken. 

Aus der ersten Hälfte des 14. Jahrhunderts sind uns 
verschiedene Anordnungen und Aussprachen überliefert, 
welche sich auf eine Verteilung der westfriesischen Deiche 
beziehen. Der Bischof von Zuuden verspricht 1319:* 1 ) 

„Ende viertien daghen na pinxteren so zullen wij 
ende anders mijns heren raet in Vriesland wesen, om elc 
ambocht op sinen dike te brenghen ende in elken ambochte 
elken kerspel sinen opganc ende sinen ofganc te wisen 
daer hi hem erfelike bliuven zal“. 

Das Versprechen wurde ausgeführt. Erhalten ist uns 
die Aussprache des Bischofs und gräflicher Räte von 1319.**) 
Jeder Ambaclit werden die ihr zugehörigen Strecken des 
näheren zugewiesen. In Bezug auf die Unterverteilung 
wurde aber hier bestimmt: 

„Vort zullen die baliu male jn siere baeliuscip mit den 
dijegraue ende mit den hiemraet den dijc van vriesland jn 
elken verendeel (d. h. Ambaclit) elken kerspel sine grote 
van sinen dike op stoelen ende elken man in elken kerspel 
sine grote van sine dike op stoelen.“ 

Diese Unterverteilung hat ebenfalls stattgefunden. 

Aus der Aussprache von 1319 ergibt sich, dass die 
Worte des vorangegangenen bischöflichen Versprechens so 
aufgefasst worden sind und auizufassen sind, dass jede 
Ambaclit die in ihrem Gebiet gelegenen Deiche erhalten 
soll. Unleugbar erfolgt nach diesem Prinzip die Ver¬ 
teilung.**) Das bedeutet aber prinzipiell für den west- 
friesischen Deichzug: Die Bildung von Ambachtssehlägen 

*') Micris II 211. 

-’) Mieris II, 214. 

33 ) G. de Vries S. 143. Genauere Angaben über diese Verteilung 
bei G. de Vries S. 143 — 146. 


Go^ 'gle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



13 


nach Ambachtsanschuss. Dagegen erfolgt die Ver¬ 
teilung unter die Dörfer also die Herstellung von Orts¬ 
unterbezirkskabeln nicht nach demselben Grundsatz.* 4 ) Die 
Verteilung nach Ambachten ist 1326 und 1339 erneuert 
worden. 85 ) Noch etwas mehr wie früher wurde z. T. ver¬ 
änderter Umstände halber (Einlage) von der Teilung nach 
Ambachtsanschuss abgewichen, Grundlage blieb dies 
Prinzip auch hier! 

Meylink 26 ) scheint anzunehmen, dass der Deich am 
y von Amsterdainm bis Sparendamm von jeder Ambacht, 
in deren Gebiet er lag, unterhalten wurde. Es folgert dies 
aus der Vorschrift des Briefes von Margarethe an die 
Heemraden von Rijnland im Jahre 1405, welche lautet: 27 ) 

„Dat onse luijde van Sloten van Pollanen ende van 
Oistdorp ende anders alsoo als onse Ambachte gelegen sijn 
tuscher Aemsterdamme ende Sparendamme in grooter 
swaernisse sijn van dijcaedsen .... ende des dunct ons 
oirbair wesen, dat de keuren wesen souden, wanneer datter 
eenige wael braecke in eenieh von onsen Ambochten voors., 
dat alle die ander in onsen Ambochten voers. geseten sijn 
dan sullen dijcken ende dien wael opbrengen.“ 

Mit Sicherheit ist aus diesen Worten nur auf Ambachts- 
kabeln aber noch nicht auf eine Verteilung nach Ambachts¬ 
anschuss zu schliesscn. Auf den ersten Blick freilich 
scheint von Brüchen in Ambachten nur geredet werden zu 
können, wenn die Ambachtskabeln Gebietsanschusskabeln 
sind. Allein der Ausdruck ..Bruch in einer Ambacht. 
„Bruch in einer Bauerschaft" kann auch lediglich in Bezug 
auf irgend eine dem Bezirk zugeteilte Deichstrecke ge¬ 
braucht sein. 

Auch die Bezeichnung ..Deich, der in einer Ambacht 
liegt,“ braucht nicht notwendig auf einen Deich im Band¬ 
gebiet der Ambacht zu deuten. Man kann sich dies daran 

- 4 ) a. a. 0. S. 151. 

25 ) Mieris II 394, 014. Ausführlich handelt über sie ti.de Vries 
S. 140-150. 

Sl! ) „Gosehiedenis van hot Hoog-Heemradsehap en der lagere 
Waterbesturen van Delfland“, S. 120. 

!7 ) Meylink a. a. O, B('ilage Nr. 197. 
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klar machen, dass auch in Bezug auf Ortsbezirkskabeln, 
die vom Ortsbezirk entfernt lagen, derselbe Grundsatz galt 
wie für GrundstUckskabeln, die vom Grundstück entfernt 
lagen: Deich und Land gehören zusammen. Im übrigen 
aber heisst Ambacht auch Ambachtsherrschaft und 
Ambachtsherrlichkeit, so dass „Deich in einer Ambacht“ 
auch den Deich bedeuten kann, der zu einer Ambachts- 
herrschaft zu einer Ambachtsscliau gehört. Beachtet 
man dies nicht, so sind voreiligen und Unrichtigen Schluss¬ 
folgerungen Tür und Tor geöffnet. 28 ) 

Vollkommen gewiss aber ist, dass auf einem anderen 
Eiland des Nordei-quartiers, welches durch die beiden 
Herrlichkeiten Assendelft und Westzaan nebst Krommenie 
gebildet wurde. 2 ") der Deichring zunächst nach Anschuss 
der Herrlichkeiten geteilt war. Und ebenso sicher ist, dass 
Entsprechendes in der Herrlichkeit Assendelft in Bezug 
auf den Seedeich galt. Der Seedeich war nämlich nach 
Gebietsanschuss unter die Vierendeele. in welche das 
Dorf zerfiel, geteilt. In einem Akkord über die Unterhaltung 
einer Achterkade von 1530 30 ) lesen wir: 

„Alsoo t Dorf van Assendelft in vier Quartieren ofte 
Vierendelen gelegen is, namelyck t Broeck-Vierendeel, 
't Kerck-Vierendeel, t Womit-Vierendeel, ende ’t Nes- 
Vierendeel, sustinerende t. selve Xes-Vierendeel, dat alsoo 
syluyden met teil Hoogen Zeedyck swaerlicker belast syn 
dan de andere, want sy beyde aen t oostersche en’t 
westersche eynde van haere Weeren lants, haeren 
hooft breed van dyck hebben leggen, daer de andere 
drie Vierendeelen von Assendelft v. den dyck als haeren 
hooft breed alleenlyck aen't westevnde van haere Weeren 
hebben, dat daeromme die drie Vierendeelen, als’t Broeck- 
Vierendeel. ’t Kerck-Vierendeel, ende 't Wout-Vierendeel 

Daher sind die Handvesten für den Albiasserwaard von 1277 
(Bergh II 331), für den Krimperwaard von 1430 (Mieris IV 977) und 
andere nicht für Verteilung nach Ambachtsanschusa, wohl aber für 
Verteilung unter Ambachten zu verwerten. Siehe auch Beekmann S.495. 

G. de Yries S. 125. 

3 "i Handvesten van Assendelft S. 139. 
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den Achterkaede tot haeren laste behoorden te nemen, tot 
recompense van de sware dvckagie die’t Nes-Vierendeel 
moet onderhouden." 

Jedes Vierendeel unterhielt hiernach die Seedeiche 
nach ..Hooftbreede“ d. h. nach dem Anschuss der Enden 
seiner Grundstücke, nach „Endenbreite“. 31 ) 

Über den Deich um den Mijzerkoog in Nordholland 
sagt G. de Vries: 32 ) ..De Kade om de Mjjzerkoog schjjnt 
door elk der drie bannen, waarin die Koog gelegen was, 
onderhouden te zijn voor zoover zijn gebied strekte. 
en in elketi bau over de morgentalen daarin gelegen te zijn 
verstoeld geweest.“ 

Der Deichbrief für den Bommelerwaard von 1414 3; b 
zeigt uns das Prinzip der Verteilung nach Ortsbezirks- 
anschuss getrübt. Den meisten Kirchspielen werden die 
Deiche in ihrem Landbezirk angewiesen: 

,.Dat alle onse dycken . . . blyven sullen in liaere 
kerspel daer sy gelegen syn op alsulcken erf ende goet 
als in den gerichte gelegen syn, daer dien dyck gelegen is.“ 

Ausserdem erhalten aber einige nicht an die Deiche 
angrenzenden Ortsbezirke bestimmte Deichteile auferlegt. 

Die grossen Inseln des heutigen Seelands sind durch 
Zusammenwachsungen für sich eingedeicliter Teile ent¬ 
standen. Indem man hier kürzer oder länger nach der 
Vereinigung die nicht zu Binnendeichen vertrockneten See¬ 
deiche ihren bisherigen Teilen beliess, ergaben sich grosse 
Ortsbezirkskabeln nach Gebietsanschuss. 34 ) 

Im westerlauwerschen Friesland sind in späterer 
Zeit die Deiche von Westergo und Sevenwolden einerseits, 

sl ) Siehe Uber diesen Ausdruck unten § 4 II, 6. 

3 -) G. de Vries S. 132. 

**) Bd. I Rinl. § 4 b, Amn. 3*9. 

3 p Siehe z. B. in Bezug auf die vier „Wateringe“ auf Walcheren 
J. Verheije van Gitters II. „Memorie over de Dykagien van Wal¬ 
cheren“ G. A. Snouck Hurgronje S. 26 tf., Friedrich Müller, Das 
Wasserwesen der niederländischen Provinz Seeland 1898, S. 269 ff. und 
Beekmann S. 1756. — Siehe in Bezug auf die Zesdedeelen, Vyfdedeelen, 
Vierdedeelen von Schouwen Beekmann S. 1757 und Bergh II 
762 (a. 1291), auch Fr. Müller a. a. O. 271. 
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die von Ostergo andrerseits zu unterscheiden. 35 ) In jedem 
dieser Bezirke wurden die angrenzenden Deiche unterhalten. 
Sie waren nach Ortsunterbezirken verteilt. Seit Beginn des 
16. Jahrhunderts ergehen grosse Teilungsordnungen. Bei 
den Teilungsordnungen von Ostergo können wir prinzipiell 
eine Verteilung unter die Grietenijen nach Ortsbezirks¬ 
anschuss erkennen; die binnen wärts gelegenen Bezirke 
werden mit der Reinigung der Gräben und auch mit 
Beihillfepflichten belastet. 36 ) Auch in Westergo und 
Sevenwolden hat die Teilung nach Ortsbezirksanschuss eine 
gewisse Rolle gespielt, aber dies verblasst durchaus in 
den Teilungsordnungen für Westergo, da besondere Ver¬ 
hältnisse Vorlagen, und man hier die binnenwärts gelegenen 
Bezirke, welche teilweise nach Fortfall der Deiche an der 
Middelzee ganz oder erheblich von Deichlasten frei geworden 
waren, in den Seedeich ein wies. 37 ) 

2. Eine Verteilung in Ortsbezirkschliige hat vermutlich 
auch nach Ortsbezirksgereclitigkeiten stattgefunden. 
Wir glauben nämlich, (lass da, wo mehrere Ortsbezirke 
Markgemeinschaft unter Einschluss des Deiches verband, 
oft eine Teilung des Deiches nach Markberechtigungen der 
Ortsbezirke vorgenommen worden ist. 

Wie später zu zeigen ist, gab es nämlich in der 
Lopikerwaard in der ältestem Zeit eine Verteilung dos 
Deiches unter Einzelne, die mit der Berechtigung in 
der Almende in Zusammenhang stellt. 6 *) Nach älterem 
salländisehem Deichrecht werden die Häupter mit Unter¬ 
stützung des Kirchspiels angelegt, welches die Kosten nach 
Verhältnis der Markberechtigung seiner Bauern unter diese 
verteilt. 61 ') Andre Quellen ergeben eine Mitberiicksichtigung 

■ Vl ) ÜI»or die frühere Einteilung siehe A. J. Andrea« „Bydrage tot 
de Burgerlyke en Kerkelyke Indeeling van Friesland“ S. 1!H> fl'. 

S,1 I Vgl. die Teilungsordnung von J533 und die der Abhandlung 
von Andreae (Anm. :t5l beigogobene Karte. 

3T ) Vgl. unten III. 

:,H ) Siehe unten §. 1 II t?. 

3!, | Deichreeht von Salland, Art. 04: „Wes datt hoeuet dan voert 
kosten sali, datt sali betaelen datt kerspell daer die Dyck, daennen voer 
hoefden sali, ingelegen is, elck nae waertall“. Beachtenswert ist, dass 
das Deichrecht von Salland von 17S0 statt .waertall“ „morgental“ hat. 
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der Almendberechtigung bei der Deichverteilung unter 
Einzelne. 40 ) 

3. Ein einziges Mal begegnet uns in den Quellen der 
Hinweis auf eine Verteilung eines Deiches nach Orts- 
bezirkspflichtigkeit. Im Jahre 1410 wird eine streitige 
Deichstrecke zwischen Waterland und Ostzaanen geteilt. 
In Bezug auf die an Waterland zugewiesenen Ruten 
heisst es: „Ende daer sal elck in sijnen bedrijve sijnen 
hoefslagh ontfaen maedt maeds gelyck oft by heuren riem- 
tael als dat bescheydelyckste is.“ 41 ) Die Unterverteilung 
unter die Dörfer Waterlands konnte also seitens des 
gemeinen Landes von Waterland nach Verhältnis der Grösse 
der Ländereien geschehen. Es konnte aber auch verteilt 
werden nach Verhältnis der Anzahl von Rudern nebst 
Mannschaft, welche jedes Dorf bei Kriegsaufgebot dem 
Grafen stellen musste. Die Waterländer haben die erste 
Möglichkeit gewählt, 4 *) denn eine Verteilung nach „riemtael“ 
war nicht gebräuchlich. 

1. Es findet sich eine Teilung in Ortsbezirksschläge 
nach Ortsbezirksinhalt. Massgebend konnten dabei 4 *) 
sein die Bauernbesitztümer oder nur die Grundstücke. 
Nun Hessen sich Bauernbesitztümer mehrerer Ortsbezirke 
regelmässig nur miteinander vergleichen, wenn man auf 
den ihnen zugehörigen Grundbesitz sah. Man konnte nicht 
nach ganzen, halben, viertel Höfen oder Hufen (im Sinn 
von Besitztum) rechnen, weil die Werte in den einzelnen 
Ortsbezirken verschieden sein konnten. Vor allem war 
diese Bewertung unmöglich, wenn man nur Teile bäuerlicher 
Besitztümer hereinziehen wollte. So kam es, dass man fast 
stets nach Ländereien, also nach Ortsbezirksländern 
teilte. Dabei wurde die Regel, dass man lediglich die 
Grösse der Bezirksländer berücksichtigte, nur vereinzelt 
wurde auf die Güte, und nur ganz selten auch auf die 
etwa mit den Ländern verbundenen Werte (Almendrechte) 

40 ) Siehe unten § 4 II 2. 

41 ) Bd. I Einl. § 4b, Anm. 543 (auch bei Santen S. 124) 

42 ) G. de Vries S. 128. 

43 ) Von der Hereinziehung von Städten als solchen ist im folgenden 
abgesehen. 

J v. Gierke. Geschichte des deutschen Deichrechls II. 2 
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gesehen. Da diese Teilung regelmässig mit der Zuteilung 
von Kleinkabeln an die einzelnen Landbesitzer endigte, so 
stellte sie sich vom Standpunkt der Einzelnen dar als eine 
Verteilung nach Landbesitz unter Gruppierung nach Orts- 
bezirksgebieten. 45 *) Wir verweisen daher im Allgemeinen auf 
das, was wir später bei der Verteilung unter Individuen 
nach Grundstlicksgrösse ausführen werden. 44 ) Hier sei nur 
bemerkt, dass diese Verteilung, die ja der Regel nach nur 
auf die Grösse sieht, meist in der Weise formuliert wird: 
Verteilt soll sein „hoeve hoeve gelvck“, ..Morgen Morgens 
gleich“, „Diemat Diemats gleich“ usw. 

Diese Teilung nach Ortsbezirksländereien kommt häufig 
rein zur Erscheinung, so dass alle Ländereien der Orts¬ 
bezirke nach demselben Schema berücksichtigt werden. 
Vielfach ist sie getrübt. So werden oft nicht alle Ländereien 
der Ortsbezirke hereingezogen, sondern z. B. nur diejenigen, 
welche vom Wasser Schaden nehmen können; so werden 
oft in einen Deichzug einige Ortsbezirke nach anderen 
Prinzipien eingewiesen, und nur der Rest wird unter die 
übrigen Ortsbezirke nach Ortsbezirksgrösse verteilt; auch 
kann bei einigen Ortsbezirken die Belastung mit anderen 
Deichen 45 ) oder nur bei einigen die Güte des Bodens 
beachtet werden. 40 ) Schliesslich kann eine Abstufung nach 
geschützter Lage Modifikationen bringen. 17 ) 

Wir geben im folgenden einige Beispiele, bemerken aber 
ausdrücklich, dass der Umfang der Trübung unseres Prinzips 
im einzelnen nicht beachtet wird. Alsdann können wir das 
Prinzip in Anspruch nehmen für die Deichstrecken in den 

48«) Völlig einzig dastehend ist die Verteilung des Osterdeicha 
in der Geestmerambacht. Dieser wird unter Dörfer verteilt, aber nicht 
nach Ortsgebietsgrösse, sondern nach Ortsblirgergrundbesitzgrösse. Hier 
wird also nicht nach Ortsbezirksgebieten, sondern nach Ortsbilrgern 
gruppiert, und es werden deren Besitzungen, wo auch immer sie im 
Deichgebiet gelegen waren, zu Gruppen vereinigt. Siehe G. de Vriea 8,159 
und unten § 4 VII, 1. 

44 ) Siehe unten § 4 II, 4. 

45 ) Siehe z. B. die Deichruten des Kirchspiels Waddewarden im 
Harreldeich und Jadedeich bei Thünen S. 39 und unten sub III. 

40 ) Deichverteilung in Westfriesland v. 1339. 

47 ) Siehe unten sub III. 
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preussischen Werdern **), für Elbdeichstrecken in der Wilster¬ 
marsch 49 ). Es begegnet ferner inDitmarschen, indem hier in den 
Kirchspielen die Bauernschaften Schläge Morgen Morgens 
gleich erhalten 50 ). Es liegt auch der alten ostfriesischen 
Deichordnung 51 ) zu Grande. Erwähnung verdient die Vor¬ 
schrift der klevischen Deichordnung von 1575 M ), die offen¬ 
bar ein altes Prinzip erneuert, wenn sie bestimmt: 

„Und sali der Dyck van baven af In einer Jeglicher 
Schouwen biss tom ende mit einer roden, der ort gebruck- 
lich, gemeten und darna up die Lenderie derselver Schouwen 
dar nodig na den maldersaten eines Jeden Kerspels und 
na andere gelegenheit In blocken geschlagen und gelacht 
werden“. 

Im Kirchspiel Osten sind die Sietwenden unter die drei 
Bauernschaften Altendorf, Isensee, Hüll nach Massgabe der 
Grösse der in ihnen liegenden Ackerstiicke verteilt. Nur 
eine Gruppe von Altendorfer Ländereien, die mit dem Oste¬ 
deich beschwert waren, nimmt hieran nicht Teil, und eine 
Strecke von Ländereien wird als selbständiger Ortsunter¬ 
bezirk behandelt. Wir sind hierüber genau unterrichtet 
durch das Deichrecht der Altendorfer Schauung, welches 
eine Vermessung der einen (Oberndorfer) Sietwende aus 
dem Jahre 1571 überliefert 53 ). Es heisst hier, dass in dem 
gedachten Jahre Deichbeamte, gewöhnliche Landesbeamte 
und Deichgenossen auf der Sietwende gewesen sind „und 
hebben einen jeden olirde und bür sc hop“ sinen andel, 

4S ) Vgl. unten IV. 4!) ) Vgl. unten III. 

50 ) L. lt. v. 1567 art. 86, § 3 (Bd. I, S. 40). Vgl. den Wortlaut oben S. 10. 
In Bezug auf die älteren Landrechte vgl. unten § 4 Anna. 8Sa. 

M ) Altes Ostfriesisches Deichrecht § 2: „Zum ersten hebben de 
Prälaten und Hoevetlingen vor guet angesehen und geordineret, dat de 
Dyckschouweren alle Lande .... sollen laten berschrieven .... de 
soelen de Dyckschouwer jede up dat sine verteekenen .... Want dat 
dann also in ein Register verteeckent, so sali men dann de Dycke 
aversehen und meten, wo voele Voete Dyckes up ein Demet edder 
Grass vallen wolden, so idt mögelick in oirer Marcke alse de Dycke 
up oir Land tho wiesen. Alsdann soelen de Dickschouweren 
ein jeder Kerspell na Grotheit siner Hammerke oire Lande 
und Dycke in Schrifften stedes by sick hebben“. 

**) Bd. I Einl. § 4 a Anm. 261. 

M ) Deichrecht der Altendorfer Schauung, XX flf. 

<)* 
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alse idt von oldings gewesen, tho gemeten“. Der erste 
Schlag ist zugeteilt den Altendorfern Oberwegsland. Hierin 
liegen 223 V* „Stück“ Acker; „up ein jeder stück gehöret 
negen eien ringer ein halff quarter“. Es folgt der Anteil 
von Hüll; dieses ist „gehofFschlaget“ auf 228 Stück Acker; 
„er andel, so ehn oldings, de wiel de stücke kort, in der 
siedtwending is tho gelegt, hefft an sick na der mate, velir 
und negentich rode, jeder rode acht eien lang“ ; man sieht, 
dass wegen der geringeren Grösse der einzelnen Ackerstücke 
in Hüll auf das einzelne AckerstUck in Hüll eine viel kleinere 
Kabel entfällt (zwischen 3 und 4 Ellen); der dritte Schlag 
ist einer Landstrecke der „Strasse“ zugeteilt, bei welcher 
auch die Kürze der Ackerstücke berücksichtigt ist. An ihn 
schliesst sich der Anteil von Isensee; von dessen Acker¬ 
stücken heisst es, dass sie länger sind als die anderen; 
daher „up ein jeder stück ist gemeten negen eien langk“. 
Endlich folgt ein Schlag, der dem ganzen in Betracht kom¬ 
menden Kirchspiel Osten unverteilt zugehört 53 “) 54 ). 

In Kennemerland war der Schorlsche Seedeich 
unter Dörfer nach Schlägen verteilt. Die Dorfbewohner, 
welche Land unter dem Deich hatten, wurden ,geerze geerze 
gelijk“ herangezogen 86 ). Auch in Waterland war der Deich 
unter Städte und Dörfer nach Gebietsgrösse in viele Schläge 
verteilt 68 ). Die Deiche im Bezirk von Westzaan und 
Crommenij waren in 5 Schläge zerspalten. Crommenij und 
jedes Vierendeel von Westzaan erhielten einen Schlag nach 
Ortsbezirksgrösse. Hierüber sind wir ausführlicher durch 
Verstuhlungen in dieser Herrlichkeit unterrichtet. Erhalten 
ist uns z. B. ein „Accort op’t Verstoelen van den Zeeburglr 
von 1534”). Hier heisst es: 

„Dat die Westzaanden ende Crommenie den Zeeburgh 
von Westzaanden met malkanderen rnadt madts gelijck 

r,3a ) Über die Verteilung des Weglährela an der Pl'erdemtthle zwischen 
Altendorf und Isensee siehe Deich recht der Altendorfer Schauung, 
XVIII 9. Es ist ebenfalls 1571 neu vermessen. 

S4 ) Siehe in Bezug auf Jeverland auch Thlinen S. 35 ff. Wo aber 
unrichtiger Weise das ostfriesische Deichrecht zu Grunde gelegt wird. 

r,ü ) G. de Vries S. 1*20/121. 

M ) a. a. 0. S. 127/128. 

r ' 7 ) „Privilegien van Westzaanden en Crommenie“, 8. s3. 
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sulleu onderhouden, repareren ende maecken ende dien 
selfden Zeeburgh met hören Dijckgraef sullen verstoelen“. 
Die Verteilung in Ortsbezirksschläge ergibt aber die Vorschrift: 

.,Ende waert datter eenigh Broken-dijck te weten ennigh 
Walen geviel aen den Zeeburgh, soo sullen die gemeen Buyren 
van Westzaanden ende Cronnnenie den ghebroken Dijck 
oft Zeeburgh mit malkanderen repareren ende op helpen 
maecken ten vollen Dijck toe, ende voort ter naester Mey- 
schau daer aenvolgende soo sal dat vierendeel, daer die 
opgemaeckten broken Dijck in gelegen is, met mal¬ 
kanderen den Dijck opmaeken ende leveren een voet hooger 
dan die oude Dijck: ende soo is Crommenie ende 
Crommenierdijck hiermee in ghereekent voor dat 
vijfte vierendeel van Westzaanden“. 

Man erkennt, dass jedes Vierendeel Deichschläge hat, 
und dass Crommenij als fünftes Vierendeel gezählt wird “). 

Für das westerlauwersche Friesland kann die Ver¬ 
teilung derDeichstrecken angeführt werden, welche denBuiten- 
deichern der Vijfdeele zugewiesen waren. In sie werden die 
Dörfer eingewiesen und zwar „pondematepondemate gelijck“®®). 

Das Prinzip finden wir auch bei den grossen Ab¬ 
dämmungen der Seegaten im holländischen Norder¬ 
quartier 60 ). Die Abdämmungen werden von den Aussen¬ 
deichsländereien, welche durch sie vor den eindringenden 
Fluten der Zuidersee und des Y geschützt wurden und an 
reine Binnenmeere zu liegen kamen, „maden maden gelijck“ 
in Schlägen für die einzelnen Ortsbezirke oder für zusammen¬ 
gefasste Ortsbezirke unterhalten 6 ‘). 

t8 ) G. de Vries S. 126. 59 ) Beekmann S. 502. 

Ausführlich handelt über sie G. de Vries S. 134 fl. Vgl. auch 
G. de Vries S. b. 

Äl ) Vgl. die Handveste für den Krommenyerdam von 1357. (Mieris 
III, 30, Santen S. 72, Lams S. 17): „Ende dat ghelt ende alle andere 
ongelt ende kosten die hier op ende omme gedaen sullen werden: sullen 
die gene gelden, die daer onder gelandt zijn buyten ouden dycken mad¬ 
en maden gelijck“. Der Damm wurde in vier Teile zerlegt. In jedem 
Viertel war er über Ortsbezirke unterverteilt. G. de Vries, S. 135/136. 
Siehe auch unten V. Vgl. ferner die Verteilung des Schardamms 
v. 29. *Nov. 139G. (Sie ist von G. de Vries in den „Vers), en Mededel.“ 
II S. 287 ff. II veröffentlicht. Hier sieht man deutlich die Gruppierung der 
Butenländer nach Ortsbezirken). 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



22 


Digitized by 


Auch gedenken wir der grossen Verteilung der Honds- 
bos’schen Seewering in Nordholland, die freilich stark in 
die zweite Periode hineinragt. Der Deich wurde zunächst 
nur durch eine Kontribution der für verpflichtet erklärten 
Ortsbezirke unterhalten“). Später wird er realiter über 
sechs Ortsbezirke (Geestmerambacht — Schagen und Nieu- 
dorper Koggen — Viernorderkoggen — Drechterland — 
Dörfer von Waterland — Duynkavel) in mehrere Schläge 
verteilt und zwar nach Ortsgebietsgrösse und nach Mass- 
gabe geschützterer Lage 6 *). 

5. Selten werden Deiche und Deichstücke auch nach 
Ortsbezirkszahl verteilt. So soll von den 264 Ruten, 
welche Ostzaanen im Jahre 1408 ausserhalb seines Bannes 
'annehmen muss, jedes seiner Vierendeele l U erhalten“). 
Die Dörfer Hensbroek und Obdam hatten ferner im Seedeich 
der Vier Norderkoggen 800 Ruten gemeinschaftlich zu unter¬ 
halten. Als jedes von ihnen einen Schulzen bekam, wird der 
Deich unter sie trotz ihrer verschiedenen Grösse in Hälften 
verteilt 65 ). Von den Deichen des ältesten Biltpolders im 
westerlauwerschen Friesland sagt Beekmann 66 ): „Elk der 
dorpen, die niet even groot waren, droeg voor V* in de 
dijklasten bij“. 

HI. Vorzug bei geschützterer Lage. Nur solche 
Ortsbezirke haben der Regel nach Schläge im Deich, welche 
der Überströmungsgefahr ausgesetzt sind. Die Gefahr ist 
aber nicht für alle die gleiche. Manche Ortsbezirke hatten 
eine geschütztere Lage als andere. Wurden sie bei der 
Teilung in Ortsbezirkskabeln besonders bevorzugt, so dass 
sie in geringerer Weise belastet w r urden? Die Frage ist im 
Allgemeinen zu verneinen. In besonderen Fällen wurden 
Ausnahmen gemacht. Es erschien häufig gerecht, den¬ 
jenigen Ortsbezirken, welche vom Deich sehr weit entfernt 
lagen, oder welche infolge besonderer Schutzeinrichtungen 

«) G. de Vries S. 139 ff. 

•*) Siehe unten III. 

**) Mieria VI, 113, Santen 123, Lama 663. Siehe unten IV. 

w ) G. de Vries S. 152. Allerdings waren die L&ndereien Obdama, 
das grösser war, unfruchtbar. 

“) 8. 504. 
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gesicherter waren, eine Sonderbewertung zu Teil werden zu 
lassen. Es lässt sich denken, dass man hieran namentlich 
dann dachte, wenn man das Prinzip des Gebietsanschusses 
verliess, ohne eine Verteilung nach Ortsbezirksinhalt voll 
aufzunehmen. So lässt es sich verstehen, dass bei den 
Teilungen der Deiche in Westergo und Sevenvolden die 
hereingezogenen, mehr binnenwärts gelegenen Grietenijen 
teilweise nur sehr kleine Deichstücke erhalten im Verhältnis 
zu den angrenzenden Ortsbezirken® 7 ). Und so ist es zu 
erklären, dass Binnendeieher Westergos in den einzelnen 
Teilen im Verhältnis zu ihrer Gebietsgrösse viel kleinere 
Deichkabeln zugewiesen bekamen als die Butendeicher. Es 
mag an dieser Stelle etwas Uber diesen Gegensatz bemerkt 
werden, der die deichrechtlichen Verhältnisse in Westergo 
erheblich kompliziert® 8 ). Der Bezirk von Westergo war durch 
einige Binnendeiche in zwei grosse Teile geteilt. Die An¬ 
gesessenen zwischen dem westlichen Seedeich und den Binnen¬ 
deichen Messen „Butendeicher“, die auf der anderen Seite der 
Binnendeiche Gesessenen nannte man „Binnendeieher“. 
Infolgedessen gab es auch innerhalb der einzelnen Bezirke 
Westergos die entsprechenden Spaltungen. Wir finden in 
dem Gebiet der Vijfdeele, in Wonseradeel, in Wijmbritsera- 
deel solche Buten- und Binnendeieher. Die Binnendeieher 
wurden zunächst nur insofern als deich pflichtig betrachtet, 
als sie unmittelbar an Seedeiche anstiessen. Nach Aus¬ 
trocknung der Middelsee, die sich früher weit ins Binnen¬ 
land hinein erstreckte, war dies nur zu einem sehr kleinen 
Teil der Fall. Die Buitendeicher waren daher im Vergleich 
zu den Binnendeichern in hohem Masse mit Seedeichen 
belastet. Hier setzten die Bestrebungen der Buitendeicher 
ein, die Binnendeieher zur Hülfe und zur Unterstützung 
heranzuziehen. Fortlaufende Streitigkeiten auf den Land¬ 
tagen waren die Folge; ihnen wurde schliesslich ein Ende 

* 7 ) Es haben nach dem Groot Arbitrament v. 1533 (Schwartzen¬ 
berg II, 628) z. B. die Grietenij Engwirden nur 90 Ruten und Opster- 
land nur 40 Ruten Deichs in dem Deich von dem Roode Kiif bis Veen- 
huizen zu unterhalten. Vgl. Beekmann 8. 740, wo der Inhalt der 
Verteilung von 1533 im Auszuge wiedergegeben ist. 

**) Vgl. Beekmann S. 182, 502, 73911 und Buma S. 3811. 
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gemacht durch das Groot Arbitrament von 1533''"). Durch 
es werden die Deiche von Westergo und Sevenvolden in 
vier grosse Teile zerlegt, und jedem Teil Grietenijen, Dörfer 
und Städte zugewiesen. Aus dieser Aussprache ergibt es 
sich, dass auch die Binnendeicher trotz der Binnendeicho 
der Überströmungsgefahr von der Westseite ausgesetzt waren. 
Sie werden aber in den grossen Deichteilen, denen sie ver¬ 
möge ihrer Grietenijzugehörigkeit zugeteilt wurden, wegen 
ihrer geschlitzteren Lage bevorzugt. Die Vorteile, die sie 
erhalten, bestehen immer darin, dass sie weniger zu Häupter 
und anderen Deichwerken beizutragen hatten; sie erhalten 
aber auch teilweise verhältnismässig kleinere Deichstiicke 
zur Unterhaltung zugewiesen. Besonders deutlich ergibt 
sich Letzteres bei der Deichstrecke, welche für die Vijf- 
deele und einige Dörfer Wonseradeels in Betracht kam. Die 
Buitendeicher der Vijfdeele nebst Dörfern von Wonseradeel 
müssen *'«, die Binnendeicher der Vijfdeele aber nur V« von 
ihr annehmen, obschon das Gebiet der Binnendeicher eher 
grösser als das der anderen war. 

Mitunter ist es schwer festzustellen, ob die geschütztere 
Lage mit bewertet worden ist. Vor allem kann nämlich 
eine geringere Veranschlagung entfernterer Ortsbezirke mehr 
auf ihrer Belastung mit anderen Deichen beruhen. Ein 
Beispiel hierfür gibt der Elbdeich in der Wilstermarsch. 
Das Kirchspiel Wilster 70 ) zerfiel in eine alte und eine neue 
Stute; die alte Seite lag nordöstlich von der Wilsterau, die 
neue südwestlich von der Wilsterau. Zwischen Wilster und 
der Elbe waren andere Kirchspiele angesiedelt: Wevelesfleht, 
Beidenfleht, Brokdorf, Eiredefleht (St. Margareten). Der 
Elbdeich wurde von diesen vier Aussenkirchspielen und 
Wilster unterhalten 71 ). Die Belastung war eine ungleiche, 
Wilster war nur in geringem Umfang beteiligt. Wir wissen 
aus einem Vertrage von 1545 72 ). dass in den drei erst- 

S <*h wart/.<*nborg II, *528 Eino kurzo Inhaltsangabe bei Boek- 
mann, S. 740. 

70 ) Vgl. (1 ie umgehende Darstellung des Aushaues der Wilster- 
niarsch bei Detlefsen I, ft. 119 ff, II, S. 1 ff. 

71 ) Vgl. Detlefs en a. a. 0. I, ft. ld;t ff. II ft. 1f>. 

7 -) Sein Inhalt wird von Detlefsen a. a. O. II ft. lti mitgeteilt. 
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genannten Kirchspielen jeder Morgen mit 8 Fuss Elbdeich 
belastet war, während an der alten Seite des Kirchspiels 
Wilster auf jedem Morgen nur 2 Fuss Elbdeich ruhten. 
Hierbei hat wohl die geschütztere Lage der alten Seite”) 
eine gewisse Rolle gespielt, aber zu beachten bleibt, dass 
die alte Seite mit eigenen Deichen (Moordeich — Bekdeieh — 
NVilsteraudeieh — Stördeich) belastet war 74 ). 

Dagegen darf es als gewiss gelten, dass man bei der 
grossen Verteilung der Hondsbos’schen Seewering die 
geschützter liegenden Ortsbezirke bevorzugt hat. Die Kon¬ 
tribution. zu der anfangs die verpflichteten Ortsbezirke nach 
Morgenzahl angeschlagen waren, war abgestuft nach der 
geschützten Lage. Das erforderliche Geld musste uach 
Morgenzahl und zwar nach dem Verhältnis von 2 zu 1 V« zu 
1 aufgebracht werden. Daher wurden höchste, mittlere 
und niedrigste Morgen unterschieden. Duinkavel hatte 
höchste Morgen. Waterland, Geestmerambacht, Schager und 
Niedurperkoggen hatten mittlere Morgen, die Viernorder- 
koggen und Drechterland schliesslich niedrigste Morgen. 
Nach diesem Verhältnis wurde der Handsbos'sche Deich 
realiter unter die sechs Ortsbezirke 1555 geteilt. Nun ver¬ 
stehen wir die Vorschrift der Ordonnanz von 1555”), welche 
lautet: 

..Dat de v. Dyck van den v. Hontsbos’schen gesmal- 
deelt sal werden in ses deelen en ten lasten van de ses 
deelen. te weeten een deel ten lasten van Geestmer-Am- 
baclit. een deel ten lasten van Schagen en de Niewdorfer 
Koggen, een deel ten lasten van vier Noorder-Koggen, een 
deel ten lasten van Drechterlandt, een deel ten lasten van 

de D.orpen in Waterlandt.en een deel ten lasten 

van de Geerfden aen de Duynkant, en dit al nae advenant 
sy van outs aen’t v. Hontsbosch gecontribueert hebben 
met de hoogste, middelste en laegste morgen, als die by 
onse (’ommissarissen geordonneert sal werden- 78 ). 

73 ) Siehe die Karte bei Detlefsen a. a. 0. 

74 ) Vgl. über die eigenen Deiche der alten Seite, Detlefsen I S. 126 f. 

7: ) Handvesten für Assendelft S. 118 ft*. 

'*) Über die Geschichte der Handsbos’schen Seewering siehe oben 
S. 22 An in. 82. 
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IV. Deichbeschaffenheit und Kabelgemenglage. 
Wo man streng nach dem Prinzip des Gebietsanschusses 
deichte, konnte die verschiedene Beschaffenheit der Deiche 
und Deichstrecken keine Bewertung bei der Teilung nach 
Ortsbezirken erfahren. In allen anderen Fällen war es 
möglich; und in der Tat hat man bereits in dieser Periode 
auf die Deichbeschaffenheit teilweise bei der Bildung von 
Ortsbezirkskabeln Rücksicht genommen. So wurde bei 
der Verteilung des waterländischen Deichs unter die Orts¬ 
bezirke Deich ohne Vorland (Kaaldijk), der schwer zu 
unterhalten ist, nicht zu seiner vollen Länge gezählt 77 ). 
Oder man teilte den Deich in Schläge, die in Bezug auf 
die Unterhaltskosten gleich, aber von ungleicher Länge 
waren. Es konnte dann in jedem dieser Schläge einem 
jeden Ortsbezirk ein verhältnismässiges Stück zugewiesen 
werden. So wurden auf Scliouwen in Seeland seit dem 
16. Jahrhundert die Deiche alle 7 Jahre in der Weise ver¬ 
teilt, dass vier Teile gebildet wurden, von denen jeder mit 
denselben Kosten zu unterhalten war; in jedem Teil erhielt 
jedes Vierendeel von Schouwen ein gleich grosses Stück 78 ). 
Es ist ferner anzunehmen, dass einfach gute und schlechte 
Deichschläge gemacht, und in jedem von ihnen jedem 
Ortsbezirk etwas zugeteilt wurde 70 ). Häufig nahm man in 
der Weise auf etwaige Deichbeschaffenheit Rücksicht, dass 
man alle oder nur einige Ortsbezirke zunächst einen Teil 
ihrer Gesamtrutenzahl nehmen, den Rest später folgen liess 
und sie auf diese Weise durch einander mengte. Bei der 
Viertelteilung der 264 Ruten Deichs unter die Vierendeele 
in Ostzaanen im Jahr 1408 heisst es, dass sie in bestimmter 
Weise umschichtig immer 33 Ruthen nehmen sollen, weil 
„goets dijcks ende quaets dijcks dat een onder't ahder 
legghet“ *°). Als bei dem grossen Arbitrement für Westergo 
von 1533 die Binnendeicher der Vijfdeele ein Viertel der 
ersten grossen Deichstrecke (von dem Biltdeich bis zum 


77 ) G. de Vries S. 127. 

7fl ) Beekmann S. 490. 

Vgl. unten § 4, V. 

w ) Miorie IV, 113 (Santen 123); hierzu oben II, 5. 
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Makkumersijl) erhalten, bekamen sie es an drei verschiedenen 
Stellen zugewiesen 81 ) **). 

Auf diese Weise ergab sich eine Gemenglage der 
Ortsbezirkskabeln. 

Es würde aber unrichtig sein, jede sich findende 
Gemenglage mit guter oder schlechter Beschaffenheit de3 
Deichs in Verbindung zu bringen. Vielmehr ist sie häufig 
dem Gedanken entsprungen, das Risiko eines Ortsbezirks 
nicht mit einer Stelle zu verknüpfen, sondern es zu ver¬ 
teilen. Vielleicht ist so auch die Gemenglage zu erklären, 
die wir bei der Verteilung des Eisenraddeiches in den 
bremischen vier Landen von 1437 finden 8 *). Sie ist uns in 
dem Denkelboek Bremens teilweise erhalten, und ist sicher 
wegen ihrer Ortsbezirksverteilung überhaupt wichtig. Hier 
heisst es: 

„Desse nachgeschreven scholet den dyck holden van dem 
Korve wente in die berge negest der Sandbrake: 

Dess Rades dicke gatt an dem Korve an. Darnegest 
des Abbates von Sunt Pawele. In de Weyerland van dem 
Vorthaue und von dem Berchove mit veer roden dickes ein 
Itliek hoff. In de Velbner Tein roden. In de van uth 
Bremen Söven roden. In Twuschen den van uth Bremen 
und Osiinghusen licht ein Schlag datt hellt de Rath vorklaget 
dar willenn de Landlude und Erfexen umme tho samende 
kamen tho Bremen, so schollen se darumme spreken wer datt 
macken schall. In de van Oslingeshusen (Oslebshusen) Twe 
roden. De buhr thom Mohre Twe roden. De van Grambeke 
(Grambke) Eine Roden. De buhr van der Wetteringe 
druttein Roden. Den weg schöllet de Rath holdenn. De 
buhr thom Horne Eine Rode dickes. De van den Schwag- 
husen (Schwachhusen) veer Roden. De Hornsateren vofft- 
halff Roden. De van der Lede (Lehe) Sostein Roden. De 
van Walle veertein Roden. De van Grepeling (Gröpelingen) 
Säven Roden. De van Ossllngeshusen (Oslebshusen) de 

81 ) Schwartzenberg II, H28, Buma S. 57 ff. 

M ) Eine Berücksichtigung der Deichbeschaftenheit liegt übrigens 
schon darin, dass man bei mehreren Deichzügen jedem Ortsbezirk in 
jedem Deichzug Schläge gab. 

®) Bd. I, Einl. § 4 a Anm. 2fi0. 
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Mohr säte r und de van Grammeke thosamen vyff Roden. 
De buhr thor Horst voffthalve Roden. De Bavendammer 
veer Roden. In de uth dem Blocklande veer und twintigh 
Roden. De Harsteder vyff Roden. De Wummensider 
Sostehalven Roden. De Bavendammer Achte Roden. De 
van Gröpelingen soeven Roden. De Blocklander veer und 
twintich Roden. In de Hornsaters veer Roden. De Buer 
van der Wummside Soss Roden. De Buer in der Wetteringe 
Söstein Roden. De Uth Bremer Soeven Roden. De Hem- 
saters Twee Roden“. 

Mit Sicherheit aber kann man für eine Verteilung des 
Risikos die höchst interessante Gemenglage der Dörfer des 
Danziger Werders in der Hauptdeichstrecke an derWeichsel 
verwerten. Auskunft gibt Uber sie eine alte Damm rolle 
von 1641 8l ). Sie bezieht sich auf die Weichseldämme von 
der Wesslinker Lanke bis an die Höllischen Dämme. Da es 
keinem Zweifel unterliegen kann, dass sie sich an alte Ver¬ 
hältnisse anschliesst. ist sie bereits für die erste Periode 
verwertbar. Ich gebe sie zunächst teilweise wieder: 

Maass der Erb löte irn Weichseidanim. 


Das erste 

Lott 

von 

Das Mittellott. 

Das letzte Lott. 

der verbrennten 


Rut. Schu 

Rut. 
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Die Summe der Ruten des ersten Loses beträgt 2735,2, 
die des zweiten 4006, die des dritten 1268,10. In dem ersten 
und zweiten Lose sind, wie ersichtlich, Dörfer mit Sonder- 


M ) Sie ist gedruckt bei Vircho S. 36, vollständiger, aber nicht 
fehlerfrei neuerdings bei Bertram S. 94 f. 
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recht vorhanden die sich immer nur in einem Lose finden. 
Sehen wir von ihnen ab, so ergeben sich im ersten Los 
2537 Ruten 5 Schuh, im zweiten 3806. Nun verhalten sich 
aber 2537 Ruten 5 Schuh zu 3806 Ruten zu 1268 Ruten 
10 Schuh wie 2:3:1. Ebenso erkennt man. dass die Ruten der 
einzelnen Dörfer in den drei Erblosen sich verhalten wie 2:3:1. 

In der Dammrolle stehen am Schluss die Ruten der 
Sonderdörfer abgezogen, und es heisst 86 ), dass von dem Rest 
kommen ,ins erste Lott 2 / c : oder 1 / 3 , ins Mittellott ins 
dritte und letzte Lot */ 6 “. Dieser Rest ist aber, wie die 
Dammrolle ergibt, auf die Dörfer „nach Hubenzahl“ verteilt, 
so dass auf jede Hube ll 3 /. ( Ruten kommen. 

Die Verteilung der Deichstrecken ist daher m. E. 
folgendermassen zu Stande gekommen: Man berechnete die 
ganze Deichlinie, zog davon die auf die Sonderdörfer ent¬ 
fallenden Ruten ab und verteilte die übrigen Ruten auf die 
Hauptdörfer nach Hufenzahl. Alsdann liess man jedes 
Hauptdorf zunächst l / 3 seinerRuten nehmen unterEinschiebung 
einiger Sonderdörfer; hierauf bekam jedes Hauptdorf in alter 
Reihenfolge die Hälfte seiner Rutenzahl, wieder unter Ein¬ 
schiebung einiger Sonderdörfer; und schliesslich begann man 
die Reihe der Hauptdörfer von neuem, um jedem noch V 6 
seiner Ruten zuzuweisen. 

Dies alles ist daraus zu erklären, dass man es als 
gerechter empfand, das Risiko des einzelnen Dorfes auf 
mehrere Stellen des Deiches zu verteilen. 

V. Zusammenfassungen. Oft waren Ortsbezirke, die 
keinen höheren Ortsbezirk bildeten, zusammengefasst, und es 
war ihnen ein Teil des Deiches zusammen zugewiesen. So 
war der Krommenyerdam im Jahre 1372 in vier große Teile 
geteilt, und jeder Teil einer Gruppe von Ortsbezirken an¬ 
vertraut 87 ). Die Deiche in Westergo wurden durch den 
Schiedsspruch von 1533 ebenfalls in vier grosse Strecken 
zerlegt, und jede Strecke wurde einer Gruppe von Ortsbezirken 

M ) Sie haben gegenüber den Scharwerksdörfern eine eigene 
Stellung als .Freidörfer*. 

8Ö ) Wenigstens in dem Abdruck bei Bertram (siehe Anm. 84). 

87 ) Näheres bei G. de Vries S. 185 u. 13Ö, der sich auf eine 
Handschrift, die über das Jahr 1372 Auskunft gibt, stützt. 
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zugewiesen 88 ). Höchst interessant ist auch die Verteilung 
der Weichseldämme im Danziger Werder. Hier werden 
drei grosse Teile unterschieden 89 ). Der erste Teil von Dirschau 
beginnend war der sogenannte „höllische Damm“, der an 
gewisse höhische Ortschaften, und geistliche und adlige 
Bezirke, welche von Dirschau bis Danzig zerstreut lagen, 
nach Kabeln verteilt war 90 ). Die zweite Abteilung bildete 
der „Werdersche Damm“; sie kam für die 16 Scharwerks¬ 
dörfer und einige Sonderdörfer in Betracht; ihre Aufteilung 
haben wir soeben kennen gelernt 91 ). Das letzte Stück des 
Dammes, welches bis Danzig reichte, liiess der „Bauamtsche 
Damm“; es war den Ortschaften des Bauamts, der Stadt 
Danzig und einigen ausserhalb des Werders gelegenen Dörfern 
nach Kabeln zugeteilt 9 *) 

VI. Die Reihenfolge. Die Reihenfolge der Ortsbezirke 
ergab sich bei dem Prinzip des Gebietsanschusses von selbst, 
hn übrigen wurde sie durch Anordnungen und Vereinbarungen 
bestimmt. Dabei waren dann entweder die Lage 9 * 3 ) oder der 
Zufall oder beide massgebend. Häutig griff man zum Los. 
Vielleicht hat bei der Aufteilung der gemeinen Deichstücke des 
Diemer Seedeichs im Jahre 1450") eine richtige Verlosung 
stattgefunden 94 ). Hier kommen Waarsleute vor die Schöffen 
von Diemen und ..loeten, devlden en scheyden nu aan tot 
eewigen dagen toe aisulken dyk, als zy nu ter tyd binnen 

8S ) Siehe oben Anm. 69. 

89 ) Vircho S. 34 11, Bertram S. 93 ff. 

Die Verteilung geht auf die „Landtafel* von 1423 zurück. Sie 
ist veröffentlicht bei Vircho S. 3 nach einem Auszug des Bartholomeus 
Arctologoneus aus dem Exemplar der Stadt Dirschau. Neuerdings ist 
sie veröffentlicht nach anderen Vorlagen von Bertram S. 94, der aber 
den Auszug Virchos gar nicht erwähnt. — Die höhischen Dörfer 
sind Ortschaften, die auf der Höhe gelegen sind, welche den Danziger 
Werder westlich begrenzt. 

91 ) Siehe Anm. 84. 

M ) Siehe die Ausmessung von 1641 bei Vircho S. 36. Sie ist 
neuerdings hiernach gedruckt bei Bertram S. 96, wo aber fälschlich 
das Jahr 1764 gesetzt ist. — Eine Einteilung des Dammes von 16*22 
findet sich bei Bertram S. 96. 

98 *) Vgl. Altes Ostfriesisches Deichrecht § 3. 

9f ) Gr. Utr. Placaetboek II, S. 6. 

94 ) Vgl. auch Beekmann S. 1110. 
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den voorsc. banne gemeen en t’samen hebben“. Die gemeinen 
Deichstücke werden hier unter drei Ortsbezirke verteilt. — 
Immerhin muss beachtet werden, dass die Bezeichnungen 
„Los“ und „losen“ nicht stets auf eine richtige Verlosung 
zurückgeführt werden können. So lässt sich für die Ver¬ 
teilung der Hauptdeichstrecke im Danziger Werder unter die 
Scharwerksdörfer 95 ) trotz der „Lote“ und „Kaweln“, welche 
die einzelnen Dörfer erhielten 96 ), höchstens eine beschränkte 
Verlosung annehmen. Denn die Reihenfolge der Ortsbezirke 
im Deich ist derart, daß sich Gruppen ergeben, die mit der 
natürlichen Lage der Gruppen von Norden nach Süden 
übereinstimmen. Es lässt sich also nur an eine Verlosung 
zwischen der nördlichsten und südlichsten Gruppe und an 
eine Verlosung innerhalb der einzelnen Gruppen denken. 

Beachtung verdient, dass die einmal festgestellte Reihen¬ 
folge bei mehrfachen Deichstrecken gewahrt wurde 97 ). 

VII. Neuverteilungen zu bestimmten Zeiten. 
E r I) d e i c h e. 

1. Neu-Verteilungen unter Ortsbezirke zu 
bestimmten Zeiten sind uns in der ersten Epoche des 
Deichrechts aus den Niederlanden bekannt. Man nannte 
sie namentlich auch „Herstoelingen“. 

In einigen Gebieten war es gemeines Deichrecht, 
dass der Deich alle 100 Jahre drei Mal neu unter die 
Ortsbezirke verteilt wurde, also ungefähr alle 33 Jahre. 
Es galt dies in Ivennemerland; denn am Schluss der Ver- 
stuhlung des Schardams von 1396 9 *) heisst es, dass die 
Stuhlung 32 Jahre dauern sollte „nae rechte ende costume 
van Kennemerland 99 )“. Der Hinweis auf die Dreiteilung 
der hundert Jahre begegnet für Westzaan und Krommenij l0 °) 

<J5 ) Siehe oben unter IV S. 28. 

**) a. a. 0. 

i* 7 ) Vgl, oben a. a. 0. 

l '*) G. de Vries in den „Versl. en Meded.“ II S. 287ff. 

eö ) G. de Vries S. 163, Beekmann S. 1540. 

10 °) In diesem Gebiet sind uns zunächst Verstuhlungen überliefert 
aus den Jahren 1534, 1569 und 1604 (Priv. von Westzaan und Crommenij 
S. 83, 115, 173); der Hinweis, welcher im Text erwähnt ist, findet sich 
in der Urkunde v. 1637 (a. a. 0. S. 317); Vgl. G. de Vries S. 163 und 
Beekmann S. 1540. — Auch in Ostzaanen wurde nach G. de Vries 
S. 103 der Deich alle 33 Jahre über die Vierendeele verstuhlt. 
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Das Recht von Kennemerlaml wurde in der Geostmor- 
ambacht Westfrieslands für den Oosterdeieli im Jahre 1533 
recipiert 101 ). 

Es gab auch viel kürzere Termine für solche Verteilungen. 
Wir wissen, dass der Schorlsche Seedeich in Kennemerland 
zweimal alle sieben Jahre unter die Dörfer neu verteile 
wurde 108 ). Es war dies ein Sonderrecht des Sehorlschen 
Deichverbandes, welches von dem gemeinen Deichrecht 
Kennemerlands abwich. Eine eigenartige Neuverteilung 
begegnet noch in Geestmerambacht. Hier wurde der Oster¬ 
deich nicht nur, wie erwähnt, alle 33 l / 3 Jahre neu verteilt, 
sondern auch alle 7 Jahre. Diese siebenjährige Verstuhlung 
bezweckte eine Zusammenlegung der Kabeln von Ortsbürgern 
in eine Strecke, so dass nicht nach Ortsgebieten sondern 
nach Ortsbürgern gruppiert wurde 103 ). 

Das Jahr, in dem die periodische Verteilung stattfand, 
wurde auch „scroyjaer“ genannt 101 ). 

2. Neuverteilungen zu bestimmten Zeiten fanden in 
Deutschland, soviel uns bekannt ist, nicht statt; aber auch 
in den Niederlanden waren sie vielfach ausgeschlossen. 
Man kann hier von -Erbdeichen“ oder ,Erbloten“ 
sprechen 105 ). Oft geschah der Ausschluss ausdrücklich durch 

>"') Siehe G. de Vrios S. 174. 

,02 ) G. de Vrios S. 163/104, Beek mann a. a. O. 

l0S ) Über die merkwürdige Verkabelung dieses Deiches siehe oben 
Anm. 43a u. G. de Vries S. 175. 

104 ) G. de Vries IS. 161, Beekmann S. 1453. — Der Ausdruck 
kommt natürlich von „scroden“. Siehe § 41. 

,0^, ) Der Ausdruck „Erbdeich 0 begegnet bei Schwartzonberg [[, 
635 (a. 1533): „Gemerct die v. Abt met zijn Consorten altijt hadden 
gehadt erfdyken.“ Wir finden ihn in der Note Heimreichs zum 
Spadelandsrecht art. JI: „Demnach Streit vorgefallen, ob Späteland 
zubezahlen? Als ist darauff Anno 1534 von den Fimffharden erk&nd: 
Welcher Kog die Wehlen hat in seinen Erb-Teichen derselbe soll das 
Späte-Land mit gesampter Hand bezahlen“. Das Wort bedeutet hier 
den Deich, der mit einem Koog fest verwachsen ist. Vor allem ist 
auf die „Erblote“ der Dörfer im Danziger Werder hinzuweisen. Siehedie 
oben unter IV mitgeteilte Ausmessung. — Mit der Bezeichnung „Erbdeich* 
hängt meiner Meinung nach der Ausdruck „nieuwe eerften“ in Seeland 
zusammen. Er bedeutet „Einlagedeiche“. Siehe Beekmann S. 1183. 
Der Erklärung Beekmanu's, dass hier vielleicht an „Erben des alten 
Deichs“ zu denken sei, vermag ich mich nicht anzuschliessen. Denn 
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den Hinweis, dass die Deichstücke „erflik“ bei den Orts¬ 
bezirken bleiben sollten 106 ). Der Ausschluss periodischer 
Verteilungen hinderte natürlich nicht eine Neuteilung bei 
vorhandenem Bedürfnis. Sie vollzog sich auf dem Wege 
genossenschaftlicher oder herrschaftlicher Anordnung. Da¬ 
her finden wir da, wo einseitige herrschaftliche Verordnungs¬ 
gewalt sich durchsetzte, bei grösseren Teilungsordnungen 
die herrschaftliche Abänderungsmacht ausdrücklich Vor¬ 
behalten 1 * 7 ); andererseits begegnen uns hier herrschaftliche 
Zusicherungen, dass innerhalb bestimmter Fristen eine ausser¬ 
ordentliche Neuteilung nicht Platz greifen soll 10 *). Je mehr 
die Teilung des Deiches sich als eine definitive darstellte, 
um so mehr verwuchs jeder Ortsbezirk mit seinem Deich¬ 
schlag 109 ). 

dann würde der Zusatz „neue“ gar keinen Sinn haben. Ich meine, dass 
„nieuwe eerften“ bedeutet „neue Erbdeiche“. Dabei ist Erbdeich im 
Sinn eines dauerhaft mit dem Grundgebiet verwachsenen Deichs im 
Gegensatz zu dem wankenden Deich, der verlassen wird, zu verstehen. 

10c ) „Dat wi gheghewen hebben die van Wieringerland roede ende 
mate hoir land ende hören dijc te meten ende die te stoelen ob hoir 
land ende dien dijc erflike te bliven op *t land, dair hi op ghestoelt 
wort, het en wäre joffer enighe prochye sonderlinghe verarmde van 
vloede jof van anderen onghevalle, dat dat stonde an ons te verbeteren 
(Mieris II, 573 a. 1335). Mit Recht bemerkt G. de Vries S. 166, dass 
hier prinzipielle Unveränderlichkeit der Verteilung unter den Dörfern 
gemeint ist. — Siehe ferner Mieris II, 211 (a. 1319): „Ende viertien 
daghen na pinsteren so sullen wj . . . in Vrieslant wesen om elc 
ambocht op einen dike te brenghen, ende in elken ambochte elken 
Kerspel einen opganc ende sine ofganc te wisen daer hi tem erfelike 
bliuen zal“. Mieris II, 614. G. de Vries S. 167: Der Deich von 
Geestmerambacht soll 1329 über die Dörfer verteilt werden „erflic te 
bliven, op Kintskint te laten“. 

107 ) Siehe G. de Vries S. 167, 149. Mieris II, 614: „Behouden 
minen Here sine heerlicheden ende sijns lants bederfnisse“. 

108 ) Mieris III, 465 (a. 1387). Über die Ratschläge, Unveränderlich - 
keit in der Deichverteilung Westfrieslands einzuführen, siehe G. d e 
Vries S. 167 ff. 

109 ) Siehe Bergh II, 1048 (a. 1298). Bei der Scheidung von 
Houtwouderambacht und Drechterland heisst es: „Ende omdat wy willen 
dat dese voers. sticken vaste blyven ende ghestade tote eenen eeuwe- 
lycken dingen, soe hebben wy hem desen openen brief gegeven“. 
Siehe ferner Gr. Utr. Placaetb. II, S. 6 oben unter VI. Ausserordentlich 
beachtenswert ist ferner, dass im Danziger Werder die alten Ortsbezirks¬ 
kabeln aus dem 15. Jahrh. eich bis in die moderne Zeit erhalten haben. 

J. v. Gierke, Geschichte des deutschen Deichrechts II. 3 
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§ 4 . 

Verteilung: an Einzelne 

I. Allgemeines. Wir wissen, dass im Mittelalter die 
Kleinkabeldeichung vorherrscht. Die Deiche, welche 
nur einen Ortsbezirk beschützten, die Kabeln, welche Orts¬ 
bezirke oder Ürtsunterbezirke in einem grösseren Deichzug 
hatten, sie werden regelmässig wieder verteilt unter Individuen. 
Völlig die Regel bildet, dass dabei nur Grundbesitzer in 
Betracht kommen. Den Einzelnen trifft alsdann eine Sonder¬ 
deichpflicht, er muss seine DeichstUcke unterhalten. 

Die DeichstUcke der Einzelnen werden in den Quellen 
mit den verschiedensten Namen belegt. Wir heben folgende 
Bezeichnungen hervor: 

Schlag (slach) 1 ), deel 2 ), stücke (stucke) 3 ), pars 
aggeris 1 ), vak (vakk, Fach) 5 ), hoefschlag (hufslach, 

Man vgl. auch die Bemerkung Beckmann’s über das Groot-Arbitra- 
ment im westerlauwerschen Friesland von 1633: „Op te merken valt, 
dat nog veel over de toepassing van genoemde bepalingen getwist is 
maar dat zij toch steeds zijn gehandha&ft o. a. uitdrukkellijk in 1562 
toen de Raden van het Hof de uitspraak von 1533 voor wettig en 
onverbreekbaar verklaarden*. — Über Verlegungen von Deichkabeln 
siehe unten § 4, VIII. 

*) Vgl. z. B. Schaubrief für die Waterschap Bijleveld von 1414 
Art. 16: „Ende die slaghe zell die Dijckgrave bestaden nae wysinge der 
H#emraets u (Pabst „De Hydrarchia Bijleveld“. Nr. 6). Schaubrief fllr 
die Waterschap Heijkop von 1386: „ende elken keur van dyck . . . aal 
staan op vyff schellingen, en op een slag van een hoeve lands en sal 
niet meer staan dan een keur 41 . (Groot. Utr. Placaetb. II, 130). Deichrecht 
für Heusden von 1437 Art. III (ghemeyn slaghe). Siehe auch Beek¬ 
mann S. 1458 f. und S. 492 (Dijckslag). — Deichgericht in Viehland 
v. 1568: „Dat ehre Nabers benedden und bauen so veele schlage in 
dem Diecke hebben, alse se Landes“. Deichrecht zu Arsten v. 1569: 
„Hebben se . . . . den gemeinen Buerdick .... gedehlet und einem 
jeden sinen Anpart und schlach tho gemeten.“ Oldenb. D. O. von 1658. 
Art. VIII „Würden irgend ein oder mehr gantze Schläge Teichs 
befunden“. Süderditm, D. 0. von 1643. Art. 3: „So sol der Ungehorsame 
für jeden bruchfälligen Teichsfack oder Teichschlag . . . Brüche erlegen*. 

2 ) Schauungsformeln der Wilstermarsch: „Wen den der Dickgrafe 
samt den Schwären vor des ungemakenden deel kömpt“. Brandenb. 
D. 0. v. 1639. 

*) Vgl. Altes ostfriesisches Deichrecht § 17: „Wann ock einer 
were de ein Stücke Dyckes liggen hadde und wolde Soden under 
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hoefslach, hoeveshlach, hoeftslach u. a.) 6 ), cavel (Kabel, 
cavelinge) 7 ), lot 8 ), Deich 9 ) 10 ). 

In den Niederlanden wurden am häutigsten hoefschlag 
und dyck gebraucht. Das Wort hoefschlag bedeutet ur¬ 
sprünglich einen Teil, der einer Hufe d. h. einem bäuer- 

Dyck wegneemen“. Deich-O. für Tündern v. 1619 Art. III. Deichrecht 
von Salland Art. 78: Weer oeck yemandt die voele stucken Dykes .... 
tott eine maele liete liggen voer Byster“. Der Ausdruck Stück wird 
nicht immer im Sinn von zu geteiltem Deichfach gebraucht. Vgl. 
Spadelandsrecht Art. XIV. 

4 ) Bergh II, 248: „Item ubi quattuor vel plures communem habent 
partem aggeris“. 

5 ) Deichrecht von Humsterland v. 1562 Art. 2: „Op dat elck part 
zyn Dycken mach hebben en waeren in lange vaecken ende niet in 
veele steden“. — Oktroi für die Bedeichung des Polders Burghorn 1456: 
^angeführt bei Beekmann S. 514) „Süllen heuren hoeffslach, cavel ende 
vaken hebben .... in den voorsz. nieuwen dyck* 4 . Verordnung für 
den westfriesischen Seedeich der Oster-Deichgrafschaft von Medern- 
blick von 1492: „Soo sullen die voorsz. vier persoonen van elcken Dorpe 
gehouden wesen te doen maecken al den v. Dijck .... ende alle 
kleyne vaken bringen tot groote vaken, ende op elck vack in 
geschrift stellen die koste van dien“. Süderditm. Deich-O. von 1643 
Art. 3 (oben Anm. 1); Note Heimrichs zu Art. VIII Spadelandsrecht: 1613 
verordnet, „dass diejenigen, die ihren Nachbarn wegen säumiger Teichung 
ihre gefertigte Teiche weglappen lassen, schuldig seyn sollen, solche 
Fache ... . wieder zuverfertigen 14 . 

G ) Beispiele aus niederländischen Quellen bei Beekmann S. 819 f. 
Vgl. z. B. Bergh. II 1048 (1298): „Dat die van Drechterland elc 
man ... . geenen hoefslachte onf'aene met dien van Hooge Houtwouder 
ambocht“. Ausprache betreffend den Westfriesischen Seedeich von 1338: 

*Dat alle die ghene die land hebben in Vriesland vorschreven. 

diesullen hoefslach nemen van hören lande“ (Mieris II, 614). 
Ober spezifisch deutsche Quellen wird sogleich im Text gesprochen 
werden. 

7 ) Vgl. Oktroi für die Bedeichung des Polders Burghorn* 1456 
Xoben Anm. 5); Verordnung für den Heydeich 1415: „Van den geenen 
die aen den Heydyck v. meente ende cavelinghe hebben„ (Ouden- 
hoven, „Heusden“ S. 250. Meylink Nr. 366). Dazu Beekmann S. 926 
und 930, wo aber bei den Beispielen nicht zwischen Ortskabel und 
Einzelkabel geschieden wird. Vgl. oben § 3. Anm. 3. 

8 ) Die Bezeichnung findet sich in Bezug auf Einzelkabeln nur in 
Zusammensetzungen. Vgl. Deichrecht für Heusden von 1612 (loot- 
cedulle). In Bezug auf Ortskabeln siehe oben § 3 Anm. 4. 

9 ) Vgl. z. B. Bd. I S. 242 f. 

10 ) Über „parken“, „lijnen“ siehe unten III. 

3* 
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liehen Besitztum zugewiesen wird 11 ). Es geht dann 
einfach in die Bedeutung von Teil Uber, so dass es bei 
einem Deich allgemein Deichschlag bezeichnet 1 *). Infolge¬ 
dessen hat jeder Dei.chpflichtige, der ein Stück Deich zur 
Unterhaltung erhält, seinen „HoefschlagV Daher wird auch 
bei den grossen Schlägen der Ortsbezirke von „Hoefschlägen“ 
gesprochen 1 *). 

In Deutschland begegnet am häufigsten der Ausdruck 
„Deich“. Hoefschlag im Sinn von Einzelkabel 14 ) hat sich 
nicht eingebürgert. Interessant ist aber, dass wir im Raaer 
Deichrecht „Hoffschlag“ im Sinn eines dem einzelnen 
Bauer zugewiesenen Grabenstücks finden 15 ); dies geht auf 
niederländischen Einfluss zurück. 

Sehr auffällig ist, dass in der höchsten Blütezeit der 
heute allgemein sogenannten Pfand- oder Kabeldeichung 
die Bezeichnung Pfand überhaupt nicht, die Bezeichnung 
Kabel in den Niederlanden spärlich, in Deutschland kaum 
für einen dem einzelnen Landbesitzer zugewiesenen Teil 
des Deiches gebraucht wird. 

Der Ausdruck „Lot“, „Kavel“ kommt übrigens von der 
Verlosung der Deichstücke her, wird aber auch da gebraucht, 
wo keine wirkliche Verlosung stattfand. Hierauf kommen 
wir später zurück. 

Die uns überlieferten Verteilungen unter Einzelne sind 
entweder erstmalige oder nicht erstmalige. Den erstmaligen 
kann eine Kommuniondeichung vorangehen. Zu den erst¬ 
maligen gehören die Verteilungen des Alkerdeichs im Jahre 
1569 16 ) und des Arsterdeichs im Jahr 1570 1T ) im Bremer 

M ) Sehr richtig bemerkt Beekmann S. 819, dass das. Wort nicht 
mit >Hufe als Landmass zusammengebracht werden darf. Seine Er¬ 
klärung: „hoeve is hier op te nemen in de oorsproekelijke beteekenis 
van het by een hofstede behoorende land“ ist aber etwas zu eng. 

’*) Beekmann a. a. 0. 

,8 ) Siehe oben § 3 I. 

u ) Siehe unten Anm. 27. 

16 ) In den Aufzeichnungen des Raaer Deichgrafen von 1686 
(Detlefsen S. 374) lesen wir: „So kompt ein jeder Morgen 2 Roden und 
2 Ellen Wetteren in seinem HofTschlage zu machen“. 

10 ) Siehe § 1 Anm. 4. 

17 j Siehe § 1 Anm. 5. 
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Gebiet. Bei diesen Deichen können wir mit Sicherheit 
annehmen, dass sie vorher in Kommunion unterhalten 
worden sind. Eine höchst wichtige erstmalige Aufteilung 
an Einzelne ist uns für das Dorf Herpen in Ravestein 
erhalten. Es erklärt im Jahre 1332 Johann von Valken- 
borch 18 ): 

„Dat die gebueren van Herpen quaemen voor ons 
gemeynlijck ende begeerden dis, dat zy haere gekoffte 
gemeynte, alsoo verre als haer peelsteeden begrepen hebben, 
mochten deylen ende slaen tot erve metten dyck, die daer 
toe hoort. Ende des draeghen sy over een mit onsen raede, 
dat sy hyertoe cooren seven geswoerene, die deese gemeynte 
souden deylen ende deen dyck“. 

Wir haben hier also eine gleichzeitige Aufteilung 
von Deich und sonstiger Almende vor uns! Allem 
Vermuten nach ist der Deich eine Zeit lang vorher in 
Kommunion unterhalten worden. 

Den erstmaligen Verteilungen geht dann keine Unter¬ 
haltung in Kommunion vorauf, wenn man gleich nach 
der Anlage des Deiches oder sogar bei der Anlage des 
Deiches eine Verteilung vornimmt. Dies ist in sehr vielen 
Fällen bei späteren Bedeichungen von Aussenländereien 
geschehen 19 ). 

Zu den nicht erstmaligen Teilungen gehören namentlich 
die periodischen 80 ). 

Erwähnung verdient noch, dass die Verteilung an 
Einzelne mit einer Verteilung unter Ortsbezirke sich decken 
oder sich an sie anschliessen oder ganz unabhängig von 
ihr vorgenommen sein kann. 

Den angeführten Worten für Deichstück des Einzelnen 
entsprechen die Bezeichnungen, welche sich in den Quellen 
für Verteilen und Verteilung finden. So begegnen uns z. B. 
delen (tho deelen, uthdeelen, teilen, austeilen, deelen en 
slaan, smaldeelen, loeten deelen en scheyden, schedinge, 

18 ) Chart v. Ravestein Nr. 15 siehe oben §11. Anm. 8. 

19 ) Siehe z. B. die Ordonnanz v. 1588 betreff, die Bedeichung des 
Buytenkoogs in Assendelft (Handvesten v. Assendelft S. 144). 

*°) Siehe unten VII. 
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deylinghe)* 1 ); hoefslagen (verhoefalagen, behoefslagen)* 2 ); 
cavelen (verkavelen, aankaveln, caveling)”); atoelen 
(verstoelen, opatoelen, stoeling)“); scroden (verscroden, 
scrodinge, dijckscroedinge) = in Stücke schneiden“). 
Ein hübscher Rechtsausdruck für »Verteilen über die 
Hufen und Wohnplätze“ ist den Deich „hoefden en 
heimden““). 

In den Niederlanden ist hoefslagen natürlich sehr 
verbreitet. In Deutschland finden wir es im Sinne von 
Deichverteilen im Raaer Deichrecht; hier heisst es: »Mit 
dem Hoffschlagen am Hertzhorner dieke ist es also bewandt. 
Der erste is J. Kalcke . . . . u * 7 ) **)“). Der Ausdruck kaveln 
ist in Deutschland wenig, stoelen und scroden sind hier gar 
nicht gebräuchlich. 

II. Hufe, Hofgerechtigkeit, Hofbesitzerzahl, 
Grundstücksgrösse, Grundstücksanschuss. Die Ver¬ 
teilung des Deiches geschah der Regel nach unter die 
Grundbesitzer. Aber nach welchem Masstab? 

*■) Vgl. z. B. Deichgericht von Arsten v. 1569 (oben Anm. 1) 
Meylink Nr. 121, Mieris II, 641, Groot. Utr. iiaceatb. II, 6 (1509) 
Urkunden von Ravestein I Nr. 15 (a. 1332) usw. 

**) Zahlreiche Beispiele bei Beekmann S. 821 f. (behoofslagen auch 
bei Pabst XXV Art. 10). 

**) Beispiele bei Beekmann S. 926, 928 f. 930. Hier ist aankaveln. 
(Vgl. Ord. für Bescharen und Gassei v. 1570 Art. 16) nicht erwähnt. 
Über herkaveling siehe unten VII. 

u ) Zahlreiche Beispiele bei Beekmann S. 1536ff. 

®) Beekmann S. 1454, 1465, (Schreuder=Schneider). Siehe auch 
Mieris III, 466. Stoelen deutet mehr auf das Zuweisen an das deich- 
pflichtige Land. Für Verteilung findet sich auch „Effeninge* Vgl. 
noch G. de Vries S. 115 Anm. u. S. 157. 

M ) Handveste für den Heydeich von 1415 (Oudenhoven, Heusden 
240) vgl. Beekmann S. 818. 

,7 ) In den Aufzeichnungen von 1685 (siehe Anm. 15). 

se ) Dagegen finden wir den Ausdruck „ hoffschlagen * im Sinn von , Land 
verteilen“, »Landmessen* in deutschen deichrechtlichen Quellen. Vgl. 
Deichrecht der Altendorfer Schauung XIX, 1. Isensee ist »gehoff- 
schlaget* zu 131 Stücken Ackers; hierzu siehe Hahn S. 19f. — Auch 
hier ist niederländischer Einfluss anzunehmen. Merkwürdig ist die 
Bezeichnung „Hoffschlag* für Deichverband in der D. O. für Sttder- 
ditmarschen v. 1643 Art, 5. 

2 *) Vgl. Altmärkische Deichordnung v. 1539 a. B. 
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1. Die älteste Aufteilung unter Einzelne ist die nach 
Hufen, Höfen im Sinne eines bäuerlichen Besitztums. 
Die Hufe galt als Einheit. 

Dieser Masstab passte in kleineren Verbänden, wo 
die bäuerlichen Besitzungen einander gleich waren. Bei 
Zersplitterung des Grundbesitzes konnte man zu einer 
Unterscheidung von ganzen und halben Hufen, ganzen und 
halben Höfen usw. übergehn. Allein meist konnte dies 
System nicht genügen, da es für kleinere Unterscheidungen 
nicht Raum liess, den Grundbesitz des Nicht-Höfeners nicht 
beachtete, und für eine Verteilung unter einzelne Mitglieder 
verschiedener Ortschaften, die ihre Rückwirkung auf die 
Verteilung ln jeder Ortschaft ausüben musste, sehr häufig 
keinen einheitlichen Masstab abgab. Trotz alledem hat 
man, wie wir gleich an Beispielen zeigen werden, auch in 
späterer Zeit diese Teilungsart nicht verschmäht. 

Unserer Meinung nach ist die ursprüngliche Bedeutung 
der Verteilung „hoeve hoeve gelijck* auch die gewesen, 
dass die Hufe, das Besitztum als solches, den einheitlichen 
Masstab bildete. 

Als Deichverteilungen, bei welchen das Besitztum 
als solches zum einheitlichen Masstab genommen wurde, 
führen wir folgende an: 

In einer Urkunde vom Jahre 1293 8<> ) lesen wir: 

,Dit is die claere waerheyt van den dycke, daer 
Wouter van Langheraecke ende die goede luyden van 
Nieuporte omme dingheden; als men die hofsteden vuyte 
gaf, soe gaf men elcken man zijn hofstede omme drye 
ecellingen des jaers ende elcken manne zijn dijck von 
zijn hofstede te bewaren binnen der vryhede“. 

Aus einem Deichgericht betreffend den Alkerdeich 
bei Bremen von 1602* 1 ) erfahren wir, dass der Deich im 
Jahre 1569 unter die Alker Bauern zum ersten Mal auf¬ 
geteilt worden ist. Hier heisst es sodann: 

„Dass aber der Alker etzliche mehr den einen Schlag 
in ihrem Deiche haben, sey die Ursache, dass derselbigen 

«•) Berghll, 869. 

#1 ) Bei Heineken im Anhang V. 
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gemeiner Deich nach Höven ausgetheiiet worden, als 
nemlich, wehr mehr den einen Hoff hat, derselbige habe 
auch mehr denn einen Schlag, und also wehr 2 Höve, der 
habe auch 2 Schläge, und 3 Höve 3 Schläge“. 

Hieraus allein könnte mit Sicherheit noch nicht darauf 
geschlossen werden, dass der Hof den einheitlichen Mass¬ 
stab abgegeben hat. Wir erfahren aber aus der Darstellung 
Heinekens w ), dass jeder Hof 1 Rute — 18 Fuss im Deich 
erhalten hat. 

Im Liineburgischen wurde der Deich jeder Dorf¬ 
gemeinde nach Voll-, Halb- und Viertelhufen verteilt. 
Dieser Verteilungsmasstab ist hier noch heute für die 
Kabeleinteilung auerkannt! **) M ) 

2. Eng verwandt mit dem eben besprochenen Teilungs- 
mass ist der, bei welchem man die den bäuerlichen Besitz¬ 
tümern zustehenden Weidegerechtigkeiten auf der 
Almende selbständig verwertete. Über diese alter¬ 
tümliche Verteilungsform gibt uns nur eine einzige 
Quelle Auskunft. In dem Deichbrief Johanns von Diest 
für den Lekdeich Benedendams von 1328 8 ®) heisst es: 

»0 8. 91. 

SJ ) Graf von Bernstorff „Lüneburgisches Deichrecht“ S. 27: 
Für die Verteilung der ordentlichen Deichlast „ist in den Dorfgemeinden 
meistens massgebend der alte sogenannte Höfefuss. Von der Ansicht 
ausgehend, dass der normale Hof einen bestimmten gleichmä9sigen 
Wert habe, verteilte man die Lasten nach Voll-, Halb- und Viertel¬ 
hufen“, . . . „Die gewohnheitsrechtliche Handhabung dieses Verteilungs- 
masstabes ist anerkannt durch die .... Ministerialverfügung vom 
11. Mai 1895“. 

34 ) Für die Niederlande ist noch zu beachten die „Verstoeling opt 
Lange Loopveit v. 20. Dez. 1486 („Versl. en Mededel.“ II S. 287 fl. Nr. III). 
Es handelt sich um eine Deichstrecke von 700 Ruten, sie soll gemacht werden 
von „negen heele hoven Landt und vier halve hoven*; sie haben zusammen 
etwa 700 „ackeren“, daher fallt auf jeden Acker 4 1 Rute. Die ganzen Hufen 
haben 76 V 2 . 77, 75, 74, 52, 50, 48 Ackeren, die halben Hufen dagegen 
haben nur 41, 35, 84, 32 Ackeren. „Twischen elcke hove off halve hove 
alzoo als zy nae malcander volgen is een groote raytpael geslegen*. 
Man ersieht hieraus, dass die Unterscheidung zwischen vollen und 
halben Hufen bekannt ist, aber wegen ihrer ungleichen Grösse zu einem 
anderen Verteilungsmasstab, dem der reinen Grundstücksgrösse, ge¬ 
schritten wird. 

36 ) Bd. I Einl. § 4b Anm 403. 


Google 


Original fro-rn 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



41 


„Dat men dijken zal.alzo veer als Bisschops 

schouwe gaat in Lopikkerweerd, mitter grote van alle 
den Landen, dat onder schouwe legt, mergens mergens 
gelijk, in aller raanieren als ter gelegen is; want het 
mitter Koe en mitter Kernen niet dyken en mag, 
als men hier voormaals gedaan heeft“. 

Ersichtlich ist, dass ein neuer Verteilungsmasstab 
eingeführt wird. In Zukunft soll nach der Grösse des 
Grundbesitzes gedeicht werden und nicht wie bisher 
„mitter koe en mitter kernen“. Beekmann® 0 ) erklärt die 
letzten Worte folgendermassen: Die Zusammenstellung 
käme vielleicht her von der Gewohnheit der Bauern, die 
Butterfässer durch Milchkühe bewegen zu lassen. Er weist 
auf die friesischen Küren hin, nach welchen Weiber zu 
„ku and querna“ in den Dienst genommen wurden; er 
meint, dass es sich hier um eine Dienstanstellung in einer 
bäuerlichen Wirtschaft handelt. Dann fährt er fort; „Het is 
dus mogelijk dat men oorspronkelijk alle landbouwers of alle 
hoeven met dijk belastete, maar niet naar verhouding van 
de groote der darbij behoorende landerijen, maar naar den 
omvang von het bedrijf, naar de waarde van woning, land 
en vee misschien voor elk by schatting vastgesteld“. 
Ich meine, dass diese Deutung Beekmanns beinahe, aber 
nicht ganz richtig ist. An einer andern Stelle® 7 ) kommt er 
der Wahrheit noch näher, indem er kurz von einer „ver- 
deeling naar het aantal melkkoeien, dat de geerften be- 
zaten“, spricht. Ich glaube, dass die Worte „mitter koe 
en mitter kernen“ auf die Berechtigungen der Hof¬ 
besitzer auf der Almende Michkühe zu halten zurück- 
zuführen sind. Nach der Grösse solcher Almendberechtigung 
war die Deichlast verteilt. Dies führt im Allgemeinen aller¬ 
dings auf eine Einschätzung des Wirtschaftsbetriebes der 
Hufen. Hier zeigt sich die Verwandschaft dieses Teilungs- 
masstabes mit dem, bei welchem man die Hufe als 
Masstab nahm und nach ganzen, halben und viertel Hufen 
teilte. Als Beleg für unsere Erklärung führen wir eine 


. “) S. 1000 f. 

,7 ) Beekmann S. 3G6. 
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sehr interessante Bestimmung der Deichordnung f UrEescharen 
und Gassei von 1570* 8 ) an; hier lesen wir in Artikel 20: 

„En sullen alle gemeene dyken nae ouder gewoonte 
gemaakt moeten werden by al de gemeene ondersaten . . . 
die gehouden sullen syn daar aan te körnen werken nae 
advenant van de mergentaal. die elk van hun in’t 
particulier binnen de oude dyken is competerende als ook 
nae advenant de beesten en schapen, die elk van de 
v. en andere gemeene ondersaten op de heyden en 
gemeenten derselver dorpen jaarlyks syn weydende 
en onderlioudende“. 

Wir sehen hier, wie gemeine d. h. unverteilte Deich¬ 
strecken von den Dorfbewohnern nach Grundbesitzgrösse 
und nach Viehzahl auf der Ahnende unterhalten werden. 
Stellen wir uns nun eine ältere Zeit vor, in welcher, wie der 
Utrechtsche Deichbrief ergibt, nicht nach Grundbesitzgrösse 
gedeicht wurde, so bleibt die Verteilung nach Viehzahl auf 
der Almende also eine Verteilung nach Weidegerechtig¬ 
keit übrig. 

Anklänge an die alte Zeit verrät auch die Vorschrift 
des alten salländischen Deichrechts, nach welchem die 
Kosten für Häupter von den Kirchspielsbauern nach 
Almendberechtigung getragen wurden: 

„Wes dat hoeuet dan voert kosten sali, datt sali betaelen 
datt kerspell, daer die Dyck, daermen voer hoefden sali, 
ingelegen is, elck nae waertalP* 0 ). 

Sehr bezeichnend ist, dass die Worte „waertall“ im 
salländischen Deichrecht von 1730 ersetzt sind durch 
„morgental 1- . 

Schliesslich kann vermutet werden, dass man bei einer 
Kabelverteilung nach GrundstUcksgrösse z. T. auch die 
Almendberechtigung mit berücksichtigt hat 4 '). 

**) Par in ge t „Memorial of Beschryving van de Stad Grave en den 
Lande van Cuyk* Utrecht 1752. S. 679. 

*•) Altes Deichrecht von Salland Art. 64. 

40 ) Eine eigenartige selbständige Bewertung der Nutzungsrechte am 
Aussendeich findet eich in KettesbUttel. Siehe Bd. I S. 114 Anm. 31 und 
S. 116 Anm. 33. Das Ursprüngliche muss auch hier eine Mitbewertung 
der Nutzungsrechte bei Verteilung des Deichs über die Bauernhöfe 
gewesen sein. 
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3. Ebenfalls eng verwandt mit einer Verteilung nach 
Hufen oder Höfen ist eine Verteilung nach Hofbesitzerzahl. 
Wenn man den Deich nach Hofbesitzungen verteilte und 
jede Hofbesitzung eine unteilbare Einheit bedeutete, so 
musste in der älteren Zeit dies auf dasselbe herauskommen, 
wie eine Verteilung nach Hofbesitzerzahl. In späterer Zeit 
musste sich, da ja einer mehrere Höfe besitzen konnte, der 
Unterschied zeigen. Wir finden ihn auch betont in dem 
Bremer Deichgericht von 1602 41 ). Hier wird gesagt, dass 
die Arster ihren Deich nach Personenzahl, die Alker den 
ihrigen nach Hofzahl verteilt haben. Zunächst wird erwähnt, 
dass die Alker ihren gemeinen Bauerndeich im Jahre 1569 
geteilt haben, und es werden die Kabeln angeführt. Dann 
heisst es: „Nach Crusen Deich gehe der Arster Deich an 
und strecke sich biss . . . und seyn 600 Schuhe lang nach 
Ellenmasse; und haben sie, die sämtlichen Arster, die ihrer 
15 Personen seyn, dieselbigen ungefähr vor 32 Jahren unter 
sich getheilet, und seyn ihrer eigenen Bewantnuss nach 
davon einem jeden 40 Fuess zugerechnet worden-. — Nun¬ 
mehr wird auf den Alker Deich zurückgekommen und der 
Gegensatz des Verteilungsmasstabes hervorgehoben: „Dass 
aber der Alker etzliche mehr den einen Schlag in ihrem 
Deich haben, sey die Ursache, dass derselbigen gemeiner 
Deich nach Höven ausgetheilet worden, als nemlich wehr 
mehr den einen Hoff hat, derselbige habe auch mehr denn 
einen Schlag“. 

4. Am häufigsten ist im Mittelalter eine Verteilung der 
Deiche nach Grundstücksgrösse. Es werden den einzelnen 
Besitzungen oder den einzelnen Grundstücken unmittelbar 
nach der Grösse der Ländereien Kabeln zugewiesen. 
Gerade hier wird meistens betont, dass alle Grundstücke 
heranzuziehen sind, die vom Deich beschützt werden. 
Die Quellen zeigen eine Fülle verschiedener Landmasse, die 
den einheitlichen Masstab abgeben sollen. Sie genau auf¬ 
zuzählen, hat keinen Zweck 4 *). Erwähnt sei, dass man den 
Deich „hoeve hoeve gleich“, „morgen morgens gleich“, 

41 ) Siehe oben Anm. 81. 

**) Die niederländischen Ausdrücke finden sich alle bei Beek- 
mann unter den betreffenden Worten. Störend ist, dass dieser Schrift- 
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„diemat diemat gleich“, „acker acker gleich“, „geerze geerze 
gleich“, „met met gleich“, „juck juck gleich*, „buenre 
buenre gleich“, „pondismeta pondismeta gleich“, „gras gras 
gleich", „Hondert Honderde gleich“ verteilte, wobei häufig 
mehrere dieser Ausdrücke neben einander gebraucht werden. 
Auf eine hübsche Formulierung sei noch aufmerksam gemacht, 
die im Spadelandsbrief von 1438 4S ) zu finden ist; hier heisst 
es, dass man die Deiche „morgens morgens broder“ halten 
soll. Alle diese Bezeichnungen beziehen sich, wenn ihnen 
kein Zusatz beigefügt ist, nur auf die Grundstücksgrösse; 
die Güte des Landes ist dabei nicht berücksichtigt. Sehr 
mit Unrecht ist dies sowohl von einem deutschen wie von 
einem niederländischen Schriftsteller bestritten worden. 

F. C. de la Roche Gallichon erklärte 1765 in einer 
interessanten, aber verfehlten Abhandlung 44 ), der Ausdruck 
„morgens morgens gleich“ bezeichne nicht die aequalitas 
quantitatis, sondern die aequalitas qualitatis. Würde er die 
aequalitas quantitatis bedeuten, so müßte bei einer Ver¬ 
teilung der Deichlast nach Höfen jeder Hof gleich viel bei¬ 
tragen, was ungerecht sei. Um zunächst diesen ersten 
Einwand zu erledigen, so sei bemerkt, dass bei einer 
Verteilung nach Höfen in der Tat der Hof als Einheit 
genommen worden ist, wie wir früher gesehen haben. 
De la Roche Gallichon berief sich ferner darauf, dass im 
ditmarser Landrecht Art. 86 § 4 und in der eyderstädtischen 
Deichordnung von 1595 § 11 stände, dass die Deiche „Naber 
Nabers glick“ zu halten und zu machen seien. Dies würde 
aber, so meinte er, einer Verteilung nach Grundstücksgrösse 
widersprechen, da sie nicht zu wahrer Nachbargleichheit 
führen könnte. Hier ist völlig übersehen, dass der Ausdruck 
„Nachbar Nachbar gleich“ sich darauf bezieht, dass jeder 
Kabelhalter sein Deichstück ebenso hoch und breit wie sein 
Kabelnachbar machen muss! Bei unbefangener Auslegung 
ist die Vorschrift des ditmarser Landrechts: „So schal 


steiler in seinem Deich Wörterbuch fast durchweg sie mit der Erläuterung 
versieht: .Pro rato aggrorum“! — Siehe auch Hackmann S. 279 und 
Auhagen S. 54 Anm. 2. 

43 ) Bd. I Einl. § 4a Anm. 152. 

44 ) Sie ist angeführt Bd. I S. 20. 
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ock ein jeder syne Dyeke fertig holden Naber Nabers 
gelycken by Brocke“ gar nicht anders zu verstehen. Sie 
berührt sich mit dem, was in einem niederländischen Befehl 
von 1565 angeordnet wird: Man soll den Deich machen 
„het leghe nae den hoghe ende het smal nae der breyde“ 45 ). 

In den Niederlanden hat 1843 Thieme behauptet 4 ®), dass 
die Worte .morgen morgens gelyck“ auch auf die Grund- 
8tücksgüte zu beziehen wären. Hiergegen wandte sich 1870 
mit guten Gründen Kolff 47 ). Die herrschende Lehre in den 
Niederlanden steht heute auf dem richtigen Standpunkt. 
G. de Vries 48 ) sagt: „Op de waarde der dijkplichtige landen 
vverd over het algemeen niet gelet“. Ebenso hat sich Beek- 
mann 49 ) ausgesprochen. 

Dafür, dass man im allgemeinen nur die Grundstücks¬ 
grösse berücksichtigte, lassen sich sehr viele Belege anführen. 
Man beachte z. B. den Wortlaut des besprochenen 60 ) Deich¬ 
briefs von 1328, welcher die Verteilung „morgen morgens 
gleich“ einfUhrt; hier heisst es, dass man deichen soll mit 
der grote von allen landen. In der grossen Deichverteilung 
für Westergo von 1503 lesen wir: „Elcke pondemeta in 
ygelicke Grietenien sal gelick swaer belast werden“ 81 ). 
Nach altem salländischem" Deichrecht wird bei Einlagen die 
Beihülfe geleistet „hoeve hoeve gelijk“ „na der grote der 
hoeven“ 62 ). Bei der Anlage eines Deiches in Steenbergen 
im Jahre 1330 wird verordnet, dass die Kosten zu tragen 
sind „buenre buenre ghelijc, eest von moere ochte van 
lande“ M ). Sehr interessant ist ein Prozess des Abtes von 

45 ) Charters en geschiedk. bescheiden betr. het Land van Ravestein 
I Nr. 86 a — Den richtigen Standpunkt vertritt von deutschen Schrift¬ 
stellern Beseler § 201 IV, Auhagen S 64 Anm. 2. 

**) „De Imperantis circa Aggeres in Gelria jure“ Arnheim 
1843 S. 16 ff. 

47 ) Marius Kolff „De Dijkplichtigheid in Gelderland“ Tiel 1870 S.23ft. 

<*) S. 117. 

49 ) z. B. S. 366, 496. 

50 ) Oben S. 4L 

81 ) Schwartzenberg II, 228. 

62 ) Deichrecht von Salland Art. 7. — Unrichtig Thllnen S. 18, der 
„na der grote der hoeven“ mit „nach der Anzahl der Höfe“ übersetzt. 

6S ) Oude Rechten van Steeubei^en (Uitg. d. d. Ver. t. Uitg. v. Br. 
v. h. 0. Vad. R. 1 e Recks Nr. 20 1897 S. 40. 
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Egmont gegen den Schorlschen Deichverband 1510—1513 51 ). 
Der Schorlsche Deich war in alter Zeit „geerze geerze“ 
gleich verteilt; der Abt verlangte Verteilung nach dem 
Ertragswerte der deichpflichtigen Ländereien. Aber die 
Deichgeschworenen wandten ihm siegreich ein: „Niet de 
quantiteit van de jaarlijkste reuten mesureerde die groot- 
heid van de roeden aan den dijk te onderhouden, maar de 
veelheid van morgentalen“. 

Die uns überlieferte Neuverteilung des Langen Loop- 
velts v. 1486 zeigt, dass auf jeden Acker eine Rute Deich 
kam 55 ). Auch in der Altendorfer Schauung wurde bei der 
Verteilung der Sietwenden und der Verteilung des gemeinen 
Stücks am Ostedeich nur auf die Grösse der Ackerstücke 
gesehen 55 ®). 

Im Danziger Werder war der Deich „hüben hüben 
gleich- unter die Dörfer verteilt. Wie die uns überlieferten 
Deichrollen ergeben, war jede Hufe gleich schwer in den 
zugewiesenen Deichstrecken belastet. So kamen in der 
ersten Deichstrecke von Dirschau aus auf jede Hufe 
5 Ruten 50 ); die zweite Deichstrecke ergab für jede Hufe, 
wenn von den Besonderheiten der Freidörfer abgesehen 
wird, 11 3 / 7 Ruten Deich 87 ). 

Zu erwähnen ist noch, dass die Verteilung der Deich¬ 
pflicht nach Grossstücksgrösse mit der Verteilung der 


r>4 ) G. de Vries S. 121. 

Siehe oben Anm. 34. — Anders lag es bei der Verteilung des 
kurzen Loopvelds 1496; es erhalten einige „Äcker“ 4 1 /* Fuss, die 
anderen 3 Fuss Deich. Es lässt sich aus der Urkunde allein nicht 
entscheiden, ob hier die Güte des Bodens oder die geschütztere Lage 
die massgebende Rolle spielte. 

65 *) Über die Verteilung der Sietwenden siehe oben S. 19 u. 20. In 
Bezug auf das gemeine Stück am Ostedeich siehe Deichrecht der 
Altendorfer Schauung XVII 19 ff. Es war ursprünglich so verteilt, dass 
jedes Ackerstück des Oberweglandes gleich schwer belastet war. Infolge 
der Geradelegung eines Teiles des Deichschlages wurden die zu 
diesem Teil gehörigen Ackerstücke gleichmässig geringer belastet. 
Siehe Deichrecht der Altendorfer Schauung XVII 24 u. 25 und die 
ansprechende Erklärung Hahns Einleitung 8.26, 27. 

M ) Siehe die in § 3 Anm. 90 angeführte Quelle. 

57 ) Siehe oben S. 29. 
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Almendnutzung korrespondieren konnte. Dies war im 
Bremer Viehland an den Weserdeichen der Fall. So 
wurde 1603 zu Habenhusen erkannt: 

„Dewile ein Jeder nah anpart synes Landes sine 
umbeschlagen Heuwlandt und Wey de hefft, so mochte ock 
ein jeder synen anpart an den Dicken hebben nah 
advenant synes landes‘ 57 *j. 

Von dem Satze, dass bei einer Verteilung nach 
Grundstücksgrösse die Güte des Grund und Bodens nicht 
in Betracht gezogen wurde, gibt es Ausnahmen: 

a. Wir haben Belege dafür, dass ganz wertloses, un¬ 
fruchtbares Land gar nicht in die Verteilung herein¬ 
gezogen wurde. So wird bei einer Verteilung des west¬ 
friesischen Seedeichs (a. 1338/39) bestimmt: „Item dragen 
wi over een, dat al dat lant of gesleghen is, also dat den 
Bailiu ende den Hyemraed denct, dat gheens dycs cost 
waerd en is, dat sal buten hoefslach bliven 57b ) K . Auf 
Seeland und Voorne waren unfruchtbare, morastige Binnen¬ 
länder. binnenländische Anwüchse 51 c ), in Ostfriesland waren 
die wüsten, unbebauten Warfen von jeder Kabellast frei 58 ). 
Teilweise mag auch der Grundsatz: „Mohr hält keinen 
Teich‘S der uns in späterer Zeit für Schleswig überliefert 
ist 6811 ), gegolten haben. 

b. Mitunter finden wir schon in dieser Periode eine 
Mitberücksichtigung der Güte der in die Verteilung herein¬ 
gezogenen Ländereien. Die älteste 59 ) sichere Nachricht 


57 *) Bei Heineken im Anhang VI. 

57b ) Mieris II, 614 Beekmann 386. 

M c) Sie heissen auch Volgerlanden; in Seeland fielen sie an 
die Ambachtsherren und blieben auch nach ihrer Urbarmachung als 
„Overambacht“ ausserhalb der gräflichen Schatzung und z. T. auch der 
Kabellast. Vgl. Beekmann S. 184, 227, 1259. 

58 ) Siehe altes ostfriesisches Deichrecht § 21. Verfehlt ist es, 
wenn Zimmermann S. 27, diese Freiheit auf die Geringfügigkeit der 
Grundflächen zurückführt. Die Ursache ist, dass die Warfen keinen 
Ertrag abwerfen. Wegen der Deichlast der Häuser auf den Warfen 
siehe unten VI. 

wa) Vgl. Hackmann S. 231. 

M ) Gehört hierher Bergh H Anhang 65 (a. 1281): n Süllen houden 
nae gelyckenisse haers lants die geschape gebeten int Duytsche*? 
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Auch im Alten Lande mag man schon früh auf die 
Güte des Bodens mitgesehen haben. Sehr zweifelhaft ist 
es jedoch, ob wir hierfür den Spadelandbrief von 1438 
verwerten können. Wir erwähnten früher“), dass nach ihm 
die Deichlast „morgen morgens broder“ verteilt ist. In 
art. 17 der Deichordnung heisst es ferner: 

„Ock wille wi hebben an unser marsch vullenkamen 
dikrecht, alse dat ein jeweliker he si geistlich edder weltlich, 
fri edder burplichtich, deme dat water unde de vloet 
schaden don kan, de schal sik des wateres weren unde 
helpen; dar to na olden seden unde na legelicheit (steden 
und gelichheit? steden unde Likheit?) des ackers, na effte 
fern gelegen, gud effte arg, dar na schal he don vor sin 
land“. 

Auf den ersten Blick könnte man annehmen, dass bei 
der Verteilung Morgen Morgensgleich auch die Entfernung 
des Ackers vom Wasser und seine Güte berücksichtigt 
worden wäre. Doch müssen wir dies verwerfen. Statt 
„legelicheit* ist „gelichheit* zu lesen. Die Stelle ist dann so 
zu übersetzen: Jeder soll das Wasser wehren nach alten 
Sitten und nach Gleichheit des Ackers, mag dieser nah 
oder fern gelegen, gut oder schlecht sein, danach soll er 
thun von seinem Land. Wir werden hierzu durch andere 
Stellen des Spadelandbriefes genötigt. So sagt Art. 6: „Ock 
so scholen beide siden, de ene Morgen gelik dem 
anderen, de Störe helpen bedicken und wo ein water 
schaden mach“. Und in art. 7 lesen wir, dass ein Wasser¬ 
graben zu unterhalten ist „morgens morgens broder, uppe 
dat de argeste Acker möge wettern mit dem guden“. 

Ganz verfehlt ist es, wenn man den Ausdruck, dass 
das Land „in argen und guden- den Deich unterhalten soll, 
auf eine Berücksichtigung der Qualität des Landes bezieht* 7 ). 
Er bedeutet etwas anderes* 8 ). 


**) Siehe oben S. 44. 

67 ) Daher unrichtig Hackmann X 236, richtig F. C. de la Roche 
Gallichon a. a. 0., dessen eigene Deutung aber zu verwerfen ist. (Siehe 
unten Anm. 92). 

68 ) Siehe unten III. 

J. v. Gicrke, Geschieht« des deutschen Deichrechts II. 4 
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stammt aus dem Anfang des 14. Jahrhunderts; bei der 
Verteilung der westfriesischen Seedeiche im Jahre 1319 
wird bestimmt, dass die Dörfer Obdam und Hensbroek „in 
lichten hoefslach“ gesetzt werden sollen 80 ), und bei der 
Verteilung im Jahre 1338/39 heisst es allgemeiner „mar 
’t quaetste lant te setten in lichten hoefslach .... in elken 
ambocht daer ’t ghelegen is 81 )“. Man könnte zunächst 
daran denken, dass schlechter Boden leichter zu unter¬ 
haltenden Deich bekommen habe. Wir ziehen aber die 
Interpretation von G. de Vries 89 ) vor, nach welcher die 
Worte so zu verstehen sind, dass schlechtes Land bei der 
Verteilung nach der Grösse nicht zu vollen Massen an¬ 
gesetzt wurde. In den Niederlanden nannte man dies 
später „vouwen“, und zwar setzte man regelmässig 2 Morgen 
schlechten Landes für einen 8 *). In der ersten Periode findet sich 
der Ausdruck nicht, das Vouwen wurde auch selten angewandt. 

In Deutschland wurde die Güte des Landes bei der 
Verteilung nach GrundstUcksgrösse ebenfalls teilweise mit 
berücksichtigt 81 ). Ein glänzendes Zeugnis gibt uns dafür 
das alte ostfriesische Deichrecht 88 ) in § 2: 

,,Dat de Dyckschouweren alle Lande sollen laten 
beschrieven ... de van den Water schaden nemen können, 
beyde Marschland und Geestland, de soelen de Dyckschouwer 
jede up dat sine verteekenen vorunderscheeden Geest 
Lande vor halff Lande gerekendt ein jeder na ad- 
venant siner guetheit und quadheit 8 . Das Geestland 
wurde wegen seines geringeren Wertes, nicht wegen seiner 
höheren Lage niedriger eingeschätzt. 


60 ) Mieris II, 214. 

61 ) Mieris II, 614. 

6I ) G. de Vries S. 144, 146. Ebenso Reekmann S. 367. 

fl8 ) „Vouwen“ bedeutet wörtlich „falten“, „Zusammenlegen“. — 
Über das Vouwen siehe G. de Vries S. 117 und Beekmann 
S. 1653. — Vgl. auch das Bd. I S. 167 erwähnte Schriftstück von 1527 
und die S. 168 Anm. 265 im Anschluss an Detlefsen I S. 313 wieder¬ 
gegebene Stelle desselben. Vielleicht bedeutet aber eveninge nicht 
„Ausgleichung“ sondern „Anschlägen in der Belastung“. Siehe Beek¬ 
mann sub „heveninge“ u. Berichtigungen u. Nachträge zu Bd. I. 

64 ) Auhagen a. a. 0. 

C5 ) Bd. I Einl. § 4a Anm. 10. 


Go igle 


Original fro-m 

UNIVER5I TY OF MICHIGAN 



49 


Auch im Alten Lande mag man schon frlih auf die 
Güte des Bodens mitgesehen haben. Sehr zweifelhaft ist 
es jedoch, ob wir hierfür den Spadelandbrief von 1438 
verwerten können. Wir erwähnten früher**), dass nach ihm 
die Deichlast „morgen morgens broder“ verteilt ist. In 
art. 17 der Deichordnung heisst es ferner: 

„Ock wille wi hebben an unser marsch vullenkamen 
dikrecht, alse dat ein jeweliker he si geistlich ectder weltlich, 
fri edder burplichtich, deme dat water unde de vloet 
schaden don kan, de schal sik des wateres weren unde 
helpen; dar to na olden seden unde na legelicheit (steden 
und gelichheit? steden unde Likheit?) des ackers, na elfte 
fern gelegen, gud effte arg, dar na schal he don vor sin 
land“. 

Auf den ersten Blick könnte man annehmen, dass bei 
der Verteilung Morgen Morgensgleich auch die Entfernung 
des Ackers vom Wasser und seine Güte berücksichtigt 
worden wäre. Doch müssen wir dies verwerfen. Statt 
„legelicheit“ ist „gelichheit“ zu lesen. Die Stelle ist dann so 
zu übersetzen: Jeder soll das Wasser wehren nach alten 
Sitten und nach Gleichheit des Ackers, mag dieser nah 
oder fern gelegen, gut oder schlecht sein, danach soll er 
thun von seinem Land. Wir werden hierzu durch andere 
Stellen des Spadelandbriefes genötigt. So sagt Art. 6: „Ock 
so scholen beide siden, de ene Morgen gelik dem 
anderen, de Störe helpen bedicken und wo ein water 
schaden mach“. Und in art. 7 lesen wir, dass ein Wasser¬ 
graben zu unterhalten ist „morgens morgens broder, uppe 
dat de argeste Acker möge wettern mit dem guden“. 

Ganz verfehlt ist es, wenn man den Ausdruck, dass 
das Land „in argen und guden- den Deich unterhalten soll, 
auf eine Berücksichtigung der Qualität des Landes bezieht* 7 ). 
Er bedeutet etwas anderes* 8 ). 


® 6 ) Siehe oben S. 44. 

#7 ) Daher unrichtig Hackmann X 236, richtig F. C. de la Roche 
Gallichon a. a. 0., dessen eigene Deutung aber zu verwerfen ist. (Siehe 
unten Anm. 92). 

**) Siehe unten III. 

J v. Gierke, Geschieht« des deutschen Deichrechts II. 4 
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Auch abgesehen von unfruchtbarem Land gab es 
innerhalb des Verteilungsbezirkes ausnahmsweise einzelne 
Grundstücke, die keine Kabeln erhielten. Diese Kabel- 
freiheit geht auf verschiedene Umstände zurück**). 

5. Grundstücksanschuss. Entsprechend dem Prinzip 
des Gebietsanschusses bei der Verteilung nach Ortsbezirken 
begegnet im mitteJalterltchen Deichrecht eine Verteilung 
nach Grundstücksanschuss bei der Verteilung unter 
Einzelne. Die Grundstücke erhalten die Deichstrecken, 
an welche sie anstossen oder anschiessen, als Kabeln. 
In den Niederlanden nannte man dies: Deichen nach 
„Hooftbreede“ (Hobreed)***); wir können es mit „Enden¬ 
breite* übersetzen; in Deutschland begegnet dieser Aus¬ 
druck nicht, in andrem Zusammenhang wird aber auch 
hier von dem Anschiessen der Enden von Grundstücken an 
den Deich gesprochen 70 ). Völlig unrichtig wäre es zu 
meinen, dass eine Verkabelung nach Gebietsanschuss eine 
Verteilung nach Grundstücksanschuss unter die Einzelnen 
nach sich ziehen musste. 

Beispiele für solche Verteilungen nach Hobreede 
unter Einzelne finden wir im holländischen Norder¬ 
quartier. Eins haben wir schon bei der Verteilung nach 
Gebietsanschuss kennen gelernt. In der Herrschaft Assen- 
delft war der Seedeich nach Gebietsanschuss der Vieren- 
deele und in diesen wieder nach Grundstücksanschuss der 
Einzelnen verteilt 71 ). Wir fügen hinzu, dass der Hauptdeich 
im Aussendeich von Assendelft so verteilt war, dass „die 
Ingelanden elcx syn hooftdyck . . . sullen hebben recht over 
die lengte van syn landt“ 7 *). Belehrend ist ein Bericht 


Ä9 ) Siehe unten § 10. 

69 «) Über diesen Ausdruck siehe G. de Vries S. 118 und Beek¬ 
mann S. 817. Vgl. auch oben S. 15. 

70 ) Spadelandbrief von 1488 art. 19: ,Ock schal men hegen dickerde 
binnen dikes, wo nen butendik is, wor de stucke over ende anscheten 
eines hundes lang; wor se over siden anscheten, schal men hegen na 
foge der swaren*. Über diese Stelle siehe Abschnitt IV § 3 IV. 

71 ) Siehe oben S. 14. 

72 ) Ordonnanz v. 1588 (Handvesten von Assendelft S. 144). 
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tlber Katwoude aus dem Jahr 1570, der von G. de Vries 
mitgeteilt wird. Hier heisst es, dass in Katwoude allezeit 
diejenigen gedeicht hätten, „die land hadden liggende 
neffens den hobrede van hoeren dyck, dat es, dat alle 
landen behoorlyk gerepareerd en onderhouden hebben de 
dyken respondeerende en liggende jegens over’t land, dat 
hoer competeerde™)“. 

In Deutschland begegnet eine Verteilung nach 
Grundstücksanschuss in den bremischen Vier Landen 
{Hollerland, Werderland, Ober-Blockland, Nieder-Blockland). 
Beim Deichgericht in Hollerland im Jahre 1639 wird die 
Frage gestellt: -Ob wohl in diesen 4 Landen ein Stück 
Landes sein könne, welches an den Deich schiesse und 
gleichwohl ohne Deich sey?* Darauf wird geantwortet: 
„Were ein Stück Landes, so durchgehends zum 
Deich ginge, dasselbige müsse auch nachbahrlich 
seinen daran stossenden Deich haben 74 )*. 

HI. Deichbeschaffenheit und Kabelgemenglage. 
Die Deichbeschaffenheit wurde bei oder nach der Ver¬ 
teilung unter Einzelne teilweise und in verschiedener 
Art berücksichtigt. Eine Sonderstellung nimmt dabei die 
Verordnung für den Riederwaard und den Swijndrechtschen 
Waard von 1374 ein 78 ). Hier wird bestimmt: 

„En soo wanneer die lande von Riderwaert ende van 
Zwindrecht vol ghedyc siin soe dat ons ende onse raede 
duct, dat si bewaert siin, soe zellen wi . . . ordineren, dat 
de lande die in Riderwaert siin ende te lichten dike 
legghen den anderen landen die te zwaeren dycke leggen 
te hulpe coemen, met alsulcke Jaercinse alse ons 
beschiedelyken ducken sal, ende men dat land ghemeen- 
lycken medeghelike bewaren mach, want sy gelycke besouten 
moghen“. 

Eine Beachtung der Deichbeschaffenheit zeigt sich 
allgemein darin, dass die verschiedenen Deichschläge, 

73 j G. de Vries S. 129. 

74 ) Siehe die Urkunde bei Heineken im Anhang VII. 

75 ) Bd. I Einl. § 4 b Anm. 469. 

4* 
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welche zu einem Ortsbezirk gehörten, auch da, wo sie gleich- 
mässig über alle Einzelnen verteilt wurden, meist nicht zu¬ 
sammen im Ganzen, sondern getrennt für sich als Teilungs¬ 
objekte in Betracht kamen. 

Im übrigen berücksichtigte man die Deichbeschaffenheit 
folgendermassen: 

1. Es wurden die Kabeln da, wo der Deich gut war, 
verlängert, und wo er schlecht war, verkürzt (System 
der Kabelverlängerung und Kabelverkürzung). 

2. Es wurden gute und arge, größere Deichschläge 
gebildet, und jeder Einzelne bekam sowohl im Guten wie 
im Argen eine Kabel zugewiesen. (System der Ver¬ 
teilung im Argen und Guten). 

3. Es wurden beide Systeme mit einander vereinigt. 
(Mischsystem). 

Das System der Kabelverlängerung und Kabel¬ 
verkürzung finden wir in Deutschland bei der Verteilung 
des Alkerdeichs 1569”). Wie früher erwähnt, bekam hier 
jeder Hof 1 Rute Deich; allein „wo die Deiche an besseren 
Orten liegen, da ist auf einen Hoff 2 Ruten gerechnet“ 77 ). 
Es dürfte auch in der Handveste des Grafen Floris’ V. für 
Schouwen von 1291 enthalten sein 78 ). Hier lesen wir, dass 
Geschworene ad hoc „sullen versien dese viif sestendele, 
welc datten swaersten cost hevet van dike, ende dyen si 
vinden meest beswaert van dike, dien sullen si ofnemen 
also vele diics, als hem denket redenlike, ende sullent gheven 
den ghenen, die den minsten cost hevet in gheliken 
dinghen . . . .“ 7I> ). 

Bei den Belegen für das System der Verteilung im 
Argen und Guten ziehen wir auch solche Quellen heran, 
gemäss welchen schon bei der Verteilung unter Ortsbezirke 
schlechte und gute Schläge gebildet und jedem Ortsbezirk 
in jedem von ihnen Stücke zugewiesen werden 80 ), falls als- 

7 «) Oben 8. 89. — ") Heineken S. 91. — 78 ) Bd. I EinL § 4b 
Anm. 549. 

79 ) Beekmann S. 496 nimmt an, dass hiernach gute und schlechte 
Deichschläge gebildet seien, und jeder Deichgenosse in jedem ein 
Stück erhalten habe. Zu solch weitgehenden Schlüssen gibt der Wort¬ 
laut der Urkunde keine Veranlassung. — 80 ) Vgl. oben § 3 IV. 
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dann die einzelnen Landbesitzer jedes Ortsbezirks sowohl in 
den schlechten wie in den guten Ortsbezirkskabeln Lose 
erhalten 81 ). 

Eine solche Verteilung im Argen und Guten sehen wir 
deutlich vor uns in dem niederländischen Deichrecht für 
Zalk von 1431 8t ). Die argen Deiche heissen „Voetdijke“, 
die guten Deiche heissen „Hooftdijke“ oder Hoofdijke“. 
Es ist hier bestimmt: 

„Int ierste datmen die diicke slaen sal an drien of vier 
blöken, te verstane die besten toe hoeftdiiken die quaden toe 
voetdiicken ende gheuen se mit den lote op elker erue na mete 
siinre morghentale die gheleghen siin in Salliker marke“. 

Solche „Voetdijke“ begegnen noch in anderen Deich¬ 
rechten Overijssels z. B. in Mastenbroek 8 *). Der Name 
kommt daher, dass solche Deiche nur in kurze Fächer 
zerlegt wurden wegen der Schwierigkeit ihrer Unterhaltung 84 ). 
Eine wichtige Parallele finden wir für sie in Deutschland. 
F. v. Thttnen berichtet Uber Jeverland, dass die Deiche in 
den einzelnen Sprengen nach Verhältnis ihrer Lage in 
verschiedene Abteilungen gebracht worden seien, und in 
jeder derselben jedem Interessenten ein verhältnismässiges 
Pfand zugewiesen worden sei. In mehreren Sprengen seien 
die Deiche in verschiedenen Wiederholungen bei guter 
Lage nach langen Massen in Ruten, bei schlimmer 
Lage nach kurzen Massen in FUsse verteilt gewesen 8 *). 
Also auch in Deutschland haben wir „Voetdijke“! 88 *) Man 
nannte in Jeverland die Deiche nach kurzen Massen auch 
„Balgedeiche“ oder „Kolkdeiche“ 8 *). 

81 ) Dies bedarf keiner Rechtfertigung. Nur vermöge genauster lokaler 
Forschungen könnte der Unterschied vielleicht durchgeführt werden. 

8 *) Overysselsche Stad-Dijk-Markeregten II 4. art. 2. 

M ) Siebe Beekmann S. 1640. 

M ) Beekmann S. 1640 u. 844. Siehe aber Anm. 85 a. 

86 ) Siehe F. v. Thünen S. 57 u. 58. 

86 *) In der Altendorfer Schauung begegnet die Bezeichnung 
vothdieck für einen Deich, welcher in kurze Kabeln verteilt ist. 
Die kurzen Kabeln sind aber nicht wegen der Schwierigkeit der Unter¬ 
haltung gebildet, sondern ergeben sich daraus, dass eine Einzelkabel 
an das gemeine Land gefallen und über es aufgeteilt worden war. 
Siehe Altendorfer Deichrecht XVIII, 4. Über den Anfall vgl. Hahn 
Einleitung S. 26, 27. M ) v. Thünen S. 58. 
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Verbreiteter als die Verteilung nach kurzen und langen 
Massen ist in Deutschland die Verteilung im „Argen und 
Guten“ gewesen. Hiernach haben wir auch diesem System 
den Namen gegeben. Eine andere Wendung, welche eben¬ 
falls begegnet, ist Verteilung „in gut und bösen“*’). 

So enthält art. II des Deichrechts des Alten Landes 88 ) 
die Bemerkung: 

„Unterdessen hat regulariter jeder seinen Teich nicht vor 
seinem Hoffe liegen sondern ist vertheilet in gut und bösen: 
weil derUmbkreiss des Teiches solches auch mit sich führet“. 

UndimDitmarser Landrecht von 1567 art 86 § 3 heisst es: 

„In was Peldmarckede ein jeder Acker liegt, da schall 
he syne Dycke wysen und macken Morgen Morgens gelyck 
in argen und guden“. Hier erkennt man deutlich den 
Fortschritt der Entwicklung. Denn in den älteren Deich¬ 
rechten Ditmarschens wird die Deichbeschaffenheit nicht 
berücksichtigt 88 “). 

Es ist ein Irrtum, wenn man die angeführten Worte so 
deutet, dass der Deich sowohl in guten wie in schlechten 
Zeiten zu unterhalten sei 89 ); es ist ebenfalls ein Irrtum, wenn 
man sie so deutet, dass für alle Deichstrecken, schwache 
und starke, mit gleichem Eifer gesorgt werden müsse 90 ). 

In unserem Sinn ist ferner Spadelandsrecht 91 ) art. I 
zu verstehen: 

„All das Land unter einem Koge belegen, da die grosse 
Fluth Ubergegangen ist, sol deimath deimaths gleich in 
Teichen und Dämmen in argen und guden gemachet und 
gehalten werden 98 )“. 

87 ) Vgl. hierzu und zu Folgendem Auhagen S. 56, der mit Recht 
auf die im Text angeführten Quellenetellen verweist, ohne allerdings 
die Ansicht der Gegner zu beachten. 

M ) Bd. I Einl. § 4 a Anm. 66. 

88 *) Vgl. ältestes Landrecht art. 138, neueres Laudrecht art. 166 
(Bd. I Einl. § 4e Anm. 118 u. 119). Hier fehlen übrigens auch die Worte 
„Morgen Morgens gelyck“. 

*•) F. C. de la Roche Gallichon a. a. 0. S. 40. 

**) Hackmann S. 282, 283. 

«) Bd. I Einl. § 4a 8. 88. 

M ) Unrichtig wieder Hackmann 8. 282. — Unrichtig F. C. de la 
Roche Gallichon a. a. 0., der die Worte so versteht, dass die Deiche 
im Argen gemacht, im Guten gehalten werden müssten. Hiergegen 
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Schliesslich sei noch die Eyderstädter Deichordnung von 
1595“) erwähnt, in welcher es in art. 11 heisst: 

„Schall ein jeder in dem Carspei edder Mating dar sin 
Land belegen sinen Dick holden und maken Naber Nabers 
glick in Argen und Guden und in allen SchäfTten Demet 
Dernetz glick“. 

Dass man in Schleswig in der Tat das System 
der Verteilung im Argen und Guten anwandte, zeigt mit 
Sicherheit die Deichordnung für Tondern von 1619 M ) art. 3: 

„Nachdem daraus, dass der eine hie, der andere dort 
ein geringes Stück Deiches und also an vielen Orten zu 
deichen hat, viele Zeit und Kosten Spildung und andere 
Ungelegenheit verursachet wird, so ist Unseres g. P. . . 
Wille, dass die Deiche ... wo es noch nicht geschehen, 
in grosse Stücke (doch dass deme, welcher eine gute Stätte 
bekommt, desto mehr, deme aber, welcher an einem bösen 
Ort annehmen soll, desto geringere Maasse zugeleget werde) 
und zugleich auszutheilen“. 

Es ergibt sich von selbst, dass dies System der 
Verteilung im Argen und Guten eine Kabelgemenglage 
der Einzelnen herbeiführte. 

Das gemischte System begegnet uns bei der Deich¬ 
verteilung in Bakkum in Kennemerland. Sie stammt 
vom 13. Juni 1466 und ist von G. de Vries veröffentlicht* 5 ). 
Es wird bei ihr ein Deichschlag des Dorfes Bakkum im 
Sint-Aagtendijk in zwei Teile zerlegt, und ein anderer 
Deichschlag mit in die Verteilung hereingezogen. Die Ver¬ 
teilung geschieht nach Grundstücksgrösse; Bakkum enthält 
540 Gheersen. Jeder der drei Deichparken wird in 
10 Lijnen zerlegt, und je 54 Gheersen erhalten in jedem 
Deichpark eine dieser Lijnen. Die Lijnen werden aber nur 

spricht der Wortlaut des Ditmarser Landrechts und die eyderst&dtische 
D.-O. v. 1595; nach letzterer mQssste bei der Interpretation dieses 
Schriftstellers der Deich im Argen gehalten und im Guten gemacht 
werden. — Dagegen ist Spadelandsrecht art. X nicht hierher zu rechnen. 
Vgl. Hackmann S. 280. 

M ) Bd. I Einl. § 4 a Anm. 174. 

•*) Bd. I Einl. § 4 a Anm. 176. 

M ) „Versl. en Mededeel.“ I 8. 287 ff. II. Siehe auch G. de Vries 
S. 128 u. 124 und Beekmann S. 496. 
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in einem Deichpark in der Weise gebildet, dass jede gleich 
lang ist; in den beiden anderen Deichteilen werden sie 
nach dem System der Kabelverlängerung und Kabel¬ 
verkürzung geschaffen. — Im Quadedyk betragen 8 Lijnen 
je 25 Fuss, eine macht 35, die letzte 45 Fuss aus. In 
Bezug auf den Achterdeich aber lesen wir: „Mer want hy 
beter is tot sommighe steden dan tot sommigher steden, 
so hebben die Heemraden dat gescicket by ordenancien, 
dat sommige lijnen die hebben 4 roeden, sommighe 5 roeden 
ende sommighe 5'/* roeden na da sy quaet ende goet is“. 

Wir glauben auch, dass es das Mischsystem ist, welches 
in einer etwas poetisch anklingenden Formel im Jahre 1331 
auf der Vierschar zu Middelburg verkündet wurde **). 
Hier heisst es, dass Goespolder deichen solle: 

„met met ghelike 
in goeden ende in quaden 
ende te lenghen ende te corten 
ende te scaden ende te baten“. 

Es ist aber auch möglich, dass hiermit nur auf das 
System der Kabelverlängerung und Kabelverkürzung ver¬ 
wiesen wird. 

IV. Gesamtkabeln. Besonderheiten finden sich bereits 
in dieser Periode inSchouwen auf Seeland* 7 ). Hier werden in 
jedem Vierendeel immer 50 Gemeten zu einer Einheitzusammen- 
gefasst, und es wird stets einer solchen eine einheitliche Kabel 
zugewiesen. Die Zersplitterung des Deiches sollte vermieden 
werden. Eine solche Kabel hiess „Rekeningdeichs“ oder 
„Rekening“. Sie konnte einem Grundbesitzer zugehören, der 
als rekenaer bezeichnet wurde. Sie konnte einer Mehrheit von 
Grundbesitzern zugehören, dann hiess derjenige, der die meisten 
Morgen besass, rekenaer. Die geringer Begüterten nannte 
man „ondergemeten“. Eine Unterverteilung griff nicht 
Platz**). Auf diese Weise entstanden Gesamtkabeln 9 *). 

»«) Mieris II B17. 

• 7 ) Siehe Beekmann S. 1368 und unten § 20. 

B8 ) Über die Unterhaltung siehe unten § 20II. 

M ) Dagegen scheinen die lijnen in Bakkum wieder verkabelt worden 
zu sein. Siehe oben III. 
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Diese bei der Verteilung gebildeten Gesamtkabeln sind 
nicht zu verwechseln mit den Kabelgemeinschaften, welche 
durch Vererbung oder Teilung des Grundstücks ohne ent¬ 
sprechende Deichteilung entstanden; auch die zum Zweck 
einheitlicher Herstellung angeordneten Zusammenlegungen 
kleiner Deichkabeln beruhen auf gleichen Gedanken, hängen 
aber mit der Verteilung nicht zusammen 99 *). 

V. Die Reihenfolge. Wenn der Deich nach Knden- 
breite verteilt wurde, ergab sich die Reihenfolge der 
einzelnen Kabelhalter ganz von selbst ohne die Möglichkeit 
eines Zweifels. Im übrigen wurde die Reihenfolge der 
Kabeln namentlich nach zwei Gesichtspunkten bestimmt: 

1. Man liess die Lage der deichpflichtigen Grundstücke 
in der Weise massgebend sein, dass Grundstücksnachbarn 
auch Kabelnachbarn wurden. In Westfriesland nannte man 
dies eine Verteilung „klei aan klei“. G. de Vries sagt 100 ): 
„De verstoeling en dijkdeeling geschiedden te Hoogkarspel 
en in de naburige dorpen klei aan klei, gelijk men zeide, 
dat is, in dier voege dat de landen nevens en aan elkander 
gelegen ook hunne dijksparken nevens en aan elkander 
ontvingen“. 

Ganz entsprechend wird im Bremer Gebiet auf dem 
Alkerdeichgericht von 1602 1#l ) ausgesprochen: 

„Ferner seyn die Alker zusammengetreten und haben 
berichtet, dass als dat Land liege, so liegen auch 
die Deiche und liege Cortt Bollemans Wurtt und Land 
bey Johan Fresen Land, darum er dann auch sein Nachbar 
im Deich seyn müsse*. 102 ) 10i *) 

2. Man liess das Los entscheiden. Als Belege führen 
wir zunächst die Verteilung in Bakkum an ,02b ). Hier werden 
die 10 Lijnen, in welche jeder der drei grossen Deich- 

99 *) Siehe unten § 20. II. — ,0 °) S. 155. 

101 ) Heineken Anhang Nr. V. 

102 ) Die Berücksichtigung der Lage ergibt sich auch in der Alten¬ 
dorfer Schauung. Siehe Deichrecht XVII 20 ff, XX ff; vgl. auch XVIII, 
9 ff. — Auch in Westzaan und Cromenij war die Reihenfolge der Grund¬ 
stücke massgebend. Siehe § 8 Anm. 20. 

101 *) Nach dem alten ostfrietischen Deichrecht §3 entschied auch 
die Grösse der Heerde: „Es sollen auch die grössesten Heerde allezeit 
am ersten angegriffen werden/ — 1Wb ) Siehe Anm. 95. 


Digitized by 


Go^ 'gle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



58 


Digitized by 


schlage geteilt war, in der Weise verteilt, dass 10 Lose 
gemacht werden. Jedes Los bestimmte nach seiner Nummer 
die Lage von drei Lijnen in den drei Deichteilen. So gab 
das erste Los die erste Lijne im ersten Deichschlag, die 
erste Lijne im zweiten und die erste Lijne im dritten 
Deichschlag. Denn in der Verstuhlung lesen wir: „Want 
die van B. tyen lijnen hebben in Santo Aechtendijck, soe 
heeft die scout van Backum mit sijn scepens gemaket thyen 
briefkijns elck van eenre groot, daer in gescreven was 
dat getal een, twe, drie tot tyenen toe, want thyen was dat 
leste lot sonder namen ende elck die een hooftmann was 
van een lijn die nam er een. . . . Eer wy bestünden te 
loten, soe wart ghesloten mit die heemraets dat die eerste 
lijn van aftersten dijck beginnen soude an dat oestende, 
ende an die Voordyck soe soude die eerste lijn beghinnen 
an westende .... Aldus soude die lijn, die naeste die 
sluys leyt, wesen die tiende lijn van den quaden dijck“. 

In dem Deichrecht fUr Zalk von 1431 haben wir be¬ 
reits folgende Vorschrift kennen gelernt: 

„Int ierste datmen die dijcke slaen sal an drien of vier 
blöken, te verstane die besten toe hoeftdiicken die quaden 
toe voetdiiken ende gheuen se mit den lote op elker erue 
na mete siinre morghentale die gheleghen siin in Salliker 
marke“. 10 *) 

Hieraus ergibt sich, dass man in der Tat sehr häufig 
die Bezeichnungen verkavelen, kavelen, Kavel, Lot, loten, 
im wörtlichen Sinn zu verstehen hat. Es ist unrichtig, 
wenn Beekmann 104 ) sagt: „Daar die toewijzing plaats had 
morgen morgensgelijk, deimtdeimtsgelijk, gemetgemetsgelijk 
enz. zoo kon darbij natuurlijk geen loting worden toegepast“. 

FUr Deutschland können wir die Deichordnung für 
Kleve von 1575 10 *) anführen. Nach ihr werden die un- 
beherten Deiche über die Kirchspiele verteilt, so dass jedes 
Kirchspiel einen Block erhält. Weiter ist dann vorgeschrieben: 


1# *) Vgl. oben S. 53. 

10 ‘) S. 1109. 

,w ) Bd. I Einl. § 4 a Anm. 251. 
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„Wie dan dat Block eines Jeglichen Kerspels dermaten 
mit dem Lott uitgedeilt werden soll dat eines Jeglichen 
darbinnen beerften landt, so des Dycks genieten und 
missgelden kan, up ein zedel besunder geschreven und alle 
Cedulen by ein geworpen und dama wederumb Zedel vur 
Zedel uitgenommen werden soll. Und wes Cedel erst durch 
eine besundere dartho verordente und beeidete person in 
gegenwurtigkeit deren sembtlichen geerfden heruit gelaiget, 
derselvige boven an, dar dat Hofft desselvigen Blocks 
geordent, und also darna die andere tho liggen khommen 
sullen bis tom endt uith. Jedoch dar yemantz voel landts in 
einem Block und synen Dyck nit gern by ein liggen hedde, 
die sali syne Lenderie up diverse cedulen stellen mugen und 
also verscheiden Dyck allet doch in denselven Blöcken an¬ 
fangen, dar die Zedulen und dat lott die geven wurden'. 

Wir haben hier also eine richtige Verlosung der Klein¬ 
kabeln mit Zetteln vor uns, ganz entsprechend der Verlosung 
in Bakkum. 

VI. Häuser. Die Zuweisung von Einzelkabeln an 
Häuser begegnet in einer doppelten Weise. 

1. Ausnahmsweise werden Häuser auf dem Lande 
als solche mit Kabeln ausgestattet. Dies ist der Fall nach 
dem alten ostfriesischen Deichrecht. Nach ihm sollen in 
den Ortsbezirken, in welchen die Deichlast die „Länder“ 
zu schwer drückt, die Deiche auch auf die Häuser der 
Warfen gelegt und einem jeden nach Grösse und Kleinheit 
der Warfen und Häuser zugeteilt werden 104 ). Die den 
Warfhäusern zugeteilten Kabeln hiessen „Huessdycke“ oder 
„Warffdycke*. 

Die Untersuchungen v. Thünens ergeben für das be¬ 
nachbarte Jeverland, dass die Deichschläge von Sandei und 
Cleverns im Harreldeich tatsächlich Uber die Warfhäuser ver¬ 
teilt worden sind 107 ). „Und wirklich haben noch bis zu diesem 
Augenblick die Warfhäuslinge in Sandei und Cleverns von 
ihren Häusern „Deichpfänder im Harreldeich zu unterhalten“, 
schreibt der Verfasser im Jahre 1847. Sehr interessant 

1M ) Altes ostfriesisches Deichrecht § 21. Die Vorschrift ist nicht 
so zu verstehen, als ob schlechthin die Warfen belastet werden sollen. 
Vgl. auch oben Anm 68. — 10T ) v. Th ttn en S. 36. Siehe aber die folg. Anm. 
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sind auch die Angaben v. Thiinens für die Kirchspiele 
Heppens und Neuende 10 *). An sich würde auf jedes Gras 
8 Fuss 6 Vs Zoll Deich fallen. Diese grosse Belastung 
schwächte man durch Hereinziehung der Warfhäuser etwas 

ab. „Alle Warfe und darauf erbauten Häuser sind“ . . . . 
früher „mit Deichpfändern mindestens von 5 bis 10 Fuss, 
meistens von 14 bis 28 Fuss belastet“ und sind noch 1847 
mit in den Deichregistern aufgeführt. Diese Hausdeiche 
vermindern die Last eines jeden Grases um 2 Zoll. 

Auch in Gelderland haben in früherer Zeit Häuser 
als solche, die nicht auf dem Deich standen, Einzelkabeln 
erhalten. Dies wurde aber im 15. Jahrhundert für die 
Zukunft aufgehoben 100 ). 

2. Nach niederländischem Recht haben die auf 
dem Deich erbauten Häuser Einzelkabeln zu unterhalten 110 ). 

108 ) S. 44, 45. Die von ihm angenommene D. 0. für Jever von 1444 
gibt es aber nicht (vgl. Sello „Studien z. Gesch. von Östringen und 
Rüstringen“ 1898, S. 73). 

10f ) Die früher von Niederländern vertretene Meinung, dass Häuser 
nie deichpflichtig gewesen seien, ist zuerst von Thieme a. a. O. 
S. 31 durch den Hinweis auf die Verordnung für Thiel und Zandwyck 
von 1447 widerlegt worden. In dieser heisst es: „Alle huysen, hoft- 
steden. tyramer ind thyns, gelegen in onsen vurgenoemde Gerichte van 
Tiel ind van Zandwyk, then eeuwigen dagen toe vry sullen wesen ind 
blyven van allen dycken ind van allen onraet van dycken .... ut- 
genomen en beheltlycken soe wat huyse, hoffstede of timmer dat op 
datum deses beboedelt is met eenige dycken oft dair mede beboedelt is 
geweest binnen tien jaren van af datum dis bryefs“. Siehe auch Kol ff 
a. a. 0. S. 40 ff. Diese Stelle setzt in der Tat Einzelkabeln von Häusern als 
solche voraus. Es ist aber unrichtig, wenn Thieme aus ihr die 
Deichpftichtigkeit von Zehnten schliessen will. Das Wort „thyns“ kann 

m. E. hier nicht in selbständiger Bedeutung in Betracht kommen. Es 
ist als Hauszins anfzufassen, und in gleichem Sinn wie die voran¬ 
gehenden Worte Haus, Hofstätte und Gebäude zu nehmen. Zehnten 
und Zinsen haben nie eigene Kabeln erhalten, über ihre Deichpflicht 
siehe unten § 7 III, § 17 II 5. Thieme führt ferner die Verordnung für 
das westerlauwersche Friesland von 1510 an. Aber hier erhalten Haus¬ 
grundstücke als solche keine Einzelkabeln. Verfehlt ist es, wenn Thieme 
die erwähnten Besonderheiten mit der Deichpflicht der Häuser auf dem 
Deich in Parallele stellt. Bei letzterer handelt es sich um etwas, das all¬ 
gemein in den Niederlanden galt. Vgl. auch Beekmann S. 388. 

no ) Dies ist zuerst treffend von G. de Vries 218 ft* in ausführlicher 
Darstellung hervorgehoben worden. 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



61 


Und zwar sind sie nach Hausbreite pflichtig, „voer soverre 
haere woninge streckt“. 

Als Beispiele erwähnen wir die älteste Quelle, welche 
uns darüber Auskunft gibt, und die Verordnung, deren 
Geltungsgebiet am umfangreichsten ist* 1 *) 11 *). 

Bereits Graf Ploris V bestimmt im Jahre 1286 bei der 
Abdämmung des Spaarne “*): 

„Voirt willen wi, dat alle die ghene die hofsteden 
aennemen op dien dam . . . dat si dien dijc verwaren op 
hoer vreze ende op hoer scade after dien dat sise aen- 
ghenomen hebben“. 

In der grossen Verordnung für das holländische 
Norderquartier von 1534 114 ) lesen wir: 

„Dat alle dieghenen, dier haer huysen opten dyck 
hebben staende, den dyck om huere huysen ende erven 
sullen maken, als die zeedyck voor dieselve huere huysen 
aen wederzyde aencomt 1 “)“. 

Woher kommt es, das 9 die deutschen Quellen eine 
Kabelzuweisung an auf dem Deich erbaute Häuser nicht 
kennen? Der Grund ist m. E. darin zu suchen, dass in 
Deutschland das Bebauen des Deiches mit Häusern ver¬ 
boten war. 

VH. Neu-Verteilungen zu bestimmten Zeiten. 
Erbdeiche. 

1. Neuverteilungen zu bestimmten Zeiten unter 
Einzelne sind uns aus der ersten Epoche des Deichrechts 
nur aus den Niederlanden bekannt. Man sprach von 
„verstoelen“, „herstoelen“, „hercavelen“. 

U1 ) Andere Belege bei G. de Vries a. a. O. Siehe auch Beele¬ 
in ann S. 389. 

us ) Besonders interessant ist noch die Verordnung für Erkemede 
v. 1611, auf welche zuerst Thieme S. 114 aufmerksam gemacht hat. 
Hier sind nämlich die Häuser auf dem Deich deichpflichtig, soweit ihre 
Wohnung streckt, im übrigen aber wird der Deich bereits in geld¬ 
wirtschaftlicher Kommunion in jeder Hinsicht unterhalten. 

u# ) Bergh II, 583. 

m ) „Versl. en Mededeel.“ I, 42 ff. art. 18 

m ) Sind in den Quellen bei der Statuierung der Deichpflicht der 
Häuser bestimmte Ruten für die Breite des Deiches angegeben, so ist 
dies nur so zu verstehen, dass der ganze Deich überhaupt diese 
Breite aufweisen soll. 
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Solche periodische Herstuhlungen an Einzelne sind in 
den frliher besprochenen Herstuhlungen an Ortsbezirke ent¬ 
halten u '). So schliessen die Verteilungen in Kennemerland, 
welche dreimal innerhalb von hundert Jahren unter Orts¬ 
bezirke stattfanden, gleichzeitige Neuverteilungen an die 
einzelnen Grundbesitzer in sich. 

Allein auch unabhängig von Verteilungen unter Orts¬ 
bezirke finden wir periodische Verteilungen an Einzelne. 
Hier stand entweder eine Verteilung an Ortsbezirke gar 
nicht in Frage, weil die Deichstrecke nur für einen Orts¬ 
bezirk in Betracht kommen konnte, oder die Verteilung 
an Ortsbezirke war als eine ständige oder als eine nur in 
ganz besonderen Ausnahmefällen zu durchbrechende Aus¬ 
nahme erfolgt. So wurde in der Herrlichkeit Assendelft 
in Bezug auf den Seitendeich eines Butenkoogs bestimmt, 
dass er „madt madt gelyck~ von den gemeinen Ingelanden 
des Koogs zu unterhalten ist, und „dat de voirsz. Ingelanden 
alle drie-en-dertig jaeren de voirsz. Kadyck sullen mögen 
verstoelen“ 7 )“. In Westfriesland waren, wie wir früher 
sahen, periodische Verteilungen unter die Ortsbezirke nicht 
üblich“ 8 ). Wohl aber fanden periodische Verteilungen 
innerhalb der Dorfschläge unter die Einzelnen statt 1 "); mit 
Sicherheit ergibt sich dies für Geestmerambacht, Schager 
und Niedorper Koggen. Es heisst nämlich in einer Ver¬ 
ordnung von 1518 180 ): 

„Indien yemant voor sijn dijk paelen gemaickt heeft 
ende bij teynden den VII jaeren verstelt word up een 
andere dijck dair geen paelen en staen, zoe sal die geene 
die verstelt wort op die v. bepaelde dijck by taxatie van 
dijckgrave ende heemraiden betaelen den geenen die de 
paelen dair geslagen sal hebben“. 

Hieraus ist eine periodische Herstuhlung alle sieben 
Jahre zu folgern und die Berechtigung desjenigen, der 

»«) Siehe oben § 3 VII. 

117 ) Handvesten und Privilegien von Assendelft S. 144. 

118 ) Siehe oben S. 32. 

119 ) G. de Vries S. 173. 

iao ) Auf sie hat G. de Vries S. 173 aufmerksam gemacht. Sie iat 
von ihm später in den „Versl. en Mededeel.“ II S. 238 ff. publiziert worden. 
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alsdann eine von ihm mit Pfählen versehene Deichkabel 
gegen eine ungepfählte fahren lassen musste, von seinem 
Nachfolger Ersatz zu verlangen. 

ln Seeland wurden die Deiche auf den einzelnen 
Eilanden ebenfalls alle sieben Jahre neu unter die Grund¬ 
besitzer verteilt 1 "). Man nannte dies „verhevenen“ oder 
„hevenen“. Der Ausdruck bedeutet ein Anschlägen in einer 
Belastung, die siebenjährige Periode hiess „heventijt“ 1 **). 

Auch in Brabant haben trotz des Busenrechts 1 ***) Ver- 
Btuhlungen in regelmässiger Wiederkehr teilweise statt¬ 
gefunden. Dies beweist die Verordnung für Deichgraf und 
Heemraden von Eescharen und Gassei von 1570. Nach ihr 
soll die Verlängerung des Deiches, die infolge einer Deich¬ 
verlegung entsteht, unterhalten werden „by de gemeene 
geerfden en ondersaten van de v. dorpen, ter tyd toe dat 
die by der herkaveling van den geheelen dyk imant 
aangekavelt sal werden.“ Mit einer solchen Verkavelung des 
ganzen Deichs kann nur eine Neuverteilung zu bestimmten 
Zeiten gemeint sein 1 * 8 ). 

2. Neuverteilungen unter Einzelne zu bestimmten 
Zeiten fanden in Deutschland nicht statt; 1 * 3 *) auch in den 
Niederlanden waren sie vielfach ausgeschlossen. Dies 
war namentlich der Fall, insoweit das Busenrecht in aus¬ 
geprägter Gestalt galt 1 * 4 ), ferner dann, wenn die Deich¬ 
genossen oder einzelne Deichgenossen ihre Kabeln „erblich“ 

1#l ) Siehe Beekmann S. 1541. Siehe ferner die Urkunde von 1459 
bei Beekmann S. 1183 (über den Ausdruck „nieuwe eerften*, der von 
Beekmann nicht zutreffend erklärt wird, siehe oben § 3 Anm. 105). 

1W ) Siehe Beekmann unter den angeführten Ausdrücken. 

,M ») Über das Busenrecht siehe unten § 8 IV. 

,M ) Es ist daher in Bezug auf Brabant nicht zutreffend, wenn 
Beekmann S. 1541 sagt: „Van herstoelingen op gezelte tijden was in 
dit gewest, Brabant en Overijsel met hunne streng en ver doorgezfette 
toepassing van het boezemrecht geen sprake“. Die Regel ist allerdings, 
dass das Busenrecht die Neuverteilung zu bestimmten Zeiten aus- 
schliesst. Siehe im Text sub 2. 

1M «) Siehe aber unten Anm. 143. 

m ) z. B. in Zeevang. Die Behauptung, welche anlässlich eines 
Prozesses in Zeevang aus dem Jahre 1570 aufgestellt wurde, „dat er niet 
op gelet werd of door verandering van tijden de eene dijk zwaarder en 
kostbaarder te onderhouden werd dan de andere, maar dat elk geerfde 
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erhielten und schliesslich da, wo streng nach Gebiets¬ 
anschuss verteilt war. Man kann hier von Erbdeichen 
der Einzelnen sprechen“*). Der Ausschluss periodischer 
Verteilungen hinderte natürlich nicht eine Neuteilung bei 
vorhandenem Bedürfnis. Sie erfolgte nach Massgabe der 
V erhandsverfassung. 

Ein charakteristischer Ausdruck für einen Erbdeich ist 
uns aus Kennemerland überliefert. Infolge der periodischen 
Verteilungen beim Schorelschen Deich kam es zu Streitig¬ 
keiten zwischen dem Deichverband und dem Prälaten von 
Egmont. Den Streitigkeiten wurde durch einen Vergleich 
ein Ende gemacht, und dem Prälaten wurden seine Deich¬ 
teile unabänderlich zugewiesen. Wie G. de Vries be- 
richtet 1 * 8 ), sagte man daher, dass in jedem „scroyjaer“ 1 * 7 ) 
alle Länder aufs neue ihren Hoefschlag erhalten mussten 
„uitgeseit alleen den prelaet van Egmond, die zijn eigen 
ijzeren dijk had“. Der Prälat hatte also einen eisernen 
Deich! 

Vin. Verlegung von Deichkabeln. Eine Verlegung 
von Deichkabeln fand hei den eigentlichen Deich- 
verlegungen, den Einlagen oder Auslagen, statt, die zur 
Deicherhaltung und Deichunterhaltung nötig wurden. Dabei 
wurden vielfach die betroffenen Kabelhalter in Bezug auf 
Überlängen entlastet 1 * 8 ). 

Eine Verlegung von Deichkabeln begegnet ferner bei 
den Vorbedeichungen, die zu neuen Poldern und Kögen 
führten ,M ). Durch sie wurden die Kabelhalter des alten 
Deiches, der aus einem „nassen“, „salzigen“ Deich, 
einem Seedeich, zu einem trockenen, „süssen“ Deich, 
einem „Schläfer“ geworden war, entlastet. Es wurden ihnen 

voortdurend de lengte dijks moest onderhouden die hem oorspronkelijk 
was opgelegd“ (G. de Vries S. 165), ist prinzipiell beim Vorhandensein 
des Busenrechts zutreffend. Über das Busenrecht siehe § 8 IV. 

** 6 ) Siehe § 3 Anm. 105. 

m ) G. de Vries S. 164. 

m ) Siehe oben S. 32. 

12s ) Siehe hierüber unten § 14 VIII u. § 15. 

,,!> ) Vgl. zu Folgendem insbesondere G. de Vries S. 205 ff. 
Beekmann S. 522. 
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ihre Deiche „abgeteichet“ ,3 °). „afgeleyt“ 131 ;; es trat Dijk- 
velling ein, d. h. der Deich wurde zu einem ..verfallenen“ 
gemacht 1 *’), oder Dijkveiling 133 ) d. h. Deichversicherung, 
so dass sie — hierauf zielen alle diese Ausdrücke — ihrer 
alten Deichpflicht enthoben wurden 184 ). Daher liess man 
sie entsprechend der Grösse ihres deichpflichtigen Landes 
in dem neuen Deich mit Kabeln nehmen 135 ). 

Vor allem ist das Spadelandsrecht anzuführen, welches 
in art. XI bestimmt: 

„Wenn der neue Teich des eroberten neues Koges zu 
einem vollen See-Teich gemaehet. sollen diejenigen, den 
ihre Teiche abgeteichet, so viel in dem neuen Teich 
aussfassen, dass sie gleich dem neuen Lande volle 
Masse bekommen, nach Erkäntniss der sechszehn Teich¬ 
richter". 

Interessant ist, dass man teilweise ebenso in den 
Niederlanden verfuhr. Dies beweist z. B. das Oktroi zwecks 
Bedeichung von Burghorn im holländischen Norderquartier 
aus dem Jahre 1450, in dem es heisst: „Alle diegene dien 
mits den voorsz. nieuwen dyck hoor dyckaedsie in den 
voorn. ouden dyck gecort sal worden, sullen heuren 
hoeffslach, cavel ende vaken hebben, aennemen ende be- 
houden in den voorsz. nieuwen dyck, nae grootheyt hoirs 
lants“ 1 * 6 ). 

,so ) Spadelandsr. art. XI. 

1S1 ) Bergh II 641 (a. 1288). G. de Vries S. 207 S. 2L2 Antn. Beek- 
man S. 62. 

132 ) G. de Vries a. a. O. 

188 ) G. de Vries a. a. O. Dass dies Wort durch eine verkehrte 
Ausprache von Dijkvelling entstanden sei, wie Beekman S. 522 
teilweise annimmt, ist nicht sehr wahrscheinlich. 

184 ) Unrichtig ist die Erklärung von Dijkvelling, die Verheije van 
Gitters „Memorie over het regt van dykvelling“ (Arch. Zeeuw. Genoot. 
II S. 101) gibt; er meint, dass der alte Deich ursprünglich 
wirklich „gefällt* worden sei, indem seine Substanz dahin gebracht 
worden sei, wo man zwecks Vorbedeichung den neuen Deich errichten 
wollte. 

1M ) Siehe Bd. I S. 204. 

1Bfl ) Angeführt bei Beekman S. 514. — Über diese Bedeichung 
handelt ausführlich G. de Vries S. 205 f. 

J. v. Gierke, Geschichte des deutschen Deichrechts II. 5 
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Es gab noch zwei andere Arten der Dijckvelling 1 * 7 ), 
von denen in anderem Zusammenhang zu sprechen ist: 
Recht der Vorbedeicher auf den alten Deich und Anspruch 
auf einmaligen Geldbeitrag gegen die Abgedeichten 1 * 8 ). 

IX. Vergleich mit der germanischen Acker¬ 
verteilung. Die Verteilung der Deiche unter Einzelne 
weist eine sehr interessante Ähnlichkeit mit der ger¬ 
manischen Verteilung der Feldflur auf. Wie man die 
Feldflur nach der Beschaffenheit in grössere 
Schläge teilte und jedem Genossen in jedem eine 
Breite zuwies, so teilte man oft auch nach der 
Beschaffenheit den Deich in grössere Schläge und 
wies jedem Genossen in jedem Schlage einen Anteil 
zu. Wie die Gebreiten der Feldflur, so befanden sich die 
Kabeln des Deichs in Gemenglage. Wie die Gebreiten 
mit dem Messeil (seil, rep), so wurden die Kabeln „mit 
lijnen“ 1 * 8 *) oder mit „rep und rohden“ 188 ), mit „roede und 
mate“' 40 ) ausgemessen. Daher rechnete man bei den 
Deichen der preussischen Werder auch nach „Seilen'“ 14 '). 
Wie die Gebreiten, so werden vielfach auch die Deich¬ 
pfänder unter die Genossen verlost. Daher bezeichnete 
man den Feldanteil des Genossen mit „Los“ und dem 
entsprechend den Deichanteil mit „Los“ oder „Kavel“ 14 *). 
Und schliesslich: Ebenso wie Neuverteilungen der Acker¬ 
flur stattfanden (Reebningsverfahren!), so gibt es Neu¬ 
verteilungen des Deichs 148 ). 

,87 ) Dijkvelling bedeutet auch 1. das Recht der Vorbedeicher, die 
den Deich zu einem verfallenen gemacht hatten, gegenüber den Be¬ 
sitzern des alten Deichs; 2. den Beitrag, den die „Abgeteichten" im 
Hinblick auf den neuen Deich leisten mussten. Siehe Beekman S. 522. 

lw ) Siehe unten Abschnitt IV § 2 VI. 

138 *) Daher kommt die Bezeichnung „lijn“ für einen ausgemesseneu 
Deichteil in Kennemerland, siehe oben S. 55 f. 

li9 ) Deichgericht zu Habenhusen 1603 (Heineken, Anhang VI). 

14 °) Mieris II 573. 

U1 ) Siehe die Urkunde für Oliva von 1376 (Voigt III, S. 166). 

14s ) Siehe oben I. 

148 ) Insofern sich Neuverteilungen der Ackerflur in späterer Zeit 
finden, könnten mit ihnen Neuverteilungen des Deiches vorgenommen 
worden sein. Heck „Altfriesische Gerichtsverfassung“ S. 213 Anm. 46 
deutet die Vorschriften des älteren Schulzenrechts § 31 ff auf das 
Reebningsverfahren. 
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Drittes Kapitel 

§ 5. 

Die Deichlasten bei der alten vollen Kommuniondeichunf 
und der alten GroQlcabeldeichung 

(Gemeinlasten älterer Art) 

I. Die alte Kommuniondeichung. Wir sahen, daß in 
der Zeit, Uber die wir quellenmäßig unterrichtet sind, die 
alte Kommuniondeichung fast ganz verschwunden ist 1 ). 
Trotzdem können wir uns Uber die Deichlasten bei ihr ein 
gewisses Bild verschaffen. Wir müssen nämlich mit heran¬ 
ziehen die Ausgestaltung der Pflichten innerhalb von 
Oemeinden überhaupt und die „gemeinen Werke“ bei der 
Grosskabeldeichung und Kleinkabeldeichung. Aus der Zeit 
der Kleinkabeldeichung kommt insbesondere die Unterhaltung 
der „gemeinen“ Deichschläge 2 ) d. h. der Kabeln, die un- 
verteilt Gemeinden und Deichverbändeu aus verschiedenen 
GrUnden zugehören, in Betracht 3 ). Manches bleibt natürlich 
trotz alledem zweifelhaft. 

1. Die Deichlast war Gemeindegliedspflicht. Sie 
war eine Schuld, die den Genossen auf Grund seiner Zu¬ 
gehörigkeit zur Gemeinde traf. So erscheint sie gleichzeitig 
als persönliche Pflicht und als Grundstückslast 4 ). Es ist 
irrig, die alte Deichlast vor der Kabeldeichung als rein 
persönliche Pflicht zu bezeichnen 5 ), ebenso falsch aber wäre 
es, sie sich als reine Grundstückslast vorzustellen. Die 
Grundstücke, auf denen die Deichlast ruhte, waren die Hufen, 
die bäuerlichen Besitztümer, die Höfe 6 ); später werden auch 
die Besitzer kleinerer Stellen (Köter) hereingezogen 7 ). Der 

*) Siehe oben §11, II. 

*) Siehe unten § 19. 

*) Das Folgende bezieht sich aufGemeinde-Deichverbände;herrschaft- 
liche Deichverbände im engsten Sinn werden nicht berücksichtigt. Siehe 
oben § 1 Anm. 2. 

*) Vgl. bereits Bd. I S. 231 ff. 

B ) So v. Thünen S. 11. Vgl. Bd. I S. 94. 

®) Siehe § 4 II 1, 2, 3. 

7 ) Vgl. Deichrecht f ür Vollenhove (1354—1387) art. 53: „Der coeter 
meijnewerck sal van allen gebaeden staen op twee olde braspenning“. 
Siehe auch Bd. I S. 239 Anm. 45. 

5* 
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Umfang dev Deichlast ergab sich aus der Veranschlagung 
des Grundbesitzes im Gemeindeverband 8 ). Nach dieser 
richteten sich auch die übrigen Pflichten und die Rechte 
des Mitglieds 1 '). 

2. Ihrem Inhalt nach bestand die Deichlast in der 
Verpflichtung zu Hand- und Spanndiensten für den 
Deich 10 ). Die Köter brauchten nur Handdienste zu leisten 11 ). 
Schon früh muss ein Unterschied zwischen regelmässigen 
und unregelmässigen Deichpflichten hervorgetreten sein. 
Die regelmässigen Arbeiten begannen im Frühjahr und 
mussten in bestimmten Abständen erledigt werden 1 ’): die 
anderen Deicharbeiten fanden statt bei besonderer Gefahr 
und besonderen Deichbeschädigungen. Vermutlich sind die 
Köter zunächst nur zu den letzteren zugezogen worden. 
Bei allen Deicharbeiten war aber die rechtliche Natur der 
Deichpflicht die gleiche. Insbesondere stellt sich die Not¬ 
arbeit keineswegs als eine rein persönliche Pflicht dar. 
sondern hat genau denselben gemischten Charakter wie die 
regelmässige Deichpflicht. 

Ob die vollen Gemeindeglieder nur Handdienste oder 
auch Spanndienste zu leisten hatten, richtete sich nach der 
Anordnung der Deichverwaltung. Die Spanndienste wurden 
mit Wagen, Schlitten, Zugvieh geleistet 1 ' 1 ); für die Hand¬ 
dienste kamen als notwendige Gerätschaften namentlich 


H ) Es wurden also insbesondere ganze, halbe, viertel Hufen unter¬ 
schieden. Vgl. Anm. 6 u. Anm. 10, siehe ferner Hahn „Einleitung 4 * S. 21: 
Unterscheidung nach ganzen und halben Höfen im Kirchspiel Osten. 

9 ) Höchst charakteristisch ist der oben S. 47 angeführte Ausspruch 
des Deichgerichts von Hahenhusen von 16n3. 

10 ) Deichrecht für Vollenhove (1354 —1387) art. 50: „Alle meijnc- 
wercken mijt waghenen dair sal die boete van staen op vier olde bras- 
penning“. Art. 51: „Alle meijnewercken mijt scuppen, axen, houwen 
ende anders . . sal staen op twee olde braspenning“. 

n ) Vgl. die Busse in art. 53 des Deichrechts von Vollenhove (Anm. 7) 
mit der Busse in art. 51 (Anm. 10). 

ia ) Siehe oben § 1 I a. E. und die Hegungsfragen des Schulzen an 
den Asega Bd. I S. 185 Anm. 7. 

,s ) Vgl. Anm. 10 und die oben Bd. I S. 195 Anm. 72 angeführte 
Stelle aus der Bauernwillkür für Wurthfleth (16131, ferner Hahn 
S. 21 u. 22. 
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Spaten. Forke, Axt, Karren in Betracht 1 ').- Zu den Spann¬ 
diensten gehörte vor allem das Heranfahren von Erde, Holz, 
Strauchwerk, Steinen usw. 

Sicherlich sehr früh war es zulässig, dass der Deich¬ 
genosse nicht in Person die Dienste mit verrichten musste 16 ). 
Geldumlagen kamen wohl kaum vor. 

3. Eine Lösung von der Deichlast im Ganzen konnte 
nur eintreten durch Verlust der Genie in demitglied Schaft. 
Diesem konnte ein Ausschluss oder ein Austritt oder eine 
Yeräusserung zu Grunde liegen 16 ). Über den Ausschluss, 
insoweit er Folge der Nichterfüllung der einzelnen Deich¬ 
pflicht war, wird sogleich noch gesprochen werden. Der 
Austritt vollzog sich in den freien Gemeinden durch feierliche 
Aufgabe der Hufe 18a ), die aber erst nach Erfüllung aller 
Pflichten zulässig war 17 ) 18 ). Eine Veräusserung war entweder 
unzulässig oder bedurfte der Genehmigung der Gemeinde 19 ), 

4. Die Haftung für die Erfüllung der einzelnen Deich¬ 
pflichten war gleichzeitig personenrechtlicher und 
vermögensrechtlicher Natur. 

Zunächst werden über den säumigen Genossen Bussen 
verhängt 40 ). Bei fortgesetzter Säumnis findet der Ausschluss 

u ) Vgl. Anm. 10. 

lö ) Vgl. Deichrecht für Volleuhove (1354 -1387) art. 55: „Op alle 
meijtiewerke sal comen die beste man van den huijse ofite hie sal dair 
senden enen Knecht, die twintichjaer olt is\ Deichrecht von Ijsselham 
(1624) Titel 16. Doichrecht für Salland (1308) Art. 14 (oben § 1 Anm. 12). 
Häufig genügte aber nicht ein Mann, sondern es mussten mehrere Knechte 
gestellt werden. Vgl. Altendorfer Deichrecht XX 3, 6. 

1G ) Vgl. Bd. I S. 241. 

1C «) Charakteristisch ist insbesondere der Ausdruck: „seine gemein¬ 
schaftvorder gantzen gemein aufkünden“ 0. Gierke „Genossenschafts- 
recht“ II S. 285 Anm. 86. 

17 ) Vgl. 0. Gierke a. a. 0. S. 285. Bei herrschaftlichen Verbänden 
musste die Genehmigung des Herrn hinzutreten. 

18 ) Es gehören hierher die Bussen bei versäumten Hand- und Spann¬ 
diensten für den Deich. Man behalte den im Text angeführten Grund¬ 
satz im Hinblick auf die spätere Zeit im Auge. 

lf ) Infolgedessen konnte sie sich bei rückständigen Pflichten der 
Regel nach nicht vollziehen, da hier die Genehmigung versagt wurde. 
Entsprechendes galt bei der Teilung der Hufe. 

,0 ) Siehe oben Anm. 7, 10, 13. 
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statt* 1 ). Er hat zweifellos die verraögensrechtliche Wirkung, 
dass der Ungehorsame sein ganzes Besitztum verlor**); er 
hat die personenrechtliche Wirkung, dass der ehemalige 
Genosse aus der Gemeinde vertrieben wurde**). Zweifelhaft 
ist, ob man ausser der Verhängung von Bussen vor dem 
Ausschluss an die Verhängung geringer Freiheitsstrafen 
denken kann* 4 )* 4 *). Für die Bussen als solche haftete der 
Genosse nach allgemeinen Grundsätzen, in erster Linie 
haftete daher die Fahrhabe auf Grund einer Pfandnahme 
seitens der Gemeinde* 5 )* 6 ). 

Für rückständige Bussen haftete der Erwerber nicht* 7 ). 

II. Die alte Grosskabeldeichung. Die Grosskabel- 
deichung 28 ) bringt naturgemäss einige Änderungen gegenüber 
der alten vollen Kommuniondeichung mit sich, einige ihrer 
Neuerungen erklären sich aus ihrem späteren Vorkommen. 

1. Die Deichlast war nicht mehr ausschliesslich 
Gemeindegliedspflicht. Sie war es, insoweit Grosskabeln 
von Gemeinden unterhalten wurden. Aber der Verband des 
ganzen Deichzuges war regelmässig ein Deichverband im 
engeren Sinn; die Pflichten der Gemeindeglieder erschienen 

21 ) Dies ist aus den alten Gepieindoverfassungen — vgl. 0. Gierke 
a, a. 0. S. 282 f., 20V) —- zu folgern. Beachte im Hinblick auf spätere 
Erscheinungen namentlich, dass Ausschiues bedroht wird bei dreimaliger 
oder neunmaliger Dingsäumnis (a. a. 0. S. 282 Amn. 0fi, 8. 209 Anm. 61). 

a2 ) 0. Gierke a. a. O. 

2a ) Dies lässt sich auch aus späteren deich rechtlichen Quellen 
ersch Hessen. 

* 4 ) Vielleicht ist die „Haft der Mistforke“ eine sehr alte Freiheits¬ 
entziehung. Siehe über sie unten § 7 II und den Zusatz im Deichrecht 
des Alten Landes art. X: v So auch sonsten bei ander gemeinen Arbeit 
als Schleussen usw. gebrauchet wird“. 

24 *) Auch an Sperrung der Almende als Zwangsmassnahme ist zu 
denken. Vgl. 0. Gierke a. a. O. S. 282. — Verlor der Genosse hei 
Säumnis in grösster Deichnot. wenn er auf Grund des Gerlift.es nicht 
erschien, ohne weiteres sein Besitztum? (Ssp. II Ö6). 

* 5 ) Üher Pfandnahme für Bussen in Gemeinden siehe 0. Gierke 
„Schuld und Haftung“ S. f. u. die dort in Anm. 67 aufgeführte Literatur. 

2Ö ) Eine Vollstreckung in Liegenschaften gab es ursprünglich nicht. 

27 ) Die Bussschuld war eine rein persönliche Schuld. Rückstände 
von Hand- und Spanndiensten standen nicht in Frage. 

28 ) Siehe über den Begriff § 1 II, III und die dort angeführten 
Quellen. 


Go^ 'gle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



71 


ihm gegenüber als mittelbare Pflichten; ausserdem gab es 
unmittelbare Deichpflichten gegenüber dem Samtverband. 
Es waren das • Pflichten von Gemeindeangehörigen und 
sonstigen Gutsbesitzern. Bei landesherrlichem Einfluss 
erscheinen die Deichpflichten z. T. als Pflichten gegenüber 
dem Landesherrn 29 ). 

Allgemein tritt bei der Deichlast der Charakter der 
Grundstückslast schärfer in den Vordergrund, ihre Natur 
als persönliche Pflicht tritt zurück. Daher beschwert die 
Deichlast die Güter des Bezirks, sie erscheint als eine mit 
ihnen unlöslich verbundene Last. Sie wird von den Gütern, 
von den Hufen geschuldet 90 ). Es wird betont, dass es 
gleichgültig ist, ob ihr Besitzer Bauer oder Bürger, edel 
oder unedel, geistlichen oder weltlichen Standes ist 91 ). 
Bei Säumnis steht z. T. nicht der persönliche Ausschluss, 
sondern der Verlust des Gutes in erster Linie 82 ). Ganz wie 
früher werden auch die Besitzer kleinerer Stellen herein- 
gezogen 89 ). 

2. Ihrem Inhalt nach bestand die Deichlast in der 
Verpflichtung zu Hand- und Spanndiensten für den 

29 ) So namentlich in den preußischen Werdern. — Von landes¬ 
herrlichem Einfluss unberührt erscheint der Samtverband des Sachsen¬ 
spiegels. Anders ist es bereits nach tler kursächsischen Deichordnung 
von 1558. 

30 ) Vgl. z. B. Elbinger Handfeste von ldTS: ..Und were es, ob die 
vorgenannten Burgern nue Dörfler ussgeben, dyseiben sullen von Huben 
Huben geleich thun in aller Wyso alse von Huben der egenannten 
Dörfer wirt getan - . Kursächsische D.-O. v. 1558: „Summe der Huefen 
in dissen Dörflern dauon zum Temmen oder Teichen ge fron et wirt“. — 

„Es muss der Drohst.von ein Felde genanndt das Probst- 

Feld. darinne ligen etzlich Huefen, . . . wie einem itzlichen Huefner in 
der Stadt von einem Huefen zu dienen angesagt, zur Erhaltunge 
der Temme l'rohnen.“ 

81 ) Kursächsische D.-O. v. 1558: „Weder Geistlich noch weltlich, 
edell und Unedell, Paur oder Burger, gefreiet, sondern alle die da Güter 
in dem Kefir haben, müssen darzu frohnen und arbeitten“. Siehe auch 
die Konfirmation Siegesmunds v. 1526 für den Danziger Werder (Bd. I 
§ 4a Anm. 222). 

82 ) Sachsenspiegel II, 56. 

ÄS ) Kursächsische D.-O. v. 1558: „Zu aller solcher Arbeit müssen die 
Gerttner aus allen Dörflern, wan sie gefordert*, Handreichunge auf den 
Temmen oder Teichen thun und pflegen* 4 . 
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Deich. Die Besitzer kleinerer Stellen brauchten nur Hand¬ 
dienste zu leisten. Geldumlagen waren in späterer Zeit 
nicht ausgeschlossen 51 ). 

Im übrigen ist zu trennen: 

a) Die Grosskabellasten. Es handelt sich im wesent¬ 
lichen um Arbeiten, die von der einzelnen Gemeinde an 
ihren Deichschlägen für sich vorgenommen werden mussten 
(„ieclicli dorf sal sinen teil des tammes vestenen vor der 
vlut“ Sachsenspiegel Landrecht II, 5G). Es waren die regel¬ 
nnissigen und die leichteren unregelmässigen Arbeiten. Bei 
ersteren konnten einheitliche Arbeitszeiten im ganzen Samt¬ 
verband massgebend sein, es konnte auch eine einheitliche 
Oberleitung für die Arbeiten vorhanden sein 34 “). Ihr unter¬ 
standen dann auch die ausserhalb der Gemeinden stehenden 
Gutsbesitzer 35 ;. Für die Verteilung der Hand- und Spann¬ 
dienste unter die Genossen 3 ' 1 ) war regelmässig die Grösse 
des Besitztums entscheidend, die Scharwerke, Frohnden 
wurden „nach Hufenzahl" verrichtet 87 ). 

b) Hülfen und Notwerke. In ausserordentlichen 
Fällen setzten Hülfen und Notwerke des Samtverbandes ein. 
Wir können insbesondere unterscheiden: 

a) Wiederherstellung von Deichbeschädigungen. 
Bereits der Sachsenspiegel verpflichtet bei einem Durch- 

*0 Vgl. die Glosse zum Sachsenspiegel II, 56. 

81 a ) Vgl. Kursächsische D.-O. v. 1558: „Dazu muss ein Schösser mit 
grossen Vleiss Aufsehen haben dieweil dan wochlich ein Tagk als von 
Ostern bis zur Erndte und nach Ausgang der Krndte bis zur Winther- 
Zeitt doran gebauet;“ ferner „Eine aide Stattuth der Teichgreben und 
Geschworenen“ von 1461 für den grossen Werder (Bd. I S. 51). 

8,r ’) Kursächsische l).-0. v. 155S: „Die . . . müssen von ihren Ritter- 
Güttern, disseit dem Flecke zur Elhenwarts gelegen, zu Erhaltunge der 
Teiche oder Ternrne der Elben gleich als viel wie ein Paur oder Burger 
mit Pferden und Wagen dienen“. Gleiches galt von den vorher erwähnten 
„Edeileuten im Refier“. 

8G j Über die Verteilung der Grosskabeln unter die Dörfer siehe 
§ 3; insbesondere 8. 2S f. 

87 ) Siehe Elbinger Handfeste von 1878: „Huben Huben geleich“ 
(oben Anm. 30); Littera de aggere et capitibus servandis in villa Wolcz 
v. l.'hU (Bd. I Berichtigungen zu S. 4 ( j): „nach Hubenzahl“; die Landtafeln 
im Danziger Werder von 1407, 1423 11. (Bd. 1 S. 50): .Huben Huben gleich“. 
Kursächsische D.-O. v. 155*: „nach Huefen-Zahl“, die Hufen der einzelnen 
Dörfer sind hier angegpben. 
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bruch in dem Deichschlag eine? Dorfes auf erhobenes 
Geriifte hin alle Grundbesitzer innerhall) des Deiches zur 
Hülfe 3 ’). Die Hülfe bezog sich zweifellos nicht bloss auf die 
Abwehr der Flut, sondern auch auf die Ausbesserung („büzen“) 
des Deiches; ob freilich der Deich in seiner vollen alten 
Gestalt mit gesamter Hand herzustellen war, erfahren wir 
nicht, kann aber vielleicht vermutet werden. Im Danziger 
Werder mussten alle Dörfer, welche Grosskabeln besassen. 
bei „schädlichem Überfall des Wassers" und bei „gemeinem 
Ausbruch“ der Weichsel „nachbargleich helfen machen und 
bessern“* 1 '). Bei dem Bremer Eisenraddeich trat eine Hülfe 

:ti ) „Kumt aber die vlut und zubrichot den tarn, und ladet man si 
mit dem geruchte dar zu, alle die binnen deine tamnie gesozzen sin, 
ßwilchir ir nicht hillV*t huzen den tarn, der hat vorworcbt sogetan erbe, 
als her binnen deine tamme hat“. 

3> ) Siehe Handveste des Dorfes Sehmerblock aus dom 16. Jahrhundert 
(Bertram S. 77). Das Dorf ist in verschiedener Hinsicht befreit, „wo 
aber etwa Überfall des Wassers geschehe und darüber Schade litte oder 
käme, dasselbige sollen sie nabergleich helfen machen und bessern . . . 
Und im Fall da der allmächtige gnädige Gott vor behüten wolle, ein 
gemeiner Ausbruch geschehe oder zu besorgen wäre, alsdann sollen 
(sie) . . . gleich anderen ihren Nachbarn des Werders Einwohnern zu¬ 
gleich helfen retten, machen und bessern“. Siehe ferner Bertram 
S. 30 und die dort angeführten Urkunden. Diese ergeben gemeinsame 
Stopfungen von Deichbrüchen auf dem Werder. Nach der Urkunde auf 
S. dl werden die Dörfer nach Hubenzahl geschätzt und etwa je 6 Huben 
1 Rute zugewiesen. Die Höllischen Dörfer bilden eine Gruppe, die ihre 
Ruten für sich aufdeichten, ebenso wie die Werderschon für sich arbeiteten. 
Die Höllischen Dörfer werden auf Hüben, geschätzt, und es werden 
ihnen 13 Ruten zugewiesen, die Werderschen werden auf ^19 Huben 
angesetzt. Der Schlusssatz ist keineswegs unverständlich, wie Bertram 
meint. Er lautet: „Summa sein 8L9 Huben, kommt von 6 Huben zu machen 
1 Rute, so sein“ (Bertram schnöbt sinnentstellend „Stein“) „ 136 1 / a Rute 
tut zusammen so die Hügsehen und Werderschen machen sollen 
149V f Rute“ (d. h. 13-pl36 l Y). „Die Brette und Runde ist so an Tamme 
gemacht worden l.rj Ruten, kommen zu kortz SV* Ruten“ (d. h. es bleiben 
noch 2 1 /* unverteilte Ruten übrig), „dass sollte von Bischotldorlf auch 
etwas gemacht werden“. Vgl. noch Urkunde Winricha v. Kniprode von 
1376 (Bd. I Berichtigungen zu S. 49). Hier wird die Deichpflichtigkeit 
des Klosters Oliva bestimmt und als Ausnahme angeordnet, daß es von 
„zwelf Zeylen ledik unde vrye sin sul von inlagin, brüchen, hülfe 
czu tun unde hobte czu machen andirswo des tammes us ghenomen an 
der stat, do en dy czwelf zeyle bewisit sint“; in Bezug auf die anderen 
Seile soll es aber „allis daz tun das andere luote unde ymvonere do 
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ein beim Unvermögen eines Dorfes, seinen zerbrochenen 
Deichschlag wiederherzustellen 40 ). 

ß) Deichbefestigungen, insbesondere die Herstellung 
und Unterhaltung von Häuptern und Vorschüssen 41 ), lagen 
in den preussischen Werdern dem Samtverband ob, wobei 
allerdings verschiedene Freiungen vorhanden waren 49 ). Für 
dieseDeichbefestigungen mussten auch nachHufenzahl Holz und 
Strauchwerk geliefert werden. Dem entspricht die Vorschrift 
der kursächsischen Deichordnung von 1558, nach welcher 
jeder nach Hufenzahl jährlich zum Elbdeich Holz liefern und 
bei seiner Verwendung für den Deich helfen muss 48 ) 44 ). 

selbiat ghewonligen plegen czu tunde". Gleiche Rechtesätze galten in 
den anderen preussiBchen Werdern. Vgl. die Urkunde von 1381 für das 
Stiftsdorf Rosenau (Bd. I Berichtigungen zu S. 49), die eine Ausnahme 
enthält und somit die Regel bestätigt. Siehe ferner die bei Toppen 
S. 1981F. angeführten Quellen, insbesondere Verschreibung für Neuscharfau 
von 1356: „So sollen sie auch tempnen bynnen iren grenctzen. vor 
iglicher hüben sehen ruthen und domitte ledig seyn, es were denne das 
ein bruch wurde, so sollen sie gleiche thun ihren nakeburen“. 

A ' y ) Bei einer „Brake“ (über den Ausdruck siehe unten § 14 II), die 
die Grosskabeln mehrerer Ortsbezirke betraf, erkannte der Senat im 
-Jahre 1500: „Dat eyn jewelick Burschap der veerlande schall hebben 
und holden üren Dyck na older Herkunft wyse nnde Wonheid. Auerat 
de hure van Uthbremen, nademe se ynt dat gevarlikeste der gedikeden 
Brake kamen, schal men öne hulpe dun myt deine arbeide der anderen“. 

4l ) Über die Begriffe siehe unten ^ 16 II. 

'-) Siehe Handveste des Dorfes Schmerhlock aus dem 16. Jahrh. 
(siehe Anm. 39). Die Einwohner hüben „nach Ostern jährlich zu Bedarf 
der Hupte und Vorschüsse an dem Weichseldamm ein gut Schock Fichten- 
Bfahlolz . . bei Stühlau oder aufs Land den Geschworenen des Werders 
zu gewähren oder geliefei n, h i erm i t so 11 e n sic vom Strauch führen 
in die Höfde und mit Erde zu beschweren gänzlich befreiet 
sein“. Siele» ferner die Handveste von 1370 (oben Anm. 39): „hoble 
(»zu machen“. Elbirger Handveste von 137* (oben Anm. 37). 

48 ) ..Nach notdürftiger alttherkomener Gewonlieit vndt Ubunge had 
es mitt der Frohne zum Temmen oder Teichen der Eiben die Gestalt, 
dass ein itzlicher, er sei wess Standes ehr wolle, so viel als er Huefen 
had, je von einer Huefen uff Erfordenmge ein Schock, oder ein halb so 
Gebund Reiss, nach Auflegunge der Teichgräber (wohl „Teichgrefen“), 
auf die Temme bringen, dasselbige Holtz heltlen legen“. 

44 ) Auch bei „Einlagen“ trat der Samtverband ein. Vgl. die Hand¬ 
veste von 1376 (oben Anm. 39). die Eni Scheidung des Reichstages zu 
Warschau von 1564 (Bd. I S. 51) Über den Begriff der Einlagen siehe unten 
§ 14 VIII und £ 15. 
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7 ) Die Deich Verteidigung 44 *), insbesondere auch die 
Deichbewachung waren in den preussischen Werdern 
ebenfalls Sache des Samtverbandes, soweit nicht Ausnahmen 
Vorlagen 4 *). Ausführlich ist insbesondere die Eiswacht 
geregelt 46 ). Die Eiswachtgerätschaften werden nach Hufen¬ 
zahl aufgebracht. Der Wachtdienst war eine in Person zu 
leistende Pflicht 47 ). Ein Stück Deichverteidigung enthält 
auch der Sachsenspiegel. 

3. Eine Lösung von der Deichlast im Ganzen 
konnte nur durch Verlust des deichpflichtigen Grund¬ 
besitzes (des Grundbesitzes im Deichbezirk) eintreten. Die 
einseitige Aufgabe und die Veräusserung waren aber, vor 
allem in herrschaftlichen Gemeinden, insbesondere in den 
preussischen Werdern, an erhebliche Schranken gebunden. 
Immer galt wohl noch der Grundsatz, daß an sich ein 
freiwilliges Scheiden vom Grundstück nur nach Erfüllung 
aller Pflichten (also auch der deichrechtlichen Bussschulden) 
zulässig war 48 ). Besondere deichrechtliche Formen für die 
einseitige Aufgabe des Grundbesitzes haben sich bei der 
Großkabeldeichung nicht ausgebildet Über den un¬ 
freiwilligen Verlust des Grundstücks wird sogleich noch 
gesprochen werden. 

4. Die Haftung für die Erfüllung der einzelnen 
Deichpflichten war gleichzeitig personenrechtlicher 
und vermögensrechtlicher Natur. Sie traf die einzelnen 
Gemeindeglieder kraft der Zugriffsmacht der Gemeinde¬ 
gewalt oder des Samtverbandes. Ausserdem gab es 
gegebenenfalls Haftungen der ausserhalb der Gemeinden 
stehenden Gutsbesitzer 49 ) und bei herrschaftlichen Gemeinden 
Haftungen der Herrschaft gegenüber dem Samtverband. 

* 4 *) f'hf'r Deichverteidigiing si«ho unton § 18. 

45 ) Siehe die Bemerkung hinter dem Ausmass der höllischen Tämme“ 
bei Bertram S. 28: „Diese sind schuldig in der Zeit der Not alle mit 
bei den Tämmen zu sein nebenst den Werderschen*. 

46 ) Siehe die Eiswachfordnungen bei Bertram S. 109 ff. Für die 
Freidörfer galten besondere Grundsätze nach ihren Handvesten; siehe 
z. B. Handveste für Schmerbloek von 15ö2 (Anin. 89) Handveste für Neuen¬ 
dorf von 1599 art. 7, 8 und unten unter 5d. 

47 ) Siehe die Eiswachtordming von 1605 für den Danziger Werder. 

(Bd. I S. 51 No. 17). 4S ) Vgl. oben I, 3. 49 ) Siehe oben 2. 
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Regelmässig 511 ) verfällt der Säumige zunächst in 
Bussen, auch Freiheitsstrafen; bei fortgesetztem Un¬ 
gehorsam ist anzunehmen, dass sein Grundbesitz im Deich¬ 
bezirk nebst der Fahrhabe eingezogen, er selbst aber aus 
dem Bezirk verstossen wurde, falls nicht noch eine weiter¬ 
gehende Haftung der Person selbst, namentlich bei herrschaft¬ 
licher Ausgestaltung des Samtdeichverbandes, Platz griff. 
Für die Bussen haftete der Säumige nach allgemeinen 
Grundsätzen. Sie wurden insbesondere durch Pfändung der 
Fahrhabe auf der Were beigetrieben. 

Eine auffällig harte Vorschrift enthält der Sachsenspiegel. 
Nach ihm verliert schon derjenige, der auf das Gerlifte beim 
Deichbruch nicht zur HUlfe kommt, seinen im Deichbezirk 
belegenen Grundbesitz 51 ). 

Besondere deichrechtliche Formen für die Entziehung 
des Grundbesitzes haben sich nicht ausgebildet. 

5. Befreiungen Es finden sich eine Reihe von 
Befreiungen von der Deichpflicht. Sie beruhen auf 
verschiedenen Gründen: 

a. Es gibt Freiungen kraft Deichamtes. So bestimmt 
die kursächsische Deichordnung von 1558: „Teichmeister 
oder Teicligrefen haben keine Belonunge vor ihre Mühe nicht, 
dan sie bedorffen mit Pferden noch mit Wagen keine 
Frone noch Dinste zu den Teinmen nicht thun, sondern der 


D0 ) Zu Folgendem vgl. oben I, 4; ferner die Willkür für Neuendorf 
im Danziger Werder von 15’19 art. 9 (Geldstrafen). Handveate für das 
Dorf Hochzeit von 142r> (Bd. I S. 50 No. 5): „Die Einwohner sollen helfen 
Teichen, Tämmen, Graben, Häupter machen . . . Der Vogt kann Adlige 
pfänden und büssen lassen“. Handveste für das Dorf Wolcz von 1394 
(oben Anm. 37): Wenn die Einwohner ihren Damm nicht bessern, so 
sollen die Teichgeschworenen sie pfänden. Widerstehen sie, so soll der 
Komtur zu Graudenz ihnen dazu helfen. — Handveste für das Stiftsdorf 
Rosenau von 1331 (oben Anm. 39): Pfändung durch Vogt und Teich¬ 
geschworene. — Die Befehle an die Deichgeschworenen des Stübelauer 
Werders von 1555, 1533, 1535 (siehe Bd. I S. 51 No. 14, 15), die Ent¬ 
scheidung des Reichstags von 1504 (Bd. I S. 51 No. 12): Die Deich¬ 
geschworenen haben „volle Gewalt und das Recht zu gefänglicher Ein¬ 
nahme“. Siehe auch die oben Anm. 40 angegebenen Eiswachtordnungen. 
Vgl. auch den Schluss der kursächsischen Deichordnung von 1558: „mit 
gebührlichem Gezwange dazu bringen“. 
ni ) Siehe oben Anm. 38. 
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gantz gefreiet“. In den preussischen Werdern besassen 
die Deichbeamten freie Hufen' 2 ). 

b. Es gibt Freiungen kraft Standesrechts. So 
brauchten seit 1387 im grossen Werder die Plebanen und 
Vikarien keine Hand- und Spanndienste von ihren Hufen zu 
entrichten, sondern hatten einen jährlichen Geldbetrag, 
3 M von der Hufe, an die Deichkasse zu zahlen 69 ). Nach 
der kursächsischen Deichordnung von 1558 musste dagegen 
von den Hufen des Probstes genau so wie von den bäuer¬ 
lichen Hufen Hand- und Spanndienste seitens der Knechte 
oder der „Gebraucher" der Ländereien geleistet werden 64 ). 

c. Es gibt Freiungen kraft Grundstücksbeschaffen- 
heit. So sind im Marienburger Werder versandete Hufen 
nicht deichpflichtig 66 ). 

d. Schliesslich gibt es Freiungen kraft besonderer 
Privilegierung, namentlich bei der Ansiedlung (Dorf¬ 
privilegien). Sie finden sich in den preussischen Werdern. 
Im Einzelnen herrscht hier grosse Mannigfaltigkeit. So 
gibt es im grossen Werder Hufen, die überhaupt von jeder 
Deicharbeit frei sind 66 ). Im Danziger Werder sind die 

6a ) Vgl. Verordnung v. 1033 für den Danziger Werder (Bd.l S.52 No. 20). 

Gs ) Siehe das Privileg des Hochmeisters Konrad von Rotenstein 
(Bd. I S. 30 No. 2): Das Geld fiiosst in die Deichkasse und soll für den 
Deichbau verwendet werden. — Die Befreiung der Pfarrer hängt mit 
Streitigkeiten auf der Eiswacht zusammen. — Siehe den bei Hart wich 
S. 489 wiedergegebenen Bericht aus Beyers Chronik zum Jahre 1383: 
„Als einige junge Plebans und Vikarien auch auf die Eysswacht kamen 
und sich mit ihren besten Caselen angekleidet hatten, auch in einer 
Hand den Kelch und in der andern einen Spaten trugen, wurden sie von 
den Bauern verhöhnet, denn sie sagten, die Pfaffen sind noch truncken 
vom vergangenen Abend. Aber die Priester waren auch spöttisch und 
schölten die Bauer übel aus, dahero sie von Worten zum Handgemenge 
kamen und wurden die Geistlichen mit den Caselen so übel auf der 
blottigen Erden abgemahlet und mit Schlägen so zugerichtet, dass sie 
sich bei dem Orden höchst beschweren mussten“. 

ß4 j „Es müssen auch alle Pfarher in allen Dörffern in der Aue 
gelegen, ihre Huefen durch ihre Knechte oder durch diejhenigen, so die 
Huefen von ihnen in Gebrauchunge haben, mit Pferden und Wagen da¬ 
mit Holtz und Erden nach Notdurftt ihrer Forderunge gefurth wirdet, 
wie ein Paur vfm Lande vorsehen und bauen helffen“. 

Verordnung Casimirs von 1458 (Bd. I S. 50 No. 6). 

C€ ) Siehe die Quellen bei Toppen S. 198 ff. 
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„Freidörfer“ zwar mit Kabeln beteiligt”), aber sie sind von 
den Deichbefestigungsarbeiten im Samtverband befreit“). 
Manche Ortsbezirke stehen mit ihren Kabeln völlig ab¬ 
geschlossen da, so dass sie überhaupt keine Hülfen leisten 
müssen, allerdings auch keine zu fordern berechtigt sind“). 


Viertes Kapitel 

Die Deichlasten bei der Kleinkabeldeichung 

Erster Titel 

Die Kabellast 

§ 6 . 

Allgemeines 

I. Die regelrechte Kabellast. Kabellast ist die 
Last, die dem einzelnen Genossen in Bezug auf die Er¬ 
haltung einer Kleinkabel als Sonderwerk zugeteilt wird 1 ). 
Wie wir sahen, ist es bei der Verteilung des Deiches an 
Einzelne völlig die Regel, dass nur Grundbesitzern 
Kabeln zugewiesen werden; lediglich ausnahmsweise kamen 
auch Hausbesitzer in Betracht 8 ). Die Kabellast als 
Grundbesitzerlast ist die regelrechte Kabellast; sie ist 
ausführlich darzustellen, und nur von ihr ist die Rede, wenn 
nichts weiter hinzugefügt wird*). 

II. Wesen der Kabellast. 

1 . Die Kabellast erscheint immer als eine Last gegen¬ 
über einem Deichverband; dieser kann ein einfacher 
Verband oder ein Samtverband sein; letzteren Palls steht 
ihr regelmässig eine mehrfache Verbandsgewalt gegenüber. 
Je nach der Struktur dieser Verbände erscheint sie mehr 

* 7 ) Siehe oben S. 29. 

58 ) Siehe Bertram S. 27 ff. Willkür für Schmerblock 1552 (oben 
Anm. 42). 

69 ) Siehe die Handveste für das Dorf Wolcz von 1394 (oben Anm. 60), 
die Urkunde für Rosenau von 1381 (oben Anm. 89). Vgl. noch die 
Urkunde Winrichs von Kniprode für Oliva von 1376 (oben Anm. 39). 

1 ) Oben § 2, I. 

2 ) Siehe § 4 I. 

8 ) Über die Kabellast als Hausbesitzerlast siehe unten § 11. 
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oder weniger als Gemeindelast oder als reine Deichlast, 
mehr oder weniger als Last gegenüber einer Genossenschaft 
oder Herrschaft 4 ). 

2. Die Kabellast wird gekennzeichnet durch ihre Ver¬ 
dinglichung. Nicht die Person des Deichgenossen wird 
das bestimmende Element, sondern das Grundstück Immer 
siegreicher und schärfer bricht der Grundsatz durch: Um 
des Grundstücks willen ist man Deichgenosse. So erscheint 
die Kabellast in der Hauptsache als Grundstückslast. 
Das Grundstück ist beschwert mit der Verpflichtung zu 
wiederkehrenden Sonderleistungen für seine Deichkabeln. 
Dem Deichverband werden begrifflich diese Leistungen aus 
dem Grundstück geschuldet. In mannigfachen Wendungen 
wird dies in den Quellen ausgesprochen. So heisst es z. B., 
dass der Deich dem Land aufgelegt ist 6 ), aufliegt, dass das 
Land mit dem Deich „beschmissen“ ist 6 ), dass das Land 
Deich hat 7 ), den Deich hält 8 ), dass das Erve deichen soll 9 ), 
dass das Grundstück selbst deichpflichtig sei 10 ). Vor allem 
ergeben auch die Vorschriften, welche die Zusammen- 


4 ) Dies alles ergibt sich aus dem, was wir früher über die Deich¬ 
verbände ausgeführt haben. Siehe Bd. I, Abschnit II, § 1 u. 2. 

5 ) Siehe z. B. Deichbrief für den Lekdeich boven Dams von 1537 
art. 17: „Op wat erve die zeven den ongeheerden dyk geven of leggen, 
sal vast ende stedich blijven“. Deichbrief von 1323: „Land daar dese 
dijc op leghet“. Oldenb. D. 0. 1681, art. 2. Weitere Beispiele aus nieder¬ 
ländischen Quellen bei Beekman S. 310. Es hat aber der Ausdruck 
„Land, auf das man den Deich legen soll“ keineswegs immer diese bild¬ 
liche Bedeutung, wie Beekman meint. Vielmehr ist er mitunter auf 
den Deichgrund zu beziehen. Siehe Bd. I, S. 180. Siehe ferner Deich¬ 
brief für Erkemede von 1356, und unten § 13. VIII. 3. 

8 ) „besmet met dijk“. Siehe Beekman S. 159. Man nannte 
auch das Land, dem die Deichlast angeschossen, angeworfen war: 
„aanschot“. Belege bei Beekman S. 10; siehe auch J. Qierke „Busen¬ 
recht“ S. 1103 Anm, 4. 

7 ) Deichrecht des Alten Landes art. 2, Deichbrief für den Diemer 
Seedeich von 1436. 

8 ) Siehe z. B. Schaubrief für den Eemdeich von 1393: „Land dat nu 
dyck houd“. 

9 ) Bergh II 641 (a. 1288): „So sei diken al dat erve, dat desen v. dyc 
placht te diken“. 

10 ) Siehe z. B. Stapelholmsche D. 0. von 1625, art. 3; Beek¬ 
man S. 391. 
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gehörigkeit von Land und Deichpflicht aussprechen 11 ), den 
Charakter der Grundstückslast. 

Als Grundstück kommt in der älteren Zeit das bäuer¬ 
liche Besitztum als solches in Betracht 1 *). Es ist die Hufe, 
der Hof, die Hofstätte, alles im Sinn eines mit Land und 
Nutzungsrechten ausgestatteten Bauernsitzes 13 ). In späterer 
Zeit 14 ) ist massgebend als Grundlage für die Deichpflicht 
in der Regel ..Land“ 115 ). Dieses Land kann den Land- 
komplex eines Bauernsitzes oder Gutes begreifen, es kann 
aber auch ein Grundstück bezeichnen, das keine Bauern¬ 
stelle, kein ..Gut" ist. In manchen Gebieten bleibt der 
.Hof- die Basis der Deichlast 18 ). 

Das verpflichtete Subjekt wird durch eine Be¬ 
rechtigung am Grundstück bestimmt: über die Art der 
Berechtigung wird später gesprochen werden. Ganz ver¬ 
fehlt ist die Meinung, dass man juristisch das Grundstück 
als Schuldner und den Eigentümer als Vertreter des Grund¬ 
stücks aufgefasst habe”). Die Deichpflicht des Grundstücks- 
berechtigten wird stets als eigene Pflicht angesehen; wenn 
die Quellen von einer Deichpflicht des Grundstücks sprechen, 
so handelt es sich nur um eine Verdeutlichung, dass die 
Pflicht um des Grundstücks willen besteht und typisch mit 
Hülfe seiner Erträgnisse erfüllt werden soll. Unrichtig wäre 
es aber auch anzunehmen, dass nach deutscher Auffassung 

u ) Siehe unten § 8 I. 

,Ä ) Vgl. Bel. I, S. 237. 

1# ) Dies ist stets da der Fall, wo der Deich nach Hufen, Hof¬ 
gerechtigkeiten, Hofbesitzerzahl verteilt wurde. Siehe oben § 4, II. Es 
ist durchaus verfehlt, wenn Beekman S. 366 vermutet, dass bei der 
Verteilung „mitter koe en mitter kernen“ die Deichlast keine Grund¬ 
stückslast gewesen sei. Man muss den Gegenstand der Belastung und 
den Verteilungsmasstab auseinander halten. 

“) Vgl. Bd. I S. 238. 

la ) Dies ist der Regel nach da der Fall, wo der Deich nach Grund¬ 
stücksgrösse verteilt wurde, ferner da wo Grundstticksanschuss mass¬ 
gebend war. 

1# ) Dies war namentlich da der Fall, wo die in Anm. 13 angeführten 
Verteilungsmassstäbe auch in späterer Zeit Geltung hatten. 

!7 ) So wie bei allen Reallasten auch bei der Deichlast Duncker 
„Reallasten“ 1837 S. 182. Siehe hiergegen 0. Gierke »Deutsches Privat- 
recht“ II S. 709 ff. 
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nur eine Schuld auf der Gläubigerseite d. h. auf der Seite 
des Deich Verbundes bestände 18 ). Die Quellen zeigen durch 
die Formeln „das Grundstück soll deichen' 1 , „das Erbe ist 
deichpfiichtig“ deutlich, dass dem Recht des Verbandes, 
eine Schuld eines Schuldners gegenübersteht. Ebenso ergibt 
sich aus diesen oder ähnlichen Ausdrücken, dass der am 
Grundstück Berechtigte die Last als Ganzes schuldet. 

o. Di-e Kabellast ist eine Zwangslast d. h. eine Last, 
die einem öffentlichrechtlichen Zwangsverband ge¬ 
schuldet wird. 

Hieraus erklärt sich eine Fülle von Eigentümlichkeiten, 
die sonstigen Grundstückslasten fehlen. 

Hervorgehoben sei Folgendes: 

Eine Freiung des einzelnen Grundstücks durch Privileg 
oder Zeitablauf ist grundsätzlich unmöglich“'). 

Kraft der Zwangsgewalt werden die verschiedensten, 
am Grundstück berechtigten Personen mit Pflichten und 
Haftungen im Hinblick auf die Erfüllung der Kabellast 
beteiligt 10 ). 

Der Umfang der Haftung ist viel grösser als bei 
sonstigen Grundlasten 21 ). 

III. Inhalt der Kabellast. Die der Kabellast 
entspringenden einzelnen Leistungen haben zum Gegenstand 
Arbeit. Der Umfang der Arbeit lässt sich nur negativ so 
begrenzen, so dass er soweit reicht, als nicht ergänzende 
Kommuniondeichungen (Gemeinlasten) Platz greifen.-*) 

Ursprünglich wird die Arbeit niemals auf Kosten des 
Säumigen vorgenommen; später ist dies der Fall, so dass 

18 J Bekanntlich wird der Begtiff der selbständigen Gläubigerschuld 
von einigen neueren Schriftstellern sowohl für das alte deutsche wie 
für das moderne Recht aufgestellt. Siehe die Angaben bei 0. v. Gier ko 
„Schuldn'ichfolge und Haftung“ in der Festschrift für v. Martitz 1911 
S. 40 Anm. 5. Meines Erachtens ist dieser Begriff abzulehnen; er ent¬ 
spricht weder der alten deutschen noch der modernen Rechtsauffassung. 
Siehe insbesondere 0. v. Gierke a. a. 0. S. 40 und 41. 

19 ) Dagegen ist Umwandlung und Änderung bei einer Neuverteilung 
des Deiches möglich. Übm* Freiheiten bei der Kabellast siehe unten § 10. 

20 j Siehe unten IV, V und § 7. 

21 ) Siehe § 7. 

2, j Siehe unten II. Titel § VI tf. 

J. v. Gierke, Geschichte des deutschen Deichrechts II. ö 


Digitized by 


Go^ 'gle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



82 


Digitized by 


nunmehr an Stelle der Arbeitsleistung des Kabelhalters die 
ihr entsprechende Geldleistung treten kann. Hieraus 
erklären sich verschiedene Neuerungen, die im Lauf der Zeit 
sich bemerkbar machen. 

IV. Die Kabellast im Ganzen. Die Kabellast im 
Ganzen belastete das Grundstück und verpflichtete um des 
Grundstücks willen. Verpflichteter war im allgemeinen 
derjenige, der die erforderliche typische Herrschafts¬ 
beziehung zum Grundstück innerhalb des Deich¬ 
verbandes besass. Dies war in den freien, bäuerlichen 
Deichverbänden der volle landrechtliche Grundstttcks- 
eigner, in den kolonisatorischen Deichverbänden war es 
meist der Zinseigner, der Erbpachteigner 2 *). Allein gerade 
infolge der starken Verdinglichung der Kabellast mussten 
Änderungen eintreten, als sich die Rechtsverhältnisse in 
den Deichverbänden und die deichrechtlichen Zusammen¬ 
hänge komplizierten. Einerseits zog man den „Braucher“ 
des Grundstücks unter dem Grundstückseigner, andrerseits 
höhere Eigner und sonstige am Grundstück Berechtigte in 
die Kabellast im Ganzen mit herein. So entsteht eine 
mannigfache Verknüpfung der am Grundstück Berechtigten 
mit der Kabellast im Ganzen. Wir unterscheiden unter 
diesen Verpflichteten drei Arten: 24 ) Einmal die Haupt¬ 
pflichtigen. Es sind dies diejenigen, die innerhalb des 
Verbandes als eigentliche selbständige Träger der Deichlast 
erscheinen. Hierher gehört vor allem der volle landrecht¬ 
liche Eigentümer. Zweitens die Vorpflichtigen. Dies sind 
diejenigen, die die Kabellast im Ganzen vor einem Haupt¬ 
pflichtigen trifft. Typisches Beispiel ist der gewöhnliche 
Pächter eines Grundeigentümers im Verband. Drittens die 
Nachpflichtigen. Dies sind diejenigen, welche hinter 
einem Hauptpflichtigen in die Kabellast im Ganzen herein¬ 
gezogen werden. Typisches Beispiel ist der Rentner eines 
Grundeigentümers. Bei den Nachpflichtigen ist zu beachten, 
dass sie sehr weit von der Kabellast im Ganzen entfernt 
sein können, indem sie lediglich, wenn der Hauptpflichtige 
sein Recht am Grundstück verliert, kraft Anfalles oder kraft 

28 ) Siehe Bd. I S. 14U. 

f4 ) Zu Folgendem vgl. bereits Bd. I 8. 237 ft. und unten § 7. 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



83 


■einer Übernahmepflicht”) das Grundstück und hiermit die 
Kabellast im Ganzen erwerben oder erwerben sollen: Ent¬ 
fernt Nachpflichtige. 

Übrigens bringt es auch die Zwangsgewalt des Deich¬ 
verbandes teilweise mit sich, dass Personen zu einer Über¬ 
nahme des Grundstücks genötigt werden, denen überhaupt 
kein Recht am Grundstück zusteht. 

Eine Lösung des auf Grund eines Rechtes am Grund¬ 
stück Pflichtigen als solchem”) von der Kabellast im 
Ganzen trat ein durch vollwirksamen Verlust des Rechtes 
am Grundstück, insbesondere also auf Grund einer Über¬ 
tragung, einer einseitigen Aufgabe, einer zwangsweisen 
Entziehung. 

Für die einseitige Aufgabe (Preisgabe) haben sich 
sowohl im niederländischen wie im deutschen Recht besondere 
Formen ausgebildet: Es handelt sich um das Spatenrecht 
des Deichhalters* 7 ). Es ist meistens so ausgestaltet, dass 
eine rechtsgültige Preisgabe nur vorliegt, wenn der Kabel¬ 
halter unter bestimmten Voraussetzungen und Formalitäten 
in Gegenwart der Deichacht einen Spaten in den Deich¬ 
schlag steckt. Das Spatenrecht steht aber keineswegs jedem 
mit der Kabellast im Ganzen Verbundenen zu. Es hat viel¬ 
mehr prinzipiell nur der Hauptpflichtige”). 

B'Ur die zwangsweise Entziehung seitens der Deich¬ 
verwaltung hat sich zwar nicht im niederländischen, wohl 
aber im deutschen Recht eine entsprechende Form aus¬ 
gebildet: Die Verspatung. Der Hauptpflichtige wird seines 
Rechtes am Grundstück für verlustig erklärt, indem der 
Deichbeamte einen Spaten in die Kabel des Grundstücks 
steckt. Hiermit sind weitere Zwangsfolgen für andere 
Personen verbunden **) *°). 

* 6 ) Diese Übernahmepflicht war durch Haftung gesichert. 

* 8 ) Er konnte in Zukunft noch als Pflichtiger auf anderer Grund¬ 
lage in Betracht kommen. 

*’) Über das Spatenrecht siehe unten § 9. 

* 8 ) Siehe unten § 7 I, 2 und II, 1. 

29 > Vgl. unten § 7 III, IV, V, VI. 

*•) Spatenrecht und Verspätung zeigen unter ariderem die Not¬ 
wendigkeit, alte volle Kommuniondeichung und alte Grosskabeldeichung 
einerseits, Kleinkabeldeichung andrerseits bei Betrachtung der Deichlast 

6 * 
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V. Die einzelnen Leistungen. Die einzelnen 
Leistungen belasten das Grundstück und verpflichten daher 
ohne weiteres denjenigen, den die Kabellast im Ganzen 
trifft, also zunächst den Vorpflichtigen, dann den Haupt¬ 
pflichtigen, schliesslich den Nachpflichtigen. Zur Erfüllung 
dienen personenrechtliche und vermögensrechtlicheHaftungen. 
In sie können auch andere Personen hereingezogen werden. 
Bei der vermögensrechtlichen Haftung steht die Haftung 
des belasteten Grundstücks im Mittelpunkt. 


§ 7 . 

Die pflichtigen und verhafteten Personen 

I. Der Volleigner im Verband als Braueher. 
Der Hauptpflichtige, von dessen Betrachtung ausgegangen 
werden muss, ist der Volleigner im Deichverband. Es 
handelt sich vor allem um den vollen landrechtlichen Eigen¬ 
tümer, aber auch um Zins- und Pachteigner, insofern 
Zins- und Pachtherrn eine über dem ganzen Deichverband 
stehende Herrschaft insbesondere ein Landesherr sind. Wir 
setzen bei dem Volleigner voraus, dass er das Grundstück 
unmittelbar nutzt, dass er „Braueher“ ist. Wir bezeichnen 
ihn im Folgenden kurz als Grundeigner. Den Grund¬ 
eigner trifft die Kabellast im Ganzen, ihn treffen 
die einzelnen Leistungen 1 ). Es bestehen vermögens¬ 
rechtliche und personenrechtliche Haftungen. 

1 . Wir wenden uns zunächst der Haftung des Grund¬ 
eigners in Bezug auf die einzelne Leistung im all¬ 
gemeinen zu. 

Man wird sich am Besten einen Einblick in die ver¬ 
wickelten Rechtsverhältnisse verschaffen, wenn wir im 
Anschluss an die Änderungen, die im Lauf der Zeit beim 

zu scheiden. Diese eigentümlichen Formen, die im Deichrecht eine 
so hervorragende Rolle spielten, konnten naturgemäss bei den erst¬ 
genannten Systemen keine Ausbildung und allgemeine Anwendung er¬ 
fahren. Andrerseits beleuchten sie die Berechtigung zur Scheidung 
zwischen Kabel last und Gerne inlasten bei der K lein ka bei¬ 
de ichung, indem sie ersichtlich auf die Kabellast zugeschnitten sind. 

l ) Vgl. § 0 IV, V. 
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Verfahren gegen den Ungehorsamen eingetreten sind, 
unterscheiden. Die Aufzählung der personenrechtlichen 
Haftungen einerseits, der vermögensrechtlichen Haftungen 
andrerseits gibt schwerlich ein einheitliches Bild. 

a) Das ältere Verfahren. Der Grundeigner, der 
eine einzelne Leistung, die Ausbesserung seiner Kabel, nicht 
erfüllt, verfällt in Bussen, bei weiterer Säumnis immer wieder 
in neue sich steigernde Bussen* *•) ). Schliesslich setzt der Aus¬ 
schluss ein. Das Verfahren ist in gewöhnlichen Fällen ausser¬ 
ordentlich schleppend, bei schweren Gebrechen, insbesondere 
einem Deichbruch, schritt man schneller zum Ausschluss*). 

Im Alten Lande begegnet uns eine eingeschobene 
Freiheitsstrafe, wenn die Geldstrafen nichts nützen. Es 
ist dies die sogenannte Haft der Mistforke: „Welche 
Bestraffung also beschaffen, dass ein Stück Holtz auff die 
Erde geleget wird, woselbst derjenige sich auf die Erde 
setzen und die FUsse auff das Holtz legen und alsdann eine 
Forcke mit drei Tinnen über dessen Beine in das Holtz 
geschlagen 4 )“. Eine verwandte, vielleicht alte Strafe 
ist .auch das Anbinden an einen Pfahl, der auf dem 
Deich auf gestellt wird 4 *). 

Der Ausschluss hat stets eine vermögensrecht¬ 
liche und personenrechtliche Seite. Die älteste Aus¬ 
gestaltung ist die, dass der Ungehorsame sein deich¬ 
pflichtiges Besitztum, seine Hufe, verlor und aus dem 
Deichbezirk vertrieben wurde. Da die Hufe sich regel¬ 
mässig als das gesamte Vermögen des Ungehorsamen 

*) Über die Verhängung von Bussen und Steigerungsbussen siehe 
unten Abschnitt IV. Vorläufig vgl. J. Gierke „Verspätung* S. 775 ff. 
Ein Beispiel: Billwärder Landrecht (a 1498): „Men schal vorkundigen 
in den Kerken des sondages dat de dyckrichters schauwen willen unde 
den dach nomen, und dat eyn jewelck by syneme dycke sy und by broke II. 
Unde denne schal men zeggen de gebreke synes dykes, und dat schal he 
maken alsze ome gebeten wert. Unde achte dage darna schal men 
echter schowen, is er gebreke, men schal panden up twe Schillinge, achte 
dage darna up veer Schillinge, achte dage darna up acht Schillinge, achte 
dage darna up 16 Schillinge; und betert he nicht, so schal men dat 
land ome affspaden na landrechte und vinden dat land der herschop tho*. 

*) Vgl. J. Gierke a. a. 0. S. 776. 

4 ) Deichrecht des Alten Landes art. X. 

*•) Vgl. Heineken S. 67. 


Digitizetf by 


Go», igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



86 


Digitized by 


darstellte, so konnte die vermögensrechtliche Haftung mehr 
als Haftung mit dem gesamten Vermögen oder als 
Sachhaftung erscheinen. Hier lagen die Keime der 
kommenden Entwicklung. Denn in späterer Zeit sind die 
Wirkungen des Ausschlusses nicht gleichmässig ausgestaltet. 
Nach dem jüngeren Schulzenrecht 6 ) vollzieht sich der Aus¬ 
schluss durch ausdrückliche Friedloslegung mit abge¬ 
schwächten Folgen und ihren vorbereitenden Massnahmen. 
Hier ist der Säumige zuletzt zur Hauplöse (Wergeid) verurteilt 
worden ; nun wird zur Wüstung und Friedloslegung geschritten. 
Die Friedlosigkeit bewirkt zunächst, dass ihn niemand hausen 
noch hofen darf. Kauft er sich innerhalb Jahresfrist nicht 
in den Frieden zurück, so wird er aus dem Lande ver¬ 
trieben und verstossen. Sein Gut aber wird vom Schulzen 
für König und Volk in Besitz genommen. Die personen¬ 
rechtliche Wirkung ist also die Vertreibung aus dem 
Lande, die vermögensrechtlichen Wirkungen bestehen in 
dem Verfall (Anfall) des gesamten Vermögens. Hier¬ 
mit stimmt überein, dass ältere friesische Rechte eine 
einseitige Aufgabe des belasteten Besitztums nur bei ver¬ 
mögensrechtlicher Erschöpfung kennen 6 ). In anderen 
Verbänden finden wir beim Ausschluss nur eine be¬ 
schränkte Vermögenshaftung und als personenrecht¬ 
liche Haftung in gewöhnlichen Fällen nur die durch den 
Grundstücksverlust bewirkte Einbusse des Genossen¬ 
rechts, nicht die Vertreibung aus dem Bezirk. Die 
beschränkte Vermögenshaftung verdichtet sich regelmässig 
zur Sachhaftung; sie zeigt sich in dem Verlust des zum 
Deich gehörigen Grundvermögens. Dies umfasst stets das 
mit der Kabel belastete Grundvermögen, doch kann auch 
weiteres im Deichbezirk belegenes Gut in Betracht kommen. 
Die beschränkte Vermögenshaftung tritt uns namentlich in 
vielen deutschen Quellen bei der Verspätung 7 ) entgegen. 

•) v. Kichthofen „Friesische Rechtsquellen* S. 417 § 19. Vgl. zu 
Folgendem J. Gierke „Verspätung* S. 775. 

') Vgl. das Emsiger Pfenningsschuldbuch (v. Richthofen a. a. O. 
210 § 75) und das Humsterländer Deichrecht (a. a. 0. S. 365). Siehe 
unten beim Spatenrecht § 9 II, 7. 

’) Siehe zu Folgendem die Ausführungen in meiner „Verspätung* 
unter II 1, 2, 3, 9. 
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So verfällt nach dem Spadelandsrecht offenbar das im 
Kirchspiel belegene deichpflichtige Land; im Billwärder 
und Hammerbröker Recht ist, ebenso wie in der Wilster¬ 
marsch, nur von dem „Lande“ des Säumigen die Rede, es 
kann aber nur das zum Deich gehörige Land gemeint sein; 
nach dem Deichrecht der Altendorfer Schauung 8 ) geht das 
mit der Kabel belastete Grundvermögen verloren; nach der 
Braunschweig-Lilneburgischen Deichordnung von 1564 ver¬ 
fällt „das Gut, dazu der Teich gehöret“. Nach dem Deich¬ 
recht der Hemmen von 1453 verfällt „tland, deer dy dyck 
op heerth“ 9 ). — Bei schweren Gebrechen wird jedoch die 
personenrechtliche Haftung verschärft. Insbesondere 
soll nach der Braunschweig-Lilneburgischen Deichordnung 
von 1564 10 ) für den Pall, dass Schaden aus der Versäumung 
erwachsen ist, der Ausgeschlossene mit Verhaftung oder 
sonst mit Ungnaden bestraft werden. Nach Deichgerichten 
desselben Gebietes aus dem 16. Jahrhundert wird der Grund¬ 
eigner bei einem Deichbruch, der durch seine Säumnis 
entstanden ist, anlässlich der Verspätung mit Pfählung 
bestraft. Ehrverlust und strenge Leibesstrafe droht 
der Spadelandbrief von 1438 in der Wilstermarsch 11 ) dem¬ 
jenigen an, dessen Deich „im Laster liegt“, d. h. auf der 
Schauung nicht gelobt ist und später „ausgeht“. 

Die Bussen werden durch Pfändung während des 
Ungehorsamsverfahrens beigetrieben 1 *). Im Vordergrund 
steht die Pfändung der Fahrhabe, die meist ausreichte. 
Doch finden sich auch schärfere Verhaftungen. So ist die 
Haftung für Bussen nach den Küren der Oster- und Wester- 
hammerik in Groningen von 1386 so geregelt, dass ein fort¬ 
laufendes Strafverfahren für die Bezahlung der Brüche statt¬ 
findet, das in der Friedloslegung seinen Abschluss findet 18 ). — 
Die Haftung für die Bussen scheint mit dem Abschluss 
des Ungehorsamsverfahrens ihr Ende erreicht zu haben. 

8 ) Siehe „Verspätung* S. 802 Anm. I. 

*) v. Richthofen Rq. 505 § 4. 

I0 ) Siehe J. Gierke a. a. 0. S. 798 ff. 

u ) Bd. I Einl. § 4a Anm. 152. 

,s ) Dies ergeben die bei der vorangehenden Darstellung benutzten 
Quellen. 

**) Siehe § 8 der Küren (v. Richthofen Rq S. 520) und § 9. 
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b) Vorherrschen des neueren Verfahrens. Das 
neuere Verfahren, dem die Zukunft beschieden war» 
bestand darin, dass nach Verhängung von Bussen 14 ) die 
Arbeit auf Kosten des Säumigen hergestellt wurde. Die 
Kosten werden von der Obrigkeit ausgelegt und können 
in erhöhtem Betrage unter Zuschlag von Schau- und 
Zehrungskosten eingefordert werden. 

Die Haftung für diese Geldschuld gestaltete sich 
verschieden. 

Die Regel war, dass ein vermögensrechtlicher 
Zugriff erfolgte, wobei man mehr oder weniger die ver¬ 
hafteten Vermögensstücke im Verhältnis zur Forderung 
bewertete. Der vermögensrechtliche Zugriff wurde durch 
personenrechtliche Haftungen verstärkt. 

Dem Umfang nach war die vermögensrechtliche Haftung 
oft eine Haftung mit dem ganzen Vermögen. Freilich 
kommt sie nicht stets in den Quellen zur Erscheinung, 
indem der Schwerpunkt regelmässig auf dem Vermögen im 
Deichbezirk ruhte. Besonders deutlich erkennen wir sie in 
vielen niederländischen Deichverbänden. Dies kann 
nicht Wunder nehmen. Hier war landesherrlicher Einfluss 
früh und stark rege. Bei dem neueren System war regel¬ 
mässig des „Herren Geld”' in den Deich gelegt 15 ). Das 
war nun nicht mehr eine bäuerliche Arbeitsleistung, die 
dem bäuerlichen Gemeinwesen geschuldet wurde, das war 
eine Geldschuld, die ein höherer Schirmherr für sich oder 
seine Beamten gebieterisch forderte. Volle Vermögens¬ 
haftung 16 ) ergibt unzweifelhaft der Befehl des Grafen von 
Holland von 1321 17 ), nach welchem das für den Deich in 
Westfriesland ausgelegte Geld von den Gütern der Säumigen 
in ganz Nordholland, Kennemerland, Waterland, Amstelland 
eingetrieben werden sollte. Deutlich ist auch die Ver- 


u ) Vgl. z. B. Stedinger D. (). von 1440, 1579 (J. Gierke a. a. 0. 
S. 791), altes ostfriesisches Deichrecht § 4 ff. (a. a. 0. S. 794), D. 0. für 
den Alblasserwaard von 1277 (Bergh II 331), Keure der vier Ambachten 
von 1242 XXIII art. 64 (Bd. I Einl. § 4h Anm. 560). 
lö ) G. de Vries S. 323. 

lfl ) Zu Folgendem vgl. G. de Vries a. a. 0. und Beekman S. 14 ff. 
17 ) Mieris II 203. 
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Ordnung für den Grooten Waard von 1416 18 ): ..Ende waer t 
yemant, die alsulcke onkosten, als dair op ghegaen, nyet 
en voldeede, soe sullen onse Dyckgrave ende Drossaet 
dat aen dien verbalen aen synen goeden, soe waer men 
die in onsen landen bevinden conde aen gelden ofte goede 
te panden". Charakteristisch ist ferner die Vorschrift in 
den Keuren für Voorne von 1519, nach welcher der Schulze, 
wenn des Deichpflichtigen Gut in seinem Bezirk für das 
ausgelegte Geld nicht ausreicht, sich Kechtshülfe heischend 
in den nächsten Schulzensprengel begibt, um dort aus den 
Gütern des Säumigen befriedigt zu werden, und gegebenen¬ 
falls weitere Schulzensprengel zu gleichem Zweck auf- 
sucht 1 '-'). Volle Vermögenshaftung ist aber auch da ohne 
weiteres anzunehmen, wo der Kabelhalter sich einseitig von 
der Kabellast nur bei vermögensrechtlicher Erschöpfung 
befreien konnte, wie dies namentlich nach salländischem 
und ostfriesischem Recht der Pall war* 0 ). — In anderen 
Verbänden findet sich nur eine beschränkte Vermögens¬ 
haftung, es haftet nur das zum Deich gehörige oder das 
in bestimmten Bezirken des Territoriums belegene Grund¬ 
vermögen. So haftet nach dem Deichbrief für den Lekdeich 
beneden Dams von 1434 nur alles Gut in der Schauung 81 ). 
Gleiches galt später in dem lvrimpenrewaard nach der 

18 j Mieris IV, 361. Es handelt, sich hier durchaus um die regel¬ 
rechte Unterhaltung. 

lö ) Keuren für Voorne von 1519 art. 69. Mit Recht bemerkt Book¬ 
man S. 15, dass hier keine Beschränkung in der Haftung vorliegt; 
anders G. de Vries S. 324 Anni. f. 

20 ) Siehe unten beim Spatenrecht (§ 9). Zum mindesten liegt hieT 
eine Tendenz zur vollen Vermögenshaftung vor. Vgl. auch v. Schwind 
„Die Reallastenfrage“ in Iherings Jahrbüchern Bd. 33 S. 8. Unverständ¬ 
lich ist. wie Duncker „Reallasten“ S. 184 Anm. 309a die Stelle des 
ostfriesischen Deich rechts über das Spatenrecht für reine Sachhaftung 
verwerten will. Richtig wird von G. Zimmermann S. 20 gerade aus 
dieser Vorschrift für das ostfriesische Deichrecht volle Vermögens¬ 
haftung abgeleitet. 

* l ) „Ende was die Dyckgrave uytleyd na wysinge der Heemraden 
of yemands dyk, dat zel gelden die geene, dies dat Land waar, daar die 
dyk oplage, alsoo verre als syn goed strekt hinnen deser schouwe ge¬ 
legen, en daar en’t eynde voorvluchtig wesen, daer niet weder inne 
kommen“. 
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Deichordnung von 1430**), art. 29: „Soo en sal niemandt 
meer verbeuren dan hij heeft binnen deser Sehouwe**)*. 

Der vermögensrechtliche Zugriff erfolgt regelmässig 
zunächst auf die Fahrhabe, dann erst auf das Land* 4 ). An 
erster Stelle steht die Fahrhabe auf dem deichpflichtigen 
Grundstück* 5 ). An letzter Stelle haftet Vermögen ausser¬ 
halb des Deichbezirks. Der Zugriff auf die Fahrhabe erfolgt 
durch Pfändung, das Pfand ist entweder Verfall- oder 
Verkaufspfand* 6 ). Der Zugriff auf das Land erfolgt durch 
Beschlagnahme zur Verhäurung* 7 ) oder zum Verkauf* 8 ) oder 
zum Verfall* 9 ). Wo das Land verfällt, begegnet in Deutsch¬ 
land noch die Form der Verspätung 30 ). In manchen 

M ) Mieris IV, 979; früher galt hier volle Vermögenshaftung, siehe 
die Deichordnung von 1422 (Mieria IV, 657). 

**) In Bezug auf beschränkte Vermögenshaftung vergleiche noch: 
Stedinger Deichrecht von 1446: „Were jemand de Gud hadde in dem 
Stedinger Lande, das he weddet offte koftt hadde, dar Wedderkop edder 
Losynge ane were, dat vorspadet offte van vorspadedem Gude vorlaren 
würde, de schall nicht mehr vorlesen als dat Geld, dat he darinne liggende 
hefft, und vor datsülve Geld mag degenne dat wedder lösen des de 
Brfftall iss van den genen de den Spaden getogen hadden edder dem 
dat Gud to queme“. Hierzu siehe unten IV, 1. Vgl. ferner Mieris IV, 615 
(a. 1422). Bergh II, 351, 630. Deichrecht für Heusden von 1462 (Ouden- 
hoven „Heusden“ S. 256). 

* 4 ) Vgl. z. B. Keure für Seeland von 1290 (Bergh H, 747) CV. 
Deichrecht in den vier Gohen von 1449. Deichrecht für das Land 
zwischen Honte und Hinkele (Mieris II, 312 a. 1323): „Soe waer die 
Dycgrave syn ghelt in yemans dike leghet, dat ghelt sal die Dycgrave 
in panden an siere haven vierscat als recht es ende en vonde hi en 
ghene have te panden so soude hi des mans land beriden ende 
oyghen“. Siehe ferner G. de Vries S. 319, Beekman unter „panden*, 
S. 1279 ff. 

* 6 ) Das ergibt die Natur der Sache; im übrigen stand oft Befrie¬ 
digung aus anderweitiger Fahrhabe im Deichbezirk vor der endgültigen 
Entziehung des deichpflichtigen Grundstücks. 

,Ä ) Verkauf z. B. Deichrechte für Heusden (15. Jahrh.) bei Ouden- 
hoven „Heusden* (S. 251 ö.), Deichrecht für den Thielerwaard von 1399 
(Bd. I. Einl. § 4 b Anm. 386). 

* 7 ) Vgl. Eyderstädter Deichordnung von 1595, art. 4. 

*•) Deichrechte für Heusden (15. Jahrh ). siehe Anm. 26. Deichrecht 
für den Thielerwaard von 1399, siehe Anm. 26. 

29 ) Vgl. Mieris II, 312 (a. 1323), siehe Anm. 24. 

,0 ) Siehe Stedinger Deichrechte von 1446 und 1579. Vgl. J Gierke 
„Verspätung* S. 791. 
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Gebieten war es freigestellt, ob zuerst auf Fahrhabe oder 
Land gegriffen wurde 81 ), anderswo suchte man zuerst aus 
dem Land seine Befriedigung 82 ). 

War alles verhaftete Vermögen in Angriff genommen, 
so setzte oft eine verschärfte personenrechtliche 
Haftung ein. So finden wir die Vertreibung aus dem 
Lande, die Verbannung; der Deichhalter wird zum 
„Balling der lande“ erklärt 88 ) 84 ). Es begegnet ferner 
die Geiselhaft 85 ). 

In manchen Gebieten tritt die personenrechtliche 
Haftung mehr oder ganz in den Vordergrund. Nach der 
Handveste fllr Zierikzee von 1426 86 ) soll der Bürgermeister, 
wenn die Kabel acht Tage nach der Schau nicht gemacht 
und der Deichgeschworenen Kost nicht bezahlt ist, die 
Deicharbeit verdingen „en men sal den geenen haalen in 
den steen, die den dyk toebehoord, ofte syne goederen 
ende darinne houden ter tyt toe dat sy den dyck kost eri 
der Heemraeden kost vierschat betaelt sal hebben“. Nach 
einer Deichordnung für Heusden aus dem 15. Jahrhundert 87 ) 
soll sich der Deichgraf halten zunächst an die Fahrhabe, 

*‘) Vgl. Eyderstädter D. 0. von 1595, art. 4. Altes ostfriesiaches 
Deichrecht § 10. Für die Niederlande siehe G. de Vries S. 820 und 
Beekinan S. 1280 

•*) Deichrecht für Heusden von 1437, art. VI (Oudenhoven ,Heusden“ 
S. 261); vgl. auch Braunschweig-Lüneburgische Deichordnung von 1664 §18. 

**) Der Ausdruck .Balling der lande* bedeutet stets Verbannung 
aus dem Gebiet. Unrichtig G. de Vries S. 842, der .balling der lande“ 
als .Bannen aus dem Eigentum“ auilasst. Siehe hiergegen J. Gierke 
„Chrene cruda und Spatenrecht* S. 322 Anm. 3. 

**) Siehe Deichordnung für den Krimpenrewaard von 1430 (oben 
Anm. 22): ,En sal dan tot geenen dagen binnen derselver Schouwe 
körnen op sijn lyf ende goedt“, Deichordnung für den Lekdeich 
beneden Dams von 1434 (oben Anm. 21). 

**) Siehe Mieris IV, 361 (a. 1416) — siehe oben Anm. 18. — .Waer’t 
dat hy geen goede en hadde, die nyet goet genoech en waren aan te 
herhaelen, so soude men dat houden aen synen lyve sonder verdrach*. 
Deichrecht für Heusden von 1437, art. VI: Erst Land, dann Fahrhabe 
(siehe oben Anm. 32), .ende waer dat oeck nyet goed genoech, soe sal 
die Dyckgraue zyn lyf dair voer houden totter tydt toe, dat hy den 
onraidt vol ende al betaelt sal hebben*. 

* e ) Mieris IV, 826. 

*’) Oudenhoven .Heusden" S. 263. 
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.en is zyn reede have nyet goet genoch, soe sal inen den 
man daer selve voer houden ter tyt toe, dat hy synen 
Onraed betaelt heefv. Ist er flüchtig, so soll der Deich¬ 
graf nunmehr das Land angreifen. Nach der Deichordnung 
für den Krimpenrewaard von 1422 * 8 ) kann wegen aus¬ 
gelegten Geldes, falls das Vermögen in dem Waard nicht 
ausreicht, auf Person und Gut ausserhalb des Bezirks 
gegriffen werden. Nach der Verordnung für das wester- 
lauwersche Friesland von 1503 wird derjenige, der seinen 
Deich nicht rechtzeitig gemacht hat, an seinem „Leib" 
gestraft, er wird ins Gefängnis bei Wasser und Brot gesetzt, 
bis seine Kabel von anderen, die dazu geheuert werden 
sollen, hergestellt und die Kosten vom Säumigen bezahlt 
worden sind 39 ). 

In manchen Gebieten findet eine Einziehung des 
verhafteten Vermögens und sein Verfall statt, wenn das 
von der Obrigkeit ausgelegte Geld nicht bezahlt wurde. 
Eine Bewertung der Vermögensstiicke wurde garnicht 
vorgenommen. So verfuhr man später im Hammerbrok 
und wandte daher auch einfach bei Nichtbegleichung der 
Verdingungsgelder die Verspätung an 40 ). Anderswo griff 
dies Verfahren bei einem Deich Platz, der als ein „ver¬ 
lorener '• liegen gelassen war. und zu dem sich niemand 
auf der Schaumig bekannte 41 ). 

In besonderen Fällen wurde nicht zu einer Herstellung 
auf Kosten des Säumigen oder doch nicht zu einem Geld¬ 
auslegen seitens der Obrigkeit geschritten. Hier trat 
vielmehr sogleich der Zugriff auf das Vermögen ein, das 
verwirkt oder zur Herstellung verwendet wurde. Dazu 
gesellten sich personenrechtliche Haftungen. 


«) Mi er ia IV, t',57. 

Z9 j Bd. I, Einl. § 4 b, Anm. 3fil: „So doch yemant in dessen werken 
ongehoirsam, rebel ende muetwillioh bouonden wort, willen wy an synem 
lyven straffen, also dat hy in fangenisse te water ende brode ter tyt to 
dat zyn werck van eenem anderen, so man dair toe huren sal volmaickt 
wort ende hoe dem sultftigen zyn arbeit, vernuget ende betaelt heeft 
pal ontholden worden 41 . 

40 ) Siehe «J. Gierke „Verspätung“ S. 7S2. 

41 ) Siehe J. Gierke „Busenrecht“ S. 1119 ff. in Verbindung mit 
S. 1095. 
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Einmal war dies oft der Fall bei einem Deichbruch, 
allerdings in verschiedener Ausgestaltung. So bestimmte 
das Deichrecht für Thiel- und Zandwijck von 1447 48 ): „Weert 
oick saek dat in den v. Gerichte voirt meer eenige dycken 
doerbroeckich off waedich worden, soe en sal die mensche, 
die dycken sijn weeren end toebehoeren, die doerbraecken 
dycken niet laeten leggen ongemaeckt voer verloeren 
dycken by de vurnoemde broecken ind pene van lyff ind 
guet tot onsen behoelT ind ontborgert te syn then ewigen 
dagen toe -. Hier wird also bei Xiehtwiederherstellung eines 
Deichbruches Verwirkung des gesamten Vermögens 
und Verbannung angeordnet. Anderswo kommt nur ein 
Deichbruch in einem ungelobten Deich in Frage. Ent¬ 
weder tritt dabei einfach Verwirkung des verhafteten 
Vermögens und auch Verbannung ein 43 ). Oder es wird 
zwar auf verhaftetes Gut zur Wiederherstellung gegriffen, 
aber erst später, wenn es nicht ausreicht, vollziehen sich 
Verwirkung des Landes und auch Verbannung 41 ) 45 ). 

Sodann gehören hierher landesherrliche Befehle, 
die eine sofortige Wiederbedeichung, ein Angreifen der 
Deiche, anordnen. Die Säumnisfolgen sind verschieden. 

4 *l Bil. I Kiul. § 4b Anm. 390 . 

43 ) Vgl. Mieris IV, 615 (a. 1421/22): „Broec oic enigen dijc in, die 
ongeloeft waer, dair sal dat laut ingaen dat daer toebehoirt ende alle’t 
land, dat hi in dier scouwen liggendo heeft of dat mit rechte dair in 
hoert“; D.-O. für den Lekdeich beneden Dams von 1454 art. XIII: „Maar 
waar’t saake, dat yetnands dyck, die van den Heemraden niet gelooft en 
wäre, walig worde of sleekboord daarin scheurde, die geenen, dien die 
dyck syn waar, die soude eeuwiglyk balüng en landviuchtig wesen, en 
alle goed, dat hy hadde, roerende en onroerende binnen der schouwe 
von den Jjsseldyck en Lekkendyk v. soude gaan in den dyk“. 

**) Vgl. Bergh II, 498 (a. 1284): „Waerdt dat hij (die Kabel) golasterdt 
waere, zoe soude des maus goet des die dycke waer alsoe verre ingaan 
alset in syne goede waere, waert des gebraecke, dat souden die gern eene 
polre weder opmaecken ende also hy opgemaeckt is. soe zel hij comen 
opter gemenen amboclue, daer hy in behoort mit alsulcken erve also 
daertoe behoort“. Bergh II 331 (a. 1277), II 630 (a. 12S8). Mieris IV 
977 (Verbannung!. Siehe ferner Stcdinger Deiclirechte von 1446 und 
1579 („Verspätung“ S. 792). Deichrecht in den vier Gohen von 1449 
art. 11 u. 12 (a. a. O. S. 76S f). 

45 ) Die beiden Falle sind von mir in meiner „Verspätung“ S. 8'>5 
Anm. 1 nicht richtig auseinandergehalten worden. 
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So begegnet uns ein Befehl des Grafen von Holland für 
Veenhuizen im holländischen Norderquartier von 1422, der 
vollen Vermögens vertust und Verbannung androht* 6 ). In 
einer Verfügung für Beoosten Jerseke von 1424 verordnet 
der Graf, dass bei Nichtwiederherstellung innerhalb be¬ 
stimmter Frist Leib und Gut des Säumigen angetastet 
werden solle, wo sie auch immer angetroffen werden, und 
so lange angehalten werden sollen, bis der Deich gemacht 
und der Ungehorsam gebüsst worden ist 47 )* 8 ). 

Unter landesherrlichem Einfluss werden auch schärfere 
personenrechtliche Haftungen eingeführt,die selbständig 
dastehen und keinen Zusammenhang mit einer Haftung für 
Geldschulden oder einer Vermögens Verwirkung haben. So 
bestimmte in Ostfriesland die Gräfin Theda, dass der Deich¬ 
halter bei dreimaliger Säumnis an seiner Kabel, falls durch 
die Verwahrlosung die Lande in Gefahr, Schaden und Not 
gesetzt werden, in gefängliche Haft genommen, ja bei 
sehr schwerem Schaden „am Halse“ gestraft werden soll* 9 ). 
Nach der Verordnung für das westerlauwersche Friesland 
von 1503 soll der Ungehorsame, wenn seine Beuge¬ 
haft zu Ende ist, in schweren Fällen weitere Strafe er¬ 
leiden 60 ) 50 <). 

2. Der Grundeigner ist in Bezug auf die Kabellast im 
Ganzen verhaftet. Er löst sich von ihr durch vollwirk¬ 
same Übertragung des belasteten Grundstücks auf einen 
Dritten und durch feierliche Preisgabe (Spatenrecht). 
Hierüber wird später gesprochen werden 51 ). Der Grund¬ 
eigner wird von ihr gelöst beim Untergang des Grund¬ 
stücks und durch zwangsweise Entziehung des Grund¬ 
stücks. 

4 •) Mieris IV, 645. 

47 ) Mieris IV, 744. 

48 ) Vgl. noch die Verwirkung des Landes bei Befehlen zur Wieder¬ 
bedeichung unten § 17 II 6 Aura. 48. 

4Ü ) Siehe die Deichordnung der Gräfin Theda (Bd. I § 4a 8. 25). 

ü0 ) Siehe oben Anm. 39. 

60a ) Bei dem neueren Verfahren hat man zum Teil die Bussen der 
eigentlichen Deichgeldschuld zugeschlagen und an ihren Schicksalen teil¬ 
nehmen lassen. 

M ) Siebe § 8 und § 9. 
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3. Schwierigkeiten bereitet die Frage nach Schuld 
und Haftung bei Rückständen hinsichtlich der 
einzelnen Leistungen. 

a. Der bisherige Grundeigner löste sich im allgemeinen 
von Schuld und Haftung in Bezug auf Rückstände infolge 
der feierlichen Preisgabe (Spatenrecht); doch gibt 
es Verbände, die ein Spatenrecht nie bei Rückständen 
zulassen 52 ). Bei einer Entziehung des Grundstücks seitens 
der Deichobrigkeit trat im allgemeinen eine Lösung von 
Schuld und Haftung in Bezug auf Rückstände mit 
Vollendung des Ausschlussverfahrens ein 5 *). Insoweit eine 
voll wirksame Übertragung des Grundstücks bei Rück¬ 
ständen freigegeben war 68 *), schuldete der Veräusserer 
die Rückstände im allgemeinen weiter und haftete für sie, 
insofern nicht reine Sachhaftung in Frage stand. 

b. Ein neuer Grundeigner, der vollwirksam an Stelle 
eines früheren trat, schuldete die rückständigen Deich¬ 
pflichten, gegebenen Falls mit dem bisherigen Grundeigner 
zusammen, insoweit sie nicht infolge eines Zwangsverfahrens 
als Grundlasten erloschen waren 54 ), und haftete für sie in 
gleicher Weise wie für spätere Deichpflichten 54 •). 

4. Eigenartige Pflichten und Haftungen haben sich in 
den Niederlanden für den ehemaligen Grundeigner und 
seine Nachfolger entwickelt in Gestalt des sogenannten 
Busenrechts (Boezemrechts) 55 ). 

H. Der „Braucher“ kraft Leiherechts und der 
Verleiher im Verband. Wer ein Kabelgrundstück als 
unmittelbarer Nutzer von jemandem zur Leihe hat, der 
nicht als Üerr Uber dem Verbände steht, ist regelmässig in 
Bezug auf die Kabellast im Ganzen, wie in Bezug auf ihre 

6 *) Siehe § 9 II 6. 

68 ) Sie fällt nicht notwendig mit der Entziehung zusammen. Es 
wird z. B. zunächst das Grundstück entzogen, verkauft; der frühere 
Eigner aber haftet noch mit sonstigem Gut ausserhalb des Verbandes. 

ß, a) Siehe hierüber unten § 8, I. 

M ) Dies ist z. B. der Fall bei einem Zwangsverkauf des Grundstücks 
vgl. Anm. 53; dagegen bestehen z. B. die rückständigen Deichpflichten 
als Grundlasten fort bei der Verspätung im älteren Verfahren. 

ß4a ) Er haftete also nicht bloss mit dem Grundstück, wenn weiter¬ 
gehende Vermögenshaftung galt. 

5fi ) Siehe § 8 IV. 
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einzelnen Ausflüsse vorpflichtig, d. h. pflichtig vor dem 
Verleiher: Der Braucher ist Vorpflichtiger, der Ver¬ 
leiher Hauptpflichtiger. Im einzelnen bestehen freilich 
mannigfache Verschiedenheiten, die teils auf die über¬ 
lieferte Verbandsverfassung, teils auf die ungleiche Stärke 
des Nutzungsrechtes zurückführen. So spielen teilweise 
Inhaber schwächerer Leiherechte eine untergeordnete Rolle, 
bei ihnen zeigen sich mehr nur Haftungen für einzelne 
Leistungen und die eigentliche Pflicht trifft den Leihe¬ 
herrn 56 ,). Ganz anders ist es wieder bei stärkeren Leihe¬ 
rechten und in solchen Deichverbänden, wo die Leihe¬ 
besitzer eine eigene Genossenschaft unter der Genossenschaft 
der Verleiher und Gutsherrn bilden 57 ). Hier werden sie 
mehr oder minder Hauptpflichtigen angenähert. 

1 . Zu den Leihebesitzern gehören insbesondere Meyer, 
Pächter, Heuersleute, Lehnsleute. 

Den Leihebesitzer treffen personenrechtliche und 
vermögensrechtliche Haftungen. Es treffen ihn die 
Bussen, für die wiederum Haftungen bestehen. 

Für die Deiehpflicht des Meyers oder Heuers¬ 
in an ns lassen sich zahlreiche Belege anführen 57 *). Man 
nehme als Beispiel die Vorschrift des alten ostfriesischen 
Deichrechts § 18: 

„Off de Meyer edder Huirmann so arm wehre und 
in seiner Macht nicht en liadde, de Dvcke tho maken, 
soll de Landherr vor alle sine Landen, die he gehofft, ge- 
wesselt und verhuirt heilt syn vulle Dycke darup weten 
darvoer staen und maken laten-. 

Hauptsächlich Heuersleute hat das Hammerbröcker 
Deichrecht im Auge, in dem es heisst (art. 109, a. 1562): 

„Degene de dat Fluess van dem Lande gewinnet, is 
ok schuldig to dyken*. 

Vgl. z. 13. Eyderstädter D.-O. von 1595 art. 4: „Würde jemand 
sine schadhaftige Dicke dre umbtage continue nacheinander unverfertiget 
ligen laten, schulen de Dickrichter oluiio nicht allein de Broecke tote¬ 
kennen, Bondern strax de Dicke vor Geld maken laten und ehm dat 
Dickerlohn uth dem Egendem des Landes edder des Huermanns 
beweglichen Guethern beimvenst godubbejder Broecke panden 4 *. 

' 7 ) Siehe Bl. I S. ‘238. 

,r,7a ) Siehe Beekman unter „bruiker“, G. de Vries S. 319 Anm. § 
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Für den Lehnsmann haben wir nur zwei Quellen¬ 
stellen gefunden, eine niederländische und eine 
deutsche. 

In der Handveste fUr den Alblasserwaard von 1375 
heisst es: 

„Of yemant eenigh Leen houdt binnen der Schouwe 
van yemant, wielde sijn Dyck ende braeck hij in, ofte 
datter onraet op quam, dat den Dyckgrave toebehoorde, 
des sal gaen des verleens mans goet, dat hij binnen de 
Schouwe heeft, tot wedermakinge des Diicks na den 
Dijckrechte, ende daer mede sal dien Heer quijt wesen, 
die dat goed verleent ende verlijdt heeft.“ 

Hiernach ist der Lehnsmann deichpflichtig für „seine“ 
Deiche und haftet dafür mit seinem Gut in der Schau; der 
Lehnsherr aber verliert das Leihegut, wenn er sich seiner 
nicht annimmt. 

In der altmärkischen Deichordnung von 1476 lesen 
wir in art. 3 nach der Vorschrift, dass bei argen Deichen, 
die nicht wieder hergestellt werden, die am Gut Be¬ 
rechtigten herangezogen werden sollen: 

„Weret ock sake dat Jemant sodan gut mit dem anderen 
in samenden lehne hedde, den schalme toseggen, dat he 
sodann gudt angripe und syne dyke darvan make, by 
allen gude dat he in der Scouwynge hebbe“. 

In art. 6 heisst es ferner: 

„Hedden ock etlike unser Manschop, jennige Kerken 
effte geystlicken lene to ligende, unde hedden se de vor¬ 
legen mit sodan gudern unter dem dyke belegen edde 
hedden se menlike lene effte frawen lyffgedinck vorlegen, 
und wenne denne sulck gudt gelegen were, ydt were 
geislich offte werlick, werde denn de Jene versettick offte 
to swack, dat he sodann dyke nicht maken künde noch 
wolde, und were denn ock up der were so vele guds nicht 
to pandende, dar men dyke mit maken künde, so scal me 
den Jennen toseggen, de das gut vorlegen heft, dat he 
sulck gut angripe und den dick make by alßdann gut dat 
he in der Scouwinge hefft“. 

Hiernach ist unzweifelhaft der Lehnsmann zunächst 
kabelpflichtig und haftet mit seinem Gut in der Schau. 

J. v. Gierke, Geschichte des deutschen Deichrechts II. 7 
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Dafür, dass die Bussen den Leihebesitzer treffen, und 
er zunächst für sie haftet, fuhren wir als Beispiel die 
Sander Deichsatzungen von 1295 an: 

„Alle diegene die Meyers hebben in dessen voorscr. 
landen, die sal daer voor boeten voor alle warck ende 
rai8daet daer se in vervallen, ten sy sake dat de Meyers 
daer selve mögen vul voer doen myt oer egen guedt*. 

Belehrend ist ferner der Schaubrief für das Westzaaner 
Buitenland im holländischen Norderquartier von 1412 58 ). 

„So wat boeten daeraf verschijnen, sal men uytpanden 
von den bruyckwaer van den goeden, alsoo dat die betalen 
sullen dieghene, die de goeden gebruycken ofte in huyrwaer 
hebben, na den dijckrechte ende niemand anders“. 

Dass der Leihebesitzer das ausgelegte Geld schuldet 
und für es haftet, zeigt das Deichrecht in den vier Gohen 
von 1449 (art. 9): 

„Und oft de genne sinen Diek nicht makende den de 
tho macken borde und darin verharrende, so schall de 
Diek-Greve mit den Schwären fort tho gähn und den Diek 
macken und macken lathen, so guth so hoch und so bredt, 
da dem Lande kein schaden daraff kahmen köhne und 
lathen siek den Meyer binnen böhrlicker Tidt dat wedder 
bethalen und gelden. Und ofte de Meyer binnen ein Man 
tides dat nicht dede, schall men ehne so hoch panden oft 
panden lathen dat Diek-Greuen und Schwären sin ganz 
vergnüget und betalet“. 

Aus dem niederländischen Recht vergleiche man für 
das ausgelegte Geld z. B. den Schaubrief für die Waterschap 
Bijleveld von 1414 art. 17 59 ): 

„Ende scouten seilen den Dyckgrave syn utgeleyde 
ghelt twevoudich weder geven ende dat verhalen an den, 
die dat erve bruyckeden, daer dat gebreck an waer“. 

Der Leihebesitzer haftet für die einzelnen Leistungen 
vermögensrechtlich und personenrechtlich. Die ver¬ 
mögensrechtliche Haftung konnte eine unbeschränkte 
oder beschränkte sein. Sie zeigt sich in der Pfändung der 

58 ) Privilegien für Westzaan en Crommenie S. 427, G. de Vriea 
a. a O. 

59 ) Pabst „Bijleveld“ Beilagen S. 20. G. de Vriea a. a. 0. 
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Fahrhabe 60 ) sei es für Bussen, sei es für ausgelegtes 
Geld. Auf das Recht am GrundsUck wird in einem Ver¬ 
fahren gegriffen, das sich gegen den Grundeigner oder 
gleichzeitig gegen den Grundeigner richtet 61 ). Die per¬ 
sonenrechtliche Haftung äussert sich in Beugemass¬ 
nahmen 6 *) oder bei schweren Gebrechen in den früher 
erwähnten Strafen 68 ). 

Der Leiheherr 64 ) muss regelmässig als Hauptpflichtiger 
eintreten. Er verwirkt nach dem älteren Verfahren sein 
verhaftetes Vermögen, wenn er sich bei Unvermögen oder 
Ungehorsam des Leihebesitzers der Deiche nicht annimmt 68 ). 
Bei dem neueren Verfahren haftet er für das ausgelegte 
Geld meist nach Erschöpfung der Fahrhabe des Leihe¬ 
besitzers 66 ). In gleicher Weise haftete er subsidiär für 
Bussen 67 ). Mit dem Grundstücksverlust seitens des Leihe¬ 
herrn tritt dann auch der Verlust des Nutzungsrechts des 

e0 ) Es handelte sich in der Regel um die Fahrhabe auf der Were. 
Siehe aber D. O. für den Krimpenrewaard von 1480 art. XII (unten Anm. 66). 

Äl ) Vgl. unten Anm. 68 und 69. 

•*) z. B. Die Haft der Mistforke, siehe oben unter I. 

68 ) Siehe oben S. 94. Diese Strafen müssen den unmittelbaren Be¬ 
sitzer getroffen haben. Pfählung des Meyers begegnet bei Deichbruch 
in Stedingen; siehe „Verspätung“ S. 792. 

w ) Vgl. zu Folgendem die Quellenstellen, die wir oben für die Erst¬ 
pflicht des Leihebesitzers angeführt haben. 

w ) Dies ergibt die Natur der Sache. Vgl. noch Deichrecht in den 
vier Gohen von 1499, art. 12, Stedinger Deichrechte von 1446 und 
1679 („Verspätung“ S. 791). 

ce ) Vgl. z. B. Deichrecht in den vier Gohen von 1449, art. 10: 
»Hadde de Meyer averst dat in den Panden ofte Güdem nicht, schall man 
dat up dat gut söcken*. D. 0. für den Krimpenrewaard von 1430, 
art. XII: „Dat des Huyrmanns goet die t’Lant met den Dijck gehuert 
heeft, ende al des hy binnen den Ambachte heeft, sai gaen voor sijn 
Lantsheeren goet“. Siehe ferner die oben S. 97 angeführte altmärkische 
Deichordnung von 1476. 

67 ) Vgl. hierzu noch das Stedinger Deichrecht von 1446, das den 
Deichbeamten zur Pflicht macht, die Schaustrafen kund zu thun dem 
Meyer, der zu dem Gute gehört, dass dieser es weiter wissentlich thue 
seinem Landherrn; ist das Gut wüste, so dass zu ihm kein Meyer gehört, 
so werden die Schaustrafen von den Deichbeamten dem Landherrn mit¬ 
geteilt. Ein Zusatz aus dem Jahre 1525 (Bd. I Einl. § 4a Anm. 302) 
schreibt bei Wasserschaden eine Ansage an den Landherrn stets unter 
Vermittlung der Deichbeamten vor. 
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Leihebesitzers ein 68 ). Zuweilen wird dem Leihebesitzer Bein 
Recht am Gut aberkannt unter Heranziehung des Verleihers 
als Übernahmepflichtigen 89 ). Hier erscheint der Leihe¬ 
besitzer mehr als Hauptpflichtiger. Der Umfang der ver¬ 
mögensrechtlichen Haftung des Leiheherrn war verschieden, 
es konnte wie beim Volleigner volle oder beschränkte Ver¬ 
mögenshaftung vorliegen. War der Leiheherr nur Nach¬ 
pflichtiger, so haftete er auch da, wo volle Vermögens¬ 
haftung für den eigentlich Pflichtigen galt, im allgemeinen 
nur mit seinem Recht am Gut. 

Die feierliche Preisgabe des Grundstücks (Spaten¬ 
recht) steht regelmässig allein dem Leiheherrn zu; ebenso 
ist er für das Busenrecht die massgebende Persönlichkeit 70 ). 
Nur da, wo der Leihebesitzer mehr als Hauptpflichtiger 
erschien, konnte es anders sein. Beim Spatenrecht kommt 
dann der Leiheherr als Nachpflichtiger in Bezug auf das 
freigewordene Gut in Betracht und haftet mit seinem Recht 
am Gut 71 ). 

2. Der Leihebesitzer wird von der Kabellast im Ganzen 
gelöst durch zwangsweise Entziehung des Grundstücks, durch 
feierliche Preisgabe oder Grundstücksübertragung, sofern 
sie ihm zustehen 72 ), schliesslich bei vertragsmässiger 
Beendigung seines Leiherechts 78 ). Bei letzterer ist 
regelmässig eine Kontrolle der Deich Verwaltung vor¬ 
geschrieben. Sie hat darüber zu wachen, dass die Kabel 
in ordnungsmässigem Zustand übergeben wird. Dies zeigen 
deutsche und niederländische Quellen. So bestimmt das 
alte ostfriesische Deichrecht § 7: „De drudde Schouwinge 
schall geschehen up St. Jürgen edder thom högesten up 

68 ) Vgl. Bd. I S. 245 Anm. 74. 

68 ) Vgl. Deichrecht des Alten Landes art. VI. Deichgericht im 
Alten Lande von 1571 (Bd. I Einl. § 4a S. 31). Hierzu siehe J. Gierke 
„Verspätung" S. 786. Siehe ferner wegen des Lehnsmanns in dem 
Alblasserwaard die D.-O. von 1375 (oben S. 97), und unten Anm. 71. 

70 ) Richtig Beek man S. 243; doch wird von ihm nicht beachtet, 
dass dieser Grundsatz nicht ausnahmslos galt. 

71 ) Siehe die oben Anm. 69 angeführten Quellen. Wegen des 
Busenrechts siehe die Angaben in meinem „Busenrecht“ S. 1133 Anm. 3. 

T2 ) Dies ergibt sielt aus den Ausführungen unter 1. 

78 ) Vgl. Bd. I, S. 245, Anm. 73. 
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May dag, uth Orsaken, want dann deHuir-Lüde gemenlyck 
van de Erven fahren, so soelen se aldann de Dycke so guet 
denjenen wedder averlevem, de dar wedder upfahren, als se 
den entfangen hadden“. Im Deichrecht fllr Vollenhove 
(1354—1387) art. 97 heisst es: „Alle dieghene, die von eruen 
vaeren, daer die huijren van wt is, sullen allen onraet ende 
gebaede verwaeren totten daeghe dat sij van den eroe 
vaeren; ende die hoer huer wt is van leghen lande, sullen 
den onraet waeren tot sanct martens daeghe in den winter¬ 
ende nae sanct märten salt die toecomende meijer ofte land- 
heere seluen bewaeren“ 74 ). Der Heuersmann, der seine 
Deichpflichten nicht erfüllt hatte, haftete also nach Ablauf 
seiner Zeit für sie weiter 76 ). 

3. Die Verpflichtung des Meyers, Pächters, Heuersmanns, 
Lehnsmanns konnte dem Verbände gegenüber durch 
Vereinbarung zwischen Verleiher und Brauch er allein nicht 
abgeändert werden 76 ). Wohl aber konnte der Leihebesitzer 
von Verbandswegen entlastet sein. So ist in einer Ver¬ 
ordnung für Voorne 77 ) eine alte Gewohnheit erwähnt, nach 
der dem Eigentümer die Lasten der Seedeiche, die Lasten 
von neuen Schleusen, neuen Wateringen und anderen neuen 
Werken zufallen, während alle anderen Kosten insbesondere 
„van Dycken binnen ’t Land“ der Pächter tragen muss. 
In manchen Gegenden scheint es aber Ausnahmen von dem an 
die Spitze gestellten Grundsatz gegeben zu haben, so dass 
eine Vereinbarung zwischen Verleiher und Entleiher, die den 

74 ) Vgl. auch das unten Anm. 78 angeführte Deichgericht v. 1561. 

7ö ) Ausserdem haftete möglicher Weise ein neuer Braucher des 
Grundstücks. 

7fl ) Vgl. auch Hackmann X, n. 189. Eine solche Vereinbarung wird 
in dem Deichbrief von 1440 für den Lekdeich beneden Dams (Bd. I, 
EinL § 4b, Anm. 407) „wapeninge* genannt. Sie wird verboten: 
„Ende hier mede sullen alle wapeningen af en te niet wesen; dat is te 
verstaen, dat die geene die bruycker des Lands of die nutschap daer 
op beurt of gebeurt heeft, met recht dat selve gelden sal en in aller 
maten wesen of hy daar eygendom af gehad hadde". Wapeninge bedeutet 
wohl einen Vertragsschluss unter der Hand, der eigentlich öffentlich 
vollzogen werden müsste, und weiterhin eine geheime, betrügerische 
Abmachung. Siehe Beekman unter „wapeninge*, S. 1729. 

77 ) Privilegien für Voorne S. 30, Beekman S. 245. 
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Braucher entlastete, auch dem Verbände gegenüber mass¬ 
gebend war 78 ). 

Was das Verhältnis zwischen Braucher und Verleiher 
nach innen anlangt, so war für es Satzung oder Gewohnheits¬ 
recht oder der Vertrag massgebend. Mitunter war der 
Leihebesitzer nur zur gewöhnlichen Reparatur verpflichtet 79 ). 
Anderswo fielen ihm auch aussergewöhnliche Ausbesserungen 
zur Last, und er durfte die Kosten dafür dem Landherrn 
nicht von der Heuer kürzen 80 ). Dies war insbesondere bei 
verstärktem Nutzungsrecht der Pall, wo der Braucher der 
Hauptpflichtige war. 

HI. Reallastberechtigte. Dass Reallastberechtigte in 
die Kabellast hereingezogen sind, versteht sich nach dem 
Gesagten von selbst. Denn eine grosse Anzahl von Leihe¬ 
herrn sind nichts anderes als Reallastberechtigte. Doch 
bedürfen die Reallastberechtigten deshalb der besonderen 
Erwähnung, weil auch diejenigen in Betracht kommen, bei 
denen von einem Leiherecht entweder nicht mehr oder 
überhaupt niemals die Rede war. Insbesondere gehören 
hierher die Rentner 81 ). Sie haben im wesentlichen die 
Stellung, die ein Leiheherr als Nachpflichtiger hat. 
Daher ist der Grundbesitzer Hauptpflichtiger, die Real- 
lastberechtigten sind die entfernt Nachpflichtigen. Sie 
werden kraft Anfalles oder kraft einer Übernahmepflicht 
herangezogen, wenn der Grundeigner sein Recht am Grund¬ 
stück durch Verfall, Zwangs verkauf oder Preisgabe verliert, 

78 ) So kann m. E. das bei Heineken S. 71 erwähnte Deichgericht 
v. 7. März 1551 gar nicht anders verstanden werden. Hier heisst es: 
„Wan ein Meyer einen Guedheren nach geschehener upsage welke 
dicke tho bringen edder averlevern wolde, so schallen deselven dicke 
sinn tho schwären Iave, itt were denn, dat die Gudtherr wess andere» 
bewillet edder angenehmen hedde, dat bewieset konde werden“. Auch 
das Deichgericht im Alten Lande von 1571 „Wenn einem ein gut ver- 
huert und die nut darvon bekamen, den schall he dik und dämme 
maken, it si den ein ander besehet vorfatet und gemaket“ ist nicht blosa 
auf das interne Verhältnis zu beziehen. — Bedeutung hatte die Freiung* 
für die Fahrhabe des Heuersmanns. 

79 ) Vgl. D.-O. des Herzogtums Bremen von 1692 K. IV., § 6. 

89 J Vgl. die bei Beekman angeführten Quellen. 

81 ) Vgl. bereits Bd. I, S. 241. Die Regel ist, wie sich aus dem 
Folgenden ergibt, die dort erwähnte Eintrittspflicht. 
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der Reallastberechtigte haftet dann stets nur mit seinem 
Recht am Grundstück. 

Als älteste deutsche Quelle führe ich das Deich¬ 
gericht in Stedingen aus dem Jahre 1444 an 88 }. Hier wird 
zu wiederholten Malen gewiesen: 

„War ein Gudt in dem Stedinglande verspadet wert, 
an den Guede wertt vorspadet eigendom, Tins und alle 
Rechtigkeit na recht Zede und wonheit des Stedinglandes 
uthgesprocken den fegenden“. 

Die Verspätung bewirkt also Verwirkung aller Real¬ 
lastberechtigungen mit Ausnahme der Zehnten. 

Nach dem Spatengericht im Alten Lande von 1571 88 ) 
wird nach dem Spatenstechen dem Deichgrafen gefunden: 

„Gi schoelen eschen Erfherrn, Pachtherrn, Tegetherrn, 
Guldners, Schuldners, Rentener und alle die wat an dem 
Gude tho donde und ansage hebben“. 

Nachdem die Beteiligten dreimal geladen sind, fragt 
der Deichgraf: „Dewile ick se alhier dremahl geeschet und 
Nemand dersülvigen vorkumpt und dat Guth entsetten will, 
wer se des eren, dat se in dem Gude hebben, nicht ver- 
lystig syn schölen, und wol denn von Rechts wegen den 
Spaden then shall?“ Und es wird gefunden, dass „ein jeder 
des sinen, wes he in dem Gude hefft, verlustig syn und 
gentzlich ensettet wesen sali“. 

Hier sind also auch die Zehntherrn übernahme¬ 
pflichtig. 

Aus niederländischem Gebiet ist das Deichrecht für 
Humsterland von 1562 heranzuziehen. Hier werden die 
Rentner beim Spatenstechen des Deichhalters erwähnt. 
Sie müssen das so preisgegebene Land nebst Deich von 
den Verwandten übernehmen, sonst sind sie der Renten 
„quitt“. In Humsterland galt volle Vermögenshaftung des 
Grundeigners, der Rentner aber haftet als entfernt Nach¬ 
pflichtiger nur mit seinem Recht am Gut. Schliesslich 
begegnen uns Zinsherrn im Deichrecht für Heusden von 
1437 84 ). Hier kann sich die Deichobrigkeit für das aus- 

M ) Bd. I, Einleitung § 4 a, Anm. 300. 

8S ) a. a. 0 , S. 31 8. 

84 ) Oudenhoven S. 251, art. XI. 
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gelegte Geld zunächst an das deichpflichtige Grundstück 
halten, und zwar wird es verkauft. Nun aber wird bestimmt: 
Es S sullen alle coepen van eruen, die die Heemraidt v. 
wyst mit recht nae inhoudt der nyeuwer ordinancien, van 
weerden wesen ende niemant en sal hem mit Scepenen- 
brieuen von Huesden dair tegen bescudden moeghen, ten 
waere yemant eenige thynse ofte eenighe erfenisse hadde, 
die voer den Dyckgraef ende Heemraidt mit recht vercoft 
waer, dair sal men die Thyns-heer die weet af doen mitten 
Heemraiden ende met Scepenen van H. alsoe verre als hy 
binnen ’s lants woenachtig is ende woende hy buyten ’s 
lands, soe sal ’t een boede doen op synen eed . . . te 
weten, dat die Thynsherr comen sal binnen ses weecken . . . 
ende betalen alle den onraidt, die op die v. erfenise mit 
recht gegaen is, dair die coepen voer den Heemraidt af 
gegaen zyn, ende dan sal die Thynsheer die coepen ouer- 
hebben mit al der machte, die die coepbrieven begrypen 
ende waer ’t dat saecke, dat die Thynsheer ’s niet doen en 
woude, ende die v. weete versaet ende niet te tyde en 
quame, . . . soe soude hy synen thyns deruen ende quyt 
wesen, die hy plach he hebben op den erue, dair den coep 
mit recht op ghedaen ist“. Bemerkenswert ist bei dieser 
Deichverbandsverfassung, dass der Zinsherr sein Zinsrecht 
verliert, bevor von Verbandswegen auf die Fahrhabe und 
die Person des Grundeigners gegriffen wird 85 ) 86 ). 

Besonderheiten galten in der Altmark. 

Hier scheinen die Reallastberechtigten nicht als entfernt 
Nachpflichtige, sondern als hülfspflichtige Nachpflichtige 
bei argen Deichen bei Verlust ihrer Zinsen und Renten 
herangezogen worden zu sein 87 ). Auch die Frau, die eine 

i6 ) Siehe oben S. 91, Anm. 32 u. 35. 

8Ä ) Vgl. noch die Übernahmepflicht der Rentner bei der Wieder¬ 
bedeichung des Grooten Waards (1375,1421). Darüber unten § 17, Anm. 48, 
da es sich mehr um Gemeinlasten handelt. Vgl. auch die unten Anm. 137. 
angegebene Stelle der Verordnung für den Alblasserwaard v. 1578. 

87 ) Altmärkische D.-O. von 1476, art. 2: „Hedde ock yemant an 
sulckem gude to sodan argen dyken belegen pantschap, Tynsen, Tegeden, 
lyffgedinge elfte onder Jenigen gerechtigeyt, denn Jenen schalme dorch 
den unsen ock to seggen, dat he sodan arge dicke angripe und raake. 
elfte scal van stuiit sine rechticheyde avergheven alse he doranne hadde“. 
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Leibrente am Gute hatte, musste beisteuern, aber sie hatte 
den Vorzug, dass sie erst haftbar gemacht werden konnte, 
wenn alle Wertrechte am Grundstück nicht ausreichten 87 •). 

IV. Pfandgläubiger. 

1. Gläubiger der älteren Satzung. Es liegt in der 
Natur der Sache, dass in dieser Periode angesichts der typisch 
bäuerlichen Verhältnisse in den Deichverbänden in der 
Hauptsache nur Pfandgläubiger der älteren Satzung in 
Betracht kommen 88 ). 

Als „Braucher“ des Landes ist ein solcher Pfandgläubiger 
zweifellos der Kabelpflichtige. Man wird ihm sogar die 
Stellung eines Hauptpflichtigen beimessen müssen. 

Dies wird uns bestätigt durch das alte ostfriesische 
Deichrecht. Es heisst hier in § 16: 

„Wan ock einer Geld up Land gedahn hadde, de 
soll ock stahn vor Dyke ende Damme, de up dat 
Land fallen, davor sorgen und maeken laten, und 
daraff doen als idt sick das gehöret. Want man en 
dann darnae dat Land wedder aflöset und vorhen nicht 
vorwardet wehre, als he dat Geld darup dede, dat he de 
Dycke und Syle daraff solde becostigen; so scall de Man 
sin uthgelegte Geld darvon wedder mögen nehmen und 
inkorten". 

Hackmann 89 ) verwertet diese Stelle für die Gläubiger 
der jüngeren Satzung, die nudi hypothecarii. Dies ist ein 
Missverständnis. Offenbar ist an die ältere Satzung gedacht, 
da die Erstattung der Deichkosten an die Einlösung des 
Pfandes geknüpft wird; 89 *) das „ock"' ist mit „alsdann” zu über¬ 
setzen. Die Besonderheit dieser deichrechtlichen Vorschrift 
betrifft das interne Verhältnis zwischen Pfandgläubiger und 

87a ) Altmärkische D. 0. v. 1476, art. 5. 

w ) Mit Recht nimmt m. E. die herrschende Lehre an, dass die 
jüngere Satzung erst allmählich auf dem Lande Verbreitung fand. 

89 ) Cap. X n. 174. Auch die Oldenburger D. 0. v. 1658, art. 10 ist 
von ihm missverstanden worden. 

89 •) Über das Einlösungsrecht des Schuldners bei der älteren Satzung 
siehe 0. Gierte „Deutsches Privatrecht“ II, S. 816. Bei der jüngeren 
Satzung hätte m. E. entweder dem Gläubiger einfach das Recht auf Er¬ 
stattung zugesprochen werden oder gesagt werden müssen, dass der 
Gläubiger Erstattung bei seiner „Befriedigung“ verlangen kann. 
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Pfandschuldner. Nach allgemeinen Grundsätzen milsste 
der Pfandgläubiger die gewöhnlichen Deichkosten tragen : 9# ) 
hier ist bestimmt, dass im Zweifel im Verhältnis zwischen 
Gläubiger und Schuldner die Deichkosten dem Schuldner 
zufallen 91 ) 92 ). 

Im allgemeinen wird auch anzunehmen sein, dass der 
Verpfänder der entfernt Nachpflichtige ist, so dass er bei 
der Verspätung und dem Spatenrecht sein Einlösungsrecht 
einblisst, falls er sich des Landes nicht annimmt 93 ). In 
Stedingen blieb ihm allerdings nach dem Deichrecht von 1446 94 ) 
das Einlösungsrecht trotz einer Verspätung erhalten, ebenso 
wie hier auch ein Wiederkaufsrecht bestehen blieb: 

„Were jemand de Gud hadde in dem Stedinger-Lande, 
das he weddet offte kofft hadde, dar Wedderkop edder Losynge 
ane were, dat vorspadet offte van vorspadeden Gude vor- 
laren würde, de schall nicht mehr vorlesen als dat Geld, 
dat he darinne liggende hefft und vor datsulve Geld mog 
degenne dat wedder lösen, des de Erfftall iss, van den genen, 
de den Spaden getogen hadden edder dem dat Gud to queme“. 

2. Gläubiger der jüngeren Satzung. Insoweit sie 
in dieser Zeit vorkamen, wurden sie ebenso behandelt wie 
die Rentner 98 ). Vor allem gehört hierher das Deichgericht 
im Amte Winsen von 1537 96 ), in dem wir bei der Verspätung 
des Erbes von Willer Wenecken lesen: 

„Düsse nahbeschreuen schulde sin in Willer Wenecken 
Arue. 


0O ) Denn der Gläubiger trägt bei der älteren Satzung im 
Zweifel die gewöhnlichen Unterhaltungskosten. 0. Gierke a. a. 0. 
S. 815, Anro. 27. 

9I ) Später wurde die9 gerade umgekehrt in manchen Gegenden 
verboten. Siehe die II. Periode. 

M ) Der Ausdruck „Geld auf Land thun“ begegnet in Ostfriesland 
allerdings auch für Gläubiger der jüngeren Satzung. Vgl. Ost friesisches 
Landrecht II. cap. 255 mit cap. 2 ,1 (mehrere Gläubiger!). 

M ) Hier zielt alles auf Reinigung des Grundstücks von allen 
Rechten ab. 

94 ) Es liegt hier allerdings ein Widerspruch zu dem oben erwähnten 
Stedinger Deichgericht von 1444 vor. 

95 ) Sie gehören zu denen, die, wie es im Alten Land heisst, an 
dem Spatengut „was haben“. 

e6 ) Bd. I, Einl. § 4a. Anm. 30. 
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Erstlich 

Tönjes Ziegen helft in dem Arue ein hundt und drilttig 
mareckh und helft ein Under Pandt, 

Clawes Graueley helft in dem Arue Twe und drüttigeste 
halue mareckh, helft ein Under Pandt, 

Clawes Stuue, Negenteinde halue mareckh und helft ein 
Under Pandt, 

u. s. w. 

Dusse Bauengeschreuen willen dat Arue nicht entsetten. 

Die Landtleute hebben gefunden, dat de, de meisten 
schuld darinne helft, de mach dat Arue entsetten, in deme idt 
der Herschop und den Landluden beleuet und bequeme ist. 

De Landlude hebben gefunden vor Recht, dat de Dieck- 
geschwaren schollen den Dieckh negemahl Auerschauwen, 
und schollen den spaden darin stecken, efft den de 
schuldener uth then, de schall dat Arue entsetten, wo 
auerst nicht, so mach de Herrschop den spaden uth theen 
und dat Arue besetten“. 

Interessant ist, dass der Höchstgläubiger der zuerst 
Nachpflichtige ist 97 ). Ihm steht das stärkste Wertrecht am 
Grundstück zu, daher muss er zuerst eintreten 98 ). 

Man darf auch die Vorschrift der altmärkischen Deich¬ 
ordnung von 1476 hierher rechnen, welche den Zins- und 
Zehntherrn ausdrücklich diejenigen gleichstellt, die an dem 
Gut „pantschap“ haben 99 ). 

V. Die Verwandten. Auch die Verwandten des 
Hauptpflichtigen werden in die Kabellast im Ganzen 
hereingezogen 10 °). 

Sie trifft eine Übernahmepflicht in Bezug auf das 
belastete Grundstück, wenn es von dem Hauptpflichtigen 

97 ) Dies entspricht dem Näherrecht des Höchstgläubigers, das sich 
in Ostfriesland findet. Siehe ostfriesisches Landrecht II cap. 261. 

M ) In Bezug auf die Niederlande siehe die unten Anm. 137 angeführte 
Verordnung für den Alblasserwaard. Die Hypothekengläubiger werden 
auch vom Busenrecht ergriffen. Vgl. De Sloet „Van al’s* S. 373, 
Beekman S. 217. 

") Siehe oben Anm. 87. 

looj Vgi. zu Folgendem J. Gierke „Chrene cruda und Spatenrecht“ 
. (Z. Ä . f. R. G. Bd. 28 Germ. Abt. S. 290 ff) Hier ist die Aneignungspflicht 
der Verwandten bei preisgegebenem Grundstück behandelt. 
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freiwillig aufgegeben oder ihm von der Deichverwaltung 
zwangsweise abgenommen wird. Die Verwandten erscheinen 
so als entfernt Nachpflichtige. 

Die Wurzeln dieser Aneignungspflicht liegen im 
persönlichen Sippeverband. Wir stehen hier vor einer 
Ausnahme des Grundsatzes, dass der Kreis der pflichtigen 
Personen durch die rechtlichen Beziehungen zum belasteten 
Grundstück bestimmt wird. Da die Deiche und die Kabel- 
deichüng einer bereits fortgeschritteneren Epoche der Rechts¬ 
geschichte angehören, so treffen die Aneignungspflichten 
nur eine bestimmte Zahl oder nur eine bestimmte Art von 
Sippegenossen. Im Lauf der Zeit tritt aber der Gedanke 
der Sippepflicht zurück, die Aneignungspflicht erscheint als 
ein Ausfluss der anwartschaftlichen Gewere am Grund¬ 
stück; hierdurch büsst sie ihren alten strengen Pflichtcharakter 
ein und nimmt mehr das Aussehen eines Aneignungsrechtes 
an, das parallel mit dem Näherrecht am Grundstück geht. 

Die ältesten Quellen, die Auskunft geben, sind das 
Emsiger Pfenningsschuldbuch 101 ) und das alte 
Humsterländer Deichrecht 10 *). Sie regeln die An¬ 
eignungspflicht beim Spatenrecht des Kabelhalters. 

In ersterem wird vorgeschrieben: 

„Hwasa that lond mitha dick wel wrreke, so gunge hi 
oppe then dick anda werpe thre satha nina thet ieth, anda 
swere thet hi den dick nawt langer muge halde; sa scellath 
tha sex sibbeste nime dick anda lond anda al sin tilbar 
god anda warie anda halde then dick“. 

Im alten Humsterländer Deichrecht heisst es in § 12: 

„Weeso syn land wyl op gheven end over gheven, so 
gae he op den dyck end sette of steke forka end loppa, 
end zwere dat al daer oppe dat (he) dyk end landt moghe neet 
holden, so neme dat de sibbesten sesse end alle syn tilbar 
guet, ioff de sibbeste sesse höre land liteke als de dyk open sy “. 

Zunächst ist festzustellen, was unter den sechs 
Sippesten zu verstehen ist. v. Amira 10 *) hat die Ansicht 

101 ) v. Richthofen Rq. 210, § 75. 

102 ) a. a. 0. 365. 

IM ) „Erbenfolge und Verwandtschaftsgliederung nach den altnieder¬ 
deutschen Rechten“, München 1874, S. 185. 
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vertreten, dass damit diejenigen bezeichnet seien, welche 
die sechs nächsten Stellen in der gesetzlichen Erb¬ 
schaftstafel einnehmen d. h. Kinder, Kindeskinder, Vater, 
Mutter, Bruder, Schwester (die sechs Hände). Dass diese 
Meinung nicht zutreffend ist, kann das Humsterländer Deich¬ 
recht lehren. Auf den eben wiedergegebenen § 12 folgt in 
§ 13 unter der Überschrift: „Van landkoep“: 

„Soe we so dat land kope, dather dene dyck ontfae 
iofte dat land weder gheve, van der vaderzyde nemet de 
twe deelen end van der moderzyde dene derden deel; 
ontbrekath de sibbe an der ener zyde, so nemen de sibbe 
al daerse sy, waer efte sa onefte*. 

Eine richtige Auslegung dieser dunklen Stelle verschafft 
uns das jüngere Humsterländer Deichrecht. Hier heisst es 
sofort in demselben Paragraphen nach dem Spatenstechen 
des Deichhalters, und der Vorschrift, dass die sechs Sippesten 
Deich und Land und Fahrhabe nehmen sollen: 

„Item de vadersidt nement de twe delen ende de 
moedersidt dat derden deel. Ontbreket de sybbe an de ene, 
men sal die nemen an de ander sijdt, echte off onechte. 
Ende heft oek yemant lant in voertiden daervan gekoft 
ende heft daer niet up grastaldijken, de sal sijn grastal- 
dijken daerup hebben, off he sal dat lant wedergeven, dat 
he van sulcke upgifftige lueden gekoft hefft“. 

Die Worte 104 ) des alten Deichrechts „soe we so dat 
land kope datter dene dyk ontfae iofte dat land weder 
gheve“, sind, wie aus dem neuen Deichrecht zu entnehmen 
ist, so zu deuten: Wenn jemand durch Spatenstechen sein 
Land und seinen Deich aufgiebt, so wird bei dieser 
Gelegenheit untersucht, ob nicht von dem aufgegebenen 
Lande früher Stücke abgezweigt sind, welche nicht ent¬ 
sprechende Ruten Deichs miterhalten haben. Die Besitzer 
solcher Ländereien ohne Deich werden gezwungen, die 
nötigen Deichmasse anzunehmen, oder sie müssen die 
Ländereien an das Mutterland zurückgeben. Hieraus ist zu 
folgern, dass auch die Worte, welche von der Vater- und 
der Mutterseite der Sippe sprechen, auf den Fall des 

104 ) Das Folgend«* ist z. T. wörtlich meiner in Anm. 100 angeführten 
Abhandlung entnommen. 
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Spatenstechens zu beziehen sind. Nun ist es aber aus¬ 
geschlossen, dass von Vater- und Mutterseite in der Weise, 
wie es im Humsterländer Deichrecht geschieht, gesprochen 
wird, wenn darunter die sechs Hände (Kinder, Kindeskinder, 
Vater, Mutter, Br Uder, Schwestern) zu verstehen wären. 
Wir müssen daher in den sechs Sippesten des Humster¬ 
länder Deichrechts die sechs im konkreten Fall 
nächsten Blutsverwandten verstehen 105 ). Hieraus darf 
gefolgert werden, dass wir auch in der Stelle des Emsiger 
Pfenningsschuldbuchs solche Blutsverwandten vor uns 
haben. 

Den sechs Sippesten ist eine Übernahmepflicht aufer¬ 
legt; die Übernahme von Land und Deich wird keineswegs als 
ihr blosses Recht ausgesprochen 106 ). Das Emsiger Pfennings¬ 
schuldbuch sagt „sa scellath tha sex sibbeste nime“; 
das alte Humsterländer Deichrecht stellt die Übernahme 
seitens der Verwandten juristisch auf dieselbe Stufe wie die 
Zurückgabe des Landes bei einem Landkauf ohne Deich; 
das neue Humsterländer Deichrecht ergibt dasselbe und 
deutet durch die Art, wie die Suche nach Verwandten vor¬ 
geschrieben ist, unverkennbar auf deren Verpflichtung. Eine 
Verpflichtung ist auch deshalb anzunehmen, weil nach den 
Quellen beider Gebiete der Anfall an die Verwandten als 
ein endgültiger erscheint, während bei einem blossen Recht 
unbedingt hätte gesagt werden müssen, was zu geschehen 
hat, wenn sie von ihrem Recht keinen Gebrauch machen. 

Aus dem Gesagten folgt, dass die Übernahmepflicht der 
sechs Sippesten nicht auf dinglicher Basis ruht, sie ist 
nicht die Folge einer Rechtsgemeinschaft zur gesamten 
Hand, einer anwartschaftlichen Gewere am Grundstück, 
sondern sie ist eine dem persönlichen Sippeverbande 

108 ) Dass dies Resultat richtig ist, beweist der Umstand, dass in 
Humsterland die Haftung für das Wergeid den sechs nächsten, im 
gegebenen Fall vorhandenen Blutsfreunden subsidiär oblag. Vgl. Küren 
von Humsterland § 38 (v. Richthofen Rq. S. 362); dazu His „Straf¬ 
recht der Friesen im Mittelalter“, 1901, S. 67. Ebenso war es in anderen 
friesischen Gegenden; siehe His a. a. O. (im Emsiger Recht lässt es 
sich nicht nachweisen; His a. a. 0. S. 55). 

,oe ) Für eine Verpflichtung sind auch v. Amira a. a. 0. (siehe aber 
J. Gierke a. a. 0. S. 335, Anm. 1) und Auhagen a. a. 0. S. 72. 
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als solchem entspringende Verpflichtung. Daher ist wohl 
auch anzunehmen, dass die Verwandten bei Verletzung der 
Aneignungspflicht mit eigenem Vermögen gehaftet haben 107 ). 

Spätere Quellen sprechen nicht mehr von einer Ver¬ 
pflichtung der Verwandten, sondern von einem Recht. 
Auch handeln sie nicht bloss von dem Spatenrecht des 
Deichhalters, sondern auch von der Verspätung. 

Im alten ostfriesischen Deichrecht (§ 14) heisst es: 

„So mögen dan söss siner negesten Prilnden van 
einen Bloed, wo se vorhanden syn, dat Land mit dem 
Dycke tho sick nehmen und dartho sin tilbahr Guet; were 
averst nemand van sinen negesten Frlinden, de den Dyck 
mit dat Land an sich wolden nehmen, so mögen denn de 
Overichheden, under denen de Mann geseten is, den Dyck 
mit den Landen an sick nehmen.“ 

Das Spadelandsrecht verfügt nach dem Spatenstechen 
durch die Deichbeamten: 

„Die Teichrichter desselbigen Koges sollen das Land 
den nechsten Freunden zubeteichen anbiethen; wollen die 
nicht, sol es den nechsten Nachbarn auff beyden Seiten 
angebothen werden“. 

Im Jahre 1525 108 ) wird im Nordstrander Gebiet erkannt: 

„Und so jemand ist, der seinen Teich nicht machen wil 
oder kan, wo er Land hat, der sol den Ruffel auff den Teich 
stecken; und wollen seine Freunde den Ruffel nicht ziehen, 
so sal den Ruffel die Herrschaft ziehen“. 

Im Alten Lande 109 ) werden bei der Verspätung geladen 
an erster Stelle unter anderen „des nachlässigen Teichers 
oder armen Mannes Freundschafft, Mageschaft“, und sie und 
die anderen werden gefragt, -ob jemand sey der das Guth 
annehmen entsetzen und beteichen wolle“; meldet sich 
niemand, so werden alle „ihres Rechtes und darin gehabten 
Forderung verlustig“ erklärt. 

107 ) Vgl. J. Gierke a. a. 0. S. 837. — Nach dem Adewerter Siel¬ 
brief v. 1882, § 12 (v. Richthofen Rq. S. 346) mussten die sechs Sippesten 
subsidiär fftr die Bussen des Sielgenossen haften. 

108 ) Siehe Heimreich zu art. VIII des Spadelandsrechts. 

109 ) Deichrecht des Alten Landes (Bd. I, Einl. § 4 a, Anm. 66) 
art. XV, Deichgericht von 1571 (a. a. 0. S. 31). 
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Im Lüneburgischen 110 ) wird zum Spatengericht die 
Freundschaft geladen und ihr freigestellt das Gut zu 
entsetzen. 

In der Wilstermarsch fragt der Deichgraf, ob der 
Deichhalter oder „ock jemandt ys van synent wegen edder 
frundschop edder wol ydt sey, de den spaden wyll then“ U1 ). 

Für ßutjadingen ergibt sich aus den Aussagen alter 
Leute vom Jahre 1566;"*) 

„Wan einer sine dike nicht hebbe holden können hebbe 
he den spaden up den dik gesteken und hebben densulvigen 
spaden de negeste frunde nicht tehen willen, so si dat 
kerspel oder dat ganze land togetreden“. 

Im Hammerbrok wird im Jahre 1533 gefunden: 118 ) 

„Na dem mal J. van E. samt siner Fruntschup vor 
dissem gehegeden Rechte ein Mal ander Mal unde tem drudden 
Male geeschet, unde se nicht kamen ... so afspaden unde af- 
winnen de Landlude J. v. Emersen na Landrechte sin Land 
ok siner Fruntschup unde delen datsulve der Herschup to“. 

In diesen Quellen herrscht die Auffassung vor, dass die 
Blutsfreunde berechtigt sind, die Übernahme des herren¬ 
losen Landes zu weigern, sie können annehmen, sie müssen 
nicht. Sie haben ein Vorerwerbsrecht, ein Näherrecht 
auf das herrenlose Land. Dies Näherrecht entspricht 
ihrem sonstigen Näherrecht. Hier ist es sicher, dass 
sie bei Nichtannahme nicht in ihrem gegenwärtigen Vermögen 
gekränkt werden. Natürlich kann auch jetzt noch von einer 
Übernahmepflicht gesprochen werden, bei deren Nicht¬ 
erfüllung das Näherrecht eingebüsst wird. 

Da wo früher die sechs Sippesten zur Übernahme 
verpflichtet waren, muss bei der Abschwächung zum Über¬ 
nahmerecht die praktische Bedeutung dieses Begriffes 
verschwinden. Wohl schleppt er sich durch die späteren 
Gesetze noch hindurch 114 ), aber er hat nur den Sinn von 

no ) Deichgericht in Amt Winsen 1537 (a. a. 0. § 4 a, Anm. 31.) 

m ) Siche die Aufzeichnungen Lübbekes (a. a. 0. Anm. 160). 

112 ) Sie sind gedruckt bei Sello „Studien zur Geschichte von 
Oestringen und Rüstringen“ Varel 1898, S. 81 11. 

n8 ) Hammerbröker Deichrecht (Rd. I, Ein!. $ 4 a, S. 57) art. 68. 

ll4 ) Ostfriesiaches Landrecht II, cap.2P>3, ostfriesischesDeichrecht §14. 
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nächsten Blutsverwandten. Die Wandlung der Aneignungs¬ 
pflicht der sechs Sippesten in ein Aneignungsrecht er¬ 
kennen wir am deutlichsten in Ostfriesland. Im Emsinger 
Pfenningsschuldbuch sind die sechs Blutsfreunde verpflichtet, 
im ostfriesischen Deichrecht sind sie berechtigt. Das ost¬ 
friesische Landrecht spricht von einem -Sollen“ der sechs 
Nächsten, verkündet aber durch einen Zusatz unzweifelhaft 
die neue Epoche. Hier heisst es nach dem Spatenstechen: 116 ) 

„Soe so eien dan de 6 negesten den Dyk und dat Land 
oek alle tillbaer Guit nemen. Land mach men wegeren 
men einmael und nicht mer“. 

In älterer Zeit finden wir auch eine Verpflichtung 
von Verwandten in Bezug auf eine einzelne Leistung 
des Kabelhalters. Es handelt sich um Deichbrüche, 
die der Kabelhalter nicht allein wiederherstellen kann 110 ). 
Anderswo werden bei Deichbrüchen die nächsten Verwandten 
auch sofort zur Hülfe herangezogen n ’) 118 ). Diese Verwandten- 

11S ) Ostfriesisches Landrecht II, cap. 263. 

n«) Vgl. altes Humsterländer Deichrecht § 1: „Van den gaete IV 
scillinge to nemene, dat to slaene by redgiane woerde en by wyser lüde. 
Vermach dat de man solff neet, so make dat de sibbeste Besse, vermoghen 
dat de sibbeste sesse neet, so neme dat redgyan en preesteren en de beste 
an den lande, en laten dat gader slaen en dene poel“. Hierzu ist heran¬ 
zuziehen der Schlusssatz in § 12: r joff de sibbeste sesse höre land liteke 
als de dyck open sy“. Es ist nicht bloss an eine interne Verwandten¬ 
pflicht zu denken. 

m ) Vgl. die Deichordnung für den holländischen Hoofdeich von 1273 
(Bergh II, 248): „Si vero agger alienus, qui per iuratores non esset 
vituperatus super ziedwende, per inundationem aquarum frangeretur, 
tota terra dictum aggerem repararet, et si a juratis esset vituperatus, tune 
dominus aggeris et aui proximi parentes et bered es ipsum repararent“. 
Siehe ferner die Handveste des Grafen v. Holland an den Herrn v. Kralingen 
aus dem Jahre 1297 (Bergh II, 1004): „Soe wie dat land coept tusschen 
Honinghen ende Rubbroec, die verboert een boet von X. pont Hollands, het 
en si dal die baliu ende die amboechtshere kennen dat hi also groet van 
maghen es of alsoe rike van goedp, waert dat een onglieval ghesciede in 
den diec, dat hiet uprichten mochtmet synen maghen of met synon 
goede“. Hier wird also der Eintritt in den Deichvorband durch Land¬ 
kauf davon abhängig gemacht, dass der Käufer so reich an Magen und 
Gut ist, dass er einen Deichbruch wiederherstellen kann. Dies w T eist 
deutlich auf eine Verpflichtung und Verhaftung der Magen hin. 

U8 ) Eine weitgehende Verwandtenpflicht existierte in Ditmarschen. 
Hier war bei Deichbruch das ganze Geschlecht verpflichtet, dem 

J. v. Gierke, Geschieht« des deutschen Dcichrcchls II. S 
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pflichten sind später ganz abhanden gekommen 118 ). In einigen 
jüngeren Quellen ist lediglich auf die Möglichkeit einer Hülfe 
der Verwandten, die diesen freisteht, verwiesen 1 ”). 

VI. Deichverbandsträger. In gewissen Fällen findet 
ein zwangsweiser Anfall des belasteten Grundstücks an 
die Träger der Deich verbände oder deren Vertreter statt 
und hiermit deren Hereinziehung in die Kabellast im 
Ganzen. Dies ist der Fall bei einem preisgegebenen oder 
zwangsweise abgesprochenen Grundstück, wenn alle Über¬ 
nahmepflichten und Übernahmerechte zur Erledigung ge¬ 
kommen sind. Die Wurzeln dieses Anfalles liegen in ver- 
bandsmässigen Heimfallsrechten an herrenlosem Land sowie 
in der Wirkung der Deichlastberechtigung. 

Auch hier zeigt sich die Verwandtschaft der Kabellast 
mit den gewöhnlichen Reallasten, bei denen bekanntlich das 
belastete Grundstück dem Reallastberechtigten schliesslich 
bei Säumnis des Pflichtigen zufällt 

Bei einfachen genossenschaftlichen Deichverbänden 
vollzog sich der Anfall an die Genossenschaft, bei rein 
herrschaftlichen Deichverbänden an die Herrschaft. Ver¬ 
wicklungen mussten eintreten bei einer Mischung herr¬ 
schaftlicher und genossenschaftlicher Einflüsse und bei 
Samtverbänden. 

1. Was den Gegensatz zwischen Herrschaft und 
Genossenschaft betrifft, so erfolgte der Anfall entweder 
an Herrschaft und Genossenschaft zusammen oder an die 

Sippegenossen beizustehen (siehe Brunner „Deutsche Rechtsgeschichte* 
I* S. 1*27, Anm. 72). Diese Beihilfe ist aber wohl interne Angelegenheit 
der Verwandten gewesen; sie hat im übrigen fast den Charakter einer 
Beihülfe von Ortsverbänden. 

119 ) Charakteristisch ist, dass das jüngere Humsterländer Deichrecht 
(vgl. über das ältere oben Anm. 116) sie nicht mehr kennt. 

180 ) Siehe Stedinger Deichrecht von 1525: „Were ock dat jemand 
eine Brake in syn Land breke und he devulvest mit einen frunden 
wedder dyken konde, schall men ohme vergunnen und darinne 
nicht verhindern“. Vgl. auch osterstadische D.-O, v. 1644 art. 11. 
(Bd. I Einl. § 4a Anm. 42). Der Vorteil der Verwandtenhülfe gegenüber 
der Deichverbandshttlfe ist der, dass sie stets unentgeltlich geleistet 
wird. Vgl. unten § 14 III. 

121 ) Vgl. Duncker a. a. 0. S. 182. Doch wird dort die Frage nach 
dem Träger der Deichlastberechtigung nicht gestellt. 
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Herrschaft allein oder an die Genossenschaft allein. Am 
verbreitetsten sind die beiden letzten Ausgestaltungen 1 **). 

Zum Verständnis der rechtsgeschichtlichen Entwicklung 
sind dabei zwei Gesichtspunkte im Auge zu behalten. 

Es fällt die Kabellast im Ganzen an; allerdings nur 
durch Vermittlung des Anfalles des deichpflichtigen Grund¬ 
besitzes und des sonstigen verhafteten Vermögens. Aber 
dieser Vermögensanfall musste in sehr vielen Fällen wenig 
locken. Daher finden wir Bestrebungen der Landesherrn, 
die sonst so gerne ihre Deichverbandsträgerschaft betonen, 
den Anfall von sich abzuwenden. Interessant ist in dieser 
Hinsicht die Verordnung für Delfland von 1379 , **). Hier 
wird erwähnt, dass durch Spatenstechen Land und Deich 
aufgegeben und an den Grafen gebracht seien. Dies sei 
nicht richtig. Das Busenrecht sei anzuwenden, und bei 
dessen Erfolglosigkeit habe das Land nicht wie bisher an 
den Grafen, sondern an das gemeine Land zu fallen. Aus¬ 
drücklich erklärt dabei der Graf, dass er sich in dieser 

122 ) Vgl. im Allgemeinen Bd. I S. 293 ff. Anfall an Herrschaft und 
Genossenschaft z. B. Jüngeres Schulzenrecht § 19, Deichgericht in 
Stedingen v. 1444: „Welck gudt in den Stedingerlande verspadett werdt, 
des gudes vallt de drudden deel an dat Stichte van Bremen und an 
dat Herschup van Delmenhorst sambtlick und die Twee deel an datt 
landt“. — Anfall an Herrschaft z. B. Bergh ü, 814 (a. 1292), Landbrief 
für das Land zwischen Mae« und Wael v. 1321; Keure der vier Ambachten 
{Bd. I Einl. § 4b Anm. 566) v. 1242: „Hereditas illa solum per scabinos 
«cognita fuerit in defectu fuisse solutionis,remanebit comiti et Castellano“.— 
Altes Ostfriesisches Deichrecht § 14: „So mögen denn de Overichheden, 
under denen de Mann geseten is, den Dyck met den Landen an sick 
nehmen“. Note Heimreichs zu art. VIII Spadelandsrecht: „Und so jemand 
ist, der seinen Teich nicht machen wil oder kan, wo er Land hat, der 
sol den Ruffel (Spaden) auff den Teich stecken, und wollen seine Freunde 
den Ruffel nicht ziehen, so sol den Ruffel die Herrschaft ziehen“, Lüneb. 
D.-O. v. 1564 art. 17. — Anfall an die Genossenschaft z. B. Bergh n, 
498, 680, Mieris II, 482, Groot Utrechts Placceatb. II, S. 2, S. 108, 109, 
D.-O. für Kleve v. 1575 art. 16: „Das ock yemandt syn landt mit der 
spaden tho stekken verlaten weide ... sal der Dyck von dem also 
verlatenen .... landt up de gemeinen Erven .... gelacht werden. 
Jedoch dat die Landerie, welche als boven mit dat spadensteken ver¬ 
laten wurde, der gemeinen Erven dagegen sunder beschwerung eigen¬ 
thumblich ingerumbt und tho Kosten des Dycks gelaten werden“. Siehe 
ferner Anm. 134. 

,iÄ ) Meylink Nr. 102. 

8 * 
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Sache mit seinen Räten und mit solchen, die im Deichrecht 
bewandert seien, besprochen habe „dien ’t onrecht dunct, 
dat wy alle quade dycken maecken souden, daer dat erve 
des dyx niet waerdich en wäre“. Aus dem gleichen 
Grunde erhalten Ambachtsherm in SUdholland, solange 
ihnen und nicht dem gemeinen Lande der Anfall zukommt, 
ein Entgelt, nämlich das Recht auf den „nacoep“; hiernach 
haben sie das Recht, die angefallenen Güter unter der 
Belastung mit einer Abgabe bei Besitzveränderungen 
auszugeben. Dies tritt z. B. deutlich zu Tage in der 
Urkunde von 1289 m ). Hier verzichtet Herr von der Lecke 
auf „al den nacoep van zinen lande, die hi hevet in den 
Lande van Zuytholland; hier bi so en zal enghiene niewe 
dyc op hem comen nocht ’t land van den ghenen, die ’t 
land rumen, mar dat land ende die dyc zal comen op ’t 
ghemene ambochte, dair die dyc ende ’t land in leghet“. 
Und im Jahre 1428/29 wird in dem Krimpenerwaard ange¬ 
ordnet, dass die Vlichtdeiche des ehemaligen Ambachts¬ 
herm das gemeine Land deichen soll, „meer wat vlicht- 

dycken voirtan in denselven lande.vervallen 

zyllen, die sal A. v. N. (der neue Herr) annemen mitten 
nacoep“ 1M ) 1SC ). 

Es fällt Land und sonstiges Vermögen an; freilich 
belastet mit Pflichten; aber in vielen Fällen mochten die 
Deichpflichten nicht so drückend sein, und ihrer Nicht¬ 
erfüllung Nachlässigkeit oder Unglück zu Grunde liegen. 
Daher finden wir Bestrebungen der Landesherrn, sich den 
Anfall zu verschaffen. Das beste Beispiel hierfür gewähren 
uns Urkunden aus Butjadingen, die allerdings aus dem 
16. Jahrhundert stammen 127 ). Die beiden ersten Urkunden 
enthalten Aussagen alter Leute Uber das Spatenrecht. 
Unzweifelhaft ergibt sich aus ihnen, dass bislang der 
Anfall des Spatengutes an die Genossenschaft erfolgte; in 

12 ‘) Mieris II, 482. 

,a: ) a. a. 0. IV, 942. 

,2C ) Die Erklärung, die in Bd. I S. 800 von dem Recht auf den 
„nakoop“ gegeben ist, ist schief. Siehe über dies Recht Beekman 
S. 10:; 1. Über die Haftung des Ambachtaherrn siehe unten Anm. 187. 

,27 ) Sie sind gedruckt bei (i. Sello „Studien zur Geschichte von 
Oestringen und Kiistringen“ Varel 1S9S S. 81 fl\ 
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fünf Aussagen ist es ausdrücklich ausgesprochen 1,8 ) t in 
zwei aber ist hinzugefügt, dass von nun ab es dem Grafen 
von Oldenburg gebühren müsse 1W ). Die dritte Urkunde 
gibt die Verhandlungen eines Spatengerichts wieder, 
welches dem Grafen den Anfall des Landes zuspricht mit 
der wunderbar anmutenden Begründung, dass dies alter 
wohlhergebrachter Gebrauch sei 134 ). 

2. In Samtverbänden war bei dem Anfall der Länder 
ebenfalls dreierlei möglich. Entweder wurden sie unter den 
Verbänden geteilt, oder sie fielen an den engeren Ver¬ 
band allein oder an den weiteren Verband allein. Nach 
dem Deichbrief für den Lopickerwaard von 1454 erhält der 
Herr von Ysselstein ‘/a des Spatenlaudes, während */» an den 
übrigen Deich verband fällt' 31 ). Als Beispiele für den Anfall 
an den engeren Verband seien folgende Quellen angeführt 
In der Verordnung für den Diefdijk von 1284 1 * 2 ) ist bestimmt: 
„Waerdt dat hij (d. h. die Deichkabel) gelasterdt waere, zoe 
soude des mans goet des die dycke waer also verre ingaen 
alset in syne goede waere, waert des gebraecke, dat souden 
die gemeene polre weder opmaeken ende alse hy opgemaect 
is soe zel hij comen opter gemenen ambochte, daer hy in 
behoort mit alsulcken erve alse dartoe behoort“. Ähnlich 
heisst es in der Handfeste für den Riederwaard von 1288 : 133 ) 
„Waert zaeke dat eenige wael braeke in eenen ongeloofden 

ln ) Z. B. 11. April 1566 Adeke to Beckum . . . gift bericht: „Dat 
bi einen tiden nicht upm spaden gediket ei, sonder hebbe gehört van 
einen olderen, wan dike weggingen, de de man, den de dike toquemen, 
nicht wedder maken konde, hebbe den spaden gesteken, und hebben 
deneulvigen de negeeten frunde nicht getagen, alsedann hebben dat 
carspei oder dat ganze land togetreten de dike gemaket und eick des 
landee undernamen". 

m ) „welches nu S. Gn., so de fall queme, wille geboren und to- 
kamen“. 

,s0 ) „dass S. Gn. dargegen dem alten wohhergebrachten gebrauch 
nach alle land, sand und ihre zubehorunge darüber das wasser gelaufen 
und denen zuständig so mit in die gebrochene und weggenomene deich 
gehörig sein, annemen, und dieselbigen S. Gn. gnedigen gefallen nach 
ungehindert gebrauchen mugen*. 

m ) Bd. I Einl. § 4b Anm. 408. 

»») Bergh II, 498. 

ls ») Bergh II, 630. 
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dijk, die wale zoude men wederom dyken met des mans 
goed dies de dijk wäre: gebraeke van zijn goed omme die 
waele op te dyken, zoo zal het gemeene land die wale op- 
dyken tot geloofden dijk ende dan zoo zal het gemeene 
land dien houden daer inne hy leyt, totter wijle dat hy 
geheert worde an die geene die hem houden ende bewaren 
zal“. Im Alten Lande bilden die drei Meilen einen grossen 
Samtdeichverband, aber an jede Meile getrennt fällt ver¬ 
spätetes Land und zugehöriger Deich 114 ). Ebenso ist nach 
dem Spadelandsrecht das aus mehreren Kögen bestehende 
„Land“ ein Samtdeichverband, aber die hier in Rede stehenden 
Pflichten fallen jedem Kog getrennt an 185 ). — Für den Anfall 
an den weiteren Verband kann man die Quellen ver¬ 
werten, die ein Übemahmerecht des Kirchspieles vor dem 
Anfall an das „Land“ kennen 186 ). Es gehört hierher aber 
auch der Anfall an Landesherrn und Herrschaften, insoweit 
diese als Träger von Samtdeichverbänden erscheinen; dabei 
kann vor ihnen ein kleinerer Herr zur Übernahme verpflichtet 
und verhaftet sein 187 ). 

IU ) Deichgericht im Alten Lande v. 1571 (Bd. I Einl. § 4a 8. 31): 
„So dohn van Unseres Gnädigsten Herrn wegen de Grefen . . . und then 
allhier den Spaden und fragen juw ein Ordel: Dewyle wy van Recht» 
wegen den Spaden getogen, wol nu vordan hen Dieck und Damme up 
dat spadede Gut hörende holden und maken schal? 

Gefunden: Dat schölen de Lüde up der gantzen Mile dohn na 
Gelegenheit Morgen to Morgen. 

Frage: Nademmahle van Unseres gnädigsten Herrn wegen wy de 
Grefen alse den översten Dieck-Richter . . . den Spaden getogen, weme 
nu de Acker van Rechte schöele tokamen? 

Findung: Welcke Dieke und Damme up dat spadede Gut maken, 
de schöelen den Spadeden Acker ock to dem Dieke to gebrukende hebben“. 

m ) Spadelandsrecht art. VIII: „Die Teich-Richtere desselben Koges 
sollen das Land den nechsten Freunden zubeteichen anbieten; wollen 
die es nicht, sol es den nechsten Nachbarn auff beyden Seiten ange- 
bothen werden, dasselbige zubeteichen, wollen die nicht, dem gantzen 
Kirchspiel; im Mangel die auch nicht wollen, sol der gantze Kog das 
Land beteichen und für Erbe behalten“. 

1M ) Siehe die Quellen in Anm. 128 und 185. 

1S7 ) Dies ist namentlich in Holland im Verhältnis zwischen Graf 
und Ambachtsherrn der Fall gewesen. Der Graf erscheint hier als 
Vertreter des Samtverbandes. Am deutlichsten wird dies in einer Ver¬ 
ordnung für den Alblasserwaard vom 27. Juni 1578 (Bd. I Einl. § 4b 
Anm. 452), deren Hauptinhalt wir daher hierher setzen wollen, zumal sie 
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§ 8 . 

Die Grundstücksübertrafunf. Das Busenrecht. 

I. Im Allgemeinen. 

1. Grundsatz des mittelalterlichen Deichrechts ist 
es, dass ein Recht am deichpflichtigen Grund¬ 
stück, das mit der Kabellast im Ganzen in Be¬ 
ziehungstand, nur mit ihrzusammen auf einen 
anderen übertragen werden konnte. Es konnte 
also ein so am Grundstück Berechtigter sein Recht nicht 
veräussern und seine Beziehung zur Kabellast im Ganzen 
bei sich zurückbehalten. Dieser Grundsatz galt für alle 
veräusserlichen Rechte, doch fällt der Schwerpunkt auf das 
Recht des Hauptpflichtigen. 

althergebrachte Rechtsauffa99ungen wiedergibt und gleichzeitig auch 
die Haftung der Ambachtsherrn veranschaulicht: „Alsoo veele en ver- 
scheyde Persoonen tot desen dage toe in gebreke zijn gewee9t heure 
Dijcken in den Alblasserwaart te repareren . . . ende hooghnoodigh is, 
die selve Dijckagie voor den Herfst gerestaureert . . . te werden, . . . 
soo is’t, dat Commissarissen . . . allen den genen die de selve ongemaecte 
Dijcken eenighsins conserneren ofte aengaen mögen, ’fc zy ten aensien 
van de Landen voor de selve Dijcagie verbonden ofte geaffecteert offte 
in reguard van eenige renten op do selve Landen gehypothequeert, ofte 
andere re£le lasten dar op staende, by desen voor die lestemael adverteren 
ende laten weten, dat sy luyden te weten de Eygenaers van de Landen . . 
sullen hebben te maken te aenwerden en in bet werck he treden binnen 
den tijdfc van drie dagen . . . ofte by gebreken von dien . . . soo ver¬ 
klären de voorz. Commissarissen .. . den voorz. Dijck met alle de goedern 
en Landen in den geheelen Alblasserwaert gelegen, den voorsz. Eygenaers 
toebehorrende voor geabandonneert ende verlaten ten profijte van den 

gene die den selven Dijck aen vaerden sal.presenterende en 

beedende by desen alle dieselve goeden ende Landen metten verlaten 
en ongemaeckten Dijck, den Crediteurs ofte Schult-eyschers die eenige 
Rente op de voorsz. Landen sprekende hebben ende den selven Dijck 
sullen willen aenwaerden . . . *t welck sy gehouden werden te doen 
binnen den tijdt van acht dagen . . . ofte by faute van dien, soo ver¬ 
klären die voorsz. Commissarissen . . . alsdan alle de selve Rentiers, ende 
andere die eenigh recht ofte actie op voorsz. Goederen . . . pretenderen . . . 
van alle haer luyder recht, actie ende pretentie .. vervallen ende versteken 
te zijn . . ten profijte van de Heeren ofte Ambochtsheeren 
onder wiens Jurisdictie ende bedrijve den voorsz. onge- 
maec’ten Dijck gelegen is. Welcken Dijck met allen den voorsz. 
Landen ende Goeden als daen vry ende vranck van allen voorgaende 
lasten ende kommer by den voorsz. Herren . . . sullen werden gaenvaert, 
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Meist wird ein Verkauf des Landes ohne Deiche 
verboten. So lesen wir in dem Schaubrief für den Lekdeich 
boven Dams von 1323: ,,Soo wat Land nu dykhoud.dat eil 
sal men niet vry verkopen, ten sal beset blyven mit dyck, 
die nu heeft“. In den Sander Deichsatzungen von 1295 heisst 
es grundsätzlich: „Soe wel dat arffnisse kopet, die sal ook 
holden de dycken, de daer up vallen“. In der Verordnung 
von 1534 für das westerlauwersche Priesland wird allgemeiner 
vorgeschrieben: „Dat die dycken sullen blyuen by die landen 
ende reuten, ende die landen ende reuten deen dyck subject 
te blyuen, sonder de anders te vercoopen verureemden oft 
alieneren“ 1 ). Im alten ostfriesischen Deichrecht werden 
Kauf und Tausch in § 18 erwähnt: „Dat alle dejenne, de 
Landt gekofl't edder an siek gewesselt liebben, de sollen stan 
vor Dyck und Damme“. 

Die Braunschweig - Liineburgische Deichordnung von 
1564 art. 11 gedenkt des Verkaufes, der Abschichtung, des 
Versetzens: 

„Es soll auch kein Land verkauft, den Kindern mit¬ 
gegeben oder versetzet werden, dar Teich zugehöret, sondern 
es soll der Teich mitgehen und also Land und Teich bey 
einander bleiben“. 

A 11 g e m e i n wird die Untrennbarkeit von Deichlast 
und Land in den Fivelgoer Busstaxen ausgesprochen: „Dyc 
ende lond hert togader --2 i. 

Umfassendere Bedeutung hat das Rechtssprüch- 
wort: ..Kein Land ohne Deich, kein Deich o h n e 

de welcke .... daer inne geerft, en geabondonnerden I)ijck te 
reparoron ende maockon naer de voorsz. Iveure binnen andere acht 
dugen ... o p peine ende ver b e u r r e n i s 3 e van do se 1 ve her 1 uy d en 
Heerlij ck h ey t ofte Arnbach tsheerl ij ckhoy dt met allen herluyden 
andere Goederen, Landen, Renten. Leenen, Thienden, Vischereyen, Xae- 
koopen, Aenwassen, Alluvien ende alle andere Praerogativen, Prae- 
eminentien, Heerlijckheden ofie Gerecht igheden in den geheelen 
Alblasserwaert gelegen . . . tot baute ende profijt van de Konincklijcke 
Majesteyt als Grave van Hollandt ofte van getneene saeeken“. — Hier¬ 
mit in Zusammenhang stellt, daß der Ambachtsherr den Spaten stechen 
kann. Sielie hierüber unten § OV. 

*) Weitere Belege bei Beekman S. 3*33 

a ) v. R i c h t h o f e n Rq. S. BGS. 1. 
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Land"; 3 ) es findet sich zuerst in einem Deichgericht für das 
Bremer Viehland von 1563. dann in einem Bremer Deich¬ 
gericht von 1590 4 j. Es soll zum Ausdruck bringen, daäs 
stets zu jedem Land im Deichbezirk eine Deichstrecke 
gehört und zu jeder Deichstrecke ein Stück Landes 5 ). Da¬ 
raus ergab sich als Einzelanwendung, dass das Grund¬ 
stück ohne die Deichlast nicht übertragen werden konnte 0 ). 

2. Eine vollwirksame Übertragung des Rechtes des 
Hauptpfiichtigen auf einen Dritten war in der ältesten Zeit 
nur mit Zustimmung des Deichverbandes möglich. Dies 
ist schon früher erwähnt und begründet worden 7 ). Wir 
verwerten hierfür noch die Bestimmung der Handveste 
Johanns von Holland an den Herrn von Kralingen von 1297, 
nach welcher ein Grundstückskauf bestraft wird, falls nicht 
Balju und Ambachtsherr ihre Einwilligung erteilt haben, 
indem sie die Leistungsfähigkeit des Käufers bezeugen 0 ). 
Auf die Notwendigkeit einer Einwilligung seitens des Ver¬ 
bandes weist auch die Verordnung des Grafen Eloris von 
1273 für das Land zwischen Schie und Goude hin'-'). Hier 
wird dem Balju, den nobiles und ignobiles des Deich- 

8 ) Ausführlich über ca Heineken S. ‘j4f, sieht 1 ferner Auhagen 
S. 55 Antn. 2; doch ist <m nicht völlig richtig, wenn Auhagen dem 
friesischen Wort „ Dve ende lond hört togader“ genau die gleiche 
Bedeutung beimisst. 

4 j Bd. I S. 55. 7. —- Bei Heine keil 8. 7:> ist noch ein älteres Deich¬ 
gericht aus dem Jahn* 1552 angeführt. 

r> ) Zutreffend Hei n e k e n a. a. 0., Auhagen a. a. 0. Weniger genau 
Beaeler S 917. Abzulehnen ist die Auslegung, die An schütz S. 454 f. 
gibt. Kr meint, die Worto „Kein Land ohne Deich“ hätten die Bedeutung 
gehabt, dass ..jedes Land nur seine» Deichstrecke zu unterhalten, für 
die Unterhaltung der übrigen Strecken aber nichts beizutragen habe". 
Die Umkehrung „Kein Deich ohne Land“ habe wohl den Sinn gehabt, 
dass eine selbständige Übertragung der Deichpflicht unstatthaft gewesen 
sei. Siehe hiergegen die im Text erwähnten Deichgerichte. 

6 ) Vgl. noch Dijkkeurboek des Landes v. Arkel v. 1155: „Niemand 
sal Dyck hebben sonder Land, en niemant voortaan land verkoopen 
dykvry.* Hier wird aus dem Grundsatz „Kein Deich ohne Land“ die 
Konsequenz gezogen, daß grundsätzlich das Land nicht ohne Deichlast 
verkauft werden kann (siehe dazu noch unten Anm 15) 

7 ) Bd. I. S. 256 f. 

8 ) Bergh II 1004 (oben § 7 Anm. 117t. 

9 ) Bergh II, 250. Bookman S ;h;s. 
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distriktes anbefohlen, dafür zu sorgen, dass niemand Land 
kauft, der nicht leistungsfähig erscheint. Natürlich musste 
die Persönlichkeit da die grösste Rolle spielen, wo volle 
Vermögenshaftung galt 10 ). Später sah man in der Regel und 
zwar auch da, wo volle Vermögenshaftung galt, von einer 
besonderen Zustimmung ab. Dies war ein Sieg der Ver¬ 
dinglichung der Kabellast. Aber in einer grossen Reihe 
niederländischer Gebiete, wo volle Vermögenshaftung 
herrschte, bildete man das Busenrecht aus, ein Institut, 
das den Deichverband gegen die Übertragung von Grund¬ 
eigen an minder leistungsfähige Dritte nach Möglichkeit 
sicherstellte n ). 

3. Solange die Zustimmung des Verbandes gefordert 
wurde, war damit auch eine Reglung in Bezug auf rück¬ 
ständige Deichpflichten gegeben. Denn entweder 
wurde bei Rückständen die Zustimmung versagt, oder wenn 
sie ausnahmsweise erteilt wurde, bedeutete dies regelmässig 
eine Enthaftung des Veräusserers. Wie aber stand es da, wo 
die Zustimmung des Verbandes nicht mehr verlangt wurde? 
Man wird davon ausgehen müssen, dass zunächst eine voll¬ 
wirksame Übertragung des Grundstücks ohne weiteres 
jedenfalls nicht mehr möglich war, sobald ein Unge¬ 
horsamsverfahren anhängig geworden war 1 *). 
Den Veräusserer traf daher bei einer derartigen Über¬ 
tragung noch immer die Kabellast im Ganzen. In späterer 
Zeit scheint oft diese Schranke nicht bestanden zu haben. 
Der Erwerber trat dann in die Kabellast im Ganzen und damit 
auch in die rückständige Deichpflicht ein, für die er regel¬ 
recht nach Massgabe seiner allgemeinen Haftung haftete. 
Der Veräusserer schuldete die einzelne Leistung im all¬ 
gemeinen weiter und haftete für sie, insoweit nicht reine 
Sachhaftung in Frage stand 1 ®). 

,0 ) Gleichgültig ist sie nirgends. 

u ) Siehe unten IV. 

lf ) Ich glaube, daß hiermit die Grundlage für die Lösung der ver¬ 
wickelten Frage gegeben ist. Mir scheint aus dem ganzen Wesen des 
Ungehorsamaverfahrens dies von selbst zu folgen. 

,3 ) M. E. schuldete also der Veräusserer in diesen Fällen stets 
weiter. Die ganze Frage ist sehr schwierig und zweifelhaft. 
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4. Der Grundsatz, dass ein Grundstück nicht „deich- 
frei“ übertragen werden konnte, wurde nur vereinzelt nicht 
streng festgehalten. Erwähnenswert ist, dass nach dem 
Deichrecht für Arkel von 1456 u ) die deichfreie Ver- 
fiusserung eines Grundstücks zulässig ist, wenn die Deich¬ 
last vom Veräusserer auf ein anderes seiner Grundstücke 
übernommen wird, und die Deichobrigkeit dieses als leistungs¬ 
fähig anerkennt 15 ). Die Entlastung und Belastung ist hier 
so ausgedrückt, dass der Veräusserer angewiesen wird, „vor 
Deichgraf und Heemraden den Deich von dem einen Land 
zu nehmen und auf das andere Land zu legen“. 

Gegen eine solche Reglung wird nichts einzuwenden sein. 

Wie aber steht es mit der Vorschrift der Sander Deich¬ 
satzungen von 1295'®): 

„Die Acker off dat Land sal bij der arffnisse blyven; 
ende soe wel dat arffnisse kopet, die sal ook holden de 
dycken, de daer up vallen; ende is dat sake, dat he den 
Dyck nyt mede heft gekoft, soe sal die Richter den genen 
de dat arffnisse heven verkoft dat myt rechte gebieden, dat 
to zweren myt twaalf egenarffdetugen, dat he dat arffenisse 
myt de Dyck heft verkoft ende dan sal hy vry wesen van 
den Dycken“. 

Dies erscheint auf den ersten Blick höchst merkwürdig! 
Ein Verkauf des arffnisses ohne Deiche soll möglich sein, 
beim arffnisse soll Acker und Land bleiben! Dann wäre denk¬ 
bar, dass eines Tages der Deich völlig landlos daliegt, und nur 
Personen als solche, die ausserhalb des Verbandes wohnen, 
deichpflichtig sind! Das ist ganz ausgeschlossen. Aber 
wie ist zu helfen? Vielleicht kann man daran denken, dass 
die Abrede der Zurückbehaltung des Deiches nur zwischen 
Verkäufer und Käufer im internen Verhältnis Wirkung haben 
solle. Meiner Ansicht nach lässt sich die Stelle aber auch so 

u ) Kemp „Gorinchem S. 290. Beekman S. 368. 

,4 ) „Niemant aal Dyk hebben sonder Land en niemant voortaan Iand 
verkoopen dykvry, koom eerst voor Dykgraaf en booge Heemraden, en 
neem den dyk van’t Land, dat hy vry verkoopt, noemende hoe veel dyk, 
en legge dien dyk dan op ander Land, dat hooge Heemraders goet 
genog kennen den dyk jaarlyka me te maken, waar’t niet goet genog, 
den dijk sal aen’t verkochte land blijve*. 

,# ) Bd. I Einl. § 4 b Anm. 333. 
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erklären: Sie enthält zunächst den Grundsatz, dass das 
bäuerliche Besitztum mit der Deichlast beschwert ist, und 
der Käufer die Deichlast tragen muss. Der letzte Satz da¬ 
gegen hat es lediglich mit Ansprüchen aus dem Kauf in 
folgender Hinsicht zu tun: Erklärt der Käufer, dass ihm beim 
Abschluss des Kaufes das Gut als ein mit Deichen nicht 
belastetes zugesichert worden sei, und beansprucht er des¬ 
halb Rückgängigmachung des Kaufes, so kann der Verkäufer 
beschwören, dass er „das Gut mit Deichen“ verkauft habe. 
Schwört der Verkäufer, so ist er „frei von den Deichen“ 
d. h. der Käufer muss Land und Deich behalten 17 ). 

II. Grundstücksteilung. Insoweit eine Teilung 
des belasteten Grundstücks seitens des Hauptpflichtigen 
rechtlich zulässig war, musste ihr regelrecht eine 
Teilung des Deiches und der Deichlast nebenhergehen 17 •). 
Über derartige Land- und Deichteilung unterrichtet bereits 
die Urkunde Dirks von Althena von 1233 ,7b ). Hier wird 
bei Erbfolge eine solche zwiefache Teilung vorgeschrieben. 
„Si vero in bonis istis quisquam hereditatem jure obtinuerit, 
illam hereditatem cum ipsis jure Zelandensium aggerabitur 
(lies: aggerabit) mediante partione aggeris atque terre“. 
Gleiches findet sich in der Urkunde Floris' V an Ouderkerk 
aus dem Ende des 13. Jahrhunderts 18 ): „Si alicui homini 
extra dominium domini de Lecka manentium, aliqua bona 
in officio de Oudekercken hereditario jure contingat suc- 
cedere, nullam inde percipiat portiouem, nisi onus recipiat 
cum profeetu in opere aggerandi“. Das ältere Humster- 
länder Deichrecht und das neuere von 1562 verlangen bei 
Kauf von Trennstücken die Übernahme entsprechender 
Deichruten ,B ). Das neuere Deichrecht hat auch Vorschriften 
über Teilung von Ländern und Deichen, die mehreren zu- 

17 ) Die Ausnahmen in den Bremer Deichgerichten v. 1552 und 1568 
(siehe oben Anm. 4) sind entweder auf besondere Kabelfreiheiten (vgl. 
lleineken S. 73) oder auf Verabredungen zwischen Veräusserer und 
Erwerber, die. nur unter ihnen wirken, zu beziehen. 

17 *) Doch war Anderes möglich; insbesondere konnte die Deichlaat 
Gesamt last werden. 

1T b) Bergh I. 346. 

18 ) Bergh II, 611. (1287?) 

19 ) Sielie oben S. 108 tf. 
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sammen gehören. Jeder kann Teilung verlangen und soll 
seine Deichteile in „langen“ Fächern fordern >*•). 

Auch nach dem Deichrecht für den Hammerbrok war 
Teilung des Deiches bei Teilung des Grundstücks Rechtens 19 b ). 

Interessant sind schliesslich die Vorschriften für West- 
zaan und Crommenij aus dem Jahre 1534. Hier werden 
nämlich noch nähere Anweisungen über die Bildung der 
Teildeichstrecken gegeben. Wenn der Grundeigner durch 
Verkauf ein Stück seines Landes abzweigt, so soll diesem 
nach Verhältnis seiner Grösse ein Stück von dem West¬ 
ende des Deichschlages an zugeteilt werden. Bei Erbfolge 
sollen der älteste Erbe sein entsprechendes Deichstück vom 
Ostende des Hoefschlags an empfangen und hieran die 
übrigen Erben sich anschliessen. Bei einer Teilung des 
belasteten Grundstücks zwecks Verhäuerung soll dem 
Braucher sein Deich von dem Westende des Grundstück¬ 
schlages zugemessen werden 90 ). 

IH. Deichrollen. Als man im Interesse einer ge¬ 
ordneten Deichverwaltung Deichrollen oder Deich- 
register angelegt hatte, in die die Namen der Haupt- 

1Ä «) Siehe unten § 20 II, 2 a. 

1# b) Siehe art. 67 a. 1532. Er wird von Hlibbe in der Anm. nicht 
richtig verstanden. Es ist keineswegs eine Teilung des Landes verboten. 

*°) „Privilegien van Westzaanden en Crommenij“ S. 83f: „Te weten 
als dat den Eygenaer van de Landen aijn Dijck van sijn Land aen Oost- 
eynd aen malkander ontfangen sal: ende indien den Eygenaer eenigh 
Landt verkoopt soo sal den Kooper van dien sijn Dijck ontfangen na 
grootheydt van den Lande van’t West-eynde van den Dijck daer* t ge- 
atoelt is. Ende waert dat de Eygenaer eenigh Bruyck Landt hadden 
ende hen Onderhuyrt werde soo sal die Bruyckwaerden sijn Dijck hebben 
van’t West-eynde daer’t gestoelt is. Ende waert by alsoo dat den Ey- 
ghenaer storve ende eenigh Kinderen ofte Erfgenamen achter liet, soo 
sal dat outste Kind ofte Erfgenaem sijn Dijck ontfangen aen dat Oost- 
eyude von den Dijck daer’t ghestoelt is ende d'ander hoor dijck naer- 
volgende“. Ich tilge noch eine Stelle aus dem Akkord von 1604 (a. a. 
0. S. 173) hinzu, die an die letzterwähnte Teilung bei der Flrbfolge an- 
kntipft: „Ende sal die vader ofte Moeder die langhst levende altijdt haer 
Dijck hebben von’t Oostend in midts dat die oudtste Soon altijdt die 
Oostersche Dijck hebben sal daer aen, ende d’andere Soonen van de 
oudste Soonen daer aenvolgende ende soo voorts wederom die oudste 
Dochter en weder volgende als voren*. Es kommen also Söhne und 
Sohnessöhne zuerst an die Reihe. 
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pflichtigen bei ihren Kabeln eingetragen wurden, sorgte man 
dafür, dass bei GrundstUcksUbertragungen und Teilungen 
seitens des Hauptpflichtigen entsprechende Umschreibungen 
vorgenommen wurden. Materiellrechtliche Bedeutung kam 
aber der Umschreibung nicht zu, vielmehr wurde sie nur 
durch Ordnungsvorschriften gesichert, indem bei Strafe die 
Anmeldung der Veränderung bei der Deichobrigkeit an¬ 
befohlen war 21 ). Von grösster Bedeutung war die Um¬ 
schreibung freilich für den Beweis. Die an sich interessante 
Bestimmung der Deichordnung für Heusden von 1612, nach 
welcher eine Auflassung des Grundstücks nicht stattfinden 
durfte, ehe ein die Umschreibung im Deichregister be¬ 
zeugendes Billet des Deichschreibers beigebracht war“), kann 
man kaum schon für diese Periode verwerten. 

IV. Das Boezemrecht (Busenrecht, Busen¬ 
landsuche)“). Das Busenrecht hat sich in einer Reihe 
niederländischer Gebiete in der Zeit vom 14.—18. Jahr¬ 
hundert entwickelt“). Es ist ein Recht der Deich¬ 
obrigkeit und steht dadurch in grellem Gegensatz zum 
Spatenrecht des Deichhalters 25 ). Daher wird von dem 
Busenrecht noch bei der Deichverwaltung gesprochen 
werden. Hier interessiert es insoweit, als Deichpflichten 
und Haftungen für Deichpflichten bestimmter Personen 
sich bei ihm verwirklichen. Dabei gehen wir im all¬ 
gemeinen nur auf die Ausgestaltung des Busenrechts in 
dieser Periode ein und begnügen uns, da es sich um eine 
partikuläre, niederländische Rechtsbildung handelt, die in 
den Gebieten des heutigen deutschen Reichs sich nicht 
findet“), mit einer kürzeren Übersicht 27 ). 

ai ) Siehe unten Abschnitt V. 

22 ) Oudenhoven „Heusden“ S. 128. 

**) J. Gierke „Busenrecht“ und die daselbst S. 1 Anm. 1 ange¬ 
führte niederländische Literatur. Ich weiche im Folgenden eine Kleinig¬ 
keit in der Konstruktion ab. 

**) Es findet sich vor allem in Gelderland, Utrecht, Overyasel, 
Brabant, Waterland, Zeevang; a. a. 0. 1092. 

2ö ) a. a. 0. 1094 A. 5. 

B6 ) a. a. 0. 1092. 

,J7 ) Das Busenrecht begegnet nicht bloß im Deichrecht, sondern 
auch im Wege- und Entwässerungsrecht. 
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1. Das Busenrecht ist das Recht der Deichobrigkeit, 
Grundbesitzungen ehemaliger Hauptpflichtiger 
subsidiär haftbar zu machen. Der Name stammt 
daher, dass bei ihm der Ursprung (der Busen) der 
Kabel oder des zu ihr gehörigen Landes aufgesucht wurde * 8 ). 

2. Seine Hauptanwendung findet das Busenrecht bei 
einem verlassenen Deichschlag, der als .verloren*, 
„byster*, „herrenlos- bezeichnet wird* 9 ); verlassen kann er 
«ein auf Grund förmlicher Preisgabe (Spatenrecht) oder auf 
Grund formlosen Liegenlassens *°). Hier trifft nach Ein¬ 
ziehung und Verfall der verhafteten Güter des Deich- 
verlassers (des letzten „Herbringers“ der Kabel) seinen 
Vorgänger als „Vertreter des ersten Busens“ eine Über¬ 
nahmepflicht: Er soll sich des verlassenen Schlages 
und der mit ihm in Verbindung stehenden Schulden 
annehmen 91 ). Tut er dies, so erhält er damit alle ver¬ 
fallenen Güter des letzten Herbringers, die „in den Deich 
gebracht“ worden sind. Erfüllt er die Übernahmepflicht 
nicht, so setzt die hierfür vorgesehene Haftung ein, er 
verliert seine Grundbesitzungen, die innerhalb bestimmter 
Grenzen belegen sind, er muss sie „fahren lassen für den 
Deich“. Die geschilderte Übernahmepflicht aber trifft nun 
die Angehörigen des ersten Busens. Das aber sind die¬ 
jenigen, welche Grundstücke innerhalb bestimmter räum¬ 
licher Grenzen besitzen, die aus dem Vermögen des Ver¬ 
treters des ersten Busens seit Erwerb des mit der verlorenen 

* a ) a. a. 0. 1091 u. 1092. 

**) Der Ausdruck „verloren* findet sich namentlich in Gelderland; 
„byster“ bedeutet „wild umherirrend*, „verwildert“, „wüst“, „verfallen“. 
Über „herrenlose“ Deiche siehe noch unten Abschnitt V. 

30 ) Siehe a. a. 0. S. 1003ff. Die Gründe, warum ein Schlag ver¬ 
lassen liegen bleibt, können sehr verschieden sein, z. B.; Auswanderung. 
Nachlässigkeit, Absicht, Unvermögen. — Das Busenrecht begegnet auch 
in Fällen, wo der Deich nicht eigentlich als ein verlassener angesehen 
wurde, wenn für ihn Geld ausgelegt war, und der Deichgraf aus Fahr- 
habe und Erbe des Hauptpflichtigen keine Befriedigung erlangen konnte; 
siehe a. a. 0. S. 109S. — Erst in die folgende Periode gehört die An¬ 
wendung des Busenrechts bei der Eintreibung von Geldern, die im Deich¬ 
verband über alle Länder umgeschlagen wurden; a. a. 0. 1098ff. 

Ä1 ) Siehe a. a. 0. S. 1119 f. E9 ist also eine Übernahmepflicht in 
Bezug auf die Kabellast im Ganzen. Siehe oben § 6 IV. 
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Kabel belasteten Grundstücks „ausgekommen“ sind”). Der 
einzelne Busenangehörige haftet für die Übernahmepflicht 
mit seinem Busengut. Die Reihenfolge unter ihnen be¬ 
stimmte sich nach dem Grundsatz, dass der Besitzer des 
Landes zuerst eintreten musste, das zuletzt aus dem ersten 
Busen abgezeigt war 9 *). Erfüllt niemand, der zu den 
„Gliedern“ des ersten Busens gehört, die Übernahmepflicht, 
so wälzt sie sich nebst allen bisher verfallenen Grund¬ 
besitzungen zum zweiten Busen 94 ). Repräsentant des zweiten 
Busens aber ist deijenige, der einstmals vor dem Vertreter 
des ersten Busens Hauptpflichtiger des verlassenen Schlages 
war. Er haftet in gleicher Weise wie jener; nach ihm 
haften die Besitzer von Busengütern des zweiten Busens in 
entsprechender Weise wie die des ersten Busens. Und so 
geht es fort „von Busen zu Busen“, „von Erbe zu Erbe“; 
es gibt keine Busengrenze. Sind alle Busen „voll und 
rund“ 95 ) gemacht, ohne dass eine Übernahme stattgefunden 
hat, so fällt der Deich mit allen seinen Schulden und der 
gesamten „Deichgabe“ an den Deichverband 36 ). — Nach 
einigen Quellen galt nicht das geschilderte „Verfallsystem“, 
sondern es wurden Busengüter so lange eingezogen, bis ihr 
Wert für die Tilgung der Deichschulden ausreichend er¬ 
schien, und dann in einer Masse verkauft; die Besitzer von 
Busengütern konnten den Kauf übernehmen (Verkauf¬ 
system) 37 ). — Als Busengüter kamen im allgemeinen Grund¬ 
stücke nebst Zubehör in Betracht, doch machte man auch 
Renten haftbar 38 ). — Partikulär begegnen ferner lediglich 
Pflichten und Haftungen der Busenvertreter 33 ). 

3. Die Grundlagen für das Busenrecht waren durch 
folgende Momente gegeben 40 ). Es setzt voraus einen sehr 
a. a. 0. S. llOii. 

,# ) ,,Dat Land, dat laatste uyt den selven boesem roerende is, voor 
te gaan“ (a. 1434). 

84 ) a. a. 0. S. 1112. 

Vgl. a. a. 0. S. 1103. 

* G ) a. a. 0. S. 1122. 

,7 ) Siehe hierzu a. a. 0. S. 1121; Besonderheiten in Heusden S. 1125; 
z. T. liefen nur Haftungen für einzelne Deichpflichten vor. 

3 ‘) Siehe a. a. 0. S. 1113ff. 

30 ) Siehe S. 1111 u. 1112 (sicher in dem Beschluß v. 1542 für Zeevang). 

•*•) Siehe a. a. 0. S. 1132 ff. 
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zersplitterten Grundbesitz im Deichverband, es setzt ferner 
voraus eine Haftung des Hauptpflichtigen für die Deich¬ 
pflichten, die sich jedenfalls nicht in einer Sachhaftung 
erschöpft 41 ), es setzt weiter im allgemeinen voraus, dass in 
dem Deichverbande keine periodischen Verstuhlungen 
zwecks dauernder gerechter Verteilung der Kabellast Uber 
die Gesamtheit der pflichtigen Grundstücke stattfindet 4 *), 
und es setzt schliesslich voraus, dass eine Grundstücks- 
Übertragung von der Genehmigung des Deichverbandes 
unabhängig gestellt ist 43 ). 

Fehlten periodische Verteilungen, und liess man eine 
Zersplitterung des Grundbesitzes zu, so mussten sich sehr 
bald ausserordentlich schwer belastete Grundstücksparzellen 
vorfinden. Nichts lag nun für die Besitzer solcher näher, als 
sie durch Übertragung auf andere abzuschieben. Da sie 
aber bislang für deren Deichpflichten nicht bloss mit den 
Parzellen sondern auch mit sonstigem Vermögen hafteten, 
so wurde der Deichverband bei Übertragungen an weniger 
Vermögende sichtlich geschädigt, da er ja letzten Endes 
infolge des Anfalles pflichtiger Güter eintreten musste. Das 
Erfordernis der Genehmigung der Grundstücksübertragung 
hätte hier vielfach abhelfen können; allein es schlug den 
Grundstücksverkehr in Fesseln, und es liess sich entbehren, 
wenn man eine weitere Verhaftung des Vermögens ehe¬ 
maliger Hauptpflichtiger für die Zukunft schuf. 

So erwuchs das Busenrecht, ein echtes Erzeugnis einer 
erstarrten Pfandwirtschaft! Seiner Stärke nach ist es 
ungleichartig in den einzelnen Gebieten ausgestaltet worden; 
in der Hauptsache wird es immer gekennzeichnet durch die 
Haftung für Nachfolger bei Grundstücksüber¬ 
tragungen. Darum spielen bei ihm Grundstücksverkäufe 

41 ) G. de Vries S. 340 ff führt es positiv auf die volle Haftung 
mit Person und Vermögen zurück. Dies geht insofern zu weit als viel¬ 
fach in den Verbänden nur beschränkte Vermögenshaftung galt. 

4a ) Auf diesen Zusammenhang des Busenrechts mit dem Fehlen 
periodischer Verstuhlungen hat zuerst G. de Vries aufmerksam gemacht 
a. a. 0. S. 334ff. Doch schließen periodische Verstuhlungen das Busen¬ 
recht nicht unbedingt aus. Siehe J. Gierke „Busenrecht“ S. 1134 Anm. 4 
und oben § 4 VII 1 S. 63. 

43 ) Vgl: oben unter I 2. 

J. v. Gierke, Geschichte des deutschen Deichrechts II. 0 
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und Erbteilungen die Hauptrolle. In seiner ausgeprägten 
Gestalt aber wird es weiter gekennzeichnet durch eine 
subsidiär stamm bäum artige Haftung von 
Grundstücken 41 ). 

4. Rechtlich ist zwischen dem subjektiven und 
dem verdinglichten Busenrecht zu unterscheiden. 

Bei dem subjektiven Busenrecht, das sich nur vereinzelt 
findet 15 ), treffen allein die Busenvertreter Pflichten und 
Haftungen. Es liegen hier subsidiäre Übernahme¬ 
pflichten mitbeschränkter Vermögenshaftung 
vor. Bei dem verdinglichten Busenrecht sind dagegen 
Übernahmepflichten und Haftungen vorhanden, die ihre 
Wurzel haben in verdinglichten Vermöge nsver- 
haftungen jedes Hauptpflichtigen vomErwerb 
des belasteten Grundstücks ab im Hinblick 
auf künftige Nachfolger. 

5. Erst der späteren Periode gehört die Ausgestaltung 
des Busenrechts an, dass man auch die von dem letzten 
H e r b r i n g e r abgespaltenen Gr und besitz ungen 
haftbar machte 1 ' 3 ). Hier trat man also der Abzweigung 
wertvoller Haftungsobjekte von stark belasteten Grund¬ 
stücken selbständig entgegen 17 ) 1 *). 

6. Dem Busenrecht waren wirtschaftliche Vor¬ 
teile und Nachteile eigen 13 ). Es wirkte kräftig entgegen 
einer schädlichen Belastung der Allgemeinheit, es Hessen 
sich mit ihm periodische Verteilungen mit ihrem fortgesetzten 
Kabelwechsel und der hiermit verbundenen Gefahr der 
Interesselosigkeit des Einzelnen für seine Kabel vermeiden. 
Die Nachteile bestanden darin, dass es „jeden Grundbesitz 
im Verbände auf lose Schrauben stellte“ 60 ). Das Pehlen 
jeder Busengrenze, die Haftbarmachung aller Busenglieder 
bis auf das letzte und fernste Glied mussten das Busen- 

44 ) Vgl. J. Gierke a. a. 0. S. 1136, 1136. 

48 ) Siehe oben Anm. 39. 

48 ) Hierüber siehe J. Gierke a. a. 0. S. 1102ff. 

«) a. a. 0. S. 1136. G. de Vries S. 347. 

**) Über andere Neuerungen, insbesondere die „opneminge met be- 
dingh van Boezerarecht* siehe J. Gierke a. a. 0. 8. 1128ff. 

«) a. a. 0. S. 1136 ff. 

8# j Bookman S. 217. 
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recht zu einer wegen seiner Strenge gefürchteten, zu einer 
„schrecklichen“ Einrichtung machen. 

7. Ausserordentlich nahe liegt die Frage, warum in 
Gebieten des heutigen Deutschen Reiches sich nicht einmal 
Ansätze für das Busenrecht finden, obschon wir doch sahen, 
dass gerade hier periodische Verstuhlungen unter Einzelne 
uns nicht überliefert sind M ). Der Grund muss darin liegen, 
dass die übrigen Voraussetzungen des Busenrechtes hier in 
geringerem Masse vorhanden waren. Mir scheint dabei für 
viele Gebiete entscheidend zu sein, dass die bäuerlichen 
Besitzungen stark geschlossen waren, und ein zersplitterter 
Grundbesitz nicht existierte; ausserdem war häufig — und 
das steht mit der eben erwähnten Geschlossenheit nicht 
ohne Zusammenhang — die Haftung für die Deichpflicht 
stark zur Sachhaftung hin verdichtet. 


§ 9. 

Die Grundstückspreisgabe. Das Spatenrecht 1 ). 

I. Allgemeines. 

1. Ein formloses Preisgeben des belasteten 
Grundstücks kann den Hauptpflichtigen nicht von der 
Kabellast im Ganzen befreien. Ein einfaches Liegenlassen 
des Grundstückes und des Schlages hat ein Ausscheiden 
aus dem Verbände und eine Lösung von den Kabelpflichten 
nicht zur Folge. Solange der Deichschlag freilich in 
Ordnung ist, so dass er bei der Schauung von den Deich¬ 
richtern „überritten“ wird, macht sich dieser Rechtssatz 
noch nicht fühlbar *). Aber dies ändert sich in dem Augen¬ 
blick, wo die Kabel fehlerhaft wird, und der Kabelhalter 
zur Verantwortung gezogen werden muss. Ist nun niemand 

61 ) Siehe oben § 4 VII 2. 

*) Aus der Literatur über das Spatenrecht seien hier allgemein 
genannt: G. de Vrie9 a. a. 0. S. 334ff., Beekman a. a. O. unter 
„Spade9teken“ (mit zahlreichen Excerpten), Auhagen a. a. 0. S. 69 ff., 
J. Gierke ,.Chrene cruda und Spatenrecht“. Siehe ferner Bd. I, S. 242 f. 

2 ) Unrichtig wäre die Vorstellung, dass man ein Grundstück mit 
einem Deich, der in Ordnung ist, formlos preisgeben könne mit der 
Wirkung ihres Anfalles an den Deichverband. 

9 * 
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da, der sich des Schlages und Landes annimmt, so setzt 
das gewöhnliche Ungehorsamsverfahren ein unter völliger 
Nichtachtung des formlosen Verzichtes 8 ). 

2. Eine wahre Lösung von der Kabellast im Ganzen 
kann der Hauptpflichtige durch ein einseitiges Rechts¬ 
geschäft nur vollziehen durch feierliche, öffentliche 
Preisgabe des Grundstücks. Aber abgesehen davon, 
dass hier ein feierlicher und öffentlicher Akt vorliegen 
muss, ist die wirksame Preisgabe in den einzelnen Ver¬ 
bänden an mannigfache andere Schranken gebunden. 
Hier zeigen sich nicht allein die Macht gewöhnlichen 
genossenschaftlichen Lebens und die Grundsätze des 
deutschen Rechts, welche die Rechte an Grundstücken 
beherrschen, hier zeigt sich auch der weitgehende Zwangs¬ 
charakter, der die Mitgliedschaft in den Deichverbänden 
umstrickt und den Einzelnen um der Allgemeinheit willen 
in starke Banden schlägt. Allein trotz der vielfachen 
Strenge offenbart sich regelmässig in der Zulassung der 
feierlichen Preisgabe der geschmeidige Charakter des 
deutschen Rechts, der den einzelnen Erscheinungen des 
Lebens Rechnung trägt: Mit dem Böswilligen soll der nicht 
auf eine Stufe gestellt werden, welcher unvermögend ist 
oder sich der Deichlast nicht für gewachsen hält. Und 
darum ist das Recht der öffentlichen Preisgabe, wennschon 
es von einer Anzahl Pflichten überwuchert und erstickt zu 
werden droht, dennoch meistens eine für den Deichgenossen 
höchst wertvolle Befugnis. Dieses Recht benennen wir 
nach der Förmlichkeit, die regelmässig bei ihm angewendet 
werden musste, das Spaten recht. 

3. Seiner rechtlichen Natur nach ist das Spaten¬ 
recht eine rechtmässige,feierlicheDereliktions- 
handlung. Als solche wird es auch in den Quellen 
regelmässig deutlich sprachlich kennzeichnet 4 ). In den 
friesischen Quellen wird von ..urreka“ gesprochen, das im 

8 ) Nimmt sich ein Dritter der Kabel und des Landes an. so 
können die Grundsätze der Grundstlickstibertragung entsprechende 
Anwendung finden. 

4 ) Zu Folgendem siehe .J, Gierke „Chrene cruda und Spatenrecht* 1 
S. 319 f. 
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Sinne von „aufgeben“, „weggeben“ zu verstehen ist. Andere 
Bezeichnungen, die in deichrechtlichen Quellen sich finden, 
sind insbesondere „sich des Landes gäntzlich begeben“, 
„sein Land verlassen“, „sein Land varen laten“, „het Land 
na den Dyckrechten ruymen“, „by spasteking vertaten“, 
„vertaten ende abandonneren“, „zijn Landt abandonneren oft 
buyten gaen“, „op de roede drijven“, ,op de roede laten 
varen“, „voor de roede ofte spade blijven laten“, „synen 
dijck dryven laten“. Charakteristisch ist es, dass man in 
Flandern das Spatenrecht als „recht van abandon“ be- 
zeichnete“ 5 ), dass der zu dem preisgegebenen Lande 
gehörige Deich „drijfdijck“ oder „vlichtdijck“ genannt 
wurde. Letztere Bezeichnung bedeutet einen Deich, von 
dem man geflohen ist 8 ); sie wird auch für das Land ver¬ 
wendet: „vlichtland“, „vlichland“. 

In einigen Quellen ist allerdings von „overgheuen“, 
„übergeben“, „Abtretung“ die Rede; aber hiermit ist nicht 
eine Übertragung im technischen Sinn gemeint, sondern es 
soll die feierliche, öffentliche Aufgabe im Gegensatz 
zum heimlichen Verlassen herausgestellt werden. 

Es ist infolgedessen nicht zutreffend, beim Spatenrecht 
von einer „Übertragung“ von Deich und Land an den 
Deichverband oder das Kirchspiel usw. zu sprechen 7 ). 
Nicht ein zweiseitiges, sondern ein einseitiges 
Rechtsgeschäft liegt vor. Selbst in den Groninger 
Sielverbänden, wo die Einwilligung der Sielrichter verlangt 
wird, erscheint das Spatenrecht als einseitige Rechts¬ 
handlung, die an die Einwilligung der Obrigkeit gebunden 
ist 8 ). 

II. Die Erfordernisse des Spatenrechts. 

1. Öffentlichkeit Das Spatenrecht musste öffent¬ 
lich auf dem Deich vollzogen werden. Der Deichhalter 
musste auf seiner Kabel erscheinen, gegenwärtig mussten 

») Beekman S. 1509. — Vgl. auch den Ausdruck „abandonneren 
oft met dem voete stoeten" bei Boxhorn „Chroniick van Zeelandt“ 
1644 S. 103 ff. 

«) a. a. 0. S. 1634. 

T ) Nicht genau in dieser Hinsicht vielfach die niederländische 
Literatur, insbesondere Beekman, H.Qrotius „Inleydinge“ B.IIDl.32 § 6. 

8 ) Vgl. Zijlrecht für Westorvredewolt von 1425 unten Anm. 24. 
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sein — und daher vorher benachrichtigt werden — die 
Deichbeamten oder die Deichbeamten und die ganze Deich¬ 
acht. Nach salländischem Recht (art. 21) genügte z. B. die 
Versammlung von Deichgraf und Heemraden, in Veluwe ist 
die Gegenwart der Heemraden vorgeschrieben, nach altem 
ostfriesischen Deichrecht (§ 14) soll der Hauptpflichtige 
„vor de Dieck - Richter unde de gantze Gemeente up den 
Dycke staen“. In der altmärkischen Deiohordnung von 1476 
wird dem Deichhalter zur Pflicht gemacht, sein Vorhaben 
rechtzeitig den Deichschauern mitzuteilen, „dat se unsen 
mannen und Steden, de in der Scouwinge und under Drencke 
boseten synt, alse dem Rade to Sehusen unde to Werben 
und dem gantze lande de dartho vorpflichtet synth bey 
to wesende, en sulkes wytlyck don, dat se seen und hören, 
dat sodans jo to ga alse dikes recht is“. 

2. Spatenstechen 9 ). Die Preisgabe wird in der 
Regel in der Form vollzogen, dass der Deichhalter einen 
Spaten in seine Kabel sticht. Abweichungen finden 
sich in verschiedenen Quellen. Nach dem Emsiger Pfennings¬ 
schuldbuch, das einen zerbrochenen Deich im Auge hat, 
waren drei Rasenstücke in das Loch zu werfen, 
nach dem plattdeutschen Text mussten die Forke auf die Kabel 
gesetzt und dreiSoden gestochen werden. Nach dem 
ostfriesischenDeichrechtwar die Forke auf denDeich zu setzen, 
und es waren mit dem Spaten dreiSodenzustechen. In 
den Groninger Ommelanden wird nicht nur von Spatenstechen 
sondern auch von „spade schieten“ geredet ,0 ) man wird 
daher hier an ein Werfen des Spatens zu denken haben. 

Diese Förmlichkeiten, insbesondere diejenigen die ein 
Werfen enthalten, verdeutlichen die einseitige Natur der 
Rechtshandlung, die Preisgabe; sie verdeutlichen ferner 
und zwar insbesondere diejenigen, die ein Rasenstechen, 
Rasenwerfen enthalten, eine Preisgabe des Grund¬ 
stücks 11 ); denn Rasen, Soden beziehen sich, ebenso wie 
Erde und Staub, als Symbole stets auf Grundstücke'*). 

9 ) Siehe zu Folgendem J. Gierke a. a. 0. S. 315. 

10 ) H. 0. Feith „Het Groninger Beklemregt“ Bd. I, S. 67*. 

11 ) J. Gierke a. a. 0. S. 310. 

lf ) J. Grimm „Deutsche Rechtsaltertümer“, 4. Aufl S. 154. — Findet 
sich die Form des Spatenstechens in Flandern? 
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3. Unvermögen. Oft war bei fehlerhaftem Deich und 
Rückständen ein Spatenstechen nur erlaubt, wenn der Kabel¬ 
halter unvermögend war, den Deichschlag länger zu unter¬ 
halten. Das Unvermögen musste meist beschworen werden 
und kam auch in einigen Gebieten in dem armseligen Auf¬ 
zuge des Deichhalters beim Spatenstechen zum Ausdruck. 
Den Schwur des Unvermögens, den Deich länger unter¬ 
halten zu können, finden wir insbesondere in friesischen 
Rechten, so im Emsiger Pfenningsschuldbuch, in den 
Humsterländer Deichrechten, im ostfriesischen Recht 13 ). 

In Thiel und Zandwyck war bei beschädigtem Deich eine 
öffentliche Preisgabe nur gestattet bei offenbarer Not und 
Unvermögen, die beschworen werden mussten 14 ). Offenbare 
Not aber sollte nur vorliegeu, wenn der Schlag durch¬ 
gebrochen oder einzulegen war 15 ). 

Anderswo genügte die Konstatierung des Unvermögens 
durch die Obrigkeit 16 ). Zu betonen bleibt, dass in vielen 
Verbänden von einer solchen Voraussetzung, dass der Deich¬ 
halter durchaus unvermögend sein musste, keine Rede war. 

4. Zeitpunkt der Preisgabe. Das Spatenrecht 
war zweifellos vielfach ausgeschlossen, wenn das Ungehorsams¬ 
verfahren eine weitgehende Abwicklung erfahren hatte; 
namentlich dann wenn der Verband ohne HUlfspflicht gegen¬ 
über dem Säumigen durch ein grösseres gemeines Werk ein¬ 
trat, oder wenn der Säumige es zu einem Geldauslegen hatte 
kommen lassen. Für das Geldauslegen wird es in Voorne 
ausdrücklich ausgesprochen 18 ‘). 

ia ) Siehe oben S. 108 und S. 111. 

?4 ) Siehe das Deichrecht von 1447 unten S. 143. 

15 ) Vgl. die von Beekman S. 1504 angeführte Bauernsprache von 1444: 
„Ende iiet iemandt sijne dyck liggen voor verlorene dycke, die niet 
wadig of dorbrekig worden en weer off die niet lege in eenre nyer 
oplaege, also dat bewyselick weer, dat hem de kennelicke noot dair niet 
toe en dronge, wie dat deede weer hij borger off borgerinne die sal 
daaromme ontborgert sijn, numeer borger te worden. 14 

16 ) So ist zu verstehen die Verordnung fllr die Hoogwouderambacht 
von 1319 (Mieris II, 215): „Dat so wie die so arm is, dat hi sinen dyc niet 
houden en mach, dat dieBalju mitten Heemraders daterve gheven zullen den 
ghemenen kerspel om voers te gheven den ghenendie den dyckwel bewaren 
endomaken zalomorbaersons lands.“ Verallgemeinert wurde dies fllr West¬ 
friesland im Jahre 1321 (Mieris 11, 2C4). Siehe G. de Vries S. 330, 331. 

16a ) Siehe unten Anm. 21. 
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5. UnbekleideterAufzug. Nach den Deichrechten 
für Salland von 1308 und für Veluwe von 1370 muss der 
Kahelhalter bei Rückständen imHemd, imUnterkleid, 
gegürtetmiteinemStrick,barfu33undblossen 
Hauptes auftreten 17 ). Dies erinnert an den berühmten 
Titel (58) der Lex salica „De chrene cruda“, nach welchem 
der Totschläger seine Hofstätte preisgiebt „in camisia, 
discinctus, discalcius, palo in manu“ 18 ). Hier wie dort ist 
dieser Aufzug folgendermassen zu erklären: Er bedeutet in 
vermögensrechtlicher Beziehung eine volle Ent¬ 
sagung eines unvermögenden Schuldners im Hinblick auf 
sein Grundvermögen. Er bedeutet in personen¬ 
rechtlicher Beziehung eine Demütigung. Der Deich¬ 
halter muss die volle Entsagung beschwören 19 ). 

17 ) Siehe Bd. I, S. 242 Aura. 65. Ganz genau stimmen die beiden 
Quellen nicht überein. Siehe J. Gierke „Chrene cruda und Spatenrecht“ 
S. 312. 

18 ) Siehe J. Gierke a. a. 0. S. 290ff. 

19 ) a. a. 0. S. 321 ft. — v. Amira „Stab“ S. 15 Anm. 5 a. E. be¬ 
merkt, dass es „durchaus verkehrt“ sei, bei dem unbekleideten Aufzuge 
des Totschlägers in Lex Salica Tit. 58 an eine personenrechtliche De¬ 
mütigung zu denken. — Es ist aber unverständlich, wie man bestreiten 
kann, dass in dem Zwang, sich öffentlich im Hemd der Gesamtheit zur 
Schau stellen zu müssen, eine personenrechtliche Demütigung liegtl — 
Wenn v. Amira a. a. 0. S. 15 den Stab in Titel 58 Lex Salica als „Bettel¬ 
stab“ auffasst, so ist diese Deutung zu eng. Das Stabtragen enthält 
auch einen Hinweis auf das Auslieferungsrecht der Sippe. Der Stab 
ist hier das Zeichen des unvermögenden, waffenlosen Mannes, der 
schirmsuchend das Schicksal seiner Person in andere Hände legen 
muss. In diesem Sinne ist er ein Zeichen der „Erniedrigung“, 
während in anderen Fällen der Stab gerade umgekehrt das Zeichen der 
Schirmherrschaft ist. — Bei der Preisgabe mit Chrene cruda findet 
sich gegenüber der Preisgabe des Spatenrechts, abgesehen vom Stab¬ 
tragen, noch eine andere Besonderheit. Der Totschläger räumt die Hof¬ 
stätte, indem er nach dem zweiten Erdwurf über den Zaun springt. 
Die Deutung, welche v. Amira „Erbenfolge und Verwandschafts¬ 
gliederung“ S. 22 ff. den Worten „illi tres“ in Lex Salica 58 gibt, dass 
sie nämlich auf pater, fratres, sui wiesen, muss konsequenter Weise 
bei Berücksichtigung des Aufbaus des ganzen Titels zu einem mehr¬ 
fachen Sprung über den Zaun führen. Ich sagte daher „Chrene cruda 
und Spatenrecht“ S. 327 in Bezug auf v. Amira: „Aus seiner Erklärung 
der „illi tres“ ist ferner zu folgern, dass er nach jedem Erdwurf 
einen Sprung über den Zaun annimmt.“ v. Amira „Stab“ S. 16 Anm. 1. 
bemerkt hierzu: „Es war Hrn. Jul. Gierke a. a. 0. S. 327 Vorbehalten, 
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6. Schaufreie Kabel, Landentwertung; Er¬ 
fordernis obrigkeitlicher Einwilligung. Eine 
interessante Sonderstellung nimmt das altmärkische 
Deichrecht ein; es verlangt, dass niemand den Spaten auf 
den Deich stecken darf, mag auch das belastete Gut zu 
schwach für die Kabel sein, wenn nicht vorher der Deich 
zu Lobe gemacht ist 20 ). 

In V o o r n e war das Spatenrecht ausgeschlossen in 
Bezug auf solches Land, das „uytgedolven“ d. h. durch 
Ausgraben oder Ausstechen zur Gewinnung von Torf, Ton 
u. a. entwertet war 21 ) 22 ). Letzterer Grundsatz erlangte in 
den Niederlanden wohl allgemeinere Geltung 23 ). 

In den Groninger Siel verbänden bedurfte die 
Preisgabe des belasteten Grundstücks jedenfalls bei Rück¬ 
ständen der Einwilligung der Sielrichter 24 ). 

aus meiner Erörterung in Erbenfolge und Verwandschafts¬ 
gliederung 22 ff. herauszulesen, dass ich mehrmaliges Überspringen 
des Zaunes durch den Totschläger annehme, — eine Vorstellung, die 
fürwahr sehr schlecht zu dem Ernst der Sache passen würde“, v. Amira 
übersieht dabei völlig, dass er sich hiermit gegen seine eigene Deutung 
der Worte „illi tres“ und damit gegen seine eigene Auslegung des 
ganzen Titels 58 der Lex Salica wendet. 

20 ) Bd. 1, S. 243 Anm. 66. 

21 ) Verordnung für Voorne von 1519 art. 70: „Indien yemant zijn 
Landt wilde abandonneren ofte buyten gaen f eer by yemande van 
den Officiers eenighe Penninghen op ten Lande uyt geleydt 
waeren, en sal't selve niet moghen doen, hij en ginck oeck op die 
etaende voet te buyten al’t Land . . . ten waere, dat’t selve Landt 
uytgedolven waere gheweest by hem ofte synen voorsaeten, want in 
dien ghevalle sal men hem niet toelaten om sulcken uytgedolven Landt 
te buyten te gaen oft te abandonneeren.“ 

2# ) Dem Land, das „uytgedolven“ ist, entspricht das Land, das 
durch „ontgrondinge“ „verärgert“ ist. Siehe J.Gierke Busenrecht S. 1099. 

2 *) Siehe H. Grotius a. a. 0. II Di. 32 § 3 „ende uytgedolven land 
geenzins“. Die Darstellung von H. Grotius basiert offenbar auf der 
Verordnung für Voorne von 1519* Vgl. noch die Reglements der Siel¬ 
vesten in Groningen von 1755 bei Beekman S. 1513. 

24 ) Sielrecht für Westervredewolt von 1425 art. 38 (Versl. enMededeel. 
IV S.136): „Öfter enich lant in der zijlveste were, dat men over wolde geven 
voer warck ende voer schot, ende datter nemant voer an wolde nemen, ende 
degene den dat toehoerde geen schot ofte warck daervoer hoeden en 
wolde, de en mach daer neet mede vrij wesen, ten weer sake dattet de 
gemeene sijlrechteren toeleten“. Weitere Quellen aus Groningen bei 
Beekman S. 1512. 
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7. Umfang der Preisgabe. Die Preisgabe bezieht 
sich an sich auf das belastete Grundstück und dessen Fahr¬ 
habe, also das eigentlich belastete Grundver¬ 
mögen. Aber zu dieser Preisgabe muss sich vielfach die 
Preisgabe sonstigen verhafteten Vermögens 
gesellen. Das sonstige Vermögen wird jedoch nicht in 
besonderen Formen preisgegeben, sondern als Anhängsel 
des belasteten Grundvermögens, und darum steht es mit 
unter den Formen der GrundstUckspreisgabe. Darum er¬ 
scheint überall die ganze Preisgabe als Preisgabe von 
Grundvermögen. 

Der Umfang des sonstigen Vermögens, das in den Bann 
der GrundstUckspreisgabe hereingezogen wurde, war in den 
einzelnen Deichverbänden verschieden. Kein Wunder! 
Sahen wir doch, dass die Haftung für die einzelnen Deich¬ 
pflichten ebenfalls ungleichartig ausgestaltet worden ist* 5 ). 

In den Deichrechten, die ein Spatenrecht bei Rückständen 
nur beim Unvermögen des Deichhalters zulassen, musste 
ursprünglich die Grundstücksaufgabe der Aufgabe des 
ganzen Vermögens gleichkommen. Dies ergeben die 
friesischen Rechte, die die Preisgabe von Land nebst Deich 
und die Aufgabe allen teilbaren Gutes fordern* 6 ). Dies 
erhellt aus dem alten Deichrecht für Salland von 1308 
(arc. 21), nach welchem der Deichhalter in seinem ärmlichen 
Aufzuge schwört, r datt hy anders gien guedt en hefft, 
danmen an hem tasten mach ende ansien“, und sodann die 
Haftungsfreiheit etwaigen künftigen Erwerbes ausgesprochen 
wird. In späterer Zeit hielt man hieran nicht mehr überall 
fest. So ergibt sich, dass nach dem Deichrecht für Veluwe 
von 1370 der unvermögende Deichhalter nur alles Gut auf¬ 
zugeben brauchte, das innerhalb des Deichbezirkes 
gelegen war. Nach dem Deichrecht für Thiel- und Zand- 
wyck wird nach dem Schwur kündbarer Not und rechter 
Armut alles Gut, bewegliches und unbewegliches, das innerhalb 
des Gerichtsbezirkes belegen war, preisgegeben* 7 ). 

25 ) Siehe oben S. SG ff. 

2G ) Siehe die Quellen, auf welche Anm. 13 verweist. 

27 ) In Westfriesland wurde Preisgabe des Landes innerhalb des Dorfes 
oder Kirchspieles verlangt. Siehe oben Anm. 16 und G. de Vries S. 331. 
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Wo der Schwur oder eine Konstatierung des Unver¬ 
mögens nicht erforderlich war, verlangte man die Preisgabe 
allen Gutes in der Schau, dem Waard, der dykagie, dem 
Polder, dem Kirchspiel, oder man begnügte sich mit dem 
zur Kabel gehörigen Grundstück. Hier trat regelmässig 
also nur eine beschränkte Vermögensverhaftung, die sogar 
zur blossen Sachverhaftung verdichtet sein konnte, hervor. 

Für eine beschränkte Vermögens Verhaftung führen wir 
folgende typische Beispiele 18 ) an: 

In der Deichordnung für den Diemer Seedeich von 1436 29 ) 
heisst es: 

„End of’ t gebeurde . . . dat men den dyk voorsz. 
metten gekochte Lande en andere die landen en goederen 
der Köpers, in den dykagie . . gelegen, niet houden noch 
maken en mochte, soo sal hy die spade steken van alle 
syne goederen en Landen gelegen in der dykagie*. 

In dem Deichbrief für Lopickerwaard von 1454 30 ) lesen 
wir (art. XVI): 

„Waer’ t tot eeniger tijd, dat yemand, die hooftdyk 
aan den Leckendyk heeft, dochte dat hy niet Lands genoeg 
en hadde synen dyck mede te maken en te houden, ende 
hy daarom die spade op den dyk stäke, soo sal die geene, 
die alsoo die spade stäke, balling’s Lands wesen ende Ver¬ 
liesen alle sulck Land ende goed als hy in Lopicker- 
weert hadde“. 

In den Privilegien fürVoorne von 1519 31 ) heisstes (art. 70): 

„Indien yemant zijn Landt wilde abandonneren oft 
buyten gaen . . en sal ’t selven niet moghen doen hy en 
ginck oock op die staende voet te buyten alle ’t Landt dat 
hy leggende heeft binnen den selven Po Ire“. 

M ) Noch weitere Belege aus niederländischen Quellen kann man 
bei Beekman S. 1507 1F- finden. — Es ist übrigens anzunehmen, dass 
nach den Quellen, die bei Rückständen eine Aufgabe des gesamten 
Vermögens fordern, eine feierliche Preisgabe mit beschränkter Vermögens¬ 
haftung beim Fehlen von Rückständen möglich war. Vgl. Heineken 
8. 134 und 135, der aber viel zu weit geht, wenn er alsdann Preisgabe 
des belasteten Grundstücks für ausreichend erklärt. 

,9 ) Bd. I Einl. § 4 b Anm. 500. 

s0 ) Bd. I Einl. § 4 b Anm. 408. 

* l ) Siehe oben Anm. 21. 
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Charakteristisch ist es auch, dass in Flandern bei der 
Begründung geldwirtschaftlicher Gemeinlasten bestimmt wird: 

„Soo wie eenigh Land sal willen abandonneren zal 
moeten abandonneeren zoo wel alle zijn goet Land als 
81 e c h t Land onder de selve geheele Contributie ghe- 
leghen“ M ). 

Aus deutschen Quellen ist vor allem die alt¬ 
märkische Deichordnung von 1476 8# ) anzuführen, die dem¬ 
jenigen, der sein Gut „up den Dyke steken“ will, zur Pflicht 
macht, dies zu tun „mit allem gude, dat he in dem gerichte 
und in der Schouwinge heft, ydt sy tegeden, Tynse, pechte, 
denste, effte gerichte mit aller gerechtigheit, neynerleye 
buten bescheyden“. 

Dagegen nähert sich der Sachhaftung die Behebung 
der nordschleswigschen FUnfharden von 1525 w ): 

„Und so jemand ist, der seinen Teich nicht machen 
will oder kan wo er Land hat, der sol den Ruffel (Spaden) 
auff den Teich stecken. Und wollen seine Freunde den 
Ruffel nicht ziehen, so sol den Ruffel die Herrschaft ziehen*. 

Noch schärfer zugespitzt ist die Formulierung in der 
Braunschweig-LUneburgischen Deichordnung von 1564 art.13: 

„Wann ein Mann seine Teiche nicht länger erhalten 
kann, soll er einen Spaden auf den Teich stecken und 
damit sich des Landes, wovon der Teich gemacht wird, 
gänzlich begeben“ 95 ). 

82 ) So in der Verordnung von 1576 (Placcaetb. von Vlaandem III. 465). 
Vgl. ferner Oktroy von 1587 (a. a. 0. III S. 481): „Dat niemandt de quaede 
lande en zal moghen abandonneren, ende de goede behouden, maer 
zullen ghehouden wesen die gheheelijcker en t’samen te abandonneren. 1 * 
Vgl. noch Boxhorn a. a. 0. (oben Anm. 5): „Dat niemand eenich quaed 
land soude moghen abandonneren ende ’t goed behouden, maer soo 
wanneer yemandt wat wilde abandonneren, ofte met den voete stooten, 
soude ’t goedt met ’t quaedt t’ samen gaen“. Man kann diese Ver¬ 
ordnungen, bei denen es sich, wie gesagt, um Geldbeiträge für den ganzen 
Deich handelt, m. E. auch für die reine Kabellast verwerten. 

88 ) Bd. I S. 248 Anm. 66. 

u ) In der Note Heimreichs zu art. VIII. Spadelandsrecht. 

8ö ) Merkwürdig ist die genossenschaftliche Verkettung in dem 
Aussenpolder von Schellinkhout. Hier konnte nicht der Einzelne den 
Spaten stechen, sondern der Polder konnte nur von allen Deichgenossen 
zusammen verlassen werden. Siehe G. de Vries S. 388. 
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III. Wirkungen des Spatenrechts. 

1. Die formgerechte Ausübung des Spatenrechts löste 
den Hauptpflichtigen von allen Deichpflichten. Er wurde 
frei von der Kabellast im Ganzen, der unaufhörlich 
sprudelnden Quelle neuer Einzelpflichten. Aber er wurde 
auch, da fast überall das Spatenrecht bei Rückständen 
zulässig war* 6 ), von den rückständigen Deich¬ 
pflichten frei, die ihn als Hauptpflichtigen bereits ge¬ 
troffen hatten. Daher fand es meistens gerade bei sehr 
erheblichen Rückständen, insbesondere bei einem Deichbruch, 
Anwendung 87 ) 88 ). 

2. Die Einbussen, die der Spatenstecher erleidet, 
sind vermögensrechtlicher und personenrecht¬ 
licher Natur. Er verliert das Grundvermögen, das er 
gemäss der Verbands Verfassung aufgeben muss. Er büsst 
seine personenrechtliche Stellung als Verbandsgenosse ein. 
Ja, in einigen älteren Deichverbänden geht es bei Rück¬ 
ständen nicht ohne personenrechtliche Demütigung ab, indem 
der Deichhalter sich der Öffentlichkeit in armseligem 
Gewände zur Schau stellen muss. Im übrigen aber ist 
der Spatenstecher vermögensrechtlich und personenrechtlich 
frei. Das nicht preisgegebene Vermögen und insbesondere 
auch jeder spätere Erwerb ist keinem Zugriff des Deich¬ 
verbandes ausgesetzt 311 1, die Person des Deichhalters unter¬ 
liegt keiner weiteren Inangriffnahme. Der Spatenstecher 
mag im Deichbezirke bleiben, der Verarmte mag als Tage¬ 
löhner in der Heimat sein Leben fristen; der Spatenstecher 
mag auch frei und ungehindert den Deichverband verlassen 
und wiederkehren, wann es ihm beliebt 40 ). 

Eine Ausnahmestellung nehmen Utrechtsehe Deichrechte 
des 15. Jahrhunderts ein 4I ). Nach ihnen wird der Spaten- 

86 ) Eine Ausnahme macht das altmärkischo Hecht siehe oben 
unter II. 6. 

* 7 ) Daher sollen auch in den friesischen Quellen die Soden in das 
„Loch* 1 geworfen werden. Siehe oben Amu. 13. 

38 ) Keineswegs war aber das Spatenrecht auf zerstörte Deiche be¬ 
schränkt. Siehe aber oben Anm. 28. 

39 ) Vgl. Deichrecht für Salland von 1308 art. 21 und unten S. 144 f. 

40 ) a. a. 0. siehe J. Gierke „Chrene cruda und Spatenrecht“ S. 322. 

41 ) J. Gierke a. a. O. 
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Stecher aus dem Deichverbande vertrieben, er wird zum 
„Balling der Lande“ gemacht. Diese Verbannung trifft ihn 
in dem Lopickerwaard und dem Diemer Deichverband **). 
Hierin lag eine partikuläre Überspannung. 

3. Die Wirkungen der Ausübung des Spatenrechts 
gegenüber Dritten sind die, dass das preisgegebene 
Grundvermögen herrenlos wird; allein es steht nicht der 
freien Aneignung offen, sondern es bestehen besondere 
Übernahmepflichten und Übernahmerechte. Die entfernt 
Nachpflichtigen müssen eintreten 43 ). Den Schlussstein bildet 
der Anfall an den Deichverband oder dessen Vertreter 
(Gemeine Land, Herrschaft) 44 ). Vor diesem endgültigen 
Anfall können allerdings teilweise auch Dritte, die keine 
Beziehung zum Grundstück haben, das preisgegebene 
Grundvermögen mit Einwilligung des Deichverbandes sich 
aneignen 46 ). 

IV. Die Bedeutung des Spatenrechts. Sein 
teil weises V e rschwinden. Will man die eigentliche 
Bedeutung des Spatenrechts erkennen, so muss man von 
einem Deichhalter ausgehen, der mit schwerer Kabel¬ 
pflicht ohne Hiilfsanspruch belastet ist, und 
gegen den ein Ungehorsamsverfahren überhaupt noch nicht 
eingesetzt hat. Für ihn ist der Regel nach ein Ausscheiden 
durch Grundstücksübertragung ausgeschlossen. Ohne das 
Spatenrecht verfiele er also dem Ungehorsamsverfahren 
und seinen Folgen. Daher muss sich der Kern des Spaten¬ 
rechts enthüllen, wenn man in diesem Fall das Spatenrecht 
und das Ungehorsamsverfahren in ihren Wirkungen auf den 
Deichhalter mit einander vergleicht. 

4 *) Deichrecht für den Lopickerwaard von 1454 art. XVI: „Soo eal 
die geene, die alsoo die spade stäke, balling ’s Lands weeen, 
ende Verliesen alle sulk Land en goed, als hy in L. hadde.“ — Deich¬ 
ordnung für den Diemer Seedoich von 1437: „Soo sal hij die spade 
steken van alle sijne goederen en Landen . . . en dan sal men 
terstond op hem vorderen dat recht von den Lande soo dat hy 
balling der Lande gemaakt sal werden.“ 

4 *) Siehe oben § 7 II—V. 

44 i Siehe oben § 7 VI. 

45 ) Dies ist ausgesprochen in der Lüneburgischen D. 0. von 1664: 
Die Aneignung erfolgt durch Spatenziehen. 
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1. Zunächst drängt sich unwillkürlich der Gedanke auf, 
dass es immer angenehmer sein muss, aus einem Verbände 
rechtmässig selbst auszuscheiden, als sich aus ihm heraus¬ 
werfen zu lassen. 

2. Wir wissen ferner, dass das Ungehorsamsverfahren 
vielfach ein ausserordentlich schleppendes war 16 ;. 
Ganz anders lag es beim Spatenstecher: Mochte er sich 
schweren Herzens dazu entschlossen; ein Spatenstich machte 
ihn frei. 

3. Das Ungehorsamsverfahren ist mit mannichfachen 
persönlichen Haftungen erfüllt. Sie sind teils dem 
Verfahren eingestreut (Haft der Mistforke. Gefängnis) 47 ), 
teils sind sie die letzten Begleiterscheinungen des entgültigen 
Ausschlusses, wie Vertreibung aus dem Lande, Verbannung, 
Geiselhaft. Leibesstrafe 4H ). Der Spatenstocher vermeidet 
ersichtlich ohne weiteres die eingestreuten Haftungen, bei 
der reinen Ausgestaltung des Spatenrechts aber erleidet er 
auch beim Ausscheiden selbst nur geringe personenrechtliche 
Einbussen. Man stelle einmal gegenüber die Verfolgung 
des Ungehorsamen im jüngeren Schulzenrecht des wester- 
lauwerschen Frieslands, die mit Friedlosigkeit und Ver¬ 
treibung aus dem Lande endet 41 '), mit dem Spatenrecht im 
Emsiger Recht und Humsterländer Recht, das nur ver¬ 
mögensrechtliche Verhaftungen erkennen lässt 50 ). Am 
schärfsten zeigt die Deichordnung für Thiel- und Zandwyck 
von 1147 r ’ 1 ), eine wie starke persönliche Haftung beim Aus¬ 
schluss vorhanden ist. und dass eine solche beim Austritt 
fehlt. Daher mögen dessen eingehende Bestimmungen hier 
Platz finden; 

„Weert oick saeek. dat in den vurschreven Gerichte 
voirt meer eenige dycken doerbroeckich off waedigh worden, 
soe en sal die mensche die dycken syn weeren ind toebe- 
hoeren, die doerbraecken dycken niet laeten leggen onge- 
maeckt voer verloeren dycken, by de vurnoemde broecken 

46 ) Siehe oben S. 85 tt*. und unten Abschnitt V. 

47 ) Siehe oben S. 85, 91, 94. 

tt ) Siehe oben S. SG f. T 91, 93. 

40 ) Siehe oben S. 86 Anm. 5. 

60 ) Siehe oben Anm. 1:3. 

61 ) Siehe oben S. 93. 
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ind pene van lyff ind guet tot onsen behoeff, ind ont- 
borgertte syn then ewigen dagen toe, als vur- 
schreven is, ten weere saecke dat die mensche, die die 
dycken syn weeren, alsoe arme weere, dat hy van gerecht 
armoede des dycks geen macht en hedde weder to doen 
maecken, soe sal die mensche dan sich dat affdoen voir 
onsen Richter und twee Schepenen tot Tyel off tot Zantwyck 
mit synen eede vleyschelycken aen den Heyligen to sweeren 
mit gestaeffden eede, dat hy van kenlycken noet ind van 
gerecht armoede geen macht en heeft den doerbraecken off 
waedighen dycken weder to doen maecken nae s’ Heemraets 
köre, ind die eedt sal onsen Richter openbaerlyck nemen, 
ende soe mach die mensche dan sonder broecken aen onss 
dien dyck laeten liggen verloren, ind mach borger 
blyven off warden, end dat in sulcker vurwarden, dat 
hy van den verloren dycken noch van synen toebehoir 
geenrehandt guet aftrecken, ophouden, breeken off bloten en 
sal, kleyn off groot, luttel off veel, by den selven broecken 
van lyff ind guet ind ontborgert to syn als vurschreven is. 
Ende alle guets reede ind onrede, dat die mensche heeft 
liggende in den vurgenoemde Gerichte die die verloren 
dycken laest zyn weeren, dat sal nochtans voer ind then 
yrsten wesen ind blyven in den vurgenoemden verloren 
dycken ind in synen onraet“. 

Wir bemerkten bereits, das es auf einer Überspannung 
der Haftung beruht, wenn Utrechtsche Deichordnungen den 
Spatenstecher mit Verbannung betrafen 52 ). 

Umgekehrt gibt es Verbände, die regelmässig beim 
Ungehorsamsverfahren als Abschluss keine stärkere 
personenrechtliche Haftung kennen 59 ). 

4. Vom vermögensrechtlichen Standpunkt aus 
bot das Spatenrecht ebenfalls vielfache Vorteile. Wo 
allerdings bei ihm voll e Vermögenshaftung galt, stand der 
Austretende demjenigen, dessen gesamtes Vermögen beim 
Ungehorsam verfiel, zunächst gleich. Allein das Spaten¬ 
recht bewirkte hier auch eine Freiung des künftigen 
Vermögens, die bei einem einfachen Liegenlassen des 

• r ’*) Siehe oben S. 141 f. 

fj3 ) Siehe oben S. 86, 91. 
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Deiches nicht immer Platz griff. Ein vortreffliches Zeugnis 
hierfür gibt uns das salländische Deichrecht von 1308. Hier 
heißt es in art. 20 von dem Unvermögenden, der ohne Spaten¬ 
stechen aus dem Lande gefahren ist und in der Fremde 
neues Gut gewonnen hat: „Ende queeme hy wedder int Landt 
ende brochte hy guedt, soe weer die Dyckgreue schuldich, 
den gennen, die den Dyck gedykett hadden, daer toe te 
helpen, datt sy an datt guedt oiren schaeden verhaelden“. 
Vom Spatenstecher aber heißt es: „Watt guedt datt hy daernae 
dan winnet, roerende guedt offte Erue datt indieu Dyck 
nyett en lioirt, daeraff en darff hy nümmer den Dyck 
maekenn“. 84 ) Dem salländischen Deichrecht ist eine Ver¬ 
bannung aus dem Gebiet beim einfachen Liegenlassen fremd. 
Man wird nun aber aus seiner Vorschrift auch folgern dürfen, 
daß in Verbänden, die beim Ungehorsam mit einer Vertreibung 
abschließen, bei einer Rückkehr des Verbannten auch auf 
dessen später erworbenes Vermögen zur Schadloshaltung 
gegriffen werden konnte. 

Wo beim Spatenrecht beschränkte Vermögensver¬ 
haftung galt, war diese häufig nicht so umfangreich 
wie die Vermögenshaftung beim Ungehorsamsverfahren. 
Man ist offenbar zum Teil gerade für den Fall des Spaten¬ 
stechens von einer vollen Vermögensverhaftung zu einer 
beschränkten Ubergegangen, während man für das Unge¬ 
horsamsverfahren volle Vermögenshaftung bestehen ließ. 
Man vergleiche hierfür das Deichrecht für Veluwe von 1370 
und das Deichrecht für Thiel- und Zandwyck von 1447 einer¬ 
seits und das Deichrecht für Salland von 1308 andrerseits. 
Deutlich zeigt das Deichrecht für Thiel- und Zandwyck von 
1447 jedenfalls, daß der Spatenstecher nur das Vermögen im 
Gericht verliert und sich sein sonstiges, freilich kümmerliches 
Vermögen rettet, während derjenige, der formlos den Deich 
liegen läßt, sein gesamtes Vermögen voll und ganz einbüßt 5 ’’). 
Klar tritt der Unterschied auch in Voorne hervor; der Spaten¬ 
stecher gibt nur sein Gut im Polder auf, der Ungehorsame 
haftet mit seinem ganzen Vermögen für das ausgelegte Geld 8 ’). 

M ) Bil. I S. 243 Anna. 67. J. Gierke , .Chrene cruda und Spaten- 
recht 14 S. 293 1T. 

ßß) Siehe oben S. 143 u. 144. 5ß ) Siehe oben S. 135 unter 4 u. Anm. 21. 

J v. Gierke, GescHichte des deutschen Deichrechts II. h) 
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Oft freilich entsprach der Umfang der beschränkten 
Yerinögensverstrickung beim Spatenrecht dem beim regel¬ 
mässigen Ungehorsamsverfahren 67 ). Dies konnte historisch 
auf einer allmählichen Abschwächung beider beruhen. 

5. Wo das Ungehorsamsverfahren regelrecht sich in 
schwacher personenrechtlicher und zur Sachhaftung 
neigender vermögensrechtlicher Wirkung erschöpfte, musste 
sich naturgemäss ein Bedürfnis nach dem Spatenrecht nicht 
erheblich fühlbar machen. So erklärt es sich oft, freilich 
keineswegs immer, dass ein Spatenrecht in manchen Gebieten 
überhaupt nicht begegnet. Man kann hierher z. B. rechnen 
den Billwärder, den Hammerbrok, die Wilstermarsch, Dit- 
marschen; übrigens ist es auch der Heimat des Spadelands- 
rechts zunächst fremd 68 ). Dies beleuchtet ferner die spätere 
Verquickung von Spatenrecht und Verspätung in der Form, 
dass auch beim Unvermögen der Deicbgraf den Spaten 
seicht 58 *). 

6. In den Verbänden, wo sich der Umfang personen¬ 
rechtlicher und vermögensrechtlicher Haftung beim Spaten¬ 
recht und beim Ungehorsam im Gegensatz zu einer 
einstmaligen Verschiedenheit einander in der Hauptsache 
regelmässig gleichkam, waren die Vorbedingungen für 
ein Verschwinden des früher in Blüte stehenden Spaten¬ 
rechts gegeben. Sein allmähliches Abkommen lässt sich so 
in manchen niederländischen Gebieten bereits in dieser 
Periode einigermassen beobachten. In Gelderland erwähnt 
es der Deichbrief für Veluwe von 1370 in grossartiger 
Ausgestaltung: Armseliger Aufzug, Schwur, Spatenstechen; 
das Deichrecht für Thiel- und Zandwyck von 1447 kennt nur 
Öffentlichkeit der Preisgabe und Schwur; die anderen, ins¬ 
besondere auch die späteren Deichrechte Gelderlands 
gedenken seiner nicht. Man liess, dies ist aus jüngeren 
Quellen zu erschliessen, sein Deichfach einfach formlos 

5: ) Vgl. z. B. Spadelandsrecht art. VIII- und die Note Heimreichs 
dazu; Lüneburger D. 0. von 1564 art. 13. 

M ) Siebe Anm. 57. Daher kommt es auch, dass man Spatenrecht 
und Verspätung z. T. miteinander verquickte. Vgl. Bd. I S. 244 und 
die Berichtigung zu Anm. 70. 

53 *) Siehe Deichrecht des Alten Landes art. 14 und das Weistum 
von 1571 (Bd. I S. 31). 
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liegen 59 ), sich also als Ungehorsamen behandeln. In dem 
Deichbrief für den Lekdeich boven Dams von 1493 6# ) ist das 
Spatenstechen offenbar als Form öffentlicher Preisgabe noch 
erwähnt, in der Verordnung für diesen Deich von 1537 61 ) 
aber heisst es: 

„Waart sake dat die Dykgraaf op eenen Schoudag op 
eenen stuck dycks een schup of spade vonde steken, zoo dat 
die dyk aper läge en niemants des selven dycks beheerde 
ofte en bekende dat hy syn waar, zoo zal die Dykgraaf 
sulken dyk doen dyken ofte bestaden an den minsten pennink 
ende leggen daar des Heeren gelt in“. 

Wir finden hier also ein Verlassen des Schlages in 
aller Stille, aber unter Verwendung einer Form, die einst 
für die öffentliche Preisgabe ausgebildet war 69 ). 

In Overyssel zeigte uns das Deichrecht für Salland 
von 1308 das Spatenrecht in vollster Blüte: Ärmlicher 
Aufzug, Schwur, Spatenstechen; der Gegensatz zum heim¬ 
lichen Verlassen kam scharf zum Ausdruck. Dagegen erkennt 
man aus den overysselschen Deichrechten des 15. und 16. Jahr¬ 
hunderts, dass ein Spatenstechen überhaupt nicht mehr üblich 
war, sondern man regelmässig seinen Deichschlag liegen 
liess „op de Sevens“ d. h. für die sieben nächsten Schlag¬ 
genossen, die bei der Busenlandsuche tätig sein mussten 6 *). 

Das Verschwinden der öffentlichen Preisgabe und ihrer 
Hauptform, des Spatenstechens, lässt sich in diesen Gebieten 
nur dadurch erklären, dass die öffentliche Preisgabe gegen¬ 
über dem einfachen Liegenlassen der Regel nach keinen 
Vorteil mehr bot. Der Haftungsumfang beim 
feierlichen Preisgeben und beim formlosen 
Liegenlassen war im wesentlichen der gleiche 
geworden 61 ). 

Wohl kann man den Fortfall bestimmter Beiwerke und 
Aufmachungen beim Spatenrecht mit dem Absterben von 

69 ) Siehe Beekman S. 1510, J. Gierke „Busenrecht“ S. 1097 Anm. 1. 

ö0 ) Bd. I § 4 b Anm. 400. 

61 ) a. a. O. Anm. 401. 

62 ) J. Gierke „Busenrecht“ S. 1096. 

M ) Beekman S. 1511, J. Gierke a. a. 0. 

e4 ) Freilich war man bei formlosem Liegenlassen gegebenenfalls 
krimineller Strafe ausgesetzt, J. Gierke a. a. 0. S. 1133 Anm. 1. 

10 * 
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Formen in jüngeren Zeiten deuten 65 ). Allein das Abkommen 
der öffentlichen Preisgabe als solcher kann seine rechts¬ 
historische Erklärung nur in der eingetretenen Harmonie des 
Haftungsumfanges für den Unvermögenden und den Un¬ 
gehorsamen finden. Gibt man auch hierfür als Grund das 
Absterben von Formen an, so verkennt man die wahre 
Bedeutung des alten Spatenrechts. 

Noch unpraktischer musste natürlich die öffentliche 
Preisgabe da werden, wo der Haftungsumfang bei ihr den 
Haftungsumfang beim Ungehorsam überschritt. 

V. Verwendung des Spatenrechts für 
Gerichtsherrn. In SUdholland bat man das Spaten¬ 
recht auch für Inhaber von Herrlichkeiten, insbesondere die 
Ambachtsherrn, verwendet. Sie konnten infolge von Ver¬ 
pflichtungen zum Geldauslegen 66 ) oder infolge von Über¬ 
nahmepflichten bei preisgegebenen oder verfallenen Deichen 67 ) 
mit schweren Deichpflichten belastet sein. Es stand ihnen 
dann frei, ihre Herrlichkeit preiszugeben, die an den Grafen 
zurückfiel. An sich musste wohl hierbei ausserdem mindestens 
der ganze Besitz in dem betreffenden Waard aufgegeben 
werden, aber es wurde vielfach die Verhaftung bei der 
Verleihung auf die einzelne Herrlichkeit beschränkt. Dies 
war insbesondere bei solchen Gütern und Herrlickeiten der 
Fall, die wiederholt durch Spatenstechen verlassen wurden 68 ). 
Das Spatenrecht der Inhaber von Herrlichkeiten vollzog sich 
offenbar in abgewandelten Formen. Es genügte wohl das 
Spatenstechen vor Deichgraf und Heemraden und eine 
Anzeige an den Grafen. 

05 ) So im wesentlichen Beekman S. j503, 1510. 

ti0 ) Vgl. Bd. 1 S. 254 Anm. 113 a. E. und unten Abschnitt V. 

f,T ) Siehe oben § 7 VI. 

■ >H ) Siehe namentlich die Verleihungsurkunden bezüglich der Güter 
und Herrlichkeiten des Herrn von Brederode in dem Alblasserwaard 
von 1409/10 (Mieris IV, 138), vom 31. Juli 1413 (Mieris IV, 243), vom 
25. Juli 1413 (Mieris IV, 243), von 1415 (Mieris IV, 356). — In den 
Verordnungen von 1413 findet sich folgende Klausel: ,,Ende hebben 
den seiven Heeren ende Ambachtsheeren aisulke gracie gegeven, waert 
dat 1mm hier namals verongelucte, ende sy den dyck niet houden en 
conrien oflf en wouden, dat zv dan die Goeden, Heerlicheeden ende den 
dyck v. weder overgeven mögen behoudeliken hem hoiren anderen 
Heerlicheeden ende goeden, die zy iiu hebben of! hier namaels krygen 
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§ 10 . 

Befreiungen von der Kabellast 

I. Grundsätzliches. 

1. Grundsätzlich war im Mittelalter in den meisten 
Gebieten all e s Land, das zum Deich gehörte, kabelpflichtig 1 ): 
Kein Land ohne Deich. Nicht ausgenommen von 
der Kabelpflicht waren insbesondere die Grundbesitzungen 
der Landesherrn, der kleineren Herrn, der Adligen, der 
Geistlichen, der Kirchen, der Klöster, der Städter. Mochten 
ihre Güter eine Fülle von Freiheiten gemessen, prinzipiell 
sollten sie von den Pflichten des Deichrechts mit ergriffen 
werden*). Dies wird wiederholt ausgesprochen, am all¬ 
gemeinsten wohl in dem Beschluss der Räte des Grafen 
von Holland für den Deich von Westfriesland im Jahre 1339* 1 ): 

„Dat alle die ghene, die land hebben in Vriesland, is’t 
onze Here die Grave, is’t die Here van Vorne, 
is t cloister, is’t ridder, is’t pape, is’tknape, wel- 
geborenjof porteren, die sullen hoefslach nemen van 
hören lande, d’iene gheliken den anderen“. 

ln einer Urkunde aus den Groninger Ommelanden von 
1371*) lesen wir dementsprechend: 

„Item religiosi, curati, divites, pauperes, 
nobiles et ignobiles, prout ipsis labor competit, per 
numerum jugerum laborabunt“. 

Im alten ostfriesischen Deichrecht heisst es in § 2: 

„Dat de Dyckschouweren alle Lande sollen laten 
beschrieven, so van Geistliken und Weltliken gebrucket 
worden se sinnen gelegen in der Hövetlingen Herrlich- 
eyden edder up anderen Platzen“ 4 ). 

mögen onbehyndert ende belast van den v. dyck te wesen.“ Siehe noch 
Bookman S. 1505 f. Vgl. auch Mieris IV, 420 (a. 1417), Mieris 111, 317 
(ft. 1375), Bd. 1 S. 254 Anm. 113. 

*) Siehe oben Bd. I S. 212 Anm. 148, G. de Vries S. 176 ff., Beek- 
man S. 382, Auhagen S. 50 f. 

*) Vgl. Bd. I S. 248 Anm. 86 a. 

*■) Mieris II, 614, G. de Vries S. 178. 

s ) Halsema S. 506. 

4 ) Ähnlich spätere ostfrieeische Deichordnungen, so die von Graf 
Enno aus dem Jahre 1539, ferner die D. 0. von 1541. 
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Das Deichrecht des Alten Landes schreibt vor (art. XIV): 

.Kein Guth im Lande es sey geist- oder weltlich ist von 
Teichen und Dämmen und für Teich-Richter und Schwären 
darauf! zu gehen und zu pfänden frey*. 

Auch sonst wird die Gleichheit von Geistlichen und 
Weltlichen, von Edlen und Unedlen, von Bürgern und Bauern 
betont 5 ). Und der Landesherr selbst unterliegt der Schau 
und der Pfändung der Deichbeamten 6 ) 7 ). 

Immerhin gab es von diesem Grundsatz, dass alles Land 
kabelpflichtig sei, Ausnahmen. 

2. Grundsätzlich gab es keine Preiung des ein¬ 
mal deichpflichtigen Grundstückes zum Schaden 
der übrigen Deichgenossen. Ein kabelpflichtiges Land sollte 
beschwert bleiben, und es sollte daran weder ein Privileg, 
noch Vertrag, weder die Standeseigenschaft des neuen 
Besitzers, noch Zeitablauf etwas ändern. Darum galt die 
Kabelpflicht als eine „ewige“ Belastung 8 ). Daher stammen 
die Grundsätze der Untrennbarkeit von Deich (Kabel) und 
Land 9 ), daher die Verbote, die Grundstücke ohne die Deich¬ 
last zu übertragen 1# ). Daher stammt das Rechtssprichwort, 
dass das „dyckrecht op den Zeeborch boven allen hantvesten 

*) Vgl. z. B. die Handveste von 1367 „an die in der Cronmenye 
geland sind' 1 (bei Santen S. 73), ,,zijn sy Papen, welgheboren, Poirteren ... 
dat sy heure hoefslagh ontfangen ende dijcken“ D. 0. für den Sparen- 
dänischen Deich von 1407 (Meylink No. 20, Beekman S. 384): „zyn 
geestelicke personen off waerlicke 44 . Siehe ferner die Belege aus 
späteren deutschen Quellen bei Auhagen S. 53 Anm. 2 . 

6 ) Deichbrief für das Land zwischen Maas und Waal von 1321. 
„Oick geven wij hem (den Deichgrafen) maght toe peynden aen ons selfs 
goeden, gelycke aen ander luden goede 44 . Deichrecht für Vollenhove 
von 1354—1387: „Item onse gnedyghe heor sal soe wal lyden dat men 
op syne bystere dyken rydet als een ander.“ 

7 ) Vgl. noch die Angaben bei Beekman S. 383 über die Kabel¬ 
pflichten des Landesherrn und die genauen Nachweise v. Thünens 
S. 48 ft. in Jeverland über die Kabelpflichten der Geistlichen, der 
Kirchenländereien, der Kirchspielshäuptlinge, Edlen, der Vögte, Richter, 
der Landeshäuptlinge. 

•) „Oude commer is last, dair alle lant in bedyct wort, als cost van 
jairscote, wege, wateringhe ende von synre dyckaedsen, die dair ewelic 
op moet bliven staen 14 . Angeführt von Beekman S. 385 aus Matthijssen 
Rechtsb. v. d. Briel 117 vom Jahre 1400—1405. 

°) Siehe oben S. 120. 10 ) Siehe oben S. 119 f. 
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gaet- 10 *). Daher bleibt auch bäuerlicher Besitz, der in die 
Hände von Herrschaften oder Bürgern übergeht, kabelpflichtig. 
Und darum werden der Kabelpflicht entzogene Grundstücke 
auch nach langer Zeit wiederum mit Kabeln belastet ,0b ). 

Auch von diesem Grundsatz gab es Ausnahmen. 

3. Die Grundbesitzungen, welche ausnahmsweise 
der Kabelpflicht nicht unterlagen und auch nicht zu dem er¬ 
weiterten Kreis der regulär HUlfspflichtigen gehörten, kann man 
,deichfreie“ Güter, „Freiländer“ („vryland“) nennen 11 ). Den 
Gegensatz zu ihnen bilden die „Deichgüter“, .. Deichländer“ 
(„dyckgoet“ 1 *), „dyckersland“*). Wir nennen die Länder, 
welche keine Kabel hatten, kabelfreie Länder. 

II. K a b e 1 f r e i h e i t e n. 

1. KraftPrivilegierung in den Vergabungs- 
urkunden. In den Vergabungsurkunden werden gewisse 
Ländereien für immer frei von jeder Kabellast gestellt. Diese 
Kabelfreiheiten waren also in den Gründungsprivilegien der 
Deich verbände enthalten, sie waren völlig verfassungs¬ 
mässig. Es sind insbesondere zwei Arten solcher Ländereien 
zu unterscheiden. 

a) Herrenländer („vroo nen“). Bei der Vergabung 
zur Bedeichung wurde in den Niederlanden vielfach ver¬ 
einbart, dass die Ansiedler eine bestimmte Anzahl von 
Morgen oder Gemeten f U r d e n Ve rgaberfrei zudeichen 
hatten zu ewigen Tagen 14 ). Die Grösse des frei zu 

10 •) Mieris IV, 693 (a 1423). 

i°b) Vgl. z. B. D. 0. Ennos II. von 1539 §1; D. O. Johanns von 
1642; Deichbrief für Erkemede von 1414. Auf die Frage nach der 
Verjährung ist erst in der folgenden Periode einzugehen. Über Un* 
vordenklichkeit siehe unten II 0. 

*’) Beekman S. 1664. Der Ausdruck ist aber vieldeutig und um¬ 
fasst in den Quellen nicht immer alle Freiländer. Siehe unten § 17 Anm.30. 

**) Siehe Aussprache von 1322 für den Lekdeich beneden Dams: 
,.dat nie dyckgoet en was ende vrij is van alle dycke.“ 

'*) Siehe die Handveste von 1534 bei Beekman S. 1674 am 
Ende. Es findet sich auch „dijkersgemet“. 

14 ) Siehe bereits Bd. I S. 150 Anm. 203. Aus der niederländischen 
Literatur ist besonders hervorzuheben: Verheije van Citters „Memorie 
over de vroon-leen-haymann en vrijlanden inZeeland - ' (Archief „Vroegere 
en Latere Mededeelingen v. i. B. v. Zeeland“ uitg. doer het Zeeuwscli 
Genootschap der Wetenschappen II Dl. Middelburg 1866 69 S. 32 ff). 
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deichenden Landes war bei den einzelnen Vergabungen 
verschieden (Vs Vo V« V» u. s. w.) ls ), zum Teil wurde auch die 
Lage der Preiländer bestimmt 16 ). Man nannte sie „vroonen“, 
das ursprünglich die Bedeutung von „Herrenland“ gehabt 
haben muss 17 ). Solche „vroonen“ finden wir in Seeland und 
Voorne. Die Verpflichtung der Siedler im Hinblick auf sie 
ist das Entgelt für die Vergabung 18 ). In Seeland gehörten die 
vroonen regelmässig dem Ambaehtsherrn des Neulandes und 
unterstanden, da die Ambachtsherrlichkeit zu Lehn verliehen 
war, lehnrechtlichen Grundsätzen. Wurden sie an dritte ab- 
veräussert. so behielten sie lehnrechtliche Eigentümlichkeiten 
und wurden als solche daher auch „Leenlanden“ genannt 19 ). 

b) Kirchenländer 20 ). Bei der Vergabung zur Be¬ 
deichung wurde in den Niederlanden vielfach vereinbart, 
dass die Ansiedler Ländereien für kirchliche Zwecke 
für i m in e r fr ei zu deichen hatten. Diese Prei¬ 
länder sollten dienen zur Errichtung von Kirchen nebst 
Zubehör und deren Unterhalt. Die Siedler übernahmen die 
Verpflichtung, wie es oft heisst, „zur Ehre Gottes“ oder 
„um Gottes willen •, oder zur Ehre Gottes der Jungfrau Maria 
und des Schutzpatrons. Die Länder werden als „Kirchen¬ 
länder“, „Gottesäcker“, „Kerkvroonen“* 1 ) bezeichnet; sie 
waren ja auch vom Standpunkt des Vergabers aus ab¬ 
gespaltene ..vroonen“. In späterer Zeit nannte man sie auch 
Länder ..pro ministerio divino“. Sehr oft musste V'uo des 

,B ) Siehe die Belege bei Yerheije van Citters a. a. 0. und 
Bookman S. 1669 ft. 

lö ) Siehe die Excerpto bei Beek man S. 1671 IT. (Voorne). 

17 ) Vgl. Bookman S. 1667. (Vgl. auch Siebs bei Heck Alt¬ 
friesische Gerichtsverfassung 1 * S. 36 zu dem friesischen „frana“). Die 
spätere Bedeutung iat%,Land # das ganz oder teilweise von Lasten frei ist“. 

18 ) Es ist juristisch nicht genau, die Verpflichtung als „Kaufpreis“ 
aufzufassen (so Verheije a. a. 0.); es handelt sich nicht um Verkäufe, 
bei denen ja Geldleistung notwendig gewesen wäre. Die Quellen 
sprechen bei diesen Vergabungen auch nie von Verkäufen. 

19 l Siehe Verheije van Citters a. a. 0.; man nannte sie auch 
„Leenvroonlanden“. Vgl. auch Bookman S. 107^. 

20 ) Die Kirchenländer sind von mir bei der Darstellung der Ver¬ 
gabungen Bd. I S. 145 fV. nicht erwähnt worden. Siehe über sie Beek- 
man unter ,,Pro ministerio divino“ S. 1347 ft*, (mit zahlreichen Excerpten). 

31 ) Siehe oben Anm. 17. 
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Neulandes als Kirchenland frei gedeicht werden 22 ). Anderswo 
wurde der Umfang abweichend bestimmt, und eine feste 
Anzahl Morgen vereinbart 28 ). Vielleicht ist auf solche 
Vereinbarung bei der Vergabung auch die Freiheit der 
Kirchenländereien in Nord Strand, von der Heim¬ 
reich berichtet, zurilckzufilhren 28 *) 

2. Kraft L a n d b e s c h a f f e n h e i t. Unfruchtbare 
Ländereien wurden in die Kabelverteilung nicht herein¬ 
gezogen 24 ). 

3. Kraft b e s o n d e r e r L a g e der Länder. Einige 
Länder waren und blieben kabelfrei infolge ihrer be¬ 
sonderen Lage. 

a) Die lediglich regelrecht hülfspfichtigen 
Grundbesitzungen. Sie traf keine Kabelpfiicht aber sie 
gehörten dem Deich insofern zu. als sie bei jeder aussergewöhn- 
licher Deicharbeit mit herangezogen wurden. Es handelt sich 
um Länder, die weiter vom Deich entfern11 agen 24a ). 

b) Es gehören ferner hierher dieHaymannlanden in 
Seeland* 5 ). Haymannen oder Haymannlanden sind Ländereien, 
die gegen die See durch ältere Schutzwerke eingefriedet 
waren, und die im Zusammenhang hiermit eine Kabelpflicht 
und regelmässig eine Hülfsptlicht nicht traf 26 ). Vornehmlich 

22 j Z. B. Mieris II, 818 (a. 1353): ,,So aullen die goede luden doen 
dyokon van hören doel omme Goods wille ter Kerke behoef van elc 
hondert ghemot laiids een ghemet.“ 

2S ) Z. B. Mieris III, 291 (a. 1874). 

l8a ) Heimreich Chron. Nordfr. lib. 3 cap. 4. ,,l)ie Kirchenlandereyen 
so frey seyn von aller Teichbeschwerung** bei Hackmann X n. 40. 

24 ) Siehe oben S. 47. - 4a ) Siehe unten § 14 IV 3. 

2ß ) Hervorzuheben ist auch hier die Abhandlung von Verheije 
van Gitters [oben Anm. 14]. 

20 ) Verheije van Gitters definiert: .Kone tegen de zee 
toegesloten verblij t'plaats.“ Vgl. auch Beekman S. 746 ff. Irrig ist 
die Deutung bei Verwijs en Verdam III S. 20 (,,\vaarschijnlijk benaming van 
door duinen ingealoten weiland“), die Beekman mit Kocht verwirft. 
Mir scheint am richtigsten die Ableitung von haag, haye, Einschliessung, 
Abschliessung, Einhegung (vgl. Verheije van Citters, Beekman S. 746, 
auch S. 745), dagegen durfte der Zusammenhang mit „manoir“ (Wohnung) 
abzulehnen sein. Ganz verfehlt scheint mir die von Beekman S. 747 
erwähnte, auch von ihm abgelehnte Ableitung von „Hye menne“ = Vrije 
mannen; dies sei von den Personen auf die Länder übertragen worden, 
und daher bedeute „Haymann“ das Land, das frei von Belastung sei! 
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auf dreierlei Art haben sich Haymannen gebildet Einmal 
sind sie dadurch entstanden, dass in den Gewässern zwischen, 
nahe aneinander gelegenen, bereits bedeichten Eilanden Land 
aufschlickte, das die Eiländer an einer Stelle miteinander 
verband. Man schloss nun dieses Neuland von der See 
ab, indem man gegen die schmalen Seearme, die an das¬ 
selbe heranreichten, Dämme errichtete. Vor den kleinen 
Abschlussdeichen bildete sich jedoch Vorland, das später durch 
den grossen Ringdeich, der die Eilande umfasste, vom Meere 
geschützt und mit zur Kabelpflicht bei ihm herangezogen 
wurde. Der alte „Haymann“ aber blieb ausserhalb der 
Kabelpflicht und Deichpflicht beim Ringdeich, trotzdem seine 
Abschlussdeiche verfielen. Die zweite Art, wie sich Hay¬ 
mannen gebildet haben, war die, dass sich an Land, das 
durch Dünen gegen die See geschützt wurde, Vorbedeichungen 
anschlossen, und das Dünenland ausserhalb einer Kabel¬ 
verteilung und Deichpflicht blieb. Die dritte Art vollzog 
sich durch Umdeichungen eines bereits rundum bedeichten 
Landes; letzteres blieb als Enklave für sich, unberührt vom 
grösseren Ringdeich, liegen trotz Verfalls seiner eignen Deiche. 

4. Kraft späterer herrschaftlicher Privi¬ 
legierung. Mitunter ist es auch vorgekommen, dass 
Landesherrn im Widerspruch zum bisherigen Zustand Land 
für kabelfrei erklärten. Hierher kann man wohl rechnen 
die Erklärung des Herrn von Heusden in dem Vertrage mit 
dem Grafen von Holland von 1273: „Et ego habebo quinque 
hoeven terre liberas ab omni aggere“ 27 ). Ebenso dürfte die 
Urkunde von 1242*®) hierher zu stellen sein, in welcher der 
Graf von Holland „dat lant dat leget tusshen Rotte ende 
Wilenesbrunne“, das ihm und einem anderen Herrn abgekauft 
worden ist, „vrij van allen dike‘ bekennt. Vor allem sehen 
wir aber später Personen im Besitz von Handvesten, die 
eine Freiheit von der Kabelpflicht garantieren 29 ); man wird 
hier zum Teil an herrschaftliche Privilegien zu denken haben. 
Übrigens konnte auch eine teilweise Kabelfreiheit (Freiheit 
von einigen bestimmten Deichen) verliehen werden. 

27 ) Bd. I S. 248 Anm. 87. 28 ) Borgh I, 391. 

* 9 ) Siehe z. B. Mieris IV, G9o (a. 1423), vgl. auch D 0. für den Lek* 
deich in der Marsche von 1">:>0. Vgl. noch unten § 17 II 4. 
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ö.Kraft Freiung seitens der Deichbeamten. 
In einzelnen Gebieten konnten die Deichbeamten eine Kabel¬ 
freiheit erklären. Dies war in Arkel bei einem Verkauf 
deichpflichtigen Landes der Fall, wenn der Verkäufer die 
Last mit Einverständnis der Heemraden auf anderes trag¬ 
fähiges Land legte* 4 ). Über die Kabelfreiheit des verkauften 
Landes wurde ein „Heemradsbrief* ausgestellt* 1 ). Auch in 
dem Deichverband des Lekdeichs beneden Dams konnte 
durch Deichgraf und Heemraden Land für ganz oder doch für 
teilweise kabelfrei erklärt w r erden. Dieses Land hiess Land, 
das „gevroent 1 -' ist, und die Urkunde, welche die Freiheit 
verbriefte, hiess „Vroenbrief* 8 *). 

6. Unvordenklichkeit'*). Konnte derjenige, der 
Kabelfreiheit für sein Land behauptete, sich auf Un vordenk¬ 
lichkeit berufen? Und wäre es dann also Sache der 
Deichverwaltung gewesen, die Vermutung der Freiheit durch 
Gegenbeweis zu entkräften? 

Im allgemeinen war eine Berufung auf Unvordenklichkeit 
nicht gestattet 84 ). Die Grundprinzipien des Deichrechts, 
nach denen alles zum Deich gehörige Land kabelpflichtig 
war und blieb, waren derart, dass sie nur durch den Nachweis 
eines anerkannten speziellen Titels gebrochen werden 
konnten. Infolgedessen erscheint es als Ausnahme, wenn 
in einer Verordnung für Walcheren von 1459**) der Beweis 
durch Unvordenklichkeit gestattet wird. Nach ihr kann 

8Q ) Siehe oben S. 123. 

#l ) Hierauf bezieht sich der verstümmelte Satz in dem Dijkskeur- 
boek des Landes v. Arkel von 1456: „Had ijemand Heemraedsbrieven, 
dat syn Land dykvry waar . . 

• f ) Siehe den Deichbrief von 1440 (Bd. I Einl. § 4b Anm. 407): 
„Ende wes Land den Dyckgrave van de Heemraden gevroent is, ofte 
gevroent sal worden, dat zal vry blyven, naar uytwysinge des Vroenbriefs; 
dat is te verstaen, dat vroeninge geen wapeninge is. 4 Siehe die 
weiteren Belege bei Beekman S. 385, aus ihnen ergibt sich eine nur 
teilweise Befreiung von der Kabelpflicht, indem die vroenlande ihren 
Hauptdeich behalten. Über wapeninge ‘ siehe oben § 7 Anm. 76. 

M ) Die Unvordenklichkeit ist von der Verjährung zu trennen. Siehe 
0. Gierke „Deutsches Privatrecht 4 * I S. 315. Freilich geht in den 
deichrechtlichen Quellen und in der Literatur der folgenden Periode 
Beides durcheinander. 

84 ) In der folgenden Periode war dies lebhaft bestritten. 

85 ) Die Verordnung wird mitgoteilt von Beekman S. 320 u. S. 1183. 
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Kabelfreiheit erhärtet werden, einmal dadurch, dass das 
Land als „vroonen, liaymann, leenlant“ nachgewiesen wird, 
weiter durch Handvesten und Briefe, die klar und deutlich 
sind, und schliesslich durch Unvordenklichkeit. In letzterer 
Hinsicht ist bestimmt, dass der Landeigener mit zwei seiner 
Magen schwören muss, dass das Land nach ihrer eigenen 
Wissenschaft Uber dreissig Jahre und länger freigewesen ist, 
und dass sie auch von anderen in Bezug auf eine entferntere 
Vergangenheit nicht das Gegenteil gehört haben 36 ,/. 

7. Kabelfreiheiten wurden zum Teil tatsächlich 
dadurch erreicht, dass mächtige Herren sich der 
Kabellast dauernd zu entziehen vermochten. Ein 
Beispiel bietet eine Mitteilung von v. Thünen aus 
Jeverland*’). Er gibt einen Bericht Uber die Entstehung der 
Deichfreiheit der Burgländereien des Kirchspielshäuptlings 
Rieklef von Roffhausen zu Anfang des 16. Jahrhunderts 
aus den Annalen des Remmer von Secdiek wieder, in dem es 
heisst: „Nur Rieklef von Roffhausen (einer der damaligen 
Regenten des Landes) wusste sich dieser Verbindlichkeit 
(zur BeihUlfe bei den Seedieker Deichen) durch sein Ansehen 
zu entziehen, und erhielt es dadurch, dass, als nun die ihm 
bisher mit zur Last gelegenen Madendeiche keiner weiteren 
Unterhaltung bedurften, seine Länder von allen Deichlasten (von 
der ordinären Unterhaltung der Pfanddeiche) befreit wurden“. 
Diese Freiheit entbehrte aber eines rechtsgültigen Titels. 

§ 1U 

Die Kabellast als Hauslast 

Die Kabellast erscheint ausnahmsweise als Hauslast 1 ). 
Für sie galten Besonderheiten. Es finden sich zwei Arten 
von Hauslasten. 

36 ) ,.En ist datt eenieh laut is, dat men niet claer bevinden en can 
oft eculdich is vry te wesen of niet, dat zullen die personell, die die 
voirsz. aerve toebehoort, of gehenden zyn hairen eed op te doene mit 
twee van hören magen, datier over dertich jairen ende daer te voren 
vry geweest heult en dat zy niet en hebhen hoiren zeggen, dat dyc 
oncost gehouden heeft noch dattet oncost sculdich is te geldene in 
dyekaisen in watergelden in sluysen of in nieuwen aerften.“ Über 
,,nieuwe aerften“ siehe oben S. Anm. 108 und unten § 151. 

• 7 ) S. 50 und 51. 

*) Siehe oben § 6 I 
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1. Warfhauslasten. In Ostfriesland werden zur Ent¬ 
lastung stark beschwerter Kirchspiele Häusern, die auf wüsten 
Warfen gebaut waren, Einzelkabeln zugewiesen 2 ). Der Haus¬ 
besitzer haftete für die Erfüllung der Deichpflicht wie ein 
gewöhnlicher Kabelhalter. Doch konnte er sich dadurch 
von ihr befreien, dass er das Haus abbrach. Dies war ihm 
aber nur gestattet, wenn er den Deich schaufrei überlieferte. 
Nach dem Abbruch des Hauses sollte der Eigentümer des 
Hügels den Deich noch solange unterhalten, als die Neu¬ 
errichtung eines Hauses vermutet wurde. Stand das Gegen¬ 
teil fest, so fiel der Hausdeich an das Kirchspiel*). Auch 
in Gelderland gab es aus früherer Zeit Kabeln, die auf 
Häusern als solchen lasteten, die im Deichbezirk lagen 4 ); 
vermutlich waren dies ebenfalls Warfhäuser. Nicht unwahr¬ 
scheinlich ist, dass sie hier ohne Erlaubnis der Deichobrigkeit 
nicht abgebrochen werden konnten 5 ). 

2. Deichhauslasten. Nach niederländischem Recht 
waren auf dem Deich erbaute Häuser nach Hausbreite 
deichpflichtig 8 ). Der Umfang der Deichpflicht umfasste im 
allgemeinen nur die gewöhnliche Unterhaltung 7 ), mitunter 
waren aber die Hausbesitzer lediglich zur Pflasterung der 
Deichstrasse verpflichtet 8 ). Eine Befreiung von der Deicli- 
last trat ein, wenn das Haus abgebrochen wurde, wenn der 

*) Siehe oben § 4 VI 1. 

8 ) Altes Ostfriesisches Deichrecht § 21: „So dar ock Hueßer worden 
afgebr^oken van den Warve, so sollen de vor den Dyck staen tho 
underholden, den de Warve eegen hören, von der Hueser wegen, so 
lange men vermodet ein Hueß up den Warft soll getimmert werden. 
Wurde averst geen Hueß up den Warft getimmert, so sollen de gemeine 
Karspel den Hueß-Dyck wedderumme an sick nehmen und up de Ge- 
meente forderen. Dann de dat Hueß van den Warft breckt, de sali den 
Hueß-Dyck ersten wohl gemaket so ferne idt sin vermögen wehre, 
wedder averlevern.“ 

4 ) Siehe oben § 4 VI. 1. 

5 ) Siehe Kol ff S. 45, der sich auf eine Urkunde von 1705 (Groot. 
Geldern» Placaetboek III S. 215) beruft. 

6 ) Siehe oben § 4 VI. 2. 

7 ) Keuren für Heenvliet (a. 1536): ,,vytghesondert inbrexen ofte 
gaten mitter zee in den dyck slaende“ („Versl. en Mededeel.“ I S. 201 ft). 
D. 0. für Erkemede von 1611 art. IV (siehe unten Anm. 0). 

8 ) G. de Vries S. 219. 
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Hausbesitzer „dem Deich wich“ 9 ). Dies war aber offenbar 
nur erlaubt, wenn der Deich schaufrei war. Die Hauskabel 
fiel dann an den Ortsbezirk, in dessen Schlag sie lag 10 ). 

Zweiter Titel 

Die Gemeinlasten 

§ 12 . 

Allfemeines 

Wir betrachten irn Folgenden die Gemeinlasten bei 
der Kleinkabeldeichung d. h. die Lasten, die von 
Deichverbänden und Ortsverbänden als „gemeine Werke* 
zwecks Deichunterhaltung und Deichwiederherstellung im 
Rahmen der Kleinkabeldeichung getragen werden 1 ). Nur 
von solchen gemeinen Werken sehen wir zunächst ab, 
welche die Tendenz, die Kleinkabeldeichung ganz zu be¬ 
seitigen, in ausgeprägter Weise aufweisen *). 

Diese ergänzenden Kommuniondeichungen haben einen 
sehr verschiedenen Charakter. 

1. Sie sind entweder Hülfen, die dem einzelnen Kabel¬ 
halter, den Deichverbänden und Ortsverbänden geleistet 
werden, oder Werke, die der Deichverband ausschliesslich 
im eigenen Interesse vornimmt. Die Hülfen sind ent¬ 
weder rechte Hülfen d. h. solche Hülfen, auf welche ein 
anerkannter Rechtsanspruch besteht, oder besondere Hülfen. 

2. Sie erscheinen entweder als die Typen einer fest 
ausgestalteten Rechtsentwicklung oder als die Folgen 

*) Siehe die Belege bei G. de Vries S. 221 aus den Jahren 1522 und 
156*1. Vgl. ferner Deichrecht für Erkemede von 1611 (Groot Gelderns 
Plakaetboek II 126) art. IV: „Des sulien die geene, die de selve huysen 

bewonen, den Dyck voor so verre haere woninge streckt.onder- 

houden ende bewaeren, teil waere de selve huyser off plaetsen 
met goeden wille verlaeten worden, off de Dycken door waters- 
noot quamen in te breeken, in welcken val de selve sulien kommen tot 
laste van’t gemeene landt.“ 

10 ) G. de V ries S. 220. — Nach dem Deichrecht vonErkeraede von 1611 
(Anm. 9) herrschte, abgesehen von den Hauskabeln, Kommuniondeichung. 
Daher kamen sie beim Abbruch des Hauses zu Lasten des gemeinen Landes 

*) Siehe oben § 1 und g 2. 

*) Über sie wird später im Zusammenhang gesprochen werden 
siehe § 20. 


Go«. igle 


Original from 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



159 


vereinzelter ausserordentlicher Massnahmen. Vielfach 
sind die ausserordentlichen Massnahmen Pioniere der Rechts¬ 
entwicklung. 

3. Sie beruhen entweder auf dem Gedanken, dass der 
Deich ein gemeinsames Schutzwerk ist, oder es bilden 
politische oder soziale Momente ihre Grundlage. Die 
ersteren stehen mehr unter dem Bann deichrechtlicher 
Grundsätze, und in ihnen regt sich lebhaft die Auffassung, 
dass alle herangezogen werden mlissen, die vom Wasser 
Schaden leiden können. Die anderen haben ihre trieb¬ 
kräftigen Keime in den Pflichten zur Landesverteidigung 
und Landesrettung, in den Pflichten der Nachbarschaft und 
Nächstenliebe. 

4. Sie werden entweder mehr aus den Deichverbänden 
von innen heraus oder von aussen krait landschaftlicher, 
insbesondere landesherrlicher Anordnung und Fürsorge 
geschaffen. 

5. Sie erscheinen entweder als Gemeinlasten in Einzel¬ 
fällen für den Deich im Ganzen und für einzelne an sich 
Dritten zugewiesene Kabeln, oder sie erheben sich zu 
ständigen Gemeinwerken an einem eigenen besonderen 
Deichstiick oder an einer besonderen Anlage oder Ein¬ 
richtung. 

6. Sie sind endweder rein persönliche Pflichten oder 
gleichzeitig Grundlasten oder reinere Grundlasten. 

7. Sie sind entweder naturalwirtschaftlicher oder 
geldwirtschaftlicher Natur. 

8. Sie lassen sich nach Massgabe des Zweckes, der 
durch sie in deichtechnischer Hinsicht erreicht werden soll, 
unterscheiden. Dieser Gesichtspunkt führt zu folgender 
Gruppierung: 

a) Deichausbesserung und Deichverbesserung im all¬ 
gemeinen (A), 

b) Deichverteidigung (B), 

c) Unterhaltung gemeiner Schläge (Ct. 

Diese letzte Unterscheidung ist der Darstellung zu Grunde 
zu legen. 
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A. Deichausbesserung: und Deichverbesserung: 

§ 13. 

Einleitung 

1. Die Gemeinlasten für die Deichausbesserung und Deich¬ 
verbesserung im allgemeinen sind entweder regelrechte 
Gemeinlasten oder Gemeinlasten in besonderen Fällen. 
Letztere liegen vor, insoweit sie selbst oder ihr Inhalt nur auf 
eine Anordnung für einen ganz besonderen Einzelfall 
zurückgehen. 

2. Zur Deichausbesserung gehört die Wiederher¬ 
stellung von Deichbeschädigungen, zur Deichver¬ 
besserung gehören die Deichverlegungen und Deich¬ 
verstärkungen. 


§ 14 . 

Regelrechte Gemeinlasten zwecks Wiederherstellung von 
Deichbeschädigungen 

I. Rechte Hülfen. 

1. In einer grossen Anzahl von allgemeinen Deichrechten 
wird dem einzelnen Kabelhalter bei Deichbeschädigungen 
ohne weiteres ein Rechtsanspruch auf Hülfe von Deich¬ 
verbänden und Ortsverbänden gewährt. Diesen rechten 
Hülfen für den einzelnen Genossen sind dann wieder rechte 
Hülfen für die Deich verbände und Ortsverbände angereiht. 
Von diesen rechten Hülfen ist zunächst ausführlich zu 
handeln (II—VIH). 

2. In einer Reihe von Verbänden fehlen rechte Hülfen. 
Von ihnen wird später gesprochen (IX) und alsdann die 
Frage nach dem älteren Rechtszustand beantwortet 
werden (X). 

3. In einigen Verbänden gibt es regelrechte Gemein¬ 
lasten zwecks zwangsweiser Wiederherstellung. Von 
ihnen wird am Schluss die Rede sein (XI). 

II. Voraussetzungen der rechten Hülfen. In den 
einzelnen Deichrechten wird die Hülfe, die der Kabelhalter 
zwecks Wiederherstellung von Deichbeschädigungen ver¬ 
langen kann, an verschiedene Voraussetzungen ge¬ 
knüpft. 
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1. In einer stattlichen Anzahl von Deichverbänden 
galten folgende Grundsätze: Hülfe kann der einzelne 
Deichhalter nur beanspruchen bei Wehlen im Deich, 
und wenn seine Kabel „gelobt - * war 1 ). 

а) Es müssen Wehlen im Deich vorliegen. Im 
niederländischen Recht werden sie als Waalen, Waden, 
Waaien 1 *), Kolken, auch alsBraaken bezeichnet. In Deutsch¬ 
land begegnen statt Wehlen*) sehr oft die Ausdrücke Kölke 8 ). 
Bracken 4 ). Alle diese Worte bedeuten zunächst grosse 
Löcher, die durch Deichbrüche hervorgerufen 
werden 5 ). 

Im allgemeinen kann man sagen, dass Wehlen im 
Deich dann vorhanden sind, wenn der Deich nicht bloss 
der Erden gleich („Maifeldgleich“ c ), „bis auf die Grönschwart“ 
* = grüne Kruste) 7 ), durchgebrochen, sondern sogar der 

Grund und Boden, auf dem er gestanden hat, eingerissen 
ist 8 ). Es muss also das gegeben sein, was man in Deutsch- 
s land auch mit Grundbrüchen bezeichnet 9 ). In manchen 

*) In Bezug auf niederländisches Recht siehe Beekman S. 1681 ff. 
la ) Siehe Beekman unter den angeführten Worten. 

2 ) Wehle findet sich z. B. im Spadelandsrecht art. VII. 

8 ) Z B. Altes ostfriesisches Deichrecht § 15. Oldenburg. D. 0. 
von 1658 art. 5. 

4 ) Z. B. Deichrecht des Alten Landes art. 4, art. 5 — Stedinger 
Deichrecht von 1446, Hammerbröker Deichrecht art. 24. 

5 ) Vgl. Hackmann, XX, 14ft. Heineken § XXXVI. Beekman 
sub „Waal.* 

t 

б ) Maifeld findet sich in diesem Sinne sowohl in Deutschland wie 
in den Niederlanden. Siehe Pufendorf „Observationes* I S. 476 
§ III: „Meyfeld gleich . . . wenn der Teich platt weg und der Erden 
gleich weg ist. Quae locutiones in Ducatu Bremensi, Comitatu Olden- 
burgico et Holsatia obtinent* und Beekman sub „Maaiveld*. 

7 ) Grönschwart findet sich ebenfalls in Deutschland und in den 
Niederlanden. Siehe über dies Wort Beekman sub „Groen zwaerde“. 
Sehr treffend wird hier auf unser heutiges „Schwarte* verwiesen. 
(Speckschwarte!) 

8 ) Vgl. Bremer D. 0. v. 1743 Cap. XIII § 4: „Daferne aber bey 
solchem Durchbruch oder Überstürtzung ein Stück Teiches nicht nur 
wie jetzo gemeldet, der Erden gleich Weggehen, besonderen auch 
darüber ... an selbigem Orte ein Kolck oder Wehl einreissen würde.* 
Ebenso schon Oldenburg. D. 0. v. 1658 art 5. 

9 ) Siehe Pufendorf a. a. 0. § IV: „Grundbruch dicitur, cum non 
agger solum penitus, sed etiam fundns, in quo positus et exstructus 
fuit, dirutus est, da nicht allein der ganze Teich, sondern auch der 

J v. Gierke, Geschichte des deutschen Deichrechts II. 11 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



162 


Digitized by 


Gegenden ging man allerdings nicht so weit, sondern 
begnügte sich mit einem Loch der Erden gleich 10 ). Andrer¬ 
seits gibt es Deichrechte, welche eine wahre Wehle erst 
dann anerkennen, wenn der Einriss in den Grund und 
Boden eine bestimmte Tiefe hat. So verlangt das 
Deichrecht von Vollenhove (1354—1387) eine Wehle, die 
mindestens einen Spaten tief ist 11 ). Das Deichrecht von 
Mastenbroek sagt in einem Zusatz vom Jahre 1453: „Datt 
wanneer ennige gaeten worden in den Dyke, die vyff voete 
diepe waeren, offte dieper, datt sali eine waede wesen. 
Ende datt salmen meeten vander grondtzwaerde (verderbt 
statt „groentzwaerde“) nedderwartz“ ’*). Hieraus sieht man 
deutlich, dass die Tiefe des Einrisses in dem Erdboden 
gemessen wurde. Nach der Verordnung im westerlau- 
werschen Friesland von 1534 ,s ) wird es als Wehle an¬ 
gesehen, wenn „in yemants dyck die sool ofte gront van 
deseluen een Hamburger tonne diep wech loopt“. 14 ) 15 ) 

b) Es wird aber nicht nur eine „Wehle“ verlangt, 
sondern auch, dass der „waedachtige* Deich „gelobt“ 
d. h. auf der Schauung für gut befunden war; man sprach 
davon, dass die Kabel schaubar gewesen und ohne Keure 
iiberritten sein musste. Den Gegensatz bildet der „ge¬ 
lasterde“, der „gelaakte“, der „gewrögte“, der „nicht über- 
rittene“ Deich. Während manche Deichrechte sich damit 

Boden und Grund, worauf selbiger erbauet und gelegt ist, mit aus- 
gerissen und ausgetrieben ist.“ — Soll dies die niederländische Be¬ 
zeichnung „Grontwaal“ andeuten? — Man beachte, daß Grondbraak 
im niederländischen Recht nicht Deichdurchbruch bedeutet, sondern 
Uferabbruch! Siehe Beekman S. 733. 

10 ) Vgl. den bei G. de Vries S. 180 und Beekman S. 1685 angeführten 
Beschluß der Staaten von Utrecht von 1703. 

11 ) Deichrecht von Vollenhove art. 37. Siehe auch den neueren 
Zusatz in art. 124. 

12 ) Deichrecht für Mastenbroek art. 44 nach Pufendorf 
„Observationes“ IV S. 479. Der Ausdruck Grondtzwaerde ist mir 
nirgends begegnet. Vergl. noch Beekman S. 733. 

J# ) Schwarzenberg Charterboek II, (353. 

u ) Weitere Belege aus späterer Zeit bei Beekman S. 1685. 
Ihnen kann noch hinzugefügt werden Deichrecht für Hasselt art. 28: 
„ Wanneer enige gaten in den dijk mogten körnen te breken, vijf voeten 
diep onder die groene sode, soo sullen Dijkgreve ende Heimraden 
hctselvo besteden.“ 

ir> ) Siehe auch altes ostfriesisches Doichrocht § 15. 
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begnügen von einem .gelobten“ Deich zu sprechen 16 ), 
fordern andere einen „vollen und gelobten“ Deich oder 
einen Deich, der „zum Schwären Lobe nachbargleich“ ge¬ 
macht war, oder einen Deich, der auf der letzten Schauung 
im Jahr gelobt worden war. Diese „letzte Schauung“ ist 
die Schau, auf welcher alles fertig sein muss 17 ). 

So lesen wir z. B. in der alten Handveste für den 
Alblasserwaard von 1277 

„In cujuscumque aggere pleno et laudato lacus, qui 
vulgariter wyle diciter, confractus fuerit, illum tota 
communitas dicte terre ad plenum tenebitur aggerare, si 
vero in aggere alicujus non laudato dictus lacus confractus 
fuerit, bona illius ponentur in ipsius lacus opere seu 
reparatione“. 

Im Deichrecht für Nienkerken und Osterstade von 
1500 ,# ) heisst es: 

„Offt eine Brake bröke, dat de Diek tho des Diek- 
grafen und Schwären Laue und Recht nachbarlick 
wehre gemaket und von rechten solten Water in 
sodann Brake queme, de Brake schall dat Land bringen 
sonder des Landesheren und Meyers schaden bauen 
Waters . .“ 

In der Döser-Deichordnung von 1661 *°) heisst es: 

„Wenn einer seinen Deich Nachbaren gleich und 
schaufrei gemacht und durch hohes Wasser und 
Verhängnis Gottes ein Bräck oder Wohl einge- 
stürzet würde, soll solches Werk (lies Wohl) oder Bracke 
vom ganzen Lande 2 Fuss über die grüne Sode oder Mitland 
(lies Mailand) gebracht . . werden“. 

,ö ) Z. B. Handveste für den Riederwaard von 1288 (Bd. I § 4 b 
Anm. 435), Handveste für den Swijndrechtschen Waard v. 1332 (a. a. 
0. Anm. 465), Deich-O. für den Dieffdeich v. 1284 (a. a. 0. Anm. 476), 
D. 0. für den Krimpenrewaard v. 1430 (Mieris IV 977). 

17 ) Siehe unten Abschnitt V. Nur ist hier noch auf einen Aus¬ 
druck aufmerksam zu machen, welcher bedeutet, daß der Deich auf 
letzter Schau gelobt sein mußte: Es ist die Bezeichnung, der Deich 
darf nicht unter zehn Pfund liegen (Mieris III, 614). Zehn Pfund ist 
nämlich die schwerste Strafe, die auf der letzten Schau verhängt wird. 

18 ) Bd. I EinL § 4b Anm. 447. 

lö ) Bd. I Einl. § 4a Anm. 42. 

20 ) a. a. 0. Anm. 280. 

11 * 
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Im Deichrecht für den Thielerwaard von 1409 21 ) ist 
bestimmt: 

„Waert saecke dat in der schauwe van Tielre Weert 
een waede breect nae der lester schauwen aen den 
Wael van eerden ende von tuynen, soe sal onse gemeyn 
Landt van Tielre Weert dat gelegen is in der eeninge van 
Tuyl die waede dycken ende hoegen“. 

Das Mastenbroeker Deichrecht**) sagt: 

„Wie synen Dyck ter lester Schouwe alsoe ge- 
maeckt heeft, dat hem die Heemraeden nyett en 
körnen, worde die Dyck dann waedachtig binnen Jaers, 
den Dyck solden die Erffgenaemen van Mastenbroeck op- 
dyken ten vollen warke- 1 * 3 ). 

Man ging in diesen Fällen davon aus, dass eine Wehle 
in einem gelobten Deich auf Zufall zurllckzuführen sei 24 ). 

Eine Sonderstellung nehmen einige Deichrechte ein, 
welche eine Hülfe bei einer Wehle in einem auf letzter 
Schauung gelobten Deich nur gewähren, wenn sie im Winter 
eingebrochen ist. So heisst es z. B. im Landbrief für Nieder¬ 
betuwe von 1439* 5 ): „Ende weert saick, als die laetste 
schou voirleden is, ende die dycken vollmaickt sijn, als sij 
die Heemraet gekoert heft, dat dan doer ongeualligheden 
in onse Lande daer nae tot Sinte Gertruden-dagh 86 ) 
toe eenige dijcken broeken schoirden of waedich worden, in 
wat manieren dat herkommen mucht, die gebraicken, ge- 
Bchoirden, waedige dycken willen wij, dat dat gemeyne 
erve . . . vol weder op doen maicken“ 87 ). 

Eine Sonderstellung nimmt ferner das Deichrecht von 
Vollenhove ein. Es gewährt volle Hülfe nur, wenn der 
Deich auf der letzten Schau gelobt war, bei gelästertem 

*>) a. a. 0. § 4b Anm. 387. 

**) Bd. I S. 65 art. 35. 

**) Deichrecht für Zalk art. 45 (a. 1431): »Wat dijke ter laatater 
schouve niet gemaakt en zijn, als zij geboden zijn, worden die wadig 
binnen jaars daar en sullen die Brfg. geene kost ofte schade toe 
gelden.“ Siehe auch art. 64 (a. 1485). 

* 4 ) Beekman S. 1681. 

M ) Bd. I Einl. § 4b Anm. 381. 

**) d. h. zwischen Herbstschau und dem 17. März. 

27 ) Siehe ferner Landbrief für Mna9 und Waal von 1534 (Groot 
Geld. Placaetb. I 25). 
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Deich gibt es eine Minimalhülfe, bei nicht gelästertem Deich 
eine mittlere Hülfe 28 ). 

2. In manchen Deichrechten wird bei Einbrüchen, die 
nicht speziell als Wehlen bezeichnet werden, oder bei Wehlen 
und anderen sch weren Deichbeschädigungen Hülfe ge¬ 
währt, wenn der Deich ein gelobter war. So wird in der 
Verordnung für Arkel von 1422 29 ) gefordert, dass in einem 
gelobten Deich „ongeval in ge viele van inbreken van groten 
water of ysganghe“. Nach dem Deichrecht für Heusden 
von 1273 30 ) aber muss ein gelobter Deich vorliegen, der 
„per inundationem aquarum* gebrochen wurde. Nach der 
Deichordnung für Kleve von 1575 muss eine „schoerung* 
in einem für schaubar erklärten Deich gegeben sein. Nach 
dem Landbrief für Oberbetuwe von 1383 81 ) wird Hülfe zu 
Teil bei einem gelobten Deich, der „waedigh wordt, mit 
ongevalle syn lenghde verloer“. Nach den Schaubriefen für 
die Lekdeiche in Utrecht 32 ) werden namentlich Wegbruch 
und Einsturz 33 ) des gelobten Deichs den Wehlen gleich¬ 
gestellt. Doch verlangt der ältere Brief, dass sie gefährlich 
sein müssen. 

3. In vielen deutschen und niederländischen Deichrechten 
wird Hülfe bei Wehlen angeordnet, ohne dass gesagt ist, 
dass der Deich ein gelobter gewesen sein muss 34 ). Allein 
entweder gehen diese Quellen davon aus, dass eine grobe 

* 8 ) Hierauf ist später zurückzukommen. Siehe unten S. 171. 

29 ) Mieris IV, 616. 

30 ) Bd. I Einl. § 4b Anm. 477. 

31 ) a. a. 0. Anm. 379. 

* a ) D. 0. für den Lekdeich boven Dams v. 1323, 1493, 1532, 1537 
(Bd. I S. 69); D. 0. für den Lekdeich beneden Dams v. 1454 art. 12 
(Bd. I S. 70). 

M ) „Waer oc sake, dat een dyk scoerde van strömen of soncke 
of wechbrake mit ongheval.* — „worde hy wadielijk offte dat hij 
schoet.“ Etwas Ähnliches muß auch „sleekboord* (D. 0. v. 1454 
art. XII ff.) bedeuten. Über diesen nicht völlig klaren Ausdruck siehe 
Beekman S. 1463. 

34 ) Im alten ostfriesi9chen Deichrecht § 15 wird ein Kolk von 
Mannestiefe gefordert. „War ock ein Kolck in dem Dyc breckt als ein 
Mannstall deep den Kolck soelen de Karspeli-Luide helpen slaen so 
hoch dat de dagelikes Vloet dar nicht averginge.“ Dagegen wird bei 
einem Gat, selbst bei einem Gat der Erden gleich, keine Hülfe gewährt. 
Siehe § 13. — Über die späteren Änderungen siehe unten Anm. 48. 
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Pflichtverletzung des Kabelhalters nicht Vorgelegen hat 35 ) 8C ) r 
oder es wird zwar schlechthin ein gemeines Werk an¬ 
befohlen 37 ), aber bei Pflichtverletzung des Kabelhalters blieb 
der Zugriff auf ihn gewahrt 38 ) 39 ). 

4. In einigen Verbänden hat der Kabelhalter einen 
Anspruch auf Hülfe bei gefährlichen Deichbeschädi- 

• 5 ) Vgl. z. B. Hammerbröker Deichrecht (Bd. I § 4 a S. 57) art. 24 
und 25: „Welken Landmanne grotes Stormes und grotes Waters 
ende Unwedders halven eine Brack brieket, den schoelen 
helpen alle de Landlude . . . Wanneer ein Brack brickt dat Godt 
mothe afkeren, so schall men sammelen van enem jewelken Landmanne. * 
Siehe ferner die Erklärung der Waarschappen des Diemerdeichs im 
Jahre 1637 (bei G. de Vries S. 186, Beekman S. 1682), Schaubrief für den 
Meerndeich von 1595 (PabstXXV), Altes Oatfriesisches Deichrecht § 15, 
Eiderstädt. D. 0. 1595 art. 14 u. a. In diesen D. 0. wird ganz un¬ 
entgeltliche Hülfe zugesprochen. Unmöglich kann sie aber dem 
zuteil geworden sein, der sich durch Pflichtverletzung an der Gesamt¬ 
heit versündigt hatte! Dies wird von G. de Vries Hauptstück X und 
Beekman a. a. 0. nicht beachtet. Siehe noch Anm. 39. 

80 ) Spätere Deichrechte statuieren ausdrücklich, daß keine Ver¬ 
säumnis des Deichhalters Vorgelegen haben darf. Vgl. die Verordnung im 
westerlauwerschen Friesland von 1534 (Schwarzenberg Charterb. II 653 
„sonder huer scult 41 ), Ostfries. Deichrecht von 1515 und Oldenb. D. O. 
von 1658 art. 5. 

87 ) Vgl. Mieris IV 26 (a. 1405): „Wanneer dat daer eenige waol 
braecke . . . dat alle die gene die gelandt oft woenachtich zijn tusschen 
den wercken v. dan sollen dijcken ende dien wael op brengen mit 
gemeen werk.* Deichrecht für Erkemede von 1356 (Bd. I Einl. § 4b 
Anm. 374): „Wairt saeke. dat daer een waede schoerde . . so sullent 
die Dieckgreve ind die Hemelraeden in der Kerken doen kundigen, 
dat die erfgenaemen komen op die waede.“ Accord zwischen West- 
zaan und Crommenij von 1584 (Privil. von W. und Cr. S. 84): „Waert 
datter eenigh Brokendijck, te weten eenigh Walen geviel ... so sullen 
die gemeen Buyren van W. ende Cr. den gebroken Dycke ofte Zeeburg 
mit malkanderen repareren . . . ten vollen Dyck toe.“ Siehe ferner 
die Satzung der Geestmerambacht von 1606 (G. de Vries S. 196), die 
Verordnung für Eescharen und Gassei von 1570 (Parlnget S. 682) art. 16. 
— Spadelandsrecht art. VII: „Wenn es sich zutragen würde daß ein 
Kog oder mehr durch Cberstürtzung des Wassers verfüllet würde und 
Wehlen einbrechen, sol das gantze Land dem Koge wiederumb zum 
Bestände zuverhelffen verpflichtet sein. (Innerhalb eines jeden Kogs 
war der Deich nach Kabeln verteilt; es wird also einfach eine 
Gesamtdeichpflicht des ganzen Landes statuiert, wenn Wehlen bei 
einem Kabelhalter einbrechen.) 

88 ) Vgl. auch Auhagen S. 63. G. de Vries Hauptstück X und 
Beekman haben dies nicht beachtet. M ) Siehe unten § 14. 
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gungen, falls er zur alleinigen Reparatur nicht im 
Stande war 40 ). 

Hier war es Sache der Deichverwaltung im Einzelfall 
zu prüfen, oh die Voraussetzungen Vorlagen. 

Das Deichrecht der Hemmen von 1453 41 ) fordert dabei 
besondere Eidesleistung des Gerichts: 

„Jef dy Dyck in enich hoeghe alsoe erich is, datter 
synt weiter rönnen jifta to breckt, datter also groet need 
is, dat dy jenne, deer da Dycken aech, hem naet moeghen 
meitia, so seelt bysjaen dy Grytman mei dat' Ruucht ende 
ist secke dat dio nede so great is, dat dy Grytman ende 
Riocht sydset by hiarra eede dat da jennen to sweer is 
deer den Dyck aech. so seelmen helpa mitter heia Myenta 
end dy jene, deer diin Dyck aech, den sada to reden“ 42 ). 

In gleicher Weise haben wir auch die Eintrittspflicht 
der Gemeinde in den Fivelgoer Busstaxen 4 *) und im Hunsi- 
goer Oberrecht 44 ) zu verstehen, nur dass hier eine Eides- 

40 ) Auch hier wird im allgemeinen vorausgesetzt werden müssen, 
daß keine Pflichtverletzung auf Seiten des Kabelhalters vorlag. 

41 ) Bd. I Einl. § 4 b Anm. 356. 

4 *) Beekman führt diese Stelle sowohl bei der Hülfe bei Wehlen 
S. 1623 als auch bei der Deichverteidigung S. 372 an. Sie gehört 
aber zu der Hülfe bei Deichbeschädigungen. Richtig Auhagen S. 60 
Anm. 1, der aber der Stelle (sowie den in Anm. 43 und 45 angeführten 
Stellen) insofern nicht gerecht wird, als er eine Eintrittspflicht schlecht¬ 
weg bei Unvermögen an nimmt. Offenbar muß es sich aber um gefähr¬ 
liche Schäden handeln. 

4S ) Bd. I Einl. § 4 b Anm. 327. Im Wortlaut angeführt Bd. I S. 186. 
Man kann ersichtlich diese Stelle nicht so verstehen, daß jedem Un- 
vermögenden stets volle Hülfe zuteil wurde! Man wird sie einmal auf 
denjenigen einschränken müssen, der nicht nachlässig war, ferner auf 
gefährliche Schäden, und schließlich wird der Umfang der Hülfe Grenzen 
gehabt haben. Ausgeschlossen scheint es mir, an eine lediglich frei¬ 
willige Hilfe denken zu wollen, dazu ist zu deutlich von Zwangspflichten 
die Rede; ausgeschlossen scheint es mir ferner, einen nicht dauernd 
gültigen Rechtssatz, sondern eine Maßnahme in einem besonderen Falt 
anzunehmen. Eine solche außerordentliche Maßnahme liegt vor in der 
Verordnung für Westfriesland 1319/20 (Mieris II 214, Meylink Nr. 143): 
„Dat in elken vierendeel van vriesland die rike luden den armen hären 
diken zullen helpen maken ter tijd toe dat die arme lüde also vercomen 
sien, dat sien selve maken moghen.“ 

44 1 3d. I Einl. § 4 b Anm. 328. Sie stimmen mit den Fivelgoer Buß¬ 
taxen überein. 
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leistung der Richter nicht stattfindet. Auch die Vorschrift 
des alten Humsterländer Deichrechts, nach welchem bei 
einem Gat, das weder der Kabelhalter noch seine sechs 
Sippesten dichten können, die grösseren Grundbesitzer helfen 
müssen, gehört wohl hierher 15 ) 415 ). 

Heranzuziehen ist auch noch die neuere ostfriesische 
Deichordnung von 1515, § 12 1T ): 

„Wann dar ock jenige grote Gaten breken in de tho 
gemetene Dycke in jenige Marcke und kundlich weren, dat 
de Mann gene Macht hadde dat gat alleine wedder tho 
slaen, so soelen em de gemeine Bueren in der Marek helpen 
tho slaen, indem iedt nicht by siuer Versumenisse bi 
gekahmen wehre“. 

Während also das alte ostfriesische Deichrecht nur bei 
Kolken, die Mannstief waren, eine Beihülfe anordnet, gewährt 
sie die neuere Deichordnung bei jedem grossen Gat und 
„kundlichem“ Unvermögen des Deichhalters 18 ) 49 ). 

45 ) Deichrecht von Humsterland § 1 (Siehe oben § 7 Anm. 116). 
Unrichtig ist es, wenn Auhagen S. 60 Anm. 4 und S. 67 hier an ein 
Spatenstechen zu vorübergehender Beihülfe denkt 

46 ) Das neuere Deichrecht für Humsterland v. 1562 hat den An¬ 
spruch auf Hülfe auf den Fall eingeschränkt, daß der Kabelhalter zur 
Bezahlung der Kosten der Hülfe imstande ist! Siehe art. 12 : „Chicer 
enighe scoerdyken in enige steden ofl tiden soe groet inbraecken, 
datter den lande s*caden van koemen mochte, en dat een 
twe off dre soe geringe niet weder maecken en künden ende 
doch de ge ne die den bro ecken dyk eegheden rijk genoech 
weren, soe sal ende mach dat dykrocht de hele sylvestinge . . . daertoe 
dwingen . . . ende slaen dat gadt oti'te poel voer den dagelix vloet . . . 
Ende daertoe sullen de gene de hoer dijk tobroecken was, de silvesten, 
die den dyck gemaeckt liebbcn, betalen Kost ende arbeitsloen. 1, 

47 ) Bd. I S. 26 sub 3. 

4ö ) Vgl. oben Anm. 34. Dagegen liegt keine Neuerung vor in der 
Betonung, daß keine Versäumnis vorliegen darf. Siehe oben Anm. 35. 

49 ) Unrichtig ist es, wenn Auhagen den friesischen Rechten S. 60 
Aiim. 1 das Deichrecht für Osterstade von 1664 art. 11 anreiht. Nach 
diesem ist bei einer Brake Hülfe zu leisten, wenn der Meyer nicht ver¬ 
mögend ist, oder wenn er Hülfe begehrt. Die entscheidenden Worte sind 
von Auhagen übersehen. — Verfehlt ist es, wenn Heineken S. 105 
allgemein für das Bremer Gebiet verlangt, daß der Deichhalter un- 
vermögend sein müsse. Mit Unrecht beruft er sich auf das Deichrecht 
in den vier Gohen von 141',) art. 14. Dieses spricht dem Meyer nur 
die Möglichkeit zu, selbst zu deichen. — Dagegen gehört teilweise 
hierher die Oldenb. D. 0. von 1658 art. 5. 
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5. Eine völlige Singularität ist es. dass nach dem Deich¬ 
recht für Cellemuiden aus dem 1(3. Jahrh. der HUlfsanspruch bei 
Wehlen von der Art der Wiederherstellung abhängig ge¬ 
macht wird. Der Deichhalter, welcher die leichte Form der 
Umdeichung wählt, hat keinen Anspruch, ihn bekommt nur 
der zugesprochen, der durch die Wehle hindurch deicht 50 ). 

III. Umfang der rechten Hülfe. Nicht gleichmässige 
Rechtssätze galten in den einzelnen Verbänden in Bezug 
auf den Umfang der Hülfe. 

1. Bei Wehlen und anderen Deichbrüchen ist meistens 
genau festgelegt, bis zu welcher Höhe der Kabelhalter 
beim Wiederaufbau Hülfe fordern konnte 51 '*). 

Hier lassen sich zwei Gruppen von Verbänden unter¬ 
scheiden: 

a) Solche, die nur eine geringere Hülfe, fast nur eine 
Nothülfe 51 ), gewähren. Es wird vorgeschrieben, dass der 
neue Deich etwas über das Maifeld, etwas Uber die 
Höhe der gewöhnlichen Flut erbaut werden musste. 
Deutsche und niederländische Quellen kennen diese 
Hülfe. Man schrieb z. B. vor ein oder mehrere Fuss oder 
Ellen oder eine Tonne „über Maifeld“, oder ein oder mehrere 
Fuss „Uber Wasser“, oder „eine Tonne hoch Uber Wasser“, 
oder „Kniehoch Uber Wasser“, oder schlechthin „boven 
waters“ u. a. m. 53 ) 5S ). 

50 ) art. 15: „Ende worde daer yemant waedich in synern dycke, wolde 
hy doer die wade dyken, daer sullen em die erffgen. toe helpen offen 
lioch der groen zwaarde. Ende die ghene, der die wade sijn is, sal 
dartoe teueren alle holt ende ruwaer. Ende wil hy omme dycken soe en 
Bat men hem nijet helpen.“ so ») Beek man S. 1086 ff. Auhagen S. 62. 

M ) Heineken S. 104. 

52 ) Vgl. z. B. Deichrecht für Salland (1308) art. 14, Schaubrief für 
den Meerndeich von 1595 XVI (Pabst „Bijleveld“ XXV), Deichrecht für 
den Veen- und Veitdeich von 1533 (Bd. I Einl. § 4b Anm. 398), Zeugnis in 
den vier Norderkoggen von 1576 (G. de Vries S. 194), Zeugnis der War- 
schappen für den Diemerdeich von 1537 (G. de Vries ISO), Deichrecht 
für Eescharen und Gassei art, 16 (a. 1570). Über Waterland und Zeevang 
siehe G. de Vries S. 1*9 ff. — Stedinger Deichrecht von 1446 (Bd. I 
§ 4a Anm. 301), Deichrecht in den vier Gohen von 1449 (Bd. I § 4a 
Anm. 261) art. 13, Deichrecht für Nienkerken und Osterstade von 1500 
(Bd. I Einl. § 4a Anm. 42). Döser D. 0. von 1612 art. 13, Altes ostfriesisches 
Deichrecht § 15, Eyderstädter D. 0. von 1595 art. 14. 

ßs ) Nicht zutreffend ist die Bemerkung Auhagens S. 62, daß es 
regelmäßig oder doch nach vielen Deichrechten genügt habe, den Deich 
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b) Niederländische Quellen gehen ausdrücklich weiter. 
Nach einigen von ihnen muss der Deich fast bis zur alten 
Höhe 54 ) oder voll bis zur alten Höhe 55 ) aufgerichtet 
werden, nach einigen sogar noch etwas höher, als der 
alte Deich war 56 ). 

Selten wird bei Wehlen nur bestimmt, dass die Hülfe 
sich soweit zu erstrecken hat, bis der Deich ausser Gefahr 
war 57 ). Hier lag die Entscheidung bei den Deichrichtern. 
Gleiches galt wohl da, wo bei gefährlichen Deichbeschädi¬ 
gungen und Unvermögen des Deichhalters Hülfe gewährt 
wurde, und nur von einem „Zuschlägen" des Loches oder 
einem Machen des Deiches die Rede ist 58 ). 

Vereinzelt wird in den Niederlanden auch nach der 
Grösse des Deichbruchs unterschieden. Nach dem Deich¬ 
recht für Althena von 1461 wird der Deich bei einer richtigen 
Wehle, d. h. wenn der Einriss in den Boden mindestens 
6 Fuss beträgt, in halber Höhe, bei einer kleineren Wehle 
nur einen Fuss über das nächste Ackerland hergestellt 59 ). 
Anders unterscheidet das Deichrecht für Vollenhove: Ist 
der Deich auf der letzten Jahresschau gelobt, so wird er 

in gleiche Höhe mit Maifeld zu bringen. Eine aolche Formulierung 
findet sich in den Quellen nur in dem Deichrecht von Cellemniden (1576), 
welches in der Frage der Hülfe bei Wehlen einen ganz singulären 
Standpunkt einnimmt. Siehe oben S. 169 Anm. 50 („effen hoich der groen 
zwaerde“). — Nach dem Deichrecht von Salland art. 15 war eine weiter¬ 
gehende Hülfe bei Gefahr vorgeschrieben. 

C4 ) Deichrecht für Heusden v. 1612 (Ouden hoven, Heusden S. 431): 
„op vijff voeten na de hoogte van de kruin van den Dijk“. Vgl. auch 
Deichrecht für Zwijndrecht von 1332. 

C6 ) Z. B. Handveste für den Alblasserwaard von 1277 (Bergh 11 
331), Deichrecht für Arkel von 1422 (Mieris IV, 615), Landbrief für 
Oberbetuwe von 1383 (Bd. I S. 67), Schaubriefe für die Lekdeiche in 
Utrecht von 1323, 1532, 1537, 1454 (Bd. I S. 69 u. 70), Deichrecht von 
Mastenbroek art. 35. Die betreffenden Ausdrücke sind „ten vollen“, 
»te hoefde“, „te vollen dyck“, „tot vollen aarden“ (unrichtig Auhagen 
S. 62 Anm. 4, der die letzte Bezeichnung den Ausdrücken „boven dat 
water“ usw, gleichsetzt). 

C6 ) Z. B. Deichrecht für den Krimpenrewaard von 1430, Landbrief 
für Niederbetuwe von 1439 u. a. 

ö7 ) Deichrecht des Alten Landes art. 5. 

r,K ) Es gehören hierher die oben unter II. 4 angeführten Quellen. 

Siehe Beek man S. 1689. Siehe auch G. de Vries S. 195 
(Gee3tmerambacht). 
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ganz von der Gesamtheit aufgebaut, ist er auf einer anderen 
Schau gelobt gewesen, so wird für zwei Drittel des Deichs 
Hülfe gewährt, war er auf einer Schauung „gelästert“, so 
hilft man nur eine Tonne hoch 60 ). 

2. Einige deutsche und niederländische Deichrechte 
verpflichten die HUlfspflichtigen, den errichteten Deich noch 
eine gewisse Zeit zu halten, ehe er dem Kabelhalter 
wieder eingepflichtet wird. Nach dem Deichrecht für Nien- 
kerkeu von 1500 61 ) „schall dat Land die Brake bringen 
bauen Waters unde de holden dre Ebbe und dre Flöte“. 
Nach dem Deichrecht des Hammerbroks 62 ) sollen „helpen 
alle de Landlute bet so lange, dat id holde dree Flode“. 
Sehr viel weiter geht der Accord zwischen Westzaan und 
Crommenij von 1534 63 ). Nach ihm muss der Samtdeich¬ 
verband Wehlen zum vollen Deich herstellen, das Vieren¬ 
deel aber, in dem die Wehle gebrochen ist, muss den Deich 
zur nächsten Frühjahrsschau übergeben einen Fuss höher 
als der alte Deich. 

3. Nicht ganz gleichmässig wird die Frage entschieden, 
in wie weit die Hülfe eine unentgeltliche sein musste. 
Im allgemeinen ist davon auszugehen, dass für die Hülfe 
kein Ersatz verlangt \v T erden konnte. Dies ist sicher im 
Zweifel anzunehmen, insoweit es sich um Erdarbeiten 
handelte 64 ). Im übrigen sind folgende Verschiedenheiten zu 
erwähnen. 

a) Einige Deichrechte heben ausdrücklich hervor, dass 
Pfähle, Stroh, Strauchwerk von den HUlfspflichtigen zu 
liefern sind, ohne dass Ersatz dafür vom Kabelhalter ver¬ 
langt werden kann. 

So lesen wir im alten Deichrecht für Vollenhove 
(1354—1387) ,:5 K „Ende die ruware ende palen sullen die 


i0 ) So sind die verschiedenen Vorschriften des älteren Deichrechts 
von Vollenhove (1354—1887) zu vereinigen (Siehe art. 37, 43 u. 47). 

6l ) Bd. I Einl. § 4 b Anra. 4‘J. 
oa ) Oben An in. 35. 

* 3 ) Privilegien van Westzaan den en Cromenij S. 84. 
w ) Sehr häufig ist in den Quellen hervorgehoben, daß es sich bei 
der Hülfe nur um Erdwerk handelt. Vgl. z. B. westerlauwersche Ver¬ 
ordnung von 1534 (Schwarzenberg Charterb. II. 663). 

cö ) Art. 87 (siehe aber die spätere Vorschrift in art. 124). 
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erffgenumen von der elufft bijhrengen“. Im Hammerbröcker 
Deichrecht art. 25'" 1 ) steht: .Wanneer ein Brack brickt, dat 
Godt mothe afkeren, so schall men sammelen Geld van 
enem jewelken Landmanne na Antale van Morgen to Morgen 
so ein jewelick Landmann im Lande Land helft, unde dar- 
van besorgen Pale unde Struck to Behof des Brackes 
Bevestinge bet to der Leweringe demjennen, dem de Dyck 
belangende is“. Nach dem Spadelandsrecht werden die 
Kosten für „Strauche und Pfahle dem Kog“ auferlegt 67 ). 

b) Nach anderen Deichrechten musste der Deichhalter 
Pfähle, Holz, Ruwaer (Stroh), Schiffe und andere Gerät¬ 
schaften selbst liefern und stellen. Liess er es dazu 
kommen, dass der Deichgraf dafür Geld auslegen musste, 
so hatte er den ausgelegten Betrag — mitunter sogar 
zweifach — zu ersetzen. Auch die Zehrungskosten für 
Deichgraf und Heemraden hatte er in gleicher Weise zu tragen. 

Im Deichrecht von Mastenbroeck (art. 35) heisst es: 
.Ende daer solde die genne die waedachtich geworden is 
nyet meer onraetz aff hebben dan ander erffgenaemen nae 
den beloope der Mergentale, anders dan hy gelden sali die 
schiphuyr, palen en ruwaer ende den Dijckgreue ende 
Heemraeden end oirs gesinne ende des Panders kost“. 

Nach dem Deichrecht von Salland (art. 15) müssen die 
Waedaclitigen „ghelden alle die ruwaer ende alle die pale 
ende alle dat holt, dat die Dyckgreue ghewonnen heuet 
ende ghebesicht op hären erve, twiuoldich also groot als 
hyt mit Heymrader bewysen mach op hoeren eet dat hi 
wtgheleget heuet. Ende alle des ghelike sullen si ghelden 
alle den cost, die die Dyckgreue ende Heymrader ende 
onse Pander ende des Dyckgreuen Knapen ende der Heym¬ 
rader . . .. die si gedaen hebben an eten ende an drincken 
ende an hoeren peerden“. Sie können aber dieser Ver¬ 
doppelung entgehen, wenn sie selbst für Verschaffung und 
Bezahlung sorgen: ..Meer weert sake dat die ghene, die die 
wade hoer were, al dit wunne, ruwaer, pale ende holt. . . 

,i,J ) Siehe oben Anm. 35. 

C7 j Spadelandsrecht art. VII führt nach den oben Anm. 37 mitgeteilten 
Worten fort: „So aber wegen Strauche, Pfählen und was mehr aeyn 
wird, zur Notlidurffc des Koges zu verschaffen, Beköstigung vorgelegt 
wird, sollen die Koges-Leute ohne Entgeltnis deren, die ihre hhlffliche 
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ende S3’t seluen \vt leeckden, soo en solde kem die Dyck- 
greue gkeen gelt eysscken rnoghen mit reckte“. 68 ) 

Einen deutlicken Einblick gibt auch der Landbrief für 
Oberbetuwe von 1383 6y ). Nack ihm muß die Kade d. h. der 
vorläufige Staudeick errichtet werden zur gesamten Hand 
vom ganzen Land: ..Ende weer dat saick, dat die waede of 
dat gat .... soe gedaen weer, dat men daer rouwair toe 
behoeffden of sckepen, als men die overgaen solde, soe 
sullen die geene, des die dyck, die waede of dat gaet. dat 
aen den dyck geworden weer, hoer weer, daer sckeepe 
ende ruwaer by brengen, die der Heemraet dachte dat 
nutte ende oerberlick weer; ende en deden sy des niet, 
soe solde die Dyck-Greve die ruwaer kopen ende 
schepen huyren ende alle gereetschap daer by brengen 
ende werwen . . Ende die ruwair ende schepen huyr 
ende alle kost van alle reytschappen, die op ten 
dyck gekomen weer, by des Heemraets geheit ende 
wysinge, sullen die geene gelden des die waede off 
dat gat hoer weer“. Ausserdem haben sie anteilsmässig 
die Kost des Deichgrafen und der Heemraden zu bezahlen 7U ). 

c) In einigen Gebieten ist dem Kabelhalter eine noch 
weitergehende Entschädigungspflicht auferlegt. 

Nach altem Stedinger Deichrecht von 1446 71 ) muss der 
Deichhalter, wenn das Land die Bracke über Wasser gebracht 
hat, antasten und -bessern die Bracke“; „eine jegliche Dupe 
und Rute lang und Fusses tief soll brechen eine halbe Bremer 

Hand darstrecken, auf des Koges und derselben Land bekösten, selbst 
verschaffen und bezahlen.“ Nicht das ganze Land, das zu Hilfe kommt, 
trägt also die Materialkosten, sondern der Kog, in dem die Wehlen 
eingerissen sind. Daraus folgt, daß sie dem einzelnen Kabelhalter 
nicht zur Last fallen, da dies sonst hätte gesagt werden müssen. 

**) Der art. 15 ist im Text nach der Handschrift wiedergegeben, 
welche Beekman benutzt hat. Siehe Beekman S. 1695. Der Abdruck 
bei Pufendorf Observ. IV S. 414 zeigt einige Abweichungen. Auf¬ 
fällig ist, daß nach diesem auch zu bezahlen ist alles „volck, dat die 
Dyckgrave gewonnen heefft“. Nach dieser Lesart richtet sich Auhagen 
8. 61 Anm. 4. 

*») Bd. I Einl. § 4 b Anm. 379. 

7# ) Siehe auch noch Deichrecht von Cellemuiden art. 15: Der 
Waedachtige, welcher durch die Wehle deichen will, muß ..leueren alle 
holt ende ruwaer“. 

7I ) Bd. I Einl. § 4a Anm. 40.'. 
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Mark, die zwei Teile des Bruches sollen haben die Deich¬ 
grafen und Geschworenen und den dritten Teil das Gemeine 
Land“. Hiernach muss der Kabelhalter den Deichbeamten 
und dem Land eine Entschädigung gewähren, die genau 
fixiert war 7 *). 

Das Deichrecht der Bremer vier Gohe 73 ) schreibt all¬ 
gemeiner in Bezug auf die Beihülfe vor: „Wat dat kostet 
schall de Meyer tho redelicker weise betheren “ li ). 

Nach dem neueren Deichrecht von Humsterland von 
1562 muss der Kabelhalter bezahlen „kost ende arbeitsloen“ 
gemäss der Schätzung von zwei Deichrichtern 75 ). 

In allen diesen Fällen stand sich der Deichhalter immer 
noch besser, als wenn ihm keine Hülfe geleistet wurde, 
denn alsdann war er auf sich allein angewiesen und bei 
Nichterfüllung seiner Pflicht einem weitergehenden Zugriff 
ausgesetzt 7G ). 

IV. Die HUlfsverbände. Die Deichverbände und 
Ortsverbände, welche zur Hiilfsleistung verpflichtet sind, 
erscheinen mehr oder weniger als Sonderverbände, Teilver¬ 
bände oder Samtverbände. Ihre HUlfspflicht ist entweder 
eine primäre oder eine subsidäre. 

1. Vielfach hatten primär Sonderverbände oder Teil¬ 
verbände einzutreten. Es kamen namentlich Angehörige des 
Ortsbezirks in Betracht, in dessen Deich sich der Deichbruch 
ereignet hatte; so werden als hülfspflichtig erklärt Angehörige 
des Kirchspiels, des Dorfs, der Kluft eines Kirchspiels, der 

,a ) Mit Recht weist Auhagen S. 61 Anm, 4 auf die Ähnlichkeit dieser 
Bestimmung mit der Vorschrift des Deichrechts für Nienkerken von 
1500 hin („doch schall dar Beterung up geschehen als ein rode lang und 
3 Yote deep ein Bremer Mark“). Die Ähnlichkeit ist noch eine weiter¬ 
gehende als Auhagen annimmt. — Die Vorschrift des alten Stedinger 
Deichrechts ist später zu ungunsten des Brackmanns abgeändert 
worden. 

7 *) Von 1449 art. 13. 

"*) Nach Heineken S. ins und 109 ist hier nur an Material- und 
Zchrungskostcn zu denken. 

7S ) Siehe oben Anm. 46. 

~ 0 ) In Stedingen und in den vier (lohen wurde beim ungelobten 
Deich sofort auf das Gut des Meyers gegriffen und damit die Brake 
gestopft, alsdann setzte die Verspätung ein. Nach Humsterländischem 
Recht wurde bei Nichthülfe der Deich verdungen, und der Deichhalter 
hatte den doppelten Arbeitslohn zu zahlen. 
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Mark, des Polders 77 ). Sehr häufig aber sind es grosse 
Samtverbände, die primär Hülfe leisten. Sie setzen sich 
zusammen aus Angehörigen von Ortsbezirken (oder aus 
einer Gruppe von Ortsbezirken), welche zu dem betreffenden 
Deichring oder Deich gehören 78 ). Die Ortsbezirke können 
im Deich in Gemenglage liegen oder nicht. 

In Bezug auf manche Deichstrecken lagen die Ver¬ 
hältnisse verwickelter. So kommt es vor, dass die 
primäre HUlfspflicht zwischen Teilverbänden und Samt¬ 
verband so geteilt ist, dass der Samtverband zunächst bis 
zu einem bestimmten Grade deichpflichtig ist und dann von 
dem Teilverband, in dessen Deichschlag sich der Bruch 
ereignet hat, abgelöst wird 79 ). Gemäss anderen Deich¬ 
ordnungen wird nach dem Grad der Deichbeschädigung 
unterschieden; nur in schwersten Fällen tritt der Samtverband 

77 ) Z. B. nach den Fivelgoer Bußtaxen und dem Hunsingoer Ober- 
recht die Hammerken, nach ostfriesischem und eyderstädtischem Recht 
das Kirchspiel (Mating), im kleinen Hammerbrok das Land (die Land¬ 
leute), in Vollenhove jede Kluft des Kirchspiels, in Zalk und in 
Hasselt jedes Kirchspiel, nach der Keure der vier Ambachten (1242) 
jede Ambaeht, auf dein Eiland Texel jeder Polder. 

78 ) Vgl. z. B. Deichrecht fllr Mastenbroek (die gemeine Erffgenamen 
der Kirchspiele des Landes), Deichbrief für Veluwe von 1370 (die Bauern¬ 
schaften des Landes); in den Waarden Südhollands tritt der ganze 
Waard ein, der in eine Anzahl vön Ambachtsbezirken zerfallt; in den 
vier Norderkoggen Westfrieslands leistet nicht das einzelne Dorf, 
sondern „het geheele corpus der vierNorder Koggen“Hülfe. Im Alten Lande 
ist die „Meile 11 hülfspflichtig, nach Spadelandsrecht das ganze aus 
mehreren Kögen bestehende Land, in Kleve und in der Altmark die 
„Schau**, welche verschiedene Kirchspiele oder Dörfer vereinigt. Dies 
sind alles nur Beispiele, die wir aus der Fülle des Materials heraus¬ 
greifen. 

79 ) Nach dem Akkord zwischen We9tzaan und Crommenij von 
1534 (Privil. S. 84) hatte der Samtverband aufzudeichen zum vollen 
Deich, das betreuende Vierendeel aber, in dessen Schlag der Bruch 
gefallen war, mußte allein die Kabel noch einen Fuß höher machen 
und so die Kabel zur Frühjahrsschau übergeben. In der Geestmer- 
ambacht fiel nach der Satzung von 1603 bei Wehlen die Reparation 
am Seedeich der Ambaeht zu bis zu vier Fuß unter der alten Höhe 
des Deichs, während dem betreffenden Dorf der weitere Aufbau zukam. 
(G. de Vries S. 195.) Ich rechne hierher auch das Deichrecht der 
Hemmen von 1453 § 7 und verstehe die Stelle so, daß der Samtverband 
helfen muß, den Deich von Erden wiederherzustellen, daß aber das be¬ 
treffende Dorf, in welchem der Deichbruch eingetreten ist, für die Soden- 
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ein, in leichteren der betreffende Teilverband 80 ). Als An¬ 
gehörige der HUlfsverbände kommen die Gemeindeglieder 
als solche oder die Grundbesitzer, die Hausbesitzer, 
die Kabelbesitzer in Betracht. 80 4 ) 

2. Deutsche Quellen kennen auch subsidiäre HUlfs- 
pflichten. Sie sind gegeben, sobald es den primär ver¬ 
pflichteten Verbänden zu schwer fällt, die Hülfe allein zu 
bewerkstelligen. Mit Vorliebe erklärte man in dieser Weise 
benachbarte oder übergeordnete Verbände stufenweise für 
hülfspflichtig 81 ). 

3. Insoweit es sich um primäre HUlfspfliehten handelt, 
ist stets der Gedanke massgebend, dass der Deich ein 
gemeinsamesSchutzwerk ist. Er ist vielfach, insbesondere 
beim Samtverband so durchgeführt, £ass alle durch den 
Deich geschützten Grundstücke hülfspflichtig sind. 

Oft deckt sich die Gesamtheit der HUlfspflichtigen und 
Kabelpflichtigen innerhalb des HUlfsverbandes. Doch ist 
dies nicht immer der Fall. Die Gründe sind verschieden. 
Hervorgehoben mag werden: 

Zubereitung sorgen muß. Es wird nämlich nach den oben S. 107 wieder¬ 
gegebenen Worten fortgefahren: „Item in hoekera hem dattet meenwirck 
falt, so scei dy hem den sada to reda buta dera ora hemena schada als for 
scriouwen is.“ Die Worte „to reda*' übersetze ich mit „zu bereiten“. — 
Unrichtig ist jedenfalls die Erklärung Auhagens S. 60 Anm. 1, 
welcher „reda“ mit „retten“ übersetzt und das Wort „to“ völlig 
übersieht. (Siehe übrigens bereits Bd. 1 S. 190.) Vgl. noch Spadelands- 
recht art. VII. 

*•) Westerlauwersche Verordnung von 1584: „Als in yemanta dyck 
die sool ofte gront van deseluen een Hamburger tonne diep wech loopt, 
dat als dan van der Grietenyen onder wyens deel dat geuallen 
is, gelyck sullen gehouden wesen die te slaen myt aerdwerck . . . 
tmochte oick geschien dat die gaeten ende wdelen dieper dan voorsz. 
is vielen, dat zal geschien ende gerepareert worden tot costen van 
der gemeeyne Grietenyen ende Steden (d. h. von allen Gerichten und 
Städten, die in dem Deich zwischen Roode Klif und Veenhuizen Hoef- 
schlag haben)“. Schwarzenberg II 635. 

80 *) Siehe unten V. 

8l ) Z. B. sind nach altem ostfriesischen Deichrecht art. 15 subsidiär 
nach dem ersten Kirchspiel hülfspflichtig die Kirchspiele zu beiden Seiten; 
nach der D. 0. für die Lande Eiderstedt, Everschop und Utholm von 
1595 muß subsidiär jede Landschaft (weiterhin müssen die drei Land¬ 
schaften zusammen) eintreten; nach dem Deichrecht des Alten Landes 
helfen der einen Meile subsidiär die beiden anderen. 


Go igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



177 


a) Es werden in die Hülfspflichten auch die Besitzer 
kleinerer Stellen ohne Ackerland und Hausbesitzer, 
die keine Kabeln besassen, hereingezogen. Es handelt 
sich vornehmlich um die Kossäten. Sie sind insbesondere 
als Gemeinde-Glieder letzten Ranges 82 ) hülfspflichtig. 85 ) 

b) Der HUlfsverband erstreckt sich über die kabel¬ 
pflichtigen Grundbesitzungen hinaus auf die entfernter 
liegenden, an sie angrenzenden Gebiete. Die 
Länder dieser angrenzenden Gebiete sind also lediglich 
regelrecht hülfspflichtige Grundbesitzungen 84 ). 

So besassen in den Bremer vier Gohen die anschiessenden 
Grundbesitzer der einzelnen Ortsbezirke Kabeln in den Deichen 
an der Wümme, aber die vier Lande waren insgesamt, 
d. h. mit Einschluss der binnenwärts gelegenen, nicht kabel¬ 
pflichtigen Grundstücke hülfspflichtig 85 ). So waren in den 
Ostedeich der Bauerschaft Hüll nur 30 Personen eingewiesen, 
bei Deichbrüchen aber trat ganz Hüll ein 86 ). Beim Diemer 
Seedeich waren die angrenzenden Länder mit Kabeln beteiligt, 
allein die weiter binnenwärts gelegenen Dörfer hatten bei 
Wehlen und auch in anderen Fällen beizutreten. Die nur 
hülfspflichtigen Länder nannte man hier „waalplichtige 
Landen“ 87 ). Beim Lekdeich boven Dams 88 ) existierte eben¬ 
falls ein doppelgliedriger Samtverband, bei welchem die 
eine Gruppe der Glieder Kabeln im Deich zur ordinären 
Unterhaltung hatte und hülfspflichtig war, während die 
andere Gruppe nur Hülfspflichten traf. Die Länder der 
ersteren Gruppe hiessen „dijkplichtige landen“; sie hatten 
„Deich“, sgn. „Landdeich*; die anderen, welche nur bei 
aussergewöhnlichen Umständen eintraten, nannte man später 
„kontribuable“ Länder. 

83 ) Vgl. Bd. I S. 239, ferner Deichrecht für Vollenhove (1354—1387) 
art. 49 tt. Deichrecht von Zalk (1579) art. 114. 

M ) Siehe unten V 1. 

84 ) Siehe oben § 10 II f 3 a. 

85 ) Vgl. Heineken S. 88 u. 107. 

M ) Siehe Hahn S. 136 u. 141. Genau dasselbe dürfte ursprüng¬ 
lich auch für Altendorf anzunehmen sein, wo nur das sogen. Deichfeld 
Kabeln hatte. Siehe auch Bd. I S. 208 Anm. 137. 

87 ) Siehe Beekman S. 498 u. 1011 tt. 

M ) a. a. 0. 

J. v. Gierke, Geichicht« des deutschen Deichrechts II. 12 
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Beim Sparendamm haben im 16. Jahrhundert die an¬ 
grenzenden Ambachten Schläge, aber Eintrittspflichten und 
HUlfspflichten treffen ganz Rijnland 89 ). 

Diese HUlfspflicht nicht kabelpflichtiger Grundstücke ist 
auf verschiedene Umstände zurückzuführen. Sie kann 
der Rest einer früheren umfassenderen Deichpflicht sein, so 
war es vielleicht in Hüll. Sie kann aber auch ein Erzeugnis 
der Hereinziehung in einen Teil der Deichpflicht sein. 
Diese Hereinziehung kann im Anschluss an eine fort¬ 
schreitende Kultivierung der binnenwärts gelegenen Distrikte 
erfolgen. Sie beruht immer auf dem Gedanken, dass alles 
durch den Deich geschützte Gebiet deichpflichtig zu machen 
ist; es kommt aber nicht zu neuen Einweisungen in den Deich 
zur Sonderunterhaltung, sondern zu Erweiterungen der 
kabelpflichtigen Gesamtheiten in Bezug auf HUlfspflichten 90 ). 
Solche Erweiterungen liegen unzweifelhaft beim Diemer- 
deich, Lekdeich und Sparendam vor 90 *). Bei letzterem lässt 
sich die Erweiterung ganz genau verfolgen. Nach ver¬ 
schiedenen Beihülfen und Prozessen wurde im Jahre 1544 
ein Vertrag geschlossen 900 ), in welchem die Rijnländer alle 
Bollwerke und Spatendeiche annahmen und sich verpflichteten 
„mitten Dijcplechtigen van den Dijck alle grontwalen helpen 
stoppen ende maiken vier voeten hoeger dan de Dijk aen 
beeden zyden van de grondwale gelegen in der tyt wesen 
sal, Mergen Mergens gelyck zoe wel van stof als arbeyt“. 

Eigenartig war die Entwicklung auf der Insel 
Walcheren 91 ). Hier bildete sich ein grosser Samtdeich¬ 
verband durch das Zusammen wachsen der vier Wateringe. 
In jeder Wateringe hatte man bisher ordentliche und ausser¬ 
ordentliche Unterhaltung unterschieden. Zum Zweck der 

w ) Siehe unten Anm. 90 a. 

®°) Über die Entstehung von Samtdeich verbänden als Beihülfe- 
gemeinschaften siehe Bd. I 8. 213 ff. 

Vgl. Meylink S. 123 ff, Fruin S. 227. 

®°t>) Bei Meylink Nr. 268. 

91 ) Zum Folgenden siehe die eingehende Darstellung von J. Verheij e 
van Gitters (.Vroegere en Latere Mededeelingen v. i. B. v. Zeeland“ 
uitg. d. het Zeeuwsch Genootschap der Wetenschapen II Deel Abhandl. II 
u. III.) Einiges aus ihr bei Beekman S. 499 und sonst. Vgl. auch Fr. 
Müller a. a. 0. S. 253 ft. 
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gewöhnlichen Unterhaltung war der Deich in Kabeln ver¬ 
teilt, die ausserordentliche Unterhaltung wurde durch Um¬ 
lagen in Geld bestritten. Infolge der Zusammenschlickung 
der Wateringe 9 *) gingen diejenigen bisherigen Seedeiche, 
welche nicht mehr als Aussendeiche filr das ganze Eiland 
in Betracht kamen, ein. Das bedeutete aber für zwei 
Wateringe den Fortfall aller Deiche, weil sie da, wo sie 
jetzt noch hart ans Meer anstiessen, durch Dünenketten 
geschützt waren. Infolgedessen wurden sie von jeder 
gewöhnlichen Deichunterhaltung frei. In Bezug auf die 
aussergewöhnliche Unterhaltung aber wurden sie für die 
noch vorhandenen Seedeiche der anderen Wateringe ver¬ 
pflichtet. Man kann sagen, man behandelte sie wie entfernt 
liegende, angrenzende Länder, die man als zum Deich 
gehörig betrachtete und hereinzog, aber nicht kabelpflichtig 
machen wollte. Sie zahlten mit „Waterpenninge“. Die 
Länder der anderen Wateringe dagegen hatten Kabeldeich 
und zahlten Waterpenninge. So unterschied man auf der 
ganzen Insel einerseits waterhoudende, andrerseits dijck- 
en waterhoudende Gemeten! 9,, ) 9 * b ) 

c) Innerhalb der Sonderverbände und Samtverbände 
gibt es Sonderstellungen, welche eine Isolierung von 
Kabelhaltern in Bezug auf Hülfen herbeiführen. So 
stand in Zalk das Haus Buckhorst mit seinen Deichschlägen 
selbständig für sich da 98 ). In dem Deichrecht für Masten- 
broek heisst es bezüglich der Kabeln des Bischofs von 
Utrecht, der Stadt Zwolle und der Erffgenaemen Wolters 
van Voerst: „Die en daruen (brauchen) nyemandt helpen, 
ende hem en derff niemandt wedder helpen“. 1 "•) 

M ) Siehe oben § 3 Anm. 34. 

•*•) Nach Verb. v. Citters a. a. 0. beziehen sich die „water¬ 
penninge“ nur auf Reiawerk, Pfahlwerke, H&upter, im Gegensatz zum 
Erdwerk. Sie kommen aber auch bei sonstigen außergewöhnlichen 
Maßnahmen insbesondere Deichbrüchen und Einlagen in Betracht. Siehe 
Beekman S. 1690, 883. 

•*t>) Ganz selten werden auch andere Grundstücke, die Kabel- 
freiheii genossen, regelrecht hülfspflichtig gemacht. Siehe unten 
Anm. 144 a. 

*•) Deichrecht für Zalk art. 88 f. 

91 ») Deichrecht für Mastenbroek art. 35. 

13* 
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d) Es finden sich Befreiungen Kabelpflichtiger von 
den Hülfslasten 94 ) (Adel, Geistlichkeit). 

4. Bei den subsidiären HUlfspflichten ist gleichfalls oft 
der Gedanke massgebend, dass der Deich, der gebrochen 
ist, Teil eines gemeinsamen Schutzwerkes ist. Allein 
mächtiger wirkt die Idee nachbarlicher und politischer 
Zusammengehörigkeit 95 ). 

Dass hier Kabelpflicht und HUlfspflicht oft stark aus¬ 
einandergerissen waren, liegt in der Natur der Sache. 

V. Inhalt und Verteilung der rechten HUlfspflicht. 

1. Die älteste Art der HUlfeleistung ist naturalwirt¬ 
schaftlicher Natur. Sie ist ein Wiederaufleben der alten 
Kommuniondeichung und trägt, wenn auch Veränderungen 
im Laufe der Zeit eingetreten sind, unverkennbar ihre 
Züge 96 ). Sie ist ein „gemeines Werk* des Sonderverbandes, 
Teilverbandes oder Samtverbandes, das in Hand- und 
Spanndiensten, auch in Materiallieferung besteht. Sie ist 
reine Gemeindearbeit oder gemeinschaftliche, ihr nachge¬ 
bildete Arbeit. 

Vielfach findet sich eine Verteilung unter die Gemeinde¬ 
glieder als solche. Hier wird nach der Gemeindeglied- 
stellung unterschieden und verteilt. Insbesondere kamen 
Vollbauern, Halbbauern und Kossäten in Betracht. So 
mussten nach dem Deichrecht fUr Zalk bei einem Deich¬ 
bruch die ganzen Erben zwei Mann, die halben Erben einen 
Mann stellen, die Kossäten einen Tag in der Woche 
arbeiten 97 ). Nach dem Deichrecht für Vollenhove werden 
gemeine Werke mit Wagen und Pferden, gemeine Werke 
mit Spaten, Äxten, Handgerätschaften und schließlich gemeine 
Werke der Kossäten unterschieden 98 ). Es findet sich ferner 
die allgemeine Vorschrift, dass bei einem gemeinen Werk 
jedes Haus einen Mann stellen muss 99 ). 

M ) Siehe unten VH. •*) Vgl. Bd. I S. 219. 

•®) Vgl. oben § 6. 

• 7 ) Deichrecht für Zalk (a. 1573) art. 43: .Süllen die hele erven twie 
man8 stellen, die halve erven eenen, die Koeters eenen dach in die 
weke, so langhe hun die Dyckgreve und heymraden den Dyck offgenomen, 
den overreden ende gelovet hebbe." 

M ) Siehe oben § 5 Anm. 7 und 10. 

M ) a. a. 0. Anm. 15. 
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Häufig ist eine Verteilung unter Grundbesitzer an¬ 
geordnet. Mitunter werden nur Grundbesitzer, die eine 
Mindestgrösse an Grundbesitz aufweisen können, berück¬ 
sichtigt, und es wird unter sie so verteilt, das jeder in 
Person mit den nötigen Gerätschaften erscheinen oder einen 
tauglichen Vertreter schicken muß. Dies war nach der 
Deichordnung für den Meerndeich von 1545 (art. II) 100 ) der 
Pall: „Süllen ten gebode van . . . Heemraden ten dijck 
comen alle die ghenen, die onder denselven Marendijck vier 
mergen lants offte meer gebruycken elcx in persoon ofte 
seynden een weerachtig man tot love van den Heemraden 
met schuppen, spaden, griepen, bylen, burryen off andere 
instrumenten“. Dabei ist noch vorgeschrieben, dass der in 
mehreren Gerichten Begüterte nur einmal gezählt wird und 
wählen kann, ob er seine HUlfspflicht bei der Schaar des 
Gerichts seines Wohnsitzes oder des Gerichts, in dem er 
das meiste Land besitzt, erfüllen will 101 ). Regelmässig erfolgt 
aber die Verteilung Uber alle Grundbesitzer und zwar nach Ver¬ 
hältnis ihrer Grundstücksgrösse. Rs siegt auch hier die 
Verteilung „Morgen Morgens gleich“ 1#l ). Dabei nahm man 
einen grösseren Plächenumfang als Einheit für die Gestellung 
von Arbeitsleuten und den nötigen Gerätschaften, die Besitzer 
kleinerer Grundstücke wurden zu solchen Einheiten zusammen¬ 
gelegt. Das Einzelne konnte satzungsgemäss feststehen 14 *) 

10 °) Pabat „Bijleveld* Nr. XXV. Der art. XI ist mit art. XVI in Ver- 
bindung zu setzen. 

101 ) a. a. 0. art. XII: „Ende alsoe eenige bruyckers ofte eygenaers 
heure landen die zy gebruyken, geleghen sijn in verscheyden gerechten, 
8oe sullen deselve moghen volstaen op den dijck . . met een persoen. 
End sullen haer optie hebben off sy willen blyven in haer gerecht, daer 
zy woenachtig sijn ofte in den gerechte, daar sy het meeste lant sijn 
gebruykende*. 

10Ä ) Vgl. Deichrecht für Mastenbroek art. 35. Focka Ukana Wil- 
keran (a. 1427) art. 9: „Alle die gene de erue hebben in den Oldenompte 
darna dat hen kundigat wert, dat se nae grotheit hores landis helpe de 
dyken te slan*. Deichrecht für Veluve von 1370. 

1W ) Vgl. Deichrecht der Altendorfer Schauung XIX 24ff: „Wen der 
menheit gebaden werth, dat se up den schlüsen edder gemenen werckea 
mit pferden und schiegen oder wagen schöllen arbeiden, so gehöret in 
der Altendorffer schowung acht stücken ackers ein schiege mit twe 
perden und twee man darby mit escker und forcken, sindt wagen dar 
nödigh, möten se alle darup arbeid, so gehöret sostein stücke ein wagen 
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oder wurde nach Massgabe des konkreten Bedürfnisse» 
bestimmt 104 ) 105 ). Eine Verteilung nach Grundstücksgrösse 
griff übrigens in Bezug auf Materiallieferung 108 ) und auch 
zwecks Bildung von getrennten Schlägen bei Wieder¬ 
herstellung des Deichbruchs für die einem Samtverband 
angehörigen Teilverbände Platz 107 ) 

Einige Quellen erwähnen auch eine Verteilung unter 
die Hausbesitzer. Zum Teil haben wir bei einer solchen 
Anordnung nur ein Stück der naturalwirtschaftlichen Ver¬ 
teilung vor uns, so dass sich eine weitergehende Verteilung 
nach anderen Gesichtspunkten, insbesondere nach Massgabe 
der Gemeindegliedstellung der Hausbesitzer, ergab. Hierher 
kann gehören, wenn lediglich bestimmt ist, dass zu allen 
gemeinen Werken jedes Haus einen Mann senden soll 108 ); 
denn die Frage, ob dieser zu Handdiensten ausgerüstet oder 
mit Wagen und Zugevieh erscheinen musste, konnte 
nicht nach dem Hausbesitz des einzelnen allein beurteilt 
werden. Anders lag es da, wo Gerätschaften, Vieh und 
Material von den einzelnen HUlfspflichtigen nicht zu stellen 
waren. Dies war vermutlich nach dem alten Deichrecht 
für Salland der Fall. Nach ihm soll jedes Haus auf kabel¬ 
pflichtigem Grundeigen im Samtverband einen Mann stellen, 
aber Wagen, Zugtiere, Material waren vom Deichbrüchigen 
zu liefern oder wurden auf seine Kosten gemietet und 
gekauft 109 ). 

mit vehr perden und vehr mannen, de escker und forcken hebben, aldar 
tho wesende . . . Unde de so veel ackere nicht helft, dat he einen 
schiegen oder wagen tho wege bringen kan, de mag met seinem nach¬ 
baren tho sahmen spannen“. 

104 ) So wurde bei einem Deichbruch in Zeevang von immer 8 Deimten 
ein Arbeitsmann mit Gerätschaft gefordert. G. de Vries S. 189. 

10Ä ) Vgl. die Verteilung der Hülfslast bei Deichbrüchen im Danziger 
Werder bei der Grosskabeldeichung oben § 5 Anna. 39. 

,0# ) Vgl. Deichrecht für Vollenhove art. 37. 

,07 ) Siehe unten S. 184. 

108 ) Siehe Deichrecht für Jisselham a. 1624 (Tit. 16). Deichrecht 
für den Jisbrechtumerdeich von 1473 („dat toe alle meenwirck schel eelck 
huys een man habba“). Vgl. hiermit Deichrecht für Vollenhove art. 15 
(oben § 6 Anm. 7. 10. u. 15), Stedinger Deichrecht von 1446: „Jeder Haus¬ 
herr soll bei gemeinen Landwerken einen vollkommnen Menschen haben“. 

I0 ®) Deichrecht für Salland (a 1308) art. 14. Vgl. hierzu art. 15 und 
vor allem das neue. Deichrecht von 1730 III Titel art. 1 — 3. Gleiches 
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Eine Verteilung unter die Kabelbesitzer als solche 
begegnet im Deichrecht fUr Ijsselham von 1624 n# ). Die 
Kabel bildet hier die Einheit für die Verteilung. Der Waed- 
achtige soll von jedem Stück Deichs, klein oder gross, 
einen Arbeitsmann einen Tag zur Hülfe bekommen mit Spaten, 
Pferd und Schlitten, Wagen und zwei Pferden, je nachdem 
es nötig ist. 

Die HUlfspflichtigen werden durch Gebot der Deich- 
beamten 111 ), selten durch Glockenschlag 11 *), zusammengerufen. 
In einigen Verbänden gab es eine bestimmte Zeit, in der 
regelmässig die Arbeit an Wehlen verrichtet wurde; 
dies war das Frühjahr vor St. Peters Tag ad Cathedram 113 ). 

Die Arbeit am Deich selbst vollzog sich, wie sich schon 
aus dem Gesagten teilweise ergibt, entweder so, dass Gruppen 
von HUlfspflichtigen bestimmte Rutenstrecken zugewiesen 
wurden, oder sie erfolgte ohne eine solche Realteilung 
in einheitlicher Weise. Einheitliche Arbeit war namentlich 
dann von Nöten, wenn es darauf ankam, schnell ein eiliges 
Werk zu erledigen. Hier konnte man sich mit einer genauen 
Zumessung von festen Sonderstücken nicht aufhalten. Sehr 
interessant ist in dieser Hinsicht der Landbrief für Ober¬ 
betuwe von 1383 114 ). Hier muss der Staudeich vom Land in 
eiliger Arbeit gemacht werden „weer dat saick dat des 
dycks ennich waedigh wordt, mit ongevalle syn lenghde 
verloer, so solde onsen Dyck-Greve mitten Heemraeden op 
dat gat liggen mitten gemeynen Lande van Betuwe, die 
daer binnen dycks geseten weeren, daer magh die Dyck- 
greue vertheren elcks daegs op dien gaet alsoe lange als 


wird wohl anzunehmen sein bei der Deichfahrt, die der Deichgraf nach 
der Ordnung für den Diemer Deich von 1436 gebietet. Siehe oben § 1 
Anm. 10. 

no ) Tit. 11 art. 4. 

m ) Deichrecht für Salland art. 14. Aussprache für den Diemer 
Seedeich von 1436, Deichrecht für Erkemede von 1356 (Kündigung in 
der Kirche). 

lia ) Deichrecht für den Spakenburgischen Deich von 1467 (unten 
S. 185.) Im allgemeinen begegnet der Glockenschlag bei der Deich¬ 
verteidigung; siehe unten § 18). 

118 ) Siehe §11. 

1U ) Bd. I Einl. § 4b S. 67. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



184 


die Kae niet gemaeckt en weer eenen halven alden schilt-. 
Sobald aber der Kajedeich gemacht ist, findet reale Auf¬ 
teilung unter die Bauerschaften nach Schlägen statt, und 
jede Bauerschaft deicht für sich und ist für ihre Strecke 
verantwortlich: „Ende als die Kae alsoe gemaickt weer, dat 
den Heemraede doegt ende dat wysden dat dat Landt daer 
mede versekert weer, soe sullen die Dyckgreve ende Heem¬ 
raede elcken Kerspel van Overbetuwe gelegen binnen dijcks 
sijn groete ende deel van den dyck, die men daet nyer 
maecken solde ende leggen, wysen. Ende wat sy elck 
Kerspel v. wiesen daer aen ende af gaen sullen (also Anfang 
und Ende ihres Teils), dat sullen sy elck maicken en dycken 
als hem die Heemraet koert ende schiert binnen der tyt 
die sy hem setten, ende en dyckten elck Kerspel v. den 
dyck niet, als hem gewyst wort, daer solde dan elck sijn 
banne ende sijne boeten op Verliesen gelyck of die dyck 
hoer selfs weer“. 

Wenn eine solche Bildung von Schlägen stattfand, 
wurde regelmässig nach Grundstücksgrösse, morgen morgens 
gelyck u. s. w. verteilt. Dabei musste aber auf die Schwierig¬ 
keit der Deichung Rücksicht genommen werden, wenn die 
Kabelbildung gleich von vornherein bei der Wehle Platz griff. 
Ersichtlich war ja der Deich da, wo der eigentliche Kolk 
eingerissen war, und eine grosse Wasserkuhle stand, viel 
mühsamer zu errichten, als an den Stellen des Deichbruchs, 
welche der Erden gleich und trocken waren. In der Tat 
wird dies im Deichbrief für Veluwe von 1370 118 ) beachtet. 
Die Wehle soll vom Land aufgebracht werden Morgen Morgens 
gleich, und wenn man jeder Bauerschaft das ihre zuweist, 
„und die ene viele in den Kolck ind die ander op’t landt, 
soe sal men den genen die in den Kolck läge synen Dijck 
verkorten ind die op’t landt läge sijnem dijck verlengen ter 
Heymraden kennynge op oiren eedt“. Die Reihenfolge bei 
solcher Verkabelung bestimmte sich nach der Reihenfolge 
im Deich. 

2. Mit der naturalwirtschaftlichen Hülfeleistung ist früh¬ 
zeitig eine geldwirtschaftliche verbunden ge¬ 
wesen, die sich auf Anschaffung des Materials bezog, das 

ll5 ) a. a. 0. Anm. 375. 
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von den Hülfspflichtigen geliefert werden musste lia ). In den 
Niederlanden wurde aber auch zum Teil bereits die natural¬ 
wirtschaftliche Hiilfeleistung durch die geldwirtschaftliche 
ersetzt. Der zerbrochene Deich wurde durch Werkvertrag 
mit Annehmern zur Herstellung ausgegeben oder durch Dienst¬ 
verträge mit Arbeitern hergestellt. Die Geldsummen wurden 
unter die Grundbesitzer nach Grundstücksgrösse, 
insbesondere also Morgen Morgens gleich, verteilt. 

Dies ist schon ganz deutlich ausgesprochen in der Deich¬ 
ordnung für Althena und Heusden von 1450 llT ): „Waert sake 
datter in deser Dyckaedsien enighe wielen scoerden . . . 
dan sullen die dorpen . . samentlyck op maeken naer den 
Zeeuschen kuer . . . mergens mergens gelyck, hont honts 
gelyck: Ende dat sullen twee goede mannen, 
diemen daer toe nemen en kiesen sal, gaderen 
in die dorpen mergen mergens gelyck, hont 
hontsgelyck“. Überhaupt kein Zweifel ist möglich bei der 
Deichordnung für Heusden aus dem Jahre 1612: „En sullen 
de doorgebroken gaten werden bestedt om gemaakt te 
werden tot kosten van het gemeene Land“ U8 ). ln Water- 
land und Zeevang wird 1570 bezeugt, „dat boven menschen 
geteugnis niet alleen in Waterland maar in gansch Holland 
en in het Sticht van Utrecht de oude costume en keur was, 
dat de walen of groote gaten dor de dorpen in den zeering 
gelegen gedieht werden en de dijek aldaar opgemaakt tot 
een ton boven water voor gemeene rekening wat de 
arbeidsloonen betrof“ n# ) Genauer verfolgen können 
wir die Verdrängung der natural wirtschaftlichen Herstellung 
beim Veendeich in Utrecht ,M ). Im Jahre 1467 wird ver¬ 
kündigt: „Of er ymand synen dyck waych worde, dat men 
dien mitten Klock ge slag toe sal doen slaan“. In dem 
Schaubrief für die Veen- und Velddeiche vom 26. Mai 1533 
aber lesen wir: „Indien Dykgraaf en Hemraden eenige 
open waden bevinden in den Veendyk . . sullen zij die 

n ®) Siehe insbesondere Spadelandsrecht art. 7 (Anm. 67) Hamer- 
bröker Deichrecht art. 24 u. 2ö. 

m ) Angeführt bei Beekman S. 1690. 

118 ) Oudenhoven „Heusden“ S. 431. 

Il# ) G. de Vries S. 188 u. 189. 

>*») Bd. I Ein). 4 b Anm. 396 u. 398. 
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wade ten vollen doen maken, bestaden ende opleeveren 
op dat Gemeenlandts kost“. Danach „sullen Diickgraef 
ende Heemraden den Hove van Utrecht te kennen geven 
hoe veel men op elcken dammaat te diercause 
behoeven sal om te slaen, om bij authoritheyt en 
assistentie van den Hove die uytsettinge te doen“. 
Diese Ordnung ergibt auch, dass bei Wehlen im Velddeich 
eine Verdingung auf Landskosten stattfand, allein hier wurde 
nur eine Tonne über die Grönschwarte geholfen, dann musste 
der Kabelhalter wieder eintreten. Darum sagte man auch, 
dass zwar der Veendeich, aber nicht der Velddeich bei 
Wehlen „uyt eenre hand“ gemacht werden müsse 121 ) 1 **). 

VI. Last und Haftung. Aus dem Gesagten ergibt 
sich, dass die rechtliche Natur der Hülfspflicht des Einzelnen 
nur ganz allgemein gekennzeichnet werden kann. Man 
wird sagen müssen, dass sie bald Gemeindegliedspflicht, 
bald Deichgenossenpflicht, bald beides ist 1 **). Der Regel 
nach hat sie ferner einen gemischten Charakter, indem sie 
gleichzeitig persönliche Pflicht und Grundstücks- 
last ist. Beim ausgeprägten Deichverband tritt ihre Natur 
als Grundstückslast in den Vordergrund 1 * 4 ). Wo aber 
Grundbesitzlose in die Hülfspflicht einbezogen werden, 
schwächt sie sich sogar zur rein persönlichen Pflicht ab. 

Enthält die Hillfslast, was die Regel war, Elemente der 
Grundstückslast, so wurde die Person des Verpflichteten 
mit nach Massgabe seiner Berechtigung am Grundstück 
bestimmt 1 * 8 ). Auch hier ergab sich vor allem der Rechts¬ 
satz, dass der Braucher des Grundstücks im allgemeinen 
vor dem Verleiher im Verband pflichtig war 1 * 4 ). Dies bezog 
sich sowohl auf die naturalwirtschaftliche, wie auf die geld¬ 
wirtschaftliche HUlfsleistung. Ausdrücklich ist die HUlfs- 
pflicht der Meyer und Pächter erwähnt im Deichbrief für 

,81 ) Siehe auch die Verordnung vom 18. Oktober 1533. 

** 9 ) Bei den Lekdeichen fand ebenfalls frühzeitig Verdingung statt. 

>*«) Insbesondere kann auch Gemeindegliedspflicht gegenüber dem 
Teilverband und reine Deichgenossenpflicht gegenüber dem Samt¬ 
verband vorliegen. 

»**) Vgl. § 5 I § 6 II. 

■»! Vgl. | 6 II 2 

,M i Y*rl. § 6 IV u. § 7 II. 
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Veluwe von 1370; es wird bei der Wiederherstellung der 
Wehlen auf die Vorschriften bei der Einlage verwiesen; hier 
aber heisst es. dass die Einlage „opbrengen* sollen „alle 
die gheene, die onder der schouwen gelandt weeren, dat 
were in pacht offte in meyers recht" 1 * 7 ). In dem 
Schaubrief fUr den Meerndeich von 1545 ist die natural¬ 
wirtschaftliche Hülfspflicht auf die gestellt, „die onder den- 
selven 1 * 8 ) Marendijck vier mergen lants offte meer gebruycken“. 
Im Bremer Gebiet und in Stedingen wird die Brake gestopft 
und der Staudeich geschlagen von den .Landleuten“, d. h. 
den Meyern im Gegensatz zu den Gutsherrn l “). Nach dem 
Deichrecht für Vollenhove haben die Heuersleute alle Gebote 
und Unkosten in Bezug auf die Deiche zu erfüllen 1W ). Nach 
der Verordnung für Oster- und Westerhammerick von 1386 in 
der Provinz Groningen trägt der Heuersmann den Deich¬ 
schott 1 * 1 ). — Die Hülfspflicht des Brauchers konnte im all¬ 
gemeinen durch Parteivereinbarung nach aussen nicht aus¬ 
geschlossen werden. Wohl aber konnten Geldlasten kraft 
besonderen Verbandsrechts den Leiheherrn ganz oder 
im wesentlichen treffen 1,1 *). Im internen Verhältnis konnten 
geldwirtschaftliche HUlfslasten den Leiheherrn ganz oder zum 
Teil treffen, und zwar kraft Vereinbarung oder kraft Gesetzes 
oder kraft Gewohnheitsrechts '**). 

w ) Bd. I Bini. § 4b Anm. 375. 

Ite ) Siehe oben Anm. 100 u. 101. 

iwj Vgl. Deichrecht der vier Gohe von 1449 art. 13 „mit dem ganzen 
Lande“. Deichgericht im Niederviehland von 1660 (Bd. I Einl. § 4a 
Anm. 272) VI „Wan ein Teich gewröget, so wären die Landleute nicht 
schuldig einen Stau-Teich zu machen“. Stedinger Deiehrecht von 1446, ins¬ 
besondere aber Stedinger Deichrecht von 1579a.E. Siehe hierzu unten VII4. 

,i0 ) Siehe oben § 7 II 2. 

m ) „Jtem enich man, die arve toe huire hevet van utebueren, soo 
wat schote op dat arve gaet van graven of van dyken, dat sal die 
gene gelden. die dat erve to huiren heft“. Vgl. unten Anm. 137. 

1,1 *) Nach dem Deichrecht für Salland von 1532 (art. 106) war bei 
Kontributionen für den Deich und Häupter, bei Morgengeld, Siel- und 
Schleusengeldern der Pächter mit eigenem Gut nur haftbar, insoweit seine 
Pacht rückständig war. Siehe unten § 16III 4c. Für die waterpenninge in 
Walcheren haftete nur der Grundeigener; Deich-Ordnung für Walcheren 
v. 1559 art. VI. 

iit) Vgl. Lingebrief v. 1459 (Grout Gelderns Placaetb. App. I 186): 
„Voort alle kost ende onraet, die op die mergontael geseth sal worden, 
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Ruhte die HUlfslast auf den gleichen Grundlagen wie 
die Kabellast, so verwuchsen sie zu einer einheitlichen 
Deichlast. Der Gutsbesitzer schuldete dann ,warck en 
schot* ***). 

Für die Erfüllung der HUlfspflicht bestehen ver¬ 
mögensrechtliche und personenrechtliche Haftungen. 

Bei der natural wirtschaftlichen HUlfslast sind 
Bussen angedroht, die durch Pfändung eingetrieben 
werden 1 * 4 ); bei hartnäckiger Säumnis standen z. T. auch 
Freiheitsstrafen zur Verfügung; so wird gerade die Haft der 
Mistforke im Alten Lande als gewöhnliche Strafe bei gemeinen 
Werken erwähnt ,ss ). Letztes Mittel muss auch hier Aus- 
stossung aus dem Verbände, Verlust des Gemeinderechts, des 
Deichgenossenrechts, der verhafteten Grundvermögen ge¬ 
wesen sein. In jüngerer Zeit begegnet die Vornahme der 
Deicharbeit auf Kosten des Säumigen und die Eintreibung 
des Geldes gemäss den Grundsätzen, die bei den Verdingungs¬ 
geldern für den säumigen Kabelhalter zur Anwendung 
kommen ,M ). 

Für die geldwirtschaftliche HUlfslast mag man 
zunächst ebenfalls ein Ungehorsamsverfahren an¬ 
nehmen, in dem nur Bussen auf erlegt wurden, und das als¬ 
dann mit Verstossung aus dem Verbände endigte 1 * 7 ). Die 

dat sullen die pachters verleggen ende den Landheeren half körten« 
uytgenommen daer waer een jaer hueren aen en is f dat sullense den 
Landheeren heel körten*. Man kann dies auch für Geldbeiträge bei 
Deichbrüchen verwerten. 

,M ) Vgl. Sielrecht für Westervredewolt von 1425. 

l * 4 ) Siehe z. B. Deichrecht für Vollenhove (oben § ß Anm. 7 u. 10). 
Deichrecht für Erkemede von 1356 (Groot. Geld. PJacaetb. App. I 159). 

1W ) Siehe § 5 Anm. 24. 

1,e ) Deichrecht für Jiselham a. 1624 Tit. 11 art. 4 (siehe oben S. 183): 
„waerinne soo die gheene die in de cluft hoirt, weyggerachtig waere 
ende gheenen aerbeytsman versochte, tot diens laste sal men een 
arbeytsman huuren, die hij betalen sal de arbeydtsloon, ofte 
pandingo lijden als nae dykrecht behoort“. 

1S7 ) Dies ist aus der Groninger Verordnung von 1386 (v. Richthofen 
Rq. S. 520) zu schliessen. Hier wird in § 3 ausführlich geschildert, wie der 
Schott eingetrieben werden soll. Der Schott kann auch Deichschott 
sein (siehe oben Anm. 131). Der Deichschott kann aber Hülfsschott 
bei Deichbeschädigungen sein. Selbst wenn man für Groningen eine 
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Regel ist allerdings entsprechend der neuen Entwicklung, dass 
nach Verhängung von Bussen bei Nichtbezahlung ein Aus¬ 
legen seitens der Deichbeamten stattfindet. Das ausgelegte 
Geld wird in erhöhtem Betrage von dem Grundstücksbesitzer 
eingetrieben. Die Haftung dürfte meist eine Haftung mit 
dem ganzen Vermögen gewesen sein; da aber der Wert 
des belasteten Grundvermögens ausreichte, spielte der Um¬ 
fang der Haftung keine Rolle 1 * 8 ). 

Wer sich durch vollwirksame Grundstücksübertragung 
von der Hülfslast im Ganzen löste, war, abgesehen von Rück¬ 
ständen, für die Zukunft frei. Die Ausdehnung des [Bussen- 
rechts auf gemeine Lasten gehört erst der folgenden Periode 
an 189 ) 140 ). Besondere Rechtssätze für eine Preisgabe des 
Grundstücks haben sich nicht ausgebildet. Deckte sich 
Kabellast und Hülfslast, so wurde letztere von den Grund¬ 
sätzen des Spatenrechts mitumfasst Daher heisst in Groningen 
die Preisgabe des Grundstücks „overgeven voer warck ende 

rechte Hülfe bei Wehlen leugnet (siehe unten IX 1), lässt sich § 8 für 
andere friesische Gebiete, die eine solche kennen, entsprechend verwerten. 
Aus dem Inhalt des § 8 hebe ich hervor, dass zunächst, wenn am Termin 
bis Vesper nicht bezahlt wird, eine Busse verfällt; wird nach nochmaliger 
Mahnung durch den Bauernknecht nicht bis Sonnenuntergang bezahlt, 
so verfällt eine weitere Busse. Der nächste Termin ist ein „Biertermin“. 
Es wird auf Kosten des Säumigen eine Tonne Bier getrunken. Man 
wendet sich dann an den Bürgermeister, der mit Willkür der Bauern 
dem Ungehorsamen eine „Hoffahrt" setzen lässt. „Ende soe wie don 
niet vull doen en will, den salmen vrodeloes leggen“. — Dies Ver¬ 
fahren gegen denjenigen, der säumig ist, den Deichschott zu bezahlen, 
entspricht im wesentlichen dem Verfahren, das sich gegen einen säumigen 
Kabelhalter im westerlauwerschen Friesland richtet (siehe oben § 7 I la). 
Das Verfahren fand übrigens bei Deichbrüchen ebenfalls Anwendung, 
siehe § 3 a. E. der Verordnung und oben § 7 I la am Ende. 

l38 ) Vgl. z. B. D.-O. für den Diemerdeich von 1423 (Bd. I Eini. § 4b 
Anm. 499): „Waar ymand in der v. dykagie geseten, man, of wijf, of 
hinderen, of die eenig goed daarin leggende hadden, en die gesworen 
Heemraders eenig geld daarop rekenden, by hören eede . . . dat van 
den dijk roerde ... die sullen dat betalen. sonder vertrek . . . ende 
werde alsoo jemand geld afgewonnen en dat niet betalen en woude, 
800 sal onsen Schout van Diemen dat von onsent wegen uytleggen 
op zijn recht“. Siehe ferner die bei Beekman S. 18 angeführte Ordnung 
von 1570 für Vossemer. ,#9 ) Siehe oben § 8 Anm. 80. 

110 ) Eine Beschränkung der Übertragung von Rechten an Grund¬ 
stücken scheinen die Keuren von Wijk bei Duurstede v. 7. November 1442 
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voer schot“ 14 ‘). Wo lediglich eine Hiilfslast auf dem Grund¬ 
stück ruhte, wurden wohl die Grundsätze des Spatenrechts 
nicht angewendet; schon die Unmöglichkeit, der Förmlich¬ 
keit mangels einer Kabel genügen zu können, weist darauf hin. 

Erwähnung verdient noch, dass bei HUlfspflichten von 
Samtverbänden wir auch Busspflichten der einzelnen Bauer- 
schaften als solche finden, die sich dann ihrerseits an ihren 
säumigen Gliedern erholen konnten 14 *). 

VII. Befreiungen von der rechten Hülfs- 
pflicht. In Bezug auf Befreiungen von der HUlfslast gilt 
grundsätzlich Entsprechendes wie bei der Kabellast 14 *). Die 
HUlfslast trifft ausnahmslos die an sich pflichtigen Grund¬ 
stücke und Personen, es sind ferner, solange die Voraus¬ 
setzungen für sie gegeben sind, Freiungen unmöglich. 

Diese Prinzipien werden aber vielfach durchbrochen. 
Man kann unterscheiden: 

1. Vielfach hatte die Kabelfreiheit auch eine Frei¬ 
heit von der HUlfslast im Gefolge. Dies galt für die 
Herrenländer (vroonen) und Kirchenländer kraft Privi¬ 
legierung in den Vergabungsurkunden, dies galt für un¬ 
fruchtbare Länder und Haymannen; ebenso bezog sich eine 
spätere herrschaftliche Privilegierung für die Kabellast auch 
auf die HUlfslast. 144 ) Es waren dies alles echte »Frei¬ 
länder“. Ausnahmen finden sich selten 144 *). 

(angeführt bei Beekman S. 243) zu enthalten. Nach ihnen kann offenbar 
der Pächter sein Recht an dem Grundstück während der Pachtzeit mit 
Wirkung gegenüber dem Deichverband auf einen Dritten nicht über¬ 
tragen; er allein schuldet die gemeinen Deichgelder der ganzen Pacht¬ 
zeit und haftet für sie. 

141 ) Siehe oben § 9 Anm. 24. 

142 ) Landbrief für Oberbetuwe von 1383 (oben unter V 1). 

u$ ) Siehe oben § 10 I. 

J44 ) Hierzu siehe oben § 10 II. Es handelt sich vorläufig nur um die 
regelmässigeHülfslast bei einzelnen Deichbeschädigungen. Über die Hülfen 
der deichfreien Länder in aussergewöhnlichen Umständen siehe unten § 17. 

144 #) Nach einer seeländischen Verordnung von 1534 (bei Beekman 
S. 1674/75) werden „vroonen“ und andere „vrije“ Länder in Bezug auf 
Geldlasten den Deichländern für ewig gleichgestellt, ln einer Vergabungs¬ 
urkunde von 1409 (angeführt bei Beekman S. 1672) wird festgelegt, 
dass die vroonen bei Deichbruch und Landüberströmung ohne weiteres 
helfen müssen. Über die Hülfspflicht der Vroonen infolge spezieller 
Anordnung des Landesherrn im Einzelfall siehe unten § 17 II 3. 
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2. Ganz unabhängig von der Frage der Kabelfreiheit 
finden sich besondere Privilegierungen in Bezug auf die 
Hülfslast. Der Grund für sie kann ein recht verschiedener 
sein. Oft begegnen Freierklärungen kleinerer Verbände 
(Waarden) von den Deichungen des umfassenderen „ge¬ 
meinen Landes“ 45 ). 

3. Befreiungen wurden geltend gemacht und erreicht 
unter Berufung auf Standesvorrechte. Adel und 
Geistlichkeit wussten die mehr oder minder grössere Frei¬ 
heit von öffentlichrechtlichen Beschwerungen ihrer eigenen 
Besitzungen auch für die Hülfslasten in Anspruch zu 
nehmen 144 ). Man darf hiermit wohl schon in Verbindung 
bringen die merkwürdige Bemerkung der Glosse Sachsen¬ 
spiegel Land recht II, 56 bei der Grosskabeldeichung, nach 
welcher der beim Deichbruch säumige Ritter sein Lehngut 
nicht verliert, weil „Lehn des Ritters Sold“ sei 147 ). 

4. In den Deichverbänden, in denen regelrecht die Deich¬ 
länder von den Gutsherren zu Meyerrecht ausgethan waren, 
zieht sich oft die natural wirtschaftliche HUlfspflicht ganz auf 
die Meyer zurück. Die Gutsherrn sind in Bezug auf sie 
eine emporgehobene Kaste. So heisst es in dem Stedinger 
Deichrecht von 1579 14 ®), dass die Meyer bei einer Brake 
den Staudeich zu errichten haben „sunder der erffexen 
schaden und nadeel“. 

5. Von der Hülfslast sind in vielen Gegenden die Deich¬ 
beamten frei 14 *). Diese Freiheit erscheint als Äquivalent für 
ihre Amtsführung überhaupt, bei naturalwirtschaftlicher 
HUlfsleistung erklärt sie sich auch aus der beaufsichtigenden 
und leitenden Tätigkeit, die sie gerade bei den Hülfen ent¬ 
falten müssen. 

146 ) Bergh II 642. Vgl. auch oben § 5 II 5d. 

146 ) Siehe G. de Vries S. 176ff. v. Thünen S. 67ff. ferner Bd. I S. 248. 

147 ) Vgl. Bd, I S. 249. — Siehe noch Hackmann S. 266. 

148 ) Bd. I Einl. § 4 a Anm. 303. 

14 ®) Vgl. v. Thünen S. 69 ft. Handveste für den Alblasserwaard 
von 1375: ,Voert wanneer het valt dalter eenighe waelen in den dijck 
braecken, soo en sullen Dyck-Grave Heemraders noch Klerck gheen 
landt vrij hebben in der dyckagien in de wale“; es werden Tagegelder 
dafür neu eingeführt. Siehe auch Halsema S. 534 und unten § 18. 
Vgl. oben § 5 II 5 a. 
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6. Einige Freiheiten haben ihre Grundlage in einer 
allgemeineren Unterstiitzungsbedürftigkeit. Sie sind 
alsdann regelrecht Teilerscheinungen einer Freiung von 
gemeinen Werken überhaupt Hierher gehört unter anderem 
die Vorschrift der DiemerDeichordnung von 1436, nach welcher 
Witwen und Waisen an der Deichfahrt bei Wehlen nicht 
teilzunehmen brauchen ,&0 ) 15 ‘). 

7. Als Hegel muss betrachtet werden, dass der einzelne 
Kabelhalter, dem Hülfe zu Teil wurde, mit pflichtig war 
und bei der Verteilung mit in Betracht gezogen wurde. 
Die Gesamtheit leistete ihm Hülfe, er selbst war aber 
gleichzeitig Glied der Gesamtheit! In manchen Deichrechten 
ist dies ausdrücklich hervorgehoben. So heisst es im 
Deichrecht für Mastenbroek (Art. 35): „Ende daer solde die 
genne, die wadachtig geworden sint, nyet meer onraetz 
aff hebben dan ander Erffgenaemen, nae den beloop der 
Mergentale“. In dem Deichbrief für den Eemdeich von 
1393 wird vorgeschrieben: 16 *) „Die wade sullen die gemeene 
Landgenoten weder dijcken en maaken op des gemeenen 
Lands kost en daar to gelycke gelden alsulck Land als 
wadig werd.“ Eine völlige Singularität ist es daher, wenn 
der Landbrief der Circuls van der Ooij’ von 1580 erklärt: 
„Op wat Landt daer Dyckschoeringe gebeurt und waedych 
wurdt, dat seluige Landt en sol om den Dyck to befangen 
voer die rayse tot die oncosten niet contribuieren“.“*) 

VIH. Einlagen und Auslagen. Einige Be¬ 
sonderheiten ergeben sich, wenn der Deich derart an 
einer Stelle beschädigt ist, dass es nicht möglich ist, ihn 
genau in der alten Richtlinie wiederherzu¬ 
stellen. Dann sind nämlich Massnahmen erforderlich, 
die sich als ein „Einlegen“ oder ein „Hinauslegen“ des 
Deichs darstellen. Am häufigsten war ein Einlegen des 
Deichs. 


,80 ) Siehe oben § 1 Anm. 9 und 10. 

1M ) Hierher gehört auch die von v. Thünen S. 69 erwähnte 6 Wochen- 
Freiheit des Hofbesitzers, dessen Frau im Kindbett war. Vgl. übrigens 
noch Bergh I 645 (a. 1251): Minderjährige zahlen kein „dycgheld“. 

Bd. I Einl. § 4b Anm. 409. 

,M ) Ich entnehme diese Stelle Beekman S. 1692. 
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Auch ein Einlegen nicht zwecks Wiederherstellung von 
Deichbeschädigungen findet sich und ist später zu be¬ 
sprechen. 1M ) 

Allgemein voranzuschicken ist noch Folgendes: 

Der durch Einlegen oder Hinauslegen entstandene Deich 
wird in Deutschland mit „Umblage“ 1 “) oder, da er sich 
häufig als Halbkreisdeich darstellt, mit „Ketelseel“ lM ) 
„Kesselseel“*"), auch mit „Überdeich“ oder „Schaddeich“ 1 “) 
bezeichnet Die durch Einlagen entstandene Deichstrecke 
nannte man „Einlage“, „Inlage“, „Insettung“, „Insete“.“*) 

Es ist nunmehr auf die Besonderheiten einzugehen, die 
sich im allgemeinen ergeben, wenn im Rahmen rechter Hülfen 
bei Deichbeschädigungen solche Umlagen erforderlich sind. 

1. Umlagen mit Lengsein. Sehr oft führen 
Umlagen eine Überlänge für die alten Kabeln herbei. 
Niederländische Quellen bezeichnen die Verlängerung mit 
„Lengsei“ 160 ). Wem fiel sie zur Last? ,61 ) 16# ) 

m ) Siehe unten § 16. Oft wird in den Quellen nicht deutlich 
geschieden, ob eine Einlage zwecks Wiederherstellung oder aus anderen 
Gründen erfolgt. 

156 ) Klevische D.-O. von 1575 art. 20. 

«•) Hahn S. 27. 

187 ) Hackmann VH f 32. Siehe auch Bremer Deichgericht von 1702 
(bei Heineken S.89): „Weil sie solchen Deich vormals repariret und jetzo, 
da er in einem Kessel geleget ist, sich dessen nicht entziehen können“. 

,Ä8 ) Deichrecht des Alten Landes art. 4. Man beachte, dass dieser 
Ausdruck für den ganzen umgelegten Deich gebraucht wird, nicht etwa 
für die Überschiessende Länge. 

15# ) Deichrecht für Hasselt von 1576, Eyderst. D.-O. von 1595 art. 14. 
Ygl. auch unten § 15 bei den Einlagen aus anderen Gründen. Die dort 
angeführten Ausdrücke „waardijk“, »zorgdijk* sind für Umlagen bei 
Deichbrüchen sicher nicht verwendet worden. Ebenso wenig die Be¬ 
zeichnungen „oplaeghe" und „nieuwe erfften". 

1M ) Beekman S. 1698. 

Jfl! ) ZuFolgendem vgl. betreffs des niederländischen Rechts Beekman 
S. 1698 mit vielen Exzerpten. Die von ihm angeführten Vorschriften sind 
aber des Zusammenhanges mit dem Umfang der Hülfe bei Wehlen ent¬ 
kleidet und geben so kein volles Bild. Nicht genau ist die Bemerkung, 
dass die Verlängerung (abgesehen vom gemeinen Land und den alten 
Pflichtigen) nach manchen Quellen ,aan de aangrenzende gedijk- 
slaagden“ gekommen sei. 

1M ) Das Folgende gilt auch für den Fall, dass nach Dichtung einer 
Wehle sich zufällig ein »Lengsei" herausstellte. 

J. v. Gierkc, Geschichte des deutschen Deichrechts II. 13 
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a) Nach manchen Deichrechten wurde die Verlängerung 1 
schlechtweg den bisherigen Kabelhaltern abge- 
nommen. Der etwa noch fehlende Aufbau und die spätere 
Unterhaltung fiel anderen zur Last. Diese anderen 
waren meist die hülfspflichtigen Samt-, Teil- und Sonderver¬ 
bände, aber auch andere Verbände. Nach dem Recht von 
Althena stellte das gemeine Land den zerbrochenen Deich 
nicht voll wieder her, aber „off daer lengsei gebeurde, dat 
sal dat ghemeen landt aen nemen ende maecken 
mergen mergensgelyck.“ 1 “) Nach dem Deichrecht fllr Ee- 
scharen und Gassei von 1570 ,<4 ) wurde der Deich bei 
Wehlen von den Dörfern zusammen ein Fuss über Mailand 
gebracht: „Ende in val geraaden wert gevonden de 
wielen mits haar diepte off om andere reden van 
buyten of van binnen om te dyken, soo 
sullen die geene, die toestaan sal, eenige quantiteyt of 
roeden Dyks aldaar te maken en onderhouden gestaan, 
mits daar van wederom makende en onder- 
houdende van de offene Wey of Meylant op- 
waarts soo veel roeden of voetenDyks als hy 
vor te vooren in den doorgewielden Dyck 
schuldig waar en te onderhouden en... die resteren- 
de lengte van dien sal gemaakt en onderhouden 
werden by de gemeene geerfden . . . ter tyd toe 
dat die by der herkaveling van den geheelen dyk imant 
aangekavelt sal werden“. 

In Zeevang wurde die Verlängerung vom gemeinen 
Land (Edam-Oosthuizen und Etersheim) übernommen 16 *). Eine 

1W ) Siehe Beekman S. 1698. 

1M ) Paringet S. 679. 

lw ) Siehe G. deVries S. 201. Hier wird ein interessanter Prozess 
zwischen Edam und dem Herrn von Etersheim aus dem 15. Jahrhundert 
mitgeteilt, welcher dem im Text wiedergegebenen Rechtssats zum Siege 
verhalf. Der Herr von Etersheim hatte dagegen behauptet, dass die 
Verlängerung Edam allein träfe, da der Deichbruch in Kabeln Edams 
sich ereignet habe. — Übrigens wird der Deichbruch nach dem Recht 
Zeevangs eine Tonne über Wasser vom gemeinen Land wiederhergestellt 
(G. de Vries S. 189). Ob man bei dem Deichbruch, an den sich der er¬ 
wähnte Prozeß anknüpft, weiter gegangen Ist, kann ich aus der Dar¬ 
stellung G. de Vries* nicht entnehmen. 
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sehr merkwürdige Bestimmung wurde 1534 in Westzaan 
und Crommenij getroffen; in diesem Gebiet wurde ein Deich¬ 
bruch von allen 5 Vierendeelen voll wiederhergestellt, eine 
Verlängerung des Deichs aber sollte zunächst von dem 
Vierendeel, in dessen Deich die Wehle gebrochen war, 
25 Jahre unterhalten werden, dann für die zweiten 25 Jahre 
an das nächste Vierendeel kommen und so fort 166 ). Diese 
Reglung passte aber nicht zu den periodischen Deich¬ 
verteilungen alle 33 Jahre 167 ) und wurde dahin abgeändert, dass 
die Verlängerung an alle 5 Vierendeele fallen sollte 168 ). — 
Nach dem Deichrecht für Kleve von 1575 16 °) wurde bei einer 
Schörung der Deich zwei Kuss über Maifeld von der ganzen 
Schau gebracht: „Dar aver in gemelter schörung der Dyck . . 
umgelacht werden must, dadurch der Dyck langer und der 
Rodental mehr wurden, so sali ein jeglicher die in dem gate 
gelegen . . . sovoel Dycks upmaken als hie vurhin ghadt, 
wie dat overige der Umlagen up kosten der gemein Erven 
desselven Blocks vort upgemackt und gehalden werden soll*. 
Die Verlängerung fällt also hier nicht an die hülfspfiichtige 
Schau, sondern an die Erven des betreffenden Blocks d. h. 
eines Kirchspiels. 

b) Manchmal wurde dem Kabelhalter nur ein Teil der 
Verlängerung und bloss unter bestimmten Voraussetzungen 
voll abgenommen. Im Alten Lande galt der Grundsatz: „Wann 
einem in seinem Teiche eine Brake gangen und die wieder 
zubegreiffen und zumachen der Teich etwas länger in die 
Runde geleget werden muss: Denselben Überteich muss 
der Brackmann erstlich gedoppelt annehmen, was aber 
darüber muss die Gemeine der Meilen annehmen und 
wird also ein gemein Werk davon“ 170 ). Da nach diesem 
Deichrecht die Gemeinhülfe nur solange dauert, bis der 
Deich ausser Gefahr ist, so muss der alte Kabelhalter von 
da ab in dem Überdeich die doppelte Rutenzahl wie früher 
annehmen und aufdeichen, während die hülfspfiichtige Meile 

1M ) Privilegien für Westzaan u. Cromenij 8. 85, G. de Vries 8. 200. 

1#T ) G. de Vries a. a. 0. Siehe oben § 8 VH 1. 

1# ») Privilegien für Westzaan u. Cromenij 8. 116 (a 1669). G. de 
Vries a. a. 0. 

1## ) art. 21. 

1TO ) Deichrecht des Alten Landes art. 4. 

18* 
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den eventuellen Rest aufdeicht und in Zukunft unterhält. 
Nach dem Deichrecht für Zalk von 1431 wurde der Über¬ 
deich voll vom Deichverband wiederhergestellt, die Ver¬ 
längerung fällt dann dem Kabelhalter zur Last. Aber es 
gilt eine Ausnahme. Wenn der Deichhalter so arm ist, dass 
er es beschwören kann und sein Land preisgeben will, dann 
wird ihm von den Erffgenamen auf sein Erbe nur so viel 
Deichs geschlagen, als es halten kann, und das übrige unter 
die Deichgenossen verteilt 171 ). 

c) Nach manchen Deichrechten erhält der alte Kabel¬ 
halter nur eine fortgesetzte Hülfe beim Aufbau; er 
bekommt nur die weitere Aufdeichung der Verlängerung 
abgenommen. Dies ist der Fall nach dem Deichrecht 
von Salland. Die Hülfe bei Wehlen wird im allgemeinen 
einen Fuss über das Wasser vom Samtverbande gewährt. 
Aber „worde ennige waede langer gestickett, dan die olde 
dyck toe voiren wass, die waedachlich wordt, die sullen dye 
Buerschap opdyken daer die waede in gewallen is. Meer 
voert sali die lenckte dyken die genne op des Landt sy 
geuallen is“ 171 ). Hiernach deicht die Bauerschaft die Ver¬ 
längerung auf, ihre Unterhaltung liegt aber dem alten Kabel¬ 
halter ob. Mehrere teilen im Verhältnis ihrer alten Rutenzahl. 

d) Nach vielen Deichrechten wird die Verlängerung 
dem Kabelhalter in keiner Weise abgenommen. Dies 
findet sich nicht nur da, wo die Hülfe bei Wehlen bis zu 
vollem Werke ausgedehnt wird, wie im Deichrecht von 
Hasselt 173 ) und im Deichrecht von Mastenbroek, 174 ) sondern 

m ) Deichrecht von Zalk art. 6: „Ende worde die dijck langher 
dan he voer was dat sal he mede hebben des die diick ierst inghenck, 
hen wäre dat he so arm were dat he holden wolde ten heligen met eden 
end siin erue wolde ligghen laten ter erfgenamen behoeft dair die diick 
opgeslagen weer, so solden die erfgen. den Diick annemen mitten erue 
ende den doen slaen so voele op dat erue als dat holden konde ende 
des dan dair ouerliep op elx eroe to slaen na mate siinre morghentale*. 

17Ä ) Deichrecht von Salland art. 16. Die gleiche Vorschrift findet 
sich im Deichrecht von Vollenhove art. 41 f doch hat sie hier eine andere 
Bedeutung, da nach ihm bei einem auf letzter Schau gelobten Deich die 
ganze Kluft immer voll aufdeicht; sie passt daher lediglich fttr einen 
gelobten, aber nicht auf letzter Schau gelobten Deich. 

17i ) Deichrecht von Hasselt (1676) art. 29. 

174 ) Deichrecht von Mastenbroek art. 85 u. 36. 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



197 


auch da, wo nur kniehoch über Wasser geholfen wird, wie 
in den Bremer vier Landen 175 ). Sind mehrere Kabelhalter 
beteiligt, so teilen sie die Verlängerung im Verhältnis ihrer 
früheren Teile „paert paerts gelijck“ 176 ). Was anderes 
gilt auch da nicht, wo der alte Deich nach Grundstücks¬ 
anschuss verteilt war. Nur so ist die Entscheidung des 
Deichgerichts im Blockland von 1588 l77 ) zu verstehen. Hier 
wurde gefragt: „Wanner noht halver de ingefattetede Dyck 
mott umgedicket und dardorch de ummelage länger wert 
als de eerste olde Dyck gewesen, wo idt dann mit 
der averigen leenge tho holdende?“ Und erkannt: „Dat die 
averlenge ein jeder na anparte sines Landes und anschottes 
sinen deel ok schall annehmen und tho schwarenlove up- 
dicken und maken“. Massgebend ist nicht der jetzige An¬ 
schuss sondern der frühere Anschuss! 178 ) 

2. Umlagen mit Verkürzungen kamen dem Kabel¬ 
halter zu Gute 179 ). Dies bestimmt ausdrücklich das Deich¬ 
recht von Mastenbroek (art. 36): Wer „waedachtich wordt, 
die sali die körten offte langen alleene hebben“. Auch die 
Vorschrift des Deichrechts für Zalk von 1485 kann hier 
verwertet werden: „Ende woirde die dijck dan langher dan 
hie toe voiren was, dat sullen die erffgenamen hebben elck 
sijn paert; ende woirde die dijck korter, dat sullen die erffgen. 
weder ghenieten“ 18 °). 

3. Der Deichgrund. Vielfach wurde demjenigen, auf 
dessen Grund und Boden der neue Deich gelegt wurde, 
keine Entschädigung gewährt. Es fand also keine Ent¬ 
eignung statt. Deutlich spricht sich hierüber das alte Deich¬ 
recht für Salland von 1308 aus (art. 36): 

„Weret saeke, dat eine waede breeke op einen körten 
Lande, die soe diep schoirde dat men se toe Lande leggen 

17s ) Deichrecht von 1449 art. 13 u. Heineken S. 89. 

K«) Vgl. Deichrecht von Zalk art. 76. m ) Heineken S. 89. 

* 78 ) In den Gegenden des holländischen Norderquartiers, in denen 
nach Grundstücksanschuss verteilt war und keine Hülfe bei Deichbrüehen 
etattfand (siehe unten IX 2) wurde der Überdeich nach Massgabe des 
neuen Anschusses übernommen. G. de Vries S. 202ff. 

17# ) Beekman S. 1698. 

18 °) Deichrecht für Zalk art. 62. Es handelt sich um andere Ein¬ 
lagen siehe unten § 15. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



198 


Digitized by 


muste, alsoe veer datse queme op ander luyde Landt ende 
gesticket worde opter Heemraeden Eedt, ende by raede der 
gueder Luyden van den Lande, die winners noch verliesers 
daeran weren. So en mochtens hem die genne nyett ver- 
weeren, die datt Land oire waer, daer die Dyck op gelecht 
worde, sy en mosten den Dyck altois holden gelyck off hy 
van oldes hair geweest hadde“. 

Fast wörtlich ebenso heisst es im Deichrecht von 
Vollenhove (art. 40), nur lautet der Schluss: „Soe en mochtens 
hem die ghene nijet verweren, die dat lant oere weer, sij 
en sullen lijden“. 

Es kann kein Zweifel sein, dass hier eine Entschädigung 
nicht gewährt wurde. Rechtlich lag im übrigen die Sache 
so, dass das Eigentum des Deichgrundes beim Land¬ 
eigentümer blieb 181 ), aber es war inhaltlich im öffentlichen 
Interesse beschränkt und erschien nach Art einer Dienstbar¬ 
keit belastet ,M ). 

Dagegen finden wir in der Deichordnung für Eescharen 
und Gassei von 1570 IM ) eine Enteignung angeordnet. Es 
heisst hier bei der Umlage: 

„En den gront, daar den nieuwen dyck op geleyt of 
gemaakt sal werden mitsgaders den buyten en binnen boesem 
van dien als ook die resterende lengte van dien sal gekogt 
gemaakt en onderhouden werden bei de gemeene geerfden“. 

Bestätigt wird dies noch durch eine andere Vorschrift 
der gedachten Deichordnung, in der es heisst: 

„Soo dikmaal als’t van nooden syn sal datmen eenige 
doorgebroke gewielde dyken sal moeten leggen en van 
nieus doen maken over eens onders persoons erve, sal sulks 
als van prieseringe des erfs en anders staan tot discretie 
des Dykgraafs en Heemraden“. 

Die Enteignung besteht hier in einer Entziehung des 
fremden Eigentums, nicht bloss in einer Beschränkung. Hier¬ 
auf deutet insbesondere das Wort .gekogt“. 

,81 ) Man muss bei dem Land, auf welches der Deich gelegt wird, 
an den Grund und Boden des Deiches denken, man darf dies nicht auf 
die Belastung von Land mit der Deichlast beziehen; „opiegen* ist also 
ganz wörtlich zu nehmen. 

1M ) „öffentliche Dienstbarkeit*. Siehetlber den Ausdruck O.Gierke, 
„Deutsches Privatrecht* II, S. 40S Anm. II. 18 *) Paringet S. 079. 
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Schwierigkeiten bereiten aber die Worte „mitsgaders 
den buyten en binnen boesera“. Wir verstehen sie so, dass 
der von aussen oder von innen mit umdeichte Wasserplatz 
ebenfalls von der Gesamtheit gegen Entschädigung über¬ 
nommen wurde. Für eine Enteignung des Deichgrundes 
lassen sich noch andere Stellen verwerten. Einmal kommen 
die Quellen in Betracht, die mehr auf andere Einlagen zu¬ 
geschnitten sind 184 ), sodann sind die Vorschriften über die 
entgeltliche Entnahme von Deicherde vielfach entsprechend 
anzuwenden’“). 

Im übrigen muss man auch an eine unentgeltliche Eigen¬ 
tumsentziehung kraft Notstandes denken. 

4. Ausgeworfenes Land. Für das Land, das bei einer 
Einlage preisgegeben wird, erhalten im allgemeinen die 
Betroffenen keine Entschädigung. Wir sahen aber bereits 
oben, dass nach dem Deichrecht für Eescharen und Gassei 
der „buyten boesem“ angekauft wurde 188 ); man hatte offen¬ 
bar dabei mit eine Entschädigung im Auge, und es sind auch- 
hier Quellen entsprechend heranzuziehen, die mehr auf 
andere Einlagen zugeschnitten sind 187 ). 

Man sollte denken, dass das ausgeworfene Land da, 
wo die Deichlast nach GrundstUcksgrösse verteilt war, voll 
von der Deichlast befreit wurde. Dies war aber nicht immer 
der Fall. So heisst es im Schaubrief flir den Eemdeich von 
1393 188 ), dass die Wehle gemacht werden soll auf des ge¬ 
meinen Landes Kost „en daer toe gelycke gelden alsulck 
Land als wadig werd of yemand afgedykt word“ 18 *). 

184 ) Siehe unten § 16 VII. 

18 °) Entschädigung wegen des Deichgrundes und der Entnahme von 
Deicherde bei Einlagen hängen oft eng zusammen. Vgl. z. B. den Oster- 
huisischen Akkord von 1611 (Bd. 1,8.27, Anm.22) und die Entscheidungen zu 
Huisduinen aus dem 16. Jahrhundert bei G. de Vries S. 239f. — Aus 
der Entschädigung für den Deichgrund kann man aber noch nicht auf 
Entschädigung bei Entnahme von Deicherde schliessen. 

1W ) Siehe oben unter 3. 

187 ) Siehe u. § 15 VIII. Die Unterscheidung, die Beseler „Deutsches 
Privatrecht* 4, Auflage S. 919 in Bezug auf das ausgeworfene Land im 
Anschluss an Runde „Grundsätze des gemeinen deutschen Privatrechts“ 
§ 121 macht, ist unhaltbar. Es ist in der folgenden Periode auf sie ein¬ 
zugehen. 

18 *) Utrechts Placaetb. II, 186 . 189 ) Siehe auch unten § 15 VIII. 
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5. Eine Einlage konnte nicht ohne weiteres stattfinden, 
sie ist an die Erlaubnis verschiedener Organe des Deich¬ 
verbandes und Träger der Deichverwaltung geknüpft 1 " 0 ). 

IX. Verbände ohne rechte Hülfen für den Kabel¬ 
halter. Es gibt mittelalterliche Deichverbände, in denen sich 
eine rechte Hülfe von Deichverbänden und Ortsverbänden 
für den einzelnen Kabelhalter zwecks Wiederherstellung von 
Deichbeschädigungen überhaupt nicht findet. Nicht dass 
hier eine Hülfe unmöglich war, aber sie setzte einen be¬ 
sonderen Beschluss der Verbände oder einen höheren Befehl 
voraus, und es war nie ein Rechtsanspruch des einzelnen 
Kabelhalters auf Hülfe ohne weiteres gegeben. 

Die Frage, ob wir hierin einen älteren Rechtszustand 
zu erblicken haben, wird uns später beschäftigen 1 * 1 ). Vor¬ 
läufig sind einige Verbände anzufUhren, in denen sicher 
rechte Hülfen fehlten. 

1. Es gehören hierher Deichverbände der Groninger 
Ommelande im 14. und 15. Jahrhundert 1 **). Ihre Deich- 
und Sielrechte setzen Strafen bei Gaten und Grundgaten 
nach deren Tiefe und Weite fest, ohne irgendwie einer Bei¬ 
hülfe von Deichverbänden zu gedenken 18 *;. 

2. In den Deichverbänden des holländischen Norder¬ 
quartiers, in welchen der Deich unter Einzelne nach Grund¬ 
stücksanschuss verteilt war, lag im 15. und 16. Jahrhundert 
jedem Deichgenossen auch bei Wehlen in seiner Kabel die 
alleinige Reparatur 181 ) ob. Nach altem Assendelfter Deich¬ 
recht galt z. B.: „Soo daer eenige grontwaelen in de Assen- 
delver Dyck scheurden of braeken, ’t selve moet wederomme by 
den Eygenaers van deselve gebrooken Dyck gerestaureert ende 
opgemaekt worden nae haer oudt gecostumeert dyckrecht“ 185 ). 

19 °) Siehe Abschnitt V. m ) Siehe unten X. 

1M ) Vgl. BeekmanS. 1693. Küren der Oster- u. Westerhammerik von 
1386 (Bd. I § 4b § 332a), Deichbrief der Stadt Hammerik von 1441 art. 9, 
Winsumer Sielrecht von 1464 art. 50. Die Stellen sind bei Beekman 
a. a. 0. aufgeftthrt. 

1f# ) Aus den Bussbestimmungen allein kann man nicht unbedingt, 
wie dies Beekman tut, auf das Fehlen jeder rechten Hülfe schliessen. 

1M ) G. de Vries S. 191ff. Beekman S. 1687. 

i»5) Diese Worte finden sich in einer Rechtsbeurkundung von Schulz 
und Schöffen, die in den Handvesten von Assendelft S. 251 aufgenommen 
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3. Im westerlauwerschen Friesland müssen nach 
dem Deichrecht der Gemeinde Riparahem von 1522 1#fl ) Jotten, 
Wehlen und Gaten vom Kabelhalter allein hergestellt 
werden. 

4. Nach der Deichordnung für Thiel und Zandwyck von 
1447 darf der Deichhalter seinen durchgebrochenen Deich 
nur mittels Spatenstechen aufgeben ,9, ). 

5. In der Altendorfer Schauung fiel im 16. Jahrhundert 
dem einzelnen Kabelhalter die Dichtung eines Deichbruches 
allein zur Last 198 ). 

6. Ganz deutlich ist die altmärkische Deichordnung von 
1476 ,M ). Hier heisst es: 

„Weret ock dat amptlude und man und Rede uth unsen 
Steden . . . erkenneden vor des landes beste, dat men etlyke 
de kranke und böse dyke hedden und der nicht woll maken 
künde, wolde Hulpe don myt anferende, dat denne villichte 
etlyken enthiegen wer dat meynede tho werende und darto 
nicht helpen wolden, war denne de meyste dele hen volgeden, 
de in der Schouwijnge beseten synt, dar scal dat mynre 
deel mit involgen und helpen anveren“. 

Man erkennt, dass erst ein Beschluss der Mitglieder¬ 
versammlung nötig ist, damit einem Kabelhalter, der kranke 
und böse Deiche hat und zur Wiederherstellung nicht fähig 
ist, Hülfe gewährt wird. Dabei soll aber nicht Einstimmig¬ 
keit nötig sein, sondern Stimmenmehrheit genügen. 

ist. Die Urkunde ist hier unter das Jahr 1668 gestellt. Dies ist 
nicht richtig. Seit 1627 galt vielmehr in Assendelft kraft Akkordes vom 
18. November 1627 (Handvesten S. 172) der Grundsatz, dass Grundwehlen 
auf gemeine Dorfkosten zwei Fuss über den alten Deich gedichtet wurden. 
Das alte Hecht, das in der erwähnten Rechtsbeurkundung wiedergegeben 
wird, wird insbesondere bestätigt durch die Urkunde von 1518 (Hand¬ 
vesten S. 88): „Asoe Ciaes Gyssen Waele in den jare voorleden met teil 
grootten storm ende opwater in syn dvck tot Assendelft geloopen ende 
inn gebroocken is geweest die hy, overmitts syne armoede nyet wedder 
stoppen ende bedycken mochte, gelvck hy behoerde ende schuldig was te 
doen*. Aber Ciaes Gyssen bekam diesmal ausnahmsweise Hülfe. 
Siehe unten § 17, Anm. 2. 

19<J ) Bd. I Einl, § 4b Anm. 358. 

197 ) Kolff S. 37. Beekman S. 1683. 

1M ) Dies ergibt der Schildsche Deichprozess v. 1589 (Deiclir. XXXI ff.). 

109 ) Bd. I Einl. § 4a Anm. 195. 
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X. Der ältere Rechtszustand. Überblicken wir 
die Reglung der rechten Hülfen in den mittelalterlichen 
Deich verbänden, so tritt uns eine bunte Mannigfaltig¬ 
keit vor Augen. Am auffälligsten ist aber der Gegen¬ 
satz, der insofern besteht, als eine Reihe von Verbänden 
eine rechte Hülfe für den einzelnen Kabelhalter über¬ 
haupt nicht kennt. Dies führt uns zu der Frage, ob 
etwa das Fehlen rechter Hülfen als der ältere Rechts¬ 
zustand bei der Kleinkabeldeichung anzusehen ist, und erst 
im Laufe der Zeit der Kabelhalter einen Anspruch auf Bei- 
hülfe erhielt. 

Bejaht wird die aufgeworfene Frage von Kolff in Bezug 
auf Gelderland* 00 ). Nach ihm ist ein Anspruch auf Beihülfe 
hier erst im 14. Jahrhundert eingeführt worden. 

Gegen Kolff wandte sich namentlich unter Berufung 
auf den Sachsenspiegel G. de Vries 201 ). Er erklärt es für 
altes Recht, das bei Wehlen der Kabelhalter Beihülfe ver¬ 
langen konnte von allen, die vom Deich beschirmt wurden 
(vom „gemeinen Lande“). 

Neuerdings hatBeekman* 0 *) einen vermittelnden Stand¬ 
punkt eingenommen. Er bezeichnet die Beihülfepflicht des 
„gemeinen Landes“ als sehr verbreitet in alter Zeit, doch 
habe sie — was von G. de Vries übersehen werde — viel¬ 
fach nur beim gelobten Deich bestanden. Dagegen gäbe es 
für viele Gegenden Beispiele, die zeigten, dass der Kabel¬ 
halter keine Hülfe beanspruchen konnte; sie seien, abgesehen 
von den Groninger Ommelanden, im Mittelalter als Aus¬ 
nahmen anzusehen, aber vielleicht gerade darum Überbleibsel 
einer Rechtsauffassung, die früher allgemeiner geherrscht habe. 

Mir scheint der Nachweis dafür, dass grundsätzlich der 
Kabelhalter bei der Kleinkabeldeichung ursprünglich auf sich 
angewiesen war und jedes Anspruches auf Hülfe entbehrte, 
nicht geführt. 

Was zunächst Gelderland anlangt, so stammt die Quelle, 
die jede Hülfe ablehnt, aus dem 15. Jahrhundert* 08 ). Dass 

* 00 ) Kolff .De dijkplichtigheid in Gelderland“ S. 30. 

201 ) a. a. O. S. 1S5. 

• M ) a. a. 0. S. 1681. 

* ns ) Siehe oben IX 4. 
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gerade sie altes Recht enthalte, ist eine petitio principii. 
Diese Behauptung erscheint aber ferner deshalb ungerecht¬ 
fertigt, weil die erwähnte Deichordnung in anderen Punkten 
keineswegs konservativ verfährt, vielmehr Neuerungen ein- 
ftihrt* 04 ), und weil geldernsche Quellen aus dem 14. Jahr¬ 
hundert unzweifelhaft eine Beihiilfe kennen* 05 ). 

In den Groninger Ommelanden wird in einer Reihe 
von Deichrechten des 14. und 15. Jahrhunderts HUlfe versagt* 06 ), 
allein hier bezeugen uns die für das 11. Jahrhundert mass¬ 
gebenden Fivelgoer Busstaxen und das Hunsingoer Oberrecht 
eine Hülfe der Gemeinde* 07 ). Kein Gewicht kann man ferner 
dem Deichrecht der Gemeinde Riparahem im wester- 
lauwerschen Friesland* 08 ) beilegen; denn es stammt aus 
dem 16. Jahrhundert und ältere westerlauwersche Quellen 
sprechen für eine Gemeindehülfe. Anzuführen ist vor allem 
das Deichrecht der Hemmen von 1453* 09 ). Wir berufen uns 
ferner auf das ältere und jüngere Schulzenrecht. Aus ihnen 
ergibt sich, dass am 21. März jeder seinen Deich fertig haben 
und für Deichbrüche zwischen dem 21. März und 21. September 
allein einstehn muss* 10 ); hieraus darf doch gefolgert werden, 
dass bei Deichbrüchen im Winter Hülfe bis zu einem gewissen 
Grade eintrat*“). 

In der Altendorfer Schauung fand in früherer Zeit ver¬ 
mutlich eine HUlfe der Gemeinde statt, wie dies auch in der 
Nachbargemeinde Hüll der Fall war* 1 *). Der altmärkischen 

**) Kolff a. a. 0. 

*° 6 ) Peichbrief für Erkemede von 1356, Deichbrief für Veluwe 
von 1370, Landbrief für Oberbetuwe von 1383. Vgl. auch Deich¬ 
recht für Tielerwaard von 1409, und Landbrief für Niederbetuwe 
von 1439. 

**) Siehe oben IX 1. 

f07 ) Siehe oben II 4 Anm. 43 und 44. Vgl. auch das alte Humster- 
l&nder Deichrecht a. a. 0. Anm. 45. 

ao8 ) Siehe oben IX 3. 

909 ) Siehe oben II 4. 

*“>) v. Richthofen Rq. S. 387 § 17, S. 410 § 18, 19. 

an ) Gegen die Ansicht, dass es sich bei den Schulzenrechten um 
Sommerdeiche handelt, hat sich mit guten Gründen namentlich Wester¬ 
il off „Twee Hoofdstukken uit de Geschiedenis von ons Dijkwesen“ 
Groningen 1864 S. 213 gewendet. 

aiÄ ) Über die Beihülfe in Hüll siehe Hahn S. 141. 
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Deichordnung von 1476*'*) stehen die Rechtssätze des Sachsen¬ 
spiegels gegenüber* 14 ). 

Nur für die Gegenden des holländischen Norder¬ 
quartiers, in denen der Deich nach Grundstücksanschuss 
verteilt war, und eine rechte Hülfe im 15. und 16. Jahr¬ 
hundert fehlte*' 5 ), lässt sich ein Recht auf Hülfe in früherer 
Zeit nicht nach weisen. Unmöglich kann man aber dies für 
weitgehende allgemeine Schlüsse verwerten. Gerade die Ver¬ 
teilung nach Grundstücksanschluss bildete die Ausnahme!*“) 

Es dürfte daher richtiger sein, als den älteren Rechts¬ 
zustand im allgemeinen den anzusehen, dass dem einzelnen 
Kabelhalter eine Hülfe zukam, die sich meistens erhielt und 
weiter ausgebaut wurde, aber in einigen Verbänden infolge 
des Durchdringens individualistischer Momente versiegte. 
Die letztere, seltenere Entwicklung musste da günstigen 
Boden finden, wo der Deich nach Grundstücksanschuss 
verteilt war oder wurde; denn ersichtlich musste hier die 
individuelle Zugehörigkeit zu einer bestimmten Kabel stärker 
hervortreten und konnte den Gedanken einer genossenschaft¬ 
lichen HUlfszugehörigkeit mehr bei Seite schieben. Immer¬ 
hin bleibt zu betonen, dass auch bei Verteilung nach 
Grundstücksanschuss bereits in den ersten Quellen, die Auf¬ 
schluss geben, eine Beihülfe sich findet.* 17 ) 

Verschieden von der Frage, ob dem einzelnen Kabel¬ 
halter ursprünglich eine rechte Hülfe zukam, ist die Frage 
nach ihrer Ausgestaltung im Einzelnen. In dieser Hinsicht 

,ia ) Siehe oben IX 6. 

au ) Man stelle sich beim Sachsenspiegel den Übergang zur Klein- 
kabeldeichung vor; hier muss doch die Beihülfepflicht der Gesamtheit 
wenigstens zunächst fortgedauert haben. 

2lB ) Siehe oben IX 2. 

216 ) Beekman führt für das Fehlen von rechten Hülfen noch an 
den Befehl Johanns von Bayern von 1422 (Mieris IV, 627). Allein dieser 
ergibt m. E. nicht, dass an sich der einzelne Kabelhalter Wehlen her- 
stellen musste, vielmehr handelt es sich um die Hereinziehung kabel¬ 
freier Besitzungen in die Hülfspflicht. — In der Urkunde von 1365 
(Beekman S. 1683) steht wohl nur ein verschuldeter Deichbruch in 
Frage („soe wanneer die . . . hoir dycke . . . niet en hyelden, also dat 
doer schade af queme of comen soude, dat dan die dyken inghingen*). 

* 17 ) In den Bremischen vier Landen ist der Deich nach Grundstücks¬ 
anschuss verteilt, aber bei einer Brake hilft das ganze Land. 
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trifft die Ansicht von G. de Vries, dass allgemein der 
Kabelhalter bei Wehlen einen Anspruch auf Hülfe vom 
gern einen Lande hatte, nicht zu. Mit Recht bemerkt 
bereits Beekman, dass hier der ganze Quellenkreis, der 
zwischen gelobtem und ungelobtem Deich unterscheidet, 
übersehen worden ist. Allein es handelt sich nicht blos 
darum. Nicht beachtet ist auch die sonstige Mannigfaltig¬ 
keit in der Ausgestaltung der Hülfe. Wir sehen unter anderem, 
dass es Quellen gibt, die als Erfordernis ein Unvermögen 
des Kabelhalters aufstellten, wir sehen ferner, dass keines¬ 
wegs stets der gesamte Deichverband eintrat, sondern nur 
ein Teilverband oder eine Gemeinde oder ein Gemeindebezirk 
innerhalb umfassender Deichringe, dass man subsidiäre Hülfen 
anderer Verbände schuf. Eine allgemeine einheitliche Ant¬ 
wort darauf, welches die älteste Ausgestaltung der Beihülfe 
war, lässt sich nicht geben. Vielleicht ist man häufig von 
einer Beihülfe bei gefährlichen Schäden, die die Kraft des 
einzelnen im gegebenen Fall überstiegen, ausgegangen und 
zu einer festen Fixierung des Hülfsanspruches bei bestimmten 
Schäden (Wehlen, Grundbrüchen) Ubergegangen *“). Viel¬ 
leicht erstreckte sich vielfach der Umfang der Hülfe nur 
auf die Beseitigung der grössten Gefahr im Anschluss an 
die Deichverteidigung und erfuhr im Laufe der Zeit eine 
Ausdehnung auf die Errichtung des Deiches in weiterer Höhe. 
Sicher ist, dass die Gemeindehülfe die typisch älteste ist. 
Sicher ist, dass sich eine kraftvolle Bewegung geltend machte, 
alle heranzuziehen, die den Vorteil des Deiches genossen; 
dabei mochte es sich um die Wiedererweckung eingeschlafener 
oder um die Schaffung neuer HUlfsansprüche handeln. Oft 
wurde eine Hülfe, die vereinzelt und in besonderen Fällen 
geleistet wurde, zur dauernden Rechtshülfe* 19 ). Und so kam 
es: Nicht der individualistische Gedanke, der, wie wir sahen, 
ebenfalls am Werke war, und die Keime alter Hülfen zer¬ 
störte, sondern der genossenschaftliche Gedanke feierte seine 
Triumphe. 

XI. Gemeinlasten zwecks zwangsweiser Wieder¬ 
herstellung. Grundsätzlich galt, dass der Kabelhalter, der 

* 18 ) Vgl. auch Auhagen S. 60. 

*'•) Vgl. Bd. I S. 215, 216, 219, ferner oben IV 3 und unten § 16. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



206 


Digitized by 


keinen Anspruch auf Hülfe hatte, seinen beschädigten Deich¬ 
schlag allein wiederherstellen musste. Geschah dies nicht, so 
griff die früher geschilderte Haftung ein** 0 ). Sie ist bei gefähr¬ 
lichen Beschädigungen eine schneidige und führt zu schneller 
Verwirkung von Gut und Deich** 1 ). Schliesslich wird der 
Deich ein „gemeiner Schlag“ und als solcher durch Gemein¬ 
werk hergestellt. Es gibt aber auch Gemeinlasten zwecks 
zwangsweiser Wiederherstellung, bevor der Deich ver¬ 
wirkt ist. In manchen Verbänden nämlich erfolgt bei Wehlen 
in ungelobtem Deich, wenn der Kabelhalter nicht sofort 
den Schaden ausbessert, die teilweise oder volle Wieder¬ 
herstellung durch den Deichverband unter Zugriff auf den 
Besitz des Kabelhalters, ohne dass Verwirkung von Deich 
und Land sogleich eintreten***). Wir führen an das Deich¬ 
recht in den vier Gohen von 1449 art 11 und 12: 

„Queme oeck binnen disser Tidt, dat up sodanen Diek 
de beclaget und gewroget were, ein bracke brecke, schall 
de Meyer van stundt tho schlan und macken den Diek tho 
schwären laue und dar schalle he vor dohn alse he in dem 
Rechte pflichtig is. Dede auerst de Meyer dat nicht, den 
de Bracke tho höret, so schall men ehne verfolgen an 
sin Huss, timmert und gut, darmede de bracke tho 
schüttende: dar tho up dat Erue forder mit Landrechte 
tho verfolgende, so dat de Diek-Greue mit den Schwären 
des ganzen Landes up de Bracke tehen und schlan de tho 
van stundt an, und stecken darup einen Spaden und ver¬ 
folgen dat mit rechte na sede und wähnte und na Landrechte, 
sunder gnade, indeme de Landthere, deme de Bracke tho 
queme, sick dar nicht tho thehen wolde“. 

Verwandt hiermit sind Vorschriften in sudholländischen 
Waarden. Man vergleiche z. B. die Reglung für den Dief- 
deich von 1284***): 

„Waert dat an der Sydwen braecke een wiel aen eenen 
gelovende dijck, zoe souden die gemeenre polre weder op- 
maecken. Waerdt dat hij gelasterdt waere, zoe soude des 

**°) Siehe oben § 7. 

W1 ) § 7 I lb insbesondere Anm.^42 und 43. 

w *) Siehe bereits oben § 7 I lb, insbesondere Anm. 44. 

**•) § 7 Anm. 44. 
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mans goet des die dycke war alsoe verre ingaan alset in 
syne goede waere, waert des gebraecke, dat souden die 
gemeene polre weder opmaecken, ende alse hy opgemaeckt 
is, soe zel hij comen opter gemenen ambochte, daer hy 
in behoort, mit alsulcken erve alse dartoe behoort“. 

Für diese Gemeinlasten zwecks exekutivischer Wieder¬ 
herstellung gelten entsprechend die Regeln, die wir bei den 
rechten Hülfen kennen gelernt haben” 4 ). Diese sind mass¬ 
gebend für die Frage, welche Gesamtheit eintrittspflichtig 
ist, sie sind massgebend für Inhalt und Verteilung dieser 
Gemeinlast, für Haftung, Befreiungen usw. 

§ 15. 

Regelrechte Gemeinlasten zwecks Deichverlegungen 

I. Allgemeines. Es ist häufig erforderlich den Deich 
landwärts zu legen, ohne dass es sich um die Umdeichung 
eines Deichbruches handelt Dies ist dann nötig, wenn der 
Deich an seiner alten Stelle infolge Abnahme des Aussendeichs¬ 
landes nicht gehalten werden kann 1 ). Die Abnahme des Vor¬ 
landes kann auf einen allmählichen Uferabbruch oder auf eine 
plötzliche Versinkung zurückgehen *). Da man Ufer- und Deich¬ 
befestigungen in der älteren Zeit nicht kannte, musste sehr 
oft zu solchen Deichverlegungen geschritten werden. Der 
neue Deich wird in den Quellen mit verschiedenen Namen 
belegt: Einlage, Inlage*), Insete 4 ), Einsede 5 ), Umlage 6 ). 
Oplaghe 7 ), Waardijk,Sorgdijk,Nieuweerfften 8 ) 8 *). Das 

«*) Siehe oben II-VIII. 

*) Siehe AuhagenS. 68, Beekman S. 880 ff. *) Beekman a. a. O. 

•) Niederländische Belege bei Beekman 880. 

4 ) In Seeland u. Flandern z.B. Bergh II762. Siehe Beekman a.a.O. 

5 ) Spadelandsrecht, Note zu art.IX. ®) D.-O.fürKleve von 1675 art.21. 

T ) Dieser Ausdruck findet sich in Overyssel und Geldern. Beek¬ 
man S. 1250 u. 880. Siehe namentlich Deichrecht von Salland art. 2 ff. — 
Die Bezeichnung ist dadurch zu erklären, dass an den friesischen und 
niederländischen Küsten „oben* und „herauf* im Sinn von landeinwärts 
zu nehmen ist. „Oplaghe* bedeutet also „Herauflage*. — Nicht zu 
verwechseln ist „Oplaghe* im Sinn von Einlage mit „Oplaghe* im Sinn 
von „Drauflage*, „Deicherhöhung*. Siehe unten § 16, II. 

8 ) Vgl. über diese Worte Beekman. In Bezug auf „nieuwe 
erfften* siehe aber oben § 8 Anm. 105. 

8 ») Zu den eigentlichen Deichverlegungen rechnen wir nicht die 
„Vorbedeichungen“. Siehe oben § 4, VIII. Sie sind bei den „Anlagen 
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Land, das durch die Einziehung des Deichs preisgegehen 
wird, heisst mitunter auch Einlage oder Auslage 9 ), häufiger 
„ausgeworfenes Land“ 10 ). Sehr selten sind selbständige 
Deichverlegungen nach aussen hin, Auslagen. Sie 
kommen vor, um eine Deichstrecke zu verkürzen 10 *). Über 
sie werden wir in den Quellen nicht näher unterrichtet. 
Wir sehen daher von ihnen ab und befassen uns nur mit den 
Einlagen. Bei diesen entstehen nämlich Gemeinlasten. 

II. Voraussetzungen für Einlagen. Notwendige 
Voraussetzung für eine Einlage war eine Anordnung. 
Darüber, wer für die Anordnung kompetent war, wird später 
gesprochen werden 11 ). In der ältesten Zeit konnte 
sie durch einen Schwur des Kabelhalters erzwungen werden, 
dass er infolge Abnahme des Aussenlandes seinen Deich nicht 
länger zu halten vermöchte 1 *). Später konnte einfach bei 
bestimmter Grösse des Abbruches des Aussenlandes ohne 
Eid eine Einlage gefordert werden 18 ). Schliesslich entschied 
überhaupt nur das Ermessen der Deichverwaltung 14 ). An 
die Erlaubnis oder Anordnung schliessen sich nun in den 
meisten Quellen rechte Hülfen von Ortsverbänden und Deich¬ 
verbänden für die betroffenen Kabelhalter an. 

von Deichen* Bd. I, Abschnitt I besprochen worden. Auch bei ihnen 
liegen gemeine Werke und zwar zwecks Deicherrichtung vor. Vgl. 
noch unten § 17. 

9 ) Beekman S. 880 und 1582. 

10 ) Spadelandsrecht art. IX. Deichrecht von Büsum von 1465. 

(Bd. I, Einl. § 4a, Anm. 120.) 10 «) Vgl. Hahn S. 27. 

11 ) Siehe unten Abschnitt V. 

ia ) Siehe Bd. I, S. 225. (Schar bedeutet aber Ufer). 

lf ) Charakteristisch für das Fallenlassen des Eides ist das Deich¬ 
recht für Zalk. Es heisst hier (a. 1485) in art. 69 und 60: »Woirtsake 
dat tot enigen tijden dat schoer van der ijsselen . . up een sallantsche 
roede nae an enijghen van der erlfg. dijken, soe mach die erffgename 
körnen op den dijck als men rijt den anevanck (die erste Schauung) 
ende gheuen den dijkgreuen mit den heemraden dat toe kennen . . . . 
ende als de erffg. dat ghedaen helft, soe sali die erffgen. niet langer 
geholden offte belast wesen den dijck thoe holden. Mar soe sali dat 
ghemene lant von stonden an geholden wesen den dijck thoe holden 
ende jn toe legghen op des ghemenen lants costen, sonder den 
erft'gen. enighe eeden toe doen offt onlust offt onkost toe hebben*. 

u ) Hierbei finden sich mannigfache Schranken der genossenschaft¬ 
lichen Freiheit. Siehe unten Abschnitt V. 
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III. Umfang der Hülfen. Der Umfang der Hülfe, der 
den Kabelhaltern geleistet wurde, war verschieden. Leider 
sind wir nur ungenau darüber unterrichtet. Die Vorschriften 
über den Umfang der Hülfen bei Deichbrüchen lassen sich 
nicht schlechtweg entsprechend anwenden. In manchen 
Quellen ist der Umfang der Hülfen ganz verschieden 
geregelt. 

Aus einer Reihe von Deichrechten ist zu entnehmen, 
dass die Einlage von den HUlfspflichtigen zu voller Höhe 
geschüttet werden musste. Dies ist unzweifelhaft der Pall 
nach dem Deichrecht von Salland; hier haben die Bauer- 
schaften unter Führung ihrer Schulzen zu helfen und die 
Bildung von Bauerschaftsschlägen ist vorgeschrieben. Dann 
heisst es: „Soe gebiedet dan die Dyckgreue elken Schulten, 
die syn hoeueslach heefft, dat hy synen Dyck doe dyken 
binnen XHII nachten datt- dardendeel Eerden. Daernae 
binnen XHII nachten sali die Dyck tweemaell gedykett wesen, 
enn binnen sesweeken die Dyck all gedykett“ 15 ). Dagegen 
wurde bei einem Deichbruch nach salländischem Recht der 
Deich nur kniehoch über Wasser gebracht 16 ). Hülfe bis zu 
voller Höhe ist auch z. B. anzunehmen nach dem Deichrecht 
von Zalk, nach welchem aber Gleiches bei einem Deich¬ 
bruch gali 17 ). Mit Sicherheit lässt es sich auch für Seeland 
belegen; hier wird 1291 für die Insel Schouwen bestimmt: 18 ) 
„So waer man inseten leghet, dat dat ghemene laut costen 
sal ende op maken te vollen dike“. Auch nach dem Deich¬ 
recht von Büsum 19 ) und vielleicht nach dem Spadelands- 
recht* 0 ) kann man eine so weitgehende Hülfe annehmen. 
Ebenfalls hierher zu rechnen ist das ostfriesische Deichrecht, 
welches nicht bloss das Aufwerfen der Einlage zu ganzer 
Höhe, sondern auch das Planieren HUlfsverbänden aufer- 

lö ) Deichrecht von Salland art. 8 (nach der Handschrift bei 
Pufendorf). 

16 ) a. a. 0., art. 14. 

17 ) Vgl. Deichrecht von Zalk art. 60 und 64. 

,0 ) Bergh II 762. 

lö ) Deichrecht von Büsum 1455, 1493 (Bd. I, Einl. § 4a, 

Anm. 120 f.). 

*°) Hier ist von Hülfen bei Einlagen ohne Deichbruch nicht aus¬ 
drücklich die Rede. 

J. v. Gierke, Geschichte des deutschen Deichrechts II 14 
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legt.* 1 )**) — Dagegen wird nach dem Deichrecht für Veluwe 
von 1370 die Einlage nur in */ s Höhe von der Gesamtheit 
aufgerichtet* 3 ), obschon hier bei einem Deichbruch der Deich 
voll gemeinsam wiederhergestellt wird. Noch geringer ist 
die Hülfe in Kleve, wo sie ebenso wie bei einer Einlage in¬ 
folge eines Deichbruchs nurfür zwei Fuß Höhe angeordnet ist* 4 ) 

Eine weiterreichende Hülfe kann durch ständige Ab¬ 
nahme gewisser Teile der Einlage seitens der Gesamtheit 
eintreten.* 5 ) 

IV. Die Hülfsverbände. In Bezug auf die Hülfs- 
verbände gilt im wesentlichen dasselbe wie bei der Wieder¬ 
herstellung von Deichbeschädigungen. Auch hier finden wir 
Sonderverbände, Teilverbände uud Samtverbände, auch hier 
primäre und in Deutschland auch subsidiäre HUlfspflichten. 
So helfen primär das Kirchspiel, die ganze Schau, das gemeine 
Land;* 3 ) nach ostfriesischem Recht ist die primäre Hülfspflicht 
geteilt, indem die beiden benachbarten Kirchspiele beim Auf¬ 
schütten helfen, während das betroffene Kirchspiel den neuen 
Deich „gleichen" muss. * 7 ) Das ostfriesische Deichrecht ergibt 
ferner subsidiäre HUlfspflichten; reichen die Kräfte der beiden 
benachbarten Kirchspiele nicht aus, soll man „na Erkentenisse 
der Dyck-Graven so voehle dartho nehme uth de negesten 

**) Deichrecht von 1515, § 13: .Wehre idt ock Sake, dat men 
jenige Dycke solde insetten und dat Carspeie edder de Marcke 
nicht vermuchte, so sali men dartho nehmen de Marcken an beyden 
Syden und helpen dat so hoch und dicke tho maken, dadt idt vor alle 
Waters Gewählt sy und darna de Marcke, den de Dycke tho behoerig 
is, de sali den Dycke sülvest lycken“. 

**) Siehe auch Schaubrief für den Lekdeich Bovendams von 1323 
(Bd. 1, Einl. § 4b, Anm. 399). 

**) Bd. I, Einl. 4b, Anm. 376: .Die oplaege aolden opbrengen alle 
die gheene, die onder der schouwen gelandt weeren .... tweedeell 
groit van eerden“. 

* 4 ) Dies muss aus der D. 0. von 1575 art. 21 in Verbindung mit 
art. 20 und 19 geschlossen werden. 

* 5 ) Siehe unten VI. 

*«) Vgl. Bergh II, 762 (1291), Mi er is II, 333 (a. 1323), 584 (a. 1836), 
634 (a. 1340), Deichbrief für Veluwe von 1370, Deichrecht von Zalk 
art. 60 (a. 1485), Deichrecht von Büsum von 1465, D.-O. für Kleve 
von 1575 art. 20 und 19. 

* 7 ) Siehe Anm. 21. 
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Marcke als idt van Nöden is“. Insoweit primäre Hülfspflichten 
in Frage stehen, deckt sich auch hier regelmässig die Gesamt¬ 
heit der Kabelpflichtigen und HUlfspflichtigen. Doch finden 
wir auch eine umfassendere Grundbesitzergesamtheit htilfs- 
pflichtig, und zwar wiederholt sich hier das bei den Wieder¬ 
herstellungen von Deichbrüchen Gesagte: 18 ) Die „waal- 
plichtigen“ Länder, die „waterhoudenden Gemete“ müssen 
auch bei Einlagen ohne Wehlen helfen. Überhaupt kann 
man im allgemeinen sagen, dass die HUlfsverbände 
bei Wehlen und die HUlfsverbände bei Einlagen 
ohne Wehlen identisch sind. Dass dies aber nicht durch¬ 
wegs der Fall war, beweist das Deichrecht von Salland.**) 
Der Ysseldeichist durch eine Scheidung in zwei Teile zerlegt, 
der eine reicht von Hoeneppe bis zum Winsumer Siel, der 
andere vom Winsumer Siel bis zur See. In Bezug auf die 
erste Strecke heisst es (art. 37): „Alle die genne die gelegen 
sint tusschen der Hoeneppe ende winsemer zyel, ende die 
daer toe behoiren, sollen oplaegen enn waeden ende alle 
noot die vallen mach tusschen den voirgescreuen termynen 
inden Dyck helpen dyken“. Dagegen lesen wir hinsichtlich 
der zweiten Strecke (art. 38): „Die van Windessem (lies 
„Winsheim“) ende anderen die daerbenedden gelegen sinnen 
ende daer thoe behoiren, die sullen Dyken nederwartz 
oplaegen ende waeden, ende alle noot totter zee thoe; meer 
hyeraff hebben wy uthgenoemen die van Wilsem (lies „Wil¬ 
sum“), ende die van Jsselmuiden, die van Oesterholte, die 
vander Asschett, die van Waetersteyn, die vah ... Dese 
en sullen giene Oplaege dyken, meer die waeden 
sullen sy helpen beslaen tusschen Winsemer Zyell 
ende der Zee.“ 

V. Inhalt und Verteilung der Hülfspflicht. Last 
und Haftung. Befreiungen. Es gelten im wesentlichen die 
gleichen Rechtssätze, wie bei Hülfen zur Wiederherstellung.* 0 ) 
Es überwiegt die Verteilung unter die Grundbesitzer* 1 ) und 

* 8 ) Siehe oben § 14, IV, 8. 

**) Siehe zu Folgendem Deichrecht für Salland von 1808 art. 87 u. 38. 

*°) Siehe § 14, V, VI, VH. Doch besteht keineswegs in den ein¬ 
zelnen Verbänden in beiden Beziehungen Gleichheit. 

•*) Vgl. z. B. Mieris II 584 (a. 1336), Mieris IV 979 (a. 1430). 

14* 
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bei naturalwirtscbaftlicher Hülfe werden Schläge gebildet. 
Hierüber unterrichtet uns vortrefflich das alte Deichrecht von 
Salland. Nachdem die Einlage abgesteckt worden ist, soll 
man messen wie lang sie ist „ende die hoeuen rekenen 
hoe voele deer is ende gheuen elken Gerichte hoeuens 
hoeuens gelyck nae dien datt gebuiren mach. Ende 
8oe sullen die Schulten mit synen Buren elck syn 
hoeueslach ontfaen, naeder groote datter hoeuen in hairen 
Gerichte gelegen is“. Es erhält also jeder Schulze als 
Vertreter seines Gerichts einen „Hoeueslach*, den er mit 
seinen Bauern aufdeichen muss. 8 *) Ebenso ist die Vor¬ 
schrift für den Lopikerwaard von 1336 **) zu verstehen, nach 
welcher das gemeine Land die Einlagen deichen soll, „uyt 
elken gherechte morghen morghen ghelyke“, und nach 
welchem jeder Richter „syn erve ane brengen sal mit twien 
sinen gheburen“. * 4 ) Hiermit stimmt es tiberein, dass nach 
dem Deichrecht für Büsum bei der Herstellung einer Ein¬ 
lage jede Feldmark entsprechend der Grösse ihrer Grund¬ 
fläche einen zusammenhängenden Deichschlag erhält. 85 ) 

VI. Verteilung des neuen Deiches. Nach 
Leistung der satzungsgemässen Hülfe wird die Einlage 
unter die alten Kabelhalter verteilt; 86 ) massgebend 
waren die alten Deichmasse. Ergab die Einlage im Ver¬ 
gleich zum alten Deich eine Überlänge, so galten 
verschiedene Rechtssätze. 37 ) Entweder wurde sie den Kabel- 

#f ) Deichrecht von Salland art. 7. — Was die Zeitabschnitte für 
die Herstellung betriüc, so weichen die Handschriften etwas von 
einander ab. 

M ) Mieris II, 584, 

84 ) Siehe ferner Deichbrief für Veluwe von 1370. Unrichtig Beele¬ 
rn an S. 886, der die Aufteilung an die Bauernschaften auf die Unter¬ 
haltung des Deiches bezieht. 

* 6 ) Deichrecht für Büsum von 1455: „Erde eyn jewelick veitmarke 
schal hebben syne dyke to hope an einer delinghe*. Siehe dazu die 
Anm. von Michelsen. 

i0 ) Bergh II, 762 (a. 1291): „Ende alse die insete ghemaket es, so 
sullen sine houden, die te voren dien diic hadden“. Schaubrief für den 
Lekdeich boven Dams von 1323 (Mieris II, 338). Deichrecht von 
Salland art. 9; Vgl. auch Beekman S. 884f. 

87 ) Es können hier die Grundsätze bei Einlagen infolge Deich¬ 
bruchs angewandt werden. 
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haltern von einer Gesamtheit abgenommen, 38 ) oder diese 
hatten verhältnismässig für sie einzustehen. * 9 ) 40 ) Stellte 
sich bei der Verteilung der Einlage im Vergleich zum alten 
Deich eine Verkürzung heraus, so kam sie den alten 
Kabelhaltern zu Gute. 41 ) Kompliziert werden die Verhält¬ 
nisse, wenn gleichzeitig die Befreiung des ausgeworfenen 
Landes von der Kabellast berücksichtigt wurde. 4 *) 

VII. Der Deichgrund. Eine Enteignung (ent¬ 
geltliche Entziehung) des Grund und Bodens, auf dem 
der neue Deich stehen sollte, ist unserer Ansicht nach in 
der Deichordnung für Hettersen von 1417/18 4 *) ausgesprochen. 
Die vier Geschworenen sollen über Einlagen entscheiden „ende 
dat lant salmen gelden bi den vieren voirsz.“. Ferner hat das 
neue Deichrecht von Humsterland unzweifelhaft eine Ent¬ 
eignung des Deichgrundes bei Einlagen im Auge. 44 ) Die 

* 8 ) Siehe § 14, VIII, 1. 

80 ) Dies ist zu folgern, wenn einfach gesagt wird, dass die alten 
Kabelhalter die Einlage unterhalten müssen, siehe Anm. 36. Ausdrück¬ 
lich ist von der Verteilung der Überlänge unter die Kabelhalter die 
Rede z. B. im Deichrecht von Zalk (a. 1485) art. 62: „Ende woirde die 
dijck dan langher dan hie toe voiren was, dat 9 ullen die erffgen. hebben 
eick sijn part*, und im Deichrecht von Mastenbroek art. 36: „Soe wie 
Inlaege behoeuet offte wadachtich wordt, die sai die körten offte 
langen alleene hebben byden Dyck“. Siehe ferner oben § 14, VIII, 1 
und Beekman a. a. 0. 

40 ) Eine Änderung im salländischen Recht (Siehe Anm. 36) brachte 
das Deichrecht von 1730 Tit. V, art. 6. Die Überlänge kommt hier¬ 
nach zur Hälfte an die alten Kabelhalter, zur Hälfte an das Kirchspiel. 
Diese teilweise Abnahme erinnert etwas an die Vorschrift im Alten 
Lande bei Bracken, siehe oben § 14, VIII, 1, b. 

41 ) Dies ist wieder zu folgern, wenn uns einfach gesagt wird, dass 
die alten Kabelhalter die Einlage unterhalten müssen (siehe Anm. 36 
und 39). Ausdrücklich ist die Rede davon, dass die Kabelhalter die 
Verkürzung gemessen im Deichrecht von Zalk art. 60 und Deichrecht 
von Mastenbroek art. 36 (Siehe Anm. 39). Bei periodischer Verteilung 
war der Vorteil nur ein vorübergehender. G. de Vries S. 198, Beek¬ 
man S. 884. 

4Ä ) Siehe unten VIU 2. 

4a ) Mieris IV, 470. 

u ) Deichrecht für Humsterland von 1562, art. 1: „Nye Zylen te 
maeken .... item Dycken in te leggen, item Landt te copen die 
Dycken daer op te leggen ofte van te maken, in eenige Steeden 
binnen Dycks offte buten Dycks . . . .“ Siehe Bd. I, S. 180. 
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früher besprochene 4 *) Vorschrift für Eescharen und Gassei 
von 1570 ist unbedenklich auch für Einlagen ohne Deich¬ 
bruch anzuwenden. In Huisduinen (Westfriesland) werden 
zu Ende des 16. Jahrhunderts Entscheidungen getroffen, 
welche eine Vergütung der durch die Einlage „einge¬ 
nommenen“ und bei ihr infolge Erdentnahme ausgegrabenen 
Länder festsetzen. Schließlich ist anzunehmen, dass da, 
wo Deicherde oder gar „ausgeworfenes Land“ vergütet 
wurde, auch derjenige, auf dessen Land der Deich gelegt 
wurde, seine Entschädigung erhielt. 4 *) 46 “) 

VIII. Ausgeworfenes Land. 

1. Es wurde nur ausnahmsweise nach manchen Rechten 
vergütet. Vor allem hat sich in Schleswig ein dahin 
gehendes Gewohnheitsrecht ausgebildet. Artikel IX des 
Spadelandsrechts lautet: „Wenn es sich begiebt, dass ein 
Stück Landes notwendig wird 'aussgeworffen, sollen die 
Koges-Eigener desselbigen Koges denen das Land abgehet, 
was ihnen davon eignet, Erstattung bekommen.“ Dieser 
Satz muss so verstanden werden, dass die Besitzer der 
ausgeworfenen Länder eine billige Entschädigung erhalten 
sollen, aber das Eigentum an den ausgedeichten Ländern 
behalten. 47 ) Seine Geltung war zum Teil bestritten, er 
setzte sich aber durch. 48 ) Höchst interessant ist eine etwas 
abweichende Reglung in der Ordnung für den Albertus- 
polder in Flandern von 1612 49 ) „Ende oft ghebeurde . . . 
dat desen nieuwen ingedyckten Polder quaeme te inunderen 
by grundbreke ofte andersins soo dat von noode waere 
een partye van dien uyt te slaene tot er-dycken (? wohl 
„utdycken“), soo zal den Eyghenaer van alsulcken uytghe- 

“) Siehe oben § 14, VIII, 8. 

u ) Bei Einlagen sollte in Ostfriesland „abgegrabenes Land“ vergütet 
werden. Siehe Beschreibung der Lande von 1539, § 3 (v. Wicht, S. 923). 

44 *) Der Regel nach wurde das Eigen am Grund und Boden zu 
Gunsten des Verbandes entzogen. 

41 ) Es ergiebt sich dies m. E. aus der Verordnung von 1632, dass 
ausgeworfenes Land kein Landgeld geben soll. Vgl. Note Heimreichs 
zu art. IX. 

“*) Vgl. Note Heimreichs zu art. IX. Es besteht noch heute! Siehe 
Schleswig-Holsteinsches Deichreglement von 1803, § 29 b. 

40 ) Gr. Placcaetb. III, S. 471. 
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slaghen Landt ontfanghen van den ghemete ... ende van die 
binnen blyven zullen voor elck ghemet van den selven 
uytslagh tien ponden Vlaems, blyvende de Schorre van 
dien alsdan tot profyte van de v. inghedyckte gemeten.“ 
Hier handelt es sich offenbar um eine Art Ankauf, bei dem 
aber ein Preis festgesetzt war, der eine billige Entschädigung 
mit enthielt. 50 ) 

2. Ausgeworfenes Land musste da, wo nach Grund- 
stücksgrösse die Deichiast verteilt war, prinzipiell von der 
Kabellast befreit werden. Scharf spricht sich in dieser 
Hinsicht das Deichrecht filrBUsum von 1455 aus: „Welkerem 
Manne word utgeworpen sin acker, de schal upgeuen syne 
dyke an synen makeden dyken unde an slichter stede, to 
rekende syne votale wat eme tokamen mach van des 
utworpen ackers weghen .... Dede synen acker bynnen 
beholt de schal syne dyke bynnen sa langht maken alze 
he buten hadde ouer rügge in.“ Bei dieser Bestimmung 
ist offenbar daran gedacht, daß das ausgeworfene Land in 
dem verlassenen Deich kabelpflichtig war. Auch die Deich¬ 
ordnung für Kleve von 1575 mag angeführt werden, in der 
es (art. 16) heisst: „Dar ock .. . einige Lenderie van wegen des 
Dycks umblage buten Dycks to liggen queme, sali der Dyck... 
van solichen buyten Dycks liggenden landt na advenant 
genomen und up den gemeinen Erven . .. gelacht werden“. 

IX. DeralteDeich. Wahrscheinlich wurde meistens 
der preisgegebene Deich fürderhin nicht mehr unter¬ 
halten. Das Deichrecht von Salland legt allerdings den 
alten Kabelhaltern die Unterhaltung noch für ein Jahr auf. 51 ) 
Es ist dies aber kaum zu verallgemeinern. 

§ 16. 

Regelrechte Gemeinlasten zwecks Deichverstärknngen 

I. Allgemeines. Zu den Deich Verstärkungen rechnen 
wir die gewöhnlichen Deicherhöhungen nebst Deich¬ 
verbreiterungen und die Deichbefestigungen. 

50 ) Vgl. oben (§ 14, VIII, 4) die Verordnung für Gassei von 1570. 

51 ) art. 10: .Oeck sullen die genne die by dessen Dyck gelegen 
eint oiren olden Dyck maeken op dat selue Jaer, dat die nye Dyck 
geleckt wordt also« groot als bv plegen enn die Heemraeden loeueir 
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Zu den Deichbefestigungen gehören alle Werke, die zur 
Sicherung des eigentlichen (Erd-)Deichs angelegt 
werden. Unter sie fallen insbesondere die grossen Strand- 
und Uferbefestigungswerke, wie Häupter (Höfter, Hoofden), 
die Kribben, Pfahlwerke, Bollwerke 1 ), Putterungen. Vor¬ 
schüsse*), Plügeldeiche, ferner aber auch die Bekleidungen 
des Deichs mit Holz, Stroh, Ruwaer, Riet, Wier 3 ) usw. 

II. Deicherhöhungen und Deichverbreite¬ 
rungen. Im allgemeinen galt der Grundsatz, dass jeder 
Kabelhalter seine Kabel -Naber Naber glick* 3 ‘) herzustellen 
hatte, er musste seinen Deich machen „het leghe nae den 
hoghe, ende het smal naeder breyde“ 8b ). 

Doch war es häufig nötig, an einzelnen Deichstrecken 
Erhöhungen oder Verbreiterungen vorzuschreiben. Alsdann 
mussten die betreffenden Kabelhalter allein für sie sorgen; 
ein HUlfs anspruch für ein Gemein werk war nicht gegeben. 
Dies ergibt sich aus Vorschriften über die erste Schauung, 
auf welcher den Einzelnen eine Erhöhung und Verbreiterung 
ihrer Kabeln anbefohlen werden kann 4 ). Insbesondere aber 
folgt es aus den Deichordnungen für den Lekdeich boven 
Dams von 1532 (art. 18) und 1537 (art. 42). Ein Gemein¬ 
werk und Gemeinlasten entstehen nur, wenn eine 
Erhöhung des gesamten Deichs angeordnet wird: „Waar 
het sake, dat die Heemraden dochten hij hären eede, dat 
eenige generale oplage te doen wäre over den geheelen 
dijck, die oplage souden sy doen maken tot des gemeen 
Lands kosten ten vollen dycken en dan leveren den 

*) Siehe über die angegebenen Ausdrücke namentlich Beekman 
(ergänzt mag zu „Krib“ S. 1032 werden, dass die Bezeichnung sich be¬ 
reits im Deichrecht für Zalk von 1489 findet) und Hackmann XIV 
Nr. 13 ff. 

2 ) Siehe Bertram S. 102 ff. 

8 ) Siehe über die drei letzten Ausdrücke Beekman. Danach ist 
riet „ein Material, das zu Wasserbauwerken verwendet wird* (an sich 
bedeutet riet Schilf, Rohr), wier „eine Seepflanze, die zu der Familie der 
Najaden gehört", „ruwaer* bedeutet Reisig, „Riet“, Stroh. 

Ä «) Siehe Ditmarser Landrecht von 1567 art. 86 §4 Eyderst. D.-O. von 
1595 § 11 und dazu oben § 4 II 4. 

8 *>) Siehe die Urkunde v. 1565 in Chart. Ravestein Nr. 86a. 

4 ) Siehe z. B. Deichrecht für Mastenbroek (a. 1439) art. 3, weitere 
Belege bei Beekman S. 513. 
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persoon, die den selven dyck te vooren hielden, maar indien 
eenige dycken in het particulier te läge bevonden 
worden, sullen Dyckgrave en Heemraden den geenen, tot 
Wiens lasten sulken dijck Staat, mögen be¬ 
lasten met een kade te maken ende den dyck te lioogen 
na behooren“ 4 *). Heranzuziehen ist noch der Befehl von 
Wenzeslaus und Johanna von 1365 an den Schulz von 
’s Hertogenbosch. Eine Deichstrecke in den Meyereien von 
der Maas soll höh £r gemacht werden 5 ). Dies soll geschehen 
„mitter docken 1 -, aber die Kosten sollen diejenigen bezahlen, 
die es schuldig sind; kann man sie nicht finden, so soll das 
gemeine Land für die Kosten aufkommen. Es handelt sich 
hier um ein zwangsweises Vorgehen gegen die einzelnen 
pflichtigen Kabelhalter, ihre Deiche werden durch Mannen¬ 
arbeit 6 ) höher gemacht. 6 *) 

in. D e i c h b e f e s t i g u n g e n. In Bezug auf die Deich¬ 
befestigungen ist im allgemeinen Folgendes hervorzuheben. 

1. Im Mittelalter findet regelmässig bei grossen Be¬ 
festigungswerken eine rechte Hülfe von Orts¬ 
verbänden und Deichverbänden statt. Sie hat sich aber 
erst allmählich Bahn gebrochen. Da diese Anlagen den 
Zweck hatten, die mit Landverlust verbundenen Einlagen 
zu verhindern, so erstreckte man vielfach auf sie schlecht¬ 
hin die Rechtssätze, welche ursprünglich nur für Einlagen 
galten. Diese Entwicklung liegt klar vor uns im Deichrecht 
für Zalk von 1489. Nach den Vorschriften, dass Einlagen 
auf gemeine Kosten errichtet werden müssen, heisst es: 
„Duchte oick den Dijckgreue ende Heemraden ende den 
drien erffgenanien . . . die ijnlaghe to gaen bij oeren eede, 
datter nutter weer voir die marcke ende datmen mijt 
glijker kost offt mijt mijnren kosten, dan die ijnlaghe kosten 
solden, den dijck men soe ijnleggen solde beholden solde 
mijt hoeffden kribben ofte anders, dat solde men 

Der Ausdruck „oplage“ bedeutet hier also Deicherhöhung. 
Siehe oben § io Anm. 7. 

*) Chart. Ravestein I Nr. 24. 

e j Cher Mannenarbeit siehe unten § 17 II 2. 

°aj Vgl. noch Deichreeht für Zalk von 1579 art. 106: Wenn Deich¬ 
graf und vroeden befinden, dass die Deiche M nog meerder aanbredungh 
nodigh hebben 4 ', so soll sie diesmal aut gemeine Kosten geschehen. 
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doen upter gemeenre marcken kost ende die ijnlage 
berusten laten“.’) Ebenso verhielt es sich in anderen 
Gebieten. So deckten sich dann die HUlfsverbände bei 
Einlagen und die HUlfsverbände bei Häuptern und Krippen; 
da nun aber meist die HUlfsverbände bei Einlagen mit den 
HUlfsverbänden bei DeichbrUchen zusammenfielen, so fielen 
auch regelmässig die HUlfsverbände bei Häuptern mit 
letzteren zusammen. Daher kam es auf dasselbe heraus, 
wenn der HUlfsverband bei DeichbrUchen direkt zum Hülfs- 
verband bei Häuptern gestempelt wurde. — In anderen 
Deichverbänden aber wandte man die Rechtssätze für 
Einlagen nur in geringem Umfang an. Es kann keinem 
Zweifel unterliegen, dass man in Salland das Erfordernis 
der Eidesleistung für die Anlage von Häuptern von der 
Notwendigkeit der Eidesleistung bei Einlagen übernahm. 
Ein Unterschied besteht nur insofern, als der Schwur bei 
Häuptern von 4 Schardeichsleuten - geleistet werden muss, 7 8 ) 
während bei Einlagen ein Kabelhalter durch seinen eigenen 
Eid und den Eid zweier Gemeindezeugen die Einlage 
erzwingt. 9 ) Ebenso wie bei Einlagen wird auch bei den 
Häuptern bald von den Eiden abgesehen. Bereits zu Ende 
des 15. Jahrhunderts kann nach salländischem Recht ein 
Höft gefordert werden einfach auf Grund der Tatsache, 
dass der Strom bis auf 3 Ruten nah an den Deich 
gekommen ist. 10 ) Es liegt nun unendlich nahe, anzunehmen, 
dass man auch im übrigen bei den Häuptern die Rechts¬ 
sätze der Einlagen in Salland anwandte. 11 * * ) Dies ist aber 
nicht richtig. Denn Hülfe leistet nicht der grosse Samt¬ 
verband wie bei Einlagen sondern der Teilverband, das 
Kirchspiel. 18 ) In anderen Deichrechten finden wir um¬ 
gekehrt, dass der Kreis der HUlfspflichtigen bei grösseren 

7 ) Deichrecht für Zalk art. 81. 

8 ) Siehe Overysselache dingtalen III: ,Een ramvnge van hoefden te 
wynnen“ (Vereeniging tot Uitgave der Bronnen van het oude vader- 
landsche Recht; Versl. en Mededeel. III S. 14 ff.) 

9 ) Deichrecht für Salland von 1308 art. 2. 

,0 ) Deichrecht für Salland v. 1494 art. 59. 

n ) Anfangs überhaupt kein Hülfaanspruch? Siehe die in Anm. 8 

angeführte Quelle. 

'•) Vgl. Deichrecht für Salland art. 7 und art. 04. 
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Deichbefestigungen weiter gezogen wurde als hei Einlagen. 
Hierher gehört das ostfriesische Deichrecht. Nach ihm 
sind bei Einlagen primär das betroffene Kirchspiel und die 
beiden benachbarten Kirchspiele beteiligt, 18 ) allein Holz werke 
und Häupter werden vom Samtverband angelegt und unter¬ 
halten. 14 ) 

2. Umgekehrt ist es im Mittelalter Regel, dass die 
kleineren Deichbefestigungen, namentlich die Be¬ 
kleidungen des Deichs mit Wier, Riet, Stroh, Holz usw. 
von dem einzelnen Kabelhalter allein ausgefilhrt und 
erhalten werden müssen. Es ergibt sich dies aus den 
eigenen Schauungen, die im Herbst für diese Deicharbeiten 
stattfanden, und auf denen jeder Deichhalter für seine 
Kabel verantwortlich war, ohne dass wir Uber Hülfen von 
Ortsverbänden oder Deichverbänden bei der Herstellung 
etwas wissen. 18 ) 

Doch finden wir auch eine Vergemeinsamung in Bezug 
auf solche kleineren Deichbefestigungen, die insbesondere 
mit den Bestrebungen, die Kleinkabeldeichung zu beseitigen, 
in Zusammenhang stehen. 16 ) 

3. Unter den Hülfen und Gemeinwerken, die von Orts¬ 
verbänden und Deich verbänden geleistet werden, lassen 
sich zwei Gruppen unterscheiden: 

a) Das Gemeinwerk, die Hülfe, erfolgt nur zur Her¬ 
stellung; die Unterhaltung bleibt den nächsten 
Interessenten überlassen. Die nächsten Interessenten 
können unter sich eine selbständige Unterhaltungsgemein¬ 
schaft bilden und als Sonderverbände erscheinen. 

Diese Form scheint die älteste. Wir finden sie völlig 
ausgeprägt für Häupter im Deichrecht von Salland 17 ). Nach 
ihm bilden alle Schardeichsleute eine Sondergemeinschaft, 
welche vom Kirchspiel bei der Herstellung des Hoofts Hülfe 
erhält; nach der Herstellung haben die Schardeichserf- 

“) Siehe oben § 15IV. 

u ) Ostfriesisches Deichrecht v. 1515 §§ 6, 7. 

,6 ) Siehe unten Abschnitt V § 5 I 3. 

1# ) Vgl. die Entwicklung in den Vier-Norderkoggen in Westfries¬ 
land und im westerlauwerschen Friesland. Siehe unten 8b und § 20. 

17 ) Siehe bereits Bd. I S. 225. 
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genamen allein das Hooft schau frei zu halten ; nur bei gänz¬ 
lichem oder teil weisem Wegbruch des Hoofts greift von 
neuem die Unterstiitzungspflicht des Kirchspiels ein 18 ). 
Gleiches ist nach dem Deichrecht von Zalk anzunehmen 19 ). 
Diese Ausgestaltung lässt sich mit der Hülfe bei Einlagen 
vergleichen, bei der eine Überlänge des Deiches zu Lasten 
der alten Kabelhalter kam* 0 ). Für Pfahlwerke (Kribbinge) 
wird das Prinzip scharf formuliert in der Ordnung für Al- 
thena von 1567: „De Kribbinge sullen gemaeckt worden 
by de gemeene kuype, enn sullen onderhouden worden 
by de particuliere Personen die daer inne Gedijcksleght 
leggen een yegelijck in sijnen Ban“. Dagegen schlägt die 
genannte Deichordnung (art. II und III) für ein Hooft an 
der Maas einen Mittelweg ein. Das „geheele Land“ soll es 
insgemein machen und 3 Jahre unterhalten Morgen Morgens 
gleich; dann soll es an Bestimmte zur Unterhaltung fallen. 

b) Es wird vom HUlfsverband nicht nur die Her¬ 
stellung, sondern auch die Unterhaltung über¬ 
nommen. Dabei brachte es vielfach schon die Art der 
Werke mit sich, dass eine Verteilung der Unterhaltung unter 
die Glieder des HUlfsverbandes nach Schlägen unmöglich 
war. Aber auch da, wo eine derartige Aufteilung möglich 
war, wurde sie unterlassen. So werden die Befestigungs¬ 
werke häufig dauernde gemeine Werke des HUlfsverbandes. 

Insoweit diese Werke Einlagen verhindern sollen, lässt 
sich diese Form mit der Hülfe bei Einlagen vergleichen, bei 
der eine Überlänge zu Lasten des HUlfsverbandes kam.**) 

Dauernde gemeine Werke dürfen wir z. B. an¬ 
nehmen bei den Häuptern und Kribben der Lek deiche **), 
den Häuptern und Pfahlwerken des westerlauwerschen Fries¬ 
lands 23 ), den grösseren Befestigungswerken auf Seeland* 4 ), 

18 ) Deichrecht für Salland art. 66. 

lö ) Vgl. art. 77 ff. 1489). 

20 ) Dies ist in der Tat der Fall nach overysselschen Deichrechten. 
Siehe § 15 Anra. 39. 

21 ) Siehe oben § 15 Anm. 38. 

22 ) Siehe die D.-O. für den Lekdeich Benedendams v. 1454. 

M ) Siehe namentlich die Deichverteilung v. 1533, Buma S. 38ft, und 
ihre Vorgängerinnen. Hierzu siehe oben § 3 III, Beekman 741, 840, 1271. 

24 ) Siehe oben S.17Sf. 


Go igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



221 


den Holzbekleidungen und Häuptern des ostfriesischen Deich¬ 
rechts. S5 ) * 6 ) 

4. Die Gemeinwerke werden von Sonderverbänden, Teil¬ 
oder Samtverbänden verrichtet. Es gelten gleiche Grund¬ 
sätze wie für die Hülfsverbände bei Wehlen und Einlagen i7 ). 
Doch gibt es nur primär verpflichtete Verbände; auch tritt 
das geldwirtschaftliche System stark in den Vordergrund. 
Im übrigen sei noch Folgendes hervorgehoben: 

a) Im salländischen Recht werden die Kosten des 
Hoofts, die die Schardeichsleute treffen, nach Deichruten 
verteilt 28 ). Die Kosten, die dem Kirchspiel obliegen, werden 
nach „w aortal“* 9 ) d. h. nach Almendberechtigung um¬ 
gelegt. 

b) Im westerlauwerschen Friesland (insbesondere in 
Westergo) werden die Kosten für Häupter und Pfahl¬ 
werke seit dem Beginn des 16. Jahrhunderts nach „Dijks- 
floreenen“ aufgebracht. Zum Verständnis dieser Belastung 
ist Folgendes zu bemerken 30 ): 

Seit 1498 wurde im westerlauwerschen Friesland eine 
allgemeine Grundbelastung eingeführt. Zu dem 
Zweck wurde der Ertrags wert allen Grund und Bodens 
in „Floreenen“ d. h. nach Goldgulden abgeschätzt. Von jedem 
Goldgulden Ertragswert war jährlich eine bestimmte Geld¬ 
abgabe zu entrichten (zuerst 3 stuiver per floreen). 

Nach dieser Guldeneinschätzung begann man auch 
ausserordentliche Beiträge für die Deichunterhaltung ein¬ 
zufordern und schliesslich werden danach ständig die 
Kosten für Häupter und Pfahl werke verteilt * l ). Man sprach 
daher von einer Verteilung „gülden gülden gelijk“. 
— Bei der grossen Austeilung der Deiche in Westergo und 

**) Ostfriesisches Deichrecht v. 1515 §§ 6, 7. 

w ) Ober die Häupter bei der Grosskabeldeichung siehe oben § 5 

2 b ß. 

2T ) Vgl. §§ 14 u. 15.. 

28 ) Deichrecht für Salland v. 1494 art. 62. 

w ) a. a. 0. art. 64. 

80 ) Siehe zu Folgendem Buma S. 38ff. f Beekman S. 487, 502, 607. 

81 ) Später wurde auch die gewöhnliche Unterhaltung der Deiche 
nach denselben Grundsätzen vorgenommen. 
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Sevenwolden im Jahre 1533 32 ), die dem Streit der Buten- 
und Binnendeicher ein Ende machte, wird auch die Be¬ 
teiligung der Binnendeicher an Häuptern und Pfahlwerken 
geregelt. Es galt der Grundsatz, dass die Binnendeicher 
im Verhältnis von 1 zu 2 beizusteuern hatten. 

c) Es zeigt sich bei dem geldwirtschaftlichen System 
regelmässig eine besondere Berücksichtigung der Pächter 
und Meyer. Das Einzelne ist meistens in den Ver¬ 
ordnungen, welche die Umlage im besonderen Pall bestimmen, 
geregelt. 

Einmal liess man zwar den Braucher für die ganze 
Aufwendung haften, gestattete ihm aber den ganzen Betrag 
oder ein Teil davon dem Leiheherm an der Heuer zu 
kürzen. 

So bestimmt die ostfriesische Deichordnung Edzards I. 
von 1515 § 11: 

„Men sali van idlyck Grass Landes des Jahres geven 
twe Krumstert tho de Holtung, Rungen und Meisterlohn und 
wath dartho van noeden is; de Meyer sali dat uthgeven und 
dem Landheren körten“. 

In den westerlauwersehen Verordnungen von 1503 88 •) 
ist vorgeschrieben: 

„So sal men van eynen ygelick enckele gülden renthe 
op Mey naestkommende ii oude Philipsen ... tot behuff der 
dicken, hoeffden, sluysen, wateringen ende ander oncosten 
leueren ende betalen, welke ii Philipsen den Lanthere an 
zynen renthe sullen affgekort worden ende wat arbeit die 
Huyrman mitter hant doet, sal die Lanthere nyet körten“. 

Oder man erklärte sogar nur den Leiheherm entweder 
ganz oder teilweise für haftbar. So sollen nach der Ver¬ 
ordnung für das westerlauwersche Priesland von 1510 die 
Landherrn den ausgeschriebenen Betrag für Häupter allein 
bezahlen 8 * **b ). Nach der Verordnung für Westergo von 1529 

• 2 ) Siehe Anm. 23. 

•*■) Siehe zu dieser Verordnung und den später angeführten Ver¬ 
ordnungen des westerlauwerschen Frieslands Bd. I 8. 64, Beek man 
8. 243, Buma a. a. 0. 

**b) Alleinige Haftung des Landherrn hinsichtlich die waterpenninge 
galt auch in Walcheren; D.-O. v. 1569 art. VI. 
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haben die Leiheherrn für die Deichverstärkungen */ 3 , die 
Meyer, falls sie überhaupt die Deichlast mit übernommen 
haben, V» beizusteuern 39 ). Für das Vs des Meyers haftete 
aber natürlich der Landherr subsidiär. 

Nach dem Deichrecht für Salland von 1494 art. 64 haben 
die Landherrn die eine Hälfte, die Pächter die andere Hälfte 
von dem Geld für die Häupter zu bezahlen. Bei den 
Häuptern, die im Jahre 1532 geschlagen werden, werden 
die Pächter noch mehr begünstigt, indem sie nur l / 6 * die 
Landherrn aber 5 / 6 zu entrichten hatten 84 ). In demselben 
Jahre werden Streitigkeiten geschlichtet, die sich in Bezug 
auf die Haftung der Pächter und Landherrn ergeben hatten 85 ). 
Hier wird beschlossen: ,Dat .... die opboiringe ende 
betaelinge voor die pacht gaen ende wesen sullen. Weluer- 
staende dat die Meyer van denseluen guedern offte Lande 
(soe veer hy syne pachteren en Landheren betaelt hadde 
enn nyet schuldich en weer) in synen eygenen guederen 
ende haeue, des mit giene pandinge, beswaert offte belastet 
en sali worden. Dat sali ingeuall op sulken guedt offte 
Landt naeden Dyckrechte offte Landrechte versocht ende 
veruolcht werden“. Aus dieser Stelle ergibt sich, dass der 
Pächter dem Deichgrafen nicht auf Grund seines Pacht¬ 
rechts widersprechen kann, wenn dieser sich wegen des 
Häuptergeldes, das den Landherrn trifft, an Land und 
Gut des Leiheherrn hält. Mit seinem eigenen Gut haftet 
der Pächter aber dafür nur insoweit, als der Pachtzins 
rückständig ist 86 ). 


M ) Die gleiche Teilung finden wir für Schaukosten in Voorne 
a. 1519; Privilegien für Voorne S. 67, Beek man S. 248. 

84 ) Deichrecht für Salland art. 105. 

w ) Deichrecht für Salland art. 106. 

**) Entfällt eine Quote auf den Meyer, so haftet er natürlich für 
sie stets auch mit seinem eigenen Vermögen. Der Landherr haftet für 
sie subsidiär. Der Beschluss v. 1532 hat aber offenbar keine Teilung 
zwischen Landherrn und Meyer im Auge. Eine solche Teilung ist auch 
dem Deichrecht v. 1730 unbekannt (Tit. IV, 7). — Die Vorschrift v. 1532 
bezieht sich nicht bloss auf Häuptergelder, sondern auch auf sonstige 
Kontributionen, siehe § 14 Anm. 131a. Es steht aber, was das spezielle 
Deichrecht betrifft, das Geld für Häupter im Vordergrund. 
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§ 17 . 

Gemeinlasten in besonderen Fällen 

I. Überhaupt. Viele Gemeinlasten, die geleistet 
worden sind, gehen entweder ganz oder in einzelnen 
Ausgestaltungen nur auf besondere Massnahmen 
für einen Einzelfall zurück. x ) 

Diese besonderen Massnahmen können sein selbständige 
Beschlüsse der Deichverbände oder der angrenzenden, um 
Unterstützung ersuchten Ortschaften und Landschaften, oder 
sie können sein landesherrliche Befehle oder Bitten, denen 
willfahrt werden musste oder willfahrt wurde. 

So kann der einzelne Kabelhalter, der der rechten Hülfe 
bei Deichbeschädigungen darbt, eine besondere Hülfe durch 
Beschluss der Schau*) oder vielleicht auch kraft höheren 
Befehls erlangen. So können HUlfsverbände eintreten, die 
viel umfassender sind als die regelrechten HUlfsverbände, 
so können HUlfsverbände Unterstützung von anderen Ver¬ 
bänden erhalten, die der Regel nach zu einer Hülfe nicht 
verpflichtet sind. So können die HUlfslasten ihrem Umfang, 
ihrer Art und ihrer Verteilung nach anders geregelt werden, 
als dies dem gewöhnlichen Recht gemäss ist u. s. w. 

Ihre Hauptrolle spielen die besonderen Anordnungen 
und Verpflichtungen natürlich in den Fällen, wo es sich um 
die Wiederherstellung gewaltiger Deichbrüche, um das Legen 
grosser Einlagen, durch welche womöglich ganze Ortschaften 
ausgedeicht wurden, oder um die Anlage besonders kostbarer 

J ) Siehe oben § 13 1. 

2 ) Siehe altinärkische D.-O. v. 1176 oben § 14 IX 6. Ein praktisches 
Beispiel gibt die Urkunde v. 1513 in den Handvesten für Assendelft S. 88. 
Es ist eine Wehle in Claus Gyssen Deich gefallen, er kann sie aus Armut 
nicht wiederherstellen, wozu er an sich verpflichtet ist (siehe oben § 14 
IX 2 Anm. 195). Es versammeln sich die Bürgermeister von Harlem als 
Vertreter der in Assendelft begüterten Bürger, Schulz, Schöffen, Vroet- 
schappen und die gemeinen Bauern von Assendelft, und nach vielen 
Überlegungen wird vereinbart: „Dat men die waele voe.r dese reyae 
alleenlyck weder stoppen ende bedycken soude, glevck die nu bedyckt 
iS, ten costen van de gemeene landen onder de voirsz. dyck geleegen, 
mits conditie dat die vorirz. CI, G. ende die naeste gelanden, om dat 
die voirsz. dyck niet langer valt, die seive dyck voortaen onderhouden 
sullen“. Siehe über den Durchbruch im Jahre 1513 G. de VriesS. 203. 
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Deichbefestigungen und Bollwerke handelte. 3 ) Hier war 
ein Zusammenraffen der Deichpflichtigen, eine ausser- 
gewöhnliche Hereinziehung und Heranziehung von Hülfs- 
kräften dringend erforderlich. Hier stand vielfach die 
Erhaltung ganzer Landschaften auf dem Spiel. Ja, oft 
handelte es sich gar nicht mehr um die Erhaltung von 
Landstrichen, sondern um kulturelle Wiedergewinnung. Die 
Deichländer, die Waarden waren „verdronken“, „bevloyt“ 
d. h. überflutet. Eine Wiederbedeichung, eine Her- 
dijking der rechtlich noch nicht verlorenen Besitzungen 4 ) 
musste unternommen werden; bei Seeländern galt es. das Land, 
das „besoutet“ war, zu „beverschen“, aus einem »ver¬ 
salzenen- wiederum zu einem „süssen“ zu machen. 5 ) 

Kein Wunder daher, dass die besonderen Massnahmen 
so häufig in die Jahre fallen, welche in den Marschländern 
wegen ihrer unheilvollen Wasserfluten eine traurige Be¬ 
rühmtheit erlangt haben. 

Manche der aussergewöhnlichen Gemeinlasten waren 
Vorläufer regelrechter. 6 ) Manche nehmen zw T ar den 
Charakter von herkömmlichen Lasten an, unterscheiden 
sich von den ganz regelrechten aber immer dadurch, dass 
sie einer Spezialanordnung bedürfen, um ins Leben zu 
treten. 7 ) 

II. Einzelne Eigentümlichkeiten. 

1. Es findet oft eine Hülfe von solchen Hülfs- 
bezirken statt, die regelrecht nicht beitreten. 

*) G. de Vries XV: „Hulp in buitengewone omstandigheden“. 
Beekman S. 906 ff „Calamiteuse polder“. 

4 ) Über „Herdijken“ siehe Beekman S. 804. Es handelt sich hier 
nur um solche Wiederbedeichungen, bei denen die Landeigener ihren 
Grundbesitz noch nicht verloren hatten. War dies der Fall, so wurden 
die vertrunkenen Länder ganz neu zur Bedeichung ausgegeben. So 
z. B. der Riederwaard 1403 (Mieris II 786), der Swijndrechtsohe Waard 
1325 und 1331. Siehe Bd. I S. 202. Über Grundstücksverlust durch 
Überströmung siehe Beekman S. 29 ft*. Es schützte das ewige Ein- 
deichungsrechr, über dieses siehe Bd. I S. 137 u. 800 Anm. 8 

6 ) Die Ausdrücke entsprechen dem „salzigen“ und dem „süssen“ 
Deich. Siehe oben § 4 VIII. Vgl. Beekman unter den angeführten 
Ausdrücken. 

a ) Vgl. z. B. § 14 Anm. 195. 

7 ) Vgl. unten II 1 am Ende. 

J v. Gierke, Geschichte des deutschen Deichrechts II. 15 
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Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn die Kräfte 
der regelrecht hülfspflichtigen Verbände nicht 
ausreichen. 

Dabei werden die ausnahmsweise Hülfspflichtigen ent¬ 
weder zur Hülfe h e r e i n gezogen, so dass sie mit den 
regelrecht hülfspflichtigen Verbänden zusammen als grosser 
HUlfsverband erscheinen, oder sie werden mehr nur zur 
Hülfe h e r a n gezogen, so dass sie lediglich eine Beisteuer 
leisten. 

So werden ganze Deichringe, Landschaften, benach¬ 
barte Deichringe, benachbarte Landschaften, angrenzende 
Dörfer, Kirchspiele und Achterpolder — insbesondere kraft 
landesherrlichen Eingreifens — im besonderen Fall zu HUlfs- 
verbänden gestempelt. Die Hülfen werden in Mann¬ 
schaften, Gerätschaften, Geld geleistet 

Es muss genügen, einige Beispiele anzuführen, da wir 
nicht die Geschichte aller Deichländer beschreiben können. 8 ) 

Die grösste Einlage in Westfriesland wurde im. 
Jahre 1334 von allen seinen vier Ambachten gelegt, und 
eine Geldunterstützung dazu auf Veranlassung des Grafen 
von Holland von ganz Kennemerland, Hijnland, Woerden 
und Delfland gewährt. 9 ) — Im Jahre 13^8 wird ein Boll¬ 
werksdeich in Westfriesland errichtet, wobei auf des Grafen 
Ansuchen aus vielen Städten und Landen ganz Hollands 
Mannschaften geschickt wurden. 10 ) Die Verwüstungen der 
St. Elisabethsflut im Jahre 1421 gaben Veranlassung zu den 
Spezialverordnungen für den Groote Waard, durch welche 
insbesondere vom Grafen von Holland seine Wieder¬ 
bedeichung und Beihülfen der benachbarten Verbände 

8 ) In Bezug auf die Niederlande siehe die in Anm. 3 angegebene 
Literatur. 

•) G. de Vries S. 251. Der Geldbeitrag bestand in zwei Pfenningen 
pro Morgen. 

,0 ) Siehe die eingehende Schilderung bei G. de Vries S. 252 f. 
„Zoo werden op het Strand tuschen Petten en het Oog de mannen uit 
vele landen en ateden van Holland voreenigd. Daar kwamen mannen 
uit h**t baljuschap van Kennemerland en Friesland, uit het Ooster- 
baljuschap van Medemblik, liiet het baljuschap van Amstelland, 
Waterland en Zeevang, uiet dat van Rijnland en van Woerden, uiet dat 
van Schieland en dat van Delfland“. Auch Geldbeiträge wurden geliefert. 
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anbefolilen wurden, u ) und zu den Verordnungen für den 
Huigendeich, durch welche ganz Westfriesland für dessen 
Wiederherstellung vom Graten aufgerufen wurde. 12 ) Ausser¬ 
ordentlich kostbare Deichausbesserungen und Verstärkungen 
waren im Jahre 1466 am Westfriesischen Deich nötig; die 
Geldsummen dafür wurden vom Grafen von Holland unter 
Zustimmung seiner Räte und der Städte von Holland und 
Friesland Uber das Norderquartier und die angrenzenden 
Landschaften umgeschlagen. 1S ) 

In Seeland und Flandern werden wiederholt im 14., 
15. und 16. Jahrhundert Unterstützungen der Polder, die 
infolge von Deichbrüchen Not litten, seitens der angrenzenden 
und landwärts liegenden Polder durch die Landesherrn in 
einzelnen Fällen angeordnet oder herbeigeführt. 14 ) 

Eindringlich verlangen im 16. Jahrhundert die Buten- 
deicher in Westergo von den Binnendeichern und Ostergo 
Beihülfe und erlangen von ihnen auf dem Landtage 
von 1528 zunächst eine einmalige Geldunterstützung für 
das Erdwerk und die Deichbefestigungen (6. stuiver per 
floreen). ,s ) 

Im Jahre 1425 gibt Ocko to Broeck, Häuptling von 
Ostfriesland, eine Erklärung ab über eine Geldbeihülfe, die 
von Groningen, Hunsingo und Fivelgo dem Reiderland 

u ) Siehe insbesondere Mieris IV, 626 (a. 1421) und 672 (a. 1423). 
Oudenhoven S. 193. Weitere Quellenangaben für diese geplante Her¬ 
deichung bei Beekman S. 907. 

'*) Siehe G. de Vries S. 255 ff. insbesondere kamen in Betracht die 
Befehle aus dem Jahr 1429 (Mieris IV, 633, 645, 743). 

“) Siehe die eingehende Schilderung bei G. de Vries S. 261, Be¬ 
lege bei Beekman S. 910f. 

14 ) Für Seeland siehe die Verordnungen v. 1422 (Mieris IV 614), 1495 
(Mieris IV 769) u. 1570 (unten Anm. 24); nicht hierher gehört Mieris 
II 634, hier wird eine ständige Beihülfspflicht eingeführt. Für Flandern 
siehe auch Verheije van Citters a. a. 0. IV S. 119, insbesondere aber 
die sehr allgemeine Verordnung von 1531 (Groot Placcaetboek van 
Viaandern II S. 2025, Beekman S. 912) ,Dat Vrije Landen ende Polders 
also wel achter Polders als andere van wat nature de zijn .... rede- 
lyken sullen contribueren met den anderen bevloeyden Landen“. 

,5 ) Schwartzenberg II181. Siehe über die komplizierten Rechts¬ 
verhältnisse im westerlauwerschen Friesland und ihre Reglung durch 
das Groot Arbitrament oben S. 23 u. 8. 221. 

15* 
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geleistet worden ist. 1Sa ) In Groningen selbst kommen viel¬ 
fach „Umblande“ beschädigten Deichverbänden in dieser 
Periode zu Hülfe. ,8b ) 

Schliesslich führen wir für Rüstringen zwei Mit¬ 
teilungen v. T h U n e n s an. Er erwähnt aus der Chronik 
Springers: „Anno 1510 heft Junker Edo de Dieke wedder 
opgerichtet in Rüstringerland mit seiner ganzen Lande 
hülpe und de Oldebügge betere bedieket“. Und aus dem 
Jeverschen Kalender 1802: „1529 wurden die Bandter Deiche 
mit Hülfe von ganz RUstringen hergestellt oder ganz neu 
angelegt“. t6 ) 

Bei diesen Anordnungen und Verpflichtungen zu Hülfen 
war vielfach ein rein deichrechtlicher Gesichtspunkt mass¬ 
gebend und zwar der, dass die zur Hülfe Aufgebotenen an 
dem Deich oder der Deichbefestigung als einem, wenn auch 
vielleicht entfernteren Schutzwerk Belang hätten. Doch 
zeigt sich auch lediglich der Gedanke, dass Hülfe den 
bedrohten Angehörigen desselben Landes im Landes¬ 
interesse nicht versagt werden dürfe. Wo dieser letzte 
Gedanke vorherrscht, erreichen die ausnahmsweise zur 
Hülfe Aufgebotenen stets, im übrigen mitunter die meist 
urkundliche Zusicherung, dass sie nur aus „gratis“, „aus 
Liebe und Freundschaft“, „auf die Bitte des Landesherrn“, 
„nicht von Rechtswegen“, „nur für diesmal“ hinzugetreten 
seien. 17 ) Hierdurch soll verhindert werden, dass späterhin 
ihre Hülfe als herkömmlich oder gar regelrecht gedeutet 
werden könnte. 

Aber auch da, wo besondere Hülfen herkömlich an¬ 
geordnet wurden, hatten solche Zusicherungen insofern 
Bedeutung, als sie wenigstens der späteren Annahme, dass 
die Hülfen ohne weiteres und völlig notwendig einzutreten 
hätten, entgegenstanden. l8 ) 

18 ») Siehe die Urkunde von 1425 bei Peith „Het Groninger Be- 
klemregt“ II. S. 538. 

18 **) a. a. 0. 

,8 ) Siehe v. Thünen S. 59 u. 60. 

”) Vgl. z. B. Mieris II 559, III 510, IV 626, 693, 694, 723, 769, Groot 
Plac. für Viaandern III 433, Schwartzenberg I 181 u. a. Feith a. a. 0. 

18 ) So ist zu verstehen Mieris IV 769 (a. 1425): „So ontbieden wy 
y allen ende bevelen op u lijf ende goet ende elken van u bysonder, 
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Öfters findet sich auch das Versprechen der Unter¬ 
stützten den Helfern in gleichem Fall beistehen zu wollen. 18 *) 

2. Gemeinlasten „nach Mannzahl. 4 Häufig 
wurden in den Niederlanden Gemeinlasten in der Weise auf¬ 
erlegt oder versprochen, dass die Anzahl der Mannen, 
die von den einzelnen Dörfern oder Bezirken zur Deich¬ 
arbeit zu senden waren, bestimmt wurden. Auf Mannzahl 
wurden entweder bloss die kabelpfliohtigen oder auch die 
benachbarten oder nur benachbarte Bezirke gesetzt. ,9 ) Die 
Anzahl, die für den einzelnen Bezirk in Betracht kam, 
richtete sich nach verschiedenen Umständen. 

So wurde bei der Wiederherstellung des ganzen Friesen- 
Deichs im Jahre 1421 der Hoefschlag eines jeden Dorfes 
für sich betrachtet, und jedes Dorf für die sofortige Aus¬ 
besserung seines Hoefschlages auf eine entsprechende Anzahl 
von Mannen gesetzt. 20 ) Meist wurde aber die Gesamtzahl 
der erforderlichen Mannen über die einzelnen Bezirke nach 
Massgabe des Schutzes, den ihnen der ganze Deich gewährte, 
und nach Massgabe ihrer Grösse und Leistungsfähigkeit 
verteilt. 21 ) Waren ganz entfernte Bezirke beteiligt, so hing 

dat ghy onvertoechlic mit genoege ende niet van rechtswegen 
die van der Creke . . . hören dyck helpt dyken ende maken . . want 
wy verstaen,dat ghy in voirtiden, alst lants noot dair an ge¬ 
legen was als’t nu is, des gelycx gedaen hebt“. 

18 *) Siehe die Urkunde v. 1425 (oben Anm. 15 a). 

19 ) Vgl. die Darstellung bei G. de Vries S. 250ff; hier finden sich 
zahlreiche Fälle, in denen nach Mannzahl gedeicht wurde. So bei dem 
oben erwähnten Bollwerk am Westfriesischen Deich im Jahre 1888 
(S. 250), der Einlage bei Ostzaan im Jahre 1406 (S. 256), bei der oben 
erwähnten Herstellung des Huigen Deichs 1422 (S. 255), des Schorlschen 
Deichs 1422 (S.258, siehe unten Anm.21), derDünen vonPetten 1422 (S.258f, 
erhalten ist eine Liste der „mantalen tot de dijkaedge van Petten*, 1424?). 

20 ) Mieris IV 645 (a. 1422). 

21 ) Vgl. z. B. die Verordnung für den Schorlschen Deich v. 1422 
(Mieris IV 635): „Soo zijn wy daer op geslooten ende hebben geset na 
der beste redelyckheyt die van Schoorl op honderd mannen, des Abdea 
Gerecht van Egmonden op twintich, Heyloo ende Oesdom veertich,Limmen 
vyfthien, Castricum vyfthien, Waecken acht, Wymmen vier ende Bergen 
tachentich. Soo ontbieden wy ende beveelen met zonderlinghe ernste 
alle onse goede Luyden in den v. Dörpen ende ambachte gheseten, dat 
sy mit hare waerschappen ende manninghen voorschreven op den 
Schoorischen Dyck trecken . . . ende die te maecken elc na der grotte 
zynre mantaelen by ordinantie onsen Baiiuws“. 
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die Zahl ihrer Mannschaften von ihrer eigenen Bereit¬ 
willigkeit oder dem billigen Ermessen des Landeshern, 
seiner Räte und Kommissarien ab.**) 

3. Geldbeiträge. Oft finden wir solche Geldumlagen 
über die einzelnen Bezirke, die auch nach Massgabe der 
gefährdeten Lage abgestuft wurden. 

Charakteristisch ist z. B. der Schiedsspruch Johanna 
von Burgund von 1410 für die Wateringe von Beoster-Eede 
in Flandern und die ihr benachbarten Polder: **) 

„Est k scavoir que pour faire la nouveile Insete . . . . 
chacune mesure de terre gisante en la dite Wateringhe de 
Beoostereede payera vingt sols parisis, — et pour en ce 
contribuer ceste fois sans plus: ceuse qui sont heritez en 
la Wateringhe de Bewestereede payeront de chacune mesure 
neuf sols parisis; es Wateringhes du Poldre de Maldeghem 
... de chacune mesure quatre sols par. et en la Wateringhe 
de Maldeghem Benoorder Leye .... chacune mesure deux 
sols parisis de nostre monnoye de Flandres, a trois termes.“ 
In der Ordonnanz für die Wiederbedeichung der Polder 
von Bommenede und Kijkhuit von 1570 M ) werden einige 
anliegende Polder auf halben Beitrag, weitere angrenzende 
Polder auf zwei Gulden vom Gemet gestellt.* 5 ) 

Vor allem ist noch hinzuweisen auf den Umschlag der 
grossen Kosten fUr die Werke am Westfriesischen Deich 
im Jahre 1466, über die G. de Vries ausführlich be¬ 
richtet.* 6 ) Hier werden die beitragspflichtigen Bezirke auf 
Morgenzahl angesetzt, wobei die wahre Zahl der am meisten 
interessierten verdoppelt oder verstärkt wurde. Alsdann 
aber wurden nach Verhältnis dieser Morgenzahlen die er¬ 
forderlichen Kosten Uber die einzelnen Bezirke verteilt. Die 


2a ) Siehe z. B. die in Anm. 19 angegebenen Arbeiten aus dem 
Jahre 1388. 

**) Groot Placcaetb. van Viaandern III 431. 

w ) Zu finden bei Boxhorn a. a. 0. S. 635. 

2# ) Siehe ferner die Aussprache der Schöffen v. d. Vrijen aus dem 
Jahre 1387 (bei Beekman S. 911); hier haben die angrenzenden Polder 
von je 3 Gemeten soviel zu leisten, wie der notleidende Polder von 
einem Gemet. 

Siehe oben Anm. 13. 


Go^ 'gle 


Original fro-m 

UNIVERSETY OF MICHIGAN 



Unterverteilung in ihnen erfolgte merkwürdiger Weise nicht 
Morgen Morgens gleich sondern nach dem Ertragswert 
der Ländereien. 27 ) 

•1. Aufhebung vonBefreiungen. Häufig werden 
Freiheiten, welche für die regulären Gemeinlasten bestanden, 
aufgehoben. 

Es handelt sich insbesondere um die vroonen, die 
havmannen und die Freiheiten kraft besonderer Privilegien 
und Standes Vorrechte. * 8 ) Dagegen blieben Kirchen länder 20 ) 
im allgemeinen in ihrer regelrechten Freiheit 10 ), ebenso un¬ 
fruchtbare Länder 91 ). Die Aufhebung von Befreiungen greift 
nicht nur in einem regelrecht hülfspflichtigen Bezirk, sondern 
auch in den etwa ausnahmsweise zur Unterstützung heran¬ 
gezogenen Gebieten Platz 82 ). Die Aufhebung wird zeitlich 
verschieden bestimmt. Die Regel war, dass man sie ein¬ 
fach für die Dauer des Gemeinwerks eintreten liess. So 
heisst es z. B. in der Verordnung für die „Herdeichung“ des 
Grooten Waards von 1375: 83 J 


* 7 ) Lediglich das Pfahlwerk war von den Kabelpflichtigen allein 
herzustellen. - Auch bei diesen Geldbeiträgen wurden für die ent¬ 
fernteren Bezirke Briefe ausgestellt, das9 9ie „van gratie* und „voor 
eens“ geleistet waren. 

28 ) Siehe über diese oben § 14 VII. 

w ) Siehe oben § 14 VII. 1 u. § 10 II 1 b. 

80 ) Beekman S. 1673, 1350 nimmt dies stets an. — Für viele Ver¬ 
ordnungen ergibt es sich daraus, dass nur von „vroonen“ die Rede ist; 
dieser Ausdruck ist aber im engsten Sinn, ohne die Kirchenländer zu 
verstehen. Zweifelhaft kann die Frage sein, wenn nur von „vrijland* 
die Rede ist. Doch ist zu beachten, dass der Ausdruck vrijland viel¬ 
deutig ist, er kann z. B. auch die Freiländer mit Ausnahme der Kirchen- 
läuder umfassen. — Wenn dagegen von „allen leenlanden, vroonen, 
heymelanden ende allen anderen vryen lande ende eruen“ die Rede ist 
(so in der Verordnung für Walcheren von 1532, bei Beekinan S. 1673), 
müssen die Kirchenländer mit eingeschlo9sen sein. — Man beachte 
ferner, dass in vielen Gegenden überhaupt keine kabelfreien Kirchen- 
lätui**r existierten. 

S1 ) Siehe Mieris III 309 (a. 1376), nachher im Text. 

3a ) Siehe einerseits z. B. Mieris III 309 und die in Anm. 30 an¬ 
geführte Verordnung von Walcheren von 1532, andrerseits z. B. Mieris 
IV 626. die Verordnung für Flandern von 1531 (oben Anm. 14). — Die 
Aufhebung der Freiheiten kann der einzige Zweck der Verordnung sein. 

39 ) Mieris III 309. 
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„Voort sal alle vrij land, dat die ploegh be- 
ghaet, soe niet heeft binnen der dyckaetse . . . te deser 
tyd, helpen diken ende dat land te vorsehen ende 
daren tenden weder blijven in haere ouder vryheit ende 
rechte“. S4 ) 

Es wird aber auch die Aufhebung ganz oder teilweise 
auf eine Reihe von Jahren erstreckt; die „vroönen“, „kay¬ 
mannen*, „leenlanden“ u. s. w. sollen während dieser Zeit 
„dijkersgemeten sein. 35 ) 36 ) 

Oft wurde die Aufhebung der Befreiungen von den 
Privilegierten nicht ruhig hingenommen, aber alle Einwen¬ 
dungen scheiterten an der Macht und der besseren Einsicht 
der Landesherren und ihrer Vertreter. Berühmt sind die 
Worte, die Alba nach der Allerheiligen Flut im Jahre 1570 
dem Adel Frieslands zugerufen haben soll: „Sy souden bare 
Vrybriefen vor den dag halen en op den Over der zee leggen, 
wanneer deselve opt’allermeest verbolgen was. Indien se 
nu de Golven en Overstroomingen konden afvvenden, so 
souden se met’er daed de voorgewendende vryheit genieten: 
Indien niet, so moesten se nevens d’andere wercken, of 
gelden plaets van arbeit geven“. 37 ) 

a4 ) Siehe ferner z. B. Verordnung für den Thysselingswaard von 
1421 (M i e r i a IV G26), die Verordnung für Flandern von 1531 (Anm. 82). 

85 ) So sollen nach der oben (Anm. 24) angeführten Verordnung von 
1570 die Freiläniier der zerstörten Polder 10 Jahre lang als „Deichländer 4 * 
kontribuieren, nach der Verordnung für Walcheren von 1532 (Anm. 82) 
sollen die Freiländer im ersten Jahre ganz, im zweiten halb zu den „water- 
penningen“ herangezogen werden. 

3Ü ) Die Aufhebung der Freiheiten wurde vielfach herkömmlich. In 
einer doppelten Hinsicht lässt sich eine weitergehende Entwicklung 
feststellen. Fs findet sich eine Beseitigung der Freiheiten für immer, 
also eine Gleichsetzung der Freiländer mit den Deichländern in Bezug 
auf alle Gemeinlasten. Und es findet sich eine gesetzliche Festlegung, 
dass in bestimmten Fällen die Freiländer ohne weiteres mit helfen 
müssen. Siehe oben § 14 Anm. 144a. 

37 ) Sie werden angeführt von H a c k m a n n S. 274; es handelt sich 
ollenbar um das westerlauwersche Friesland. Siehe über die Ereignisse 
in Westergo nach 1570 Buma S. 90 ff. Ein ähnlicher Ausspruch 
Mönchen gegenüber wird von Casper <ie Bobles berichtet (Hackmann 
S. 275). Über Kohles Tätigkeit im Westergo siehe Buma a. a. 0. — 
Haekmann bemerkt S. 274 bei Alba „cetera pessimus, in hoc certe 
laadandus* . 
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4. Zehnten. Ganz eigenartig ist es, dass bei der Ver¬ 
ordnung von Wiederbedeichungen die Zehnten der pflichtigen 
Ländereien selbständig mit zu den Gemeinlasten heran¬ 
gezogen werden. Dies findet sich zuerst in der Deichordnung 
für die W T iederbedeichung des Landes Althena von 1416 in 
folgender Form: 

„Sul elck man die geerft ist binnen desen Dyckaedsien 
syne erue bedycken ende XV jaer lanck gheven halff 
thiende oftie gheene, die te thiende toebehoort. sullen haer 
thienden selver bedijcken-'. 38 ) 

Hiernach muss sich der Landeigener mit dem Zehntherrn 
in Verbindung setzen, ob dieser sich für die nächsten 
15 Jahre mit der Hälfte des Zinses begnügen wollte. War 
dies nicht der Fall, so war der Zehntherr von seinem Zehnt 
selbständig deichpflichtig. Auch dies hatte für den Land¬ 
eigner insofern Vorteil, als dann der Zentherr an der Re- 
partition der Deichkosten teilnahm. 

Ohne weiteres wird eine Hülfspflicht der Zehnten gegen¬ 
über dem Verband in der früher erwähnten* 9 ) Verordnung 
für seeländische Polder von 1570 anbefohlen: Es sollen bei¬ 
tragen „alle ghemeten soo wel vroonen, dyckersghemeten 
als thienden“. Und zwar müssen nicht bloss die Zehnten 
der zerstörten Polder, sondern auch die der hülfspflichtig 
gemachten angrenzenden Länder beisteuern, alle aber nur 
bis zur vollendeten Herdeichung. 40 ) — Fragen wir danach, 
in welcher Weise die Zehnten für die Beitragsleistung an¬ 
geschlagen wurden, so lassen sich hierfür die Lingebriefe 
von 1456 und 1459 verwerten 41 ). Nach ihnen werden die 
Zehnten sogar für die gewöhnliche Unterhaltung der Wasser- 
gänge herangezogen. Und zwar ist bestimmt, dass der Zehnt 
von je 10 Morgen ebensoviel leisten muss wie ein Morgen. 
Wirtschaftlich wäre natürlich eine solche selbständige Be¬ 
lastung der Zehnten nur gerechtfertigt, wenn alle Grund¬ 
stücke gleichmässig mit Zehnten belastet sind. In späterer 

38 ) Die Stolle ist aus handschriftlichem Besitz angeführt bei B e e k- 
m a n S. 1560. 

89 ) Siehe Anm. 24. 

4< 5 Die Freiländer des zerstörten Polder müssen 10 Jahre ,,dijckers- 
ghemeten“ sein. Siehe Anm. 35. 

“) Groot Geldern» Placcaetb. I. App. S. 115 u. 134. 
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Zeit findet sich in Flandern eine Heranziehung der Zehnt¬ 
herrn in der Weise, dass sie während bestimmter Jahre nach 
erneuter Urbarmachung einen Teilbetrag ihrer Zehnten an 
den Deich verband beisteuern müssen. 4 *) 4 **) 

5. Last und Haftung. Wo kraft landesherrlichen 
Befehls eingegriffen wurde, nimmt die auferlegte oder 
geregelte Pflicht sehr stark den Charakter der Unterthanen- 
pflicht an. Dies kommt wohl am deutlichsten zum Ausdruck, 
wenn es heißt, daß der Ungehorsame als des „Landes 
Verderber“ angesehen werden solle. 43 ) Daneben ist die 
Pflicht Grundstückslast, Dorflast usw. Die Haftung, die sich 
auf Grund der landesherrlichen Befehle ergab, war vielfach 
eine Haftung mit Person und Vermögen, mit „Leib und Gut“. 
Die Haftung wurde auch durch ausdrückliches Gelöbnis 
übernommen. So geloben z. B. für die anbefohlene Her¬ 
stellung des Seedeichs zwischen Oostzaan und Landsmeer 
die Dörfer Ackersloot und Uitgeest je 10 Mann „op verbeurte 
van lief en goed“. 41 ) Wo, wie hier, Bezirke auf Mannzahl 
gesetzt wurden, hafteten oft beim Ungehorsam für die Busse 
und das ausgelegte Geld alle ihre Angehörigen auch als 
Einzelpersonen. Sie und ihre Güter können überall gefangen 
genommen und angetastet werden. 45 ) Jeder Einzelne haftete 
also für die Genossenschaft. Wie stark auch die persönliche 


4 *) Siehe das Mandat von 1600 betreffs der Deiche zwischen Coxide 
und Slependamme (Groot. Placcaetb. van Viaandern III 443 ff.): „Faisant 
aussi a ce contribuer lea Dismes pour le mesme termo de douze ans, 
ä acavoir, chacun an la moitiö des Diamea“. Auch Nieaabraucher und 
Rentner und andere .,qui en seront beneficiez 1, können zur Abgabe ihrer 
Erträge genötigt werden. Siehe noch das Octroi vt n 1611 (a. a. 0. III 444), 
die Hälfte den Zehnten für 6 Jahre. — Bei der Begründung einer 14- 
jährigen Contributie in Ter-Neusen im Jahre 1576 (Groot. Placcaetb, 
van Viaandern III S. 461) werden die Zehnt herrn gleichfalls herangezogen, 
ebenso die Rentner, die Pächter. Das Einzelne führt zu weit in die 
folgende Periode. 

4J ») Die Zehnten werden also nur in ganz besonderen Fällen 
selbständig deichpflichtig gemacht. Unrichtig Thieme a. a. 0. S. 19, 
Kolff S. 40. Richtig Bookman S. :’>S7f. Siehe noch oben §4 Anm. 109 
und § 7 III. Wegen der Renten siehe unten unter 5. 

4 *) Mieris IV, 63:5, 635. Siehe Bd. I S. 300. 

44 ) Siehe G. de Vries S. 255. 

JS ) Mieris IV, 727. Vgl. G. de Vries S. 257 (siehe auch S. 325). 


Got igle 


Original fro-rri 

UNIVERSETY OF MICHIGAN 



235 


Haftung, die Haftung des Leibes, bei den ausserordentlichen 
Hlllfspflichten zur Geltung kommen konnte, zeigt ein 
drastischer Ausspruch, den Caspar de Robles gegenüber 
einem regelrecht Befreiten getan haben soll: 46 ) „Si litte nie 
tuae Aggeres publicos reparare possunt, bene est. Sin 
minus te oportet reparationem istum suscipere et praestare, 
etiamsi crinibus esses attrahendus . . . Si vis litem agere, 
per me licet, modo interim non destituas refectionem Aggeris. 
Vel potius latera tua opponam fluctibus, quam in dubiutn 
venire patior salutein patriae!“ — Dagegen wurde eine 
beschränktere Haftung mit Gut und Leib angeordnet bei der 
HUlfspflicht, die den Angehörigen des Thysselingswaards im 
Jahre 1421 für den Groote Waard auferlegt wurde. 47 ) Sie 
sollen mit Geld nach Morgenzahl zu Hülfe kommen „ende 
waer dat daer onwilligheyt in viele in der betalinge, soo 
soude des onwilligen landt t’eynden dese acht dagen reckte 
voort verbeurt wesen . . . ende waert dat des onwilligen 
Landt niet goet genoegh en wäre voor die Dijckagie, soo 
soude des onwilligen lijf daer voor geliouden wesen binnen 
der Dijkgraeffschap“. — Verwirkungen des deich¬ 
pflichtigen Landes und Übernahmepflichten finden 
sich bei Befehlen und Erlassen zu Wiederbedeichungen. 
Zu erwähnen sind zunächst Verordnungen für den Grooten 
Waard. In ihnen verfügt der Landesherr die Wieder¬ 
bedeichung. Ist der Landeigner säumig, so wird ihm sein 
Land abgesprochen; alsdann wird dem Rentner eine Ansage 
gemacht mit der Aufforderung, sich innerhalb von 14 Tagen 
des Gutes anzu nehmen und da3 bisher ausgelegte Geld zu 
bezahlen. Kommt der Rentner dem nicht nach, so fällt das 
Erbe an den Ambachtshcrrn als ein „Freiland“ d. h. los von 
allen Renten und Jahrgeldern. Der Rentner kann sich freilich 
an dem übrigen Vermögen und der Person des Grundbesitzers 
schadlos halten. 48 ) Es ist weiter auf den Erlass zur Wieder¬ 
bedeichung des Polders Coudekercke in Flandern vom Jahre 

46 ) Siehe oben Anm. 37. 

47 ) Mieria IV 626. 

4H ) Siehe namentlich die Verordnung v. 14. November 1375 (Mieris 
111,316): „Waer oec vermint die orve hadden, daer hi eenighen poerter, 
of andere mannen reuten op vercofi hadden, woude die ghene, die dat 
erve zyn is, dat niet dyken, soe macht die Hentenaer dat aen nemen, 
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1431 hinzuweisen. 49 ) Hier wird von Herzog Philipp von 
Burgund die Wiederbedeichung drei Personen in folgender 
Weise anvertraut. Sie sollen als „Inlegghers, Exposeurs, 
Diqueurs, Metteurs* veranschlagen und auslegen. Sie 
können die Länder taxieren, auf sie die Ausgaben verteilen 
und Termine zur Zahlung setzen. Sie können, wenn die 
Inhaber der Länder nicht rechtzeitig ihre Beiträge begleichen, 
„mettre main aux terres, qui seront trouvees en defaut de 

ende dikent vry also verre als hy *t binnen XIIII daghen aenvaet, nadien 
dattet die ghene oft laet te diken, diot zyn was, op dattie Rentenaer 
betaelt alsulc ghelt alser mit recht op gheleit is, ende voldoet, als recht 
is, na den dyckrecht. Des so sal die Waersman in den zelven Ambocht. 
daer aldusdanich lant of reuten zyn gheleghen, een kenlike weto hier 
oft doen ter goeder tyt den poorteren binnen der stede v. dien dat goet 
toebehoort, dat zi hem binnen den v. terminen verwaren moghen, off 
zi willen, also dat zy haer goet niet en Verliesen weteloos of mit arghe¬ 
list .. . waert sake, dattet die Rentenaer niet aen nemen en wilde 
noch diken, so soude dat erve vry aencomen aen ons, of dien wyt be- 
velen daer op wt te leggen, gheliker wys dattet ons aen ghepandt wordt 
na den dycrecht, mer die Rentenaer mocht an dien anderen goede, 
dattie ghene, diet erve zyn was, hevet, of aen zyn lyfi verhaelen moghen 
mit rechte alsulke ghebreken, als hi hadtle van zynre voorwaerden, het 
wäre van den reuten, oft van andere schulden off afterstallen“. Siehe 
ferner Mieris III 309 (30. April 1375): „ende en wouts die Lantheer niet 
diken, soe souden die Ambochtsheeren diken met hoeren onderzaten 
voer een vri land, dats te verstaene, los van allen reuten, ende jaer- 
ghelde, datter op vercoft es“ und Mieris IV S. 6*26 (a. 1421). Siehe auch 
die oben Anm. 14 u. 24 angeführte seeländische Verordnung von 1570: 
,,Soo verre eenighe proprietarissen, ofte eyghenaren van eenighe landen 
in dese dijckagie gheleghen, belast zijnde inet lasten ofte renten, de 
selve niet en begheeren te bedijcken sullen die ghene, die daer op renten 
ofte lasten hebben, de selve landen ofte hypoteecquen moeten bedijcken 
tot heuren koste ende die daer naer vry behouden als hun eyghen; ölte 
by ghebreeckede van dien sullen sy ton eenwighen daghen ghepriveert 
blijven van heure renten ende capitale penninghen“ und es sollen die 
Lande frei an die kommen, welche sie bedeichen wollen. Siehe 
schliesslich H. Grotius „Inleydingc tot de Hollandsche Rechtsgeleertheyt* 
11 Dl. IX § 10: „Zoo vermag de Landsoverheydt om’s Lands oirboir de 
Ingelanden belasten te herdyken, ende zoo die onwillig zyn de Rent- 
hefters; zoo die in gebreeke blyven, de Ambagts-Heeren: ende eyndelyk 
de Hooge Heeren: Ende wie zulks belast zynde in gebreeke blijft van 
herdyken, verliest zyn eigendom ofte andere recht by Spa-Steekinge*. 
(Die letzte Bemerkung „by Spa-Steekinge“ ist aber irrig, siehe oben 
§ 9). Vgl. noch oben § 7 III und VI, insbesondere Anm. 137. 

49 ) Groot. Placcaetboek van Viaandern III S. 434. 
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payer leur taxe“. Auch die Lehnländer (les fiefs) sind 
pflichtig. Zunächst hat der Vasall das Geld zu zahlen; zahlt 
er nicht, so fällt das Land an den Lehnsherrn, der nun 
seinerseits den Betrag zu entrichten hat. Der Vasall aber 
hat noch die Möglichkeit, innerhalb von 40 Tagen, seitdem 
der Lehnsherr geleistet hat, das Land gegen Ersatz des 
doppelten Betrages zurückzukaufen. Zahlt der Lehnsherr 
nicht, so verfällt das Land an die Inleggher. Aber Lehnsherr 
oder Vasall können es von ihnen noch innerhalb von Jahr 
und Tag um den doppelten Betrag zurtickkaufen. 

B. Deichverteidigung; 

§ 18. 

I. Allgemeines. Eine besondere Stellung unter den 
Gemeinlasten nehmen diejenigen ein, die der Deich¬ 
verteidigung dienen. Es handelt sich um Bewachung 
und Sicherung des Deiches in Notzeiten und die dring¬ 
lichste Notarbeit nach dem Hereinbrechen der Flut 1 ). Ihre 
Reglung steht unter dem Einfluss der Tatsache, dass .die 
Deiche liegen am wilden Wasser, das weder Tag noch 
Nacht ruhet und auch keine Stunde hat*.*) 

J ) Auch bei den Gemeinlasten zwecks Wiederherstellung des Deiches 
steht vielfach nur eine „Nothtilfe“ in Frage, immerhin tiberwiegt bei 
ihnen der Gedanke der Hülfe beim Aufbau. Hier bei der Deich¬ 
verteidigung handelt es sich lediglich um schleunige Abwehr der 
Fluten. Es gilt den Feind zurtickzuschlagen. Alles steht unter dem 
Zeichen eines augenblicklichen Angrifts. Die Grenzen sind natürlich 
flüssig. Aber es gibt Merkmale, die die Deichverteidigung scharf von den 
Gemeinlasten zwecks Wiederherstellung trennen. Bei ihr kann sich 
z. B. verständiger Weise die Frage, ob ein gelobter Deich vorliegt oder 
nicht, nicht erheben; bei ihr kann ferner das entstandene Loch nicht 
gemessen werden, ob eine „Wehle“ vorliegt u. a. Hiernach lassen sich 
die meisten Quellenstellen mit Sicherheit einordnen; auch sieht man, 
dass es sich nicht um eine rein theoretische Unterscheidung handelt. 
Natürlich können Gemeinlasten zwecks Deichverteidigung und Wieder¬ 
herstellung einheitlich geregelt sein, z. B. Sachsenspiegel II, 66 (siehe 
oben S. 73). Man hüte sich jedenfalls die moderne Ausgestaltung der 
„Nothtilfe 41 zu Grunde legen zu wollen. Wir leben in einer anderen Zeit. 

*) Worte eines niederländischen Deichgerichts aus dem Jahre 1368T 
(Mieris III, 225); sie werden dort in anderem Zusammenhang gebraucht. 
Sie erinnern an ein Wort, das Hackmann S. 321 als gebräuchlich bei den 
Anwohnern derDonaumitteilt: „Ein Feind, der Tag undNacht nicht ruhet *. 
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II. Rechtssätze. 

1. Die Pflichtigen. Es besteht die Tendenz, 
äussersten Palls alle erwachsenen männlichen 
Einwohner des Deichbezirkes und der bedrohten Um¬ 
gegend zur Deichverteidigung heranzuziehen. 

Am schärfsten ist dies in denjenigen Deichordnungen 
ausgeprägt, die ausdrücklich Jeden Mann“’) oder Jeden 
der binnen seinen Jahren ist“, oder „alle Eingesessenen* 
oder „Mann für Mann“ 4 ) bei Not für pflichtig erklären. 

In anderen Deichrechten werden nur die „Hausbesitzer“ 5 ) 
oder die „Hausbesitzer, die mindestens ein Viertel Landes 
gebrauchen“ 6 ), äussersten Falls aufgeboten. 

Jedenfalls wuchs immer der Kreis der HUlfspflichtigen 
über den Kreis der Kabelpflichtigen hinaus. 7 ) 

2. Inhalt und Verteilung derPflichten. Die 
Pflichten sind naturalwirtschaftlicher Natur. 

Bei der Heranziehung der Pflichtigen war ihre Reihen¬ 
folge und ihre Ausrüstung zu berücksichtigen. Hier 
zeigen sich Verschiedenheiten. 

Oft stehen zunächst die Kabelpflichtigen im 
Vordergrund. Sie trifft bei Notzeiten die Pflicht zur Be¬ 
wachung und Sicherung des Deiches. Dabei hat entweder 
jeder seine Kabel zu bewachen und zu sichern, oder es 
findet eine gemeinschaftliche Arbeit der kabelpflichtigen 
Grundbesitzer und Dörfer statt. Erst bei aussergewöhnlicher 
Gefahr werden andere Personen aufgeboten. 

So schreibt die lüneburgische Deichordnung von 1554 
art. 8 vor: „Wann auch gross Wasser kommet, so sollen die 

*) Zahlreiche Belege hierfür und das Folgende bei Beekinan S. 877ff. 

4 ) Gebräuchlich in deutschen Quellen; siehe unten. 

®) D.-O. für den Lekdeich boven Dams von 1632 art. XIX. 

•) D -0. für den Lekdeich beneden Dams von 1454 art. XV. 

T ) Vergleiche auch bereits das Cap. missorum v. 802, c. 13 b , I 100: 
„De liberis hominibus qui circa maritima loca habitant, si nuntius venerit. 
utadsuccurrendum debent venire et hoc neglexerint, unusquisque solidos 
viginti componat medietatem in dominico. medietatem ad populum“. Ich 
schliesse mich der ansprechenden Vermutung Brunners „Deutsche 
Rechtsgeschichte" II S.233 Anm.45 an, dass es sich hier um Deiche handelt. 
Mir scheinen aber nicht Deichbauten, sondern die Deichverteidigung 
in Frage zu stehen. Mit Recht nimmt Brunner an, dass die Gemeinde 
die Hülfe ansagt. 
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Flecken und Dörffer, auch andere, die Teiche an der Elbe 
haben, fleissige Aufsicht halten, und ob jemand vermerken 
würde, dass ein Durchbruch geschehen möchte, derselbe soll 
es melden und seine Benachbarte zu Hülfe rufen; die auch 
schuldig seyn sollen alle mögliche Hülfe zu thun, damit 
gemeiner Schade verhütet und abgewendet werde“. In einer 
altmärkischen Deichordnung von 1539 8 ) ist bestimmt: Wenn 
das Wasser an dem Deich stehet, dass „Ferlichkeit“ zu ver¬ 
muten ist, soll es allgemein verkündet werden. „Alzdann 
solln die Teichschawer heimreitter und die andern, acker- 
leute und pawer aus den Dorffern zu teich schicken die 
wacht daruff besetzen und ein ufsehen haben, das ferlich- 
keit und schaden des Wassers . . . vorhut“. Charakteristisch 
ist auch die Deichordnung der Herzogtümer Bremen und 
Verden von 1692, die zweifellos altes Recht enthält, in 
cap. XIII § 1: „Bey besorglichem grossem Gewässer sollen 
die Teichs-Interessenten jeder auf seinem Teich . , . nebst 
deren Teichgräfen, Teichrichtern und Geschwornen, sich von 
Selbsten ohne einige Ansage finden zu lassen schuldig, in 
Entstehung dessen aber und da inzwischen die Gefahr der¬ 
gestalt anwüchse, dass das Wasser durch starken Sturm- 
Wind getrieben, an einem oder mehr Oertern des Teiches 
einen Überlauff nehmen wolte, und dahero ein Einbruch zu 
befahren, ermeldete unsere Teichs-Inspectores bemächtiget 
seyn, MannbeyMann und was sonsten zur Arbeit tüchtig, 
Herr und Knecht, arm und reich zur eilenden Noht- 
Hülffe aufzubieten . . . dieselbe auch bey willkürlicher 
Straffe ohn einiges Aussenbleiben zu erscheinen, und bei 
solchen Nohtteichen ihre HUlffe so viel ihnen immer möglich 
leisten, auch nicht ehe, bis alle erscheinende Gefahr völlig 
vorbey, von der Arbeit abzuziehen, verbunden seyn“. 9 ) 

Anderswo wird der Kreis der Pflichtigen in Notzeiten 
sogleich weiter gezogen, so wird in Vollenhove 10 ) bei Not 
und Gefahr „in maniere van gemeenen wercken“ am Deich 
gearbeitet, es werden also die Inhaber von vollen Erben, 

8 ) Bd. I Einl. § 4 a. Anm. 198. 

9 ) Vgl. noch SQdditmarsteche Deichordnung v. 1648 art. 12, Sächsisch- 
Hallische D.-O. von 1656 Cap. V (im wesentlichen bei Hackmann 
8. 828). 

10 ) Deichrecht (h. 1854— 1387) art. 118. 
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halben Erben und die Köter zusarainengerufen. 11 ) Nach dem 
Deichrecht für Zuidbroek werden die Kabelhalter und auch 
andere in Notzeiten aufgeboten. 12 ) In niederländischen Ge¬ 
bieten werden vielfach sogleich die .Eingesessenen“ der 
Dörfer und Kirchspiele oder die Hausbesitzer aufgefordert 
nach Massgabe der Anordnung der Deichobrigkeit.'*) Auch 
werden in späterer Zeit die Dörfer und Kirchspiele auf be¬ 
stimmte Anzahl von Mannen gesetzt, die beim Aufgebot zu 
erscheinen haben. 14 ) Von diesen muss die eine Hälfte so¬ 
gleich, die andere erst beim zweiten Befehl antreten, während 
schliesslich alle Hausbesitzer kommen müssen. 18 ) 14 ) 

u ) Siehe oben S. 180, Anm. 98. 

l% ) Deichrecht für Zuidbroek (a. 1701) art. 8: „Gelijk ook Dyckgraef 
eil Heemraden in cas van noodzakelijkheid de magt zullen hebben om 
niet alleen de v. gedijkten maer ook andere darbij geinteresseerd zijnde 
personen ter plaatzen daar’t de nood vereischt te doen verboden". — 
Nach dem Deichrecht für Cellemuiden (16. Jahrh.) werden nur die Erff- 
genamen erwähnt siehe art. 18. 

,Ä ) Vgl. die Belege bei Beekman S. 378/74. 

u ) Dies ist offenbar erst spätere Entwicklung. 

3ß ) Vgl. die Artikel für Salland vom 29. Juli 1573 am Schluss: „Unde 
die Schulten sullen dan terstundt in oiren Kerspelen . . . die Clocke 
slaen . . . Mit welken Clockenslach die helffie van elken Kerspel (die 
toebeuoiren daer toe gelottet sullen syn) geholden wesen sullen, ter 
stondt op den Dyck te koemen. Unde indient meer noot worde, aalmen 
die Clocke andermaell slaen, unde alsdan sali die ander helffte medde 
koemen. Und alsmen die nootclocke slaet sali niemantz geexiuseert 
wesen. Unde sali die seluige lottinge durch den Heemraidt, in bywesen 
des Schulten, in eines yederen Kerspell offte Buerschap geschien. Unde 
wanneer die nootclocke alsoe geslaegen wordt, sali uth elken huyse 
inden Kerspell gelegen, elck selues in persoene koemen, ofte einen 
weeraftigen Man schicken, mit schuppen, spaeden, bylen, offte ander 
instrumentcn daortoe dienende“. — Man kann diese Stelle nur in dem 
SinnedesTextes verstehen. Wäre die Hälfte des ganzen Kirchspiels gemeint, 
so konute ein drittes Aufgebot nicht stattfinden. Es handelt sich also 
bei den beiden Hälften um vorher ausgeloste Mannschaften. Vgl. über 
solche „geschierde mannen' 1 in späterer Zeit Beekman S. 374. Dieser 
Artikel für Salland ist dann im wesentlichen übernommen worden in der 
Reformation für Zalk vom 31. Oktober 1573 (art. 122 >. Vorbild war vielleicht 
die Deichordnung für den Lekdeich boven Dams von 1537 (art. XXXIII). — 
Stellen aus späteren Ordnungen für diesen Deich bei Hackmann S.324-327. 

16 ) In den Niederlanden hiess die Zusammenkunft auf dem Deich 
bei Not in späterer Zeit „Dijkleger* d. h. „legering“ an dem Deich, 
siehe Beekman S. 371. 
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Die Ausrüstung de3 Einzelnen richtete sich nach 
Massgabe seiner Leistungsfähigkeit. Sie war genauer im 
voraus bestimmt. 17 ) Mindestens musste er mit dem Spaten 
oder der Gabel erscheinen. 

Das Aufgebot erging vielfach durch Glockenschlag. 18 ) 
Meist hatten die Schulzen. Bauermeister, Dorfvorsteher in 
ihren Kirchen die Glocke zu schlagen, sobald ihnen von 
Deichgraf und Heemraden der Befehl dazu gegeben war, 
oder sie selbst es für nötig hielten. Das Aufgebot erfolgte 
auch insbesondere durch Notruf (,Waternoot a ) 19 ) oder durch 
Entsendung von Boten meist an ferner Wohnende. s# ) Die 
Gesamtheit der Aufgebotenen zog an den Deich und ver¬ 
richtete dort die nötigen Werke nach Anweisung der Obrig¬ 
keit, insbesondere den Wachtdienst; die Arbeit dauerte so¬ 
lange, bis die dringendste Gefahr vorbei war.* 1 ) 

Der Regel nach war die Hülfe unentgeltlich zu 
leisten. Doch Anden sich seit dem 16. Jahrhundert in den 
Niederlanden Quellen, die eine Bezahlung insbesondere der 
Arbeiter anordnen.”) Diese Gelder mussten natürlich von 
dem Deichverband aufgebracht werden und üelen unter die 
aussergewöhnlichen Hülfslasten. Grundsätzlich ist die 
DeichverteidigungspAicht persönlich zu erfüllen. 28 ) Mitunter 
ist jedem VerpAichteten gestattet einen weerachtigen Mann 
an seiner Statt zu schicken. 24 ) Andrerseits wird teilweise 

17 ) Siehe z. B. Anm. 15. Weitere Belege bei Beekman S. 871 ff. 
(Wagen, Pferde, Karren usw.). 

18 ) Vgl. z. B. Anm. 15. Viele Auszüge aus D-0. bei Beekman 
S. 995. Ältester Beleg ist das Deichrecht für Salland (a. 1308) art. 27. 

19 ) Siehe die bei Beekman S. 371 angeführten Keuren für Burg¬ 
horn 1505 (dutter last quaem van water, bvalso dat men overwits den 
last van den water, moest roepen ,, waternoet“) vgl. hierzu oben S. 238 die 
lüneb. D.-O. von 1554 art. 8, auch Sachsenspiegel II, 56 (siehe oben S. 78). 

■°) Siehe bereits das Capitulare von 802 (oben Anm. 7), ferner 
Ordnung für Walchoren von 1565 (Glockenschlag oder geschworener 
Bote) Groot Piacaetb. für Holland II 1830. — Deichbrief für Veluve von 
1370: Bote an die entfernt wohnenden Bauerschaften. 

* l ) Vgl. oben S. 239 u. Anm. 1. 

- 2 ) D.-O. für Schouwen von 1533, für Walcheren von 1565 siehe Beek¬ 
man S. 374. 28 ) Siehe die Quellen auf S. 238—240. 

24 ) Vgl. D.-O. für den Lekdeich beneden Dams von 1454 art. XV, 
D.-O. für den Lekdeich boven Dams v. 1537 art. XXXIV (.,elk selfs in 
persoon ofte eenen weerachtigen man 4 ). 

J. v. Gierke. Geschichte des deutschen Deichrechts II 16 
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bei persönlicher Untauglichkeit die Entsendung eines Ver¬ 
treters anbefohlen. 2 ®) 

3. Last und Haftung. Die Deich verteidigungspflicht 
hat vielfach den Charakter einer rein persönlichen Pflicht. 
Dies ist dann der Fall, wenn schlechtweg ..Mann bei Mann¬ 
oder „die Eingesessenen“ aufgeboten werden. Hier wurde 
dann nur ihr Inhalt, insbesondere der Umfang der Aus¬ 
rüstung, gegebenen Falls durch Grundstücksbesitz bestimmt. 2S ) 
Dagegen zeigt die Deichverteidigungspflicht ein dingliches 
Moment, wenn sie zunächst die kabelpflichtigen Grundbesitzer 
trifft, oder wenn sie den Hausbesitzern auferlegt ist.* 7 ) 28 ) 

Die Deichverteidigungspflicht erscheint so vielfach als 
Unterthanenpflicht; sie wird als Landesverteidigung an¬ 
gesehen. Bezeichnend ist es, dass man in Schouwen von 
einem Kommen „ter landweere“, 29 ) anderswo von einem 
Kommen zur Landeshülfe 30 ) sprach. So erklärt sich auch 
ein früher landesherrlicher Eingriff.* 1 ) 

Auf Nichterfüllung der Pflicht sind Bussen ge¬ 
setzt, die in ihrer Höhe schwanken und oft nach der Stellung 
des Verpflichteten abgestuft sind.”) Ganz eigenartig ist die 
Haftung, die nach der Deichordnung für Schouwen von 1533 

25 ) D.-O. für den Lekdeich boven Duma von 15:3*2 art. XIX: M die man 
selfa in persoon . . . daer von niemand uytgescheiden en aal wesen, dan 
die beddelaara en die geene die kranck, of soo oud ayn dat aij niet mächtig 
noch bequaam en zyn in persoon te komen, die welke en desgelyken die 
weduwen en weesen, die elk in heuren eteeden een Sterken weerach- 
tigen man gehouden sullen zyn te schicken“. Siehe auch B e e k ni a n 
S. 373. 

26 ) Diea wird meist übersehen. 

27 ) Vgl. 13.-0. für den Lekdeich beneden Dama von 1454 art. XV: 

„aal elck huys .eenen weerachtigen man senden“. D.-O. für 

den Lekdeich boven Dama v. 1532 art. XIX: „uit elcken huyse . . 
die man aelfs.“ 

28 ) Die Vorstellung, dass die Nothülfe allgemein nur eine persön¬ 
liche Pflicht gewesen sei, ist ganz irrig. Daher unrichtig Auhagen 
S. 57, richtig B e e kman S. 370 a. E. 

29 ) D.-O. von 1533 bei Beekman S. 371. 

30 ) So in den oben Anm. 19 angegebenen Iveuren von Burghorn. 

81 ) Insbesondere auch das Capitulare von 802; siehe oben Anm. 7. 

82 ) Es genügt, auf die bisher angeführten Quellen hinzuweisen. Eine 
Abstufung namentlich in Bezug auf Erffexen und Köter, oder Grund¬ 
eigner und Arbeiter. 
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den gewöhnlichen Arbeiter trifft: Er darf innerhalb von 
8 'Pagen keine Arbeit verrichten, niemand darf ihn in dieser 
Zeit bei Geldstrafe bei sich in Arbeit nehmen, also eine 
Art „Arbeitsbann“ im negativen Sinn, der verhängt wurde.**) 
Gelegentlich findet sich auch, dass Dörfer der Deichobrigkeit 
für die Bussen ihrer Eingesessenen haften.* 4 ) 

4. Befreiungen. Ebenso wie von der Kabelpflicht, 
den HUlfspflichten zur Deichausbesserung und Deichver¬ 
besserung gibt es auch von der Deichverteidigungspflicht 
grundsätzlich keine Befreiung. Es zeigen sich aber auch 
hier Ausnahmen. So werden oft die Bettler, die Kranken, 
die Abwesenden befreit.* 8 ) Es hatten ferner die Deich¬ 
beamten z. T. das Recht in gewissen Grenzen Befreiungen 
zu erteilen.* 6 ) Auch gab es Gründe, die wenigstens vom 
persönlichen Erscheinen enthoben.* 7 ) 

C. Unterhaltung: gemeiner Schläge 

§ 19 . 

I. Entstehung gemeiner Schläge. Unter „ge¬ 
rn e i n e n S c h 1 äg e iv verstehen wir Deichkabeln, die im 
Rahmen der Kleinkabeldeichung Ortsverbänden und Deich- 
■verbänden ungeteilt zugehören. Sie werden in den 
Quellen insbesondere ..gemeene dijken ’), ..gemeene vakken“ 2 ), 

S8 ) D.-O. fl\r Schouwen von 1533 bei Beek man S. 375: „Ende 
d’arbeyder in gebreck zijnde op pene van binnen acht daghen daerna 
nyot te moghen wercken ende insgelijcx dat hemluyden niemandt binnen 
denzelven tyden te werck zal moghen stellen, opte peyne van alzoo 
tliicwils als ty tselfltie dede, von drye pond“. 

8A ) So in Heusden D.-O. von IG 12 (öudenhoven „Heus den“ 
S. 428), ßeekman S. 375. 

3r> ) D.-O. für den Lekdeich beneden Dams von 1454 art. XV. 

,c ) a. a. 0. „behoudelyk dat die Dykgravc in elcken Gerechte wel 
twee personen, die gezsworen zeker boode in elcken Gerechte wel een 
persoon ende die Schout in svnen Gerechte een persoon thuys houden 
mögen voor haaren arbeyd eil kost, sonder eenig verbeuren“. 

,7 ) Siehe oben Anm. 25. 

*) z. B. Mieris III, 354 (a. 1379); zu unterscheiden von den „gemeene 
dijcken“ im Sinn durchgführter Kommuniondeichung. Siehe Beekman 
S. 657, wo weitere Belege aus den Niederlanden. Von deutschen 
Quellen vgl. Hammerbröker Deichrecht art. 55 (a. 1528). 

2 ) z. B. Mieris II, 215 (a. 1319), Beekman S. 661. wo weitere 
Belege. 

16 * 


Digitized by 


Go^ 'gle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



244 


Digitized by 


„meyne wercken“ 8 ), „meentedjiken“ 4 ), .derMeinheitDike“ 5 ) 5 ») 
bezeichnet. Es gibt mannigfache Gründe, aus denen sie ent¬ 
standen sind. Nur die wichtigsten können aufgeführt werden. 

1. Infolge der Verwirkung (Verspätung) und der Preis¬ 
gabe (Spatenrecht) von Land und Deich fielen Deichkabeln 
entweder ganz oder teilweise an Sonderverbände, Teil¬ 
verbände oder Samtverbände 6 ). 

2. Der .Überdeich“, „das Lengsei“ kam bei Deichver¬ 
legungen insbesondere bei Einlagen an Ortsverbände und 
Deichverbände 7 ). 

3. Der herrenlose und streitige Üeich musste von der 
Gemeine übernommen werden 8 ). 

. 4. Gemeine Schläge entstanden infolge der Legung und 
Herausnahme von Schleusen 9 ). 

5. In Schouwen finden sich Überschussdeiche, 
die dem ganzen Polder zufielen. Sie ergaben sich infolge 
der Bildung von Kabelgemeinschaften für je 50 Gemete 10 ). 
— Vereinzelt nehmen Ortsverbände und Deichverbände ge¬ 
wisse Deichstücke den schwer belasteten Kabelhaltern ab 11 ). — 
Auch findet sich eine Deichpflichtigkeit der Almende’*). 

*) Deutlich z. B. im Deichrecht für Vollenhove (1354—1387 ) art 65: 
„Of enijch meijnewerck queme te liggen in die seuene, dat meijnewerck 
aal dair vrij van wesen, mer een die naist bauen offce beneden die sullen 
vort seuen wesen endo dair ghene were op te doen“. Der gemeine 
Schlag (meijnewerck) braucht keinen Siebener zu stellen, es kam 
dann der Nachbarschlag heran. Meistens heißt meijne werck die 
gemeinsame Arbeit zur gesamten Hand. Vgl. Beekman S. 664 ff. — 
Der Ausdruck Gemeindewerk für Gemeindedeich findet sich auch in der 
Altendorfer Behauung. Siehe Deichrecht XVII. ‘20. 

4 ) Verbote des Herrn von Putten von 1434 („Versl. en Mededeel.“ III 
S. 228 f.) art. 22, Beekman S 671. Meente-Deich kann aber jeder Gemein¬ 
schaftsdeich sein. Vgl. unten unter § 20, II 2a. 

ß ) Spadelandsbrief von 1438. 

ß *) Siehe noch den Gegensatz „meente ende cauelinghe aen den 
Heydyck* in der Verordnung für diesen Deich von 1416 (Oudenhoven 
„Heusden 1 ' S. 250.) 

6 ) Siehe oben § 7, VI. 

7 ) Siehe oben § 14, VIII. § 15, VII. 

8 ) Hierüber siehe unten Abschnitt V. 

9 ) Siehe darüber Bei. I S. 209 ff. 

,0 ) Siehe Beekman S. 665. Vgl. oben § 4, IV und unten § 20, II 2b. 

n ) G. de Vries S. 154. 

12 ) Siehe Bd. I S. 297 Anm. 34. 
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IJ. DieArtderUnterhaltung. Die Art und Weise, 
wie das gemeine Land mit den gemeinen Schlägen verfuhr, 
war verschieden. Selten findet sich, dass die Gemeine den 
Schlag mit dem etwa dazu gehörigen Lande sogleich wieder 
an ihre Glieder verkabelte. Bei ganz kleinen Deichstücken 
war dies ja selbst in der Zeit der Vollblüte der Kabel¬ 
wirtschaft ganz unmöglich, aber möglich war es insbesondere 
beim verspäteten oder preisgegebenen Deich. Hier begegnet 
es uns in der Tat auch im Alten Lande. Bei einer Ver¬ 
spätung im Jahre 1571 *') wird gefragt: 

„Wen man dat spadegut int gemeine schöle updiken 
und den herforder van ander delen oder we men dem don 
schole“? 

Und es wird geantwortet: 

..Men schol den dik up dat spadegut förende und van 
ander in die schouwinge delen up dat ein ider dat sine 
an g r i p e und unsesGnedigsten herrnLandvorwaretwerde* 14 ). 

Auch für Schouwen wird 1460 angeordnet, dass die 
gemeinen Schläge zu verkabeln seien 15 ). 

Andersw r o zeigt sich der Abscheu vor gemeinen Vakken 
darin, dass man anordnete, dass das verwirkte Land nebst 
Deich vom Verband an andere „gegeben“, insbesondere also 
verkauft werden sollte 14 ). 

Die Regel war aber die, dass der gemeine Schlag ge¬ 
meinschaftlich unterhalten wurde. So entstanden Gemein¬ 
lasten für die Verbandsangehörigen. Die Gemeinlasten 

ia ) Siehe Bd. I S. 31. 

14 ) In dem Deiehrecht des Alten Landes (a. a. 0.) heißt es in art. 
XV entsprechend, aber weniger deutlich: „Und darnechst so fort die 
gantze Meile in den Teich, welcher von einander in die Schauung Morgen 
für Morgen zu verteilen, derselben zumachen gewiesen“. 

15 ) Bei Beekman S. 665: „Men zal ook alle gemeenwerk en roedijken 
verkaveln, in delen, zoals dit met de overige geschied en den Landman 
daarop brengen“. Mit Recht vermutet Beekman, daß „roedijken“ mit 
dem „op de roede drijven“ (siehe oben § 9, I 8.) zusammenhängt und 
daher verlassene und preisgegebene Kabeln bedeutet. — Es handelt sich 
hier wohl um eine dauernde Anordnung. Eine Verkabelung der zur 
Zeit vorhandenen Schläge wird im Jahre 1319 für Westfriesland befohlen 
(Mieris II, 214 ff.). 

16 ) Siehe Mieris II, 214 (a. 1819), 264 (a. 1321) G. de Vries. S. 153, 
Beekman S. 661. 
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waren naturalwirtsehaftlicher oder geldwirtschaftlicher Natur. 
Naturahvirtschaftliche Unterhaltung erfolgte in Gemeinwerken 
durch Hand- und Spanndienste. Die Verteilung des Gemein¬ 
werks unter die Glieder war in den einzelnen Verbänden 
verschieden. Es galt hier Entsprechendes wie bei den Hiilfs- 
pflichten 17 ). Frühzeitig gesellt sich geldwirtschaftliche Unter¬ 
haltung zur naturalwirtschaftlichen oder verdrängt sie ganz. 
Schon das Emsiger Pfenningsschuldbuch kennt Einkünfte 
der Gemeinde, die verwendet werden sollten zu „domma and 
dikar, ther tha mene mente to kumpt to haldene“ 18 ). Aus 
späteren Quellen ersehen wir, dass der Schlag um Lohn aus¬ 
getan wurde und die Kosten Uber die Verbandsglieder, 
insbesondere Morgen Morgens gleich, umgeschlagen wurden 19 ). 

Der Verband war flir die Unterhaltung der gemeinen 
Vakken verantwortlich; dies tritt insbesondere bei Teil- 
verbänden und herrschaftlichen Verbänden in Erscheinung. 
Er verfiel daher bei der Schauung in Bussen. Die Bussen 
waren vielfach Bussen von „Gemeinschaftskabeln“, und be¬ 
trugen als solche mehr als die von Einzelkabelhaltern; man 
behandelte dann den Verband als Vielheit* 0 ). 

Viele gemeine Vakken erreichten infolge der periodischen 
oder sonstigen Neuverteilungen ihr Ende. 

Fünftes Kapitel 

§ 20 . 

Die Beseitigung der Kleinkabeldeichung und ihre Ersetzung 
durch geldwirtschaftliche Kommuniondeichungen 

I. Nachteile der Kleinkabeldeichung. Die 
Kleinkabeldeichung hatte viele Nachteile aufzuweisen *). 
Namentlich z w e i Nachteile traten scharf hervor. Der eine 

17 ) Siebe oben § 14, V. Vgl. insbesondere z. 13. Deichreeht für 
Vollenhove (1354 — 113^7) art. 4b 11*. Deichreeht für Koscharon und Gassol 
von 1670 (siehe oben § 4, 11 2). 

w ) v. Richthofen Rq. S. 210 § OS. Siehe Bd. I. S. 100 Anm. 36. 

19 ) Vgi. oben § 14, V 2. Siehe insbesondere D.-O. für den Lekdeich 
boven D:ims von 1532 art. 22 „besteedon“, und D.-O. für Schauwen von 
1533 „annemer“ bei Beek man S 065 

*°) Siehe, unten Abschnitt V. 

2l ) Siehe oben § 3, VII. § 4, VII. 

! l Auhagen S. 70, G. de V r i e s S. 432, Beekman S. 497 ff. 
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Nachteil lag in der Ungleichmässigkeit der Be¬ 
lastung, die sie infolge der Veränderungen der ver¬ 
schiedenen Deichfächer für die einzelnen Deichgenossen 
herbeifUhrte. Der andere Nachteil war der, dass der Deich 
infolge der Zersplitterung in Sonderwerke technisch 
nicht gleichmässig unterhalten wurde. Zwar wurde 
ein bestimmter Bestick angeordnet, und Schauungen suchten 
ihn durchzusetzen. Allein eine technisch einheitliche Arbeit 
war nicht oder kaum zu erzielen. Dies um so mehr als 
man vielfach geradezu eine Manie zu verkabeln an den 
Tag legte und sehr kleine Deichstücke immer noch wieder 
teilte 2 ). Man kann sich heute kaum eine Vorstellung davon 
machen, wie man damals den Deich so „verschnippern“ 
konnte. Wie ungleichnüissig und locker die Deiche bei der 
übertriebenen Kabelwirtschaft aussahen, beweist mit er¬ 
schreckender Deutlichkeit die Deichordnung der Herzogtümer 
Bremen und Verden von lf!!>2, in der wir lesen (cap. II § 1): 

»Die bisherige Erfahrung in diesen unseren Marschlanden 
bezeuget, dass an jeglichen Orten die Teiche nach dieses 
oder jenes Privat-Teichers Willen oder Vermögen, bald dick 
und breit, bald dünne und schmal und dazu gantz ungleich 
und übel unter sich verbunden gemacht und fast mehr an 
einander gellicket denn ordentlich, in gleicher Höhe. Dicke 
und Breite, verbindlich zusammengefüget werden, so, dass 
dieselbe dadurch, hin und wieder, eine nicht unähnliche 
Gestalt derer ungleich aneinander geklebeten Schwaiben- 
Nester äusserlich vorgebildet“. 

Und charakteristisch ist es auch, wenn aus den Nieder¬ 
landen G. de Vrie 3 berichtet, dass man die Deiche bei 
der Kabeldeichung mit Mauern verglichen hat, die aus un¬ 
verbundenen Steinen errichtet worden seien. 

II. B es eitigung einzelner Missstände. Es 
fehlte nicht an Bestrebungen, die hervorgehobenen Nachteile 
der Kleinkabeldeichung zu mildern und zu beseitigen. 

1. Dem Entstehen ungleichmässiger Belastung wirkte 
man durch Neuverteilungen insbesondere durch solche 
zu bestimmten Zeiten entgegen. Von diesen ist früher be¬ 
reits gesprochen worden 3 ). 

2 ) Siehe § 19. 3 ) Vf?l. § 3 VII, § 4 VII. 
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2. Der technisch ungleich massigen Unterhaltung 
suchte man, abgesehen von kräftiger Handhabung der Schau 
und Zusammenschweissung getrennter und selbständiger 
Schauen, in den Niederlanden durch Eindämmung der 
Zersplitterung und der Sonderwerke entgegenzuwirken. Es 
sind insbesondere drei Massnahmen, die hierauf abzielen, 
hervorzuheben 4 ). 

a) Schon sehr früh finden wir Anordnungen, dass die 
kleinen zerstreuten Deichkabeln jedes Deichgenossen inner¬ 
halb bestimmter Bezirke dauernd zusammengelegt 
werden sollen. So wird im Jahre 1287 Herrn Dirk Bokel 
vom Grafen Floris V. 5 ) gestattet, dass jedem Deichhalter 
in der Ambacht seine Deiche, die bislang ,in Stücken ge¬ 
schieden liegen-, zusammen an einer Stätte von den Heem- 
raden zugewiesen werden. Man sorgte ferner bei Teilungen 
von Ge mein schaftskabeln, insbesondere bei Erb¬ 
teilungen, dafür, dass lange Vakken gebildet wurden. 
Dies wird nachdrücklich vorgeschrieben im Deichrecht für 
Humsterland von 1562 art. 2: „Soo waer nu mande (lies mente) 
Dycken zijn, ofte liyer na comen mögen ofte gearvet worden 
in twee ofte meeniger banden; ende een van den parten 
deelsehap en scheydinge begeerde van allen den Dycken, 
zoo sullen ende mögen dat Dyckrecht elk van den parten 
gebieden bei vyff Mark . . . binnen 6 weeken alle die Dycken 
te scheyden, op dat elck part zyn Dycken mach hebben en 
waeren in lange vaecken ende niet in veele steden“ 6 ). In 
Zusammenhang hiermit stehen die Vorschriften, die bei 
Erbteilungen eine feste Reihenfolge hintereinander anordnen 7 ). 

b) In Schouwen werden R e k e n in g s - Deiche bei der 
Verteilung gebildet 8 ). Sie gehörten immer 50 Gemeten zu. 
Verantwortlich war für die Unterhaltung der rekenar d. h. 
der Eigener der 50 Gemeten oder derjenige, der bei der 
Gesamtkabel mit den meisten Gemeten beteiligt war. Der 
rekenaer verdang die Unterhaltung der Kabel an den sog. 
waerdijker. Die Kosten verteilte er verhältnismässig Uber 

4 ) Vgl. B ee km an 8. 497. 

6 ) Berg h II, 0‘J1 

c ) Vgl. oben § 8, II. 

7 ) a. a. 0. 

8 ) Vgl. oben § 4, IV. 
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die ondergemeten und zog sie von ihnen ein. Interessante 
Vorschriften galten in Bezug auf die Beteiligung der onder¬ 
gemeten an der Verdingung. War der rekenar zu mindestens 
*/ 4 an der Gesamtkabel beteiligt, so konnte er allein an den 
waerdijker verdingen, wo nicht, musste er soviel von den 
ondergemeten zusammenrufen, dass sie mit ihm zusammen 
mehr als 3 /-t ausmachten, und dann musste einstimmig ver¬ 
dungen werden 9 ). 

c) Wir finden in den Niederlanden auch Anordnungen, die 
zum Zweck der Herstellung die Zusammenlegung 
beschädigter Kabeln vorschreiben. Insbesondere geschah 
die3 durch eine Verordnung fUr das ganze Norderquartier 
von 1534. Nach ihr sollen die benachbarten, beschädigten 
Kabeln, wenn möglich zu meistens 10 Ruten sonst zu einer ge¬ 
ringeren Rutenzahl, zwecks Wiederherstellung zusammen¬ 
gefasst werden. Die Inhaber der zusammengelegten Kabeln 
haben zur gesamten Hand die Ausbesserung vornehmen zu 
lassen und zu bezahlen. Können sie sich nicht einigen, so 
soll derjenige, der in der Gesamtkabel „am meisten ver- 
stuhlt war“, sie machen lassen; das ausgelegte Geld kann 
er von den Schlagnachbarn verhältnismässig einfordern: 
weigern sie die Bezahlung, so kann er vom Deichgrafen 
verlangen, dass dieser es für sie auslegt.' 0 ) u ) 

9 ) Dyckrocht ’s Lauts van Schouwen von 1GT4 art. 27: „Dat goen 
Rekenner sijnen Dijck allen sal mögen bestellen of hy hobhe de dry 
viertle parten van de Rekeningo; ende alsdan stillen sijn Ondergemeten 
moeten betalen ’t gern* hy gelobt heoft": hat der Rekenar weniger Go- 
moten als */« „so sal hy moeten laten weten soo voel van de hreetste 
Ondergemeten, tot dat sy te samen uytmaken meor als dry — vierde 
parten ende sullen dan den Dijck gelijekelijek hesteden“. Nach B eek - 
man S. BIOS sollen für den Rekenaor zum selbständigen Vorgehen 
30 Gemeten genügen. Das stimmt aber nicht zu dem angeführten 
Doichrecht, falls .V) Gemeten hier clii* Einheit bildeten. 

10 ) Verordnung von 1 ö34 art. 10; „Dat men gheen dijeken min toe- 
legghen on sal soo wol van eleydijck als riet- wier- of slijckerdijcks dan 
die langhe von X roeden aldaar noot is of ghekuert wort tien roeden 
teftens an een te maken. Ende waer’t min ghekuert wort te nuken, sal 
men tselve doen ter groote datter tetfens sal worden ghekuert oock op 
die hoechstc hoete, dien die personell darinne verstoelt wesende ghosa- 
mender handt stillen doen maken ende ghelden na zij daerinne ver¬ 
stoelt zijn of bij gehreeeke van dien sal die persoon, die ineest in den 
dijck verstoelt is, denselben dijck doen maken ende rekeninge daer 
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3. Man liess die Verkabelung bei einer Reihe von 
gemeinen Werken als unzweckmässig fallen”). 

III. Bestrebungen nach voller Beseitigung. 
Die hervorgehobenen Nachteile der Kleinkabeldeichung 
mussten den Gedanken nahe legen, die Kleinkabeldeichung 
ganz abzuschaffen und nur geldwirtschaftliche Kommunion¬ 
deichungen zu begründen. Alsdann wurde ja der Deich 
von der Obrigkeit unterhalten, nur die Kosten wurden je¬ 
weilig über die Verpflichteten verteilt. Infolgedessen konnte 
eine ungleichmässige Belastung durch Verwachsung mit 
einer Kleinkabel nicht eintreten, eine technisch ungleich¬ 
mässige Deichunterhaltung aber wurde vermieden, da der 
Deich hier gewissennassen „aus einer Hand“ gemacht wurde. 
So setzen denn bereits in dieser Periode die Bestrebungen 
ein, welche auf Abschaffung der Kleinkabeldeichung unter 
Begründung einer geldwirtschaftlichen Kommunion gerichtet 
sind. Dabei muss man insbesondere zweierlei unter¬ 
scheiden. Einmal die Einführung geldwirtschaftlicher Kom¬ 
munion unter Abschaffung der Kleinkabeldeichung inner- 
h alb von 0rt sb ezirk s s ch 1 ägen (d o r f s wei s e Ge¬ 
rn e i n m a c h u n g), und sodann die Einführung geldwirt¬ 
schaftlicher Kommunion im ganzen Deichzug (volle 
Ge m ei nm achu ng). Es ist ferner zu beachten, dass es 
sich zum Teil nur um Einrichtungen handelte, die zeit¬ 
weise getroffen wurden, oder die sich nur zeitweise durch- 

of houden ende zijn uutgeleyde penninghen van dien gaderen van de 
personcn de daerinne gestoelt zijn. Ende of dacr yernant in ghebreecke 
wäre, zijn penninghen op te brenghen, sollen dieselbe penninghen bij 
den dijkgrave uutgeleyt, werden op dijekrecht ende zijn rechten weder 
verbalen na tselve dijckrecht aen denghenen die in gebreecke sullen 
wesen luter penninghen op te breiigen“. Diese Vorschrift geht historisch 
zurück auf eine Verordnung für die. vier Norderkoggen von 1510, von 
der unten noch zu sprechen sein wird. Vgl. G. de Vries S. 434 
und 435. Die dort angeführte. Verordnung für (ieeatmerambacht von 1518, 
die eine Rute als Einheit für die. Herstellung setzte, ist gedruckt .Versl, 
en Mededeel. - II. S. 'J3S. 

n ) In anderen Gebieten vereinigten sich auch freiwillig einzelne 
Kabelhalter und verdangen ihre Kabeln zusammen an einen Annehmer. 
Vgl. ostfriesische Deichordnung von 1530 § 6. Man begegnete dem 
allerdings mit Misstrauen. 

1S ) Vgl. oben § 17. 
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zusetzen vermochten. Und immer bleiben naturalwirtschaft¬ 
liche Gemeinlasten in Notzeiten bestehen. 

1. Die früheste sichere Nachricht von einer Abschaffung 
der Kleinkabeldeichung bezieht sich auf das Westende von 
Borselen (Siidbeveland, Seeland) und stammt aus dem Jahre 
1376 1S ). Hier waren Streitigkeiten unter den sechs Paro- 
chien entstanden, die bisher ihre getrennten Hoefschläge, und 
zwar zweifellos nach dem System der Kleinkabeldeichung, 
unterhielten. Ein Teil von ihnen wird vor den Grafen 
entboten und bewillige eine „ghemeene dyc-kaedze“. Der 
Graf befiehlt darauf: „Dat eene ghemeene dyckaedze zi 
ende blive to eeweliken daeghen met met ghelike te gelden 
ende alle andere oneost, die an der dyckaedzen roeren mach, 
yest van waterscepen, yest van inzeete, alle die ses paro- 
chien doen, die ghelegen syn in t Westeynde van Borsele". 
Man hat hier keineswegs nur an eine einheitliche Deichver¬ 
waltung zu denken und die gemeinsame Tragung von 
Schleusengeldern und Einlagekosten (ausserordentliche Deich¬ 
last), vielmehr ist auch die gewöhnliche Unterhaltung ge¬ 
mein gemacht worden. „Ghemeene dyckaedze- bedeutet 
hier Geineinmachung des Deiches 14 ). Es wäre höchst sonder¬ 
bar, wenn das Wort „dyckaedze" zuerst Deichverwaltung 
bedeuten sollte und dann sofort im Sinne von „Deichung“ 
gebraucht wäre. Selbst wenn aber dies der Fall wäre, 
müsste man den Schwerpunkt auf „alle andere oneost" 
legen und käme dann zum gleichen Resultat '■''). Gegen unsere 
Auffassung kann man nicht ein wenden, dass es auffällig wäre, 
dass die Unkosten für Schleusen und Einlagen noch be¬ 
sonders genannt würden, da eine Geineinmachung sich doch 
selbstverständlich auch auf sie mitbeziehen müsste. Denn 
was die Schleusen anlangt, so ist dieser Einwand überhaupt 
nicht richtig; in Bezug auf die Einlagen aber ist zu betonen, 
dass die Anordnung einer Geineinmachung „sowohl hin¬ 
sichtlich der ordentlichen wie der ausserordentlichen Unter- 


13 j Mieris III. 320. Siehe bereits Bei. I S. 17. 

14 ) Abweichend Beekman S. 056, der es im Sinn von gemeiner 
Deichverwaltung versteht. 

16 ) Auch Beekman nimmt wohl eine Geineinmachung an. Vgl. 
Anm. 14 und Beek m a n S. 912. 
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haltung“ quellenmässig bezeugt ist 16 }. Somit haben wir in der 
Tat eine volle Gemeinmachungin der Verordnung von 
1376 vor uns. Die Verteilung der Kosten wird über die Grund¬ 
besitzer umgeschlagen und zwar nach Grundstiicksgrösse. 

2. In Gelderland finden wir bereits zu Anfang des 
15. Jahrhundert, dann später im 16. Jahrhundert, dass einzelne 
Dörfer zur ständigen Gemeinmachung ihrer Deichstrecken 
schritten und sie geldwirtschaftlich unterhielten 17 ). So lesen 
wir in der Verordnung für Bommel von 1414 l8 ): „Voert sullen 
alle dycken van Oensel en Boemel gemeyn wesen ende 
blyven op alle erve inde gerichte gelegen“. Im Jahre 1520 
gestattet Herzog Karl dem Kirchspiel Gameren in dem 
Bommelrewaard „dat sy van nu voirtain ten ewigen dagen 
toe gemeynen dyck alle onse kerspell v. lanck durch, soe veer 
die schouwe idt kerspell doer geet, hebben gebruycken ind 
besitten sullen: alsoe te verstaen, dat die dyck ongedeylt 
blijven ind totter gemeyne erfftael onss kerspells ge- 
hoeren sali“ 19 ). 

3. Unser grösstes Interesse nehmen die Bestrebungen 
in den vier X o r d e r k o g g e n W e s t f r i e s 1 a n d s in An¬ 
spruch, die auf Abschaffung der Kleinkabeldeichung zu Ende 
des 15. Jahrhunderts gerichtet sind. Hier erhalten wir einen 
vollen Einblick in die eigenartigen Umwälzungen, die die 
Abschaffung der Kleinkabeldeichung mit sich brachte; sie 
sind daher von allgemeinstem Interesse, und es ist nötig 
auf sie ausführlich einzugehn 20 ). 

Die vier Norderkoggen machen die alte Hoogwouder- 
ambaeht aus 21 ). Diese Ambacht bestand aus vielen Dörfern 

16 ) Vgl. die Verordnung für Westfriesland von 1650, in der an¬ 
befohlen wird eine „ghemeene Dijckagie, tot alles soo ordinarisse als 
noodtwendigeextraordinarisonderhoudt* 4 . Angeführt beiBeekman S. 656. 

17 ) Siehe zu Folgendem insbesondere Kol ff S. 112 ff. 

18 ) Bil. I, Einl. § 4b Anm. 3S9. 

10 ) N y h o f f „Gedenkwaardigheden“ VI S. 656. Vgl. hierzu K o 1 f f 
a. a. (). S. 118. Im Folder Hrknmede werden 1611 die Deiche gemein 
gemacht. Dies gehört in die folgende Periode. Vgl. hierüber Kolff 
a. a. 0. S. 1121V. 

20 ) Vgl. zu Folgendem G. d e V r i e s S. 4, 59 f. 434. G. de V r i e s 
„Versl. en Mededeel.* 4 II. S. 209 11. 

21 ) Siehe oben S. 11. Sie bilden die Oester-Dyckgraefschap by 
Medembliek. Vgl. Bd. I S. S1 und die dort angeführten Quellen. 
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und war in vier Distrikte (Coggen) zerlegt. Der Seedeich 
war unter die Dörfer, und in diesen wieder unter die Grund¬ 
besitzer, verkabelt. An der Spitze der Deichverwaltung 
stehen ein Deichgraf, Heemraden und Dorfvertreter (waar- 
schappen). Verschiedene Städte üben Herrschaftsrechte aus. 

Durch Verordnung vom 14. Februar 1492/93 wird von 
Maximilian und Philipp in grossartiger Weise für die Am- 
bacht eine dorfsweise Gemeinmachung des Friesen¬ 
deichs eingeführt 22 ). Als Grund dafür werden angegeben 
die „ongeregeltheyd van der makinge ende onderhoudenisse“ 
des Deichs und das ..quaedt regiment“ in den letzten Jahren. 

In jedem Dorf sollen vier Personen bestellt werden, 
die in späterer Zeit mit dem Namen Deichmeister 
(Dijckmeester) bezeichnet worden sind. 23 ) Sie haben für 
die Unterhaltung ihrer Dorfschläge zu sorgen. Die Klein¬ 
kabeln sollen in diesen fallen, die Deichmeister sollen .alle 
kleyne vacken bringen tot groote vacken“. Niemand soll 
sich bei Verwirkung von Leib und Gut unterstehen, seine 
alte Kleinkabel zu reparieren: „Dat niemandt van nu 
voortaen syns selfs Dijck ofte Dijcken en sal moghen 
maecken ofte doen maecken op de verbeurnisse van 
haeren lijven end goeden“, und es wird dies begründet mit 
„die groote gebreken die in voorleden tijden daer uyt 
in t maken van den v. Dijck gevallen ende gebeurt zijn“. 
Hat jemand sein Fach zur Ausbesserung an einen Dritten 
für die nächste Zeit verdungen, so soll solcher Vertrag 
nichtig sein. Die Deichmeister aber sollen die Schläge 
ihres Dorfes in der Weise besorgen, dass sie Arbeiter gegen 
Tagelohn zur Reparatur mieten, das erforderliche Material 
(Riet, Wier, Holz, Eisen, Erde) einkaufen, alle Unkosten 
gehörig aufschreiben, an einem bestimmten Tage und Ort 
jährlich 12 Deputierten der Städte Rechnung legen und mit 
diesen und den Angesehensten ihres Dorfes alle Unkosten 
nach Morgenzahl auf die Dorfangehörigen verteilen. 
Sie haben das Ergebnis dieser Verteilung in Empfang zu 

3a ). Vgl. Bei. 1 S. 17. 

2S ) Handvestc vom 1. September 1495. In welcher Woise 8ie das 
erste Mal bestellt werden sollen, ist nicht ersichtlich. Die erneute Be¬ 
stellung geschieht durch 12 Deputierte der Städte jedes Jahr. 
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nehmen und die Arbeiter nebst den Gläubigern zu be¬ 
zahlen. 24 ) Sie beaufsichtigen die Deicharbeit ihrer Tage¬ 
löhner; ihrerseits unterstehen sie den Verordnungen der 
Deputierten, des Deichgrafen, der Heemraden, der Waar- 
schappen; sie sind zwar den Deichschauungen unterworfen, 
wegen der Bussen auf ihnen soll sich der Deichgraf aber 
an die Dorfangehörigen halten, die Regress an den Deich¬ 
meistern nehmen können ' ;r ') Andrerseits werden ihnen 
selbst Zwangsbefugnisse gegeben; sie erhalten in Bezug 
auf Deichmaterial ein Enteignungsreelit. Jeder Widerstand 
gegen sie wird streng bestraft. Ihr Amt währt ein Jahr, 
neue Deichmeister werden von den Deputierten der Städte 
gewählt. Das Deichgeld, das der einzelne Dorfbewohner 
schuldet, ist eine Grundstückslast, jeder soll „syn land 
vryen :; 2(i ) heisst es in der Verordnung. Es besteht aber 
Haftung mit Person und Vermögen. Wird der Deichmeister 
nicht rechtzeitig bezahlt, so hat auf Vermahnung hin der 
Deichgraf auf den Deich zu gehen, und das Geld für den 
Säumigen auszulegen, das er dann wieder nach Deichrecht 
einpfänden kann. 

Bei einer Besichtigung durch Kommissare stellte es 
sich heraus, dass der Verordnung von 1492 nicht ordentlich 

,4 ) „Item de reeckeninge aldus gedaen ende geslooten wesende elck 
in’t sijne, sullen die voorsz. twaelf persoonen uyt die Steden, met die vier 
persoonen ende notabelste van elcken Dorpe ornme slaen hoe veel dat elck 
morghen totten voorsz. kosten schuldigh sal wesen te gelden. Den 
ommeslach aldus gedaen wosende, sal men openbaerlijek in der Kerck 
van elcken Dorpe doen kondighen hoe veel elck morghen landts daer 
in te geven heeft, w^elcke gelden een yegelijck betalen sal, ende aijn 
landt vryen binnen acht dagen ... in handen von den voorsz. vier per- 
snonen van elck Dorp, afslaende ende kortende dat elck te vooren om 
die baestige kosten te vervallen, by ommeslach of anders betaelt sal 
hebben, welche voorsz. vier persoonen dan gehouden sullen wesen eenen 
yegelijcken te betalen ende te voldoen van’t gunt dat sy schuldigh sullen 
wesen van’t voorsz. werck ende haere reeckeninge aengaende“. 

2ö ) „Waer’t by alsoo dat eenighe van den vooraz. vier persoonen 
van den voorsz. Dörpen in gebreecke waren den Dijck van haeren Dorpe 
elck in den sijnen te maecken, soo dat by den Dijckgrave ende Heera- 
raden in booten gewesen worden, dat sal den Dijckgrave by reden ver- 
baelen aen de goerfden binnen den Dorpe, die welcke weder liaer ver- 
lialen aal, ofte sullen hebben aen den vier persoonen“. 

50 ) Siehe Anni. ‘24. 
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nachgekommen wurde, und eine Besserung der deichreclit- 
lichen Zustände nicht eingetreten war. Daher erging am 
1. September 1405 eine ergänzende Verordnung, die einige 
Neuerungen einführte. Es werden Vorschriften Uber die 
Höhe des Deiches, über die Hauptschauungen und Nach¬ 
schauungen gegeben, es werden Strafen bestimmt für die 
Deichmeister, welche der Deichordnung zuwiderhandeln, 
flir die Deputierten, die zur Rechuungsabnahme nicht 
erscheinen, für den Deichgraf, der nicht rechtzeitig die 
Deputierten zusammenschreibt oder das Geld für den 
säumigen Deichhalter auslegt. Besonderes Interesse nehmen 
die Anordnungen Uber die Deicharbeit ein. Die Deich¬ 
meister und die gemieteten Tagelöhner sollen bei Strafe 
von Sonnenaufgang bis Sonnenuntergang auf dem Deich 
sein, es sei denn, dass der Deichgraf wegen zu grosser 
Entfernung vom Deich dispensiert. Die Deichmeister sollen 
als Tagelöhner nur Personen Uber 18 und unter GO Jahren 
annehmen. Höchst bemerkenswert ist die Erweiterung der 
Zwangsgewalt, die ihnen gegeben wird, indem sie Macht 
haben, für den Fall dass sie keine Arbeiter bekommen 
können, Personen, deren gewöhnliche Beschäftigung der 
Deicharbeit entspricht, zur Deicharbeit unter Androhung 
von drei Pfund Strafe zu zwingen. 27 ) 

Die Deichgenossen waren mit dieser Ordnung der Dinge 
sehr unzufrieden, und es liefen „täglich“ Klagen bei dem 
Hof von Holland ein. Man beschwerte sich namentlich Uber 
die grossen Kosten, die infolge der Neuordnung verursacht 
würden. Infolgedessen ergeht nach eingehender Besichtigung 
und Beratschlagung die Deichordnung vom 25. Oktober 1497. 
Sie bestimmt, dass alle Deichmeister abgeschafft sein sollen, 
und eine Reparation „uyt ghemeender handt“ nur in Bezug 
auf eine bestimmte Deichstrecke und nur in Bezug auf das 
Einlegen von Wier und Riet stattfinden soll, während 
hinsichtlich des Erdwerkes an dieser Deichstrecke und der 
Deicharbeit an den übrigen Deichen wie einstmals jeder 

* 7 ) .Stillen de Dijckmeesteru indicn sy geen arbeyders en kennen 
gekrijgen, macht ende authoriteyt hebben te bedwingen de persoonen 
die gewoonlijck zijn te arbeyden, omme op den l)ijck te kommen ar- 
beyden, ende dat op de boete van drie pondt“. 
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Deichgenosse seine eigene Kabel machen soll.* 8 ) Um Kosten 
zu sparen wird für das gemeinschaftliche Werk nicht aus 
jedem Dorf, sondern aus jedem Kogg nur eine einzige 
Person bestellt, die den Namen Clercq oder Waarsmann 
erhält. Diese vier Clercquen sollen die Verordnungen des 
Deichgrafen und der Heemraden auf dem Deich entgegen¬ 
nehmen, aufschreiben und bekannt machen lassen. Sie 
haben sodann einen Tag zu bestimmen, an welchen sie die 
Deicharbeit verdingen wollen, und diesen Termin den Dorf¬ 
bewohnern, damit sie sich vermieten, und den Städten, 
damit sie dazu Deputierte senden können, zu verkündigen. 
Die Arbeiter werden nicht auf Tagelohn angestellt, sondern 
die einzelnen Deichkabeln werden verdungen. Jeder der 
eine Deichkabel zu machen annimmt (Annehmer), muss 
geloben seine Arbeit ordnungsmässig und nur unter Aufsicht 
der Clercquen zu vollführen und dafür Bürgen stellen. Die 
Clercquen müssen bei Strafe bei der Deicharbeit anwesend 
sein und den Lohn für die einzelnen Fächer registrieren. 
Ist das Werk zur Zufriedenheit des Deichgrafen und der 
Heemraden geschaut, so wird für jedes Dorf zusammen¬ 
gerechnet, was auf die Kabeln seiner Bewohner fällt, und 
diese Summe nach Morgenzahl verteilt. 29 ) Die Waarsmänner 

28 ) „Dat van en voortaen alle Dijckmeesters, die by de voorschreven 
Ordonnantie gestelt waren, in groote ineniglite en getale, af ende te niet 
wesen sullen; ende dar men voortaen den Dijck beginne van ... de 
buytenstc roede van vierthien voeten . . . van wicren ende riedt makon 
ende doen inaken sal, uyt ghemeender hau 1t, te weten, dat den selven 
Dijck besteed sal werden by den geenen die daer toe geordonncert 
sullen werden, tot koste van de Morgentalen, elcks in sijn deele, ende 
dat voor dat aerdtwerk van dien selven Dijck, mitsgaders alle't gheheel 
van alle die andere Dijcken sal een yegHijck inaken sijn selt’s Dijck, 
naer ouder coustume“. 

50 ) „Ende sal men als dan den Dijck by vacken op doen veylen 
oinnie den minsten penning, ende dat’t selve by den Gieret] of Waers- 
mann voorsz doen registreren, ende dat alle die gene die eenigen Dijck 
aennemen te inaken, sullen dat geloven te inaken na uyt wijsen de 
keuren en oeck rnede dat by geen Riedt of Wier inleggen en sal dan 
in t bywesen van de Glerct]uen of Waersmannen ende dit op sekere penen, 
die men daer toe stellen sal, in*t besteden van den wercken daer vooren 
by borglie stellen sullen; ende de Clercquen sullen oock gehouden ziju 
daer by te zijn, als men dat Riedt of Wieren inne leyt., insgelijcks op 
groote penen, ende als den Dijck aldus nao de keure gemaeckt is . . . 
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ziehen in ihren Koggen die Gelder unter BUrgenstellung 
ein, bezahlen die Gläubiger und legen vor den Deputierten 
der Städte Rechnung. Der Tag der Rechnungslegung soll 
mit Glockenschlag in den Dörfern verkündigt, und es soll 
bei offenen Thüren verhandelt werden, so dass jeder, der 
es begehrt, dabei sein kann. Die Waarsmänner werden 
jährlich von den Deputierten in Gegenwart der Notabelsten 
aus jedem Kogg gewählt. In Notzeiten haben die Waar- 
schappen in ihren Dörfern die Glocke zu schlagen und 
jeder der Eingesessenen, der zwischen 18 und 60 Jahren ist, 
muss zur Nothilfe auf den Deich kommen. 

Einige Zeit darauf versuchte man wieder weiter zu 
gehen. Es liegt nämlich eine Verordnung vom 27. Mai 1499 
vor, welche wörtlich mit der Deichordnung von 1497 Uber- 
einstimmt, aber darin von ihr abweicht, dass sie etwas über 
die Wahl der. Heemraden bestimmt und die Unterhaltung 
,uyt gemeender handt“ auch für das Erdwerk und für alle 
Deiche einfuhrt*® 1 ). Diese Verordnung ist aber nicht zur 
vollen Ausführung gekommen; seit dem 15. Juli 1499 galt 
sicherlich wieder die alte Verordnung vom 25. Oktober 1497®°). 

- y 

80 sal men omme slaen de onkosten van dien, op den mergentale elck 
Dorp in den sijnen deele, ende den arbeyders betalen, ende sullen de 
penningen alsoo ommegeslagen, ontfanghen werden by den voorsz. Clerc- 
quen . . elck in sijn Cogge, de welcke borge stellen sullen de selve pen* 
ningen te ontfangen ende deughdelijek uyt te reycken, en rekeninge 
ende reliqua daer van te doen.“ 

* 9 «) Der Schluss der oben Anm. 28 angeführten Stelle lautet hier 
„ende dat voert dat aerdtwerck van den selven Dijck, mitsgaders alle’t 
gheheel van die andere Dijcken sal ghemaeckt werden uyt gemeender 
handt*. — Dass hier, wie G. de Vries S. 60 Anm. § vermutet, ein 
„Versehen* vorliegt, ist kaum anzunehmen. Freilich war es, wenn man 
eine dorfsweise Gemeinmachung des ganzen Deiches in Bezug auf Erd- 
und Wierwerk vorschrieb, ganz überflüssig, des alten bislang gemeinen 
Deichstückes noch besonders zu gedenken. Es handelt sich meines Er¬ 
achtens um einen Versuch w e i t e r zu gehen. Dies ist rechtsgeschicht¬ 
lich von Interesse. Siehe noch Anm. 30. 

ao ) Vgl. G. d e Vries a. a. 0., der darauf aufmerksam macht, 
dass in den Handvesten für Enkhuizen (Ausg. 1667 vgl. Bd. I S. 80 
Anm. 619) hinter der Verordnung vom 25. Oktober 1497 steht: „Wede- 
rom van waerden is gekent bij appoinctement in dato XV in Julio anno 
negenentnegentich*. G. de Vries schliesst hieraus, „dass auf alle 
Fälle* die Neuerung der Verordnung vom 27. Mai 1499 nicht zur Aus¬ 
führung gekommen ist. 

J. v. Gierke, Geschichte des deutschen Deichrecnts II 17 
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Als aber der Deich in den Jahren 1508 und 1509 durch¬ 
gebrochen war, kehrte man zu den Bestrebungen der alten 
Ordnung von 1492/93 zurlick. Der Graf erliess die Ver¬ 
ordnung vom 10. März 1510 31 ). Es wird eingeführt eine 
dorfsweise Gemeinmachung in Bezug auf das 
Riet- und Wierwerk, während das Erdwerk von jedem 
einzelnen Kabelhalter an seiner Kabel auszubessern war* la ). 
Die Verordnung schliesst sich eng an die von 1492/93 und 
1495 an. Es sollen wieder für jedes Dorf vier Deichmeister 
angestellt werden. Sie haben durch Anstellung von Tage¬ 
löhnern für die Dorfschläge zu sorgen. Als Besonderheiten 
dieser jüngsten Reglung kommen eigentlich nur folgende in 
Betracht. Die Zahl der Deputierten der Städte wird auf 
5 verringert, die Rechte der Dorfvertreter (waarschappen) 
werden erheblich beschnitten, die Besetzung des Deich¬ 
grafenamt wird geregelt. Merkwürdig wird die Haftung 
für das Deichgeld bestimmt. Der Deichgraf hat auf Ver¬ 
langen des Deichmeisters das Geld, das ein säumiger Dorf¬ 
genosse nicht bezahlt, auszulegen und kann es von dem 
Dorf wieder einfordern nach Deichrecht. Aber auch der 
Deichmeister kann das Geld selbst auslegen und es von dem 
Säumigen nach Deichrecht zurückverlangen. Neben dem 
Säumigen haften ihm dessen Verwandte bis zum siebenten 
Grad“). So taucht hier die alte Magenhaftung bei der 
modernen Kommuniondeichung noch einmal auf! 

4. Aus dem übrigenNorderquartier ist für diese 
Periode zu erwähnen, dass seit dem 16. Jahrhundert bezeugt 
wird, dass Dörfer und Vierendeele an sich in Kleinkabeln 
zersplitterte Schläge freiwillig einheitlich um Geld 
machen Hessen, und dazu nach Morgenzahl beisteuerten. 

**) Sie ist abgedruckt von G. deVriesin den „Versl. en Mededeel.“ 
II S. 209ff. 

Dass sich die Gemeinmachung nicht auf das Erdwerk bezog» 
hebt mit Recht Beekman S. 377 gegenüber G. de V r i e s hervor. 

•*) »Als den dijckgrave vermaent wordt vuytleg te doen van de 
dijckmeesters zoe sal die Dijckgrave gehouden zijn vuytleg te doen vuyt 
dat dorp daer die dijckmeesters woenen ende dijckmeesters off zijn, be- 
houdelick dat die dijckmeesters van tselfde dorp al sulckdanich recht 
hebben zullen up die onwillige persoenen ende hueren erven tot die 
zevende graet toe, als die dijckgrave up dat v. dorp gehad heeft.“ 
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Die Ausführung des einheitlichen Werkes lag vielfach in 
den Händen des „h omans“ d. h. des Anführers der Kabel¬ 
pflichtigen im Deichschlag, der sie auf der Schauung ver¬ 
treten konnte und bislang zur eigenen Ausbesserung ihrer 
Kleinkabeln ermahnt hatte ss ). 

5. Auf Walch er en 34 ) wird im 16. Jahrhundert das 
„dijkgeld* infolge Verdingung der Kabeldeiche und Umschlag 
der Kosten über die pflichtigen Lande in „dijkpennige“ um¬ 
gewandelt und damit geldwirtschaftliche Kommunion in Be¬ 
zug auf die Kabeldeiche begründet. Vielleicht schon seit 
Ende des 16. Jahrhundert vereinigen sich hier schliesslich 
dijk- und waterpenninge, indem alle Deichkosten Uber alle 
Landen umgeschlagen wurden. Damit war dann eine volle 
einheitliche Gemeinmachung der Deiche auf ganz Walcheren 
erreicht. 

6. Aus der ostfriesischen Deichordnung von 1539 
ergibt sich schliesslich, dass es auch in Ostfriesland vor- 
kain, dass Kirchspiele ihre in Kleinkabeln zerlegten Schläge 
an Annehmer zur Ausbesserung im Ganzen verdungen 
haben 95 ). Denn hier wird die Erlaubnis der Deichrichter 
für den Fall angeordnet, dass „men eine Summa Dyckes 
eines gantzen Carspeis tho behörig wolde uthwinnen vor 
Geldt und maeken laten“. Die Worte „Summa Dyckes“ 
zeigen, dass es sich nicht um Unterhaltung gemeiner Schläge 
handelt Freilich haben wir es hier nur mit zeitweiser geld¬ 
wirtschaftlicher Kommunion in Einzelfällen zu tun. 

IV. Ergebnis. Überschauen wir die Bestrebungen 
nach Beseitigung der Kleinkabeldeichung und ihre Erfolge 
in dieser Periode, so sind sie zweifellos nur recht be¬ 
scheidene zu nennen. Woran lag dies? 

Einmal war die Kleinkabeldeichung fest eingewurzelt in 
der ländlichen Bevölkerung, die sich ungern zu Neuerungen 
und Abweichungen von Althergebrachtem entschliesst. Landes¬ 
herrlicher Einfluss war in vielen Gebieten erst schwach 

M ) Vgl. G. de Vries 433, Belege aus dem 16. Jahrhundert auf 
S. 434. 

u ) Siehe zu Folgendem Verhije van Citters a. a. 0. Memorie 
III u. IV. Beekman S. 506. Siehe ferner oben § 14 IV 3b. Eine 
neuere eingehende Untersuchung wäre wünschenswert. 

**) Auhagen S. 76. 

17* 
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rege. Vielfach mochte man ferner die Unterhaltung immer 
noch besser aufgehoben wissen, wenn sie in den Händen 
der unmittelbar Interessierten, als wenn sie durchweg in 
den Händen von Annehmern und Tagelöhnern lag 86 ). Weiter 
war der- ganze Wirtschaftsbetrieb des Bauernhofes auf die 
Unterhaltung des Deiches in natura zugeschnitten. Eine 
plötzliche geldwirtschaftliche Kommuniondeichung musste 
jedenfalls zunächst störend wirken 37 ). Hiermit hängen die 
Klagen zusammen, die sich bei Einführung der Kommunion¬ 
deichung bemerkbar machen, dass sie dem Landmann teurer 
zu stehen komme als die Kleinkabellast 88 ). Mancher Grund¬ 
eigner mochte ferner hoffen sich bei der Kabellast eher um 
seine Pflichten drücken zu können als bei dem neuen System S9 ). 
Viele Herrn und Herrschaften befanden sich in dem Besitz 
von Schaugerechtigkeiten, die bedeutende Einnahmen an 
Bussen und Bruchgeldern ab warfen 40 ), aber bei der Kom¬ 
muniondeichung zertrümmert werden mussten. Ebenso mussten 
bei ihr Deichgrafen, Heemraden, Deichgeschworene ihre 
Bruchgelder einbüssen 41 ). Eine der bisherigen Belastung 
entsprechende Durchführung der geldwirtschaftlichen Kom¬ 
muniondeichung war zudem vielfach sehr schwierig. Ara 
leichtesten war sie da, wo der Deich gleichmässig nach 
Morgenzahl über die Pflichtigen verteilt war. Unebenheiten 
ergaben sich auch hier, da ja im Augenblick der Neuerung 
sich nicht alle Kabeln in gleichem Zustand befanden 4 *). 
Konnte nicht schliesslich der einzelne Ortsbezirk und der 


• 6 ) Vgl. Auhagen a. a. 0. 

* 7 ) a. a. 0. Dass die Einführung der Kommuniondeichung not¬ 
wendig eine Einschränkung des Ackerbaus mit sich bringen musste, 
kann man aber kaum allgemein behaupten. 

*•) Siehe oben III. 3. 

w ) Vgl. G. de Vries S. 433, der aber dies Moment viel zu stark 
betont. 

40 ) Siehe unten Abschnitt V. 

41 ) Siehe Beekman S. 506. 

4 *) Daher die Bestimmung in der Verordnung für Erkemede im 
Jahre 1611 art. V: „ Waer tegens die met de v. gemeenschap ontlast worden 
van haere tegenwoordige quade dijcken, te arbitreren bij de Gecommit- 
teerden ende den wtschot ut de gemeene Erfgenaemen op de roytaele 
tot het seggen derselver een seeckers sullen contribueren.* Groot Geldern« 
Placaetb. II. S. 126, K o 1 f f S. 120. 
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einzelne Kabelhalter auf ein Sonderrecht pochen, dass ihm 
ohne seine Zustimmung nicht genommen werden durfte? 
Dies alles macht uns Vieles erklärlich. Insbesondere 
erklärt es, dass so oft ein Bingreifen der staatlichen Gesetz¬ 
gebung nötig war, dass wir gerade in den Gebieten eine 
dorfsweise Gemeinmachung finden, wo der Deich Morgen 
Morgens gleich verteilt war. Dies erklärt weiter den 
Widerstand, den die Bestrebungen und Eingriffe fanden, 
dass man sich z. B. in den vier Norderkoggen mit einer dorfs¬ 
weisen Vergemeinsamung der Wier- und Riet werke schliess¬ 
lich begnügen musste. 

So lassen sich in dieser Periode nur die Anfänge 
der Beseitigung der Kleinkabeldeichung feststellen, und es 
sind fast nur niederländische Gebiete, die sie auf¬ 
weisen. Immerhin — die Morgenröte der Zeit einer neuen 
Deichunterhaltung, der überall die Zukunft gehören sollte, 
war angebrochen. 
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Die Rechte an den Deichen 
Das Recht auf Deicherde 


§ i. 

Allfemeines 

I. Die rechtliche Natur der Deiche. 

1. Die rechtliche Natur der Deiche wird in der ersten 
Periode durch folgende Kennzeichen bestimmt. 

a) Die Deiche sind körperliche, unbewegliche Sachen, die 
stets durch eine Zweckgebundenheit imlnteresse 
landschaftlicher Verbände ausgezeichnet sind. Sie 
sollen dienen als Wasserwehr dieser Verbände. 
Am schönsten wird dieser Zweck bei den grösseren Deichen 
am Meere dadurch ausgedrückt, dass sie als die „Seeburg“ 
eines Landes oder Landstriches bezeichnet werden. 1 ) 

b) Die Deiche stehen um dieses hohen Zweckes willen 
unter einem besonderen Frieden. Sie gehören zu den 
befriedeten Sachen und haben als solche einen verstärkten 
Schutz.*) 

c) Häufig bestand bei den Deichen hinter ihrer vor¬ 
nehmsten Zweckgebundenheit (Schutzzweck) eine weitere 
Zweckgebundenheit für einen sonstigen gemeinen Gebrauch.*) 

*) Der Ausdruck ist in Friesland heimisch. Zuerst begegnet er in 
den Rüstringer Rechtssatzungen (v. Richthofen Rq. S. 420) und in dem 
jüngeren Schulzenrecht (a. a. 0. S. 416 § 16). Weitere Belege bei 
v. Richthofen „Wörterbuch“ unter „seburch“. Wir finden ihn später 
auch in Westfriesland, dem niederländischen Friesland, in Kennemerland, 
Utrecht. Siehe die Belege bei Beek man unter „Zeeburg“. Im Alten 
Lande wurde mit „Seeburg“ der Deichverband und das Deichgericht 
gekennzeichnet. Siehe Bd. I S. 302 und unten Abschnitt V § 6 Anm. 1. 

*) Bd. I S. 293. Siehe ferner unten Abschnitt V. 

*) Man denke vorläufig an Benutzung des Deiches als Weg oder 
zur Weide. 
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2. Die Deiche sind im deutschen Recht niemals als 
verkehrsunfähige Sachen aufgefasst worden. Denn es 
waren an ihnen Rechte möglich, die privatrechtlichen 
Gehalt aufwiesen. Noch weniger hat man sie sich als 
herrenlose Sachen vorgestellt. Denn es bestanden an 
ihnen Herrschaftsrechte, die privatrechtliches Eigentum 
enthielten. 4 ) Eigentum gab es an ihnen nur dann nicht, 
wenn sie wieder preisgegeben waren. 

3. Die Rechte an den Deichen lassen sich nur 
von deutschrechtlichen Gesichtspunkten aus be¬ 
trachten. Man muss sich insbesondere klar machen, dass 
öffentliche und private Herrschaftsrechte an Sachen unge¬ 
schieden waren, dass Eigentum und begrenzte dingliche 
Rechte wesensgleich waren, und dass das Eigentum ein 
ausserordentlich dehnbarer und verschieden gearteter Begriff 
war 5 6 ). 

II. Deich und Deicherde. In engem Zusammen¬ 
hang mit dem Deich und dem Deichgrund stehen die Land- 
strecken längs des Deiches. Für sie besteht eine Ge¬ 
bundenheit für den Deich, die mannigfach in dem Recht 
auf Deicherde wurzelt. Die Landstrecken sollen ent¬ 
weder gar nicht oder hauptsächlich oder in bestimmten 
Fällen der Entnahme von Deicherde dienen. Dies recht¬ 
fertigt, das ganze Recht auf Deicherde an die Betrachtung 
der Rechte an den Deichen unmittelbar anzuschliessen. 

§ 2 . 

Die Rechte an den Deichen 

I. Das alte Gesamtrecht der Deichverbände. In 
der ältesten Zeit stand den Deichverbänden (Gemeindedeich¬ 
verbänden) ein volles ungeteiltes Gesamtrecht am Deich 

4 ) Viele Deiche hatten ja gerade dazu gedient „herrenloses® Land 

der menschlichen Herrschaft zu unterwerfen, sie gehörten nun ebenso 
wie das Land Rechtssubjekten zu „Eigen*. 

6 ) Die Schriftsteller, die sich bisher eingehender mit der Frage 
nach dem „Eigentum an den Deichen* beschäftigt haben, haben die 
hervorgehobenen Punkte nicht beachtet. So insbesondere nicht Bo- 
j u n g a (siehe Bd. I S. 21 Anm, 9), G. de VriesS. 241 f und Beek- 
m a n S 306. 
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zu. 1 ) Dieses Gesamtrecht entsprach dem Gesamtrecht der 
Markgemeinden an der Mark.*) An sich war der Deich 
zunächst nichts anderes als ein StUck Mark. Allein er war 
ein so eigenartiges StUck, daß er eine völlige Sonderstellung 
einnehmen und mit einem Sonderrecht begabt werden mußte. 
Seine Eigenart aber lag darin, daß infolge des ihm inne¬ 
wohnenden Schutzzweckes nicht wie bei der gewöhnlichen 
Mark die Nutzberechtigung, sondern die Pflicht der Unter¬ 
haltung in den Vordergrund treten mußte. Das Gesamtrecht 
der Genossenschaft enthielt öffentlichrechtliche und privat¬ 
rechtliche Elemente. Vor allem steckte in ihm ein 
Verwaltungs- und Aufsichtsrecht, andrerseits ein mehr 
privatrechtliches Gesamteigentum. Aus dem Gesamt¬ 
eigentum ergab sich ein Gesamtnutzungsrecht. Der Einzelne 
hatte nach Maßgabe seiner Gemeindemitgliedschaft einen 
unausgeschiedenen Anteil am Gesamteigen und der Gesamt¬ 
nutzung. Die Nutzung bestand insbesondere in der Verwertung 
des Deiches als Weide oder als Weg. Es war Sache der 
Gesamtheit, die Nutzung näher zu regeln und mit dem 
Schutzzweck des Deiches in Einklang zu halten. Schließlich 
stand der Gesamtheit das Recht zu, den Deich seiner 
Zweckgebundenheit zu entkleiden. Er wurde dann ein 
gewöhnliches StUck Almende. 

II. Die Schicksale des alten Gesamtrechts. Ein 
solches v olleseinheitliches Gesamtrecht der Deich verbände 
ist der späteren Zeit fast ganz fremd. Nur in ganz freien 
Gemeinden bei ganz kleinen Deichen und Dämmen läßt es 
sich annehmen. 3 ) Im übrigen erscheint das Gesamtrecht 
mehr oder weniger aufgeteilt unter Teilverbände und Samt¬ 
verbände, unter Einzelpersonen, Herrschaften und Landes¬ 
herrn. Die mannigfachsten Umstände haben an diesem 
Teilungsprozeß mitgewirkt. Eine bedeutsame Rolle fällt 
insbesondere der Entstehung der Samtdeichverbände, 

! ) Dies ergibt sich durch Rückschlüsse aus den Bd. I S. 184 ff. 
angegebenen Quellen, sowie aus der oben Abschnitt III § 1 wahrschein¬ 
lich gemachten Annahme, dass in der ältesten Zeit volle natural wirt¬ 
schaftliche Kommuniondeichung geherrscht hat. 

*) Über dieses vgl. 0. Gierke „Genossenscluiftsrecht** II S. 134ff. 

8 ) Man denke an Binnendeiche, Kaden, Sietwenden, die in Kom¬ 
munion unterhalten wurden. 
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der Aufteilung der Deiche in Ortsbezirkskabeln und 
Kleinkabeln, der Einwirkung herrschaftlicher und 
landesherrlicher Machtbefugnisse zu. Es bedarf kaum 
der Erwähnung, daß eine große Fülle von Deichverbänden 
diesen Teilungsprozeß nicht selbst durchgemacht hat, 
sondern daß dies zersplitterte und abgewandelte Gesamt¬ 
recht von ihnen gleich von Anfang an übernommen worden 
ist. Wir betrachten die Rechte an den Deichen in der 
späteren Zeit unter dem Gesichtspunkt der erwähnten 
Aufteilung. 

III. Teilverbände und Samtverbände. Das alte 
Gesamtrecht findet sich aufgeteilt unter Teilverbänden und 
Samtverbänden. Dabei lassen wir die Besonderheiten, die 
sich bei herrschaftlichen Deichverbänden ergeben, vorläufig 
aus dem Spiel. 

1. Eine Verteilung der Rechte an Deichen unter Teil¬ 
verbänden und Samtverbänden ist unzweifelhaft hervorgerufen 
worden durch die Bildung von Ortsbezirks kabeln.. 
Freilich stehen bei den Ortsbezirkskabeln zunächst die 
Pflichten im Vordergrund. Allein auf den Ortsbezirkskabeln 
bauen sich Rechte am Deich auf, die man als Ortsbezirks¬ 
kabelrechte bezeichnen kann. Diese Rechte aber tun dem 
Gesamtrecht des am ganzen Deich beteiligten Samtverbandes 
Abbruch. 

Die Rechte der kleineren Verbände an den Ortsbezirks¬ 
kabeln, mochten diese nun unverteilt als Großkabeln oder 
verteilt in Kleinkabeln in Betracht kommen, waren sehr 
verschiedener Art. Zunächst war so gut wie stets ein 
Herrschaftsrecht des Ortsbezirkes an der Kabel 
vorhanden, das sich als notwendiges Gegenstück zu der 
Unterhaltungspflicht bezeichnen läßt. Es bestand in einem 
Ausschließungsrecht anderen gegenüber und einem Fürsorge- 
recht seinen Gliedern gegenüber und ermöglichte erst die 
Erfüllung der Unterhaltspflicht. Das FUrsorgerecht kam in 
Beaufsichtigungen zur Erscheinung, die als verfassungsmäßige 
eigene Schauungen innerhalb des Samtverbandes aus¬ 
gestaltet sein konnten. 4 ) Dem kleinen Verband konnte 
ferner ein weiteres Sonder verwaltungsrecht an 

4 ) Siehe unten Abschnitt V. 
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seinen Kabeln zustehen, und ein Sondernutzungs¬ 
recht, das vor allem in dem Recht auf die Gräsung und 
dem Recht auf Weide bestand; ja es konnte sich das Recht 
des Ortsbezirkes, da wo ihm dauernd die Kabel verbunden 
war, auch als volleres Eigentum darstellen.®) 

2. Eine Verteilung der Rechte an den Deichen unter 
Teilverbänden und Samtverbänden wurde ferner auch 
unabhängig von demVorhandensein von Orts¬ 
bezirkskabeln herbeigeflihrt. Dies war insbesondere 
dann der Fall, wenn mehrere ganz getrennte Deichverbände 
zu Samtdeichverbänden sich einigten oder vereinigt wurden. 5 6 ) 
Hier konnten die Herrschaftsrechte an den einzelnen Deichen 
in schwächerer oder stärkerer Weise vergemeinsamt sein, 
und daraus dann sich die entsprechenden geschmälerten 
Herrschaftsrechte der Teilverbände an ihren Sonderdeichen 
ergeben. Diese Sonderherrschaftsrechte konnten der Art 
nach die gleichen sein wie die geschilderten Ortsbezirks¬ 
kabelrechte. 

3. Über diesen Rechten der Teilverbände stand ein 
einheitliches Gesamtrecht. Dieses hatte freilich 
einen sehr verschiedenen Inhalt. Es konnte sich als Auf¬ 
sichtsrecht, als Verwaltungsrecht, als Gesamteigen, als 
Gesamtnutzungsrecht darstellen oder mehrere dieser Gerecht¬ 
same umfassen. Jeder Teil verband hatte an diesem Gesamt¬ 
recht einen Anteil, der natürlich scharf von dem Sonder¬ 
recht an den Ortsbezirkskabeln und Ortsbezirksdeichen zu 
scheiden ist. Der Samtverband konnte ganze Landschaften 
umfassen; hier äusserte sich das Gesamtrecht am Deich 
meist nur schwach in Gestalt eines landschaftlichen Aufsichts¬ 
und Gebrauchsrechtes. 7 ) Dagegen liegt kein Gesamtrecht an 

5 ) Vgl. z. B. Bd. I S. 113. Charakteristisch ist z. B. der Ausdruck 
bei der Gemeintnachung in dem Kirchspiel Gameren in Gelderland im 
Jahre 1520, dass der Deich als Kirchspielsdeich gehören soll zur „gemeecen 
erfftael' des Kirchspiels. Siehe Abschnitt III § 20 II. 2. 

«) Vgl. Bd. I S. 199 u. 219 ff. 

7 ) Hierher gehört insbesondere die Benutzung des Deiches oder 
der neben ihm liegenden zum Deich gehörigen Landstrecken als öffent¬ 
licher Weg. Vgl. Rüstringer Reehtssatzungen (v. Richthofen Rq. 
S. 122b .'5 : „Thet is ac londriucht. thet \vi Frisa hagon ene seburch to 
stiftande and to sterande, enr.o geldenc hop ther umbe al Frislond lith. 
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Deichen vor, wenn Deichverbände lediglich zu gegenseitiger 
BeihUlfe verpflichtet sind; 8 ) hier fehlt ein sachenrechtlicher 
Inhalt des Verbundenseins. 

4. Möglich war, dass ein grösserer landschaftlicher 
Verband, der sich selbst nicht als Deich verband darstellte, 
Rechte am Deich besass. Es konnten Aufsichtsrechte und 
Gebrauchsrechte sein. 9 ) 

IV. Kleinkabelrechte. Das Gesamtrecht der für 
sich dastehenden Deichverbände und der Teilverbände am 
Deich erfährt eine Schmälerung durch besondere Rechte, 
die dem Kleinkabelhalter als solchem zustehen. 
Eine verbreitete Vorstellung geht allerdings dahin, dass die 
Kleinkabeln nur für die Pflichten der Deichgenossen in 
Betracht kämen. Diese Vorstellung ist einseitig und irrig. 
Die verschiedenen Rechte, die dem Kleinkabelhalter als 
solchem an seiner Kabel zustehen, nennen wir Kleinkabel¬ 
rechte. Gemeinsam ist ihnen, dass sie meistens das Gesamt¬ 
recht des Deichverbandes nur nach der privatrechtlichen 
Seite hin schmälern. Auch hier wird von herrschaft¬ 
lichem Einfluss der Einfachheit halber zunächst ab¬ 
gesehen. 10 ) 

In erster Linie ist zu beachten, dass stetB dem 
einzelnen Kabelhalter ein Herrschaftsrecht an seiner 
Meinkabel zustand, das sich als GegenstückderKabel- 
last darstellt. ll ) 

Der einzelne Kabelhalter hatte ferner vielfach ein 
Sondernutzungsrecht an der Kabel als Grund¬ 
stück. Es konnte einen sehr verschiedenen Inhalt auf¬ 
weisen. Grenzen waren ihm durch vorbehaltene Nutzungen 

ther skil on wese allera ierdik iuin har oron. Ther thi salta se betha 
thes dis antes nachtes to swilith, ther skil thi utrosta anti inrosta thes 
wiges plichtig wesa tha streta thes wintres and thes sumures mit wegke 
(Pferd) and mith weine to farande, thet thi wein tha aron meta mugi*. 
Utrosta ist der Anwohner, inrosta der Binnenländer. 

8 ) Vgl. Bd. I S. 215, 224. 

•) Siehe Anm. 7. Der Deich steht unter Volksfrieden und Königs¬ 
bann. Siehe Küre 13 und das jüngere Schulzensrecht § 20 (v. Richt¬ 
hof e n Rq. S. 417). 

10 ) Siehe unten V. u. VI. 

H ) Dies wird stets übersehen. 
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der Gesamtheit oder durch die Zwecke des Deiches gesetzt. 
"Welche Nutzungen als zweckmässig angesehen wurden, war 
nach Zeit und Ort verschieden; oft waren sogar innerhalb 
des Deichverbandes die Ansichten geteilt! Die Ausübung 
mancher einzelnen Nutzungsbefugnisse war von einer aus¬ 
drücklichen Erlaubnis der Deichobrigkeit abhängig. So 
entstanden Ungleichheiten bei den einzelnen Kabelrechten. 
Das Sondernutzungsrecht und namentlich die von ihm ab¬ 
gespaltenen kleineren Nutzungsrechte wurden veräusserlich. 
Sie waren aber da, wo periodische Teilungen stattfanden, 
naturgemäss sehr zerbrechliche Rechte. Die wichtigsten 
Nutzungen, die den Inhalt des Sondernutzungsrechts ganz 
oder teilweise bilden konnten, waren folgende: Das Recht 
auf dem Deichschlag Bauwerke zu errichten und zu unter¬ 
halten, das Recht Bäume zu setzen und zu fällen, das 
Recht andere Pflanzen, insbesondere Gras zu ziehen und 
zu ernten, das Recht der Viehweide. 12 ) Verboten war viel¬ 
fach allgemein das Beweiden und das Bebauen. 13 ) Sehen 
wir uns die Sondernutzungsrechte an einigen Bei¬ 
spielen an. 

Am deutlichsten ist das Sondernutzungsrecht als Kabel¬ 
recht im Nordstrander Landrecht von 1572 (111, 21) an¬ 
erkannt. Hier lesen wir: 

„Es soll ein jeder alle seine eigene Deich 
mächtig sein zu gebrauchen und dieselbigenmachen 
lassen nach Notdurft des Landes wie sothanes ein 
Deichrecht mit bringt.“ 14 ) 

Und im Alten Lande wird im Jahre 1683 das Sonder- 
nutzungsrecht als Kabelrecht folgendermassen fesgestellt. ,5 ) 
Auf die Frage: 

„Ob des Teiches Eigenthümer nicht Macht habe seinen 
Teich und Teicherde zu bebauen und zu bepaten, zu ver- 

ls ) Vgl. Hackmann S. 350. 

,# ) Siehe aber oben S. 60 u. 61. 

u ) Vgl. auch Spadelandsrecht art. III, der aber streng genommen 
sich nur auf die Grasung im Späteland (siehe § 3) bezieht. 

lß ) Das interessante Erkenntnis ist gedruckt bei Hackmann 
S. 355. Ragt es auch völlig in die zweite Periode hinein, so glaube ich 
doch, eä auch für den Schluss der zweiten Periode in Anspruch nehmen 
zu dürfen. 
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heuren, zu benutzen und zu gebrauchen, so gut er konte?“ 
ergeht als Antwort der ganzen Seeburg: 

„Es hette ein jeder auff seinen Teich und Teich-erde 
Macht zu pflantzen und dieselbe zu benutzen, so gut er konte“. 

Man ging hier sogar eine Zeit lang so weit, dass die 
Ausübung des Kabelrechtes auf Errichtung und Haltung von 
Bauwerken nicht an obrigkeitliche Erlaubnis gebunden war. 16 ) 

Durch das erwähnte Erkenntnis sind wir näher über 
das Kabelrecht, das Bäume und Sträucher betrifft, unter¬ 
richtet. Es ist hier anerkannt, dass jeder Kabelhalter auf 
seinem Deichschlag Bäume und Sträucher pflanzen und sie 
wieder entfernen kann. Doch darf das Abhauen dem Deich 
nicht schädlich sein, so dass er seinem Zweck, Land und 
Leute zu schützen, entfremdet würde. Daher darf nur der 
eine oder der andere Baum, nicht aber gleich eine ganze 
Reihe von Bäumen gefällt werden. Die Fällung muss so 
geschehen, dass der Deich nicht „löcherich“ wird. Sind 
die Bäume von einem Dritten auf Grund einer Verheurung 
gepflanzt, 17 ) so kann nach Ablauf der Pachtzeit der Abnutzer 
die Pflanzen nicht wider Willen des Kabelhalters entfernen. 
Vielmehr hat dieser ihn nach der Bonität eines jeden Baumes 
zu entschädigen. Das Abschlagungsrecht steht nur dem 
Kabelhalter zu. 

Auch in den Niederlanden findet sich ein solches 
Sondernutzungsrecht der Kabelhalter. So wird ein Recht 
auf Senfsaat als Kabelrecht anerkannt in der Handveste 
des Herrn von Assendelft aus dem Jahre 1479: 18 ) 

„Voert heb’ ick myne Bueren gegunt, dat elck sal 
mögen winnen alsulck mostert-sat, als op syn selfs 
dyck wassen sal, ende dat thuys voeren, ende syn 
oirbaer dair mede doen, behoudelyck, dat niemant geen 
mostertsaet en sal mögen winnen dan opsyn eygenDyck“. 

16 ) Siehe das Erkenntnis von 1683, das auf das Referat Hack¬ 
manns erging und vom Tribunal zu Wismar bestätigt wurde, bei Hack¬ 
mann S. 351. Meines Erachtens freilich war das Erkenntnis ein Fehl¬ 
spruch. Mit Recht geht die D.-O. der Herzogtümer Bremen und Verden 
von 1692 Cap. XI § 3 gegen solche Rechtssprüche vor. 

17 ) Man wird bei dem Erkenntnis vornehmlich an eine Verheurung 
zu denken haben, da von dem „Abnutzer des Teichs“ die Rede ist. 

18 ) Handvesten für Assendelft S. 71. 
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Nach der Deichordnung für den Lekdeich beneden Dams 
von 1629 19 ) gab es ein Sondernutzungsrecht der einzelnen 
Kabelhalter auf Weide. 

Es wird hier nämlich vorgeschrieben (art. 28): „Item 
sal niemand met eenige beesten den dijk mögen 
weyden of doen beweyden dan een yegelyck 
syn selfs dyk mids den selven soo beheynende, dat 
daer door niemand schade en ly de“. 

Nach dem Deichrecht für Hasselt (a. 1676, art. 8) ist 
zwar das Beweiden des Deiches verboten, „maar sal een 
yeder der gedijkten sijn eijgen dijk mögen maijen, 
ende de vruchten daar van also genieten“. Daher kann 
jeder eine Hecke an seinen Deichschlag setzen. 20 ) 

Das Sondernutzungsrecht des Kabelhalters fliesst aus 
einem Gesamteigentum oder einem Gesamtnutzungsrecht. 
Es hat den Charakter eines genossenschaftlichen 
Sonderrechts des Kabelhalters an einer ihm mit 
gehörigen Sache. Wo ein Sondernutzungsrecht bestand, 
wird der einzelne Kabelhalter mit Vorliebe als „Teichs¬ 
eigener“ bezeichnet. 21 ) Dieser Ausdruck verdeutlicht seine 
eigentumsähnliche Herrschaft. Wirklicher Eigen¬ 
tümer der Kabel ist er nicht. Ebensowenig ist seine Herr¬ 
schaft an der Kabel etwa sein Anteil am Gesamteigentum. 
Das Gesamteigen steht vielmehr über seinem Sonder¬ 
nutzungsrecht, und sein Anteil am Gesamteigen, ebenso wie 
alle übrigen Anteile daran, ergreifen den Deich im Ganzen. 
Allerdings sind hier Ansätze vorhanden, die zu einem 
volleren Eigentum an der Einzelkabel führen können und 
wohl auch in dieser Periode schon partikulär geführt 
haben. 22 ) Begünstigt musste eine solche Entwicklung da 
werden, wo die Kabeln nach Grundstücksanschuss verteilt 
waren. Hier konnte sich der einzelne Kabelhalter bald als 
privatrechtlicher Eigentümer fühlen, wenn ihm ein weit- 

19 ) Groot Placcaetb. v. Utrecht II 116 art. XVIII. 

20 ) Siehe auch die Urkunde von 1382 in Ravestein (Chart. Ravestein 
Nr. 15); hier wird jedem erlaubt seine Kabel zu befrieden, offenbar zwecks 
Grasnutzung. Vgl. noch die bei Beekman S. 309 angeführte Stelle 
aus einem Deichrecht in den Ommelanden aus dem Jahre 1755. 

8I ) Siehe die oben im Text angegebenen Quellen. 

2a ) So in der Altendorfer Schauung. 
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gehendes Sondernutzungsrecht zustand. Ein Gesamtrecht 
äusserte sich dann stets in einer öffentlichen Oberaufsicht.' 8 ) 

Insoweit Sondernutzungsrechte fehlten oder nicht reichten, 
gab es einheitliche Gesamtnutzungsrechte am Deich, die aus 
Gesamteigentum 28 “) oder Gesamtnutzung fliessen konnten. 
Vielfach war dies in Bezug auf das Bebauen und das 
Beweiden der Pall. Die Gesamtheit war es dann, die den 
Deich an bestimmten Stellen zur Bebauung austhat. Die 
Gesamtheit hatte alsdann das Weiderecht. Das Weiderecht 
wurde in der Weise verwertet, dass zu bestimmten Zeiten 
der Deich im Ganzen zur Weide für die Deichgenossen 
offen stand; oder es wurden der Deich oder Teile des 
Deiches von der Gesamtheit zur Weide verpachtet* 4 ) 

Wie stand es mit den Sondernutzungsrechten und Sonder¬ 
eigen, wenn der Deich seines Zweckes als Schutzwehr ent¬ 
kleidet wurde? Ein doppeltes war möglich. Entweder 
verstärkten sich diese Sonderrechte befreit von Fesseln, 
die sie bislang gedrückt hatten, so dass sie, insoweit nicht 
andere gemeine Zwecke sich geltend machten, in freiere 
Rechte übergingen. Oder aber sie erloschen, und es trat, 
wenn von herrschaftlichem Einfluss abgesehen wird, das 
Gesamtrecht hervor. Ein Erlöschen rechtfertigte sich dann, 
wenn man davon ausging, dass die Sonderrechte nur als 
Äquivalente für die Deichunterhaltung anzusehen seien. 
Besonderheiten ergaben sich bei einer Vorbedeichung. Sehen 
wir von herrschaftlichen Massnahmen und Rechten ab, 28 ) so 
ist Folgendes zu beachten. Die Sonderrechte konnten durch 
Rechte der Vorbedeicher auf den Deich zerstört werden. 26 ) 
Wo solche Rechte fehlten, blieben die Sonderrechte entweder 

M ) Auch ein Anfall an die Gesamtheit bei Vorbedeichung (siehe 
unten) konnte in Frage kommen. 

2a *) Gesamteigentum ist deutlich anerkannt in dem Schaubrief für 
den Meerndeich art. X: „Also die geemene dijck ter ordinnantie van 
de gemeene geerftends behoefslagt is*. 

w ) Über Verpachtung 9iehe da9 Hammerbröker Deichrecht. Es 
wurden auch die Sietwenden und die Wegfährles in der Altendorfer 
Schauung verpachtet (Altendorfer Deichrecht XVI 14 ff. Siehe hierzu 
Hahn S. 24, 25). 

M ) Siehe unten V u. VI. 

M ) Siehe unten VII. 


Digitized by 


Go^ 'gle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



272 


Digitized by 


erhalten, oder sie wurden durch hervortretendes Gesamtrecht 
aufgezehrt. Etwas genauer sind wir bei dem System der 
Kabelverlegung unterrichtet. Es ist früher erwähnt worden , 27 ) 
dass in vielen Gebieten bei einer Vorbedeichung eine Ver¬ 
legung der „abgeteichten“ Kabeln in den neuen Seedeich 
stattfand. Nach dem Spadelandsrecht art. XI blieben nun 
die Sondemutzungsrechte der Kabelhalter an dem alten 
Seedeich, dem Schläfer, erhalten: „Es sollen diejenige, die 
im neuen Teich werden aussgemessen, ihren See-Teich oder 
Mittel-Teich vor Erbe behalten und des mächtig sein“. 
Allein diese Sondernutzungsrechte waren keineswegs frei 
geworden, da der Mitteldeich noch als Schutzwehr unter¬ 
halten werden musste. Nach dem Spadelandsrecht art. XX 
müssen die Mitteldeiche, wenn die Arbeit am Seedeich 
gethan ist, verhöhet und verbessert werden; es ist streng 
verboten sie als Ackerland zu benutzen oder gar abzutragen. 
Immerhin kann man sagen, dass der Schutzzweck bei den 
Mitteldeichen etwas verringert war und dem entsprechend 
die Sonderrechte erstarkten. Stellen wir uns nun aber 
weitere Vorbedeichungen vor, so muss schliesslich der 
Schutzzweck und damit die Unterhaltungslast aufgehört 
haben. Hier aber muss sich die vorhin angeregte Frage 
erheben, ob sich die Sonderrechte als freiere Rechte erhielten 
oder das Gesamtrecht der Kogeseigener in die Schranken 
trat, eine Frage, die nach dem Spadelandsrecht vielleicht 
im ersten Sinn zu beantworten ist. 28 ) 

V. Herrschaftliche Deichverbände. 

1. Besonderheiten ergaben sich infolge herrschaft¬ 
lichen Einflusses in herrschaftlichen Deich¬ 
verbänden, mochten es selbständige kleinere Deich¬ 
verbände, Teilverbände oder Samtverbände sein.* 9 ) Der 
Herr hat hier stets ein Herrschaftsrecht am Deich, es ist 
aber meist eingeschränkt durch genossenschaftliche Rechte 
und Rechte von Kabelhaltern. Die Herrschaft konnte Ober¬ 
aufsicht, Oberwaltung, ein mehr privatrechtliches Obereigen, 

27 ) Siehe oben Abschnitt 111 § 4 VIII. 

28 ) Vgl. den angeführten art. XI. 

w ) Ober herrschaftliche Verbände im Allgemeinen siehe Bd. I. 
S. 200, 201. 
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ein Obernutzungsrecht haben. Dem gegenüber erschienen 
die Gesamtrechte und Sonderrechte der genossenschaftlichen 
Verbände und Kleinkabelhalter als von der Herrschaft ab¬ 
geleitete Rechte. Vielfach äussern sich die Herrschaftsrechte 
nur in einem öffentlichrechtlichen Oberaufsichtsrecht, anders¬ 
wo erscheint der Herr auch als privatrechtlicher Obereigen¬ 
tümer. Dagegen sind die Gesamt- und Sonderrechte nur 
selten als Rechte an ganz fremden Sachen aufgefasst 
worden, 30 ) fast immer leuchtet der Gedanke durch, dass trotz 
allen Herrenrechtes der Deich auch den genossenschaftlichen 
Gesamtheiten und ihren Gliedern „zugehöre“. 

2. Bei den Vergabungen und der Erlaubnis zur 
Eindeichung, die von Herrschaften ausgingen, werden 
weitgehende Herrschaftsrechte an den Deichen den Mittels¬ 
personen und den Ansiedlern zugestanden. Andrerseits finden 
wir gerade hier auch mannigfache Vorbehalte. 

Zu erwähnen sind aus den Niederlanden folgende 
Eigentümlichkeiten: 

a) Vielfach bleibt dem Vergaber ein Anfalls- oder 
Heimfallsrecht Vorbehalten. Das bedeutet: Dem 
Vergaber soll allesRecht am Deich wieder zu¬ 
fallen, sobald der Deich aufhört See wehre im 
engsten Sinn zu sein. Die Mittelspersonen und die 
sonstigen Bedeicher erhalten hier nur rückfällige Herr¬ 
schaftsrechte übertragen. Ihre Rechte enden bei einer 
Vorbedeichung, nunmehr fallen die ehemals „nassen*, jetzt 
„trockenen“ Deiche dem Vergaber an. Daher heisst das 
Anfallsrecht auch das „Recht auf trockene Deiche“. 

Es findet sich in einer doppelten Gestalt. Einmal als 
Anfallsrecht ohne vorheriges Nutzungsrecht 
des Vergabers. Hier steht das Nutzungsrecht den 
Bedeichern zu und endet zusammen mit der Unterhaltungs¬ 
pflicht, sobald der Deich zum Schläfer degradiert wurde. 
Dies findet sich insbesondere in Voorne. In zahlreichen 
Vergabungsurkunden der Herrn von Voorne lesen wir, dass 
„alle die ettinge van den Uyter dijcken, sal volgen den 
gene, die dit Landt dijcken, alsoo lange alst een Zee weer 

80 ) Dies konnte der Fall sein bei herrschaftlichen Deichverbänden im 
engsten Sinn, die aber sehr selten anzunehm^n sind. Siehe Bd. I S. 252. 

J v. Gierke, Geschieht« des deutschen Deichrechts II. 18 
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is l ‘. 8l ) Und das ganze Heim fallsrecht wird am deutlichsten 
ausgedrlickt in der Vergabungsurkunde von 1475, 32 ) in der 
es heisst: „Of hier namaels gebeurde dat den v. Zeedijck 
by eeniger nieuwer Dijckagien drooge dijcken worden, soo 
souden dan den selven droogenDijck metten v.twee ende dartig 
roeden weder komen aen ons ende ons toebehooren“. 

Das Anfallsrecht begegnet auch mit einem 
bisherigen Nutzungsrecht des Vergabers. So 
behalten sich die Ambachtsherrn in Seeland die Grasetting 
schon beim nassen Deich vor. 33 ) 

Das Anfallsrecht ist rechtlich aufzufassen als der Aus¬ 
fluss eines herrschaftlichen Obereigentums. 
Dieses Obereigentum enthält öffentlichrechtliche und privat¬ 
rechtliche Elemente. Darum wird das Recht auf trockene 
Deiche auch den Herrlichkeitsrechten zugesellt 84 ) und ist in 
Seeland „Ambachtsgefolg“. 35 ) Den stärksten privatrecht¬ 
lichen Gehalt musste das Obereigentum bei der zweiten 
Ausgestaltung annehmen, hier wurde ein privatrechtlichea 
Eigentum der Bedeicher fast ganz zurlickgedrängt, und es 
ist Raum für die Auffassung, dass der Vergaber überhaupt 
stets der Eigentümer des Seedeichs ist. S6 ) 8T ) 

ll ) Vergabung für Oudehorn a. 1355, Privilegien für Voorne S. 224 ff. 
Daselbst weitere Vergabungen mit gleichem Inhalt. Siehe auch Beek- 
m a n S. 307. 

M ) Privilegien für Voorne S. 247. 

*•) Belege bei Beekman S. 308. 

u ) Vgl. namentlich das Oktroy für die Bedeichung der Zijpe im 
Jahre 1487, angeführt bei G. de Vries S. 241 Anm. f. Es wird hier 
dem Grafen von Egmont versprochen „die herlijcheid ende justicie aldaer 
hoghe, middel ende laege, met allen tienden, vronen, droghe dijcken 
ende andere prof'ijten daerinne vallende*. 

,5 ) Siehe die Citate bei Beekman S. 308. 

86 ) Man hat daher auch später in Seeland den Ambachtsherrn als 
Eigentümer der Seedeiche aufgefasst. Siehe G. de Vries S. 241 und 
Beekman a. a. 0. 

Ä7 ) Im Mittelalter darf man weder bei der Übertragung der Gras¬ 
etting an die Bedeicher diesen das Alleineigentum zusprechen und ein 
Eigentum der Herrschaft leugnen, noch bei einem Vorbehalt der Gras¬ 
etting seitens der Herrschaft ihr das Alleineigentum geben und jedes 
Eigentum der Bedeicher leugnen. Mit Unrecht wird daher von G. de 
Vries und ihm folgend von Beekman auf die Grasetting das einzige 
Gewicht bei der Eigentumsfrage gelegt. 
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b) Das Aufallsrecht gab dem Vergaber die Möglich¬ 
keit bei einer Vergabung zu einer Vorbedeichung den 
neuen Bedeichern die Deiche, die sie trocken legten, mit 
zu übertragen. Hiervon wurde auch Gebrauch gemacht. 
So werden z. B. bei der Vergabung von Naters in Voome 
im Jahre 1412 88 ) die »Mitteldeiche, die jetzt Seedeiche sind“, 
an die Mittelspersonen fortgegeben; in der Vergabungs¬ 
urkunde von 1479 für Heyndyck 39 ) wird dies als her¬ 
kömmlich in Voome erwähnt. 40 ) Allein die Vorbedeicher 
hatten da, wo herrschaftliches Anfallsrecht galt, kein 
Recht auf die trockenen Deiche. 41 ) Daher konnten die 
Vergaber auch die trockenen Deiche für sich behalten. 
Dies geschah häufig seitens der Ambachtsherm in Seeland 4 *) 
und findet sich auch in Voome. **) 

c) Handelte es sich nicht um eine Vergabung, sondern 
um eine herrschaftliche Erlaubnis der Eindeichung, so 
sind die Rechte der Bedeicher am Deich stärkerer Natur. 
Sie erhalten hier ein volleres Eigentum zugesichert und 
das Anfallsrecht wird nicht erwähnt. Hierher gehört es, 
wenn die Herrschaft bei der Erlaubniserteilung erklärt: 
„Voort scheeldewy ende onse nakomelinghe den buren al 
dien dijck ende dijcland quijt met goeden wille“. 44 ) 

VI. Landesherrliche Rechte. Den herrschaft¬ 
lichen Rechten entsprechen die landesherrlichen 
Rechte. Der Landesherr hat über den genossenschaft¬ 
lichen und kleineren herrschaftlichen Verbänden ein mehr 
oder weniger weitgehendes Herrschaftsrecht am Deich. 
Während in manchen freien Gegenden der landesherrliche 
Einfluss kaum zu spüren ist, hat der Landesherr in anderen 

**) Privilegien für Voome S. 233. 

M ) a. a. 0. Nr. 41. 

40 ) Siehe noch unten. 

41 ) Anders war es in Flandern, siehe unten VII. Vgl. G. d e V r i e e 
S. 248. 

41 ) Vgl. Beekman S. 308. 

4 *) Bei der Vergabung von 1475 (oben Anm. 32). 

u ) Siehe die bei G. deVries S. 246 u. 247 mitgeteilten Urkunden. 
Der Ausdruck kwijtschelden weist auf Eigentumsverzicht, auf Auflassung. 
Siehe G. d e V r i e s a. a. 0. und unten unter VI. Hier ist er im Sinn 
des Verzichte auf das Obereigen zu nehmen. Siehe noch unten Anm. 81. 

18* 
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Gebieten ein öffentlichrechtliches Oberaufsichtsrecht oder 
sogar ein Obereigentum am Deich, das starken privatrecht¬ 
lichen Gehalt aufwies. Am meisten entwickelte sich das 
Obereigentum des Landesherm an grössereren Deichen in 
Holland und in Westfriesland. Seine Stärke zeigt 
sich in zweierlei: 

1. In einem Anfallsrecht bei trockenen 
Deichen. Der Landesherr wusste ein solches Anfalls¬ 
recht nicht nur bei Deichen, die auf seine Vergabung zu- 
rtlckgingen, 45 ) sondern auch bei sonstigen Deichen zur 
Anwendung zu bringen. Solche Deiche werden vom Landes¬ 
herrn bei Vergabungen zur Eindeichung mit an die Bedeicher 
gegeben, 46 ) oder es wird ausdrücklich den Eignern der alten 
Deiche erlaubt, diese trotz der Vorbedeichung zu gebrauchen 
und zu behalten gleich ihrem anderen Gut. 47 ) Vor allem 
aber kommt das siegreiche Vordringen dieses landesherrlichen 
Anfallsrechts in der Handveste Philipps von Burgund von 
1452 48 ) zum Ausdruck. Hier verspricht der Graf für Holland 
und Westfriesland, dass er fürderhin keine alten Deiche 
mehr fortgeben und unbrauchbar machen lassen wolle, 
sondern dass sie als „Schläfer* liegen bleiben sollen zur 
Beschirmung des Landes. Hieraus folgt mittelbar das landes¬ 
herrliche Anfallsrecht. 

2. Das Obereigentum setzt sich auch vielfach durch 
als ein landesherrliches Weidenutzungsrecht am 
nassen Deich. Dies war insbesondere dann leichter 
der Fall, wenn der Deich als Gesamtweide behandelt und 
keine Sonderweidenutzungsrechte von Kleinkabelhaltern sich 
bildeten. Solche Weiderechte vergab der Landesherr an 
Kirchen und auch an Bauernschaften. 49 ) Auch wurde die 

«) Vgl.Mieria IV 156 (a. 1410), 197 (a. 1412). Hierzu Beek man S. 308. 

4# ) Vgl. G. de Vries S. 248, 249. Die Annahme, dass die Deich- 
ettung bereits dem Grafen zustand, iet m. E. nicht nötig. Vgl. auch die 
Urkunde betreffs Bedeichung des Polders Burghorn von 1466 (bei Beek- 
m a n S. 307). 

47 ) M i e r i s III 787 (a. 1403), zu dieser Urhunde siehe G. d e V r i o s 
S. 246. Beekman S. 307. 

48 ) Groot Utrechts Placaetb. II, 7. 

«) Vgl. G. d e V r i e s S. 242 ff. z. T. handelt es sich aber nur um 
Zusicherungen bestehender Weiderechte. 
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landesherrliche Weide an den Deichgrafen verpachtet, der 
später vielleicht durch Kapitalisierung der Pachtsumme 60 ) 
oder unrechtmässig 60 *) ein ständiges unentgeltliches Weide¬ 
recht erlangte. Diese Weiderechte mussten im Zweifel sich 
auch auf den trockenen Deich beziehen, da sie nicht als 
Äquivalente für die Deichunterhaltung in Betracht kamen. 
Daher hatte die Zusicherung des bisherigen Genusses des 
Deiches 61 ) die praktische Bedeutung, dass man hierdurch 
nicht bloss vor der Inanspruchnahme eines sofortigen landes¬ 
herrlichen Weidenutzungsrechtes, sondern auch vor dem 
landesherrlichen Anfallsrecht sicher war. 

Das Obereigentum des Landesherrn, das sich in dem 
Anfallsrecht und der Weidenutzung äusserte, musste, ebenso 
wie in den herrschaftlichen Verbänden, ein privatrechtliches 
Eigentum der Genossenschaften und Kabelhalter so gut wie 
ganz zurückdrängen. Beide mit einander verbundenen 
Rechte übernahm der Landesherr offenbar aus den herrschaft¬ 
lichen und landesherrlichen Vergabungen zur Eindeichung 6 *) 
und benutzte sie als Hebel, um sich die wertvollsten privat¬ 
rechtlichen Elemente des alten genossenschaftlichen Gesamt¬ 
rechts zu verschaffen. Der Boden ist bereitet für die Auf¬ 
fassung, dass dem Landesherrn das Alleineigentum am Deich 
zusteht. Durchaus verfehlt ist es aber, hierin den ursprüng¬ 
lichen Rechtszustand in Holland und Westfriesland zu 
erblicken! 63 ) Vergebens beruft man sich auf die Verordnung 
von 1452 und auf Vergabungen von trockenen Deichen bei 

w ) Vgl. G.de VrieaS. 243. 

M ») Man muss auch an nicht gerechtfertigte Unterlassung der Zahlung 
der Pachtsumme denken. In der Altendorfer Schauung gerieten Ver¬ 
pachtungen des Wegfall reis allmählich in Vergessenheit. Die Pächter 
betrachteten sich als Eigentümer. Siehe Hahn S. 25. 

st ) Solche Zusicherungen ergeben Mieris IV 818 (a. 1415), 
Privilegien für Westzaan und Crommenij S. 22 (a. 1397). 

H ) Siehe oben unter IV. 

M ) So lehrt G. d e V r i e s S. 240: .In het Noorderquartier behoorde 
oorsponkelijk, zooveer dit is na te gaan, de eigendom van den dijk aan 
den landsheer, dat is aan den Graaf of aan de eigenaars der heerlijkheden*. 
Und B e e k m a n verschärft dies in einer Hinsicht noch, indem er S. 306 
schreibt: „ln Holland behoorden de groote dijken oorsp. den Landheer toe“. 
Sind denn die Landesherrn mit den Deichen oder den grossen Deichen 
auf die Welt gekommen? 
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Vorbedeichungen und Abdämmungen im 15. Jahrhundert. 
Es handelt sich hier um trockene Deiche, um Rechte, die 
ein früheres Eigen anderer nicht ausschliessen, zudem ge¬ 
hören sie ins 15. Jahrhundert. Vergebens weist man ferner 
auf die Weidenutzungsrechte von Kirchen, Deichgrafen und 
Bauern hin, die aus den Händen der Grafen gekommen 
seien; denn ganz abgesehen davon, dass es sich viel¬ 
fach um Zusicherungen bisherigen Weidegenusses han¬ 
delt, 84 ) folgt aus einem Weidenutzungsrecht noch kein 
Alleineigentum und die Frage, ob nicht ein Eingriff von 
oben vorliegt, wird nicht geprüft. Ganz und gar nicht 
beweiskräftig ist es schliesslich, wenn darauf verwiesen 
wird, 65 ) dass der Graf so oft von „seinen“, von „unseren“ 
Deichen spreche, oder dass vom „Eigentum“ des Grafen die 
Rede sei. Dies schliesst keineswegs aus, dass andere neben 
und unter ihm ein Eigentum an dem Deich besitzen. Eben¬ 
so oft wird in Holland und Westfriesland von den Deichen 
der Ambachtsleute, der Werderleute, den Deichen des 
Kabelhalters geredet. Man vergleiche z. B. die Verordnung 
von 1314 für den Groote Waard, 56 ) in dem weitgehender 
landesherrlicher Einfluss vorhanden war; hier sagt der Graf: 
„Voort, die voirsz. luden (d. h. den Einwohner in dem Grooten 
Woord) die broken van onsen banne van haeren dyken 
hebben wy hem wtgeshet tot vyf schellinge“ und der 
Graf redet davon, dass „onse Rechter hare dyken schuldich 
syn te schouwen.“ In der Handveste für den Krimpen- 
rewaard von 1287 67 ) spricht der Graf zwar von „omnes aggeres 
ad nos spectantes“, aber die Kabel des einzelnen Kabel¬ 
halters wird als „agger suus“ bezeichnet. In der Handveste 
für Drechterland aus dem Jahre 1397 58 ) sagt der Graf ,onse 
goede luyden van Drechterland . . . van haeren Winckel 
dijcke.“ In der Handveste für die Hoogwouderambacht von 
1401 59 ) erwähnt der Graf „onse goede luyden van H. Ambacht 
ho er dijck.“ Eine unbefangene Betrachtung gerade der 

M ) Siehe oben Anm. 49 und 51. 

K ) G. d e V r i e 8 S. 242; ihm folgt Beekman a. a. 0. 

68 ) M i e r i s II 139. 

° 7 ) Bergh II 611. 

M ) M i e r i s III 480. 

59 ) M i e r i s III 756. 
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Westfriesischen deichrechtlichen Entwicklung muss zu dem 
Ergebnis kommen, dass hier zunächst der Schwerpunkt des 
Eigentums am Deich bei den Ambachten lag und dem 
Grafen höchstens ein sehr schwaches Oberreigen zukam. 
Belehrend ist vor allem das westfriesische Landrecht von 
1299, das den Westfriesen bald nach ihrer Unterwerfung 
gegeben wurde. Hier lesen wir: „ Wair dat eenigemeente 
eenen dijckhebbenligghende, dien sullen sy selve be- 
scouven mit hären scoute ende mit hären scepene, alsoe 
dicke als het doen is u . 60 ) Natürlich liegt hier der Schwer¬ 
punkt darauf, dass die Schauung den Dörfern zustehen soll. 
Allein der Eingang der Stelle deutet unzweifelhaft auf ein 
starkes Gesamteigen der Gemeinden. 01 ) Erst im Laufe der 
Zeit, als die Grafen von Holland ihre weitgehende FUrsorge- 
tätigkeit in der Deichverwaltung Westfrieslands entfalteten, 
ist es anders gekommen, obschon auch in späterer Zeit man 
der damaligen rechtlichen Auffassung am nächsten kommt, 
wenn man nur von einem starken Obereigen der 
Grafen spricht. 6 *) 6 ') 

«°) Bergh II 1098. 

6l ) Siehe auch Bergh II 876 (a. 1294); hier schenkten die Ein¬ 
gesessenen der Hoogwouderambacht an den Grafen das Land Harkenkach 
in Dankbarkeit für dessen Unterstützung bei der Herstellung der Deiche 
„terram nostram reaggeratam , . . cognoscentes“. 

fli ) Man beachte z. B. auch, dass in der Grooten Waard die „ Avelinge“ 
am Deich (siehe über diese § 3) von den Heemraden verheuert werden 
„van des raeenslands wege n“. Siehe M i e r i s II 499 (a. 1330). 
Man achte ferner auf die keineswegs bedeutungslosen Ausdrücke, die 
vom Kabelhalter als Eigener des Deichs oder als dominus aggeris usw. 
gebraucht werden. — Die Weisung von 1306 (M i e r i s II 61), auf die sich 
Beekman S. 306 stützt, ergibt übrigens nur die Zuweisung einer ganz 
bestimmten Deichstrecke an den Grafen. 

68 ) Ob sich landesherrliches Anfalisrecht und Weiderecht in Holland 
und Westfriesland wirklich allgemein durchgesetzt haben, ist über¬ 
haupt sehr zweifelhaft. Sicher galt es nur bei grösseren Deichen. 
Vgl. auch unten unter VI. Sicher hatte ferner der Landesherr diese 
Rechte nicht auf der Insel Texel. Dies folgt unabweisbar aus dem 
Streit, der hier im Jahre 1483 anlässlich einer Vorbedeichung entstand, 
und über den G. deVries S. 206 ft. ausführlich berichtet. Das Oktroy 
hatte den Bedeichern allerdings die „ettingen von de droge en natte 
dijken“ verliehen, aber die bisherigen Besitzer des alten Deiches und 
nicht der Landesherr hatten das Weiderecht an ihm. Und die Bedeicher 
beanspruchen die Weide an ihm keineswegs deshalb, weil sie ihnen 
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VII. Rechte der Vorbedeicher. Wir haben 
früher das Recht der Vorbedeicher, die Dijkvelling, 
in der Gestalt kennen gelernt, dass sie eine Kabelverlegung 
(Überstuhlung) beanspruchen konnten. 64 ) Die Dijkvelling 
findet sich aber noch in zwei anderen Formen; von diesen 
gehört streng genommen nur eine in eine Betrachtung der 
„Rechte an den Deichen“, doch schliessen wir eine Dar¬ 
stellung der zweiten Art an und sehen uns dann das Ver¬ 
hältnis aller drei Arten zu einander an. 

1. Die Dijkvelling begegnet als das Recht der Vor¬ 
bedeicher aufdie Weide (etting) destrockenen 
Deichs. Man mag sie so auch einfach als ein Recht auf 
das Eigentum des trockenen Deichs aufgefasst haben. 
Ursprünglich fällt das Weiderecht oder Eigentum wahr¬ 
scheinlich den Vorbedeichern von Rechtswegen an, 
später fasste man diese Dijkvelling mehr als einen Anspruch 
auf Übertragung des Weiderechts oder Eigentums auf. Am 
deutlichsten kann man diese Ausgestaltung der Dijkvelling 
aus einer Erklärung der Bürgermeister und Schöffen der 
Stadt Neusen vom Jahre 1645 65 ) erkennen, in der es heisst: 
„Alhier van outsher gecostumeert is, dat, wanner 
schorren of drijvende slikken jegens andere gelegen beverst 
en bedykt werden, tot vergelt van dyckveijlinge genieten 
de dyckettinge van den dyk bevrydende van de zee“. 
Zweifellos war diese Dijkvelling in Flandern gebräuchlich. 66 ) 

2. Die Dijkvelling findet sich auch als Anspruch 
der Vorbedeicher auf einen einmaligen Geldbeitrag für 
den neuen Deich gegen die Unterhaltspflichtigen des trockenen 


vom Landesherrn verliehen sei, sondern weil sie nach dem Gewohnheits¬ 
recht von Texel den Vorbedeichern gehöre. Letzteres wird auch vom 
Hohen Rat von Mecheln 1533 anerkannt (siehe unten VI). — Vgl. ferner 
die Vorbedeichung des Huigendeichs im Jahre 1635 (G. d e V r i e s S. 215); 
auch hier stand, wie wohl aus der Darstellung von G. de Vriee zu 
folgern ist, das Weiderecht den alten Besitzern zu. — Nach Beekman 
S. 307 besass Rijnland in der Zeit der Republik den Spaamdammer 
Seedeich zu nutzbarem Eigentum. 
e+ ) Siehe Abschnitt III § 4, VIII. 

65 ) Angeführt bei G. d e V r i e s S. 207 Anni. j. 

6Ö ) Vgl. G. de Vries S. 207 ft. Beekman S. 524. Verheije 
van Gitters a. a. 0. 
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Deichs. So begegnet sie uns zweifellos im Norderquartier 
im 16. Jahrhundert, stiess hier allerdings teilweise auf 
Widerstand. 6T ) 

3. Das Recht auf den alten Deich und einen Anspruch 
auf Geldbeiträge sehen wir bei Eindeichungen auf Texel 
als Gewohnheitsrecht vom höchsten Gericht im 16. und im 
17. Jahrhundert anerkannt. 68 ) Auch in Flandern ist eine 
solche Verbindung offenbar anzunehmen, denn man sprac 
hier von Dijkvelling „betalen“. 69 ) Dagegen zeigt sich nicht 
die Form der Kabelverlegung und des Rechtes auf den 
alten Deich kombiniert. 

4. Fragen wir nach dem Alter der drei Arten der 
Dijkvelling und ihrem gegenseitigen historischen 
Verhältnis, so müssen wir zunächst zwei Ansichten aus 
der älteren niederländischen Literatur ablehnen. Für Flandern 
hat man 70 ) sich das System der Geldbeiträge als das ältere 
vorgestellt und zwar in der Weise, daß die Beiträge die 
alten trockenen Deiche belasten; späterhin habe man die so 
beschwerten Deiche zu Gunsten der Vorbedeicher fahren 
lassen, und somit sei die Art der Dijkvelling, die in keinem 
Geldbeitrag bestand, die herrschende geworden. Sehen wir 
ganz von der Geschraubtheit dieser Meinung ab, so muß 
sie notgedrungen an der rechtshistorischen Erwägung scheitern, 
daß unmöglich die Form der Geldbeiträge älter sein kann als 
die einfache Form des Anfalles des Deiches für sich. 71 ) Eine 
andere Meinung 72 ) ging dahin, daß ursprünglich dieBedeicher 
das Recht gehabt hätten den alten Deich „met mannenkracht“ 

• 7 ) Es handelt sich um die Überdeichung der Ziipe. 8iehe hierüber 
G. d e V r i e s S. 210. Auch Flandern ist wohl hierher zu rechnen; siehe 
unten 3. 

® 3 ) Der Hohe Rat von Mecheln erkannte im Jahre 1533 an, dass es 
ein Gewohnheitsrecht auf Texel sei, dass die etting den Vorbedeichern 
gehöre; es wurden ferner die Besitzer des alten Deiches verurteilt Geld¬ 
beiträge zu leisten. Vgl. hierzu G. de V ries S. 2U7 f. 

*•) Belege hierfür bei Beekman S. 524. 

7# ) Siehe den Aufsatz von Josias Paulus hinter der Abhandlung von 
Verheije van Citters „Over het Recht van Dijkvelling“ a. a. 0. 

71 ) Es genügt nicht, die erwähnte Ansicht nur aus dem Grunde 
zurückzuweisen, weil sie die dijkvelling zu eng fasse. So G. d e V r ie s 
S. 207 Anm. *f\ 

71 ) Sie vertrat Verheije van Citters a. a. 0. 
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bei einer Neubedeichung dahin zu bringen, wo sie den 
neuen legen wollten. Als später solche Vernichtung alter 
Deiche durch Philipp im Jahre 1452 verboten worden sei, 
habe mandenVorbedeichern anstelle derSubstanz desDeiches 
das Recht auf einen Geldbeitrag von den früheren Deich¬ 
haltern gegeben. Mit Recht hat G. de Vries dies filr unzu¬ 
treffend erklärt und Beekman ist ihm gefolgt. Die 
Vorstellung der wirklichen Fällung des Deiches zum Zweck 
der Neubedeichung ist unhaltbar und die Hereinziehung der 
Handveste Philipps verfehlt. 78 ) 74 ) 

Meiner Meinung nach ist davon auszugehen, dass die 
beiden ältesten Formen der Dijkvelling die Form der 
Kabelverlegung und die Form des Anfalles des 
alten Deiches sind. Man kann sich entscheidend auf ihren 
rein natural wirtschaftlichen Charakter berufen. 
Sie finden sich, wie gesagt, nicht vereinigt. Vielmehr gehört 
das System des Anfalles des trockenen Deiches in der 
Hauptsache zunächst nach Flandern. Aber es diente der 
Schaffung des herrschaftlichen Anfallsrechts offenbar als 
Vorbild. Die Form der Kabel Verlegung gehört nach Holland 
und Schleswig. Die jüngere Art der Dijkvelling ist 
darum die Form der Geldbeiträge. Sie ist -meines Er¬ 
achtens aufgekommen als Ergänzung und Ersatz des 
einfachen Anfallsrechts und als Ersatz für die Kabel¬ 
verlegung. 

5. Anfallsrecht der Bedeicher und Geldbeiträge lassen 
sich in dieser Periode n u r in den Niederlanden nachweisen. 
Es war aber näher auf sie einzugehen, da wir beide später 
in Deutschland aufgenommen haben. 

VIII. Übertragung von Rechten an Deichen. 
Selten ist eine selbständige Übertragung bestehender Rechte 
an Deichen auf Dritte. Regelmässig geht das Recht am 
Deich als Zubehör des Rechtes am deichpflichtigen Land 
mit diesem auf einen Dritten Uber. So werden Länder, Am- 
bachten, Herrschaften zusammen mit den Herrschaftsrechten 


73 ) 1> o e k m a n S. 525. 

74 ) Weder G. de Vries noch Beekman nehmen aber zu der 
Frage der historischen Entwicklung Stellung. 
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an den Deichen übertragen 76 ). So geht bei einer Ver- 
äusserung deichpflichtiger Grundstücke mit der Deichlast 
das Sondernutzungsrecht, das eigentumsähnliche Recht des 
Kleinkabelhalters nebst seinem Anteil am Gesamtrecht auf 
den Erwerber über 76 ). Die selbständige Übertragung 
von Rechten am Deich zeigt sich beim trockenen Deich, 
sie begegnet beim nassen Deich, insbesondere in Bezug 
auf Schauungen, Sondernutzungsrechte, 77 ) genossenschaft¬ 
liche und landesherrliche Weiderechte 78 ). Sie findet sich 
ferner bei kleinen Binnendeichen, insbesondere Kaden, 
Kadeichen 79 ), die längs Wassergängen aufgeworfen sind. 
Ein höchst interessantes Beispiel für die Veräusserung einer 
solchen Kade gibt uns eine Urkunde aus dem Jahre 1532 80 ), 
in welcher der Konvent von St. Katryne an die Waterschap 
Bijleveld eine Kade verkauft. Die Verkäufer erklären, dass 
sie den opstal verkauft, das Geld erhalten haben und „be- 
dancken dat gemeen lant der betalinge“. Sie verzichten auf 
alles Recht an der Kade 81 ) und sagen schliesslich: „Alsoe dat 
wy . . . voerder gheen recht noch toeseggen an en hebben 
noch behoeden ende sullen daervan onterfft ontguet ende 
ontrechticht wesen. Ende dat gemeene lant sal daer van 

7S ) Vgl. z. B. Bergh I 269 (a. 1220) der Herr von Voorno schenkt 
an die Abtei Does „Middelant cum omnibus pertinentiis suis, videlicet 
moor, diko, et utdiko ... in proprietatem liberam ... perpetuo possidendam“ 
Bergh I 400 (a. 1243): „terram . . cum aggeribus, damnis, utilitatibus*. 
Bergh II 300 (a. 1275). Wir finden auch Abspaltungen von Schauungen 
bei Übertragungen von einigen Grundstücken. Vgl. die Bd. I Einl. 
§ 4a Anm. 191 erwähnte Urkunde von 1310 und Hasse III, 549 
(a. 1325). 

7e ) Die Rechtsausdrücke, welche die Zusammengehörigkeit von 
Land und Deich betonen, beziehen sich aber auf Land und Deichlast. 
Siehe oben Abschnitt III § 8,1. 

77 ) Siehe oben S. 268. 

7S ) Siehe oben S. 271 und S. 276. 

79 ) Siehe über diese Ausdrücke B e e k m a n unter den betreffenden 
Worten. Auch „opstal* bedeutet in Bijleveld nicht bloss den Grund 
und Boden für eine Kade, sondern auch die Kade selbst. Siehe die 
Belege bei Bookman S. 1254. 

.“) Pabst „Bijleveld“ Nr. XXII. 

81 ) Der Ausdruck „kwijtschelden* bezieht sich hier nicht auf den 
Eigentums% r erzicht (siehe oben Anm. 44), sondern auf die Bezahlung. — Die 
Unterhaltungspflicht fällt übrigens mit an die Waterechap. 
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geerft geguet ende gerechticht wesen ende blyven. Noch 
soe bekennen wy dat wy geloeft hebben . . . dat gemeen 
lant desen opstal te leveren, te waren, te vryen voer een 
guet vry eyghen goet nae allen erfcoep recht. Voert alle 
voerkommen ende voerplichten off te doen nae landrecht“. 
Wie man sieht, vollzieht sich die Übertragung des Deiches 
genau in den Formen der Grundstücksübertragung: 
Auflassung, Übergabe, offenbar auch gerichtliche Form 8 *). 

§ 3. 

Das Recht auf Deicherde 

I. Grundlagen. Im Deichrecht hat sich im Laufe 
der Zeit eine reiche FUlle von Rechtssätzen über die Ent¬ 
nahme vonDeicherde 1 ) (aardhaling) ausgebildet. Dies 
war vor allem im späteren Mittelalter bei der Kleinkabel- 
deichung der Fall. Man sprach von einem Recht, 
Deicherde zu holen (recht van aardhaling) und 
verstand darunter das Recht des Deichpflichtigen, insbesondere 
des einzelnen Kabelhalters auf Deicherde, aber auch das 
Recht der Deichbeamten Deicherde zuzuweisen. 

Der Ausdruck Deicherde umfasst sowohl die Füllerde, 
wie die Soden, welche zur Deckung des Deiches dienen 
und als „Liecksoden“ bezeichnet werden*). Die Deicherde 
fällt auch unter den niederländischen Ausdruck „dyckwerk“ 
oder „werk“ 3 ). 

Bei den Rechtssätzen Uber die Entnahme von 
Deicherde handelte es sich vornehmlich um drei Punkte: 

83 ) Siehe noch die Urkunde von 1594, die G. de Vries S. 247 
Anm. * anführt. In ihr wird ein Mühlendeich verkauft an die Kirche 
von Medemhlick. Die Verkäufer erklären, dass sie ihn „overdragen en 
kwijtschelden . . . vertiende mits deeäen alsulcke eygendomme“. 

*) Über deutsches Recht im allgemeinen vgl. Hackmann VI 
Nr. 83 ff. Über niederländisches Recht im Norderquartier siehe G. de 
Vries S. 225 ff., über niederländisches Recht überhaupt grundsätzlich 
H. Grotius, Inleydinge B.Il Dl.32 § o, ausführlich mit zahlreichen Quellen¬ 
auszügen Beekmau S. 37 11., über die Entwicklung in dem Swijndrecht- 
sehen Waard und neueres niederländisches Recht siehe Nibbelink 
S. XIX ff. 

2 ) Siehe Hackmann S. 311, G. de Vries S. 229. 

•) Vgl. Beekman unter diesen Ausdrücken. 
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1. Die Bestimmung des Späteortes d. h. des 
Platzes, an dem die Deicherde entnommen werden sollte 
und konnte. 

2. Die deichrechtliche Entscheidung, ob die Deicherde 
bezahlt werden musste, bejahenden Falls die Aufstellung 
von Grundsätzen, nach denen sich diese Vergütung zu 
richten hatte. Die Vergütung nennen wir Spätegeld. 

3. Die Festsetzung über Form und Umfang der 
Erdentnahme (die Spätehandlung). 

II. Der Späteort. Es liegt in der Natur der Sache, 
daß man im allgemeinen bei der Bestimmung des Späteortes 
sich von zwei Gesichtspunkten leiten liess. Einmal war 
das Streben natürlich, ihn in die Nähe des Deiches zu 
verlegen, und sodann musste man danach trachten ihn so zu 
wählen, dass wenig Schaden durch das Graben angerichtet 
wurde. In den Niederlanden wird dies teilweise bereits in 
dieser Periode in die Formel gekleidet, dass die Erde geholt 
werden müsse „ter naester läge en minster 
schade“ 4 ). In dieser Zuspitzung hat aber der Grund¬ 
satz nicht allgemein gegolten, und man darf rechtshistorisch 
nicht einfach von ihm ausgehn 5 ). Vielmehr liegt allgemein 
die Sache nur so, daß die Nähe und die Schadenstiftung 
bei der Bestimmung des Späteortes in Rechnung gezogen 
worden sind, im einzelnen aber in verschiedener Weise. 

Eine besondere Stellung nahmen die besonderen Vor¬ 
schriften über einen Abstandsraum längs desDeiches 
ein. Wir nennen ihn dem friesischen Recht entsprechend 
„des D eiches Halt“. Von ihm wird zunächst die Rede 
sein 6 ). Der Schwerpunkt der Darstellung liegt auf der Klein- 
kabeldeichung. 

4 ) Siehe unten. 

B ) Abweichend G. de Vries a. a. 0. Beekman a. a. 0* Siehe auch 
H. Grotius a. a. 0. Bei der niederländischen Gesetzgebung im 19. Jahr¬ 
hundert wurde zunächst die Formel aufgestellt, dass die Deichkollegien 
das Recht hätten, die Erde zu holen „ter naester läge en minster schade“. 
Infolge der vielen Bedenken, die dagegen geltend gemacht wurden, 
setzte man hinzu: „In acht nemende de bijzondere verordeningen 
daaromtrent bij de bestaande of nader te maken keuren of regiementen 
vastgesteld of vast te stellen“. Siehe hierüber ausführlich Nibbelink 
a. a. 0. 

fl ) Unter III. 
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III. Des Deiches Halt. 

1. Unter „des Deiches Halt“ verstehen wir den Ab¬ 
standsraum vom Deich oder Deichzubehör, der zur Siche¬ 
rung desDeiches undseines Zubehörs dienen, 
und bei einer regelrech tenEntnahme von Deich¬ 
erde aus dem Vorlande oder Binnenlande unberührt 
bleiben soll. Es gibt danach einen inneren und einen 
äusseren Halt des Deiches. Für die Frage, ob ausnahms¬ 
weise in ihnen gegraben werden darf, kann jeder für sich 
gesondert in Betracht kommen. Das Deichzubehör, das bei 
des Deiches Halt vielfach eine Rolle spielt, ist der Rhyn- 
schlot d. h. der Wassergraben, der längs des Deiches sich 
hinzieht 7 ). 

2. Das älteste Zeugnis über Schaffung und Benennung 
eines solchen Abstandsraums gewährt das jüngere Schulzen¬ 
recht des westerlauwerschen Frieslands § 15: 8 ) 

„Dat is riucht, dat to der bannena seeburch een vei 
gaen schil XXVI fota breed, ende binna dae wei schil 
wessa dis dyckes hilde tria ende sexstich fota, 
ief ma bim deer mei halda mei ief ma naet mei so selma 
deer toe habba oer LX1II fota toe dikes hilde*. 

Diese Stelle ist so zu verstehen, dass binnen längs des 
Deiches ein Weg gehen, und zwischen ihm und dem Deich 
ein Raum von 63 oder 126 Fuss frei gelassen werden soll. 
Dass dieser Raum grundsätzlich zur Entnahme von Deich¬ 
erde nicht dienen durfte, beweist der folgende § 20: 

„Hwaso des dikes helde delt iefta dyckt iefta mit spada 
greeft, iefta mit ploge eerth, iefta mit vaine wr wint, dat 
schel hi beta mit koninges ban mit twam pondem ende da 
schelta mit twam Schillingen“. Des Deiches Halt darf also 
nicht zum Graben, zum Pflügen, zum Befahren benutzt 
werden. Es ist daher v. R i c h t h o f e n 9 ) beizustimmen, der 
des Deiches Halt als einen Raum bezeichnet, „der inner¬ 
halb des Deiches liegen blieb, um dem Deich grösseren 
Halt zu gewähren und ihn im Notfall daraus zu verstärken“. 
Hinzuzufügen ist noch, dass ersichtlich das Bepflanzen des 

7 ) Der Graben kann auf der Aussenseite oder Binnenseite sein. 

8 ) v. Richthofen Rq. S. 418. 

9 ) v. Richthofen „Wörterbuch“ S. 804 zu helde, hilde, hielde sub 3. 
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Raumes nicht verboten also erlaubt ist, warum, werden wir 
später sehen. Abzulehnen ist die Meinung, dass des „dikes 
hilde* die Neigung des Deiches (declivitas aggeris) be¬ 
deute, 10 ) denn es gibt keinen vernünftigen Sinn, daß die 
Neigung des Deiches zunächst 63 Fuß lang sein soll, und, 
falls dies nicht ausreicht, gleich weitere 63 Fuß; im übrigen 
findet eine Messung der Neigung des Deiches in der älteren 
Zeit nicht statt, sondern es wird die Breite des Grundschlages 
und die Breite auf derDeichkappe bestimmt 11 ). Unverständlich 
wäre weiter, warum § 20 gerade das Graben und Pflügen 
auf der Neigung des Deiches verbietet und nicht auf dem 
ganzen Deich. Abzulehnen ist ferner die Meinung, 12 ) die 
unter des Deiches Halt sowohl den Abstandsraum in unserem 
Sinn aber auch den Grund und Boden, auf dem der Deich 
ruht, versteht. Denn was soll es für einen Sinn haben, daß 
verboten wird, den Grund, auf dem der Deich ruht, aufzugraben, 
zu pflügen, mit Wagen zu befahren? 

Des Deiches Halt im westerlauwerschen Friesland 
befindetet sich auf der Binnenseite; er ist ein innerer 
Halt. Auch andere spätere Quellen kennen nur einen solchen. 

Interessant ist vor allem das alte ostfriesische Deichrecht 
wegen der Größe des Raumes, die es in § 18 vorschreibt. 
Wir lesen hier: „Ock is van Prälaten, Hövetlingen und der 
gantzen Gemeine geordinert, belevet und angenommen, dat 
nemandt Erde und Soeden sali graven under den Dyck 
neger als 200Voete“. Die Zweifel, ob hier vom Binnen¬ 
lande die Rede ist, werden durch das Referat über die 
Deichordnung Ennos II. von 1539 (§ 4) beseitigt, indem es 
hier ausdrücklich heißt „dat nemandt neger under den Dyck 
binnen graven edder Soden spitten solde up twee hundert 
Yoete na“. 

In anderen Gegenden ist umgekehrt ein „Halt des 
Deiches“ nur im Aussenland vorgeschrieben. So ist 
es z. B. im Lande Wursten altes Recht, dass im Aussen¬ 
land 30 Schuh vom Deich abzubleiben ist; der Raum 

10 ) So Haan Hettema „Idioticon Frisicon" unter helde. 

u ) Vgl. Handveste für Assendelft von 1688 (Privilegien S. 144). 

12 ) Sie wird von Beekman S. 491 vertreten. Der von ihm heran¬ 
gezogene Deichbrief für Erkemede von 1846 passt dafür nicht. Siehe 
unten Anm. 17. 
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wird der Brand genannt 18 ). Im Alten Land soll regelmässig 
nicht näher als 12 Ruten Aussendeichs gegraben werden u ). 
Aus den Niederlanden erwähne ich z. B. das alte Deichrecht 
für Humsterland § 11 15 ): „Weeso deleth by den dycken 
binnen veer ende twintich voeten oppe den uterdyke, 
de gheve twe pondt to boete en twe to frethe“. Belehrend 
ist ferner das Deichrecht für Erkemede von 1356, 16 ) da 
wir hier einen Einblick in die Grössenverhältnisse des 
Deiches erhalten. Es heisst hier: „Dat men tot dien diecke 
hebben sal vier roden lands, elker roede van sestien 
voeteD, van welcken vier roeden landts men nemen sal ses 
und dertigh voeten binnen, daer men den dieck opieggen 
sal, und agt ind twintigh voeten buyten, daer men den dieck 
mede maecken ende houden mach, van den eenen eynde 
tot den anderen, alsoe verre als die dieck strecte, voert 
twee roeden eerden lancks haeren dieck buten tot dien 
begrype dat sy hebben“. Ich verstehe dies so, dass 4 Ruten 
= 64 Fuss für Deich und Deiches Halt im Aussenland ge¬ 
nommen werden sollen, und weitere 2 Ruten im Aussen- 
deich zur gewöhnlichen Unterhaltung 17 ). Schliesslich gehört 
hierher z. B. auch die Handveste für Zwijndrecht von 
1337 18 ), nach welcher jeder Mann „buten dyckx twaelf 
roeden breet te poten voor sijnen dijck“ haben soll. Auch 
dies sind zwölf Ruten Deiches Halt, die nur bepflanzt aber 
nicht aufgegraben werden dürfen. Man nannte in dem 
Swijndrechtschen Waard, ebenso wie in Südholland und 
Geldern des „Deiches Halt“ „avelinge“ 19 ). 

*•) D.-O. von 1625 § 13. (Zusammenhang mit „Brandung*?) 

14 ) Fluchturteile von 1571 Nr. 121. 

15 J Bd. I Einl. § 4b Anm. 336. 

16 ) a. a. 0. Anm. 374. 

,T ) Des Deiches Halt beträgt also 28 Fuss. Die später erwähnten 
2 Ruten ergeben, dass es sich bei den 28 Fuss in der Tat um des 
Deiches Halt handeln muss. Dass des Deiches Halt und der Deichgrund 
hier zusammen 64 Fuss betragen, darf nicht dazu verführen in den 
63 Fuss des jüngeren Schulzenrechts wegen dieser äussern Ähnlichkeit 
eine Fläche mit gleicher Zweckbestimmung zu erblicken. Siehe oben S. 286. 

18 ) Bd. I S. 75 Anm. 468; auch Beekman S. 106 nimmt hier „avelinge* 
(siehe unten) an. 

lö ) Siehe die Belege bei Beekman S. 104 fl. Das Wort bedeutet 
Verstärkung (efling). 


Go^ 'gle 


Original fro-rn 

UNIVERSITY OF MICHtGAN 



289 


Schliesslich wird in vielen Verbänden ein Halt des 
Deiches sowohl aussen wie innen gefordert. So sind 
z. B. im Hammerbrok* 0 ), in Salland 21 ), in Mastenbroek**) zwei 
Ruten Abstandsraum angeordnet. Auch die avelinge be¬ 
fanden sich aussen und innen. Über die Schaffung von 
„avelingen“ unterrichtet eine Urkunde für Swijndrecht aus 
dem Jahre 1334 22a ). Es wird hier vom Grafen von Holland 
bestimmten Personen anbefohlen: 

„Dat ghi besiet alle ommetrent Zwijndrecht van den lande 
dat bi den dike gheleghen es ende dan of alse vel aue¬ 
lin g h e n o f s t e i t als U denckt dat men niet omberen 
en mach toit tsdikes behoef ende daer uoren wille wi dat 
ghi hem also vele lande bewiist ende also ghoet als dat 
es, dat men hem ofscicket op uwen eet ende desen laet niet“. 
Es wurden hier also Avelinge für den Deich abgesteckt und 
die Grundbesitzer, die davon betroffen werden, durch Land 
entschädigt. Hier liegt ein wichtiges Beispiel aus älterer 
Zeit flir eine richtige Enteignung vor. 

In Heusden wird des Deiches Halt als das Land „binnen 
den Keur“ bezeichnet, da es bei Strafe verboten ist, in 
ihm zu graben. 2 *) 

Mit des Deiches Halt berührt sich des „Ufers Halt“, 
d. h. es wird ein gewisser Abstand vom Ufer verlangt, ehe 
gegraben werden darf. 24 ) 

3. Der Zweck des Haltes des Deiches ist vor allem 
der, dem Deich nebst Zubehör eine größere Festigkeit zu 
verleihen und in besonderen Fällen der Entnahme von 
Deicherde zu dienen. Die verschiedene Reglung hängt 
damit zusammen, ob man auf den einen oder anderen Zweck 

20 ) Hammerbröker Deiclirccht art. 16 (a. 1486). 

21 ) Deielirecht ihr Salland a. 130N art. 89. 

2 -i Deichrecht von 1489 art. 42. 

22 a) Boi Nibbelink Nr. 21. 

2:J ) Vgl. Deiehrechi von 1437 (Oudenhoven S. 251) art. IV und den 
Kontrakt ohne Jahr bei Oudenhoven S. 263: .,Sal niemant goon aerde 
stoockon binnen den Keur van den Dyck, gelyck die Heemraden dat 
ko Liren sulleiV. 

24 ) Siehe G. de Vries S 232 (Waterland) und die Belege bei Book¬ 
man S. 41 auch S. 38. Die Quellen gehören erst der späteren Zeit an. 
Auf dem gleichen Grund beruht auch das Verbot, Überhaupt im Aus en 
deich zu graben Siehe unten S. 8 r 2. 

J. v. Gicrke, Geschichte des deutschen Deichrechts II. 19 
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größeres Gewicht legte, und wie die Außendeichsverhältnisse 
lagen 25 ). Deshalb wurde auch die Frage, wann ein besonderer 
Fall für die Entnahme von Deicherde gegeben war, nicht 
einheitlich beantwortet. Dabei ist vor allem zu beachten, 
daß diese Frage für Vorland und Binnenland getrennt 
erledigt wurde. Vielfach war nämlich ein besonderer Fall 
für die Entnahme von Deicherde aus dem äußeren Halt 
schon bei Mangel im sonstigen Vorland gegeben 213 ), während 
anderswo alsdann zunächst auf das Binnenland außerhalb 
des inneren Haltes zu greifen war 27 ). So wurde der äußere 
Halt hier für unantastbarer angesehen als dort 8 ). 

Vielfach verwendete man des Deiches Halt zur Gewinnung 
von Gras- und Sodenland 29 ) für den Notfall. Darum erlaubt 
auch das westerlauwersche Recht das Bepflanzen, während 
es Graben und Pflügen verbietet. Anderswo war die 
Bepflanzung direkt angeordnet. 

4. Des Deiches Halt umfaßt Grundstücke und Grund¬ 
stücksteile. die im Interesse des Deichs nur stark 
beschränkten Herrschaftsrechten unterliegen. 

Besteht an ihnen ein Gesamtrecht des Deichverbandes 30 ), 
so sind Gesamtrecht und Sonderrechte dem Zweck des Haltes 
entsprechend eingeschränkt. 

2ß ) Hat des Deiches Halt einen besonders grossen Umfang, so tritt 
der Zweck der Aufsparung für den Notbedarf stark hervor. Das ost- 
friesische Deichrecht kennt einen Halt des Deiches von 200 Fass, dies 
wird folgendermassen begründet: „Ongesehen, elfte de Dycke van dat 
weldige Water inbroocko und ein Averfall krege dat men denn Erde 
und Sooden desto betör mochte bekomen, darmeJe de Höchte under den 
Dycke beholden hieve“. 

2 * J ) Siehe unten Anm. 45. 

87 ) Vgl. unten S. 292 f. 

28 ) Man muss auch beachten, dass in den einzelnen Verbänden 
Wandlungen vor sich gehen. So hat man in Ditmarschen zunächst 
überhaupt keinen Halt des Deiches gekannt. Siehe ältestes Landrecht 
§ 130. Das neuere Landrecht § 152 kennt dagegen einen Halt des 
Deiches im Aussenland, der aber im Notfall vor dem Binnenland an- 
gegrilfen werden musste. Vg). unten Anm. 42 u. 45. 

Gras- und Sodenländer geben namentlich die sogenannten „Lijk- 
soden“, welche für die Dossirung, die Bekleidung des Deiches dienen. 
Siehe über sie Hack mann S. 311, G. de Vries S. 229. 

80 ) z. B. am äusseren Halt des Deiches, indem am ganzen Aussen- 
deich ein solches Gesamtrecht bestand. 
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Besteht ein Sondereigen Dritter 31 ), so ist es geschmälert 
durch Gebrauchsbeschränkungen und Duldungspflichten be¬ 
treffs Erdentnahme im Notfall. Diese Beschränkungen haben den 
Inhalt von Dienstbarkeiten („öffentliche Dienstbarkeiten“). 81 *) 

Des Deiches Halt konnte noch eine Eigentümlichkeit 
aufvveisen. Er konnte ein besonderes eigenes Zubehörstück 
des Deiches bilden. Hierzu war erforderlich, daß des Deiches 
Halt als eigenes Grundstück für sich bewertet und eine 
objektive Sachverbindung zwischen ihm und dem Deich¬ 
körper angenommen wurde. So sind m. E. rechtlich die 
„avelinge“ aufzufassen 3 *), ferner manches Deiches Halt, der 
gleich bei der Anlage des Deiches mit abgesteckt wurde 88 ). 
Ein solcher Halt stand als Zubehör regelmäßig im Gesamt¬ 
eigen des Deichverbandes, denn er teilte ja im Zweifel die 
rechtlichen Schicksale der Hauptsache. Die Grasnutzung 
an ihm wurde bei der Kabeldeichung entweder zur Sonder¬ 
nutzung an die Kabelhalter in Kabelbreite aufgeteilt 84 ),"eine 
Ausdehnung des Kabelrechts, oder unverteilt, insbesondere 
durch Verpachtung, zum Besten der Gesamtheit verwertet 85 ). 

IV. Die sonstige Reglung der Späteorts. 

1. Bei der Kleinkabellast im allgemeinen. 
Wir gehen von der Kleinkabeldeichung aus und 
betrachten den Späteort des Kleinkabelhalters im 
allgemeinen. Hier fließen die Quellen am reichlichsten 
und lassen Rückschlüsse für andere Arten der Deichlast zu. 
Wir unterscheiden: 

a) In einer großen Zahl von Deichverbänden galt 
der Grundsatz: Außen vor Binnen (buiten voor 
binnen), d. h. das Außenland hat vor dem Binnenland an 
die Reihe zu kommen. Es ist das in deutsch en Gebieten 

3l ) Ein Sondereigen Dritter wird häufig beim inneren Halt des 
Deiches vorhanden sein. 

81 a) Vgl. zu diesem Ausdruck 0. Gierke „Deutsches Privatrecht“ II 
408 Anm, 11. 

M ) Vgl. oben Anm. 22a. Siehe noch Mieris III, 834. 

aa ) Vgl. den Deichbrief für Erkemede von 1356 (oben unter 2), in 
dem es heisst, dass man 4 Ruten für den Deich (!) haben und von diesen (!) 
28 Fuss zu des Deiches Halt nehmen soll. 

84 ) Siehe die Handveste für Swijndrecht von 1337. 

S5 ) Siehe Mieris II, 499 (a. 1330). 

19* 
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völlig vorherrschende System, es findet sich aber auch 
vielfach in den Niederlanden. Die GrUnde dafür 
liegen auf der Hand. Das Vorland ist häufig Gemeinland 
geblieben; es ist meist weniger kostbar als das Binnenland 36 ); 
letzteres ist im allgemeinen voll verwertetes und dem 
Gemeinvermögen einverleibtesKulturland, während das Außen¬ 
land noch mehr oder weniger dem Wasser preisgegeben ist; 
das Vorland kann ferner, wenn es zur Entnahme von Deich¬ 
erde aufgebrochen ist, wieder leichter Zusammenschlammen 37 ). 
Der Grundsatz „Außen vor Binnen“ ist freilich in 
verschiedener Stärke ausgestaltet worden. Sehen wir zu, 
wie bei ihm der Kabelhalter sowohl im Außenland, wie iin 
Binnenland gestellt war. 

Das Außenland. 

Der Kabelhalter mußte zunächst des Deiches Halt 

Nach mancui..-- Rechten konnte er dann überall auf 
dem Außendeich, wo es ihm ^ besten behagte, Erde ent¬ 
nehmen 38 ). Anderswo hatte er vor , ^g,. in der Umgegend 
seiner Kabel Erde zu holen 39 ), oder vor gginer 

Kabel, dann im sonstigen Außendeich 40 ), odePv^j.^ Außendeich 


’ 8 ) Bookman S. 38. 

• 7 ) u. a. 0. 

• 8 ) Handveste für Swijndreclit von 1337: „Voert sa l elc ralF^ die 
ghelant is in Z. utordijek twaelf roeden breet hebben te poten voor sijV. en 
dyc end dien hi zal ghebruken tote dea dyca oirbaer (aiehe oben S. 2s\) 
ende voert daer buten waer hi wille overal daer't hem beste behagheOk 
aerde te nemen tote dea dyca behoef sonder wederaegghen van vemant“. V 
89 ) Verordnung für daa Norderquartier von 1534 art. 11 (gedruckt \ 
in den „Veral. en Medcdeel.“ I. S. 4 2 tf.) „Soo hebben wij geordinneert, I 
dat alle dijckera die ghorsaen hebben ligghen voor endeomtrent \ 
haaren dyck, die aerde ende aooden die zy behoeven, halen xullen uit 1 
deaaelve ghorsaen. Ende andere die omtrent die ghorsaen niet \ 
geleghen en zijn, zullen haere aerde ende soden halen binnenslands«. ^ 
40 ) Altes oatfriesische9 Deichrecht § 17: „Wann ock einer were, de 
ein Stücke Dyckes liggen hadde, und wolde Soden under Dyck weg- 
neemen tegen 9inea Nabera Dycke und he konde an tegen ainem egenen 
Dycke woll bekoemen, ao beWieaslvck wehre ... so sali he den Mann 
geven 2 Pund“ und § 19: „Gleicher Gestalt ist verordnet, dass wo man 
Erde oder Rasen ausserhalb Deiches bekommen kann, man daselbst das 
Land innerhalb des Deiches ungegraben und unausgespicket lassen solle«. 
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seines Ortsbezirkes 41 ), oder gar nur von seiner Kabel 4 *). In 
späteren niederländischen Quellen findet sich auch die Formel, 
daß der Kabelhalter im Vorland, sei es mit, sei es ohne 
Anweisung der Heemraden, die Erde holen mußte „ter naester 
läge en ter minster schade* 4 * 1 ), oder „ten naesten lande en 
minste schade 4,b ) 43 ). War im Vorland keine Erde im Rahmen 
dieser Vorschriften zu finden, so konnte der Kabelhalter sich 
dem Binnenland zuwenden 44 ). Nur wird mitunter noch eine 
Ausnahme gemacht, daß vorher sogar des Deiches Halt 
anzutasten ist 45 ). 

Nach vielen deutschen Rechten war für die Entnahme 
von Deicherde eine bestimmte Rutenzahl längs des Deiches 
im Vorland bestimmt. Die so begrenzten Strecken kann 
man als äußeres Rutenspäteland bezeichnen 46 *). Ihm 
entspricht hier häufig ein gleichartiges inneres Späte- 
land. Als Beispiel führe ich an das Spadelandsrecht 
art. II: „Die Spätungen zur Nothdurfft der Teichen sollen 
außerhalb dem Teich achtzehn Ruten lang zum Teiche geleget 
werden ; Binnen Teiches zwölff Ruthen so die Nothdurfft solches 

4l ) Siehe die beiden Verordnungen für Waterland aus den Jahren 
1612 und 1626 bei G. de Vries S. 232 (drei oder vier Ruten vom Wasser 
abzubleiben, aber dann im Aussendeich solange „als in elken ban aarde 
in dier voege buitens dijks te vinden was“). 

4 *) Vgl. die Ditmarser Landrechte (das älteste § 130, das neuere 
§ 162, das von 1667 art. 86 § 1). In dem ältesten heisst es: „Item efft en 
man dyken scolde, so mach he nemen buten dykes geghen sinen dik to 
eines dikes behoff, und bijnnen dykes IV roden, de he doch nicht doen 
, i schal sunder sy eme grod nod unde behofte“. Zweifelhaft! 
it" 4 *«) Vgl. Deichrecht für Heusden von 1612 (Oudenhoven „Heusden*, 

At Keuren von Rijnland von 1664 art. XIII (bei Beekman S. 43). Über 

ert> die Formel siehe unten S. 300 f. 

.•nt «b) D.-O. für Lekdeich boven Dams von 1637 art. XVI: „Die eerde 

.uit buytendyks aal men mögen holen ten naasten lande en minste 
"' |lC schade, so verre die da te krijgen en te halen is.‘ 

4g ) Siehe hierüber unten S. 300 f. 

44 ) Siehe die angeführten Verordnungen (insbesondere den Wort- 
it in Anm. 39, 40 und 42). 

45 ) So im Zweitältesten Ditmarser Landrecht § 162 und in dem aus 
m Jahre 1667, ferner im Hadeler Landrecht von 1683. 

48 ») Die neuste ostfriesische D.-O. von 1863 § 11 hat dafür den 
«druck; „Gesetzliche Aussendeicherde“. 
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erfordert“. Ferner sei erwähnt das Deiehrecht des Alten Lan¬ 
des art. III: „Von derTeich-Erde zur Unterhaltung des Deiches. 
Vermöge des Teich-Rechts Urteile gehören dazu binnen 
Teiches 8 Ruten und buten Teichs 12 Ruten“. In Bezug auf 
die Benutzung des Rutenspätelandes ist manches zweifelhaft. 
Sicher ist im allgemeinen, daß da, wo ein äußereres Ruten- 
späteland vorhanden war, der Kabelhalter zunächst den 
Teil von ihm benutzen mußte, der vor seiner eigenen 
Kabel lag 46 ). Sicher ist ferner, daß er nach manchen 
Rechten, wenn hier Mangel war, das sonstige äußere Ruten- 
späteland und alsdann das sonstige Außenland anzugreifen 
hatte, ehe er auf das Binnenland übergehen konnte 47 ). 
Sicher ist ferner, daß nach manchen Rechten dem Kabelhalter 
bei Mangel in seinem Späteland, nicht das sonstige äußere 
Rutenspäteland sondern zunächst das sonstige Außenland 

46 ) Vgl. namentlich Spadelandsrecht art. II und V (Anm. 50). Bill- 

wärder Landrecht art. 11 und art. 83 in Verbindung mit dem Recess von 
1612 (Bd. I S. 56 Anm. 277). D.-O. der Herzogtümer Bremen und Verden 

von 1692 III § 5 u. a. Sie unten Anm. 47 II*. 

47 ) Ganz deutlich ist in dieser Hinsicht die Deichordnung für die 
Herzogtümer Bremen und Verden von 1692 Cap. III, die sich auf all¬ 
gemeines altes Deichrecht beruft. In § 3 werden die Masse der äusseren 
und inneren Späteiänder bestimmt. In § 4 heisst es dann: „So soll 
keinem Teicher erlaubet seyn, sothane Teicherde von dem Anschluss 
des Eigentümers, nach eigenem Belieben ohne Unterscheid, besonder» 
nach der Regul des allgemeinen Alten Teichrechts, nur allein tendest 
oder recht schnür gleich über in vorhedeuteter Landesüblicher Maasse 
zu nehmen 4 *. In § 5 wird demjenigen Strafe angedroht, der . bey zu¬ 
verrichtender ordinairen Teichs-Reparation vor seines Nachbarn oder 
eines andern Teiche, Soden oder Erde nehme und weckspitte, da er die¬ 
selbe vor oder gegen seinen eigenen Teich bekomen könte*. In § 10 
wird bestimmt, dass „wann die von Alters her denen Teichen boygelegte 
Teicherde gäntzlich abgegraben, alsdann so lange im Butenteich Erde 
genommen werden sollt», als welche verbanden 44 . Dass hier aber das 
innere Späteland noch nicht angegritlen worden ist, beweist der folgende 
§11; „Wann aber daselbst Id. h. im Butenteich) keine mehr anzutreffen, 
auch dahey die zum Teichs-Unterhalt von Zeit erst erhobener Beziehung 
gewidmete wenige Ruten Binnenteichs consuinieret. soll keiner 
. . . ihme selhsten erlauben, . . . nach eigenem Belieben auderwärtiger 
Teich-Erde anzumasseir 4 . Dies«» Vorschriften werfen ein Licht auf viele 
anderen, leider nur sehr kurzgefassten doichreehtlichen Vorschriften. 
Vgl. nunmehr namentlich das Deichrecht des Alten Landes art. 111. 
Gleiches galt offenbar auch in Kehdingen. 


Go igle 


— Origin-aH from - - 

UNIVERSITY OF MICHtGAN 



295 


zur Verfügung stand 48 ); dagegen ist es nicht sicher, ob er 
nach den letzterwähnten Rechten alsdann auf Binnenland 
greifen kann oder vorher sonstiges Rutenspäteland antasten 
mußte 49 ) 50 ). Auch in niederländischen Quellen begegnet 
gelegentlich äußeres Rutenspäteland bei Schenkungen, 
Verleihungen von Deichländern 51 ), bei Vergabungen 58 ) oder 
auch sonst 59 ). Hier konnten ähnliche Grundsätze gelten, 
doch stand dann regelmäßig eine Benutzung sonstigen Außen¬ 
deichlandes unter andern Grundsätzen 54 ). 

4S ) Dies ergibt deutlich die Willkür für Wurthflet a. 1613 (Bd. I 
§ 4a Anm. 49a) arr. 31: „Wie man dyket, dat man schall 7 Rohden vor 
eines ander« Dyke wege blyven und nich soeden oder graben, dar na 
mag man soeden oder graben, wor man wat kriegen kan by 
twehe full Var. Beers“. Also vor seinem eigenen Deich hat der 
Kabelhalter seine eigenen 7 Ruten, in denen er graben kann und offen¬ 
bar zunächst graben soll; findet er hier nichts, so muss er unter Um¬ 
gehung des Rutenspätelandes der Nachbarn auf das sonstige Aussenland 
greifen. Die 7. Ruten „eigener* 1 Deicherde linden sich auch im Bill- 
wärder; hier ist es ebenfalls verboten des Nachbars Deicherde aufzuspäten 
(s : ehe die Quellen in Anm. 46). 

4Ö ) .Jedenfalls bedurfte es zu einer Inangriffnahme des sonstigen 
Kutenspätelandes einer Anweisung seitens der Deichobrigkeit. 

f>0 ) Zweifel erweckt auch das Spadelandsrecht. Vgl. ausser dem 
im Text angeführten art. II den art. III „Wo ein jeder seine Teichmasse 
hat sol des Spätolandes mit der Grasung binnen und ausserhalb Teiches 
mächtig sein“ und den art. V: ,,Alle diejenigen, die gegen ihres Nachbarn 
Teich Erde autfspäten, das glaubwürdig zu beweisen, sollen in der 
Obrigkeit Straffe verfallen seyn *. Nicht undenkbar ist übrigens auch, 
dass der Kabelhalter beim Versagen seines äusseren Rutenspätelandes 
gleich sein inneres Späteland antasten durfte. 

5I ) Vgl. Bergh I, 269 (a. 1220). Es wird Middellant verschenkt 
„cum omnibus pertinentiis suis, videlicet moor diko et utdiko lati- 
tud ; nis decem virgarum ad dikum reparandum et conservandum*. 
Bergh I. 416 (a. 1216). Hier wird Corendijk in Erblehn gegeben „et 
tantum terre de utdich quod possint aggerare aggerem suum sicut 
et aliis hominibus meis concessi“. 

. 53 ) Mieris II, 151 (a. 1315) Vgl. Bd. I S. 150. 

° 3 ) Siehe Deichrecht für Erkemede von 1656 (Anm. 16), Deichrecht 
für Cellemuiden (16. Jahrh.) art. 12: „Ende soe en sal men nijt naerre 
den dijeke steken noch grauen beneffen des anders dijek dan ses voet 
als bij der hoochsten boete“ (hier kann äusseres und inneres Späteland 
vorliegen; e* galt aber vielleicht nicht der Grundsatz „buten voor binnen“). 

rji ) Insbesondere was die Benutzung überhaupt oder die Eigen¬ 
mächtigkeit oder die Entgeltlichkeit anlangt. 
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Das Binnenland. 

Auch hier galt zunächst, dass des Deiches Halt zu 
wahren sei. 

In den Ni e d erlanden war im übrigen die Reglung 
verbreitet, 55 ) dass der Kabelhalter in erster Linie das Land, 
das gegen seine Kabel lag, antasten sollte, wenn aber dort 
Mangel war, auf die seinem Deichschlag nächst belegenen 
Länder übergehen konnte, jedoch der Reihe nach ohne 
Grundstücke zu überspringen. Dies führte zu Übelständen, 
wenn sich Saatland als nächstes Land herausstellte. Denn 
es war damit dem Kabelhalter, der Soden wollte, nicht 
gedient. 56 ; Man half hier, indem man verbot, das Land am 
Deich als Saatland zu benutzen, 57 ) oder man durchbrach 
das Prinzip der Erdentnahme „per ordinem“, indem man an 
Saatland vorbeiging. 58 ) — Anderswo in den Niederlanden 
finden wir die Formulierung wieder, dass der Kabelhalter 
nach Erledigung seiner Pflichten Aussendeichs die Erde 
binnen Deichs „ter naester läge en ter minster 
schade" 59 ) oder „ten naesten lande en min st e 
schaden“ 60 ).holen sollte. Diese Formeln begegnen auch 
da, wo man sie Aussendeichs nicht anwandte. 60 “) Gelegentlich 
wird auch hinzugefügt, dass besätes Land überhaupt erst 
an letzter Stelle genommen werden darf. 61 ) In einigen 

55 ) Die Verordnung für das Norderquartier von 1534 führt an der 
oben Anm. 39 angegebenen Stelle „zullen haere aerde ende soden halen 
binnenslands" fort: „Uiten landen geleghen teghens haeren dijck, indien 
daer cenighe landen teghens legghen, en indien daer gheen landen teghen 
en legghen, sullen alsdan haere aerde en sooden moghen halen ten naesten 
lande huerendyck gheleghen sonder eenighe andere landen voorbyte gaen“. 

56 ) G. de Vries S. 229. 

D7 ) G. de Vries a. a. 0. Beekman S. 42 

ß8 ) Gewohnheitsrechiliche Bildung in Schorle und Grode; siehe 
G. de Vries a. a. 0. 

69 ) Vgl. Deichrecht für Heusden von 1612 (Oudenhoven „Heusden* 
S. 60). Ähnlich Deichrecht für Thieler und Bommelrewaard von 1683, 
cap. XVII. Siehe auch oben Anm. 42a. 

60 ) Verordnung für den Lekdeich boven Dams von 1537 art. 16 
(siehe Anm. 61). Siehe auch oben Anm. 42 b. 

60 «) Vgl. die bei Nibbelink S. XXIII angeführten Worte von 
Hendrik van Wijn. Über die Bedeutung der Formeln siehe unten S. 300 f. 

61 ) Verordnung für den Lekdeich boven Dams v. 1537 art. 16: *Ende 
indien buytendycks aldaar geen aarde te bekommen en wäre, zoo zal 
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niederländischen Gegenden durfte der Kabelhalter im Binnen¬ 
lande nur da3 Land, das gegen seinen Deich anstiess, „in 
Hobreede“ d. h. Endenbreite benutzen. 6 *) 

In deutschen Gebieten war regelmässig ein „Ruten- 
Späteland“ 63 ) im Binnenland bestimmt, sei es zusammen mit 
einem solchen äusseren Späteland, sei es allein. Die älteste 
Nachricht Uber ein inneres Ruten-Späteland finden wir in 
den RUstringer Rechtssatzungen. 64 ) Hier ist vorgeschrieben, 
dass der Kabelhalter, wenn er Aussendeichs keine Soden- 
und Deicherde bekommen kann, auf das Binnenland bis auf 
eine Entfernung von 60 Puss vom Deich ab greifen darf. 
In späterer Zeit wird es im Oldenburgischen mit „Binner- 
schlatt“ bezeichnet.Auch der Spadelandbrief der 
Wilstermarsch von 1438 kennt ein inneres Ruten-Späteland, 
das nach dem Aussendeich zur Erdentnahme benutzt wurde. 
Es wird angeordnet, dass, wo kein Aussendeich ist, man 
„Deicherde hegen“ soll; dann heisst es: „wor de stucke 
over ende anscheten eines hundes lang; wor se over siden 
anscheten, schal men hegen na foge der swaren“. Dies ist 
so zu verstehen, dass da, wo die Länder mit ihren Enden 
an den Deich anstossen, ein Raum von etwa 100 Ruten 66 ) 
gehegt werden soll, wo Ländereien mit ihren Längsseiten 
anstossen, sollen aber die Geschworenen das Nähere Uber 
den einzuhegenden Raum bestimmen. 67 ) In dem benach¬ 
barten Ditmarschen gab es ebenfalls ein solches Späteland. 

se gehalt werden binnendyks ten naaste lande en minste schaede. 
en of gebuerde dat binnen dyks goen aardo onbesayt en wäre 
te krygen, sal men als dan’t besayde lant ook mögen aan- 
tasten“. Beokman S. 43. 

**) Siehe G. de Vries S. 232 (Waterland, Ostzaanen), siehe auch S. 234. 

M ) Vgl. oben S. 293 

° 4 ) v. Kichthofen Kq. S. 122. 

c '*) Vgl. Hunrich „Entwurf“ S. 110 und Oldenburger D.-O. von 1855 
art. 18a § 2. Der Ausdruck ist otlenbar alt. 

a# ) „eines hundes lang“ bedeutet die Länge eines „Honts“. „Hont“ 
ist ein niederländisches Landmass, das etwa 100 Ruten umfasst. Vgl. 
Beekman S. 835 

* 7 ) Vgl. wegen des Enden- und-Scitenanstosses Mieris II, 61 
(a. 1306): „land dat ende langhes an den Dyck ga°t .... waert oec 
sidolinghe langhes den dyck leghet“. 
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Es betrug 6 Ruten."*) Beispiele für Quellen, die sowohl ein 
äusseres wie inneres abgemessenes Späteland kennen, sind 
früher angeführt. 61 ') — Wo solches innere Späteland an¬ 
geordnet war, hatte der Kabelhalter nach dem Aussendeicli 
auf dieses zu greifen und zwar meistens in erster Linie auf 
das gegen seine Kabel liegende, 70 ) nach vielen Rechten kam 
dann das übrige Ruten-Späteland heran. 71 ) Anderswo mochte 
das Ruten-Späteland der ungeschiedenen Benutzung offen 
stehen 72 ), oder jeder Kabelhalter auf das gegen seine Kabel 
liegende beschränkt sein. 73 ) Stets sorgte die Deichverwaltung 
dafür, dass solches Späteland seinem Zweck, der Erdentnahme 
zu dienen, nicht entfremdet wurde. Es musste daher als 
Grasland liegen bleiben und durfte nicht beackert oder 
bepffügt werden. — Konnte der Kabelhalter auf Grund seiner 
Rechte am abgemessenen Späteland keine Deicherde finden, 
so war es entweder mit seinem Recht auf Deicherde über¬ 
haupt zu Ende 74 ), oder er konnte regelrecht von den Deich¬ 
richtern die Anweisung anderen Landes begehren. 75 ) Viel¬ 
fach entschied dabei einfach deren ptlichtgemässes Ermessen, 
das auf das nächste, thunlichst nicht zu kostbare Land hin- 
fiihrte. Eine Richtschnur gibt den Beamten das Deichrecht 
des Alten Landes: Sie sollen aus dem Aussenland benach¬ 
barter Gemeinden oder aus dem Binnenland, das an das 
Ruten-Späteland des Kabelhalters „am nächsten tendest pro 
quota‘ ; belegen ist. Erde zuweisen. 7, j — Die pflichtmässige 

Älteres Ditmarser Land rocht § 152. Neues von 1567 art. S6 § 2. 

G9 | Siehe oben S. 2üd f. 

70 ) Vgl. oben Anm. 46; ferner Rustringer Rechtssatzungen (Anm. 64). 
Siehe ferner die Quellen in Anm 42. 

71 ) Vgl. Anm. 47. 

7 *) Sjuulelamlhrief von 14‘^H (hei Hegung nach Ermessen der 
< ieschwrn(men). 

7;i ) z. B. Rüst ringer Rechtssiitzungon ( Anm. 64 ). 

74 ) z. B. Rüstringer Rechts-atzungen. 

75 > Vgl. Hack mann S. 124. 

7G ) Deichreeht des Alten Landes art. III. Vgl. auch Bremer D.-O. 
von 1602 III § 11: Es soll dann die Knie .entweder von den benachbarten 
Ententeichen .... oder auch Binnenteiches angewiesen werden . . . . 
j ‘doch da>s auf die.s-*n letzteren Kail die Ahspat ung ordentlich und zur 
i,iichsteil Erde, auch mit dem wenigsten Schaden des Eigentümers fürge- 
nommen und insonderheit Vorsehung getan werde, dass die fruchtbahro 
Lfmder»*v»ui h.-^t m-'g’.ieli-t :ii ; '>g ,, :i v•• ; sc!ni|i‘ b'eibon - . 
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Weisung der Deichobrigkeit war in deutschen Gebieten 
auch da massgebend, wo kein inneres Ruten-Spätelaiul im 
voraus festgelegt war. 77 ) 

Wo man nach GrundstUcksanschuss deichte, musste die 
Erde zuerst aus dem eigenen Lande genommen werden. 

b) In einigen niederländischen Gebieten wird dem 
Kabelhalter das Recht gegeben, auf das gegen seine 
Kabel liegende Land sowohl aussen wie 
binnen Deichs zu greifen. 7 *) 79 ) Es herrschte also kein 
Zwang, das Vorland vorzuziehen, wenn auch tatsächlich 
der Kabelhalter es oft zuerst benutzte, da er hier häufig 
die Deicherde unentgeltlich entnehmen konnte.") Konnte 
der Deichpflichtige vor oder hinter seinem Deichfach keine 
Erde finden, so konnte er nach manchen Rechten auf das 
Anschussland seiner Schlagnachbarn greifen, 91 ) nach anderen 
Rechten musste er sich dort oder anderswo von der Deich¬ 
obrigkeit Erde zuweisen lassen ; 82 ) wieder nach anderen 
Rechten konnte das Anschussland der Schlagnachbarn nur 
mit deren Zustimmung angetastet werden.") Eine Mittel- 

77 ) Vgl. Hack man ii a. a. (>. 

7ö ; Des Deich«« Halt musste natürlich auch hier gewahrt werden. 

79 l Siehe die in den folgenden Anm. angeführten Quollen, dazu auch 
Heek man S. 39 \\\ 

80 > Siehe Anm. 83. 

81 ) Neueres Deichrecht für Humsterlaiui von 1562 art. 23: „Eick man 
sal syn Dycken schreden, oft« nnders die Erde in men syn Dyckeri meo 
te maeken beneven syn eygen Dyck en niet beneven ander luyden Dyck 
hy vyft Marek to Breuke, indien dattet soo gelegen is beneven zyn 
Dyck datter Eerde genoeg te krygen is“. War hier auch Mangel, so 
half ein im voraus eingehegtea Grasspäteland ah. Siehe art. 8. Über 
das ältere Deichrecht für Humsterland siehe unten Anm. 83,. 

82 ) Siehe die bei IJeekman S. 40 aus handschriftlichem Besitz mit¬ 
geteilten Artikel 19 u. 20 des Deichrechts von Althena von 1431 („nyment 
gheen aerde steken tegens een anderes dyck“, hat er vor seinem Deich 
nichts, so weisen die Hoemraden ,,ende al waert oock voor een anders 
dyck*.) 

88 ; Siehe z. B. Deichrecht für Heusden von 1437 ((.) u denhoven 
„lieusden** S. 253): „Soo sal men Aerde innnen buyten dyks om niet, ende 
binnendijks om ghelt ter Hcemraeder Schieringe; ende niemand en sal 
Aerde nomen voer een anders dvck noch uytsteecken binnen oft buyten 
ton zy den geen te willen, die den dyk toe behoort“. Deichrecht für 
Cuynder von 1593 art. 29: , f \iemant sal sooden of eerde voor een ander 
nians dijek mruxen le*en h m 1 ♦'n a's bi; een Peene . . . e>*n ijder sal st 1 » 
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Stellung nimmt das Deichrecht für Hasselt ein, das offenbar 
ebenfalls jedem Kabelhalter das Land an seiner Kabel zu¬ 
spricht, aber ihn verpflichtet, die Erde „half von binnen 
ende half von buiten“ zu nehmen. 84 ) 

c) Vielfach wird in den Niederlanden der 
Späteort für den einzelnen Kabelhalter einfach so vor¬ 
geschrieben, das die Erde „ternaester läge enminster 
schade“ geholt werden kann, oder es wird eine ähnliche 
Formulierung gebraucht. Diese Formel hat man im allgemeinen 
in dem Sinn verstanden, daß die Erde an dem Platz zu holen 
war, der am nächsten lag, und an dem es am wenigsten 
schädlich war 85 ). In diesem Sinn hat man sie ferner als 

hfielen voor sijn eijgen dijck men sal ee haelen oost ende west suijden 
ende Noorden dwars van een ijder aijn dijcken“. Hierher gehört wohl 
auch das ältere Deichrecht von Humaterland (v. Richthofen Rq. 
S. 364) § 10. Vgl Beekman 8. 40. 

84 ) Deichrecht für Haaaolt art. 7: „Een ijder sal die aarde daar hij 
mode dijken aal moeten halen, half van binnen ende half van buiten, 
so de eerde buiten sal sijn te bekoraen, regt afgaan op den voet in de 
Maatebroecker Schouwe gebruickelijk“ (des Deiches Halt). 

85 ) Der Ausdruck „ter minster schade“ wird auch in dem engeren 
Sinn gebraucht, dass an dem Land, aus dem Erdentnahme erfolgen soll, 
möglichst wenig Schaden angerichtet werden soll. Man scheint ihn auch 
in diesem Sinn der Formel „ter naester läge“ angefügt zu haben. Man 
vgl. hierzu: Handveste für Swijndrecht von 1337 (Bd. I Einl. §4b Anm. 468): 
„Waert dat yemant in Zwindrecht jeghena sine dyc buton gheene aerde 
en hadde mede te dikenen sinen dyc, die soude aerde binnen nemen 
toter Heemrader scieringhe by hören eede ter minster scade des 
lants“. Die Schiedssprüche für Swijndrecht von 1386 und 1387 (Bd. I 
a ä. 0. Anm. 470); „Ende so wie aerde halen wille, die sal denghene een 
wete laten dies die aerde is, of die in dien tiden onse aerde van ons 
weghen beswaren sal, endedatveltbestekenbi eenich van dien tween 
ter minster schaden“. Deichrecht für Zalk von 1573 art. 101: „Endedisse 
aarde sal men halen ter naester aerden, ten minster schaden recht off 
en aan; wol toe verstaan, dat men in een Jaar niet meer als een spit 
boven . . . afnemen sal“. Mieris IV a. 1417/18: „So sal hi nemen dat 
naeste als nutste is om syn gelt, ende dedemen enigen man scade 
an lande, dat souden men gelden“. Siehe ferner den Schiedsspruch 
von 1603 für den Bunschoter Veitdeich (Gr. Utrechts Placaetb. II, 60, zu 
finden auch bei Beekman S. 45): „Dat die aarde .... gehaalt sal 
worden ... ter naaster läge en minste schade van het Land, mits 
daar voren aan den Eygenaars betalende“. — Die Entscheidung des 
Hofes von Holland aus dem Jahre 1613 für Waterland, mitgeteilt von 
Ci de Vries S. 231: Man soll die Erde holen „ten naasten lande liggende 
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allgemeines Leitmotiv fUr die Zuweisung seitens der Deich¬ 
beamten in Ermanglung oder nach Erschöpfung anderer 
besonderer Rechtsnormen, schließlich auch als Generalformel 
für das Recht van aardhaling überhaupt angesehen 86 ). In 
manchen Gebieten hat man der Formel den Grundsatz 
,Buiten voor binnen“ angehängt 86 *), in anderen Gebieten hat 
man die Formel in den Grundsatz „Buiten voor binnen“ ein¬ 
geschoben 86b ). Auch wo einfach schlechthin die Formel 
galt, ergaben sich Berührungspunkte mit dem Grundsatz 
-Buiten voor binnen“, da regelmäßig das Graben im Außen- 


nevens den dijk, ter naaster läge en minster schade, sonder eenige 
lauden voorbij te gaan“. Siehe ferner die bei Nibbelink S. XXIII an¬ 
geführten Worte Hendrik van Wyns. Vgl. auch die oben Anm 76 an¬ 
geführte D.-O. der Herzogtümer Bremen und Verden von 1692. — Im Sinn 
desTextes findet sich die Formel deutlich in derHandveste fürWestzaan'und 
Crommenij von 1846 (siehe unten im Text) u. dem Deichbrief für Erkemede 
von 1408 (siehe unten Anm. 153). Vgl. ferner Deichrecht für den Thider- und 
Bommelrewaard von 1683 Cap. XVII („sullen Dyck-heemraden . . chieren 
ter naester aerde ende minste schade, edoch buvten voor binnen“), und 
die Auszüge aus den Verordnungen für den Leckdeich beneden Dams 
bei Beek man S. 46 („dat een ijegelycx buitendijcx aerde uytte waerden 
heneffens ende omfcrent den dyck ter naester lande, meesten oirbaer ende 
minste schade an deselve waerden soude graven“). Dass man später 
in den Niederlanden die Formulierung so auffasste, zeigen deutlich die 
Verhandlungen für das Gesetz vom 9. Oktober 1841 (bei Nibbelink 
S. XXI ff.). Siehe auch das Urteil aus dem Jahre 1856 (a a. 0. S. XXIV): 
„ter naster läge en minster schade liggende gronden“. Vgl. auch die 
Deichordnung für den Lekdeich boven Dams von 1537 art. 16 (oben 
Anm. 42t> und 61); ist hier der Zusatz, dass besätes Land erst in letzter 
Linie in Betracht kommt, eine Folgerung des Prinzips „te minster 
schade“? — G. de Vries versteht S. 293 die Worte „te minster schade“ 
so, dass sie auf den geringsten Schaden der Gemeinschaft hin- 
weisen sollen. 

80 ) Vgl. Handveste für Arkel von 1365 (bei Nibbelink S. XX): 
„Waer’t saecke dat sy aerde te doen hadden buiten baren geveesten 
lande, die mögen sv nemen, ter naester läge ende ter minster schade, 
tot onser hooger Heemraders chieringe“, H. Grotius a. a. 0., G. de 
Vries S. 225 am Anfang (Streit vor dem Hof von Holland 1520); siehe 
ferner das Gesetz von 1841 (oben Anm. 85). 

86 *) Siehe z. B. Deichrecht für den Thieler- und Bomelrewaaid 
von 1683 cap. XVIII (oben Anm. 85) Deichrecht für Heusden von 1612 
(oben Anm. 42*). 

86 b) Siehe D.-O. für den Lekdeich boven Dams von 1537 (oben Anm. 
42 b und 61). 
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deich am wenigsten Schaden anrichtete 87 ). Beispiele für 
Deichverbände, in denen einfach der Grundsatz „ter naester 
läge en minster schade“ galt, sind folgende: 

Bereits in dem alten Deichrecht für Salland von 1308 
lesen wir in art. 11: „De Eerde daermen dessen Dyck en alle 
Dyckenn mede maeken sali, die sahnen neramen daer sy 
naest is ten minnesten schaeden“. 

In der Handveste für Westzaan und Crommenij von 
1346 88 ) heißt es: „Wat Landen dat de Schepenen vinden 
by heuren eede binnen den Dijcke ofte daer buyten naest 
den Dijck ter minsten Schade den Dijck mede te maecken 
dat salmen gelden den genen diest is“. 

In der Verordnung für den Oosterdeich in Westfriesland 
von 14 1 3 89 ) wird vorgeschrieben: „Ware’t dat men aarde 
gebrek hadde, aan den dijck te bezigen, die mag een 
iegelijk slaan ten naasten lande en ter minster schade op 
zijn zoodgeld“. Interessant ist, daß später im Jahre 1533 
das Prinzip „buiten voor binnen“ eingeführt wurde 90 ), ein 
Zeichen, daß es sich mit dem einfachen Prinzip „ter naester 
läge ter minster schade“ keineswegs völlig deckte. 

d) Mitunter ist in niederländischen Deichverbänden das 
Prinzip vertreten „Binnen voor buiten“. Dies w r ar 
da der Fall, wo das Vorland sehr schmal war. 91 ) Ein Bei¬ 
spiel bietet der Veitdeich in Bunschotten. In den Coustumen 
von 1533 9 -) heisst es (art. 27): „Totten veltdijck te maecken 
als die gebroocken is en mach geen aerde gestickt ofte 
gehaalt worden uyten maeten ofte bu} T tenlanden dan by 
nootsaecken ende insonderhevt als geen aerde uytten binnen- 
lande te crygen en is“. Anderswo war es überhaupt 
völlig verboten im Aussenland 93 ) oder auf bestimmten 
Aussendeichstücken 1 ") Erde zu entnehmen. 

87 ) Vgl. G. de Vries S. 239. 

83 l Privilegien und Handvesten S. 1. 

H9 ) Die. Verordnung ist mitgeteilt von G. de Vries S. 239. 

90 ) a. a. 0. 

ÜI ) Siehe liier zu Bookman S. 38. 

9 -) „Versl. en Mededeel. 4, I S. 85 ff. 

03 ) So in Zeevang, siehe G. de Vries S. 233. 

!U ) Siehe die Belege bei Bookman S. 38. 
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e) Eigenartig war die Reglung bei dem Meerndeich in 
Utrecht. 95 ) Hier musste die Erde zunächst aus Landstrichen, 
die im Ge samt eigen des Deichverbandes standen, dann 
aus den Ländern, „die zu dem Deich gehörten“, d. h. wohl 
den deichpflichtigen Ländern, ferner auch aus anderen 
Ländern geholt werden. Die erste Bestimmung erinnert an 
ein Gewohnheitsrecht, das sich in späterer Zeit in Geldern 
findet; hier war die Erde zuerst aus „gemeentegronden“, dann 
„buitendijks“, dann „binnendijks“ zu entnehmen. 96 ) Diese 
Grundsätze stehen mit dem Grundsatz „buiten voor binnen“ 
insofern etwas in Zusammenhang, als das Aussenland in 
früherer Zeit „gemeentegrond“ war. 

2. Der Späteort bei anderen Arten der 
Deichlast im allgemeinen. 

a) Bei den Gemeinlasten der Kleinkabel- 
deichung gilt im allgemeinen das Gleiche wie bei der 
Kleinkabellast. An die Stelle des einzelnen Kabelhalters 
tritt der Deichverband oder Orts verband. 96 *) Doch gab es 
auch Abwandlungen. Sie ergeben sich daraus, dass bei 
Gemeinwerken eine Grenze für die Entnahme von Deich¬ 
erde innerhalb des Deichverbandsbezirkes nicht bestand, 
sowie daraus, dass es sich oft um Not- und Gefahrwerke 
handelte, so dass man vielfach einfach die Erde nahm, wo 
man sie am besten bekommen konnte. 965 ) 

95 ) Schaubrief von 1545 (Pabst „Bijleveld“ XXV art. XVIII: „Die 
aerde tottet maecken ofte reparieren von den dijck notelijk sal men 
halen oo.stwert van den selven dijck, ter plaetse, daert gerneen landt 
daer golaudt is, ende men die hekomen kan, anders sal men die haelen 
westwaerts uyt die landen, totteil selven dijck behoorende ende anderen 41 . 

oö ) Siehe die Verhandlung in der zweiten Kammer der Generalstaaten 
anlässlich des Gesetzes vom 9. Oktober 1841 bei N i b b e 1 i n k 8. XXIII. 
Betreffs des Deichrechts für Zalk art. 101 (a. 1573) siehe unten Anm. 186. 
9Ga ) Besonders klar ist dies für gemeine Schlage. 

°°b) Häufig kam auch ein Spateort ausserhalb des Verbandes in 
Betracht (siehe unter 3) — Vgl. in Bezug auf Abweichungen z. B. 
Deichrecht für Zalk art. 7 (a. 1431: gewöhnlich „buten voor binnen"), 
art. 67 (a. 1489 Neubedeiehung: „ther naester eerde ende ten minste 
schade“), vgl, aber art. 101. — Coustumen für Bunschoten von 1533 art. 26 
(siehe Anm. 92). Es handelt sich hier um Wehlen: ,»Haelende dar 
thoe d’aerde ten naosten lande ten mins ter sc ade, die anders 
enen ygelicken gehouden is te haelen vuyt sijn eygen landt 
om tsy nen se 1 f fs dij cke dage 1 icx te maeken“. 
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Auch insoweit eine Gemein machung der Deiche sieli 
in dieser Periode bei der Kleinkabeldeichung regte, erhielten 
sich die allgemeinen Prinzipien. Der Deich- oder Orts¬ 
verband nimmt hier in Bezug auf die zu reparierende Strecke 
die Stellung des Einzelkabelhalters ein. 97 ) 

b) Für die alte natural wirtschaftliche Kom¬ 
muniondeich ung ist rtlckschliessend anzunehmen, 
dass in erster Linie bei der Erdentnahme das Aussenland 
in Betracht kam, mochte es fester Anwachs oder unan- 
geführtes Eiland sein. Aus diesen Gebieten hatte man bei 
der Anlage der Deiche die Erde entnommen, sie lagen 
praktisch in der Nähe des Deiches, ein Graben in ihnen 
richtete verhältnismässig wenig Schaden an, sie standen 
schliesslich im Gesamteigentum des Deichverbandes, inso¬ 
weit man sie nicht als herrenlos ansah. Naturgemäß kam 
das Stück Aussendeich heran, das in der Nähe der Bruch¬ 
stelle des Deiches lag Fehlte Aussendeichsland, so griff 
man auf Binnenmarken, zu denen unverteilte Stücke längs 
des Deiches gehören konnten, oder in der Not auch auf 
Sondereigen. Das Einzelne konnte, da die Arbeit stets eine 
gemeinschaftliche war, im Einzelfalle seitens der Gesamtheit 
oder der Beamten bestimmt werden. — Bei der Gross- 
kabeldeichung galten ähnliche Rechtsnormen, nur stand 
vielfach jedem Grosskabelhalter zunächst nur ein Recht an 
seinem Anschussaussendeich zu. 97a ) 

3. Der Späteort ausserhalb des Deich- 
verbandes. Im a 11 g e m e i n e n befindet sich der Späte- 
ort innerhalb des Bezirkes des Deichverbandes, für dessen 
Deiche die Erde gebraucht wird, einschliesslich des ihm an- 
odor beiliegenden Aussenlandes. Vielfach kommt aber auch 
- - gelegentlich ist dies bereits berührt — ein Späteort 
ausserhalb dieser Grenzen in Betracht. Man muss dabei 
dreierlei im Auge behalten. Einmal die Gewährung eines 
solchen Späteortes als ständiges Recht oder nur für den 
einzelnen Fall. Sodann die Gewährung eines solchen Späte- 

° 7 ) Vgl. Beek man S. 53. Hier einige Belege aus der späteren Zeit. 

5)7a ) Vgl. Bd. I. 113. — Ober Erdentnahme in den preußischen 
Werdern siehe Bd. I. S. 171. Vgl. noch die Handveste für Volz von 1374 
(Voigt V. 65.) 
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ortes nur in Bezug auf Aussenländereien oder auch in Bezug 
auf Binnenländer. Schliesslich die Zuständigkeit der Organe 
des privilegierten Verbandes hinsichtlich der Zuweisung von 
Deicherde. Solche Rechte auf ausserhalb gelegene Späte- 
orte werden häufig bei Vergabungen zur Eindeichung, bei der 
Erlaubnis zu Wiederbedeichungen, bei Verordnungen nach 
grossen Wasserfluten und allgemeiner Not erteilt. 

Weitgehende Rechte besassen z. B. 97b ) die Angehörigen 
des Diemer Deichverbandes und ihre Schöffen: „Süllen onse 
ondersaten, die gehouden syn den v. dijk te maken, van 
nu voortaan höre aarde mögen halen om denselven 
dijk te vullen ende maken over alle in onse Lande 
van Amsterland, soo wel buijten als binnen 
dijks en die gelden ende betalen tot seggen van Schepenen 
van Diemen“. 98 ) Ebenso konnten die Heemraden von Rijn- 
land überall im gräflichen Gebiet Erde entnehmen, 99 ) während 
den Angehörigen des Riederwaards ,ou ) der Sodenstich nur in 
den unbedeichten Ländern von Holland gestattet war. Nach 
seeländischem Recht konnte Deichmaterial in fremder Am- 
bacht nach Anweisung des dortigen Ambachtsherrn gesucht 
werden. 101 ) Nur auf den Einzelfall zugeschnitten ist dagegen 
die vielangeführte Verordnung Philipps II. von 1570 nach 
der verheerenden Allerheiligenflut; 102 ) in ihr wird allen 
Deichbeamten gestattet, auf allen Aussenländern (gorsingen 
und aanwassen) in ganz Holland, wem sie auch zugehören, 
die Erde zu holen. ,os ) Die Privilegierungen in den Ver- 

ö7b ) Vgl. zu Folgendem Beekman S. 39 (dort auch weitere Quellen- 
auszüge). 

98 ) Verordnung von 1485 (Bd I. Einl. § 4b Anm. 504.) 

") Handveste von 1414 (Beekman a. a. 0., Hackmann S. 116). 

,0 °) Handveste von 1367 (Mieria III, 205), auch bei Beekman a. a. 0. 

io») Vgl. Keure für Seeland von 1258 (Bergh II. 40 art. LX), Keure 
von 1290, Keure von 1495 (II, 13). (Bergh II 747 art. CIII). Vgl. auch 
Nibbelink S. XXVII. 

l02 ) Groot Placaetb. von Holland II S. 1817. Vgl. über sie und ihre 
spätere Auslegung Nibbelink S. XXVIII ff. (siehe aber Anm. 103), Beek¬ 
man S. 43. Die Verordnung führt auch Hackmann S. 116 an. 

108 ) Die Verordnung galt zwar in ganz Holland, aber nur für den 
einzelnen Fall. Der Auffassung von Nibbelink a. a. 0., dass sie ein 
allgemeines 'ständiges Deichrecht für ganz Holland enthalte, ist nicht 
beizutreten. 

J. v. Gierke, Geschichte des deutschen Deichrechts II 20 
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gabungsurkunden 101 ) sind entweder für die Ausführung der 
Bedeichung bestimmt oder als dauernde Gerechtsame an¬ 
zusehen. In ihnen wird, abgesehen von der sonstigen 
Reglung der Erdentnahme, den Bedeichern gestattet, Erde 
(dijkwerk) zu holen entweder allgemein im Lande des Yer- 
gabers 104 *) oder nur in seinen AussenUindern. 10 '*) 

V. Das S p ä t e g e 1 d. 

1. Bei der Frage, ob der Deichpflichtige für die Ent¬ 
nahme von Erde und Soden Spätegeld (Erdgeld, Soden¬ 
geld, Schaftgeld) 10 ®) zu entrichten hatte oder nicht, spielten 
verschiedene Momente eine Rolle. Zunächst kam es darauf 
an, ob er aus „seinem“ oder aus einem „fremden“ Grund¬ 
stück Erde holte. Handelte es sich um ein fremdes 
Grundstück, so konnte es im allgemeinen Interesse als mit 
der Pflicht, unentgeltliche Entnahme zu dulden, belastet 
angesehen werden, oder es konnten Grundsätze der „Ent¬ 
eignung“ durchgreifen. Dabei musste der Unterschied 
zwischen Erdentnahme in der Nähe des Deiches oder im 
Deiclibezirk oder ausserhalb desselben hervortreten. Soll 
die Entwicklung im allgemeinen gekennzeichnet werden, 
so muss man Aussenland und Binnenland unter¬ 
scheiden. Das Aussenland blieb vielfach das klassische 
Land der unentgeltlichen Erdentnahme, das Binnenland 
wurde das Gebiet, in dem hier früher, dort später die Grund- 


1W ) Vgl. Bd. I S. 150. 

1043 ) Vg|. Mieris III, 291 (a. 1374 „ghovcn \vy oorlof soden ende 
dyckwerc te halen . . . te dvkene daer’t him oorbaerlixt dunct“), Mieris II, 
S. 151 (a. 1315 „hebben wy oeck gegeven orlüf hem luden, aerde ende 
soden te nomene in onsen lande dat land mede te dikene aldairt onsen 
lande nyet en schadet ende t onscr minster schade*), Mieris III, 67 
(a. 1358); III, 26 (a. 1357). 

105 ) Vgl. insbesondere Mieris III, 733 (a. 1401), Bd. I. S. 150 
Anm. 205, ferner Mieris IV, 194 (a. 1412 „also costumelik is na den 
rechte van Zeeland“), Mieris IV, 197 (a. 1412 Seeland), 613 (a. 1421/22 
Seeland). — Für Voorne siehe Privilegien für Voorne S. 224 (a. 1355), 
S. 227 (a. 1367 „dat men soden ende Dijkwerck dit Landt mede te dij- 
kene nemen sal, waer hem beste gaet in den Lande van Voorne buyten 
den Dijcke“), S. 230 (a. 1394 auch bei Mieris III, 623), ferner Mieris IV 
617 (a. 1421/22). 

10 °) Siehe über diese Ausdrücke in den Niederlanden Beek man 
unter den betreffenden Worten. 
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sätze der Enteignung ihren siegreichen Einzug hielten. 
Bereits im Mittelalter ist hier wenigstens in den meisten 
niederländischen Gegenden ein Enteignungsrecht im weiteren 
Sinn zu voller Blüte gelangt, das sich zum Teil auch auf 
das Aussendeichsland hinüberwälzt. Dabei lässt sich eine 
rechtshistorische Merkwürdigkeit beobachten. Es ist dies 
die verschiedene Rolle, die die Entnahme von Deicherde bei 
grösseren gemeinen Werken in der geschichtlichen 
Entwicklung gespielt hat. Hier war sie nämlich der An- 
stoss zur Bildung und Durchsetzung enteignungsrechtlicher 
Grundsätze überhaupt, dort wurde gerade bei ihr an 
enteignungsfeindlichen Normen festgehalten! Die Erklärung 
hierfür wird später gegeben werden. 

Sehen wir uns die Ausgestaltung der Rechtssätze im 
Einzelnen an, so empfiehlt es sich vom juristischen 
Standtpunkte aus, auch hier 107 ) zu unterscheiden. 

a) Das Spätegeld bei der Kleinkabellast im 
allgemeinen. Es fragt sich zunächst, ob der einzelne 
Kleinkabelhalter Spätegeld bezahlen musste oder nicht. 
Da aber die Frage, ob es sich um eigenes oder fremdes 
Grundstück handelt, eine Rolle spielt, müssen wir den Klein¬ 
kabelhalter noch näher kennzeichnen. Es ist der Haupt¬ 
pflichtige im Verband, der Hauptträger der Kabellast, 
der „Grundeigener“ des belasteten Grundstücks. 108 ) 
Dass der Hauptpflichtige in seinem Sondereigen die Erde 
unentgeltlich entnehmen konnte, und ebenso daselbst auch 
sein deichrechtlicher Vertreter, ist selbstverständlich und 
wird im folgenden nicht berücksichtigt. 

a. Wir fangen mit einer Reglung an, die nicht die 
älteste, aber sehr verbreitet war, insbesondere in den 
Niederlanden. Sie geht dahin, dass die Erdentnahme 
seitens des Kabelhalters im Aussenlande un¬ 
entgeltlich, im Binnenlande entgeltlich zu 
erfolgen habe. Dieser Grundsatz galt vor allem z. B. viel¬ 
fach im Norderquartier,' 09 ) nach dem Deichrecht für Zalk 

m ) Vgl. oben IV. 1 u. 2. 

108 ) Siehe über den Begriff oben S. 82. 

109 ) Vgl. G. de Vries S. 227, Beekman S. 48. — Auch die Verordnung 
von 1534 (siehe oben Anm. 89 u. 55) scheint mir nur von einer grundsätz¬ 
lichen Entgeltlichkeit im Binnenland zu sprechen; anders G. d e V r i e s a. a. 0. 

20 * 
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in Overijssel, no ) und in Heusden: -Buyten om niet, 
binnen om ghelt“. ul ) 

Die unentgeltliche Entnahme aus dem Aussendeich 
erklärt sich vielfach aus einem freien Gesamteigentum des 
Deichverbandes an ihm. Aber auch insoweit dies, wie z. T. 
in den Niederlanden, zerstört wurde oder einschrumpfte, 
erhielt sich die unentgeltliche Entnahme als weitgehende 
Beschränkung der Herrschaftsrechte am Aussendeich. Vielfach 
erblickte man ihre Wurzeln in einer »Erlaubnis“ des Landes¬ 
herrn in Bezug auf Landstriche, die ihm vornehmlich kraft 
des Aussendeichsregals zugehörten 118 ). Daher konnte hier 
der Landesherr bei Vorbedeichungen das Recht auf unent¬ 
geltliche Erdentnahme zu Gunsten der Vorbedeicher in den 
neu eingedeichten Landstrichen abschaffen 118 ), oder in ein 
nur entgeltliches Recht umwandeln 114 ) 115 ). — Über die ent¬ 
geltliche Erdentnahme im Binnenland wird später 
gesprochen werden. 

ß. In manchen Gebieten erfolgte die Erdentnahme seitens 
des Kabelhalters im allgemeinen 116 ) überhaupt un¬ 
entgeltlich, und zwar nicht bloss Aussendeichs, 
sondern auch binnen Deichs. Es handelt sich hier 
um die altertümlichste Reglung. Sie begegnet in 

l,# ) Deichrecht für Zalk art. 7 (a. 1431): »Ende men en sal ghiene 
eerde nemen hinnen dar men se buten krighen kan. Ende wie eerde 
behoeft mede to dijcken salmen den ghenen afhelden (lies: afgelden), des 
se eijno is binnen dijcks die Vierkante roede een spit diep om en butken.“ 

,u ) Deichrecht für Heusden von 1437 tOudenhoven „Heusden“ S. 251), 
Beekman S. 48. 

m ) Vgl. Bd. I S. 117 ff. Von G. de Vries S. 227 wird die Zeit, 
die vor der Durchsetzung landesherrlicher Ansprüche liegt, nicht beachtet. 

n *) Siehe die Belege bei G. de Vries S. 236; insbesondere 
M i e r i s IV, 474 (a. 1417/18 »ende des so en sal nyemandt wt desen 
voirscreven wterdyck diken of delven noch doen delven, dan toten dyk 
des landekyns v. up eenre boeten“). 

1U ) Siehe Handveste für Enkhuizen von 1412 (Bd. I Eiul. § 4b 
Anm. 538), G. de Vries a. a. 0. Beekman a. a. 0. 

n# ) Anderswo verblieb das Hecht auf unentgeltliche Entnahme. 
Vgl. die Entscheidung aus dem Jahre 1511 bei G. de Vries S. 235. 
Siehe ferner über das Oktroy bei der Bedeichung der Ziipe von 1552 
G. de Vries S. 229 f. 

116 ) Ober Erdentnahme ganz ausserhalb des Deichbezirks siehe 
unten c. 
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Deutschland und in den Niederlanden. Aus deutschen 
Gebieten führe ich zunächst die Rüstringer Rechtssatzungen 
an. Nach ihnen kann es nicht zweifelhaft sein, dass der 
einzelne Kabelhalter sowohl im Aussendeich als auch in den 
ihm dann lediglich zur Verfügung stehenden 60 Puss Binnen¬ 
deichs unentgeltlich Erde und Soden entnehmen durfte. 1,T ) 
Unmittelbar ausgesprochen und begründet ist unser Prinzip 
in der Deichordnung für die Herzogtümer Bremen und 
Verden von 1692 (cap. III, § 13). Sie ist unbedenklich 
schon für diese Periode zu verwerten, da sie sich auf ein 
„beständiges Herkommen“ beruft Es heisst hier: „Weil 
nach dem Exempel der benachbarten, fast durchgehende in 
Unseren Marsch-Landen, das Alte Land ausgenommen, es 
also beständigst hergebracht, dass, wann jetzt be¬ 
deuteter massen, über die verbrauchte ordinaire Teich-Erde, 
jemanden ein Stück Landes zu gemeinem Nutzen der Teiche 
abgegraben wird, derselbe ausserdem, dass er nach Anzahl 
des erlittenen Schadens von dem Contributionsregister etwa 
abgeschlagen wird, des sonsten desfalls keiner Erstattung 
sich im geringsten zu erfreuen habe. Und dann diese 
Observance, wie sie anfänglich scheinen möchte, nicht so 
gar Übel begründet, dass sie nicht bey Aufrechthaltung des 
gemeinnützigen und an sich hoch privilegierten Teich- 
Wesens mit guter Raison fernerhin solte sustiniret werden 
können? So wollen Wir dieselbe hierdurch genehm gehalten, 
inzwischen aber gleichwol Unsem Alten Ländern vorberegte 
ihre discrepante Gewohnheit, Kraft welcher solche extra- 
ordinaire angewiesene und von dem nothdürfftigen Teich¬ 
halter abgegrabene Erde, nach der Creutz-Ruhte für 16 ßl. 
bezahlet werden muss, bestätiget und selbige in Ansehung 
dessen, dass sie wo nicht mehr, dennoch nicht weniger als 
vorige auf Recht und Billigkeit beruhe, hiemit ausdrücklich 
confirmieret haben.“ Dies Zeugnis, dass in einer grossen 
Reihe deutscher Marschländer das angegebene Herkommen 
galt, verstärkt die Vermutung, dass auch z. B. im ost¬ 
friesischen Recht n8 ) in älterer Zeit Gleiches der Fall 

inj Vgl. über die Rüstringer Rechtssatzungen oben Anm. 64 u. 8.298. 
Der Kabelhalter hatte keine weiteren Rechte auf Zuweisung. 

1,s ) Das alte ostfriesische Deichrecht (siehe oben S. 287) schweigt. 
Erst 1539 wird im Hinblick auf Einlagen im Gegensatz zu dem bis- 
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war. 119 ) In den Niederlanden lässt sich ebenfalls der 
gleiche Grundsatz nachweisen. Er galt offenbar in Wate Ir¬ 
land bis zum Jahre 1670 unbestritten. 120 ) Erst nach der 
Allerheiligen Flut setzen Streitigkeiten ein, die mit dem 
Sieg des Prinzips der entgeltlichen Entnahme der Deicherde 
im Binnenland schliesslich endigen. Besonders interessant 
sind die Anführungen der streitenden Parteien, welche 
G. de Yries mitteilt. Von der einen Seite wurde gesagt, 
„dat voor uitgeslagen of uitgedolven lant nooit schaftgeld 
of zoodgeld betaald was, zoolang menschen geheugen reikte-, 
insbesondere bei Wehlen sei die Erde stets unentgeltlich 
aus den nächst belegenen Ländern genommen worden. Von 
der anderen Seite wurde „niet zoozer dit feit tegengesproken 
als wel beweerd, dat het noch recht noch billijk was, dat 
eenige gronden van particuliere eigenaars al wäre het voor 
werken von openbaar nut, vergraven en dus bedorven 
werden zonder schavergoeding“. Dasselbe Recht wie in 
Waterland galt in Zeevang. 121 ) 

Die unentgeltliche Erdentnahme im Aussenland erklärt 
sich aus dem früher Gesagten. 122 ) Die unentgeltliche Ent¬ 
nahme im Binnenland wurzelt, insoweit nicht vorhandenes 

herigen Recht beschlossen, dass derjenige, dessen Land „affgegraven“ 
würde „tho der gemeinen Nuttigkeit der Dycken“, eine „Verehrung“ 
aus dem gemeinen Deichschott erhalten solle. Man wird hier nicht an 
eine Ausnahme im früheren Recht bei gemeinen Werken zu 
denken haben (siehe über solche unten b), sondern an bisherige Unent¬ 
geltlichkeit der Erdentnahme in allen Fällen. Im Resultat überein¬ 
stimmend G. Meyer „Das Recht der Expropriation 1 * S. 75. 

U9 ) Auch für das Nordstrander Recht darf man dasselbe annehmen. 
Das Spadelandsrecht schweigt. (Aus seiner Bestimmung art. IX, dass 
„ausgeworfenes“ Land bezahlt werden soll — siehe oben S. 214 — läßt 
sich nur etwas für die Vergütung des Deichgrundes schliessen. Vgl. 
oben S. 199 Anm. 185). Heimreich bemerkt aber in der Note zu art. II, 
dass später Streit vorgefallen sei, ob Späteland zu bezahlen. Die dort 
angeführten Erkenntnisse beziehen sich auf Erdentnahme bei W e h 1 e n. 
Vgl. nunmehr Anm. 118 u. 134. 

120 ) Vgl. zu Folgendem G. de Vries S. 230 11. 

lfl ) Vgl. übrigens für älteres seeländisches Recht Bergh II, 40 LXI. 
Siehe dazu unten S. 315. — Eine Vergütung wird nicht erwähnt im Deichrecht 
für Salland; siehe art. 11 und art 104. Für die Regel kann man eine 
solche aber aus den anderen overijsselschen Deichverbänden folgern. 

la2 l Siehe oben S.308. 
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Gesamtoigontum in Frage stand, 1 * 3 ) in der Vorstellung, dass 
gegenüber dem allgemeinen Nutzen das Einzelinteresse 
gänzlich zurücktreten müsse. 121 ) Die zur Erdentnahme 
verwendeten fremden Grundstücke erschienen entweder 
dauernd in so weitgehender Weise im öffentlichen Interesse 
belastet oder durch besondere Zuweisung kraft öffentlichen 
Verbandsrechts im Einzelfall einer solchen Duldungspflicht 
unterstellt. 

In manchen niederländischen Verbänden galt im 
allgemeinen der Grundsatz, dass eine Entnahme von 
Deicherde seitens des Kabelhalters sowohl im Aussen- 
deich wie im Binnenland nur entgeltlich erfolgen 
solle. Hier fehlte im Binnenland ein der regelrechten Erd¬ 
entnahme ofTenstehendes Gesamteigentum des Deichver¬ 
bandes. Allein die Erdentnahme aus fremden Binnengrund- 
stücken wurde enteignungsrechtlichen Grundsätzen 
unterstellt. Wohl musste das Einzelinteresse dem allgemeinen 
Nutzen weichen, jedoch nur gegen Schadloshaltung. Der 
Aussendeich aber unterstand hier fremden Herrschaftsrechten 
in der Weise, dass in diese zwar eingegriffen werden 
konnte, aber nur gegen Entgelt. 

Beispiele für diese Ausgestaltung — in denen aus¬ 
drücklich sowohl des Aussendeiehes wie des Binnen¬ 
deiches gedacht wird — sind folgende. Einmal die Hand¬ 
veste für Crommenij von 1346,’ 25 ) sodann das Deichrecht 
für Mastenbroek von 1441 (art. 42): „Dattmen eine roode Eerden 
binnen Dykes betaelen sali mit eine halue vleemsche, ende 
eine roede buyten Dykes mit een halff herenpond“, und das 
Deichrecht für Eescharen und Gassei von 1570; in letzterem 
wird in dem früher erwähnten art. 23, 126 ) nach welchem 
eine priseringe des Erbes, auf das der Deich gelegt wird, 

123 ) Gesamteigentum konnte bei Binnonmarken, möglicher Weise 
bei des Deiches Haltoder auch beim Rutenspätelandoder sonstabgemessenen 
Späteland in Frage kommen. Das Gesamteigen an des Deiches Halt 
oder den erwähnten Späteiändern konnte bei der ersten Anlage des 
Deiches oder später unentgeltlich oder entgeltlich ausgeschieden sein. 

IU ) Siehe oben S. 302. 

12ß ) Siehe oben Abschnitt III § 14, VIII 3. Vgl. dazu auch die Hand¬ 
veste von 1357 (Bd. I. S. ISO). 

1,e ) Siehe oben S. H>S. 
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stattfinden soll, fortgefahren: „Als ook van gelyke sal gedaan 
worden van alle aarde, die men ten naasten lande ten minsten 
schade tot het maken en repareren van al de v. dyken . . . 
soo wel buyten als binnensdycks sal vermögen te nemeir. 

5. In manchen Verbänden konnte der Kabelhalter regel¬ 
recht und grundsätzlich in gewissen Land¬ 
strichen am Deich, auch abgesehen vom Aussendeick, 
die Erde unentgeltlich entnehmen, während anderswo 
ihm nur die entgeltliche Entnahme gestattet war. 

Hierher gehört vor allem das Alte Land. Nach seinem 
Deichrecht (art. III) konnte die Erde im äusseren Ruten- 
späteland, im sonstigen Aussendeich, im inneren Ruten- 
späteland unentgeltlich entnommen werden; ist hier 
Mangel, so muss die Erde anderswo angewiesen werden, 
diese aber muss bezahlt werden. 127 ) Auch in anderen 
Gegenden, wo ein inneres Rutenspäteland vorhanden war, 
wird Gleiches gegolten haben. Die Besonderheit des inneren 
Rutenspätelandes kann sich aus einem Gesamteigentum an 
ihm erklären, 128 ) aber sie lässt sich auch da, wo solches 
Gesamteigentum fehlte, 129 ) leicht begreifen. Ging man von 

127 ) Es heißt in art. III. nach der Bestimmung des Rutenspätelandes: 
„Und wo keine Erde binnen oder buthen ist, müssen alsdann die 25 Deich- 
Richter und Geschworne . . . die Erde wor sie nöttig ist, zuweisen, etwa 
auss einer nechtsbelegenen Gemeine oder aus der Länderey, die über die 
8 Ruthen Teich-Erde am nechsten tendest pro quota belegen. Solche 
Erde aber muß von dem, der sie begehret nach der Kreutz-Ruthe . . die 
Ruthe vor 16 ßl. bezahlet werden“. Die Geltung dieser Rechtasätze 
wird durch die D.-O. für die Herzogtümer Bremen und Verden von 1692 
bestätigt. Siehe oben S. 809; ferner im wesentlichen auch durch die 
Fluchturteile (öd. I. S. 81) Nr. 120 (a. 1571): Hier wird gefragt, wie 
man die Deicherde bezahlen soll. Und es wird gewiesen: Wenn die Not 
fordert, den Morgen um 6 Mark von einem jeden Stück gegen den Deich 
10 Ruten zu messen. Es soll aber zuerst von 5 Ruten genommen werden. 
Befreit ist das Gut des Herrn. 

ia8 ) Vgl- Anm. 128. Gesarateigentum kann z. B. vorliegen nach 
Spadelandsrecht art. II. Vgl. Schleswig-Holsteinsches Deichreglement 
von 1803 § 29 unter b. In diesem Fall ist das Späteland Zubehör des 
Deiches. Die Benutzung kann durch die Ausdehnung der Kleinkabel- 
reclite in der Weise geregelt sein, dass jeder Kabelhalter ein Vorrecht 
auf das seiner Kabel anliegende Späteland hat. Vgl. Spadelandsrecht 
art. III u. art. V (siehe oben Anm. 50). 

,2 °) Gesamteigentum fehlt z. B. ersichtlich in den Rüstringer Rechts¬ 
satzungen (siehe oben S.297), den DitmarserLandrechten (siehe obenS.298). 
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dem Grundsatz unentgeltlicher Entnahme zu enteignungs¬ 
rechtlichen Prinzipien über, so war es — vom Aussendeich 
abgesehen — nur natürlich, dass man dem seit alter Zeit 
vorzüglich gewidmeten inneren Rutenspätelande die weiter¬ 
gehende Belastung beliess. Nicht unmöglich ist aber auch 
eine fernere Entwicklung, die infolge der Erstarkung der 
Vorrechte des einzelnen Kabelhalters auf sein inneres 
Späteland dahin führte, dass nur er in diesem unentgeltlich 
die Erde entnehmen durfte. ,3 °) 

Eine gewisse Verwandtschaft mit der Reglung, deren 
Entwicklung soeben besprochen ist, weisen niederländische 
Deichrechte auf. Hier findet sich die Vorschrift, dass jeder 
Kabelhalter das gegen seinen Deichschlag liegende fremde 
Binnenland unentgeltlich zur Erdentnahme benutzen durfte, 
dagegen ausserhalb desselben auf entgeltliche „aardhaling“ 
angewiesen war. 1S1 ) 

b) Das Spätegeld bei anderen Deichlasten 
im allgemeinen. Bei den anderen Deichlasten, mochten 
es die Gemeinlasten der alten Kommuniondeichung, der 
alten Grosskabeldeichung sein, oder mochten sie als Gemein¬ 
lasten im Rahmen der Kleinkabeldeichung oder im Rahmen 
der Anfänge der Gemeinmachung erscheinen, konnten im 
wesentlichen, soweit dies denkbar ist, entsprechende Grund¬ 
sätze gelten, nur muss man an Stelle des einzelnen Kabel¬ 
halters den Deich verband oder Ortsverband setzen. 18 *) 

Zweierlei ist aber als Besonderheit bei grösseren 
Gemein werken, insbesondere bei Wehlen, Einlagen, 
Neubedeichungen von grösstem Interesse: 

I8 °) Vgl. Antn. 128. — Dasselbe kann sich auch bei äusserem Ruten- 
späteland ausbilden. Siehe oben Anm. 127 und dazu Billwärder Land- 
recht art. 11. 

5al ) Siehe Mieris IV, 470 (a. 1418): Jeder soll deichen „in sijn 
hobrede“, kann er es hier nicht bekomen, so soll er greifen auf „dat naeste 
als nutste is om sijn gelt.“ Ich schliesso mich hier der Auslegung von 
G. de V r i e s an, dass es sich nicht um eine V erkabelung nach 
„hobreede“ (über solche siehe oben S. 50) handelt. Bei einer solchen 
entnimmt der Kabelhalter im Binnenland zunächst aus seinem Eigen. 
— Siehe weiter aus dem Deichrecht für Althena von 1461 die Artikel, 
die Beek man S. 40 mitteilt. Art. XX zeigt den Gegensatz unentgeltlicher 
Entnahme vor dem eigenen Deich und der entgeltlichen Entnahme gegen 
eines andern Deich und anderswo. Vgl.'noch oben Anm. 180. 
i* 2 ) Vgl. oben unter III. 2. 
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a. Einmal scheinen vielfach gerade bei ihnen zuerst 
enteignungsrechliche Grundsätze zum Vorschein gekommen 
und dann auch für den einzelnen Kabelhalter und in 
geringeren Fällen augewendet worden zu sein. 133 ) Dies 
erklärt sich daraus, dass gerade bei solchen Gemeinwerken 
sehr viel Erde und anderes Deichmaterial auch aus dem 
Binnenland nötig ist, und damit in kulturell fortgeschrittener 
Zeit ein grösserer Anlass zur Stellung und Beantwortung 
der Frage gegeben war, ob nicht gerechter Weise den 
Betroffenen eine Entschädigung gewährt werden müsse. 

r (i. Gerade umgekehrt finden wir in manchen bestehenden 
Deichverbänden bei der Kleinkabeldeichung, dass für grössere 
gemeine Werke eine Ausnahme von enteignungsrecht¬ 
lichen Grundsätzen gemacht wurde. I34 ) 

Ganz allgemein ist dies z. B. ausgesprochen in dem 
Deichrecht für Mastenbroek art. 42 (a. 1439): 

„Datmenn eine roode Eerden . . . betaelen sali ... — 
Von der Eerde daermen waeden offte inlaeghe 
medde Dyket en sal men nyett ge Iden“. 

Ganz deutlich nimmt auf das Gemeine Werk bezug 
die Aussprache für Westfriesland von 1339: „Alle die airde, 
die men in open walen, jof in inlaghe draghet, dat men die 
niet ghelden en zal, ter tijd dattet meene werc op 
ghegheven is“. 1SS ) ,36 ) 

ias ) Siehe oben Anm. 118, 11 ( J, 120. 

184 ) Dass in manchen Gebieten bei grösseren Gemeinwerken 
keine Entschädigung für Erdentnahme bezahlt wurde, hat besonders 
Beekman S. 51 mit Recht betont; dort auch Belege, insbesondere die 
beiden nachher im Text angeführten. Doch gibt er hierfür keine 
Erklärung. Manche der angeführten Quellenbelege halte ich allerdings 
nicht für beweiskräftig. So gehört m. E. das Nordstrander Recht nicht 
hierher (siehe oben Anm. 119). Beekman übersieht, dass die Reglung 
der Entschädigung bei Wehlen keineswegs darauf beruhen muss, dass 
hier bisher ausnahmsweise keine Entschädigung stattfand. 

18Ä ) M i e r i s II, 614. 

l3G ) Charakteristisch sind insbesondere noch die bei Beekman 
8. 52 angeführten Keuren von Sehieland und das Deichrecht von Zalk 
art. 68 (a. 1485). Dagegen gehört Deichrecht von Zalk art. 101 (a. 1489) 
nach dem Druck in den Overijsselschen Deichrechten („overst in gemeyne 
merken . . sal men geen eerdtgehl van betalen“) nicht hierher; 
vielleicht ist aber statt „merken“, das natürlich auch Sinn gibt, zu lesen 
„werken“. 
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Wie ist dies zu erklären? Man wird wohl folgender- 
massen sagen müssen. Es ist bei gemeinen grösseren 
Werken die Vorstellung vorhanden, dass gegenüber dem 
allgemeinen Nutzen das Einzelinteresse völlig erdrückt wird, 
während insbesondere bei einer Erdentnahme seitens eines 
einzelnen Kabelhalters etwas mehr Einzelinteresse gegen 
Einzelinteresse steht, so dass eine Ausgleichung als gerecht 
empfunden wird. 130 *) 

c) Der Späteort ausserhalb des Deichver¬ 
bandes. Befindet sich der Späteort ausserhalb des Deich¬ 
verbandes (einschliesslich des ihm an- oder beiliegenden 
Aussendeichs), sei es dass er im Einzelfall sei es dass er für die 
Dauer gestattet ist, so üb er wiegt die Vorschrift, dass 
die Erde dort nur gegen Bezahlung entnommen werden 
darf. 137 ) Hierdurch kann sich gerade ein Gegensatz 
zu dem Land des Deichverbandsbezirkes ergeben. So lesen 
wir in der Keure für Seeland von 1258: 138 ) „Una mensura 
glebarum ematur extra officium I. lib., qui contradixerit 
solvet comiti V lib. — In quolibet offico licitum est homi- 
nibus ejusdem officii accipere glebas ad aggerandum idem 
officium, qui contradixeret, solvet comiti III lib.“. 139 ) 14 °) 
Ebenso ist nach dem Schaubrief für den Meerndeich in 
Utrecht bei der Erdentnahme aus den dem Deich zugehörigen 
Ländern kein Entgelt zu zahlen, wohl aber bei anderen 
Landstrichen. 141 ) Nur wenn es sich um Aussenländer 
handelte, griff oft unentgeltliche Erdentnahme Platz. Dies 
war namentlich bei Vergabungen zur Eindeichung, bei 
Privilegierungen zur Eindeichung und zur Wiederbedeichung, 

116 «) Vgl. auch die Anführungen der Parteien in dem Streit in Water- 
land zu Ende des 16. Jahrhunderts oben S. 310. 

1S7 ) Siehe im allgemeinen die oben S. 304 f. angeführten Quellen. 

«*) B e r g h II, 40 LXI. 

1M ) Man kann dies nur so verstehen, dass die Erdentnahme inner¬ 
halb des officiums unentgeltlich stattfand. 

uo ) Siehe dazu aber Bergh II, 747 art. CI1I (a. 1290); hiernach 
musste die Erde auch im Vorlande des Deichverbandes (über „meyland* 
siehe Beek man S. 1148) bezahlt werden. Das anliegende Vorland ge¬ 
hörte hier in späterer Zeit dem Ambachtsherrn. Vgl. Beek man S. 27. 

141 ) Der Schaubrief von 1545 fährt in der oben Anm. 95 angeführten 
Stelle fort: „mits betalende den gheenen, die haer landen totten dyck 
niet behoorende ontgraven werden, tot seggen van Graf endeHeemraden“. 
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bei Hülfsmassnahmen nach grossen Wasserfluten, die vom 
Landesherrn ausgingen, der Pall und ist meist eine Wirkung 
des Aussendeichsregals. 148 ) Vielfach wurden aber auch hier, 
sei es infolge geringerer Begünstigung sei es infolge Be¬ 
achtung der Rechte und Ansprüche Dritter, Entschädigungen 
vorgeschrieben. ,4S ) 

2. Wo die Deicherde nur entgeltlich entnommen 
werden durfte, stellte man Grundsätze für die Fest¬ 
stellung der Vergütung auf. 

Vielfach überliess man die freie Schätzung 
(Schiering, Schattin g) den Deichbearaten, insbe¬ 
sondere Deichgraf und Deichgeschworenen. ,44 ) Oft war 
aber das Spätegeld durch deichrechtliche Satzung auf 
einen festen Betrag fixiert. Dabei unterschied man 
öfters in den Niederlanden einmal die Art des 
Landes, aus dem die Erde entnommen wurde (Weide¬ 
land, Rietland, Grasland), 145 ) ferner den obersten und 
die ferneren Sodenstiche. 146 ) Als Mass legte man 

14f ) Die unentgeltliche Erdentnahme ist horvorgehoben bei 
Mieris IV, 017 (a. 1421/22): Die Deicher können Soden und Deichwerk 
überall Aussendeichs in dem Lande von Voorne holen, „waert heur best 
genuegen sal, sonder oversaetaftegelden“; ferner in einer 
Urkunde für die Bedeichuug von Nieuwe Goote von 1473, angeführt bei 
Beekman S. 530: Sie können Erde und Soden nehmen „deuer alle 
onse Lande von Voorne, buiten den dycken, tot heuren schoonsten en 
dat ten minsten schade, . . . sonder ons yet daer voren te geven ofte 
te betalene“. — Die unentgeltliche Erdentnahme ist aber auch 
häufig als selbstverständlich vorausgesetzt. Vgl. insbesondere die oben 
Anm. 105 angeführten Urkunden, abgesehen von Mieris IV 618 
(a. 1421/22). 

,4a ) Siehe z. B. Mieris IV, 613 (a 1421/22): Den Ambachtsherrn 
von Vosmeer wird erlaubt Soden und „Werk“ zu holen „over all in den 
gorzen wair sy gelegen syn onder onsen Rentmeester van Beoisterscelt 
in Zeeland op redelike overzatinge dair voir te doen den 
genen dier scade by lyden by onsen Rentmeester“. Siehe ferner die 
allgemeine Verordnung für ganz Holland nach der Allerheiligen Flut im 
Jahre 1570 (oben Anm. 102): „op sulcke Gorssingen ende aenwassen, 
als een yegelyck hem best bequaem ende gelegen sal duncken . . . raits 
betalende voor schacht gelt van elcke drie roeden twee grooten Vlaema“. 

144 ) Vgl. Beekman S. 48, G. de Vriea a. a. O. 

14s ) Beispiele bei G. de Vries S. 237; siehe auch Beekman S. 50 
(Weyland, Bauland, Saatland). 

146 ) a. a. 0. Der oberste Sodenstich war natürlich der teuerste. 
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einerseits die Rute zu Grunde und zwar die vierkantige 
Rute m ) oder „Kreuzrute“, d. h. die Rute in die Länge und 
Breite, 148 ) andrerseits den Spatenstich. 149 ) Eine vierkantige 
Rute einen Stich tief war ein Schaft. 150 ) Wurde Saatland 
angegriffen, so musste auch das Korn bezahlt werden. 15 ‘) 

Mitunter ist bestimmt, dass der Kabelhalter zunächst 
sich über die Entschädigung mit dem Grundeigner selbst 
einigen und erst in Ermanglung einer Verständigung eine 
Wardierung seitens der Deichbeamten stattfinden soll. 15 *) 

Eine merkwürdige Besonderheit findet sich in dem 
Deichbrief für Erkemede von 1403. 158 ) Nach ihm wurden 
nicht die Erde und die Soden bezahlt, sondern das Land 
selbst. Es fand also keine entgeltliche Erdentnahme statt, 
sondern eine entgeltliche Landwegnahme, eine Land¬ 
enteignung. Der Kabelhalter erhielt das Eigentum am 
Land, das ihm die Deichobrigkeit bei Erdmangel zwecks 
dauernder Erdentnahme zuwies, und er musste das Land 
bezahlen: „Und magh die eerde nemen daer hem die Dijk- 
greve und Hemelraeden wysen sullen, ten minste schaden, 
ind die sal van elcker roede lants geven .... den genen 
die dat landt zyn is, ind die geene die dat landt 
betaelen, die sullen dat landt voirtaen erffe- 
lick behalden, in hoeren erfgenamen hoern dijck mede 
toe halden ind toe maecken“. 

VI. Die Spätehandlung. Unter den Vorschriften, 
die für Form und Umfang der Erdentnahme Grundsätze 
aufstellen, und die vielfach auf den einzelnen Kabelhalter 
zugeschnitten sind, sind folgende erwähnenswert. 

U7 ) Deichrecht für Zalk (art. 101 a. 1573.) 

14S ) Deichrecht des Alten Landes art. III; nach den Fluchturteilen 
von 1571 wird die Bezahlung nach Morgen berechnet (siehe oben Anm. 127). 

149 ) Siehe Anm. 146. 

,5 *) Siehe die bei Beekman S. 50 angeführten Keuren für Delfland 
von 1598. 

,5 ‘) Siehe D.-O. für Leckdeich boven Dams von 1537 art. 16, oben 
Anm. 61. 

,M ) So in der Verordnung für das Norderquartier von 1634 art. 11 
(siehe oben Anm. 39 u. 56): „Midts den eyghenaren van de landen daervan 
huere ghemoede hebbende na de waerde van de landen . . of bij gebreeke 
van dien tot taxatie van dijkgrave of hemraeden*. 

,M ) Vgl. auch Beekman S. 51. 
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1. Oft wird dem Deichhalter, der auf fremdem Boden 
Erde holen will, eine Ansage an den Grundeigner 
oder Braue her dieses Landes vorgeschrieben. 154 ) Dies 
geschah im Interesse des Grundbesitzers, damit er die Erd¬ 
entnahme kontrollieren konnte und wegen des Spätegeldes 
gesichert war. Mitunter kann die Ansage an den Grundeigner 
durch Ansage an einen Deichbeamten ersetzt werden. 155 ) 

2. Sehr häufig war eine Ansage an die Deich¬ 
beamten erforderlich, da sie die Deicherde zu weisen 
und schätzen mussten. 151 ’) 

3 . In Bezug auf den Umfang der Erdentnahme galt all¬ 
gemein, dass sie in der Weise stattzufinden hatte, dass der 
Grundbesitzer möglichst wenig Schaden litt. 157 ) Häufig ist 
bei Bestimmung des Spätegeldes von einer bestimmten 
Anzahl von Spatenstichen die Rede. Dies zeigt einerseits 
an, dass nicht tiefer gegraben werden durfte, andrerseits 
weist es darauf hin, dass der Kabelhalter, wenn er nicht eine 
besondere Qualität Erde brauchte, bis zu dieser Tiefe gehen 
musste, ehe er weitere Oberflächen antasten durfte. 158 ) Eine 
Sondervorschrift enthält das Deichrecht für Zalk von 1573, 
nach ihm soll grundsätzlich nur ein Spatenstich tief vom 
fremden Eigen innerhalb eines Jahres genommen werden, 
es sei denn dass der Grundbesitzer ein tieferes Graben für 
vorteilhafter für sich hält. 159 ) 

1B4 ) Siehe Verordnung für das Norderquartier von 1534 art. 12, 
ferner G. de Vries S. 237 a. E., Beekman S. 53, Handvesten für Medem- 
blick von 1398 (Mieris III, 666.), Schiedssprüche für Swijndrecht von 
1386 und 1387 (Nibbelink Nr. 80, 84). 

15Ä ) Schiedssprüche für Swijndrecht von 1386 und 1387 (siehe Anm. 
154): „Ende so wie aerde halen wille, die sal denghene een wete laten 
dies die aerdo is of die in dien tiden onse aerde van ons weghen beswaren 
sal ende dat velt besteken bi eenich van dien tween ter minster schaden 
ende dairaf borchtochte setten*. 

iG6) Yg] di e Auszüge bei Beekman S. 43 und 51. 

iä 7) Vg]. oben Anm. 85. 

158 ) Vgl. hierzu den bei Beekman S. 50 wiedergegebenen Beschluß 
für den Lopikerwaard von 1608. 

169 ) Deichrecht für Zalk art. 101 „Wel toe verstaan, dat men in een 
Jaar niet meer als een spit boven die groene swaerde (siehe oben 8.161 
Anm. 7) afnemen sal, ten zy dat den eygenaer voir hem nuttelycker 
achte, dat men dieper in die grond graven solde“. 


Go igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



;u;i 

4. Besondere Vorschriften galten zum Teil in Bezug auf 
die Bezahlung. Nach dem Privileg für Medemblick von 
1398 musste der Sodengräber die Erde sogleich bei der 
Entnahme begleichen, lti0 ) nach den Schiedssprüchen für 
Swijndreeht von 1386 und 1337 musste er Bürgen für die 
Bezahlung stellen." 51 ) 

VII. Rechtliche Auffassung. Wir haben bereits 
bei der Darstellung des Rechtes auf Deicherde wiederholt 
auf die den einzelnen Rechtssätzen zu Grunde liegende 
Rechtsauffassung hingewiesen. Es bedarf aber in dieser 
Hinsicht noch einiger Erwägungen und Zusammenfassungen. 

Sicher ist es, dass man zweierlei unterscheiden muss: 
Einmal die regelmässigen Bestimmungen, welche das 
Eigentum am Land unberührt lassen und nur auf eine 
Entnahme von Deicherde aus fremdem Lande abzielen. 
Zweitens die seltene Vorschrift, die eine Überwälzung 
des Grundeigens auf den Erdbedürftigen anordnet. 

Sicher ist ferner, dass von einer wahren Ent¬ 
eignung nie die Rede sein kann, wenn der Eingriff ohne 
Entschädigung erfolgt. IC2 ) 

Wie aber, wenn eine Entschädigung gewährt 
werden muss? 

Zweifellos kann man hier in dem zweiten Fall von einer 
Enteignung sprechen. Ob aber auch im ersten regelmässigen 
Fall? Liegen hier nicht bloss vorhandene oder im Einzel¬ 
fall geschaffene Beschränkungen des Grundeigentums vor 
im öffentlichen Interesse? 163 ) — Kein geringerer als Hugo 
Grotius 101 ) hat das „recht van aardhaling“, wenigstens was 
die Zuweisung seitens der Deichbeamten anlangt, unter die 
Enteignung gestellt mit den Worten*. „Volle eigendom werd 
verloren, wanneer de gemeene zaak eenig goed van noode 
heeft en’t zelve den onderzaten afschat: welk recht ook Dyk- 

lG0 ) Mieris III, 66G: „Die sal betalen ataphans op't laut“. 
G. de Vries S. 237, Beekman S. 51. 

161 ) Siehe Anm. 155. 

169 ) Über den Begriff der Enteignung siehe 0. Gierke „Deutsches 
Privatrecht * IIS. 464 f. und die dort angeführte Literatur; ferner F 1 e i n e r 
„Institutionen*' 2. Aufl. § 17. 

1# ») Über diesen Begriff und seinen Gegensatz zur Enteignung siehe 
0. Gierke a. a. 0. 

164 ) Siehe Anm. 1. 
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graven en Heemraden hebben binnen baren Waard, om 
aarde te halen tot making en hermaking von Dijken, mits 
dezelve haiende ter naester läge en minster schade, onder 
behoorlijke siering, dat is afscliatting“. Man wird aber dem 
nicht zustimmen können. Ein selbständiges Eigentum an 
Deicberde und Soden auf seiten des Grundbesitzers, das 
Gegenstand der Enteignung sein könnte, ist nicht vorhanden. 
Es ist daher an Beschränkungen des Grundeigen¬ 
tums zum öffentlichen Wohl zu denken. So können wir 
auch einheitlich die Masse der meisten Rechtssätze über 
die Entnahme von Deicherde umspannen. 
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FÜNFTER ABSCHNITT 


Die Deichverwaltung 


§ 1. 

Allfemeines 

Wir verstehen unter .Deichverwaltung“ die 
Leitung der Deichangelegenheiten durch 
Deichverbände und politische Verbände. Es 
handelt sich um eine Regierungstätigkeit, die von öffent¬ 
lichen Verbänden in Bezug auf Anlegung und Unterhaltung 
von Deichen und ihrem Zubehör entfaltet wird. *) 

Die Geschichte der Deichverwaltung ist vom Stand¬ 
punkt des Verbandslebens aus schon in grossen Zügen bei 
der Darstellung der Geschichte der Deichverbände beleuchtet 
worden, auch sonst wurde bei früheren Erörterungen wieder¬ 
holt auf sie Rücksicht genommen. Wir sahen bereits, wie 
mannigfach die Gegensätze waren, die bei der geschicht¬ 
lichen Entwicklung der Deichverwaltung eine Rolle gespielt 
und mehr oder weniger mit einander gerungen haben. 
Entscheidend treten vor allem hervor die Gegensätze zwischen 
Gemeindeverband und Deichverband im engeren Sinn, 
Sonderverwaltung und gewöhnlicher Landesverwaltung, 
Genossenschaft und Herrschaft, Teilverbänden und Samt¬ 
verbänden, Verbandsgenossen und Beamtentum, Genossen¬ 
versammlung und Ausschüssen, Einzelvorstehern und 
Beamtenkollegien, Deichverband und Sielverband nebst 
Schleusenverband. *) 

*) Ich nehme das Wort „Verwaltung“ daher in dem weiten Sinne, 
der auch die Rechtsetzung einschliesst. Vgl. Fleiner „Institutionen 
des deutschen Verwaltungsrechts“ 2. Auflage § 1. 

*) Der Ausdruck „zijl“ bedeutet ursprünglich Wasserleitung, später 
Schleuse. Siehe [Beekman unter „zijl“. Schleusen und Siele stellt 
gleich Hackmann XIV, Nr. 30 ff. Ober „Sielrecht“ Biehe unten § 2. 1. 

J. v. Gierke, Geschieht« des deutschen Deichrechts II. 21 
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Es bedarf im Folgenden nur noch des Eingehens auf 
eine Reihe besonders wichtiger oder eigenartiger 
Ausgestaltungen bei der Deichverwaltung. Anhangsweise 
soll das Deichstrafrecht erörtert werden. 


Erstes Kapitel 

Deichrechte und Deichanordnungen 

§ 2 . 

Deichrecht und Landrecht — Verwandtschaft der Deichrechte 

I. Deichrecht und Landrecht. Abspaltung 
des Deichrechts als Sonderrecht. Sobald es 
Deiche gab, muss es auch einzelne besondere deich¬ 
rechtliche Normen gegeben haben. Dies liegt in der eigen¬ 
artigen rechtlichen Natur des Deiches begründet. Aber 
diese einzelnen Sonderrechtssätze gingen ganz auf in der 
allgemeinen Rechtsordnung der kleineren und grösseren 
Gemeinden und politischen Landbezirke. Zusammen mit 
denx gewöhnlichen Recht entwickelten sie sich durch Ge¬ 
wohnheit und Rechtsetzung. Was an Deichrecht vorhanden 
war, war Gemeinderecht, Markrecht, Kirchspielsrecht, Land¬ 
recht. Dem Fehlen eines eigenen Deichverbandes und 
eigener Deichbeamte entsprach das Fehlen eines eigenen 
Deichrechts. Im übrigen handelte es sich bei der Einfach¬ 
heit der deichrechtlichen Verhältnisse nur um wenige Be¬ 
sonderheiten. 

Im Laufe der Zeit spaltete sich ein Deichrecht als ein 
geschlossenes Sonderrecht von dem gewöhnlichen 
Orts- und Landrecht ab Dies bewirkten die reichere Ent¬ 
wicklung des Deichwesens überhaupt, die Schaffung von 
Sonderorganen für die Deich Verwaltung, die Entstehung 
von Deichverbänden im engeren Sinn. Auch hier sind 
Gewohnheitsrecht und Rechtsetzung tätig. Die Recht¬ 
sprechung und Autonomie der Deichgenossenschaften, die 
Verordnungs- und Aufsichtsgewalt des Landesherrn sind die 
vornehmsten Träger der Entwicklung. Noch vielfach freilich 
blieben deichrechtliche Normen in den gewöhnlichen Land- 
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und Ortsrechten stecken. Beispiele dafür, dass in älterer 
und jüngerer Zeit einzelne Rechtssätze für die Deich¬ 
angelegenheiten sich völlig im Rahmen des gewöhnlichen 
Landrechts finden, lassen sich in Hülle und Fülle anführen. 
Man kann unterscheiden, je nachdem ob es sich um Land¬ 
rechte oder kleinere Ortsrechte handelt. x ) 

Unter den Landrechten erwähne ich z. B. aus 
deutschem Gebiet den Brokmerbrief, das Emsiger 
Pfenningsschuldbuch, die RUstringer Rechtssatzungen und 
Küren, das ostfriesische Landrecht von 1515, die Ditmarser 
Landrechte (15. Jahrhundert). Aus niederländischem 
Gebiet sind namentlich anzuführen das ältere und jüngere 
Schulzenrecht des westerlauwerschen Frieslands, verschiedene 
Groninger Landrechte und Küren, das Landrecht für Kenne- 
merland von 1292, das Landrecht für Westfriesland von 1299, 
die Landbriefe für Oberbetuwe, Niederbetuwe (14. und 
15. Jahrhundert), die Keuren für Seeland von 1258, 1290, 
die Keuren der vier Ambachten in Flandern von 1242. 
Charakteristisch ist auch, dass Eike von Repgow in seinem 
Landrecht einen deichrechtlichen Grundsatz aufgenommen hat. 

Unter den kleineren Ortsrechten weise ich z. B. 
hin auf die Rechte für Altenbruch, LUdingword und Nord¬ 
leda von 1439, die allerdings in die zweite Periode gehörenden 
Kappler-Artikel in Wursten (1620), das Weistum für Sand¬ 
hofen von 1527; aus niederländischem Gebiet würden hier 
z. B. overijsselsche Markrechte und die Küren der Oster¬ 
und Wester-Hammerick bei Groningen von 1386 eingereiht 
werden können. 

Die einzelnen deichrechtlichen Normen betreffen 
insbesondere das Zwangsverfahren gegen den Ungehorsamen, 
das Spatenrecht, den Deichfrieden, das Späteland. 

Als die deichrechtlichen Normen sich zu einem ge¬ 
schlossenen Sonderrechtsgebiet verdichteten, werden sie als 
„Deichrecht“ (dijkrecht) dem Landrecht gegenüber 
gestellt. *) Der Geltungsbereich dieser Deichrechte war ein 

') Vgl. zu Folgendem die genaueren Quellenangaben Bd. I. Einleitung 
§4a und § 4b. nebst den „Ergänzungen“ in Bd. II. 

*) Vgl. z. B. altes ostfriesisches Deich- und Sielrecht Kap. I, und 
§14 a, E.: „Und is ock beschreven Landrecht“, das Diekrecht für Nien- 
kerken u. s. w. von 1600 (Bd. I. S. 28 da 2.), Deichrecht für Büsum 

21 * 
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sehr verschiedener. Es gab Deichrechte, die nur in kleineren 
Sonderverbänden galten, andere bezogen sich auf grosse 
Samtverbände, wieder andere hatten für ein umfassenderes 
Territorium Bedeutung. Vielfach war das Deichrecht 
geschriebenes Recht. Die einzelnen Beliebungen, 
Rechtsfindungen, Anordnungen, Privilegien wurden ferner 
in vielen Verbänden in zeitlicher Reihenfolge aneinander 
gestellt und bildeten so die allgemeine sichere Grundlage 
der Verbands Verfassung. 8 ) Die fortlaufende amtliche Zu¬ 
sammenstellung der deichrechtlichen Sondernormen nannte 
man in Overijssel Dijkboek, Deichbuch. 4 ) Anderswo 
finden wir private Aufzeichnungen der Beliebungen, Urteile 
und Gewohnheiten; ein Beispiel bietet das berühmte Spade- 
landsrecht. 5 ) Landesherrliche allgemeine Deichordnungen 
werden in niederländischen Gebieten im Gegensatz zu den 
alten Landbriefen „Dijkbrieve* genannt, 6 ) oder man 
kennzeichnet sie als Ordnungen, die für die Deiche erlassen 

von 1465: „Dyt nascreuen schal wesen eyn Dyckrecht to Busen to 
ewighen tyden“, sgn. Spadelandbrief von 1438 (,Ock wille wi hebben 
an unser marsch vullenkamen dykrecht 41 ). — Deichrecht für Humster- 
land (14. Jahrh.): »Hyr beghint Hummerke dyckrecht. Dit synt de wil- 
koren Hummerkelandes van den dyken*. Vgl. noch die Quellenaus- 
züge bei Beekman S. 393. Vom Deichrecht im Sinn von Rechtsordnung 
'st nach Möglichkeit zu scheiden Deichrecht im Sinn von Deichgericht. 
Dies wird von Beekman S. 392 ff. völlig verabsäumt. 

*) Hierher gehören z. B. die overijsselschen Deichrqchte (vgl. unten 
§ 3.) Siehe ferner Hammerbröker Deichrecht art. 15 (a. 1486): »In 
desseme Jare ward belevet, dat me alle de Vindinge, de vor dem Dyk¬ 
dinge gefunden werden, schall van Jaren to Jaren schriven laten*. 

4 ) Siehe die Auszüge bei Beekman unter .Dijkboek*. Deichbuch 
bedeutet auch Deichrolle; siehe unten § 8. 

B ) Vgl. Bd. I, S. 33ff. Der Ausdruck Spadelandsrecht ist dort im Sinn 
von Recht des Deichlandes verstanden worden (so übrigens auch Hack- 
mann S. 450). Möglich ist auch die Deutung: Landrecht des Spatens, 
wobei man hauptsächlich an Spatenrecht und Verspätung gedacht haben 
mag (vgl. Hack mann a. a. 0., siehe auch Beekman S. 1650, dazu aber 
unten Anm. 8). Ist die letztere Deutung richtig, so würde dies ein 
deutliches Zeichen für das Herauswachsen des Deichrechts als Sonder¬ 
recht aus dem Landrecht sein. 

•) Siehe z. B. Deichrecht für Salland von 1308 Einleitung und die 
Auszüge bei Beekman unter „dijkbriev“. Deichbrief kann auch die 
Deichrolle bedeuten. Manche Landbriefe sind in Wahrheit Deichbriefe 
7 .. B. der Landbrief für das Land zwischen Maas und Wael von 1321. 
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sind. 7 ) In der zweiten Periode verwendete man in Deutsch¬ 
land auch den Ausdruck Spadelandesrecht im Sinn 
von Deichrecht überhaupt. 8 ) Wo die Entwässerung im 
Vordergrund stand, wie in der Provinz Groningen, wird das 
Deichrecht als ein Stück des Entwässerungsrechts aufgefasst 
Es ist daher hier ein Teil des Sielrechts (Entwässerungs¬ 
rechts). 9 ) 9 ‘) Subsidiär hinter dem Deichrecht galt Land¬ 
recht. 10 ) 

n. Verwandtschaft der Deichrechte. Die 
Deichrechte der einzelnen niederländischen und deutschen 
Gebiete weisen trotz mannigfacher Abweichungen viele 
Übereinstimmungen auf. Dies erklärt sich ohne weiteres 
aus der gleichen Rechtsauffassung und den vielfach gleichen 
wirtschaftlichen Verhältnissen, die in diesen Ländern 
herrschten. Es erklärt sich ferner aus dem Zusammenhang 
des Deichwesens mit der Besiedlung und Urbarmachung 
deutscher Marschen durch niederländische Kolonieen. n ) Viel 
niederländisches Recht und niederländisches Deichrecht 
schlich sich so im Osten ein. Aber auch sonst finden wir 
bewusste Entlehnungen aus anderen Deichländern, aus¬ 
drückliche Übertragungen und Anwendungen benachbarter 
Deichrechte. Häufig zeigt sich infolgedessen eine Ähnlichkeit 
mit der Entwicklung der Stadtrechte. Insbesondere wird oft 

T ) Siehe z. B. ostfriesiche Deichordnung von 1515. 

8 ) Abzulehnen ist die Meinung von Beekman, daß Spadelandsrecht 
auch das Recht des „Spätelandes“ d. h. das Recht auf Deicherde 
bedeuten könne. 

•) Ober die Bedeutung vonZijl siehe oben § 1 Anm. 1. In , t Sielrecht“, 
„Sielvesteny* hat es die Bedeutung von Wasserleitung, Abwässerung Über¬ 
haupt. So mit Recht Beekman S. 1839. 

••) In den Niederlanden wird in der zweiten Periode das Recht der 
Deiche, Wassergänge, Schleusen, Wege und Brücken unter dem „heent¬ 
recht* zusammengefaßt und dem Landrecht gegenübergestellt. Siehe 
Beekman S. 787. Der Beleg aus dem 13. Jahrhundert (Bergh II, 739) 
kann nicht als vollgültig angesehen werden, da die Urkunde nicht echt 
sein dürfte. Siehe unten § 6 Anm. 62. 

10 ) Vgl. die Keure für Rijnland von 1444 (bei Pruin 8. 222): „Wes 
men in de handveste van den heemraetscip niet en heeft noch in hoiren 
Keuren, dat sal men berechten na den recht van Riinlant, dats 
te weten, die beste reden dat beste recht, ter tijt toe datter eenige 
Keure op gemaict wort*. Sielrecht der drei Delfsiele von 1317 § 14. 

ll ) Siehe Bd. I, S. 105 ff. 
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in niederländischen Vergabungsurkunden und Deichordnungen 
ausdrücklich auf andere Deichrechte sei es zwecks unmittel¬ 
barer sei es zwecks subsidiärer Anwendung verwiesen,**) 
Auch fand in einzelnen Deichverbänden infolge Rechtszuges 
benachbartes Deichrecht Eingang. 13 ) 


§ 3 . 

Die Festsetzung von Deichrechten 

I. Begriffliches. Im Folgenden soll nicht die ganze 
Ausbildung des Deichrechts betrachtet werden, sondern nur 
die Festsetzung von Deichrechten. Dies bedarf 
einer begrifflichen Auseinandersetzung. 

1. Mit Festsetzung soll zum Ausdruck gebracht 
werden, dass es sich nur um das „gesetzte- Deichrecht 
handelt, die Bildung des Gewohnheitsrechts scheidet grund¬ 
sätzlich aus. 1 ) 

lg ) Häufig wird unmittelbar auf das Recht Seelands verwiesen. Vgl. 
z s B. die Vergabungaurkunde für Swijndrecht von 1331 : „Dat wij met 
onsen gemeenen Rade overeengedragen zijn, Swindrecht uyt te geven 
te dycken ten Zeeuschen rechte“. „Dit Lant sal men bedryven met eenen 
dyckgrave . . . ende bi sinen gesw’orene na der Zeeuschen rechte.“ Nach 
der Handveste für Swijndrecht von 1337 soll das Recht des Riederwaards 
maßgebend sein für die Deichschauungen, Wege. Wateringe, für Wehlen, 
Einlagen. Das Deichrecht des Riederwaards aber ist ein Tochterrecht 
des Deichrechts für Schieland, siehe Handveste für den Riederwaard von 
1374 (Mieris III, 2S7): .Omdat onse goede lüde van Riederwaert altoes 
ghehat hebben haer dycrecht Uten dvcrechte van Scieland“. Vgl. 
auch Beekman S. 415 (die Bemerkung in der Handveste von 1403, Mieris 
IU, 786, daß die Schauung sich richten soll nach dem Recht von Swijnd¬ 
recht, steht nach dem oben Gesagten hiermit nicht im Widerspruch.) Sub¬ 
sidiär sollte oft in overijsselschen Deichrechten das Deichrecht von Salland 
oder Mastenbroek zur Anwendung kommen. Siehe die Belege bei Beek¬ 
man a. a. 0. In dem Deichrecht für Mastenbroek art. 43 (a. 1441) wird 
aber wieder subsidiär verwiesen auf das Yssel-Deichrecht (auch bei 
Beekman a. a. O.) — In der Deichordnung für den Krimpenrewaard 
von 1430 art. 27 wird sogar auf die Deichrechte des Alblasserwaards, von 
Rijnland, Delfland und Schieland verwiesen. Die Interessenten können 
„daer uyt nemen ende kiesen wes hen tot alle tijt nutete ende oorbaer- 
licxste wesen sal“. 

1# ) Siehe hierüber unten §§ G. 9. 

14 ) Nur allgemeine Weistümer können mit hereingezogen werden. 
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2. Nur „Deichrechte“ sollen berücksichtigt werden 
d. h. Rechtsnormen für den Deich, die als Stück eines 
vom Landrecht losgelösten Sondergebiets auftreten. 
Daher wird die Rechtsbildung, die sich im Rahmen der 
Ortsrechte, der richtigen Landbriefe u. s. w. vollzieht, ausser 
Betracht bleiben. 

3. Nur solche „Deichrechte“ sollen in Frage kommen, 
die in erster Linie allgemeine Normen (Rechts¬ 
regeln) für den Lebensbereich des Deichver¬ 
bandes aufstellen. *) Infolgedessen gehören nicht hierher 
solche Anordnungen, die ausschliesslich oder doch in erster 
Linie auf einen einzelnen Tatbestand oder eine Summe 
einzelner Tatbestände gerichtet sind.*) 

Es versteht sich von selbst, dass die von uns gezogenen 
Grenzen nur nach Möglichkeit eingehalten werden können. 4 ) 5 ) 

II. Freie Autonomie der allgemeinen Mit¬ 
gliederversammlung. Deichrechte wurden in der 
Weise geschaffen, dass die allgemeine Mitgliederversammlung 
des Deichverbandes in freier Weise Recht setzte. Es fehlte 

2 ) Nach heutiger Systematik gehören hierher die meisten Gesetze 
und Verordnungen, sowie die autonome Satzung. 

*) Vor allem scheiden daher aus die „Verfügungen“ im heutigen Sinn. 

4 ) Bekanntlich hat das mittelalterliche deutsche Recht die Gegen¬ 
sätze zwischen objektivem Recht und subjektivem Recht, Rechtsetzung 
und Rechtsprechung u. s. w. nicht mit voller Schärfe getrennt. Vgl. 
0. Gierke „Genossenschaftsrecht“ II, S. 126 ff. 457 ff. 

B ) Nicht empfehlenswert scheint es mir „allgemeine Deichordnungen“ 
und „besondere Deichanordnungen“ zu unterscheiden und unter ersteren 
die umfassenderen Rechtsetzungen und unter letzteren Anordnungen 
betreffs einzelner Fragen zu verstehen. Denn alsdann müßte man jede 
kurze Änderung oder Ergänzung einer allgemeinen Deichordnung zu 
den besonderen Deichanordnungen stellen! — Dagegen läßt sich an eine 
Einteilung denken, die von den Trägern der Anordnungsgewalt ausgeht; 
ihr folgten wir im wesentlichen bei der Darstellung der Deichverbände. 
— Beekman unterscheidet „allgemeines Deichrecht“ des Landesherrn 
und der Deichgenossen und „Keuren“ der Deichbeamten. Er erklärt (S. 
968), daß das „allgemeine Deichrecht“ es im wesentlichen mit der 
„inrichting van het waterschap in zijn geheel“ zu tun gehabt habe, die 
„Keuren“ aber mit der Abmessung des Deiches und den Polizeiver¬ 
ordnungen. Diese Unterscheidung scheint mir weder historisch noch 
juristisch auszureichen. Auf jeden Fall ist zu beachten, daß unsere 
„allgemeine Normen“ und Beekmans „allgemeines Deichrecht“ sich 
nicht decken. 
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also herrschaftlicher Einfluss, insbesondere eine Genehmigung 
oder Bestätigung. Beamte sind beteiligt und angesehene 
Verbandsgenossen treten hervor, ihre Tätigkeit ist aber 
lediglich eine Hülfstätigkeit. Der Schwerpunkt der Recht¬ 
setzung liegt bei der Allgemeinheit der einheitlichen Ver¬ 
sammlung der Verbandsgenossen. Auch die Weisung durch 
Vertreter, die nur für diesen Einzelfall eingesetzt worden 
sind und nur unter der Kontrolle der Gesamtheit tätig 
werden, gehört noch hierher. 

Es handelte sich um die Rechtsetzung innerhalb von 
Gemeindedeichverbänden, Deichverbänden im engeren Sinn, 
Samtverbänden, Landschaften; häufig normierte man altes 
Gewohnheitsrecht, oft wies man aber auch ganz neue 
Rechtssätze; 6 ) es konnten Vertragsschlüsse und Einungen 
mehrerer Verbände oder Ordnungen innerhalb eines Ver¬ 
bandes in Frage stehen. Es mochte sich um eine um¬ 
fassende Deichsatzung oder um die Festlegung einer 
einzelnen Frage handeln. 

In genossenschaftlichen Verbänden ist dies der älteste 
Rechtszustand, in freieren demokratischen hat er sich mehr 
oder weniger erhalten. Aber auch in herrschaftlichen 
Verbänden blieb der Gesamtheit eine gewisse Autonomie 
ohne den Herrn teilweise gewahrt. 

Beispiele für solche Deichsatzungen durch die all¬ 
gemeinen Mitgliederversammlungen sind folgende: 

Das ausführliche Deichrecht für Vollenhove (1354—1387) 
ist gesetzt durch eine Vereinbarung der gemeinen Erff- 
genamen; 7 ) wir erfahren ferner aus ihm, wie die Satzungs¬ 
änderung sich vollziehen soll : die Verbandsgenossen müssen 
mit zweimaliger Kirchensprache geladen sein, es entscheidet 
die Mehrheit. Jedes neue „Übereinkommen- soll in das 

fl ) Vgl. Winsumer Zijlrecht von 1463: „Wandt die natuerlike 
rechten niet genoech en sijndt allene sunder die gesette rechten*. Hier 
wird dem ungeschriebenen Gewohnheitsrecht, dem natürlichen Recht, das 
geschriebene Satzungsrecht zur Seite gestellt. Das „natürliche Recht* 
wird daher in einem anderen Sinn verwendet als in den Rechtssprich¬ 
wörtern, die das „natürliche Recht“ über das gesetzte Recht stellen 
(z. B. „Kein gesetzt Recht verdrückt natürlich Recht“, Graf u. Diether 
Deutsche Rechtssprichwörter Nr. 17, vgl. auch Nr. 15 und 16). 

7 ) Siehe den Anfang des Deichrechts. 
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Deichbuch eingetragen werden unter Aufsicht des Schulzen, 
der Geschworenen, der Heemraden und von 4 Erffgenamen. 8 ) 
Ebenso beruht das Deichrecht für die Seedeiche von Vollen- 
hove, Wannerperveen, Jjsaelham von 1411 auf einer Ver¬ 
einbarung der Erbexen. 9 ) 10 ) 

Die Sander Deichsatzungen von 1295 werden festgestellt 
einträchtiglich von der ganzen Gemeente des Sander Kirch¬ 
spiels und den sonstigen Deichgenossen zusammen mit den 
Richtern vor dem Abt von Wittewerum. Sie umfassen 
Artikel, die „dagelicx gescheen ende beteringe behoeven". 
Die Richter haben sich in Zukunft unbedingt an sie zu halten. 
Der Abt siegelt, bei ihm soll die Urkunde bleiben, er soll 
in Zukunft Zwistigkeiten entscheiden. Hiermit ist der Keim 
für die spätere Satzungsgewalt des Abtes gelegt. 11 ) In 
anderen grösseren Deich- oder Sielrechten der Ommelanden 
werden Deich- oder Sielsatzungen festgestellt durch die 
„Bauern“ 1 *) oder „durch Priester und die ganze meenthe“. 1 *) 
Völlig im Vordergrund muss ebenfalls die Mitglieder¬ 
versammlung bei dem alten Humsterländer Deichrecht 
gestanden haben, das sich als „Willküren des Humsterlandes“ 
bezeichnet. 14 ) Auch das Deichrecht der Hemmen von 1453 ist 
eine Übereinkunft der Hemmen unter FUhrung ihrer Richter. 15 ) 

8 ) art. 111: „Wanneer die erffgenamen wes auerdraegen mijtter 
meester stemme dair die erffgenamen mijt twen Kerckenspraken toe 
verbaedet sijnt op twe sonnendaege bij den sculten, dat sal stantachtig 
geholden werden ter tijd, die erffgenamen dat wandelen". — art. 99: „Soe 
en sal nijmant allene enijghe nijhe auerdrachte in dit boek scrijuen ofte 
scrijuen laeten tensij bij weten des sculten, der vier zwoern, der vijff 
heijmraeder in der tijt. Ende dair sullen noch dair en baeuen vier 
erffgenamen die gheen zwoern ofte heijmraders en sijnt mede bij wesen 
bij enen pene van tien olde schild“. 

9 ) Siehe art. 1. 

10 ) Siehe auch unten IV. 

n ) Siehe unten IV. 

19 ) Siehe Deichbrief für Stadshamerik von 1441 („Versl. en Med.“ IV, 
S. 148). 

w ) Zijlrecht für Ostervredewold von 1425 (a. a. 0. S. 131). 

u ) v. Richthofen Rq. S. 364 — Über die Formulierungen bei 
Zurückdrängung und Beseitigung der alten Mitgliederversammlung in 
den Ommelanden siehe unten IV. 

,ö ) a. a. 0. S. 604: „habbet wy riochteren en mene meenthe . . . . 
eendrachtlike begripen“. Der Schwerpunkt liegt noch bei den Hemmen, 
vgl. den Schluß des Deichrechts. 
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Aus deutschem Gebiet kann das Deichrecht für 
Kettesbüttel von 1532 angeführt werden, das ein Überein¬ 
kommen der Marschleute mit den Geestmannen darstellt. 16 ) 
Interessant ist weiter das Zustandekommen des ersten ge¬ 
schriebenen Deichrechts für BUsum von 1455. Hier wird 
ein Ausschuss von 16 Männern vom ganzen Kirchspiel ein¬ 
gesetzt; sie stellen als ein Deichrecht für ewige Zeiten die 
Grundsätze für die Befreiung des ausgeworfenen Landes 
bei Einlagen fest. Der Ausschuss wird von dem Kirchherrn 
zu BUsum vereidigt. 17 ) In ähnlicher Weise sind offenbar 
die älteren Nordstrander und Eyderstädter Deichbeliebungen 
zu Stande gekommen, die späterhin zum sogenannten Spade- 
landsrecht vereinigt worden sind. 18 ) 

Meist wurde freilich im Laufe der Zeit die freie 
Autonomie der alten Mitgliederversammlung geschwächt, 
verdrängt und in neu gebildeten Verbänden nicht mehr ein- 
geführt. Wir finden vielmehr Landesherrn, kleinere Herr¬ 
schaften, bevorrechtigte Verbandsgenossen und Stände 
des Landes, schliesslich auch zahlreiche Beamte (sei es ge¬ 
nossenschaftliche oder herrschaftliche) endscheidend neben 
der alten Versammlung oder an ihrer Stelle. Vielfach stehen 
ferner an Stelle der Mitgliederversam mlungBevollmächtigte,’ 8 *) 
Ausschüsse, namentlich in grösseren Verbänden 19 ). 

III. DerLandesherr. Wir betrachten im Folgenden 
die Formen, in denen sich die Deichsatzungen unter Mit¬ 
wirkung des Landesherrn vollzogen. 

1. Der Landesherr und die alte Mitglieder¬ 
versammlung. 

a) Die schwächste Art landesherrlicher Betätigung 
ist die, dass in seiner Gegenwart die Reehtsetzung 

,6 ) Bd. I. Ein!. § 4 a. Anm. 122. 

17 ) Bd. I. Einl. § 4a.Anm. 120: „Desse vorscreuen sösteyn man hebbe ick 
Johannes Plöne Kerkhere to Busen ghestauet ouer sünte Clementis servil, 
unde eren eed entfanghen van volbort des ghantzen Kerapels to Bilsen, 

. . . unde schal waren ende hliuen to ewighon tyden“. 

18 ) Vgl. Note Heimreichs zu art. I des Spadelandsrechts: „Diese bey 
Hertzog Adolphs des letzten aus dem Schauenburgischen Stamme Zeiten 
von 18 Männern aus dem Strande und Eyderstett getroffene Vergleichung 
ist anno 1517 von den Fttnlihardes-Räthen bey voller Macht gefunden* 1 . 
Siehe dazu aber Bd. 1, S. 33 fl. 

i8 a ) Vgl. die Artikel der Gemeinde Ripnrahcmvon 1522 (Schwartzen¬ 
berg IT, 429). - >») Vgl. Bd. I, S. 259. 
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stattfindet. Ein Beispiel bietet das älteste altmärkische 
Deichrecht von 1436. 20 ) Es stellt sich dar als ein Vertrag 
zwischen Mannen und Städten der Altmark und allen denen, 
die zu den Deichen gehören und „in der Drenke Sitten“; 
es wird vor dem Markgrafen Johann errichtet. 

b) Weitergehend ist der Einfluss des Landesherrn, wenn 
eine Bestätigung, eine Konfirmation der autonomen 
Deichsatzung von seiner Seite hinzugefligt wird. Hierher 
gehört z. B. das Deichrecht für den Bunschotter Deich in 
Utrecht von 1501 ;**) es ist ein Vertrag der Land- und 
Deichgenossen von Bunschotten, der von Städten beurkundet, - 
aber von dem Bischof von Utrecht „konfirmiert und kon- 
sentiert“ wird. Aus deutschem Gebiet ist der Spadeland- 
brief von 1438**) heranzuziehen; hier haben sich die Leute 
an beiden Seiten der Wilster vertragen und eine Schrift 
festgestellt. Herzog Adolf aber sagt von ihr „de wi bevul- 
borden end also hebben willen“. 

c) Vielfach erscheinen die Festsetzungen von Deich¬ 
rechten in dem Gewand eines Vertrages zwischen 
Landesherr und derGesamtheit der Verbands¬ 
genossen, oft unter besonderer Beteiligung der Deich¬ 
beamten, der am Verband interessierten Geistlichen, Herrn, 
Ritter und Städte. Im einzelnen weist diese Form mannig¬ 
fache Schattierungen auf. Bald erfolgt die Rechtssetzung 
seitens des Landesherrn mit Willkür und Vonnis der 
Interessenten, bald bezeichnet sie sich selbst als „Über¬ 
einkommen“. Der Anlass zur Normierung geht entweder 
von den Verbandsgenossen aus, indem sie sich an den 
Landesherrn wenden, oder wir sehen den Landesherrn die 
Deichverwaltung an sich ziehen aber dabei genossenschaft¬ 
liche Rechte der Gesamtheit wahren. Die Rechtsetzung 
enthält entweder eine eingehende Reglung der verschiedensten 
deichrechtlichen Fragen, oder sie betrifft nur einige Rechts¬ 
fragen oder einen einzigen, streitig gewordenen Punkt. 

Auch hierfür sind einige typische Beispiele anzuführen, 
die zugleich die erwähnten Besonderheiten belegen sollen. 

,0 ) Bd. I, Einl. § 4a. Anm. 194. 

21 ) Bd. I, Einl. § 4b. Anm. 397. 

») a. a. O. § 4a Anm. 1 r.2. 


Digitized by 


Go^ 'gle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



332 


Digitized by 


Das alte, berühmte Deichrecht für Salland von 1308, 
der sogenannte Ghyenbrief, ist auf folgende Weise zu Stande 
gekommen.* 3 ) Der Bischof Ghyen von Utrecht hat, zuiri 
Nutzen der Kirche und des ganzen Stiftes, zur Abwendung 
des Schadens, der den Deichländern von anwachsenden 
Gewässern und kranken Deichen droht, mit Rat des Burg¬ 
grafen von Utrecht und anderer Sachverständiger Rechts¬ 
sätze schriftlich festgelegt Sie sind zu Spoelderberg dem 
„gemeinen Land‘‘ verkündigt worden. Dieses Recht aber 
„willkoirden enn annemen Ridderen ende Knaepen, ende 
dat gemeyne Landt, te holden eewelyk enn ommermeer.“ 
Man sieht hier deutlich, wie die Rechtsetzung vom Landes¬ 
herrn ausgeht, er aber keineswegs die Ordnung einseitig er¬ 
lässt, sondern die Zustimmung der Verbandsgenossen ein¬ 
holt. Bei den späteren „Auerdrachten“ in Salland sind die 
gewöhnlichen Deichgenossen meist zurückgedrängt durch 
Ritterschaft und Städte,* 4 ) aber bei der Ergänzung der Satzung 
im Jahre 1493 in Bezug auf das Legen und die Unterhaltung 
von Häuptern werden die gemeinen Erffgenamen wieder mit 
als Vertragspartei erwähnt.* 5 ) — Ebenso gibt offenbar der 
Landesherr den Anstoß bei dem Deichrecht für den Deich¬ 
verband zwischen Honte und Hinkele von 1323.**) Es wird die 
Deichgrafschaft an Klaas van den Waarde übertragen und 
das Zwangsverfahren eingehend geregelt Allein auch hier 
wird auf die Verbandsgenossen weitgehende Rücksicht ge¬ 
nommen und ihre Folge eingeholt: „Ende omme dat onse 
ghemene manne tuysken Honte ende Hinkelen alle dese v. 
pointe ghewilcoirt hebben, jof dat ons mit vonnesse toe- 
ghewyst sien, zo willen wie se ghestade houden ende ghe- 
bieden allen . . . dat si hem (d. h. dem neuen Deichgrafen) 
ghehulpich gheradich ende ghehorich sien also lief als si 
onse vrienscip hebben“. Umgekehrt geht der Anlass zur 
Deichsatzung von den Verbandsgenossen aus bei dem um¬ 
fassenden Deichrecht für Zalk von 1431. Es wird von 
Rudolf von Diepholt gegeben „omme verzueck der ghemeenen 

28 ) Siehe die Einleitung des Deichrechts von 1308 (Bd. I, S. 64 f). 

ai ) Siehe unten 2. 

2ß ) Deichrecht art. 57 tt. 

*•) M i e r i s II, 312. 
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erffgenamen“ und mit ihrem „eendrachtigen willen“ (art. 1). 
Der starke Einfluss der Verbandsgenossen zeigt sich 
hier auch darin, dass ihnen am Schluss des Vertrages (art. 30) 
das Recht der Satzungsänderung eingeräumt wird: Das Deich¬ 
recht soll so lange gehalten werden, „thent die ghemene erff¬ 
genamen of mit den meesten deel der ghegueden dat können 
verbeteren“. So stellt sich die Deichsatzung vom 18. Juli 1431 
in der Tat als ein einfaches Übereinkommen der Erffgenamen 
dar 27 ), während bei manchen späteren Rechtsetzungen die Be¬ 
teiligung des Landesherrn nebst städtischem und ritterschaft- 
lichem Einfluss neu hervortritt. * 8 j — Ähnlich lagen die Ver¬ 
hältnisse in Mastenbroek. Dies ergibt eine Betrachtung der 
eigenartigen Zusammenstellung der Deichrechte für Masten¬ 
broek.* 9 ) Die erste uns überlieferte Deichsatzung ist ein 
Vertrag zwischen dem Bischof von Utrecht, den Städten 
Campen und Swolle, Deichgraf, Heemraden und den ge¬ 
meinen Erffgenamen; sie stammt aus dem Jahre 1390 und 
enthält nur eine kurze Reglung der Schauung. *°) Die Satzung 
für die Brücken im Jahre 1407 ist durch eine „Auerdracht* 
zwischen Bischof und Erffgenamen zu Stande gekommen. 81 ) 
Bei anderen späteren Deichsatzungen ist dagegen nur 
erwähnt, dass ein Übereinkommen der Erffgenamen von 
Mastenbroek vorliegt, insbesondere in den Jahren 1439, 1441, 
1453. **) Interessant sind vor allem die „Auerdragen* von 
1439. Hier wird „ein Deichrecht* festgestellt, das einen be¬ 
trächtlichen Inhalt hat; es erscheint auch im allgemeinen 
in ganz objektiver Passung, aber an einigen Stellen bricht 
eine subjektive Formulierung durch, in dem der Deichgraf 


Ä7 ) Vgl. die Deichsatzung vom 18. Juli 1431 (art. 46— 57.) 
m ) Vgl. die Deichsatzungen von 1489 (art. 66—84): Stadt Campen 
Erffgenamen, Räte des gnädigen Herrn, bestätigt vom Bischof (art 85), 
die Satzung in art. 86 (Bischof mit Rittern, Knappen, Städten und dem 
gemeinen Lande). Siehe ferner art. 87 ff. Die neue Reformatie von 1573 
^art. 96 ff.) geht dagegen nur auf einen Vertrag der Erffgenamen zurück. 

**) Vgl. die Beschreibung in Bd. I, S. 66. Wünschenswert wäre eine 
erneute Veröffentlichung auf Grund handschriftlicher Nachprüfung. Ich 
richte mich auch im Folgenden genau nach dem Druck bei P u f e n d o r f. 
#0 ) Siehe die Vorrede der Deichrechte und art. 1. 

• l ) Siehe art. 47 ff. 

•*) 1439: art. 2 ff; 1441: art. 42; 1453: art 44. (1439: art 86, Brücken). 
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angeredet und seinerseits fragend eingefilhrt wird. Man ver¬ 
gleiche zunächst den Schluss von art. 7: „Meer wes on- 
gemacket is, datt sali die Dyckgreue mit syne Heemraeden 
anderwerff körnen . . .“ Art. 8 fährt aber plötzlich fort; „Int 
yrste als ghy den Geluenslach (d. h. die zweite Schauung) 
rydet, synn dan daer Bystere Dyken ongemaeket, die niemandt 
en kent. Soe sult ghy vraegen einewerff, anderwerff ende 
dardewerff auer Recht . . Es heisst dann weiter z. B. in 
art. 10: „Ein Ordell, mit wem i c k die Soeuen baeden sali“. 
Hieraus ist zu schliessen, dass das Übereinkommen jeden¬ 
falls zum Teil in der Weise zu Stande gekommen ist, dass 
auf die einzelnen Fragen des Deichgrafen hin das Recht 
gewiesen worden ist. Es handelt sich also vornehmlich um 
die Normierung alten Gewohnheitsrechts.* 8 ) Einige spätere 
Deichsatzungen sind Übereinkommen der Erffgenamen „by 
dem rentmeester“; 84 ) hier hat der landesherrliche Rentmeister 
das Recht weisen lassen. Seit der Mitte des 15. Jahrhunderts 
begegnen dann Deichsatzungen der Städte Campen und 
S wolle und der Erffgenamen. 85 ) Die Satzung von 1483 Uber 
Wege und Brücken ist wahrscheinlich ein Vertrag zwischen 
Bischof, Erffgenamen und Städten. 86 ) — Auch in Südholland 
und Geldern findet sich trotz des sonst starken landesherr¬ 
lichen Einflusses die Deichsatzung in Form des Vertrages 
zwischen Landesherr und Deichgenossen unter Beteiligung 
von Herrschaften und Städten. 87 ) 

Aus deutschen Gebieten sind vor allem die Stedinger 
Deichrechte anzuführen; das Deichrecht von 1446 ist eine 
ausführliche Satzung, die dadurch entstanden ist, dass sich 
der Erzbischof zu Bremen, das Kapitel der Kirchen, Bürger- 

M ) Vgl. auch art. 39. 

34 ) Siehe art. 87 (a. 1443), art. 101, art. 116 (a. 1445). 

M ) Siehe art. 90 (a. 1450), art. 113 (a. 1453), art. 120 (a. 1474), art. 
123 (a. 1468). 

36 ) Siehe art. 47: Es ist hier die Rede davon, daß der Bischof über¬ 
eingekommen ist mit den Erffgenamen etc.! 

37 ) Siehe betreffs des Grooten Waard unten Anm, 41 a. E. In Bezug 
auf Gelderland siehe vor allem den Deichbrief für Erkemede von 1356, 
er ist ein Übereinkommen zwischen dem Herzog nebst seinen Räten und 
den gemeinen Etffgenamen von Putten und Nykerk. Über den Einfluß des 
Landesherrn in Geldern siehe unten 2. 
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meister und Ratmannen von Bremen und die gemeinen Er- 
fexen des Stedingerlandes „vertragen“ und beraten haben 38 ). 

d) Eigenartig ist die landesherrliche Deichsatzung 
für Schouwen von 1291. 38< ) Sie ergeht auf Grund einer 
vorherigenallgemeinen Zuweisung seitens der Deich¬ 
genossen. Diese lagen in Streit und konnten sich nicht 
einigen. Es wird an den Grafen gewiesen von den Ge¬ 
schworenen von Bewesterscelt und Oesterscelt „met volcomen 
vonesse“, dat alle dinc soude staen te verbetren van den 
dike von Scouden bi ons ende bi rade onser mannen“. 
Und „weil es an den Grafen gewiesen ist“ — man beachte 
die nochmalige Hervorhebung — berät sich dieser mit seinen 
Mannen und erlässt eine Deichordnung, die mehrere Punkte 
regelt. Sie schliesst aber mit folgenden Worten: „Voert es 
ens segghen, da wi ende die ghene, die na ons comen, die 
graven van Hollant sullen wesen, altoes hebben die macht 
te verbetren des vorghenomedes lants orbare van Scouden 
bi rade onser mannen“. Man muss dies so verstehen, dass 
in Zukunft Deichordnungen ohne Zuweisungen von den 
Grafen erlassen werden dürfen. 

e) Leitete bei der soeben geschilderten Deichsatzung 
der Landesherr seine Kompetenz sicherlich zum Teil noch 
aus allgemeiner genossenschaftlicher Vollmacht ab, so finden 
wir anderswo um die gleiche Zeit, dass der Graf von 
Holland sich unumwunden das Recht, Deichrechte zu er¬ 
lassen, als eigenes Recht zuspricht. Aber immer noch 
leuchtet ein Schimmer der Rechte der Gesamtheit der Deich¬ 
genossen hindurch: Die Deichordnung wird gegeben „by 
rade“ der Verbandsglieder. Wir haben hierbei das Deich¬ 
recht im Auge, das Graf Floris V. an die Leute zwischen 
Meerwede und Lek im Jahre 1281 gibt. 40 ) Der Graf beginnt: 
„Want in onsen ende in onsen raets staet, infestuyren, Keure, 
nutte ende noot onsen landen te setten, die sy tot hiertoe 
niet gehouden hebben om gemeenen wille“. Dann aber 

* 8 ) Bd. I, Einl. § 4 a. Anm 341. Siehe auch den Vertrag von 1525 
a. a. 0. Anm. 342. 

*») B e r g h II, 762. 

40 > Bergh II, Anhang Nr. 65. Auch hier werden mehrere Fragen 
geregelt. 
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heisst es „dat wy by rade onser luyden woonende tusschen 
den wateren van de Merwe ende van den Lecke . . . den- 
selven onsen landen nat inhout deser lotteren hebben gegeven“. 

Auch in späterer Zeit wird bei manchen wichtigeren 
Deichanordnungen des Grafen von Holland neben dem Rat 
von Rittern, Städten und Herrn der „Rat* der „guten Leute“ 
oder der „ghemeenten“ des Deichverbandes erwähnt. 41 ) 

2. Der Landesherr ohne die Mitglieder¬ 
versammlung. Wir gehen nunmehr auf die Form landes¬ 
herrlicher Betätigung bei der Deichsatzung über, bei welcher 
die Gesamtheit der Verbandsgenossen nicht gefragt wird. 
Auch hier gibt es sehr erhebliche Unterschiede. 

So sehen wir den Landesherrn zusammen wirken mit 
bevorrechtigten Ständen, sei es des Deichverbandes oder 
des ganzen Landes, mit den Deichbeamten, mit Abgeordneten 
der gewöhnlichen Verbandsgenossen oder einzelnen von 
ihnen. Schliesslich setzt der Landesherr allein oder nur mit 
seinen Räten das Recht, oder er beauftragt Kommissare 
mit der Rechtsetzung. Die einseitigen landesherrlichen Recht¬ 
setzungen erscheinen daher oft im Gewand von Privilegien. 

Zu beachten ist, dass es sich regelmässig nur um Deich¬ 
satzungen für einen einzelnen Deichverband oder grossen 
Samtverband handelte. Ganz allgemeine Deich¬ 
gesetze sind ausserordentlich selten. 

41 ) Vgl. insbesondere die Privilegien und Deichordnungen für den 
Grooten Waard in Slldholland M i e r i s II, 136 (a. 1314: „wt rade onser 
voirsienighe luden allen onsen dienaers of eenighe kercken dienaers 
of luden van vryer condicien in den Waerdt“); Mieris in, 316 (a. 1376: 
„hebben wi bi rade onser goeder luden van den Groten Waerde, Ridderen 
ende Knechten der Stede van Dordrecht ende van Sinte Gheertrauden- 
berglie. onser Ambochts Heren, ende ghemeenten binnen der dyckaedsen 
van den Groten Waerde gheordineert*; diese Deichordnung ist zwar z. T. 
nur auf den einzelnen Pall zugeschnitten, enthält aber auch völlig 
abstrakte Normern); Mieris III, 350. Noch weiter geht sogar Mieris 
III, 614(a. 1394: „met minnelycker gunste gheordonneert ende gheconsen- 
teert met minnelycker eendrachte des Heeren van Gaesbeec . . . aen die 
een zyde . . . ende die stede van Dordrecht, van St. Geertrujdenberghe, 
der Ambachts-Heeren, des Dyckgraven, der Ghesworen, der hoogher 
Waeraluyden ende des ghemeenen lants van den Grooten Waert aen 
die ander zyde*‘). Ebenso kommt das Gemeine Land als Vertragspartei 
in Betracht bei Mieris IV, 140 (a. 1410). 
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Vielfach lässt sich in den einzelnen Verbänden die 
ZurUckdrängung oder Verdrängung der gewöhnlichen Ver¬ 
bandsgenossen, des gemeinen Landes, beobachten. Andrer¬ 
seits spiegelt sich in der Geschichte dieser Deichsatzungen 
das Verhältnis zwischen Landesherrn und den Ständen wieder. 
Charakteristisch ist, dass gerade in einseitigen Gesetzen des 
Landesherrn oft eine Rechtfertigung eingeschoben und betont 
wird, dass die Reglung erfolge „zum Nutzen des Landes“, 
„um das Verderben des Landes abzuwehren, weil das 
gemeine Land es nicht vollbringen kann, ohne seinen Rat 
und ohne seine Hülfe“, 42 ) weil sich die Verbandsgenossen 
an ihn wenden und ihn bitten, aus eigener Machtfülle eine 
Ordnung zu erlassen. 4 *) 

Es kann sich nur darum handeln, das Gesagte durch 
einige markante Beispiele zu belegen. 44 ) Wir knüpfen hier 
zunächst an die früher erörterte Entwicklung in Salland 
und Mastenbroek an. 46 ) In Salland sahen wir im 14. Jahr¬ 
hundert das gemeine Land mit dem Landesherrn bei der 
Rechtsetzung beteiligt, im 15. Jahrhundert aber liegt sie 
durchaus in den Händen von Landesherr, Ritterschaft und 
den drei Hauptstädten von Salland. 48 ) In Mastenbroek, wo 
noch im 15. Jahrhundert die gemeinen Erffexen lebhaft bei 
der Deichsatzung mit dem Landesherrn mitwirken, wird zu 
Ende des 15. Jahrhunderts ein Artikel beliebt vom Bischof 
von Utrecht, von den Abgeordneten der Ritterschaft (von des 


42 ) Landbrief für Maes und \Y;nd von 1321. 

43 ) D.-O. für den Krirapenrewaard von 1430, Vorrede: „Ten oot- 
moedighe vcrvolge onser goeder Luyden uyt den gheemeenen 
Dörpen in der Neder-Waert van Crimpen gheerft ende gegoet wesende, 
die ons dickwils ende tot meor stonden ootmoedelyck daer om vervolght 
ende ghebeden hebben, dit v. Laut te ordinären ende te sotten to betören 
Rechte ende Regimente, dan dat tot dosor tijt ghestaen ende gheweest 
heeft 14 . 

u ) Denn es kann nicht die Geschichte der Staats Verfassung aller 
einzelnen Landgebiete vorgeführt worden. 

43 1 Siehe oben S. il‘. 

46 j Deichrecht dos Bischofs Friedrich (art. 42 1b): ..\uerdragen by 
uusen G. Here . . . daer by woren von wegen der Ridderschap die 
gedeputeerten daer toe gosatt. Desgelykes vomlen dreen Steden van 
Salland“. Deichrecht des Bischofs David (art. 19 ff.). Siehe ferner die 
Deichsatzung von 1533 (art. STtb). 

J. v. Gierkc, Geschichte des deutschen Deichrechts II. 22 
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Landes wegen!) und den Schöffen der drei Hauptstädte. 47 ) 
Das alte ostfriesische Deichrecht 4 *) ist von den Häuptlingen, 
Prälaten und den „Gemeinen“ festgesetzt. Die Landesherrn 
bestätigen und verändern es später mit den Ständen und 
Deputierten des gemeinen Landes 49 ), aber die Deichordnupg; 
von 1539 erlässt der Landesherr auf Grund einer Revision, 
die von etlichen Räten, Junkern, Drosten, Bürgermeistern 
der Stadt Emden und etlichen der vornehmsten erbein¬ 
gesessenen Hausleuten vorgenommen worden ist. 50 ) Während 
die erste Deichordnung für die Altmark von 1436 durch 
Stände und Deichgenossen in Beisein des Markgrafen er¬ 
richtet wurde, sind die Deichrechte von 1476 und 1506 
rein landesherrliche Verordnungen. 51 ) 

In Geldern übt regelmässig der Landesherr im 14. und 
15. Jahrhundert eine ganz selbständige Gesetzgebung in 
Deichsachen aus, 52 ) seit dem Ende des 15. Jahrhunderts ist 
er durch die Stände beschränkt. 5 *) Viele einzelne Deich¬ 
ordnungen für südholländische Waarden 54 ) und die Deich¬ 
verbände im Norderquartier 55 ) aus dem 14. und 15. Jahr- 

«) art. 124. 

48 ) Vgl. hierzu Ansch u t z S. 14*). 

* 9 ) Vgl. das II. und III. Kapitel und die D.-O. Edzards von 1515 
§ 1: „Wy Edzard .... hebben by Mede-Radt der Prälaten, Junckhern, 
Hövetlingen und Ehrbarheiden unser Luiden und Borgemeister unser 
Stadt Emden, mit den Gedeputeerden . . Es handelt sich bei diesen 
Deputierten offenbar um Abgeordnete der Landgemeinden. 

60 ) V. Kapitel § 1 des ostfriesischen Deichrechts. 

5l ) Bei der Verordnung von 147b geht die Initiative von den Städten 
Seehausen und Werben aus. Aber der Landesherr allein ordnet an. Die 
Verordnung von 1500 ist deutlich ein einseitiger landesherrlicher Erlaß. 

62 ) Siehe die Bd. I, S. 67 angeführten Deich- und Landbriefe. Dazu 
auch Beek m a n S. 396. 

5$ ) Vgl. die Auszüge bei Bookman a. a. 0. 

M ) Siehe z. B. D.-O. für den Krimpen rewaard von 1422 und 1430, die 
zahlreichen Handvesten für den Swijndrechtschen Waard, die D.-O. für 
den Grooten Waard von 1375. Gelegentlich tritt dann das Gemeine Land 
wieder hervor. Siehe Anm. 41. — Die erste Schauordnung für den Alb- 
lasserwaard von 1277 (Berg li 11, 331) wird gegeben vom Grafen mit Rat 
und Zustimmung von Edlen und Getreuen; die von 1376 (Mieris 111, S. 308) 
wird vom Landesherrn allein erlassen, das Deichrecht von 1413 (Mieris 
IV, 209) wird vom Landesherrn gegeben unter Zustimmung des Rates, 
der Ritter und guten Leute, die im Deichverband gesessen sind. 

6 9 Siehe G. de Vr i e 9 S. 91 ff. 
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hundert, auch die ersten schriftlichen Deichrechte für den 
Diemer Seedeich 56 ) werden ebenfalls selbständig vom Landes¬ 
herrn erlassen. Die allgemeine Verordnung für das ganze 
Norderquartier von 1534 ist von Kommissaren des Landesherrn 
festgelegt und verkündet worden. 56 a ) Dagegen erscheinen 
in dem Lopikerwaard die ältesten Deichsatzungen als Ver¬ 
träge zwischen dem Bischof und den Ambachtsherrn.* 7 ) 

Interessant ist schliesslich noch, wie sich in dem freien 
westerlauwerschen Priesland die regelrechte Deichsatzung 
seit dem 16. Jahrhundert vollzieht. 58 ) Die wichtige Deich- 
ordming für die Viifdeele von 1547 kommt zu Stande durch 
Statthalter, Deichbeamte und die Bevollmächtigten der 
Deichgenossen. 59 ) 

IV. Kleinere Herrn, Geistlichkeit, Adel, 
Städte sahen wir in mannigfacher Weise bei der Ent¬ 
stehung von Deichrechten zusammen mit dem Landesherm 
tätig. 60 ) Aber sie kommen auch unabhängig von einem 
Landesherrn in Betracht. Das gilt insbesondere für Deich¬ 
verbände, bei denen sich eine landesherrliche Macht über¬ 
haupt nicht oder doch wenig bemerkbar machte, findet sich 
aber auch im Rahmen einer sonst weitgehenden landes¬ 
herrlichen Deichverwaltung. Im allgemeinen kann man 
folgende Formulierung an wenden: Geistliche und weltliche 
Herrn und Städte erlangten im Laufe der Zeit in oder über 
den Deichverbänden regierenden Einfluss, oder es liegt ein 
Herrschaftsrecht zu Grunde, das bereits die Gründung der Deich¬ 
verbände hervorrief. Neben ihnen sind oft die gewöhnlichen 
Deichgenossen oder DeichbeamtebeiderRechtsetzungbeteiligt. 

Im Vordergrund des Interesses steht zunächst eine 
grössere Reihe von Deichsatzungen friesischer Gebiete 

56 ) Siehe die Verordnungen von 1307 und 1423 (Bd. I. Einl. § 4b 
Anm. 498 und 499). 

66 a) Siehe über ihre Entstehungsgeschichte G. de Vries S. 104 f. 

6T ) Vgl. den Deichbrief von 1328 und den Vertrag von 1336 (Bd. I. 
Einl. § 4b Anm. 403 und 404). 

ß8 ) Über die frühere freie Autonomie siehe oben unter II. Zahl¬ 
reiche Spezialordnungen der Landesherrn ergehen seit dem Anfang des 
16. Jahrhunderts. Vgl. Bd. I, S. 64. 

5Ö ) Bd. I. Einl. § 4b Anm. 368. 

60 ) Siehe oben S. 330 ff. S. 336 f. 

22 * 
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aus der Zeit der Unabhängigkeit von landesherrlicher Gewalt, 
als aber bereits ein stark aristokratisches Regiment vor¬ 
handen war. Charakteristisch sind vor allem viele Deich- 
und Sielrechte aus den Groninger Ommelanden von der 
Mitte des 14. Jahrhunderts ab. Es sind häufig nicht mehr 
ganz freie genossenschaftliche Satzungen älterer Art; die 
„meenthe“ ist gegen früher zurückgedrängt; entscheidend 
treten neben oder gar über sie Abte, Prälaten, Häuptlinge, 
Deich- und Sielrichter. Wir erinnern uns, dass die Sander 
Deichsatzungen von 1295 festgestellt wurden von den Deich¬ 
genossen mit ihren Richtern vor dem Abt von Wittewerum. 61 ) 
Die Deich- und Sielrechte von 1317 aber werden vom Abt 
und Deich- und Sielrichtern festgesetzt. 68 ) Der Sielbrief der 
drei Delfsiele von 1445 wird in der Weise errichtet, dass 
die Äbte von Werum und Buire, die Häuptlinge und die 
Sielrichter der drei Zijlvesten Übereinkommen unter Konsens 
der „meenthe“. 63 ) In dem Winsumer Sielbrief von 1464 er¬ 
klären Prälaten und Häuptlinge, dass sie übereingekommen 
sind mit „ihren“ Sielrichtern und den drei Sielvestenijen. 64 } 
Prälaten und Häuptlinge erscheinen hier also als Vertrags¬ 
partei, wie wir dies früher auch beim Landesherrn gesehen 
haben. Auch in Ostfriesland zeigt sich eine ähnliche Ent¬ 
wicklung. Es ist bereits erwähnt worden, dass das alte ost¬ 
friesische Deichrecht aufgerichtet worden ist von Prälaten, 
Häuptlingen, auch Deichschauern, „mit Bewilligung der 
gantzen Gemeine*. 65 ) Das Ysbrechtumer Deichrecht von 
1473 des westerlauwerschen Prieslands ist sogar nichts 

6I ) Siehe oben S. 329. 

6 *j Das Sander-Deichrecht von 1817 (v. Richthofen Rq. 290) 
kommt so zu Stande: Die Deichgenossen schicken Boten zu Hayko, dem 
Abt von Werum, .,ut eorum consilium regeret et foveret, qui in Omnibus 
novalibus ad praedictos cives spectantibus cum suo conventu eorum ter- 
tius confrater in omni labore et hereditate exstitit et possessor“. Der 
Abt erscheint, und „per illum et athcmannos talis ordinatio unanimiter est 
concepta 44 . Sie wird von den Consules konfirmiert. - Das Sielrecht der 
drei Delfsiele von 1317 (a. a. 0. S. 2SS) wird einfach vom Abt Hayko und 
den Sielrichtern gesetzt. — Immerhin wird mau an einen Konsens der 
meenthe zu denken haben. 

cn ) Gertsema S. 71. 

C4 ) „Yersl. en Mededoek*. IV S. 158. 

Siehe oben S. 28S. 
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anderes als ein Übereinkommen der Prälaten, Papen und 
Richter „zum Nutzen der meenthe“. 66 ) 

Beispiele für Deichrechte kleinerer Herrschaften sind 
das Privileg des Herrn von Cranenburg von 1343, 67 ) das 
zwar von dem Herrn aufgesetzt, aber von den Erffgenamen 
mit gelobt und untersiegelt wird, die Verbote des Herrn 
von Putten, die mit den gemeinen Schöffen im 15. Jahr¬ 
hundert erlassen wurden, 68 ) die Deichsatzung des Herrn von 
Valkenhorst.* 9 ) 70 ) 7l ) 

Städte sind ohne den Landesherrn bei manchen Deich¬ 
satzungen in Mastenbroek zusammen mit den gemeinen 
Erffexen tätig, 72 ) obschon hier im allgemeinen der Landes¬ 
herr bei dey Deichsatzung beteiligt ist. 

In den vier Landen Bremens werden die Deichrechte 
im 15. Jahrhundert festgesetzt von Stadt und Dom¬ 
kapitel, aber mit Vollbort der gemeinen Erffexen und 
teilweise auch der Schwären aus dem Kreise der Landleute 
(Meyer); hier gibt es also noch eine unterste Schicht von 
Deichgenossen, die an der Rechtsetzung mittelbar teil¬ 
nehmen. 7S ) 

G6 ) Bd. I. Einl. § 4b # Anm. 357. 

cr ) a. a. 0. § 4 a Anm. 248. 

6H ) „Versl. en Mededeel“. III S. 235. 

••) Chart, v. Ravestein Nr. 15. 

70 ) Selbständig waren z. B. auch die Herrlichkeiten in Gelderland. 
Siehe Beek man S. 396. Viele Vergabungsurkunden kleinerer Herren 
zwecks Eindeichung stellen sich in der Hauptsache als Deichsatzungen dar. 

71 ) In diesen herrschaftlichen Deichverbänden kann natürlich die 
Gesamtheit der Verbandsgenossen mehr oder weniger zurückgedrängt 
sein; es gilt Entsprechendes wie beim Landesherrn. 

TÄ ) Siehe oben Anm. 35. 

7B ) Vgl. das Deichrecht von 1449: ,Wy Dohm-Prawest, Decken und 
ganze Capittel der hilligen Kercken, Borgemeistere und Rathmanne der 

Statt Bremen, bekennen., dat wy mit weten und willen und 

ganzen Fullborde der gemeenen Erffexen, geistlick und weltlick na Rhade 
der Dieckgreuen und alle der ghenen, den disse nabeschreven andrepet 
. . . uns eindrechlicken hebben beraden und verdragen“; Verordnung 
von 1449: Dekan, Kapitel, Bürgermeister und Ratmannen bekennen, dass 
vor ihnen erschienen sind „de gemeinen Erffexen mit den gemeenen 
Landtlüden vthe dem Grasslande, de in de Schwarenschup hören“ und 
sie über die grossen Unkosten unterrichtet haben. Dann heisst es: „Als« 
hebben wue Decken, Capittel, Borgermeistere und Rathman vorschreuen 
mit Fullbort der gemenen Erffexen und Landtlüden“. 
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V. Deichbeamte. Oft ist bereits der Mitwirkung 
von Deichbeamten bei dem Zustandekommen der Deich¬ 
satzungen gedacht worden. Wir lernten sie zunächst bei 
den freien autonomen Festsetzungen der allgemeinen Mit¬ 
gliederversammlung in ihrer helfenden Tätigkeit kennen. 
Wir sahen ferner, wie sie zusammen mit Landesherrn, 
kleineren Herrn, Adel, Geistlichkeit und Städten tätig waren; 
hierbei handelte es sich oft nur um ihren Rat oder Vorschlag, 
oft setzen sie aber auch das Recht wahrhaft mit. Einer 
Erwähnung bedarf noch, dass mitunter die Deichbeamten 
auch unter Abstreifung ihrer Htilfstätigkeit zusammen mit 
allen Deichgenossen Deichrechte festsetzen. 74 ) 75 ) Besonders 
zu sprechen ist aber noch von den Deichverordnungen der 
besonderen Deichbeamten, die sie entweder mit einem Aus¬ 
schuss der Deichgenossen oder allein erlassen, und die Rechts- 
regeln enthalten. Sie kennzeichnet also eine gewisse Freiheit 
der Beamten nach oben in Bezug auf Herrenrecht und nach 
unten in Bezug auf ein genossenschaftliches Vollrecht. Sie 
gehören mit zu den niederländischen „Keurerr 76 ) 77 ) der 

74 ) Natürlich sind die Grenzen zwischen dieser Form und der freien 
autonomen Festsetzung der allgemeinen Mitgliederversammlung flüssig. 
Sie bildet ihrerseits wieder den Übergang zu den „Verordnungen der 
Beamten*, von denen sogleich zu sprechen ist. 

7Ö ) Schaubrief für Bijleveld von 1414 art. XXIX: „Wes nye koeren, 
dat die Dyckgrave mitten Heemraets ende mitten landgenoten ofl* mitter 
meere partyen van hemluden ordineren“. Es handelt sich hier offenbar 
auch um dieFestsetzung allgemeinerNormen. Über sonstige Anordnungen, 
die von Deichbeamten und den Erftgenamen erlassen werden, siehe unten 
§ 4ff., § 8 . 

7Ö ) Über „Keuren“ im allgemeinen siehe BeekmanS. 952 ff. Es 
bedeutet „küren“, „verordnen“, „Verordnungen“. Daher auch „keuren 
leggen*; vgl. noch „den Deich keuren“ = für den Deich verordnen. 
Vielfach hat es den Sinn von „bei Strafe verordnen“ siehe darüber 
unten §§ 4, 6. Juristisch ist stets zu beachten: Es ist weder richtig, 
die Keuren immer mit Verordnungen im technischen Sinn zu bezeichnen, 
noch ist es zutreffend, unter ihnen stets Verfügungen zu verstehen. Der 
Ausdruck ist allgemein im Sinn von Anordnungen zu nehmen, insoweit 
nicht andere Bedeutungen, wie z. B. Strafe oder Wahl, in Betracht kommen. 
Er ist auch im Deichrecht keineswegs auf Anordnungen der Deichbeamten 
beschränkt. Siehe die Belege bei Beekman a. a. 0., Mieris II, 318 
(a. 1323), siehe auch Mieris II, 312 (kueren end ghebot leggen). 

77 ) Andere Ausdrücke für „Keuren“ sind „Gebote legen* oder ordin- 
nieren vgl. z. B. Bergh II, 747 XCIX (a. 1290). 
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Deichbeamten. Es ist aber ausserordentlich schwer, sie von 
den Keuren zu scheiden, die keine allgemeine Rechtsregeln 
aufstellen, sondern ganz auf den Einzelfall zugeschnitten 
sind. Wir verweisen im allgemeinen auf die Darstellung 
der Keuren im Einzelfall 78 ) und erwähnen hier für diese 
Beamtenverordnungen mit Rechtsregeln nur Folgendes. 

In ausgeprägterer Gestalt findet man sie wohl nur in 
den Niederlanden. Natürlich sind sie ganz in das allgemeine 
Deichrecht eingebettet und können die Grenzen, die ihnen 
durch die „höheren“ Rechtsnormen gesetzt sind, nicht über¬ 
schreiten. Meist bleibt ihnen ein erheblicher Teil des engsten 
Verfassungsrechts verschlossen. Vornehmlich haben sie es 
mit Bau und Gebrauch des Deichkörpers und mit der Ein¬ 
richtung und dem Gebrauch seines Zubehörs'zu tun', 79 ) 80 ) 
oft enthalten sie selbst Strafdrohungen. So lassen sie sich 
meistens als Deichpolizeiordnungen bezeichnen. Ihr 
historischer Ausgangspunkt liegt offenbar in der jährlich 
sich stetig wiederholenden Schautätigkeit der Deichbeamten, 
die eine weitgehende Verfügungsmacht und schliesslich eine 
Verordnungsmacht im engsten Sinn nach sich zog. Teilweise 
galten sie an sich nur auf ein Jahr, wurden aber jährlich 
wieder erneuert. 803 ) Mitunter überschritt die Verordnungs¬ 
gewalt sogar die angegebenen Grenzen. So keuren z. B. 
die Heemraden von Rijnland im Jahre 1405, dass bei Wehlen 
von allen Ambachten, die in dem ganzen Deichzuge ver- 
stuhlt sind, Beihülfe geleistet werden soll. 81 ) Überhaupt 

7S ) Siehe unten §§ 4 fT. 

79 ) Vgl. G. (1 e V r i e s S. 00. Doch ist dies nicht ihr einziger Inhalt. 

8Ö ) Vgl. als älteres Beispiel die Verordnung der Heemraden von 
Rijnland v. 1380, die Pruin S. 210 Anm. 1 anführt: .Anno Dni 1330 
achte daghe na Sinte Maertini Translatio coirden die Hyemraders van 
R. enen dijc, loopende van Svvamerdam tot Cawiic ant hogo van den 
eande buten dair of vyf voete hoge en 5 breet, 2 voet van den wteant 
leggende ende opgaende an beyde siden scoudwiis“. 

SOa ) Vgl. G. de Vries S. 279 u. 280, der mitteilt, dass sich in den 
Schaubüchern der Heemraden hinter den Aufzeichnungen der neu aus¬ 
zuführenden Werke die Worte finden: „en zijn tevens de ordinaireKeuren 
gerenoveert“. 

8l ) Vgl. die Urkunde von 1405 bei Meylink Nr. 199: „Int Jaer 
ona heeren dusent vier hondert vijff op sinte martijns dach inde winter 
k u e r d e Willem van der bochorst, als baliju van Rijnlant, lieer Jan van 
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lässt sicli gerade bei diesen Hochheemraden von Rijnland 
das Wachsen ihrer allgemeinen Verordnungsmacht deutlich 
beobachten; 82 ) den vornehmsten Einfluss übten landes¬ 
herrliche Privilegien, aber auch an unrechtmässigen An- 
massungen hat es nicht gefehlt. 83 ) Ungleich war bei dem 
Verordnungsrecht der Deichbeamten ihre Stellung zu den 
Strafdrohungen. Entweder ergab sich die Strafe aus dem 
allgemeinen Deichrecht, oder sie wurde in der Verordnung 
festgesetzt. Letzteren Falls konnten engere oder weitere 
Schranken bestehen. 81 ) Regelmässig handelte es sich um 
Geldstrafen, doch hatten bereits in dieser Periode einige 
Hochlieemradenkollegien eine weitergehende Strafver- 

Woude, beer Reinier deuer, Jan van Winde, Jan van Freest, Jan 
van der bochorst, ende Sijmon van der scuer, alse heemraders, dat alle 
die gone, die gelant sijn tauschen amsterdam ende sparendam mit mal- 
cander te gemeen werck gaen sullon als eenich van hem allen walen 
crijgen sullon, nue sulcke ordonnantien ende settinge als men hem 
ordonneren ende sotten sal . . . nae dat die walen, die daer in vallen, 
groot zijn". Man sieht hier deutlich die Festsetzung des abstrakten Rechts¬ 
satzes durch Verordnung. Im Gegensatz dazu steht die weitere Verfügung 
im Einzel fall. Bei dieser Verordnung handelt es sich übrigens um 
eine mittelbare landesherrliche Verordnung im engsten Sinn. Siehe 
hierüber un'.en Anm. 80. 

- J ) Vgl. hierüber die Darstellung von Fruin ..Over de Opkomst 
van bet Hoogheemraadschap van Rijnland“ S. 2 )1 ff. Vgl. die Urkunden 
von 128(3 (ßergh II, 583), 1361 (M i e r i s III, 135), 1407 (M i e r i s IV, 
65), 1527 (M c y 1 i n k Xr. 22S). In der Urkunde von 1286 ist von stän¬ 
digen Keuren noch nicht die Rede, in der Urkunde von 1361 heisst es: 
„Dat wij . . . loven . . . onsen wol geboorn Heemraet van Rijnlandt . . . 
alle Handvesten ende Privilegien te houden . . . die sij hchhen . . . 
roeremle van den Hiemraetscap van Sparendam ende soo wat sij keuren 
hij hoeren eede online ’s gemeens landts oorl)aer, dat vast ende stade 
hlijven also zede ende costume hier hoe geweest heeft“. In der Hand¬ 
veste von 1427 heisst es viel ausgeprägter: „So wat onse hogohienirade 
v kuoren ende wijsen van den punten in desen brieue gescrouen o f 
niet gescrouen, ende hem redelic dunct . . .* Siehe nun noch 
oben Anm. SO. - In Bezug auf Schieland, Delfland siehe Bookman 
S. 060. 

B e e k m a n a. a. 0. 

KJ ) Vgl. D.-O. für Putten v. 1515/16 ärt. XVI: „Dat die v. ghemeene 
hemraeden ghelijek willen ende tot prophyt ende welvaert van den 
landen sullen moeghen kueren maken ende oordynantien tot thyen 
pundt der inunten v. ofte daer onder ende niet hoger sonder des specials 
consent te hebben von den beeren van Putten“. 
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Ordnungsgewalt.* 5 ) — Sehr verschieden war auch die Un¬ 
abhängigkeit von Gesamtheit und Herrschaft ausgestaltet. 
Die Freiheit von der Gesamtheit findet sich in der Form, 
dass die Verbandsgenossen ganz ausgeschaltet sind, oder in 
der Form, dass sie durch Bevollmächtigte vertreten sind. 86 ) 
Die Unabhängigkeit von der Herrschaft wird vielfach grund¬ 
sätzlich in landesherrlichen Privilegien garantiert; 87 ) aber 
damit hatte sich der Herr noch nicht des Hechtes begeben, 
in besonderen Fällen eigene abändernde Verordnungen zu 
erlassen 88 ) oder den Erlass von Verordnungen „seinen“ 
Deichbeamten anzubefehlen. 8<J ) — Eine besondere Stellung 
nehmen die Verordnungen der Kollegien der Oberrichter 
und Schepper ein. die für die grossen Samtverbände in den 
Ommelanden unter Beiseiteschiebung der meenthen seit dem 
15. und 16. Jahrhundert erlassen werden. 80 ) Sie enthalten 
Bestimmungen über die Verfassung, den Deichfrieden, das 
Gerichtsverfahren. 

86 ) Dass in Rijnland diu Heemraden nicht bloss Verordnungen unter 
Androhung von Geldstrafen erlassen konnten, folgt mit Sicherheit aus 
der Handveste von 1427 (Meylink Nr. 22S). Vgl. hier insbesondere: 
„wairt sake datmen den land von R. beschadichde mit enigen dyken in 
te steken . . . zullen sy verbalen . . .an d i e 1 u d e n of an hoir laut mit 
recht“, und dazu die allgemeine Kenr-Befugnis oben Anm. 82). -- Für 
die spätere Zeit vgl B e e k m a n S. 900. 

Es gehören hierher z.B. die Waarschappen. Vgl. unten §§ 4, 5 III, 8. 

H7 ) Vgl. unten §§ 4 B. 

Vgl. G. d e V r i e s. 

b9 ) So ist die Kenn; der Heemraden von Rijnland aus dem .Jahre 
1405 (siehe Anm. 81) auf eine Verwaltungsverordnung des Landesherrn 
zurückzuführen. Siehe die Verordnungen von 1405 (Meylink Nr. 197 
u. Nr. 198): „Ende en weien des met genen saecken te verhoeden totes 
lants ende onser goeder luden bester oirhaer, dan mit kueren die ghy 
daer op maeken moecht, ende des dunct ons oirhaer wesen dat die ku¬ 
eren wesen soliden . . . Waer ommo wij an v. begeren mit ernsten dat 
ghij dex klier jnder manieren v. kuert“. 

eo ) Siehe z. B. die Ordonnanz der Overrichter („Versl. en Mededeel 44 . 
IV S. 141), die Verordnung der „overdijckrechter“ und „gemeenen sijl- 
rechter“ des Opwerder Siels von 1456, die das Fischen ohne Erlaubnis 
der Sielrichter verbietet (a. a. 0. S 142); die Verordnung der gemeinen 
Schepper der drei Delfsiele von 1508 (a. a. 0. S. 180). Vgl. auch den Con- 
foederatiebrief der drei Zijlvestijen von 1561 (a. a. 0. S. 183). Siehe da¬ 
gegen die Verordnungen von 1386 (v. R i c h t h o f e n Rq. S. 308) und von 
1396 (bei Driessen III. S. 479). 
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§ 4 . 

Die Deichanordnungeii für den Einzelfall 

Es wäre zwecklos, den verschiedenen Deichan¬ 
ordnungen für den Einzelfall ganz genau nachzugehen. Denn 
sie sind ihrer Art nach so mannichfaltig und haben in den 
einzelnen Verbänden wieder ein so „sunderlik“ Gepräge, 
dass damit „nieman to ende kommen kann“. Von unserer 
heutigen Systematik aus erscheinen sie als Gesetze, Ver¬ 
ordnungen, Verfügungen, Entscheidungen, Befehle u. s. w. 
Eine ganz allgemeine Betrachtung wird auf folgende Punkte 
Wert legen müssen. 

1. Natürlich gab es von jeher eine selbständige An- 
ordnungs- und Befeblsgewalt der Beamten. Allein es zeigt 
sich bei vielen Deichanordnungen im Rahmen der all¬ 
gemeinen Deichverwaltung, die anfangs unter Beteiligung 
der Gesamtheit der Deichgenossen zu Stande gekommen 
sind, die Tendenz, diese Gesamtheit mehr oder weniger 
zurückzudrängen zugunsten der Beamten, namentlich der 
besonderen Deichbeamten. Zwei Momente waren hierbei 
wirksam. Einmal eine Bewegung innerhalb der Genossen¬ 
schaft, indem die Beamten selbst sich immer mehr in den 
Vordergrund schoben, und sodann äusserer herrschaftlicher 
Einfluss, der sich namentlich zu Gunsten der herrschaftlichen 
Deichbeamten geltend machte. Der Erfolg war bei den 
einzelnen Verbänden ein ungleicher. In manchen grösseren 
Verbänden haben die Deichbeamten gegenüber früher eine 
weitgehende selbständige Anordnungsgewalt, namentlich das 
Recht, Keuren für die Ausbesserung des Deiches zu machen, 
nach ihnen die Schauung zu vollführen, den Deich zu ver¬ 
legen, Schleusen einbaueu zu lassen, Beiträge auszuschreiben. 
In anderen Verbänden dürfen die Deichbeamten ganz ohne 
Deichgenossen nur bei manchen von diesen Anordnungen 
handeln. Bei den wichtigeren dagegen müssen sie oft 
„einige- Verbandsgenossen oder Abgeordnete der Verbands¬ 
genossen oder seltener alle Verbandsgenossen zuziehen. 
Die erwähnte Zuriickdrängung hat sich natürlich nicht in 
allen Verbänden unmittelbar abgespielt, sondern ist nur eine 
Erscheinung, die vom allgemein historischen Standpunkt aus 
beachtet werden muss, sodass sich in jüngeren Deichver- 
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bandsbildungen, insbesondere bei der Zusammenraffung zu 
grossen Samtverbänden, dieseBeamtenselbständigkeit sogleich 
vorfinden kann. 

Allein gerade die Selbstherrlichkeit der Deichbeamten 
musste wieder Missstände zeitigen, denen in manchen Ver¬ 
bänden durch Einführung von Abgeordneten der Deich¬ 
genossen für wichtigere Fälle entgegen getreten wurde. 
Daher kommt es, dass die Abgeordneten von Deichgenossen 
Reste und unmittelbare Fortsetzungen in Bezug auf ein 
genossenschaftliches Vollrecht, oder Wiederbelebungen ge¬ 
nossenschaftlichen Gesamtlebens gegenüber einem privile¬ 
gierten und selbstherrlichen Beamtentum sein können. 
Andrerseits führten mitunter auch gerade die Vertreter der 
Deichgenossen, wenn sie zu grossen Einfluss erlangten, eine 
bedenkliche Misswirtschaft herbei. Die Zustimmung dieser 
Abgeordneten der Deichgenossen kam übrigens nicht nur 
bei dem Erlass von Anordnungen sondern auch bei anderen 
Handlungen der Deichbeamten in Betracht. 

2. Viele wichtigere Deichanordnungen im Rahmen 
der allgemeinen Deichverwaltung werden in steigendem 
Masse an herrschaftliche, insbesondere landesherrliche 
Mitwirkung gebunden. Es handelte sich dabei um eine 
Beschränkung der Deichgenossen, der Deichbeamten, der 
kleineren Herrn; im Vordergrund steht die Einholung landes¬ 
herrlicher Erlaubnis. Nachdem sich dies aber in gewissem 
Umfang zur Regel ausgebildet hatte, setzen wieder Privilegien 
ein, die gerade umgekehrt von solcher Unterordnung befreien. 
Noch weiter geht herrschaftlicher Einfluss, wenn die be¬ 
sonderen Deichbeamten bei wichtigen Deichanordnungen 
von den gewöhnlichen Landesbeamten verdrängt werden. 

3. Die weitgehende Obergewalt der Landesherrn und 
Herrschaften führt zum Erlass zahlreicher besonderer 
herrschaftlicher De ich an Ordnungen, die auf denEinz el¬ 
fall zugeschnitten sind. Man denke an Anordnungen von 
Beihülfen, Deichveiteilungen, Wiederbedeichungen. Neu¬ 
bedeichungen. Auf gleicher Grundlage beruht auch das 
Recht des Landesherrn zu Abänderungen der Anordnungen 
der Deichbeamten, das viele Deichanordnungen des Laudes¬ 
herrn in besonderen Fällen zeitigte. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Digitized by 


MS 


Zweites Kapitel 

Die Schauungen und die Gerichtsbarkeit im 
allgemeinen 

§ 5. 

Die Schaltungen *) 

I. f J berhau p t. Unter Deichschau ungen (Teich- 
schauungen, Schauungen, Dijkscliouw, Dijkschouwinge) 1 ) sind 
Besichtigungen des Deiches zu verstehen, die 
typisch auf einem kurzen Vorbeiziehen erledigt werden und 
dazu dienen sollen, dass er ordnungsmässig unterhalten und er¬ 
halten wird. Nicht zu den Schaumigen gehören die dauernden 
Beaufsichtigungen, die den Vorstehern der Verbände unmittel¬ 
bar bei den Arbeiten am Deich obliegen. Nicht zu den 
Schauungen gehört ferner die Besichtigung, die eine Gerichts¬ 
versammlung ausgeprägt ruhe n d e n Charakters zwecks Er¬ 
ledigung weiterer Aufgaben auf dem Deich vornimmt 1 “). Die 
Deichschauungen haben in allen Deichverbänden eine hervor¬ 
ragende Bedeutung innerhalb der ganzen Deichverwaltung. 
Ihre reichste Ausgestaltung aber müssen sie bei derKlein- 
k a b e 1 d e i c h u n g erfahren. In der Tat finden wir hier irn 
Mittelalter ein geradezu grossartiges System verschiedener 
Arten von Deichschauungen. Es ist daher zweckmässig, bei 
einer Betrachtung der Deichschauungen die Kleinkabel- 
d o i c h u n g zu Grunde zu legen. 

II. Arten. Die Bezeichnungen, welche in den Quellen 
für die verschiedenen Arten der Schauungen gebraucht 
werden, (lecken sich nicht immer. Wir unterscheiden 
folgendermassen: 

*) G. de Vries S. 2(57 tt., Heek m a n S. 4<>4ff., Hack manu 
Knj). XII § 150 tl. H e. i n e k o n § XXIII. 

*) Der Ausdruck „Schaumig“ findet sich schon in den Langewolder 
Küren von 1250 § 31, dann im Jahre 1273 (Be rgh II, 24S „scouwinghe*, 
lat. „circumspectio“); Beispiele für „Deichschauung“ und .Deichschau* 
bei 13 o e k m a n S. 434. 

Ia ) Die Grenzen zwischen Schauungen und ausgeprägt ruhenden 
Deichgerichten auf dem Deich sind allerdings vielfach flüssig. Es 
entscheidet vor allem die in dem Verband herrschende Anschauungs- 
Avei-e. In den Niederlanden ist mehr die Neigung nach der Seite der 
Schauungen vorhanden. Vgl. unten V. 


Go^ 'gle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



34 y 


1. Am wichtigsten ist es zunächst, den Begriff der 
Hauptschauungen festzustellen. 2 ) Es sind dies die 
ordentlichen feierlichen Umzüge, die seitens der Deichver- 
verwaltung vorgenommen werden, und auf denen Anordnungen 
zwecks Deichausbesserung erlassen werden. Sie müssen 
unbedingt stattfinden, stehen von einander in grösseren 
zeitlichen Abständen und haben es mit ganzen Deichzügon 
oder grösseren Ortsbezirksschlägen zu tun. 3 ) Es erklärt 
sich daher einfach, dass die Hauptschauungen in den Quellen 
nach dem Tag, an dem sie vor sich gehen sollen 4 ), gelegentlich 
auch mit „staande sckouwen“ 5 ) bezeichnet werden. 

2. Sieht man auf die Tätigkeit der Deichver¬ 
waltung, die vornehmlich auf den Hauptschauungen 
entfaltet wird, so treten zwei Gruppen von Hauptschauungen 
hervor: die Weisungsschauungen einerseits, die 
Kontrollschauungen andererseits. Weisungs¬ 
schauungen sind Schauungen, auf denen in Bezug auf 
die Deichausbesserung erstmalige Weisungen über ihre Art 
und ihren Umfang erlassen, aber Zwangsmittel nicht zur 
Anwendung gebracht werden. 6 ) Die Weisungsschau wird 


2 ) „Hauptschauung* kommt z. B. vor beiMieris III, 308 (a. 1375). 
Weiter© Belege bei Beokman S. 858. In dem Privileg für die Water- 
Bchap Hevcop von 1875 (Groot Utr. Piaccaetb. II 129) wird sie „principale 
schouw* genannt. 

•) Daher passt flir sie vornehmlich der Ausdruck „ommeganc“ 
(Bergh II, 747, 99), „Umbtoch" (Evderstädter D.-Ü. v. 1595 § 3); siehe 
auch Stapelholm. D.-O. v. 1G25 § 1 und SUderditm. D.-O. v. IG43 
§ 9 : „umbziehen 41 . Vgl. noch Bergh II. 40, Gl (Circuitus), Hadder 
Landrecht: „Teichlehdung“, — dies bedeutet „Deichleitung“ im Sinn von 
Deichbeaufsichtigung und PoirhbesiclUigung. 

4 ) Vgl. Be e km an S. 4<>4. 

ö ) Deichrecht für Heusden aus dem 15. Jahrhundert (0 uden h o v e n 
„Heusden“ S. 261). Daher sind die Hauptschauungen häutig die „achten“, 
„aften“ = echten Dingtage. Doch ist es der Hauptschauung nicht 
wesentlich, dass der Tag ganz genau feststeht. 

6 ) Als Beispiel einer Weisungsschau bei der Kleinkabehleichung 
sei bereits art. 83 des Billwfirder Landrechts angeführt: „Item schal men 
vorkundigen in der kerken des sondages, dat de dyckrichters schouwen 
willen und© den dach nomen und© dat eyn jewelck bv syneme dyke sy, 
unde by broke ij Und© denn© schal men z eggen de gebreke svnea 
dykea unde dat schal he maken alsze ome gebeten wert“. 
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in den niederländischen Quellen mit „Keur-schouw“ 7 ) oder 
..chierschouw“ („chieringschouw“) 8 ) bezeichnet. Konfcroll- 
schauungen haben es mit einer Kontrolle, ob die 
erforderliche Deichausbesserung ausgeführt ist, zu tun. 
Dies kann eine einfache Kontrolle mit erneuter Weisung 
sein. Doch stellen sich bei der Kleinkabeldeichung die 
Kontrollschauungen als Straf- und Vollstreckungs¬ 
schauungen dar. Sie werden dadurch gekennzeichnet, 
dass auf ihnen Strafen und Bussen verhängt und andere 
Zwangsmittel zur Anwendung gebracht werden. Sie zerfallen 
in Straf-(Buss-)Schauungen, Einlagerschau- 
ungen und Verdingungsschauungen. Straf- und 
Buss-Schauungen sind Schauungen, auf denen Strafen und 
Bussen wegen unterlassener Deichausbesserung verhängt 
werden. Unter den Bussschauungen gibt es Steigerungs¬ 
schauungen, d. b. solche, die gegenüber der vorangehenden 
Schauung eine Busssteigerung enthalten. „Einlager¬ 
schauungen“ sind Schauungen, die durch Einritt der Deich¬ 
beamten in eine Herberge unterbrochen werden, um hierdurch 
die Vornahme der Deichausbesserung zu erzwingen. Sie 
heissen in den Niederlanden „inrijdende schouw“ oder 
„teerschouw“ (Zehrschau). Verdingungsschauungen sind 
Schauungen, auf denen die Ausführung der Deicharbeit auf 
Kosten der Säumigen an andere Personen gegen Entgelt 
übertragen wird. Die Verdingungsschauungen werden in 
den Niederlanden mit „verdingschouw“ oder „bestaeschouw“ 
wiedergegeben. 9 ) 10 ) In einigen Gegenden der Niederlande 
stellte man der „keurschouw“ die nachfolgenden Schauungen 
(Strafschauungen) als „afschouwen“ gegenüber. 11 ) Mitunter 

7 ) „Keur“ hat dabei den Sinn von Anordnung. Über die Ableitung 
eiche oben § 3 Auin. 76. Belege für „Keurschouw“ bei BeekmanS. 972. 

®) Chieringschouw kommt von „scieren“ ursprünglich gleich 
„schätzen", später gleich „anordnen“. Vgl. unten III. 

9 ) Siehe die Belege bei B e e k m a n unter den angegebenen Wörtern. 

,0 J Der Ausdruck „verdingschouw“ wird von uns im weiteren Sinn 
genommen, er umfasst die Verdingung sowohl als Werkvertrag wie als 
Dienstvertrag, schliesslich auch das kraft öffentlichen Zwangs herbei- 
geführte Dienstverhältnis. Vgl. unten § 7. 

u ) Siehe G. de V r i e s S. 277. Es handelte sich hier bei den 
Hauptschauungen, die „afschouwen“ waren, nur um Strafschauen. Die 
weiteren Zwangsmassnahmen griffen auf Nachschauungen Platz. 
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wird die Weisungsschau als „Keurdag- von den Straf- und 
Vollstreckungsschauungen getrennt. 12 ) 

3. Unter den Hauptschauungen wird in manchen Ver¬ 
bänden nach dem Umfang der Deicharbeit unter¬ 
schieden, der zur Zeit ihrer Vornahme bewältigt sein muss. 
So ergibt sich der Gegensatz zwischen Vollschauungen 
und Teilschauungen. 13 ) 

4. Vielfach wird bei den Hauptschauungen eine Einteilung 
vorgenommen, nach der Art der Deicharbeit, auf die 
das Augenmerk gerichtet sein muss; so erklären sich die 
Erdschauungen, Tuin-, Ruwart-, Kribben-Schauungen. 14 ) 

5. Vorschauungen sind die Schauungen, die den 
Hauptschauungen unmittelbar vorangehen und sie vorbereiten. 
Eine besondere Art der Vorschauungen sind die Schauungen, 
die sich nur auf Teilverbände in Samtverbänden beziehen 
und immer kurz vor den Hauptschauungen des Samt¬ 
verbandes stattünden. 15 ) 

6. Nachschauungen im engeren Sinn sind solche 
Schauungen, die sich alsbald an eine Hauptschauung 
anschliessen, und es mit den auf der Hauptschau vor- 

12 ) In Wirklichkeit handelt es sich bei dem Keurdag aber um eine 
richtige Hauptschauung. Beekman will den „Keurdag“ S. 972 nicht 
als „richtige Schauung“ gelten lassen, weil auf ihm nicht Recht ge¬ 
sprochen worden sei. 

13 ) Siehe z. B. unten Anm. 38. 

14 ) Siehe z. B. unten Anm. 39. 

15 ) Typisches Beispiel: Bergh II, 331 (a. 1277), wo es nach der 
Anordnung der drei Hauptschauungen für den Samtdeichverband des 
Alhlasserwards heisst: „Insuper addicimus, ut unusquisque judex ante 
quamlibet perlustrationem prefatam semel, si voluerit, in officio suo 
aggeres debeat circuire“. Der Ausdruck „Vorschau“ in unserem Sinn 
findet sich in dom Deichrecht für den Alblasserward von 1375 (M i e r i s III, 
308). Vgl. noch Beekman unter „voorschouw“. — Übrigens werden 
auch in manchen Quellen die Hauptschauungen de3 ganzen Verbandes, 
die Weisungsschauungen sind, mit „Vorschauungen“ bezeichnet, (vgl. 
Stedinger Deichrecht von 1446, Deichrecht für Oterdum von 1554, Versl. 
en Mededeel. IV S. 177, Beekman a.'a. 0.). In der Altendorfer Schau¬ 
ung wird der Ausdruck , Vorschauung“ sogar einfach für die drei ersten 
Hauptschauungen verwendet. — Keine Vorschauungen liegen vor, wenn 
im Samtverband selbständige Schauungen der Teilverbände abgehalten 
werden und am Schluss des Jahres eine Generalschau. Hier liegen 
lediglich Hauptschauungen vor. Vgl. Deichrecht der Hemmen v. 1453 § 1. 
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gefundenen Gebrechen zu tun haben. Sie sind nicht not¬ 
wendig volle Umzüge um den Deich, sondern brauchen sich 
nur auf die gerügten Deichstücke zu beziehen. Sie bähen 
die Natur spezieller Exekutionsschauungen. In manchen 
Deichverbänden haben sie allerdings den Charakter voller 
Umzüge, doch ist auch hier ihr Hauptzweck auf die alten 
Gebrechen gerichtet. 16 ) Sie werden in den Niederlanden 
auch mit „Achter-“ oder „Wederschauung“ bezeichnet. 17 ) 
Die Nachschauungen können sich als Straf-, Buss-, Einlager- 
Verdingungsschauungen darstellen. 18 ) 

7. Nicht so einfach ist der Begriff der Notschauungen 
einheitlich festzulegen. Im allgemeinen kann man darunter 
Schauungen verstehen, die nicht als Hauptschauungen, Vor¬ 
schauungen und Nachschauungen im engeren Sinn sondern 
bei Gefahr oder einem besonderen Schaden vor- 
genommen werden. Unter ihnen gibt es aber sehr ver¬ 
schiedene Arten. Hervorzuheben sind: 

a) Die Deichverteidigungsschauungen. Es 
sind dies Besichtigungen, die bei Sturm und Unwetter Platz 
greifen, um gegebenen Palls rechtzeitig zur Deich Verteidigung 
aufbieten zu können. 

b) Die Notschauungen im engeren Sinn. Sie 
werden zwecks Ausbesserung eines besonderen gefährlichen 
Gebrechens am Deich vorgenommen. 19 ) An sie können sich 
Nachschauungen anschliessen. 7Ü ) 

Ic ) Siehe z. B. Bergh II, 243 (1273); II, 331 (a. 1277), Andrerseits 
tritt der Charakter einer Spozialschauung deutlich hervor z. B. im Deich- 
recht lur Masteiibroek von 1439 (art. 53): „Die anderdo Schouwe gebieten 
denn Geluen - Slach (es ist dies die zweite Hauptschau) sal wesen des 
Maondaeghes nae Sancte Bonifacius dach . . . ende die Dyken die dan 
gekornet worden, daer sali die Dyckgreue inet sijnen Heemraeden ene 
wedderschouwe op rydenn 4 *, und im Deichrecht des Hammerbroeks art. 5 tf. 

17 ) Ältestes Beisp : el für „achterschouwing“ bei Bergli II, 248 
(a. 1273);,, Wederschouw 14 ist namentlich in Overijssel gebräuchlich. Siehe 
Beek man unter den angeführtem Worten. 

iy ) EineBosonderhoit. bilden die Verspatungsschauungen;sie gestalten 
sich aber mehr zu ausgeprägt ruhenden Deichgerichten aus. Vgl. unten § 7. 

lf M Der Ausdruck „noodschouw* 4 begegnet in den Niederlanden nur 
für solche Notschauungen im engeren Sinn, die von den ordentlichen 
Organen des Verbandes vorgenommen werden. Siehe unten IV. Ein 
andertu* Ausdruck ist „vreesc schouwen“. 

-°) Siehe unten V. 
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8. Die Deichschauungen sind oft zugleich Schauungen der 
Siele, Schleusen, Gräben, Wetteringe, Wege, Brücken, Höfter, 
Achterdeiche, Sietwenden usw. Häufig sind aber auch für 
die erwähnten Anlagen und Werke Sonderschauungen 
vorhanden, die entweder nur zeitlich von den Deich¬ 
schauungen getrennt oder von anderen Organen vorgenommen 
wurden. *')**) 

III. Die Vollführung der Hauptschauungen. 

1. Zeit und Zahl der Hauptschauungen. Nicht 
einheitlich wurde bei der Kleinkabeldeichung in den einzelnen 
Verbänden die Zeit und die Zahl der Hauptschauungen 
festgelegt. Ganz allgemein lässt sich sagen, dass Haupt¬ 
schauungen verschiedener Anzahl in der Zeit vom 
Frühjahr bis zum Herbstan annähernd festbestimmten 
Terminen vorgenommen wurden. 

In älterer Zeit kannte man nur Frühjahr- und Sommer- 
Hauptschauen, später wurden vielfach auch Hauptschauungen 
im Herbst eingeführt. Dies hängt damit zusammen, dass 
man nunmehr den Deich mit Holz, Reisig, Stroh, Wier zu 
befestigen pflegte.* 3 ) Die Zahl der Hauptschauungen beläuft 
sich sehr oft auf drei. Sie stellen sich dann entweder als 
eine Frühjahrschau und zwei Sommerschauungen 24 ) oder 

* l ) Siehe z. B. unten VI. 

2, j Andere Benennungen von Schauungen insbesondere „loef- 
schouw“, „borchschouw“ werden später ihre Erklärung finden. 

* 8 ) Das Fehlen von solchen Herbsthauptschauungen kann aber noch 
nicht das ftichtvorhandeneein von Winterdeichen beweisen. Vgl. übrigens 
in Bezug auf die Winterdeiche im älteren und jüngeren Schulzenrecht 
Abschnitt III § 14 Anm. 211. 

* 4 ) Vgl. als älteste Quelle das sgn. Asegarecht, im Wortlaut an¬ 
geführt Bd. I S. 61 Anm. 327 („dikan and domman and grundiete le 
slane bi euennachte euen hach erthe bi sumeresnacht a fulla rhine ri- 
wat, and buta uppelizet, bi midda sumera an fulla wirke wrocht*). Hier¬ 
nach gab es eine Hauptschauung bei Tag- und Nachtgleiche im Früh¬ 
jahr (21. März), eine am Tag der Sommersonnenwende (21. Juni) und 
schliesslich eine zu Mitsommer (24. Juni). Bei der ersten Schauung soll 
die Erde in gleicher Höhe auf gehäuft, bei der zweiten Schauung soll 
der Deich gehörig gejätet und mit Soden belegt sein; die dritte Schau 
ist eine Vollschau. (Vgl. den niederländischen Text bei De Haan Hot¬ 
tema „Het Fivelingoer en Oldampstcr Landregt‘‘ Dock um 1341 und 
bei Meylink Nr. 12 ( J: „Dijkon en Dämmen en kolken te slaan, bi 
nachtevening gelijke aardophoping, bij zomernacht behoorlijk geögd 

J. v. Gierke, Geschichte des deutschen Deichrechts II. 
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häufiger als eine FrUbjahrsehau, eine Sommerachau und 
eine Herbstschau* 5 ) dar. In anderen Verbänden gibt es 
vier * 6 ) oder fünf * T ), in anderen sechs * 8 ) Hauptschauungen **). 
Umgekehrt finden wir häufig nur zwei Hauptschauungen, 
die eine zum Frühjahr, die andere zum Herbst angeordnet. so ) 

©n gerold, bij midzomer in vol werk afgewerkt“). Beispiele aus späterer 
Zeit sind Deichrecht für Mastenbroek art. 1 ff: Montag nach St. Gregor 
(12. März), Montag nach St. Bonifaz (5. Juni), Montag nach St. Jakob 
(26 Juli), vgl. Deichrecht für Sailand von 1308 art. 84; Mieris 111, 287 
(a. 1874): Andern Tags nach Maitag, andern Tags nach St. Bonifaz, andern 
Tags nach St. Jakob; Groot Utrechts Placcaetb. 11 S. 54 (a. 1501): Ger¬ 
traudentag (17. März), Adolfustag (13. Juni), Bartholomäus tag (24. August). 

* ö ) Vgl. als Beispiele, die sich zahlreich vermehren lassen: B e r g h 11, 
248 (a. 1276): ..Videlicet quod tribus terminis anni circumspectio erit prima 
in festo B. Gertraudis (17. März), secunda in die nativitatis B. Joannis 
(24. Juni), tertia in festo B. Remigii proximo subsequente (1. Oktober).“ 
Bergh 11, 331 (a. 1277;: „In Mayo, circa nativitatem Joannis Baptist© 
et circa festum beati Martini hiemalis“. Bergh 11, Anhang 65 (a. 1281): 
„Tot drie tijden in den jaeren in dem Meye, omtrent sint Jan Baptiste, 
ende omtrent sinte Meertendage in dem winter". Bergh 11, 248 
(a. 1275): Gertraudentag, Johannestag, Remigiustag (1. Oktober). Land¬ 
brief für Nymwegen von 1532: Gertraudentag, Tag nach St. Johann, St. 
Viktor. — Deichrecht des Alton Landes art. 10 auf der zweiten und 
dritten Meile: Montags nach Pfingsten, Montags nach Jakobus, Montags 
nach Michaelis. Altmärkische D.-O. v. 1436: Montag nach Walpurgen 
(1. Mai), Jakobi (26. Juli), Galli (16. Oktober); Deichrecht in den vier 
Gohen von 1449 art. 6: Dienstag nach Waipurgis (1. Mai), Dienstag nach 
St. Jakob (25. Juli), Dienstag nach Simon und Juda (28. Oktober). 

*•) Beispiele: Deichrecht der Altendorfer Schauung: Viti (15. Juni), 
Donnerstag nach Jakobi, Michaeli, Sonnabend nach dem Bottihg. Ltlne- 
burgische D.-O. von 1564 art. 15: Dienstag nach Johannes Baptista, 
Egidius, Martinus, Judika (hier steht die Frühjahrsschau am Schluss). 
Landbrief für Maas en Wael von 1534. Siehe ferner Deichrecht für 
Sailand art. 84 u. 35, Deichrecht für den Tieler Waard von 1399. 

* 7 ) Deichbrief für Lopikerwaard von 1454: Tag nach Maitag, Diens¬ 
tag vor St. Johann, Dienstag vor St. Jakob, Dienstag nach St. Bartholo¬ 
mäus (24. Aug), 14 Tage nach St. Viktor (10. Oktober). Nach dem Land¬ 
brief für Oberbetuve von 1493 bis zu seinem Erlaß. 

28 ) Altes ostfriesisches Deichrecht § 5 ff. 

29 ) Die Küren der Oster- und Westerhammerik bei Groningen von 
1386 (v. Richthofen Rq. 521 § 9) schreiben den Deichrichtern mindestens 
jeden Monat eine Schauung vor. Es muss bezweifelt werden, dass es 
sich hier stets um richtige Hauptschauungen handelte. 

80 ) Siehe z. B. Spadelandbrief von 143S § 38, Klevische Deichordnung 
von 1575, Schwartzenborg I, 471 (a. 1427): Servatius (13. Mai), 
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Ja selbst mit einer Hauptschau konnte sich ein Verband 
begnügen. 81 ) Oft wird im Lauf der Zeit die Anzahl der 
Schauungen vermindert, um Kosten zu sparen. •*) Eine 
durchaus singuläre Gestaltung liegt in der Deichordnnng 
für den Eemdeich von 1393 vor, indem hier die Winterschau 
als die erste Schau gerechnet wird; M ) dagegen begegnet es 
in manchen Deichrechten, dass die erste Weisungsschau 
des Jahres nicht mitgezählt wird. 84 ) 

In Overijssel heisst die erste Schau des Jahres „Aan- 
vanck“ M ), die zweite wird auch „middelste Schau“ genannt"). 

Man kann die grosse Verschiedenheit bei der Anzahl 
der Hauptschauungen nur verstehen, wenn man sich ihre 
Aufgaben und ihr Verhältnis zu einander und zu sonstigen 
Schauungen ansieht. 87 ) So waren natürlich bei der Bildung 
von Teilschauungen 88 ) und der Unterscheidung von Brd- 
schauungen, Tuin- Wierschauungen mehrere Hauptschauungen 

Ägidius (1. September), Deichrecht für Zalk von 1481, Handvesten für 
Enkhuizen II. S. 83 (a. 1397), andere niederländische Belege noch bei 
G. de Vries S. 272ff., Beekman S. 488. 

#1 ) Die übrigen Schauungen konnten einfach bloße Nachschauungen 
oder Notschauungen sein. Vgl. Mieris IV, 470 (a. 1418). 

w ) Vgl. Landbrief für Oberbetuwe von 1493, Landbrief für das Land 
von Maas und Wael von 1532. 

M ) Groot. Utrechts Placcaetb. II, S. 186. Dies ist abgeändert in der 
D.-O. von 1598 (a. a. 0. S. 188). 

* 4 ) Vgl. Deichrecht für Lopikerwaard von 1454 art. IV ff., Deichrecht 
des Krimpenrewaards von 1430 art. V. 

M ) Siehe z. B. Deichrecht für Salland (a. 1494) art. 69 und 81. 
Weitere Belege bei Beekman S. 21. Der Aanvanck war entweder 
Straf- oder Weisungsschau. 

* 6 ) Siehe Deichrecht für Zalk (a. 1573) art. 106. 

ÄT ) Bei der reichen Ausgestaltung im Einzelnen kann im Folgenden 
nur auf einige besonders wichtige Erscheinungen hingewiesen werden. 

• 8 ) Vgl. z. B. das Asegarecht (oben Anm. 24); ferner Deichrecht für 
den Alblasserwaard von 1375: Auf der ersten Schauung werden zwei 
Teile Deichs geschaut, die beiden anderen Schauungen sind Schauungen 
„ten vollen Dijck 4 '. Deichrecht für Vollenhove (1354—1387): Erste Schau 
„ten haluen werck“, zweite Schau „tot twedeel Werkes“, dritte Schau 
„tot vollen en helen werk“. Anderswo zuerst */*, dann */», dann ganz. 
Auf Teilschauungen weist auch das Deichrecht für Mastenbroek art. 6, 
wo die dritte Schau als Schau „tot voller eerde“ bezeichnet wird. Vgl. 
hierzu Beekman S. 468, 311 f. Doch ist der Ausdruck „te voller 
keur“ nicht immer für Teilschauungen zu verwerten. 

23* 
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unbedingt erforderlich.**) In Samtverbänden konnte man 
ferner die partikulären Schauungen zu Hauptschauungen 
emporheben 40 ) oder zu blossen Vorschauungen erniedrigen 4l ). 
Vor allem aber konnte man die Zahl der Hauptschauungen 
dadurch vermehren, dass man ihnen Aufgaben zuwies, die 
man anderswo Nachschauungen vorbehielt. Vielfach ist die 
Deichverbandsverfassung z. B. so ausgestaltet, dass die erste 
Hauptschau eine Weisungsschau ist, und sich ihr eine Reihe 
von fortlaufenden Straf- und Vollstreckungsschauen als Haupt¬ 
schauungen anschliesst; 4> ) anderswo mochte auf die Weisungs¬ 
schau nur eine Strafschau als Hauptschauung folgen, 
während die übrigen Zwangsmassnahmen auf Nachschauungen 
erledigt werden. 4 *) In vielen Verbänden sind die Haupt¬ 
schauungen so angeordnet, dass sie mit oder ohne Weisungs¬ 
schau, auch wenn sie nicht Teilschauungen sind, sich völlig 
selbständig neben einander als Strafschauungen gliedern, die 
übrigen Zwangsmassnahmen aber Nachschauungen der ein¬ 
zelnen Hauptschauungen Vorbehalten bleiben 44 ) 45 ). 

i9 ) Vgl. z. B. Handve9ten für Drechterland von 1397 (Handvesten für 
Bnkhuizen II. S* 83), wo unterschieden wird eine Schauung „op teil 
Kleydijck“ und eine „op de Wieren“. Die D.-O. für die Osterdeichgraf¬ 
schaft von Medemblick von 1495 (a. a. 0. I, S. 49): Erdwerk, Wieren, 
Generalschau; siehe hierzu G. de Vries 8. 275. In anderen Quellen 
wird eine Ruwaerschau (Landbrief für Nijmwegen von 1632) oder eine 
Schauung von Ruwaer und Tuynen u. s. w. (z. B. Deichrecht für den 
Tieler Waard von 1399, Deichbrie! für Lopikorwaard von 1454, D.-O. für 
Kleve von 1575: Erdschau — Barm-, Tun- oder Ruwaerschouw) der 
Erdschau oder den Erdschauungen angefügt. Vgl. noch D.-O. für das 
Norderquartier von 1534 und allgemein Beekinan S. 466 (dort auch 
noch andere Ausdrücke für die Ruwaerschouw). 

40 ) Deichrecht der Hemmen von 1453 § 1: „So habbet wy begripe 
om da dycken, dat elck hem sal riochten in syn hem ende scouwinghe 
mit grietmannen ende atten ende tolven, als syd ende pligha is, oers 
dan up synte Mychelis iondde, so scellet tha tree hvmmen togarra 
6chouwigha da lesta scouwingha om ende um tolycka dyck, iefta up 
dat tyt da tree hvmmen bigrypet*. 

41 ) Siehe oben Anm. 15. 

42 ) Siehe z.B. altes ostfriesisches Deichrecht, Deichrecht fürStedingen 
von 144G Deichrecht für den Tieler Waard von 1399, Deichbrief für 
Veluwe von 1370. 

4 *} Das Weitere wurde hier Notschauungen Vorbehalten. Vgl. Deich¬ 
recht für Hasselt (a. 1676) art. 43 . 44 ) Siehe unten § 7. 

4Ö ) Eine Verschiebung tritt in einigen Verbänden dadurch ein, dass 
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Die Schautermine sind vielfach in den Land- und Deich¬ 
rechten ganz fest bestimmt. 46 ) Und zwar ist zu erwähnen, 
dass sowohl in den Niederlanden wie in Deutschland häufig 
der Montag oder der Dienstag zum Schautag gestempelt 
wird. 47 ) Sehr oft ist aber der Deichverwaltung in Bezug 
auf die Zeit der Schautage ein geringerer oder grösserer 
Spielraum gelassen. So gibt das Asegarecht zwar die Tage 
an, aber die Schauungen können auch früher gelegt werden **), 
anderswo sind die angeführten Schautage oder einige von 
ihnen nur „ungefähre* Zeitbestimmungen. 49 ) Mitunter ist 
die Verlegung aller oder einiger Schauungen gestattet; 50 ) 
manchmal ist eine Hinausschiebung in Notfällen in bestimmten 
Grenzen erlaubt. 51 ) In einer Reihe von Verbänden ist 
lediglich die Anzahl der Schauungen angegeben; 5 *) gelegent¬ 
lich wird zwar die erste Schauung bestimmt, die Termine 
für die übrigen aber werden der Deichverwaltung über¬ 
lassen. 53 ) Meistens sind in den Fällen, wo eine der an¬ 
gegebenen Freiheiten besteht, die Deichbeamten kompetent; 
doch finden wir auch Rechte der Gesamtheit. So hat nach 
dem Asegarecht allein die Gesamtheit der Gemeinde das 
Recht die Schautage früher anzusetzen 54 ), und nach dem 

eine Weisungsschau fehlt, oder dass sie gleichzeitig Strafschau ist, oder 
sich möglicher Weise schon zur Verdingungsschau gestalten kann. 

40 ) Vgl. Anm. 24 ff. 

47 ) Siehe Anm. 24, 25. Über den Dienstag und Montag als Gerichts¬ 
tag siehe Grimm * Rechtsaltertümer“ 4. Aufl. S. 444 fl. 

48 ) Siehe Anm. 24 und Anm. 64. 

**) Vgl. z. B. Bergh II, 3B1, II. Anhang 65 (oben Anm. 25), Deich¬ 
recht für Salland von 1808 art. 84, Bremisches Deichrecht in den vier 
Gohen von 1449 art. 6, Deichrecht des Alten Landes art. 10 (Erste Meile), 
altes ostfriesisches Deichrecht § 5. 

w ) Vgl. M i e r i s IV, 144, Deichbrief für den Lopikerwaard von 
1454 art. XI. 

6l ) Vgl. die Belege bei Beekman S. 469. Hinausschieben der 
Schau fällt unter den Begriff „die schouw vorsten*. 

52 ) M i e r i s IV, 86, Deichbrief für Erkemede v. 1366 (3 Schauungen), 
Spadelandbrief von 1438 (2 Schauungen). 

M ) Landbrief für Maas und Wael von 1321. 

64 ) Siehe den Wortlaut Bd. I S. 61 Anm. 327: „Hit nese thet hit tha 
liude er kiasa, sa ist thera liude kere ther bifara thes Asega dome“. 
Bd. I S. 294 Anm. 17 wurde angenommen, dass die Gemeinde auch einen 
,,aufschiebenden“ Beschluss fassen konnte. Der Wortlaut des Asega- 
rechts ergiebt nur die Zuständigkeit für einen beschleunigenden Beschluss. 
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Deichrecht der Hemmen kann nur der ganze Samtverband 
die Micbaelisschau verlegen. 55 ) 

Mitunter lässt sich in Deichverbänden eine Verlegung 
alter Schau tage durch Gesetz oder Satzung verfolgen. Die 
Gründe dafür konnten sehr verschiedene sein. So wurden 
z. B. in Westzaan und Crommenij die bisherigen Apostel¬ 
tage als nicht passend empfunden und durch Werktage 
ersetzt, 56 ) anderswo stellten sich z. B. die Schautage aus 
technischen oder landwirtschaftlichen Gründen als nicht 
geeignet heraus. 87 ) 58 ) 

2. Die Organe der Deichverbände bei den Haupt¬ 
schauungen. In der ganzen Entwicklung treten zwei 
Momente scharf hervor. Einmal die Verdrängung der 
Gesamtheit der Deichgenossen durch die Beamten und 
sodann die Beiseiteschiebung der gewöhnlichen Gerichte 
durch Gerichte mit deichrechtlicher Zusammensetzung, ins¬ 
besondere durch besondere Deichgerichte (d. h. Gerichte 
mit ausgeprägt deichrechtlicher Zusammensetzung) 89 ). 

a) Die Gesamtheit der Deichgenossen. In älterer 
Zeit stand bei der Kleinkabeldeichung in freien Verbänden 
der Gesamtheit eine weitgehende aktive Teilnahme an den 
Hauptschauungen zu. Die Gesamtheit vollzog mit ihren 
Beamten und Vorstehern den Umzug, bei ihr lag der 
Schwerpunkt der Entscheidung in Bezug auf Weisungen, 
Straf- und Vollstreckungsmassnahmen. 

M ) Siehe Anm. 40. Mit dem Asegarecht (Anm. 54) übereinstimmend 
Deichrecht für Cellemuiden art. 26. M ) G. de Vries S. 272. 

ß7 ) Vielfach wurden Schautage früher gelegt, um besser den Herbst¬ 
stürmen begegnen zu können. Vgl. die Verordnung von 1439 bei G. de 
Vries S. 275, die Verordnung für die Vier Norderkoggen von 1610 
(„Versl. en Mededeel.“ II S. 233), die Verordnung für Geestmerambacht, 
Schager- und Niedorperkoggen von 1618 (a. a. O. II, S. 243), Beekoian 
8. 470 f. — Eine Verlegung der Schauung vom 4. Juli wird in einer 
Verordnung für Geestmerambacht u. s. w. von 1439 (bei G de Vries 
S. 274) angeordnet, weil dieser Tag mitten in die Heuernte fiel und zu 
spät im Jahr für das Trockenwerden des Deiches war. 

M ) Bei der alten Kommuniondeichung ist wohl an eine oder an 
zwei Hauptschauungen zu denken, bei der Grosskabeldeichung an eine 
bis drei. 

w ) Vgl. unten § 6 I. 
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Allmählich hört freilich im allgemeinen diese Tätigkeit 
der Gesamtheit auf. Sie passte nur in kleinen und einfachen 
Verbänden. Die Regel wird die: Nur die Deichbeamten 
nehmen den Umzug vor und treffen auf ihm die erforder¬ 
lichen Massnahmen. Die Gesamtheit der Deichgenossen aber 
ist lediglich p a s s i v an den Hauptschauungen beteiligt, indem 
sich jeder Kabelhalter an seine Kabel zu begeben hat, um 
sie dem Sehaukollegium gegenüber zu vertreten. Viel¬ 
fach allerdings sehen wir neben den eigentlichen Deich¬ 
beamten einzelne Deichgenossen oder Bevollmächtigte der 
Deichgenossen auf den Hauptschauungen tätig werden. 

In einigen Verbänden findet sich noch in späterer 
Zeit eine aktive Teilnahme der Gesamtheit bei den 
Hauptschauungen. Die Gesamtheit kann eine Gesamtheit 
von Gemeindegenossen oder besonderen Deichgenossen sein. 
Ersteren Falls deckt sie sich mit der gewöhnlichen Gerichts¬ 
gemeinde. Es handelt sich dabei vornehmlich lim die 
Weisungsschauungen, doch begegnet es auch bei Straf¬ 
schauungen. 

Zunächst ist das Deichrecht für Cellemuiden in Overijssel 
anzuführen; hier lesen wir in art.6: „Endezullen dandiezwoeren 
schouwen den dyck also hoege ende breet, als den zworen 
mitten erffgenamen ten iersten schouwe nuten duncet 
wesen“. Man erkennt, dass die Gesamtheit an der Weisungs¬ 
schau aktiv teilnimmt, aber die nachfolgenden Schauungen ohne 
sie vorgenommen werden. Ebenso werden nach der Hand¬ 
veste für Osthuizen und Etersheim von 1550 die Frühjahrs- 
keuren erlassen von den Deichbeamten „mitten meesten 
gevolgh van de gemeene buren van Etersheim“ 59 *). Das 
Deichrecht der Altendorfer Schauung kennt sogar eine 
Strafschauung der Gesamtheit Nach ihm werden allerdings 
die ersten drei Strafschauungen von den Deichbeamten 
verrichtet, die vierte Schauung 60 ) aber von den Deich¬ 
beamten und der „menheit“ der beiden Bauernschaften. 
Diese vierte Schauung heisst daher „gemene schowing“. 
Bei ihr müssen sich alle, die dazu gehören, an der Stelle 

Angeführt bei G. de Vries S. 277 f. Anm. **. Nach der Hand¬ 
veste von 1418 (M i e r i a IV, 470) 9ind allein vier Geschworene zuständig. 

e3 ) Zu Folgendem siehe Deichrecht der Altendorfer Schauung Xff. 
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des Deiches, an der die Schauung beginnt, einfinden; da¬ 
selbst wird „mantall“ gehalten. Die Gesamtheit zieht dann 
den Deich entlang bis zum Ende des Deiches der Alten¬ 
dorfer Schauung; denn daselbst wird wiederum „mantall* 
gehalten. Die „menheit“ wird bei dieser Strafschauung 
keineswegs bloss zwecks etwaiger Raterteilung zugezogen, 
vielmehr entscheidet sie, ob ein Deich als straffällig in 
Betracht kommen soll oder nicht, 61 ) und erteilt Vollborb 
einer etwaigen neuen Terminsetzung durch Deichgraf und 
Deichgeschworene. 62 j 6S ) G4 ) 

b) Die D eich beamten. 65 ) Das Deichbeamtentum, 
das die Hauptschauungen vollfuhrt, ist sehr verschiedener 
Art. Eine doppelte Unterscheidung kann einen Überblick 
verschaffen. 

Man kann einmal auf den vielfach berührten Gegensatz 
sehen, ob die Deichbeamten gewöhnliche Landes- 
(Gericht s)-B eamte sind oder nicht. In älterer Zeit 
sind nur die gewöhnlichen Gerichtsbeamten an der Haupt- 

6 ’) a. a. 0. XIV 16 ff: „Deine sine dieck von der men heit up der 
gemenen Oldendorper dieck schowung gut erkandt ist, nicht gewroget“. 
Die endgültige Festsetzung der Strafe erfolgt auf dem Deichgericht, 
vgl. unten § 6 III. 4. 

6J ) a. a. O. XI, 14: „in der tidt de ehme ernömet und dieckgrevo 
und schwären mit willen und volborde der men heit“. 

63 ) Bei der alten Kommuniondeichung war zweifellos eine weit¬ 
gehende aktive Mitwirkung der Gesamtheit bei den Hauptschauungen 
vorhanden; auch bei der Grosskabeldeichung freier Verbände. — In Be¬ 
zug auf die Mitwirkung der Gesamtheit vgl. noch das Weistum für Sand¬ 
hofen von 1527 (Grimm I, 460). Der Wortlaut ist Bd. I, S. 195 Anm. 
80 u. 8L mitgeteilt. Bereits dort ist angenommen werden, dass die Ge¬ 
meinde schaut. Interessant und belehrend ist die Vorschrift Uber die 
Wegeschau nach dem Deichrecht für Oterdum von 1554 art. 6: „Ende 
dan sullen alle buiren meedegaen ende gaen die w’eege op en daall* 
(die Deichschauung scheint hier nur von den Geschworenen vollzogen 
zu werden, siehe art. 2 und art. 3). Schliesslich mag auch auf dem Wort¬ 
laut des Landrechts für Westfriesland von 1299 (Bergh II 1098, oben 
Abschnitt IV § 2 VI a. E.) hingewiesen werden. 

64 ) Ober die Teilnahme der Gesamtheit an Anordnungen, die auf 
besonderen Tagen ohne Umzüge um den Deich erlassen wurden, siehe 
unten § H. 

t;r> ) Im Folgenden worden nicht fortgesetzt einzelne Belege angeführt. 
Sie ergeben sich aus unserer früheren Darstellung. Vgl. Bd. I, Ab¬ 
schnitt II. §§ 1 u. 3. 
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scbauung beteiligt z. B. Schulz und Asegen nebst Atten, 
Schulz und Schöffen. Auch in späterer Zeit gibt es Ver¬ 
bände, in denen nur gewöhnliche Gerichtsbeamte die Haupt- 
schauung führen. Meistens aber sind besondere Deichbeamte 
mit oder allein tätig. Zuerst treten untergeordnete Spezial¬ 
beamte den gewöhnlichen Beamten zur Seite, so z. B. die 
alten Deichatten, die alten Heemraden und wroger als Rüge- 
geschworene. Später zeigt das Schaubeamtentum eine aus¬ 
geprägt deich rechtliche Zusammensetzung. Dies ist entweder 
vollkommener oder unvollkommener durchgeführt. Ersteres 
ist insbesondere dann der Fall, wenn Deichgraf und Deich¬ 
geschworene oder Deichgraf und Heemraden oder bloss 
Heemraden oder bloss Deich- bezw. Sielrichter oder Schepper 
und Sielrichter usw. schauen. Letzteres ist gegeben, wenn 
ein gewöhnlicher Landesbeamter Leiter ist, aber besondere 
Deicbgeschworene als Urteiler fungieren, z. B. Schulz und 
Deichgeschworene (Heemraden) oder Grietmann und Deich¬ 
atten, oder Bauermeister und Deichgeschworene oder Balju 
und Heemraden. So schauen in späterer Zeit regelmässig 
besondere Deichgerichte. 

Man kann ferner unterscheiden, ob bei den schau- 
führenden Deichbeamten mehr das deutsche Richter¬ 
system oder das Kollegial.system oder das System 
des selbständigen Einzelvorstehers massgebend 
ist. Unter deutschem Richtersystem verstehen wir 
die Ausgestaltung, dass ein Deichbeamter Richter im Sinn 
des alten deutschen Rechts ist, der von Urteilern begleitet 
wird. 86 ) Um diese Organe können sich andere Personen 
mit eigenen Aufgaben gruppieren, vor allem z. B. Rüge- 
geschworene, ein Deichschreiber, ein landesherrlicher Be¬ 
amter zwecks Aufsicht, Vertreter der Gesamtheit oder die 
Gesamtheit nur zwecks Raterteilung oder zwecks Zeugnisses. 
Dies System ist offenbar das älteste. Seine Wandlungen 
bestehen vornehmlich in der immer weiteren Zurück- 
drängung und Verdrängung der aktiven Teilnahme der 

66 ) Als Urteiler können die Gesamtheit oder Schöffen, Geschworene, 
sonstige besondere Vertreter der Gesamtheit, sei es für eich oder zu¬ 
sammen, in Betracht kommen. Entscheidend ist, dass der Richter stets 
die Leitung, aber als solcher kein Stimmrecht hat. 
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Gesamtheit So findet sich später das Richtersystem in 
ausgeprägter Gestalt, wenn Schulz und Asegen, regelrecht 
auch wenn Schulz und Schöffen, Deichgraf und Deich¬ 
geschworene (Heemraden) schauen. Unter Kollegial¬ 
system verstehen wir die Ausgestaltung, dass die schau¬ 
führenden Deichbeamten ein Kollegium bilden, dessen 
Führer mit Stimmrecht beteiligt ist. Auch hier kann ein 
weiterer Kreis von Personen mit selbständigen Aufgaben 
beteiligt sein, so die Gesamtheit der Deichgenossen, oder 
Abgeordnete von ihnen, Rügegeschworene, Deichschreiber usw. 
Das Kollegialsystem findet sich vor allem z. B. dann, wenn 
Deichrichter oder Deichgeschworene oder Bauermeister oder 
Sielrichter in kollegialer Verbundenheit schauen. 67 ) Öfters 
ist deutsches Richtersystem und Kollegialsystem in der 
Weise vermischt, dass zwar dieselben Beamten die Schau¬ 
ungen vollführen, aber bei den grundlegenden Anordnungen, 
insbesondere auf der reinen Weisungsschau, Kollegialsystem 
herrscht, während in Bezug auf die sonstige Schautätigkeit, 
insbesondere die Entscheidungen, ob den Weisungen nach¬ 
gekommen ist, ob also der Deichschlag zu „loben“ oder zu 
.strafen“ ist, das deutsche Richtersystem gilt. Dies ist ins¬ 
besondere nichts Seltenes, wenn Deichgraf und Heemraden 
die Hauptschauung führen. Der Deichgraf ist hier zunächst 
deutscher Richter, die Heemraden sind Urteiler; aber bei 
den grundlegenden Keuren tritt der Deichgraf mit Stimm¬ 
recht in das Kollegium ein. 63 ) Gleiches findet sich auch bei 
Schulz und Schöffen. 6 ’) — Das System des selb¬ 
ständigen Einzelvorstehers ist vorhanden, wenn 
ein Einzelvorsteher die Hauptschauung allein führt und 
allein Entscheidungen treffen kann. Dies System findet sich 
selten. Es begegnet in rein herrschaftlichen Verbänden, 
wo der Herr, sein Richter oder magister ohne Schöffen und 

67 ) Hierher gehören z. B. die Deich- und Sielrichter-Kollegien in den 
Ommelanden; siehe ferner z. B. Schwartzenberg II, 429, v. R i c 1» t • 
h o feil Rq. 521 §§8 9 und unten § C III 4. 

M ) Vgl. die Auszüge bei Beekinan S. 952 ft. 

69 ) a. a. 0. — Ersichtlich handelt es sich hier um eine spätere Ent¬ 
wicklung. Mitunter ist die Entwicklung noch weiter gegangen, indem 
sich bei Deichgraf und Heemraden, Schulz und Schöffen fast hinsichtlich 
der gesamten Schautätigkeit das Kollegialsystem Bahn brach. 
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Geschworene schaut, 70 ) es zeigt sich in den Gebieten, wo 
auch als landrechtlicher Richter später ein wirklicher Einzel¬ 
richter auftritt 71 ), schliesslich auch sonst, wo ein Einzelner 
die Hauptschauungen vornehmen und auf ihnen Strafen fest¬ 
setzen kann. 78 ) 

c) Besondere Vertreter der Deichgenossen. 
Vielfach sind in späterer Zeit neben den „eigentlichen- 
Deichbeamten besondere Vertreter von Deich¬ 
genossen auf den Hauptschauungen tätig. Es kann sich um 
den Rest alter Gesamttätigkeit oder um eine die Über¬ 
macht der eigentlichen Beamten einschränkende Neuein¬ 
führung handeln. Die Stellung dieser Vertreter war eine 
verschiedene. Entweder haben sie lediglich das Recht der 
Anwesenheit oder das Recht der Raterteilung, oder sie 
haben bei den grundlegenden Anordnungen und Geboten 
der eigentlichen Deichbeamten, insbesondere auf der 
Weisungsschau, ein Zustimmungsrecht oder unter Eintritt 
in das Deichbeamtenkollegium ein Stimmrecht. Nur das 
Recht der Anwesenheit, vielleicht auch das Recht der Rat¬ 
erteilung, haben sie nach der Handveste für Kennemerland 
von 1456; 78 ) nach ihr sollen Schulz und Schöffen keuren 
und schauen „mitter genen, die zij daer toe nemen zullen-. 
Gleiches ist wohl anzunehmen nach dem Deichrecht für 
die Bremer vier Gohe von 1449 (art. 5): „Denne scliölen de 
Dieckgrefen mit den Schwären und mit denjen det dat 
werdige Capittel und den Ehrsam Rath von Bremen utli 
den Erffexen darmede beschicken werden, schouwen“. Da¬ 
gegen ist vielleicht an ein Zustimmungsrecht zu den grund¬ 
legenden Keuren auf der ersten Schau zu denken bei dem 
Deichrecht für Salland von 1308; nach ihm (art. 6) sollen 
die Heemraden die Gebote legen nach dem Rat des Bischofs 
und guter Leute von dem Lande . u ) Ebenso ist ein Zustimmungs- 

™) Vgl. Bergt I. 362, II 611. 

7I ) Dies war in späterer Zeit z B. in den Ommelanden der Fall. 
Vgl. über die landrechtlichen Veränderungen Heck S. 337. In Bezug 
auf die Deich- und Sielrichter vgl. Bd. I S. 285 und unten § 6, I u. IIL 

7Ä ) z. B. ein Bauermeister. Die Straffestsetzung konnte eine vorläufige 
sein. 7f ) Bei Lams S. 68. Vgl. G. d e V r i c s S. 16, B e e k m a n S. 954. 

74 ) Übereinstimmend Beekman S. 966, der zugleich darauf hin¬ 
weist, dass am Schluss des Deichrechts (art. 35) nur von dem Gebot der 
Heemraden die Rede ist. 
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recht des Ausschusses der Sechzehner nach dem Deichrecht 
für Erkemede von 1356 anzunehmen. 78 ) Ein Eintrittsrecht 
in das Deichbeamtenkollegium mit Stimmrecht stand bei 
den Keuren auf den Hauptschauungen den „waarschappen 2 
in einigen Gebieten des holländischen Norderquartiers zu, 
während das Loben und Strafen der Deichschläge, das 
„Schauen“ im engsten Sinn, nur den eigentlichen Deich¬ 
beamten oblag. Die „waarschappen“ sind Vertreter von 
Dörfern und spielen in einigen grösseren Samtverbänden die 
angegebene Rolle. Da die Einzelheiten nur lokales Interesse 
haben, sei lediglich Folgendes zur Verdeutlichung erwähnt. 7 *) 
Auf dem Eiland Wieringen werden die Keuren im 15. Jahr¬ 
hundert gelegt durch die 28 Schöffen der Dörfer und 
28 Waarschappen; jeder Schöffe nämlich nahm sich einen 
waarschap aus den Eingesessenen seines Dorfes dazu mit. 77 ) 
In Westfriesland keuren auf den Hauptschauungen in den 
grossen Deichverbänden seit dem 14. Jahrhundert Deichgraf, 
Heemraden und Waarschappen, gelegentlich sogar die Waar¬ 
schappen allein. 78 ) Teilweise wurde später ihr Einfluss bei 
den Keuren durch landesherrliche Deichgesetze erheblich 
beschränkt; so erhielten sie z. B. durch die Ordnung für die 
Vier-Norder-Koggen von 1511) an Stelle ihrer früheren 
17 Stimmen nur vier, indem den Waarschappen eines jeden 

,s ) Nach ihm sollen sich Deichgraf und Heemraden und ein Aus¬ 
schuss von 16 Erflgenamen zu St. Peter ad Cathedram zur Deichbeamten¬ 
wahl versammeln, dann aber heisst es: „Ind gevyelt dat dese sestiene 
niet overcen en droegen, soe waer dan die meeste hoep mitten Dieck- 
greve ende mit den Hemeeraeden kenne droegen, dat soude voert gaen“. 
Dies ist zweifellos auf Keuren zu beziehen. Fraglich ist, ob es sich hier 
um eine richtige Hanptschau handelt. Der Deichbrief erwähnt später 
drei andere Schauungen, als Vollstreckungsschauungen. Die etwaige 
Weisungsschau wäre also nicht mitgezählt worden. 

7G ) Verwiesen sei für Westfriesland auf die eingehenden Darlegungen 
von G. de V r i e s S. 27 ff. S. 47 ff. 

77 ) G. de Vries S. 26. 

78 ) G. de Vries S. 32: „Het gebruik schijnt op dit punt niet al- 
tijd noch in alle ambachten hetzelfde te zijn gewest. Waer de kuir 
buiten heemraden gelegd was, is tegen het maken van te lichte keuren 
voorziening gezecht door aan dijkgraaf de bevoegdheid te geven die te 
verzwaren, of den dijkgraaf te verplichten, daaertoe de tuischenkomst 
van de landsoverheid in te roepetr*. 
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Koggs zusammen nur 1 Stimme im Schaukoiiegium gewährt 
wurde.”) 

3. Eröffnung, Aufgaben, Beendigung der Haupt¬ 
schau un gen. 79 *) 

Eine Ankündigung der Hauptschauungen musste da 
stattfinden, wo die Schautage auf keine festen Termine 
gelegt waren; 80 ) anderenfalls war sie an sich entbehrlich. 
Doch wird auch sehr häufig bei festen Schautagen eine 
vorherige Ankündigung vorgeschrieben. 81 ) Die Ankündigung 
richtete sich an die Deichgenossen, sie musste eine bestimmte 
Zeitspanne vor den Schautagen geschehen, und zwar meistens 
von den Kanzeln in den Kirchen, oder vor den Kirchthüren 
an Sonntagen und Festtagen. 8 *) In Samtdeich verbänden 
werden die Ankündigungen der Samtschauen durch die 
Vorstände der Teilverbände vermittelt. 88 ) Die Schaukündung 

79 ) Dies ist endgültige Reglung bei Bekämpfung der hervorgetretenen 
Missstände. Siehe G. d e V r i e s S. 62 f. Ober Entziehung des Wahlrechts 
der Dörfer hinsichtlich ihrer Waarschappen 9iehe G. d e V r i e s S. 54 u. 62. 

'to») Auch der folgenden Darstellung liegt die Kleinkabeldeichung 
zu Grunde. 

•°) Vgl. zu Folgendem z. B. Langewolder Küren von 1282 § 25: 
„Waerso een dyckrechter een schouwinge lath uet seggen“. Wester- 
wolder Landrecht XII § 7. Keure für Seeland von 1258 art. LIX (Irrig 
übrigens Planitz ,,Die Vermögensvollstreckung im deutschen mittel¬ 
alterlichen Recht“ I S. 572 Anm. 37, der bei diesem Circiutus an das 
Rechtsinstitut des Pfändungsumzugs denkt). Deichrecht für Salland 
von 1308 art. 1: „In der Jaere alsmen schouwen sali, soe sali die 
Dyckgreue doen baeden des Sondages, offte op einen anderen hilligen- 
dach toe voirens acht daegen, eermen schouwen sal, in allen kerken 
die daer toe behoiren“ (die Schautage sind hier nur ungefähr bestimmt, 
siehe art. 34). Altes ostfriesisches Deichrecht § 4: „Hebben se geordinert 
sess Getyde im Jahre dat de Dyck-Richtere de Dycke besichtigen und 
schouwen sollen und dat sali men alletyd achte edder veerteyn Dagen 
tho voren laten verkündigen* (Auch hier sind die Schautage nur an¬ 
nähernd bestimmt). Billwärder Landrecht art. 83 : „Men schal vorkundigen 
in den kercken des sondages dat de dyckrichters schouwen willen onde 
den dach nomen*. Deichrecht in den Bremer vier Gohen von 1449 
art. 4: „Wen man den also schouwen will schall men den Landtlüden dat 
14Dage thovirne lathen verkündigen undverwiltlicken*. PrivilegdesHerrn 
von Cranenburg von 1343. Siehe auch die Belege bei B e e km a n S. 471. 

• l ) Siehe die Belege bei Beek m a n S. 472. 83 ) Siehe Anm. 80. 

8S ) Vgl.z.B.DeichbrieffürdenThielerWaard v. 1399; dieSchauungwird 
verkündigt jedem Richter und denDorfheemraden durch den geschworenen 
Deichschreiber und zwei Heemraden. Vgl. auch Mieris IV, 820. 
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kann die Ladung zur Schau oder die Benachrichtigung über 
den Termin für die erforderliche Deichausbesserung oder 
beides bezwecken. Mit der Ankündigung des Schautages 
kann die Bekanntmachung weiterer Anordnungen oder die 
Einschärfung bestehender Gebote und Verbote verbunden 
sein. 8 *) Ausser diesen Ankündigungen an die Deichgenossen 
gibt es Ankündigungen der Schauvorsteher an die sonstigen 
Schaubeamten, welche sich als Einberufungen des Ge¬ 
schworenenkollegiums darstellen. 85 ) 

Die Schauung beginnt mit einer Versammlung der 
Schauorgane an einer bestimmten Stelle auf dem Deich 
oder in der Nähe des Deiches. Den Säumigen treffen Strafen. 
Regelmässig sind es Geldstrafen. 86 ) Auch Absetzung wird 
den mehrfach gemahnten Beamten angedroht. 87 ) Notsachen 
entschuldigen. 88 ; Auch das gegen den Schuldner vor¬ 
genommene Einlager (Gläubigereinlager) findet sich gegen¬ 
über dem säumigen Beamten. So sollen nach dem Deich¬ 
brief für das Land zwischen Maes und Wael von 1328 die 


M ) Vgl. Deichrecht der Altendorfer Schauung IX, 19: „Dem dieck- 
greven und schwären gebürt them wenigsten vor allen schowing tho 
vorkundigen und tho vorbeden, dat de so am Ostendiecke wohnen kene 
goesz in der Osten edder buttendiecke laten gähn edder grasen*. — Vor 
allem können auch Anordnungen über die Art der Deichausbesserung mit 
der Schaukündung verbunden sein. Siehe den Schaubrief für den Veen- 
und Velddeich von 1533. 

M ) Vgl. Billwärder Landrecht art. 4: „Wanner de voged den sworen 
kundiged tho schouwende, so scal eyn islick dar berede to wesen, by 
der bute van veer Schillingen*. Deichrecht für Vollenhove (1854—1387) 
art 27. Siehe ferner Anm. 87. 

8 «) Vgl. z. B. Bergh II, 400, 331, 683, D.-O. für den Lekdeich 
boven Dams von 1323 und 1493. D.-O. für den Krimpenrewaard von 

1430 XV. — Für die Deichgenossen siehe Deichrecht der Altendorfer 
Schauung X, 15. 

87 ) Landrecht für Seeland von 1290 XCII. (Bergh II, 747), D.-O. 
für den Krimpenrewaard von 1430 art. XV. 

M ) Vgl. D.-O. für den Lekdeich boven Dams von 1323 („hem en 
lette henlike zuuchte, of dat hi buten Lants waar, of in Heerscaps 
gheboden waar of dat hi bedde vast waar“), D.-O. für den Krimpen¬ 
rewaard von 1430 art. XV: „Ten wäre dat hy kennelijcken nootsaecken 
te doen hadde, soo dat by daer om niet comen en nochte“, Klevische 
D.-O. von 1575 art. 40 (hier werden als Beispiele gerechtfertigten Aus¬ 
bleibens genannt „Lyffs swackheit, herrn gebot und woters nöden“). 
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Heemraden auf Kosten des säumigen Deichgrafen zehren. 
Nach der Schauordnung für die Waterschap des Over- 
waards von 1366 bezieht der Richter auf Kosten der ab¬ 
wesenden Geschworenen solange das Einlager mit den an¬ 
wesenden Geschworenen, bis die Mehrheit des Geschworenen¬ 
kollegiums versammelt ist. 89 ) Hiermit kommen wir auf die 
Vorschriften, die die Vornahme der Schauung trotz des 
Pehlens einzelner Beamten ermöglichen sollen. Insbesondere 
wird angeordnet, dass eine bestimmte Anzahl von Ge¬ 
schworenen oder Heemraden ausreichend sein soll. 90 ) Die 
Regel ist dabei die, dass eine .volle Schau“ nur mit der 
Mehrheit der Schwären geführt werden kann. 91 ) 9 *) In anderen 
Verbänden half man sich mit der Bestimmung, dass der 
Leiter der Schau Ersatzgeschworene aufbieten kann. 93 ) Die 
Bestimmung, dass die Mehrheit genügt, ist vom allgemein 
historischen Standpunkt aus als die jüngere zu betrachten. 
Sie setzt sich erst allmählich in gleicher Weise durch wie 
das Majoritätsprinzip bei Abstimmungen. Man erkennt dies 
insbesondere an der Formulierung, dass mit der Mehrheit der 

") Beekman S. 475. 

90 ) Vgl. Beekman S. 476 f. 

91 ) Vgl. z. B. Bergh II, 583 (a. 1286): „Dat die bailiu scouwen 
mach mit vier hiemradere offte meer ene volle scouwe, of hise alle niet 
hebben en mach ende dat sonder yemants wederseggen* (es sind 
7 Heemraden), Deichrecht für Veluwe von 1470 (mit mindestens 3 Heem¬ 
raden und dem Deichschreiber, hier gibt es 5 Heemraden). Mieris III, 
734 (a. 1401): „Ende waert dat die Schepenen niet al op den dach, als 
men schouwen soude, daer by en quamen, so mach die Schout met 
drie Schepenen of met meerder schouwen, ghelyck of sy daer al waren*. 
Siehe weitere Belege bei B e e k m a n a. a. 0. Doch bedarf es hier einer 
noch schärferen Scheidung zwischen den Bestimmungen, die eine Majo¬ 
rität für die Besetzung des Geschworenenkollegiums für ausreichend 
erklären und den Bestimmungen, die das Majoritätsprinzip für die Ab¬ 
stimmung des Kollegiums gestatten. Siehe noch unten § 6 III, 4. 

w ) Anders z. B. der Deichbrief fftr den Veen- und Velddeich von 
1501: Sechs Geschworene schauen; wenn nicht alle da sind, so soll die 
Hälfte oder die Mehrzahl von ihnen schauen, „t’ welck als dan van 
weerden wesen zal, of zy te samen eendrachtelyk geescouwet ende dat 
doen maken hadden“. 

9Ä ) Vgl. Deichrecht für Zalk (a. 1431) art.47, Deichrecht für Vollenhove 
(1354—1387) art. 27. Gleiches lässt sich für das Hammerbröker Deichrecht 
aus art. 3 (siehe unten Änm.94) u. art.4 entnehmen. Der art.4 gibt dem Vogt 
das Recht, Geschworene zu beurlauben, wenn er andere an ihre Stelle setzt. 
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Geschworenen geschaut werden soll, .gleich als ob sie alle da 
wären“. 94 ) Öfters findet sich die Vorschrift, dass beim Nicht¬ 
erscheinen des gemahnten Deichgrafen oder Schulzen die 
Geschworenen sich einen Stellvertreter wählen können. 9 *) 
Besonderheiten zeigen sich ferner in Samtverbänden, wenn 
mehrere Deichgrafen in Tätigkeit treten. So wird in der 
Deichordnung für Bavendrecht und Carnisse von 1483, **) 
nach welcher jede Ambacht einen Deichgrafen, die ganze 
Schau aber ein gemeinsames Heemradenkollegium haben 
soll, bestimmt, dass bei Abwesenheit des Deichgrafen der 
betreffenden Ambacht der Deichgraf der vorhergehenden 
Ambacht weiterschauen soll. Nach dem Deichrecht für 
Stedingen von 1446 genügt es, wenn von den drei Deich¬ 
grafen zwei anwesend sind. 97 ) 

In einigen Verbänden erfolgt unmittelbar vor dem Beginn 
der Schauung eine Wahl von Führern und Vorschauern,» 8 ) 

94 ) Siehe Anm. 91 und 92. Charakteristisch ist auch der Zusatz bei 
Berghll, 588 (oben Anm. 91): »ende dat sonder yemants wederseggen*. 
Es wird ausdrücklich der Widerspruch, dass das Schaugericht nicht 
ordnungsmässig besetzt gewesen sei, verboten, falls die Majorität der Ge¬ 
schworenen anwesend war. Vgl. noch Hammerbröker Deichrecht art. 3: 
„DeSworen scholen samptliken mit dem Vogede up dem Dyke wesen, 
wanner se schouwen willen*. Hierzu art 4 (siehe Anm. 93). 

Mieris IV, 470 (a. 1417/18), D. - 0. für den Krimpenrewaard 
(Mieris IV, 976) von 1430 art. XVI: „Waert oock dat onse Dijck-Grave 
met den Gesworen Bode ontboden werde te comen op ten schouwe, ofte 
te rechte, daermen sijner behoefde, ofte te doen hadde, ende hy daer 
niet en quame, so mögen onse . . Heemraden eenen Dijck-Grave setten 
van hären mede Ghesellen daer sy mede schouwen ende recht doen 
moghen sonder misdoen tegens ons tot dier tijt“. 

96 ) Bd. I Einleitung § 4 b Anm. 445. 

97 ) Vergl. noch die Urkunde von 1410 für den Grooten Waard, 
Heusden und Althena (Meylink Nr. 359). Es scheint hier der Deichgraf 
von Heusden mit Heemraden aus dem Grooten Waard, aus Althena und 
Heusden im Beisein des Deichgrafen des Grooten Waards zu schauen. 
Wir lesen dann: „Waert datter gebrec viele in der keuren bi den Dijk- 
grave van Heusden . . . soe soude die Dijcgrave van den Grootenwaert 
. . . aldaer alleen moghen keuren mitten Gezworen“. Vgl. auch 
D ries sen II, S. 273: Sind zwei Sielvesten nicht da, so schaut die 
eine mit den Groningern allein. 

1,8 ) Vgl. namentlich Deichrecht des Alten Landes art. XI: „Wann 
die Seeburg als die *25 Teichrichter und Schwären das erstemahl dieHaupt- 
Schauung reiten wollen . . . kommen sie an dem Tage Morgens Glocke 5 
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während regelmässig solche Wahlen entweder vor den 
Schauungen stattgefunden habenoder sich von seihst 
wegen der feststehenden Befugnisse der Beamten erübrigen. 

Eine besondere Vorschrift enthalten die Keinen für 
Seeland von 125S und 12l»0, welche dem Schulzen als Deich¬ 
grafen zur Pflicht machen, die Schaumig nicht eher zu 
beginnen, als bis er seinen eignen Deich ausgebessert hat, 100 ) 
Wahrscheinlich handelt es sich hier nur um eine Ordnungs¬ 
vorschrift. deren Übertretung den Schulz bruchfällig machte, 
aber nicht die Ungültigkeit der ganzen Schauung nach sich zog. 

An die Versammlung der Schauorgane sehliesst sich 
regelmässig im Mittelalter die eigentliche feierliche E r- 
ü f f n u n g der Schau, die S c h a u h e g u n g an. Nicht allein 
die Straf- und Vollstreckungsschauungen, sondern auch die 
Weisungsschauungen wurden durch llegung eröffnet. 101 ) Die 
Hegung der Schau als solcher vollzieht sich naturgemäss 
nur mit Worten, von einer räumlichen Einhegung eines 
Platzes wie bei den gewöhnlichen Gerichten 10 *) kann nicht 

auffen Hoffe zur Osten für Horneburg; zusammen*: Allda bereden 
sich dann die 5 Teich-Richter mit einander und kieset ein jeder aus 
seinen Schwären einen Vorschauer: Dieselben Vorachauer breden sich 
auch wieder und kieaen aus den Teich-Richtern einen obristen Teich- 
Richter und der kieset dann wieder aus den Vorschauern einen obristen 
Vorschauer“. Über die Vorschauer siehe unten S. 378. 

") z. B. geschieht die Anstellung des Deichgrafen und der Ge¬ 
schworenen an Peters Tag ad Cathedram, die erste Schau an St. Ger¬ 
traudentag. Siehe Privileg für Cranenburg von 1343; ähnlich im Bremer 
Deichrecht von 1449. — In der Altendorfer Schauung geschieht die Wahl 
an St. Viti auf der Stelle, wo die Schauung beginnt; die erste Schau 
findet Donnerstag nach Viti statt; siehe Deichrecht der Altendorfer 
Schauung II f V. 

10 °) Keure für Seeland von 12oS (Bergh II 47) LXI: „Nulli scul- 
teto licitum est facere circuitum super aggerem, nisi agger suus prius 
secundum preceptum fuerit perfectus; qui hoc infregerit solvet comiti X 
lib.«* Ebenso Keure von 1290 (Bergh II, 747) XCIX. 

101 ) Santen S. 203 erwähnt in Kennemerland eine Schauhegung 
bei der „afschouw“; vgl. auch G. de Vries S. 283. Auf eine 
Weisungsschau bezieht sich aber z. B. unzweifelhaft auch die Hegungs- 
formel in dem Alblasserwaard, in Grave, in der Altmark. — Nur bei dem 
selbständigen Einzelrichter fand keine Hegung statt. 

10f ) Siehe hierüber Brunner „Deutsche Rechtsgeschichte“ 1 S. 197, 
Schroeder „Deutsche Rechtsgeschichte“ 5 S. 43 und die daselbst an¬ 
geführte Literatur. 

J. v. Gierke, Geschichte des deutschen Deichrechts II. 24 
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die Rede sein, da die Schau sich ja gerade als ein um¬ 
ziehendes Gericht darstellt. Bei der gänzlichen Ver¬ 
nachlässigung, welche die Hegung der Schau- und Deich¬ 
gerichte in der juristischen Literatur erfahren hat, 103 ) müssen 
wir näher auf sie eingehen. Den Ausdruck ..die Schau 
hegen“ finden wir nur in deutschen Quellen. 104 ) In nieder¬ 
ländischen Deichrechten und Formeln ist die Bezeichnung 
die Schau „helfen”, (aanheffen“) 105 sehr gebräuchlich. Dies 
bedeutet die Schau „anheben“, „beginnen“. Der Ausdruck 
kommt aber von dem richtigen Aufnehmen und Aufrichten 
des Richterstabes her, mit dem die Eröffnung der Schau 
vollzogen wurde. 106 ) Am deutlichsten lässt sich dies aus 
der Form „die schouw opheffen“ erkennen, 107 ) was nicht 
etwa die Aufhebung der Schau im Sinn von Beendigung 
bedeuten muss, sondern gerade auch den Beginn der 
Schau kennzeichnet. 108 ) In anderen niederländischen Quellen 
finden w r ir den Ausdruck die Schau „bannen“, 10 *) in späterer 
Zeit auch die Schau ..spannen“. 110 ) 

1M ) Selbst in dem verdienstlichen, auf der Verarbeitung reichen 
Materials beruhenden Spezialwerk von K. Burchard „Die Hegung der 
deutschen Gerichte im Mittelalter“ Leipzig 1893 wird die Hegung der 
Deich- und Schaugerichte so gut wie ganz mit Stillschweigen übergangen. 
Ein einziges Mal (S. 223 Anm. 2) ist eine deichrechtliche Quelle gelegent¬ 
lich angeführt! Dies ist typisch für die Vernachlässigung des Deich¬ 
rechts überhaupt. 

104 ) Siehe unten Anm. 111. 

105 ) Belege bei Beek man S. 1440, siehe auch unten Anm. 111. 

i°6) Vgl. Verwijs en Vordam III 413, Beek man S. 810. Über 

das Kloppen auf der Schau siehe unten S. 383. 

107 ) Deichrecht des Krimpenrewaards von 1430 art. IV: „Soo salmen 
die schouwe von den Dyckagien .... beginnen ende opheffen aen die 
Vryheden van Schoonhoven“. 

108 ) Den Gegensatz bildet dann das ,,Niederlegen“ der Schau. Vgl. 
die bei Beekman S. 1440 angeführte Stelle aus dem Rechtsbuch von 
B r i e 1 (hier handelt es sich aber um einen Umgang zwecks Schuld- 
pfandung). Wenn das Aufheben der Schau die Beendigung der Schau 
bedeutot, so bezieht sich das Aufheben auf die Aufhebung des Bannes. 
Vgl. das „placitum levare“ bei Brunner a. a. O. Anm. 9. 

io?») Ygj ( |j e Hegungsformel bei Paringet „Grave“ S. 916 (siehe 
unten Anm. 111.) 

1I0 j Siehe die von G. d e V r i e s S. 283 aus dem Keur- und Schouw- 
boek für den Hoogendamm von Zaandam (1599 — 1632) mitgeteilte Formel. 
Über das „spannen“ bei der Hegung von Gerichten im allgemeinen siehe 


Go igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



371 


Die Schauhegung selbst vollzieht sich in ähnlichen 
Formen, wie die Hegung der deutschen Gerichte überhaupt. 

Wir finden insbesondere Hegungsfragen des Deichgrafen, 
Antworten der Geschworenen oder Heemraden und die Ver¬ 
kündung des Schaufriedens seitens des Deichgrafen, an 
die sich weitere Gebote und Verbote anschliessen. Einige 
Hegungsformeln sind nur in Frage und Antwort gekleidet, 
und es fehlt ein Ausspruch des Schauvorstehers. m ) 

Sehen wir uns zunächst die Hegungen mit Hegung s- 
ausspruch an. Unter den Fragen, die ihm vorangehen, 
befindet sich stets die Frage nach der rechten Schauzeit. 
So wird gefragt, ob „der Tag nicht hoch genug gekommen“ 
ist, ob es nicht „so fern Tages“ ist, um eine Schau zu 
hegen. Mitunter wird auch gefragt, ob die Schau ordnungs- 
mässig angekündigt worden ist, ferner wie oft die Schau zu 
hegen, und was einer gehegten Schau zu gebieten und zu 

Burchard a.a. 0. S. 29ff. Es handelte sich ursprünglich um wirk¬ 
liches Umspannen. Bei dem Schauumzug konnte hiervon natürlich nie 
die Kede sein. 

in ) Ich gebe hier eine Zusammenstellung der mir bekannten richtigen 
Schauhegungsformeln. Aus deutschem Gebiet: Deichrecht der Alten¬ 
dorfer Schauung III, 20ff; die Herzhorner Schauungsformeln (bei Det- 
lefsen I. Anhang Nr. IV.); Altmärkische Deichordnung von 169B am 
Ende: „Formula, wie die Schau geheget wird“ (dass die Schauhegung in 
der Altmarkt bereits in dieser Periode standfand, beweist die Deich¬ 
ordnung von 1476 („in eyner gehegeden scouwlnge riden“); das Deich¬ 
recht des Alten Landes art. X erwähnt, dass vor der Schauung ein 
ordentliches „Teichgericht“ nach den Formalien des Böttingsgericht 
gehegt werden muß. Aus niederländischem Gebiet: Norder¬ 
quartier: Die Formeln für Kennemerland bei SantenS. 203 (G. d e 
Vries S. 282, Beek man S. 477), für Waterland bei G. de Vries 
S. 283, für den Hoogendam von Zaandam (siehe Anm. 110). — Süd¬ 
holland: Die Formel bei M e y 1 i n k Nr. 342: „Om schouw te heften« 4 . 
Die Formeln für den Swijndrechtschen Waard bei N ibbelink Nr. 189: 
,,Ora een Sehouwe te heften.“ Die Formel für den Alblasserward in der 
Bd. I Einl. § 4b Anm. 446 angegebenen Ausgabe der Handvesten von 1678 
S. 86 (auch bei B e e k m a n S. 1441). Arkel: Keurboek von 1466 (bei 
Kemp „Gorinchem S. 285) art. 9—11. Utrecht: Die Formel aus den 
Dingtalen von Monfoort, die Beekman S. 1441 wiedergibt; siehe ferner 
Deichordnung für den Lekdeich boven Dams von 1537 art. 8. — Bra¬ 
bant: „Von de Dyken te Schouwen in de Vryheyt von de Grave“ (bei 
P a r i n g e t „Grave“ S. 916, auch bei Beekman S. 998.) — Hack¬ 
mann erwähnt zwar (S. 402) die Hegung der Schau, verweist aber nur 

24* 
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verbieten ist. ,IS ) Dagegen finden sieh nicht die Fragen nach 
dem rechten Versammlungsort und nach der Anwesenheit 
der zur Vornahme der Schau nötigen Personen." 3 ) In Arkel 
wird ausser nach der Zeit noch gefragt: .Valt den vor- 
mittagh te kort, rnagh ik my verbalen aan den achter- 
middagh. en die ook, aan den anderen of dorden dagh?“ 
Und ferner: „Of hy door yver, praten (Plaudern) of ander- 
sins aver den Dijk gingh, of hy we’er te gaan rnagk, en 
doen als op andere Dijken“. ma ) Der Hegungsausspruch 
ist entweder ein schlichter oder enthält eine Reihe von 
Geboten und Verboten. Letztere betreffen den Schaufrieden, 
die Pflichten der Schauorgane und Deichgenossen. Mit¬ 
unter wird der Hegungsausspruch noch durch ein Urteil der 
Geschworenen .verwahrt“. Die Hegung erfolgt dreimal, in 
niederländischen Gebieten auch viermal." 4 ) Ich gebe nun 
einige Beispiele für den Hegungsausspruch: 

Nach der altmärkischen Deichordnung von 1095 lautet er: 

„So hege ich demnach Seiner Churfürstlichen Durch¬ 
laucht zu Brandenburg, Meines gnädigsten Herrn, Teichschau, 
zum ersten andern und dritten mahl und ermahne Euch, ein 
jeder bedenke seinen geleisteten Teich-Eyd, lobet was 
lobenswert und lästert, was lasternswert ist, dass ihr es gegen 
Gott und Menschen verantworten könnet, und haltet euch 
in guter Ordnung". 

Hier wird also mit dem Hegen die Ermahnung an die 
Geschworenen verbunden, ihren beschworenen Pflichten des 
„Löbens und Lasterns“ nachzukommen und sich bei dem 
Umzuge in Reihe und Ordnung zu halten. 

auf die Formel des Kennemer Rechts. — Die Formeln aus der späteren 
Periode lassen sich m. E. im Grossen und Ganzen schon für die ältere 
Periode verwerten. 

m ) Vgl. altmärkische D.-O, v. 1695, Altendorfer Formel. 

ni ) Ober diese Fragen bei der Hegung der ordentlichen Gerichte 
im allgemeinen siehe Burchard a. a. O. S. 77 ff. S. 10611. — Es ist 
aber zu beachten, dass in einigen Formeln der Vorsteher der Schauung 
ausdrücklich seine Vertretungsmacht für den Schauherrn erwähnt oder 
feststellen lässt. Vgl. altmärkisehe D.-O. von 1695. Vgl. hierzu auch 
Burchard S. 71 f. 

111 •) Keurboek von 1456 art. 10. 

1U ) Über dreimalige und viermalige Hegung siehe Burchard 
a a. O. S. 273. Die ursprügliche Form ist die dreimalige. 
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In dem Alblasserwaard wird vom Deichgrafen ver¬ 
kündigt: 

„Soo gebiede ick lust, verbiede onlust ende laste dat 
niemant de Schouw te na en ga offte sta ende niet en spreke 
op den eedt, eer, naem ende faem van den Dijckgraef, 
Heemraden, Clerck ofte Dyckbode ende dat tot Correctie 
van Heemraden“. 

Hier finden wir das bekannte Friedensgebot, zugleich 
wird es verstärkt durch das Gebot, dass keiner der Schau¬ 
genossen an das Schaukollegium zu nahe herantreten oder 
ihm widersprechen oder es beleidigen darf. Der Deichgraf 
lässt sich hier übrigens die richtig vorgenommene Hegung 
noch durch ein Urteil bestätigen. 

Ähnlich ist der Hegungsaussprucli in dem Swijndrecht- 
schen Waard: 

,,Soe daer nyemant teghens en acht, soe heffe ick dese 
schouwe van ’s Heere weghen, I, H, III, IIII werff. Ick 
ghebie lust, ick gebie onlust, ick gebie datter nyemant 
den heemraet te nae en gaet noch en staet met woorden 
noch met wercken op die hoechste boeten die te Lande 
staen“. Auch hier wird die Richtigkeit der Schauhegung 
noch durch ein Urteil befriedet: „Ick vraech V. N. off ick 
die Schou geheue heb off niet? Ick segge dat ghy die 
schou geheue heb, alsoe verde als vervolliclit heb van den 
andere heemraet. Jae“. 115 ) 

Im Schaubrief für Grave lesen wir: 

,Dan sal den Scholtus de Schouwe bannen en seggen, 
ick ban de Schou van mijns genadigen Heer en der Heem¬ 
raden, dat niemant geenen Dyck verantwoort, hy en is met 
regt daar aan gekomen of van ’t Huysgesin des geenen, die 
het behoort op sulke breuken als daer toe staan“. 

Hier wird in den Hegungsausspruch ein Banngebot 
verwoben, das sich auf die Pflicht der Deichgenossen zur 
richtigen Vertretung ihrer Deichkabeln bezieht. 

m ) Ganz ähnlich die Formel bei M e y 1 i n k No. 372 (oben Anm. 111). 
Vgl. auch den Hegungsausspruch in Arkel: Verbot des Sprechens, Gebot 
den Deich zu weisen, Gebot, dass niemand den Heemraden zu nahe geht 
oder steht. 
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Das Deichrecht der Altendorfer Schauung zeigt uns 
zunächst einen schlichten Hegungsausspruch. Hier wird 
gemäss der Weisung der Deichgeschworenen die Schauung 
dreimal durch den Deichgrafen gehegt: 

„So do ick also my tho rechte gefunden is, hege und 
holde eine diekschowinge, thom ersten, andern und dritten 
malle, na den malle de diekgreff und schwären se mit recht 
gelecht und baden hebben“. * 

An den Hegungsausspruch schliessen sich vielfach noch 
weitere Fragen, Antworten und Verkündigungen an. Ins¬ 
besondere wird nach dem schlichten Hegungsausspruch 
noch weiter gefragt, was in der gehegten Schau zu gebieten 
und verbieten ist, und es ergehen dann ausführlichere 
Friedensgebote. *“) Hier und bei dem ausführlicheren 
Hegungsausspruch schliessen sich aber noch weitere Aus¬ 
läufer an. Es wird gefragt, ob sich der Deichgraf der 
Sonne noch bedienen kann, bis sie untergeht, n7 ) wie hoch 
die Schaubussen sein sollen, 118 ) wie die Schauung vollführt, 
was beschaut werden soll, wann und wie lange das Einlager 
in der Herberge abgehalten werden kann, auf welche Weise 
der Deichgraf zu seinen Bussen und seinem ausgelegten Geld 
kommt. 118 ) Die Formel der Altendorfer Schauung zeigt noch 
eine feierliche, abschliessende Eröffnung durch den Deichgrafen: 

„Recht gebede ick thom ersten, thom anderen thom 
drudden mal und kleger escke ick vor und frage went de 
wedde sin schall“. 


11Ä ) So insbesondere in der Altendorfer Schauung. Der Deichgraf: 
„Und frage, wat men aver de gehegeden diekschouwinge vorbeden schall?“ 
Der Deichgeschworene: „Herr diekgreffe, gy schöllen vorbeden alierley 
unrecht, recht schölle gy gebeden aver de gehegeden diekschowinge“. 
Der Deichgraf: „So do ich alse my tho rechte gefunden ist und vorbede 
alierley unrecht recht gebede ick aver de hegeden diekschowinge und 
frage N. N. oflt hüt jemandt queme de undinglicken deede oftte undink- 
licken sprecke in duszer gehegeden diekschowinge, und konde em aver 
gahen vorm diekgreven und schwären offt he den dat nicht scholde tho 
rechte wedden?“ Der Deichgeschworene antwortet dem entsprechend. 

117 ) Deichrecht der Altendorfer Schauung. 

118 ) Vgl. z. B. Formel des Swijndrechtschen Waards, der Altendorfer 
Schauung. 

119 ) Siehe zu alledem insbesondere die Formel für den Swijndrecht¬ 
schen Waard, und die Formel bei M e y 1 i n k Nr. :>72. 
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Der Deiehgeschworene antwortet dann nach „Gelegen¬ 
heit der Schauung“. 

Wir erwähnten, dass in einigen Schauungen sich nur 
ein Widerspiel von Fragen und Antworten findet ohne 
Verkündigungen, insbesondere ohne Hegungsausspruch. 
Fragen und Antworten entsprechen hier aber denjenigen, 
die uns bei den Formeln mit Hegungsausspruch überliefert 
sind. So wird z. B. in Waterland nach der Schauzeit (ob es 
der rechte und afte [achte] Tag ist) 120 ) und den Bussen ge¬ 
fragt. Bei dem Hoogendam von Zaandam handelt es sich 
um die Schauzeit („off goet tijt van den dach is“), die Höhe 
der Bussen, die Form ihrer Feststellung und die Haftungs¬ 
objekte für die Bussen. („Waar ick mijn verhael aen 
hebben zal? — Ick zeg aen de lande, die daer onder contri- 
bueeren“). Interessant ist schliesslich noch die Herzhorner 
Schauformel. Hier gibt es im Ganzen fünf Fragen und 
Antworten. Die erste Frage betrifft die Schauzeit („ob der 
Tage und der Nächte nicht so vel verschienen sindt 121 ) 
und die Sonne so hoch upgegangen“). Die zweite Frage 
geht dahin, „was zu beschauen ist“, worauf die Antwort 
erfolgt: „Alles was pantbahr ist, averst wat guht und wohl 
ist, vorbi gähn“. Die dritte Frage handelt von der Frei¬ 
heit des Schauweges; „Wat diese Dick und Strassen, die 
wie hude diesen Dack beschauen willen, nicht schall so frey 
sin als ein frey Karkenweg?“ Die vierte Frage betrifft die 
Festsetzung der Busse für den, „der den Dickgreven mit 
sienen Schwären overlepe, hinderde oder störede“. Die 
Hegung schliesst dann mit den schönen Worten: 

„Des Ordels frage ich, off wi den hengahn willen und also 
schauen, dat wiGottes angesicht mögen wedderombeschauen?“ 

„Herr Dickgreve, will gy dat Ordell w r eten, wie willen 
hengahn und also schauen, dat wy gottes angesicht mögen 
wedderom beschauen“. 

Was die Antworten anlangt, so werden sie entweder 
von einem Geschworenen im Namen aller eingebracht, oder 

iao ) Hier wird also nicht allein die Tagesstunde, sondern auch die 
Rechtmässigkeit des Tages selbst ausdrücklich festgestellt. Siehe hierzu 
im allgemeinen B u r c h a r d S. 58 ff. 

‘•'l Diese Worte zielen auf die Rechtmässigkeit des Tages, siehe 
Anm. 120. 
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es wird von einem von sicli aus geantwortet, von den übrigen 
aber aut die Aufforderung des Deichgrafen, sei es still¬ 
schweigend iz. B. I2i ) ..Achter nyemant tegens?" — „soe daer 
nyemant teghens en acht ) sei es ausdrücklich (z. B. Yolght 
ghy heemraden?" 12 ') Wille yy folgen y Schwären, als dat 
gedelet 1 - 4 ) is? ;: ), Folge erteilt. Die ausdrückliche Folge kann 
sich mit gesamtem Munde oder durch Einzelantworten voll¬ 
ziehen (z. B. ,-Jae" oder ..dat is alle recht gedehlet"). 1 “) 12s ) 

Erwähnt sei noch, dass die altmärkische Deichordnung 
auf unrichtiges Fragen und Antworten Bussen setzt. 

An die feierliche Eröffnung schliesst sich der Auszug 
der Schauorgane. Er erfolgt entweder z u F u s s oder z u 
Pferde oder in Wagen. Zu Fuss geht er stets von 
Statten, wenn die Gesamtheit der Deichgenossen schaut'* 7 ). 
Bm den Beamtenschauungen linden sich ebenfalls Schauungen 
zu Fass, 15 ’) namentlich in kleineren Verbänden; es überwiegt 
hier aber die Schaumig zu Pferde; die Schauung wird 
geritten.'* 9 ) Erst in späterer Zeit haben wir z. T. an 

l2 ~) Vgl. die Formel des Swijndrechtschen Waard. die Formel bei 
M e y 1 i n k Nr. 872. 

129 1 Siehe G. d o V r i e 8 S. 282 ff. 

y2i ) Vgl. die Schaugebräuche in der Wilstermarsch (Bd. I S. 4»^ 2). 

K ’ 5 ) In der Wilstormarsch wurde die Folgt' mit gesamtem Mundo 
erteilt. Siehe die in Anm. 124 angeführten Gebräuche. In Kennemerland 
wurde jeder Heomrad besonders gefragt. Siehe G. de Vries S. 282 
Anm. *. 

128 ) Dies alh's entspricht der Hegung der gewöhnlichen Gerichte. 
Siehe B u r c h a r d S. 248 IV. 

12T ) Vgl. Deichrecht der Alteiulorfer Schauung X 4 1V. und Hahn 
..Binleitung“ S. 8o. 

l2H ) Vgl. z. B. Deich recht des Alten Landes art. X: „Inzwischen 
aber schauet auch ein jeder Teichrichter mit seinen Schwären in seiner 
BurschatVt zu Pferde oder Fuss 1 '; siehe ferner unten Anm. 138 

V2U ) Abweichend für die Niederlande Beokni ;m S. 47h. der be¬ 
merkt: „Tot hot eueren van de schouw reod ln*t dijkhestuur gewoonlijk 
in een wagen pater koets) over den dijk -- van daar de uitdrukking 
„seliouw rijden“. — Nun bedeutet im Niederländischen „rijden“ allerdings 
nicht Muss ^reiten“ sondern auch „fahren“: doch ist in der älteren Zeit 
meistens an ein „Reiten“ zu denken. Der Schau ritt ergiebt sich z. B. 
deutlich aus dem Deichrocht für Mailand von lJns (art. 2); hier wird 
vorg'-schrieben, dass derjenige, der eine Kinlago hegehren will, auf die 
or.-’e Seleiu'.ing im Jahr kommen soll „cnn staen oj> synn Dyck enn 
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Schauungon der Beamten in Wagen zu denken. 13 ') Die 
Reihenfolge des Zuges war genau bestimmt. Insbesondere 
kommen die R ii g e g e s c li \v orenen an erster Stelle. Sie 
treten vor allem bei den Strafschauungen in Erscheinung. 
Sie gehen oder reiten voran und haben stets die schadhaften 
Stellen des Deiches zu ..r U g e rr, zu ,.w r o g e nV 3: ) Sie sind 
also öffentlichem Ankläger. Dabei sind sie entweder Rüge- 
geschworene und Amtszeugen, oder sie gehören einem Kollegium 
von urteilenden Geschworenen an, haben aber die Neben¬ 
funktion, Anklage zu erheben. Ersteres ist der Fall bei 
den alten friesischen „attheir, ..tolveir* und „dyckatthen“, 
weiter bei den ältesten niederländischen ,.Heemraden“. ,3,a ) Am 

aldm: Heer Dickgreue, ick bideie u omine einen voersprake, ende 
datt ghy affsitten enn richten my als ghy echuldich sint te doen. 
Ende als sy affgezeten sint opten Dyck, soe sali syn Voerspraeke eeggen 
aldus*. Auch der Ausdruck „sehouw voeren“ weist keineswegs not¬ 
wendig auf (‘in „Fahren“ hin. Aus deutschen Quellen ergiebt sich eben¬ 
falls klar, dass die Behauung meistens geritten wurde. Vgl. oben Anm. 128. 
Deich recht der Alt endorfer Schauung VI 10: „Motli dem dieckgreven und 
schwären, ein weghlang dat stücke von dor Strate heth an de Können 
geholden werden, dar twe hy einander langst können rideu und so se 
den wegh tho sch mall, mögen se dorch dat körne riden“. Siehe ferner 
ah märkisch«' D.-O. von 147(3 (dir* Städte Werben und Seehausen sollen 
Katsabgeordnete auf die Schauung schicken „und laten de myt rillen 
mank»*t den hoyrnridere**). Altmärkische D.-O. von 1 ‘‘0A Titel I: „Demnach 
auch die Erfahrung oftmals gegeben, das*, wann b r, y dem Teich-Schauen 
Hengste und Stillten durch einander geritten werden, sich darüber Un¬ 
glück zugetragen, so wollen und b<*fiuhlen wir. dass keiner von denen, 
welche bey der Teich-Schaue s(‘in 1, und di(‘S(*lhe mit bereiten holflen 
müssen, sich einiger Stutten dabei gebrauchen, sondern lauter Wallachen 
oder frommer und nicht ungetreuer Hengste sich dahey bedienen sollen*. 
Später hei ssi es dann, dass die Schauheamien guti* Ordnung heim Keiten 
wahren, sich [ein zusammen halten sollen, keiner weit vorweg reiten, 
auch keiner ferner dahinter bleiben soll. Auf ordnungsmässiges Reiten 
beziehen sich auch die Worte bei der Schauhegung: „Und halt*»!. Euch 
in guter Ordnung" siehe oben S. 872. Auch in Schleswig wurde die Schau 
geritten. Vgl. Note H e i m r e i o h s zum Spadelandsrocht art. XVIII: 
„Wie a. ln Hi über ot/.iiehe ist goklaget worden, dass sie den Vier und 
zwantzigen Uegonstand gethan und sie vom Uforde gejag(‘t, da si 
und) Teich und Dämme wollen richten*. 

130 l So in den Niederlanden, vgl. die bei B e e k m a n S. 470 an¬ 
geführte Keuren für Deifland von lOob. 

,31 ) Vgl. unten Anm. 182ff. 

131 a) Vgl. Bd. 1 S. 27:>, 2S5. 
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deutlichsten erhellt diese Stellung der Heeniraden in früherer 
Zeit noch aus dem Deichrecht für Vollenhove (1354—1387), in¬ 
dem hier die Heemraden geradezu als w r o e g h e r bezeichnet 
werden. 188 ) Als die Deichgeworenen zu alleinigen Urteilern 
oder mit zu Urteilern wurden, finden sich namentlich folgende 
Ausgestaltungen. In manchen Gegenden werden aus dem 
einheitlichen Kollegium der Geschworenen besondere Vor¬ 
schauer für die einzelne Schauung ausgewählt. So war 
es in den holsteinschen Elbmarschen; hier stellt der Deich¬ 
graf zwei Vorschauer aus seinen Geschworenen an und 
sagt zu ihnen: „Schauet und schuldiget by Jueren Ede- 
Wordt wat schuldigens wehrt is.“ 188 ) Nach dem Deichrecht 
des Alten Landes wird auf der ersten Hauptschauung von 
jedem der 5 Deichrichter aus seinen Schwären ein Vor¬ 
schauer gewählt; die 5 Vorschauer wählen aus den Deich¬ 
richtern einen obersten Deichrichter und dieser kiest wieder 
aus den Vorschauern einen obersten Vorschauer. ,84 ) Selten 
besteht ein zweigliedriges Urteilerkollegium, indem der einen 
Gruppe der Geschworenen vornehmlich das Rügen, Loben 
und Strafen oblag, während die andere Gruppe für die 
weiteren Zwangsmassnahmen sorgte. 185 ) In anderen Gegen¬ 
den war jeder der urteilfindenden Geschworenen gleich¬ 
zeitig Rügegeschworener 180 ). Häufig erscheint auch einfach 
der Deichgraf als Ankläger. 187 ) 

1M ) art. 1: „Dat in Lewijt clufft wesen sullen twee zwoern, twe 
wroegheren dat men heijmraders heijtet“. Siehe auch Beekman S. 711 ff. 

1M ) Wilater Schaugebräuche 12 (Bd. I Einleitung § 4a Anm. 161). 
Siehe auch die Aufzeichnung Lllbbekes (Bd. I a. a. 0. Anm. 160) unter 1: 
„So nympt de dyckgreue twe schwären, se gan edder se ryden vor dem 
dyckgreuen ende den andern schwären vorhen alle tydt wen he schouwet 
unde schuldyget wat nycht gudt is“. Hiernach stände das Schuldigen 
dem Deichgrafen zu. Dass aber das Schuldigen im eigentlichen Sinn 
den Vorschauern zukam, beweist die Fortsetzung der Darstellung: „We 
he thom andern mall schouwet, moten de vorschouwers schuldygen wath 
nycht gudt ys*. 

J * 4 ) Deichrecht des Alten Landes art. XI. (siehe oben Anm. 98). 

in») Vgl. das Deichrecht für Vollenhove (1354—1387) z. B. art. 8. 
14. 88. 43. 47. 57. 61. 100. 101. Die Entwicklung ist auf eine Zurilck- 
drängung der gewöhnlichen Geschworenen gerichtet. 

130 ) Dies war vielfach der Fall. Am deutlichsten erkennt man es 
im Deichrecht der Altendorfer Schauung. Hier sagt der Deichgraf am 
Schluss der Schauhegung: „Und kleger eske ick vor“. 

Ia7 ) z. B im Norderquartier Hollands. 
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In vielen Deichordnungen ist der Weg für die Haupt¬ 
schauungen ganz genau vorgeschrieben. 188 ) Der Weg, ins¬ 
besondere der Weg auf dem Deich, muss für die Organe 
der Schauung frei und ungehindert sein. 188 ) Daher 
darf an den Schautagen nicht mehr am Deich gearbeitet 
werden, 140 ) es darf an ihnen auf dem Deich nicht geritten 
oder gefahren werden; 141 ) nach manchen Deichrechten ist 
zwar ein Reiten oder Pahren erlaubt, 142 ) aber dann muss 
den Schauorganen ausgewichen werden, und diesem Gebot 
muss sich sogar der Landesherr oder Schauherr fügen. 14 *) 
Weiter muss der Weg frei von Hecken und Zäunen sein. 144 ) 
In diesen Zusammenhang gehört auch die Zugriffsmacht, 
die den Schaubeamten der Altendorfer Schauung verliehen 
wird in Bezug auf alle Fahrhabe, die sie auf dem Deich oder 
am Deich antreffen: „Allent wat dieckgreven und schwären 
in ehren vorigen schowinge drepen, wen se schowen, idt 
ligge, gah oder lope, upen eder am diecke, idt sy an have 

188 ) Ygi z B. Deichrecht der Altendorfer Schauung VI ff. Alt¬ 
märkische Deichordnung von 1436, Deichrecht für den Ysbrechtumer 
Deich von 1473 (Schw artzenberg I, 656), Deichrecht des Alten Landes 
art. IX. 

18e ) SieheauchdieHegungsfrageninderHerzhornerFormelobenS.375. 
Vgl. auch Deichrecht für Giethorn art. 18. 

14 °) G. de Vries S. 276 (Verordnung für den westfriesischen See¬ 
deich von 1433, und für die Vier Norderkoggen von 1495), Beekman 
S. 477. 

141 ) Siehe Anm. 140. 

hs) Ygj die bei Beekman a. a. 0. angeführten Keuren für Delf- 
land von 1656. 

148 ) Sogar in der folgenden Periode respektierte der Landesherr die 
Rechte der Schauorgane. Vgl. die von Detlefsen S. 335 wieder¬ 
gegebene Erzählung Sauckes: Christian IV. von Dänemark habe, als 
er auf einer Fahrt auf dem Deich dem reitenden Schaukollegium be¬ 
gegnet sei. seinem Kutscher befohlen „vom Teich zu fahren und dahey 
gesprochen, heute gehöret ihnen der Teich, morgen aber wieder mir“. 
Es ist aber unrichtig, wenn Detlefsen a. a. 0. allgemein bemerkt, 
dass ausser den Schauorganen höchstens der König den Deich habe 
befahren dürfen. 

144 ) Deichrecht der Altendorfer Schauung VI, 21: „Und hebben de 
wedde aver dat, dat ehne in dem wege langck den Rondiek hinderlich 
is, also hecken und der gelicken.“ Vgl. auch Detlefsen S. 335. 
Die dort erwähnte Strafe für Disteln im Deichschlag gehört aber zu 
der eigentlichen Schaustrafe. 
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undt veho. oder holte und der geliehen, deine dat is, und 
dieekgreve und schwären willen idt nicht enheven, de moth 
idt wedder umine van ohne lösen". 11 ’) Wahrscheinlich 
handelt es sich hier um Verfall der Fahrhabe. 146 ) Dem 
entspricht es, dass in den Niederlanden Wagen und Pferde 
verwirkt werden. 147 ) Auch der Verbote, nicht zu nah an 
das Schaukollegium heranzutreten, es auf seinem Umzuge 
nicht zu hindern und zu stören durch Worte und Werke, 14 *) 
nicht mit Stöcken, Gabeln, Waffen zu erscheinen, 149 ) mag 
hier gedacht werden. 

Als die Gesamtheit der Deichgenossen von der aktiven 
Teilnahme an der Hauptschauung verdrängt war, mussten 
dennoch bei der Kleinkabeldeiehung die Deichgenossen zur 
Vertretung ihrer Kabeln auf den Hauptschauungen an¬ 
wesend sein. .Jeder Deichgenosse musste an seiner Kabel 
stehen und sie gegenüber den Schaubeamten verantworten. 160 ) 
Es wurde „Mannzahl'- abgelmlten. 169 *) Als Deicbgenosse 
kam an sich der Hauptpllichtige in Betracht. Doch war 
Vertretung durch einen Vorpflichtigen zulässig; auch wurde 
dem Vorpflichtigen, als Kabelpflichtigen, das Erscheinen als 

145 ) Deichrecht clor Altendorfer Scimuung VIII, 15. Siehe ferner 
a. a. O. VI, 24. 

14 °) Möglich wäre auch ein Pfändungsrecht um feste Busse. Allein 
es ist keine» Busse angegeben. 

147 ) In den oben Anm. 140 erwähnten Verordnungen heisst es „op 
de vorbeurnisse van Wagen en Paerden.“ 

14> ) Vgl. z. B. die Hegimgsformel in Südholland oben S. 373. Einige 
DUehreehte schreiben sogar einen bestimmten Abstand in Hüten vor, 
don Dritte vom Schaukoliegium einhaiton müssen. Siehe insbesondere 
die Verordnung für das Norderquartier von 1534 iVersl. (Mi Modedeel. I. 
S. -Ulf. i art. Id. (3 Hüten Hut lern ung). Siehe hierzu auch G. d e V r i e s 
S. ‘277. 

irj ) G. d e V ries S. ‘J7ü. 

! ‘ v< ) Vgl. z. B. Deichbriet' für Veluwe von 1370, Deicbbri(*f für Ober¬ 
betuwe von 1P.»3, Ysbrerht umer I>ei<*lirochc von 1473, Deichrecht für 
die Gemeinde Hiparaliem von 1522. — Bilhvärder Landrecht art. 83, 
Neueres Drichrocht in den vier Gehen art. 2, Deichrecht der Alten¬ 
dorier Schaumig VII f. 

Deich recht der Altendorfer Schaltung VII z. B. ,,Die eerste 
mantall ist der Oldendorper . . . de ander mantall is der Strath lüde“. 
Über die Mannzahl Ihm der allgemeinen Schaumig, bei der eine aktive 
Teilnahme der Gesamtheit stattlindet, siehe, oben S. o;V.) f. 
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eigene Pflicht von Verbandswegen auferlegt.' 61 ) ln späterer 
Zeit genügte es, wenn jemand als Abgesandter des Haupt¬ 
oder VorpfUchtigen anwesend war, z. B. jemand von dessen 
Hausangehörigen. 1 ' 2 ) Ein solches Erscheinen ist nicht bloss 
für die Weisungsschauungen, sondern auch für die Straf- und 
Vollstreckungsschauungen vorgeschrieben. Am häufigsten 
wird es freilich bei den Weisungsschauungen zur Pflicht 
gemacht. Hier musste der Kabelpflichtige „aangang“ und 
„afgang* seiner Kabel weisen und Befehle für die nötige 
Ausbesserung entgegennehmen.’ 5 ’) Nach manchen Rechten 
musste er sich zu dem Deich feierlich bekennen und die 
Ausbesserung „gelooven“. Dann wird auch die erste Schau 
Loofschouw genannt. ,M ) Auf den Straf- und Voll¬ 
streckungsschauungen ist ein Erscheinen erforderlich zur 
Entgegennahme des Lastern und Löbens, zum Ergreifen der 
zulässigen Massnahmen, um weitergehende Zwangsmass¬ 
nahmen fern zu halten oder abzuschwächen oder zur Auf¬ 
hebung zu bringen. So war z. B. in manchen Verbänden 
auf der Strafschau Verbürgung zur Vermeidung der Herstellung 
auf Kosten des Säumigen vorgeschrieben. Daher nannte man 
sie auch „Borchschau“ 165 ) oder „Loofschouw“. 155 *). — ln 

151 ) Vgl. Anm. 152. 

,52 ) Deichrecht ffir Vollenhove (1354—1887) art. 15: „Tot elcker, 
schouwe sal die beste man van den huys dair bij coemen dat ia to ver- 
staen die huijaheer alsoe veer als hijt bij huija is ende gheaondes lijuea 
ia ofte enen gueden man senden in sijn stede, die aijne dijcke ende 
anders voiratae ofte voirlaeue 11 . Deichbrief für den Lekdeich beneden 
Dama von 1454 art. IV: Ea sollen da sein „alle die hooftddyken hebben 
of die bruycker der Landen, dar die hoofddyken op leggen, of yemant 
van haarent wegen. 41 D.-O. für Kleve von 1575 art. 27: „Und sali ein 
Jeder grundher, pachter oder jemands anders van synentwegen, alss- 
dan up synen Dyck sich finden laten, umb up erfurdern des Dyckgreven 
demselven war syn Dyck aff und angehet to wiesen. 44 

im) VgL insbesondere Deichbrief für den Lekdeich beneden Dama 
von 1464 art. IV, D.-O. für Kleve von 1676 art. 27 (oben Anm. 152). 
Siehe auch G. deVriesS. 276, Beekman S. 477. 

154 ) Der Ausdruck findet sich insbesondere in Geldern. Siehe vor¬ 
läufig Beekman S. 1105. Da9 Geloben kann auch auf der zweiten 
Schau stattfinden. 

IW ) Der Ausdruck findet eich insbesondere in Heusden und Althena 
Siehe Beekman 8. 224. 

155«) So teilweise in Geldern, vgl. Anm. 154. 
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späterer Zeit wurde oft von dem Erfordernis der Anwesen¬ 
heit überhaupt abgesehen. Und zwar wurde die Pflicht zum 
Erscheinen entweder ganz aufgehoben oder auf Abgeordnete 
grösserer Gesamtheiten beschränkt, oder sie war gegen eine 
Geldabgabe ablösbar; 158 ) diese Geldabgabe ist nichts anderes 
als die alte Busse für das Nichterscheinen, die aber völlig 
den Charakter einer Polizeistrafe abgestreift hat. Liess man 
die Pflicht, auf der Schau anwesend oder vertreten zu sein, 
ganz fallen, so ergab sich die Notwendigheit, dem Kabel¬ 
halter die Gebrechen seines Deiches durch Boten kund tun 
zu lassen. 187 ) 

Die Aufgaben, die auf den Hauptschauungen zu er¬ 
ledigen sind, sind naturgemäss verschieden je nach 
der Art der Schauung. Auf der Weisungsschau wurde 
die Ausbesserung angeordnet. Es wurden die Keuren 
erlassen. 188 ) Voraussetzung dieser Verfügungen bildet ein Ab¬ 
schätzen, ein Abstecken, ein Plan in Bezug auf die Deich¬ 
ausbesserung. Daher geht dem Keuren in den nieder¬ 
ländischen Verbänden ein „scieren“ voraus; dies bedeutet 
an sich ein „abschätzen“, erhält dann den Sinn von „einen 

,50 ) Eine solche Ablösung findet sich in der Altendorfer Schauung. 
Deichrecht VIII, 2 ff: „Dat duszer vorbenomden kenen up diszen man- 
tall wahren darff, davor gifft ein jeder de diecke oder dämme, wege, 
wettern ofte wegferle hebben . . . . dem diekgreven und schwären twe 
Schilling, dar vor sind se frey des mantalls in den ersten dren schowing. 44 
Cher die allgemeine Schau in der Altendorfer Schauung siehe oben S. 359f. 

167 ) Siehe z. B. Hammerbröker Deichrecht art. 2: „Des anderen 
Dages darna plecht de Voged mit den Swaren. . . . langest den Dyk to 
gande unde seen de Gebreke an dem Dyke unde gebeden enem yderen, 
sinen Dyk to beterende na Gelegenheit der Gebreke, unde dohne einem 
yderen dat to wetende to Hues unde Have, up dat se nene Entschuld!ng^e 
hebben.“ Deichbrief für den Veen- und Velddeich von 1601: Die Ge¬ 
schworenen sollen auf St. Gertraudentag Zusammenkommen und die 
Gebrechen besehn, „ende dan dair het gebreck is, van stonden aan den 
gheenen een weet dair af te doen, by twee von den voorsz. gesworen, 
dat sv hoeren dyck beslaan ende maacken“. D.-O. für den Lekdeich 
in der Marsche von 1530. 

,Ä? a) Die Keuren sind hier „Verfügungen“. Über den Begriff der 
Keuren siehe oben S. 372 Anm. 76. 

15# ) Es handelte sich meist um die Schau, die als erste Schau ge¬ 
zahlt wurde. In einigen Verbänden gab es einen besonderen Keurtag, 
der aber auch im Grunde genommen nichts anderes als eine Haupt- 
sehauung war. A. M. Beekman S. 972. Vgl. oben Anm. 12. 
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Plan aufstellen“ und wird auch für „anordnen“, „anweisen“ 
nach Massgabe des Planes gebraucht. 168 ) In Deutschland 
entspricht dem „scieren“ der Ausdruck „Besteck (Bestick) 
machen“. 160 ) Das Anordnen gemäss dem Bestick wird auch 
mit „Vorsettung machen“ bezeichnet. 161 ) Auf den Straf- und 
Vollstreckungsschauungen wurden die erforderlichen Straf- 
und Zwangsmassnahmen vorgenommen. Die Kabeln wurden 
„gelästert“, „gelaakt“, „bekeurt“, „gecornet“, oder „gelobt“ und 
„gepriesen“. Auf der Verdingungsschau wurde verdungen, auf 
der Einlagerschau Einlager abgehalten. Von alledem ist später 
genauer zu sprechen. 16 *) Es ist ferner klar, dass bei den 
Teilschauungen nur auf den erforderlichen Umfang der 
Deicharbeit gesehen wurde, bei den Erdschauungen nur auf 
das Erdwerk, den Wier- und Strohschauungen auf die Be¬ 
kleidung des Deiches u. s. w. 

Eine Förmlichkeit ist noch zu erwähnen, die bei 
den Schauungen in Brabant angewendet wurde: Das 
.Kloppen“ auf dem Deich. 168 ) Es handelt sich um das 
Läuten mit einer Glocke oder das Schlagen an eine Glocke. 164 ) 
Es wurde von dem „Klopper* vorgenommen, der Deichgraf 
und Heemraden begleitete, und vielleicht identisch mit dem 
Deichschreiber war. Auf der Weisungsachau wurde auf 
jeder Deichkabel „gekloppt“, dies war die Aufforderung an 

159 ) Siehe die eingehende Darlegung bei Beekman S. 1422 ff. — 
Dem entsprechend werden gebraucht „Schieringe“, „schieringbrief“ (in 
ihm wurden die nötigen Ausbesserungen aufgezeichnet), „schierschouw“. 
Versteht man unter „Schauen* das „Strafschauen“, so ist der Aufbau 
der Massnahmen der Deichverwaltung folgender: 1. Scieren, 2. Keuren, 
B. Schouwen. 

uyj ) Siehe die Belege bei Hackmann X n 279. Es ist aber zunächst 
nicht richtig, dass das Besteck das Dekret des Deichgrafen bedeutet. — 
Im niederländischen Recht wird stijcken = abstecken bei der Einlage 
gebraucht. Siehe z. B. Deichrecht für Salland von 1308 art. 6 und Deich¬ 
brief für Veluwe von 1370. 

101 ) Hackmann a. a. 0. 

I62 ) Siehe unten § 7. 

168 ) Siehe Pari ng et „Grave* S. 916 „Von de Dyken te Schouwen 
in de Vryheit von de Grave“ und S. 919 Copie von einem Schaubrief 
von 1412. Hierzu Beekman S. 998. 

lei) Verwijs enVerdam III, 1587. Beekman a. a. 0. Über 
das „Klopfen* mit der Glocke bei der Hegung des ordentlichen Gerichts, 
vgl. 8 u r c h a rd S. 235. 
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den Kabelhalter, sieh zu melden, sich zu dem Deich zu 
bekennen und für ihn zu geloben. 10 ’) Auf den Strafschauungen 
wurde dagegen nur auf den Deichschlägen ..gekloppt“, die 
nicht in Ordnung waren und von den Heemraden beanstandet 
wurden. 100 ) 107 ) 

Auf den Hauptschauungen wurden auch die all¬ 
gemeinen Polizeiverordnungen für den Deich erlassen. us ) 
sie dienten ferner zur Erledigung mancher Streitigkeiten der 
Deichgenossen. 100 ) ferner zur Einholung der erforderlichen 
Erlaubnis der Deichverwaltung. nö ) Vor allen Dingen aber 
mussten häufig auf allen oder öfters auf einer der vielen 
Deichschauungen, die Anlagen, die mit dem Deich in engerem 
Zusammenhang stehen, mit besichtigt werden. Beispiels¬ 
weise mussten in der Altendorfer Schaumig gleichzeitig mit 
den Deichen auf allen Hauptschauungen Wege, Wettern und 
Brücken in Augenschein genommen werden. 171 ) So werden 
nach Verordnung des Grafen Floris v. 1280 Deiche und 
Schleusen zusammen besichtigt. 17 -’) Die Deichordnung fiir 
den Lekdeich in der Marsche von 1530 bestimmt, dass an 
den Schautagen auch angegeben werden soll, was an den 
Aussenwerken zu machen ist. 175 ) Nach dem Deichrecht für 

lBi ) P a r i n g e t „Grave“ S. 916: „Da sal den Scholtus hebben eenen 
Klopper, die op e 1 k mang Dijk kloppen en vragen sal, viens den Dijk 
is, die den selven dan verantwoort, »al den Dijk dat Jaar uythalden“. 

,M ) a. a. 0. heisst es bei der Strafschau (Grdschau): „En den Klopper 
sal als dan op niemants Dijk kloppen, de Heemraden beveelen eerst 
sulks en blyven staan". 

m ) In späterer Zeit begegnet „Klopcedulle“ im Sinn von Deich¬ 
register. Siehe Beekman S. 997. Daher dann auch der Ausdruck 
„voor den Dyk op de Klopcedulle geloven“. Siehe J. G i o r k e Busen¬ 
recht S. 1129 Anm. 1. 

,68 ) Siehe G. de V r i e s S. 279 und oben S. 343. 

1#9 ) z. B. in Bezug auf ein streitiges Deichstück. 

17 °) z. B. nach overijsselschem Recht für die Anordnung einer Ein¬ 
lage, siehe Bd. I S. 225 und unten § 8. Massgebend war die erste Schau, 
die daher auch schou „van oplaege“ genannt wurde. 

17 >) Deichrecht VIII, 7 11. 

1T *) Bergh II, 5S3: „Dat die v. bailiu ende die ghesworen hiem- 
raderen desen dijc ende dese slusen mit alle dier toebehoerte scouwen 
sullen te drien tyden van den jare'V 

1T *) Gr. Utr. Placaetb. II 8. 96: Auf den Schautagen soll angegeben 
werden „in wat manieren die schoordvken en andere gebreken aan den 
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Sallancl von 1494 wird auf der ersten Hauptselmu vom Deich¬ 
grafen die Anlage eines Hoeffds erbeten, und die Seliauung 
der Hoeffder mit den eigentlichen Deichschauungen ver¬ 
bunden. 174 ) Nach dem Deichrecht für Mastenbroek von 1439 
sollen auf der zweiten Hauptschau auch die Wege und 
Seegraben besichtigt werden. 17 ’) 

Die Hauptschauungen konnten nur aus bestimmten 
Gründen unterbrochen und ausgesetzt werden. 176 ) Eine 
Unterbrechung fand statt bei dem Einritt in eine Herberge. 
Diese Einkehr hat einen verschiedenen Charakter. Entweder 
ist sie eine naturgemässe Unterbrechung einer längeren 
Schautätigkeit (Rasteinkehr) oder sie ist ein Einlager gegen 
den säumigen Kabelhalter (Einlagereinkehr). Eine Rastein¬ 
kehr ist z. B. die Gasterei auf dem Hofe Mannshagen in 
der Altendorfer Schauung. 177 ) Einlagereinkehren gegen den 
säumigen Kabelhalter fanden auf den Einlagerschauungen 
statt, das Deichbeamtenkollegium reitet „achterwaards“ in 
die Herberge. In manchen Verbänden begegnen wir einer 
Einkehr der Deichbeamten in den Krug am Schluss der 
Schauung (Schlusseinkehr). 17,< ) Rast- und Schlusseinkehr 

buitenwerken mit hoofden, kribbingen, aarde ofte rmvairt voirsien ende 
gerepareert zullen werden“. 

174 ) art. 67: „Die Heemraeden sulien die hoellden schouwen gelick 
die Dyken. Ende sulien toe zaemen, ottte ten olderminsten dree van 
hem van den peerden aftstaen, enn gaen op datt hoeuet hent an den 
einde, soe veer sy koemen koenenn, omme neerstelyke die hoeffden te 
schouwen.“ Daneben kann es besondere Schauungen für die Höfter 
geben, art. 68. 

176 j art. 5: „Die anderde Schouwe . . . sali wesen des maendaeges 
nae Sanct Bonifatius dach. Ende op die Schouwe salmen die weeghe ende 
Zeegraeuenn bylanges den Dyck m e d d e schouwen“. 

,76 ) Dies ergibt sich aus allgemeinen Gründen. Vgl. übrigens S. 857. 

177 ) Deichrecht VI, 5: Deichgraf und Schwären haben auf dem Hofe 
„benömet de Monshagen ein gasterboth oder freye theringe dartho se 
gude frunde und geste mögen bitten“* Auch die Einkehr in den holstein- 
schen Elbmarschen, von der Lübbcke (siehe Bd. I Ein). § 4a Anm. 160 ) 
berichtet, ist auf eine Rasteinkehr zu beziehen. Vgl. I) e 11 e f s e n S. .338. 

178 ) Deichrecht in den Bremer vier Gohen von 1449 art. 4: „Wen 
de Dieckgreue und Schwären hebbon ehre schouwinge gedahn und in 
die Herberge kamen und ehre Mahltidt gedahn hebben, so schölen de 
Reckenslüde gähn mit dem werde und recken, wahs dar vertheret sy, 
und dat schölen se den Dieckgreuen tecken in sin Register, dat schölen 
de Reckenslüde dohn tho einer jwelicken Tidt wen se geschomvet hebben“. 

J. v. Gicrke, Geschichte des deutschen Deichrechts II. ^0 
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werden von den allgemeinen Sckaubrlicken oder den Ab¬ 
gaben der Verbandsgenossen oder den Tagegeldern der 
Deichbeamten bestritten; auch kann einem bestimmten Hof 
die Verpflegung übertragen sein. Bei der Einlagereinkehr 
trägt der säumige Kabelhalter die Kosten. 

Die Einkehr des Schaukollegiums im Kruge vollzieht 
sich in bestimmten, feierlichen Formen. In Holstein ,7 ’) sendet 
der Deichgraf zwei Geschworene voraus, die den Krüger 
fragen sollen, ob er den Deichbeamten Kost und Bier, 
Stühle und Bänke, Kannen und Töpfe gegen Entgelt geben 
will. Der Krüger ladet dann das Kollegium ein, hereinzu¬ 
kommen; der Deichgraf bestellt darauf zwei „Plegeslude" 
aus den Geschworenen; einer erhält Schreibzeug, um das 
vom Wirt Gelieferte zu notieren, der andere hat aufzupassen, 
dass der Krüger die Kannen voll zapft. Beide haben die 
Rechnung mit dem Wirt zu machen und ihn zu bezahlen. 
In den Bremer vier Gohen besorgen die Begleichung der 
Rechnung und die Aufzeichnung der Ausgaben zwei Rechens¬ 
leute, die der Deichgraf zu Anfang des Jahres bestellt. 180 ) 
Auch das Gelage steht unter dem Bann eines Gerichtstages. 
Ebensowenig wie auf der Schaumig dürfen hier Deichgraf 
und Geschworene mit Worten oder Werken gestört werden. 
Belehrend hierfür ist der Bericht Lübbekes aus den holstein- 
schen Elbmarschen. Wer sich an Deichgraf oder Ge¬ 
schworene mit Worten oder Werken „vergreift“, wird, vor¬ 
ausgesetzt dass die Ungebührlickkeit nicht wegen ihrer 
Schwere vor das gewöhnliche Gericht gehört, zunächst vom 
Deichgrafen gefragt „yfl't he wyllen macken wyll* d. h. 
Sühne leisten will. 181 ) Verweigert dies der Störenfried, so 
gebietet der Deichgraf Stillschweigen und fragt einen Ge¬ 
schworenen, ob er jenen zum ersten Mal förmlich dahin an¬ 
sprechen soll, dass er freiwillig Sühne leisten oder Wedde 
schuldig sein soll. Auf die bejahende Antwort des Ge¬ 
schworenen und die Folge der übrigen richtet der Deichgraf 

17f) ) Siehe die Aufzeichnung Lübbekes (oben Anm. 177). 

1S0 ) Siehe Anm. 178. 

18! ) Man wird die Worte im Sinn einer freiwilligen Sühneleistung 
zu verstehen haben. Der Deutung D e t 1 e f 9 e n s S. 339 „ob er Abbitte 
thun will“, ist m. E. nicht beizustinimen. 
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dann die Frage an den Störer. Hat sich dies dreimal 
wiederholt und wird keine Sühne geleistet, so wird durch 
Urteil die Wedde verhängt. 18 *) Dabei wird aber unter¬ 
schieden eine Trinkstrafe und eine Geldstrafe. Bei leichteren 
Fällen gilt Bierbrauch. Der Schuldige muss den grössten 
Humpen blossen Hauptes und mit gebeugtem Knie vor Deich¬ 
graf und Deichgeschworenen austrinken. 18 *) Ist dies ge¬ 
schehen, so wird feierlich durch Frage, Antwort, Vollbort 
erklärt: -He schal nha so gudt wesen, alse he vorhen ge¬ 
wesen ijs“.'* 1 ) In schweren Fällen wurde eine Geldstrafe 
zuerkannt. 

Für andere Gegenden sind ähnliche Bierkomments an- 
zunehmen. 18 *) Gerade die Gelage der Deichbeamten auf der 
Schauung und nach der Schauung erregten oft wegen ihrer 
Üppigkeit und ihrer Kosten für die Allgemeinheit Anstoss. 
Häutig schritt die Gesetzgebung ein, so durch Vermin¬ 
derung der Schauungen oder Verbot des Einlagers oder 
durch Beschränkung und Fixierung dör Zehrungskosten oder 
durch Bestimmungen Uber das Mitbringen von Gästen. 188 ) 


182 ) „Her dvckgreue, wylle gy dat ordel weten; de wylle gy ehn 
hebben III mall angespracken, vnde he nenen wyllenn hefft macken 
wyllen, so hebben gy ehn hudenn foll angespraken, he schall juw vnde 
juwenn schwären wydde schuldyg wesen; ydt gha dor forth nha, wo 
recht ys‘\ 

18a ) „Ys ydt nha beerbrucke recht, so secht de schwären: „Her 
dvckgreue, wylle gy dat ordel weten, lie schall dat wydden myt dem 
grotesten handtiseren, dat ym läge vmme geydt; dat schall he vor dem 
dyckgreucn vnde synen schwären blodthouet vnde kneboyeth vth 
dryncken“. Über das Handeisen siehe noch Detlefsen a. a. 0. 

1S4 ) Man kann dies übersetzen: Er soll wieder „bierehrlich“ sein. 

185 j Vgl. z. B. Bauerschaftsbrief der Alsumer Bauerschaft 15S4. (Bei 
von der Osten „Geschichte des Landes Wursten“ 1 S. 67) art. 6 ff. 
Artikel der Gemeinde Riparahem von 152*1. Hier sind aber nur Geld¬ 
strafen oder Bierspendungsstrafen erwähnt. 

i8°) Vgi B z ß Bremer Deichrecht in den vier Gohen von 1449 art.6: 
„Brachte dar Jemand Geste in der Schwären Teringe, de schall daruor 
gehlen lik sich sulven“. Hegeformel des Raer Deichgerichts (Bd. I 
Einl. §4a Anm. 163): ,,Iek frage vordan eines Ördels, of ick (der Deich¬ 
graf) einen gast woll bidden mag indt Schwären gelach“. „Wil gy dat 
Ordel wehten, Gy mögen woll einen gast bidden indt Schwären gelach; 
bringet he einen schillinck mit, den nehme wy gerne“. Über Verbote 
des Einlagers siehe § 7. II. 2 . 

25 * 
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Nur zu hell wird die Situation durch das alte holländische 
Sprichwort: „Hij drinckt of teert als een Heijmraed“ be¬ 
leuchtet und durch die Erzählung, dass man den „Lecken¬ 
deich“ in Utrecht als den ..Leckeren Deich“ bezeichnet 
hat. 1 * 7 ) 

Was die Beendigung der Hauptschauung anlangt, 
so ist noch zu bemerken, dass uns einige feierliche ..Ent- 
hegungen“ überliefert sind. 188 ) 189 ) 

IV. Grundsätze für Nachschauungen. Be¬ 
sondere Normen, galten für Nachschauungen. 190 ) Viel¬ 
fach sind für sie genaue Termine vorgeschrieben; ,#l ) oft 
können sie zeitlich in freierer Weise durch die Schauorgane 
anberaumt werden; 19 *) mitunter ist der frühste 19 *) oder der 
frühste und späteste Termin festgelegt. 194 ) Sehr ungleich sind 
Zahl und Aufgaben der Nachschauungen in den einzelnen 
Verbänden. 193 ) Stand der Termin nicht ohne weiteres fest, 
so wurde er auf der Hauptschauung angegeben. Der Kabel¬ 
halter, auf den sich die Nachschauung bezog, musste an- 

m ) Hackmann XII 122. 

iss) Vg|. Santen S. 203: „Ende als de dijck volgaen es ende dat 
eynde kommt, so seydt de dijckgraf alsoo: Als ick nu van den dijck gae, 
by welcker tijdt ick dar weder op körnen sal. Soo wijaen heemraden 
totten onbenoemden dage oft totten eersten schoudagh“. Q, d e V r i e 8 
8. 282 f. Nach der Formel für den Hoogendam von Zaandam fragt der 
Deichgraf, ob die Länder, die zu dem Deich gehören, mit dem Deich 
wohl verwahrt sind, ob er als Deichgraf seine Schau richtig geführt 
habe, und nach Verlegung der Schau, ob er sie richtig verlegt habe. 

109 ) Aus deutschen Gebieten sind mir keine Enthegungen bekannt. 

l9f ) Über den Begriff siehe oben II G. 

m ) Vgl- z. B. Deichrecht in den Bremer vier Gohen von 1449 art. 7 ff., 
erste Nachschauung nach 14 Tagen, zweite nach 8 Tagen. Billwärder 
Landrecht art. 88 (acht Tage) siehe oben Abschnitt III § 7 Anm. 2. Deich- 
recht für den Bunschotter Veitdeich v. 1531 (acht Tage). 

m ) Siehe z. B.Bergh II, 248 (a. 1273): „Et post quamlibet circum- 
spectionem una posterior circumspectio erit, que achterscouwinghe dicitur, 
que fiet secundum ordinationem juratorum, qui hiemraders dicuntur". 
Bergh II, 331 a. 1277 (Dies wurde später a. 1375 abgeändert siehe 
M i e r i s III S. 308 feste Frist von 14 Tagen). Deichrecht für Masten- 
broek art. 1 ff. 

198 ) Deichrecht für Vollenhove (1354—1387) art. 13. 

,94 ) Vgl. Schaubrief für Bijloveld von 1414 art. XIII. 

195 ) Si<*he unOm £ 7. 
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wesend oder — in späterer Zeit — vertreten sein. 19 '’ 4 ) Im 
allgemeinen vollzog sieh die Nachschauung mit geringerer 
Feierlichkeit als die Hauptschauung; so fand z. 13. oft 
keine Hegung statt. 

V. Grundsätze für Notsckauungen.' 80 ) Unter 
den Xotschauungen im engeren Sinn sind zwei Gruppen zu 
unterscheiden. Einmal die ordentlichen Notschauungen. 
Di<“s sind solche, die von den ordentlichen Organen 
des I) e i c h v e r b a n d e s abgehalten werden. Sie werden 
ausserhalb der Hauptschauungen vorgenommen, wenn ein 
besonderes, nicht ungefährliches Gebrechen vorliegt, und 
das Interesse des Verbandes ein baldiges Eingreifen der 
Deichverwaltung erheischt. Sie haben meist die Richtung 
auf ganz bestimmte Deichstücke oder Kabeln. 1 * 8 *) Im all¬ 
gemeinen stellen sie sich als eine eilige Verwaltungsmass¬ 
nahme dar. Die Entscheidung, ob sie stattfinden sollen, 
liegt daher regelmässig bei den Deichbeamten, selten bei 
der Gesamtheit der Deichgenossen. 197 ) Es bedarf ferner bei 
ihnen oft keiner besonderen Ankündigung an die Deich¬ 
genossen. In einer Reihe von Deichverbänden ist aber auch 
bei ihnen eine Ankündigung mit Fristbestimmung vor- 
geschrieben. ,w ) Vielfach ist weiter bestimmt, dass die Not- 
schauung mit einer geringeren Anzahl von Deich¬ 
beamten geführt werden kann, als die Hauptschauung. 1 * 9 ) 
Auf der Notschauung fand ein beschleunigtes Verfahren 

loj«) Vgl. G.deVries S. 2S5. Deichrocht für Vollenhove (1354 bia 
1387) art. 15. 

ie6 ) Über den allgemeinen Begrift siehe oben II. 7. Die Not- 
schauungcn im engeren Sinn gehen z. T. in ausgeprägt ruhende Deich¬ 
gerichte über, insbesondere in Deutschland. 

u*« a ) Vgl. Deichrecht für Mailand art. 93 (a. 1533): „Wanneer die 
Dyckgreue op eenige nootschouwe rydett, hett sy op een stucke, twee 
stucken otte meer“. 

u>7 ) Letzteres war - worauf Beekman S. 1190 mit Hecht auf¬ 
merksam macht — in Zalk vor 1573 der Fall. Vgl. Deichrecht für Zalk 
(a. 1573) art. 109. 

19 *) Belege bei Beekman S. 11*9. Die Quellen stammen erst aus 
dem 1b. .Jahrhundert. Eine Ausnahme macht der Schaubrief für Hey- 
kop von 1385 (a. a. 0. S. 1191). 

lö9 ) Vgl. als älteste Quelle die Verordnung für den Dieffdeich von 
1281 (Bergh II, 49S): ,AIse dose drie schouwen geschaudt zijn, waert 
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statt.** 0 ) Sie kann zwar Weisungsschau sein, gestaltet sich 
meist aber zur Straf- und Vollstreckungsschau. Insbesondere 
ist sie in den Niederlanden vielfach Verdingungsschau. Die 
Nachschauungen, die sich an die Notschauungen anschliessen, 
bezwecken eine Kontrolle betreffs der auf der ersten Not¬ 
schau vorgenommenen Massnahme und eine Weiter¬ 
führung des Zwangsverfahrens. 

Ausser den ordentlichen Notschauungen gibt es ausser¬ 
ordentliche. Sie werden bei besonderen Anlässen durch 
eine übergeordnete Deichverwaltung abgehalten. Hierher 
gehören z. B. die Schautage der Kommissare, Deputierten, 
Abgeordneten von Landesherrn und Landschaften. Ihre 
Aufgaben können sehr verschiedener Art sein.* 01 ) 

VI. Sonderschauungen. Sonderschauungen für 
solche Anlagen, die in einem gewissen Zusammenhang mit 
dem Deich stehen, z. B. Hoefter, Schleusen, Wetteringe, 

dat landts noet waere, daer soude men mit heemraeders opten dijck 
comen ende versekern, ende waer men twee heemraders lievet ende 
eenen ambachtsheer, daermede mach men wel versekeren dien dijck, 
daert lants naot weer“ (im ganzen sind hier 8 Heemraden, die jedenfalls 
grundsätzlich auf den Hauptschauungen anwesend sein mussten). D.-O. 
für den Alblasserwaard von 1375: Deichgraf mit z w e i Heemraden (vgl. 
hierzu die Verordnung von 1421: Hauptschauung mit der Mehrheit der 
13 Heemraden und dem Deichschreiber) Deichrecht für den Düffel 
von 1364: Richter mit zwei Heemraden (im ganzen sind es 6 Heem¬ 
raden, die jedenfalls grundsätzlich auf der Hauptschauung sein mussten.) 
Es findet sich also häufiger, dass zwei Geschworene ausreichten. Viel¬ 
leicht ist daher die Vorschrift des Deichbriefs für das Land von Maas 
und Wael von 1321 auf Notschauungen zu beziehen. — In den Verbänden, 
in denen bei Notschauungen nichts von einer geringeren Anzahl von 
Geschworenen gesagt ist, muss man beachten, dass die bei den Haupt¬ 
schauungen zugelassene Mindestzahl schon sehr gering sein kann; so 
z. B. in Veluwe (vgl. oben Anm. 91), in Bijleveld (3 von 5; Schaubrief 
von 1414 art. XXX hierzu art, VII), in dem Krimpenrewaard (es genügt 
bei Hauptschauungen die Mehrheit der 7 Heemraden, D.-O. von 1430 
art. III, hierzu siehe art. X). Siehe ferner Deichrecht für Vollenhove 
(1354—1387) art, 107 (zwei Geschworene und drei Heemraden mit Schulz; 
im ganzen sind es vier Geschworene und fünf Heemraden, sie müssen 
die Hauptschauungen sämtlich schauen, siehe art. 3). 

200 ) Darüber unten § 7. II. 

2 °i) yg] z ß S c h w a r t z e n b e r g II, 237 (a. 1504) II, 240 (a. 1504) 
II, 512 (a. 1526) II, 198 (a. 1530) Mieris II, 507 (a. 1330). Siehe auch 
Anm. 196. Beide Arten von Notschauungen sind auch bei alter Kommunion- 
deichung anzunehmen und bei der (irosskabeldeichung vorhanden. 
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Gräben, Brücken, Binnendeiche, Sietwenden usvv., wurzeln 
in der Eigenart dieser Anlagen, die eine Besichtigung an 
besonderen Tagen oder durch besondere Beamte nötig 
machte, vielfach aber auch in dem sebständigen Verbands¬ 
leben, das die zu den betreffenden Anlagen Gehörigen um¬ 
fasste. Besonders interessant sind die Sonderschauungen 
der grossen Schleusen- und Entwässerungsverbände, die die 
Deich verbände mannigfach durchkreuzten. 20 *) 

§ 6 . 

Die Gerichtsbarkeit 

I. Allgemeines. Unter der Gerichtsbarkeit in 
Deichsachen (Deichgerichtsbarkeit) verstehen 

- 02 ) Auf die Einzelheiten kann hier nicht eingebauten werden; nur 
auf Folgendes sei hingewiesen. Besondere Schautage der Deichbeamten 
für solche Anlagen finden wir z. 13. im Deichrecht von Salland art. 81, 
S2 (besondere Wetteringsschau), Deichrecht tür Mastenbroek art. 46 ff. 
(eigene Schauungon für Wetteringe, Graben. Woge, Brücken), Eyderstädter 
D.-O. von 1595 art. 15 (Siele, Wetteringe, Wege). Deichordnung für Kleve 
von 1575 art. 25, 27. Vgl. auch Deichrecht in den Bremer vier Gohen 
von 1449 art. 19, 20 (Deichgraf und Schwären schauen auch Flühse, 
Flethe, Siele), SpadHandsrecht art. XIX. Deichrecht des Alten Landes 
art. IX: „Was derer Achter-Teiche und Wettern auch einiger Schleusen 
Schaumig betrifft, ist solches unterschiedlich, da in etzlichen Schauungen 
solches die Teich-Richter und Geschworene mit verrichten; in etzlichen 
aber absonderliche Wettern-Richter und Geschworene darüber seyir 1 . 
Als besondere Beamte kamen insbesondere die Sielrichter, ferner die 
kleinen Heemraden und Geschworenen der Dörfer, vielfach wieder unter 
der Oberaufsicht höherer Deichbeamter in Betracht. Grosse selbständige 
Verbände mit eigenen Organen sind die niederländischen Waterschappen; 
vgl. z. 13. die Ordnungen für die Waterschappen des Alblasserwaards 
von 1322 (Groot Flacaethook für Holland S. 159N), von 1305 (a. a. O. S. 1595). 
Interessant ist. dass nach der Ordnung von 1322 Vorsitzender des be¬ 
sonderen Geschworenenkollegiums (der 5 Waardsmänner) der Deichgraf 
des Alblasserwaards ist. — Siehe schliesslich noch den Schiedsspruch 
für Iiiederambacht und Swijndrecht von 1333. Hiernach sollen die von 
Riederambacht eine Schleuse in den Deich von Swijndrecht legen: „Ende 
dose sluys ende sluysvliet hüte ende hinne, ende die sluys, die in den 
ouden dyc leghet sulle die van Rieden bedriven met hären bycgrave 
ende Hyemraed von Riederwaert“. Es sind also die besonderen Organe 
für die Schleuse im Swijndrechtsehen Deich zugleich die Deichbeamten 
eines andern Deichverbandes. — Audi hier versteht es sich von selbst, dass 
solche Sonderschauungen nicht bloss bei der Kleinkabeldeichung begegnen. 
Im Danzigor W erder finden wir z. 13. besondere Schlickgeschworene. 
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wir di« 1 Berechtigung, in Deichsachen auf Strafen zu erkennen 
und Streitigkeiten zu entscheiden «einschliesslich der Voll- 
streekungsmassnahmen). 1 ) Eine ganz scharfe Trennung von 
Verwaltungsmassnahmen im engeren Sinn und Akten der 
Rei-htsetzung ist natürlich, zumal im mittelalterlichen Hecht, 
nicht möglich. Die Ausübung der Deichgerichtsbarkeit steht 
entweder den gewöhnlichen Gerichten und Verwaltungs¬ 
behörden oder besonderen Deichgerichten zu.*) Die be¬ 
sonderen D e i e h g e r i c h t e werden, wie schon früher 
erwähnt worden ist, dadurch gekennzeichnet, dass sie eine 
a u s g e j) r ä g t d e i c h r e c h 11 i c h e Z u s a m m e n s e t z u n g 
aufweisen.*- 1 ) Diese kann eine vollkommenere oder eine un¬ 
vollkommenere sein. Am vollkommensten ist das besondere 
Deichgericht in folgenden Formen ausgeprägt: D ei ch graf 
und D e i c hge s e h w orene mit oder ohne Ge richts¬ 
gemeinde oder nur Deich- (Siel-)gescliworene 
(r i c h t e r) m i t o d e r o h ne Gerichtsge m e i n d e. 3 j 

] ) Die freiwillige“ Gerichtsbarkeit. wird also ausgeschieden. Vgl. 
über sie unten § S. 

*) Allgemeiner Ausdruck für das Gericht, das in einer Deichsache 
tätig ist, ist „Dijkreeht“ oder „Deichgericht“. Beide Bezeichnungen 
worden aber auch für d:js besondere Deichgericht verwendet. Auch 
wird mitunter das ruhende Deichgericht als das eigentliche Deieli- 
gericht der Schaumig und dem Schaugericht gegenübergestellt. Immer 
muss man ,,Dijckrocht“ im Sinn von Deichgericht scharf scheiden von 
„Dijckrecht‘‘im Sinnvoll Deichrecht. Siehe oben S. 323 Anm. 2. Für„Dijck- 
reoht“ im Sinn von Deichgericht siehe z. B. Handveste für Grootnroeck 
von 1405 (Handvesten für Knkhuizen III, S. 19), Handveste für Drechter- 
land von 1401 (a. a. 0. I S. ob und 57), Neueres Deichrecht für Humster- 
laml von 1 502 art. 1 („dat dijckrecht sal berichten**), Deichrocht der 
AUendorfer Schaiuing XXVI 11. (hier heiL.t das regelrechte Deichgericht 
auch „baden grefüng“), Hegeformel des Haaer Land-und Deichgerichts. - 
„Deichgericht“ findet sich z. B. im Deichrecht des Alton Landes art. X, XV. 
Auch der Ausdruck „Seeburg“ begegnet (a. a. 0. art. X); „Seeburg* 4 kann 
auch gleichzeitig den Deich verband andeuten, siehe Bd. I S. 302; über 
„Se^burg“ im Sinn von Deich siehe oben S. 202 Anm. 1. — Über das 
„Dykding“ im Hammorbroeck siehe Bd. I S. 195. - Wo das Sielrecht 

Uborwb'gt, heisst das Deichgericht „Sijlrecht“, so insbesondere in den 
()mmelanden. 

-a) Vgl. oben § 5. S. 35S. 

n ) Unvollkommener sind die besonderen Deichgerichte ausgestaltet, 
wenn Deichgeschworene unter der Führung eines gewöhnlichen Beamten 
(Schulz, Vogt, Griftmann, Balju' als Frteiler oder Urteihfinder auftreten. 
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Unter den besonderen Doichgerichton gibt es untere 
u n d o b e r e I) e i c h g e r i c h t e. Dies entspricht den Teil- 
verl>änden und Samtverbänden. Die deichgerichtliche Stäh¬ 
lung kann sehr reich durchgeführt sein. So sind z. B. später 
in den Omineianden namentlich zu unterscheiden Gericht 
des Siel-iDeieh-)richtors, des Scheppers mit seinen Siel¬ 
richtern, Gerichte des obersten Scheppers. 1 ) ln Wursten 
gibt es lurehspielsdeiehgorichte und ein Landdeichgericht, 5 ) 
Im Alten Lande sind auf jeder Meile zu scheiden das Gericht 
des Deichrichters mit seinen Schwären, das Gericht aller 
Deichrichter und Schwären, schliesslich das oberste Deich¬ 
gericht des Grafen.' 1 ! In den Niederlanden gibt es vielfach 
niedere Deichgeriehte in den Dörfern und Ambachten (Schulz 
und Niederheeinraden) und höhere Deichgerichte in den 
Wanrden und Ländern (Deichgraf und Hoogheemraden. 7 ) 

Die Deichgerichtsbarkeit hat es vornehmlich mit der 
1 n s t a n d h a 11 u n g des Deiches u n d der W a h r u n g 
des I ) c i c h f r i e d e n s zu tun. Auch da. wo sie bei den 
gewöhnlichen Gerichten liegt, hat sie eine eigene Aus¬ 
prägung erhalten. Es empfiehlt sich aber von den be¬ 
sonderen D ei c h ge ric h ten auszugehen, obschon sie 
rechtsgeschichtlich einer jüngeren Zeit angehören, 

II. Zuständigkeit der besonderen*Deichgerichte. 
I. Ein Stück Deichgerichtsbarkeit, für welche die be¬ 
sonderen Deichgerichte kompetent sind, enthält zunächst das 
eigenartige Straf- und Zwangsverfahren in Bezug 
auf die E r füll u n g v o n D e i c h p 11 i c h t; e n. Von diesem 

Ein besonderes Deichgeriebt 1 dagegen Überhaupt noch nicht vor, 
wenn sich besondere 1 Deichgeschworene nur in ganz untergeordneter 
Stellung insbesondere lediglich als Riigesclnvorene und Zeugen finden, 
ohne dass sonst die gewöhnlichen Gerichte eine andere Zusammensetzung 
aufweisen. Vgl. hierzu oben S. :’e',Oll. 

■•) Vgl. Hd. I S. 2S7 f. Hierzu unten § 

") a. a. O. 

'■) Deichrecht des Alten Landes art. X, XV. 

7 ) Die Niederheemraden haben nach Ausbildung eines grossen Deich¬ 
verbandes nur eine geringe Thätigkcit. Der Schwerpunkt liegt dann 
bei dem Deichgraf und den hohen, den eigentlichen Heemraden. Vgl. 
in Bezug auf den Gegensatz zwischen niederen und hohen Heemraden 
Beekraa n S. 755 tt., M e y I i n k S. Hl ff., Prnin a. a. O. und unten II. 
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wird später genauer zu sprechen sein. Hier muss aber 
bereits erwähnt werden, dass es besondere Deichgerichte 
gibt, die bei dem eigentlichen Befriedigungsverfahren auf 
die ordentlichen Gerichte angewiesen sind. 8 ) 

2. Die besonderen Deichgerichte sind als Strafgerichte 
zuständig für die „allgemeinen Deichfriede ns- 
b r U c h e. “ Es sind Verletzungen der deich rechtlichen 
Sonderfrieden durch Deichgenossen oder Dritte. 
Es handelt sich um zweierlei 9 ): Einmal um den Bruch des 
rein sachlichen Deich friedens. Dies ist der u n- 
mittelbar gegen den Deich oder sein Zubehör 
gerichtete Friedensbruch. 10 ) Hierher gehören Be¬ 
schädigungen des Deiches und seines Zubehörs und besondere 
Handlungen, die den Deich oder sein Zubehör unmittelbar 
in Gefahr bringen, aber keine Angriffe auf Personen sind. 
Sodann handelt es sich um den Bruch des personen¬ 
rechtlichen D e i ch f r i e d e n s. Es ist der Friedens¬ 
bruch gegen Personen und Versammlungen, die um des 
Deiches und seines Zubehörs willen tätig sind. Dieser vom 
rein sachlichen Deichfrieden ausstrahlende Friedensschutz 
umfasst insbesondere die Deicharbeit, die Deichschau, die 
ruhenden Deichgerichte, die sonstigen Versammlungen inner¬ 
halb der Deichgtnossenschaft. ll ) Eine Hauptrolle spielen 
hier Verletzungen der Person und Zugriffe auf die Person, 
vor allem Totschlag, Körperverletzung, Beleidigung, Be¬ 
raubung, Gefangennahme. 

Schranken der Strafgewalt bestehen in einer doppelten 
Hinsicht. Einmal in Bezug auf die Art der Vergehen. 
Gewisse Delikte, insbesondere das Durchstechen der Deiche 
oder Totschlag und andere schwere Personenverletzungen, 
bleiben meistens dem gewöhnlichen Gericht oder der Herr¬ 
schaft Vorbehalten. Sodann gibt es Schrankeu in Bezug auf 

ä ) Vgl. unten § 7 V. 

9 ) Über den Deich frieden siehe bereits Bd. I S. i>98 f. Ferner 
unten § 10. 

10 ) Dieser reim» Sach frieden wird von IT i s ..Strafrecht der Friesen“ 
S. 129 ff. nicht unter die Sonderfrieden des Deichrechts gerechnet. Im 
weiteren Sinne gehört er aber dazu. 

iM In einigen Verbänden werden diese 1 Arten besonders geschieden. 
Vgl. unten $ 10. 
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die Art und Höhe der Strafen. In der Regel steht 
den Deichgerichten nur die Verhängung von Geldstrafen in 
bestimmter Höhe zu, andere können freilich auf Leibes- und 
Lebensstrafen erkennen. Hier wird von Bedeutung der 
Umfang der Herrschaftsgewalt, von der die besonderen 
Deichgerichte unmittelbar abgezweigt sind, wie sich dies 
bei den besonderen Deichgerichten von Gemeinden und 
kleineren Herrschaften am deutlichsten zeigt. Hier tritt 
ferner der Unterschied zwischen niederen und höheren Deich¬ 
gerichten hervor. Die weitgehendste Strafgewalt besonderer 
Deichgerichte finden wir in den grossen Sielverbänden der 
Ommelande und bei einigen hohen Heemradschaften Hollands. 
Zu beachten bleibt, dass auch hier in Bezug auf das eigent¬ 
liche Befriedigungsverfahren oft die ordentlichen 
Gerichte zuständig waren. 

Das Gesagte soll durch einige Beispiele belegt und 
veranschaulicht werden: 

In der Altendorfer Schauung ist das Deichgericht 
zuständig für die Verhängung der sgn. allgemeinen 
Strafe. 1 *) Es handelt sich hier um eine merkwürdige 
Geldstrafe. Sie beträgt nämlich so viel Mal 54 Schillinge 
als Gemeindegenossen vorhanden sind: „Twemall söwen und 
twintigh fi vor einer jedem doer edder so mannigh man in 
der schowing wanet oder gehöret." 1 *) Sie zählt zu den 
„Deichbrüchen“, die im Gegensatz zu den „Halsbrüchen“ 
stehen“ 1 *). Für letztere sind die Landgerichte zuständig 15 ). 
Auf die allgemeine Strafe kann zweifellos in folgenden Fällen 
vom Deichgericht erkannt werden: Venn jemand zu nah 
an den unverkabelten Seedanun gräbt und unrechtmässig 
Wasser gegen ihn abtliessen lässt, falls er den Schaden 

i*) Hah n S. 4H fl'. 

1S ) Deichrecht der Altendorfer Schauung XXXVI 4 ff. X, XXIV 1H ff. 
Siehe hierzu XXV 14: „Iszet ein gemeint, so iszet so mannigh mahl it 
geschieht twe mahl söven und twintig Schilling alse mannig man darinne 
wohnet“. 

14 ) Zu den Deichbriichen gehört auch die höchste Schaustrafe auf 
der allgemeinen Schau, sie beträgt einfach Schillinge. Siehe 

a. a. 0. XXV 10 Ü. Diese „teichwröge* werden auch auf dem Deichgericht 
eingeklagt. 

i') Vgl. z. B. a. a. 0. XXV off.: »Dat sind halszbröcke und kamen 
dem ertzbischoffe allene tho“. 
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nicht sofort ausbessert. 18 ) Ferner wenn jemand ohne Erlaubnis 
HoJz durch die Schleusen ilüsst 17 ) oder den Deich ohne Er¬ 
laubnis zur Legung von Stausielen öffnet. 38 ) Wahrscheinlich 
auch dann, wenn jemand fremde Deicherde gräbt, fremde 
Deichschläge beschädigt oder beraubt. 10 ) Dagegen ist das 
Landgericht zuständig bei allen Gewalttaten, gegen die 
Person, mögen sie auf den Seedamm, den Wegen, den 
Schleusen, den Deichen geschehen. 20 ) Schwere Verletzungen 
des personenrechtlichen Deichfriedens werden hier also 
vom ordentlichen Gericht geahndet. 21 ) 22 ) Sehr interessant 
sind zwei Deichgerichte aus dem Ende des 16. Jahrhunderts, 
die die geschilderte Zuständigkeit des besonderen Deich- 

1(; j a. a. O. XXIV 13 11.: „So gehöret de sedam ock in unae freye 
schowing und so sick woll vorgript und der gemeinheit diszes sedama 
tho na graffc oder dat water dahen leidet, dar idt nicht henne gehöret, 
und wil sich gnde oder guden willen nicht undor wisen laten und dat 
ßöive wedder schlichten oder schlicht maeken“. 

1T ) a. a. 0. XXXVI 2. 

a. a. O. XXXV, 2. Hierzu vgl. VIII, 22 IT. 

M 'j a. a. 0. XIII, 8: „Begebe sich aber, dasz einer dem andern ab¬ 
grübe teich erde unwissentlich oder wiszentlich oder freventlich, oder 
zu wasz ende es möchte geschehen, oder so jemand des anderen teich 
ftnscldago peiede und weitete, und viehe und pferden heimlich bey nacht- 
Zeiten oder offenbar bey hellen tage, dasz gebührt dem teichgreven und 
gesehwornen, vohr zu bringen aull den bahden gräft’ding, so ferne es 
ihnen geklaget wird, wo es alda mit urthell und recht erkant wirdt, also 
musz es gebessert werden, der ein als dieckbrocke, oder diebstall oder 
gewalt. w Mit gebotenem Gräfending wird gleich darauf das Deichge¬ 
richt hezeichnet. Auch Hahn S. 44 denkt an Zuständigkeit des Deich- 
gorichts. — Ein anderer Fall für die allgemeine Strafe war wahrschein¬ 
lich gegeben bei gefahrbringender Vernachlässigung der Deichpflicht. 
Siehe auch Hahn a. a. 0. 

-°) Deich recht XXIV 23 ff: „So avorst g e w a 1 d t up dem sedam oder 
in der gemene des sedams geschieht mit wunden und schiegen oder 
andrer gewählt: in wat maten dat geschehen könne und mögen, 
dat sind hals brücke und körnen dem ertzbisehoffe allene tho.“ 
XXV 5 ff. 

,J 1 ) Geringe Verletzungen des Schau Friedens gehörten aber wohl 
vor das Deichgericht. 

- 2 ) Die Begründung Hahns S. 44: „Gewalttaten gehören deshalb 
nicht vor das Deicligericht, weil sie die Sicherheit vor Wassersgefahr 
nicht bedrohen“, halte ich nicht für zutreffend. Der Grund liegt in der 
höheren Bewertung der Gewalttaten. 
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gerichts deutlich beleuchten. 23 ) Auf einem Deichgericht 
am 20. Juli 1570 erkennen die Deichgeschworenen dem 
Johann Uhrendorp eine „Halsstrafe“ zu. weil er ohne Er¬ 
laubnis den Deich wegen eines Stausieles geöffnet hat. Auf 
dem von den erzbischöflichen Beamten abgehaltenen Deich¬ 
gericht vom 9. Juli 1573 erklären die Deichgeschworenen, 
dass sie geirrt haben, und nun werden von der Gemeinde als 
höchste Bruchbusse die 2 X 27 Schilling gefunden. Es kam 
also hier die Sache zur nochmaligen Verhandlung vor das 
Deichgericht, da das erste Deichgericht seine Zuständigkeit 
durch Zuerkennung einer Halsstrafe überschritten hatte 24 ) 25 ). 

Nach dem alten ostfriesischen Deichrecht sind 
die Deichrichter zuständig die Strafen zu erkennen Uber 
denjenigen, der die Vorschriften über Entnahme von Deich¬ 
erde und Soden verletzt 26 ) oder gar Erde und Rasen von des 
Nachbars Deich nimmt. 27 ) Zum Teil sind sie dabei in Be¬ 
zug auf die Höhe der Geldbusse sehr frei gestellt. 28 ) Die 
Deichrichter urteilen ferner über Störung des Personal-Deich¬ 
friedens sicher in folgenden Fällen: Einmal dann, wenn ein 
Deichrichter während seiner Amtstätigkeit auf dem Deich 
mit Schlagen bedroht oder verhöhnt und beleidigt wird. 29 ) 

*») Deichrecht XXXV ff. 

* 4 ) Hahn S. 44 nimmt an, dass in dem Deichrecht an dieser Stelle 
der Ausdruck „halsbröcke versehentlich für die allgemeine Strafe 
stehe. Dies ist abzulehnen, da das Wort zweimal hinter einander 
gebraucht wird. Es lag bei dem ersten Deichgericht eine Überschreitung 
der Zuständigkeit durch Auferlegung der Halsstrafe vor. — Hahn meint 
S. 48, dass der Fehler, der auf dem ersten Deichgericht begangen worden 
sei, der gewesen sei, dass die Geschworenen die Gemeinde nicht um 
Rat gefragt hätten, wozu sie bei Verhängung der allgemeinen Strafe 
verpflichtet gewesen seien. Dem ist nicht zuzustimmen, vgl. unten ni 4. 

S5 ) Übrigens fällt die allgemeine Strafe zur Hälfte an den Deich¬ 
grafen und die Deichgeschworenen, zur Hälfte an den Erzbischof. 

,f ) § 17 und 18. 

27 ) § 17 . 

**) § 18 „dat nemandt Eerde umd Soeden sali graven edder stecken 
under den Dyck nyer als 200 Voete, by einer Straffe ho hech als de 
Dyck-Richteren na Groetheit des Perickels und Schaden können erkennen“. 
Dagegen sind in § 17 feste Bussen und BrUche angegeben. 

w ) § 24: „We ock de Richter edder oire Deener van oerent wegen 
drouwede tho slaen, edder se verspreckun se an oeren Ehren mit mannig- 
foldigen hoenlicken Worden, dewile se up den Dycke syn tho der ge- 
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Ferner, wenn ein Deichrichter den anderen auf dem Deich 
beleidigt oder schlägt. (§ 25). Schliesslich dann, wenn jemand 
einen gewöhnlichen Deichgenossen auf dem Deich oder 
Wege zum oder vom Deich verwundet, schlägt oder höhnt. 
(§ 26.) Dagegen ist das Landgericht allein zuständig bei 
Totschlag, ferner wohl auch bei Verwundungen der Deich¬ 
richter, und wenn ein Deichrichter von einem Deichgenossen 
geschlagen wird. Abgesehen vom Deichgericht ist das Land¬ 
gericht zuständig bei einem schweren Bruch des Deich¬ 
friedens an einem Deichgenossen, d. h. wenn noch auf eine 
weitere Strafe als 4 alte Mark erkannt werden soll 30 ), und 
wolü auch bei schwereren Beleidigungen der Deichrichter 
untereinander. 31 ) Charakteristisch ist, dass alle Strafen, 
welche die Deichrichter verhängen können, nur Geldstrafen 
oder Bierstrafen sind. 

In der W i 1 s t e r m a r s c h steht im allgemeinen dem 
besonderen Deichgericht eine Friedensgerichtsbarkeit bis 
zu 3 Mark 4 Schilling zu. Schwerere Verletzungen des 
personenrechtlichen Deichfriedens und schwere Beschädi¬ 
gungen des Deiches gehörten aber vor das Gericht des 
Grafen. Dies ergibt sich daraus, dass einige Quellen die 
3 Mark 4 Schilling als die „höchste Wedde" des Deichgerichts 
bezeichnen 32 ). Auch heisst es ausdrücklich im Spadeland- 
brief von 1438 art 16: 

meine Beste ... so sali desulve Versprecher an den Dyck-Richter ver- 
braeken hebben 10 olde Marek und dat dubhelr; so idt den Denern . . 
geschehe, an boete und Broocke dartho wat de Land rechte vermelden“ 
und ausserdem jedem Deichrichter eine alte Mark. Das ostfriesische 
Landrecht enthält Buch III Cap. :lf> und < ’ap. 45 keine Sonderbestimmung 
für die Diener, sondern nur den Grundsatz, dass bei Verletzung des 
Peichfriodens doppelte Busse zu zahlen ist. 

80 ) Vgl. > 2.) am Schluss: „und men sali dat n och dar t h o laeten 
vor Land-Rechte uthrichten“. 

31 ) Siehe § 2 r > am Schluss: „Wehre ock de Schade so grot geschehen 
an slaen und vorspreken, so sali men dat laten uthrichten vor Land- 
Rechte“. Oder ist hier das Landgericht allein zuständig? 

32 ) Siehe L tthbokes Aufzeichnung unter 4: „Dat haggeste wydde“. 
Hier ist die oben S. 336 f. erwähnte Bierstrafe angegeben, über die Geld¬ 
strafe heisst, es: „Cnde ysset geldsacke, dat he syn wydde myt gelde 
schal Inesen f so ys dat hogeste wydde III m. und IIII j.“ Schaugebräuche 
der Wilster- und Krempermarsch (Bd. I S. 4:1) Vgl. auch Sparieland- 
briei von 14:18 >j 3 (Verstopfen d“r Fletc). 
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„Vortmer so hebbe wi unsen dickgreven, bouetluden 
unde allen schwären einen frede wrachten laten also, wol 
sick an enen vorhalet mit werken edder mit schentliken 
bösen worden edder an eren lif drowede, dat wille wi an 
sinem hogeste richten wol dat deit.“ 

Und in art. 17 lesen wir, dass Uber den, welcher einen 
Deiclibruch herbeifuhrt, .nach strengem Recht“ Leibes¬ 
strafe verhängt werden soll, womit offenbar auf das Grafen¬ 
gericht abgezielt wird. 83 ) 

Schliesslich berichtet Lübbeke noch ausdrücklich nach 
Erwähnung der höchsten Wedde von 3 Mark 4 Schilling 
bei Störung des Gelagefriedens 33 *): „Ysset ock sake, dat de 
dyn ge syndt, dat mynem heren broke dar van geborth, so 
werth de dijckgreue, oldermann edder houetman wol clagen, 
dar ijdt sijck van rechte horth tho clagen, dat he myt synen 
schwären suluen nycht yn brocke kumpt.“ Hiernach war bei 
schweren Friedensverletzungen das Deichgericht zur Abur¬ 
teilung nicht fähig, sie gehörte vor das gewöhnliche Gericht. 31 ) 

Eine weitergehende Friedensgerichtsbarkeit stand dem 
besonderen Deichgericht in der Herrschaft Herzhorn zu. Hier 
sind Deichgraf und Geschworene für die Aburteilungen von 
Verletzungen des Schaufriedens zuständig, wenn es sich um 
Überfall, Hinderung, Störung handelt, und sie verhängen 
selbst die Herrenbusse von 60 Mark. 35 ) 

Aus dem Spadelandsrecht lässt sich eine Friedens¬ 
gerichtsbarkeit der Deichrichter in Bezug auf ungerechtfertigte 
Entnahme von Deicherde feststellen (art. VI), dagegen ge¬ 
hörten Beschädigungen der Mitteldeiche, Widerstand und 
Ungehorsam gegen die Deichrichter vor das ordentliche Gericht, 
das die Blutgerichtsbarkeit ausiibt. 35 *) 

33 ) Siehe oben S. S7. 

33 a) Vgl. Anm. 3*J. 

84 ) Ungenau Detlefsen I S. 83h, der von einem „höheren“ Ge¬ 
richt spricht. Die Deiehbeamten haben vor dem ordentlichen Gericht 
die Stellung reiner Rügegeschworener. — Man kann hier an Verletzungen 
des sachlichen und des personenrechtlichen Deichfriedens denken. 

35 ) Siehe die Hegungsformel bei Sauke (Bd. I Ein], 4a Anm. 162). 
Die Formel gehört offenbar schon der ersten Periode an (Vgl. Det¬ 
lefsen I, S. 869), auch die Busse von 60 Mk. (anders Detlefsen I, 
S. 335. An die Geschworenen und an den Deichgrafen fallen Bierstrafen). 

,5a ) Vgl. Spadelandsrecht art. XX u. XVIII(Halsfällung nach Landrecht). 
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In Wursten erstreckt sich die Friedensgerichtsbarkeit 
der Deichgeschworenen insbesondere auf unbefugtes Beweiden 
und Befahren des Deiches. Störung der Wasserläufe durch 
Hineinlegen von Fischreusen und Körben und anderen Dingen, 
ferner auf geringe Verletzungen des Personalfriedens, Die 
Deichgeschworenen können auf Brüche und Schadensersatz 
erkennen. Die Brüche bestellen in Bier- und Geldstrafen. 
Sie sind entweder fixiert oder dem Ermessen der Deich¬ 
geschworenen überlassen. Doch können sie eine bestimmte 
Höchstbusse nicht überschreiten. Höhere Strafen verhängt 
das gewöhnliche Gericht. 36 ) 

Sehr grossen Umfang erreichte die Friedensgerichtsbar¬ 
keit meist in den grossen Deich- und Sielgerichten der 
Groninger Ommelande. Schon nach den Sander 
Deichsatzungen von 1295 ist das Deichgericht zuständig in 
Bezug auf alle Zwietracht, die hinsichtlich der Deiche vor¬ 
fällt, insbesondere hinsichtlich des Versetzens der Grenzpfähle 
auf den Deichen, des Sodenausstechens und aller Missetaten, 
die beim Deichgericht oder bei der Deicharbeit geschehen, 
mit Ausnahme schwerer Körperverletzungen und des Tot¬ 
schlags 86 *). Noch weiter geht die Kompetenz nach den 
Sander-Deichsatzungen von 1317. Hier urteilen Deich-und 
Sielgerichte auch Uber Totschlag und schwere Verwundungen, 
die an Deichrichtern und Deichgenossen innerhalb des personen¬ 
rechtlichen Deich- und Sielfriedens geschehen 366 ). Dabei ist 
der Umfang des Deich- und Sielfriedens ausserordentlich 
ausgedehnt. Sollen doch Beraubung und Gefangennahme 
innerhalb und ausserhalb von' ganz Fivelgo in Betracht 

* 6 ) Vgl. das Deichrecht des alten Landes Wursten (Bd. I S. 30 Ziffer 3), 
insbesondere den Eid der Teichgeschworenen, ferner die Instruktion 
art. 2 ft. 9, 22, 10, 17 Abs. 2. 

s8a ) „also voer als die ses principale leeden niet gewondet e» 
worden oft dootsehlachten geschien.“ Die ft Hauptglieder sind Augen, 
Arme, Beine. 

3ü1 M Siehe Sander Deichsatzungen von 1317 § 3: „Si aliquis in- 
stinctu diabolico illir homicidium perpetraverit in aliquem de athamannis 
vel praedictis sex judicihus, sexaginta mareas sterlingorum pro homi- 
ci<iio redden* iudicatur.“ Die athamanni sind zweifellos besondere Deich¬ 
richter, sie, sind aber nicht den Scheppern, sondern den Sielrichtern 
gleichzusetzen. Anders Bd. 1 S. 288. Siehe aber Beekmann S. 104. 
Die sechs judices sind für die Neueindeichung gewählte Sonder- 
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kommen, wenn sie auf dem Hinweg zur Versammlung und 
Deicharbeit oder auf dem RUckwege von ihnen geschehen 87 ). 
Die Strafen sind Geldstrafen, sie fallen teils au den Ver¬ 
letzten teils an die Deich- und Sielrichter. Besonderheiten 
werden erwähnt in Bezug auf die Haftung des zur Deich¬ 
arbeit gemieteten Knechtes. Bei Verwundung und Totschlag 
kann und soll er festgehalten werden; vermag er nicht Busse 
und Brüche zu bezahlen, so soll er es mit dem Leben büssen 
h. d. seine Person soll dem Verletzten preisgegeben werden 88 ). 
Wenn jemand den Täter schirmen will, so hat er das Straf¬ 
geld zu entrichten nach Massgabe des Spruches der Deich¬ 
richter 89 ) 40 ). 

geschworene. Siehe ferner § 4: „Athemanni et iudices pro brecma sex 
marcas sterligorum recipiant, et membrum emendetur secundum vitam. 
Quodsi aliter aliquis occiaus fuerit, quadraginta marcis st. solvetur, et 
judicibu9 quatuor marcae dentur pro brecma. Qnodsi aliquis in aex 
membris mutilatus fuerit, una marca dabitur pro brecma. Quodsi minor 
pugna commiasa fuerit duplex dabitur emenda, et tres eolidos pro 
breckma.“ Zu allem gehört § 6: „Haec singula praemiasa servanda 9unt 
in labore, in coetu, in potu causa laboris et aggeris.“ 

87 ) Sander Deichsatzungen von 1317 § 7: „Ubi maius oritur peri- 
culum multo fortiu9 est cavendum; ideo ordinatum est, ut ai quis tarn 
coetus vel operis in adventu vel receasu apoliatus fuerit vel captus in- 
tra terminoa aive extra terminos Pywelgoniae athemanni et iudices 
communiter emendabunt.“ 

88 ) Sander Deichsatzungen von 1317 § 5: „Servus conductu» ad la- 
borem, ßi aliquem occiderit vel laeaerit, teneatur, et si satiafacere non 
valet, luet in vita quod manibus perpetravit.“ Der servus ist entweder 
ein günstig gestellter Unfreier (Höriger) oder ein Freier untersten 
Standes. Wir hören: Er ist um Lohn gemietet; er schuldet satisfactio. 
Vgl. auch unten Anm. 43. Ea handelt sich hier nicht um die öffentliche 
Todesstrafe, sondern um die Preisgabe der Person an den Verletzten. 
Vgl. Sielrecht der drei Delfsiele von 1317 § 10: „et si leso rebus satis- 
facere von valet.“ Unrichtig Halsema S. 514, der an öffentliche 
Strafe denkt. 

89 ) Zu ßchliessen aus Sielrecht der drei Delfsiele von 1817 § 10: 
„Si aliquis eum defendere voluerit, iudices trium aqueductuum super 
defensorem communiter emendabunt.“ Diese Worte sind nicht auf ein 
Verbot der defensio und eine Strafe für sie zu beziehen. Für die de- 
fensio konnten insbesondere ein Herr oder Verwandte in Betracht kommen. 
Sie konnte auch in Vorenthaltung des geflüchteten Knechtes bestehen. 
Vgl. noch unten Anm. 43. 

*°) Meistens sollen eie zusammen (communiter) richten, vgl. §§ 4, 7. 
Nur die Athemannen werden erwähnt in §§ 9 und 10. 

J. v. Gierke, Geschichte des deutschen Deichrechts II. 26 
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Die Gerichtsbarkeit liegt in den Händen der neu ge¬ 
wählten 6 Geschworenen und der alten Deich- und Siel¬ 
richter. Ebenso weitgehend, aber komplizierter, ist die 
Priedensgerichtsbarkeit in dem umfassenden Verband der 
drei Delfsiele nach dem Sielrecht von 1317. Auch hier 
werden schwere Brüche des personenrechtlichen Deichfriedens 
aufgeführt 41 ). Im allgemeinen wird das grosse Samtgericht 
aller Sielrichter für zuständig erklärt, doch kann das Gericht 
der Sielrichter eines jeden der drei Teilverbände über die 
angegebenen Friedensbrüche, die mit seinen Sonderversamm¬ 
lungen in Zusammenhang stehen, richten (§ 12). In Fällen, 
die nicht satzungsgemäss festgelegt sind, soll der Abt von 
Werum mit den sechs Scheppern (oberstes Scheppergericht) 
entscheiden 42 ). 

In dem Fundatiebrief der drei Delfsiele von 1445 ist die 
Friedensgerichtsbarkeit im Einzelnen noch weiter ausgebaut. 
Wir heben aus ihm hervor, dass auch kleinere* Störungen 
des Personal frieden s erwähnt werden, insbesondere lesen 
wir in art. 12: 

„Van Scbelterwoorden off mit Vuur off mit Waeter 
off mit Bier tho gieten in toomen moede, off mitt Kluyten 
off mitt Stenen tho worpen, off mitter vuyst te slaen, off 
jenigen dingen jemand misdede, daar dat Zylwaerck off an¬ 
dere meene Wark mede behindert worde, dat zal staan 
tutten Zylrechter bekenninge.“ 

Auch muss beachtet werden, dassbei Haftungdes Knechtes 
sich die volle Preisgabe der Person nicht mehr findet. 
Es heisst nur, dass er festgehalten werden kann, bis er oder 
seine Freunde Busse und Brüche bezahlen. Wer ihn nicht 
herausgibt, sondern vorenthält, muss seinerseits für die Busse 
und Brüche haften 43 ). — Ganz ähnlich wie in dem Verbände 

41 ) Vgl. für Totschlag und Verwundung § 1—10, für Beraubung und 
Gefangennahme in ganz Fivelgo § 11; in Bezug auf den gemieteten 
Knecht siehe oben Anm. 38 und 39. 

42 ) § 14: „Si alique causae fuerint subortae, quas praesens scriptum 
non contineat, dompnus abbas de Werum et sex edictores videlicet 
skepperan trium aqueductuum secundum jus Fivelgonie terminabunt." 

4S ) § 5: „Dat een Knegt, de om Loon arbeydet, wen dootslaege ofte 
wondete, den mach men antasten ende holden, went ter dat hy off zyne 
Viienden vuldoen voor die boette ende voor de Braeke.* § 6: „Dat den 
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der Delfsiele ist in dem Adewarter 44 ) und Winsumer 45 ) Siel¬ 
verband und nach den Sielrechten lür Vredewolt 4 *) die 
Deich- und Sielgerichtsbarkeit bei Priedensbrüchen gegen 
die Person ausgeprägt 47 ) 48 ). Doch wird hier zum Teil auch 
auf den sachlichen Deich- und Sielfrieden eingegangen. Ins¬ 
besondere wird der Aburteilung des Sielgerichts unterstellt 
das Abdämmen der Gräben und Wasserztige, das Hinein¬ 
legen von Pischfanggerätschaften in sie 48 *), das Beschädigen 
und Durchstechen von Deichen oder Wasserableitungs¬ 
dämmen 49 ), die Beschädigung von Stegen, Brücken, Sielen 49 *), 
unerlaubte Abführung von Wasser 50 ), Zuschlägen von Wasser- 

MUdaedigen wie ontholde ende hy van hem geöisschet worde, ende hy 
niet wolde overgevon, zoo aal d’ontholder voor em gelden Boote ende 
Braeke“. Hier tritt deutlich die Verwandtenhaftung hervor. Vgl. oben 
Anm. 39 und unten Anm. 47. 

44 ) Vgl. den Adewarter Sielbrief von 1382 z. B. § 9 (Gerichtsfriede), 
§ 10 (Totschlag, Verwundungen im Sielfrieden), § 14 (Kleine Vergehen 
bei Zusammenkünften; Bewerfen mit Soden, Bespritzen mit Wasser), 
§ 7 Bei Notsachen können die Richter die Bussen erhöhen. 

49 ) Vgl. den Winsumer Sielbrief von 1464 z. B. art. 2 ff (Totschlag 
und Verwundungen im Rahmen des Deich- und Gerichtsfriedens), art. 16 
(Beleidigungen im Warf), art. 18 (Scheltworte, Faustschläge u. a). 

4 ®) Sielrecht für Ostervredewolt von 1426 z. B. art. 1 (Totschlag im 
Sielfrieden), art. § 10 (Scheltworte, Faustschläge, Haarziehen, Begiessen 
mit Bier oder Wasser), § 12 (Totschlag des Richters), art. 17 (Werfen mit 
Mist und Slik bei der Sielarbeit), art. 31 (Schimpfen als Dieb oder Mörder 
im Warf), art. 36 (Totschlag des Richters im Siel- und Gerichtsfrieden), 
art. 37 (Totschlag bei gerichtlicher Ladung). — Sielrecht für Wester- 
vredewolt von 1425 art. 1, 8, 9, 12, 26, 29, 80 ff. 

47 ) Interessant ist noch, dass in dem Sielrecht für Ostervredevolt 
von 1425 art. 33 und im Winsumer Sielbrief von 1464 art. 14 nicht 
„knegt“ steht, wie im Sielbrief der drei Delfsiele von 1445 (siehe Anm. 48), 
sondern „huerlijnck.“ Siehe hierzu noch Sielrecht von Oterdum (16. Jahrh.) 
§§ 17 und 18. 

48 ) Vgl. auch Schouwer Sielbrief von 1428 art. 1 ff. Sielrecht von 
Oterdum (16. Jahrh.) art. 6 ff. 

48 *) Sielrecht von Ostervredevolt von 1425 art. 26. Winsumer Siel¬ 
brief von 1464 art. 55. 

49 ) Winsumer Sielbrief von 1464 art. 51 (50), Sielrecht von Wester- 
vredevolt von 1425 art. 14, 15. 

49 *) Sielrecht für Westervredewolt von 1425 art. 14, Winsumer Siel¬ 
brief von 1464 art. 61, Sielrecht für Oterdum (16. Jahrh.) art. 44. 

Ä0 ) Winsumer Sielbrief von 1464 art. 52, Sielrecht für Oterdum 
(16. Jahrh.) art. 40. 

26* 
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graben 50 *) und Ähnliches. Bei schweren Fällen wird man an 
die Handhabung der Blutgerichtsbarkeit zu denken haben 51 ). 
Und schliesslich tritt hervor, dass da, wo der Deich- und 
Sielfrieden endigt, nur die Landgerichte zuständig sind 5 *). 
Eine Sonderstellung in den Ommelanden nehmen die be¬ 
sonderen Deichgerichte des Humsterlandes ein. Wir lesen 
hier jedenfalls in dem Deichrecht von 1562 art. 21: 

„Dat Dijckrecht sal berichten Dijcken, Dämmen, zijlen, 
zijltochten, Wegen, Tillen en slooten binnen Dijcks en buijten 
Dijcks, so veer als Hummerse Recht gaet: ende van geenen 
vechtelijke saecken en sullen die Dijckrichters rechten, ofte 
geenderhande Breuken en sullense daar van beuren noch 
hebben“. 

Das Deichgericht war hiernach wohl zuständig zur Ver¬ 
hängung von Geldstrafen bei Deich- und Sielbeschädigungen, 
bei unrechtmässiger Entnahme von Deicherde (vgl. art. 23), 
bei geringeren Störungen des deichrechtlichen Personal¬ 
friedens. Allein über Körperverletzungen und Totschlag inner¬ 
halb des Deich- und Sielfriedens hatte es nicht zu.richten 58 ). 

Grossen Zuwachs erfuhr im Lauf der Zeit die Friedens¬ 
gerichtsbarkeit der Hoogheemraden von Rijnland. 5 *) Man 

60 ■) Winsumer Sielbrief von 1464 art. 63. 

M ) Vgl. Halsema S. 544. In der von ihm angezogenen Stelle 
der Sander-Deichsatzungen von 1317 hinsichtlich des servus conductus 
handelt es sich aber nicht um die öffentliche Todesstrafe. Vgl. oben 
Anm. 38; art. 51 des Winsumer Sielrechts von 14C4 ist leider unvollständig. 

61 ) Vgl. Sielrecht für Westervredewolt von 1425 art. 4: Geld und 
Bruch soll stark gehalten werden „up den wege toe den warcke oft van 
den warcke toe den huse als in den warcke tot der mensche compt under 
zijn egen daecke*, es sei denn, dass er von der meente gehe um seine 
.eigen boetschop ofte toe sunderlinge toe bere, soe bruycke he des land¬ 
rechtes von Vredewold“. Sielrecht für Ostervredewolt von 1425 § 10 . 
Man darf annehmen, dass für das .Landrecht* das gewöhnliche Gericht 
und nicht das Sielgericht kompetent war. 

**) Zweifelhaft bleibt, in wie weit nach dem älteren Deichrecht für 
Humsterland (14. Jahrhundert) ein ausgebildetes besonderes Deichgericht 
bestand (vgl. auch Heck S. 365). Bejahenden Falls wäre seine Zu¬ 
ständigkeit wohl ebenso zu bestimmen, wie die des Deichgerichts im 
16. Jahrhundert. Vgl. § 4 ff. des alten Deichrechts. § 14 allerdings 
spricht allgemein vom Deichfrieden. 

M ) K. F r u i n a. a. 0. insbesondere S. 202 ff. Beekman S. 420 f. 
Vgl. ferner oben S. 313 11. 
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erkennt dies am Deutlichsten aus einer Gegenüberstellung 
der Urkunden von 1286 und 1427. In der Urkunde von 
1286 55 ) heisst es: 

„Gheviele oec dat dair yemant Cracht dede aen desen 
voirnoemden di je of an die slusen die dair in legghen ofte 
an den omdijc, dat seilen wi houden aen sijn lijf ende aen 
sijn goed ende also berechten, dats him een ander hoede.“ 

Über schwerere Priedensbrüche am Deich oder an den 
Schleusen oder an dem Ringdeich 66 ) richtet der Graf selbst 
und nicht die hohen Heemraden. 87 ) Nur der Graf hat die 
hohe Gerichtsbarkeit. Den Heemraden steht zweifellos nur 
die Befugnis zu im Rahmen der Deichverwaltung kleine 
Geldstrafen zu verhängen. 

In der Urkunde von 1427 58 ) aber lesen wir: 

„Wairt sake, datmen den lande van Riinlant beschadichde 
mit eiligen dyken in te steken het wair binnen onser hoger- 
hiemrader bedriue of dair buyten, of datmen sluysen up- 
dede dair tlant by beschadicht mochte worden, dat zullen 
sy verhalen an den genen diet doen of laten doen an die 
luden of an hoir lant met rechte. Voirt wairt sake dat 
yement twater schütte binnen hören bedriue of dair buyten 
an sluysen of an weteringen, so dattet sinen ganc niet hebben 
en mochte, dat souden sy des gelyc verhalen an den genen 
diet doen of laten doen an die luden of an hoir lant mit 
recht.“ 

Zweifellos haben hiernach diese hohen Heemraden in 
ganz Rijnland im Gegensatz zu früher auch bei schweren 
Friedensbrüchen an Deichen und ihrem Zubehör die hohe 
Gerichtsbarkeit. Nicht der Graf, sondern sie richten als¬ 
dann Uber Leib und Gut. Aber nicht bloss schwere Friedens¬ 
bruchsachen am Deich unterstanden jetzt den hohen Heem¬ 
raden, sondern auch alle Verletzungen des personenrecht¬ 
lichen Deichfriedens: 

55 j Bergh II, 583. 

öö ) Cher diesen „Ringdeich“ vgl. noch Beekman S. 1235. 

57 ) Es ist hier vornehmlich an das Durchstechen der Deiche und 
das Zerbrechen der Schleusen zu denken. Der Ausdruck »kracht* findet 
sich in diesem Sinn auch in der Urkunde für Woerden von 1399 (siehe 
unten S. 406). 

M ) M e v 1 i n k Nr. *228. 
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„Ende wair yement die onse diicgraue of hogehiemrade,. 
scouten, nederhiemrade, ambochtsbewairres of dienres mis- 
dede mit woirden of mit werken roerende der dycgraefscip 
dien misdadigen willen wij dat gecorrigiert worde van 
onsen diicgraue ende hogenhiemrade.“ Wahr¬ 
scheinlich hatten die Heemraden diese weitgehende Friedens¬ 
gerichtsbarkeit schon im 14. Jahrhundert und die Urkunde 
von 1427 enthält auch in dieser Hinsicht die Anerkennung 
bestehenden Gewohnheitsrechts. 59 ) co ) 

Hohe Friedensbruchgerichtsbarkeit, die sich ebenfalls 
nicht allein auf schwere Beschädigungen des Deiches und 
seines Zubehörs, sondern auch auf den ganzen deichrecht¬ 
lichen Personalfrieden bezog, besassen auch die hohen 
Heemraden von Woerden über den Rheindamm. In der 
Urkunde von 1399, in welcher die Ausführung des Dammes 
gestattet wurde, 61 ) lesen wir: 

„Waert sake, dat eenigh man, soo wien hy waer, onsen 
Heemrade ende goede luyden van onsen lande van Woerden, 
wederstandigh ofte hinderlijk wäre, in heure dijcken ende 
dämmen, ende in heure waterkeeringe te leggen ende ver- 
leggen met woorden ofte met daden, ofte die sulcken dam 
als ons land van Woerden met onsen hooghen Heemraedt 
leggen sullen, in den onsen ter waterkeeringe jeghens den 
Gestichts-water deurstaeke ende daer kracht aen dede, 
die krachte sal onsen Bailluiw ofte die gekooren Dijkgrave 
beregten aen lijf ende aen goede, also verre als die 
in den onse begrepen worde, by vonnisse onses Heemraders 
ofte ballinge onser lande liggen, als onser hooger Heerlyk- 
lieyt toebehoort.“ 

Auch die hohen Heemraden von DelflandundSc hieland 
scheinen nach demVorbild der Heemraden Rijnlandsmit derZeit 
die hohe Gerichtsbarkeit in Deichsachen besessen zu haben 6 *). 

G9 ) R. F r u i n a. a. O. S. 222 nimmt dies als sicher an. Dass die 
Urkunde von 1427 in sehr vieler anderer Hinsicht nur bestehendes 
Gewohnheitsrecht bestätigt, ist von Pruin voll nachgewiesen worden. 

60 ) Vgl. auch noch den Vertrag Rijnlands mit Leiden von 1595, 
(bei M e y 1 i n k Nr. 272), aus dem Beokman S. 420/21 die entscheidenden 
Stellen wiedergibt. 

cl ) Pah st „Bijleveld“ Nr. I, Meylink Nr. 195. 

C1 ) Vgl. Beek m a n S. 771, 772. Die Urkunde bei B e r g h II, 7B9, 
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Etwas geringer war der Umfang der Friedensgerichts¬ 
barkeit, welche dem Deichgraf und den hohen Heemraden 
in der Waterschap Bijleveld nach der Handveste von 1114 
zustand. Sie richten Uber schwere Deich- und Siel¬ 
beschädigungen, auch Uber schweren Bruch des Personal¬ 
friedens 09 ). Allein der Landesherr behält sich hier aus¬ 
drücklich vor seine hohe Herrlichkeit „als van dootslagen 
ende van lernten“ ° 4 ). — Später ist auch diese Ausnahme 
verschwunden. Denn wir lesen in der Handveste fUr den 
Meerndeich von 1545 ° 5 ) art. III Uber Deichgraf und Heemraden: 

„Süllen kennisse nemen ende wysen in alle saecken 
op den dijek . . . vallende liet sy van diefte van houtrijs 
aldaer gestolen; van injurien. vechten, dootslagen, ofte 
andere mesuren, die daer ten tijde van de schouwe ofte 
besoigne van voorn. Graef ende Heemraden op den Maren- 
dijck gebeuren mochten, achtervolgende de hantvesten van 
Bylevelt“. 

Auch in den Waarden Südhollands lässt sich das 
Wachsen der Friedensgerichtsbarkeit des Deichgrafen und 
der hohen Heemraden verfolgen. Bei Begründung des 
Kollegiums des Alblasserwaards im Jahre 1277 sind diesem 
schwere FriedensbrUche offenbar nicht zugeteilt worden. 
Aus der Handveste von 1375 aber ersehen wir, dass es bei 
Beraubungen des Deiches und bei Verwundungen des Deich¬ 
grafen zuständig ist in einer Strafhöhe von 10 Pfund 00 ). 
Noch weiter geht die Handveste von 1413; fUr Beleidigungen 
der Heemraden wird die Höchststrafe heraufgesetzt und 

die au9 dem 13. Jahrhundert stammen soll, und den Heemraden von 
Delfland das Richten über Leib und Gut zuspricht, ist wohl nicht für 
echt zu halten. Vgl, Pruin S. 804. Anm. ferner Beekman S. 765 und 
772. Wäre ihnen eine so weitgehende Macht in dieser Zeit schon ver¬ 
liehen worden, so wäre das Privileg von 1319 (Mieris II, 217) überflüssig. 

6S ) Siehe art. XXIII und art. XXXIII (Pabst a. a. 0. Nr. VI.) Der 
Artikel XXIII setzt aber die Grenze von 10 Pfund fest. 

G4 ) art. XXXIV. 

GS ) Pabst a. a. 0. Nr. XXV. 

,JÜ ) „Voort dat men eenigen Dijek beroofde van eenigerhande saken 
die de Dijckgrave betuygen mochte roet twee Oorkonden, dat die Heem¬ 
raden geloofden, die verbeurden 100 Schill., soo dickwils als hy’t dede, 
ende wie den Dijkgiave binnen der Schouwe bevondt ende betuyget 
waer als voerseydt is, die verbeurden thien pomlt“. 
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das „Fechten“ im Deichfrieden wird der freien Strafzu¬ 
messung der Heemraden zugewiesen 67 ) 68 ). Wenn es die 
Wiederbedeichung der überschwemmten Waarden galt, wird 
mitunter die Deichgerichtsbarkeit des Deichgrafen und der 
Heemraden erweitert. So verfügt die Handveste für den 
Riederwaard von 1403, dass Deichgraf und Heemraden über 
des Widersetzlichen Leib und Gut richten können 69 ). 
Anderswo setzt der Graf in diesem Fall Herrn als seine 
Stellvertreter ein, die in seinem Namen über Leib und Gut 
richten können. So geschah es im Jahre 1375 in dem 
Grooten Waard 70 ). Den Herren von der Lecke und von 
der Merwede wird die Stellvertretung anvertraut: 

„Ende waer yemant die onsen Dj'cgrave Heemraede 
jof dycrecht verstoerde, jof belette jof in eenighen punten, 
daer wi brieve of ghegheven hebben, achter sette, dien 
bevelen wi hem (d. h. den Herrn) 71 ) te corigeren an live, 
an goede, jof hoe men noet jof nutte dünken sei, soe dats 
hem een ander hoede ende maken hem des machtich 
gheliken jof wyt selve waeren.“ 

Der ordentliche Umfang der Strafgerichtsbarkeit des 
Deichgrafen und der Heemraden in dem Grooten Waard 
wurde durch die Handveste vom 3. Juni 1410 neu klar 
gestellt 72 ). Der Graf bestimmt die höchste Busse „van 
wantaele van qualicken dycken, van allen dingtale ende van 


67 ) „Dat niemant tegen onsen Dijckgrave meer verbeuren en sal 
dan tien pondt, ’t en wäre dat yemant op onse hooge Heemraders ofte 
op hären eede sprake ende dat men dat betuygen mochte, die soude 
verbeuren tegens elcken Heemraedt twee pondt ende tegens ons soo 
veel als tegen alle die Heemraeders, ende niemandt daer of te panden 
hy en is met recht averwonnen, ende von geenen kost niet te gelden, ’c en 
wäre hy in Dijckgeloyde vochte, dat soude staen op Heemraders goet- 
duncken naer inhouden der Handvesten. 4 Der letzte Satz ist offenbar 
ebenfalls eine Ausnahme von den Eingangsworten. Vgl. auch unten im Text. 

fl3 ) In späterer Zeit hatten Deichgraf und Heemraden die hohe 
Gerichtsbarkeit. Vgl. die bei Beekman S. 421 angeführten Keuren 
von 1755. 

09 ) Beekman S. 420 beachtet nicht, dass es sich hier um ausser¬ 
ordentliche vorübergehende Massnahmen handelt. 

70 ) Bd. I, Einl. § 4b Anm. 422. 

71 ) Nicht etwa Deichgraf und Heemraden. 

7 *) Bd. I, Einl § 4b Anm. 427. 


Gok igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



409 


al dat in onser scouwen aldair geschien“ auf 21 Pfund: 
„Behoudelyck ofte yemant onsen Dijkgraue, Heemraidt 
ofte der geswooren Clerk in onser scouwe aldair misdeede 
oft metter hant quetste oft wondde ofte die geruchte maakte 
in die scouwe, dair dese scouwe mede gestoort werde, ofte 
die buyten dinchplichtinge wonde ofte qualycken ofte lelyken 
op ten Heinraid spraecken, op hoirer eedt oft boir eer, 
dat den Heemraidt condigh waer, die bruecken sullen alsoe 
groet wesen als die Heemraiden dair af wyssen sullen metten 
meesten geuolge bij hoiren vijf sinnen nae den ouden 
dyckrecht.“ 

Bemerkenswert ist hier vor allem zweierlei: Die Deich¬ 
beamten haben nur auf Geldstrafen zu erkennen, der Tot¬ 
schlag ist nicht erwähnt. 

Auch aus der Deichordnung für den Krimpenrewaard 
von 1430 ersehen wir die beschränkte Priedensgerichtsbarkeit 
der hohen Deichbeamten. Denn der Graf erklärt, daß er beim 
Bruch des Deichgeleites sich an Leib und Gut des Verbrechers 
halten will 73 ). 

Über die Friedensgerichtsbarkeit des hohen Deich- 
gerichts in Heusden unterrichtet vor allem die Deich¬ 
ordnung von 1437. Das Sondergericht ist hiernach zuständig 
bei unrechtmässiger Entnahme von Deicherde (art. IV) und 
Verletzung des Personalfriedens auf den Schautagen (art. IX). 
In letzterer Hinsicht wird die Bruchbusse für Fechten, Schlagen 
und Verwundungen in der Schau fest bestimmt. Aber bei 
Fechten gegen Deichbeamte, bei „Misstaten mit den Händen“ 
gegen sie, bei Beleidigungen gegen die Heemraden sollen 
Deichgraf und Heemraden den Verbrecher „casteyen ende 
corrigeren nae gelegenheijd der misdaet ende nae hoeren 
besten vyf sinnen“ 71 ). In Arkel urteilen Deichgraf und 
Heemraden über Bedrohungen und Beleidigungen der Deich- 

■ 3 ) art. XXVIII: „Ende soo wie binnen der v. schouwe comt om 
aijnen Dijek te maecken, dien hebben wy gegeven na als dan een goet, 
vry, vast ende seecker gheleyt, in varen, in comen, in marren ende in 
kee r er> vier daghen nadat sijn Dyck ghelooft sal wesen, ende waert dat 
hem yemant hier-en-boven misdede, wie hy waer, dat wouden w y op 
dien houden ende verbalen op sijn lyf ende goed. 1- 

74 | Siehe auch die D.-O. aus dem 15. Jahrhundert (bei Ouden- 
h o v e n S. 203 f. art. 5). 
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beamten, Fechten während der Schau, Fechten und Totschlag: 
während der Deicharbeit nach Gutdünken 75 ). 

In Putten haben nach der Deichordnung von 1515/16 
Deichgraf und Heemraden eine weitgehende Friedens¬ 
gerichtsbarkeit in Bezug auf Beleidigungen der Deichbeamten, 
Störung des Deichgerichts durch Fechten, Worte und Dro¬ 
hungen. Sie können sogar den Übeltäter arbiträr „kriminell 
oder civilik* richten 75 ®). 

In Overijssel stand auch den höheren besonderen 
Deichbeamten hur eine geringere Friedensgerichtsbarkeit zu, 
während die schwereren Fälle dem gewöhnlichen Gericht 
oder dem Landesherrn überlassen waren. Nach den Deich¬ 
rechten für Mastenbroek richten Deichgraf und hohe Heem¬ 
raden z. B. Uber verbotenes Graben am Deich, an Deich¬ 
wegen, über Fortnahme von Deicherde, über Abhauen von 
Pfählen, Holz, Ruwaer von eines anderen Deich, besonders 
schlechte Deicharbeit, verbotenes Fischen in den Gräben 
und Wateringen; es handelt sich aber nur um die Fest¬ 
setzung geringer Bussen 7 ®). Die Ahndung schwerer Ver¬ 
letzungen des deichrechtlichen Personalfriedens stand beim 
Herrn. Denn es heisst beim Schaufrieden art. 39: „Wie den 
anderen misdede, weer tott des Heren genaede“ 77 ). Nach 
dem Deichrecht für Salland von 1533 (art. 96) soll der 
Beschädiger der Häupter und Deiche „ant hoechste“ gestraft 
werden: „Ende nergentz in giene plaetzen ofte steden deser 
Landtschappen vielichejt genieten“. Zweifellos stand die Kom¬ 
petenz hierzu aber nicht dem Deichgrafen und den hohen Heem¬ 
raden zu, da es sonst besonders hätte gesagt werden müssen 78 ). 

Im Zusammenhang hiermit mag auch der geringen eigenen 
Gerichtsbarkeit der besonderen Deichgerichte in den Vijf- 

7T> ) Keurboek van den Dijek ’sLands van Arkel v. 1456 art. 15—18; 
nur art. 15 und IG (Beleidigungen und Bedrohungen der Heemraden) 
enthalten eine bestimmte Busse von 17 Pfund. Siehe aber die Urkunde 
v. 12^4 unten Anm. SB. 

• r >a) Vgl. D.-O. Karls V. von L515/1G art. VII-IX. 

7(i ) Vgl. hierzu art. 31, 34, 32, 35, 26. 29 

71 ) Nach dem Manuskript Beekmans lautet der Artikel aller¬ 
dings „tott des Heemraden ghenaedo“ (angeführt S. 4SI). Allein gerade 
diese Lesart dürfte unrichtig sein. Waren die Heemraden zuständig 
gewesen, so wäre es anders ausgedrückt worden. 

TS ) Richtig B e e k m a n S. 421 
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deelen des westerlauwerschen Prieslands gedacht werden. 
Nach der Deichordnung von 1547 (art. 17) können Deichgraf 
und Deputierte denjenigen, der Balken und Pfähle vom 
Deich fortbringt, nicht selbst richten, sondern müssen ihn 
zur Aburteilung an den Hof schicken 79 ). Nach dem Deich¬ 
recht für den D u f f e 1 (Geldern und Kleve) von 1364 richten 
Deichgraf und Heemraden über geringere Schaufriedens- 
brüche, aber wer den Deich durchsticht, „die verloor lijff 
ende goed'tot des heren genade“. 

Merkwürdig umfassend war dagegen die Friedensgerichts- 
barkeit, welche Deichgraf und Heemraden nach der Deich¬ 
ordnung für den Lekdeich boven Dams von 1533 (art. 4) 
besassen: 

„Süllen kennisse neemen en wysen in alle sanken op 
den dijk vallende, zy van dieften van hout, rys aldaer 
gestolen, of andere berovinge van den dijk aldaer gebeurende, 
van injurien, vechten. of andere mesuren, de daar han¬ 
gende de schouwdagen of legerdagen mogten gebeureir* 80 ). 

Auffallend ist die Ähnlichkeit dieser Vorschrift mit der 
früher erwähnten Bestimmung der Handveste für den Meern- 
deich. 81 ) 

Eine geringere Friedensgerichtsbarkeit, als sie im all¬ 
gemeinen den über grosse Samtverbände gesetzten höheren 
Deichgerichten zustand, kam in der Regel den kleineren 
deichrechtlichen Sondergerichten in den einzelnen nieder¬ 
ländischen Ambachten und Dörfern zu. 8 *) Ihre Friedens¬ 
gerichtsbarkeit umfasste nur kleinere Beschädigungen der 

7Ö ) Siehe noch die Ordnung von 15*7 art. 33, art. 34 (Hehler) und 
Beek m a n S. 413. 

80 ) Ebenso art. VII der D.-O. von 1537, Die früheren D.-O. kennen 
nicht diese weitgehende Zuständigkeit. — Auch die D.-O. für den Lek¬ 
deich beneden Dams enthalten nicht diese umfassende Gerichtsgewalt 
(die Vorschrift der D.-O. von 1454 art. XVil enthält eine Vollstreckungs¬ 
massnahme gegen denjenigen, der seine Deichpflicht nicht ei füllt). — 
Über die Personalfriedensgerichtsbarkeit bei Schautagen vgl. noch D.-O. 
von 1454 art. XX. 

8! ) Siehe oben S. 407. 

sl ) Über die Siel- und Deichrichter in den Ommelandcn ist schon 
oben S. 400 gesprochen. 
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ihnen unterstellten Anlagen und geringere Verletzungen des 
Personen- und Versammlungsfriedens. 83 ) 

3. Die besonderen Deichgerichte haben vielfach auch 
eine Strafgerichtsbarkeit bei besonderen Amtsvergehen 
der Deichbeamten. Es handelt sich z. B. um Vernach¬ 
lässigung der Schaupflicht 84 ) und der sonstigen Deich- oder 
Sielaufsicht, oder um Säumnis bei Einsammlung der Geld¬ 
beiträge, der Rechnungslegung, oder um Unterschlagung, 
Parteilichkeit, KompetenzUberschreitung. 8r ’) Zuständig waren 
niedere oder höhere Deichgerichte. Den höheren Deich¬ 
oder Sielgerichten stand oft die Strafgerichtsbarkeit über 
die Beamten der unteren Deichgerichte oder Teilverbände 
zu. So richten später in Holland die hohen Heemraden Uber 
Amtsvergehen der niederen Heemraden. 86 ) So sind in den 
Ommelanden die Scheppergerichte zuständig für Amtsdelikte 
der Sielrichter 87 ), und der Waarmänner (d. h. der Sielmeister 

M ) Es handelte sich hier um Sondergerichte, die ihr Gepräge nach 
Massgabe der niederen landrechtlichen Gewalt, von der sie abgezweigt 
oder der sie nachgebildet wurden, erhielten. Vgl. Beekman S. 422. 
Insbesondere stand diesen Sondergerichten nicht das Richten über Tot¬ 
schlag und Durchstechen der Deiche zu. Vgl. Bergli II, 498 (a. 1284). 
Hier wird zwar ein hohes Heemradenkollegium errichtet, aber es schaut 
in jeder Ambacht mit dem Schulzen für sich; daher hat es nicht die 
hohe Gerichtsbarkeit „worden die dijkeren rechtende op den dijek, dat 
sei die rechter berechten des die hoeffslach is, zonder van doetslaege.“ 
Mit Recht wird von Beekman hieraus das Fehlen einer solchen für 
die Ambachtsheemraden abgeleitet. Auch aus den Vergabungsurkundon 
zwecks Eindeichung ergibt sich die geringere Kompetenz der niederen, 
besonderen Deichgerichte. Vgl. z B. Mieris IV, 166 (a. 1410) und 
Bd. I. S. 135. Charakteristisch ist schliesslich, dass über schwere Friedens¬ 
brüche an den Niederheemraden der Graf richtet. Vgl. Bergli II, 1066 
(a. 1299): „Dat wy den heemraders van den bedryven van den dycken 
en van den watergangen van den bailliuschappen tuschen schie ende 
Goude hebbende genomen op onse geleyden, ende waert saecke, dat hem 
hier boven iinant eenige dingen dede anders dan’t goeden, dat souden 
wy houden aen sijn lijf en aen sijn goet.“ Schulz und Niederheemraden 
in Südholland erscheinen allerdings auch als niederes Landgericht. Vgl. 
Beekman S. 758 u. 763 Siehe noch unten § 7. 

84 ) Vgl. oben S.366. 85 ) Siehe unten Anm. 37. - 5 ) Fruina. a 0. S. 222. 

87 ) Vgl. Sielrecht der drei Delfsiele von 1317 § 3 (Fortbleiben von 
.Zusammenkünften), Adewarter Sielbrief von 1382 § 4 (Rechnungslegung), 
Winsumer Sielbrief von 1464 art. 34 (Schaupflicht). Vor allem art. 40: 
,,()fte daer yenieh zijlvester allsoe siede oIVte versumijeh were, die schot 
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oder besonderer Aufseher bei gemeinen Werken); 88 ) sie ur¬ 
teilen auch bei Säumnis von Scheppern. 89 ) — In den ein¬ 
zelnen Gegenden war der Umfang der in Frage stehenden 
Gerichtsbarkeit der besonderen Deichgerichte sehr ver¬ 
schieden. Am umfassendsten war er in den freien Omme- 
landen. Anderswo zeigen sich mehr oder weniger Ergänzungen 
durch Gemeinde- und Landgerichte, durch herrschaftliche 
Gerichte und durch die landesherrliche Gerichtsbarkeit. 90 ) 

gadderde bueten de weten der anderen zijlrechteren ofte meer dan hem 
boerde to gaederen oftte dathie schot undersloege off dath hie summyge 
van der meente, die landt under synen edt hadden, van dien meyne 
werke lete tho hues blyven unde daer geldt voer neme thot sijn bäte, 

unde ander luede van der meente uutkhede mijdt Unrechte,. 

soe sali hie twie alzoevole verboert hebben als men bewysen mach dien 
rechter to broeke, die dat uuthrechten, unde alzoevel tho desgenen 
behoef, den hie dath qffgenoemen heflft mijt Unrechte.“ art. 42 (Kompetenz- 
Überschreitung). Sielrecht für Oierdum (16. Jahrh.) art. 33, überein¬ 
stimmend mit art. 40 des Winsumer Sielbriefs v. 1464. Sielrecht für Oster- 
vredewolt von 1425, art. 41. Sielrecht für Westervredewolt von 1425, 
art. 36, 37 (Schaupflicht, Pflicht zur Erhebung der Beiträge), art. 41 f.: 
„Ofte de rechter versumede ende solven neet toe warcke genge, ende 
de gan9ae landen ofte een deel van de landen daer schade van schede, 
dat solde he met synen guede ofte met synen ses sibbeaten guede ofte 
hijt neet en hadde toe betalen vergueden. Ende voer elcken manne dre 
penningen Engels een olde marck voer em solves*. Hier hat der Siel¬ 
richter gleichzeitig die Aufgaben des Waarmanns zu erfüllen. Vgl. 
Anm. 88. — Zuständig waren entweder das Gericht des obersten Scheppers 
oder das einfache Gericht des Scheppers. 

88 ) Zur Kennzeichnung dieser beiden verschiedenen Ämter wurde 
der Ausdruck „waarmann* verwendet. Siehe Beekman unter dem 
angegebenen Wort. Betreffs der Pflichten des Sielmeisters siehe den Eid 
in der Verordnung der drei Delfsiele von 1504 (,Versl. en Mededeel.“ 
IV, S. 180) art. 10. —- Über die Aufseher der gemeinen Werke und ihre 
Amtsvergehen siehe Sielrecht für Ostervredewolt von 1425 art. 23, 24 
(Versäumung und Vernachlässigung des gemeinen Werkes). Winsumer 
Sielbrief von 1464 art. 43, 45. Sielrecht für Oterdum (16. Jahrh.) art. 36, 
38. Der „Waarmann 4 * stand vielfach über den gewöhnlichen Sielrichtern. 
Vgl. aber noch Anm. 87 am Ende. 

89 ) Vgl. Confoederatiebrief der drei Zijlvestenijen von 1531 („Versl. 
en Mededeel." IV. S. 183): Strafe des säumigen Scheppers. 

or ) Beispiele: Nach ostfriesischem Deichrecht urteilt die Gemeinde 
über den parteiischen Deichrichter. Siehe altes ostfriesisches Deichrecht, 
§ 23. — Die hohen Heemraden in Holland unterstanden der landes¬ 
herrlichen Strafgewalt. — Cber die Deichrichter in Nordstrand richtet 
wegen Amtsvergehen das Landgericht. Vgl. Spadelandsrecht art. XIII: 
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4. Die besonderen Deicbgerichte entscheiden ferner die 
verschiedensten sonstigen Streitigkeiten, bei denen 
ein Zusammenhang mit dem Deich und seinem Zu¬ 
behör gegeben war. 

Es gehören hierher insbesondere Streitigkeiten der Deich¬ 
genossen oder der Teilverbände unter einander über Deich- 
pflichtigkeit 91 } und Deicherde M ), Klagen wegen,, Deichschulden“ 
d. h. Klagen auf Zahlung des Deicharbeitslohnes oder des 
gelieferten Materials 9S ), Schadensersatzklagen insbesondere 
wegen Beschädigung durch einen Deichfriedensbruch, 94 ) 
Streitigkeiten zwischen Vorpflichtigen und Hauptpflichtigen, 
Zwistigkeiten der unteren Deichbeamten unter einander. 


„So aber unter den Teich-Richtern einer oder mehr befunden, die aus 
Nachlässigkeit ihrem Ampte nicht treulich vorstehen und durch ihre 
Versäumnis dem Koge Schaden wiederführe und begegnete, desselben 
Güter sollen an I. F. Gnaden verbrochen seyn und er als ein Meineydiger 
gestraffet werden“. Hierzu Note Heimreichs „Wie die 24 anno 1534 vom 
Staller seynd beschuldiget worden, dass sie umb des Wehle9 willen in 

Wjsterwald nicht einst seyn aus der Thüren geritten.da seynd 

sie neben denen, so die Wehle einlaufen lassen, in M. H. Gnade gefallet 
worden“. 

y ') Vgl. unten § 7 VII. 

° 2 ) M i e r i s III, 401. Siehe auch Anm. 93. 

9S ) Vgl. insbesondere Verordnung für das Norderquartier Hollan is 
von 1534 („Versl. en Mededeel.“ B. I. S. 42 ff.) art. 21: „So daghelycx 
grooter dachten vallen van de arme luyden, die den dijk aennemen te 
maken soo uut sake, dat zy van huere dijcloon aertghelt schulde van 
rechte wier riedt ende ander Stoff die men an den dijek behoeft als 
anders niet ghecommen connen tot betalinghe, midts dat op de dijeken 
niet dan driemaei of viermael ’s jaers recht en is, daer duer die luyden 
die an de dijckplechtighe teil achteren zijn, huer gelt langhe moeten 
ontberen, soo zy van dyckssch ulden nerghen9 rechte moghen 
spreecken dan voor die dijegrave ende heemraden van den dijek daerof 
die schult spruyt, soo aal voortaen een yeghelick recht mögen spreken, 
soo dickwils ende tot alle tyden als’t hem belieft, dat hem de dijek- 
grave altijt schuldich sal wesen te doen, des sal dieghene die in on- 
gelick valt de costen ghelden.“ Siehe ferner neueres Deichrecht für 
Humsterland von 1562 art. 20; „Ende ist van dijckloen, van wegen, tillen 
ofte sloeten, daer dat dijkreeht oeck een doem van wyset, daer mach 
dat dijek recht van elcke part to doeinbier nemen vier st.* 

94 ) Die Schadensersatzklage kann hier vielfach mit der Strafklage 
Zusammengehen oder in ihr enthalten sein. 
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Streitigkeiten zwischen Deichgenossen und Deichbeamten 95 ) 90 ). 
Viele dieser Streitigkeiten gehen in einem Straf- und Zwangs¬ 
verfahren, oder in dem Beschwerde- oder Berufungsverfahren 
auf und lassen sich nicht stets scharf von ihnen trennen. 
So gehört z. B. die Behandlung des Deichstiickes, das unter 
zwei Deichgenossen „streitig“ ist, 97 ) meist in das Straf- und 
Zwangsverfahren. Doch spielt sich ein solcher Streit auch 
in der Form eines selbständigen Prozesses zwischen den 
beiden Deichgenossen ab. Der technische Ausdruck ist, dass 
jemand seine „Deiche von sich auf einen anderen bringen“, 
dass er den Deich einem anderen „inbrengen“ will. Man 
kann hier von einer Feststellungsklage sprechen, die dahin 
geht, dass nicht dem Kläger, sondern dem Beklagten der 
Deiche zukomme. 

Eine solche Klage liegt vor bei dem Bremer Deich¬ 
gericht von 1568. Auch das Humsterländer Deichrecht von 
1562 (art. 11) kennt sie: 

„Wie in’t besit des Dyckes is geweest, en die Dyck to 
brooken is, will hy yemant den Dyck inbrengen, ofte 
anders van den handt brengen, soo sal den besitter eerst to 
vullen Dyck den Dyck maecken ende weerdt ook . . . datter 
yemand waer, die meende, dat hy Dycken hadde offte mae- 
ckede, die hem niet toe en hoorden, die sal die Dycken 
binnen een jaar ofte twee van der hand mit rechte brengen, 
ofte hy sal euwelyck in’t besitt des Dyckes blyven.“ 98 )") 

5. Die höheren besonderen Deichgerichte sind viel¬ 
fach zuständig in Bezug auf Entscheidung von Beschwerden 
und Berufungen, die von den unteren Gerichten an sie 
gebracht werden. 100 ) 

fi5 ) Vgl. Pruin a. a. 0. 

9Ä ) Auch Streitigkeiten über Deichteilungeil können hierher gehören. 
Doch wird der Anspruch auf Teilung vielfach in einem eigenen Ver- 
waltungsverfabren nicht streitiger Natur durchgesetzt. Vgl. unten § 8. 

97 ) Siehe hierüber unten § 7. 

9 *) Vgl. auch art. 6. 

") Hierher gehört auch Deichbrief für Lopickerwaard von 1454 
art. 21: „WVr't dat die luyden die tegens den anderen dingplichtig 
worde om eenig stuck dycks, daar van en sal’t gemene Land genen 
cost hebben, mer die cost sullen gelden die gene, die in den onrechten 
valien, dair veor die Dykgrave borge nemen sal.* 

10 °) Siehe unten § 9. 
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6. In niederländischen Verbänden finden wir zu¬ 
sammenfassende Formeln filr die Zuständigkeit der be¬ 
sonderen Deichgerichte. So heisst es z. B., dass vor das 
Deichgericht gehören »alle Sachen, die das Deichrecht an- 
rühren* 101 ) oder: „Niemand soll das Deichgericht anhalten 
auf dem Deich, als von Sachen, die dem Deich ankleben.*- 102 ) 
Hier ist allerdings an die gesamte Zuständigkeit der Deich¬ 
gerichte zu denken. 103 ) 

7. Die Zuständigkeit der besonderen Deichgerichte wird 
nach dem Gesagten im Grunde genommen von einem 
objektiven Prinzip beherrscht. Vor die Deichgericbte 
gehören Deichsachen. 

Hieraus folgt, daß die besonderen Deichgerichte gleich- 
mässig für alle Personenklassen zuständig sind: 
Der höhere Stand gibt keine Exemtion 1034 ). Dies entspricht 
dem Grundsatz, dass die Deichpflicht ohne Rücksicht auf 
Rang und Stand auferlegt wird; 104 ) es wird aber auch auf 
andere Deichsachen erstreckt. Freilich gibt es z. T. privi¬ 
legierte Genossen, für welche besondere Verfahrensgrund¬ 
sätze galten 105 ), und der Stand des Einzelnen wird im 
materiellen Deichrecht vielfach beachtet. 106 ) 

In Bezug auf den Personenkreis aber, der für die 
Deichgerichtsbarkeit in Betracht kam, mag noch Folgendes 
hervorgehoben werden. Die Straf- und Zwangsgewalt in 
Bezug auf die Erfüllung der Deichpflicht ergreift alle Kabel¬ 
pflichtigen, alle zu Gemeinlasteu Verpflichteten, ferner die 
durch Arbeitsverträge und durch Zwang in sonstiger Weise 
zum Deichbau zugezogenen Personen. In Bezug auf Friedens- 

101 ) Micris IV, 145 (a. 1410): „Dat men alle saken, die roeren 
moghen van den dyckrocht, berechlen sal bi den Dycgraven ende 
Gezworen.“ 

10Z ) Deichbrief für Lopickerwaard von 1454 art. 22. 

103 ) Also auch auf die reine Verwaltungstätigkeit. Dagegen bezieht 
eicli die Formulierung, dass da9 Deichgericht alles zu richten hat, „was 
auf dem Deich vorfällt“ (siehe obcnS 411) auf die Friedensgerichtsbarkeit. 

ioa a ) Deichrecht für Vollenhove (1354—1387) art. 66: Unser Herr soll 
dulden dass „men op sijne bysteren dijken rijilet als een ander.“ 

104 ) Vgl. oben S. 149, 190, 211, 231, 243. 

105 } Insbesondere gibt es Privilegien der Städter. Siehe unten III. 7. 

10 «) Vgl. oben S. 77, 131 ff., 190 ff 
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brüche war das besondere Deichgericht vielfach zuständig, 
von wem auch immer der Friedensbruch ausgegangen war, 
also auch wenn Fremde, die in keiner Beziehung zum Deich 
und der Deicharbeit standen, die Verletzung begangen 
hatten 107 ). Insoweit in den persönlichen Friedensschutz auch 
Fremde z. B. Kaufleute 108 ) eingeschlossen waren, konnten 
diese wegen Friedensverletzung ebenfalls vor dem Deich¬ 
gericht Recht nehmen 109 ). 

8. In einigen deutschen Gebieten begegnet uns eine 
Zuständigkeit der besonderen Deichgerichte in Bezug auf 
Sachen, die mit dem Deich wesen in keinem Zusammen¬ 
hänge stehen. Es handelt sich um Wursten und Keh- 
dingen. In Wursten sind die Deichgeschworenen auch 
Aufsichtsbeamte über Maß und Gewicht, Uber Sonntags¬ 
ruhe, über Brot-, Bier- und Branntweinpreise. Sie erlassen 
die erforderlichen Verfügungen und erkennen auf Strafen 

107 ) Daher öfters die Betonung, dass das Deichgericht zuständig ist 
gegen jeden Friedensstörer, „wer es auch sei“, er wohne „binnen oder 
buten der Schau.“ Vgl. z. B. die Urkunde für Woerden von 1339 (oben 
Anm. 61), die Urkunde für Rijnland von 1427 (oben Anm. 58). Im übrigen 
wurde gegen Störungen Dritter seitens des Deichverbandes nach aussen 
mit gesamter Hand vorgegangen. Vgl. Bd. I S. 296 Anm. 27. Dabei 
findet sich eine Gesamthaftung des Verbandes dem verletzten Genossen 
gegenüber, dem der Verband nicht zu seinem Recht verhelfen konnte. 
Vgl. Adewerter Sielbrief von 1382 § 13: „Voert meer dat enich man buten 
onser zijlvesteno enighen persone van onsen ziilvestene voer screven mis- 
hande’de in enigher hande wiis, wanneer de ziilvestene tezamen siin, 
dat seilen wy elc den anderen helpen keren met onser macht, bynnen 
dren maenden na der claghe. Ende waert sake dat wy den claghere nyet 
enhelpen als v. is # so seilen wy met der mener ziilvestene den claghere 
syne schade belegghen.“ Sielrecht für Ostervredewolt von 1425 
art. 13, 14. Es ist klar, dass sich auf dieser Grundlage eine Zuständigkeit 
des Sielgerichtes entwickeln konnte, also Ladung vor das Siel¬ 
gericht usw. 

108 ) Vergl. Sander Deichsatzungen von 1317 § 10: „Praeterea est 
adiectum quod athemanni discuterent, si quid mali fieret inter nautas 
et mercatores ad aquaeductum Sandensium advenientes et nostrae terrae 
cohabitatores“. Eine noch weitergehende Zuständigkeit für Prozesse 
der Kaufleute, die zu Schiff kamen, ergiebt der Winsumer Sielbrief von 
1464 art. 18 ff. 

109 ) Dagegen war wohl bei Verletzungen desjenigen, der den Deich 
als Weg benutzte, das besondere Deichgericht nicht zuständig. 

J. v. Gierke, Geschichte des deutschen Deichrechts II. 27 
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gegen die Übertreter 110 ). In Keildingen besassen die be¬ 
sonderen Deichgerichte nicht allein eine Strafgerichtsbarkeit 
in Bezug auf Masse, Ellen und Gewichte, sondern waren 
auch zuständig , wegen streitiger Grentzen oder Scheidung 
unter den Benachbarten, Servituten, Zehenden, Viehschadens 
und Schlittens, Hauer, Grundhauer, Pacht, Liedlohn, Arbeits¬ 
lohn, verzehrtes Kostgeld und Biergeld in Wirtshäusern“. 111 ) 

III. Die Ausübung der Gerichtsbarkeit durch 
die besonderen Deichgerichte. Die Gerichtsbarkeit 
wird entweder auf Schauungen oder auf Gerichts- 
versammlungen ausgeprägt ruhenden Charakters 
oder in anderer Weise (z. B. bei Pfandnahmen, bei 
Deicharbeiten) ausgeübt. Wir befassen uns nur mit den 
Schaugerichten und ruhenden Deichgerichten 
und legen dabei, da Uber die Schauungen schon ausführlich 
gesprochen ist, den Schwerpunkt auf die ruhenden Deich¬ 
gerichte- 

1. Die Gerichtszeit. Wir haben früher gesehen, 
zu welchen Zeiten die Schauungen abgehalten wurden. 
Es bedarf nur noch einer Betrachtung der ruhenden be¬ 
sonderen Deichgerichte. Bei ihnen kann man unterscheiden: 

a) Die herkömmlichen oder gewöhnlichen 
Deichgerichte. Mit der Vermehrung der Deichsachen, die 
nicht für eine Erledigung im Umherziehen passten, und mit 
der Abschichtung richtiger Deichgenossenschaften im engeren 
Sinn entstehen regelmässige ruhende besondere 
Deichgerichte ausserhalb der Schaugerichte. 
Sie werden dann vielfach der Zahl nach fixiert und auf 
mehr oder weniger bestimmte Zeiten satzungsgemäss fest¬ 
gelegt. Sie erscheinen dabei in einer dreifachen Gestalt. 
Entweder sind sie Anhängsel von Hauptschauungen 
oder Anhängsel der regelrechten Landgerichte 
oder ganz selbständige Deichgerichte. Als Anhängsel 
von Hauptschauungen erscheinen sie in der Weise, dass 

1,# ) Vgl. Deichrecht des Alten Landes Wursten art. 6, den »Teich- 
geschworenen Eyd“, die Instruktion art. 13, 14, 20. Siehe auch bereits 
Bd. I S. 190. 

1U ) D.-O. für die Herzogtümer Bremen und Verden von 1692 Cap. X 
§ 4 (»von Alters her“). Die zitierte Stelle ist von der D.-O. entnommen 
aus Hackmann S. 484. 
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entweder sofort nach der Hauptschauung oder doch am 
Tage der Hauptschauung das abgesonderte Deichgericht 
tagt. Der Hauptschautag ist der ordentliche Gerichtstag 
des Schaugerichts und des ruhenden Deichgerichts. Dies 
war namentlich in den Niederlanden verbreitet. 119 ) Als 
Anhängsel der gewöhnlichen Landgerichte finden wir ge¬ 
wöhnliche ruhende Deichgerichte in deutschen Gebieten. 
Besonders wertvoll ist das Deichrecht der Altendorfer 
Schaumig. 118 ) Nach ihm gibt es ein regelrechtes, von den 
Hauptschauungen gesondertes, ruhendes Deichgericht. Es 
schliesst sich unmittelbar an das gewöhnliche Land¬ 
gericht im Winter an. 114 ) Kurze Zeit vorher hatte die 
allgemeine Schauung stattgefunden, auf welcher die Deich- 
wroege vorläufig festgesetzt werden. 115 ) Auch sprachlich 


1l *) Siehe D.-O. für Putten von 1615/16 art. I u. II: Deichgraf und 
Heemraden sollen 5 Vergaderinge machen, um zu schauen und jeglichem 
Recht zu tun in allen Sachen, die vor sie gehören. Deichbrief für den 
Lekdeich boven Dams von 1493: „Dat men van deser tijt voirt nyemant 
wtsteken en sal dan op schouwdagen, en dat sali geschien in 
tegenwoordicheyt der gemeene Heemraden, die dair op den schouwdach 
zyn“ (über „uitsteken* in dem Sinn von gerichtlich verfolgen wegen einer 
Schuld siehe Beekman S. 1584). Vgl. ferner Beekman S. 419: „Ge- 
wone rechtdagen moesten in den regel binnen de schouwdagen vallen® 
und die dortigen Belege. (Eine weitgehende Abspaltung zeigt sich in 
späterer Zeit, wenn am Schaut*g die Gerichtssitzung in einer Stadt 
stattfindet). Vgl. übrigens auch D.-O. der Herzogtümer Bremen und 
Verden von 1692 Cap. X § 1. 

na) Vg] Hahn S. 41 ff., dessen Darstellung aber vielfach der Be¬ 
richtigung bedarf. 

U4 ) Deichrecht der Altendorfer Schauung XXVI 24, XXVII 1 ff: 
„Und wo nicht sonderliche noth und vahr dem lande oder Kirchspiel ver¬ 
banden is, so wert des jahrs men ein mahl dieckrecht geholten .... 
Na geholdenem landrechte werth aldar geholden das greffing oder 
dieckrecht*. Das Deichgericht fand 14 Tage oder 6 Wochen nach dem 
Botting statt XIII 18 ff. Dieses wurde am 9. Oktober in Stade abgehalten 
XXV 19. — Hahn a. a. 0. scheidet nicht genügend dieses echte Deich¬ 
gericht von den übrigen Deichgerichten; die von ihm erwähnten Sommer- 
Deichgerichte sind ganz aussergewöhnliche Gerichte. Ganz schief ist 
die Bemerkung, dass auch erst Deichgericht und dann Landgericht ge¬ 
halten werden kann. Es handelt sich in XXXIV 1 ff. um ein Land¬ 
gericht, das geraume Zeit nach einem aussergewöhnlichen Deichgericht 
statt fand. 

115 ) Vgl. unten S. 428. 

07* 
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wird im Altendorfer Deichrecht die Deichschauung scharf 
von den Deichgerichten geschieden. Im Alten Lande fanden 
ebenfalls offenbar echte besondere Deichgerichte als Anhängsel 
der Landgerichte statt. 114 ) Auf ein ruhendes Deichgericht, 
das in keiner Gefolgschaft zur Schauung, wahrscheinlich 
aber in einer Gefolgschaft zum echten Landgericht steht, 
weisen auch die „Hegeformeln des Raaer Land- und Deich- 
rechts.“ 117 ) 118 ) Dies Herauswachsen von besonderen ruhenden 
Deichgerichten aus den Landgerichten zeigt deutlich die 
ursprüngliche Identität, von Deichgericht und Landgericht, 
Deichverband und Gemeindeverband. Anderswo, wie im 
Hammerbrok, bleibt die Identität bestehen, aber das Land¬ 
gericht ist derart in den Bannkreis des Deichwesens ein¬ 
bezogen, dass es als „Dykding“ bezeichnet wird. 119 ) Dagegen 
tragen den Charakter von ganz selbständigen Deich¬ 
gerichten einige regelrechte ruhende Deichgerichte in nieder¬ 
ländischen Quellen. Sie zeigen also eine Emanzipation von 
den Schauungen und eine völlige, durch eigenes straffes 
Deichverbandsleben hervorgerufene Emanzipation von den 
gewöhnlichen Gerichten. Doch können sie mit Sielgerichten 
zusammenfallen. So werden in der Handveste für Drechter- 
land von 1401 120 ) jährlich zwei Deichgerichte ausserhalb der 
Hauptschautage angeordnet: „Soo sal die Dijckgrave sijn 
Dijckrecht van Drechterland houden in Westwoud op't 
Broecks onder de huysinge Symon Arentsz, daer hy nu 
heeft ende anders nergens, gelijckerwijs of die Dijckgrave 

i| «) Vgl. die Bd. I S. 31 erwähnten Fluchturteile. 

*") Bd. I S. 44. 

118 ) Dies zeigt der Inhalt der Hegungeformeln. In ihnen wird 
auch des Schauens und Pfäudens gedacht. Wenn Detlefsen a. a. 0. 

I S. 342 infolgedessen meint, dass zwischen § 9 und § 10 eine grössere 
L&cke anzunehmen sei, und mit § 9 die Hegung des Deichgerichts ge¬ 
schlossen habe, so ist hierbei übersehen, dass schon in § 9 von dem 
Schauen die Rede ist. M. E. liegt die Sache so, dass bei der Hegung 
des Deichgerichts auch gleich der später folgenden Schauung und 
Pfändung gedacht wurde. Es schloss sich an das Deichgericht eine 
Strafschauung an. Vgl. auch die Artikel der Gemeinde Riparahein 
(oben S. 275), nach welchen das Deichgericht im Frühjahr tagt, so dass 
sich offenbar an dieses eine Strafschau angeschlossen haben wird. 

119 ) So im Hammerbrok vgl. Bd. I. S. 195. 

5 *°) Bd. I Einl. § 4b Anm. 529. 
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sijn schouwe daer hadde als hy plagh te hebben ende dit 
Dijckrecht sal hy houden tot twee tyden binnen den jare 
dat is te weten de eerste tijdt binnen die weke na S. Lam¬ 
berts dagh, ende die ander tyt binnen die weke na S. Maertens 
dagh in de Winter.“ 1 * 1 ) Nach der Handveste fUr die Hoog- 
wouderambacht von 1401 12 *) gibt es vier ordentliche ab¬ 
geschichtete Deichgerichte: „Soo en sal de Dijckgrave sijn 
Dijckrecht houden tot Lamm erschlage op den Dycke en 
anders nergens tot vier tyden van den Jaren“ und zwar 
die erste Woche nach Ostern, nach Johannestag, nach 
St. Martenstag im Winter und St. Pontianstag (14. Januar). 
Hiermit stimmt überein, dass die Verordnung für das Norder¬ 
quartier von 1534 von drei oder vier Rechtstagen im Jahr 
spricht. 123 ) In dem Deichverband der Gemeinde Riparahem 
gab es einen eigenen regelmässigen Deichgerichtstag, der 
von der Schauung getrennt war; es heisst in ihren Artikeln 
von 1522: „Dat die Gemeensluyden van R. den eersten dach 
Mey des jaers geholden sullen syn te comen ende te com- 
pareren te Gr. op het Kerkhoff, ende sullen’t recht van alle 
voorvallende saeken ende questien den dyck v. concer- 
nerende aldaer by’t hoff holden ende decideren.“ Auch in 
den Groninger Ommelanden gab es regelrechte „Warffen“, 
die mit den Schauungen nicht zusammen fielen. 1 * 4 ) 1 * 5 ) Was 

121 ) Es handelt sich hier um keine Schautage, wie aus G. de Vries 
S. *J75 geschlossen werden darf. 

3 * 2 ) Mioris IV, 757. 

,2a ) Siehe oben Anm. 93. 

ll4 ) Am Deutlichsten ausgedrückt in dem Sielrecht der drei Delfsieie 
von 1317 § 13 in Bezug auf den grossen Samtverband: „Iudices horum 
aqueductuum dominica post Jacobi, dominica post Gregorii et ipso die 
Walburgis communem cetum in Delfsilum habebunt, sub pena unius 
marce sterlingorum, nisi necessitatis causa venire quis non poterit; et 
qui non venerunt, suam innocentiam defendant iudicibus duobus“. Es 
handelt sich hier um Vollversammlungen, nicht bloss um Versammlungen 
der iudices. Vgl. O. Gierke „Genossenschaftsrecht“ I S. 614. Heck 
S. 367. Die Sielgerichte sind gleichzeitig Deichgerichte. — Ausser diesen 
grossen Versammlungen gab es Versammlungen in den grösseren und 
kleineren Teilverbänden. Siehe unten Anm. 126. 

125 ) Übrigens zeigt sich bei manchen der selbständigen Deichge¬ 
richte noch die Ahnung an einen gewissen Zusammenhang mit der 
Schauung. Siehe die oben angeführte Handveste für Drechterland von 
14ol: „Gelijckerwijs of die Dijckgrave sijn schouwe hy plagh te hebben*. 
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die Zuständigkeit der echten ruhenden Deichgerichte gegen¬ 
über den Schaugerichten anlangt, so ergab sie sich im 
Grunde genommen daraus, dass auf letzteren vornehmlich 
der Unterhaltungszwang ausgeübt wurde. Doch haben auch 
die ruhenden Deichgerichte es z. T. mit der endgültigen 
Festsetzung der Deichbrüche zu tun gehabt, wie dies das 
Altendorfer Deichrecht beweist. 125 *) 

b) Sonstige Deichgerichte. In manchen Ver¬ 
bänden wurden ruhende besondere Deichgerichte ganz nach 
Bedürfnis ausgelegt’* 6 ). Wo regelrechte ruhende Deichgerichte 
vorhanden waren, gab es aussergewöhnliche ruhende 
Deichgerichte in besonderen Fällen 127 ). In den Niederlanden 
finden sich Privilegien für Deichbeamte, dass sie zu allen 
Zeiten auch aussergewöhnliche Deichgerichte anberaumen 
könnten 128 ). Im allgemeinen zeigt sich aber hier die Tendenz, 
die aussergewöhnlichen Gerichte einzuschränken. Dies ge¬ 
schah in verschiedener Weise. Man verwies die Parteien 
ausschliesslich und die Deichbeamten nach Möglichkeit auf 
die gewöhnlichen Schauungen und Deichgerichte 12 *). Auch 
fixierte man die Zahl der normalen, aussergewöhnlichen 
ruhenden Gerichte 180 ). Seit dem lß. Jahrhundert konnten 

120 a) Deichrecht XIII 22 ff: „Auff den baden greffing (siehe oben 
Anm 2) gehoiren die teichwroge ein zu bringen wie teich und tarn me 
zusammen kommen sein*. 

li:6 ) So giebt es z. B. jedenfalls keine bestimmten Termine für die 
Versammlungen einer jeden der drei Sielvesten der drei Delfskle. Vgl. 
Sielrecht der drei Delfsielc von 1317 § 12. Hierzu oben Anm. 124. Auch 
die unteren Deichgerichte in Wursten wurden nach Bedürfnis zusammen¬ 
berufen. 

ia7 ) Die Zwecke konnten die allerverschiedensten sein, z. B. Ver- 
spatungsgerichte. Berufungsgerichte, Notgerichte. 

i 28 ) Privileg der Heomraden von Kijnland von 1413 (Mieris IV 248, 
Meylink 209): „Voort soo mächtigen wij onsen heemraet voors , dat sij 
heur inaelstadt van recht te houden sotten en loggen sullen mögen tot 
wat tijden ende steden dat nutte ende oirbaer duncken sal M . Siehe 
in Bezug auf den Krimpenrewaard unten Anm. 130. 

m ) Wegen der Parteien vgl. z. B. die Handveste für Drechterland 
von 1401 (oben S. 420), die Verordnung für das Norderquartier von 1534 
(oben Anm. 91); in Bezug auf die Deichbeamten kann das Privileg(!) 
von 1412» (Anm. 128) angeführt werden. 

18 °) Vgl in Bezug auf den Krimpenrewaard im 10. Jahrh. Beekman 
S. 08 ' ,2 dagen van achtingv“ ausser den Schautagen, darüber hinaus 
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die Parteien zwar jederzeit ausserordentliche Deichgerichte 
fordern, aber nur auf ihre Kosten' 31 ). 

2. Der Gerichtsort. Ein weitverbreiteter Grundsatz 
des mittelalterlichen niederländischen Deichrechts lautet: 
„Die Dyckgreve en mach nerge 11 t richten met 
den Heemraed dan opten dij ck“””*). Gerichtsort 
der besonderen Deichgerichte in Deichsachen war also grund¬ 
sätzlich der Deich. Dies war natürlich für die Schaugerichte, 
galt aber auch für die ruhenden Deichgerichte. Das „Richten“ 
bezieht sich übrigens nicht allein auf die Rechtsprechung, 
sondern auch auf Verwaltungsakte und die Rechtsetzung.’”) 

Ftir die herkömmlichen ruhenden Deichgerichte 
werden in vielen Quellen bestimmte Stellen auf dem Deich 
oder am Deich angegeben, wo das Gericht abgehalten werden 
sollte. 138 *). Anderswo war allgemein die Bestimmung der 

noch nach Ermessen des Deichgrafen). Siehe ferner den Akkord zwischen 
Kijnland und Leiden von 15:30 bei Beekman S. 420 (4 bis 5 normale 
aussergowohnliche Rechtstage, die der Deichgraf anberaumt, darüber 
hinaus auf Parteibegehren, siehe die folgende Anm.). 

,31 ) Vgl. die Verordnung für das Norderquartier von 1584 art. 17 
(oben Anm. 98), D.-O. für Putten von 1515/16 art. 2: Auf Begehren 

einer Partei Deichgericht auch ausserhalb der 5 gewöhnlichen Scl.au- 
und Deichgerichte aber auf deren Kosten (siehe oben Anm. 112). Siehe 
ferner den Akkord von 1580 (oben Anm. 180) und betreffs des Krimpenre- 
waards im 18. Jahrhundert B e e k m a n S. 58. 

ui«) Deichrecht für Salland (a. 1308) art. 80. Deichrecht für 
Mastenbroek (a. 1439) art. 39. Deichrecht für Zalk (a. 1431) art. 4G. 

Grundsatz wird daher auch etwas anders ausgedrückt in der 
Handveste für Amstelland von 1807 (Bd. 1. Einl. § 4b Anm. 498): Der Bischof 
bekundet, „dat men alle dycrechte opten soe-dyck plach te berechten 
ende nergens anders", und in Heusden in der Deichordnung beiOuden- 
lioven S. 2 )8: „Ende men sal geenrehande scouwen vorsten noch recht 
daer af hantooren nochte vorderen dan op desen dyck“. Vgl. noch 
Beekman S. 478. (Hier wird übrigens der art. 30 des Deichrechts 
für Salland nach handschriftlichem Besitz etwas anders wiedergegeben: 
„Die Dyckgreve en mach nyet richten dan met den Hecmraeden opten 
Dyck“. Man sieht, hier wird das Richten mit den Heemraden nicht 
als etwas Selbstverständliches ausgesprochen, sondern ebenfalls als Grund¬ 
satz formuliert). 

132 Vgl. die Handvesten für Drechterland und Hoogwouderambacht 
von 1401 (siehe oben S. 420 f.). ln Sielverbänden war es natürlich häutig 
der Siel. Vgl. Sielrecht der drei Delfsiele von 1317 § 13. 
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Deichstelle den Deichbeamten überlassen 1 “). Im übrigen 
war bei den Schau- und Gerichtstagen meist die streitige 
oder gefährdete Stelle des Deichs oder seines Zubehörs 
massgebend. Mitunter finden sich in den Niederlanden auch 
Ausnahmen von dem an die Spitze gestellten Grundsatz; 
so sehen wir, dass in der Gemeinde Riparahem das Deich¬ 
gericht auf dem Kirchhof tagte'“); auch hatten die Heem- 
raden von Rijnland seit 1413 das Privileg, ihre Deichgerichte 
anzusetzen an allen Stätten ,,ouer al in hoir bedrijue, soo 
waer sij willen“'“). In deutschen Quellen wird der erwähnte 
Grundsatz nicht besonders aufgestellt, doch galt er auch hier, 
insoweit nicht die ruhenden Deichgerichte unmittelbare An¬ 
hängsel des Landgerichts waren'”). Einen Hinweis auf den 
besonderen Gerichtsort des Deichgerichts überhaupt enthält 
das Deichrecht für die Bremer vier Gohe von 1449 art. 23: 
„Ock schal men older richte stede holden na older herkumpt: 
Sünder auer Sile, Dicke, Flethe, Damstraten mag men holden 
na olden seden“. Das bedeutet, dass ein besonderer 
Gerichtsort in Deichsachen in Betracht kommt, das ist der 
Deich. 

3 . Verkündung und Eröffnung. Über Verkün¬ 
dung und Eröffnung der Schauungen ist bereits früher 
gesprochen worden'* 7 ). 

Die ruhenden Deichgerichte wurden im all¬ 
gemeinen angekündigt; dies galt meist auch in Bezug auf 
die herkömmlichen Deicligerichte, da sie entweder nicht auf 

lM ) Mieris IV 145 (a. 1410): »Wat vonnesse die Dycgrave den 
Gezworen vermanen aullen . . die vornesse mögen die G. wisen ende 
Uten (ausziehn) opten dyck tot wat steden hem dat genoegen 
aal“ (Ileusden). 

184 ) Siehe oben S. 421. 

,#6 ) Siehe oben Anm. 12S. 

l88 ) Hier war dann die gewöhnliche Dingstätte auch die Stätte des 
echten „Deichgerichts“. Sie konnte zufällig in der Nähe des Deiches 
liegen. So war es in der Altendorfer Schauung; vgl. Deichrecht XXVI, 
18 ff: „Der richter im Altendorff heget dat landtrecht mit einen schepen 
op gewöhnlicher rechtstede by der Karcken thor Osten, genömet up dem 
DLippen, dar nu thor tidt dre crutze im diecke stahn, na gehegedem 
landtrecht behöret dem dieckgreven inOldendorpe up dieszer benömmeden 
rechtstede, upm Dubben. mit sinem dmckschworen tho hegen dat dieck- 
recht“. 

137 ) Siehe oben S. :>n5 ff. 
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ganz festen Terminen lagen oder doch nicht stets stattfanden, 
weil öfters etwas Deichrechtliches nicht zu erledigen sein 
mochte’* 3 ). Die Eröffnung der ruhenden Deichgerichte vollzog 
sich regelmässig durch eine Hegung. Die Hegungsformel 
musste natürlich anders lauten als die auf eine Schauung 
zugespitzte Hegungsformel. Ist doch die Schauung auf einen 
Umzug, ein Vorbeiziehen zugeschnitten, während das ausge¬ 
prägt ruhende Deichgericht an eine feste Stätte gebannt ist. 
Daraus ergibt sich auch, dass die Hegungsformeln des aus¬ 
geprägt ruhenden Deichgerichts noch mehr den Hegungs¬ 
formeln des gewöhnlichen Gerichts ähneln müssen als 
die Schauformeln.“ Man wird weiter hinzufügen können, 
dass dies am meisten der Pall sein wird bei den herkömm¬ 
lichen Deichgerichten auf der ordentlichen Gerichtsstätte. 
Während uns aus den Niederlanden keine besonderen Deich- 
gerichtshegungsformeln bekannt sind, sind uns aus deutschen 
Gebieten zwei überliefert, die eine für die Altendorfer 
Schauung 1 * 0 ), die andere für das Raaer Deichgericht“ 0 ). Beide 
stimmen stark überein 141 ). Beide enthalten einen Hegungs- 
ausspruch und ein Friedensgebot. Nach beiden wird zuerst 
vom Deichgrafen gefragt, ob es so hoch am Tage ist, dass 
das Deichgericht gehegt werden kann, nachdem es dem 
Rechte gemäss angesetzt worden ist 14 ’). Es ergeht dann 
der Hegungsausspruch, das Gericht wird dreimal gehegt. 
Dann folgt die Frage, was zu gebieten und zu verbieten sei; 


iss) Vgl. z. B. Handveste für Drechterland von 1401, für die Hoog- 
woudurambacht von 1401. Deichrecht der Altendorfer Schauung XXVII, 
11 ff: „Wen es vorhanden, dan der gantzen manheit de in de schowing 
gehören gelegen is, so behöret dem dieckgreffen und schwären, dat se 
de manheit dar hen gcbeden vor dom Dieckrecht tho erschienen, wen 
dat landrecht affgekündiget is oder werth“. Das Deichgericht heisst 
sogar „baden greffing*. Wo sich die ruhenden Deichgerichte an die 
Hauptschauung anschlossen, konnte natürlich die Ankündigung beider 
zusammen erfolgen. 

>») Deichrecht XXVII 24 ff. 

14 °) Siehe oben Anm. 117. 
m ) Detlefsen 8. 369 Anm. 1. 

,4 *) Altendorf: „Na dem mal mein gnedigster herr, dieckgreven 
undt schwären idt hier mit Recht gelecht und baden hebben“. Raaer 
Deichrecht: Nachdemmahie dar kündigt und baden ist, up desen Dag 
und des Landes noth erfordert und gewalt ick von dem Herrn hebbe“. 
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auf die Antwort hin erfolgt ein dreimaliges Priedensgebot. 
Dieses ist in der Altendorfer Schauung sehr einfach, der 
Deichgraf sagt: „So do ick also my tho rechte gefunden is, 
und vorbede allerley unrecht, recht gebeede ick aver dith 
gehegede dieckrecht thom ersten andern und thom drlidden 
mahl.“ Nach der Raaer Formel ist das Friedensgebot viel 
ausführlicher 14 *). Es lautet: 

„So doli ick also wy my tho rechte funden ist und bede 
und vorbede iu einem jedem (lies wohl „gehegeden“) Dieck¬ 
recht, thom ersten mahl tucht und Unlust heimliche acht'“) 
sonder schone 14 ’’), banckwege 148 ), böse Scheltwort, nemand des 
andern wort tho sprecken, nemand des andern stohl tho 
bekleden, he käme den vor dith gehegede Dieckrecht. und 
winne idt my aff mit Ördel und mit Orloff als my hier de 
schwären delet und findet, und wat ein recht Dieckrecht mit 
sich bringet, dith Dieckrecht nicht tho rühmen, he doh idt 
denn mit mynen willen, edder mit der schwären willen, edder 
he doh idt up syne eigene wedde.“ 

In Altendorf schliesst sich an das Friedensgebot die 
Aufforderung des Deichgrafen: „Und klegere eske ich vohr 
und well sonst tho warven hebben vorm dieckrecht de treden 
hervor.“ Die Raaer Formel enthält noch weitere Ausläufer. 
So fragt der Deichgraf, ob er nun richten kann, ob der 
dauernd Ungehorsame die höchte Wedde zahlen muss, ob 
der folgende Tag als Gerichtstag verwendet werden kann, 
weiter ob er als Deichgraf sich der Schwären bei der Schauung 

14?i ) Zu folgendem vgl. Detlefs on S. 34111'. Er bemerkt dort 
Anm. 3, dass er einige Erklärungen Herrn Professor P a p p c n h e i in 
verdankt. 

14 *) Hierüber aiehe auch B u r c h a r d a. a 0. 

14 ’’) Man wird der bei Detlefs« n angegebenen Erklärung folgen: 
sonder sone — Sondersühne (aussergerichtliche Sühne). 

14C ) Detlefs« n versucht liier eine eigene Erklärung. Er meint, 
es sei „blankwoge“ zu lesen, dieses sei gleich „bilunk — „bei entlang 0 , 
„nebenher“. Der Beklagte solle nicht ausserhalb des Gerichts auf Neben¬ 
wegen sein Hecht suchen. Diese Erklärung nimmt Detlefs en II, 
S. 4 DT auf den Ein wand hin, dass die Ausstossung des 1 unerklärlich 
sei, mit Hecht zurück. Hier wird dann auf das dänische „baenkebrev“, 
d. h. ein nicht in gehöriger Form verfasstes Dokument verwiesen. Mir 
scheint auch dies unzutreffend. M. E. ist an die Bank der Geschworenen 
zu denken; es wird verboten an sie, zu nah heranzugehen. 
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und der Pfändung bedienen 147 ) und einen Gast ins Ge¬ 
schworenengelage mitbringen darf. 148 ) Übrigens sind die 
Fragen in Altendorf an einen einzelnen Geschworenen ge¬ 
richtet, während nach der Raaer Formel die Gesamtheit der 
Geschworenen gefragt wird. Auf zweierlei ist schliesslich 
noch hinzuweisen. Die Raaer Formel zeigt uns, dass ein Gericht 
mit Bänken und Stühlen stattfindet. Das Altendorfer Deich¬ 
recht überliefert uns eine eigne Deichgerichtshegungsformel 
und eine eigene Schauhegungsformel. 149 ) 

4. Die Rechtsprechung im Allgemeinen. Die 
Rechtsprechung bei den besonderen Deichgerichten 
ist natürlich sehr verschieden ausgestaltet je nach deren 
Verfassung und der Gelegenheit ihrer Betätigung. Infolge¬ 
dessen kann es sich nur darum handeln auf die wichtigsten 
typischen Erscheinungen hinzuweisen. Dabei empfiehlt es 
sich, die Stellung der Gerichtsgemeinde und der 
Deichbeamten zu unterscheiden. 

Eine Beteiligung der Gerichtsgemeinde an der 
Rechtsprechung ist auf den Schauungen fast durchweg 
zurückgedrängt zu Gunsten der Deichbeamten. 1 * 0 ) Es ist eine 
Seltenheit, dass die Gerichtsgemeinde bei einer Strafschauung 
die entscheidende Rolle spielt, wie wir dies in der Alten¬ 
dorfer Schaumig kennen gelernt haben. 151 ) Anders stellt es 
bei der Rechtsprechung der ruhenden D e i c li g e r i c ht e. 
Hier finden wir in verschiedenen deutschen Verbänden ein 
starkes Hervortreten der Gerichtsgemeinde, während aller¬ 
dings in den niederländischen Gebieten das Deichbeamtentum 
auch hier dominiert. Zwei Arten von ruhenden Deich¬ 
gerichten erscheinen so vor allem als Vollgerichte, einmal 
die herkömmlichen und zweitens die feierlichen ausser- 
gewühnlichen Deichgerichte. Die rechtliche Stellung der 
Gerichtsgemeinde lässt sich im allgemeinen so kennzeichnen. 
Entweder bringt sie selbst ohne einen Urteilsvorschlag der 

147 ) Vgl. hierzu oben Amn. IIS. 

148 ) Siehe oben S. 387 Anm. 180. 

14d ) Siehe oben S. 374. 

ir '°) Siehe oben S. 308 ft‘. 

IM ) Siehe oben S. 359. Auch bleibt hier immer zu beachten, dass 
die endgültige Festsetzung der Teichvröge auf dem Deichgericht er¬ 
folgt. Siehe unten 
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Deichbeamten die Findung über den fraglichen Punkt durch 
den Mund eines (vom Richter gefragten) Gerichtsgenossen, 
der sich mit ihr beraten hat, ein, 15 *) oder sie hat das Recht 
der Folge zu einem Urteilsvorschlag der Deichbeamten, 18 *) 
schliesslich wird sie auch nur in bestimmten Fällen auf 
Aufforderung der Deichbeamten hin zugezogen, insbesondere 
dann, wenn diese des Rechtes nicht weise sind, und nun 
Rat und Recht bei der Gerichtsgemeinde holen. 1 ** 4 ) Die 
letztere Ausgestaltung finden wir bei den Deichgerichten in 
der Altendorfer Schauung. 164 ) Zu dem regelrechten Winter¬ 
deichgericht kommen der Deicbgraf von Altendorf mit seinen 
Schwären, der Deichgraf von Hüll mit'seinen Schwären nebst 
der ganzen Gerichtsgemeinde zusammen. Hier werden ins¬ 
besondere die .,Teichwröge“ der Schauungen eingebracht. 
Die Urteile für eine jede der drei Bauernschaften werden von 
den Deichgeschworenen der beiden andern Bauernschaften 
gesprochen. Dann aber heisst es: ,,De dieckschworen de 
dar schollen finden und ordelen de hogsten dieckwroge und 
wetent nicht, wo se recht vinden und ordlen, mögen se de 
menheit, in der burschop dar ver se ordlen schollen, in de 
acht binden und fordern, solches moth ehne von rechts wegen 
gestattet werden.“ Der Grund, warum es ihnen gestattet 
werden muss, ist der, dass sie in Busse fallen, wenn sie zu 
einem falschen Urteil kommen, das später verworfen wird. 1 **) 

lö2 ) Vgl. z. B. die Bremer Deichgerichte von 1568 und 1569 (Bd. I. 
Einl. § 4a Anm. 268), das lüneburgische Deichgericht von 1537/88 (a. a. O. 
Anm. 31). In Bezug auf Bremen siehe auchHeineken S. 188 u. 189. 
Es kann dabei im Einzelnen dahingestellt bleiben, in wie weit hier der 
Charakter eines besonderen Deichgerichts ausgeprägt ist. 

1B8 ) So zweifellos auf der allgemeinen Schauung in Altendorf (siehe 
oben S. 359); ferner vielfach da, wo die Mitgliederversammlung bei der 
Rechtsetzung eine entscheidende Rolle spielte, bis zu ihrer völligen 
Verdrängung. Vgl. oben S. 327 ff. Das Recht der Folge kann eich 
natürlich in ganz abgeschwächter Gestalt äussern, indem es genügte, 
dass kein Widerspruch erhoben wurde. 
iGSa) Vgl. unten S. 434. 

1M ) Zu Folgendem siehe Deichrecht der Altendorfer Schauung XIII 
S. 18 ff. 

15r> ) Über ein solches falsches Urteil der Deichgeschworenen von 
Hüll und Jsens^e und eine darauf folgende erneute Verhandlung ist 
oben S. 397 berichtet worden. Wenn auf dem Gericht vor den erz- 
bischötüchen Beamten die Deichgescbworenen sagen, „dat se geerret 
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Auch auf den ausserordentlichen ruhenden Deichgerichten der 
Altendorfer Schauung wird dieses „in die Acht fordern der 
Menheit“ angewendet. 15 *) Die wechselseitige Rechtsprechung 
von Teil verbänden in Samt verbänden findet sich auch anders¬ 
wo. So haben nach den Artikeln der Gemeinde Riparahem 
von 1522 auf dem frUher erwähnten ruhenden Deichgericht’ 57 ) 
das eine Jahr die Ripera- und Attabauern, das andere Jahr 
die Griontbauern und andere das ,recht“ zu „administreren.“ 
Die Gerichtsgemeinde musste ursprünglich einstimmig sein, 
später ist zum Teil an die Geltung des Mehrheitsprinzips 
zu denken. 157 •) 

In Bezug auf die Beteiligung der Deichbeamten 
an der Rechtsprechung unterscheiden wir das deutsche 
Richtersystem, das Kollegialsystem und das System 
des selbständigen Einzelvorstehers. 169 ) 

Am verbreitetsten ist das deutsche Richtersystem 
und zwar unter Mitwirkung von Geschworenen 
beiderRechtsprechung. Der Deichgraf (Deichrichter, 
Balju, Graf, Vogt, Schulz) ist Leiter ohne Stimmrecht, die 
Deichgeschworenen oder Heemraden sind bei einer Beteiligung 

und sich vorgrepen nah dem se de menheit nicht in de acht gefordert“, 
so muss dies dahin verstanden werden, dass die Geschworenen geirrt 
haben, nachdem sie es nicht für nötig gehalten haben, sich an die Ge¬ 
richtsgemeinde zu wenden. Die abweichende Ansicht Hahns S. 43 
und 44 ist nicht haltbar. — Dass die Deichgeschworenen bussfällig 
werden, ergiebt deutlich das Deichgericht vom 9. Juli 1573: „Do hebben 
de beampten Urndorp und de dieckschwaren tho samen in de frundschop 
gewiset, de wille se ebne vorhen ein halszbrocke tho losen erkandt 
hadden.“ Über die Pflicht, sich bei Rechtsunkenntnis an die Gemeinde 
zu wenden, siehe unten unter 5. 

,56 ) So z. B. seitens der Beamten bei dem in der vorigen Anm. er¬ 
wähnten Deichgericht (Deichrecht der Altendorfer Schauung XXXV, 14 ff), 
ferner bei dem Schildschen Deichprozess (a. a. 0. XXXII 10 ff). 

lß7 ) Siehe oben S. 421. 

157 *) Über das Mehrheitsprinzip bei Deichverbandsversammlungen 
vgl. Bd. I S. 256 f. und die dort angegebenen Quellen. Vgl. neuerdings 
über das Majoritätsprinzip 0. v. Gierke in „Essays in Legal History 
read before the international Congress of Historical Studies held in 
London 1913*, edited by Paul Vinogradoff, Oxford 1913 S. 312 ff. 
„Über die Geschichte des Majoritätsprinzips“. 

,63 ) Es handelt sich im Folgenden nur um die rechtsprechende 
Tätigkeit. 
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der Gericbtsgcmeinde Urteilsfinder, ohne eine solche Ur¬ 
teiler. Die Geschworenen wirken als Kollegium. Ur¬ 
sprünglich müssen sie einstimmig sein. Diese Einstimmig¬ 
keit war bei vollbesetztem Kollegium, sowie auch da, wo 
eine geringere Anzahl für die Bildung des Kollegiums ge¬ 
nügte, erforderlich. Später bricht sich vielfach das Majo¬ 
ritätsprinzip bei Abstimmungen Bahn. 169 ) Doch 
musste meistens da, wo eine Mindestzahl für die Bildung 
des Kollegiums vorgeschrieben war, mindestens eine solche 
Zahl von Geschworenen auch bei der Abstimmung über¬ 
einstimmen. Es ergab sich daher im Allgemeinen, dass da, 
wo die Mehrheit des Kollegiums auch für seine Bildung genügte, 
bei Abstimmungen diese Majorität des gesamten Kollegiums 
stets erforderlich und genügend war. 160 ) 181 ) Zu betonen 
bleibt, dass in vielen Verbänden auch späterhin Einstimmig- 

j& 9) Vg| ßd s. 236 Das Majoritätsprinzip bei Abstimmungen ist 
von dem Mebrheitsprinzip bei Bildung des Kollegiums zu trennen. 
Über dieses siehe oben S. 367. Letzteres hat keineswegs, wie man zunächst 
denken könnte, ersteres zur Voraussetzung. Vgl. in Bezug auf das 
Kurfürstenkollegium 0. v. Gierke a. a. 0., insbesondere S. 315 Anm. 2. 
— Übrigens wird in den deichrechtlichen Quellen das Mehrheitsprinzip 
bei den Abstimmungen einfach in der Form festgelegt, dass das, was die 
Mehrheit weist, Recht bleiben soll. Siehe Bd. I. S. 286. 

18 °) Das ist mit der grössten Deutlichkeit ausgesprochen in der 
D.-O. für den Krimpenrewaard von 1430 art. III: „Voorts sal onse Dijck- 
grave metten seven Heemraden of met het meesten deel van hen dat 
Recht van desei Schouwe ende Dijckagie plegen ende hanteren tot des 
gemeen lantsoorbaer ende profijt. Ende we9 sy alsoo tot nutschap ende pro- 
fijte des gheraeen lants by hären eede keuren of sullen wijsen, daer en 
sullen wy, onsen erven, noch niemant teghen segghen noch doen, in 
eenigher wijs“. Zweifel könnten entstehen z. B. bei dem Schaubrief für 
Bijleveld von 1414 art. XXX: „Ende die Dykgrave mach echouwen op 
alle schouwedagen mit drie Heemraats en niet minder“ in Verbindung 
mit art. XXI: „Ende wes die Heemraats wyset eendrachtelyk ofte dat 
meeredeel van hen, dat zal recht wesen en recht blyven*. Aber auch 
hier ist Gleiches anzunehmen. — Man beachte, dass hier die Formulierung 
unrichtig ist, dass die Erschienenen einstimmig sein mussten. Dies 
passt nur, wenn gerade die Mehrzahl erschienen war. 

,<n ) Eino Hinneigung zum Kollegialprinzip ist es, wenn bei Stimmen¬ 
gleichheit der Vorsitzende den Ausschlag gibt. Siehe Deichrecht für 
Giethorn art. 4 (a. 1775): Der Schulz gibt bei Uneinigkeit der Geschworenen 
den Ausschlag. Über die sonstigen Rechtssätze für den Fall, dass nicht 
die erforderliche Einigkeit erzielt wurde, vgl. unten unter 5. 
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keit nötig war. 161 *) — Das Richtersystem findet sich bei 
ruhenden Deichgerichten auch in der Ausgestaltung, dass 
die Deichgeschworenen nicht selbständig an der Recht¬ 
sprechung beteiligt sind, vielmehr die Gerichtsgemeinde 
ohne Vorschlag der Deichgeschworenen das Urteil findet; 
in diesen Verbänden zeigt sich die Bedeutung der Deich¬ 
geschworenen für die Rechtsprechung aber bei der 
Schaugerichtsbarkeit. 102 ) ICS ) — Das Kollegialsystem 
erkennen wir in reiner Form in den Ommelanden. Hier 
sind zunächst Siel- und Deichrichterkollegien, und zwar bald 
unter Führung stimmberechtigter besonderer Häupter, bei 
der Rechtsprechung in Deichsachen tätig, entweder als 
Urteilsfinder für die Gerichtsgemeinde oder häufiger, immer 
mehr sich vordrängend, als Urteiler ohne Gerichtsgemeinde. 
Es handelte sich dabei um Kollegien niederer Ordnung, (ge¬ 
wöhnliche Deich- und Sielrichter ohne oder mit Scheppern) 
oder um Kollegien höherer Ordnung (alle Deich-, Sielrichter 
und Schepper oder alle Schepper eines kleineren oder 
grösseren Samtverbandes, gegebenenfalls unter Führung 
eines „obersten Scbeppers“). 161 ) Das Kollegialsystem herrschte 
auch bei den Deichgeschworenenkollegien des Landes 
Wursten 165 ) und den Deichrichterkollegien des Spade- 
landsrecht 16 ‘ , ) und des alten ostfriesischen Deich¬ 
rechts. 167 ) Sie urteilen der Regel nach ohne Gerichtsgemeinde. 
Es scheint in dieser Periode an der Einstimmigkeit der Glieder 
des Kollegiums festgehalten worden zu sein. — Selten ist 

i«ta) Vgl. z. B. unten S. 432. 

162 ) Vgl. die oben Anm. 152 angegebenen Deichgerichte. Auf dem 
ruhenden Deichgericht können einzelnen Geschworenen andere besondere 
Aufgaben obliegen, z. B. das Spatenstechen. 

163 ) Dagegen findet sich das Richtersystem nicht in der Form, dass 
einer von den Deichgeschworenen den Vorschlag für den Umstand 
der Gerichtsgemeinde macht. 

164 ) Vgl. oben S. 393. Erst später spaltet sich eine eigene Gerichts¬ 
barkeit des einzelnen Deich- (Siel-) Richters ab. Siehe unten Anm. 168. 
Das Kollegialprinzip in den Ommelanden wird von Beekman z. B. 
S. 434 f. nicht richtet bewertet. Andrerseits wird von Heck S. 366 nicht 
das frühzeitige Einzelrichtertum beachtet. 

i6ö) vgl. die deichrechtlichen Quellen des Landes Wursten Bd. I S. 30. 

,66 ) Vgl. namentlich art. II, VIII, XIV, XVIII. 

1CT ) Altes ostfriesisches Deichrecht § 4 ff. 
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schliesslich die Handhabung der Rechtsprechung durch einen 
selbständigen Einzelvorsteher. Es gehört hierher vor 
allem die Gerichtsbarkeit des einzelnen Sielrichters in den 
Ommelanden in späterer Zeit. 168 ) 

5. Fristen für die Rechtsprechung. E i n - 
lager. Uneinigkeit und Rechtsunkenntnis: 
Recht holen. In einigen Verbänden sind besondere 
Fristen aufgestellt, welche von dem Geschworenenkolle¬ 
gium für die Gewinnung des Urteilsspruchs erbeten werden 
konnten. Die Heemraden konnten „oir vorst“, ihre Frist, 
nehmen. 169 ) Nach dem Deichbrief für Veluwe von 1370 sind 
es dreimal 14 Nächte 170 ), nach dem Deichrecht für Putten 
von 1516/1516 sind es 6 Wochen. 171 ) In anderen Verbänden 
stellte man strengere Anforderungen an sie und verlangte 
ihr alsbaldiges Urteil. 172 ) 

Als Zwangsmassnahme für die Rechtweisung der 
Heemraden findet sich in Widerspieglung land- und stadt¬ 
rechtlicher Einrichtungen mitunter das Einlager. 11 *) So 
heisst es in der Deichordnung für Heusden von 1452: m ) 
„Item of die Heemraden onderling twisten en zy ’s niet 
eens en waeren haer vonnisse te wysen, soe sullen zy dan 
terstond daer op af inryden op haer selfs cost ende uytter 
herberghe niet sceyden, zy en hebben haer vonnisse gewyst 

168 ) Vgl. oben S. 3fi3. 

it9j vgi Bookman S. 470 u. S. 1599. — Über das Fristen des 
Urteils auf den anderen oder dritten Gerichtstag in Magdeburg vgl. 
Planck, „Das deutsche Gerichtsverfahren“ S. 255. 

,7 °) „Alle saicken die men bchoeft binnen dieser scliouwen, die sullen 
staen ter Heymradcn verklaringe ind bewijsinge ind wes ordel hen ge- 
vraecht wort, des moegen sy oir varst nemen drie vertien dagen lank, 
soe sullen sy wijsen ind niet vorder halen“. 

,7 ‘) art. X: „Item dat die v. heemraden geen vonnisse van parthyen 
langher draegen noch vorsten en sullen moeghen dan ses weecken 
alsdan die tijt ommeghecoemen es, soo moeten dieselve heemraden dat 
vonnisse wysen“. 

172 } Vgl. das im Text angeführte Deichrecht für Heusden von 1452. 

173 ) Belege für Schöffen-Einlager bei Rintelen „Schuldhaft und 
Einlager im Vollstreekungsverfahren“ 1908 S. 220 und Beek man 
S. 890. Der Rechtsbrauch findet sich in Seeland und solchen Gebieten, 
die von seeländischem R. beeinflusst sind (Yocrno, Südholland). 

,74 ,i (Juden ho von „Heusden“ S. 237. 
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ghelyck als (hier toe behoort." Hier wird also das Einlager 
bei Uneinigkeit der Geschworenen vorgeschrieben. 

In der Deichordnung für Putten von 1515/16 heisst es 
nach der erwähnten Bestimmung, dass die Heemraden ihr 
Vonnis innerhalb von 6 Wochen weisen müssen, ganz all¬ 
gemein: „Off in ghebreecke van dyen binnen onser stede van 
Geervliet te ghysele coomen op haer selffs cost ende van 
daer niet te schevde ter tijt thoe, dat sy haer vonnisse ghewijst 
sullen liebben, behouden dies dat die dijckgraeve hem be¬ 
sorgen sali die volle banck indijent noot es." 175 ) 174 ) 

In vielen Verbänden musste bei Uneinigkeit oder 
bei Rechtsunkenntnis der Geschworenen die Ent¬ 
scheidung an Dritte gebracht werden: 177 ) Hier war es, 
ähnlich wie bei dem städtischen Rechtszuge, ein nachbar- 
lichesDeichgericht, ein übergeordnetes Deich¬ 
gericht höheren Ranges, dort war es der herrschaft¬ 
liche Deichverbandsträger oder die Gerichts¬ 
gemeinde. Freilich wird in den Quellen nur des einen 
oder des anderen Falles d. h. der Uneinigkeit oder der Rechts¬ 
unkenntnis gedacht. Es erscheint aber im Allgemeinen un¬ 
bedenklich, von einer derartigen Reglung des einen Falles 
auf eine entsprechende Handhabung bei dem anderen Fall zu 
schHessen. 17 *) Die Zuständigkeit nachbarlicher Deich¬ 
gerichte ist im Landrecht für Kennemerland von 1*292 
und im Landrecht für Westfriesland von 1299 bei Uneinigkeit 

17V ) Das Letzte bedeutet, dass dem Deichgrafen zur Pflicht gemacht 
wird, für volle Besetzung der Bank der Heemraden zu sorgen. 

176 ) Siehe vor allem noch Keure für Seeland von 1495 I, dO, bei 
Hinte len a. a. O. (t*s handelt sich aber hier nicht bloss um Schöffen, 
sondern auch um Deichgeschworenene) und Beekman a. a. O. 

177 ) Vgl. Beekman S. 417 u. 482. Siehe aber Anm. 178. Auch 
gehören nicht alle bei Beekman angeführten Quellen hierher. Ins¬ 
besondere handelt es sich in den Groninger Deichrechten nicht um ein 
Hechthoien, vielmehr ist die Hede davon, das:- der untere Richter, der 
mit dem Ungehorsamen („overherigen“) nicht fertig werden kann, die 
anderen, insbesondere die oberen Richter um Unterstützung bitten darf. 
Mieris III (205) bezieht sich m. E. auf eine Unterstützung der Deieh- 
beamten durch den Balju. 

178 ) Dies wird von beekman a. a. 0. übersehen. Uneinigkeit und 
Unkenntnis werden auch sonst im Gerichtsverfahren unterschieden aber 
gleich behandelt, vgl. Sächsisches Lehnrecht art. 40 § 1. 

J. v. Gierke, Geschichte des deutschen Deichrechts II. 28 
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der Heemraden vorgeschrieben; nach ihnen sollen, wenn die 
Heemraden „keven onder hem", die ,.uter Heemraden“ d. h. die 
Heemraden der Naclihardörfer aufgeboten werden. 179 ; Nach 
dem Spadelandbrief der Wilstermarsch von 1438 hat, wenn 
Deichgraf und Geschworene nicht einig sind, zunächst der 
Hauptmann mit seinen Schwären die Entscheidung; sind 
auch sie uneinig, so entscheidet der Landesherr oder sein 
Vogt. 180 ) Ein Beispiel für die Zuständigkeit eines überge¬ 
ordneten Deichgerichts ergibt dasDiemer Deichrecht 
von 1436; nach ihm muss, wenn die Heemraden des Rechtes 
nicht weise sind, die Entscheidung der hohen Heemraden 
vom Rijnland nachgesucht werden; 181 ) nach einem Deichrecht 
für den Düffel von 1364 hat man sich unter der gleichen 
Voraussetzung an die Heemraden von Oberbetuwe zu 
wenden. 18 *) Nach dem Deichbrief für den Lekdeich beneden 
Dams von 1434 aber müssen die Heemraden in Zweifels¬ 
fällen bei dem herrschaftlichen Verbandströger, 
nämlich dem Bischof und der Kirche von Utrecht, das Recht 
holen. Und nach der Vergabungsurkunde des Herrn von Putten 
von 1315 spricht bei Uneinigkeit der Geschworenen der 
Herr das Urteil. 188 ) Die Zuständigkeit der Gerichtsgemeinde 
ergibt eine niederländische Quelle aus dem Jahre 1515. ,84 ) In ihr 
wird dem Deichgrafen und den Heemraeden zur Pflicht ge¬ 
macht, wenn sie selbst „niet wyss en weren wt te richten“, 

m ) Bergh II 1098, G. de Vries S. 8, Beekman S. 482. 

18 °) »Al like mechtig schal de dickgreve mit sinen schwären wesen, 
wo he eindrechtich is met en, were he over twidrachlicb mit sinen 
swaren, wes denne des9e vorbenomede houetman mit sinen swaren vor 
des landes best utkust unde mede to vallen, dat schall vort gan. Wörde 
he ok auer twidrachtich mit sinen swaren, wor wi offte unse voget 
mede holden, dat schal also bliven.“ — Es ist hier trotz des Wortlautes 
an deutsches Richtersystem zu denken. Über den Hauptmann und seine 
Schwären siehe Bd. I. S. 272. 

,81 ) „So Schepenen von D. bij den Gerechte en Handvesten der 
dykagie ölte by der Ordonnantien niet wys en konden werden met regt 
he bescheyden, so sullen sy daar of geliefde mögen versoecken en ver- 
halen aan den Hoogen Heemraad van Rijnland en soo we9 hem die 
v. Heemraad wysen sei, dat sullen sy alsoo nakoomen ende daar metten 
recht voortgaan“. 

1S *) Mitgeteilt von Beekman S. 417 (es schliesst: „en dat zy dan 
alsoo wysen, dat zal standhai’tig sijn en blijven*). 

, " 3 ) M i e r i s II, 151. 1S4 j Bei Beekman a. a. 0. 
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sich an die Eidgenossen oder an 10 oder 12 der Trefflichsten 
von ihnen zu wenden; was diese weisen, soll Rechtens sein. 
Es ist interessant, hiermit das Deichrecht der Altendorfer 
Schauung zu vergleichen. 185 ) Wir lernten hier das Recht 
der Geschworenen kennen, sich bei Rechtsunkenntnis an 
die Gerichtsgemeinde zu wenden; anscheinend gestaltet es 
sich aber im Hinblick auf ihre Bussfälligkeit bei Verweigerung 
des Urteilsspruchs auch hier zu einer Pflicht. 

6. Beweisregeln, Beweissicherung. Häufig 
werden in den deichrechtlichen Quellen für die besonderen 
Deichgerichte besondere Beweisregeln aufgestellt. Im 
Allgemeinen handelt es sich dabei um einen dem gewöhnlichen 
Gerichtsverfahren entsprechenden Ausbau der besonderen 
Deichgerichtsbarkeit. 18 *) Es mag verwiesen werden auf das 
wiederholt hervortretende Bestreben, den Reinigungseid zu 
Gunsten des Zeugnisses von Beamten und Deichgenossen bei 
Seite zu schieben 1 * 7 ) und die Ausbildung der gemeinen Kund¬ 
schaft, insbesondere in Gestalt des niederländischen Zeven- 
tuigs. 188 ) Eigenartig ist eine Beweissicherung, die zunächst in 
den Bremer vier Gohen begegnet. Sie ist für den Kabelhalter 
von Wichtigkeit, der seine Kabel in schaufreiem Zustand 
hat, dem aber von dem „quaden vergänglichen Deich“ seines 
Schlagnachbarn Schaden droht. Er kann sich nämlich von 
der Deichverwaltung diesen Zustand durch »Augenschein* 
bestätigen lassen. Geht dann später der schlechte Deich aus 
und reisst den guten mit, so kann der Besitzer des letzteren 
auf Grund der erwähnten Bestätigung von dem Besitzer des 

185 ) Siehe oben S. 428. 

,86 ) In wie weit Abweichungen vorhanden sind, kann nur durch 
genaue Spezialuntersuchungen festgestellt werden. 

i*7) \fgj Sander Deichsatzungen von 1317 § 8: „Omnia quae fiunt 
in praesentia duorum iudicum negari non possunt.“ Ebenso Sielrecht 
der drei Delfsiele von 1317 § 15. Insoweit hiernach der Reinigungs« 
eid zulässig ist, wird er nach dem Sielrecht § 16 bei „majores laesionea“ 
mit zwei Deichgenossen, zwei Deichgeschworenen und einem Verwandten, 
bei „minores laesiones“ mit einem Deichgeschworenen und einem Deich¬ 
genossen geleistet. Vgl. noch Sander Deichsatzungen von 1317 § 9 — 
Billwärder Landrecht art. 6 (Überführung durch zwei Geschworene oder 
zwei Landleute bei Widerspruch gegen die Schauung). 

,8B ) Es hat seine Hauptbedeutung beim Verwaltungszwangsverfahren 
der Kabeldeichung. Siehe unten § 7. VII. 

28* 
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ersteren Schadensersatz fordern.' 89 ) Ganz Ähnliches findet 
sich in Ostfriesland' 8 *“). Und im Humsterländer Deichrecht 
von 1562 heisst es in art. 6: »Wie syn Dycken in eenige 
steden heeft well in to vollen Dycke gemaakt, en syn een 
naeste swette (d. h. der nächst angrenzende Deichpflichtige) 
ofte alle beyde haar Dycken to brooken syn ende begeert 
tot der Dyckschouwinge ofte op eenen Rechtdag, dat syne 
swetten den haeren Dyck to broecken is, haeren Dyck 
sollen maecken soo goet als die syne is en beswetten hem “. 
dann soll das Gericht den swetten gebieten, dass sie so¬ 
gleich den zerbrochenen Deich machen. Geschieht dies nicht 
und zerbricht der ganze Deich, so müssen die den ganzen 
Deich wieder machen, deren Kabel zerbrochen war „om 
des willen, dat zy den Dyck die goet was, toegebroeht 
hebben met haar broocken Dycken*. 

7. Privilegien der Städter. Vielfach waren die 
Bürger von niederländischen Städten in Bezug auf 
die Zuständigkeit der besonderen Deichgerichte privilegiert. 
Verbreitet ist insbesondere das Privileg, dass die Bürger 
einer Stadt vor das besondere Deichgericht nur an einer 
bestimmten Stelle des Deiches, die innerhalb der Freiheit 

189 ) Deichrecht von 1449 art. 17: „Were oeck sacke ein Landtman 
einen guden Diek hedde und de genne de den guden Diek hedde, sich 
beklagede, dat sin naher so quaden vergeneklichen Diek hedde, dat he 
darauer in schaden mochte kahmen, des he sich befürchtete wo he dat 
den Diekgreuen, den Schwären, dem Capittel ofte Radhe von Brehmen 
verwittlickede und des Beweiss und scliin hedde van ehnen der genanten 
vnd der welke ebne dat tho stunden mit einen schine, vnd darna sine* 
Nabern Diek uth ginge und sin gude Diek so mede ginge, den schaden 
schall de beklagedo up pick nehmen und ehme den gelden.“ Neueres 
Deichrecht art. 15: „Wann auch ein Landtmann einen guten unbesorg- 
iichen Deich hätte, sein Nachbar hingegen einen schlechten, daher er 
schaden befürchten könte, so soll er solches dem Herrn Gogräfen an- 
sagen, und wan er solches gethan des Nachbaren Deich aber durchbräche, 
der Nachbar mit allein seinem Vermögen den daher entstandenen 
Schaden ersetzen.‘‘ 

1*^*) Das alte ostfriesische Deichrecht schreibt in § 11 Folgendes 
vor: „Wer seinen Schlag ausgebessert hat, kann diesen dem säumigen 
Nachbarn durch die Deichrichter „inplichien* lassen. Geschieht Schade, 
os trilfi den unwilligen Dcicher eine Ersatzpllicht in Bezug auf die frühe»* 
aufgewendeten Aushesserungskosten, ferner eine Wiederherstellung^- 
pllieht und eine rngehorsamsstrafe. 
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ihrer Stadt lag, geladen werden konnten. 190 ) Freilich musste 
diese Begünstigung fortfallen, wenn es sich um eine bestimmte 
streitige Deichstelle insbesondere ausserhalb des Stadtgebietes 
handelte. 101 ) Ein eigenartiges Privileg erhielt Dordrecht 
im Jahre 1270; nach ihm kann von den Heemraden einem 
Bürger von Dordrecht eine Deichkabel zur Unterhaltung nur 
auferlegt werden, wenn sie die Deich Verpflichtung den Schöffen 
der Stadt glaubhaft machen können. Gelingt ihnen dies 
nicht, so entscheidet ein Kollegium von vier Inquisitions¬ 
zeugen, die der Balju von Südholland auswahlt. 19 *) 

8. Häufig ist den besonderen Deichgerichten garantiert, 
dass ihre Aussprüche weder einer Anfechtung noch 
einer herrschaftlichen Abänderung unterliegen 
sollen. Doch wird dabei teilweise der Partei die Möglichkeit 
gegeben, einen erneuten Ausspruch desselben Kollegiums 
herbeizuUlhren m ). Schon hier seien einige charakteristische 

m} ) Vjrj z. B. Handveste für Enkhuizen von 1397 (Handvesten S. 16), 
Handveste für Medemblick von 1405 (a. a. 0. III, S. 14), Handveste für 
(irooibroec.k von 1405 (a. a. 0. III, S. 19), Handveste für Hoorn von 1404 
(Mioris III, 792). Siehe G. de Vries S. 286, Beekinan 8.479. 

1#1 ) G. de Vries a. a. 0. — Charakteristisch ist das Privileg für 
Hoorn von 1404 (siehe Anm. 190): „Alle breucken, die onöe Dyckgrave 
aldaer onse poorteren van Hoorn aentyen mach of daer sy voor onsen 
Dyckgrave te rechte te behooren te staen, sal onse Dyckgrave binnen 
’s jaers na dat die breucken geschiet is mitten Heemraders berechten 
opten dycke tusschen den Noorder moolen ende den Westraten van 
Hoorn, ende nergent anders, of sy sullen quyt wesen van hören breucken, 
ten were op een send of een seventuygh daer men den dycke mede be- 
heeren soude“. Über das seventuygh siehe unten § 7 VII. 

m ) Bergh II, 208: „Quod nullus agger adduci poteiit supra ali- 
quern oppidanum de Dordrecht nec eidem imponi, nisi hemeradren ita 
vera declaratione seu intimatione declarare poterint scabinis dicie ville 
de D. , quod dicti scabini ipsis credant in hoc casu. Quod si forte pre- 
fati hemeradren dictos scabinos super impositione dicti aggeris cerliores 
reddere non poterint ad credendum, extunc ballivus noster Suyt-Hollan- 
die, quicunque pro tempore fuerit, duos viros idoneos et discretos opi- 
datios assumere debet ad dictum casum seu negotium tractandum, 
qui jurare debeant vero modo et justo secundum ipsorum notitiam et 
opinionem rationis veriorem in causa precedente memorata. Et quid- 
quid dicti quatuor seu tres ipsorum, si quatuor praedicti non concord*- 
verint, in dicto casu pronuntiaverunt concordantes, illud ab omni parte 
ohservabitur et ratum erit u Siehe hierzu noch unten V. 

,93 ) Siehe unten § 0* 
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Wendungen der Quellen angeführt: „Wat hooge Heemraders 
wijsen, sal recht sijn en dat sal d’ Heer stijven en 
Sterken“. 194 ) „Ende wess die Heemraeden dan daer wysen 
voer Recht, en salmen voer ons noch voor nyemantz 
beroepen .... Nochtans solde dat recht bly von“. 195 } 
Und die schärfste Zuspitzung: „Ende wes die Gesworen dan 
daer wijsen voer regt, dat is regt!“ 196 ) Höchst dramatisch 
ist auch der Vorgang auf dem Deichgericht auf dem Leck¬ 
deich im Jahre 1368. 197 ) Hier schilt der Herr von Egmont 
das Urteil der Heemraden, dass er deichpflichtig sei; der 
Deichgraf erklärt aber darauf, dass es ein rechtes vonnisse 
sei; der Herr von Eginont könne es nirgends berufen als 
vor ihm und den Heemraden; sie aber gäben ihm kein Ur¬ 
teil mehr. Und Deichgraf und Heemraden wandten sich um 
und gingen von der Gerichtsstätte. 198 ) Man erkennt auch 
hier bei diesem Zuge nach freiheitlicher Selbstverwaltung 
die Parallele zu der Entwicklung in den Städten. 199 ) — Als 
später vielfach eine Berufung zugelassen wurde, wird den 
Interessen des Deichwesens dadurch Rechnung getragen, 
dass ihr im allgemeinen kein Suspensiveffekt heigi legt 
wurde. 900 ) 

IV. Gewöhnliche Gerichte und Verwaltungsbe¬ 
hörden; Landesherrliche Gerichtsbarkeit. In der 
älteren Zeit lag, wie früher erwähnt ist, die Deichgerichts¬ 
barkeit ganz bei den Organen der gewöhnlichen 
Landesverwaltung. 201 ) Für ihre Ausübung galten nur 

m ) Keurboek van den Dyk 'sLands van Arkel 145b (K e m p „Gorinehem“ 
S. 285) art. 29. 

,95 ) Deiehrecht für Mastenbroek art. 37. 

inG ) Deiehrecht für Zalk von 1441 art. 47. 

19T ) M i e r i s III, 225. 

108 ) „Dair op antwoorde die Borchgrave ende seide, dat vonnisse. dat 
die Heemrade gewyst hadden, dat dat een recht vonnisse waer ende 
seide, dat die dyck, daer men op dinghenden, laghe voer dat wilde water 
dat dach noch nacht rust, noch g<‘en stonde hadde ende voor dat 
meen laut te bescudden, ende seide dat hv dat vonnisse nergent beroepen 
en mochte den voir hem ende syn lioghe Heemraden, woude hy daer 
yet wederseggen, des geerde hy ordeel des en wouden sy tot gheenen 
oerdel gaen ende keerden hem om ende ghengen van den recht.“ 

i99) Vgl. Planck, w Das deutsche Gerichtsverfahren“ I. S. 271 ti. 

a ° r ’) Hierüber siehe unten § 0. 

*") Vgl. Bd. I. S. 183 ff. 2)b ft. 
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einzelne besondere Rechtssätze; man braucht z. B. nur an 
die Handhabung der Schauungen zu denken. 201 ) In späterer 
Zeit muss man folgende Punkte im Auge behalten: 

1. Vielfach erfahren ordentliche Gerichte eine 
T r U b u n g nach der Seite der besonderen Deichgerichte 
hin. Es handelte sich dabei vor allem um untere Gerichte 
(Gemeindegerichte). Dies geschah namentlich durch das 
Aufkommen der besonderen Deichgeschworenen als Riige- 
geschworene und Amtszeugen. 203 ) Sie kommen in dieser 
Eigenschaft zunächst auf den Schauungen bei dem Deich¬ 
unterhaltungszwang in Betracht, 204 ) haben aber für das hier 
abgelegte Zeugnis auch sonst z. B. bei späteren Streitig¬ 
keiten, bei der Eintreibung der Bussen, den weiteren Voll¬ 
streckungsmassnahmen einzutreten. Eine andere Trübung 
konnte sich durch Trennung des Mitgliederbestandes des 
Deichverbandes und Gemeindeverbandes vollziehen, insofern 
die Deichverbandsversammlung an Stelle der Gemeindever¬ 
sammlung bei der Ausübung der Gerichtsbarkeit beteiligt 
war. Die Zuständigkeit solcher unteren gemischten und der 
rein erhaltenen gewöhnlichen Gerichte wurde in Deichsachen 
ferner nach Massgabe des früher erwähnten objektiven 
Prinzips unter Ausschaltung privilegierter Gerichtsstände 
durchgeführt. 205 ,) Auch kamen hier bei der Ausübung der 
Deichgerichtsbarkeit viele der umfassenden besonderen 
Normen, die wir bei den besonderen Deichgerichten kennen 
gelernt haben, zur Entfaltung und Anwendung, insbesondere 
also z. B. die Rechtssätze Uber den Gerichtsort, die Gerichts¬ 
zeit. die Rechtsprechung, die Garantien freiheitlicher Selbst¬ 
verwaltung. So erscheint dann das gewöhnliche untere Ge¬ 
richt in Deichsachen als Abbild des vollendeten besonderen 
Deichgerichts. Charakteristisch ist in dieser Hinsicht, dass 
man in den Niederlanden daun, wenn die Deichgerichts¬ 
barkeit bei Schulz und Schöffen lag, sagte, dass Schulz und 
Schöffen auftreten als Deichgraf und Heemraden. 200 ) 


• o! ) Ls waren dies doiohreoluliche Normen, die ganz im Land- und 
Ortsnu lit steckten. Vgl. oben. S. 322 ti'. 

S'j3) Vgl. Md. I. S. 2G1 ff. **•■) Siehe oben S. 377. 

* 16 ) Siehe oben S. 410. 

2 - a ) Vgl. G. de Vlies S. 7 ff. 
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2. Wo sich b e s o n d e i' e 1) e i o h g e r i c. li t o in dein 
früher festgestellten Sinn entwickeln und herausschälen. 
blieb daneben eine mein* oder minder weitgehende Zu¬ 
ständigkeit der Organe der gewöhnlichen Landes¬ 
verwaltung in Bezug auf die D e i e h g e r i c h t s b a r- 
keit gewahrt. Diese Zuständigkeit wird natürlich durch 
die früher geschilderte Zuständigkeit der besonderen Deich¬ 
gerichte bestimmt. Dabei muss man unterscheiden: Ein¬ 
mal kommen die Organe der gewöhnlichen Landes¬ 
verwaltung in deichrechtlicher Unterordnung unter be¬ 
sonderen Deichgerichten von Samtverbiinden in Betracht z. B. 
die gewöhnlichen Organe der Dörfer, Am buchten und Kirch¬ 
spiele unter den Deichgerichten des Deichgrafen und der 
Heeuiraden der Waarden und Länder im Hinblick auf 
Schauung und Deichunterhaltung. 2u; ) Sodann erscheinen die 
Organe der gewöhnlichen Landesverwaltung in Über- 
ord n u n g Uber die besonderen Deichgerichte für die Deich¬ 
gerichtsbarkeit zuständig. Dies gilt insbesondere für die 
Ahndung schwerer deichrechtlicher Friedensbrüclie und 
Amtsdelikte, für die Eintreibung von Bussen und sonstige 
Vollstreckungsmassnahmen, für die Entscheidung von Streitig¬ 
keiten zwischen Deichverbänden untereinander, für Be¬ 
rufungen und Beschwerden, und in ausserordentlichen Not¬ 
fällen. Als solche übergeordnete Organe kamen die ver¬ 
schiedensten landrechtlichen Gerichte und Verwaltungs¬ 
behörden bis hinauf zur höchsten Gerichtsstelle in Betracht. 
Schliesslich sehen wir die gewöhnlichen Organe an der 
Deichgerichtsbarkeit beteiligt, ohne dass von einer Unter¬ 
ordnung oder Überordnung im Verhältnis zu den besonderen 
Deichgerichten gesprochen werden darf, so namentlich als 
Vollstreckungsgerichte für deichrechtliche Bussen. 20 *) 

3. Eine besondere Holle spielte die Deichgerichts¬ 
barkeit, die seit der zweiten Hälfte des Mittelalters von den 
Landoshe r r e n und höchsten G e r i c h t e n oder V e r- 
w a 11 li n g s 1) e h ö r d e n einzelner Territorien ausgeübt 
wurde. Sie ist ein Ausfluss der sich immer mehr steigern¬ 
den Beaufsichtigung des Deichwesens durch den Landesherrn, 
ln Frage stehen vornehmlich Berufungen und Beschwerden, 

Y^l. auch Btl I S. 27 !. a -'h Y^l. um ton £ 7. 
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Streitigkeiten mehrerer Verbände unter einander und ausser¬ 
ordentliche Straf- und Vollstreekungsmassnahmen. 2 " :, i Be¬ 
sonders kräftig wird die hohe Deichgerichtsbarkeit in nieder¬ 
ländischen tiebieton ausgeübt. So z. B. in Holland und 
Seeland durch den Grafen und seinen Hat, später durch den 
Hof von Holland und den grossen Hat zu Mecheln. 210 | 2n ) 
Vielfach wird der Landesherr von den streitenden Parteien 
als Schiedsrichter angerufen.* 12 ) Oft wird die Angelegenheit 
auch durch den Landesherrn in der Weise erledigt, dtiss er 
einzelne Räte* mit ihr betraut, 113 ) oder ein Sehiedsrichter- 
kollegium einsetzt, 214 ) oder dass er, wenn sich der Streit um 
die Deichpllichtigkeir, von Verbänden hinsichtlich bestimmter 
Deichstrecken drehte, die Aussprache durch ein „Zeventuig" 
da anordnete, wo dieses Institut heimisch war. 21 "’) 

V. S o n s t i g e Erledigung von Streitigkeit e n. 
Deichstreitigkeiten werden oft auch durch außergerichtlichen 
Vergleich oder durch Schiedsrichter, welche die Parteien 
ernennen, erledigt.* 1 ' 1 ) Eigenartig ist die Art, wie ein Streit 
im Norderquartier Hollands im Jahre 13 U geschlichtet 
wird. 217 ) Es handelte sich darum, ob die Abtei von Egmont 

200 ) Audi hier ist 711 beachten, da«s die Grenze zwischen Recht¬ 
sprechung und Rechtsetzung durchaus flüssig ist. 

a, °) Vgl. z. B. in Bezug auf .des Grafen Rat“ Mieris II, 214, III 
707, IV, 148; — in Bezug auf den ,Hof von Holland“ vgl. z. B. M e y 1 i n k 
Nr. 244 (a. 1454), Nr. 245 (a. 14(>4/05(, Nr. 258 (a. 1509), auch Groot Ut¬ 
rechts Placaetb. II S. 8 (a. 1467), G. d e V r i e s S. 810 ff.;—in Bezug auf 
den grossen Rat von Mecheln vgl. z. B. Meylink Nr. 259 (a. 1511). — 
Der Hof von Holland, zuständig für Holland, Seeland und Westfriesland, 
st 1428 (B e e k m a n S. 827), der grosse Rat von Mecheln ist 1473 
la. a. 0. S. 80:!) (‘ingerichtet. Über den »Hohen Rat in Holland“ seit 
15^2 siehe a. a. 0 S. 

- n ) Über den Hof von Utrecht (a. 1530) vgl. B e e k m a n S. 409 und 
91, über den Hof von Friesland (westerlauwersches Friesland a. 1499) 
vgl. a. a. 0. S. 412 und 92. 

SI *) z. B. Bergh II, 702, Mieris IV, 14 «, 252 (a. 1418), £01. 

s,a ) z. B. Schwartzenberg II, 578. 

S14 ) z. B. Bergh II 702 (a. 1291) Schwartzenberg II, 237 
(a. 1504), II 034. 053 (a. 1534). 

21B ) Belege bei G. d e V r i e s S. 300 ff, insbesondere Mieris IV, 
90, 152, 440. Vgl. hierzu auch unten § 7. VII. 

aiCj Vgl, Dri essen S. 272 (a. 1421), Mieris III, 008 (a. 1394), 
Groot Utrechts Placaetb. II S. 51 ff. Vgl. auch Bergh II, 208 (oben 
S. 437), Mieris IV, 227 »>•) G. de Vl ies S. 312. 
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deichpflichtig war in einer Grosskabel der Bauern v on 
Limmen. Schöffen und Bevollmächtigte der Bauern bieten 
dem Abt an, er solle wählen, ob sie und acht andere Bauern 
die Deichpflichtigkeit, oder zwei Angehörige des Konvents 
die Deichfreiheit an dieser Stelle beschwören sollten. Der 
Abt wählte das Letztere, und es wurde zu Gunsten der Abtei 
geschworen. 218 ) 


Drittes Kapitel 

Einzelne Besonderheiten in der Deichverwaltung 

§ 7. 

Das Straf*, Zwangs- und Vollstreckungsverfahren 

I. Überhaupt. Das Straf-, Zwangs-und Vollstreckungs¬ 
verfahren hat innerhalb der Deichverwaltung eine eigenartige 
Ausgestaltung vor allem in Bezug auf die Erfüllung der 
Deich pflicht gezeitigt. Das Verfahren erhellt zu einem 
guten Teil aus dem, was früher über die Haftungen der 
Deichpflichtigen bei der Darstellung der Deichlast und ihrer 
verschiedenen Arten, sowie über die Schauungen ausgeführt 
worden ist. 1 ) Im Mittelpunkt des Interesses steht auch hier 
das Zwangsverfahren gegen den K 1 e i n k a b e 1 h al t e r 
zwecks Deichunterhaltung. Es enthält die Keime unseres 
heutigen V e r w altungszwange s.'-'i Immerhin muss man 
beachten, dass es noch völlig in den Banden des Strafrechts 
liegt, und eine scharfe Scheidung zwischen strafrechtlichen 
Momenten und den Elementen reinen Verwaltungszwanges 
nicht möglich ist. Am Besten kann man sich vielleicht die 
Verquickung von Strafrecht und Verwaltungszwang daran 
klar machen, dass die Ungehorsamsbusse als Strafe erscheint. 
Im Folgenden soll das erwähnte Zwangsverfahren gegen den 
Kleinkabelhaltet- in seiner- reichen Ausgestaltung einer Be¬ 
trachtung unterzogen werden. Dabei wird sich hier und da 
Gelegenheit linden, auch auf sonstige Zwangs- und Voll¬ 
streckungsverfahren einen Blick zu werfen. 

~ 18 ) Cher Eidesleistung in Bezug auf die Dpiehpflicht im Rahmen 
des gewöhnlichen lieiichts- und V« rwaltungsverfahruns siehe unten $8. 

1 ) Siehe oben S. s4 11. S. 34s 1t. S. 11*. 

2 ) Vgl. Ans u h ii i z im Y»*r\vai: ung-arciii v 1. S. 447 tf. 
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U. D a s Verfahren gegen den K1 e i n k a b e 1 - 
lialter im allgemeinen. Im Rahmen des Verfahrens 
gegen den Kleinkabelhalter hat sieh vielfach schon in dieser 
Periode eine bedeutsame Entwicklung vollzogen: Es ist 
dies das Aufkommen der geldwirtschaftlichen 
Ersatzvornahme. 3 ) Man kann hiernach ein älteres und 
ein neueres System unterscheiden. Dem älteren System ist 
eine geldwirtschaftliche Ersatzvornahme fremd; als Zwangs¬ 
mittel treten hier namentlich hervor Geldstrafen, Pfand¬ 
nahmen, geringe Freiheitsstrafen, das Gläubigereinlager, der 
Ausschluss aus dem Verband mit seinen vermögensrechtlichen 
und personenrechtlichen Folgen. Das jüngere System kennt 
auch die Ersatzvornahme auf Kosten des Kabelhalters: Die 
Verdingung beherrscht insbesondere das gewöhnliche Ver¬ 
fahren. Das jüngere System findet sich vor allem in den 
N ie d e r 1 an d e n. In vielen Gebieten, insbesondere ausser¬ 
halb der Niederlande, hat man freilich in dieser Periode 
durchaus an dem älteren System festgehalten und ist erst 
in der folgenden Periode zu dem geldwirtschaftlichen Ver¬ 
fahren gelangt. Andererseits ist in manchen Ländern die 
Entwicklung so rasch vor sich gegangen, dass sich der Über¬ 
gang von einem System zum anderen nicht quellenmässig 
nachweisen lässt; dies gilt vornehmlich für das eigentliche 
Holland und Seeland. Man muss aber auch hier auf die 
Geltung des älteren Systems in früherer Zeit schliessen, da 
die Entwicklung in anderen Gebieten zu klar vor uns liegt. 
Quellenmässig verfolg en lässt sich der Übergang 
von einem System zum anderen, wenn wir dabei auch die 
folgende Periode in Betracht ziehen, namentlich im wester- 
lauwerschen Friesland 4 ), in Humsterland 3 ), in Schleswig 8 ), 

3 ) Diese rechtshistorischo Entwicklung wird von G. d o Vr i e s und 
Beek man nicht beachtet. Vgl. bereits Abschnitt III. § 6, III. §7, I. 1. 

4 ) Vgl. insbesondere jüngeres Schulzenrecht § 19 (v. R i cii tho f e n 
Rq. S. 417, siehe oben S. 86), Deichrecht der Hemmen von 1453 §§ 2, 4 
(v. Richtliofcn Rq. S. 504) einerseits, die Verordnung von 1503 (oben 
S. 92 Anm. 39) und die Deichordnungen für die Vijlcleele von 1547 
andrerseits. 

6 ) Vgl. Älteres Deichrecht für Humsterland (v. R i c h t h o f e n Rq. 
S. 364§ 1) einerseits, neueres Deichrecht von 1562 art. 3, 4, 10, 25 andrerseits. 

G ) Vgl. Spadelandsreeht art. VIII einerseits, Eyderstädter Deich- 
ordnung von 1595 art. 4 andrerseits. 


Digitized by 


Go^ 'gle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Digitized by 


444 

im Billwärder 7 ). im Hammerbrok 8 * ), im Alten Lande“), in 
Braunseh weig-Lüneburg 10 ). 

In engstem Zusammenhang mit dem Gegensatz zwischen 
älterem und jüngerem System steht die Ausbildung und 
Geschichte der eigenartigen Förmlichkeit des Ausschlusses 
des Kabelhalters aus dem Deiehverbande, die wir als Ver¬ 
spätung bezeichnen. Sie entsteht allmählich unter 
der Herrschaft des alten Systems und muss so im allge¬ 
meinen in den Gebieten fehlen, die frühzeitig und rasch zum 
neuen System Ubergegangen sind 11 1 

Sieht man auf die verschiedenen Fälle, an die das Ver¬ 
fahren gegen den Kabelhalter anknüpft, so lassen sich d r e i 
Gruppen von Verfahrensarten unterscheiden: das gewöhn¬ 
liche V e r fah ren, das beschleunigte Verfahren 
und das Sonderverfahren beim herrenlosen 
(streitigen) Deich. Nur die beiden ersten werden zu¬ 
nächst berücksichtigt, während das Sonderverfahren beim 
herrenlosen Deich einer eigenen Betrachtung unterzogen 
werden soll. 12 ) 


1. D a s ä 11 e r e S y s t e m. 

a) Das gewöhnliche Ve r f a h r e n. Das gewöhnliche 
Verfahren wird dadurch gekennzeichnet, dass es auf die 
Erledigung der r e g e 1 m ä s s i g e n Deicharbeit in derZeit 
v o m F r ii h j a h r bis s p ä t e s tens Herbst zugeschnitten 
ist. Eine besondere Stellung nehmen dabei die Rechte ein, 
die eine tägliche Busshäufung kennen. Dies ist nach 

7 ) Vgl. Billwärder Lamlrecht Zusatz aus dem Jahre 1498 einerseits, 
Billwärder Lund- und Deichordnung von 1039 andrerseits. 

s ) Vgl. Hammerbröker Deichrecht (a. I486) art. 5 — 7 und art. 13 
einerseits, die neuen Hammerbröker Artikel von 1(145 art. 7 andrerseits. 

v ) Vgl. Deichrecht des Alten Landes art. X und XV einerseits, D.-O. 
ries Herzogtums Bremen vom ‘JO. Juli lC'.iJ, Kap. VIII andrerseits. 

10 ) Vgl. D.-O. von 1501, von 1004 (art. 17) und 1748 einerseits, die 
lte form Vorschläge im IS. Jahrhundert (bei J. (iierke Verspätung S. 
709 f.) andrerseits. Sieht 1 ferner die Deiehordnui g fl'ir Lauenburg von 
175J, die die Braunschweig-LUneburgisehe Deicbordinmg 1664 einführt, 
aber mit einem Zusatz (tj der das Verdingungssystem enthält. 

u ) Vgl. Abschnitt III. § 0 IV. Ausführlich wird über die Förmlich¬ 
keit Verspätung unter VI. gebandelt werden. 

,2 | Vgl. unten VII. 
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dem älteren Schulzenreeht der Fall. 13 ) Ihm scheint dalx-i 
folgende Ausgestaltung zu Grunde zu liegen. An die Kontroll- 
schau im Frühjahr wird eine tägliche Busshäufung geknüpft, 
solange die Kabel nicht in Ordnung ist. Diese Bussen werden 
im weiteren Verlauf eingetrieben. 14 ) Mit der letzten Schauung 
im Jahr dürfte ein Ausschlussverfahren mit Friedloslegung 
einsetzen, 15 ) insoweit nicht bereits vorher auf Grund der 
Bussexekutionen ein Ausschluss stattgefunden hat. Eine 
solche tägliche Busshäufung findet sich auch in den Küren 
der Oster- und Westerhammerik bei Groningen von 138(3, 
sie beginnt hier auf einer Nachschau: „Weer enich man die 
quade dycke hadde ende den dat geboden worde, dat hie 
by ener tidt svne dycke maken solde ende hie dat bot ende 
den dach versete, die sal breken na den dage die em geset 
word, elkes dages dubbelden broke“. 16 ) Diese Bussen wurden 
durch ein fortlaufendes Strafverfahren eingetrieben, das in 
der Friedloslegung seinen Abschluss fand; 17 ) vielleicht gab 
es daneben ein deichrechtliches Ausschluss verfahren im 
Anschluss an die letzte Schauung. — Im übrigen lassen sich 
bei dem regelrechten Verfahren im Grossen und Ganzen 
zwei verschiedene Typen feststellen. 

Es werden auf mehreren kontrollierenden 
Hauptschauungen einmalige feste Bussen verhängt, 
während das Ausschlussverfahren erst mit oder nach der 
letzten Hauptschauung beginnt (Verfahren mit fort- 

'•) v. Richthofen Rq. S. 390 § 17: „Dit is riucht.dat die fria Fresa 
schel dine ouir, deer hi bi banne wareth toeienst dyne aalta see, toe sinte 
Benedictus miasa wrocht habba, iefta mit tuaem Schillingen aldur wr 
nacht beta toienat dine achelta alsoe langh ala hit oen wanwirke iB ont 
sumeris nacht; ende eefter aumeris nacht, ief dat grundieth dat saute 
wetter in leth, ende lyoedem schaede deth oen hyara noth, alsdus wr 
nacht ont lettera euennacht mit tuaem pondem beta“. 

,4 ) Die Busse beträgt nach dem Schulzenrecht in gewöhnlichen 
Fällen vom 21. März bis hinauf zum 21. September täglich 2 Schillinge. 
Die zwei Pfund kamen nur bei einem Deichbruch vom 21. Juni 
an in Frage. Auch hier scheint tägliche Busshäufung stattzufinden. 

1S ) Und zwar nach Massgabe des Verfahrens, das das jüngere 
Schulzenrecht bei einem Deichbruch kennt. Vgl. unten b. 

IS ) Vgl. Küren der Oster- und Westerhammerik bei Groningen von 
1386 (v. Richthofen Rq. S. 520, § 9). 

n ) a. a. 0. § 3. Hierzu siehe oben S. ISS, Anm. 137. 
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laufenden Hauptschauungen). Die Bussen werden 
möglichst nach der betreffenden Schauung eingetrieben, 
ihrem Betrage nach steigen sie meist mit der Schauung an. 
Hierher rechne ich das Deichrecht der Hemmen von 1453. 
Die partikulären Schauungen der Teilverbände sind Buss¬ 
schauungen, 18 ) im Anschluss an die letzte Generalschau 
des Samtverbandes zu Michaeli verfällt dann das Land des 
Ungehorsamen. 1:, i Nach der altmärkischen Deichordnung 
von 1436 ist das Verfahren so ausgestaltet, dass drei Haupt¬ 
schauungen im Jahre stattfinden; 19 ®) die erste Schau ist 
eine Weisungsschau, die beiden anderen sind Bussschauungen. 
Die dritte wird am 16. Oktober abgehalten; sie ist gleich¬ 
zeitig Verbürgungsschau; ist auf ihr der Deich noch 
nicht fertig, so erhält der Kabelhalter eine Nachfrist nur, 
wenn er durch BUrgenstellung oder Selbstbürgschaft Fertig¬ 
stellung und gegebenen Falls Schadloshaltung gelobt Erfolgt 
keine BUrgenstellung oder wird die Nachfrist nicht einge¬ 
halten, so hat die Deichverwaltung das Recht sich des 


,8 ) Deichrecht § 2: „Hwaso syn dycken naet macket, als hem tha 
deineren greitmannen ende atten habbet biuellen, eer disse scowinghe 
(d. h. die Generalschau zu Michaelis, siehe § 1, angeführt oben S. 356, 
Anm. 40) ende wrherich werth syn eyna riocht, dy hat wrberth welcka 
hem achte pond to eynt dat riocht.“ 

19 ) § 3: „Hwaso al deer wrherich is, ende naet commet op sunte 
Michelis iondde, als for scriouwen is, so scelma hem seka to hws ende 
to hou ende dat ruucht thof'arra tho ghaen, ende dio mene meenthe 
ney; so hat dy ienne vorberd toions dat weelcka hem achte pond ende 
iens doo meente also fula welck a hem“. Es handelt sich hier um den 
ungehorsamen Deichhalter, der auf der Michaelisschau nicht da ist, 
weiter aber darum, dass die Busse durch „Zufahrt“ beigetrieben wird. 
(Vgl. unten IV. 2). Bei fernerem Ungehorsam gilt dann § 4: „Hweersoo 
dycken al deer mit ruucht wrherich wirddet, ende dat riocht naet toe 
herigha mei dryw, so scel dat ruucht dyn sada to reda ende die mene 
meente den dyck herich to meythien; ende so ist tland vorberd, deer dy 
dyck op lieerth, halft* tOtter meente byhoeff, ende haltf to des riochtes 
byhoeft“. Es wird also der Deich unter Verfall des deichpflichtigen 
Landes vom Deichverband ausgebessert. Das gleiche Verfahren fand 
offenbar Anwendung, wenn der Kabelhalter sich zwar einfand, aber nach 
einer ihm gestellten Nachfrist nicht fertig war. Vgl. übrigens oben 
S. 175, Anm. 79 und S. 206. 

iö a ) Vgl. oben S. 354 Anm. 25. Zu Folgendem siehe auch J, Gierke 
„Verspätung“ S. 800. 
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deich pflichtigen Gutes zu unterwinden“.* 0 ) Hiermit stimmt 
im wesentlichen die Deichordnung von 147(i überein; doch 
scheint die Verbürgung erst auf einer Nachschau der dritten 
Schauung gefordert zu werden, und es ist die Möglichkeit 
der Selbstbürgschaft fortgefallen.* 1 ) Man wird annehmen 
müssen, dass die Verbürgungsschau auf niederländischen 
Einfluss zurUckgeht. 21 “) 

Eine gewisse Ähnlichkeit zeigt das Deichrecht der Alten¬ 
dorfer Schauung. Nach ihm werden auf den drei ersten 
Hauptschauungen des Jahres Bussen verhängt; die Schau¬ 
ungen sind Steigerungsschauungen, indem die Busse auf der 
ersten Schau 6 Pfennig, auf der zweiten Schau 372 Schilling 
und auf der dritten Schauung IO 72 Schilling beträgt. 22 ) Auf 
der letzten Hauptschauung im Jahr, der allgemeinen Schau, 
beträgt die Busse sogar 2x27 Schillinge und eine Tonne 
Bier. Zugleich ist diese Schauung eine Verbürgungsschau, 
indem der Kabelhalter geeignete Bürgen dafür stellen muss, 
dass er innerhalb bestimmter Frist die Kabel ausbessert. 
Die Nachfrist beträgt je nach den Umständen 8 oder 


*°) „Und alseeden scholen alle Dyke darsüives reyde (fertig) we9en 
mit Erden und mit Werken. Weret ok dat to der tyd ymand were die 
der Dyke dar sülvea nicht gemaket hedde, die 9chall mayn Hern Gnaden, 
den Landen, Mannen und Steden verwiesen (verbürgen), dat die Land 
daraff nicht bescheediget werden, oder sülues Borge daruor wesen. Worde 
hy ok auerstontich oder dat hy sülues in heftunge quame, so mögen 
•ick myn gnedige Her Manne und Stede sins Gudes undervinden und 
die Dyke daruon maken.* Die Worte „oder dat hy sülues in heftunge 
quame“ beziehe ich auf das Verstreichenlassen der Nachfrist. 

21 ) „Weret sake, dat de Heymryder der Dyke in der ersten Schowunge 
ymand baden, de Dyke tho makende alse wanliken is und de in der 
drudden Schouwynge nicht gemaket weren und denne nicht en mackede 
alsse recht is, so wollen wy unde unse gewaldygen scullen den jennen 
beden und so hebben, dat he scall von stundt wischenheit don, dat unse 
landt und de Jenne de under der Drencken beseten sint, von oren argen 
Dykcn nicht beschediget werd; weret sake, dat de sulve neyne borgen 
vermuchte noch hebben künde, scolen unse gewaldigen man und Stede 
und de under der Drencke sint beseten, . . . mechtig wesen also dane 
guth alse de sulven in der Schouwinge heft und datt uthdon und de 
Dick daraff maken.“ Eine andere Änderung in der Altmark zeigen noch 
die Zusätze aus der Zeit Joachims 1. (Verwendung der Bussen zur Aus¬ 
besserung). 

21 «) Vgl. unten 2. 22 ) Deichrecht V, 19 ff. 
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14 Tage. 1 ' 3 ) Ist auf der Nachschau die Kabel nicht aus¬ 
gebessert, so muss der Bürge das Einlage? beziehen; Dek-h- 
graf und Geschworene aber dürfen in einen Krug gehen und 
eine Tonne Bier auflegen und demjenigen, dem der Deich 
zugehört, Speck und Fleisch und andere Lebensmittel aus 
seinem Hause zu ihrem Gelage holen. 2 * 8 ) Zweifelhaft bleibt, 
ob eine solche Einlagerschauung wiederholt wird. Jeden¬ 
falls wird bei fortdauernder Säumnis, ebenso auch bei nicht 
geeigneter BUrgenstellung, die Anberaumung eines Deich¬ 
gerichtes zwecks Ausschlusses und Landverwirkung vom 
Landesherrn erbeten.* 4 ) Das Deichgericht wird in Gegen¬ 
wart der Gesamtheit der Deichgenossen von den Abgesandten 
des Landesherrn auf der zerbrochenen Deichstelle abge- 

29 j Es ist nicht zutreffend, wenn Hahn S. 3S annimmt, dass auch 
nach den drei ersten Schauungen Nachschauungen für die Deichkabeln 
stattgefunden hätten. Deichrecht VIII 10 ff. bezieht sich nur auf die 
Wegfäh reis und Flete. Diese wurden nur auf den Vorschauungen ge¬ 
schaut, hier gab es Nachschauungen mit einer Busse von einer Tonne Bier. 

2Äa ) Verbürgung und Einlager deuten auf niederländischen Einfluss. 

24 ) Das oben geschilderte Verfahren auf und nach der allgemeinen 
Schauung wird im Deichrecht so angegeben (XI 10 ff.): „Und wen se 
dieck brockhaffcig befunden, de nioth wedden tweemahi säven und 
twintig schü'ing wo baven gcme.lt ock eine tonne hehr an de menheit 
undt moth aldar nögehafftige borgen steilen, dat he sinen dieck will 
nögehafft und guth macken, in der tidt de ehme ernömet und dieckgreve 
und schwären mit willen und volborde der menheit; nach dem de dieck 
verliek is, werth tho om geinten acht oder vehrtin dage upt lengst 
und de ge men« schowinge werth aldar den wedder up gegeben, na der 
ingerunden oder an gesettoden tidt werd de bröckhafftige diek von dieck- 
greven und sch waren wedder gesehowet und so de dieck den nach nicht 
gudt gemacket, so loggen und esken de dieckgreve und schwären de 
borgen in den krogh, dat se obrer geloffte nakanicn, sölvest dieken oder 
diecken laten; de dieckgreve und schwären so otfte se dieck schuwen 
und nicht gut is, dar biogen vor uthgestellet sin, mögen se eine tonne 
hehr im kroge up satten und darup therren undt nemen den« des de 
wrogehafltign dieck is, de paiide uth dem huse, alsz speck, fiesch und 
wens s (' vor soleke pandung achten, so dan vor dan lioth und fahr dem 
carspei an licht, wegen des dieckes so in der fall rügt, mag unser gnädigster 
herr, besucht und aiigeiunget werden, dat sine 1‘örsl. gnaden ein dieck- 
recht darup loggen lat heu.** ln meiner „Verspätung“ 8. 802 Anm. 1 habe 
ich versehentlich angenommen, dass die Deichheamton bereits zwischen 
Hauptschau und Nachschau auf Küsten des Deiches zehren. — Ein Not¬ 
fall zur Anberaumung des höheren Deiehgerichts ist zu Ende des Jahres 
gegeben. 
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halten* 5 ) 20 ). Besonders deutlich erhellt das langsame, bis 
zur allgemeinen Schauung im Herbst sich ausdehnende 
Strafensystem der Altendorfer Schauung aus folgender Vor¬ 
schrift des Deichrechts (IX 11 ff): 

„Wen an dem diecke na der Osten etwas tho söden 
und ein holhefft edder eine stedde uthe is, so groth und 
with, darmen enen voth, darein stevel und spare aver is, 
in setten kan, den dieck mögen dieckgreven und s chwaren 
tho wedde Anden in allen schowingen, aldewile idt nicht 
wedder tho gemacket is, dat mag ock dan de gantze men- 
heit" (d. h. die ganze Gemeinde auf der letzten allgemeinen 
Schauung). 

Am verbreitetsten ist die zweite Ausgestaltung. 
An die einzelnen Weisungshauptschauen oder 
kontrollierenden Hauptschauen schliesst sich 
eine grössere Anzahl von Nachschauungen an, 
die den Charakter von Bußsteigerungsschauungen 
haben, bis dann schliesslich der feierliche Ausschluss sei 
es mit, sei es ohne die Förmlichkeit der Verspätung erfolgt 
(Verfahren mit Nachschauungen). Naturgemäss 
musste dies Verfahren sich leichter da Eingang verschaffen, 
wo Teil- und Vollschauungen, Erd- und Tuin- oder Ruwart- 
schauungen unterschieden wurden. Dabei ist interessant, 
wie die dreimalige und neunmalige Säumnis, die in Ge¬ 
meinden und Markverbänden überhaupt eine Rolle spielte,* 7 ) 
vielfach wiederkehrt. Dies wird sich zeigen, wenn wir auf 
die wichtigsten Beispiele des zweiten Typus eingehen.**) 
Hierher gehört das Bill war der Landrecht, das in einem 
Zusatz aus dem Jahre 1498 folgendes vorschreibt:* 9 ) An die 
Weisungsschau schliessen sich vier Nachschauungen in Ab¬ 
ständen von 8 Tagen zu 2, 4, 8, 16 Schillingen; auf jede 
Nachschau soll die Pfandnahme folgen. Ist die vierte Nach¬ 
schau vergeblich gewesen, so wird zur Affspadung“ ge- 

«) Vgl. Deichrecht XXXI ff. 

**) Auch der Adel ist dem Zwangsverfahren der Altendorfer Schau¬ 
ung unterworfen. Fraglich könnte nur sein, ob auch die „Pfändung“ 
der Lebensmittel gegen ihn Platz griff. Vgl. Deichrecht XII 20 ff. 

* 7 ) Vgl. oben S. 70 Anm. 21. 

28 ) Vgl. zu Folgendem meine Verspätung S. 780ff. 

*•) Sie ist im Wortlaut angeführt oben S. 85 Anm. 2. 

J. v. Gierke, Geschichte des deutschen Deichrechts II. 29 
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schritten. Verwickelter liegen die Verhältnisse nach dem 
Hammerbröker Deichrecht. Nach den ältesten Artikeln, 
die im Jahre 1486 zusammengestellt sind, haben sich an 
die Weisungsschau acht Nachschauungen auzusch Hessen und 
zwar drei zu je 6 Pfenninge, die vierte zu 18 Pfenninge, 
die fünfte zu 4 Schilling, die sechste zu 7, die siebente 
zu 21, die achte zu 27 Schillinge. Nach den drei ersten 
Schauungen, von da ab aber nach jeder Schauung hat die 
Einpfändung der Bussen stattzufinden (art. 5—7). Nach der 
8. Schauung soll die Abspatung einsetzen, aber nur, wenn 
das Gebrechen so gross ist, dass „Ebbe und Flut täglich 
darüber geht* (art. 13). Dies Letztere ist offenbar eine 
Milderung gegenüber dem früheren Recht, die sich in der 
Tat auch nicht bewährte. 30 ) Vielmehr ist zu Anfang des 
16. Jahrhunderts der Rechtszustand folgender: 81 ) Bei ge¬ 
wöhnlichen Gebrechen (fehlender Höhe und Breite) hat nach 
Vollzug der acht Nachschauungen ein Deichgericht aller 
Deichgenossen stattzufinden, das Uber die Verspätung be- 
scbliesst und gegebenen Falls noch eine Nachfrist setzen 
kann;'*) bei umfangreicheren Gebrechen aber, zu deren Her¬ 
stellung es einer grösseren Anzahl von Arbeitern bedurfte, 
konnte das gewöhnliche Schaugericht (Vogt und Geschworene) 
allein Nachfristen setzen. 3S ) * 4 ) 35 ) Merkwürdig langsam 
schleicht das Verfahren in der Wi 1 s t e r m ar s c h vorwärts. 

*°) Hll bbe 7.u art. 13. 

3I ) Vgl. H ü 1) b e zu art. 13, art. 38 ff. 

**) art. 39: „Welk* 1 « Landmannes Dyk, de na den 8 Schouwingen 
nicht hoch genneh unde bred gen och is, unde dar Varlicheit dem ganzen 
Lande van enstaen mochte, alsdann sehalmo laten de Landlude darup 
finden, wor me demsulven lenger Tid schall gunnen, edder nicht, edder 
wor me em ein Land schall afspaden.“ 

83 ) art. 42: „So wanner de Ssvaren unde Vagod hebhen geschomvet. 
alle de Schojwingo unde darby gevaren mit der l’andinge, wo Hammer- 
brokes Itecht utwiset, und vinden dar ombaven hy densulven noch grote 
Gebreke an ereil Dyken unde willen de nicht laten maken, so dat dat 
Land Schaden darvan krigen mochte, so scholen de Vaged unde Swaren 
noch heden, dat se 10 edder 12 Mannen uppe den Dyk winnen und 
laten den Dyk tor Noege maken. Is desulve denne der Bedinge, unhorsam 
unde dede des nicht, so schall men ene punden ein Mal, tom anderen 
Mal unde tom durden Male. Let desulve den Dyk noch nicht maken. 
so sehalmo demsulven sin Land affspaden sunder Gnade, uppe dat dat 
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Nach dem Bericht LUbbekes (1599)* 6 ) ist es so ausgestaltet:* 7 ) 
Die Deichkabel des Säumigen wird dreimal bis auf 30 Schilling 
geschaut. Jedes Schauen ist ein mehrgliedriges Verfahren, 
das sich in vier Steigerungsschauungen zu 1, zu 4, zu 20, 
zu JO Schillingen auflöst. Die zweite und dritte Steigerungs¬ 
schau zu 4 und 20 Schillingen bestehen aber in einem zwie¬ 
fachen Überschauen, wobei bei dem ersten Überschauen 2 
und 10 Schillinge, nach der sofortigen „Umkehr“ bei der 
„Wiederschau“ aber 4 und 20 Schillinge fällig werden.* 8 ) 
Vermutlich ist dieses sofortige nochmalige Überschauen eine 
Vereinfachung einer älteren Steigerungsschau, die erst am 

Land des Dykes halven sunder Schaden möge bliven“. — Interessant 
ist, dass dem Kabelhalter die Auswinnung befohlen wird, aber eine Aus- 
winnung seitens der Obrigkeit findet bei dem alten System nicht statt. 

M ) Über die Fristen ffir die Abhaltung der acht Nachschauungen 
und viele andere Fristen sind wir nicht genau unterrichtet; offenbar 
galten herkömmliche Fristen oder es entschied das Ermessen der Deich- 
obrigkeit. Art. 12 des Deichrechts ergibt für Notfälle tägliche Nach¬ 
schauungen, aber „de Gnade steit by dem Rechte“. 

aö ) Bei besonders gefährlicher Schadhaftigkeit galt ein beschleunigtes 
Verfahren; siehe unten S. 456. — John Raacke „Die Deichlast im 
Hamburger Staatsgebiet“, Leipziger Dissertation 1908 S. 48, behauptet, 
dass im Hammerbrok eine Verspätung tatsächlich niemals eingetreten 
sei. Diese an sich schon gänzlich unwahrscheinliche Behauptung wird 
durch das Hammerbröker Deichrecht art. 68 (a. 1533) widerlegt; hier 
wird gegen Jasper von Emersen die Verspätung angewendet. 

•*) Bd. I. S. 43. 

* 7 ) Siehe in e i n e Verspätung S. 783, vgl. auch 1) c 11 e f s e n 
S. 354. — Der Spadelandhrief von 1438 kennt zwei Hauptschauungen 
vgl. oben S. 334 Anm. 29. 

aa ) So heisst es in Bezug auf die zweite Steigerungsschau vom 
Deichgrafen: „Den wen he thom andern mall schouwet, moten de vor* 
schou wers shuldygen, svath nycht gudt ys, unde wat thom ersten mall 
thom ß gesc.hnuwet ys, unde wo ydt nycht ys angetastet, so schouwet he 
dat tho II ß unde fracht den eyuen van synen schwären, de wylle dat 
ydt vorhalen dyck ys unde nycht angetastet ys, yfft he syck myt synen 
schwären nycht motli umine keren unde schouwe ehnauer unde wedder 
auer“. Dem entsprechend ergeht die Antwort: „So schouwet he ehn den 
up IIII ß vor vorhalen dyck unde buth ehn wedder yn tho X ß. “ Es ist 
hier zwar nur die Rede davon, dass der Deich nicht „angetastet“ ist, 
doch ist es nach der Struktur des ganzen Verfahrens nicht zweifelhaft, 
dass das Gleiche gilt, wenn die erforderliche Arbeit zwar begonnen, aber 
nicht rechtzeitig vollendet war. 

29 * 
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Tage darauf einsetzte. 3S ) Zu beachten ist bei dem ganzen 
Verfahren das „Einbieten“ für die folgende Schauung, also 
der Strafbefehl, der unter Bussandrohung erlassen und 
teilweise noch dem Säumigen durch den zuständigen Ge¬ 
schworenen bekannt gemacht wurde. Die Einforderung der 
Bussen liegt nach den einzelnen Schauungen ebenfalls dem 
zuständigen Geschworenen ob, der für sie die Bürgschaft 
übernimmt. Will er nicht bürgen, so erfolgt die Pfand- 
nahme durch Deichgraf und Geschworene. 40 ) Nach der 
dreimaligen Schau bis hinauf auf 30 Schillinge setzt die 
Verspätung ein. Das ganze Verfahren wird von Lübbeke 
genannt: »Den Dyck vor den spaden tho schouwen* d. li. 
die Schauungen über eine Deichkabel zwecks Verspätung 
oder wörtlicher „eine Deichkabel reif für die Verspätung 
zu schauen“.“) 4S ) Nach dem Deichrecht des Alten Landes 4 *) 
werden 8 Nachschauungen von den Deichrichtern und 
Schwären der einzelnen Meilen gegen den Ungehorsamen 
verrichtet, sie sind zunächst Bußschauungen von 10 Schilling 
bis auf 1 Tonne Bier, dann kann die früher erwähnte Haft 
der Mistforke angewendet werden, wahrscheinlich steigt 
darauf die Busse noch höher. Alsdann wird die Schauung 
den Greven des Alten Landes als den obersten Deichrichtern 
übergeben; diese verrichten mit den Deichrichtern und 


**) Vgl. die „Holstengebräuche“ Bd. 1 S. 43 ß 2, und unten Anm. 42. 

Die Ablehnung der Verbürgung wird allerdings erst bei der 
Schauung zu 30 Schillinge erwähnt. Vgl. aber die in der vorigen Anm. 
erwähnten „Holstengebräuche“. 

4l ) Unrichtig ist die Deutung Detle fsens S. 337 Anm. 8 „Den 
Deich für den Spaten d. h. für die Arbeit jemandem zusprechen“. 

4 ') Nach den oben Anm. 39 erwähnten Holstengebräuchen ist uns ein 
etwas abweichendes Verfahren überliefert. Unter der Überschrift „Van 
dem Schauende“ wird dargestellt, dass des ersten Tages zu 1 Schilling, 
des anderen Tages zu 2 Schilling geschaut werden soll; die dritte 
Schauung erfolgt zu 4 Schillinge. Auf jeder Schauung kann der Ducht¬ 
geschworene „vor dem kor guht seggen edder tho wedde wisen“, d. h. 
die Bürgschaft für die Strafe übernehmen oder die Strafeinziehung dem 
Deichgrafen überlassen. — Die Holstengebräuche brechen mit der 
Schauung zu 4 Schilling ab. Detlefsen S. 366 nimmt an, dass eich 
hieran die Schauungen bis zu 30 Schilling angeschlossen haben. Dies 
ist wahrscheinlich, aber nicht sicher. 

4 *) art. X u. art. XV. Hierzu vgl. meine Verspätung S. 785 tt. und 
oben S. 85. 
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Schwären die neunte Schauung und halten nun in Gegenwart 
der Gemeine das Verspatungsgericht ab Auch Spadelands- 
recht art. VIII dürfte hierher zu rechnen sein, in dem es heisst: 

„Wenn sich das zutragen würde, dass einer oder mehr 
mit Teichen versäumlich befunden und gleich seinen Be¬ 
nachbarten mit der Arbeit nicht fort wil und die Straffe 
der Teichrichter nichts achtet und dem Koge durch solche 
Versäumnis und Unfleiss Schaden begegnet oder auch zu 
befahren, sollen die Teichrichter nach altem Spade-Landes- 
Rechte den Spaden auff den Teich setzen und die Säumigen 
ihres Landes dadurch entsetzet sein.“ 

Man wird hier an herkömmliche Nachschauungen, die 
sich an die Hauptschauungen anschlossen, zu denken haben 44 ). 
Ganz deutlich ist wieder die älteste Deichordnung für 
Braunschweig-Lilneburg von 1564 45 ); sie schreibt den 
Amtleuten und Deichgeschtvorenen 4 Hauptschauungen vor, 
sie sollen „wo sie Mangel befinden, demselben, dem solcher 
mangelhafter Teich zustehet, es ansagen und befehlen, solchen 
Mangel zu erstatten und den Teich zu bessern, auch eine 
kurze nahmhafte Zeit zu solcher Besserung bestimmen“; ist 
der Kabelhalter lässig, so hat er 2 fl zur Strafe oder „Pfand¬ 
geld“ zu geben, „und soll demselbigen Ungehorsamen aber¬ 
mals bei zehen fl. geboten werden, den Teich zu bessern 
und unsträflich zu machen; wenn er es aber dann nicht thut, 
so soll er in die zehen Gülden verfallen seyn“. Und dann 
wird endlich bestimmt: Es soll „ihm zum drittenmal bei 
Verlust des Guthes. dazu der Teich gehöret, geboten werden, 
den 'reich zu machen“; „so er dann abermals ungehorsam 
seyn würde“, wird er, wahrscheinlich in Form der Verspätung, 
..des Gutes und Deiches verlustig erklärt“ und bei Schadens¬ 
stiftung mit Verfestung oder sonst mit Ungnaden bestraft. 
Vermutlich ist die in Rede stehende Ausgestaltung auch für 
Ditmarschen 48 ) und für das ältere Humsterländer Deichrecht 47 ) 
anzunehmen. 

44 ) Vgl. die Eyderstädter D.-O. von 1695 art. 4 (Nachachauungen 
zu 4. C, 8 Schillingen). Vgl. meine Verspätung S. 795 f. 

4C ) Vgl. Ältestes Landrecht § 134, neueres art. 167, Landrecht 
von 15f>7 art. 86 § 4. Hier ist fllr denjenigen eine Geldstrafe festgesetzt, 
der seinen Deich nicht aus der Schuld bringt. 

47 ) Vgl. § 1: „De eerste sänne en broke by teyn groninge penninge, 
de andere by XX denare, de derde by twen ensen, de veerde by ene 
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b) Das beschleunigte Verfahren. Bei besonders 
schweren Gebrechen, vor allem wenn sie sich im Winter 
ereignen, greift ein beschleunigtes und verschärftes 
Verfahren gegen den Kabelhalter Platz, das sich durch einen 
rascheren Ausschluss, eine schneller ein¬ 
tretende Verspätung und schärfere begleitende 
Haftungen kennzeichnet. Naturgemäss entfällt es insoweit, 
als nach den früher besprochenen Grundsätzen dem Kabel* 
halter eine Hülfe zuteil werden muss. Das Verfahren vollzog 
Bich vielfach auf Notschauungen und Notgerichten. 

Ein beschleunigtes Verfahren bei einem Deichbruch 
ergiebt das jüngere Schulzenrecht. Während das 
ältere anscheinend auch hier bei der Busshäufung verharrt, 
zwingt das jüngere Schulzenrecht den Kabelhalter zur 
sofortigen Inangriffnahme der Deichaus¬ 
besserung. Die Einzelheiten dieses Verfahrens, auf das 
schon öfters verwiesen worden ist, sind folgende. 4S ) Es 
werden zwei Fälle unterschieden. Einmal der Fall, dass 
ein Deichbruch sich zwischen dem 21. Juni und 21. September 
(tuisscha sumeris nacht ende lettera euennacht) ereignet. 
Der Kabelhalter verwirkt dadurch zwei Schilling an den 
Schulzen und zwei Pfund an den Grafen und muss spätestens 
über Nacht am Werke stehn (ende dus wr nacht an wirke 
staen). 48 ) Ist er ungehorsam, so verfallen die gleichen 
Bussen. Will er die Bussen nicht zahlen und den Deich 
nicht machen, so erfolgt auf Grund eines Asegenurteils und 
der Erlaubnis des Schulzen die Pfändung der Bussen durch 

halve ponde; en wylmen dat neet besetten oppe de dyken, so brectmen eyn 
halft punt to den huse to faere; oppe twe pont, so breket he IV scillinge 
engelsch to faere de redgian oppe dene dyck en schowe voert“. Die 
8telle ist nicht ganz klar. Ich verstehe sie so, dass zunächst vier 
Steigerungsschauungen stattfinden, werden die Brüche nicht bezahlt, so 
werden sie mit einer weiteren Busse durch „Zufahrt* gepfändet. Es 
scheint dann eine Steigerungsbusse von 2 Pfund mit 4 Schilling Zufahrtis- 
busse verhängt worden zu sein. Ein Auschlussverfahren gegen den Un¬ 
gehorsamen fand wohl nach Massgabe von § 2 statt. 

**) Jüngeres Schulzenrecht § 19. Vgl. oben unter a, ferner S. 87. 
— Die Wichtigkeit der Stelle erfordert eine genaue Berücksichtigung. 
Vgl. zu Folgendem meine Verspätung S. 775. (Hier tritt aber der 
Gegensatz zwischen den beiden Schulzenrechten nicht in Erscheinung.) 

49 ) Hierauf ruht der Schwerpunkt gegenüber dem früheren Recht. 
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..Zufahrt“ der Oerichtsgemeinde. Es ergeht dann von 
neuem eine Mahnung durch die Deichgeschworenen. 
Steht der Deichhalter trotzdem am vierten Tag nicht an 
der Kabel, so werden Feuerzeichen angeztindet, und der 
Ungehorsame wird zur Hauptlöse verurteilt. Noch kann der 
Säumige, wenn er geftigsam ist, eine Frist für ihre Be¬ 
zahlung und fUr die Deichreparatur bei BUrgenstellung er¬ 
hallen. Sobald aber das Fronungszeichen, die Fahne, auf 
sein Haus gesteckt ist, kann er nur noch sofort erfüllen. 
Erfüllt er nicht, so ergeht ein Asegenurteil, dass man zur 
Wüstung und Friedloslegung schreiten soll. Die Friedlosig¬ 
keit bewirkt zunächst, dass ihn niemand hausen noch hofen 
darf. Nach Jahresfrist wird er aber aus dem Land vertrieben 
und verstossen, und sein (lut für König und Volk in Besitz 
genommen. Das geschilderte Verfahren bezieht sich nur 
auf den völlig Ungehorsamen. Man kann aber annehmen, 
dass dem Kabelhalter, der zur Deiehausbesserung erschien, 
eine Frist für die Vollendung gesetzt wurde; in der Zwischen¬ 
zeit mochte immerhin die tägliche Busshäufung stattfinden, 
so lange der Deich offen war 50 ). Der zweite Fall ist der, 
dass ein Deichbruch sich ereignet zwischen Benediktus- 
tag (21. März) und Urbanstag (25. Mai); hier verwirkt der 
Kabelhalter 2 Schillinge an den Schulzen und muss „foerd 
an wirke staeir. 51 ) Was tritt ein, wenn er nicht am Werke 
steht? Offenbar doch ein gleichartiges Verfahren wie bei 
einem Deichbruch zwischen Sommersnacht und dem 21. Sep¬ 
tember 5 *). Merkwürdig ist schliesslich noch, dass das jüngere 
Schulzenrecht von einem Deichbruch zwischen dem 25. Mai 
und 21. Juni überhaupt schweigt. An eine Lücke zwischen 
§18 und § 19 ist nicht zu denken. Mir scheint, dass die 
Schwierigkeit so zu lösen ist: In dieser Zeit gilt ausschliess¬ 
lich die Vorschrift des älteren Schulzenrechts, es findet also 

M ) Die tägliche ßusshäufung bei einem Deichbrach findet sich noch 
im Winsumer Sielbrief von 1464 art. 50: „So waer in dijck evn gaet 
-inbreckt, und« da loepet enen dach unde nacht eyn ethmael all uyt", 
hat derKabelhalter 4 Mark Busse zu zahlen, „unde allzoemannich ethmaell 
ott'te dach als dath daernae loept, soe mannigon olden marck breckt hie.“ 

5I ) Jüngeres Schulzenrecht § 18. 

5S ) Nimmt man nur tägliche Busshäufung an, so wäre der Befehl, 
sofort am Werke zu stehn, leere Redensart. 
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die tägliche Busshäufung mit 2 Schillingen Anwendung, der 
Deichhalter wird aber durch ein beschleunigtes Verfahren 
zur sofortigen Ausbesserung nicht weiter gedrängt. Vielleicht 
erklärt sich die auffällige Reglung aus dem landwirtschaft¬ 
lichen Betriebe in Verbindung mit der formalen Ausgestaltung 
des Rechts Verfahrens der damaligen Zeit. 53 ) 

Ein beschleunigtes Verfahren zeigen uns auch Quellen 
des Verfahrens mit Nachschauungen. So wird im Hammer¬ 
brok im Jahre 1524 im Hinblick auf ein schweres Gebrechen 
ausserhalb der Zeit der gewöhnlichen Schauungen erkannt: 
„Welk Landmann de Gebreke heft an sinem Dyke- de 
schal de beteren binnen 14 Dagen by der hogesten Pandinge, 
deit he dat nicht in der Tid, so schalme ene noch gunnen 
8 Dage unde let he den sinen Dyk noch nicht maken, so 
schal men na den dre Weken ein Dykrecht laten holden 
unde dat Land darup laten finden, wor me demsulven sin 
Land schal afspaden edder nicht*. 54 ) Wie man sieht, werden 
hier die gewöhnlichen 8 Steigerungsschauungen erheblich 
verkürzt, schon nach 14 Tagen muss bei der höchsten Busse 
der Deich fertig sein. 55 ) Aus der Wilstermarsch erwähnen 
wir die charakteristische Darstellung Lübbekes. 55 ) Er er¬ 
klärt in Bezug auf das früher geschilderte dreimalige Schauen 
bis auf .80 Schillinge: „Unde ys ydt landes nodt, so schouwe 
he ehn alle dage ens tho. so kan he ehn yn dren dagen 
thoschouwen unde yder tydt mytli synen schwären anseggen 
laten unde fragen ehn, yfl't he den dyk och noch wyll an¬ 
tasten unde maken. Unde seeht he den noch vor dem dyck- 
greuen unde synen schwären, wen he dre mail ys thoge- 
schouwet, he wyll edder kan ehn nicht maken, unde wyll 
dat land vor denn dyck lyggen laten, so moth de dyckgreue 
dar eynen spaden up steken". Man erkennt hieraus, dass 
in Notzeiten die Schauungen bis auf 80 Schilling in drei 
Tagen abgehalten werden können. 

53 ) Diese?. Lücke im jüngeren Selnilzenreeht ist bisher ganz un¬ 
beachtet geblieben. 

54 ) Hammerbröker Deichrecht nrt. 54. 

55 ) Wahrscheinlich wurde so in dem Fall verfahren, der im Jahre lf>$3 
zur Verspätung stand. Siehe arr. Ö8 (vgl. noch oben Anm. Ö5V 

Siedm oben Anm. ‘>b. 


Go igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



457 


Im übrigen kam, namentlich bei einem verschuldeten 
Deichbruch, ein rechtlich ausgezeichnetes Verfahren 
zur Anwendung, das sich auch bei dem neueren System 
erhalten hat. 57 ) 

2 . Das neuere System. 

al Das gewöhnliche Verfahren. Wir verfolgen 
die verschiedenen Ausgestaltungen des gewöhnlichen Ver¬ 
fahrens, das auch hier in der Zeit vom Frühjahr bis 
spätestens Herbst sich abspielt, im wesentlichen immer 
unter dem Gesichtspunkt der Vornahme der Verdingung. 
Doch wird uns die Ausführung der Verdingung im Einzelnen, 
die Bezahlung der gedungenen Personen, die Eintreibung 
des ausgelegten Geldes besonders beschäftigen. 58 ) Zum 
Verständnis des Folgenden bedarf es aber der Unterscheidung 
zweier Arten von Verdingungen. Die eine ist die An¬ 
ne h tner-Ve r d i n gu n g, d.h. eine Werkvertrags-Verdingung, 
der Annehmer ist der Unternehmer. Die andere Art nennen 
wir Mannen-Verdingung, d. h. es wird von der Deich¬ 
verwaltung die Ausführung der Arbeit an Arbeiter durch 
Dienstverträge oder kraft eines Dienstzwanges gegen Ent¬ 
gelt ausgetan. 5 ”') Wir unterscheiden nunmehr folgende 
Typen: 

«) Häutig setzt die normale Ve rd ingung, insoweit 
es sich um das Erd werk handelt, erst nach dem Ablauf 
mehrerer Hauptschauungen auf einer Haupt¬ 
schau oder im Anschluss an eine solche ein. 
Vielfach ist diese Verdingungshauptschau überhaupt die 
letzte Erdschau des Jahres. Ihr folgt dann nur noch eine 
Tuin- und Ruwaertschau, die unter eigenen Grundsätzen 
stellt. 00 ) Diese Reglung kann man als das Verfahren mit 
fortlaufen den Hauptschauungen bezeichnen. Die der 
Verdingungsschau vorhergehenden HauptschauuHgen sind, in¬ 
soweit es sich nicht um eine Weisungsschau handelt. Buss- 

11 ) Siehe unten 2b. 

fc8 ) Siehe unten III. IV. V. 

r>9 ) Ober die Einzelheiten vgl. unten III. Doch muss hier bereits be¬ 
merkt werden, dass wir die Ansicht Beekmans, der ein höheres Alter 
der Mannenverdingung annimmt, nicht teilen können. 

60 ) Sie wird von uns beiläufig berücksichtigt werden. 
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schauit ngen. Doch ist nicht ausgeschlossen, dass infolge 
besonderer Umstände schon auf einer früheren Schau 
eine Verdingung Platz greift. Oft erscheint die letzte Schau 
als Einlagerschau. 

Ein charakteristisches Beispiel gibt uns zunächst, das 
alte ostfriesische Deichrecht. Es gibt nach ihm fünf 
Bussbauptschauungen (§5 ff). Die erste soll um St. Peter 
sein, hier sollen nur ausnahmsweise Brüche für Be¬ 
schädigungen von der Herbstzeit an zuerkannt werden, 
„angesehen de kohle und lange Winter vorhanden gewest 
was“, aber es soll der Strafbefehl ergehen, dass die zer¬ 
brochenen Deiche bis zur nächsten Schauung zu reparieren 
seien. Die zweite Hauptschauung lindet um St. Gregor 
(12. März) statt, sie ist eine Strafschauung (eine Tacke Bier, 
eventuell höher), die dritte Schauung soll um St. Georg 
(23. April) sein und ist ebenfalls eine Strafschauung (eine 
Tonne Bier oder Geldstrafe, oder auch weniger). Die vierte 
Schauung soll zwischen Pfingsten und St. Viti (15. Juni» 
angesagt werden, niemand darf die Sense anschlagen und 
Heu machen, ehe er seine Deiche fertig hat, damit die 
Deiche besser begrünen können; der Ungehorsame wird 
wiederum bestraft („grote poen“), und ihm der Deich noch 
einmal bei grosser Strafe einbefohlen. Die fünfte Schauung 
geschieht um Bartholomäi; die Deichrichter können dann 
..veervoldig edder so hoch als se willen“ den fortdauernd 
Ungehorsamen strafen. Die gedachten Strafen werden 
übrigens nach jeder Schau eingenommen und „afgenommen*. 
«Schließlich lesen wir von der sechsten Schauung: 

„De söste und loste Dyckschouwinge sali geschehen 
up Martini edder um den trent . . . und denn in der Schou- 
winge wo ungehorsam befunden, dat he tho der 1. 2. 3. 4. 
und 5. Schouwinge sinen Dyck mit Vorsate, so tho bewiesen 
were, hadde liggen laten, den ungehorsamen Dyekeren soelen 
de Dyck-Richter mit dübbelde Broeke und Poena straften 
und so mennichmahl he vorlien verpoent de Broeke afnehmen, 
up dat sick ein ander daran spegelen mag; Und de Dyek- 
Richtere soelen alsdann den Dyck utliwinnen, dat Geld darvan 
uthgeven und von den unwilligen Dycker dübbelt wedder 
nehmen, angesehen de daglyke Ströhme und kohle Winter 
vorhanden und tho vermoedon sinnen". 
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Erst im 1(5. Jahrhundert wird dies langsame Verfahren 
verlassen, indem Graf Edzard I. in seiner Deichordnung von 
1515 (§ 9) den Deichbeamten die Macht gibt, schon auf der 
dritten Schauung die Deiche „uththowinnen“. 

Das Privileg des Herrn von Cranenburg von 1340 setzt 
3 Schauungen fest und bestimmt dann in Bezug auf die 
ungebesserten Kabeln: „Und wy sy niet volmaekt en hedde 
ter letster schawe, daer en sal die Dyckgraffe niet over 
schawen, sy were bestaedet und die Heymraet en sechte 
dan dat sy waell verwaert weren“. 61 ) 

Der Deichbrief für Erkemede von 1356 kennt ein An¬ 
schauen auf St. Gertrauden, eine Hauptschau zu 2 Schillinge, 
eine dritte Schau, die Verdingungsschau ist.® 2 ) 

Häufig ist in den Niederlanden die abschliessende 
Verdingungsschau Einlager schau in folgender Aus¬ 
gestaltung: Das Schaukollegium nimmt die Verdingung vor, 
reitet in eine Herberge und verweilt daselbst unter Aus¬ 
übung weiterer Kontrolle, bis die Arbeit vollendet ist. Es 
überwiegt dabei die Mannenverdingung, doch begegnet auch 
die Annehmerverdingung. 63 ) Das Einlager dient hier im 
wesentlichen der Sicherung, der Überwachung und als Straf¬ 
mittel. 61 ) 65 ) Beispiele für diese Ausgestaltung bieten uns 
Deichrechte aus Geldern. So soll nach dem Landbrief 

® l ) Man darf hier nicht etwa an eine Einlagerschau denken; der Aus¬ 
druck „wohl verwahrt“ bezieht sich nur auf die Verdingung an einen 
zuverlässigen Annehmer. Vgl. Deichrecht für den Düffel von 1364. 

a2 ) Vgl. noch Landbrief für Niederbetuwe von 1439. Er erwähnt 
eine Verdingung auf letzter Schau. 

w ) Der Ansicht von Beekman S. 888 kann nicht beigestimmt 
werden. Er nimmt an, dass sich die „inrijdende schouw“ in zwei 
Formen vollzogen habe. Entweder durch ein Einlager mit „eventuell* 
nachfolgender Verdingung (vgl. dazu auch unten S. 462) oder durch eine 
Mannenverdingung mit Einlager („Manninge schieren“ mit „inrijden“). 
Allein die Quellen ergeben deutlich auch eine Annehmerverdingung mit 
Einlager. Vgl. z. B. die bei Beekman S. 893 angeführten Quellen für 
das Land von Maes und Wael, Landbrief für Oberbetuwe von 1383, 
Deichbriefe für Veluwe von 1370 und 1470, Deichrecht von Hattem 
von 1415 (Beekman S. 894) u. a. Siehe auch Anm. 59. 

• 4 ) Die Kosten trägt der Kabelhalter, eventuell auch ein früherer 
Annehmer. 

• 5 ) Bei der Annehmerverdingung setzt eventuell eine neue Verdingung 
ein. Vgl. auch unten lila. 


Digitized by 


Go», igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



460 


Digitized by 


von Maes und Wael von 1321 die erste Schau ini März statt¬ 
finden, die übrigen Schauungen bestimmen die Heemraden 
nach Gutdünken. Dann aber heisst es: ..Ende wat dyck 
die Heemraet wiest quaet totter lest er schouwen, daer en 
sal die Dyckgrave niet over schouwen, die Dyck- 
greve en seet, dat diedycken goet sie, mer sal 
hem doen dycken ende maicken, en wat hy daer 
in leet, dat magh hy twee volt uytpeynden aen den genen 
des die dyck is ende aen den selven magh hy peynden die 
kost die hij doet mitten Heemraet die wyle dat 
hem die dyck syn Schouwe beneemt“. Aus dem 
Landbrief von 1532 ersehen wir dann, dass es später im 
Ganzen 3 Erdschauungen gab; die erste war Weisungsschau, 
die zweite war eine Strafschau, die sich als Verbürgungs- 
schau darstellte, d. h. es musste die Ausbesserung für die 
nächste Schau verbürgt werden, sonst wurde der Deich an 
einen Annehmer verdungen. 66 ) Die dritte Schau war als 
., Vollerdeschau“ Verdingungsschau und Einlagerschau. Diese 
„inrijdende schouw- richtete sich bei einer Verdingung auf 
voriger Schau auch gegen den Annehmer. Interessant ist, 
dass der Landbrief für die Zukunft das Einlager verbietet, 
weil es den Deichgenossen „zum verderblichen und uner¬ 
setzlichen Schaden“ gereicht habe. — Die gleiche Reihen¬ 
folge: We is u n g s s c hau (Keurdag) — Strafschau als 
V e r b U r g u n g s c h a u mit eventueller Annelunerverdingung 
— V e r d i n g u n g s s c h a u mit gleichzeitigem E i n - 
lag er zeigen die Deichbriefe für Tielerwaard von 1399 und 
Bommelrewaard von 1409. 67 ) Die Verdingung auf der Ein- 
lagersclmu ist Mannenverdingung. 68 ) — Ans Utrechtschem 

Gö ) Diese Schaumig wird irreführender Weist» in Geldern mit 
„verdingschouw“ bezeichnet. Vgl. Beekinan S. 1608. In Wahrheit war 
sie Loef- oder Rorehsehouw. 

67 ) Die Weisungsschau iindet Dienstag nach St. Peterstag statt, sie 
wird als besondere Schau nicht mitgezähll. Die erste Strafschau (Loef- 
schouw) wird am Dienstag nach St. Margareten, die Verdingungsschau 
mit Einlager am Dienstag nach St. Viktor abgehalten. -- Es schliesst 
sich daran noch eine Ru wartschau an, die ebenfalls Verdingunge- und 
Einlagerschau ist. 

°*) Vgl. ferner den Bandbrief für Oberbetuwe von 1383. Er setzt 
die letzte Schau, abgesehen von der Tuinschau, zwischen Liebfrauen¬ 
tag Assumptio (15. August) und Liebfrauentag Nativitatis (8. Septbr.). 
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Gebiet gebürt hierher der Deichbrief für den Lekdeich 
beneden Dams von 1454 (art. IV ff.). Am 2. Mai findet die 
Weisungsschau (Keurdag) statt, am Dienstag nach St Johann 
die erste gezählte Hauptschau als Strafschau und Ver- 
biirgungsschau mit eventueller Annehmerverdingung, am 
Dienstag nach St. Bartholomäustag die dritte Hauptschau als 
Steigerungsstrafschau mit Mannenverdingung und Einlager. 69 ) 
— Auch die Deichordnung des Krimpen re waards von 
1430 muss hierher gerechnet werden. 70 ) Die erste Haupt- 
schauung im April ist Weisungsschau, die zweite Haupt- 
schauung soll Dienstag nach St. Odolphus Tag stattfinden, 
die dritte vierzehn Tage danach, die vierte wiederum 
vierzehn Tage später. Die zweite und dritte Schau sind 
Strafschauungen zu 2 Schillinge, die vierte Hauptsehauung 
ist Busschauung zu 6 Pfund, gleichzeitig Verdingungs- und 
Einlagerschau. Die Verdingung ist Mannenverdingung. 
Auffällig ist zweierlei. Einmal die kurze Zeitspanne, die 
zwischen den drei letzten Schauungen liegt, so dass die 
beiden letzten fast zu Nachschauungen gestempelt werden, 
weiter aber, dass das Einlager nicht von dem hohen Kollegium, 
sondern von Schulz und zwei Xiederheemraden bezogen 
wird. Das hohe Kollegium verrichtet noch eine „Nach¬ 
schau", bei welcher Schulz und Xiederheemraden haften. 

Wiederholt ist in den Niederlanden der Verwaltungs¬ 
zwang so ausgestattet: Auf den Schauungen bis zur letzten 

Diese Schau ist Verdingungsschau und Einlagerschau. Die Verdingung 
ist Annehmerverdingung („verdingen ende bestaeden te maicken“). 
Der Landbrief für Oberbetuwe ergibt für die frühere Zeit 5 Schauungen, 
er reduziert sie auf drei. Die zweite war die regelrechte Verdingungsschau. 

® 9 ) Über diese letzte Schau heisst es: „Soo soude die geene dien 
die dyc te maaken geüeurt, een boote verbeuren von vier oude Vrankrykse 
Schilden ende die Dyckgrave en Heemraden en sullen nochtans over den 
ongemaakten dyk niet schouwen, maer manninge daer in schieren terstont 
soo veele tot nutschap des Lants by hören eede hen goetduncken 
sei, en achterwaerts ryden ende dair op teeren of zy willen, ter Heem- 
raats goetduncken ter tyd toe dat die dyk vol en al opgemaakt en 
gelooft zy van den Heemraden en dat sal altesamen gelden die geene 
die den dyck te maaken gebeurde“. — 14 Tage nach St. Viktor fand 
eine Tuin- und Ruwartschouw statt, die Verdingungs- und Einlager¬ 
schau war. 

70 ) Vgl, art. XVI fl. Richtig wird von Beekman S. 890 hier eine 
„inrijdende schouw“ angenommen. 
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Erdschau findet nur bei besonderen Umstünden eine Ver¬ 
dingung statt. Die letzte Erdschau ist eine Einlagerschau 
(inrijdende schouw) in der Form, daß zunächst in eine Her¬ 
berge geritten und Einlager abgehalten wird. Erst im An¬ 
schluss hieran erfolgt eine Verdingung. Wann zu ihr ge¬ 
schritten wird, ergibt sich entweder aus einer feststehenden 
Frist (3 Tage), oder ist dem Ermessen der Deichbeamten über¬ 
lassen. 71 ) Mit der Verdingung kann das Einlager aufhören 
oder nur unterbrochen werden. 7 *) Hier übt also der Eintritt 
in die Herberge einen unmittelbaren Druck auf den 
Deichpflichtigen aus, die Arbeit möglichst rasch noch zu 
vollenden und die Deichbeamten aus der Herberge zu 
holen. Das Gäubigereinlager entfaltet seine treibende 
Kraft. So war es vor allem in Arkel. Wahrscheinlich 
dürfen wir hierher bereits die Deichordnung für den Dief- 
deich von 1284 rechnen. Nach ihr sollen im Jahr drei 
Hauptschauungen mit Nachschauungen sein. Sie sind Straf¬ 
schauungen zu 5 Schilling. 73 ) Dann heisst es: „Alse dese 
drie scauwen geschauwet zijn, waer men dan comet ende 
die dijck ongemaect is, daer verbuert men drie pont, 
ende daer en seilen die heemraders niett affcommen hy en 
zy alsoe volmaecket dat syne loven; alsulcke coste als zy 
daerop doen, dien seien die gelden des die dijck is*. Deut¬ 
licher sind spätere Quellen. Nach dem Deichrecht für Arkel 
von 1421/22 soll es ausser der Weisungsschau drei Erd¬ 
schauungen und drei Tuinschauungen geben. Und „elke 
derde scouwe sal wesen een bindende scouwe opter gheene 
cost ende schade, die dem ongeloefden dyc toe behoert ter 
tyt toe dat hi geloeft is, ende sy sullen dan aisulken cost 
ende schade betalen als die scouwe dair op gedaen sal 
hebben“. 74 ) 

71 ) Abweichend Beekman S. 888 f. Er nimmt an, dass da, wo 
keine Frist in den Quellen bestimmt ist, das Einlager so lange währte, 
bis der Deichpflichtige die Kabel ausgebessert hatte. Mir scheint das 
mit einem einigermnssen geordneten Verwaltungszwang nicht vereinbar. 

7 ') Beekman a. a. 0. scheint anzunehmen, dass da, wo eine Frist 
gesetzt ist, stets mit ihrem Ablauf das Einlager aufhörte. Siehe aber 
D.-O. für Heusden von 1612 und die Urkunde bei Nibbelink Nr. 208. 

7 *) Bergh II, 498. Es ist freilich möglich, dass die Nachschauungen 
('infache Verdingungsschauungen sind. 

7 «) Mieris IV, 615. 
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Etwas feiner ausgestaltet erscheint dies System in dem 
Keurboek des Landes Arkel von 1456 75 ) (art. 19 ff.). Die 
erste Schau ist eine Strafschau, die zweite Schau ist eine 
Strafschau als VerbUrgungschau mit eventueller Annehmer¬ 
verdingung, die dritte ist dann die Einlagerschau. Auf ihr 
soll sofortige Verdingung gegen den Kabelhalter, der nicht 
den Deich angriff, vorgenommen werden, 76 ) während gegen 
denjenigen, der dies tat, zunächst nur das Einlager ange¬ 
wendet werden sollte. — Wichtig ist ferner das Deichrecht 
des Landes von Steijn (Gouda) von 1449. 77 ) Nach ihm gibt 
es seitens der hohen Heemraden zunächst nur eine Weisungs¬ 
schau im Frühjahr, alsdann eine Kontrollschau nach Lieb¬ 
frauentag Assumptio (15. August), „ende soo wat Dijck ofte 
voet van den Dijck datter dan gewracket word, dat sal 
blijven legghen onder die Schouwe totter 
inridende Schouwe toe op alsulcke bannen 
ende boeten als daer toe van outs staet. . . . 
ende die inridende Schouwe op ten eersten Werckendach 
nae den Sonnendach, die kompt na St. Lambertsdach* 
(17. September). Man ersieht hier deutlich, wie in der 
Zwischenzeit bis St. Lambert nur mit Bussschauungen vor¬ 
gegangen wird. 

Lernten wir in den Niederlanden wiederholt den Aufbau 
der Hauptschauungen in der Form Keurschouw — Borch- 
schouw — inrijdende schouw kennen, so zeigt uns das Deich¬ 
recht für Althena von 1461 78 ) noch eine etwas andere 
Ausgestaltung. Die Reihenfolge ist hier so: Keurschouw 
(Dienstag nach St. Gertrauden) — Borchschouw (Dienstag 
nach Maitag) — Bestaedeschouw (Dienstag nach St. Johann) 
— Inrijdende schouw (Dienstag nach St. Jakob). Die 
Borchschouw ist die schon vielfach erörterte Strafschau als 
Verbürgungsschau mit eventueller Verdingung, die Bestaede¬ 
schouw ist die ordentliche Verdingungsschau. Die nun noch 

75 ) Bei Kemp „Gorinchem“ S. 288. Ausführlich über es Beekman 
a. a. 0. siehe aber oben Anin. H3. Für die drei Tuinschauungen galt 
ganz das gleiche wie für die Erdschauungen. 

76 ) Vielleicht stand auch diese Verdingung unter dem Einlager. 

77 ) Meylink Nr. 137. 

78 ) Ich entnehme das Folgende aus den Bruchstücken, die Beekman 
von diesem ungedruckten Deich recht auf S. 224 und 842 mitteilt. 
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folgende Inrijdende schouw richtet sich gegen den Annehmer 
derBestaedeschouw, gegebenen Falls gegen den Kabelhalter, 
der die Verdingung noch rückgängig gemacht hat, schliess¬ 
lich aber auch gegen den Kabelhalter, bei welchem erst nach 
der Bestaedeschouw ein Gebrechen hervortrat. Über die 
Binlagerschau heisst es, dass Deichgraf und Heemraden in 
die Herberge reiten sollen, sobald eine Kabel nicht in 
Ordnung war: „Ende waert saecke dat sy binnen den d o r d e n 
dagh niet wter herberglien gehaelt en worden, so salse dau 
die heer opten dorden dach wtlossen ende den dyek doen 
maecken op der gheene cost. daer sy op ingheleyt syn." 
Hier dauerte also das Einlager drei Tage, dann wird das 
Deichkollegium vom Sehauherrn gelöst und zur Annehmm- 
verdingung geschritten. 79 ) 

|ii) Vielfach wird jede kontrollierende Haupt- 
schau zur typischen Verdingungsschau ge¬ 
stempelt. Doch schliesst dies nicht aus, dass Nach¬ 
fristen gegeben wurden, oder die Verdingung unter be¬ 
stimmten Voraussetzungen noch abgewendet oder beseitigt 
werden konnte. 793 ) Ebensowenig aber ist damit gesagt, dass 
nicht auch bereits auf Vorschauungen zur Verdingung ge¬ 
schritten wurde. Auch stehen die verschiedenen Kontroll- 
schauungen, trotzdem sie ja ein ganz selbstständiges 
Dasein führen, oft im Verhältnis von Busssteigerungs¬ 
schauungen. Die Verdingungsschau konnte Einlagerschau 
sein. Geeignet war dies System ersichtlich hei der Bildung 
von Teilschauungen. 80 ) 

Hierher gehören die Deichrechte des Lekdeichs boven 
Dams. Das Deichrecht von 1323 kennt drei Kontroll- 
schauungen, welche alle Verdingungsschauungen und Ein¬ 
lagerschauungen mit Mannenverdingung sind. Die Deich¬ 
briefe von 1532 und 1537 schreiben 3 Schaumigen vor. Die 

T8 ) Interessant ist Auslösung durch den „Herrn“. Das Deichrecht 
für Althena von 1567 art. IX lässt die Lösung durch den Deichgrafen 
geschehen u. verkürzt die Frist auf 24 Stunden (auch bei Beekinan S. 842). 

T# «) Darum ist teilweise die Grenze zwischen dieser Ausgestaltung 
und dem System, wo grundsätzlich auf einer Nachschau verdungen 
wurde, flüssig. 

80 ) Vgl. S. 355 Anm. 38. Doch ist hier das unter )' genannt» 
System häufiger. 
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erste ist Weisungsschau, die zweite ist Strafsehau und 
Verdingungsschau, die dritte hat es mit den Höftern und 
Ivribben zu tun. Interessant ist, das diese Deichordnungen 
des 16. Jahrhundert sowohl die Mannenverdingung wie die 
Annehmerverdingung zulassen, aber das Einlager ver¬ 
bieten 803 ). 

Belehrend ist weiter die Entwicklung beim Veen- und 
Velddeich in Utrecht. 81 ) Das Deichrecht von 1501 zeigt im 
wesentlichen die Ausgestaltung, mit welcher wir uns jetzt 
beschäftigen. Es sind drei Schauungen vorgeschrieben. Die 
erste Schaumig zu St. Gertraudentag ist eine Weisungs¬ 
schau, nach acht Tagen findet eine Strafschau statt, die 
gleichzeitig Verdingungsschau ist (Annehmerverdingung). 
Die zweite Schauung zu St. Odolplius ist eine Strafschau. 
Verdingungsschau und Einlagerschau; 1,2 ) ebenso liegt es 
bei der dritten Hauptschau zu St. Bartholomäus. Dabei 
soll die Verdingung auf der zweiten Schau Annehmerver¬ 
dingung, die auf der dritten Schau Annehmerverdingung 
oder Mannenverdingung sein. 83 ) Die Deichordnung von 
1531 gleitet nun aber zu dem System über, bei welchem 
typisch auf einer Nachschau der Hauptschau verdungen 
wird. Wir lesen hier nämlich, daß, wenn auf irgend einer 
der drei Hauptschauungen ein Gebrechen gefunden wird, 
(.'ine Nachschau sein soll ,.wel te vorstaan, dat die Dyck¬ 
grave inet die Heemraaden op elken schouwdag als hy ge¬ 
breck gevonden heeft, gehouden sullen wesen die gebreken 
te besteeden aleer sy lieden van malkandern scheyden op 
het gewin van den Dyckgrave dat is den derden pennink 
meer, binnen acht dagen daar na gemaakt te wesen.“ Der 
Annehmer, der seine Pflicht nicht erfüllt hat, verliert 20 
Karolus Gulden, ,.en ingevalle de geene die bescouwet is. 

««•) Vgl. D.-O. von 1532 art. X tt - .. D.-O. von 1537 nrt. XIII (1. Di« 
D.-O. von 1493 kennt noch das Einlager (Bd. I Einl. § 4b Anm. 400). 

0l ) Bd. I Einl. § 4b Anm. 397 ff. 

82 ) „bestaden op den derden pennink mer van stonden aan zonder 
voirder te scouwen, eer den dyk, die bescouwet wair, op gelevert 
wair*. Irrig Beekman S. 894, der erst die letzte Schau zur Einlagor- 
schau stempelt. 

M ) „bestaden . . . of die gezwoiren zullen t dair en teynden selfs 
laten maicken op den derden penning meer“. 

J. v. Gierke, Geschichte des deutschen Deichrecht* II. 30 
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syn dyck selfs aaneemt to niaken ende niet en maakt. 
volgende de bestading, sal verbeuren twintich Karolus 
Guldens als boven sonder dat als dan die Dyckgrave der der- 
den penningh meer hebben sal“. Der Kabelbalter kann also den 
Deich selbst „annehmen“ und nach der „bestaading“ machen. 
Hieraus entwickelt sich dann die Ausgestaltung, dass typisch 
überhaupt erst auf der Nachschau nach 8 Tagen verdungen 
wird. So ist es in der Deichordnung von 1533. 84 ) 

Auch in dem Alblasserwaard war nach der Deich¬ 
ordnung von 1375 jede der drei Hauptschauungen grund¬ 
sätzlich Verdingungsschau (Annehmerverdingung). 8 *) Es 
schlossen sich an jede aber zwei Nachschauungen an, die Straf¬ 
schauungen waren. 80 ) Die zweite war ausserdem „inrijdende 
schouw“ d. h. es erfolgten Mannenverdingung und Einlager. 
Diese Nachschauungen richteten sich also vornehmlich 
gegen den Annehmer des Deiches; aber offenbar konnte 
der Kabelhalter als solcher in Betracht kommen, wenn er 
die Verdingung an sich nahm. 87 ) Merkwürdig ist weiter, 
dass auch jede Vorschauung, die der Ambachtsherr mit den 
Niederheemraden führt, als Verdingungsschau gekennzeichnet 
ist (Annehmerverdingung). 88 ) Zweifellos enthält diese Deich¬ 
ordnung von 1375 Neuerungen gegenüber der älteren von 
1277. Nach dieser waren die Vorschauugen nur Straf¬ 
schauungen. Jede der drei Hauptschauungen hatte eine 
Nachschau. Ob grundsätzlich auf der Hauptschau oder 


84 ) „Indien daar ecnige gebroeken gevielon in dose v. scbouwon 
(d. h. den Hauptschauungoii), en niet volmaakt en waren na behnorrn 
binnen acht dagen 11 a oleken schouwdag. sullen Dykgraaf en Heemraden 
dat doen makon op den derden penning inoer, en op die breuke van 
acht Carolus gülden tot profyto van den Dyekgraf; en Indien yemand 
die beschowden dvk aangenomen hadde te maken en niet en volmaecto, 
sal verbeuren 10 Gulden.“ 

55 ) Das ist aufs Deutlichste ausgesprochen: „Wat Dijck in eeniger 
Hooft-schomven gelaect werde, die sal de Dljekgrave bestaeden op 
Vonnisse des Heemraets“. 

56 ) Die erste Nachschau hatte die gleiche Busse wie die Haupt- 
sehar.; die zweite eine Steigorungshusse. 

sr ) Vgl. Anm. 79a. 

"*j Doch ist der Ambachtsherr zu einer Verdingung wohl nicht 
verpflichtet. Über die Ptlicbt des Ambacbtsherrn Geld auszulegen vgl. 
noch unten III. 
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Nachschau verdungen wurde, ist nicht deutlich. Jedenfalls 
gibt es hier keine Einlagerschau. 

Nach dem Deichrecht für den Düffel von 1364 ist der 
Terrain für die erste Hauptschau bestimmt, die anderen 
Hauptschauungen aber sind den Heemraden überlassen. In 
Bezug auf jede Hauptschau heisst es: „Ende ook en zal 
die rigter niet over schouwen hy en heeftet verdingt, dat 
de heymraden dugt dat wel verwaren war an den naaste 
penning dat hy kan.“ 

Auch die Keure der vier Ambachten won 1242 89 ) muss 
grundsätzlich hierher gerechnet werden, denn in ihr wird 
angeordnet (XXin, 64): „Qui dikinghe, slusen . . . non fecerit 
et eum praeco et scabini non warandisaverit, solvet illud 
opus duplum praeconi, si pro eo persolverit per scabinos." 
Dies bedeutet, dass zur Verdingung geschritten wird, wenn 
nicht Amman und Schöffen die Gewähr für einen Aufschub 
übernehmen. 89 *) 

•,') Sehr verbreitet ist die Ausgestaltung, dass die 
Nachschau einer jeden kontrollierenden Haupt¬ 
schau, gegebenen Falls auch der Weisungsschau, die 
typische Verdingungsschau ist. Die kontrollierende Haupt¬ 
schauist Strafschau, oft auch Verbürgungsschau (loefschouw, 
borchschouw) mit eventueller Verdingung. 90 ) Dies System 
ist besonders da ausgebildet, wo Teilschauungen unter¬ 
schieden werden.® 1 ) 

Daher beherrschte es vor allem viele Deichverbände 
Overijssels. Nach dem Deichrecht für Vollenhove 
(1354—1387 ) gibt es (art. 5—7) drei Hauptschauungen als Teil- 
schauungen mit Steigerungsbussen (2 Pfenninge, 4 Pfennige, 
6 Pfennige,): „Op elke schouwe sullen die zwoern ende 
heijmraeders een wederschouwe rijden op aisulke tijt als 
die zworen mijtten heymraeders dat eens worden“ (art. 13). 
Die Hauptschauungen sind Verbürgungsschauungen mit 
eventueller Verdingung. „Ende worde dan den zworen 
enijghe dijcke .... ghewroeght dair sullen sij lofnisse 
van eijschen dat te nmeken ende laeten hem dat verpenen. 

8Ö ) Hil. I Rinl. § 4 b Anni. ofifi. 

89 a ) Vgl. noch Schaubriof für clon Moerndeich von U>45 art. XV. 

90 ) Vgl. Anm. 79a. 

91 ) Vgl. S. 8f>5 Anm. 8S. 

;{(t" 
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Ende is saeke, hem gheen lofnisse en geschiet, soe sullen die 
zwoern dat dan rechtevort brenghen aen den schulten . . . 
ende die salt terstont bestaeden“ (art. 14). Die Wieder¬ 
schauungen sind dann ordentliche Verdingungsschauungen. 92 ) 
In den Deichrechten für Mastenbroek von 1390 und 1439 wird 
bestimmt: „So sullen wesen drie Schouwen, als die yrste 
diemen hiet den Aenuanck, des Maendaeges nae S. Gregorius 
daeghe, meer weret saeke dattett noot weer, soe mochte 
die Dyckgreue mit syne Heemraeden eine wedderschouwe 
ryden tot allen tyden, alsoe dattet Landt versekert weer. 
Ende op die wedderschouwe sali die Dyckgreue syne boeten 
nemmen, ende laeten denn Dyck verdingen ende leggen des 
heren geldt daerinne. — Die anderde Schouwe die hiet den 
Geluenslach sal wesen des maendaeges nae Sanct Bonifatius 
dach. Ende die Dycke die dan gecornet worden, daer sull 
die Dyckgreue met syne Heemraeden eine wedderschouwe 
op ryden enn daermedde voirtfaeren, als inden Aenuanck 
gescreuen is. — Soe sal die darde Schouwe ende die leste 
diemen hietet ter voller eerden wesen des Maendaeges nae 
St. Jacobs daege. Ende die dan gecornet worden, salmen 
daer eine wedderschouwe op ryden. Ende soe sali die 
Dyckgreue ghiene lofften voer den Dyck nemmen, meer liy 
sali den Dyck verdingen doen ende leggen des Heren geldt 
daerin“. 95 ) Dies ist so zu verstehen: Es gibt drei Haupt¬ 
schauungen, die erste ist Weisungsschau, ihr kann nötigen 
Falls eine Nachschau als Verdingungsschau folgen. Die 
zweite Hauptschau ist kontrollierende Strafschau, ihr muss 
eine Nachschau folgen, die grundsätzlich Verdingungsschau 
ist. Die dritte Hauptschau ist wiederum Strafschau, ihr 
muss eine Nachschau folgen, die unbedingt Verdingungs¬ 
schau ist. 94 ) 

öa ) Dies ergibt deutlich art. $ 3. Man darf den art. 14 nicht auf 
die Nachschauungen beziehen. 

M ) Vgl. art. 1, 5. 0. Der art. 7 enthält die Strafen. Die erste Schau 
ist reine Weisungsschau, die zweite hat eine Strafe von 10 Schilling, die 
dritte eine Strafe von einem Pfund. Die Busse der Wiederschau ist 
2 Pfund. 

oi ) Vgl. noch Deichrecht fttr Hasselt von 1475 art. 19 ff. (Anefang: 
Weistingsscbau — Erste Schau binnen Mai: Strafschau — Letzte Schau 
Montag nach Liebfrauen Assumptio: Strafschau — art. 25 Nachschau: 
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Dass dies System seit dem 16. Jahrhundert bei dem 
Veen- und Velddeich in Utrecht galt, ist früher erwähnt 
worden. 96 ) Auch für die Waterschap Bijleveld wird es in 
dem Schaubrief von 1414 festgesetzt, der gleichzeitig eine 
weitere Nachschau als Einlagerschau gegen den Annehmer 
anordnet. 95 *) 

Es findet sich ferner in Stedingen und Kleve. Für 
Stedingen ordnet das Deichrecht von 1446 eine Weisungs¬ 
schau („Vorschau“) an, auf welcher die Deiche „in Köre 
gelegt werden“, d. h. bei Strafe anbefohlen wird, sie auszu¬ 
bessern. Die erste Kontrollschau wird nach Gutdünken der 
Deichbeamten gelegt, die zweite soll sein zwischen Sonntag 
Jakobi und Sonntag Margarethentag, die dritte vor unser 
Lieben Frauen Tag. Alle diese drei Schauungen sind Straf¬ 
schauungen „upp des landes rechten broke“. Die Brüche 
sind nach jeder Schau dem Deich pflichtigen mitzuteilen, 
nimmt er sich des Deiches nicht an, so setzt auf einer 
Nachschau die Verdingung ein. Nach der Deichordnung für 
Kleve von 1575 gibt es eine Weisungsschau auf St. Gertrauden 
und zwei Kontrollschauungen, eine für das Erdwerk zu St. 
Johann, eine für die Deichbekleidungen und Deichbe¬ 
festigungen. Jede Kontrollschau ist Strafsschau und Loef- 
schouw mit eventueller Verdingung. Nach jeder Kontrollschau 

Strafschau und Verdingungsschau); Deichrecht für Hasselt von 1676 
art. 2 ft. (Weisungsschau am 7. April, Strafschau am 21. Mai, nach 
14 Tagen Nachschau, die Strafschau und Verdingungsschau ist); Deich¬ 
recht für Zalk von 1431 art. 8 ff. (Anefang nach St. Urban: Strafschau 
und Verbürgungsschau, nach 14 Tagen Nachschau mit doppelter Busse 
und Verdingung — Zweite Hauptschau nach Margarethentag: Strafschau 
und Verbürgungsschau, nach 14 Tagen Nachschau mit doppelter Busse 
und Verdingung), spätere Änderungen in art. 35 ff. (a. 1431), art. 102 ff. 
(a. 1673); Deichrecht für die Seedeiche von Vollenhove, Vannerperveen 
und Ijsselham von 1411 art. 2 ff. in Verbindung mit art. 13 und art. 7. 
Ebenso wird es mit dem Deichrecht von Salland gewesen sein (vgl. 
art. 34 ff.). — Abweichend ist die Ausgestaltung in der Herrlichkeit Cuijnder, 
Deichrecht von 1593 art. 4 ff. (hier ist die dritte Strafschau schon 14 Tage 
nach Maitag, es ist also für Wiederschauungen nach den ersten beiden 
Behauungen kaum Zeit). 

•*) Siehe oben Anm. 84. 
w a) Vgl. art. XIII-XVII. 


Digitized by 


Go^ 'gle 


Original from 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



470 


Digitized by 


findet eineNachscliauung statt, die Strafscbau mit Steigerungs¬ 
busse und ordentliche Verdingungsschau ist-. 80 ) 

Eigenartig war die Reglung in Heus den. ln einem 
Schaubrief für die Oude Maaze aus dem 15. Jahrhundert 
findet sich folgende Formel: „Elcke staande scouwe sal 
hebben drie scouwen, te weten die Keurscouwe, die 
bestaey-schouvve ende die inrydende scouwe.- 37 ) Es schlossen 
sich also an die Weisungsschau zwei Nachschauungen an; von 
diesen war die erste Strafschau und ordentliche Verdingungs¬ 
schau, die zweite Einlagerschau: und zwar wurde das Ein¬ 
lager drei Tage abgehalten, ehe zur erneuten Annehmer¬ 
verdingung geschritten wurde. Nach den Deichordnungen 
von 1437 und 1452 scheint jede kontrollierende Haupt¬ 
schau Strafschau und VerbUrgungsschau mit eventueller 
Verdingung (borchschouw) gewesen zu sein, und sich dann 
eine Nachschau als inrijdende schouw angeschlossen zu 
haben. 98 ) Die inrijdende schouw war ähnlich geordnet 
wie in Althena, nur löste der Deichgraf nach dem dritten 
Tage das Einlager und schritt zur Annehmerverdingung. 99 ) 


9ö ) Vgl. in Bezug auf die Erdschau art. 27: „Und dar bemelter 
Dyck nit na sehierung der Heimraden schouwbar befunden, sullen dem 
Dyckgreven na erkentnis der Heimräden verfallen syn van Jeder rode 

twintich p .welche der Dyckgreve tho nemen von dem ghenen, 

so den Dyck seihst wachten, waren und noch wie hie geschirt gewest 
binnen vierthien dagen macken willen“. - art. 29: „Alle dyken so ge- 
wart und in der durch die Heimrade bestimpter tit nit gemackt, die 
mach der Dyckgreve verdingen nj> ein verlegen . . . und sali danmven 
in ein dubbel bau oder brock verfallen syn“. 

e7 ) Die „staande schouw“ ist die Hauptschau. Siehe oben S. ;U9, 
Anm. 5. 

es ) Anders Beekman B. 891, die inrijdende schouw sei nach der 
D. 0. von 14B7 eingetreten, wenn der Kahelpflichtige innerhalb von 
8 Tagen, nachdem seine Kabel „gelaakt“ war, das Werk noch selbst 
angefangen habe. ISiehe aber art. VII in Verbindung mit art. II. — Der 
Kabelhalter kann die auf der Borchschouw vorgenommene Verdingung 
noch übernelimen. 

® ö ) „Ende waer ’c saecken, dat die Dyckgrave ende Heemraders 
niet uyter Herberghen gehaelt en worden binnen den dorden dagh als 
recht is, soe sal die Dyckgrave allen den onraidt op hem liemen ende 
ryden uyt in der scouwen ende beslaeden den dyck“. 
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Etwas anders ist der Aufbau nach der Deiehordnung von 
lbllV 00 ) 

ä) Schliesslich kommen wir noch zu einer vierten 
Ausgestaltung: Nicht die erste sondern eine spätere 
Nachschau einer jeden kontrollierenden Hauptschau 
(oder auch der Weisungsschau) ist typische Verdingungs¬ 
schau. Zwischen der Hauptschau und der Verdingungs¬ 
schau liegen eine oder mehrere Strafsc h a uung e n. 
Sehr häufig sind es m e h r e r e; sie sind B u ss s t e i g e v u n g s- 
scha uungen. Wir haben hier vielfach die unmittel¬ 
bare Fortsetzung des alten Systems vor uns, bei welchem 
nach einer Reihe von Nachschauungen mit Busssteigerung 
der Ausschluss einsetzt (Verfahren mit Nachschauungen). 101 ) 

In den Niederlanden finden wir diese Ausprägung vor 
allem in Seeland und im N o r d e r q u a r t i e r. 

Über Seeland gibt uns bereits die Keure von 1258 
Aufschluss, in der wir lesen: 102 ) 

„Quicumque fuerit bannitus de aggere vel aqueductu et 
per XIV dies in banno permanserit, solvet sculteto X (?) 
sol. et si per mensem in banno permanserit solvet sculteto de 
banno suo XVIII sol. et si ultra sex ebdomadas in banno 
permanserit vel perduraverit, solvet sculteto de banno XXVII 
sol, et licet ea de causa coram comite bannitus scultetus 
habebit de banno suo XXV11 sol. Quicumque scultetus alimn 
hominem super aggeren suum bannierit per scabinos, denarios 
((uos i[)se in aggere suo posuerit testantilms scabinis 
quadrupluni recipiet." 

Diese Stelle ist so zu verstehen, dass sich an die Haupt- 
schauung 5 Nachschauungen als Steigerungsschauungen 

i0) j Oudenlioven ,Huus(len*, S. 428 Mir scheint hier die Sache 
au zu liegen: Auf eine Weisungsschau folgt eine Erdsehau am -4. .Juli; 
diese ist ordentliche Yerdingungsschau, doch kann der Kaheihaiter noch 
die Verdingung innerhalb von S Tagen tibernehmen. Nach :( Wochen 
(bezw. wenn der KabelhaUer die Verdingung libernommen hat, nach 
S Tagen) erfolgt die „inrijdende Erdsehau“ (:i Tage Einlager, dann Ver¬ 
dingmur), am 10. Oktober ist die dritte Hauptschau, sie ist Erd- und 
Harmschau und gleich inrijdende sehouw. Nicht zutreffend Heek man 
S. Sol. Er beachtet nicht, dass die Erdschau am 4. Juli und die 
inrijdende Erd- und Harmschau am 10. Oktober staufinden. 

101 ) Siehe oben S. 4411 f. 

M ) Bergh II 4n. EIN. 
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(nach 14 Tagen zu 10 Schillingen — richtiger wohl 9 Schil¬ 
lingen — l08 ) nach 1 Monat zu 18 Schillingen, nach 6 Wochen 
zu 27 Schillingen) anschliessen sollen, 144 ) dann setzt die 
Verdingung ein. 145 ) 

Klärend hierfür wirkt die Verordnung für den Deichver¬ 
band zwischen Honte und Hinkele vonl323; 106 ) nach ihr hat 
derjenige, der eine Nacht in seinem Bann bleibt, 3 Schillinge 
zu zahlen, nach 14 Nächten verfallen 9, nach einem Monat 
18, und nach 6 Wochen 21 Schillinge; dann ist zu verdingen. 
Und für Tholen wird im Jahre 1409 bestimmt: „Dat men 
alle dvckaetsen binnen onsen lande . . . bedriven sal mitten 
Ballyu ende Scepenen van onsen wegen met eenre hoete 
van ses penningen tornoys die eerste twee ommegangen, den 
darden ommeganc verscoelt op een boete van drie scellingen 
tornoys, den vierden ommmeganc up een boete van ses 
scellingen tornoys, den vijften ommeganc sal die Rechter 
by vonnisse van scepenen te banne doen ende besteden te 
maken met onsen gelde.“ 107 ) 

In späterer Zeit ist man in verschiedenen Teilen See¬ 
lands zu anderen Systemen Ubergegangen. 108 ) 

Im N o r d e r q u a r t i e r ,09 ) folgte gewöhnlich auf eine 
kontrollierende Hauptschau, die Strafschau war, eine Nach- 

0;i ) Die 9 Schillinge entsprechen besser der Steigerung. Vgl. auch 
gleich unten im Text. 

104 ) Es handelt sich nicht um Bussen für die Bezahlung des aus¬ 
gelegten Geldes. Über solche siehe unten III. 2. 

I05 j Das „alium hominen super aggerem bannire“ ist so zu verstehen, 
dass ein anderer gedungen, und ihm dann der Deich einbefohlen wird. 

I00 ) Mieris II, 312. 

107 ) Mieris IV, 120. — 10 Jahre früher im Jahre 1399 wird ein¬ 
fach verordnet, dass bei Versäumnis von Deicharbeit .... „tot sulcken 
tyden als Schepenon ende Ghesworen datghekeurt hotten“ —Verdingung 
statthaben soll (Mieris III, 705). Offenbar handelt es sich hier nur 
um eine ganz abgemeine Reglung. 

108 ) Auf Schon wen hat man 1125/1426 bei Begrüi düng des hohen 
Heemradenkollcgiums für dieses die sofortige Einlagerschau recipiert, 
und zwar in der Form des dreitägigen Einlagers mit nachfolgender 
Annehmerverdingung, Mieris IV, 826. Später wurde bei der Bildung 
von Rekeningsdeichen auf jeder Nachschau einer Kontrollschau das 
Werk aut Kosten des Rekenars ausgeführt. Siehe „Dyckrecht ’s Lauts 
von Schouwen* 1074 art. I ff. (über Rekeningsdeich und Rekenar siehe 
oben S. 56 IV und S. 248 b.) 

105 0 Vgl. Jo Vries S. 286 f. und S. 293. 
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schau mit Steigerungsbusse und dann eine Nachschau, die 
Verdingungsschau war; 110 ) es finden sich aber auch Haupt¬ 
schauungen, an die sich 4 Nachschauungen mit Steigerungs¬ 
bussen anschliessen, ehe zur Verdingung an einen Annehmer 
geschritten wurde 111 ). An die Verdingungsschau reihte 
sich, wie G. de Vries mitteilt, 112 ) eine Nachschau, bei 
welcher eine Mannen Verdingung stattfand, und die sich gegen 
den Annehmer oder den Kabelhalter, der die Verdingung 
noch rückgängig gemacht hatte, richtete. Die Nachschau- 
ungen bezogen sich im allgemeinen nur auf die Kabeln, die 
auf der Hauptschau gelästert waren, bei neu enstandenen 
Gebrechen war ein neues Gebot erforderlich. 113 ) Von Inter¬ 
esse ist noch ein Rechtssatz aus Kennemerland: 114 ) Der 
Kabelhalter, dessen Kabel auf einer Schau gelästert ist, 
muss auf der folgenden Schau, auch wenn er das Versäumte 
nachgeholt hat, anwesend sein und sich zur Zahlung der 
früheren Busse verpflichten, widrigenfalls sein Schlag nicht 
als ..gelobt* betrachtet, sondern von neuem geschaut wurde. 

no ) z. B. Handveste für den Krommenyerdamm von 1057 (Mieris IV, 
50): Hauptschauzu 1*2 Pfenning, Nachschau zu 2 Schilling, zweite Nach¬ 
schau ist Verdingungsschau. Verordnung für das Norderquartier von 
1534 art. 3 ff. (Zwischenraum von S Tagen). 

m ) Vgl. Privilegien für Westzaanden en crommenie S. 182 (a. 1008). 
Hauptschau: Sluiver bei Anerkennung der Busse, sonst 2 Stuiver; 

auf den Nachschauungen vier, nochmals vier, acht Stuiver; auf der 
vierten Nachschau so viel, dass im Ganzen der Betrag von 42 stuiver 
erreicht wurde. Die Nachschauungen folgen in Abständen von 8 Tagen, 
wenn die Busse gleich bezahlt wurde, sonst täglich. - Handvesten für 
Assendelft S. 251: Erste Hauptschau zu St Peter ad Cathedram betrifft 
das Dichten der Grundwehlen, Busse zwei Schillinge; dann tägliche 
Nachschauungen zu 4, 8, 10, 42 Schillinge. Zweite Hauptschau nach St. 
Gertrauden auf „twee deelen dycks“ mit Bussen und Nachschauungen, 
ebenso wie bei der ersten. Dritte Hauptschau nach Maitag, der Deich 
soll „hecl kant“ sein; Bussen und Nachschauungen wie bei der ersten 
Hauptschau, aber acht Tage Abstand zwischen den Schauungen. Vierte 
Hauptschau zu St. Lambrecht, ebenso wie bei der dritten Hauptschau. 

m ) a. a. 0. S. 293 auf Grund handschriftlichen Materials. 

,18 ) G. de Vries S. 281. 

1U ) Bei Santen S. 180: r Als een Dijck besehouwen es, al werdtse 
ghernaeckt die and erde schauwe, liy sal körnen ende bekennen die 
booten oft men sal daer weder op schouwen“. G. de Vries S. 285 
erklärt dies m. E. zutreffend in der im Text angegebenen Weise. 
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Ausserhalb der Niederlande kommt in dieser Periode 
hier nur das Deichrecht in den vier Gölten Bremens 
von 141!) (art. 7 IT) in Betracht. Es kennt drei Haupt schau¬ 
migen. Dann heisst es: 

„Won dan de Diek-Greuen und Schwären mit ehren tho' 
gefögeden die sehouwinge dolm, und gedahn hehlten, und 
einen Tiek gewröget und in Kohr gelegt wurde, . . . denne 
schälen de Diekgreven und Schwären und ehre tlio gefögeden 
beden den gönnen den de quade gewrögede Diek tho kumpt, 
so danen sinen gewrögeden (|uaden vergenlicken Dieek 
dar dein Lande schaden aff kohmen mochte, binnen 14 Dagen 
by einem haluen Punde tho schwären laue bestendiglich 
so hoch und so bredt tho makende, dat dem Lande dar 
neu schaden van kalime. Ware id denne desulve deine 
de Diek tho kumpt so nicht en dede und darmede verhar- 
rede, denne svhoelen se auerst beden binnen acht Dagen den 
Diek so guth tho mackende by twen Punden. Und oft de 
genne sinen Diek nicht mackende den de tho macken borde, 
und darin verharrende so schall de Diekgr.eve mit den 
Schwären fort tho gähn, mul den Diek macken und macken 
lathen, so guth, so hoch und so bredt, da dem Lande kein 
schaden da raff kohmen kühne und lathen sick den Meyer 
binnen boehrlicker Tidt dat wedder bethalen und golden." 

Die Hauptschauungen sind also nur Weisungsschau¬ 
migen. auf denen die Ausbesserung der schadhaften Kabeln 
bei Strafe anbefohlen wurde: an eine jede schloss sich 
nach 1 1 Tagen eine Nachschau als Strafschau an. auf diese 
folgte nach S Tagen eine Steigerungsschau, die gleichzeitig 
Verdingungschair.mg war.” 5 ) 

Im übrigen Deutschland hat dann in der folgenden 
Periode dies System der mehrfachen N'achsehauungeu 
mit abschliessender Verdingung eine weitere Verbreitung 
gefunden. 110 ) 

11D ) Heinekon S. (jf», Anin. s meint, dass statt ..einem halben Pfund“ 
auf der ersten Nachschau „zwei halbe Pfund” in betracht kommen 
müssten. Ks linde nirgends eine Vervierfachung der Bussen statt. — 
Wichtig ist auch, dass das neuere Deichrecht art. XII von I Keichsthaler 
auf 2 Reichsthaler übergeht. Doch ist dies albus nicht zwingend. 

no ) Vgl. /.. B. Wyderstadter D.-O. vnii läoä art. 4, D.-O. für Tündern 
v-ui lijl'J art. 1') IV. 
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b) Das beschleunigte Verfahren. Wenn wir 
von etwaigen Verkürzungen der Fristen hinsichtlich der ge¬ 
wöhnlichen Nachschauungen absehen, so lässt sich allgemein 
sagen, dass bei gefährlichen Fällen nicht bis zurHaupt- 
schauung gewartet, sondern sofort und scharf 
eingeschritten wird. In ausserordentlichen Fällen 
wird die Verdingung bei Seite g e s c h o b e n. 

Das Gewöhnliche ist zunächst, dass bei gefährlichen 
Schlägen eine ordentliche Notschau anberaumt wird. 
Sie stellt sich überwiegend typisch als Verdingungs¬ 
schau dar, wobei meistens Mannenverdingung angewendet 
wird. In zahlreichen niederländischen Deichordnungen kehrt 
so der Grundsatz wieder: „Soe mach de dyckgrave mitten 
Heemraden tot alre tijt als des noot wesen sei, vreese 
schon wen end maninge doen inscieren. i ' ,U! ) In manchen Ver¬ 
bänden ist aber auch bei der Notschau eine Nachschau 
als typische Verdingungsschau vorgeschrieben. 119 ) 

Besonderheiten galten bei D e i c h b r U c h e n. Hier finden 
sich rechtlich ausgezeic h net e V e r f a h r e n. b e i 
denen d i e V e r d i n gu n g misgescli a 11 e t w i r d. Si 
greifen vor allem da ein, wo der Kabelhalter den Deich¬ 
bruch allein herstellen muss, also meistens beim un ge¬ 
lobten Deich."“’j Hier zeigen sich für den Fall, dass der 
Kabelhalter nicht wiederherstellt, zwei Ausgestaltungen, 
die uns schon früher beschäftigt haben. Einmal die so¬ 
fortige Verwirkung des verhafteten Grund¬ 
vermögens u n d V e r b a n n u n g. 1 *') Zweitens die A u s- 
besserung durch die Verbandttgenos s e n unter 


117 ) Siehe oben S. 389 f. — Interessant ist, dass der gefährliche Schlag 
selbst mit „vreese* bezeichnet wird. Siehe Beek man unter „vreese“. 

,18 j Z. B. Deichrecht des Alblasserwaards von 1375, D.-O. für den 
Krimpenrewaard von 1430 art. X, Deich recht für Steijn von 1449, Deich* 
recht für Thielerwaard von 1399, für Bommclrewaard von 14on. Andere 
Belege bei Beekman S. 1188 f. Nachdem dort angeführten Deichrecht 
für Althena von 1431 fand wohl eine Annehmerverdingung statt. — 
Sehr häufig ist bei der Ermächtigung zur Notschauung von einer 
sofortigen Verdingungsmacht nicht die Rede, aber sie ist stillschweigend 
eingeschlossen. 

nö ) Vgl. Deichrecht f ür Vollenhove (1354 - 1387) art. 107. 

120 ) Vgl. oben Abschnitt III § 14. S. 130 11. 

121 ) Vgl. oben S. 93. 
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Zugriff auf verhaftetes Vermögen (Fahrhabe) 
und Person, während der volle Ausschluss im weiteren 
Verlauf einsetzt, in Deutschland unter Anwendung der 
Verspätung. 1 “) Diese zweite Form ist anscheinend in den 
Niederlanden bald in die einfache Form der Notverdin g- 
ung Ubergegangen. 1 **) Auch da, wo dem Kabelhalter bei 
einem Deichbruch Hülfe zu teil wird, finden wir mitunter 
ein eigenes schleuniges Verfahren nach geleisteter Hilfe, 
bei welchem die Verdingung ausgeschaltet ist. Dies war 
in den vier Gohen Bremens und in Stedingen der Fall. 
Man vergleiche hierfür das neuere Deichrecht in den vier 
Gohen art. 1 -1: m ) 

„Falls aber ein untadelhafter ungewrögter Deich, 
der behörig gemachet, durch Gewalt des Wassers wegginge, 
so sollen sofort die Geschworenen mit dem ganzen Lande 
davon dann niemand befreiet seyn soll, solche Brake zu 
machen und knie hoch über Wasser bringen, auf Unkosten 
des Meyers und des darzugehörigen Landes, ferner der 
Meyer den Deich im behörigen Stande wieder bringen, 
dass dem Lande kein Schade davon Uberkomme; im Fall 
aber derselbe nicht so vermögend und der da¬ 
zugehörige Gutsherr sich dessen auch nicht an¬ 
nehmen würde, von dem Herrn G o g r ä f e n und 
Geschworenen ein D e ich ge r i cht darauf gehalten, 
e i n S p a d e g s t o c h e n und nach Recht verfahren 
w e r d e n.“ 

Besonderheiten galten schliesslich, wenn seitens der 
übergeordneten D e i c h v e r w a 11 u n g. insbesondere 
seitens des Landesherrn, in gefährlichen Fällen eine 
Ausbesserung anbefohlen wurde. Hier konnte nicht allein 
Verdingung, sondern sofortiger Ausschluss für den Fall nicht 
rechtzeitiger Wiederherstellung angedroht werden. 1 *®) 

I - 2 ) Vgl. oben S. 98, Anm. 44 und S. 206 f. Zuerst haftet der Meyer 
— auch mit seiner Person - als Vorpflichtiger, siehe oben S. 99. 

i23) Vgl. D.-O. für den Alblasserwaard von 1277 (Bergh II, 381) 
in Verbindung mit der Deichordnung von 1375. 

m ) Die Stelle ist in dem neueren Deichrecht klarer. Siehe noch 
das Deichrecht von 1449 art. 14, die Stedinger Deichrechte von 1446, 
1525, 1579. 

1 - fi ) Vgl. oben S, 93 1*. 
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III. Verdingung und Geldauslegen. 

1. Die Verdingung. Die Verdingung, welche bei dem 
jiingeren'Verfahren angewendet wurde, ist entweder eine 
Annehmerverdingung oder eine Mannenverdingung. 
Die Annehmerverdingung kennzeichnet sich rechtlich 
als Werkvertrag. Das Verdingen an einen Annehmer wird 
technisch bezeichnet mit „bestaden“, „besteden,“' 26 ) „ausbeste- 
tigen,“' 27 ) „verdingen“, 128 ) „den Dyck uthwinnen*, 129 ) .den 
Dieck machen und machen lassen*, IS0 ) „den Dyck vor geld 
maken laten“. 18 ') Der Unternehmer heisst „aannemer“, 
„Teichannehmer“, „dinger“, „verdinger.“ 182 ) Die Mannen¬ 
verdingung ist zunächst ein Dienstvertrag. Bei Not 
wird sie aber als Z wan g s di en s t v erh ä 1 tnis ausge¬ 
staltet. Der Vorgang der Mannenverdingung wird in den 
Niederlanden mit „mauninge schieren“, „arbeyders in den 
dijck zetten,“ „manninge inbieden“ (d. h. in den Deich) aus- 
gedrückt. 188 ) Die Ausbesserung wurde durch „Mannenwerk“ 
vorgenommen. 184 ) Die Mannenverdingung ist uns in Deutsch¬ 
land nicht bezeugt, hier fand ja in dieser Periode eine Ver¬ 
dingung überhaupt nur wenig Anwendung. Irrig ist die 
Behauptung, dass in den Niederlanden die Mannenverdingung 
in älterer Zeit vorherrschend war. Im Gegenteil spielte hier 
die Annehmerverdingung in früherer Zeit die erste Rolle. 
Schon ein Blick auf das deutsche Recht muss dies wahr¬ 
scheinlich machen. 185 ) 

‘»o) Beekman S. IGO. 

127 ) Vgl. aus späterer Zeit D.-O. für die Herrschaft Esens von 1670 
art. IX. 

128 ) Deichordnung für Kleve von 1575, art. 29. Ebenso in den 
Niederlanden Beekman S. 1607. 

129 ) Altes Ostfriesischns Deich recht § 10. Doichordnung Edzards 
von 1515 § 3. 

13 °) Deichrecht in den vier Gohen Bremens von 1419, art. 9. 

181 ) Eyderstädter D.-O. von 1595. art. 4. 

18i ) Vgl. Beekman unter den angeführten Worten und Hackmann 
S. 300 (lateinisch ,,re3emptor“). 

1Ä8 ) Beekman 8. 93. 

184 ) G. de Vries S. 293. Von der „Mannenverdingung“ ist m. E. 
die „Annahme“ durch den Deichgrafen selbst zu unterscheiden. Vgl. 
Anm. 141. 

18ß ) Abweichend Beekman S. 93. Er meint, dass in älterer Zeit 
die Mannenverdingung vorgeherrscht habe, weil es damals bequemer 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



478 


Digitized by 


Vom rechtlichen Standpunkt aus bedarf es noch 
einer Erörterung, wer nach der Auffassung der Quellen dem 
Annehmer oder den Arbeitern als Vertragspartei gegen- 
Ubersteht. 1 **) Es ist dies nicht etwa der Säumige, als 
dessen unmittelbarer Stellvertreter die Obrigkeit oder der 
Deichgraf handelte, ausgestattet mit Zwangsrechten und 
belastet mit weiteren Pflichten, sondern es ist der V e r- 
b a n d, der V e r b a n d s t r ä g e r, in herrschaftlichen Ver- 
bänden der Herr, die Obrigkeit in diesem Sinn. Diese 
Anschauung liegt den Quellen zu Grunde, auch wenn sie 
nicht immer deutlich ausgesprochen wird. DerVerband 
handelt in eigenem Namen für fremde Rehnung. 
Immer wird freilich beachtet, dass materiell die Deichschuld 
dem Kabelhalter zugehört. 

Wir handeln nunmehr getrennt von beiden Arten der 
Verdingung. 

a) Die Annehmerverdingung. 197 ) 

Sie erfolgt im Anschluss an eine öffentliche Be¬ 
kanntgabe. Diese geschieht auf der Schauung und auf 
dem Deich selbst. So soll nach dem Deichbrief für Veluwe 
von 1370 der Deichgraf, ehe er zur Verdingung schreitet, so 
laut rufen, dass es alle hören, die in der Nähe sind. 198 ) 
Anderswo ist, für nicht eilige Fälle, eine Verkündigung am 
Sonntag in der Kirche vorgeschrieben, und die Verdingung 
soll am nächsten Dienstag geschehen. 199 ) Die Verdingung 

gewesen sei, Lohnarbeiter zu bekommen. Allein das Einfachste war 
doch die Verdingung an einen Schlagnachbar, der bereits mit seiner 
Kabel fertig war; dieser liess sich aber schwerlich in „Tagelohn* an- 
stellen. Hei Not aber traten alle Deiehgenossen ein und die Notver¬ 
dingung ist erst späteren Ursprungs. Vgl. oben S. 476. 

,36 ) Vollen Einblick in die Frage kann man erst gewinnen, wenn 
man sich das Ge1dausb‘gmi klar gemacht hat. Vgl. unten 2. 

1S7 ) Für die Niederlande Heekman S. 160 th. S. 6 f., G. deVries 
S. 2'.'3. Einiges bei Hack mann a. a. O. * 

1SS ) „Voert soe sal die Dijckgreve, als by komt op dycken. 

daer h’j srhouwet, alsoe luvde roepen. dat sy al beeren moegen, die 
daer nae ind bij sijn“. 

D.-O. t'ür den Diemer Snedeich v. 1136: „Tot wat tvden . . . 
man eenigen dyck bestanden sal. soo sal de dykgrave ofte Schout van 
D. dat opimbaarlyk doen kondigen en roepen in der Kercke, tot Diemen 
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selbst vollzieht sich öffentlich auf dem Deich. 140 ! 
Nach dem Deichrecht für Vollenhove (1354—1387) art. 14 
kann der Deichgraf die Verdingung in der „Herberge“ erst 
vornehmen, wenn sich auf dem Deich kein Annehmer ge¬ 
funden hat. 

Die Verdingung erfolgte in der Form des Gerichts¬ 
urteils (vonnis der Heemraden, Urteil der Deichrichter und 
Deichgeschworenen, dingtael). 

Als Annehmer wird nicht jeder zugelassen. So wird 
insbesondere häufig verboten oder doch nur subsidiär 
gestattet, dass die Verdingung an einen Deichbeamten, 
insbesondere den Deichgrafen selbst, die Deichgeschworenen, 
die Deichschreiber, die Deichboten geschieht. 141 ) Es muss 
ferner der Annehmer oft Bürgen für die ordentliche Aus- 


op eenen Sonndag onder die Hoogmisse en des Dingsdags daar na sal 
men dan opten dam van Diemen die bestadinge doen, alsoo dat een 
ygelyk daar sal mögen koomen, om dien besten oorbaer van den Landen 
aan te nemen mögen uytgenamen opter waden, die sal men terstond 
bestaden als ’t gemeen werk daar afgenomen wesen sal“ (d. h. wenn 
die gemeine Hülfe erledigt ist). D.-O. für Voorne von 1619 art. 64: 
„Als Scliout ende schepenen eenich werk aen Dijk oft wegen besteden 
willen, sullen sy vormiddags op en Sonndach binnen die Kercke onder 
die Misse de plaetse ende die ure beteeckenen dat een yegelijck hem daor 
vinden mach“. 

l4 °) Vgl. D.-O für Voorne von 1510 art. 64: „Ende daer sal men 
openbaer besteden inet nytroepinghe naer onder ghewoonte“. Vgl. noch 
Hackmann S. 209. 

li] ) D.-O. für den Diemer Seedeich von 1406 (Schulz und Schotten 
sollenkeinen Deich zur Ausbesserung annehmen). Deichbrief für Veluwe von 
1370 (nicht verdingen an des Deichgrafen Knecht oder Schreiber). Deich- 
recht von Salland art. 60. D.-O. für Voorne von 1519 art. 64 (Schulz 

und Schöffen). D.-O. für Kleve von 1575 art. 33 (,,verdingen dergestalt, 
dat die Dyckgreve noch oek die Heimrüde und Baden noch oere dienere 
oder Jemantz van oerentwegen solich verding nit sullen annemen, ton 
wero. dat niemantz anders d»*n annemen woll furhanden“. Dagegen 
ist in Tliolen dem 1 )oichgra f, on die Annahme der Kabel gestattet. Vgl. 
Mieris IV, 120 (a. 1409): , M:mr waer dat sake, dat die Rechter selve 
of yemant von sinen wegen den dyck of sulrk ander werck namen te 
maken, die en solide daor niet meer of hebben mögen of eyschen dan 
twy schatte gelt, tot schattinge der scepenen als sy dat sotten sullen“. 
Der Deichgraf als Annehmer erhält den Annehmorlohn, der Deichgraf 
bei der Mannenverdingung erhält dagegen den Lohn, der den Mannen 
bezahlt wird. 
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besseruug stellen oder durch Deichbeamte als zuverlässig 
empfohlen werden. 142 ) 

In Bezug auf die Höhe des Entgelts ist mehrmals 
vorgeschrieben, dass die Verdingung geschehen soll, -up 
den minsten penning, om die minste cost“. 148 ) Dabei fand 
ein öffentliches Unterbieten statt. 144 ) Andere Deichrechte 
setzen eine Höchstgrenze fUr die einzelne Rute fest 148 ) oder 
gestatten höchstens das Doppelte des gewöhnlichen Lohnes. 148 ) 

Die Frist für die Fertigstellung des Werkes ist 
entweder satzungsgemäss durch die Schautermine fest¬ 
gelegt oder wird durch Ve r e i n b a r u n g mit dem Annehmer 
bestimmt. 

Durch die Verdingung wird der Annehmer in den 
d eich rech 11 ieli en Zwang hereingezogen. Er unter¬ 
liegt nunmehr dem Straf- und Verwaltungszwang. 
Wir wissen bereits, dass häufig während der Verdingungs¬ 
frist das Deichbeamtenkollegium in der Nähe des Deiches 
in einer Herberge bleibt. Doch hat dieses Einlager im all¬ 
gemeinen nur seine Richtung gegen den Kabelhalter. Der 
Zwang gegen den Annehmer zeigt sich nach Ablauf der 
Verdingungsfrist; er wird nun durch eine Schauung 

142 ) Mieris III. 705 (a. 1309): „Ende die arbeydor (es sind dies liier 
Annehmer) sulleu verbinden ende verborgbon dat v. werck te maecken 
ende te vollbringen*. D.-O. für den Won- und Velddeich von 1501 
(bei Nichtigkeit der Verdingung), D.-O. für den Lekdeich beneden Dams 
von 1454- art. X, D.-O. für Voorne von 1519 art. 37 (art. 65 schreibt 
außerdem vor, daß der Annehmer während der Verdingungszeit kein 
anderes Werk annebmen darf), D.-O. für den Albiasserwaard von 1375. 
Vgl. auch D.-O. für Altliena von 1461 (lud Bookman 8. 164 „daort de 
beer seker is“). 

143 ) D.-O. für Kleve von 1575 art. 33, D.-O. für den Tielor Waard 
von 1399, Deichbrief für Veluwe von 1370, Deichrecht für Althena von 
1461 (Bookman 8. 164 „om dat minste gelt“). 

144 ) Vgl. Deichrecht für Althena von 1461 a. a. 0. 

145 ) Landbrief für Oberbetuwe von 1493 („die roede voor een oert 
ende niet lioeger“), Landbrief für das Land von Maos und Waal von 1532. 

146 ) Vgl. Mieris III, 705 (a. 1399): „Ende daer of stillen die ar- 
beyders, die dat werck aon nemen stillen, niet moor hebben noch mögen 
lieyschen dan twee schatte ghelt tot Schopenen v. schattinge als sy dat 
netten sullen“. Mieris IV. 1050 (a. 1434): „8oe on sal niemant meer 
hebben dan twee schat loon by Sehepenen schieringo van eens ander- 
manns dyck“. 
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kontrolliert. Ist das Werk in Ordnung, so wird es ab¬ 
genommen, es wird „gelobt“ oder „gepriesen“. Ist 
dagegen der Annehmer im Verzüge, so verfällt er in Busse 
und haftet für die Unkosten. 147 ) Auch sein Bürge und 
der Kabelhalter müssen hierfür einstehen. Im Übrigen ist 
das Verfahren gegen den Annehmer verschieden ausge¬ 
staltet. Häufig erfolgt sogleich eine neue Verdingung. 
Sie ist eine weitere Annehmerverdingung, 148 ) vielfach eine 
Mannenverdingung. 14 ®) Dabei kann ein altes Einlager 
fortgesetzt werden, ,5# ) oder ein neues einsetzen. 161 ) Während 
in diesen Fällen der Annehmer sogleich von der Kabel ent¬ 
fernt, aus dem Deich gebannt, und so das Verdingungs¬ 
verhältnis mit ihm gelöst wird, gibt es Deichrechte, die ihn 
zunächst noch im Besitz belassen. Entweder ordnen 
sie ein Einlager an, 182 ) an welches sich später nach fest¬ 
stehender oder gesetzter Frist eine neue Verdingung an- 


14 7 ) Vg] Mieris III, 705 (a. 1399): „Ende waren die arbeyders daer 
in versymende, ende binnen der tyt dat weerck niet en volbrachten, 
soo soude men die pene ende versymenisse, die daer an geschiet 
wäre, verhalen by vonneeee ende schattinghe van Schepenen aen den 
arbeyderB of aen hören borghen, die sy voor hen gheset hatten“. D.-O 
für den Veen- und Velddeich von 1501: „Ala die geswoiren eenighen 
dyck, die zy bescouwet hadden . . . ende bestaedet wair, ende dan den 
gezwoiren zo goet hy geaet wert, niet op en leverd wert op den gesetten 
tyde, soe zullen die gezwoiren mögen nemen ende afpanden alle alsulcke 
oncosten die zy dair om gedaan hadden en om doen van den ghenen, 
die den dyck aangenomen had ende niet op en leverde, dair voir hy 
borge zetten zel, alß hy den dyck aanneemt, dair die geswoiren meede 

te vreede zyn sullen.ende zullen dan den dyck weder op nye 

bestaden“. Hier scheint der Annehmer sogar für die Kosten des Ein¬ 
lagers, das bei der Verdingung einsetzt, gehaftet zu haben. 

148) Vgl. D.-O. für den Veen- und Velddeich von 1501 (Anm. 147). 
Keuren für Heenvliet von 1536 („Versl. en Mededoel.“ I S. 205 ff, auch bei 
Beekman S. 6). Die Keuren von Vosnier bei Beekman S. 162. 

149 ) So war es typisch im Norderquartier Hollands. Siehe G. de Vriea 
S. 293. Siehe ferner Deichrecht für Althena von 1461 (oben S. 463). 

15 °) So in den Fällen, wo auf einer Einlagerschau verdungen wurde. 

lö1 ) So wenn auf einer Einlagerschau der Annehmer kontrolliert 
wurde. Deichrecht für Althena von 1461. Hierher gehören auch die 
Fälle, wo eine Verdingung auf einer Hauptschau mangels Verbürgung 
stattfand, und die nächste Hauptschau die inrijdende Schau war. 
Vgl. oben S. 460 ff. 

15J) Vg 1. Schaubrief für Bieleveld von 1414 art. XVII. 

J. v. Gierkc, Geschichte des deutschen Deichrechts II. 31 
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schliesst, oder sie begnügen sich zunächst mit einer 
Strafschau und lassen erst auf einer weiteren Nach¬ 
schau eine neue Verdingung folgen. ,M ) Letzteres gilt 
natürlich nur in gewöhnlichen Fällen. — Hat der Deichgraf 
das Werk selbst angenommen, so wird auf alle Fälle ein 
Stillstand der weiteren Schau ungeordnet. 1 ®') 

Bezahlung kann der Annehmer grundsätzlich sofort nach 
Abnahme des Werkes fordern, 15 *) vereinzelt wird ein besonderer 
Termin dafür vom Gericht bestimmt. ,8# ) ,M ) 

Vielfach war dem Kabelhalter gestattet, die An¬ 
nehmerverdingung innerhalb bestimmter Frist 
dadurch rückgängig zu machen, dass er die 
Ausbesserung des Deiches noch selbst über¬ 
nahm. 1 * 8 ) Häufig betrug die Frist drei Tage, doch finden 
sich acht und 14 Tage und ein Tag. 159 ) Der kürzeste Termin 
ist in dem Deichrecht für Hattem von 1515 festgelegt. Hier 
kann der Kabelhalter nur noch die ..bestadinghe afdoen-, 
wenn er sich bei dem Deichgraf meldet, ehe dieser auf 
dem Einlager sich an die Tafel setzt. 100 ) Ist die Frist ver¬ 
strichen, so erscheint ein eigenmächtiges Angreifen des 
Deiches als eine „Beschimpfung der Auswinnung“. 181 ) Der 
tibernehmende Kabelhalter hatte meistens eine Busse zu zahlen 

,58 ) Deichrecht Mir den Alblasserwaard von 1 o75. 

154 ) M i e r i s IV, 12«) (a. 140'J): .Ende soe wat wercke van dycke . . . 
dat die Rechter of yemant van sinen we ( ^‘ neemt te maeken, sal yerst 
gemaect wesen, oer liy voortier ommo^aet np anderen dyck . . . 

ir ' 5 ) I).-0. für Kleve von lf>75 art. 33: „Der Dyckgreve sali .... 
sobald dat verdingte werck hereidt, hetalen“. 

1M ) Mieris III, 7o, r > 13hh): „Ende dat loon van tweeschatto 

gholde sal de ghem» f die dat werck tohehonrde uytreycken, ende betalen 
tot sulckmi tyde ende termyne als die Schepenen daer toe gheset 
hobbenV Deichrceht für Althena von Mbl: Zahlung kann nach 3 Tagen 
gefordert werden; bei B e e k m a n S. 423. 

tbl ) über Ge.ldauslagen siehe unten S. Is4 f. 

,6S ) Dio Rückgängigmachung wird im Deichrecht für Zalk a. 1431, 
art. 10 so gekennzeichnet; „So sohle die dingtael ledich wesen“. 

ir,p ) Belege, bei Beekman S. 10*2 f. Doch gehört das Deichreeht 
für Vossemer nicht hierher.' Z. T. handelt, es sich um Fälle, wo auf 
der Verhürgungsschau eine Verdingung .stattfand. Für das Norder¬ 
quartier siehe (1. de Yries S. 203. Vgl. auch bereits D.-O. für Esens 
von K>70. art. 22. 

Bei B e e k m a n, a. a. 0. 

101 ) Vgl. D.-O. für Esens von K*7t*. art. 22. 
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und musste in kurzer Frist den Deich herstellen. 103 ) Interessant 
ist, dass in der Deichordnung für Eescharen und Gassei von 
1570 die Rückgängigmachung der Verdingung mehr unter 
dem Gesichtspunkte des Eintritts in den Verdingungsvertrag 
durch ein Unterbieten aufgefasst wird. 103 ) 

b) Die Mannenverdingun g. 1M ) 

Die Mannenverdingung vollzieht sich ebenfalls durch 
ein Gerichtsurteil öffentlich auf dem Deich. Sie 
greift vornehmlich auf der Notschau Platz, ferner auf der 
letzten Hauptschau oder der letzten Nachschau. 10 *) Ihr 
wohnt die Tendenz inne, dass das Verfahren gegen den 
Kabelhalter, insoweit es die Wiederherstellung betrifft, zum 
Abschluss kommen soll. Sie ist die typische endgül¬ 
tige Verdingung. Darum ist sie gegenüber der Annehmer¬ 
verdingung die stärkere Form, und wird häufig nach ver¬ 
geblicher Annehmerverdingung angewendet. 160 ) Sie findet 
sich mit begleitendem Einlager und ohne solches. 107 ) Bei 
ihr werden Arbeiter gegen „Lohn“ angestellt. Sie werden 
gewonnen um „den minsten penning“. 108 ) Der Lohn ist 
regelmässig Tage lohn. Öfters ist die Höchstgrenze 
des Tagelohnes bestimmt. 109 ] 

Die erforderliche Anzahl der Arbeiter wird durch 
das Urteil bestimmt. 170 ) Die Arbeit währt so lange, bis der 

IC2 ) Siehe die Belege bei Beekman a. a. O. Die Busse kam zum 
Teil an den Annehmer. 

163 ) „besteden of verdingen . . . met conditie dat de schuldige 
of ymant anders . . . denselven dyk sal mögen aannemen te maken 
voor sooveel als’t hem goet dünkt, al waar het ook mar voor een 
stuyver of minder“. Diese Ausgestaltung konnte dazu führen, dass erst 
die nächste Schau zur typischen Verdingungsschau wurde. Vgl. oben 
S. 465. 

164 ) Vgl. Beekman S. 93 tV. 

,65 ) Vgl. oben S. 47'», 459 IT., 473. 

iüö) Vgl. oben S. 459 t'., 473. 

167 ) Siehe Anm. 165. 

16 ^) z. B. Deichrecht des Tielerwaards von 1399. 

lw> ) Mieris III 415, a. 13S4 (.,ses groet daeghs ende niot ineer“), 
Deichrecht des Tielerwaards von 1399 („ende elcken man boven ses 
aide . . groeten niet elcks daeges“). 

17 °) z. B. Deichbrief für den Lekdeich boven Dams von 1323 („also 
veel arbeyders in zetten als si willen“). Eine Bestimmung, daß auf 
eine Rute drei Arbeiter genommen werden sollen, bei Mieris III, 415. 

31* 
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Deich ausgebessert ist. Die Deichbeamten üben die 
Kontrolle durch Besichtigungen. Die Arbeiter, welche 
säumig sind, verfallen in Geldbussen. 171 ) 

Können keine Arbeiter durch freienDienstvertrag 
gewonnen werden, so hat die Deich Verwaltung Macht. Ar¬ 
beiter „aus dem gemeinen Lande“ zu Zwangsdiensten 
heranzuziehen. 17 *) 

EinRecht des Kabelhalters die Mannen verdingung 
rückgängig zu machen, giebt es nicht. Sie soll die 
endgültige Verdingung bleiben. 

2. Das Geldauslegen. Die meisten Quellen ordnen 
einfach an, dass der verdiente Lohn von der Deichver¬ 
waltung zu bezahlen ist; einige verfügen eine solche 
Bezahlung, wenn der Deichhalter nicht sofort den Annehmer 
befriedigt. 172 *) Das Bezahlen seitens der Deichverwaltung 
wird meistens mit „uy tlegen,“ 17 *) „verlegen“ 174 ) bezeichnet. 
Es wird hier auf das Verhältnis zum Säumigen ge¬ 
sehen, für dessen Rechnung die Verdingung vorgenommen 
worden ist. Andere Ausdrücke sind „Geld in den Deich 
legen* 175 ) oder in herrschaftlichen Deichverbänden „des 
Herrn Geld in den Deich legen*. 178 ) 

Das Auslegen erfolgt regelrecht da, wo sich die Schau- 
ung nach dem deutschen Richtersystem vollzieht, 
durch den Vorsteher des Schaukollegiums (Schulz, 
Deichgraf, Balju) und wird grundsätzlich durch ein G e- 
richtsurteil verwahrt (vonnis der Heemraden, Urteil der 

» 71 ) Mieris IV, 645. 

171 ) Am Deutlichsten ausgesprochen in der D.-O. fttr den Alblaaser- 
waard von 1375: „Voert waert, dat die Dijckgreve geen manninge en vonde 
to winnen, dat den Heemraedt kennelijck waer, so soude die Heemraedt 
hem manninge uyt den gemeenen Lande schieren* 1 , und in der D.-O. für 
Voorne von 1519 art. 13: Wenn Arbeiter nötig, so kann allen imBann geboten 
werden, die um Geld zu arbeiten pflegen. Entschuldigt ist nur der¬ 
jenige, der aus einem anderen Polder gekommen ist, falls in diesem 
ebenfalls Gefahr vorhanden ist. Siehe auch oben S. 255 Anm, 27. 

172 a) Siehe oben Anm. 156. 

na) Vgl. z. B. Deichrecht des Tielerwaards von 1399. 

m ) Siehe z. B. D.-O. für Kleve von 1575, art. 29 ff. 

17 0 Keure für Seeland von 1290 art XCIX. 

17ü ) Deichrecht für Vollonhove (1354-1387) art. 38, Deichrecht für 
Mastenbroek von 1439 art. 6. Mieris II, 420 (onse gheld). Beekma n 
S. 301 f. G. de Vrios, S. 290 f. 
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Geschworenen). 177 ) Bei reinem Kollegialsystem legen 
die Deichgeschworenen oder Deich- (Siel-) richter das 
Geld zur gesamten Hand aus nach vollzogenem Ge¬ 
richtsbeschluss. 178 ) Die Erfüllung muss geschehen „mit blin¬ 
kenden penningen.“ 170 ) Hiermit ist die Verbandsschuld ge¬ 
tilgt. Gegenüber dem Säumigen besteht eine öffentlich- 
rechtliche Geldforderung, die an Stelle der alten 
Forderung auf Arbeitsleistung getreten ist. Sie ist mit 
mannigfachen Privilegien ausgestattet. 

Die Regel ist, dass das ausgelegte Geld in er- 
höhtemBetrage zurückgefordert werden kann, 
dass eine Schulderhöhung stattfindet. Sehr häufig ist, 
dass ausserdem eine Erhöhung gewährt wird bei dem 
vermögensrechtlichen Zugriff. Dabei steht zu¬ 
nächst im Vordergrund die Pfändung der Fahrnis: 
Der Pfandbetrag wird erhöht. Dieser Grund¬ 
satz wird dann weiterhin auch auf den liegenschaft- 
lichenZugriff angewendet. Wir unterscheiden hiernach 
schlichte Erhöhung des Schuldbetrages und 
Erhöhung des Pfandbetrages. Es fehlen aber 
Deichrechte, in denen nur letztere, aber nicht erstere 
vorkommt. Teilweise ergreift die Erhöhung des Pfand¬ 
betrages auch die Bussen. 

Diese Privilegierungen sind Steigerungen des gewöhn- 
lichen Rechts. Von Planitz ist neuerdings ausführ¬ 
lich gezeigt worden, wie sich bei der gewöhnlichen, 
nicht administrativen Pfändung in vielen Gegen¬ 
den noch weit im Mittelalter insbesondere das Drittpfennings- 
recht z. T. auch das Doppelpfenningsrecht erhalten hat. 180 ) 
Hier im Deichrecht müssen wir, wie gesagt, unterscheiden 

177 ) Zahlreiche Belege bei Beekman S. 427 ff. Eine Ausnahme 
macht der Deichbrief für den Lekdeich beneden Dams 1454, der von 
einem Urteil der Heemraden absieht (Beekman S. 428), und das Deich« 
recht für Hasselt von 1475, nach welchem die Geschworenen auslegen 
(Beekman S. 429). 

17# ) Vgl. z. B. ostfriesisches Deichrecht § 10, Deichrecht für Humster- 
land von 1562 art. 4 ff, art. 25. Deichbrief für Stadshamerik von 1441 
(„Versl. en Mededeel.* IV. S. 148) art. 7, 10. — Dass der Einzel¬ 
richter allein auslegt, ist selbstverständlich. 

17# ) Deichrecht für Althena von 1461 (bei Beekman S. 1574). 

i8°) Planitz „Die Vermögensvollstreckung ira deutschen mittel¬ 
alterlichen Recht“ 1. S. 532 ff. 
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zwischen der schlichten Schulderhöhung und der Pfand¬ 
betragserhöhung, oder kurz im Anschluss an die nieder¬ 
ländischen Quellen ausgedrlickt zwischen erhöhtem Geld¬ 
betrag und erhöhtem Pfandbetrag. 

Der erhöhte Geldbetrag beläuft sich in einer 
grossen Reihe von Deichrechten auf das Doppelte. 181 ) 
Es kann „doppelt gelt," .tweeschatte geld“ „voor een pen- 
ning twe“ gefordert, es kann „op dubbel gewin* ausgelegt 
werden. Das Anschwellen auf das Doppelte sofort mit der 
Bezahlung wird besonders gut im Deichrecht für Althena 
von 1461 verdeutlicht: „Ende alsoo haest alst wtgeleyt is, 
so sal twyschat gelt versehenen wesen“. In einigen Verbän¬ 
den galt Drittpfenningsrecht, d. h. der Deichgraf 
konnte die Hälfte mehr einfordern, als er ausgelegt 
hatte. 18 *) Dies wird so ausgedrückt, dass der Deichgraf 
.bestaden sal op den derden penninck meer“, oder dass er 
nehmen kann „een gerechte derde part meer, te weten voor 
twee gülden drie,“ oder dass die Verdingung gehen soll 
„op het gewin von den Dyckgrave dat is den derden pen¬ 
ninck meer.“ 18 *) Nach Seeländischem Recht wuchs die 
Schuld auf das Vierfache; so bereits nach der Keure 
für Seeland von 1258 art. LIX: „Quicumque scultetus alium 
hominem super aggerem suum bannierit, denarios, quos ipse 

,8 ‘) So in Südholland (ältester Beleg D.-O. für den Alblasserwaard 
von 1277), in Nordholland, in Arkel, in Utrecht (Lekdeiche, Meerndeich), in 
Geldern, z. T. in Overijssel, Flandern (Keure der vier Ambachten von 1242 
„eolvet illud opus duplum praeconi“, eiehe oben S. 467), Groningen, dem 
westerlau werschen Friesland, den Ommelanden (vgl. Deichrecht für 
Humsterland von 1662), Brabant (Antiqua cora für Steenbergen von 1272 
art. XV). Zahlreiche Belege für die Niederlande bei Beekman S. 420 ff, 
S. 1573 Ebenso im alten ostfriesischen Deichrecht § 10, in der D.-O. 
für Kleve von 1575 art. 29 ff. 

,B2 ) So in Utrecht beim Spakenburgischen-, Veen- und Velddeich 
vgl. oben S. 467, häufig in Overijssel (siehe die Angaben bei Beekman 
S. 425.) 

,B3 ; Die Ausdrücke „den dritten Pfenning mehr“ oder „den dritten 
Pfenning besser“ u. s. \v. können gar nichts anders bedeuten als die 
Hälfte mehr. Den Bedenken von Planitz S. 541 beim gewöhn¬ 
lichen Drittpfennigpfändungsrecht (ob nicht vielleicht ein Drittel der 
ganzen Schuld gemeint sei) liegt eine nicht zutreffende Vorstellung zu 
Grunde. Es müsste dann heissen „den dritten Pfenning doppelt“. — 
Auch die Bezeichnung „des Dritteils besser“ u. s. w. haben sicher keine 
andere Bedeutung. 
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in aggere suo posuerit testantibus scabinis, quadniplum 
recipiet." 184 ) 

Der erhöhte Pf and betrag kommt nur in nieder¬ 
ländischen Quellen vor. Er beträgt vielfach das Vier¬ 
fache des ausgelegten Geldes. Am häufigsten ist diese 
Ausgestaltung mit der Verdoppelung des Geldbetrages 
verbunden. So gelangen wir zu der verbreiteten 
niederländischen Formel: Dass der Deichgraf sein ausge¬ 
legtes Geld einnehmen kann „tweescatt aen gelde of 
vierscatt aen pande- £ Nur vereinzelt ist der 
vierfache Pfandbetrag mit dem Drittpfenningsrecht bei der 
Schuldsumme vereinigt; ,Fe ) dagegen wird er niemals da zuge¬ 
sprochen, wo keine Erhöhung des Geldbetrages stattfin¬ 
det. 187 ; Der dreifache Pfandbetrag begegnet in Ver¬ 
bindung mit dem doppelten Geldbetrag bei den Lekdeichen 
in Utrecht „tweeschatt aen geld of drieschatt aen pand“. 188 ) 
Der doppelte Pfandbetrag findet sich in Seeland nach 
der Keure von 1290 in Verbindung mit dem vierfachen 
Geldbetrag, wobei ebenfalls der Pfandbetrag der Busse ver¬ 
doppelt wird. 18 *) Hier fällt bei Pfändung also dem Deich- 

,8i ) Bergh II, Nr. 40. Dass dies bereits auf das ausgelegte Geld 
an sich zu beziehen ist, ergibt ein Vergleich mit der Keure von 1290 
siehe unten Amu. 189. Der vierfache Geldbetrag kommt auch für die 
späteren größeren seeländischen Verbände in Betracht. Vgl. Mieris II, 
312 (a. 1323); II, 420 (a. 1327); IV, 241 (a. 1413); IV, 188 (a. 1411). Vgl. 
noch unten Anm. 187. 

,86 ) So z. B. in Südholland (noch nicht in der D.-O. von 1277, wohl 
aber im 14. und 15. Jahrhundert, z. B. Mieris III. 316, Mieris IV. 977), 
in Nordholland, in Voorne, Putten, z. T. auch Geldern. 

,8fl ) Mieris III, 354 (a. 1379). 

187 ) Die Ausdrucksweise in den Quellen ist nicht immer ganz genau. 
Vgl. die oben Anm. 184 angeführten Quellen für die größeren see¬ 
ländischen Verbände. 

188 ) Vgl. z. B. Deichrecht für den Lekdeich beneden Dams von 13*23. 
Hierzu Beekinan S. 550. Siehe ferner D.-O. für den Meerndeich von 
1644 (1545) art. XVII. Bei der Busse in der D.-O. für den Veen- und 
Velddeich von 1533. 

189 ) Bergh II, 747 XCIX: „Allo gelt, dat men leyt in verbannen 
lyede diic bi scepenen von niesen, dat machmen vierscatte weder nemen 
met drie scellingen den ban. Met drie scepenen of met meer machmen 
panden om vierscatte gelt ende twivoude pande, die scepenen sullen 
wtsetten twiscatte pande van dien ban ende vierscatte gelde“. Im 
gewöhnlichen Landrecht galt Drittpfenningsrecht, Planitz S.537, Anm. 12 
S. 539, Anm. 22. 
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grafen der achtfache Wertbetrag des ausgelegten Geldes 
zu. Der doppelte Pfandbetrag ist auch in den Verord¬ 
nungen für Tholen von 1399 und 1409 bei der Annahme 
zum doppelten Lohn angegeben. 180 ) 190 *) 

In manchen Verbänden gab es zwar einen erhöhten 
Geldbetrag, aber keinen erhöhten Pfandbetrag. 
Dies war häufig da der Pall, wo der erhöhte Geldbetrag das 
Doppelte 181 ) oder Vierfache 191 *) betrug, fast stets aber da, wo für 
den Geldbetrag Drittpfenningsrecht galt. 182 ) Hier ensteht die 
Frage, ob etwa da, wo nach gewöhnlichem Recht ein er¬ 
höhter Pfandbetrag in Betracht kommt, dieser bei der deich¬ 
rechtlichen Pfändung mit zur Anwendung kam. 188 ) 

In einigen Verbänden schliesslich kann das ausgelegte 
Geld nur einfach und nur ohne erhöhten Pfand¬ 
betrag wieder eingefordert werden. 184 ) 

Die geschilderten Privilegierungen werden in den 
niederländischen Quellen zusammenfassend gekennzeichnet 
durch die Formeln „inwinnen (op vordem) na dyck¬ 
recht“ oder auch „wtleggen en inwinnen na dyck- 
recht.“ 195 ) ln Quellen des 16. Jahrhunderts wird der 
erhöhte Betrag, der vom Deichgraf eingefordert werden 
kann mit „ w e d e r p e n n i n g“ oder „weerpenning“ 
bezeichnet. 180 ; 

19 °) Mi er i s III, 705 (a. 1399); IV, 120 (a. 1409), hier für den Fall, 
dass der Deichgraf selbst annimmt, vgl. unten Anm. 194. 

19Ja ) Bei Mieris IV. 1050 (a. 1434) beläuft sich der erhöhte Geld¬ 
betrag auf das Doppelte; der erhöhte Pfandbetrag steigt auf das Vier¬ 
fache, wenn der Deichgraf, auf das Zweifache, wenn der Schulz auslegt. 

191 ) So in Geldern, Overijasel, Arkel, Humsterland, Groningen, Ost 
friesland, Kleve, Flandern. Vgl. Anm. 181 mit Anm. 185. 

19l a) Siehe oben Anm. 184. 

19i ) Siebe Anm. 182. 

,M ) Dies könnte z. 15. Bedeutung haben für Ovcrijssel, Geldern, 
(vgl. Planitz S. 538, Anm. 16; S. 539, Anm. 29), Utrecht (vgl. Planitz 
a. a. 0. S. 538, Anm. 15). 

194 ) So in den vier (lohen Bremens, in Stedingen, später in Wursten 
(D.-O. von ICH art. 1). Siehe ferner Mieris IV, 120 (a. 1409) für den 
Fall, dass ein anderer als der Deichgraf angenommen hat. Doch waren 
hier Steigerungsbussen bis zu 0 Wochen hin angedroht. 

105 ) Vgl, Deichrecht für den Grooten Waard von 1375; Deichrecht 
des Krimpenrewaards von 1430 art. VIII. Beekman S. 424 ff. 

19 °) Siehe die Angaben bei Beekman S. 1708. Ferner D,-0. für 
Kleve von 1575 art. 53: »Kosten mit dem wederpenning“. 
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Was die rechtsgeschichtliche Entwicklung anlangt, so 
ist zunächst zu beachten, dass der erhöhte Pfandbetrag 
ursprünglich auf das Verfallpfand abgestellt ist, 10 ’) aber 
auch später beim Verkaufspfand beibehalten wird. 198 ) 
Es lässt sich ferner in manchen Verbänden beobachten, dass 
im Deich recht zuerst ein erhöhter Geldbetrag gewährt 
und ihm erst später ein ausgezeichneter Pfandbetrag hinzu- 
gefligt wurde. 199 ) Letzteres kann auf ein Absterben der 
Pfanderhöhung in gewöhnlichen Fällen zurlickgehen. Allem 
Vermuten nach ist schliesslich der erhöhte Geldbetrag, da 
wo er die Hälfte mehr betrug, im Anschluss an das Dritt- 
pfenningsrecht bei der Pfändung in gewöhnlichen Fällen 
übernommen worden. 900 ) 

Die rechtliche Bedeutung des erhöhten Geld¬ 
betrages und Pfandbetrages ist eine mehrfache. Sie 
stellen sich dar als ein Entgelt für die Tätigkeit der 
Deichverwaltung und als Straf- und Zwangsmittel 
gegen den Deichpflicbtigen. 

Der Vorteil solcher Erhöhungen fiel meistens dem¬ 
jenigen zu, der das Geld ausgelegt hatte. 901 ) Doch 
muss in manchen Verbänden der Deichgraf den Gewinn 
mit dem Herrn und den Geschworenen teilen 902 ) oder ganz 
an den Herrn abliefern. 903 ) Diese herrschaftlichen Rechte 

,#7 ) Dies wird von Planitz a. a. 0. S. 535 ff. nachgewiesen. 

193 ) So auch im gewöhnlichen Pfändungsverfahren. Siehe Planitz 
a. a. 0. S. 664. 

1W ) Vgl. D.-O. für den Alblasserwaard von 1277 (Bergh II, 381). 
mit den Verordnungen der späteren Zeit in Südholland (oben Anm. 185) 
— Keure von Seeland von 1258 und Keure von 1290 (oben Anm. 184 
und 189). 

* 00 ) So in Utrecht und Overijssel. — Was den doppelten Geldbetrag 
anlangt, so ist eine Schuldverdoppelung etwas zu Gewöhnliches, als daß 
hier auf eine Entlehnung aus der, übrigens seltenen, Doppelpfändung 
des gewöhnlichen Verfahrens (über sie Planitz a. a. O. S. 532) zurück¬ 
zugreifen wäre. 

W1 ) z. B. D.-O. für den Veen- und Velddeich v. 1531 (oben S. 465). 
D.-O. für Kleve von 1575 art. 88 (Bussen Vs an Deichgraf „uitgenomen 
des Wederpennings der dem Dyckgreven allein tho kommen soll“). 

20 *) Deichbrief für Erkemede von 1356: Vs an den Herrn V* ftn 
Deichgraf und Heemraden. 

*°*) D.-O. für den Alblasserwaard von 1277 (Bergh II 331), siehe 
unten Anm. 206. 
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finden darin ihre Erklärung, dass der Deichgraf mit Geld 
seitens der Herrschaft ausgestattet wurde. 

Besonderheiten ergaben sich in grösseren S a m t ver¬ 
bänden, vor allem instidholländischenWaarde n.' J,J4 ) 
Hier bestand eine Berechtigung und eine V e r- 
pflichtung des Ambachtsherrn (bezw. seines Schulzen) 
zum Gel dauslegen in seinen Ambachtsschlägen. Die 
Berechtigung äusserte sich auf Vorschauungen. 9CS ) Die 
Verpflichtung kam insbesondere zum Vorschein, wenn Deich¬ 
graf und Hoogheemraden ihre Hauptschauung führten. Der 
Deichgraf konnte, wenn er wollte, selbst verdingen und 
selbst auslegen, aber er konnte auch das Auslegen vom 
Ambachtsherrn (Schulz) begehren; kam dieser der Auf¬ 
forderung nicht nach, so wurde er bussfällig, und der Deich¬ 
graf legte das Geld aus auf Kosten des Ambachtsherrn 
(bzw. des Schulzen). 98 ®) Legt der Ambachtsherr oder sein 
Schulz aus, so erhält er in dem Älblasserwaard von dem 
„tweeschatt- Geld und den Bussen V«, die */ 8 des Weder- 

ao *) Vgl. Beek man S. 429, insbesondere S. Tb f. 

* 05 ) D.-O. für den Älblasserwaard von 1875. Vgl. oben S. 466. 

ao °) D.-O. für den Älblasserwaard von 1277 (Bergh II. 331): „Si vero 
dictus nuntius noster sive perlustrator pro fractura aggeris pecuniam 
suam exponere noluerit, dominus officii sive judex, in cujus officio 
dictus agger situs est, denarios suos exponere tenebitur in aggere pre- 
libato, quos etiam duplo percipiet ab illo in cujus aggere fuerit fractura. 
et due partes dicte pecunio quas perceperit super illam quam exponerit 
cedent nobis, residuam vero partem cum tertia parte bannorum unus- 
quisquo judex in suo ofiicio . . . sibi reservabit.“ — „Adjectum est etiam 
quod quibus ofliciorum dominus sive judex ipsius, qui ad perlustrationem 
dictorum aggeruni non venerit ad exponendum denarios suos si necesse 
fuerit in suo officio penam sive boetam erga nos centum solidos 
Hollandie incurrat et tune dictus perlustrator noster denarios nostros 
pro dicto judice non venienti exponet si necesse fuerit et illos ab eodem 
judice percipiet duplicatos*. Legt der „Beschauer“ aus, so erhält der 
(iraf den Wederpenning. — D.-O. für den Krimpenreward von 1430 
art. XIII schreibt die gleiche Strafe vor flir den Ambachtsherrn oder 
Schulz, der nicht zur Hauptschauung kommt. Art. XIV ordnet an, daß 
dann der Deichgraf das Geld auslegen und vom Schulzen wieder ein- 
treibe* soll. Subsidiär haftet der Ambachtsherr. Mieris IV, 657 (a. 
1422) scheint ('ine Busse und Haftung des Ambachtsherrn, der nicht 
auslegt, nicht zu kennen, sondern spricht nur das Geldauslegen und die 
„baet“ (d. h. den Vorteil davon) dem Deichgrafen zu. In dem Grooten 
Waard waren anscheinend Ambachtsherren privilegiert. Siehe Mieris 
III. 314. 
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pennings und der Bussen muss er dem Grafen abliefern.* 07 ) ,c *) 
Mehrere Deichgrafen verschiedener Herrn legten bei gemein¬ 
samer Schau auch zur gesamten Hand das Geld aus und 
erhielten es zu gleichen Teilen zurück. 209 ) 

3. Ein Geldauslegen seitens der Obrigkeit mit ent¬ 
sprechenden Wirkungen fand auch in anderen Fällen statt. 
So bei Nichtbezahlung des Deichschotts, bei Nichterfüllung 
von sonstigen Gemeinlasten, auch bei Bussen und Zehrungs¬ 
geldern. Häutig hatte es seine Richtung auch gegen niedere 
Deichbeamte, die für die Eintreibung zu sorgen hatten. 210 ) 

IV. Die Fahrnispfändung. 

1. Allgemeines. Bei dem älteren Verfahren gegen den 
Kabelhalter kommt eine Pfandnahme an Fahrnis in Bezug 
auf die verwirkten B u s s e n in Betracht. Bei dem jüngeren 
Verfahren spielt sie auch bei dem ausgelegten Geld eine 

207 ) Unrichtig Beek man a. a. 0., S. 429, der ihm alle Bussen zu¬ 
spricht. 

208 ) Besondere Fälle des Geldauslegens finden sich bei Über- 
etrömungen und Wiederbedeichungen. So namentlich in dem Grooten 
Waard a. 1375 (Mieris III, 309 ff., 335, Meylink Nr. 304 ft.). Vgl. auch 
Bd. I. S. 254 Anm. 113. 

2ö9 ) Bergh II, 248 (a. 1273): „Insuper ordinatum est, ubicumque 
necesse fuerit, quod denarii pro reparatione sive redificatione aggeria 
exponantur, dictus comes et ego (Herr von Heusden) commniter 
exponemus et equaliter recipiemus eosdem“. Doch kann der Herr von 
Heusden von seinem Hecht abstehen: „Si ego vero vel nuncius meus 
ad reparationem aggeris nullos vellemus exponere denarios, ipse comes 
vel ballivus suus eolus exponet et solus eos recipiet.“ 

al °) Vgl. z. B. in Bezug auf den Deichschott Antiqua cora für 
Steenbergen von 1272 (Oude Rechten van Steenbergen 1897) XV. „Si 
vero aliquis contumax custos suos cum vicinis suis non solvent, 
dominus solvet pro eo et recipiet cum emcnda duplici“. D.-O. für 
Putten von 1515/16 art XIV (Die Schulzen in den Ambachten müssen 
den umgeschlagenen Schott für den Unwilligen auslegen, sonst legt 
der Deichgraf aus und nimmt es doppelt wieder von dem Schulzen und 
dem Unwilligen). Adewarter Sielbrief von 1382 art. 5 (Sielschott). D.>0. 
für das Norderquartier von 1534 art. 7 (Auslegen der Deichpfenninge 
durch den Deichgrafen). D.-O. für die Vier-Norderkoggen von 1493 
(siehe oben S. 258) G. deVries S. 292. In Bezug auf sonstige Gemein- 
laaten vgl. z. B. D.-O. für Eescharen und Gassei von 1570 art. 20: „Op 
poene van daar in nae advenont van haar quotingent werkluyden te 
stellen tot haaren costen en lasten“, und Schuldverdopplung. In Bezug 
auf Deichbrüche vgl. M e y 1 i n k Nr. 223 (a. 1422 Arkel), G. de V r i e a 
S. 292. Siehe überhaupt noch Beekman S. 423 ff. 
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erhebliche Rolle. Auch sonst begegnet im Deichrecht eine 
Pfandnahme an Fahrnis wegen Geldforderungen der 
Deich Verwaltung (Deichobrigkeit), so wegen 
anderer an die Deichobrigkeit verfallener Bussen und 
Brüche 211 ) und wegen anderer dem Verband geschuldeter 
Gelder, insbesondere des Deichschotts. Keine eigentliche 
Pfandnahme liegt vor, wenn dem Säumigen „Pfänder“ zum 
sofortigen Verbrauch durch die Deichbeamten fortgenommen 
werden. 912 ) 

Diese Pfandnahme bildet ein Stück der im Einzelnen 
noch wenig durchforschten Pfandnahme wegen obrigkeit¬ 
licher (öffentlicher) Forderungen. 918 ) Das Sonder¬ 
recht, das sich hier enwickelte, wird stets durch das 
Fehlen eines besonderen Haftungsgeschäfts, 
ferner regelmässig durch einerleichtertesPfändungs- 
verfahren nebst einem grösserem Umfang der 
Pfändung, und vielfach durch die Tendenz, die ge¬ 
wöhnlichen Gerichte bei der Pfandnahme auszu¬ 
schalten, gekennzeichnet. Bei alledem wirkt von vorn¬ 
herein der Gedanke entscheidend ein, dass ein Ungehor¬ 
sam gegenüber der öffentlichen Gewalt vor¬ 
liegt. Für das Deichrecht ist es besonders wichtig, dabei 
noch folgendes zu beachten. Die Haftung besteht auch 
hier kraft Gewaltunterworfenheit. Aber dadurch wird nicht 
ausgeschlossen, dass für die Vornahme der Pfändung eine 
Feststellung der Schuld gefordert wird, und dass 
eine schuldrechtliche Zusage oder ein Ersatz 
für sie bedeutungsvoll wird, um die Ableugnung der 

2U ) Man denke z. B. an Bussen wegen Verletzung allgemeiner 
Deich friedensbrüche. 

21S ) Vgl. Deichrecht der Altendorfer Schauung XII. 2 (oben S. 448). 

2I8 ) Vgl. über sie v. Meibom „Das deutsche Pfandrecht“ 1867. 
S. 177 ff. Hier wird die „obrigkeitliche nicht prozessuale Pfändung“ 
behandelt. Doch kann vielem nicht beigestimmt werden, so vor allem 
nicht, dass das Pfand nur Verkaufspfand gewesen sei (S. 187). Siehe 
ferner 0. (i i e r k e „Schuld und Haftung“ S. 89 ff. Er stellt die Pfand¬ 
nahme wegen obrigkeitlicher Forderungen unter die Fälle einer Haftung 
aus Gewaltunterworfenheit. Hiermit wird ein wuchtiger Gegensatz zu 
der gewöhnlichen Pfandnahme treffend gekennzeichnet. Planitz „Die 
Vermögens Vollstreckung im deutschen mittelalterlichen Recht“ Bd. I 
scheidet die Pfändung aus öffentlichrechtlichen Ansprüchen ganz von 
der Betrachtung aus (Siehe S. 297, Anm. 12). 


Gck gle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



493 


Schuld abzuschneiden.* 14 ) Was aber die Tendenz nach 
Ausschaltung der gewöhnlichen Gerichte anlangt, so musste 
sie bei der Ausbildung besonderer Deichgerichte 
eine hervorragende Lebenskraft entfalten. 

Die Entwicklung und Ausgestaltung der Fahrnispfändung 
wegen deichobrigkeitlicher Geldforderungen, insoweit die 
gewöhnliche Obrigkeit als Pfandnehmer und Gläubiger 
auftritt, und besondere Deichgerichte mit ihr und ihren 
Grundlagen nicht in Zusammenhang stehen, kann hier im 
Einzelnen nicht dargestellt werden. Es handelt sich da¬ 
bei um sehr verschiedene Pfandnahmen von Gesamtheiten 
der Gemeindegenossen, von genossenschaftlichen, herr¬ 
schaftlichen, landesherrlichen Gerichts- und Verwaltungs¬ 
beamten. Wir begnügen uns daher nur mit umfassenden 
Hinweisen. Einer genaueren Betrachtung soll dagegen 
die Stellung der besonderen Deichgerichte 
unterzogen werden. Dabei empfiehlt es sich angesichts 
der weitgehenden partikulären Zersplitterung einige der 
wichtigsten Grundsätze des Pfändungsverfahrens immer 
gleich mit in die Schilderung einzubeziehen. 

2. Die Fahrnispfändung gewöhnlicher 
Obrigkeiten in Deichsachen, unabhängig von 
besonderen Deichgerichten. 

Die älteste Art deichrechtlicher Fahrnispfändung 
ist diejenige, welche durch Gesamtheiten der Ge¬ 
meindegenossen vorgenommen wurde. Sie vollzog 
sich durch Zufahrt an Hausund Hof des Bruchfälligen. 
In jüngerer Zeit erhält sie sich noch in kleineren Kreisen 
und in Ausnahmefällen. Eine solche Pfandnahme der Ge¬ 
meindegenossen wird in dem Weistum für Sandhofen von 
1527 erwähnt für die Busse wegen Deichbeschädigung. 2 ' 5 ) 
Im westerlauwerschen Friesland bildet einen Teil des ge¬ 
schilderten Ungehorsamsverfahrens gegen den Kabelhalter, 

«‘) Nur so erklärt sich die Notwendigkeit des Bekennens des Kabel¬ 
halters zu seinem Deichschlag und als Ersatz dafür das Zeventuig. 
Vgl, unten 3c und VII. 

a,ft ) Grimm „ Weistümer“ I, 460: „Von wem aber der teich geergört 
wurde als man dan zu einer Zeiten in dem jar besehen mag, denn mag 
die gemeinde allen tag pfenden“. Vgl. Bd. I, S. 195 und oben S. 360, 
Anm. 63. Wahrscheinlich deuten die Worte „allen tag“ auf eine sofortige 
Pfändung hin. 
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das in Friedloslegung endet, eine Zufahrt der Gesamtheit 
mit Erlaubnis des Schulzen, um „die wrlieergnisse to ha- 
liane.“ 216 ) Nach dem Deichrecht der Hemmen von 1453 wird 
derjenige, der auf die Generalschau zu Michaeli nicht kommt, 
bruchfällig gegenüber jedem Teilverband (hem) und dem 
Samt verband (rneente), und „so scelma hem seka to hws 
ende to hou ende dat ruucht thofarra to ghaen ende dio 
mene meenthe ney“. 217 ) In den PaddingbUtteler Viertelsregeln 
(Wursten) von 1594 * 18 ) heisst es in art 4: Wenn jemand 
den Vorstehern ungehorsam ist, „soll das ganze Viertel zu¬ 
treten und denselben gehorsam machen und zu ihm i n 
sein Haus und Hoff gehen und da so viel aus¬ 
nehmen alss billig ist, da er um beleget wird“. Noch aus¬ 
führlicher sind die Vallinger Viertelsregeln (Wursten) von 
1621, ,w ) die auch wegen eines Anklanges an das Deich¬ 
recht der Hemmen interessant sind. Es wird hier in art. 4 
zunächst gesagt, dass die Vorsteher den Ungehorsamen 
auffordern sollen Bürgen zu stellen. Bleibt er ungehorsam, 
so ..scholen die Gemeine Manne tho treden und den Moth- 
willigen gehorsam macken helpen, eben von sienen unge¬ 
horsam panden“. Jeder ist verpflichtet den Vorstehern zu 
folgen. Man begiebt sich offenbar an das Haus des Bruch¬ 
fälligen und fordert ihn auf, Pfänder zu stellen; ist dies 
vergeblich, so „ schulen die Vorstenders vor an gähn, 
der GemeineMann schall folgen und den Ungehor¬ 
samen so vele aff Panden alss ehme vor den Ungehorsam 
will gebühren“. Aus dem Bauerschaftsbrief der Alsumer 
Bauerschaft von 1581 22J ) erfahren wir noch etwas über die 
Formalitäten bei der Zufahrt: „Wen de Vorstender dat 
burschop tho hope wilkoren und willen en boten (beziehen), 
so scholen de Vorstender ehren Hoetli up holden und spreeken: 
Volgett uns by Pene euer Tonne Berhs; wy willen den Man 
so vel nehmen also de sacke duppeldt ihs‘ ; . Es galt also 
hier Doppelpfändung. 2 ’ 1 ) 

21G ) v. K i c h t h o f o n Rq. S. 417 § 19. Vgl. oben S. 454 f. 

21T ) v. Richthofen Rq. S. 505 § 8. Vgl. oben S. 446 Anm. 19. 

218 j I>ei von der Osten „Geschichte des Lundes Wursten“ 
I. S. 78 ff. 

2l - ) ) a. a. 0. S. 72 f. J -°) a. a. 0. S. 67, art. 14. 

221 ) Vgl. auch (’appeler Kirchspielsartikel von 1620 art. 3 (bei 
V rat je „Altes und Neues“ IV, S. 320), ferner D i t m a r s e r Landrecht 
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Vielfach fiel in späterer Zeit die Beteiligung der Ge¬ 
samtheit fort, und die Pfandnahme wurde von den Ge- 
meindebeamten allein vollzogen. 

Das fränkische Amtsrecht bildete eine admi¬ 
nistrative Pfandnahme aus. Fiskalische Gefälle wurden 
im Verwaltungswege durch Auspfändung beigetrieben ; w> ) 
dies muss auch für die deichrechtlichen Bussen gegolten 
haben. 

Im Mitelalter findet sich häufig eine ordentliche 
Fahrnispfändung durch die Gerichtsbeamten der 
Landgerichte in Deichsachen. So hat nach der Keure 
der vier Ambachten von 1242 der Amman Anspruch auf 
das Doppelte des Geldes, das er nach Sohöffenurteil für den 
Säumigen ausgelegt hat, und kann es an der Fahrhabe 
ohne weiteres mit drei Schöffen auspfänden. Ähnliches 
galt nach der Keure für Seeland von 1290 art. XCIX. 
Der Schulz kann den vierfachen Betrag des ausgelegten 
Geldes nebst der Busse doppelt an der Fahrhabe auspfänden 
mit drei Schöffen oder mehr; die Schöffen schätzen, 2 ”) dann 
heisst es: „Die scoutate salt ghebieden die pande III daghen 
voer scepenen ende enen sondach ende eyghenen ende 
doenne mede sinen wille.“ Es handelt sich hier um ein 
öffentliches Aufgebot zwecks Publizität und Einlösung, SJ4 ) 
es muss dreimal vor besetztem Gericht und an einem Sonn¬ 
tag stattfinden. Wird das Pfand nicht eingelöst, so ver¬ 
fällt es dem Schulz zu Eigentum. 

Fiir Südholland ergiebt sich aus der Schauhegungs- 
formel, *”) dass der Schulz die Bussen und die Kosten des 

von 1447 § lf>: „So schal ein jewelick in seinem huse velich wesen . . . 
uthgesecht Ka r s p e 1 s p a n d i n g h e, burpandinghe, schiacht- 
pandingp, klüfftspandinge". v. Meibom a. a. 0. S. 181. 

SM ) Siehe Brunner „Deutsche ltechtsgeschichte“ II. S. 41, 457 
( Auspfändung ohne fides facta und die Voraussetzungen der gerichtlichen 
Pfändung), Uber Fronung siehe unten V. 

asa ) Vgl. oben. Anm. 18(*. 

a24 ) Der Ausdruck „ghebieden“ wird fllr das Aufgebot sonst nicht 
gebraucht. Vgl. Uber das Aufgebot v. Meibom a. a. O. S. 81, Planitz 
a. a. 0. S. G2G f. 

226) Vgl. die Formeln bei Mevlink und Nibbelink (oben S. 373. 
S. 331 Anm. 111). — Schulz und Nied>‘rheemraden erscheinen in Slid- 

holland auch als ein niederes Landgericht. Vgl. oben S. 412. Daher 
kann die Pfandnahme durch sie hierher gestellt werden. 


Digitizeit by 


Go^ 'gle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



496 


Digitized by 


Einlagers durch Mahnung und Pfändung der Fahrhabe 
beitrieb: „Ick vraege V. N. hoe dat ick aen mijn boeten 
sali geraecken ende aen mijn verschoten penninghen die 
hier verteert zijn? T’vonnis: Heer schout ghij sultse eerst 
maennen end naer panden.“ Die Pfändung vollzog sich 
nach Massgabe des gewöhnlichen südholländischen Ver- 
fahrens.* 16 ) Sie beginnt zunächst mit der Anpfändung 
im Gericht unter Urteil der Niederheemraden: „Soo pande 
ick hem van S’herren wegen I. II. III. ende vierdewerff.“ 437 ) 
Nach 14 Tagen erfolgen, wenn der Schuldner nicht zur 
Pfandkehrung 228 ) geschritten ist, Auspfändung mit 
Schätzung des Gutes, Zueignung durch Gerichtsurteil und 
schliesslich Übergabe des Gutes durch den geschworenen 
Boten auf des Herrn Strasse. 229 ) 

In Kennemerland lS0 ) vollzog sich die Fahrnispfändung 
für Bussen und ausgelegtes Geld durch Schulz und Schöffen 
nach vergeblicher Mahnung. Das Gericht begab sich zum 
Hause des Schuldners, und der Schulz forderte ihn zur 
Pfandbestellung auf; wurde dem nicht nachgekommen, so 
stellte der Schulz das Pfand nach Schöffenurteil. Nach 
8 oder 14 Tagen fand Pfandschätzung und Zueignung in 
einem gerichtlichen Termin statt. Drei oder fünf Bauern 
schätzten das Pfand. Die Zueignung erfolgte durch Schöffen¬ 
urteil nach Überantwortung des Pfandes auf des Herren Weg 
durch Gerichtsbote und Schöffen. In späterer Zeit gab es 


,,(J ) Vgl. über es Planitz a. a. 0. S. ‘262 und die Formeln bei Mey- 
link und Nibbelink Nr. Hjn fl. 

227 ) Die Anpfändung setzt Angabe der Größe der Schuld voraus: 
„Soo en mach niemant panden oll hij moet aijn Somme maecken off 
grooten voor Schout ende Heemraeden“. Die Anpfändung ist dem 
Schuldner bekannt zu machen, „soo veere hij aen de vierschaer niot 
verwonnen is w . 

3a ' s ) Vgl. unten 4a. Die in Anm, 226 erwähnten Formeln zeigen auch 
die Form, die bei der Pfandkehrung vor Gericht angewendet wurde. 

*- Ml ) Der einleitende Pfändungsakt im Gericht bewirkt eine B e- 
b c h 1 a g n a li m e, der A u s b p r u c h d e r P f ä n d u n g s f o r m e 1 ist 
nichts anders als das alte „nexthe g a n t h i c h i o“ der Lex Salica. 
Die Ansicht von P 1 a n i t z S. 2ßS dass der geschichtliche Ausgangspunkt 
dieser Finleitung des Piändungsprozessea in der Zahlungsaufforderung 
zu suchen sei, ist m. B. nicht haltbar. 

J1 ") \ gl. Vi»n Santen „Hnndvesfen“ S. los tl*. (r. d e V r i e s S. 314. 
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hier auch ein Verkaufspfand, „maexel“ genannt. 231 ) Aus 
dem Verkauf geschütteter Tiere* 8 *) lässt sich erschliessen, 
dass auch hier der Verkauf in der Form gerichtlicher Ver¬ 
steigerung vollzogen wurde. Dabei wurde eine höchst 
interessante Förmlichkeit für den Zuschlag angewendet. 
Der Schulz fragte: „Is daer yeinandt die daer meer om 
geven will eenwerf, anderwerff, derdewerf, vierdewerf 
over recht?“ Ende sooneemtdieschouteen stroo 
ende werpt datneder ende seyt: „off dat . . . ver¬ 
kocht es?“ Vonnis: „Ja.“* 88 ) 

Ebenso wurde z.B. im Hammerbrok,* 34 ) ferner in Hadeln,* 35 ) 
und in der Wilstermarsch vor der Entstehung beson¬ 
derer Deichgerichte,* 86 ) die Fahrnispfändung wegen deich¬ 
rechtlicher Bussen und Abgaben durch Schulz (Vogt) und 
S chöffen (Geschworene) vorgenommen. Sie bewegte sich im 
allgemeinen in den Formen des Gerichtsverfahrens* 37 ) 

wl ) Dies „pandrecht von maeksel“ bedarf noch einer genaueren 
Untersuchung. Vgl. über es Santen S. 199, G. deVries S. 314, 
Beekman S. 1277 und 1113, Fockema Andreae „Het oud-neder- 
landsch Burgerlijk Recht“ II, S. 105 und die daselbst in Anna. 1 ange¬ 
führten Quellen, Planitz a. a. 0. S. 239, Anm. 2. 

*•*) Bei Santen a. a. 0. S. 204. 

,M ) Beim „besteden“ der Tiere heisst es: Der Schulz „neemt een 
stroo ofte ander dingh ende werpt het neder“. 

U4 ) Hammerbröker Deichrecht art. 13 in Verbindung mit art. 5 ff: 
Einpfändung der Schaubussen. Vgl. hierzu oben S. 450. — Ebenso 
geschah die Pfändung des Plagegeldes zunächst durch Vogt und 
Geschworene und zwar mit Säumnisbusse siehe art. 22 (a. 1492). Später 
erfolgte die Pfandnahme beim Plagegeld durch die Geschworenen allein, 
siehe art. 49 (a. 1527) und art. 76 (a. 1536). Die Pfändung bezog sich in 
erster Linie auf das „Fluess“ des Landes, d. h. die auf dem Lande vor¬ 
handenen Früchte, in Ermangelung des Gewächses griff man auf sonstige 
Fahrhabe. Für die Pfänder bestand eine achttägige Lösungsfrist. Das 
Pfand war Verkaufspfand. Siehe art. 22, 49, 76. Über das jüngere Ver¬ 
fahren im 17. Jahrhundert siehe die Artikel von 1645 art. ß. Betreffs 
der Pfändung des „Gewächses“ vgl. noch unten V. 1. d. 

Ygj Weistum der Iiadelschen Kirchspiele Altenbrucb, Lüding¬ 
worth und Nordleda von 1439 (Grimm IV, 703), Hadeler Landrecht 
von 1583 II, Titel II. Vgl. Bd. I, S. 194 und Planitz a. a. 0. S. 494. 

Ä86 ) Vgl. unten S. 499. 

287 ) Die Ansicht von Planitz, dass „die Schöffen bei der Pfändung 
nicht als Urteiler, sondern ausschiesslich als Pfandschätzer tätig sind“ 
(S. 496), „selbstverständlich zugleich als Zeugen“ (S. 497 Anm. 27), ist jeden¬ 
falls für die Fälle, wo der Richter mit den Schöffen zur Pfändung schreitet 
J. v. Gierke, Geschichte des deutschen Deichrechts II. 32 
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und zerfällt in die beiden Akte der Pfandwegnahme und 
der Pfandverwertung, sei es durch Pfandverfall oder Pfand¬ 
verkauf. 

In anderen Gegenden wurde die Fahrnispfändung durch 
einen besonderen Beamten des Gerichts, den Fronboten oder 
Pander, nach vorausgegangenem Schüffenurteil erledigt.* 88 ) 
Besonders gelagert sind die ausserordentlichen Pfand¬ 
nahmen im Aufträge der Landesherrn, welche für ihre Bussen 
und ausgelegten Gelder durch eigene Pander vorgenommen 
wurden und eines Gerichtsurteils entbehren konnten.* 89 ) 
Schliesslich sind die kleinen, streng herrschaftlichen 
Deichverbände zu beachten, in denen der Beamte des Herrn, 
der villicus oder Meyer, die Fahrnispfändung wegen der 
deichrechtlichen Bussen, insbesondere der Schaubussen, oder 
der sonstigen Deichgelder vollzog.* 40 ) 

3. Die Stellung der besonderen Deichgerichte 
zu der gewöhnlichen Landesverwaltung in Bezug 
auf die Fahrnispfändung ist im Mittelalter verschieden aus¬ 
geprägt. Neben weitgehender Selbständigkeit 
findet sich grosse Abhängigkeit. 

a) In einer grossen Reihe deutscher und nieder¬ 
ländischer Deich verbände, die das Richtersystem oder 
Kollegialsystem bei vollkommen ausgeprägten be¬ 
sonderen Deichgerichten* 40a ) aufweisen, erfolgt die 

{siehe Planitz, S.394), nicht haltbar. Vgl. hiergegen unter anderem 
die oben Anm. 280 angeführten Belege fttr Kennemerland, die Formeln 
des sudholländischen Verfahrens bei Schätzung und Bignung der Pfand- 
♦ ach eil (oben Anm. 226). Nach dem Landrecht fUr Hadeln von 1583 II 
Titel II, liefern die Schöffen dem Gläubiger die Pfänder aus der 
Behausung auf die freie Heerstrasse, nach dem Weistum für Altenbruch 
u. s. w. von 1439 (Grimm IV, 703) überantwortet .dat rieht“ die Pfänder 
auf die freie Straße. Siehe noch das von Urteil zu Urteil fortschreitende 
Pfändungsverfahren der holsteinschen Deichgerichte (unten S. 499). Auch 
wenn nur einige Schöffen an der Pfändung teilnehmen, ist ein urteils- 
mässiges Verfahren keineswegs ausgeschlossen. 

a*8) Vgl. Sachsenspiegel Landrecht I, 63 §3. Hierzu v. Meibom 
a. a. O. S. 87. 

**•) Über landesherrliche Pander vgl. Beekman S. 1287; siehe 
auch unten S 508. 

*«) Vgl. z. B. Bergh I 362, und unten Anm. 292, Anm. 297 und 
298; siehe auch v. M e i b o m a. a. 0. S. 178. 

*r°a) Über den Begriff siehe oben S. 392. 
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Fahrnispfändung durch die G e s am theit des b e s on deren 
Deichbeamtengerichts, ganz selbständig gegen¬ 
über der gewöhnlichen Landesverwaltung. 
Eine Beteiligung der Gerichtsgemeinde dürfte nur selten 
anzunehmen sein. Bei Betrachtung dieser selbstherrlichen 
Deichgerichte unterscheiden wir die nicht nieder¬ 
ländischen und die niederländischen Gebiete. 

Besonders ausführlich sind wir Uber die h oistein b chen 
Elbmarschen unterrichtet. Hier sind uns durch die „Holsten¬ 
gebräuche“ und den Bericht Lübbekes ganz genau die 
Formalien der Fahrnispfändung wegen des Gewettes über¬ 
liefert. 241 ) Nach der Verurteilung zur höchsten Wedde hat 
der Deichgraf gefragt: 

„So he nich kumpt und macket unsen Willen, war ick 
schall hen keren de Wedde mit minen Schwären, dar ick 
min högeste Wedde schall vor nemen?“ 

Und es ist ihm von den Deichgeschworenen gewiesen: 
„Tho recht vor syn Vör-döre“. Darauf hat der Deichgraf 
das Gebot erlassen: „So beede ick jue Schwären Morgen 
de Klocke Negen vor syner Vör-döre*. 241 *) 

Am Morgen versammelt sich das Deichgericht vor dem 
Hause des Bruchfälligen. Der Deichgraf sagt: 

„Keret her, gy Schwären, Unlust verbede ick aver lue 
Schwären und frage dy N. des Ordels, wol hyr panding 
edder Pandt uth schaffen schall?“. 

Es wird geantwortet: „Dat schall de dohn, dem de 
Gewaldt befohlen is“. 242 ) 

Dies ist der Deichgraf, der nun zur Auspfändung 
schreitet Er fragt dann: 

„Genöget lue daran gy Schwären?“ Lautet die Ant¬ 
wort und die Folge bejahend, 248 ) so sagt der Deichgraf: 


i41 ) Siehe oben S. 451 ft. Ich richte mich im Folgenden nach 
den Holstengebräuchen in dem Bd. I. S. 43 erwähnten Druck. 

241 •) Nach dem Bericht Lübbekes wird auf Sonnenaufgang geladen. 
Dies ist zweifellos das Ursprüngliche. Detlefs en S. 340. 

t4a ) Nach dem Bericht von Lübbeke erfolgt erst noch ein Urteil, 
dass der Deichgraf mit den Schwären „ynekeren und halen“ darf 
„dar pennynk edder pandt uth“. 

24i ) Nach dem Bericht Lübbekes wird gefragt: „Yfft de pande ock 
gudt genoch synt, edder yfft he se vorbetern schal.“ 

32* 
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„Unlust verbede ick aver jue Schwären und frage dy 
N. des OrdeU efft ick den Manne nich so beschedentlichen 
hebbe gepandet, dat dem Manne Recht wedder fahret und 
my und minen Schwären neen Unrecht?“ 

Die nächste Frage des Deichgrafen bezieht sich darauf: 
„In wo körter tidt dat de Mann dit Pandt wedder lösen 
schall?“ und es wird gefunden: „Hüdenn aver veertein dage*. 
Die weiteren Fragen sind dann: 

„So disse Mann didt Pandt aver vertin dage nich wedder 
lösede offd idt nich scholl verkofft Kop und unse vergülde 
Guth wesen, gelick als idt uns unse Vader geervet und 
geleveret hefft?“ 

„Efft ick disse Pande nich mach nehmen van disser 
Stede und mach se flöten und fören up een ander gelegen 
Stede in eenen feylen Kroch in eene gude Herberge, wor 
i it my und minen Schwären lüstet und levet ?“ 

Schliesslich wird noch gefragt, wer die Pfänder dort¬ 
hin schaffen soll. „Dat schall de jüngste Schwär dohn.“ 
Die Fahrnispfändung wird hier also durch Deich¬ 
graf und Deichgeschworene in den Formen des 
Gerichtsverfahrens vorgenommen, wobei der Deichgraf 
deutscher Richter, die Geschworenen Urteiler sind. Die 
Pfändung zerfällt in den Akt dar Pfand Wegnahme mit 
Schätzung und Unterbringung der Pfänder in ein Wirtshaus 
und in den Akt der Pfand Verwertung nach 14 Tagen, die 
durch Pfandverkauf sich vollzieht. 244 ) 

Nach dem Spadelandsrecht liegt die Fahrnis¬ 
pfändung bei Deichrichtern und „Eid igen“. Letztere 
sind Geschworene, die von den Deichrichtern speziell für 
„HUlfsleistung“ bei der Pfändung angestellt wurden. 245 ) 
Das Pfand ist Verfallpfand. 24r ’) Auch nach der Eyderstedter 


Ä44 ) Siehe die Formel oben im Text. Ebenso der Bericht Lübbekes. 

*46) Vgi Spadelandsrecht art. XVI und XVII. In späterer Zeit 
scheinen die Eidiger selbständige Funktionen gehabt zu haben. Es gibt 
einen Eidiger-Hauptmann und schlichte Eidiger. Siehe die Note 
Heimreichs zu art. XVI. 

* 40 ) art. XVI bestimmt: „Wo die Teich-Richter und Eidige zu pfänden 
befugt und das Pfand binnen Jahr und Tag nicht wieder eingelöset wird, 
boI das Pfand verfallen seyn“. Hackmann bemerkt hierzu S. 416: „Nimie 
tarnen amplus, ob rationes cuivis obvias in negotio hoc aggeraii (de 
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Deichordnung von 1595 liegt die Pfändung in den Händen 
der Deichrichter. 247 ) 

Nach altem ostfriesischem Deichrecht nehmen die 
Deichrichter die Brüche „ab“, 248 ) ebenso das ausgelegte 
Geld. 249 ) Sie sollen so verfahren „up dat sick ein ander 
daran spegelen mag.“ Auch die „Gemeinde* können sie 
pfänden. 250 ) 

In Stedingen und den Bremer vier Gohen voll¬ 
ziehen die Fahrnispfändung der Deichgraf und die 
Deichgeschworenen. 251 ) In Wursten sind ursprüng¬ 
lich die aus Deichgeschworenen bestehenden Kirch¬ 
spielsdeichgerichte geschlossen bei der Pfandnahme auf¬ 
getreten. Dies wird uns durch die Deichordnung des Alten 
Landes Wursten für Bruchgelder, Deichschott, Verdingungs¬ 
gelder bezeugt, die daneben, was zweifellos jüngeren Ur- 


ceteris enim in vita civili, quotidie se prodentibus casibus heic non 
aolliciti sumus) videtur terminus, quando circa redimenda haecce 
pignora, indistincte integrum annuum apatium ac ultra, indulgetur, quo 
demum finito, illa committuntur“. Mir scheint die Frist als einzige 
Einlösungsfrist nicht allein zu reichlich, sondern überhaupt nicht möglich. 
Eine Erklärung können die Untersuchungen von Planitz vermitteln. 
Er weist S. 660 für die gewöhnliche Pfändung nach, dass einige mittel¬ 
alterliche Rechte mit Pfandaufgebot einen Pfandverfall durch Ver¬ 
schweigung nach Jahr und Tag kennen bei Unterlassung des Pfand¬ 
aufgebots. Man wird daher für das Spadelandsrecht annehmen können, 
dass mit Jahr und Tag nur die äusserste Einlösungsfrist angegeben ist, 
und dass es den Deichrichtern frei stand, durch öffentliches Aufgebot 
oder Einlösungsgebot einen früheren Pfandverfall herbeizuführen. Dem 
Eyderstädter Landrecht von 1691 ist beim gesetzten Fahrnisspfand ein 
Aufgebot vor dem Kirchspiel (III. 9 § 3, auf dem nächstfolgenden Gerichts¬ 
tag erfolgt die Zueignung) bekannt. Aus dem Nordstrandcr Landrecht 
von 1572 lässt sich allerdings für die vorliegende Frage nichts entnehmen. 
Die Verordnung von 1633 (angeführt von Heimreich zu II. art. 73 des 
Nordstrander Landrechts) kennt eine Einlösungsfrist von 6 Wochen. 

U7 ) D.-O. art. 4. *«) Vgl. §§ 6, 8, 10. M ) Vgl. § 10. 

,fi0 ) § 12. Uber die Pfandnahme des Deichgrafen vgl. D.-O. von 
1616 §§ 3 und 9. 

Wl ) Vgl. Stedinger Deichrecht von 1446: Auspfändung des 
Meyers. Deichrecht in den vier Gohen von 1449, art. 9: Deichgraf und 
Schwären sollen sich das ausgelegte Geld vom Meyer bezahlen 'lassen. 
„Und oft de Meyer binnen ein Man tides dat nicht dede, schall men ebne 
so hoch panden oft panden lathen, dat Diekgreven und Schwären sin 
ganz vergnüget und betalot*. 
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Sprungs ist, die Pfandnahme durch ihre Boten zulässt. 25 *) 
So heisst es z. B. in Bezug auf die Verdingungsgelder: 
.Die Teichgeschworenen . . . sollen . . hingehen und aus 
des Ungehorsamen Hause so viel herausnehmen oder durch 
andre deswegen Ausgeschickte nehmen lassen, damit nicht 
allein die Besserung das Teiches damit gestanden werde, 
sondern sie auch ihre ordentlichen Brüche . . haben können“. 
Bei den Brüchen werden hier abgehandelte Brüche, die 
der Säumige nicht ausgeben will, und Brüche, zu deren 
Abhandlung er sich nicht verstehen will, erwähnt. Das 
„Abhandeln“ geschieht vor dem Deichgericht und ist offen¬ 
bar das Zugeständnis in Bezug auf die Bussschuld auf die 
Rüge der Geschworenen hin. In der Altendorfer Schau- 
ung pfänden allem Vermuten nach Deichgraf und Deich¬ 
geschworene die „Teichwröge“ ein. Diese werden zwar 
auf der allgemeinen Schauung schon festgesetzt, 26 *) aber auf 
dem ruhenden Deichgericht vom Deichgrafen eingeklagt. 254 ) 
Die Verurteilung hier war die endgültige Festsetzung, auf 
Grund welcher erst zur Pfandnahme geschritten werden 
konnte. 

Nach dem Deichrecht des Alten Landes schliesslich 
pfänden die Teichrichter und Schwären jeder Meile gemeinsam 
ein: „Kein Guth im Lande, es sei geistlich oder weltlich, ist 
von Teichen und Dämmen und für Teichrichter und Schwären 
darauff zu gehen und zu pfänden frey, wann Mangel am 
Teich befunden wird“ (art. XIV). 255 ) 

Aus niederländischem Gebiet 256 ) gehören hierher 
z. B. die Pfandnahmen der Siel- und Deichrichterkollegien 

252 ) Vg|. art. 1, art. 17 und den Eid der Teichge9chworenen. Siehe 
auch die D.-O. von 1625 art. 29, 35. 258 ) Siehe oben S. 419 u. 428. 

2W ) Deichrecht XXIX. 5 ff. „Wen dat dieckrecht geholden werth 
und de dieckgreve in Oldendorpe sine wroge ingebracht hefft, so behöret 
deraselvigen dieckgreven tho fragen den dieckgreven in Hülle, wo 
diecke und dämme tho hope gekamen sin, darup moth de dieckgreve 
in Hülle sin wroge in bringen“. Ebenso dann der Deichgraf von Isensee. 

255) Vg| noch D.-O. für die Herzogtümer Bremen und Verden 
von 1692 Kap. IX. und X. 

* 5fl ) Die Selbständigkeit der besonderen Deichgerichte in den Nieder¬ 
landen wird nicht richtig gewürdigt von Beekman S. 1276 ff. Er 
legt in unzutreffender Weise die Verhältnisse im Norderquartier zu 
Grunde (über diese siehe unten S. o08). 
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in den Omm ©landen in älterer Zeit. 2 " 7 ) Weiter erfolgte 
in verschiedenen Deichverbänden 0 ve r ijs s e ls die Fahrnis¬ 
pfändung durch das gesamte Deichbeamtengericht. So sollen 
nach dem Deichrecht fUr Zalk von 1431 (art. 9) Deichgraf 
und Deichgeschworene den Deich verdingen ,op den naesten 
penning und dat soelen se ter stont panden wt des guden 
den he tohoerdeV 58 ) In dem Deichrecht für Cellemuiden 
(16. Jahrhundert), nach welchem 3 Deichgeschworene als 
Kollegium das Deichgericht bilden, heisst es in art. 19: 
..Die boeten, die den zworen verschonen, daer en sullen 
sije nijet mit geestelickein rechte voir anspreken bij eenre 
penen van eenen olden Schilde mer si moegeu panden op 
dat lant oft' elken in sijn huijs, welkoer sij willen“.* S<J ) 
Ebenso vollziehen in Seeland Deichgraf und Deichge¬ 
schworene die Pfändung. 260 ) Dies gilt für die Deichgrafen 
und Deichgeschworenen der Ambachten allerdings erst in 
späterer Zeit. 261 ) Es gilt aber zunächst vor allem auch für 
die Deichgrafen und Deichgeschworenen der seeländischen 
Samtverbände. In der Urkunde für den Deichverband 
für Honte und Hinkele von 1323 heisst es, dass dem Deich¬ 
grafen das Recht zustehen soll, Geld auszulegen und „weder 
in te panden vierscat bi sinen ghesuoernen na dem rechte 
van den lande“. 262 ) In der gleichen Deichordnung lesen 
wir an einer anderen Stelle: „So waer die Dycgrave 8} r n 
ghelt in ymens dike leghet, dat ghelt sal die Dycgrave in 
panden an siere haven vierscat*. Die Pfändung vollzieht 
sich also durch den Deichgrafen in Beisein der Deichge- 

r,1 j Dass die Pfandnahmen in älterer Zeit durch die Kollegien er¬ 
folgten, ergibt sich m. E. aus den Sander Deichsatzungen von 1317 
insbesondere §§ 4, 7, dem Siolrecht der drei Delfsiele, insbesondere 
§§ 1, 5 ff. Später Uberwiegt die Pfandnahme durch den Einzel lichter 
vgl. unten S. 503. Siehe aber Deichbrief für Stadshamerik von 1441 
art, 10; Deichrecht fUr Humsterland von 1562 art. 18. Nach dem Ade- 
warter Sielbrief von 1382 linden wir Pfandnahmen des gemeinsamen 
Kichterkollegiums gegenüber dem einzelnen Sielrichter, siehe £§ 3 und 5. 

35s ) Siehe ferner art. 12 (Bussen). 

* :ö ) Vgl. noch das alte Deichrecht für Hasselt von 1475 art. 28. 

Unrichtig Beek man S. 1277 (vgl. oben Anm. 256). 

261 ) Über die Zustände nach den alten Landrechten siehe oben 
S. 495 und unten Anm. 556. — Bergh II 748 ist nicht echt. 

Mieris II, 312. Siehe Bd. I. S. 268. Anm. 55. 
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schworenen, es wird aber der Kürze halber auch davon 
gesprochen, dass der Deichgraf pfände. Man wird daher 
auch die Anordnung in den Deichrechten für Nordbeveland 
von 1327, 2CS ) für Beosten - Jerseke von 1411 2M ) und für 
Walcheren von 1413, * 6!i ) dass der Deichgraf vierfach ein¬ 
pfänden kann, in dem gleichem Sinn zu verstehen haben. 
Nicht unwichtig hierfür ist auch, dass in einer Verordnung 
von 1411 für Walcheren dem Rentmeister anbefohlen wird, 
Geld auszulegen und vierfach wieder einzupfänden „mit den 
Geschworenen“. 260 ) Ganz deutlich ist auch die Deichordnung 
für Putten von 1515/16 art. 13: „Soo wadt ghelt ofte 
penningen den vorseyden dyckgrave uytleyt in kennisse van 
den heemraedt, dat sali hy met den heemraedt weder moghen 
innen tweeschadt aen ghelde off vierschadt aen pande“. 267 ) 

b) In späterer Zeit findet sich oft bei den voll¬ 
kommenen besonderen Deichgerichten eine Zurück- 
drängung der Deichbeamtengesamtheit, wobei 
aber volle Selbständigkeit im Deichbezirk gegen¬ 
über der gewöhnlichen Landesverwaltung besteht. Häufig 
ist insbesondere die Pfandnahme einem besonderen „Pander* 
des Deichgrafen oder der Deichgeschworenen anvertraut 
Oder es ist dem Deichgrafen überlassen, ob er selbst oder 
durch seinen Pander die Pfandnahme vollziehen will. Oft 
bezieht sich dabei diese „Pfandnahme“ nur auf die Pfand¬ 
wegnahme, während die weitere Vollstreckung insbesondere 
die Schätzung, die Eignung, der Pfandverkauf unter Be¬ 
teiligung der übrigen besonderen Deichbeamten oder einiger 
von ihnen vor sich geht. Vielfach vermag die ausserordent- 

J,6i ) M i e r i s II, 420: Der Deichgraf hat Macht, „dat gheld ons 
weder in te panden vierscatte over dwersnacht met eenen ban van drie 
scellinghe joff t’enden veertien nachten met eenen ban van neghen 
scellinghen, joft t’enden der maend met eenen ban van achtien scel- 
linghen, ioff t’enden se9 weken met eenen ban van seven en twintich 
flcellinghen“. Die Fristen von 14 Tagen, 1 Monat und sechs Wochen 
sind stufenförmige Pfandeinlö9ungsfristen. Über die Frist von sechs 
Wochen und drei Tagen siehe Planitz a. a. 0. S. 620 f. 

201 ) Mieris IV 174. * 65 ) Mieris IV 241 (Zuidwateringe). 

* 66 ) Mieris IV 188. 

S67 ) Vielleicht ist auch bei den Lekdeichen in Utrecht in älterer 
Zeit an eine volle Pfandnahme durch Deichgraf und Heemraden zu 
denken. Vgl. unten S. 506 f. 
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lieh kurze Ausdrucksweise der Quellen keinen vollen Auf¬ 
schluss zu geben. So heisst es z. B. in dem Deichbrief 
fllr Erkemede von 1356 in Bezug auf das ausgelegte 
Geld und die Bussen: „Dat sal die Dyckgreue uyt doen 
peynden met enen peynder die hy daer toe setten end 
kyesen sal.“ 2,!i ) Nach dem Privileg des Herrn von Cranen- 
burg von 1343 kann der Deichgraf selbst pfänden, sogar 
auch dass Gut des Herrn. 209 ) 

Belehrend ist die Deichordnung fUr Kleve von 1575. 
Hier heisst es zunächst (art. 2), dass der Deichgraf durch den 
„Heimraitzbaden* Bussen und Verdingungsgelder „na er- 
kentnis der Heimraedeu uitpenden end executiren laten 
soll“. Später erfahren wir aber Genaueres Uber die Pfand¬ 
vollstreckung. Es heisst in Bezug auf die Brüche und 
ausgelegten Gelder in art. 37: ,.Sall der Dyckgreve dieselve 
van dennen, so sy verwirckt, gereiden gudere oder erffschafft, 
wie er die dat best bekommen kan, avermitz sien seifst 
geswaren Baden uitfurdern und uitpenden mögen, 
und dat beweglich guet avermitz vier heimrade up den 
derden Dag slyten und die unbewegliche gutere viertien 
Dagen ock avermitz vier heimraden ohne einigen ferneren 
process to halden slyten. Darenbaven die gheene den 
solichs afgepandt, dat selvige werderumb an sich mit 
sulchen Summen als darup ergangen, die bewegliche binnen 
14 Dagen und die unbewegliche binnen einem Jar fryen 
und loessen sullen mögen, doch dat thovorn alle upgelopene 
kosten und verwirckte Bruchten und daerup gegangene Un¬ 
rath, ock der Wederpenning dem Koeper und Dyckgreve 
respektive betalt syn.“ Hiernach erfolgt die Auspfändung 
durch den Deichbüttel, der Verkauf der Pfänder nach 3 
Tagen durch Deichgraf und 4 Heemraden (im Ganzen sind 
7 Heemraden). Auf Grund des Pfandverkaufes wird aber 
zunächst kein volles, sondern ein durch ein Wiederkaufs¬ 
recht des Schuldners gebundenes Eigentum übertragen. 2711 ) 

***) Vgl. auch Deichbrief für Veluwe von 1470. 

**•) Siehe noch unten über das spätere Einpfändungsrecht von be¬ 
sonderen Beamten bei Geldumlagen §. 8. II. 2. 

* T0 ) Über das Wiederkaufsrecht bei der gewöhnlichen Pfändung 
handelt ausführlich Planitz a. a. 0. S. 691 ff. Es findet sich auch 
im Stadlrecht von Kleve von 1424. Siehe Planitz a. a. 0. S. 699.— 
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Nach dem Deichrecht des Tielerwaards von 1399 und 
des Bommelrewaards von 1409 erfolgt die Auspfändung des 
aasgelegten Geldes durch den Deichgrafen oder seinen ge¬ 
schworenen Schreiber, die Pfänder werden an drei Tagen 
an der Kirche durch sie „verboden“ d. h. zur Einlösung 
öffentlich ausgeboten. Alsdann findet der Verkauf statt 
„totten Heemraeden prijse,“ also in Gegenwart, und unter 
einer Schätzung der Heemraden. 271 ) 

Nach dem Deichbrief für den Lekdeich boven Darns 
von 1323 soll der Deichgraf sein ausgelegtes Geld „nemen 
weder in tot des Heren behoef in tween scatten ghelde of 
in drien scatten panden en dat zel hi zelve pan den 
of doen panden tot zulken daghen alse hem 
die Heemraet wyst“. 272 ) Nach dem Deichbrief für den 
Lekdeich beneden Dams von 1454(art. 21) haben die Schulzen 
in ihrem Gericht die Bannbrüche und Bussen für den Deich¬ 
grafen auszulegen und einzupfänden; tun sie dies nicht, 
,soo sei die Dyckgrave dat selve uytpanden of 
by den gesworen Bode uytpanden van den 
geene die h e t schuldig war e n na w y s in g e n 


Planitz nimmt an, dass das Wiederkaufsrecht ursprünglich keine 
Schutzvorschrift des Pfandvollstreckungsverfahrens sei, dass es der Idee 
nach ausserhalb des Pfandvollstreckungsverfahrens stehe. Der Käufer 
habe „volles“ Eigentum erlangt und dem Pfandschuldner sei ein Wieder¬ 
kaufsrecht wegen seines Näherzursacheseins zugesprochen worden. — 
M. K. enthält aber die gesetzliche Statuiorung des Wiederkaufsrechts 
von Anfang an einen vollstreckungsrechtlichen Schutz für den Schuldner, 
und die im Text gewählte Formulierung scheint mir am besten der Auf¬ 
fassung der verschiedenen Quellen zu entsprechen. 

871 ) „Ende wannoer und tot wat tyden onsen Dyck-Greef gelt 
uytleyt by vonnisse der Heemraeden, dat sal hij dan weder panden 
oftdoen panden sijnen geswoeron Schrijver aen de gereetste goeden dat 
dien mensche heeft, daer men dat gelt np uytgelcet heeft, ende die panden 
sal die geswoeren Schrijver verhieden dat rede goet drye daegen ende 
»wfnesse drije Sonnendaogen aen den Kercken in den Kerspel, daer dat 
goet gelegen is ende gepant is ende daer teynden verkoopen totten 
Heemraeden prijse. Ende daer ons Dyck-GiVef goede brieven of 
h f ‘segelen met vier Heemraeden segelen oft meor, ende de brieven sullen 
wy stercken boven Schepenhrieven“. Siehe über die Heemradsbriefe 
unten V. 3. 

272 ) Bd. I, Einl. § 4b Anm. 
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der He emraden.“ 273 ) An anderen Stellen dieser Deich¬ 
briefe ist davon die Rede, dass der Deichgraf beim Geld¬ 
auslegen und Eintreiben .sonder dingtaal“ verfahren solle. 274 ) 
Dies ist keineswegs in dem Sinn zu verstehen, dass eine 
Weisung der Heemraden überhaupt nicht stattfindet, 275 ) viel¬ 
mehr kann es nur bedeuten, dass der Deichgraf nicht in 
den Formen des gewönlichen Prozesses vorzugehen braucht. 
Man wird sich hier die Beteiligung der Heemraden im all¬ 
gemeinen so vorzustellen haben, dass sie das verurteilende 
Erkenntnis sprechen und den Tag für die Pfandnahme weisen, 
wahrscheinlich auch bei der Pfandschätzung und Pfandver¬ 
wertung beteiligt sind. 276 ) 277 ) 

27s ) a. a. 0. Anm. 408. 

274 ) Deichbrief von 1823: „En dien cost zel glielden die ghene, dies 
die dijc is, . . . beyde van arbeyden en des Dycgreve en der Heemraden 
cost . . . en zonder dinctale". Deichbrief von 1454 art. X: „Dede zy des 
niet, soo sal die Dijkgrave uytloggen en nenien ’t weder in sonder 
eenige dingtaal*. 

B75 ) Beekman S. 428 meint, dass der art. X des Deichhriefes von 
1454 nicht anders verstanden werden könne, als dass ein Urteil der 
Heemraden nicht stattgefunden habe. Der »Deichgraf habe das »recht 
van parate executie“ ganz singulärer Weise nach diesem Deichbrief 
gehabt. Beekman beachtet aber nicht den im Text angeführten 
art. 24 desselben Deichbriefes. Ebensowenig wird von ihm bei der An¬ 
führung der von uns im Text mitgeteilten Stelle des Deichbriefes von 
1828 beachtet, dass dieser Deichbrief auch die von uns in Anm. 274 
angegebenen Worte enthält. — Ganz verfehlt ist die Meinung der bei 
Beekman S. 428 angeführten niederländischen Schriftsteller, welche 
allgemein dem Deichgrafen das »recht van parate executie“ zusprechen. 

Ä76 ) Wichtig sind auch die Deichbriefe für den Lekdeich beneden 
Dams von 1405 und 1440. In ersterem sagt der Landesherr in Bezug 
auf das vom Deichgrafen nach Weisung der Heemraden ausgelegte Geld 
und die Bussen: „Dat sullen wij hem uytpanden doen na wysinge der 
Heemraden . . . of hy’s begeert“. In Letzterem heisst es: „Of het gevie.1, 
dat die Dykgrave tot eeniger tijd .... geld uytleyde naar wysinge der 
Heemraden en hy dat niet krygen konde, daer sullen wy hen hulpe . . . 
in doen, soo dat hy syn uytgeloyde geld van den onwilligen . . . naer 
wysinge der Heemraden weder krygen mach“. Es wird hier deutlich 
unterschieden zwischen dem Urteil der Heemraden beim Geldauslegen 
und dem Urteilen bei der Pfandvollstreckung. 

Ä77 ) Siehe auch die Pfändung durch die besonderen Deichgerichte 
in Rijnland (Keuren von 1664 art. 165 ff, hierzu unten V. 1. b.), Delfland* 
Schieland bei Beekma n S. 1278. 
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Einer Erwähnung bedürfen hier noch die Pfändungen 
der einzelnen besonderen Deich- und Siel¬ 
richter in denVerbänden, wo eine besondere Deich- 
gericlitsbarkeit eines Einzelrichters sich entwickelte, 
also namentlich in den Ommelanden. 278 ) 

c) In manchen niederländischen Verbänden erfolgt 
die Fahrnispfändung bei vollkommenen besonderen 
Deichgerichten auch im Deichbezirk mehr oder weniger 
unter Vermittlung von Organen der gewöhn¬ 
lichen Landesverwaltung. Häufig erscheinen dabei 
die besonderen Deichbeamten nur in der Stellung privile¬ 
gierter Gläubiger. 

Öfters wird gesagt, dass die Bussen oder das ausgelegte 
Geld unter Vermittlung des herrschaftlichen Panders oder 
des Schulzen eingepfändet werden sollen. 278 *) 

Vielfach sehen wir bei dem Pfändungsverfahren das 
ganze ordentliche Gericht in Tätigkeit treten. Dies 
war vor allem im holländischen Norder quartier 
der Fall. 27 '-') Der Deichgraf konnte seine Bussen und sein 
ausgelegtes Geld nicht selbst mit seinen Heemraden 
einpfänden, sondern musste sich an Schulz und Schöffen 
des betreffenden Bezirkes als privilegierter Gläubiger 
wenden. Die Schuld deretwegen er Pfändung begehrte, 
war eine „kundliche schuld“. 280 ) Dies bedeutet eine Schuld, 
die der Schuldner mit seinem Reinigungseid nicht 
bestreiten kann. 281 ) Der Reinigungseid aber ist ihm verlegt 

* 78 / Vgl. Winsumer Sielbrief von 1464 art. 35, 42. Sielrecht für 
Uterduin (16. Jahrh.) art. 30. Vgl. oben S. 432. 

278a ) Vgl. Deichrecht für Salland von 1308 art. 27, Üeichrecht für Jjesel- 
ham von 1024, Tit. 13 art. 2 und 3 und Beekman unter „pander“ S. 1287 ff. 

z,# ) Siehe G. de Vr i e a S. 313 ff. 

285 ) Sie wird auch einer „bekenden schuld“ gleichgestellt. Ur¬ 
kunde von 1440 (Handvesten für Enkhuizen III S. 59): „Soo aal die Dijck- 
grave mutten Hemraden v. inwinnen alle ongelden, die op den Dfick 
vallen ende verbeurt sullen werden, gelycken of’t bekende 
schulde waer, sonder tegens doen van ons of yemandt van onaent 
wegen“. Einen Beleg aus dem Jahre 1415 bei G. d e Vries S. 313 
Anm. * — Der Begriff der „behenden schuld“ ist an sich enger. Siehe 
die folgende Anm. 

* 81 ) P 1 a n i t z a. a. 0. S. 220 f. — Dagegen bedeutet „bekende 
schuld“ nur die gerichtlich bekannte Schuld. Planitz a. a. O. 
S 228. Unrichtig G. d e Vr i e s a. a. O. und Beekman S. 1277. 
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durch das Urteil der Heemraden, das stets ein Zeugnis 
enthält und sich ausserdem in einigen Fällen entweder auf 
einem Schuldhekenntniss (Bekennen zum Deichfach, geloben 
zum Deich) oder auf einem Zeugnis anderer Inquisitions¬ 
zeugen (Zeventuyg) anfbaut. 282 ) Der Vorzug im Pfändungs¬ 
verfahren bei kundlicher Schuld bestand im Norderquartier 
für den Deichgrafen darin, dass ein Schöffenurteil über 
die Schuld nicht mehr erforderlich war. Wie G. de Vries mit 
Recht sagt, gaben die Heemraden „den executoren titel“. 28 *) 
Vor Schulz und Schöffen erschien der Deicbgraf, sei es allein, 
sei es mit einigen Heemraden, welche die Kundlichkeit der 
Schuld bezeugten. 284 ) Dann setzte das Pfändungsverfahren 
nach Massgabe des gewöhnlichen Rechts ein. 28S ) Ver¬ 
schiedenheiten scheinen in den einzelnen Teilen des Norder¬ 
quartiers für den Fall gegolten zu haben, dass der Schuldner 
Pfandstellung weigerte, indem dann entweder Schulz und 
Schöffen die Pfänder stellten von des Herren wegen, oder 
der Deichgraf sie selbst anwies. Ersteres entspricht der 
Gewohnheit im Kennemerland. 886 ) 

Aus der Verordnung für Geestmerambacht (Westfriesland) 
von 1439 287 ) ersehen wir aber, dass es hier altes Herkommen 
war, dass der Deichgraf sich selbst die Pfänder vor Schulz 
und Schöffen zuwies. Dieselbe Verordnung erwähnt den 
Missstand, dass später die Zuweisung in die Hände der 
Schöffen geraten sei, und erklärt, dass der alte Rechtszustand 
wieder herzustellen sei. 288 ) — Diese starke Abhängigkeit 
des vollkommen ausgeprägten besonderen Deichgerichts 
von Schulz und Schöffen bei der Pfändung ist höchst lehrreich. 
Sie zeigt deutlich, wie völlig das Prinzip der Pfändung 


***) Vgl. in Bezug auf diese interessante Entwicklung unten VII. 1. 

***) G. de Vr i e s a. a. O. S. 314. 

”*) Vgl. Handveste für Grootebroeck von 1404 (Handvesten für 
Enkhuizen III, S. 19.): „Dat men onse poorteren voornoemt geen Dijck- 
boeten uyt panden sal, sy en zijn met recht ende met vonnissen ver¬ 
sehenen op den Dijck, ende daer af betoogh te brengen von twee 
Heemraden“. 

*86) Vgl. G. d e V r i e s a. a. 0., B e e k m a n S. 1277. 

* M ) Siehe oben S. 496. 

** 7 ) Gedruckt in den „Versl. en Mededeel.“ II, S. 219. 

•*•) G. de Vries S. 317. 
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durch das ordentliche Gericht gegenüber einer Gläubiger¬ 
pfändung durchgedrungen ist. Muss sich doch selbst der 
Deichgraf mit seinen Heemraden, muss sich doch selbst ein 
hohes Sondergericht vor Schulz und Schöffen beugen. Diese 
Abhängigkeit führte aber auch zu erheblichen Missständen. 
Schulz und Schöffen suchten ihre Kompetenzen zu erweitern 
und auch sonst eine erfolgreiche Pfändung seitens des 
Deichgrafen zu vereiteln. 889 ) In dem Widerstand gegen den 
Deichgrafen taten sich besonders die städtischen Gerichte 
hervor. Wir sahen bereits, dass im westfriesischen Gebiet 
die Pfandstellung durch Schulz und Schöffen an Stelle der 
Pfandstellung durch den Deichgrafen trat. Wir erfahren 
weiter, dass im 15. Jahrhundert Schulz und Schöffen sich 
einfach mit der Anweisung solcher Pfänder begnügten, die 
nicht leicht oder garnicht von Ort und Stelle fortzubringen 
waren, wie Heuhaufen, alte Häuser, alte Kähne, Bretter, die 
nagelfest waren, oder Dächer von Häusern. Demgegen¬ 
über ergehen landesherrliche Verordnungen, „gadelijke“ 
Pfänder zuzuweisen, „die men driven ende dragen mach*, 
und dem Deichgrafen nach 14 Tagen zu übergeben „opter 
vrijer heerstraete tot zijnen willen.“* 90 ) Wir hören, dass 
die Schöffen von Alkmaar das Urteil der Heemraden gegen¬ 
über ihren Portern nicht anerkennen wollten, sondern er¬ 
klärten „dat hare poerters tuich van poorters hebben 
souden“, worauf der Landesherr mit schweren Strafdrohungen 
gegen diese Rechtsverletzung einschritt.* 91 )* 91 *) 

In SUdholland sind die hohen Heemraden und Deich¬ 
grafen für die Einpfändung der Bussen und ausgelegten 
Gelder zunächst in weitgehender Weise auf die ordentlichen 


289 J G. de Vr i e s S. 317 f, Beekman 9. 1286 f. 

wo ) Vgl. Mi eria IV, 067, 788, „Versl. en Mededeel." II, S. 219. 
Exzerpte bei Beekman S. 12*5. 

W1 ) Siehe G, de Vries S. 318. Nicht völlig klar ist das, waa 
G. de Vries S. 317 in Bezug auf die Schöffen von Hoorn berichtet. 
Von wem hatte hier die Anpfändung stattgefunden, vom Deichgrafen 
allein? 

*»ia) Vgl noch die Urkunde für Terschelling von 1537 („Versl. en 
Mededeel.“ IV S. 579)1 „Datmen djjcken ende dämmen delle ende legger 
schouwen zsl na ouder gewoenten: Die boeten salmen innen byden ge¬ 
rechte ende den drossart naer ouder gewoenten“. 
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Richter (Schulzen) undDorfheemraden angewiesen gewesen.* 92 ) 
Doch tritt der Einfluss der unteren Gerichte bald zurück, 
das hohe Deichgericht erscheint im Samtverband als sein 
Vollstreckungsgericht. 293 ) Scharf tritt dagegen noch in 
späterer Zeit die Unselbständigkeit des besonderen Deich¬ 
gerichts in dem Deichverband des Bunschotter Veen- 
und Velddeichs in Utrecht hervor. Nach der Deich¬ 
ordnung von 1501 sollen die Deichgeschworenen die Schau¬ 
bussen und Verdingungsgelder „inwinnen mögen mitten 
Gericht van Bunschotten of mit een myns genadichs Heeren 
Pander“, wie Herrenzins und Herrenbusse. 294 ) 

d) Wo die besonderen Deichgerichte unvollkommen 
ausgeprägt sind, also nur ein besonderes urteilendes Deich- 
geschworenen-Kollegium unter Führung eines gewöhnlichen 
Landes-(Gerichts-)Beamten vorhanden ist, * 95 ) vollzieht sich 
die Fahrnispfändung im Deichverband in entsprechender 
Weise. Es werden insbesondere das Gesamtgericht oder 
der Landesbeamte, sei es selbständig, sei es unter Mitwirkung 
anderer Organe der gewöhnlichen Landesverwaltung, tätig. 

***) So werden in der Deichordnung für den Diefdeich im Jahre 1284 
(Bergh II 498) acht Heemraden angestellt für die Schauung, aber die 
Einpfändung der Bussen liegt immer dem Richter ob, in dessen Orts¬ 
bezirksschlag die Bussen verfallen („ende de rechter sal inpanden die 
boeten der heemraeders“). — In der Deichordnung für den Hoofdeich 
von 1278 wird die Schauung im Samtverband 12 Heemraden anvertraut. 
Die Verdingungsgelder werden von den Herrschaften und ihren Beamten 
ausgelegt. Von ihnen geschieht auch die Einpfändung ohne Beteiligung 
der Heemraden. Interessant ist die wechselseitige Verpflichtung der 
Schauherren zur Rechtshülfe für eine Einpfändung in ihren Land¬ 
bezirken. Es wird hier in der oben Anm. 209 am Schluss angegebenen 
Stelle so fortgefahren: „Et idem comes de omnibus, infra comitatum 
suum manentibus de circumspectione aggeris mihi jus meum dari 
faciet, similiter et ego dicto comiti seu ballivo suo de omnibus in terra 
mea manentibus, jus suum exhibebo versa vice“. In Bezug auf die 
Stellung von Deichgraf und Heemraden siehe Anm. 293. 

*••) Dies ergibt sich z. B. aus ihrer weitgehenden Selbständigkeit bei 
der Grundstückspfändung; die niederen Gerichte kommen nur für die 
Schätzung in Frage. Siehe unten V. 1 b. 

m ) Hier wird offenbar gerichtliche und herrschaftliche Pfändung 
zur Wahl gestellt. Siehe ferner D.-O. für den Veendeich von 1533 
(kompetent für die Vollstreckung sind Schulz und Schöffen von Bun¬ 
schotten). 

895 ) Vgl. oben S. 392 Anm. 3. 
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So lag nach dem Deichrecht für Ydoren in Waterland 
von 1422 m ) die Einpfändung der Kosten und des Un¬ 
geldes bei Schulz und Heemraden. Umgekehrt sind bei 
der Pfändung die Deichgeschworenen offenbar nicht be¬ 
teiligt nach der Handveste für den Sparendam von 1286. 
Denn es heisst hier zwar, dass Balju und hohe Heemraden 
zusammen schauen sollen, aber es wird dann fortgefahren: 
„Voirt so willen wir, dat dese bailiu machtich si in te 
panden alle die boeten, die die hiemraderen wisen op die 
ghene, die behoren binnen dier voirseider terminen“. 297 ) 
Auch nach der Sielordnung der Herrn von Heesben und 
Heusden von 1277 lagen die Schauungen bei jedem villicus 
und dessen Heemraden, während die Pfandnahmen an¬ 
scheinend durch jeden villicus allein vorgenommen 
wurden. 298 ) Besonders interessant ist noch das Deichrecht 
für Vollenhove (1354—1387). Wir sahen, dass hier das 
Deichgericht besteht aus dem Schulzen, Geschworenen und 
Heemraden. Den Heemraden kam ursprünglich nur eine 
RUgefunktion zu, weshalb sie auch wroegher genannt werden; 
sie rücken aber in wichtigen Beziehungen bald mit zu 
Urteilern auf. 299 ) Von der Anteilnahme an den eigentlichen 
Schaubussen und ihrer Pfändung sind sie jedoch ausge¬ 
schlossen. 800 ) Ein geschworener Schreiber soll diese Bussen 
aufschreiben und sie einpfänden mit des Schulzen Knecht. 
Der Pfandnahme soll eine Mahnung durch Kirchensprache 
seitens der Geschworenen vorangehen, innerhalb 14 Tagen 
die Bussen zu bezahlen. Der Schreiber begibt sich mit 
des Schulzen Knecht zu Haus und Hof des Bruchfälligen 
„ende sal wtten huijse ofto were nijet gaen hie en heb gelt 

* 9,! ) M i o r i s IV, R13. 

297 ) B e r g h II 583. 

* 98 ) Bergh II, 3:55. Bemerkenswert ist hier auch die Verpflichtung 
eines jeden, die dem anderen zukommenden Schaubussen durch seinen 
villicus bei den in seinem Gerichtsbezirk Ansässigen auspfänden zu 
lassen. Vgl. oben Anm. 292, auch Bergh I. 294. 

2 ") Siehe oben S. 377 f. 

ao °) An manchen Bussen hatten sie Anteil, siehe Deichrecht art. 25 
Wie ihre Hinpfändung vor sich ging, erfahren wir nicht. 
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of pande“. Die Pfänder sollen 14 Tage stehen, dann ver¬ 
fallen sie. 301 ) 802 ) 

4. Einzelheiten. 

a) Die Pfand wehr. Ebenso wie bei der gewöhn¬ 
lichen Pfändung 803 ) ist hier die erlaubte und die ver¬ 
botene Pfandwehr zu unterscheiden. 

Die erlaubte Pfandwehr ist die rechtsförmliche 
Pfandwehr. Sie ist der rechtsförmliche Widerspruch gegen 
die Pfandnahme. Sie findet sich in manchen nieder¬ 
ländischen Deichrechten. 804 ) Charakteristisch für 
sie ist, dass sie die Durchführung der Vollstreckung 
hindert und eine gerichtliche Entscheidung im Rahmen 
desVollstreckungsverfahrens erforderlich macht. 
Nun setzt aber nach mittelalterlichem niederländischem Recht 
die deichobrigkeitliche Pfändung eine durch Weisung oder 
Urteil festgestellte Schuld voraus. 806 ) Diese selbst konnte 
daher durch eine Vollstreckungsgegenmassnahme — die 
Pfandwehr — nicht bestritten werden. 800 ) Wohl aber 
waren andere Einwendungen zulässig. Sie konnten 
sich auf das Fehlen der Voraussetzungen oder auf sonstige 
Mängel des Pfändungsverfahrens beziehen. Insbesondere 
konnten der Mangel einer Weisung der Heemraden 307 ) oder 
das Fehlen eines Schöffenurteils geltend gemacht, oder das 
Vorliegen einer Mahnung, 808 ) die Fälligkeit der Geld- 


801 ) Deichrecht art. 21. 

*•*) Anhaltspunkte ergeben auch die Verbände, bei denen das Deich¬ 
gericht nur durch den gewöhnlichen Richter und allgemeine Geschworene 
gebildet wird. 

80a ) Ober die Pfandwehr bei der gewöhnlichen Pfändung handelt 
ausführlich Planitz a. a. O. S. 707 ff. Er bezeichnet die erlaubte 
Pfandwebr mit „Pfandwehr*, die verbotene mit „Pfandweigerung“. — 
Ein anderer Ausdruck für Pfandwehr ist „pandkeering“. 

804 ) Vgl. Beekman S. 1282 ff. 

8 °ß) Vgi. Beekman S. 1277, ferner oben S. 508 f. Besonders 
deutlich Deichrecht für den Alblasserwaard von 1418 „ende niemandt 
daer af te panden, hij en is met recht overwonnen“. Man beachte, dass 
das Umschlagen von Geld über die deichpflichtigen Länder ein vonnis 
der Heemraden bereits enthält. 

808 ) G. de Vr i e s S. 813 Anm. * Beekman S. 1282. 

B07 ) Beekman S. 1283. 

808 ) Vgl. die oben S. 495 f. angegebenen Formeln in Südholland. 

J. v. Gierke, Geschichte des deutschen Deichrechts II. 33 
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forderung, 3U: ’) die Übereinstimmung der Pfandsumme und 
der festgestellten Schuldsumme 810 ) bestritten werden. Auch 
der Einwand späterer Zahlung muss in Betracht gekommen 
sein. 811 ) So erklärt es sich, dass die Pfandwehr da ver¬ 
breitet war und sich auch erhielt, wo die Pfandwegnahme 
oder Anpfändung durch einen einzelnen Deichbeamten 
(z. B. Pander, Deichgraf) erfolgte. 31 -) Die Entscheidung 
Uber die Pfandwehr lag bei dem Gericht, das die Voll¬ 
streckung im allgemeinen leitete, bei selbständigen be¬ 
sonderen Deichgerichten also bei diesen. 313 ) Wurde die 
Pfandwehr als unberechtigt fetsgestellt, so verfiel der Pfand- 
wehrer in Busse. 314 ) In einigen Verbänden wurde die bis¬ 
her zulässige Pfandwehr später ausdrücklich verboten. 313 ) 
Wo die rechtsförmliche Pfandwehr fehlte, half gegen eine 

3C9 ) Vgl. die Keinen für Kijnland von 1664 art. 219, für Schieland 
von 1622 n. a. bei B e e k m a n S. 1288. 

3l0 ) Dies bedeutet die „zu hohe. Pfändung“ bei Mcylink Nr. 872 
unter „Van Pantkeeringe“ und in den oben Anm. 309 angeführten 
Ke uren. 

3U ) Vgl. hierzu Planitz a. a. O. S. 786. 

31 -) Vgl. Deichrecht von Salland art. 54, So und 48. Hierzu die 
Urkunde von 1485 (siehe unten Anm. 859), Deichrecht für VoIIenhove, 
Wannerperveen und Ijsselham von 1411 art. 17 und 20, Deichrecht des 
Thielerwaards von 1899. Siehe ferner die oben Anm. 809 angeführten 
Keuren (die Pfändung beim Pfenninggeld erfolgt zunächst durch die 
Ambachtsbewaarder). 

813 ) Vgl. Ilaiidveste für Drechterland von 1401 (Handvesten für 
Enkliuizen III, 56 fj, Mieris III, 364 (a. 1880). Deichrecht für Salland 
art. 43: „Dat die Dykgraof nyemant dach leggon sali van pandtweringhe, 
dan op sijne s eh o u \v d ach, dat van bueto is“. Deichrecht für VoIIen¬ 
hove u. s. w. von 1411 art. 21 (siehe unten Anm. 814). Siehe ferner die 
oben Anm. 309 angegebenen Keuren. 

814 ) Mehrmalige Pfand w«dir gestattet das Deichrecht von VoIIenhove, 
Wannerperveen und Ijsselhu-m von 1411. Es bestimmt in art. 20: „Wert 
sake dat yemand pandwerijnge dede van boten oll van gelde . . . daer 
sal men om dag# 1 van leggen opten dijc ter naester schouwe ende werde 
de vellich to breke enen olden schilt als vake als hie pandwerijnge 
doit ende vellich wort gewijst tot dreen pand werijngen toe ende dede hie 
vorder pandwerijnge dat quame an den herrn". Book in a n S. 1284. 
Über mehrfache Pfandwehr in overijsselschen Städten hei der gewöhn¬ 
lichen Pfändung vgl. Planitz a. a. 0. S. 733 f., insbesondere S. 734, 
Anm. 23. 

31 °) So in (leidem und Overijssol. Vgl. Beek man S. 1283. 
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unrechtmässige Pfändung nur eine Klage gegen die Deich¬ 
beamten, die ganz ausserhalb des VollstreckungsVerfahrens 
stand. 316 ) 

Verbotene Pfandwehr ist jede Hinderung der 
Pfandnahme, die sich nicht als rechtsförmliche Pfandwehr 
darstellt. 817 ) Sie wird insbesondere als „Pfandweigerung“, 
als „Unrechte Pfandwehr“, als „Pfandwehr mit Macht“, als 
„thätliclie Pfandweigerung“ bezeichnet 818 ) Sie ist entweder 
eine leichte oder eine schwere. 810 ) Die leichte ist die 
normale, eigentliche „PfandWeigerung“. Sie beschränkt 
sich auf die unerlaubte Vereitlung voller Pfandnahme 
schlechthin. Diese äusserte sich gegebenen Falls durch 
Ver3chliessen des Hauses, durch Vorenthaltung des „ange¬ 
griffenen“ Pfandes, durch Entreissen des abgenommenen 
Pfandes am Pfändungsort. 82 ") 321 ) Bei der schweren Art, 
die aus dem Rahmen der eigentlichen Pfandweigerung 
herausfällt, 322 ) handelt es sich um Beleidigungen und 


310 ) Vgl. D.-O. der Herzogtümer Bremen und Verden von 1692, 
Cap. IX, § 8 — Man beachte übrigens, dass bei dem Prozess nach rechts¬ 
förmlicher Pfandwehr der Pfandwehrer die Stellung des Beklagten hat. 
Vgl. oben Anm. 313. Ferner allgemein Planitz a. a. 0. S. 719. — Sieh* 
übrigens in Bezug auf den Gegensatz zwischen Rechten, die bei der 
gewöhnlichen Pfändung eine rechtsförmliche Pfandwehr kennen und 
nicht kennen, B runner „Deutsche Rechtsgesehichte“ II, S. 456. 

317 ) Planitz a. a. 0. S. 729. 

318 ) Siehe in Bezug auf deichrechtliche Quellen z. B. D.-O. Edzards 
von 1515, § 3. (Unrichtig Bookman S. 1284). Billwärder Landrecht 
art. 5, Spadelandsrecht art. XVII. - Keure für Seeland von 1290 (Bergh II 
747) CV, Deichrecht des Thielerwaards von 1399. Adewarter Sielbrief 
von 13S2 § 7. Ferner B e e k m a n S. 1284. II a c k m a n n S. 410 II. Vgl. 
auch D.-O. der Herzogtümer Bremen und Verden von 1692 Cap. IX, § 6 f. 
— Allgemein Planitz a. a. 0. S. 727 ft. 

8l9 ) Vgl. hierzu und zu Folgendem im allgemeinen Planitz a. a. O. 
S. 737 ff. 

8 *°) Siehe die oImmi Anm. 318 angegebenen Quellen. 

521 ) Mail beachte, dass in späterer Zeit vielfach auch die rechts¬ 
förmliche Pfandwehr nicht zur Vorenthaltimg d“s Pfandes berechtigte. 
Vgl. hierüber Planitz a. a. 0. S. 724 und die oben Anm. 312 an¬ 
gegebenen Quellen. 

* 22 ) Vgl. Deichreebt: des Thiel» - waards von 1399: „Yoert soe willen 
wij, wie den Schrijvor t o o n r e o h i p a n d t w e erden van des Dyck- 
Greven gelt ende goet, die verhornt drye pandt tot behoeft des Dyck- 

33* 
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Körperverletzungen der pfändenden Beamten. 828 ) Jede ver¬ 
botene Pfandwehr ist strafbar, die schwere wird vielfach 
strenger geahndet als die leichte. 824 ) Nicht anzunehmen ist, 
dass die verübte Pfandwehr die Obrigkeit an der zwangs¬ 
weisen Wetterführung der Pfändung hinderte. 825 ) Nicht 
unter die Pfandwehr fällt das Wegholen des Pfandes 
nach völlig erledigter Pfandnahme, wenn das Pfand vom 
Pfändungsort fortgeschafft und an einen dritten Ort unter¬ 
gebracht ist. Es wird streng bestraft. 326 ) 

b) Verhältnis der Fahrnispfändung zum 
Zugriff aufLiegenschaftenund auf diePerson. 
Im allgemeinen gilt bei dem Zugriff wegen deichobrig¬ 
keitlicher Geldforderungen im Mittelalter folgende 
Reihenfolge: Pfändung der Fahrhabe des deichpflichtigen 
Grundvermögens, liegenschaftlicher Zugriff, Zugriff auf die 
Person. Von diesem Grundsatz gab es aber die mannig¬ 
fachsten Abweichungen. 327 ) 828 ) 


Greven. Ende soe wie den geswoeren Dyckschryver sla e ge ofsteeke, 
als hy des Dyckgreven gelt of goet pande ende den lide, die aal dat 
beteren tot onsen wille*. Vgl. auch D.-O. für die Herzogtümer Bremen 
und Verden von 1692 Cap. IX, § 6. 

828 ) Siehe die Quellen in Anm. 322 und Adewarter Sielbrief von 1382, 
§ 7: „Ende waert zake, dat enich mon aldua dane voer screven pandinge 
weren wolde met macht, wat hem dan ghedaen worde, dat sei wesen 
wanboete ende wat hy weder doet dat sal wesen vierbote“. 

M4 ) Siehe Anm. 322 und 323. 

8M ) Über die gewöhnliche Pfändung vgl. Planitz a. a. 0. S. 740 ti\ 
M. E. geht Planitz aber in der Annahme des rechtlichen Ausschlusses 
der zwangsweisen Pfändung bei verbotener Pfandwehr viel zu weit. 

a*e) Vgl. Deichrecht des Hammerbroks art. 51 (a. 1528): „Dat 
Land hefft gefunden, nadem mal de Swaren gepandet hebben und 
dejennen, den die Pande tokamen, sundor Vorlof der Swaren desulven 
Pande wegnemen, derjennen, de dat doen, seholen dat wedden by dem 
Hogesten unde den Heren de Gewalt unde den Sworen de Broke 
beieggen*. Billwärder Landrecht art. 37. Die D.-O. der Herzogtümer 
Bremen und Verden von 1692 Cap. IX § 6 rechnet dies Wegholen aller¬ 
dings noch zur „Pfandweigerung - . 

8 * 7 ) Vgl. namentlich oben S. 90 ff, 188 f, 234 f. 

3,a ) Die Einpfändung bestimmter Geldforderungen war vielfach an 
bestimmte Fristen gebunden, so insbesondere die Einpfändung der 
Schaubussen. Vgl. z. B. Billwärder Landrecht art. 83. Hammerbröker 
Deichrecht art. n. Siehe ferner Deichrecht für Vollenhove art. 21. — 
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V. Der Zugriff der Deichobrigkeit auf 
Liegenschaften im allgemeinen. Ein Zugriff der 
Deichobrigkeit auf Liegenschaften wegen der ihr 
gegenüber bestehenden Pflichten, insbesondere der Deich¬ 
pflichten, findet sich in sehr verschiedener Weise und auf 
verschiedener Grundlage. Er erscheint als ein Stück 
der Aberkennung, beziehungsweise als Folge des Ver¬ 
lustes der Gemeindemitgliedschaft oder der Volks¬ 
mitgliedschaft (Friedlosigkeit). 3 * 9 ) Später vollzieht er 
sich auch als Stück der Beschlagnahme und Ver¬ 
wirkung des ganzen Vermögens (z.B. bei der älteren 
Fronung). 830 ) Fernerhin kommt in Betracht der Zugriff durch 
ganz selbständige Grundstückspfändung. 3 * 1 ) 
Schliesslich gibt es einen eigenen Zugriff kraft besonderer 
Grundvermögens Verhaftung. Begleitende personen¬ 
rechtliche Haftungen sind freilich immer vorhanden. 

Näher zu sprechen ist von dem eigenen Zugriff kraft 
besonderer Grund Vermögens Verhaftung, 332 ) Er 
bezieht sich auf das Grundvermögen, das dem Deich 
besonders verhaftet ist. Er kommt daher vor allem 


Die deichobrigkeitlichen Geldforderungen genossen den Vorzug vor 
anderen gewöhnlichen Schulden. Vgl. unten V. 3. Das Pfand ist ent¬ 
weder Verfall- oder Verkaufspfand. Vgl. auch oben S. 90. Möglich 
ist auch Versatz. Über diesen im allgemeinen siehe Planitz a. a. 0. 
S. 701 f. 

***) Vgl. insbesondere oben S. 69 f, S. 86. 93. S. 188 f, S. 234. 

**°) Die Fronung kommt z. B. in Betracht für die Eintreibung der 
höheren deichrechtlichen Bussen. Diese stehen den Heerbannbussen 
gleich. Über Fronung bei Heerbannbussen vgl. So hm „Altdeutsche 
Reichs- und Gerichtsverfassung“ S. 118, Brunner „Deutsche Rechts¬ 
geschichte “ II. S. 41. Über die Gleichstellung von Heerespflicht und 
Deichpflicht vgl. Bd. I. S. 93. Die Fronung ist uns auch als Zwangs¬ 
mittel zwecks Erfüllung der Deichpflicht bezeugt. Vgl. das jüngere 
Schulzenrecht § 19 (v. Richthofen Rq. S. 417), oben S. 465. Über 
die Fronung im administrativen Ungehorsamsverfahren im allgemeinen 
siehe Brunner a. a. O. S. 460, 0. G i e r k e, „Schuld und Haftung* 
S. 39. 

M1 ) Die ganz selbständige Grundstückspfändung kommt ohne 
weiteres für die Pfändung von Grundstücken in Betracht, die mit dem 
Deich überhaupt in keiner Beziehung stehen. Siehe aber unten im Text. 

* M ) Es handelt sich nur um den „liegenschaftlichen“ Zugriff, nicht 
um den Zugriff, der gesondert auf Fahrhabe erfolgt. 
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für die Deichlast in Betracht, die als Grundstücks¬ 
last ausgeprägt ist. Er spielt hieran anschliessend eine 
Rolle bei den Säumnisbussen für Nichterfüllung 
der Deichlast, die ihr gleichgestellt oder zugeschlagen 
wurden. 

1. Bei der Ausgestaltung dieses Zugriffes muss 
man im allgemeinen folgende Punkte im Auge behalten. 

Eine entscheidende Rolle spielte das siegreiche Vor¬ 
dringen der geldwirtschaftlichen Entwicklung. 
Diese findet ihren beredten Ausdruck in der geldwirtschaft¬ 
lichen Bewertung der Kabellast, die sich mit dem Durch¬ 
bruch des Verdingungssystems vollzog, in dem Aufkommen 
bedeutender geldwirtschaftlicher Gemeinlasten und in der 
geldwirtschaftlichen Bewertung der Grundstücke im Voll¬ 
streckungsverfahren überhaupt. 

Wesentlichen Einfluss musste es weiter ausüben, ob die 
Haftung für die Deichlast als volle Vermögenshaftung, 
als beschränkte Grundvermögenshaftung oder reine Sach¬ 
haftung ausgestaltet war. Dabei ist zu beachten, dass auch 
da, wo volle Vermögenshaftung bestand, infolge der starken 
Verdinglichung der Deichlast trotzdem regelmässig die Vor¬ 
stellung einer besonderen vornehmlichen Verhaftung des zum 
Deich speziell gehörigen Grundvermögens lebendig war. 

Die beiden Formen des Zugriffes, die mehr oder 
weniger im mittelalterlichen Deichrecht hervortreten, sind: 
Die Form des Zugriffes auf ein belastetes und 
verhaftetes Grundstück und die Form der Gru n d- 
s tü ck 8 p f ä n d u n g. Für die erste Form waren die 
Reallasten vorbildlich. 333 ) Dabei darf aber nicht über¬ 
sehen werden, dass diese Form auch auf die zum Grund¬ 
stück gehörige Fahrhabe bezogen wurde, und dass sie auch 
solches Grundvermögen ergriff, welches im konkreten Fall 
mit der Deichlast, um deren Geltendmachung es sich 
handelte, nicht unmittelbar belastet war. In ihrer ältesten 
Ausgestaltung kann man sie als ein Einziehungsverfahren 
in Bezug auf das zum Deich gehörige Grundvermögen be- 


88S ) Siehe über diese 0. Gierke „Deutsches Privatrecht“ II. S. 
742 ff. # „Schuld und Haftung“ S. 48 f. 
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zeichnen. Man erkennt daher, dass sie da vorherrschen 
musste, wo eine reine Sachhaftung oder eine beschränkte 
Grundvermögenshaftung galt, und dass sie durch eine Ge¬ 
schlossenheit des Grundbesitzes im Deichbezirk wesentlich 
gefördert werden musste. Die zweite Form hängt eng 
mit dem Vordringen der geldwirtschaftlichen Entwicklung 
zusammen. Ihren Nährboden musste sie vornehmlich da 
finden, wo unbeschränkte Vermögenshaftung galt und an¬ 
gewendet wurde, weiter auch da, wo der Grundbesitz im 
Deichbezirk stark zersplittert wurde. Nicht unerheblich 
musste für sie die bei der geldwirtschaftlichen Deichlast 
regelrecht voraufgehende „Fahrnispfändung“ wirken. Es 
war nur allzu bequem, dieser einfach eine „Grundstücks¬ 
pfändung“ folgen zu lassen. Hierzu kam noch die Zu¬ 
ständigkeit der vollstreckenden Behörden zur „Pfändung“ 
bei anderen deichrechtlichen Forderungen, die schlechter¬ 
dings mit Reallastberechtigungen nichts zu tun hatten. Da 
es sich aber bei der „Grundstückspfändung“ teilweise nur 
um einen äusseren Anstrich des Zugriffs auf das belastete 
Grundvermögen handelt und auch sonst bei dem Einziehungs¬ 
verfahren pfandrechtliche Einflüsse sich geltend machten, 
ist es zweckmässiger, der Darstellung eine andere Unter¬ 
scheidung zu Grunde zu legen. Wir unterscheiden: Das 
eigentliche Verfall verfahren, das geld wirt¬ 
schaftliche V e r f a 11 v e r f a h r e n, das Verkaufs¬ 
verfahren, das Verfahren mit Z w a n g s n u t z u n g. 

a) Das eigentliche V e r f a 11 v e r f a h r e n. Es ist 
abgestellt auf eine Verwirkung des Grundstücks oder 
Grundvermögens zu Gunsten der Deichobrigkeit. Die Ver¬ 
wirkung erfolgt ohne Bewertung des Grundstücks. 
Sie vollzieht sich entweder durch gerichtliche Ab¬ 
erkennung oder von Rechtswegen. Die Obrigkeit 
erwirbt kraft Anfalles oder Zueignung. 

Diese Ausgestaltung findet sich vor allem bei der 
Kleinkabellast. Wir begegnen ihr bei dem älteren 
System des Verfahrens gegen den Kleinkabelhalter. Auf 
ihr beruht das gewöhnliche Ungehorsamsverfahren, als 
dessen normaler Abschluss der Verfall der Grund¬ 
vermögen erscheint. Ausserdem zeigt sich diese Ver- 
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Wirkung hier in besonderen Fällen. Dabei Uberwiegt die 
gerichtliche Aberkennung, die in deutschen Verbänden ihre 
eigenartige Ausgestaltung in der Form der Verspätung 
erhalten hat. Von der Verspätung wird später noch be¬ 
sonders gehandelt werden. 334 ) Ein Beispiel für eine Ab¬ 
erkennung durch das Deichgericht auf dem Deich, bei 
welcher die Form der Verspätung nicht angewendet wurde, 
gewährt das Deichrecht der Altendorfer Schaumig. Es 
enthält zunächst den früher erwähnten Grundsatz, dass bei 
einer zerbrochenen Deichkabel schliesslich in Notfällen ein 
ausserordentliches Deichgericht vom Erzbischof anzusetzen 
sei. Ein solches wird im Jahre 1539 bei einer Brake, die 
nicht wiederhergestellt wird, anberaumt, und es wird von 
ihm dem zunächst Pflichtigen, der nicht leistungsfähig ist, 
sein deichpflichtiger Acker abgesprochen. 335 ) Dies Verfall¬ 
verfahren zeigt deutlich die Züge des alten Einziehungs¬ 
verfahren bei Reallasten. Es ist auf beschränkte Grund¬ 
vermögenshaftung zugespitzt. Bei dem jüngeren System 
des Verfahrens gegen den Kleinkabelhalter wird die reine 
Verwirkung des Grundvermögens für besondere Fälle 


834 ) Siehe unter VI. 

s85 ) Deichreeht der Altendorfer Schauung XXXI ff. Gleichzeitig 
wird der Deich und das verwirkte Land dem Verkäufer desselben zu¬ 
geteilt, da dessen übriges Land hinter dem Deich gelegen sei. Es 
handelt sich hier anscheinend um eine Haftung deichpflichtigen Landes 
für abgetrenntes Land, also eine Art Busenrecht (siehe über die aus¬ 
geprägte Gestalt des Busenrechts oben S. 126 ff.). — Eine gerichtliche 
Aberkennung des für den Deich verhafteten Grundvermögens ohne Ver¬ 
spätung enthält auch die Urkunde von 1563 aus dem Lande Würden (bei 
Sello „Beiträge zur Geschichte des Landes Würden“ S. 56.). Es handelt 
sich hier aber um eine eigenartige Besonderheit. Es wird nicht das Land, 
weiches mit der Deichpflicht in Bezug auf die zerbrochene Kabel be¬ 
lastet ist, eingezogen, sondern das übrige dem Deich verhaftete Land 
des Säumigen. Dies erklärt sich aber daraus, dass das speziell deich¬ 
pflichtige Land der privilegierten Kirche zugehört, und dem Säumigen 
nur ein Nutzungsrecht an diesem zusteht. — Vgl. ferner Deichrecht der 
Hemmen von 1453 § 4 (oben S. 446 Anm. 19). Altmärkische Deichord¬ 
nung von 1436 (Herr, Mannen und Städte sollen sich des Gutes „under- 
winden“. Zweifelhaft ist, oh eine ausdrückliche Aberkennung des Gutes 
stattgefunden hat. Der Verlust des Gutes konnte sich auch ein¬ 
fach aus der Tatsache der fortgesetzten Nichterfüllung der Deichpflicht 
ergeben). 


Go igle 


Original from 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



521 


beibehalten, so bei Deichbrüchen, bei landesherrlichen Be¬ 
fehlen zur Wiederherstellung und Wiederbedeichung (in 
Deutschland auch in der Form der Verspätung). 886 ) 
Normaler Weise aber tritt die Grundstücksverwirkung 
zunächst tatsächlich infolge der ihr regelrecht vor¬ 
hergehenden Pfändung der auf den Grundstücken befind¬ 
lichen Fahrhabe zurück, um schliesslich mehr und mehr 
zu verschwinden. Der vermögensrechtliche Zugriff nach 
der Verdingung ist nun typisch so ausgestaltet: Zuerst be¬ 
sondere Fahrnispfändung, dann rein liegenschaftlicher Zu¬ 
griff in der Form des Verfall Verfahrens. Dabei beginnen 
pfandrechtliche Elemente, wie die Beschlagnahme mit 
Aufgebot und Einlösungsfristen, hervorzutreten. Zur Ver- 
anschaulichuug sollen folgende Belege dienen, die zugleich 
einen Einblick in den Gang des Verfahrens geben. 

Die Deichrechte für Stedingen von 1446 und 1579 
schreiben noch in gewöhnlichen Fällen nach der Verdingung 
Pfändung der Fahrhabe des Meyers und nach ihrem frucht¬ 
losen Verlauf den Verfall des Grundstücks mit Verspätung 
vor. 837 ) Die Keure der vier Ambachten von 1242 
fährt an der früher erwähnten Stelle 888 ), dass der Ammann 
(praeco) mit Schöffen das ausgelegte Geld einpfänden 
(pandare) kann, so fort: 

„Et si forte non invenerit quid pandare, comes et 
castellanus refundent ei pecuniam suam sine dilatione et 
facient proclamari per praeconem tribus dominicis diebus 
in illa ecclesia, in qua jacet hereditas, nominato illo cujus 
est hereditas, quod solvat dilationem suam; et in prima 
dominica poterit solvere cum emenda trium solidorum et 
in secunda cum sex et in tertia cum novem. Si vero in 
tertia non solvent, hereditas illa solum per scabinos cognita 
fuerit in defectu fuisse solutionis, remanebit comiti et 
Castellano, nisi alius pro eo solvere voluerit vel solvent si 


•**) Es kann hier auf die Ausführungen und Belege verwiesen 
werden, die oben S. 92 f. S. 475 f. gegeben sind. Dazu siehe noch die 
Ausgestaltung beim herrenlosen Deich und Busenrecht unten VII 2a f 
und VIII. 

M7 ) Siehe oben S. 97. 

«*) Siehe oben S. 495. 
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ille qui impetitur extram terram fuerit temporee dieta 
proclamationis*. 

Dies ist so zu verstellen. Wenn die Fahrnispfändung 
vergeblich war, so muss vom Amman der Graf oder sein Yice- 
graf zwecks Liegenschaftsvollstreckung angegangen werden. 
Diese befriedigen den Amman und lassen dann öffentlich 
in der Kirche, wo das deichptliehtige Grundstück liegt, den 
Säumigen an drei Sonntagen zur Zahlung auffordern. Die 
Zahlung kann nur unter Erlegung einer Busse geschehen, 
deren Höhe von dem ersten Termin bis zum dritten Termin 
steigt. Verläuft der dritte Termin ergebnislos, so wird durch 
Schöffenurteil festgestellt, dass die dingliche Schuld aus dem 
Grundstück nicht bezahlt worden ist, und es verfällt das 
Grundstück an Graf oder Vicegraf. Eine ausgeprägt sachen¬ 
rechtliche Beschlagnahme mit Aufgebot und Lösungsfristen 
ist hier noch nicht vorhanden: es ergehen nur öffentliche 
Zahlungsaufforderungen an den durch das Grundstück Ver¬ 
pflichteten: sie haben höchstens einen leisen Anstrich an 
Beschlagnahmen, der in dem späteren ..remanebit" zum 
Vorschein kommen mag. 

Die Keure für Seeland von 1200 schreibt in art. XC1Y 
nach vergeblicher Fahrnispfändung durch den Schulz mit 
Schöffen in Bezug auf das ausgelegte Geld und den Bann 311 ') 
folgendes vor: 

..Mach liiis niet pan den, so sal liiit liouden met drie 
scepenen voer die baeliu, ende die sal hem gheven twiscatte 
gelt ende twiscatte bau ende hi sal dat gelt twiscatte 
hotulen u p dat laut. Dat laut sal hi g h e b i e d e n 
drie Sondaghe t e r viersearen. q u i j t m e n s niet, 
s o m a ch di e b a e 1 i u eyghene n.“ 

Ebenso wie nach der Keure der vier Ambacliten von 
1242 muss der Unterrichter, der Schulze, sich nach vergeb¬ 
licher Fahrnispfändung an den Vertreter des Grafen, den 
Balju, wenden und sich von ihm das ausgelegte Geld erstatten 
lassen. Nunmehr vollzieht der Balju den Zugriff auf die be¬ 
lastete Liegenschaft. Es erfolgt jedenfalls eine Beschlag¬ 
nahme der Liegenschaft, denn sie wird dreimal vor Gericht 


ßßy ) Siehe oben S. 40 a, 480 f. 
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aufgeboten mit Zahlungsaufforderung genau so wie vorher 
die gepfändete Fahrnis. Wird sie nicht eingelöst, so kann 
sie der Balju als sein Eigentum erklären. Nicht ganz ein¬ 
fach ist die Frage, wie es mit den Geld- und Pfändungs¬ 
beträgen steht. Wir haben früher gesehen, dass der Schulze 
sein ausgelegtes Geld vierfach mit dem Bann einfordert, der 
Pfandbetrag bei der Fahrbabe aber auf das Doppelte 
steigt. Wendet sich der Schulz an den Balju, so bekommt 
er jedoch, wie wir jetzt hören, nicht das vierfache Geld 
und den einfachen Bann, sondern das doppelte Geld und 
den doppelten Bann. Der Balju hält sich dann an das Land 
für das vierfache Geld. Ist diese Auslegung richtig, so zeigt 
sie deutlich, dass der erhöhte Pfandbetrag eben nur ein 
Pfandschätzungsbetrag war, der für die Liegenschaft, da 
sie nicht gepfändet wurde, gar nicht in Betracht kommen 
konnte. 310 ) 341 ) Auch spätere Quellen Seelands zeigen deutlich, 
dass man den Zugriff auf das deichpflichtige Land- nicht 
als Pfändung ansah. Es sei hierfür die Ordnung für den 
Deichverband zwischen Honte und Hinkele von 132Ö ange¬ 
führt, in der es heisst: 

„Soe waer die Dyckgrave syn ghelt in yemans dike 
leghet, dat ghelt sal die Dycgrave in panden an sie re 
haven v i e r s c a t als recht es ende e n v o n d e hi 
en gliene have te panden, so soude hi des 
mans land beriden ende e y g h e n :, . 34Ä ) 

Das eigentliche Verfallverfahren ist uns aber nicht 
bloss für die Kleinkabellast, sondern auch bei G e m e i n- 
lasten bezeugt. Man denke in Bezug auf naturalwirt¬ 
schaftliche Gemeinlasten an den Sachsenspiegel, 343 ) in Be- 


S40 ) Mail könnte daran denken, dass der Balju dem Schulzen das 
Doppelte des vierfachen Schuldbetrages und den doppelten Bann gehen 
soll. Der Schulze würde dann den achtfachen Betrag des ausgelegten 
Geldes und den doppelten Bann erhalten, also den entsprechenden Wert 
wie bei ausgeführter Fahrnispfandnahme. Diese Auslegung scheitert 
aber daran, dass e9 nachher heisst, der Balju solle dieses Geld „zwiefach 
auf das Land halten“. Dann würde der 16 fache Betrag herauskommen. 

Wl ) Allerdings spricht die Keure in art. CV von einem „panden 
opt land“ wegen „diicgelde“. 

#42 ) Mieris II, 318. Siehe hierzu aber oben S. 487 Anm. 184 
und 187. 841 ) Siehe oben S. 76. 
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zug auf geldwirtschaftliche Gemeinlasten an die früher er¬ 
wähnten Befehle zu Hülfen und Wiederbedeichungen. 344 ) 

b) Das geld wirtschaftliche Verfallver¬ 
fahren. Bei ihm findet eine Schätzung des beschlag¬ 
nahmten Grundstücks vor der Zueignung statt. Es ist viel¬ 
fach in den Niederlanden bei Verdingungsgeldern und 
geldwirtscfiaftlichen Deichlasten für normale Fälle ausge¬ 
bildet worden. Gegenüber dem eigentlichen Verfallver¬ 
fahren bot es zweifellos bei voller Vermögenshaftung oder 
beschränkter Grundvermögenshaftung dem Schuldner, der 
mehrere Grundstücke besass, erhebliche Vorteile, da die 
Vollstreckung in die einzelnen Grundstücke ihr Ende er¬ 
reichte, sobald die Schätzung eines Grundstücks den noch 
einzutreibenden Betrag in sich schloss. Noch mehr musste 
dies da der Fall sein, wo man eine Vollstreckung in Grund- 
stücksteile zuliess. 345 ) Alsdann war es selbst bei reiner 
Sachhaftung für den Schuldner vorteilhaft — Für einen 
selbständigen Deichverband aber war dies Verfahren zur 
Durchsetzung der vollen Vermögenshaftung ausserhalb 
seiner Grenzen zweckdienlich. 

Nach dem früher Gesagten ist es erklärlich, dass sich 
dies Verfahren oft der Form der Grundstückspfändung an¬ 
passte. 

Einen Beleg liefert zunächst die Handveste für Go- 
rinchem von 1412 art. I. 346 ) 

»Den Drossard ’s Lands van Arkel sal binnen ’t Schepen- 
dom op den Dijck schouwen na den ouden gebruyk, en wie 
sijnen Dijck niet maakt, soo dat dien Dijck in de Schouw 
gegeven wierd, ’t Land tot den Dijck behoorende, mögen 
de hoog Heeinraders schatten, en daar Brieven af geven, 
soo sterk als of ’t Schepenen Brieven waren.“ 

Selbst wenn es sich hier mehr um einen herrenlosen 
Deich handelt, ist die Stelle auch für den gewöhnlichen 
anerkannten Deich verwertbar. 347 ) Hier erfolgt also der 


a44 ) Siehe oben S. 430. 

846 ) Vgl. z. B. Keurboeck fUr Arkel von 1456 art. 27 (siehe Anm. 350). 
Tundernsche D.-O. von 1619 art. 14. Vgl. auch in Bezug auf Grund- 
stUckapfändung v. Meibom a. a. O. S. 125. 

348 ) Bei Kemp „Gorin ehern“ S. 184. ® 47 ) Vgl. unten VIII. 
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Zugriff nicht in der Form der Grundstückspfändung. a,s > 
Über die Heemradsbriefe wird noch später gesprochen 
werden. 849 ) 

Immerhin wird man wohl an eine Erhöhung der 
Schätzungssumme nach Massgabe des erhöhten Schätzungs¬ 
betrages bei Fahrnis zu denken haben. 850 ) 851 ) 

In anderen Verbänden ist die Form der Grundstlicks- 
pfändung durchgedrungen. Dies gilt allem Vermuten nach 
schon in dieser Periode für den Polder Schauen. Deut¬ 
lichen Aufschluss gibt allerdings erst eine Quelle des 17. 
Jahrhunderts. Es ist das Deichrecht von 1674. 858 ) 

Hier wird ausführlich über den Zugriff auf Grund¬ 
stücke gehandelt, wie ihn der Deichgraf wegen seines 
ausgelegten Verdingungsgeldes 858 ) zu nehmen hat. Nur die 
Hauptpunkte sollen hervorgehoben werden. Zunächst heisst 
es, der Deichgraf könne „op de Landen vierschatte proce- 
deren“. Er soll zu dem Zweck dem Verpflichteten eine 
spezifizierte Zahlungsaufforderung zustellen, die Gelder inner¬ 
halb von 3 Tagen „tweeschatte“ zu bezahlen, sonst würde 
„vierschatte s in die Länder vollstreckt werden. Die Auf¬ 
forderung ist dann noch einmal zu wiederholen mit Frist¬ 
setzung von 24 Stunden. Nach fruchtlosem Ablauf dieser 
Frist soll der Deichgraf einen Auszug aus dem Flurbuch 
(Veltboek) den Deichgeschworenen einreichen, in welchem 
die Grundstücke angegeben werden sollen, auf die er „sijn 
handslagh“ tun will. Die Deichgeschworenen bestimmen 


W8 ) Dies ergiebt deutlich die Fassung der Vorschrift. 

* 40 ) Vgl. unten 3. 

M0 ) Siehe aber die Handveste für Arkel von 1422 (M i e r i s IV, 1, 616), 
welche die Formel „tweescatt aen gelde of vierscatte aen pande“ kennt, 
und das Keurbuch für Arkel von 1456 art. 27, das beim herrenlosen 
Deich davon spricht, dass der Inhaber des gefundenen Landes das 
doppelte Geld dem Deichgrafen erlegen soll, widrigenfalls man dem 
Deichgrafen von dem Land, „soo veel toe schatten sal, als sijn geht 
beloopt“. 

861 ) Über Verfallverfahren mit Schätzung beim Busenrecht siehe 
unten VII. 

8ß2 ) „Dyckrecht 's Lants van Schouwen“ von 1674 Middelburg 167h 
Zusatz I art. 21 ff. 

“*) Gleichgestellt ist das Deichgeld, welches der Waerdeicher zu 
fordern hat. Siehe art. 21. Vgl. über den Waerdeicher oben S. 248b. 
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nun einen Gerichtstag zur Schätzung („dagh van afsatinge*), 
zu dem der Deichpflichtige geladen wird. Sie eröffnen hier 
die Taxation der „angeschlagenen“ Länder. Der Deich¬ 
graf kann dann verlangen, dass die Geschworenen die Grund¬ 
stücke zu diesem Preise übernehmen. Will er dies nicht, 
so soll er beantragen, dass der Grundeigner und alle, die 
Rechte an den Grundstücken haben, „af sullen gebannt* 
werden und er selbst in das Eigentum eingesetzt werde. 
Dies wird von den Deichgeschworenen vorgenommen. Der 
Grundeigner und sonstige dinglich Berechtigte haben noch 
eine Lösungsfrist von einem Monat, wobei sie das Doppelte 
des ausgelegten Gehles entrichten sollen. Der Deichgraf 
erhält einen „Eigentumsbrief“ oder „Pfandbrief“. Er kann 
dann die Grundstücke in Besitz nehmen und „abstecken“. 
Der Eigentümer kann sie aber immer noch lösen innerhalb 
eines Jahres gegen die Schätzungssumme und gegen Ersatz 
der Verbesserungen. Reichen die beschlagnahmten Grund¬ 
stücke nicht aus, so wird auf andere deichpflichtige Länder 
gegriffen. — Man sieht hier, wie der Zugriff auf die deich¬ 
pflichtigen und dem Deich verhafteten Grundstücke in der 
Form der Grund Stücks pfändung vorgenommen wurde. 
Dabei ist zu betonen, dass diese ganz anders ausgestaltet 
ist als die Fahrnispfändung und deutlich die Züge einer der 
Fronung entstammenden Grundstückspfändung aufweist. 854 ) 
Wichtig ist weiter, dass der erhöhte Pfandbetrag bei 
Fahrnis, das „Vierfache“, nun auch als Pfandschätzungs¬ 
betrag für die Vollstreckung in Grundstücke angewendet 
wurde. — In analoger Weise sollen die Waterklerken für 
das Geschot und die „gemeine Rekeninge“ das „Recht van 
Excecutie“ haben, also für die geldwirtschaftlichen Gemein- 
1 asten. 555 ) — Audi die späteren Keuren der grossen Deich- 

334 ) Von Planitz a. a. 0. S. 98 tt. wird bestritten, dass die Fronung 
ausserhalb des sächsischen Rechts die Grundlage der Immobilienexekution 
flir das mittelalterliche Recht abgegeben habe. Dies geht m. E. viel zu 
weit. Wir werden allerdings gleich sehen, dass man in den Deich- 
verbämlon die Grundstücks]* (and ung oft stark der Fahrnispfändung an- 
ge passt hat. 

833 ) arfc. Doch sind die Erhöhungen der Beträge und die 

R'isungssumme hier geringer. 
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verbände Nordhollands gehören hierher. Man ver¬ 
gleiche z. B. die Keuren für Rijnland von 1654, welche die 
Einpfändung der Morgengelder etwa so regeln: Anpfändung 
durch Unterbeamte (Ambachtsbewaarder), Auslegen des 
Geldes durch den Deichgrafen an diese, Anberaumung eines 
Schätzungstages durch den Deichgrafen, dann offenbar Zu¬ 
eignung. 3511 ) Die Grundstückspfändung ist der Fahrnis¬ 
pfändung nachgebildet. Auch hier übernimmt man den er¬ 
höhten Pfandschätzungsbetrag, 857 ) ingleichen werden die 
Grundsätze der Pfand wehr angewendet. 358 ) 

Einen frühen Beleg liefert eine Urkunde für den Alb- 
lass er waard aus dem Jahre 1435. 859 ) Aus ihr er¬ 
gibt sich, dass Deichgraf und Heemraden des Waards ein 
Stück Deich verdungen haben und wegen des ausgelegten 
Geldes nämlich 62V* Englische Nobel das ganze zur Kabel 
gehörige Land. Seonenborch genannt, ..gepfändet“ haben; 
da nach 14 Tagen keine Einlösung statthatte, so erfolgte 
die Schätzung Sconenborchs auf 192 Englische Nobel 
durch die hohen Heemraden nach Angabe von Schulz und 
Niederheemraden und die Zueignung an den Deichgrafen; 
sie haben es ihm „alinge ende al toegeeyghent . . voer sijn 
eyghen proper goet voer LXII'/a Engelscen nobelen eenschat 
gelts, als van makynghe des dijcx . . . dat aen vierscatte 
pande coemt derdalve honderd Engelsce nobelen“. 
Auch hier also wird der Zugriff auf das deichpflichtige Land 
als Grundstückspfändung behandelt und endet mit Schätzung 
und Zueignung. Die GrundstUckspfändung aber ist der Fahrnis¬ 
pfändung angepasst, daher übertrug man auf sie auch den 
vierfachen Pfandschätzungsbetrag. 3fi ") 

350 ) Vgl. art. 1(>5 ff. Zuerst haftet der Braucher mit seiner Fahrnis 
in der Heemradsehaft. Ebenso Konren für Schieland von 1(522 (Pfenning¬ 
gelder), Keuren für Delfland von hei B e e k rn a n S. 1278. 

[u ~' 7 ) Dreifach an Pfand. S5a ) Vgl. oben IV. 4a. 

359) sie j s(: gedruckt bei J. A. Fruin „De Oudste rechten der 
etad DmaLecht* ls,S2 II, Nr. SO. Vgl. Bookman S. 1277. — Dass in 
Südholiand geldwirtschaftliches Vorfallverfahren galt, beweist auch art. 
BO der D.-O. für den Krimpenrewaard von 1-130. 

* G<i ) Im holländischenNorderquartier scheint zuerst dasgeldwirtschaft¬ 
liche Vorfall verfahren gegolten zu haben, wie hei Fahrnis. Dies scheint 
die Meinung von G. de Vries, S. 313 If, der aber den Zugrill auf Fahr¬ 
habe und Liegenschaft nur hinsichtlich der Frage der Priorität scheidet. 
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Wahrscheinlich ist auch bei dem „panden uth dem 
Egendom des Landes,“ das die Eyderstädtische Deichordnung 
von 1595 für Verdingungsgelder und Bussen kennt, an das 
Verfall verfahren mit Schätzung und nicht an das Verkaufs¬ 
verfahren zu denken. 8C1 ) 

c) Das Verkaufsverfahren. Bei ihm findet ein 
Verkauf der beschlagnahmten Grundstücke statt. Es 
tritt vielfach frühzeitig in normalen Fällen bei den Ver¬ 
dingungsgeldern, den geldwirtschaftlichen Deichlasten und 
Deichbussen hervor. Das geldwirtschaftliche Verfallver¬ 
fahren bildet meist das Durchgangsstadium. 8Si ) Das Ver¬ 
kaufsverfahren konnte einer Schätzung entbehren, doch 
findet sie sich zum Teil, wie wir noch sehen w r erden, aus 
bestimmten Gründen. Das Verkaufs verfahren bot gegen¬ 
über dem geldwirtschaftlichen Verfallverfahren für den 
Schuldner den Vorteil, dass ihm ein etwaiger Überschuss 
belassen werden konnte. Es begegnet vor allem in n i e d e r- 
ländischen Verbänden. Oft ist es in die Form der 
Grundstückspfändung gekleidet. 

Wir verweisen zunächst auf das früher mitgeteilte Deich¬ 
recht des Thielerwaards von 1399. 30S ) Das vom Deich¬ 
grafen ausgelegte Geld wird eingepfändet entweder 
von ihm selbst oder seinem geschworenen Schreiber an der 
Fahrnis oder der „erfnesse“. Die Fahrnis wird an drei 
Tagen, das Land an drei Sonntagen an der Kirche, wo es 
gelegen ist, zur Einlösung aufgeboten. Sie werden dann 
verkauft „totten Heemraeden prijse“. Der Zugriff auf das 
deickpttichtige Erbe erfolgt also ganz in der Form der 
Grundstückspfändung; diese erscheint der Fahrnispfändung 
angepasst, verschieden sind insbesondere die Aufgebots¬ 
termine. Der Verkauf findet statt unter Schätzung der 

881 ) Eyderstädtische D.-O. von 1595 art. 4: „Wurde jemand sine 
ectaadhaffiige Dicke dre umbtage continue nacheinander unverferdiget 
liggen laten, scholen de Dickrichter ohne nicht allein de Bröcke to- 
kennen, sondern strax de Dicke vor Geld maken laten und ehm dat 
Dickerlohn uth dem Egendomb dos Landes edder des Huermanns be¬ 
weglichen Gütern benevenst gedubbelder Bröcke p a n d e n". Siehe noch 
unten d. 

86J ) Die allgemeine Entwicklung in dieser Hinsicht ist bekannt. 

863 ) Siehe oben S. 506. 
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Heemraden. Es handelt sich offenbar um den Mindestpreis 
der von den Heemraden angegeben werden musste.® 64 ) — In 
gleicher Weise kann auf die Deichordnung für Kleve von 
1575 verwiesen werden. Der liegenschaftlicbe Zugriff er¬ 
folgt in der Form der Grundstückspfändung mit Verkauf. 
Die Liegenschaften stehen dabei sogar unter dem gleichen 
Verkaufstermin wie die Fahrhabe, nur ist bei ihnen das 
Wiederkaufsrecht auf ein Jahr ausgedehnt. 365 ) Nach einem 
Deichrecht für Heusden aus dem 15. Jahrhundert erfolgt 
der Zugriff wegen des ausgelegten Geldes durch Pfändung 
der Fahrhabe auf der Were, dann durch Festnahme der 
Person. Ist der Deichpflichtige flüchtig, so soll „men aen 
dat land pan den daer den dyck op geslaeghen is, ende 
dat vercopen mit recht“. Im westerlauwerschenFriesland 
galt im 16. Jahrhundert für die Deichgelder das Verkaufs¬ 
verfahren. Es wurde dabei eine beschleunigtere Liegen¬ 
schaftsvollstreckung angewendet, als sie sonst statthatte, 
indem an Stelle der drei Aufgebotstermine ein einziger 
gesetzt wurde. So wird den besonderen Exekutoren in der 
Deichordnung für die Vijfdeelsdeiche von 1587 art. 53 vor¬ 
geschrieben : 

„Süllen oick ... die executie, zoe die gedaen moet 
worden, eerst dirigeren ende leggen op te goederen van 
den negligenten oft restanden, ende zoe d’ selue insufficiant 
mögen wesen, sullen zy d’ selue executie mögen leggen op 
ten landen dien zy gebruycken die men maer eens behoeuen 
sal ouer. die Kerke ende Gerechte te proclameren, nae dat 
die Grontheere oft het naeste Bloet, sae die Grontheer 
utlandich mochte zyn, daer van gedenuntieert oft verwit- 
tiget zal wesen, zal daer nae d’ selue landen.ver¬ 

copen, mits die interpositie van t’ decret leggende naer be- 
horen“. 866 ) 

•«) Fand sich kein entsprechender Käufer, so galt Verfallsystem 
unter Verpflichtung zur Herauszahlung des Überwertes. Vgl. Landbrief 
für Niederbetuwe von 1439. Siehe itn allgemeinen auch v. Meibom 
8. 125, Planitz a. a. 0. S. 655, G69 (Fahrnis). 

#Äfi ) Siehe oben S. 505. 

8Ä6 ) Schwartzenberg IV, 681. Vgl. hierzu die Verordnung von 
1574 für die Einkassierung von Deichgeldern (a. a. 0. S. 977): „Ende oft 
gebeurde dat eenyge landen by executie verkocht moeten worden, dat 
J. ▼. Gierkc, Geschieht« des deutschen Deichrechts II. 34 
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Audi hier lassen sich die Quellen, welche bei einem 
herrenlosen Deich oder Busenrecht das Verkaufsverfahren 
kennen, verwerten. ® fl7 ) 

Wie stand es beim Verkaufsverfahren mit einem 
erhöhten Pfandbetrage? Dieser war zweifellos auf ein 
Verfallverfahren mit Schätzung zugeschnitten. Hier war es 
immer unsicher, ob die Obrigkeit wirklich Befriedigung er¬ 
langte. Beim Verkaufsverfahren ergab sich ein genauer 
Überblick. Trotzdem hat man den erhöhten Pfandbetrag 
auch beim Verkaufsverfahren teilweise beibehalten. 30ii ) 

men d’ selue maer eenmael van mieden sali hehh*>n ouer den Waere 
(Warwe?) ende Kercke Le proclameren, ende t' zelue godaen zynde, als 
dan voorts te procoderen tot verknpinge van dien, ende dit by prouisie 
ende reuocatie van den tioue“. Artikel für nie Deiche von Nos und 
Wierum von 1574 (a. a O. S. 981) art. 7 ff: Wenn der Landsasse keinen 
Karren schickt, soll es der Landherr thun. Es werden sonst von den 
Kapitänen andere Karren gemietet, wobei der Säumige die doppelten 
Kosten bezahlen muss. „Ende alsoe verre die Landtieren in weygeringe 
zyn om die seine te hetaelen, dat alsdan die Grietman die seine op die 
landen (daer met die dycken hezwaert zyn) sali verkoepen; ende alsoe 
verre die landen zoe voel nyet ophrengon otte bedragen dat hy voorts 
op zyn andere goederen sal! HXMCiiteren“. 

80 ‘) Vgl. z. B. I).-0. für den Lekdeich hoven Dams von 1537 art. 
29 und 30 in Verbindung mit art. 17, D.-O. für Eescharen und Gassei 
von 1570 art. 14 und 15. — Betreffs der Evderstädtischen D.-O. von 1595 
siehe oben S. 528. 

«es) N ac h dem Deichrecht des Thielerwaards von 1399 galt die Formel 
„tweschatt aen gelde of vierschatte aen pande". Bei dem hier völlig in 
die Form der Pfändung eingekleideten Zugriff auf die Liegenschaft kann 
man wohl nicht daran zweifeln, dass trotz des Vorkaufsverfahrens der 
vierfache Pfandbetrag massgebend war, zumal (‘ine Pfandschätzung 
noch stattfand. Dagegen ist beachtenswert, dass weder nach dem Deich¬ 
recht für Kleve von 1575, noch den Doichreclnen für Heusden, noch den 
Deichrechten des westlauwerschen Frieslamls, die das Verkaufsverfahren 
kennen, ein erhöhter Pfandbetrag in Frag« kommt. Gleiches gilt 
gemäß der D.-O. für Eescharen und Gassei von 1570 (siehe Anm. 357) 
und der Deichordnung für den Lekdeich hoven Dams von 1537 (siehe 
Anm. 367). Dagegen kennen die früheren D.-O. für den Lekdeich boven 
Dams den dreifachen Pfandbetrag; vgl. oben S. 437. — Über das Ver¬ 
schwinden des Drittpfenningsrechts hei der gewöhnlichen Pfändung in¬ 
folge des Aufkommens des Vorkaufsverfahrens siehe Planitz a. a. O. 
S. 544, S 6G4. Es werden hier aber auch Hechte nachgewiesen (siehe 
a, a. 0. S. 664 Anm. 141), die trotz Verkaufsverfahrens an dem Dritt- 
pfenningsrecht festhalten. 
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d) Das Verfahren mit Zwangsnutzung. In 
manchen Verbänden wird eine eigene Zwangsnutzung, 
sei es neben, sei es vor, sei es an Stelle der anderen 
Verfahren zugelassen. 

In Bezug auf die Klein k ab eil ast ist zunächst die 
altmärkische Deichordnung von 1476 zu erwähnen, welche 
hei dem alten System des Vei’fahrens gegen den Kleinkabel¬ 
halter die Beschlagnahme des Grundbesitzes zwecks Ver- 
häurung oder Verkaufes im Auge hat. 969 ) Aus dem Deich¬ 
brief für den Lekdeich boven Dams von 1537 ersieht man 
ferner, dass in Bezug auf die Verdingungsgelder nach Er¬ 
schöpfung der Fahrhabe zunächst zur Verhäurung des 
Landes auf ein Jahr geschritten wurde, und dass man erst 
wenn die erzielte Jahresheuer nicht ausreichte zum 
Verkauf des Landes überging. 370 ) "Wenn die Eyderstädtische 
Deichordnung von 1595 art. 4 den Deichrichtern freistellt, 
wegen der Verdingungsgelder „das Land anzuhalten“, „bet 
dat so dan Dickerlohn und duppelte Brücke erlegt“, so 
kann dies ebenfalls im Sinne einer tilgenden Zwangsnutzung 
verstanden werden. 971 ) Eine Zwangsnutzung enthält auch der 
Schaubrief der Waterschap Bijleveld von 1414 art: XVIII ff. 
Nach ihm haben die Schulzen dem Deicbgrafen das aus¬ 
gelegte Geld innerhalb vierzehn Tagen in doppeltem Betrage 
wiederzugeben. In dieser Zeit haben sie es an der Fahrnis 
des Brauchers des Grundstücks, des Landsassen, einzutreiben 
mit den Binnenlands-Heemraden ..aen vierscatte pande“. 
Dann heisst es: „Ende waert, dat eniche erve ledich laghe 
off onverhuert off dat die landsaten, daer off ende wecli 
gevaren waer, off dat die landsaten alsoe vele nyet en 
hadden dat men dit voirs. ghelt daer aen utreehten mochte, 


SÄ9 ) Dies ergibt ein Vergleich mir rh*r I> -0. von 1095 Tit. II. Vgl. 
J. Gierke „Verspätung“ S. soo. 

37# ) D.-O. von 1587 art. 29 schreibt für den herrenlosen Deich vor: 
Das ausgelegte Geld ist einzutn ■ihm „eerst non de reede gcoden, ende 
waar des niet genoeg, soo sal men dat erve torstont vorhuoron om reet 
gelt ende nemen daar die jaarschaer af. ende des ook niet genoeg, soo 
gal hy verkopen alle sulke erve en goet“. Mir scheint dies im Sinn des 
Textes verstanden worden zu müssen. 

871 ) Vgl. oben S. 528. 

8-r 
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zoe zoude die scoute een wete doen den ghenen, die dat 
e r v e toebehoerde ende die soude den scoute hem dat ghelt 
vierscat utpanden ende dat erve daer voer bruycken off 
den pacht daer off te bueren ter tijt toe, dat men hem 
sijn vierscat ghelt weder gheeft, sonder dingtale off meer 
rechts daerom te vervolgen“. 

Es scheint, dass diese Zwangsnutznng keinen schuld¬ 
tilgenden Charakter hatte, sondern dass sie ihr Ende nur 
erreichte, wenn der Schuldner den erhöhten Pfandbetrag 
zahlte. 87 ') 5 ”) 

2. Vergleichtman die Organe, welche den Zugriff auf das 
dem Deich besonders verhaftete Grundvermögen ausführen, 
mit den Organen der Fahrnispfändung, so ergibt sich, dass 
es sich dort vielfach um Organe höheren Ranges handelt. 
Es sei an die Keure der vier Ambachten von 1242 und die 
Keure für Seeland von 1298 erinnert, 87 *) es sei weiter betont, 
dass sich der liegenschaftliche Zugriff vielfach in feierlicher 
allgemeiner Gerichts Versammlung und durch höhere besondere 
Deichgerichte vollzog. 875 ) Häufig decken sich allerdings die 
Organe der gewöhnlichen Fahrnispfändung und des Zugriffs 
auf Liegenschaften. Es ist dies naturgemäss da der Fall, 
wo der letztere Zugriff in der Form der GrundstUckspfändung 
erfolgte, und diese der Fahrnispfändung angepasst war. 876 ) 
Was das Verhältnis der besonderen Deichgerichte 
zu den Organen der gewöhnlichen Landesver¬ 
waltung anlangt, so zeigt sich auch hier dasselbe Bild 
wie bei der Fahrnispfändung. Häufig finden wir eine weit¬ 
gehende Selbständigkeit; 877 ) doch ist jedenfalls da, wo die 


rri ) Es ist interessant zu sehen, dass der vierfache Betrag der 
Rinlösungsbetrag ist. — Art. XX enthält dann eine Bestimmung, wie der 
Ueichgraf gegen den säumigen Schulzen vorzugehen hat. 

17i ) Siehe übrigens noch oben Anm. 234. 

#74 ) Siehe oben S. 621 ft. 

r76 ) Vgl. oben S. 427 und unten unter VI. 

•76) Vgl. z. B. oben S. 628 f. 

* 77 ) Sie findet auch ihren Ausdruck, wenn es heisst, dass bei der 
Exekution die Hoemraden Briefe geben können, die ebenso stark sein 
«ollen wie Schöffenbriefe. Hier soll die Frage der Zuständig¬ 
keit des Sondergerichts betont werden. In anderer Hinsicht gehen die 
Heemradsbriefe den Schöffenbriefen sogar vor. Vgl. unten 8. S. 683. 
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Fahrnispfändung an Organe der gewöhnlichen Landesver¬ 
waltung gebunden war, 378 ) mindestens die gleiche Abhängig¬ 
keit beim Zugriff auf Liegenschaften gegeben gewesen. 

3. Öfters wird der Forderung der Deichobrigkeit ein 
Vorzugsrecht gegenüber allen anderen Forderungen 
gegen den Deichpflichtigen besonders beigelegt. 879 ) Dieses 
Vorzugsrecht findet auch seinen Ausdruck in der nieder¬ 
ländischen Formel, dass „Heemraedsbrieven gaen sullen 
voor Schepenbrieven“. 380 ) Es bedeutet dies nämlich, 
dass die bei der Vollstreckung von Deichlasten in Liegen¬ 
schaften von den Deichgeschworenen ausgestellten 
Briefe, die die Eignung bekräftigten und bezeugten, beweis¬ 
kräftiger sein sollten als die Schöffenbriefe, welche 
nur die gewöhnlichen Eigentumsübertragungen bezeugten. 881 ) 
Das Vorzugsrecht findet ferner seinen Ausdruck in den Über¬ 
nahm epflichten der am deichpflichtigen Grundstück be¬ 
rechtigten Personen. 382 ) 

VI. Die Verspätung. 38S ) 1. Die Verspätung ist der 

gerichtliche Formalakt, durch welchen der Haupt¬ 
pflichtige bei der Kleinkabeldeichung wegen Nicht¬ 
erfüllung der Kabellast unter Anwendung des Spaten¬ 
stechens seitens der Obrigkeit seines deichpflichtigen Grund- 
Vermögens entsetzt und damit aus dem Deichverband 
ausgeschlossen wird. 

Sie ist ein sachenr echtli eher Formalakt und bringt 
zum Ausdruck den Verfall des Grundvermögens. Sie ist der 
Schlusstein des eigentlichen Verfallverfahrens. 
Sie ist Entziehung ohne Schätzung. 384 ) Mit ihr sind 
allerdings personenrechtliche Folgen verknüpft; 


3TH ) Siehe oben S. 508. 

s ™) Vgl. die Belege bei Beek man, S. 1342 f. Eyderstädtische 
D.-O. von 1595 art. 5. Siehe auch oben S. 223. 

8S0 ) Siehe oben S. 525 und die Belege bei Beek man S. 1343. 
Dieser Formulierung widerspricht nicht die oben Anm. 377 mitgeteilte. 
Beide wollen etwas Verschiedenes betonen« 

381 ) Dies wird treffend von Beekman S. 1342 hervorgehoben. 

“*) Vgl. oben S. 82 ff. und unten VI. 

M8 ) J. G i e r k e „Die Verspätung“ in der Festschrift für Brunner 
S. 775 ff. 

a«4) Vgl hierzu oben S. 519 ff. 
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stets folgt ihr unmittelbar der Ausschluss aus der Genossen¬ 
schaft, und häufig ist sie mit weiteren personenrechtlichen 
Haftungen begleitet, wie Verbannung oder Leibes- und 
Lebensstrafe. 

2. Die Verspätung findet sich nur in Gebieten, die 
ausserhalb der Niederlande liegen. Sie entwickelt sich 
allmählich im Rahmen des älteren Verfahrens gegen 
den Kabelhalter und bildet hier den normalen Ab¬ 
schluss des deichrechtlichen Ungehorsamsverfahrens, das 
eine geldwirtschaftliche Ersatzvornahme nicht 
kennt. Sie begegnet zuerst im 15. Jahrhundert. Bezeugt 
wird sie uns zusammen mit dem älteren Verfahren in 
Schleswig, im Hammerbrok, im Billwärder, in der Wilster¬ 
marsch, im Alten Lande, in Braunschweig-Lüneburg, in But- 
jadingen. Wo sie sich ausgebildet hatte, musste sie mit 
dem Aufkommen des Verdingungssystems erheblich zurück¬ 
gedrängt werden, zumal man auch zu einer genauen Be¬ 
wertung der Grundstücke im Vollstreckungsverfahren über¬ 
ging. Daher wird die Verspätung auf besondere Fälle 
beschränkt und nur vereinzelt für die Nichtbezahlung 
der gewöhnlichen Verdingungskosten beibehalten. Diese 
Zurückdrängung der Verspätung gehört allerdings im all¬ 
gemeinen, ebenso wie die Verdrängung des alten Verfahrens, 
erst der folgenden Periode an. Es mag aber erwähnt 
werden, dass nach dem Deichrecht für die vier Gohe 
von 1449 in gewöhnlichen Fällen zur Verdingung, dann zur 
Einpfändung der Fahrhabe und wahrscheinlich zur geld¬ 
wirtschaftlichen Vollstreckung in das Grundstück, bei einer 
Brake aber zu einer Verspätung geschritten wird. 385 ) Die 
Eyderstädtische Deichordnung von 1595 aber schreibt nach 
der Verdingung die Grundstückspfändung oder Fahrnis- 


3SV ) Do ich recht in den vier Gohen von 1449 art. 10 (oben S. 99 
Anm. 66). Bei einer Brake setzt die Verspätung ein bei einem ge\vrügten 
Deich nach Zugriff auf Fahrhabe und Person des Meyers (art. 11 und 
12 siehe oben 8. 206), bei einem gelobten Deich nach der ganz mini¬ 
malen Hilfeleistung durch den Verband (art. 13, 14; siehe oben S. 169 
Anm. 52 und S. 174 Anm. 73 und 74). Vgl. hierzu allgemein J. G ie rk e 
a. a. O S. 7S7 ff. — Uber die Stedinger Deichrechte siehe oben 8. 521. 
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pfändung oder Grundstücksnutzung vor ohne die Verspätung 
zu erwähnen, während das Spadelandsrecht das alte Ver¬ 
fahren mit Verspätung als das normale aufweist. 386 ) Eine 
erstmalige Einführung der Verspätung für ausser- 
o r d e n d 1 i c h e Fälle lässt sich erst in der folgenden Periode 
mitunter beobachten. 38 ’) — In den Niederlanden jedoch 
hat sich infolge des frühzeitigen Auftretens des Verdingungs¬ 
systems und der frühen Bewertung der Grundstücke im 
Vollstreckungsverfahren eine Verspätung überhaupt nicht 
ausgebildet, auch ist hier nirgends in späterer Zeit ihre 
Anwendung in besonderen Fällen vorgeschrieben worden. 

3. Die Verspätung vollzieht sich auf einem ausge¬ 
prägt ru h e n d e n D e i c h ge rieh t. Es ist vielfach ein 
h ö h e r e s D e i c h g e r i c h t. 3KS ) Wo ein besonderes Deicli- 
geiicht besteht, ist dieses regelmässig zuständig. Meistens 
ist das Verspatungsgericht ein Vollgericht, so dass die 
Verbandsgenossen anwesend sind. 389 ) Oft ist eine be- 
sond e r e A n s a g e an den Hauptpflichtigen, die Übernahme¬ 
pflichtigen und Übernahmeberechtigten vorgeschrieben. Im 
Alten Lande muss der Verspätung in gewöhnlichen Fällen 
eine formelle letzte Schau, die neunte Schau, vorangehen. 
Das Gericht tagt auf dem Deich, an der Kabel des 
Ungehorsame n. Die Eröffnung erfolgt durch feierliche 
Hegung. Hierbei und bei dem weiteren Verfahren voll¬ 
zieht sich alles in den Formen des deutschen Gerichts¬ 
verfahrens, also mit richterlicher Frage, Urteilsfindung, 
Urteilsfolge. Bei den deichrechtlichen Besonder¬ 
heiten, die in den einzelnen Verbänden und in den ver¬ 
schiedenen Zeitläufen nicht gleichmässig ausgestaltet sind, 
unterscheiden wir zwei Akte: 

a*6) Vgl. Eyderatädter D.-O. von 1595 art. 4 in Verbindung mit 
Spadelandsrecht art. VIII (siehe oben S. 453). Hierzu auch .1. Gierte 
a. a. 0. S. 777 f. 

** 7 ) Siehe J. Gierke a. a. 0. S. 803 (Odtfriesland, Altmark). 

* 88 ) Vgl. Deichrecht des Alten Landes art. XV. 

8t ®| Vgl. z. B. Hammerbröker Deichrecht art. 38. 39, 42, Deichrecht 
des Alten Landes art. XV', Deichgericht von 1571, Deichrecht in den 
vier Gohen von 1449 art. 10 ff, dio Deichgerichte zu Arsten von 1508 
und 1509, Deichgericht in Butjadingen von 15G6, Löneburgisches Deich¬ 
gericht von 1537 ti. a. m. 
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a) Das Spatenstechen. Das Spatenstechen wird 
von Deichbeamten vorgenommen, und zwar entweder 
von dem Vorsteher des Deichgerichts (dem Deichgrafen, 
dem obersten Deichrichter) 890 ) oder von einem beliebigen 
oder einem bestimmten Deichgeschworenen, insbesondere in 
Bremen und Stedingen vom ältesten Rechensmann. 891 ) Das 
Spatenstechen wird bei einem Deichbruch in manchen Ver¬ 
bänden mit einem rechtsförmlichen Ruf begleitet. 
Der Beamte soll ein dreimaliges „Indut-Geschrey“ 
erheben, er soll „die Brake mit dem gewöhnlichen Geschrei 
vorschreien". 392 ) Es handelt sich um den Ruf „tiodute 4- , 
„iodute“, der beim Gertifte erhoben wurde. Er bedeutet: 
„Zieht heraus, zieht hierher-. Er ist hier als anklagender 
Notruf aufzufassen, der gleichzeitig die Aufforderung an die 
Gesamtheit der Deichgenossen enthält, Zeugnis und Abhülfe 
zu gewähren. Vereinzelt wird der dreimalige Ruf vor dem 
Spatenstechen erhoben. 893 ) Öfters werden vor dem Spaten¬ 
stechen die Verwandten zur Entsetzung des Gutes aufge¬ 
fordert bei Verlust ihrer Rechte, 394 ) zuweilen auch andere 
Übernahmepflichtige. 395 ) Auf einem Verspatungsgericht an¬ 
lässlich eines Deichbruches wird erwähnt, dass die Deich¬ 
geschworenen vor dem Spatenstechen den Deich „neunmal 


30 ') So im Alten Lande, in der Wilstermarsch. 

awi ) Spadolamisrecht art. yIII, Lüneburgisches Deichgericht von 
1537. — Über Bremen und Stedingen siehe J. Gierke a a. O. S. 787 f 
xind S. 791 ff. 

892 ) So in Stedingen und in Bremen (Amn. 891). Nach den Spaten¬ 
gerichten in Ritzebüttol von 1506 (hei S e 11 o , „Studien zur Geschichte 
von Ostringen und Rüstringen“ S. 84) trat der Beamte mit einem bloten 
pock (Dolch) an den Spaten und rief n to jodute“ ^over de grote gewald 
brake, dadurch M. (i. H. und den lande ein unvorwindlich schade gesehen“. 

8 - ,s ) Stedinge.r Deichrecht von 1579. Es ist aber nicht richtig, wenn 
H e i n e k e n a. a. O. dies allgemein für Bremen annimmt. Ebenso un¬ 
richtig ist 03 , wenn er den Rut nur an die Verwandten gerichtet sein 
lasst zur Wahrung ihres Näherrechts. 

• r,4 j Hammerbroker Deichrecht art. 68 (oben S. 112), Deichrecht des 
Alten Landes art. XV (oben S. 111), Lünoburgisehes Deichgericht von 1587. 

3,,ß ) Deichrecht des Alten Landes art. XV. Nach dem Lüneburgischen 
Deichgericht von 1587 werden die Gläubiger vor dem Spatensiechen zu 
einer Entsetzung des Gutes zur gesamten Hand aufgefordert. 
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überschauen“ sollen. 896 ) Dies ist eine höchst interessante 
Formalität, denn in ihr kommen, auf einen Moment zusammen¬ 
gepresst, die neun gewöhnlichen Strafschauungen zum Vor¬ 
schein. Ähnlich wird anderswo gesagt, dass der Haupt¬ 
pflichtige vor dem Spatenstechen „in die neunte Ladung zu 
eschen ist“. 397 ) 

b) Das Spatenziehen. Ist der Spaten von der 
Obrigkeit gestochen, so haben die Übernahmepflichtigen, 
insoweit sie nicht bereits ihre Rechte verwirkt haben, ein¬ 
zutreten. Die Übernahmepflicht wird im allgemeinen durch 
die Form des Spatenziehens erfüllt. 398 ) An erster Stelle 
stehen die Verwandten, dann folgen die Leiheherrn, die 
Reallastberechtigten, die Gläubiger der jüngeren Satzung. 399 ) 
Im Lüneburgischen ordnen sich die Gläubiger nach der Höhe 
ihrer Schuldforderungen. 400 ) Das Spadelandsreeht kennt 
auch Übernahmerechte der Nachbarn und des Kirchspiels. 401 ) 
die sicli als Übernahmepflichten bei Verlust der Näherrechte 
am Grundstück darstellen. Zu einer solchen Übernahme 
werden die Beteiligten rechtsförmlich dreimal aufgefordert. 
Wer sich nicht meldet, wird seines Rechtes für verlustig 
erklärt. 40 *) Alsdann tritt der Anfall an die Genossenschaft 
oder Herrschaft ein. Auch hier erfolgt aber regelmässig die 
förmliche Aneignung durch Spaten ziehen. 4 ' 3 ) Teilweise 
wurde vor dem Anfall an die Genossenschaft oder Herrschaft 
jedem beliebigen Dritten das Spatenziehen gestattet. 404 ) 

390 ) Lüneburgisches Deirhgericht von 1537 (oben S. 107). 

397 ) Deichrocht für Stellingen von 1579. Über die neun gewöhn¬ 
lichen Schauungen siehe oben S. 450 f. 

#98 ; Die Form wird nicht überall erwähnt, Siehe aber unten Anm. 403. 

**>) Vgl. oben § 7, II— V. 

40 °) Siehe oben S. 107. Vgl. auch Anm. 397. 

401 ) Siehe oben S. 118 Anm. 135. 

40 ' 2 ) Siehe oben S. 103, 107, 111. 

4CS ) Erwähnt ist das Spatenziehen z. B. im Deichrecht des Alten 
Landes art. XV, im Deichgericht von 1570 (siehe oben S. 118 Anm. 134), 
im Lüneburgischen Deichgericht von 1537 (oben S. 107), in Stedingen, 
iu Bremen, Butjadingen. Nicht erwähnt im Spadelandsreeht art. VIII 
(oben S. 118 Anm. 135), siehe aber die Note Heimreichs für da9 Spaten¬ 
recht des Deichhalters oben S. 111. 

404 ) Das Ursprüngliche ist es nicht. Es ist auch in dieser Periode 
vielfach noch nicht vorhanden. Z. B. nicht nach Spadelandsreeht art. VIII 
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Aber er musste vom Verband zugelassen werden, was nur 
geschah, wenn er ausreichende Bürgen stellte. 40 '’) Ebenso 
wurde von dem Übernahmeplliehtigen teilweise verlangt, 
dass er für den Verband „tüchtig oder gnughafft sey an¬ 
zunehmen“. 40 ''’) 

Vielfach vollzog sich das geschilderte Verfahren un¬ 
mittelbar h i n t e r e i n a n d e r a u f e i n e m Gerichtstag 
vom Spatenstechen ab l)is zum Spatenziehen für Genossen¬ 
schaft oder Herrschaft. Abweichendes galt in Stedingen, 
Butjadingen und Bremen."’ 7 ) Hier wurde auf dem 
Verspatungsgericht zunächst der Spaten gestochen, aber er 
bleibt drei Tage stecken; er soll, wie es in den Bremer 
Quellen heisst, stehen bleiben ,auer de I)wernacht, so lange 
de Sunne des drudden Dages untergeitlr, 408 ) oder wie man 
anderswo sagte, „drei -Ebbe- und Flutzeiten unaufgezogen 
stehen gelassen werden.“ 4 '") Während dieser Zeit muss 
der Spaten bewacht werden, und zwar nach einem späteren 
Bremer Deichgericht von den beiden jüngsten Geschworenen 
und einem Landmann. Inzwischen kann er von den Über¬ 
nahmepflichtigen und von jedem Dritten gezogen werden. 
Ja sogar der Hauptpflichtige und der Vorpflichtige können 
ihn ziehen. Wer den Spaten zieht, muss Bürgen stellen. 


(oben S. 118 Anm. 135) vgl. dazu di« Verordnung von 1625 bei Heimreich. 
Das Spatenziehen Dritter wird gestattet in Stedingen und Bremen. Siehe 
ferner den Bericht Lübhekes für die Wilsloimarsch (oben S. 112): ,edder 
wol ydt sey“. und Ihr das Spatenrecht des Deichhalters die Lüne- 
burgische D.-O. von 1564 (.oben S. 142). 

40s ) So ausdrücklich in Bremen, siehe J. Gierke a. a. O. S. 791, 
und in Stedingen a. a. 0. S. 792. 

,oe ) Deichrecht des Alten Landes art. XV. 

407 ) Siehe zum Folgenden die Belege in meiner „Verspätung“ S. 791 fl. 
Auch H e i n e k e n S. 121 fl’. 

4I ' 8 ) Der Ausdruck ,alter de Dwernaeht“ ist hier unzutreffend. Denn 
er bedeutet einen Termin von einer Nacht vQuernacht, Zwischennacht), 
gemeint ist „alter de weernaeht“. J. Gierke a. a. Ö. S. 791. 

4W ) Fs scheint, dass man sieh hei dem Deichgericht von 1566 (bei 
S e 1 i o a. a. O. S. 85) nicht darum gekümmert hat. Es erfolgt ein drei¬ 
maliger Aufruf vor dom Spatonziehen. 
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Mit dem Untergang der Sonne am dritten Tage wird der 
Spaten von der Deicliobrigkeit gezogen. 410 ) 411 ) 

c) Die rechtliche Bedeutung beider Akte ist so 
zu kennzeichnen: Das Spatenstechen ist der Vorgang, 
durch welchen der Hauptptlichtige seines Eigentums am 
deichpflichtigen Grundvermögen für verlustig erklärt 
wird. Mit dem Spatenstechen gehen auch die Rechte der 
Vorpflichtigen verloren, also das Nutzungsrecht des Pächters 
und Meyers, 41 -) weiter auch die Rechte der Übernahme- 
pflichtigen, insoweit sie nach Verbandsrecht bereits vor dem 
Spatenstechen zur Übernahme aufgefordert werden, häufig 
also die Rechte der Verwandten. 413 ) Das Spate nzieh e n 
ist dagegen die Form, die angewendet wird, um sich das 
verwirkte Grundvermögen an zu eignen. Mit vollendetem 
Spatenziehen erlöschen die noch vorhandenen Rechte der¬ 
jenigen, die vorher Ubernahmepflichtig sind. 

4. Als deich pflichtiges Grundvermögen im 
engeren Sinn kommt das Kabelgrundstück nebst 
Fahrhabe in Betracht. Doch kann als Anhängsel 
weiteres zum Deich gehöriges, im Deichbezirk belegenes 
Grundvermögen mit verhaftet sein. 414 ) Teilweise wird die Ver¬ 
spätung nur auf den Grund und Boden zugeschnitten. 41 ''; 
Allgemein kann man sagen, dass die Verspätung eine be¬ 
schränkte Vermögenshaftung, die oft zur Sachhaftung 
verdichtet ist, verwirklicht. 416 ) Da aber alles von ihr er- 


4, °) Die Frist läuft auch ab, wenn der dritte Tag ein Sonntag ist. 
Bremer Deichgericht von 1568 (Pufendorf IV, S. 63 ft.) 

4n ) Auf Grund des Verspatungsgerichts in Butjadingen von 1566 
(bei Sello a. a. 0.) lässt sich der Graf von Gerichtswegen in den Besitz 
der verfallenen Güter einw T eisen und eine Gerichtsurkunde ausstellen. 
41t ) Siehe oben S. 99 ft. 

4U ) Siehe oben S. 636 Anm. 394 u. 395. 

4l4 ) So verwirkt in Bremen der Gutsherr bei einer Brake .alles 
Land, das mit Wasser belaufen ist*, bei einem „herrenlosen* Deich 
veele Landes, alse in der Veitmarke, dar dith IStükk inne ligt“. 
Vgl. meine „Verspätung“ S. 791. 

416 ) Vgl. Fluchturteile des Alten Landes S. 132 ff. Nr. 124 a. 1571: 
Haus und Bäume sind in dreimal 14 Tagen vom verspäteten Gut zu 
bringen, sonst sind sie der Gemeine verfallen. 

4li ) Vgl. oben S. 86 ft’. 
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griffene Vermögen Grundvermögen ist und zum Deich ge¬ 
hört, so lässt sich die Wirkung der Verspätung im Gegen¬ 
satz zur allgemeinen Vermögenshaftung auch so kenn¬ 
zeichnen, dass in ihr eine Haftung des deichpflichtigen Grund¬ 
vermögens zum Ausdruck kommt. 4 ' 7 ) 

5. Das Spatenrech tdesDeichh alters ist älter 
als die Förmlichkeit der Verspätung. Es liegt infolge¬ 
dessen unendlich nahe, anzunehmen, dass die Verspätung 
sich aus dem Spatenrecht heraus entwickelt hat, indem die 
Obrigkeit den Spaten, den der Deichhalter nicht stechen 
wollte, selbst in die Hand nahm. Doch ist dies nicht richtig. 
Denn gerade in einer grossen Reihe von Quellen, die die 
Verspätung kennen, findet sich das Spatenrecht nicht, so im 
Hammerbrok, im Billwärder, im Alten Land, in der Wilster¬ 
marsch, in Ditmarschen, in Bremen und Stedingen. Es ist 
ausgeschlossen, dass hier ein etwa früher vorhandenes 
Spatenrecht so frühzeitig durch die Verspätung völlig er¬ 
stickt worden ist. Im allgemeinen ist vielmehr für diese 
Periode zu sagen, dass sich die Verspätung selbst¬ 
ständig und unabhängig vom Spatenrecht des Deich¬ 
halters entwickelt hat. 418 ) Da sie aber da bodenständig 
wurde, wo nur eine schwache vermögensrechtliche 
Haftung für die Deichpflicht bestand, war hier kein 
zwingendes Bedürfnis für ein Spatenrecht des Haupt- 
pllichtigen gegeben. Infolgedessen entwickelte sich hier viel¬ 
fach kein Spatenrecht des Deichhalters, auch der Unver¬ 
mögende suchte die Verspätung nach 419 ), und die Obrigkeit 
wandte diese gleichmässig an gegen Ungehorsame und 
Unvermögende. 4 ' 0 ) 421 ) 


417 ) In diesem Sinn ist die Bemerkung in meiner „Verspätung“ 
S. 8 )o unter f> zu verstehen. 

418 ) Vgl. :i, a. O. S. 801 f. Erst zu Beginn der neuen Periode wird in 
Butjadingen hei der Verspätung an das Spatenrecht angeknüpft. Vgl. 
a. a. 0. S. 79*. 

4!9 ) Vgl. Deich recht des Alten Landes von 1570. 

420 ) Vgl. oben S. 146 insbesondere Anrn. 58 a. 

4il ) Von Pu fen dort* IV, S. *35 wird das Spatensiechen mit dem 
Aufstecken eines Kreuzes bei der Krönung verglichen. Es handelt sich 
aber rechtlich um andere Dingo. Das Fpa’enstoohon nimmt das Eigen- 
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VII. Der herrenlose und streitige Deich — 
die Kundschaft, insbesondere das Zeventuig. 

Wichtige Sonderverfahren haben sich bei herren¬ 
losen und streitigen Deichen im Rahmen der Klein- 
kabeldeichung entwickelt. 

Das Verfahren bei einem herrenlosen Deichschlag, 
der infolge einer feierlichen öffentlichen Preis¬ 
gabe (Spatenrecht) entsteht, wird allerdings von 
der folgenden Betrachtung ausgeschieden. Es ergibt 
sich aus der früheren Schilderung des Spatenrechts unter 
Berücksichtigung der bei der Verspätung teilweise genauer 
besprochenen Förmlichkeiten, 4 **) es bedarf späterhin nur 
noch einer kurzen Ergänzung für diejenigen niederländischen 
Gebiete, in denen das Busenrecht galt. 4 **) Immerhin 
mag auch an dieser Stelle hervorgehoben werden, dass sich 
im Anschluss an die Ausübung des Spatenrechts ein 
Zwangsverfahren gegen die entfernt Nach¬ 
pflichtigen anreiht, bei dessen Ergebnislosigkeit der 
Anfall der verhafteten Länder an Genossenschaft oder Herr¬ 
schaft eintritt. 4 * 4 ) 

Es ist daher nur das Verfahren bei sonstigen 
herrenlosen Deichen und streitigen Deichen zu be¬ 
trachten. 

1. Die Entwickelung im allgemeinen. Inder 
ältesten Zeit der Kleinkabeldeichung konnte es zweifel¬ 
los nur selten Vorkommen, dass, wenn jemand seinen 
Deichschlag einfach formlos liegen liess, Unsicherheit 
oder gar Unkenntnis Uber das belastete Land und die Person 
des Deichpflichtigen hervorgerufen wurden. Müssen wir 
uns doch vergegenwärtigen, dass es sich damals um kleinere 
und offenkundige Rechtsverhältnisse handelte, und dass 
die unmittelbare Leitung bei der Gesamtheit der Ver¬ 
bandsgenossen lag. Frühzeitig werden sich allerdings öfters 


tum, das Aufstecken des Kreuzes ist eine provisorische Beschlagnahme. 
Siehe J. G i e r k e a. a. 0. S. 803. 6. — Die Verspätung hat mit der 
GrundstUckspfändung nichts zu tun. Vgl. oben S. 518, 520. 

4M ) Siehe oben Abschnitt III § 9 und oben unter VI. 

4 ”) Siebe unten VIII. 

424 ) Vgl. S. 142 und S. 114 ff. 
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Z \v eifei Uber die Zugehörigkeit klein erer Deich st iicke 
zu dieser oder jener Kabel ergeben haben. Denn die Ver¬ 
suchung, durch Änderung der Grenzen ein Stück der eigenen 
Kabel von sich abzuschieben, lag nur allzu nahe, und eine 
vorläufige Vertuschung des wahren Sachverhaltes musste 
öfters glücken. — Insoweit solche Zweifelsfälle sich ereigneten, 
half ursprünglich eine Weisung der Gesamtheit, die sich 
gleichzeitig als ein Gemeindezeugnis darstellte. Eine An¬ 
fechtung war nach allgemeinen Grundsätzen möglich. 

Eine Änderung mußte eintreten, als die Deich¬ 
verbände sich aus dehnten, die Rechtsverhältnisse 
an den Deichen weniger übersehbar wurden, und die 
Leitung der Deichangelegenheiten auf die Deichbeamten 
überging. Die Fälle von Deichschlägen und Deichstücken, 
Uber deren Herrn man im Zweifel war, oder deren Herrn 
man nicht kannte, mußten sich erheblich mehren. Im Interesse 
eines schneidigen Verwaltungszwangs kam es jetzt darauf 
an, möglichst unanfechtbare Beweismittel, die 
das Zwangsverfahren der Beamten stützten, 
zur Anwendung zu bringen. Hierfür konnte nicht 
das schwerfällige Gemeindezeugnis ausreichen, aber vor¬ 
trefflich musste der Inquisitionsbeweis passen, dessen 
man Bich ja auch sonst in Verwaltungssachen bediente. In 
der Tat hat man auch den Inquisitionsbeweis in den ange¬ 
führten deichrechtlichen Fällen aus den angegebenen Gründen 
sehr bald verwertet. Seine Ausgestaltung im Einzelnen war 
entsprechend dem alten Inquisitionsverfahren 4 * 5 ) überhaupt, 
ln den einzelnen Gegenden verschieden. Der Vorsteher der 
Schau mochte mehrere oder alle Deichgenossen 
oder eine herkömmliche Zahl unter ihnen zur 
Inquisition aufbieten. 

Aus den älteren Quellen Frieslands lässt sich er- 
schliessen, dass man hier zunächst sich derKoningsorkenen 
bediente. Es handelte sich um Gemeindegenossen, die wahr¬ 
scheinlich in der Zahl von 12 in Einzelfällen aufgeboten 


4i5 ) Über das Inquisitionsverfahro.n überhaupt vgl. Brunner 
„Deutsche Rechtsgeschichte“ S. 522 ff und die dort angegebene Literatur. 
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wurden und eidliche Aussagen zu machen hatten. 426 ) Wie 
nötig gerade in friesischen Gebieten die Anwendung de9 
Inquisitionsbeweises war. dürfte sich aus dem älteren 
Schulzenrecht ergeben. Nach ihm scheint dem Deichhalter 
sogar der Reinigungseid bei einem von ihm abgeleugneten 
Deichstück gegenüber dem Bann des Grafen zugestanden 
zu haben. Wir lesen hier in § 4: 

„Dit is riu cht, dat di fria Fresa wy ta raoet 
mit hewelker raeta dikes ende weyes hy 1 ida 
m o e g h e myt mara r i u c h t, d a n h i m di g r e w a 
deer t o e banne, dat h y dat w i r t s e d e e r hy naet 
m o e g e ‘ ,427 ) 

Dies bedeutet offenbar: „Das ist Recht, dass der freie 
Friese wissen 4 * 8 ) muss, mit welcher Rute Deiches oder 
Weges er verpflichtet ist mit mehr Recht, als dass ihn der 
Graf dazu banne, dass er da arbeite, wo er nicht mag“. 

Der Deichhalter also, dem durch einfachen Bann des 
Grafen oder seines Vertreters ein Stück Deich zugewiesen 
wird, kann dem seinen Reinigungseid entgegensetzen. 

ln der gleichen Quelle heisst es bei der Siel¬ 
schau (§ 19): 429 ) 

„Dit is riucht, ieff die schelta deer wr dyn syl dae 
ban lath to wanwirke schowat dyn syl mit des 
koninges orken en ende mitta aesgha, ief da 
lyoed biseka willet, soe is dy schelta nyer 
mitta tiuge da lyoede to iechtane, so da lyoed 
to onswarene. 

Diese Stelle ist so zu verstehen: Nimmt der Schulz 
mit den Königszeugen und Asegen eine Strafschau bei 
Sielen vor. so ist kraft des Zeugnisses der Königszeugen 

4SÖ ) Vgl. über die Koningsorkenen im Allgemeinen H e c k a. a. 0. 
S. 98. Sie sind aber richtiger als Inquisitionazeugen wie als üemeinde- 
zeugen zu kennzeichnen. Vgl. auch Schroeder „Deutsche Rechts¬ 
geschichte* 5 > S. 576. 

4S7 ) v. R i c h t h o f e n Rq. S. 388. 

Ober die verschiedenen Bedeutungen von „wita* siehe Heck 
a. a. O. S. 75 und Siebs a. a. 0. S. 427. Dass „wita* hier auf den 
Reinigungseid hinweist, kann nicht zweifelhaft zein. 

489 ) v. Richthofen Rq. S. 390. 
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den mit Busse belegten Sielpflichtigen der Reinigungs¬ 
eid genommen, dass der gebannte Siel in Ordnung war. 
Hier begegnen wir dem Zeugnis der Koningsorkenen und 
seiner eidverlegenden Kraft. Freilich bezieht es sich aus¬ 
drücklich nur auf eine Schleuse und auf eine Ableugnung 
der Fehlerhaftigkeit. 4 ® 0 ) Bei dem engen Zusammen¬ 
hang zwischen Schleusen, Abwässerungsgräben („Sielen“, 
Sielroeden), und Deichen ergibt sich aber ohne weiteres, 
dass man sich der Königszeugen auch in Bezug auf die 
Fehlerhaftigkeit von einzelnen Sielstrecken und Deich¬ 
strecken bei den entsprechenden Schauungen bediente. Be¬ 
rücksichtigt man schliesslich die sonstige Tätigkeit der 
Königszeugen, so kann es keinem Zweifel unterliegen, dass 
man sehr bald ihr eidverlegendes Zeugnis auch bei 
herrenlosen Siel- und Deichstrecken verwertet haben 
muss. 481 ) 

In gleicher Weise konnte man später die ständigen 
Geschworenen und Deichgeschworenen verwerten, solange 
sie noch nicht zu Urteilern geworden waren. 48 *) 

Insoweit die Geschworenen die Stellung von Urteilern 
erlangten, 488 ) konnten sie als Inquisitionszeugen beim herren¬ 
losen Deichstück nur noch im Rahmen eines höheren Ver¬ 
bandes in Betracht kommen. 48 * 3 ) Im übrigen war hier, ins¬ 
besondere bei Neubildung oder Neuorganisation grösserer 
Deichverbände (Hoogheemraden), die breite Grundlage für 
andere Kundschaften vorhanden. 

Seit dem Ende des 13. Jahrhunderts lassen sich in der 
ganzen Entwicklung zwei verschiedene Ausgestaltungen 


«q Vgl. hierzu jüngeres Schulzenrecht § 13 und 14 (v. Richt¬ 
hofen Kq. S. 414 fl). Die Abwüsserungsgräben werden hier Wasser¬ 
gänge genannt, siehe § 17. 

4» 1 ) Vgl. die Funktionen der „Koningsorkenen“ bei Heck a. a. O. 
S. 98 f. — Auf Ableugnen der Deichpflichtigkeit scheint sich auch altes 
Deichrecht für Humsterland (v. K i c h t h o f e n Rq. S. 364) §2 a. E. zu 
beziehen. 

4«) Vgl. oben S. 360 ff. Siehe noch die unten bei 2 c angeführten 
Landrechte Seelands. 

4S3 ) Siehe oben S. 392. 

439 a ) Vgl. hierzu unten 2 a. 
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in Bezug auf die Anwendung der Kundschaft bei herren¬ 
losen und streitigen Deichen unterscheiden: 

a) Der Schwerpunkt wird in das Ermessen 
der Deichbeamten gelegt. Sie entscheiden über die 
Vornahme einer Kundschaft und die sonstigen Massnahmen. 
Glauben sie selbst volle Kenntnis zu haben, so findet keine 
Kundschaft statt. Ihre Kenntnis und ihr Zeugnis verlegt 
den Reinigungseid. 

b) Der Schwerpunkt wird in ein feierliches 
Anerkenntnis des Deic hpf 1 ichtigen , dass der 
Deich ihm zugehöre, verlegt. Fehlt ein solches 
Anerkenntnis, so muss grundsätzlich eine Kundschaft 
seitens der Deichbeamten angeordnet werden. Dem Urteil 
der Deichbeamten liegt hier also immer entweder das eigene 
Anerkenntnis des Pflichtigen oder ein es ersetzender Inqui¬ 
sitionsbeweis zu Grunde. Es ist verständlich, dass in den 
Gebieten, in welchen diese Grundsätze galten, die Kund¬ 
schaft sich in reicherer Weise entwickelt hat, als in 
anderen Gegenden. Es ist ferner einleuchtend, dass hier 
Neigungen vorhanden sein konnten, den nicht anerkannten 
Deich einem feierlich preisgegebenen Deich gleichzustellen. 
— Zu beachten ist allerdings, dass man teilweise auch bei 
Vorhandensein der erwähnten Unterscheidung im Fall eines 
nicht anerkannten Deiches die Notwendigkeit einer besonderen 
Kundschaft abschwächte. 

Bedeutungsvoll ist, dass die zweite Entwicklung in 
den Niederlanden eine ausserordentliche Verbreitung 
fand, während die nicht niederländischen Gebiete 
ausschliesslich die erste Entwicklung kennen. 

Dies aber rechtfertigt es, wenn wir nunmehr diese 
beiden Gebiete getrennt behandeln. 

2. Die niederländischen Gebiete. In den 
Niederlanden wurde, wie bereits erwähnt worden ist, viel¬ 
fach zwischen dem feierlich anerkannten und dem nicht an¬ 
erkannten Deich unterschieden. Der nicht in gehöriger 
Form und zu gehöriger Zeit anerkannte Deich 
war der Deich, der als herrenlos infolge formlosen 
Liegenlassens angesehen, und für den ein eignes 
Zwangs- und Ermittlungsverfahren ausgebildet 

J. v. Gierke, Geschichte des deutschen Deichrechts II. 35 
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wurde. Hierher gehörte in vielen Deichverbänden der 
„onbekende" Deich. Kr steht im Gegensatz zum 
bekenden Deich. Im Rahmen des gewöhnlichen Verfahrens 
nämlich musste der Deichptiichtige auf einer Schaumig ein 
feierliches Anerkenntnis abgeben, wenn sein Deich fehler¬ 
haft war. 434 ) Das Anerkenntnis geht dahin, dass dem An¬ 
erkennenden der Deich zugehöre, es kann mit einem aus¬ 
drücklichen Geloben verbunden werden. Das Anerkennen 
wird mit „bekennen" oder „kennen" bezeichnet. In einer 
Quelle wird der onbekende Deich auch so gekennzeichnet, 
dass man das dem Deich zugehörige Land nicht „jechtig* 
machen kann, d. h. nicht zu einem Zugeständnis bringen 
kann. 434 ®) In anderen Verbänden fiel unter den nicht aner¬ 
kannten Deich der Deich, welcher auf der Loef- oder 
Borchscliouw 43r ') unvertreten war, und für den infolge¬ 
dessen die Ausbesserung nicht gelobt oder ver¬ 
bürgt wurde. 430 ) ln allen Fällen kam nicht allein ein 
grosser, zweifellos selbständiger Deichschlag, sondern auch 
ein kleines, unrechtmässig abgetrenntes Deichstück in Frage. 
— Gelegentlich findet sich in niederländischen Quellen der 
Ausdruck „kij f d i j k“. 437 j Es handelt sich um einen Deich, 
in Bezug auf dessen Unterhaltung und Herstellung ein Streit 
besteht. Der Deich bleibt ,.te Kijve liggen“. 438 ) Vornehmlich 
kam ein Streit unter Verbänden-in Betracht, der zur 
Entscheidung des Landesherrn stand. Man wandte bei dem 


484 ) Siehe, üben S. 381 tf. Ks findet sich auch die Vorschrift des 
Anerkenntnisses für j f de Deichkabel, hielte oben S. 3^3. 

454a) 1 )cichrecht für Hum.>terland von lhCcJ :irt. 12. Siehe unten 
Anm. ;V11. — „Jechtig 4 * bängt mit „Bejahen“ zusammen; es ist dasselbe 
wie „gichtig 44 . Hierüber und über „gichtige“ Schuld im allgemeinen vgl. 
Planitz a. a. 0. S. 210 tV. 

48 Q Siehe oben S. Hs] f. 

4rö ) Nichtgeloben und Nicht v< rM';i gen cmhaiO n mir dann ein Nicht- 
anerkeiutnis, wenn der l>eich iilerhaupt nichi vertnten wurde. Hier¬ 
von gehen die Quellen meistens, aus. Zunächst schiebt ein Nichtgeloben 
und Nichtverbiirgen die Verdingung vor. Siebe auch unten 2a. 

4IT ) Siehe die Belege bei B e e k m a n S. 

Mieris IV, \U2 tir.d ..Versl. <n Mrdedeep. I. S. 2s7. I. Ver- 
-u.aiilung des Schai'dam s iKin»* I\ 11 1 e late „te kijve“). 


Go igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



547 


„Kijfdijk“ Rechtseinrichtungen, die sich beim herrenlosen 
Deich ausgebildet hatten, entsprechend an. 43s ) 

a) Die Grundziige des Verfahrens beim nicht 
anerkannten (onbekenden, onbeheerden, bysteren, 
verlorenen) Deich. 

Das gewöhnliche Verfahren gliedert sich in drei Ab¬ 
schnitte. Der erste, die Verdingung und das Geld¬ 
aus legen, kennzeichnet sich als ein einleitendes 
Verfahren. Im Mittelpunkt des zweiten Abschnitts 
stehen die Nachforschung nach dem deichpflichtigen 
Land und seine Zuweisung zum Deich. Der dritte 
Abschnitt führt zu dem eigentlichen Zugriff. Wo 
das Busenrecht galt, ergaben sich Besonderheiten, auf welche 
wegen ihrer Verquickung mit dem vorliegenden Verfahren 
bereits hier Rücksicht genommen werden muss. 

a) Das einleitende Verfahren. Zunächst wird 
die Herrenlosigkeit des Deiches festgestellt. Die Fest¬ 
stellung erfolgt auf der Schaumig auf Grund eines drei¬ 
maligen oder viermaligen Aufrufes. Der Aufruf bezieht 
sich auf ein Bekennen, in den anderen erwähnten Verbänden 
auf ein Geloben oder Verbürgen. Ist er vergeblich, so 
schliesst sich regelmässig die sofortige Verdingung 
des fehlerhaften Deiches an. 

So lesen wir in dem Deichrecht für Mastenbroek von 
1434 (art. 8): 

„Int yrste als ghy den Geluenslach (zweite Schauung) 
rydet, synn dan daer bystere Dyken ongemaeket, die nie- 
mandt en kent, soe sult ghy vraegen einewerff, anderwerff, 
ende dardewerff auer Recht, off daer yemandt is, die den 
bysteren Dyck kent. Is dan daer nyemand die den Bysteren 
Dyck kennen will, soe suld y een ordell vragen Juwen 
Heemraeden: Wart daer nyemandt en is, die den Bysteren 
Dyck kennen will, hoe ghy daermedde mit Rechte voer- 
faeren sullen. Soe sullen Juwe Heemraeden wysen, datt 
ghy den Bysteren Dyck verdingen sullen ende leggen des 
Herren geldt daerinne“. 

Nach dem Deichrecht für Heusden von 1437 (art. VII) 
soll der Deichgraf auf der Borchschouw, wenn ein Deich 

4r<y ) Sieht' unten 2 e. 
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gelaeckt ist, zu „borghen“ bieten „eenwaerf, onderwaerf, 
dordevvaerf, vierdewaerf“. Dies soll er dreimal wiederholen, 
ob jemand den Deich machen will; will ihn niemand machen, 
,,so sullen de Dyckgraue maecken tot Heemraidts schieringe 
ende dan sal die Heemraidt rechtevoort schieren eer hy 
voorder rydt“. 

Welche Schauung hierfür in Betracht kam, richtete sich 
nach der Verbands Verfassung. Massgebend war die eventuelle 
Verdingungsschau (Loef-Borchschou), in Ermanglung einer 
solchen die typische Verdingungsschau. 440 ) In manchen Ver¬ 
bänden wurde der herrenlose Deich bereits vor der Ver¬ 
dingung durch Urteil dem besonderen Ermittlungsverfahren 
im voraus zugewiesen. 441 ) 448 ) 

Die Verdingung vollzieht sich auch hier in der früher 
besprochenen Weise, sie ist also meistens Annehmer- 
verdingung. Vielfach kann die Verdingung noch durch 
nachträgliche Anmeldung rückgängig gemacht werden. Er¬ 
folgt eine solche nicht, so setzt die Kontrolle Uber den An¬ 
nehmer ein, bis der Deich schliesslich von den Heemraden 
gepriesen wird. 443 ) Nun fordert der Annehmer sein Geld, 
und der Deichgraf legt es aus. Das Deichrecht für Masten- 
broek fährt an der soeben erwähnten Stelle fort (art. 9): 

„Alsoe dan auer XIIII nachten, sult ghy wedder 
schouwen op die dingtaell. Soe is die dinger daer enn 
eyschett syn geldt. Soe sult ghy ein ordell vragen Juwen 
Heemraeden. Want die Dinger daer staett enn eyschett 


440 ) Vgl. hierzu oben II. 

441 ) Siehe G. de Vries S. 293. 

44 *) Nach dein Deichrecht für Hasaelt von 1475 wird noch bis zur 
Nachschau gewartet. Art. 2: „Wammer die dijkgreue mit sijnen heem¬ 
raden ende scriuer jnder mey tiit schouwet den ghelfslack ende vint 
dair dijke ongemaket die nymant en keilt, so sali die dijkgreue toeuen 
daer mede voirt te varen totter wederschouwinge toe ende vint hie 
(1 n den dijek noch ongemaket, soe sal hij vragen ene werue ander 
werue derde werue auer recht off daer ijemant ja die den bisteren 
dijek kennt“. Wenn ihn jetzt niemand bekennt, wird er verdungen, 
siehe art. 3. Betreffs der Schauungen in Hasselt vgl. art. 20IT. 

4 «) Vgl. zu alledem oben III. — Über Rückgängigmachung der 
Verdingung beim bijsteren Deich vgl. insbesondere Deichrecht für 
Vollenhove (1354—1387) art. 57 (innerhalb von 3 Tagen). 
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syn geldt, woe ghy daermedde voertfaeren sullen. Soe sali 
v. Heemraidt wysen, dat ghy hem syn geldt gheuen 
sullen“. 444 ) 

Der Deichgraf will nun sein ausgelegtes Geld wieder 
haben. An was soll er sich halten? Hier setzt der zweite 
Abschnitt des Verfahrens ein: 

ß) Die Nachforschung nach d e m deichpflichtigen 
Lande und seine Zuweisung zum Deich. Beide 
werden zusammenfassend mit Heringe bezeichnet; das 
bedeutet, dass dem Deich ein Herr gegeben wird. 445 ) Wo 
das Busenrecht galt, werden Nachforschung und Zuweisung 
auch in Bezug auf die sonstigen verhafteten Grundvermögen 
ergänzend fortgefUlirt. 

Bei der Heringe setzt die Anwendung der Kund¬ 
schaft ein. 

Diese erscheint in verschiedenen Formen. Sie be¬ 
gegnet als eine Kundschaft von niederen Deichbeamten, 
oder als Kundschaft allgemeineren Charakters, bei 
welcher die Nachforschung bei allen oder beliebig vielen 
Mitgliedern der Deich- und Ortsverbände vorgenommen 
wird, oder als Kundschaft einer bestimmten Anzahl 
von Deichgenossen oder schliesslich als eine Kundschaft 
einer bestimmten Anzahl von Schlagnachbarn. 

Eine Kundschaft von niederen Deichbeamten ist uns in 
Verbindung mit einer subsidiären Kundschaft allgemeineren 
Charakters für Heusden überliefert. 

Wir lesen in dem Deichrecht von 1437 (art. 51: 

„Tot wat tyden dat ennighe Hering he geuallen op 
ten dyek, die sal men suecken in den banne daer den dyck 
inghelegen is mitten rechters ende waersman ende Heemraedt 
binnen ’s lants ende wes erue zy in den onraedt vinden, dat 

***) Vgl. noch Deichrecht für Vollenhove (1354 —1387) art. 57 (Vier¬ 
malige Aufforderung auf der Schau, wo der Dinger sein Geld fordert, 
sich zu dem Deich zu bekennen und zu bezahlen). 

nt) Vgl. z. B. die unten im Text angeführten Deichrechte für 
Heusden (bei Oudenhoven „Heusden“ S. 251, 266), ferner B e e k m a n 
S. 792; hierher gehört dann „heren“, „boheeron“ — einen Herrn geben, 
siehe Beekmnn S. 790. Unrichtig de Sloet „Van Al's" 1871, S. 371, 
heeren bedeute auch „unterhalten*. 
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sullen zy den haeghen Heemraedt aenbrengen op hoeren 

eedt.ende dat sal men niet voerder moeghen strecken 

met recht in den banne dan die erfenisse in gelegen is. 

maer zy moeghen wel voorder suecken ende bevragen von 
allen gueden mannen om der saecken wys te worden.“ 

Es müssen also zunächst die Schulzen, Waersmänner 
und Niederheemraden auf ihren Eid hin das Erbe bei den 
hohen Hemraden anbringen. Die unteren Deichbeamten 
können aber, wenn ihre Kenntnis nicht ausreicht, alle 
unbescholtenen Männer innerhalb des großen Deichverbandes 
zur Erfragung aufbieten. 448 ; 

Ganz Entsprechendes schreibt die spätere Deichordnung 
von 1452 vor, die außerdem einen wichtigen Zusatz enthält. 
Wir lesen hier nach der Vorschrift, dass Schulz und Nieder- 
hemraden das Erbe anbringen müssen: 

„Dan of't heetn noot waer, soe moeghen zy t voorder 
suecken in die banne, daer die erfenisse in geleghen is dien 
de Dyck met recht toebehoert. dair die Heringhe af körnen 
is ende niet voorder moeghen zy suecken met recht daer 
yemant ennighe schaeden af hebben sal, maer zy moeghen 
wel voorder suecken en bevragen met allen goeden mannen 
ende sonderlinghe soe sullen zy daer by weesen drie die bouen 
den Dyck geleghen zyn daer die Heeringhe af koemt ende 
twee beneden ende dat sullen weesen witachtige mans- 
persoenen bouen de twintich jaeren woenachtigh ende geerft 
in den lande van Heusden.“ 

Hiernach können ebenfalls subsidiär alle Männer des 
Landes zur Inquisition aufgerufen werden, insbesondere aber 
sollen aufgeboten werden die 5 Schlagnachbarn, und 
zwar drei von oben und zwei von unten. 447 ) Die Inquisitions¬ 
zeugen müssen rechtschaffene Männer, über 20 Jahre alt, 

44# ) Es ist nicht unzweifelhaft, oh die allgemeine Kundschaft nicht 
von den hohen Heemraden vorgenommen wird. Doch lässt eich die D.-O. 
von 1612 (Oudenhoven „Heusden“ S. 428), nach welcher die Heringe 
auf Ansage des Deichschreibers durch Schulz und Niederheemraden ge¬ 
schehen soll, zu Gunsten der Ausführungen im Text verwerten. 

447 ) Die in Anm. 446 erwähnte D.-O. von 1612 sagt, dass die Be¬ 
fragung vorgenommen werden solle bei zwei Schlagnachbarn oben und 
zwei Schlagnachbarn unten ferner aber auch bei anderen. 
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und im Land von Hensden begütert und wohnhaft sein. 
Wie viele im Ganzen befragt werden, liegt in dem Ermessen 
der Beamten. 

Von vornherein griff dagegen eine Kundschaft all¬ 
gemeineren Charakters ein nach dem Keurhoek für 
das Land Arkel von 145(>. 41s ) Es heisst hier in art. 27 beim 
bysreren Deich: 

..Hooghe Homraden nemen hun beraad, versoeken t'eenen 
sekeren dagh by sitting van den leegen Heemraden ook 
me van de gene die daer Dijk omtrent hehlten of over menige 
jaren hebben gehad met al die den Dijk kennen of gemaakt 
hebben ’t zy von aard, tuyn of ruwaard 30 of -10 jaren 
herwaardts, die by eede haar kennis daar af sullen ver¬ 
klären ( n soo langh sal men soeken en boesemen tot dat 
men t land gevonden heeft.“ 

Die Kundschaft wird hier von den hohen Heemraden 
in Gegenwart der Xiederheemraden vorgenommen. Entboten 
werden zu ihr die jetzigen und früheren unmittelbaren 
Schl a g n a c h b a r n und von den übrigen Deichgenossen 
diejenigen, welche während eines Menschenalters Deich¬ 
arbeiten verrichtet haben. Es wird hervorgehoben, dass die 
Befragung eine eidliche ist. 

Auch in Deich verbänden Gelder ns wurde in älterer 
Zeit ohne weiteres eine allgemeinere Kundschaft 
beim nicht anerkannten Deich angewendet, so dass alle 
Leute des Kirchspiels, in welchem der herrenlose Deich lag, 
als Inquisitionszeugen aufgeboten wurden. Eine solche 
Kundschaft hat der richtigen Ansicht nach auch die Hand¬ 
veste Reinholds für Zaltbommel von 1316 im Auge, wenn 
in ihr die bisherige -Cognitio veritatis dicta vulgariter ken- 
ninge in terra contingente“ abgeschafft und durch das 
„Zeventuig“ ersetzt wird. 449 ) In späterer Zeit werden aber 


44H ) Iv e in p „Gorinehe-m* S. 2s5. 

44t *) Boi X i j h o f t’ „Gedenkwaardighedv n‘‘ I S. Kid. Vgl. de S 1 o e t 
a. a. 0 (der aber die wahre Sachlage nicht erkannt hat, da er an eine 
Hechtspreeliung der Gemeine denkt), K. Fr uin „Over waarheid, kenning 
en zeveiitiiig in de rechtwpleging van Holland en Zeeland“ in den 
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in Geldern noch subsidiär hinter dem Zeventuig Kund¬ 
schaften aller Kirchspielsleute erwähnt, die als „waar- 
heiden“ bezeichnet werden. 450 ) 

In allen Fällen der Kundschaften allgemeineren Charakters 
wurden die Aufgebotenen entweder in ihrer Gesamtheit zu¬ 
sammen oder, was häufiger gewesen zu sein scheint, einzeln 
befragt. 451 ) 

Eine Kundschaft einer bestimmten Anzahl 
von Deichgenossen, die nicht Schlagnachbarn zu sein 
brauchten, treffen wir seit dem 14. Jahrhundert in Veluwe 
(Geldern) an. Hier sollen 14 Inquisitionszeugen aus dem 
Kirchspiel, in welchem der herrenlose Deich liegt, oder aus 
dem nächsten Kirchspiel aufgeboten werden. Die Inquisitions¬ 
frage wird an sie alle zusammen gestellt und von ihnen ein¬ 
heitlich beantwortet. 452 ) 

In diesem Zusammenhang mag auch die Vorschrift filr 
das benachbarte Kleve aus der Deichordnung von 1575 
erwähnt werden, welche bestimmt (art. 35): 

„Wannehr . . . Dyckgreve oder Heimräde enigen Erven 
unbeherten Dyck geven wollen (dies bezieht sich auf die 
zur Zeit herrenlosen Deiche), glicksfalls dar hyrnegst eniger 
Dyck furhanden, darvan die thogehorige lenderie gesucht 
werden muste (künftige herrenlose Deiche), sullen in den 
und gelicken feilen Dyckgreve und Heimraede mit sess 
personell van gemeinen Erven gesterekt und beeidet werden, 
solichen unverstandt hintoleggen, deer by ess ock entlieh 
blieven sali“. 

Wir sehen liier sechs Personen in das Deichbeamten- 
kollegium zwecks Nachforschung und Zuweisung eintreten. 
Da sieben Heemraden sind, würden im ganzen 14 Personen 

Bijdragen voor Vaderlandsehe Goschiednis en Oudheidkunde* III. Rocks, 
viede Deel 18S8 S. 56 ff, auch Bookman S. 1817. — Näheres hier¬ 
über unten d. 

Siehe unten Anm. 510. 

4r>1 ) Vgl. über diese beiden Arten dos Befragens im fränkischen 
Inquisitionsverfahren Brunner „Entstehung der Schwurgerichte* S. 119ff. 

40s ) Vgl. die Doichbriefo für Veluwe von 1370 und 1470, auch bei 
Beek man S. 18’J9. Die Doichheamten sind sofort beim herrenlosen 
Deich zur Vornahme der inquisitio verpflichtet. 
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bei der Heringe unmittelbar beteiligt sein. Auf die rechts¬ 
geschichtliche Bedeutung des Eintritts der eigentlichen 
Inquisitionszeugen in das Deichrichterkollegium wird noch 
später eingegangen werden. 

Am häufigsten ist die Kundschaft einer be¬ 
stimmten Anzahl von Schlagnachbarn. Sie hat 
in dem Zeventuig ihre größte Verbreitung gefunden, 
dem wir uns nunmehr zuwenden. 453 ) 

Unter dem Zeventuig in Deichsachen ist der Wahr¬ 
spruch von Sieben Inquisitionszeugen zu verstehen, 
deren Kabeln dem herrenlosen Deich auf seinen 
beiden Seiten am nächsten liegen, also der Wahr¬ 
spruch der sieben nächsten Schlagnachbarn. Man 
redete auch vonZevensage, von einem „Zen,“ von „terzen“ 
liegen lassen, von „Zevenge vern,“ „Zevenen“ u. s. w. 451 ) 
Das Zeventuig finden wir im Norderquartier, in Overijssel, 
in Geldern, Brabant und Utrecht. Es muss von den Deich¬ 
beamten ohne weiteres beim herrenlosen Deich an¬ 
geordnet werden. Regelmässig werden die Sieben so 
bestimmt, daß es ,.vier von Oben und drei von Unten - * 
sein sollen, d. h. vier an der Seite des Deichschlages, wo 
die Schauung f Lir ihn anfing (aanschouw, aanganck), und drei 
an der Seite, wo die Schauung für ihn aufhörte (afschouw, 
afganck.) 455 ) Eine Abweichung bestand in den Thieler- und 
Bommelerwaarden, indem hier gerade umgekehrt drei oben 
und vier unten in Betracht kamen. 450 ) Im dem Deichrecht 
fUr Zalk (v. 1 i31) wird auch auf den Fall Rücksicht ge- 


l:/! ; Über das Zeventuig in üeichsachen vgl. die oben Anm. 449 
angeführte Literatur; ferner G. de V r i e s S. 295 II. — Auch die Anzahl 
von 9 Schlagnachbarn findet sich. Vgl. Heek man S. 1S24. 

***) Siehe Beek man unter den angeführten Worten. 

45s) Vgl. G. de Vr i e s S 297. Zahlrei che Belege* unten S 557 11' und 
bei Beekmsn a. a. 0. Geldernsche Dingtalen (, Vorsl. on Mededeel.“ III. 
S. 54 fl XXVI a und XXIX: aenschouw-afschouw). — Wo man nach 
„Hobrede“ deichte (siehe oben S. 50), fielen die sieben Schlagnachbarn mit 
den ßieben Landnachbarn zusammen. Vgl. G. deVries a. a. 0. 

4M ) Handveste für Zaltbomimd von 131(1 (hierzu unten unter d.), 
Doiohrecht des Thielorwa&rds von 13119, des Bommolei waards von 1409. — 
K. F r u i n a. a. O. 
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nommen, daß oben nicht vier Schläge vorhanden sind, dann 
sollen die fehlenden von unten hinzugenommen werden. 457 ) 

Siebener konnte nur derjenige sein, der vollkommen 
an seinem Recht und unbescholten war. 458 ) Er durfte ferner 
nicht an dem Ausgang des Zwangsverfahrens interessiert 
sein. 459 ) 

Er mußte Grundeigener im Deichverband oder gar im 
Teildeich verband 41,0 ) sein, doch wurde ihm auch derßraucher 
des Landes gleichgestellt. 4liI ) Geistliche waren nicht aus¬ 
geschlossen. 4 ' 52 ) Vertretung von Einzelpersonen war vielfach 
auf Notfälle beschränkt. 4 ' 18 ) Doch gab es grundsätzliche 


457 ) art. 53: „Of een deel dijke hieve leigen . . . op die soevene en 
daar geen vier oftte min of niemant boven en weor soe sal men die 
soeven beneden nemen, of soe veel als daar gebrock aan weere“. 

45Sj Vgl. Deich recht für Hasselt (1676) art. 15: .De sevenz sollen 
wesen onbefaamt ende in’t land g’ervet ende gegoedet nog Khebreker 
nog doodslager, maar in plaatsen van sulken enen ge<|ualifieeerden 
Volmagtiger“. Diese Stelle ist aber nicht so zu verstehen, dass der Vn- 
goignete sieh einen Vertreter bestellt, vielmehr kommt der nächste 
Deichschlag heran. Vgl. unten. Siehe ferner Deichrecht für Salland von 
1 r>73, Deichreeht für Zalk von 1573 art. 11 6. 

46!) ) Siehe hierzu Beek man S. 1826. — Vgl. übrigens die Erforder¬ 
nisse der Inquisitionszeugen beim Rekognitionsverfahren in der Normandie, 
B r u n n e r a. a. O. S. 356. 

4Ö °) Siehe Deichrecht des Thielerwaards von 139h (Kirchspiel). Vgl. 
auch Deichbrief für Veluwe von 1470. 

«iöi) Vgl. Landbrief für Niederbetuwe von 1410: „Soe en sal niemant 
soevende off gever wesen van dyk . . . hij en heefr svnen eygen erve 
beseten jaar ende dagh, off wie erff hedde daer hv geswaren man aff 
weer, daer sohle hy een gever off soevende off wesen gelijek offt syn 
eygen erve weer“. - Deichrecht für Ha9selt (oben Anm. 458), hierzu 
B e e k m an S. 1820; Handveste für Assendelft S. 251, hierzu G. de Vries 
S. 209 Anm. f und Beek man S. 1822. Siehe auch die folgende Anm. 

40:3 ) Overijsselsche Dingtalen (.Versl, en Mededeel.“ III, S. 88 ff. 
Nr. 12), siehe auch unten Anm. 405. Über die Heranziehung von Priestern 
zum IrKjuisitionsverfahren vgl. Brunner „Entstehung der Sehwur- 
gerichte“ S. 110». 

u '') Vgl. Deiehrecht für Salland von 1573: „Datt die Soeune 
nyemantz omme van oirentwegen te ghtvon, sullen moegen volmachtich 
maeken alleinigen nootsaeken uthgosondert. Unde soe vaer die nootsaeke 
d'Mi Rechter genoechsam bvgebraeht und voor alsoe erkandt worden, 
datt die vollmächtiger alsdan in den Lande van Salland sonder bodroch 


Go( >gle 


Digitized by 


Original from 

UNIV _ TY OF MICHIfiAN- 



555 


Ausnahmen. So kam flir Minderjährige ihr Vormund in 
Betracht. 4154 ) Weiber waren entweder schlechtweg zugelassen, 
oder sie mussten einen geeieneten Vertreter oder einen Bei¬ 
stand beibringen. 405 ) Gehörte ein Deichschlag mehreren 
Personen zur gesamten Hand (Erbengemeinschaft), so hatten 
sie durch das Los einen von ihnen zum Vertreter zu bestellen. 460 ) 


gegliedert, und van onbofaemde Conditien, oek van gliederen qualiiiceert 
wesen sal, tott discretie der Hoemraeden". Ebenso Deichrecht für Za 1 k 
von 1573 art. 116. Siehe ferner Deichbrief für den Thielerwaard von 1499 
wo bei echter Not als Stellvertreter zugelasson wird einer von d* n 
„rechten Erben“. Gehiernsche Dingtalon „Versl. en Mededeel.“ III, S. M, 
Nr. XXIII a. 1484 Niederbetuwe („die hem eenen nebele tneegst wuro, da» 
is te verstaen sijn aldste broeder off sijne naeste manche, die sijn goed 
boeren solde“). 

4«i4) Vgl. Deichrecht für Vollenhove (1354 1387) art. 57. Deiehrecl t 

für Maaten brock (a. 1439) art. 18. Vgl. Bd. I, S. 235. 

4<55 ) Schlechtweg sind Weiber zugelassen z. B. im Deichrecht für 
Vollenhove (1354 -13S7) art. 57, Deichrecht für Mustenbroek (1439) 
art. 12, in Salland vor 1573. Im Jahre 1573 wird dies in Mailand geändert: 
„Unde alsoe bes hver gebruykelyke is geweest datt die vrouwes 
persoenen die Bysteren mode begheuen hebbcn. Is beraempt: Datt 
wanneer die Soeuentaell op ein vrouwes porsoen medde viele, dal sv 
alsdan schuldich sali wesen, bv verloss oires guedes, een Manspersoer.e 
in oire plaetze te substitueeren, van alsulker qualiteyt ende Conditio, 
als Dvckgreue und lieemraeden erkennen, te nullen behoiren. Welke 
toe last des principalen, die giftinge mitten anderen doen sali“. Der 
Mann ist hier also Vertreter, die Frau scheidet aus. Nach dem Deich¬ 
brief für Niederbetuwe von 1410 dagegen muss sich die Frau einen 
Beistand wählen, mit dem sie zusammen schwört und gibt „voer eenen 
man“. Siehe Bd. I, S. 235, Anm. 23. Beim Zeventuig in Landsachen 
waren Weiber vielfach ausgeschlossen. Beek man S. 1818. Die Zu¬ 
lassung der Weiber oder ihrer Vertreter hängt mit der Verdinglichung 
des Inquisitionszeugnisses beim Zeventuig zusammen. Bekanntlich waren 
im allgemeinen Weiber vom Inquisitionszeugnis ausgeschlossen. Vgl. 
Brunner „Entstehung der Schwurgerichte" S. 108 ff, S. 273 (Verfahren 
in Fiskalsachen in der Normandie und England), S. 280 (Zulassung bei 
der späteren französischen Enquete in Fiskalprozessen). 

4M) Vgl. Deichrecht für Salland art. 74 (a. 1493): „Off daer onder 
den XIV naesten v. ennich Dyck, voet . . . weer daer voele Erffgenaemen 
in bestoruen weren, soe en sali die Dyckgreue alle die Erffgenaemen 
geene wette laeten scryuen, meer dan eine wette an den oldesten alinge 
binnen Landes wesende. Ende die wette sali mede inholden datt die 
oldeste Erffgenaeme sali laeten wetten syn medde Erftgenaeme, dat sv 
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Dies galt auch nach der Auseinandersetzung, wenn noch 
kein Jahr verstrichen war. 467 ) Ebenso finden wir bei Deich¬ 
schlägen, die kleineren Verbänden (Kirchspielen, Mark-Deich- 
verbänden) zugehörten, die Vorschrift, dass ein Genosse auf 
dem Deich durch das Los zum Vertreter bestimmt werden 
soll. 468 ) Grösseren Verbänden (insbesondere Stadtgemeinden) 
war die Auswahl des Vertreters überlassen. 469 ) In manchen 
Verbänden war der Deichschlag eines Deichverbandes frei. 471 ’) 


medde op den hcnoembden dach in der wette op den Dyck . . . koemen, 
omme eyne van den Erflgenaemen utli te lotten, die daer eine Soeuene 
voer hem allen wesen sali'*. Deichrecht für Hasselt (a. 1676) art. 13, 
l>*ichroeht für den Meydeich von 1414 (Groot. Geld. Placaetb. I. App. 
S. 99): „Ende uvt elcke bueide sal mer een heerer en gever sijn‘* (Hier 
war die Auswahl des Vertreters wohl der Gemeinschaft überlassen). 
Über die „Vierzehn“ siehe unten S. roT f. 

43? ) Landbrief für Niederbetuwe von 1410: „Hop veel t’ samen seien 
in gemeynen budel die met j tar und dagh gescheyden hedden geweest 
mit dyck ende mit erve. daer eil solde niet meer dan een soevon wesen“. 

468 ) Vgl. Deichrecht für Sailand art. 75 (a. 1493): Der Deichgraf 
biaucht nicht an alle einzelnen Mitglieder des Kirchspiels oder der Mark 
Nachricht zu schicken, sondern er kann mit einem Anschlag au die 
Kirche laden. „Datt die Erflgenaemen in den Kerspell ofte Marke ge¬ 
legen, sullen kocmen op einen benoembden dach, opten Dyck. 

omme daer einen von den Ertlgenaemen von des Kerspels offte Marke 
wcghen uth te lotten, die daer ein Soeuen wesen solde.“ Sehr 
charakteristisch ist hier, wie das Kirchspiel als Vielheit behandelt wird, 
ebenso wie eine Erbengemeinschaft (vgl. Anm. 4 6) Nur von einer 
Aufkündigung an de» einzelnen wird abgesehen, aber dies ausdrück¬ 
lich bemerkt. Sieh* 1 ferner Anm. 469. 

4(j! b Siehe den Weete-bref an eine Stadt von 1650; Deichrecht für 
Zalk art. 127 (hierzu unten S 559 f.). Ferner Deichrecht für Zalk art. 54 

(a. 1431): „Q '.lerne het so dat hyster dijke .bleve liggen op die 

soeven daar die g r o o t e m e e n t e soeven solde wessen, daar sal men 
d* s verdragen, maer die kleine meente zullen die Erfg. om loten 
di»* daarin geerft /ijn en wert valt met loote, die sol soeven wesen“. 
Hei der grossen Meente handelte es sich um den Gesamldoichverband. 
Hier scheint der Gesamtheit anheimgostellt, auf welche Weise sie einen 
Vertreter als Z«>\engever bestellt. Vielleicht kann sie auch auf Be¬ 
stellung verzichten. Vgl. Anm. 470. 

470 j Deichrecht für Vollenhove (a. 1354 — 1387) art. 65: „Of enijeh 
meijnewerck queme te liggen in die seuene dat meijnowerck sal dair 
v.ij van wesm, mer een die naist hauen ofte heneden die sullen vort 
len wesen ende dair ghene wo re op te doon 1 *. 


Original from 

UNIVERSITV OF MICHIGAN 




• >0 t 


Gebürten einer und derselben Pürson zwei Deichschläge, so 
kam sie nur einmal in Betracht. 471 ) Schliesslich gab auch 
Verwandtschaft unter den Sieben einen Ausschliessungsgrund 
ab. 47 *) 

In den Deichrechten wird teilweise ausführlich die 
Einberufung und die Bildung des Kollegiums der 
Siebener vorgeschrieben. Die Einberufung geschieht 
auf Grund eines Urteils des Schaugerichts. Einberufen 
werden entweder schlechtweg die sieben nächsten Schlag¬ 
nachbarn 47 *) oder eine etwas grössere Anzahl. Letzteres 
empfahl sich aus praktischen Gründen, da ja einer von den 
Sieben untauglich sein konnte. So wurden im Norder¬ 
quartier Hollands 474 ) zunächst 8—12 Landeigentümer an 
beiden Enden des herrenlosen Deichschlages dreimal unter 
Androhung von Bussen geladen und gefragt, ob einer von 
ihnen den Deich „bekennen“ wolle. Verliefen diese Termine 
ergebnislos, so wurden die Geladenen 476 ) von neuem auf den 
Deich befohlen. Hier wurden dann aus ihnen die Sieben 
vom Richter auserwählt. 470 ) In Overijssel werden in vielen 
Verbänden 477 ) die vierzehn nächsten Schlagnachbarn 
auf beiden Seiten und zwar 8 oben und 6 unten ein- 


471 ) Deichrecht für Hasselt (a. 1676) art. 14: „So verre ook onder 
die voertijne ener mit meer als een einde dijx bevonden worde, die selve 
sal maar eenz als veertijnde verschreven worden ende dat van het 
eerste ende bovenste bijster gelegen“. 

47Ä ) Vgl. Landbrief für Niederbetuwe von 1410. Siehe auch oben 
Anm. 469. 

47 *) So z. B. in Vollenhove, Ma9tenbroek, Utrecht, Thieler- und 
Bommelerwaard, im alten Deichrecht von Salland. 

474 ) Siehe Santen „Handvesten von Kennemerland“ S. 212U.: 
n 't Recht van een seventuyghe nae usantie van dijckreoht“. Wörtlich 
auch bei G. de Vries S. 297. 

476 ) Bei Santen a. a. 0. ist hier die Rede von der Ladung der 
Landeigner mit dem Beispiel von zehn. 

47Ä ) Das ganze Verfahren bewegt sich auch hier in der Form von 
Fragen des Schulzen (als Deichgrafen) und Urteilen der Heemraden. 
Ein Urteil der Heemraden wird bei der Auswahl der Sieben durch den 
Richter von Santen nicht ausdrücklich erwähnt. Doch wird man es 
anzunehmen haben. 

477 ) So nach dem Deichrecht für Salland (a. 1493), in Vollenhove, 
Hasselt (1676). Ein Unterschied besteht insofern als in Salland und 
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berufen. 478 ) Aus diesen Vierzehn sind die Sieben zu ent¬ 
nehmen. Wer von den Vierzehn ohne echte Not säumig 
war, musste Siebener werden, auch wenn ein anderer näher 
verpflichtet war. 479 ) Im Deichrecht von Salland von 1493 
ist bestimmt, dass, wenn nicht mehr als einer von den Vierzehn 
kommt, alle übrigen losen müssen, wer von ihnen Siebener 
sein muß. 480 ) Eine Vertretung musste hier festgestellt und 
angegeben werden. 481 ) Wer untauglich war, wurde als Siebener 
verworfen, „gewrakt,“ „affgewrakt“. 48 *) Die Auswahl unter 
den Vierzehn wurde vom Deichgrafen unter dem Beistand 
der Geladenen mit Urteil der Heemraden vorgenommen. 483 ) 


Hasselt die Verschreibung unbedingt ungeordnet wird, nach dem Deich¬ 
recht, von Vollenhove (art. 57) nur dann, wenn man nicht bestimmt die 
Sieben weiss. 

47H ) Siehe Aum. 479 11. 

47f) ) Deichrecht für Salland (a. 141*3) art. 73: „Ende oft'te yemandt 
van den v. XIIII opten v. benoombden dach inder wette opten Dyck . . . 
nyet en queme merkelyke nootsaeken uthgenoemen, die solde ein Soeuen 
blyuen, alwaert datt ein ander naerder byden Bysteren Dyck . . . gelegen 
weer. . . . Ende weer die geene die alsoo nyet gecommen en weer, 
euer gewest van dun achten, die bauen naest gelegen weer by den 
Bysteren Dyck .... so solde by blyuen eine van den vyren die bauen 
blyuen sullen. Ende weer hv einer van den sessen geweest, die daer 
benedden naest gelegen weren, soe solde by blyuen eine van den dreen 
die benedden blyuen sullen . . ♦“ Die echte Not muss durch Reinigunga- 
eid bewiesen werden („dat solde hy holden enn starken moeten . . . . 
met synen Eedt“). Siehe ferner De.ichrecht für Vollenhove (1354—1387) 
art. 57. -■ Ebenso muss derjenige von mehreren Erft’genamen, der nicht 
zum Losen kommt (siehe oben Amu. 466 1 , Siebener für alle sein (Deich- 
recht für Salland von 1496 art. 74, Dmchrecht für Hasselt ( 1676) art. 13). 
El"*nso muss auch derjenige Markgenosse oder Kirchspielsgenosse, der 
zum Losen nicht rechtzeitig kommt, Vertreter des Kirchspiels sein, ,,de 
solde dan ein Soeuen wesen van des Kerspells ofte Marke wegen“ — 
eine etwas unzuverlässige Verbandsvertretung!). 

48 5 art. 76. Dies muss natürlich auch für andere Fälle gelten. 

48! ) Hier vollzog sich z. B. das Losen betreffs der Vertretung von 
' Imneinscliaften zur gesamten Hand und Verbünden. 

48: ’) Dass dies bereits liier stattfand und nicht erst auf den sich an¬ 
schließenden Einberufungen der Sieben ergibt m. E. deutlich das 
Deichrecht für Vollenhove (1654 -1387) art. 57. Die erste Verschreibung, 
die dort erwähnt wird, ist die Verschreibung der Vierzehn. 

i8i ) Der Wortlaut der Deichrechte kann hier leicht irre führen. 
E* 1 ist nämlich die R de davon, dass die Vierzehn geladen werden 
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Antragsberechtigt für das Wraken war der Deichgraf, jeder 
Deichgeschworene, jeder der Vierzehner, aber auch jeder 
von den Deichgenossen. 4S4 ) Die Entscheidung wurde auch 
liier durch Urteil gefällt. 485 ) 

Die Einberufung der Sieben auf den Deich, 
mochte sie nun schlechtweg oder nach vorausgegangener 
Verschreibung von benachbarten Kabelhaltern (insbesondere 
den Vierzehnern) erfolgen, wurde häufig mehrere Male 
vollzogen; erst dann wurde zur Ve reidigu ng der Sieben 
geschritten. Im Norderquartier wurde allerdings anscheinend 
gleich auf der ersten Tagung der Sieben ihnen der Eid ab¬ 
genommen. ebenso nach dem Deichrecht für Salland, 486 ) 


sollen „oinme uth te maeken die naeste Soeven“ (Deichrecht für Sal¬ 
land v. 1493 art. 73), zu kommen „om onder hem alsdan seven te makon 
(Deichrecht von Vollenhove). In dem Deichrecht für Hasaelt (a. 1676) art. 16 
heisst es sogar, dass „die Vierzehn die Sieben ausgemacht haben*. 
Man darf hier aber nicht an eine selbständige Beschlussfassung der 
Vierzehn denken Die Gründe, die dagegen sprechen, sind vor allem 
diese: Jeder von den Vierzehn möchte natürlich nicht Siebener werden. 
Grundsätzlich sollen die sieben Nächsten genommen werden: Einer 
solchen Versammlung der Vierzehn ein Kürrecht zu geben, wäre 
praktisch unerträglich. Es fehlt ferner in den Quellen jede Mitteilung 
darüber, wie abgestimmt werden soll; müssen die Vierzehn einstimmig 
sein, soll Majorität entscheiden? Vor allem fehlt jeder Hinweis darauf, 
was zu geschehen hat, wenn die Vierzehn zu keinem Ergebnis kommen. 
Niemals ist von einem Zwang die Rede, der auf sie in Bezug auf die 
Auswahl der Sieben auf dem Deich geübt wird, nur von einem Zwang 
zum Erscheinen wird gesprochen. Es wird in den Quellen als selbst¬ 
verständlich vorausgesetzt, dass auf der Tagung der Vierzehn ein Aus¬ 
schuss gebildet wird. Dies alles führt zu dem im Text aufgestellten 
Satz. Unrichtig Beekman S. 1826. Er meint, dass nach dem Deich¬ 
recht für Hasselt (1676) die Vierzehn die Sieben selbst „uitgoslahen* 
haben. Er verwertet dann aber das Deich recht für die Hasselter Mark 
von 1475 dafür, dass durch Urteil der Heemradon gemäss dem Deich¬ 
recht für Vo’lenhove gewrakl worden sei. 

4Sl ) Vgl. Deichrecht für Vollenhove (1354—1387) art. 57: „Ende wer 
sy wracken will, die sal sij wracken ter eersto verscrvvinge“. 

486 ) Vgl. Anm. 483. 

4f>0 j Siehe art. 92. Die erste Verschreibung ist die Zusammen¬ 
berufung der Vierzehn, die zweite ist die erste Einberufung der „Sieben*. 
Die Sietem müssen bei Geldstrafe kommen, um ihren Eid ahzulegen. 
Vgl. noch art. 73 IV 
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während nach dem Deichrecht für Yollenhove wahrscheinlich 
erst die zweite Verschreibung maßgebend war. 487 ) Nach 
dem Deichrecht für Hasselt von 1676 konnte bereits auf 
der ersten Versammlung, und mußte stets auf der dritten 
Versammlung der Eid geleistet werden. 488 ) Sehr verbreitet 
ist die Ausgestaltung, dass die Sieben dreimal über 14 Nächte 
oder zu „drei Genechten“ auf den Deich gefordert 
wurden, und ihnen auf dem dritten Genecht der Eid ab¬ 
genommen wurde. So wurde die Sache meistens in Geldern 
und in Utrecht, teilweise auch in Overijssel (Mastenbroek, 
Hasselt), gehandhabt. 489 ) Für Geldern sind wir ganz genau 
durch das Protokoll Uber eine Wetteringsschau aus dem 
Jahre 1509 orientiert. 490 ) Die Schau wird am 4. Mai ge¬ 
ritten, hier wurde der Hoefschlag verdungen. Die Wieder¬ 
schau fand am 18. Mai statt. Da hier niemand den Deich¬ 
grafen bezahlt, wird die Einberufung der Sieben gewiesen. 
Die Ladung, auf den Deich zu kommen, erfolgt am 20. Mai 
in der Kirche. Am 1. Juni ist das Deichgericht auf dem 
Deich, es wird wiederum vergeblich Bezahlung gefordert 
und das zweite Aufgebot der Sieben beschlossen. Die Ladung 
erfolgt am 3. Juni in der Kirche. Am 15. Juni ist das Deich¬ 
gericht nochmals auf dem Deich; es ergeht, da niemand den 
Deichgrafen befriedigt, am 17. Juni die dritte öffentliche 
Ladung der Sieben. Endlich tagt das Deichgericht noch 
am 29. Juni. Hier werden die Geber aufgerufen, vereidigt 
und nehmen die Gabe vor. Nach dem Deichbrief für den 
Lekdeich boven Dams von 1537 sind die Sieben zu laden 
dreimal von 14 Tagen zu 14 Tagen; sie müssen bei Strafe 
erscheinen, auf dem dritten Termin werden sie vereidigt. 491 ) 


487 ) art. 57. Vgl. oben Amn. 482. 

Siehe art. 16 ft.: Die erste Zusammenbertifung der Sieben soll 
über 14 Tage erfolgen, damit sie ihren Eid tun. Wenn sie da nicht 
„compareren“, neue Ladung über ]4 Tage und weitere Ladung über 
14 Tage. Auf dieser letzten „Citatie“ müssen sie den Eid leisten. 

48öj Vgl. Beek man S. 1825. Cher die „genechten" siehe de 
Sloet „van ATs* S. 870 und Beek man S. 675 f. 

490 ) „Versl. en Medodeel.“ III. S. 58 ft‘. 

A9l \ art. 21 ff. Vgl. noch Deich recht für Mastenbroek art. 10 und 
d;is alte Deichrecht für Hasselt von 1485 art. 4 ft. 
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Fragt man sich, wozu diese drei Genechte dienten, so erfüllten 
sie zweifellos verschiedene Zwecke. Abzulehnen ist aller¬ 
dings der Gedanke, als ob es sich hier einfach um 
wiederholte Ladungsfristen gegen Ungehorsame gehandelt 
hätte. 492 ) Auch der Gedanke, dem säumigen Kabelhalter 
noch weiter Gelegenheit zu geben, sich zu dem Deich zu 
bekennen, spielte nur nebenbei eine Rolle. 493 ) Vor allem 
war bei der Einrichtung der drei Genechte vielmehr der 
Gesichtspunkt massgebend, ein taugliches und mit der 
Sachlage bereits vertrautes Kollegium zu bilden. In¬ 
folgedessen konnte auf ihnen, jedenfalls auf dem ersten, 
gewrakt, und es konnten in der Zwischenzeit Ersatzmänner 
beschafft werden; 494 ) auch waren hier die Vertreter zu be¬ 
stimmen und anzumelden. 4M ) Infolgedessen lassen sich die 
Termine vor dem Eide etwas mit dem Visus der normannischen 


49a ) Eine gewisse Rolle spielte der Gedanke insofern, als die 
verschärften Strafen den Ungehorsamen antreiben sollten, spätestens 
auf dem dritten Gonecht zu erscheinen und sich mit den übrigen 
zu vereinigen. Über den Zwang zum Erscheinen siehe noch unten 
S. 570 ft. 

4»i) Vgl. das oben Anm. 490 angegebene Protokoll. Hier wird jedes¬ 
mal auf der Schau gefragt, ob niemand bekennen und zahlen will. 

494 ) Vgl. Deichrecht für Mastenbroek art. 11 (a. 1439): „Offmen 
yemandt verbaede, die hem mit Rechte affgewracket worde, offmen 
einen anderen verbaeden mochte ten lesten daeghe, off die geuer wesen 
solde, gelykerwys off hy dreewerff verbaedet weer? Want hy dat mit 
ein ordell verwaert hebbet, datt ghy datt wall doen moeghen.“ Ebenso 
Deichrecht für Hasselt von 1475 art. 7. Es wird hier ein wraken auf 
der einen Tagung vorausgesetzt, denn es wird bestimmt, dass der 
Ersatzmann nicht zu drei Tagungen geladen sein braucht. — Möglich 
war eine Vorschrift, dass nur auf der ersten Tagung gewrakt werden 
konnte. Vgl. Deichrecht für Volienhove (1354—1387) art. 57 und die 
folgende Anm. 

49ß ) Vgl. „Versl. en Mededeel.“ III, S. 58 ff. Auf der dritten Tagung 
bittet einer der Sieben, dass er einen Stellvertreter schicken kann. Es 
wird ihm aber geantwortet: „Na dien dat hy gever is und sich int 
gericht gegeven hefft, soe sali hy selver kommen ende geven up ban 
ende boyt, hy en sie dan beddlegerich, in den heiligen olie, doot, ofte 
gevangen.“ Dagegen wird einem Priester gestattet, dass der Pater für 
ihn kommt. Über die Auslosung von Vertretern bei Erbengemein¬ 
schaften und kleinen Verbänden siehe oben S. 555 f. 

J. v. Gierke, Geschichte des deutschen Deichrechts II. 36 
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Rekognitionen 496 ) vergleichen: Die Sieben sollen genau Uber 
den herrenlosen Deich unterrichtet werden, auch sollen sie 
die dreimal vierzehn Tage benutzen, um Erkundigungen bei 
den Deichgenossen einzuziehen. Auf diese Weise erklärt 
es sich ferner, dass in manchen Verbänden von den Sieben 
verlangt werden konnte, den Wahrspruch schon auf dem 
dritten Genecht „bij schijnender sonne - zu geben. 497 ) Wo 
sie früher beeidigt wurden und früher den Wahrspruch 
abzugeben hatten, kam ihnen meistens eine frühere Ver¬ 
sammlung (insbesondere bei den Vierzehnern) zu Gute. 49 *) 
Im übrigen konnten sie oft noch um Aufschub bitten. 499 ) 
Insbesondere ist in letzter Hinsicht zu beachten, dass viel¬ 
fach nicht allein die Zuweisung des speziell deichpflichtigen 
Landes, sondern die Erledigung des ganzen Busenrechts in 
Frage stand. 500 ) 

Die Eidesformel ist uns nur für die Landsuche 
überliefert, die mit dem Busenrecht verbunden ist. 
Den Sieben wird hiernach vorgeschrieben, zu schwören: 

_Dat gby desen Dyck geuen sullen in dat Erue, in die 
rechte leste weer. in den rechten eygendom, daer datt 
Erue van dessen Dyck inhoert, ende lestwerff uthgekommen 
is. Datt v. Godt alsoe helpe ende alle syne hilligen.“ 501 ) 

4W ) Über ihn vgl. Brunner „Entstehung der Schwurgerichte* 
S. 366 ff. 

4f7 ) Boeknun S. 1827. 

4 ® 8 ) So im Norderquartier (siehe oben S. 557); nach dem Deichrecht 
für Vollenhove (1854—1387) wurden auf der ersten Verschreibung der 
Vierzehn die Sieben bestimmt, nur liier konnte gewrakt werden. Auf 
der zweiten fand wohl die Vereidigung statt, auf der dritten die Gabe. 
Siehe ferner Deichrecht für Salland art. 92, hier beträgt die Frist 
zwischen zweiter und dritter Verschreibung 1 Monat. 

iW ) Vgl. Deichrecht für Salland art. 92: Weitere Frist von 1 Monat, 
aber ohne Verschreibung. Geldcrnsche Dingtalen („Versl. on Mededeel.* 
III, S. 54 ff) a. 1484 (Niederbetuwe): Ladung der Sieben auf den Deich, 
dann Frist von zweimal 14 Tagen, dann Frist von G Wochen. 

6°°) Vgl. Deichrecht für Salland von 1493 art. 92. Auch der Antrag 
auf stille Wahrheit kam in Betracht (unten S. 6G4 f) 

ö01 ) Vgl. Deichrecht für Mastenbroek art. 18. Deichrecht für Hasselt 
(a 1475) art. 18. Deichrecht für Salland (a. 1308) art. 23. 
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Oder sie schwören: 

„Dat wy desen verloren ende onbeherden dyck heren 
ende geven sullen mit erff und landt, alsoe veil, dat denn 
heimraeden duncken sali op oeren eede . . . ende sullen 

daeraff bewiesen erff ende man.den rechten boessem 

daeraff to suicken, dat erff daer den dijck mede beboedelt 
is geweest. KM> *) 

Aus manchen Deichrechten sehen wir, dass sie unter 
anderem schwören, den Deich geben zu wollen „nae dem 
dijckboek ende na hoere bester witschap* 50 *), oder „op 
alsulcken goet ende erve, als van regts körnen is ende van 
regt daer toe behoert“ 6 * 4 ), oder „nae haeren vijff sinnen“. 505 ) 

Aus alledem lässt sich der Eid für das Zeventuig ab¬ 
leiten, welches ohne Busenrecht abgehalten wurde. 

Das Thema, auf welches sich der Wahrspruch beziehen 
soll, ist den Sieben meist schon durch die Ladung bekannt, 
auf jeden Fall werden sie bei ihrer Tagung auf dem Deich 
darüber unterrichtet und zwar regelmässig vor der Beeidigung. 
Das Thema besteht in der Bezeichnung des deichpflichtigen 
Landes; es können auch noch die dem Grundeigner sonst 
gehörigen verhafteten Grundstücke in Betracht kommen. 
Wo das Busenrecht galt, erstreckt sich die Angabe auf 
alle durch es verhafteten Länder. 

Der Eid wurde ersichtlich mit gesamtem Munde 
abgelegt, doch war es natürlich erforderlich, einen Säumigen 
oder einen Ersatzmann, der erst zu einer späteren Tagung 
erschien, nachträglich für sich zu beeidigen. 506 ) 

Um den Wahrspruch abgeben zu können, müssen 
die Sieben Nachforschungen anstellen und sich be¬ 
rat e n. Wir erwähnten bereits, dass sie hierzu auch schon 
vor der Beeidigung Gelegenheit haben. Sie sollen „genoech- 


ß0Ä ) „Versl. en Mededeel.“ III, S. 54 ff. (Geldernsche Dingtalen XXXV). 
Der Eid geht noch weiter, er bezieht sich dann aber rein auf das 
Busenrecht. 

i0# ) Deichrecht für Zalk art. 13 (a. 1431). 

B04 ) Deichrecht des Thielerwaards von 1399. 

® 05 ) Landbrief für Oberbetuwe von 1383. Landbrief für Nieder¬ 
betuwe von 1410. 

60Ä ) Vgl. Deich recht für Salland art. 92. 

3G* 
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same diligentie doen, omme sich toebeleeren. omme eyne 
giffcinge rechtfuerdich te doen“.- 1107 ) Belehrung können sie 
insbesondere schöpfen aus dem Deichbuch, aus form¬ 
losem Herumfragen unter den Deichgenossen, in 
Geldern auch aus der Abhaltung der „Waarheid*, Was 
das Deichbuch anlangt, so sahen wir schon, dass gelegentlich 
ein Schwur der Sieben nach Massgabe des Deichbuchs er¬ 
wähnt ist. Das Deichbuch ist nicht das Buch, in welchem 
das Deichrecht aufgezeichnet ist, sondern die Deichrolle. 
Dies ergibt sich aus der erwähnten Stelle, in welcher es 
heisät, dass den Sieben das Buch vorzulegen ist, „dair die 
dijck ende die morghentael ingheslagen weren“. 808 ) Hieraus 
darf dann weiter gefolgert werden, dass in dem Grundsatz: 
„Die Soeuen sullen gheuen nae olden bescreuen Recht des 
Dyckboekes ende nyett nae nyen vonden“ die Deichrolle 
gemeint ist. 5)9 ) Jedenfalls zeigt eine Quelle deutlich, dass 
man den Sieben die Deichrolle vorlegte. — In Bezug auf 
das formlose Herumfragen ist zu betonen, dass den Sieben 
jede Gerichtsgewalt fehlt, sie können niemanden gerichtlich 
laden, bestrafen, zum Zeugnis bitten oder gar zwingen. 
Eine Besonderheit galt in Geldern, die sogenannte „waar- 
h"eid“. 510 ) Sie stellt sich als eine subsidiäre Inquisition 
aller Dorf- oder Kirchspielsleute dar. Allerdings 
kommt ihre Bedeutung am stärksten beim Busenrecht zur 
Erscheinung. Auch mochte die „waarheid“ in manchen 
Verbänden nur bei dem „boesemen“ selbst gestattet sein. 5 * 1 ) 


5Ü7 ) a. a. O. 

508 j Siehe oben Anm. 503. 

r,09j Deichreeht für Mastenbroek (a. 1439) art. 17. Deichrecht für 
Haspelt (a. 1475) art. 13. Zn Unrecht wird von Beekman S. 1827 hier 
unter Deichbuch die Zusammenstellung von Rechtssätzen verstanden. 
Infolgedessen sieht er sich genötigt, hinzuzufügen: „Welke die rechten 
in bet diijkboek waren, heb ich voor Overijsel nergens gevonden!“ 

Äl °) Vgl. über die „Waarheid“ insbesondere Beekman S. 1830 
mit Quellenauszügen. 

M1 ) Vgl. Landbrief für Niederbetuwe von 1439: Die eingeschworenen 
Sichen sollen den Deich geben „eerst op syn recht aenschot binnen en 
tb-.DMi dycks, daer hy van alts mede hergekomen is*. Ist das Anschott 
nicht gut genug, so haben die Sieben weiter zu geben (zu „boesemen“), 
unter Anwendung der „waarheid“. Siehe Beekman S. 1830. 
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Sicher ist aber, dass sie oft auch schon hinsichtlich der Er¬ 
forschung des kabelpflichtigen Landes gewährt wurde. 612 ) 
Im Einzelnen vollzieht sich das Verfahren bei der „Waar- 
heid“ folgendennassen. Die Sieben „begehren“ vom Deich¬ 
gericht „een wittafftige heimraidtzwairheid“, „een diick- 
wairheyt“. 518 ) Es wird dann vom Gericht beschlossen, sie 
auszulegen. Sie wird darauf durch den Deichboten mit 
zwei Heemraden in der Kirche des Dorfes oder in sonstiger 
Weise 614 ) bekannt gemacht. Am festgesetzten Tage kommt 
der Deichgraf mit allen Heemraden in das Kirchspiel und 
hält mit ihnen die Wahrheit ab. 616 ) Jeder Geerfde des 
Kirchspiels wird dann einzeln „upt scherpelicxste“ auf 
seinen Eid hin nach seiner Wissenschaft ausgefragt und 
muss namentlich im Hinblick auf das Busenrecht die Ur¬ 
kunden Uber den Erwerb seiner Grundstücke vorweisen. 
Die Sieben wohnen der Inquisitio bei, oder es wird ihnen 
später das Ergebnis eröffnet. 616 ) Niemals aber nehmen sie 
selbst die Inquisitio vor, dies ist ausschliesslich Gerichts¬ 
sache. In einigen Quellen des 16. Jahrhunderts wird die 
„waarheid“ als eine „stille“ bezeichnet. 617 ) Hiernach er- 


6lf ) Dies wird bewiesen durch die „Dijckschouw tueschen Maas en 
Waal“ von 1512 („Versl. en Mededeel.“ III, S. 54 ff, Nr. XXVI a): Nach der 
Abhaltung der „Waahrheid“ wird der Deich in ein Stück Land gegeben. 
Nun fragt der Deichgraf, ob jemand sich des Deiches annehmen und 
bezahlen will. Ferner durch das Protokoll „Van verloren dijck ende: 
weteringen te geven tusschen Maze ende Waele“ (a. a. 0. Nr. XXXH). 
Die Sieben begehren sofort nach ihrer Beeidigung die „Waarheid“. 

ßlf ) Vgl. hierzu und zu dem Folgenden die in Anm. 512 angeführten 
Quellen. Auszüge bei Beekman S. 1830f. 

6U ) Bekanntmachung in der Kirche und zwar dreimal in Abständen 
von 14 Tagen in der oben Anm. 612 angeführten Urkunde „Van verloren 
dijck“ u. s. w. Siehe ferner die „Weet van ein still-wairheit“ (a. a. O. 
Nr. XXIX). 

BlB ) Nach der Urkunde „Van verloren dijck ..." (oben Anm. 512) 
erfolgt die Abhaltung in der Kirche. 

ßle ) Vgl. die Urkunden oben Anm. 512, Beekman S. 1881. Siehe 
auch Landbrief für das Land zwischen Maas en Waal von 1532 und 
Landbrief für das Rijk von Nymegen von 1632. 

617 ) So in den Landbriefen von 1532 (siehe die vorige Anm.) und 
•in der oben Anm. 514 angeführten Weet. 
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folgte die Inquisition im Geheimen und nicht öffentlich. 
Wahrscheinlich war aber die „Waarheid“ in früherer Zeit 
eine öffentliche. 

Die eigentliche Bildung des Wahrspruches vollzieht 
sich durch selbständigeBeratung und Beschluss¬ 
fas s u n g der Sieben. Sie halten ihren ,Beraat“. Deichgraf 
und Hemraden haben hier nichts zu sagen. Es findet also 
keine Einzelinquisition statt. Dass die Bildung des Wahr¬ 
spruches innerhalb bestimmter Fristen vollendet sein 
musste, ist bereits öfter erwähnt. 518 ) Ursprünglich bedurfte 
es der Einstimmigkeit der Sieben, doch ist man vielfach früh¬ 
zeitig zum Majoritätsprinzip Ubergegangen, so dass es 
genügte, wenn vier Ubereinstimmten. 819 ) 

Der Wahrspruch wurde schliesslich vor dem Deich¬ 
gericht von der Gesamtheit der Sieben abgegeben, meist 
wohl so, dass einer den Ausspruch tat und die übrigen zu¬ 
stimmten. Wo das Busenrecht zur Anwendung kam und in¬ 
folgedessen die Verhältnisse komplizierter wurden, wird der 
Inhalt des Spruches von den Sieben aufgezeichnet und das 
Schriftstück dem Deichgericht überreicht. 580 ) Der Spruch 
ist, wie sein Name sagt, an sich nichts anderes, als ein 
Zeugnis, eine Aussage. 881 ) Auf ihm bauen sich nun 
die folgenden Urteile der Heemraden auf. Dabei ist 
aber in Bezug auf das erste, dem Wahrspruch folgende Urteil 
zu unterscheiden: Entweder entspricht es genau dem 
Wahrspruch, knüpft auch daran schon weitere 
Folgerungen, oder es zieht einfach die weiteren Konse¬ 
quenzen. Ersteres ist z. B. im Norderquartier gebräuchlich 


§li ) Vgl. oben S. 561 f. Weitläufige Fristen beim Husenrecht z* B. 
in der Urkunde „Van verloren dijk“ (oben Anm. 512). Möglich waren 
gewisse Fristverlängerungen. Vgl. Deichtrecht für Salland (a. 1493) art. 92. 

#lf ) Vgl. Deichrecht für Vollenhove (1354—1387) art. 57: „Wair die 
vier eendrachteliken den bijsteren dijc gheuen in manijeren v. dair sal 
hie blijuen dit jaer“. Deichrecht für den Thielerwaard von 1409, Deich- 
recht für den Bommelerwaard von 1409. Dagegen ist in dem Deichrecht 
für den Thielerwaard von 1399 das Majoritätsprinzip nicht erwähnt. 
ßi0 ) „Versl. en Mededeel.« III, 8. 54 ff, Nr. XXV. 

581 ) Verfehlt de Sioet a. a. 0., der von einer Rechtsprechung der 
Sieben redet. Richtig R. Pruin a. a. O. S. 57. Beekman 8. 1817 ff. 
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gewesen. Man vergleiche hierfür die Darstellung von 
v. Santen: „Nu de sevens ten vollen in effecte ghecomen zijnde, 
tuyghen bij avonture soowel C ende D in den beschouden 
ban .... So seydt die Rechter: Alsoo die sevens ghetuyght 
hebben C ende D. in den beschouden ban, dat sij daerinne 
ghecondemneert sullen worden te onderhouden, te betalen 
den rechter sijn versehene boeten, sijn uytgeleyde penningen 
ende voorts in alle die rechtelijcke kosten in desen processe 
ghevallen. ’t Vonnis N: ick wijs ’t heer schout“. Letzteres 
tritt dagegen bei Geltung des Boezemrechts, insbesondere 
in Geldern hervor. So wird bei der erwähnten Deichschau 
zwischen Maas und Waal von 1512 nach der „Gabe“ der 
Sieben vom Deichgrafen gefragt, ob sich jemand des Deiches 
annehmen will. Wie niemand erscheint, ergeht das Urteil 
der Heemraden: Es soll das bezeichnete Erbe und Gut 
„mitter uttganck ende inganck“ gepfändet werden. Nach 
einer anderen Geldernschen Quelle wird nach Verlesung 
der Deichgabe die Frage an die Heemraden gerichtet, ob 
es gut genug sei. Auch anderswo wird an den Wahrspruch 
einfach mit einem fortschreitenden Urteil angeknüpft (z. B. 
Urteil, dass sich niemand zur Annahme meldet, dass genug 
gegeben oder mehr zu geben sei). 5 **) Es ist klar, dass bei 
dieser Entwicklung der Wahrspruch den Charakter der reinen 
Aussage verlieren und in ein Erkenntnis oder Urteil ein- 
münden konnte. Eine solche Trübung des Wahrspruches 
kommt auch darin zur Erscheinung, dass man von einem 
„Geben“ der Sieben redete, die Sieben als „Zevengever“, 
den Spruch als „Dijckgave* bezeichnete, oder dass man 
das „Heeren**, „Beheeren“ den Sieben selbst zuschrieb. Im 
Allgemeinen blieb trotzdem in dieser Periode noch die Auf¬ 
fassung lebendig, dass es sich bei den Sieben um eine 
Beweisjury handelte, und dass das Urteilen dem 
Deichgericht zustand. 5 * 3 ) Insbesondere lag beim Busenrecht 


5M ) Vgl. unten VIII. 

523 ) Vgl. Deichrecht für Vollenhove (1354—1387) art. 57: Der Schulz 
soll eine besiegelte Urkunde über die Länder ausstellen, welche die 
Sieben gegeben haben. Es sollen mitsiegeln „die heijmraeders ofte oick 
die zwoern die dair hebben auerghe wesen ordele ende 
recht*, art. 61: „Vallen dair bijstere dijke, dair men die seuene op 
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in dem Erkenntnis des Deichgerichts, dass genug gegeben 
sei, erst die stillschweigende Emporhebung der Deichgabe 
der Sieben zu einem richtigen Urteil. Immerhin regen sich 
zu Ende der Periode bereits die Anfänge einer getrübten 
Auffassung, die dann späterhin sogar in der Bezeichnung 
des Wahrspruchs als eines „Urteils“ und in der Zulassung 
einer „Berufung“ gegen ihn ihren verstärkten Ausdruck 
fand. 5 * 4 ) 

Fragt man danach, ob der Spruch ex scientia oder 
ex credulitate gefällt wurde, so hat die Antwort 
folgendermassen zu lauten: Es wird genau so wie im frän¬ 
kischen Inquisitionsverfahren 925 ) eine solche Unterscheidung 
nicht gemacht. 526 ) Der Spruch kann auf eigner Wahr¬ 
nehmung und Wissenschaft oder auf blosser Überzeugung 
beruhen. 527 ) Beides steht einander gleich. Ob das eine 
oder andere vorliegt, tritt jedoch bei dem 
Spruch nicht in Erscheinung. Auch hat der Richter 
kein Recht, nach der causa dicti zu fragen. 


verscrijuen sal, dair salmen alleene op verscrijuen die vijf heijmraedera 
o m o r d e 1 en recht t h e wijsen ende nijt die zwoern“ (In den 
binnenländischen Schauungen sollen auch zwoern verschrieben werden). 
Ferner Deichrecht für Wanneperveen u. a. von 1045 art. 37: „Wenn die 
Gabe der Sieben geschieht, sollen dabei kommen „Swooren ende Heijm- 
raden ofte Wroegers . . om aldaer ordel en recht te wij s e n" 
Die bei R e e k m a n S. 1826 angeführte Heering auf dem Douvelder Deich 
bei Deventer von 1358 enthält die Worte: „Ende hebben dien dijc mijt 
rechte gegheuen nae wijsinge der Heemrader“. 

5 ‘ J4 ) So heisst es in dem Deichrecht für Giethorn von 1775 art. 22: 
Die Sieben sollen kommen zum Deichgrafen und zu den Geschworenen, 
um Urteil und Hecht zu weisen! (Siehe auch unten d.) 
Über Berufung siehe unten S. 569. Siehe auch Bookman S. 1832. 

62i ) Vgl. über dieses Brunner „Entstehung der Schwurgerichte“ 
S. 124. 

r,26 | R. F r u i n a. a. O. S. 50 bemerkt, dass es sich bei dem Zeventuig 
ebenso verhalten habe wie bei der englischen jurv, 03 sei „zeker 
wensehelijk, dat de gezworenen de scientia spreken, maar, kunnen zij 
dit niet. dan mögen zij bet oek doen de credulitate et conscientia“. 
Dem ist in dieser Form nicht beizustimmen. Siehe übrigens betreffs 
der Unterscheidung bei der englischen Beweisjury noch Brunner 
a. a. 0. S. 425 f. 

M7 ) Man beachte die häutige Formulierung des Eides der Sieben, 
floss sie geben sollen „nae baeren vyt! sinnen" (oben S. 
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Eine Fortsetzung des Wahrspruches fand stets da 
statt, wo das Busenrecht galt, falls die Gabe nicht ange¬ 
nommen wurde oder vom Gericht für nicht ausreichend er¬ 
klärt wurde. 

Eine „Scheit e“ der Wahrsprüche war ausgeschlossen. 
In Bezug auf ihre Abänderung ist zu unterscheiden, ln 
v e r schiede nenDeichverbänden ist der Wahrspruch 
der Sieben schlechthin unabänderlich und bildet 
notwendig die Grundlage des Deichgerichtsurteils: „Op 
wat erve die zeven den ongebeerden dijck geven of leggen, 
sal vast en stedich blijven sonder yemants wederseggen“. 5 * 8 ) 
„Ende soe waert die Soeuen gheven, daer moett datt Erve 
blyuen - *. 5 **) So war es in der älteren und zum Teil in 
jüngerer Zeit in Overijsselschen und Geldernschen 530 ) Ver¬ 
bänden, ferner in Utrecht, wahrscheinlich auch anfangs im 
Norderquartier. — In anderen Verbänden ist es erlaubt, die 
Sache an ein anderes Zeventuig zu bringen, ja von da 
noch an weitere Zeventuigs. Dies war später im Norder¬ 
quartier Hollands der Fall. Die Belege, die G. de Vries hierfür 
beibringt, 5S1 ) sind so interessant, dass sie ganz kurz erwähnt 
werden müssen. Zu beachten ist, dass sie erst aus dem 
16. Jahrhundert stammen. Für Kennemerland und West¬ 
friesland wird bezeugt, dass man von dem ersten Zeventuig 
sich an die „sieben nächsten Kirchen“ wenden konnte; der 
Wahrspruch wurde dann von sieben Kerkmeestern ab¬ 
gegeben. In Assendelft fällten die sieben nächsten Dörfer 
den zweiten Wahrspruch. Am merkwürdigsten war der 
Zeugnis-Zug in Drechterland. Hier musste bis zu einem 
vierten Zeventuig auf Verlangen des Interessenten fort¬ 
geschritten werden. Der Aufbau der fünf Zeventuigs ist so: 
Das erste bilden die sieben nächsten Schlagnachbarn, das 
zweite die „uytere zevens“, d. h. die weiteren sieben Schlag¬ 
nachbarn, das dritte die sieben „uiterste naaste Kerken“ 

5t8 ) Deichbrief für den Lekdeich boven Dam* von 1587 art. 27. 
z. B. Deichrecht für Salland von 1308 art. 23. 

feM ) „Versl. en Mededeel.« III. S. 54 f. Nr. XXXII (Gegen die Gabe 
der Sieben soll keine „contradictie“ sein). 

581 ) S. 301 ff. 
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d. h. je ein Kerkmeester der sieben nächsten Kirchen (die 
Kirche des Ortsbezirks, in dessen Schlag der onbekende 
Deich lag, nicht mitgerecbnet), das vierte bilden schliesslich 
die Vredemakers der sieben nächsten Gemeinden (die Vrede- 
makers des Ortsbezirks, in dessen Schlag der onbekende 
Deich lag, nicht mitgerechnet). 53 *) In einigen Deich¬ 
verbänden des 14. und 15. Jahrhunderts schliesslich ist der 
Wahrspruch der Sieben unabänderlich für die Dauer 
von Jahr und Tag, alsdann kann ein neues Zeventuig 
begehrt werden. 533 ) Da dies aber in der gleichen Weise ge¬ 
bildet wurde, wie das erste, kam die Sache meistens auf 
eine erneute Aussprache des alten Zeventuigs hinaus. Nach 
dem Deichrecht für Zalk von 1431 (art. 14) konnte sogar 
auf den Ausspruch des zweiten Zeventuigs hin nach Jahr 
und Tag noch der Spruch eines dritten gefordert werden. 
— Eine richtige ..Berufung“ gegen die Aussprache der 
Sieben wird erst seit der Mitte des 16. Jahrhunderts, in 
Geldern an ein höheres besonderes Deichgericht 534 ), in Sal- 
land an Statthalter, Ritterschaft und Städte 535 ), erwähnt. 

Es besteht eine Pflicht, als Zevengever tätig zu sein. 
Der Zwang, der ausgeiibt wird, betrifft entweder das Er- 


Ma ) Es wurde sogar noch ein fünftes beansprucht, doch wurde dies 
vom Hof von Holland verworfen. — Über einen anderen Aufbau der 
Zeventuigs in Drecbterland im Jahre 1566 siehe G. de Vries S. 302 ff. 

M *) Deichrecht für Vollenhove (1354—1387) art. 59. — Siehe auch 
den Ausspruch vom 8. Dezemher 1322 für Lopikerwaard (»Verel. en 
Mededeel.“ III. S. 608, XXIX Nr. 4): „Dat geen man, daer een dijck. 
op geheert wäre mit dien sevenen, mochte dien dijck, daer die wade 
in geschoert wäre, voort op enen anderen dingen, of sevene crygen dar- 
toe, ten wäre dat by uytgedijckt wäre*. Die Ausnahme bezieht sich 
auf Land, das nicht unter dem Deichschutz lag. Joosting a. a, O. 
S. 605. 

>3> ) Siehe die Belege hoi Beck man S. 215. siehe insbesondere 
-Versl. en Mededeel.* III S. 51 tl. Xr. XXXIII (n. 1552). 

r,3.,j Deichrecht für Snlland (a. 1533) art. 88: „Oftte yemandt ver- 
ineonde, datt hem syn guedt byden Soeuenen onrechtelick ongeueu 
weer, salmen sulkes terstuml offte binnen eender Maent den Jnheemschen 
en binnen dreen Maenden by den utheenischen nae dat die gilTtinge 
geschiet weer, in Olaringo onses G. Heren Stadtholder, sampt Ridder- 
schap ende Steden deser Landtschappen moegen beroepen. ende anders 
nergentz“. 
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scheinen zwecks Bildung und Vereidigung des Kollegiums 
oder nur die Abgabe des Spruches. Eine Bestrafung 
für Nichterscheinen setzt gehörige Ladung voraus. Die 
Ladung geschah entweder durch den Deichschreiber oder 
einen gedungenen Boten 586 ), sei es öffentlich, sei es durch 
besondere mündliche oder schriftliche Aufforderung. 687 > 
Letzteren Palls bestanden Vorschriften, an wen die Ladung 
bei Kabelgemeinschaften zu erfolgen hatte, sei es an den 
ältesten, sei es an den begütertsten Gemeiner. 588 ) Die 
Zwangsmassnahmen für Nichterscheinen be¬ 
stehen in Geldstrafen, 589 ) in der Nötigung als Zevengever 
auftreten zu müssen, auch wenn andere Näherverptiichtete 
vorhanden sind, 540 ) oder in dem Zwang, für den Deich selbst 
einstehen zu müssen, 541 ) oder schliesslich sogar in der Ver- 

M6 ) Im Norderquartier wurde die Ladung zunächst öffentlich aus¬ 
verdungen, erst wenn sich niemand gegen eine annehmbare Vergütung 
meldete, wurde der Bote des Deichgrafen gesendet. Siehe G. de Vries 
S. ‘299. Ohne weiteres besorgt der Deichschreiber die Ladung z. B. in 
Overijssel und Geldern. 

M7 ) Vgl. „Versl. en Mededeel.“ III. S. 58 Nr. XXV (a. 1509): Heem- 
raedsbote ladet in der Kirche, a. a. 0. Nr. XXXII: Der Bote spricht 
unter Zeugnis von zwei Heemraden in der Kirche folgendermassen: 
„Die Dyckgreeft duet gedaegen die seven geveren up den verloren 
dijck die daer offte daer gelegen is, omme en Dincxdach over 14 daghen 
aldair to erschienen ende daerent eindens alst recht is oircondt deser 
tweer himraeden“. Nr. XXXIV. — Deichrecht für Mastenbroek (a. 1439} 
art. 10 und Hasselt (a. 1475) art. 5: Aufzubieten mit dem geschworenen 
Boten oder Schreiber. Deichbrief für den Lekdeich boven Dams von 
1537 art. 21: Zu laden mit den geschworenen Boten; wenn sie auf dem 
Schautag sind, „aan hune personell“. 

5#8 ) Vgl. Deichrecht für Salland art. 74, Deichrocht für Hasselt 
art. 13 (der älteste bei den Vierzehn). 

M9 j Vgl. Deichrecht für Hasselt (a. 1676) art. 16 ff. (siehe unten), 
Deichrecht für Salland art. 92 (siehe noch unten Anm. 542), Deichhrief 
für den Lekdeich boven Dams von 1537 art. 21 ff*. 

ß4 °) So wenigstens bei der Ladung als Vierzehner, siehe oben S. 558. 

M1 ) „Veral. en Mededeel.* III. S. 54 11. XXIII (a. 1484): „Diegeene 
die achterbleve ende niet en weese als recht is, dat die den verloren 
dijck datt jaer uyt bewbaren sali und dem beer den onrait vernuegen“ 
Ferner a. a. 0. Nr. XXXIV: Wenn das Gut nicht ausreicht, so verfällt es. 
Siehe die folgende Anm. Deichreicht für Thielerwaard von 1399: Wenn 
ein Geber widerspenstig ist, haftet sein Leib und Gut bis alles be¬ 
zahlt ist. 
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fallerklärung des Grundvermögens. 512 ) Wenn die Sieben 
nicht rechtzeitig den Spruch abgaben, so traf 
sie selbst die Pflicht der Deichunterhaltung fiir ein 
Jahr. 545 ) 

Der eigentliche Zugri ff erfolgt nach Zuweisung 
des Landes, wenn auf die Aufforderung hin, sich des Deiches 
und des Landes anzunehmen und alle aufgelaufenen Kosten 
zu bezahlen, der Landeigner sich nicht meldet. 544 ) FUr 
diesen Zugriff bestanden vielfach Besonderheiten. Es wurde 
nämlich im Gegensatz zu dem gewöhnlichen Verfahren 545 ) 
in Anlehnung an den feierlich preisgegebenen Deich oft ein¬ 
fach das ganze verhaftete Grundvermögen unter Verfall an 

542 ) Deichrecht lTir Hasselt {&. K>7b) art. IS: „Bij faute van com- 
paratie, so sullen de äevene voer de laaste maal met weten vor- 
schreven worden bij verlatinge van haar goed in Hasselter Karspels 
schouwe gelegen**. Deichrecht für Salland art. 92 das dritte Mal „by 
verlob synes goedes*. - „Versl. en Mededeel.“ III. S. 54 ff. Nr. XXIV. 
Auf die Frage, was zu geschehen hat, wenn das Gut der ausbleibenden 
Zevengever nicht gut genug sei, wird gewiesen: „Dat diegeene die 
achterbleven aer goed voert ijrste gekeert solden werden tot onder- 
haldinge des ongeherden dijckx ende tot betalinge des onraitz. Ende 
dat die Dijckgrevo dan ander soeven in de plaitz . . . eyscben . . . sali*. 

64S ) Deichrecht für Vollenhove (1354—1387) art. 57: „Ende gheuen 
die seuene nijet op tijt v., so sullen die seueno dat jaer den bijsteren 
dijc maeken ende voldoen nochtans den Beulten van al hem boert“. — 
Deichrecht für Mastenbroek (a. 1439) art. 14: „Ofte die Soeuen den 
Dyck nyet en geuen by schynender Sonnen, wie dan den Dyck voert 
holden solde ende den beere syne kost leggen? Die Soeuen solden dat 
hier den Dyck holden enn den Here syne kost heleggen*. Ebenso 
Deichrecht, für Hasselt (a. 14751 art. 10. Die Unterhaltspflicht auf ein 
Jahr entspricht dem Zeventuig für ein Jahr vgl. oben.Anm. 533. 

r,44 l Auch durch die Zuweisung des deichpflichtigen Landes wird 
sein Eigner noch n i c h t aus der Gewere gestellt. Es liegt jetzt genau 
h) wie nach vollendeter Verdingung und Wiederherstellung bei einem 
„bekenden* Deich. Hier aber kann von einem Verlust der Gewere am 
Land noch nicht die Rede sein: eingebüsst hat der Landeigner nur die 
unmittelbare Gewere an seinem Deichschlag. Unrichtig G. de Vrios 
S. 294 Anm. * und S. 312 („Was de boslissing van bet zeventuig door 
een vonnis vau beemraden bevestigd .... dan kon de aangewezen 
dijckplichtige zieh weder in bet bezit van dijek en land doen stelleu 
door den dijkgraaf het hem verschuldigde te voldoen“). Ebenso un¬ 
richtig Beek man S. 1277, der ihm folgt. 

E- ba;)d• * 11 sich um das neuere System. Siebe oben S. 457 ff. 
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den Deich verband eingezogen. 646 ) In anderen Verbänden 
vollzog sich allerdings der Zugriff nach Massgabe des ge¬ 
wöhnlichen Befriedigungsverfahrens, so dass also regelmässig 
zuerst zur Fahrnispfändung geschritten und dann auf die 
Liegenschaften gegriffen wurde. 547 ) Beim Busenrecht galten 
weitere Besonderheiten. 648 ) 

<f) Bei Ergebnislosigkeit der Nachforschung 
nach dem deichpflichtigen Lande fällt regelrecht der herren¬ 
lose Deich an die Genossenschaft des engeren oder weiteren 
Deichverbandes, 649 ) insoweit nicht nach dem früher Gesagten 
eine Haftung der Inquisitionszeugen sich dazwischen 
schiebt 550 ). Ein Anfall an die Herrschaft oder den Landes¬ 
herrn kam wohl nicht in Frage. 651 ) 551 *) 

b) In einigen Verbänden fand, insbesondere in späterer 
Zeit, ein etwas abweichendes Verfahren beim 
onbekenden Deich statt. Es lässt sich dadurch kennzeichnen, 
dass der jüngste Besitz der Kabel zunächst ent¬ 
scheidend war, und die Betreibung einer Kundschaft, nament¬ 
lich eines Zeventuigs, dem belangten Besitzer überlassen blieb. 

Es gehört hierher die Verordnung für das ganze Norder¬ 
quartier von 1534. Der Deichgraf erhält hier die Befugnis, 
bei einem nicht anerkannten Deich die Verdingungskosten 
ohne die Einberufung eines Zeventuigs von demjenigen ein¬ 
zutreiben, der zuletzt im Besitz.des herrenlosen 


i46 ) Dies ist aus der Ausgestaltung des Verfallverfahrens beim 
Busenrecht zu erschliessen. Siehe oben S. 92 Anm. 41. 

647 ) Siehe oben S. 516. Bei Santen a. a. 0. findet Verkauf des 
Landes statt. Vgl. noch die Pfändungen des angewiesenen Landes in 
„Versl. de Mededeel.“ HI. S. 54 ff. Nr. XXV, XXVJ a. 
ß48 ) Siehe unten VIII. 

M ) Dies ist aus der Reglung des Busenrechts und Spaten rechts 
zu erschliessen. Vgl. unten VIII und oben S. 142 Anm. 44 und S. 537. 
M0 ) Siehe oben S. 671 f. 
ß51 ) Vgl. noch unten VIII am Ende. 

M,Ä ) Das geschilderte Verfahren bezieht sich nur auf gewöhnliche 
Fälle. In ausserordentlichen Fällen, insbesondere bei den Not¬ 
verdingungen auf den Notschauungen (siehe oben S. 475), schrumpfte 
das einleitende Verfahren völlig zusammen; ein onbekender Deich lag 
dann vor, wenn eine Anerkennung nicht nach Vollendung der ver¬ 
dungenen Arbeiten erfolgte. 
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Deiches gewesen ist. Diesem ist es dann überlassen, den 
Deich im Rechtswege einem anderen „einzubringen*, es ent¬ 
steht alsdann ein unter zwei Deichgenossen streitiger Deich, 
und es befasst sich mit ihm ein zu berufendes Zeventuig. 552 ) 

Auch nach dem Deichrecht für Humsterland von 1562 
hat man bei einem Deich, dessen „Land nicht jechtig zu 
machen“ ist, den früheren Besitz entscheiden lassen, war 
dieser nicht festzustellen, so wurde der Deich nach be¬ 
stimmten Grundsätzen und Unterscheidungen den benach¬ 
barten Kabelhaltern zugeschlagen, und es diesen über¬ 
lassen, den Deich den in Wahrheit Verpflichteten durch 
Kundschaft „einzubringen“. 55 *) Interessant ist in diesem Zu- 


öö3 ) „Versl. en Mededeel.“ 1. S. 42 ff. art. 15: „Tot wat tijden eenighe 
questie sal wesen opten dijck van den ghenen, die hären dijck willen 
laten legghen op een seventuych, sal de dijckgrave (niette ghenstaande 
dien) zijn recht verhalen ende ontfanghen van denghenen die laetst- 
mael gheweest is in possessie van den dijck te maken ter tijt too 
dat die posscssoor eenen anderen mit recht in denselven dijck heeft 
gebracht“. Hierzu G. de Vries S. 295. 

r>53 ) art. 12: „Soo waar . . . onjersitige Dycken zyn, daar man den 
heerdt ofte Land daar den Dyck op sale hooren, naemen off toenamen 
met geenen rechte jechtig maken en can oftte niemant den Dyck 
gemaakt heoft, noch in besitt daar van is gewee9t dat men wys worden 
can; ist dat stuck dycfi: eene halve roede lang ofte korter soo sullen 
die eene naeste swette, die tot elcken eynde naeste geswettet zyn, 
hebben en maeken. En is ook dat stuck Dyck een roede lanck off 
tusschen een roede en een halve roede soo sullent hebben die twee 
naeste Swetten die tot elcken eynde naest geswettet zyn. Off desse 
v. Swetten ende alle Swetten mögen altyt eenen schuldigen maken met 
haeren Eede. Waere dat stuck Dyckes ook langer als een roede soo 
sullen dat maecken en waeren die geenen roedentacle in dat Dyckboek 
aeugetyckent ofte die geenen die gedycket syn tusschen affteyckeninge 
der grooter Letteren daer men den Dyck aen hegint en eyndiget te 
meton tot der tyt dat zv den schuldigen vindcn mögen. Ende toe allen 
tyden, off die Zweiten, die hyer van v. is, oftte die in de rymtale soo 
v. gedycket is, endo yemandt seydet hem, dat hem die v. D. toehoorde, 
die sal altyt ontgaen met een halft recht; ende oock to allen tyden 
sullen dese Swetten en ook die in der rymtale gcdeycket syn, die sullen 
onversuymte wesen, om dese Dycken von der handt te brengen, ook 
soo lange dat zy in’t besitt geweest hebben“. Vgl. Ober die Auslegung 
dieser Stelle J. Gier ko „Busenrecht' 1 S. 1097, Anm. 2. Über „jechtig* 
siehe oben Anm. 434 a. Über .swetten“ vgl. Beek man S. 1860. Es 
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sammenhang auch eine spätere Quelle aus Delfland von 
1656: Der herrenlose Deich wurde den benachbarten Kabel¬ 
haltern zugeschlagen, bis sie den Verpflichteten namhaft 
machten, worauf sie eine ,,Zevensage“ herbeizutUhren 
hatten. 654 )“ 5 ) 

Vereinzelt wird auch ein Sonder verfahren er¬ 
wähnt. nach welchem ein Kabelpflichtiger sich wegen eines 
ihm angeblich nicht zugehörigen DeichstUcks auf unrichtige 
Messung berufen konnte. Er konnte „Masse begehren“. 
Alsdann wurde durch Messung, die von den Deich¬ 
geschworenen oder einigen Deichgenossen vorgenommen 
wurde, der Schuldige festgestellt. 5 “*) 

c) In einigen niederländischen Gegenden ist die 
Unterscheidung zwischen anerkanntem und nicht anerkanntem 


hat hier die Bedeutung von angrenzender Deichkabel. Über das „von 
dor Hand Bringen“ siehe oben S. 415. Ich verstehe die vorliegende 
Stelle so, dass durch eidliche Aussage aller Deichgenossen — gemeine 
Kundschaft — ein anderer tiberführt werden kann. — Über das Hecht 
des Kabelpflichtigen „Maße zu begehren“ siehe unten Anm. 555 a. 

654 ) Inhaltlich zu finden bei B e e k m a n S. 1824. 

ß6t ) Vgl. schliesslich noch das Deichrecht für Giethorn (Overijssel) 
von 1775 art. 22. Hier wird bestimmt, dass bei einem bysteren Deich 
zunächst dem grössten Grundeigner des Länderkomplexes, zu dem der 
Deich wahrscheinlich gehört, Kenntnis gegeben werden soll. Er soll 
die übrigen Eigner dieses „Blocks“ einberufen und mit ihnen innerhalb 
von drei Mal 14 Tagen den Schuldigen ausfindig machen. Geschieht 
dies nicht, so erhalten sie den Deich verhältnismässig zugeschlagen. 
Haben sie den Schuldigen gefunden, und weigert sich dieser der An¬ 
nahme, so ist ein Zeventuig zu berufen. — Aus dem Norderquartier 
Hollands berichtet G. de Vries S. 295 für das Ende des 16. Jahr¬ 
hunderts die Gewohnheit, dass falls der Besitzer des Deiches unbekannt 
gewesen sei. das gemeine Land den Deichgrafen zunächst habe be¬ 
zahlen müssen. 

555 a) Das Sonderverfähren ist im Einzelnen verschieden aus¬ 
gestaltet. Vgl. Beek man S. 1143. Zuerst wird es in einer Aussprache 
des Hofes von 1524 für Drechterland erwähnt. Siehe hierüber G. d e 
Vries S. 304 f. Hier mag nur bemerkt worden, dass das Verfahren 
offensichtlich dem Deichgrafen und den Heemraden gänzlich un¬ 
bekannt war! — Es findet sich dann im Humsterländer Deichrecht von 
1662 art. 10 und im Deichrecht für Ysselham von 1624 Titel VII. Nach 
letzterem soll der Ausspruch für ein Jahr gelten. Wird das Deich- 
sttick dann nicht bekannt, so soll man fortfahren, gleich als wenn es 
ungemessen wäre. 
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Deich n i c h t oder nicht in voller S c h är f e ausgeprägt 
worden. Hier gaben die Deichbeamten, insbesondere die 
Deichgeschworenen, beim formlos liegen gelassenen Deich- 
stück ihr Urteil (Zeugnis) über das zugehörige Land ab, in¬ 
soweit es ihnen auf Grund eigener Kunde oder wohl auch 
auf Grund von Messungen oder Deichrollen möglich war, 
und bedienten sich nur subsidiär nach freiem Ermessen 
einer Kundschaft bei allen oder beliebigen Deichgenossen. 

Man wird hierher z. B. Seeland, die südholländischen 
Waarden und Deichverbände Utrechts rechnen können. 550 ) 

d) Die rechtliche Natur und die Entstehung 
des Zeventuigs. 

Es kann bei einer Betrachtung des niederländischen 
Quellenmaterials nicht zweifelhaft sein, dass das Zeventuig, 
ebenso wie die anderen Formen der Kundschaft, eine An¬ 
wendung des Inquisitionsbeweises in Deich- 


wa ) In späteren seeländischen Quellen wird der Bogritl des 
nicht anerkannten Deichs nicht erwähnt, auch ist in ihnen von einem 
Zeventuig oder einer sonstigen Kundschaft beim deichrechtlichen Ver¬ 
waltungszwang nicht die Hede. Die Geschworenen erscheinen in See¬ 
land zunächst als Amts zeugen in die gewöhnliche Verwaltung ein¬ 
geschoben. Vgl. Keure für Seeland von 1290 (Rerghll. 747) art. 
LXXXIX: „Scependomme suilen viif ghesworen kyesen, vroede liede, 
ende die gherechtich sijn ende ghegoet boven C. ponden, al waren 
si niet edel, waer bi edel eden hout, daermen mede sal berechten dike, 
waterganghe, hereweghe, bedriven ende dinghen mede berechten die 
ambachtsheren toebehoeren*. Ferner art. XCIX (oben S. 495). Siehe 
weiter Keure für Seeland von 1258 art. XXVI: „Omtiia spectant 
ad veritatem comitis, excepta lautzake“. In späterer Zeit sind die Ge¬ 
schworenen Urteiler; dass sie subsidiär Kundschaften erheben können, 
ist zweifellos anzunehmen. Vgl. noch K. Fruin a. a. 0. S. 45 ff, B e e k- 
man a. a. O. S. 701. — Audi in den Waarden Südhollands 

fehlt der Begriff des nicht anerkannten Deiches, und Kundschaften 
sind beim deichrechtlichen Verwaltungszwang nicht ausdrücklich er¬ 
wähnt. Vielleicht kam aber hier noch eine Kundschaft der Nieder- 
heemradeu in Betracht (siehe oben 8. 549 f.). In Bezug auf Utrecht 
vgl. die D.-O. für die Lekdeiche aus dem 14. und 15. Jahrhundert. Die 
Deichordinmg für den Lekdeich beneden Daraa von 1434 überlässt die 
Busenlandsuchoden Deichbeamten und gestattet ihnen subsidiär eine all¬ 
gemeine i. • dschaft. Dies lässt sich auch für die Nachforschung nach 
(■■•m deicbj>riichtigen Land verwerten. Die späteren Deichordnungon der 
Lokdniche kennen beim Busenrecht das Zeventuig. 
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verwaltungssachen darstellen. Das Zeventuig er¬ 
scheint als Beweis-, als Überführungsmittel. 881 ) Es zielt 
nicht auf Schuldbegründung, geschweige denn Haftungs- 
begrttndung. Schon vielfach ist bei der Darstellung die 
Übereinstimmung des Zeventuigs mit dem Inquisitionsbeweis 
gewürdigt worden. 858 ) Hier mag nur noch auf die pro¬ 
missorische Form der Eidesleistung und die 
Unzulässigkeit der Schelte nachdrücklichst hin¬ 
gewiesen werden. 889 ) Dieser Charakter der Kundschaft als 
eines das Zwangsverfahren stutzenden Beweismittels 
hat sich im allgemeinen in dieser Periode erhalten. Wir 
sahen freilich die beginnende Trübung des Zeventuigs nach 
der Seite des Urteils hin. 880 ) Hierher gehört es auch, wenn 
die Deichordnung für Kleve von 1575 die ausgewfihlten 
sechs Inquisitionszeugen in das Deichrichterkollegium ein- 
treten und von allen zusammen ein Erkenntnis fällen lässt. 881 ) 

In Bezug auf die Entstehung des Zeventuigs 
in Deichsachen ist sich die niederländische Literatur nicht 
einig. 

Zuerst hat sich de Sloet im Hinblick auf Qelderland 
mit der Frage beschäftigt. 869 ) Er führt das Zeventuig auf die 
gemeine oder stille Waarheid zurück, welche gemäss der 
Verordnung Reinholds von 1316 durch sieben cognitores er¬ 
setzt worden sei. An die Stelle der rechtsprechenden Ge¬ 
meinde seien die rechtsprechenden sieben Schlagnachbarn 
getreten. — Bereits früher ist die Ansicht, dass es sich hier 
um Rechtsprechung handelt, zurückgewiesen worden. 868 ) Es 


M7 ) Dies ist bereits richtig von R. Fruin im Gegensatz zu de Sloet 
erkannt worden. Vgl. oben Anm. 621. 

M# ) Siehe oben S. 554 Anm. 462, S. 555 Anm. 465, S. 561, 668. 

® M ) Über den Eid beim Inquisitionszeugnis siehe Brunner „Zeugen- 
und Inquisitionsbeweis“ („Forschungen“, S. 232 ff), .Entstehung der 
Schwurgerichte“ S. 114 f. — Über den Ausschluss der Schelte siehe 
Brunner „Forschungen“ S. 245, .Entstehung der Schwurgerichte“ 
S. 85, „Deutsche Rechtsgeschichte“ S. 526. 

M0 ) Siehe oben S. 567. 

•*•) Siehe oben S. 562. 

Siehe oben Anm. 449. 

BU ) Vgl. Anm. 557. 

J. v. Gierke, Geschichte dee deutschen Deichrechts II. 37 
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bedarf daher nur noch eines Eingehens auf die übrigen Dar¬ 
legungen dieses Schriftstellers. 

G. de Vries hat für das Norderquartier Hollands das 
Zeventuig in Deichsachen ausführlich geschildert und be¬ 
merkt 664 ): „Het was de toepassing op de geschillen omtrent 
dijken van den regel, die voor geschillen over landeigendom 
*oo in Westfriesland, als in Kennern erfand en Waterland 
gold. De zeven naeste akkers beheeren den achtsten, 
zeide men“. Es wird hiermit also das Zeventuig in Deich¬ 
sachen von dem Zeventuig inLandsachen abgeleitet. 

R. Pruin hat sich eingehend mit der Waarheid, Kenning 
und dem Zeventuig in Land- und Deichsachen beschäftigt 666 ). 
Er kommt in Bezug auf das Zeventuig in Deichsachen zu 
dem Ergebnis, dass es weder von des Grafen Waarheid, noch 
von der Schepenkenning (in den Städten), noch von dem 
Zeventuig in Landsachen stamme, sondern von der „gemeinen 
Waarheid“, die in den Ambachten und Dörfern angestellt 
wurde, um allerlei Sachen zur Klarheit zu bringen. Sie 
habe sich vielfach mit Missetaten, aber auch mit einer Aus¬ 
sprache über Zins und Eigentum befasst. Für die Festlegung 
dieser gemeinen Waarheid auf Sieben Personen wird die 
Handveste für Südholland von 1303, und für die Festlegung 
auf die sieben Schlagnachbarn in Deichsachen die Handveste 
Reinholds von 1316 angeführt. Schliesslich wird dann noch 
die Vermutung aufgestellt, dass auch das Zeventuig in Land¬ 
sachen, bei welchem ein „Streit“ zweier Parteien Vorgelegen 
habe, und das deshalb seinem Wesen nach von dem 
Zeventuig in Deichsachen ganz verschieden sei, ursprünglich 
auf eine gemeine Waarheid zurüekgehe. 

Eine wenig entschiedene Stellung zu der Frage hat neuer¬ 
dings Beek man eingenommen. Er bemerkt an einer 
Stelle, 666 ) dass das Zeventuig in Deichsachen wahrscheinlich 
aus der gemeinen Waarheid in Deichsachen stamme. An 
einer anderen Stelle" 1 ’ 7 ) wird dies im wesentlichen auf Gelder- 

r, ' ]4 i (t. (1 p V r io h S 290. 

6Cß i Si<‘ho obon Anm. 449. 

ßfi6 ) S. 1710. 

™ 7 ) S. 1SJ0. 
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land beschränkt, und dabei die Handveste Reinholds von 
1316 sowohl auf das Zeventuig in Deichsachen wie in Land¬ 
sachen bezogen. Gleichzeitig wird hier ein Beweis fUr 
andere Gebiete vermisst, und es wird darauf hingewiesen, 
dass das Zeventuig in Deichsachen auch bei einem Streit 
zwischen zwei Parteien zur Anwendung gekommen sei, 
und sich infolgedessen in seinem Wesen nicht so von dem 
Zeventuig in Landsachen unterschieden habe, wie R. Fruin 
meine. 

Es bedarf zunächst einer allgemeinen Auseinander¬ 
setzung mit R. Fruin. Seine Ausführungen sind von dem 
Gedanken der Wesensverschiedenheit desZeventuigs 
in Deichsachen und in Landsachen beherrscht. Der Grund 
hierfür ist in der Hauptsache der, dass bei letzterem ein 
Streit zweier Parteien um Grundeigentum vorliege, bei 
ersterem nicht. Das Merkwürdige ist nun freilich, dass Fruin 
schliesslich beide auf dieselbe Quelle, nämlich die gemeine 
Waarheid, zurückführt, ohne hier einer Wesens Verschiedenheit 
zwischen der Waarheid in Deichsachen und in Landsachen 
zu gedenken. Sehen wir von dieser Ungereimtheit aber ab, 
so ist bei der angeblichen Wesens Verschiedenheit zwischen 
dem Zeventuig in Deichsachen und in Landsachen völlig 
übersehen, dass dem mittelalterlichen Recht eine so scharfe 
Unterscheidung zwischen Verwaltung und Recht¬ 
sprechung (und darum handelt es sich im Grunde ge¬ 
nommen) völlig fremd ist. Alle Kundschaften, in 
welcher verschiedenen Ausgestaltung sie sich auch finden, 
sind wesensverwandt und erstrecken sich übrigens nicht 
allein auf Rechtsprechung und Verwaltung im Einzelfall, 
sondern auch auf Rechtweisung. 568 ) Es kann also nicht die 
Rede davon sein, dass eine Form der Kundschaft die andere 
nicht beeinflusst habe, weil sie im Rahmen der Recht- 

6 «8) VgL 0. Gierke „Genossenschaftsrecht“ II. S. 465: „In analoger 
Weise enthielt die gemeine Kundschaft, welche in der Form eidlicher 
Befragung aller oder erlesener Gemoindegenossen seitens der öffentlichen 
oder herrschaftlichen Richter veranlasst wurde, sowohl die Feststellung 
des Gewohnheitsrechts durch ein beschworenes Weistum als das Gemeinde- 
zeugnia über einzelne streitige Verhältnisse in sich und Hess sich später 
nach der einen oder anderen Seite hin wenden“. 

37 
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sprechung, die andere im Rahmen der Verwaltung; Üblich 
gewesen sei. ’ Sieht man aber auch nur ganz. äuaserlleh auf 
den Zweck der beiden Zeventai^ so erkennt man, dass er 
bei ihnen der gleiche ist; Es seil der Herr rofl Grund- 
eigen gesucht werden,^} '..'Mir scheint dlhse Gemeinsamkeit 
eine sehr Viel engere za sein, als die «wischen dem Zevenfcuig 
iu Deichsachen and. derjenigen stiilejo Wa&rheid, die di»? 
Handveste für Slidholland von 1508 für die Aufspürung' von 
Diebstählen einfUhrte, 579 ) und die Prtii» zu dem Zeventuig 
in Deichsachen in Parallele setzt! Es ist aber weiter ganz 
irrig, ftnsunehnien, dass das Zeventuig in Deichsachen mit 
einem Streit zwischen Parteien garnichts zu tun haben 
konnte. Vielmehr findet es »ich auch beini streitigen 
Deich.** 1 } Auch sehen Wir, dass ; man spater im Rahmen 
der Deichverwaltung so verfuhr, dass man den herrenlosen 
Deich eliseax zuerteiite, und es diesem Üherlies?., durch ein 
Zeventuig den Deich einem anderen em?.ubringm !S *} 

Es ist aber noch ein anderer Umstand, der verhinderte, 
»lass. R, Prnin zu der richtigen Erkenntnis gelangte. Er 
lässt sieh dahin zusamtnenfasaeh, dass R Fruin flir den 
Ursprung des Zeventuig« iu Deiclrsachen nicht von den 
Gebieten der Niederlande ausging, in denen es sich am 
frühsten zeigt. Hier . aber haben wir einznsetzen: Es 
handelt sich um das holländische Nortlerqqartier. und irier 
v(.)r a! 1 ein um We-sfcfciesiand. 

***} Boittv h^rrenk^^n l>eich wird km H>f r r da* Tkkliächla^Dö durch 
kruulattcdm 

ßV0 *> .„Kt! alckw Awtiaobt sa! die bailMu emi wik wanrhavt 
icenasi jaare en rnet meer, oruk dm Hai dk hailllu «avgiv (sbh *)'gci&fcr 
k'iiapdn Bdpft, dat Ji.y ND)v»)f ; k *Bt Rtrdir.fi en svulfeh rkdi gtkn dkft helen 
fu Eisik*», sy Vfd Whntfc -Dieldon ende, hedmgOh v$Mv kn baüiu •e'nÜe 
: omr ses ^Vlg'lvdio^run ’• wannen* . Y-a p tfv Wa | l ylYhdkgieu 
iWdröftfk* 4. H. UM. ö*h H Gd p n b ovo u Kavt-Hofenii, S, 4~.l « y hi -er „bp* 
/'l^rfder, W «y Eyck EV 

■ &ieh hier: crsiehtUeh in Lmfe: xna 

ru-^’hor i3i die Zahl Stehen. Iktsa dte.30 o ranzweik - 

kuV* au du» SiAllu dar ffarKMin (kraainde rkten, «te tt. f-r n i * 

H Tk te* ün bewiesen. • Vykkk . 

7t 1 kp p ki& ft h S. JfBU Uiufza b) 
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Als im Jahre 1289 sich die Westfriesen dem Grafen 
von Holland unterwarfen, erhalten sie von ihm einige Rechte. 
Wir lesen hier nun in der Handveste für Hoogwouderambacht 
vom 20. Januar 1289: 57S ) 

„Waer een man spreket an een laut, die lantghenote 
die dat lant helpen houden, die ne zullen ghene bote ghelden, 
maer die ’t lant ontghaet, zal ons ghelden twee ende virtich 
schellinghe ende diesghelike zal wezen van den dike.“ 

Damit stimmt die Handveste für die Niedorperkoggen 
vom 6. Februar 1289 574 ) und die Handveste für Drechter- 
land vom 21. März 1289 575 ) wörtlich überein. 

In der zusammenfassenden Erklärung Johanns 
von Utrecht über die Bedingungen, unter denen sich die 
Westfriesen unterworfen haben, vom 1. Mai 1289 676 ) heisst 
es aber: 

„Si contingat, aliquem impetere terram alicujus, tune 
illi septem vicini propinquiores, qui super terra 
dictum suum affirmaverint, juramento quocumque modo 
decreverint vel dixerint, ex hoc nullam penam incurrere 
possunt. Sed ille contra quem fertur söntentia de dicta terra 
per dictos septem vicinos domino comiti et suis 
successoribus quadraginta duos solidos nomine pene sive 
emende integraliter persolvet. Et sic eodem modo ob- 
servabitur de aggere impetendo*. 

Hieraus ergibt sich, dass auch in den drei zuerst er¬ 
wähnten, spezielleren Quellen nicht eine Kundschaft all¬ 
gemeineren Charakters oder einer bestimmten Anzahl von 
Gemeindegenossen, sondern bereits das Zeventuig ge¬ 
meint ist. Völlig deutlich zeigen alle Quellen weiter, dass 
man die Normen über das Zeventuig in Landsachen auf das 

* 7 *) B e rgh II, 649. Pruin a. a. 0. 8. 58 nimmt diese Urkunde 
und die nachher im Text angeführten Urkunden unrichtiger Weise für 
Kennemerland und für eine allgemeine waarheid (banding) in Anspruch. 
Beides ist unrichtig. Bs handelt sich einmal um Westfriesland, und dass 
das Zeventuig in Frage steht, beweist die später im Text erwähnte 
Urkunde vom 1. Mai 1289. 

•«) B e r g h II, 650. 

67 *) B e r g h II, 660. 

”«) Bergh II. 671. 
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Zeventuig entsprechend anwendete. Das Zeventuig in 
Landsachen erscheint als das typisch entwickeltere, als 
das ältere, das Zeventuig in Deichsachen als das jüngere 
Institut. Infolgedessen fällt jetzt ein ganz anderes Licht 
auf die Vorschrift des Landrechts für Westfriesland vom 
7. November 1299, 677 ) die folgendermassen lautet: 

„Ende is dat sake dat yement des anders erve aenspreket, 
soe sullen die zevene naist gelegen dat erve gheven hi hären 
eede, ende denghene dien sy dat erve ontgheven sal gheven 
ons ende onsen nacomelingen twie ende viertich scillinge 
te boeten. Voirt daer twist is van dyke soe sullen die 
zeven naist gelegen gheven bi hören eede ende dieghene 
dair dat vonnisse jegens gaet, sal ons gelden twie ende 
viertich scillinge“. 

Liest man diese Stelle unberücksichtigt um die auf¬ 
gezeigten früheren Qellen, so könnte man sie für eine 
Selbständigkeit des Zeventuigs in Deichsachen ver¬ 
werten. Dies ist natürlich nach Aufdeckung der historischen 
Unterlagen des Landrechts unmöglich. 

Wollen wir die Entstehung des Zeventuigs noch 
weiter zurück verfolgen, so stossen wir, da das Recht 
Westfrieslands auf friesisches Recht zurückgeht, auf die 
älteren friesischen Quellen. In diesen finden wir un¬ 
zweifelhaft die Keime des Zeventuigs in Landsachen. 678 ) 
Das Zeugnis wird hier bei Grundbesitzstreitigkeiten durch 
die früher erwähnten Königszeugen erbracht. 679 ) Die Wand¬ 
lung, die sich allmählich vollzog, bestand also ersichtlich 
in der Zusammenschrumpfung der Zwölfer auf ihre Majorität, 
d. h. Sieben und in dem Niederschlag auf die dem Grund¬ 
stück unmittelbar benachbarten Gemeindegenossen. Auch 


m ) Bergh II, 1098. 

•T8) Vgl. Fockema Andrete in der Z. der Savigny-Stiftung 
für Rechtsgeschichte (Germanistische Abt.) XXX, 8. 5 ff. Hier wird auch 
aus dem Vorkommen des Zeventuigs in Landsachen in niederländischen 
Rechtsgebieten auf deren friesischeli Ursprung geschlossen. — Siehe 
auch Bookman S. 1815. 

•”) Siehe Heck a. a. 0. (oben Anm.428) und Fockema Andrea» 
a. a. 0. S. 5. 
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beim herrenlosen DeichstUck bediente man sich — 
wenn auch zögernder — im älteren Friesland der Königs¬ 
zeugen. 680 ) Die Entwicklung muss dann entsprechend der 
Wandlung bei Grundstllcksstreitigkeiten vor sich gegangen 
sein. Die Zahl der Zeugen vermindert sich auf Sieben, und 
es kommen nicht beliebige Gemeinde- oder Markgenossen, 
sondern Schlagnachbarn in Betracht. Die Teilung in vier 
oben und vier unten hat übrigens ein gewisses Vorbild in 
der Teilung der Königszeugen beim Erbschaftsstreit der 
Witwe in vier von der Seite des Mannes und drei von 
ihrer Seite. 681 ) 

Wie verhalten sich nun die übrigen Gebiete der 
Niederlande zu den für Westfriesland gewonnenen Er¬ 
gebnissen? 

Die meisten, auf friesischer Rechtsgrundlage 
beruhenden Rechtsgebiete kennen sowohl einZeventuig 
in Landsachen, wie in Deichsachen. Hierher 
gehört z. B. Kennemerland, 68 *) Amstelland, 688 ) Zeevang. 
Auch in späterer Zeit ist hier die Auffassung, dass sich 
das Zeventuig in Deichsachen an das Zeventuig in Land¬ 
sachen anlehnte, lebendig. Dies beweist insbesondere der 
Brief des Herrn von Osthuizen von 1558, 684 ) in dem wir lesen: 

„Zoo wie lant, erven oft huysen aenspreect, dat zullen 
zeven de naeste landen off huysen tuygen, . . . en waer 
dat huys beter dan t’erve, zoo zullen zeven de naeste lande 
tuygen ofte diegene, die dat lant ofte huys toe behoort, 
en zoo mede dijk van dijck“. 

Dies stimmt also mit unseren bisherigen Ergebnissen 
überein. Eine weitere Bestätigung erfahren sie durch eine 


«*) Siehe oben S. 644. 

M1 ) Siehe v. Richthofen Rq. S. 419, 6. 

***) In der üandveste für Kennemerland von 1292 ist lediglich das 
Zeventuig in Landsachen erwähnt (B e r g h II, 816). Später galt in 
Kennemerland auch das Zeventuig in Deichsachen. Vgl. z. B. Hand¬ 
vesten für Assendelft S. 251 und G. de Vries 8. 296 ff. 

“•) Vgl. die Quellen für -den Diemer Seedeich von 1423 (Groot. 
Utr. Placaetb. II, 1) und 1467 (a. a. 0. S. 8) und die Verordnung Philipps 
vom 9. August 1446 (a. a. 0. 8. 5.) 

B84 ) Mitgeteilt bei G. de Vries S. 299. 
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Reihe nichtfriesischer, deichrechtlicher Gebiete, in denen 
sich weder ein Zeventuig in Landsachen noch in Deichsachen 
findet, wie z. B. Sudholland, Heusden, ArkeL 

Nicht entgegen steht ihnen, dass es niederländische, 
friesische Gebiete gibt, denen ein Zeventuig in Deich¬ 
sachen unbekannt geblieben ist. Denn entweder fehlt diesen 
auch ein Zeventuig in Landsachen — was dann gerade 
wieder die Anlehnung des Zeventuigs in Deichsachen an 
ein solches beweisen würde — oder es ist der Umstand aus 
einer Entwicklung zu erklären, die den Schwerpunkt für 
die Anwendung der Kundschaft ganz in das Ermessen der 
Deichbeamten legte. 685 ) 

Nicht entgegen steht unseren Ergebnissen schliesslich, 
dass sich nichtfriesische, niederländische Gebiete finden, 
in denen entweder nur ein Zeventuig in Deichsachen oder 
Zeventuigs in Deich- und Landsachen sich finden. Alle 
diese Zeventuigs begegnen erst später als in den friesischen 
Gegenden, und gehen so zweifellos auf eine Aufnahme 
von Rechtseinrichtungen zurück, die sich in den benachbarten 
friesischen Gebieten ausgebildet hatten. Zu solchen Gebieten, 
die nur ein Zeventuig in Deichsachen recipiert haben, gehören 
Overijssel, Brabant (erst sehr spät) und Teile von Gelder¬ 
land. 5HC ) Zu den Gebieten, in denen beide Zeventuigs auf¬ 
genommen worden sind, sind Bezirke von Gelderland, ins¬ 
besondere die Thieler- und Bommelerwaarden, zu rechnen. 
Die Entwicklung in den letzteren Ländern bedarf noch der 
Untersuchung, der wir uns nunmehr zuwenden. 

Zuerst wird in ihnen ein Zeventuig in der Handveste 
Reinholds von 1316 für Zalt-Boramel erwähnt. 687 ) Wir lesen 
hier: 


686 j In Seeland findet sich weder ein Zeventuig in Landsachen, 
noch in Deichsachen. Vgl. über Seeland oben Anm. 556. In Utrecht 
begegnet uns das Zeventuig in Landsachen (vgl. Fockema Andreae 
a. a. 0. S. 5). Ein Zeventuig in Deichsachen gibt es zunächst nicht. 
Siehe oben Anm. 656. 

636 ) Über das Fehlen des Zeventuigs in Landsachen in diesen Ge¬ 
bieten vgl. Fockema Andreae a. a. O. Doch ist die Bemerkung» 
dass es sich in Gelderland überhaupt nicht findet, unrichtig. Siehe 
unten S. 685 und Beekman S. 1817. Über das Vorkommen des 
Zeventuigs in Deichsachen in diesen Gebieten siehe oben S. 558 ff. 
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„Item de cognitione veritatis dicta vulgariter kenninge 
in terra contingente, quod non maneat prout hactenus fuit 
sed quod quattuor a parte inferiori et tres a parte superiori 
eligantur proximo siti, qui veritatem dicant et sint cognitores.“ 
Diese Stelle kann unmöglich auf eine Aussage Uber 
Missethaten bezogen werden, 688 ) denn alsdann gibt das Wort 
„proximo“ keinen Sinn. 689 ) Sie kann es ferner nicht mit 
einem Zeventuig in Landsachen zu tun haben, sondern nur mit 
einem Zeventuig in Deichsachen. Die Sieben werden nämlich 
als vier, die an der unteren Seite, und drei, die an der oberen 
Seite am nächsten gelegen sind, gekennzeichnet. Dies passt 
ersichtlich sehr viel besser auf die Schlagnachbarn einer 
Deichlinie längs des Stromes bei einem herrenlosen Deich, 
als auf die GrundstUcksnachbarn eines im Streit befangenen 
Grtfttdstücks. 590 ) Voll beweisend ist aber, dass das Deich¬ 
recht des Thielerwaards von 1399 und das Deichrecht des 
Bommelerwaards von 1409 beim herrenlosen Deich die 
Sieben genau in derselben Zusammensetzung kennen mit 
folgendem Wortlaut: „Daer dyckheringe geviel, die sal men 
heeren van vier beneden ende drie boven, die den dijck 
naest gelegen syn . . . op oeren eedt“, 591 ) — während nach 
der Handveste ftlr Bommel, Bommeler- und Thielerwaard 
von 1327, filr ein Zeventuig in Landsachen die Sieben von 
den Schöffen „uyten veertiene, die kenre wesen sullen“, (!) 


M7 ) Vgl. oben Anm. 449. 

M8 ) So Nijhoff „Gedenk wardigheden“ I. S. 160. 

589 ) Beekman S. 1817 bezweifelt die Richtigkeit der Ansicht 
Nijhoff8 , weil in der Stelle keine Anweisung der Sieben durch 
Richter oder Amtmann vorgeschrieben sei. Das entscheidende Bedenken 
ist hiermit nicht richtig hervorgehoben. 

5 ®°) Beekman a. a. O. führt Quellen an, in denen auch bei 
„Ländereien* längs der Ströme von oben und unt*n gesprochen werde. 
Allein es handelt sich dabei einerseits um die Auswahl von Geschworenen 
aus festen örtlichen Bezirken (z, B. „boven en beneden der Kercken 
von Lopick*), anderseits um die Schätzung eines Flurschadens durch 
zwei Nachbarn. Dies kann gegenüber der Tatsache, dass nirgends 
beim Zeventuig in Landsachen von oben und unten die Rede ist, 
m. B. nicht ins Gewicht fallen. 

* 91 ) Vgl. de Sloet a. a. 0. R. F r u i n a. a. 0. S. 57. 
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gewählt werden sollen. 59 *) 608 ) Wurde hiernach unzweifelhaft 
durch die Handveste von 1316 das Zeventuig in Deichsachen 
eingeführt, so bleibt noch die Frage zu beantworten, wie 
die Kundschaft aussah, an deren Stelle es treten sollte. Das 
Gesetz sagt nur, dass es mit der cognitio veritatis nicht 
so bleiben solle, wie es bislang gewesen sei. Auch hier 
geben die späteren Deichrechte die Lösung, die neben dem 
Zeventuig eine subsidiäre allgemeine Kundschaft, die 
„waarheid“, kennen. 691 ) Man darf hieraus schliessen, dass 
früher die allgemeinere Kundschaft in der Form der Be¬ 
fragung aller Deichgenossen zur prinzipalen und ausschliess¬ 
lichen Anwendung kam. Da aber ein Zeventuig in Land¬ 
sachen in den Thieler- und Bommelerwaarden, wie erwähnt 
worden ist, erst im Jahre 1327 begegnet und eine andere 
Ausgestaltung als in Deichsachen aufweist, so ergibt sich 
der zwingende Schluss, dass man in diesen Waarden das 
Zeventuig in Deichsachen nicht im Anschluss an ein daselbst 
bodenständiges Zeventuig in Landsachen eingeführt haben 
kann. Vielmehr kann es sich nur um eine Gntlehnnng 
aus den benachbarten friesischen Gebieten handeln. Unser 
Ergebnis fUr die Thieler- und Bommelerwaarden ist daher 
folgendes: Man wandte zunächst beim herrenlosen Deich 
eine allgemeinere Kundschaft in der Form der Befragung 
aller Deichgenossen an. Diese wurde aber, vor allem durch 
die Verordnung von 1316, durch ein Zeventuig ersetzt. Das 
Zeventuig aber entnahm man den benachbarten friesischen 
Gebieten. Erst später begegnet ein Zeventuig in Land¬ 
sachen, das man gleichfalls aus den angegebenen Ländern 
herübernahm. 

Die Verordnung von 1316 lässt uns auch für andere 
Gebiete, in denen eine Aufnahme des Zeventuigs statt- 

***) Groot. Gelderna Placaetboek I. App. S. 71, (auch bei Beekman> 
S. 1817, aber mit sinnstörendem Druckfehler). 

*•*) Ganz unhaltbar ist m. E. die Ansicht von Beekman a. a. O., 
dass es sich um ein Zeventuig in Land- und Deichsachen handle. Eine 
solche abstrakte Zusammenfassung der Auswahl der Sieben in 
den beiden, äusserlich verschieden gelagerten Fällen lässt sich mit dem 
Geist und der Ausdrucksweise der mittelalterlichen Quellen nicht ver¬ 
einigen. 

•»*) Siehe oben S. 564 f. 


Digitized by 



Original from 

UMIVERSITY OF MICHIGAN 



587 


gefunden hat, schliessen, dass es an die Stelle einer all¬ 
gemeineren Kundschaft getreten ist. 

Als Ergebnis für die Frage der Entstehung des 
Zeventuigs im deichrechtlichen Zwangsverfahren lässt sich 
daher folgendes bezeichnen: 

Das Zeventuig in Deichsachen geht auf 
eine Fortbildung friesischen Rechtes zurück, 
die an Kundschaften von einer bestimmten 
Zahl von Inquisitionszeugen anknüpft und 
sich in Anlehnung an das Zeventuig in Land- 
sachen vollzog. Daher findet sich das Zeventuig in 
Deichsachen regelrecht in den friesischen Gebieten 
der Niederlande, die ein Zeventuig in Landsachen kennen. 
In einigen nichtfriesischen Teilen der Niederlande 
ist es aus den benachbarten friesischen Gebieten auf¬ 
genommen worden und ist hier an die Stelle allgemeinerer 
oder anderer Kundschaften getreten. 

e) Schliesslich ist noch auf die entsprechende An¬ 
wendung der Kundschaften, insbesondere des Zeventuigs, 
auf den Fall einzugehen, dass zwei Parteien über ihre 
Deichpflichtigkeit an bestimmten Deicbstücken stritten 
(Kijfdijk). Im Vordergrund stehen dabei Streitigkeiten von 
Verbänden. Ausführlich sind wir hierüber für das Norder¬ 
quartier unterrichtet. 696 ) Es handelte sich vornehmlich 
um Verbände, die nicht zu einer Schauung gehörten. Das 
streitige Deichstück war häufig durch Einlagen 698 ) oder Ab- - 
dammungen von Seegaten 697 ) hervorgerufen. Hier wurden 
Zeventuigs auf Befehl des Grafen und seines Rates, 
später des Hofes von Holland eingesetzt. Das Zeventuig 
besteht aus den sieben nächst dem Deich gelegenen Kirchen 
oder aus sieben Personen der nächsten sieben Dörfer, oder 
aus sieben Landeigenern, die ausserhalb der streitigen 
Bezirke wohnen. Einmal besteht es aus Bauern und 


m ) Siehe oben S. 646 f. Zu folgendem vgl. G. de Vries S. 306 ff. 
"*) So bei dem Streit zwischen Waterland und Oatzaanen zu An¬ 
fang des 15. Jahrhunderts (Mieris IV, 90, 162). 

MT ) So bei dem Streit um den Keukendeich, der sich von 1365 bis 
I486 hinzog. G. de V r i e s S. 807 f. 
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30Knapppen. 598 ) Das Zeventuig wird auf den Deich ein¬ 
berufen, es untersucht die streitige Angelegenheit, hört die 
Parteien, lässt sich Beweisurkunden einreichen. Seinen 
Ausspruch gibt es alsdann entweder ohne weiteres oder erst 
nachdem es die Angelegenheit an oberster Gerichtsstelle vor¬ 
getragen hat und zum Deich zurllckgekehrt ist. 599 ) Der Aus¬ 
spruch wird als Zeugnis bezeichnet. 600 ) Er bedarf der aus¬ 
drücklichen oder stillschweigenden Bekräftigung durch den 
Landesherrn. 601 ) Häufig bedurfte es mehrerer Zeventuigs, 
bis der Streit beigelegt war, und beide Parteien sich be¬ 
ruhigten. 609 ) Zweifellos konnten auch Streitigkeiten zwischen 
zwei Einzelpersonen Uber ein Deichstück von vornherein 
durch Vermittlung eines Zeventuigs vor dem Deicbgericht 
erledigt werden. 663 ) Sehen wir doch auch, dass nach der 
Deichordnung für Kleve von 1575 die früher erwähnten 
sechs Inquisitionszeugen mit Deichgraf und Heemraden nicht 
allein bei einem herrenlosen Deich die Entscheidung 
treffen, 604 ) sondern auch dann, wenn sich „einiges Dycks 
haiven tuschen etlichen Erven unverstandt thodruge“. 605 ) 

3. Die nicht niederländischen Gebiete. 

a) Lässt jemand einen Deichschlag formlos liegen, so 
können die Deichbeamten ganz wie sonst gegen den Säumigen 
vorgehen, wenn er ihnen bekannt ist. Fehlt ihnen 
eigene Kunde, so verschaffen sie sich die nötige Kenntnis 
durch Nachfrage bei den beiden Schlagnachbam oder 
bei sonstigen Deichgenossen; sie haben, insbesondere bei 
einem kleineren Deichstück, zu einer Messung der beiden 
benachbarten Schläge und einer Vergleichung mit dem 
Deichregister zu schreiten. Vielfach müssen sie, wenn 


B98 ) M i e r i s IV, 440. 

*") Vgl. insbesondere G. de V r i e s S. 309. 
ö00 j M i e r i s IV, 440. 

601 ) Siebe z. B. M i e r i s IV, 440, 90, 152. 

eo# ) Vgl. z. B. den in Anm. 597 angeführten Streit. 

«o») y,ri # oben S. 415 und S. 573 f. 

604 ) Siebe oben. S. 552. 

6W ) art. 35 
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diese Messung zu keinem Ergebnis führt, auch zur Messung 
aller Deichscbläge des Deichzuges übergehen. 606 ) 

Das Befragen ist entweder ein schlichtes oder ein 
eidliches. 607 ) 

Insoweit ein Deichherr ausfindig gemacht wird, wird 
ihm der Deich zugewiesen, und es setzt das weitere Zwangs¬ 
verfahren gegen ihn ein. 606 ) 


**) Vgl. Arster Deicbgericht von 1668 (Bd. I, Einl. § 4a Anm.268): 
„Uff solckes heft de Gogreue de beiden Husinges (welcke darsuluest 
Naburs sin scholden) gerichtlich vorgeeschet und van ehnen begehret, 
se sich solden erklehren, worumme se mit ehren Diecken nicht konden 
tho samende körnen, den se den Gogreuen gekläget, dat se sick des 
herlosen Dieckes nicht annemen wolden. — Hierup se sich dieser 
gestalt erkläret, dat einer tho Dreye wahnhaftig, mit namen Herman 
Dame, tuischen ehnen lege mit einem stücke und hedde nene schlage 
ehre Nabers auerst nedden und bauen hedden so veel schlage also 
Landes“. Oldenburger D.-O. von 1668 art. VIII: „Würden irgend ein 
oder mehr gantze Schläge Teichs befunden, deren sich niemand anmassen 
wolte und die Nachbarn unten und oben hätten ihre volle Länge Teicha 
zu ihrem Lande und durch kein Mittel des Teichs Herr aussgefraget 
werden könte, so sollen die Teichgeschworene die Teiche mit Fleiss 
übermessen und vorerst versuchen, ob sich der Mangel darunter zeigen 
möchte, wo nicht, so sollen sie den gantzen Zug von forne zum anderen 
mahl anfangen“. D.-O. für die Herzogtümer Bremen und Verden von 
1692 Cap. XII, § 8. Siehe ferner den Bericht Lübbekes über das „Kyfgath“: 
„Und yfft dar wor eyn Kyffgadt ys, dat de dyck nycht tho hope wolde 
so mete de dyckgreue myt synen schwären de docht, dar dat Kyffgadt 
yn ys. De he den drapt, de tho ryngen dyck hefft, den wyse de dyck¬ 
greue myt synen schwären yn dat Kyffgadt unde neme dat syne dat 
van alse synen beschoweden kor unde 1 tonne bers vor de mate. Kan 
he yn der docht nemandt drapen, so mete he de ander docht ock, de 
negest dem Kyffgate lycht, drapt he yn der docht ock nemandt, so mete 
he so lange, dat he eynen drapt, scholde he ock des gantzen carspeis 
dyck meten“. Ober den Ausdruck „Kyfgath“ siehe unten Anm. 617. — 
Siehe noch die Quellen unten Anm. 627. 

•° 7 ) D.-O. des Landes Wursten von 1625 art. 32: „Haben die Teich- 
geschworenen, altem Gebrauch nach, um in etwa streitigen Sachen die 
Wahrheit zu erforschen und den anderen eidlich zu befragen 
vollkommene macht“. 

•° 8 ) Siehe Arster Deichgericht von 1568: Es wird der von den Nach¬ 
barn angegebene Dritte geladen (siehe oben Anm. 606). Dann heisst 
es: „Unde alse ehr nicht ersehenen, heft de Gogreue dem Lande vor- 
gedragen, dewile nu de Beklagede durch twe Schwären hirbevor citiret, 
und nuhne than Negenden mahle geeschet ock darbuor sinem Gudtherrn 
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Insoweit ein Deichherr nicht gefunden wird, wird die 
Gemeine an den Deich gefordert. Kann oder will sie 
keinen Schuldigen angeben, so wird „solch herrenloses Stück 
Teichs zu unterhalten, ihnen sämptlich pro quota an- 
und zugemessen“. 609 ) Der Deich fällt also an den Deich¬ 
verband zur Unterhaltung, bis sich etwa doch noch der 
wahre Deichherr oder jemand, der zu geringe Deichmasse 
hat. auf Grund einer Messung offenbart 

Der Ausdruck „herrenloser“ Deich wird in Deutschland 
im allgemeinen auf den Deich angewendet, dessen „Herr 
mit keinem Mittel ausgefragt werden kann“, auch 
handelt es sich mehr um einen selbständigen Deich- 
schlag. 610 ) Zum Teil wird aber von Herrenlosigkeit auch 
schon gesprochen, wenn ein Deichschlag unausgebessert 
und unvertreten zwischen zwei Kabeln liegen bleibt. 611 


angesecht were, und noch sin Gudtherr noch de Beklagede oder ein 
gefullmechtigede nicht ersehene, we he dann by eoleken herlosen 
Dicken solde fahren, darmede de Dicke einen Herrn kriegen, und dem 
Lande nen schade daruan tho käme. — Darup . . . ingebrocht, dewile 
de Dick herloß und nemand den Dick anfanget, möge de Gogreue mit 
einen Schwären einen spaden darup stecken and auer de Dwernacht 
stahn laten“. — Über die neunte Ladung und das Stehenbleiben des 
Spatens „auer de Dwernacht“ siehe oben S. 536, S. 538. Arster Deichgericht 
von 1569: „Dewile beide de vorigen und der itzige Neyen Schwären 
bekennet, dat se den beklageden Diek, tho twee schouwinge herloß ge¬ 
funden und erkandt, also dat kein Herr dortho sy . . . dat deme nach 
de Gogreue mit sampt den Schwären tho treden, und densüluigen Dieck 
verapaden und verfolgen schallde“. Vgl. hierzu meine „Verspätung“ 
S. 789 ff. — Über Zuweisung nach vorgenommenen Messungen vgl. 
Oldenburger Deichordnung von 1658 art. VIII. D.-O. für die Herzog¬ 
tümer Kremen und Verden von 1692 Cap XII, den Bericht Lübbekes 
(unten Anm. 617) und die Quellen unten Anm. 627. 

60t b Oldenburger D.-O. von 1658 art. VIII, D.-O. der Herzogtümer 
Kremen und Verden von 1692 Cap XII. § 3. Ostfriesisches Deichrecht § 12 

cio) Vgl. Oldenburger D.-O. von 1658 art. VIII. D.-O. für die Herzog¬ 
tümer Kremen und Verden von 1692 Cap. XII. § 3 u. f. Hack mann 
S. 3 ‘jo. (iierke „Verspätung“ S. 789. 

61t ) Arster Deichgorioht von 1569 (Bd.I, Einl. §4a Anm.268): „Dewile 
beide de vorigen und der itzige Neyen Schwären bekennet, dat se den 
beklageden Diek tho twee schowinge herloss gefunden und erkanndt 
also dat kein Herr dortho sy.“ Ferner Arster Deichgericht von 1508 
a. a. 0. Hierzu J. Gierke „Verspätung“ a. a. 0. 
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Das kleine, offenbar von einem Deichschlag abgespaltene 
DeichstUck wird teilweise auch als .streitiger“ Deich 
bezeichnet. 61 *) 

Wir erkennen also, dass in den nicht nieder¬ 
ländischen Gebieten eine Unterscheidung zwischen 
feierlich anerkanntem und nicht anerkanntem Deich nicht 
gemacht wird. 618 ) Die Deichbeamten bedienen sich bei 
einem liegengelassenen Deichschlag oder DeichstUck, wenn 
ihre eigene Kenntnis nicht ausreicht, der Messung, des 
Deichregisters, der Nachfrage (inquisitio). An 
letzter Stelle steht eine Anfrage bei der Gemeine 
unter Androhung ihrer Gesamthaftung. Eine feinere 
Ausgestaltung der Kundschaft, wie sie in den Niederlanden 
im Zeventuig begegnet, ist den nicht niederländischen 
Gebieten und zwar auch den friesischen Gebieten fremd 
geblieben. 614 ) 

b) Unter einem streitigen Deich im engeren 
Sinn wird in den Quellen ein kleines, unausgebessertes 
DeichstUck verstanden, bei welchem auf der Schauung 
unter den beiden Schlagnachbarn streitig ist, 
zu welchem Deichschlag es gehört. 616 ) Die Schlagnachbarn 
schliessen nicht ordentlich an beiden Seiten zusammen, 
keiner will das offenbar von einer selbständigen Kabel ab¬ 
getrennte DeichstUck als seinem Schlag zugehörig anerkennen, 
jeder will es dem anderen zuschieben und auf- 
b U r d e n. Der streitige Deich wird als K i e f d e i c h 616 ) oder 
W r o c k (W r a k) - d e i c h 6l6< ) bezeichnet. Meistens stellt er 

0l8 ) Siehe unten Anm. G17. 018 ) Siehe oben S. 645. 

cu ) Es verhält sich in dieser Hinsicht ebenso wie in den oben 
S. 576 bezeichnten niederländischen Gebieten. 

c,ß ) Belege bei Hack mann S. 818. 

° 16 ) Am frühsten begegnet der Ausdruck „Kyfdeich“ in einer Deich¬ 
rolle des Amtes Bleckede (Lüneburg) von 1600 (bei v. Lenthe S. 406 
Anm.) Oldenburger Deichordnung von 1658 art. VII, D.-O. der Herzog¬ 
tümer Bremen und Verden von 1692 Cap. XII. § 1. — Ostfrieaisches 
Deichrecht § 12: „Were idt oek sacke, dat tuschen tween ein Stück Dyckes 
beliggtMi hieve ungemaket. dat se up beyden Syden nicht konden tho 
hope komen“. 

fll °a) So insbesondere in der Oldenb. D.-O. von 1658 und der herzogl. 
Bremer D.-O. von 1692 (oben Anm 616). „Wrock“ bedeutet ebenfalls 
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sich als ein Loch dar, da er tiefer liegt, als die benach¬ 
barten ordnungsmässig aufgeworfenen Deichschläge. Daher 
wird er auch „Kyfgath" oder „streitiges Loch a genannt 617 ) 

Das Verfahren ist zunächst unmittelbar auf die 
beiden streitigen Nachbarn abgestellt. Interessant 
ist die Vorschrift des Spadelandsrechts, dass beiden Teilen 


„Streit*. Siehe Schiller und Lübben „MittelniederdeutschesWörter¬ 
buch* V. S. 784. „Wrack* ist hier verderbtes „Wrock*. 

• IT ) Oldenburger D.-O. von 16B8 art. VII, D.-O. der Herzogtümer 
Bremen und Verden von 1692. Cap. XII. §2. Ostfriesisches Deichrecht 
§ 12. — In der Aufzeichnung Lübbeckes (bei Detlefsen I t 

S. 367) wird „Kyfgath“ in einem weiteren Sinne gebraucht, es umfasst 
das Deichstück, bei welchem allgemein zweifelhaft und strittig ist, 
welchem Deichschlag der Verbandsgenossen es zugehört. Ganz verfehlt 
ist es, unter „Kyfgath* eine bis auf den Boden gehende Gasse zu ver¬ 
stehen und bei den Bestimmungen über es nur an einen neu aufzu¬ 
führenden Deich zu denken. Daher ist die Darstellung, welche Det¬ 
lefsen I. S. 836 f. gibt, nicht in der Weise zu berichtigen, wie es bei 
Detlefsen II. S. 496 von anderen vorgeschlagen wird, Allerdings bedarf 
auch die eigene Schilderung Detlefsen der Berichtigung. Wenn 
man sich für Holstein darauf beruft, dass „gadt“ nicht „Loch schlecht¬ 
hin“ bedeute, dies vielmehr „gab“, „gaff“ genannt werde, und dass 
„gadt“ nur einen völligen Durchgang bis auf den Boden, eine Gasse» 
bezeichne, so ist dies verkehrt. Gat bezeichnet in der Tat ein Loch 
schlechthin. Soll im Deichrecht ein bis zum Boden gehender Durch¬ 
bruch gekennzeichnet werden, so wird von einem „Grundgat* oder 
einem „Gat, das gleich der Erden gebrochen ist* (Altes ostfriesisches 
Deichrecht § 13, siehe oben S. 161) geredet. Auch die Gleichstellung 
von Kiefdeich und Kiefgat und die Wiedergabe mit „streitiges 
Loch* (siehe z. B. Oldenburg. D.-O. von 1658 art. VII, D.-O. der Herzog¬ 
tümer Bremen und Verden von 1692 Cap. XII) beweisen die Richtigkeit 
unserer Ansicht. Vor allen Dingen zeigt sich da9 Kyfgath auch auf der 
Hauptschauung, während es nach der Ansicht der Gegner doch nur bei 
der Abnahme eines neu angelegten Deiches, also in ganz besonderen 
Fällen, in Erscheinung treten könnte. So heisst es ira ostfriesischen 
Deichrecht § 7: „De drudde Schouwinge schall geschehen op St. Jürgen 
edder thom högesten up Maydag, uth orsaken, want dann de Huir- 
Llule gemenlyck van de Erven fahren, so soelen se alsdann de Dycke 
so guet denjenen wedder averlevern, de dar wedder upfahren, als se 
den entfangen hadden; werde denn in Warheit befunden, dat se un¬ 
gehorsam wereu gewest in der ersten und andern Dyckschouwinge 
edder se konden siele mit oiren Näheren an bevden Syden nicht ver- 
gelyken und wolden kompon, dat se nicht tho hope mit der Dyck-Mato 
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Pfänder abgenommen werden sollen. 618 ) Es bandelt sich 
um Wetteinsätze, durch welche die Rechtshängigkeit 
des Streites in Erscheinung tritt. Im übrigen ist eine ältere 
und jüngere Art des Verfahrens zu unterscheiden. Bei der 
älteren wird alsbald zur Messung der beiden Deich¬ 
schläge geschritten. 619 ) Bei der jüngeren Art tritt vor die 
Messung die Ausbesserung des Deiches, 680 ) und zwar 
wird sie entweder den beiden Nachbarn zusammen 681 ), oder 
demjenigen, für den die grösste Vermutung spricht, 688 ) unter 
Strafdrohung auferlegt. 688 ) Die Messung selbst wird vom 


komen konden, und ein Kyffgatt also befunden, ... so mögen de 
Dyckrichter . . . straffen“. — Die Bemerkung „Wenn es sich um einen 
Schaden an einem sonst bestehenden Deiche handelt, so kann ein Kyff- 
gadt nicht leicht entstehen, weil die Merkpfähle auf dem Kamme des 
Deiches den Pflichtigen ausweisen“ übersieht, dass diese Merkpfähle doch 
beseitigt oder verrückt sein können. Dass in der Tat hier sehr oft 
nicht ideale Zustände herrschten, beweist der Umstand, dass die Deich¬ 
ordnungen ausführlich den Fall regeln, dass jemand versehentlich einen 
anderen Deich macht in der Meinung, es sei sein eigener; vgl. z. B. 
Eyderstädt. D.-O. von 1695 art. 8, aus dem niederländischen Recht Deich¬ 
recht für Vollenhove (1354—1387) art. 34 und 35. 

Ä18 ) Spadelandsrecht art. XIV: „So zween Nachbarn umb ein Stück 
Teiches unfriedlich und ein Stück Teich auffworffen sollen beederseits 
Persohnen durch die Teichrichter gepfändet werden und stracks die 
Masse ergehen lassen, und weme das Stück auffgeworffenen Teiches 
beykompt, sal dem Unschuldigen sein Pfand wieder einfreyen, an der 
Obrigkeit zehen Gulden und au die Teichrichter sechs Marek verbrochen 
haben“. 

a19 ) Siehe Anm. 018. 

® 20 ) Die Entwicklung wird bewiesen durch die Verordnung zum 
Spadelandsrecht von 1535: „Dass der streitige Deich erstlich solte zum 
vollen Seeteich gemachet werden und denn die Masse gehen“. Note 
Heimreichs zu art. XIV Spadelandsrecht. 

MI ) Das alte ostfriesische Deichrecht fährt an der oben Anm. 617 mit¬ 
geteilten Stelle fort: „So soelen se by einer Poena und Straffe datKyff- 
Gat beyde tho hope reede maken“. Oldenb. D.-O. von 1658 art. VII. 
Abs. 1. Vgl. auch D.-O. der Herzogtümer Bremen und Verden von 1699 
Cap. XII. § 1 ff. (erst „zur Vergleichung* anbefohlen, dann beiden 
Teilen oder dem, für den die grösste Vermutung spricht, zugewiesen). 

6a *) Eyderstädt. D.-O. von 1595 art. 7; wohl eine spätere Ent¬ 
wicklung. 

* 28 ) Weitere Zwangsmittel als Verfall der Säumnisbusse kommen 
in älterer Zeit vor der Messung zunächst nicht zur Anwendung. — Die 
J. v. Gierke, Geschieht# des deutschen Deichrechts II. 38 
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Schaukollegium, meistens in Gegenwart der ganzen Gemeine, 
vorgenömmen. 6 * 4 ) Stellt sich durch die Messung und eine 
Vergleichung des Deichregisters der Schuldige heraus, so 
wird ihm der streitige Deich zur Unterhaltung zugewiesen, 
er muss Brüche an die Obrigkeit zahlen und, insoweit es 
erforderlich ist, dem Unschuldigen Ersatz leisten. 6 * 5 ) Ergibt 
sich dagegen, dass die „ unfriedlichen * Nachbarn richtige 
Masse haben, so kommen sie für den streitigen Deich nicht 
mehr in Betracht. 6 * 6 ) Es schliesst sich aber das Verfahren, 
das wir oben beim formlos liegengelassenen Deich kennen 
gelernt haben, insoweit es noch nicht zur Erledigung ge¬ 
kommen ist, an, indem sow r eit nötig durch Nachfrage oder 
weitere Messungen nach dem Deichherrn geforscht wird, 
bis schliesslich bei Ergebnislosigkeit dieser Massnahmen auch 
das streitige Deichstück dem Deichverband zur Unterhaltung 
aufgebürdet wird. 627 ) 


D.-O. der Herzogtümer Bremen und Verden von 1692 a. a. O. kennt an 
Stelle der Anordnung der Deichau-bessertmg unter Strafdrohung die 
Möglichkeit der Ersatz Vornahme auf Kosten des Niederfälligen. 

Ät4 ) Altes ostfriesisches Deichrecht § 12 „eoe soelen de Dyckrichtere 
in Tegenwardighcid der Gemeine den Dyck nieten*. Wilkür von Wurt- 
fleth art. 14 (hier heisst es, dass die Bauernschaft misst). 

626 ) Siehe Spadelandsreeht art. XIV (Einfreyen des Pfandes und 
Brüche oben Amn. 618); Ostfriesisches Deichrecht § 12: „De dann 
schuldig wort befunden, sali den andern den Schaden uprichten, denn he 
des Dyckes halven gehad helft.“ Eyderstädter D.-O. von 1595 art, 7: 
„Dar idt sick darna anders befunden schall de Egendoemer ehme dat 
Dickerlohn betalen, ock wegen siner Unachtsahmkeit dubbolde Bröecke 
to geven schuldig sin“. Oldenb. D.-O. von 1658 art. VII erwähnt ausser 
der Bezahlung der Arbeitsleistung auch den Ersatz des Schadens, der 
infolge des Wrockdeich an dem Doichchlag des Unschuldigen herbei¬ 
geführt worden ist. D.-O. der Herzogtümer Bremen und Verden von 
1692 Cap. XII, § 2. 

• 2Ä ) Die Mehrzahl der Quellen beruhigt sich beim streitigen Deich 
im engeren Sinn mit der Feststellung, dass er einem der beiden Schlag¬ 
nachbarn zufällt. Siehe aber die folgende Anm. 

«a?) Vgi. D.-O. für die Herzogtümer Bremen und Verden Cap.XII § 3. — 
Altes ostfriesisches Deichrecht § 12: „Kunde men ock neuen van bevden 
schuldig finden, desgelyken ock dorch dat Dyck-Register, so sali dat 
gantzo Karspel einen noemen und schuldig maken. Wolden ock de 
gemeine Karspels-Luden nemand nahmhafftig odder schuldig maken, so 
soelen de Dyckrichter met dessen Dyckrechte der Gemeine datsülve 
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VIII. Das Verfahren beim Busenrecht. Es 
bedarf schliesslich noch eines kurzen Eingehens auf das 
Zwangsverfahren beim Busen recht. Wir erinnern uns, 
dass das Busenrecht 6 * 8 ) in einigen Gebieten der Nieder¬ 
lande auftritt als ein Recht der Deichobrigkeit, Grund¬ 
besitzungen ehemaliger Hauptpflichtiger haftbar zu machen. 
Es setzt an sich einen verlassenen Deichschlag 
voraus, sei es auf Grund einer feierlichen Preisgabe (Spaten¬ 
recht), sei es infolge formlosen Liegenlassens. In letzterer 
Hinsicht kommt vor allem der nicht anerkannte Deichscblag 
in Betracht. Allerdings hat man das Busenrecht auch in 
Fällen zur Anwendung gebracht, wo es sich um eine nicht 
eigentlich verlassene Deichkabel handelte, für welche von 
der Obrigkeit Geld ausgelegt worden war. 6 * 9 ) 

Die Busenlandsuche wird regelmässig un¬ 
bedingt durch eine Kundschaft, insbesondere ein 
Zeventuig, vorgenommen. 630 ) Doch gibt es auch Quellen, 
welche sie den Deichbeamten auferlegen, wobei es 
diesen aber ausdrücklich oder stillschweigend überlassen 
ist, subsidiär Kundschaften anzustellen, wenn ihre eigene 
Kenntnis nicht ausreicht. 6 * 1 ) In Bezug auf die Kundschaften, 
namentlich das Zeventuig, ist auf die früheren Darlegungen 


Kyffgatt so lange inplichten thor Tyd de rechte Schuldige genoemet 
worde; des soelen ock de Dyck-Richtere de Gemene de Broecke darvor 
affnehmen.“ Vgl. noch Oldenburger D.-O. von 1658 art. VII und VIII 
und die Weitermessung bei Lübbecke (oben Anm. 617). Vgl. auch 
die oben Anm. 616 angeführte Deichrolle von 1600: „Der Bleckeder Kiff- 
teich, so sie insgemein machen müssen“. 

628 ) Siehe zu Folgendem oben S. 126 ff. 

•*») Vgl. oben S. 127, Anm. 30. 

M0 ) Vgl. namentlich in Bezug auf das Spatenrecht Deichrecht 
für Salland von 1808 art. 21 ff. Deichbrief für den Diemer-Seedeich von 
1423: „Maer quamen den gemeenen Lande eenigen dyck op metter spade 
te steeken, als recht is, soo sal het gemeene Land mögen anspreken en 
doen aenspreken sulk Land als van ouds tot dien dyk hoort en toebehoort 
heeft metten seven“. In Bezug auf den nicht anerkannten Deich siehe 
z. B. ebenfalls Deichrecht für Salland von 1308 art. 23, von 1493 art. 72 ff. 
Deichrecht für Mastenbroek von 1439 art. 8 und 9. Deichrecht für Vollen- 
hove (a. 1354 — 1387) art. 57 ff. Ferner oben S. 549 ff. 

ÄBI ) Siehe die Verordnung für Delfland von 1379. (Meylink Nr. 102), 
D.-O. für den Lekdeich boven Dams von 1323: Es haftet der Deichhaitor 

38 
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zu verweisen. 6jS ) Bei dem sich an das Spatenrecht an¬ 
schliessenden Busenrecht wurde teilweise vor Einberufung 
der Kundschaft für eine Ausbesserung des Deiches durch 
Verdingen und Geldauslegen gesorgt. 633 ) Bei dem nicht an¬ 
anerkannten Deich ist in den meisten Gegenden ein Zeventuig 
tätig, das im Rahmen eines fortlaufenden Verfahrens zu¬ 
nächst die zur Kabel gehörigen Länder und alsdann die 
Busenländer sucht und an weist. #S4 ) 

Das älteste typische Verfahren ist bereits früher von 
uns als Verfallsystem bezeichnet worden. 635 ) Es kam 
stets beim Spatenrecht und vielfach beim nicht anerkannten 
Deich zur Anwendung. Bei ersterem war das ganze ver¬ 
haftete Grundvermögen des Hauptpflichtigen preisgegeben, 


„also verre also syn goet strecket“, „en hadde die ghene die den dyc 
zine waar, so vele goede nyet, zo zellen die Heemraden op hören 
eed proeven, wt wat Lande dat dat Land ghecotnen is, daar dese 
dyc op leghet“. D.-O. von 1493: „Ende wairt dat hy den spade stäke, 
die den dyk toebehoirde te maken, soe sal onse Dykgrave metten 
Heemraden den dyk boesemen na wtwysinge des dykbriefs“. D.-O. von 
1582 art. 17. D.-O. für den Lekdeich beueden Dams von 1434: Können 

Deichgraf und Heemraden kein Busenland finden, so sollen die Schulzen 
von Lopik und Jaarsveld und Langeraak mit den hohen Heemraden 
und den Niederheemraden prüfen, „en konden zy des onder hen 
niet vinden soo souden zy een ondersoeck daar op 
doen van hoiren gebuuren, ende die oudste en vroedste 
gehuur daar op eeden die rechte waarheyd te seggen, 
wat Landen zy weten“. Die Deichordnung von 1454 gibt in 
art. 16 beim Spatenrecht ebenfalls den Heemraden die Busenlandsuche. 
Interessant ist, dass bei den Rechtssätzen dieser Deichordnungen, an 
denen auch Ysselstein beteiligt ist, das Boesemen stattfinden soll durch 
die sieben Heemraden und fünf Mannen, die der Herr von Ysselstein 
auswählt. Auch in Waterland und Zeevang scheint das Bosemen bei 
den Heemraden gelegen zu haben, obschon hier der nicht anerkannte 
Deich dem deichpflichtigen Lande durch ein Zeventuig zugewiesen wurde. 
Vgl. Beekman S. 209 und oben S. 683. 

«») Vgl. oben VII. 

cm) Vgi. Deichrecht für Salland von 1308 art. 22 (auch in Bezug 
auf den feierlich preisgegebenen Deich): „Soe moet dye Dyckgreue den 
Dyck doen dyken met onsen penningen, alsoe groot dat die Heemraden 
den laeuen". 

d54 ) Vgl die oben Anm. 430 angegebenen Quellen und oben 

S. MO ff. 

535 ) Siehe oben S. 128, ferner J. G i e r k e „Busenrecht“ 1121 ff. 
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bei letzterem wurde es oft als einheitliche Masse eingezogen, 
wenn die aufgelautenen Deichschulden nicht beglichen 
wurden. 6 * 6 ) Nunmehr setzte dann die Heranziehung der In¬ 
haber von Busenländern ein mit der Aufgabe, den Deich 
mit allen bisher verfallenen Grundvermögen zu übernehmen 
bei Verlust (Verfall) ihrer Busengüter. Die Heran¬ 
ziehung erfolgte durch Zeugnis und Urteil. Das Zeugnis 
der Sieben erfuhr eine teilweise Trübung, indem es als 
„Zevengave“ auftritt. 687 ) Ursprünglich wurde jedes Busen¬ 
land ganz gesondert herangezogen, später „formte“ man die 
Gabe so lange, bis eine Übernahme aussichtsvoll erschien. 6 * 8 ) 

Das Verkaufsystem 689 ) findet sich beim nicht an¬ 
erkannten Deich und in anderen Fällen. Es besteht darin, 
dass bei Unzulänglichkeit des verhafteten Grundvermögens 
des Hauptpflichtigen dessen Grundstücke und Deiche mit 
den etwa erforderlichen Busenländem in einer Masse ver¬ 
kauft wurden. Vor den Grundstücksverkäufen liegen Ver¬ 
suche der Deichobrigkeit, sich aus der Fahrhabe oder den 
Nutzungen der Grundstücke des Hauptpflichtigen zu be¬ 
friedigen. 640 ) Ein anderes Verkaufsystem, das auf das 
Busenrecht bei nicht eigentlich verlassenen Deichschlägen 
zugeschnitten war, war so ausgestaltet, dass sich die Deich¬ 
obrigkeit völlig schrittweise aus Fahrhabe, Grund¬ 
stücken des Hauptpflichtigen und den einzelnen Busen¬ 
ländern durch Verkauf zu befriedigen suchte. 641 ) 

Den Schlusstein des nicht erfolgreichen Verfahrens 
beim Busenrecht bildet die Haftung des Deichverbandes. 
Als Träger des Deichverbandes tritt völlig die Genossen¬ 
schaft in den Vordergrund, das Busenrecht erscheint als 
eine Entlastung der Genossenschaft. 648 ) Beim Verfallsystem 


036) \7g] # 0 b en g. 572 f. 

M7 ) Vgl. oben S. 567. 

Äts ) J. Gierke »Busenrecht“ S. 1122 ff. 

•») a. a. 0. S. 1124 und oben S. 128 ff. 

Vgl. D.-O. für den Lekdeich boven Dams von 1537 art. 19 ft* 
J. G i e r k e a. a. 0. S. 1125. 
a. a. 0. S. 1126. 

64 *) Vgl. die D.-O. für Delfland von 1879 (oben Anm. 681): Die 
durch Spatenrecht preisgegebenen Deiche und Länder sollen nicht an 
den Grafen, sondern an das gemeine Land fallen, aber das Busenrecht 
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fällt daher mangels einer Übernahme der Deich mit allen 
seinen Schulden, Ländern und Busengütern dem gemeinen 
Lande zu. 845 ) Beim Verkaufsystem haftet das gemeine Land 
für den durch die Verkäufe nicht gedeckten Rest. 644 ) 


§ 8 . 

Grössere Veränderungen am Deich (Anordnung und Erlaubnis) 
— Ausführung gemeiner Werke, Geldumlagen und Rechnungs¬ 
legung — Deichverteilungen und Deichroflen 

I. Grössere Veränderungen am Deich (Anordnung 
und Erlaubnis). 

1. Allgemeines. Es gibt eine Reihe grösserer 
Veränderungen am Deich, die vom Standpunkt der 
Verwaltung aus noch einer besonderen Betrachtung 
bedürfen. Es gehören hierher die eigentlichen Deich- 
Verlegungen 1 ), die grösseren Deich Verstärkungen 
(insbesondere die Häupter)*) und die Schleusen¬ 
bauten. Man muss bei ihnen Anordnung und Er¬ 
laubnis einerseits, die eigentliche Ausführung andrerseits 
unterscheiden. Die Schleusenbauten gehören nur zum Teil 
hierher, nämlich nur insoweit, als Schleusen in Deiche 
gelegt wurden und eine D e i c h Verwaltung beteiligt ist. Wir 
befassen uns zunächst lediglich mit der Anordnung und 
der Erlaubnis*). Für alle drei Massnahmen galten in 
dieser Hinsicht vielfach gleichartige Rechtssätze. 4 ) Die 

Bei anzuwenden. Siehe oben S. 115. Deichordnung für den Diemor See¬ 
deich von 1423 (oben Anm. 630). Siehe auch das alte Deichrecht für 
Maas und Wael von 1321. 

**•) Belege bei J. Gierke, „Busenrecht“ S. 1122 Anna. 2. 

•“) a. a. 0. S. 1126 und 1127. 

*) Siehe oben S. 64. Nicht hierher gehören die Vorbedeichiing<*n. 

*) Siehe oben S. 217. 

•) Die Ausführung wird unter II. behandelt werden. 

4 ) Größere Einlagen, größere Deichverst&rkungen und Schleusen¬ 
bauten fallen auch unter den Begriff der „neuen Werke". Vgl. 
D.-O. für den Lekdeich beneden Dams von 1454 art. XIV, D.-O. für 
Voome von 1516 art. VI, D.-O. für Rijnland von 1596 art. F.; doch 
rechnete man hierzu auch die einfache Herstellung grosser Deichbrüche. 
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Anordnungen, welche für sie in Betracht kommen, sind 
vornehmlich An Ordnungen für den Einzel fall. Gerade 
hier erfährt daher das die deutlichste Beleuchtung, was wir 
früher als wichtig filr die rechtsgeschichtliche Entwicklung 
der bedeutsameren Anordnungen für den Einzelfall zu¬ 
sammenfassend hervorgehoben haben.*) Bemerkenswert ist 
ferner, dass der immer mehr hervortretende geldWirt¬ 
schaft liehe Charakter der Ausführung der erwähnten 
Werke auch ihre Anordnungen in Verbindung mit dem 
Finanzwesen des Deichverbandes bringt, insbesondere 
den Geldumlagen und der Rechnungskontrolle. 6 ) Hiermit in 
Zusammenhang steht es, dass in manchen Verbänden zu 
Ende der Periode die Anordnung der jährlich notwendigen 
grösseren Veränderungen am Deich im Voraus gemein¬ 
schaftlich mit der Anordnung sonstiger gemeiner Werke 
erfolgte. 6 *) 

2. Deich verlegunge n. Zu ihnen gehören Ein¬ 
lagen und Auslagen. Der Schwerpunkt fällt auf die Ein¬ 
lagen. 7 ) 

In der ältesten Zeit geschahen Einlagen und Auslagen 
auf Grund eiues freien B eschlusses der Gesamt¬ 
heit der Deichgenossen. Der Beschluss setzte auch 
den Umfang der Deichverlegung fest 7 *) Später finden wir 
erhebliche Änderungen. Sieht man von den herrschaft- 


B ) Siehe oben S. 346 ff. 

6 ) Über Geldumlagen und Rechnungslegung siehe unten II. 

ca ) Vgl. unten 112. 

7 ) Vgl. oben S. 192 ff. und 207 ff. Vielfach treten die Einlageu, 
bei denen es sich nicht um eine Umdeichung eines Deichbruches 
handelt, in den Vordergrund. — Aus dem niederländischen Recht vgl. 
über Deichverlegungen im allgemeinen G. de Vries S. 67 ff., Book¬ 
man S. 514 ff. und S. 880 ff. Doch tritt bei ihnen die rechts- 
ge8chichtliche Entwicklung nicht richtig hervor. Insbesondere ergibt 
sieh aus der Darstellung von G. de Vries für die ältere Zeit kein 
zutreffendes Bild, da er von einem ursprünglichen Zustimmungsrecht 
des Landesherrn ausgeht, vgl. unten c). 

7 «) Vgl. rückschließend namentlich die unten Anm.22ff. angeführten 
Quellen. 


Digitized by 


Go^ 'gle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



600 


Digitized by 


liehen Deiehverbänden im engsten Sinne ab, 7b ) so kann 
man am besten folgendermassen unterscheiden: 

a) In einigen Verbänden 8 ) siegte mit dem Durch¬ 
dringen der Kleinkabeldeichung in Bezug auf Ein¬ 
lagen, bei denen es sich nicht um die Umdeichung eines 
Deichbniches handelte, zunächst eine stark individua¬ 
listische und formale Ausgestaltung. Der Kabelhalter 
konnte nämlich durch einen Eid die Anordnung einer Ein¬ 
lage von der Deichverwaltung erzwingen. Nötig war nach 
dem Deichrecht für Salland von 1308 ein Schwur des 
K a b e 1 h a 11 e r s mit zwei E i d e s h e 1 f e r n , dass das 
Ufer so nahe an seinen Deich herangekommen sei, dass er 
seinen Deich nicht länger halten könne. 8 *) Das Begehren 
musste auf dem „Aenvank“, der ersten Hauptschauung, und 
in rechtsförmlicher Weise unter Vermittlung eines Vor¬ 
sprechers vor Deichgraf und Heemraden gestellt werden. 
Es ergeht dann das Urteil der Heemraden „datmen hem 
schul dich is ein Oplaege te gheuen“. 9 ) Hieran schliesst 
sich die Anordnung der Einlage durch Deichgraf und Heem¬ 
raden unter Hinzuziehung von vier oder fünf klugen und 
erfahrenen Deichgenossen. Es wird von ihnen der Umfang 
der Einlage festgesetzt, wobei sie nicht nur bestimmen, wie 
weit der Deich landwärts zu legen ist, sondern auch welche 
Kabelhalter ausser demjenigen, der die Einlage begehrt hat, 
mit zurückweichen müssen. 9 *) Das Recht des Kabelhalters 

7b ) Audi hier ist zu betonen, dab diese eine nur sehr geringe 
Kölle gespielt haben. Vgl. oben S. 1. Anm. 2. Man wird in Bezug auf 
Deich Verlegungen zu sagen haben: Sie wurden entweder vom Herrn 
ungeordnet oder bei vertraglicher Deichpflicht auf Grund einer Einigung 
zwischen dem Herrn und den Betroffenen vorgenommen. 

*i Die Fassung oben S. 203 ist zu allgemein. Die Entwicklung 
ist nur in einigen Verbänden eingetreten. 

art. 2: „Dat die wilde wykinge die van Ouerlandt koemett, syn 
erve buten synen Dvcke soe seer en wech gebroeken heftt, ende too 
ßchoirt, soe dattet scliaer (Ufer) so nae synen Dyck gaett, dat by de 
nedersto zoede mitter ouerster noch die ouerste zoede mitter nederster 
nyett ge holden en kan.“ Bd. I 8. 22 V 
°) a. a. 0. 

So sind art. 5 und art. 6 zu verstehen: „Dan sullen die Heem¬ 
raden gaen toe enn nemmen daer toe vyer offto vyff vroeden wyse 
knnepen in den Lande ende bezien datt schaer (Ufer), hoe nao dattet 
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auf Einlage ist durch die Vorschrift begrenzt, dass in jeder 
der beiden grösseren Deichstrecken des Deichverbandes 
eine Einlage nur einmal im Jahr stattfinden darf. 10 ) Nacli 
dem jüngeren Schulzenrecht des westerlauwerschen Fries¬ 
lands gentlgt der Eid der betroffenen Kabelhalter. Durch 
Asegenurteii wird dann angeordnet, dass sie bis auf zwei¬ 
mal 63 Fuss den Deich zurücklegen dürfen. Für eine noch 
tiefere Einlage ist ein zweiter Eid und ein zweites Asegen¬ 
urteii erforderlich; doch kann der Deich höchstens auf 
weitere 63 Fuss zurückverlegt werden. Innerhalb der an¬ 
gegebenen Grenzen konnten die Kabelhalter selbst die Ein¬ 
lage bestimmen. 11 ) — In späterer Zeit wird in Overijssel 
von den Eiden abgesehen, und es konnte einfach bei be¬ 
stimmter Grösse des Abbruches des Aussenlandes 
eine Einlage gefordert werden; dabei wurde auch hier der 
Umfang der Einlage unter Hinzuziehung von mehreren 
Deichgenossen durch die Deichbeamten bestimmt. 12 ) In 
diesen Verbänden hatte also unzweifelhaft der einzelne 
Kabelhalter ein Hecht auf eine Zurückverlegung des 
Deiches, falls gewisse Bedingungen erfüllt waren. Es ent¬ 
steht aber die Frage, ob hier überhaupt nur unter den 
angegebenen Voraussetzungen eine Einlage angeordnet 
werden konnte. Die Frage dürfte im allgemeinen zu be- 

is, all waert oek an dos Mansdyck nyett, dio de Oplaoge bezwaron heoft. 
Man sal nochtans sticken dio Oplaege alsoe vecr tu Lamlowoort, als 
den Heemraden dunckot (ende?) die daor toe genommen sint, datt dem 
gemeyne Lande oirbaerlyke is ende men deer oeck kortelick giene nyo 
Oplaege leggen en der!?.“ 

10 ) art. 18: „Voert en sal men giene Oplaeghe winnen binnen elken 
deel van den Dycke meer dan eine des Jaers. Ende die sali hebben die sy 
yrst winnet alse recht ia ende de Heemraeden kennen daert meest noot 
is.“ Ea handelt sich offenbar um die Teilung, die in art. 37 und 38 er¬ 
wähnt ist. Vgl. oben S. 211. Zweifelnd Heek man S. 518. 

u ) v. Richthof e n Rq. S. 416, § 16 und Bd, I. S. 225. Bei den ersten 
63 Fuss handelt ea sich um den Abstandsraum, der als „dos Deiches 
Halt* in Betracht kam. Siehe oben S. 286. 

M ) Siehe Deichrecht für Zalk 1485 art. 59 und 60 (oben S. 208 
Anm. 18). Dazu die schon im Jahre 1489 beliebte Abänderung oben 
S. 217, — Siehe ferner Deichrecht für Salland art. 59 (a. 1494) unter 
Beachtung des Umstandes, dass die Häupter an die Stelle der Einlagen 
traten (vgl. unten 3). 
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jähen sein. 13 ) Dies alles aber waren unhaltbare Zustände. 
Die formale und individualistische Ausgestaltung wurde da¬ 
her überwunden. Es dringt der Satz durch: Es entscheidet 
Uber eine Einlage das freie Ermessen der Deich- 
Verwaltung. Der einzelne, unmittelbar interessierte 
Kabelhalter mag sich mit Anträgen und Wünschen an sie 
wenden, aber auch ohnedem kann die Deichverwaltung im 
Gesamtinteresse anordnend einselireiten. • Aut ein Über¬ 
gangsstadium weist das Deichrecht für den Thieler- und 
Bommeler-Waard von 1399 hin. Nach ihm ist eine Einlage 
zu legen, wenn mindestens drei der interessierten Kabei- 
halter den Antrag stellen und die Heemraden urteilen, dass 
sie für den Deichverband nützlich sei. 14 ) Später scheint 
man die Vorschrift in dem Sinn verstanden zu haben, dass 
Deichgraf und Heemraden sich auf die Prüfung eines Ein¬ 
lagebegehrens nur einzulassen brauchen, wenn ein Antrag 
mehrerer vorlag, aber auch ohne einen solchen von Amts¬ 
wegen eine Einlage anordnen können. 18 ) 

Bei Einlagen und Auslagen, bei denen es sich um 
Umdeichungen von Deichbrüchen handelte, konnte eine 
individualistische Ausgestaltung weniger leicht Boden ge¬ 
winnen. Hier kam eine Deich Ausbesserung in Betracht, 
bei der im allgemeinen die Gesamtheit sofort eintrat, der 


1B ) Im jüngeren westerlauwerschen Schulzenrecht (siehe oben 
Anm. 11) heisst es am Schluss: „Soe sint dae lioed nier him to warane, 
danse him aegh in toe reraa iefta enich tioech to ontfaen“. Das be¬ 
deutet, dass der Eid der Leute über den Umfang der Einlage ent¬ 
scheidet und ein Gegenzeugnis nicht möglich ist, dass sie ihn weiter 
zurücklegen müssen. Dies lässt sich entsprechend für die Vornahme 
der Einlage überhaupt anwenden. 

14 ) „Soe waer drve oft meer in onser schon wen, die in den dyck 
gedyckt syn oft in der inlaege gedyckt sullen worden, quemen ind be- 
geerden eene inlaege, dat den Heennaeden dogt des Landes orbaer tho 
syn, soo willen wy dat die Heemraeden schieren en koeren sullen die 
inlaege.“ Es ist hier offenbar nicht auch an drei beliebige Deichgenossen 
gedacht, sondern nur an unmittelbar interessierte Kabelhalter- Zu be¬ 
achten ist, dass das Begehren von mehreren gestellt werden muss. 
Ein einzelner kann eine Einlage nicht erzwingen. 

1B ) Vgl. Deichrecht der Thieler- und Bommelerwaard von 1683 Kap. 
VIII art. r>. 
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einzelne also zunächst ausgeschaltet wurde. 16 ) Doch regen 
sich auch bei solchen Einlagen gewisse individualistische 
Momente. So kann nach dem Deichrecht für Cellerouiden 
der Kabelhalter eine solche Umdeichung vornehmen, wenn er 
will, er erhält aber dann keine Beihülfe. 17 ) In Assendelft, wo 
man nach Gebietsanschuss deichte und in individualistischer 
Ausgestaltung eine rechte Hülfe bei Wehlen im 15. und 16 
Jahrhundert versagte, 18 ) konnte nach der Handveste von 1405 
eine Umdeichung stattfinden, wenn der Kabelhalter sie be¬ 
gehrte und Schulz und Schöffen sie für nützlich hielten. 
Dagegen stand es dem Kabelhalter frei, wenn er wollte, 
den Deich an der alten Stelle wieder zu errichten. 19 ) Hier 
lässt sich aber deutlicli die volle Überwindung eines 
individuellen Standpunktes erkennen, denn nach der Hand- 


ia ) Vgl. Deichrecht für Salland von 1808. Nach ihm wird die Um¬ 
deichung eines Deichbruches einfach auf Grund des Ermessens der 
Heemraden und von Vertretern der Deichgenossen zur gesamten Hand 
vorgenommen. Siehe art. 36 in Verbindung mit art. 14 ff. — Der An¬ 
fang von art. 36 ist oben S. 197 mitgeteilt worden. Hier ist noch die 
Fortsetzung von Wichtigkeit: „Alle des gelyken weer, of! eine Oplaege 
mit Rechte gewonnen werde sonder archeit ende daer too gedaen weer 
alle datt recht weer, als voirgescreuen is. daermen Oplaege plecht te 
winnen.“ Dies ist so zu verstehen: Es soll ganz das Gleiche gelten, als 
ob eine Einlage wegen Uferbruchs von dem Kabelhalter durch Eid u. s. w 
gewonnen worden wäre. Keineswegs ist daran zu denken, dass die 
Grundsätze der Gewinnung einer solchen Einlage hier Anwendung finden 
sollen. 

17 ) Siehe Deichrecht für Cellemuiden (16. Jahrh.) art. fc 15 (oben 
8. 169 Anm. 50). 

,8 ) Siehe oben S. 200 Anm. 195. 

19 j Handvesten für Assendelft S. 44: „Waer’t dat eenighe gront- 
waele scheurde of brake in den dyck .... ende die geenen, dien die 
dyck ende de waole toebehoerde, in denselven waele ende kolck niet 
weder dycken en woude die mochte dan komen op hy woude, tot 
den Schout ende begeeren aen hem die Sehepenen dair op te verdaghen, 
ende die dyck uyt ofte in te leggen, ende dan soudo die Schout die 
Sehepenen dair op daghen ende bieden ende die souden dan met recht 
ende vonnisse dien dyck by heuren eede keuren ende wysen uyt of in 
te leggen na des lands meesten oirbaer“. Dass die SchöflFen 
die Deich Verlegung auch ablehnen konnten, ergibt sich m. E daraus, 
dass die Handveste von einem freien Zustimmungsrecht der Herrschaft 
ausgeht (siehe hierzu die folgende Anm.). 
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veste von 1487 entscheidet Uber eine Umdeichung allein 
und von Amtswegen die Deich Verwaltung. 80 ) 

b.) Verbandsgenossen und Deichbeamte. 
Grosse Manigfaltigkeit herrschte da, wo das freie 
Ermessen der Deichverwaltung für die Anordnungen von 
Deich Verlegungen massgebend war, in Bezug auf eine Be¬ 
teiligung der Verbandsgenossen neben den 
eigentlichen Deichbeamten. Verschiedenheiten be¬ 
standen in örtlicher und zeitlicher Hinsicht, in Bezug auf 
den Kreis der Verbandsgenossen und die Art ihrer Be¬ 
teiligung. Der allgemeine Zug der geschichtlichen Ent¬ 
wicklung geht zunächst auf eine ZurUckdrängung, alsdann 
aber wieder auf ein Hervortreten der Verbandsgenossen 
oder besonderer Vertreter von ihnen. Bedeutungsvoll ist 
ein Vergleich der Beteiligung der Verbandsgenossen oder 
ihrer Vertreter an den Keuren der Deichbeamten zwecks 
Deichausbesserung im allgemeinen 21 ) mit ihrer Beteiligung 
an den Anordnungen von Deichverlegungen. In vielen 
Verbänden nämlich tritt bei letzteren ihre Beteiligung stark 
hervor, während sie bei ersteren fehlt oder geringer aus¬ 
geprägt ist. Dies erklärt sich daraus, dass es sich bei den 
Deichverlegungen um besonders wichtige Änderungen 
handelte, die in mannigfache Interessen tief eingriffen. An 
dem Emporsteigen der Deichbeamten Uber die Deichgenossen 
haben vielfach herrschaftliche und landesherrliche Einflüsse 
und Privilegien mitgearbeitet. Oft wurde erst durch die 
Befreiung von herrschaftlicher Zustimmung, von der später 
zu sprechen ist, die Frage der Zuständigkeit der Deich¬ 
beamten im Verhältnis zu den Verbandsgenossen voll ge¬ 
klärt. Eine Beteiligung der Gesamtheit der Verbands¬ 
genossen konnte sich naturgemäss nur in kleineren Ver¬ 
bänden lebenskräftig erhalten oder erneut durchsetzen, in 
grossen und umfassenden Verbänden treten an ihre Stelle 

ao ) Handvesten S. 77: „Oft gebeurte dat ter een grontwael in 
braecke, so« nullen die Schont met die Schepenen . . . dat weder moghen 
keuren, den dyck uvt ende in te leggen tot den meesten oirbar van 
den lande, sonder daer af ghouden te wesen aen my dat ©erst te ver¬ 
locken, nae uytwysen heur oude Handvesten - . 

*') Siehe oben S. 8nS ff, ‘^8 ff. 
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besondere Vertreter. Diese „Vertreter“ haben allerdings 
ein sehr verschiedenes Aussehen. Zunächst kommen in 
Betracht mehrere gewöhnliche Deichgenossen, in grösseren 
Verbänden ferner bäuerliche Bevollmächtigte oder Vorsteher 
von Gemeinden. Vielfach macht sich aber eine Zuriick- 
drängung der bäuerlichen Vertreter bemerkbar. Als Ver¬ 
treter erscheinen nur die reichen oder grossen Grundbesitzer 
des Verbandes, ferner die Herrschaften und Städte, die 
innerhalb des Verbandes durch eigenen Besitz oder Be¬ 
sitz ihrer Untertanen interessiert waren. Grade diesen Gross¬ 
grundbesitzern, Herrschaften und Städten gelang es nicht 
selten, die Selbstherrlichkeit der hohen und privilegierten 
Deichbeamten zu untergraben. 

Werfen wir nunmehr einen Blick auf die Verfassungen 
einiger Deich verbände. 

Interessant sind zunächst die Quellen, nach denen die 
Gesamtheit der Deichgenossen zugezogen wird. Häufig 
wird hier betont, dass das Majoritätsprinzip mass¬ 
gebend sein soll. Aus älterer Zeit ist vor allem die 
Handveste des Grafen Ploris V. für Schieland von 1281 an- 
zuführen. Hier heisst es in Bezug auf Deichverbände 
ausserhalb des alten Seedeichs:”) 

„Possunt etiam aggerem ponere et eum reficere ubi 
ipsis (d. h. den Deichgenossen) juxta hemeradorum consilio 
videbitur expedire. Adjectum est etiam, quod si dicti ho- 
mines dictorum officiorum aggerem retraxerint ad locum 
ubi quondam antiquus agger exticic aggeratus vel alibi, 
tune homines manentes ibidem dictum aggerem sibi resument“. 

Es entscheiden also über alle Deichverlegungen die 
Deichgenossen gemäss dem Vorschlag der Heemraden (Nieder- 
heemraden). 

Auch in Seeland war in älterer Zeit vielfach die 
Gesamtheit von Deichverbänden bei grösseren Deichver¬ 
legungen beteiligt. Dies lässt sich aus einer Urkunde für 
die Vijf-Ambachten in Walcheren von 1293**), trotzdem es 
sich hier um ganz besondere Umstände handelt, erschliessen. 


M ) Bergh II 425. Hierzu auch Beekm.u o. 764. 
2 ») B e r g h II 858. 
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Hier erklärt der Graf in Bezug auf einen Deich, an dessen 
ZurUcklegung sich die fünf Ambachten und andere auf seine 
Bitten beteiligen wollten, für den Pall, dass auch der neue 
Deich sich nicht haltbar erwiese: „Soe gheoirloven wi 
allen den goeden luden van den vijf ambachten ende 
allen den anderen die cost doen ter inseten, dat si enen 
dijc legghen moghen binnen lands, dair hi hem alre 
oirbairlix es.“ 

Wie wenig aber eine Beteiligung der Gesamtheit auf 
die ältere Zeit beschränkt war, zeigen uns Quellen des 
15. und 16. Jahrhunderts. Hierher gehören Deichrechte für die 
Herrlichkeit Osthuizen, die die Zustimmung der Mehrheit 
der Bauern bei dem Erlass der Prühjahrskeuren und aus¬ 
drücklich auch bei der Anordnung von Deichverlegungen 
fordern. 24 ) Nach dem Deichrecht für Erkemede von 1403 
werden die Einlagen von Deichgraf, Heemraden und Erflf- 
genamen gelegt, während bei den allgemeinen Keuren wahr¬ 
scheinlich nur ein Ausschuss beteiligt ist. 2Ä ) Nach dem 
Deichbrief für den Lekdeich beneden Dams von 1454 (art. IV) 
erlassen die gewöhnlichen Keuren Deichgraf und Heemraden 
allein, bei Einlagen aber sollen alle Ambachtsherren und 
Landgenossen von den Deichbeamten unter dreimaliger Ver¬ 
kündigung in den Kirchen auf den vierten Sonntag geladen 
werden, und es sind alsdann die Anordnungen „by den 
meesten stemmen dergeene, die daer körnen“, zu treffen. 26 ) 

84 ) Siehe G. de Vries S. 72 ff. Vgl. hierzu oben S. 3B9. — Nach 
der Handveste von 1418 (M i e r i a IV, 470. oben S. 259 Anm. 59 a) 
entscheiden sowohl bei den Keuren wie bei den Einlagen lediglich die 
vier Geschworenen. 

Äß ) Da die Handveste von 1403 in Bezug auf die allgemeinen Keuren 
nichts enthält, muss hier das alte Recht der Handveste von 1356 weiter¬ 
gegolten haben (siehe über dieses oben S. 364 Anm. 75). In der Hand¬ 
veste von 1356 heisst es, dass die Deichbeamten die Einlagen legen 
sollen; es handelt sich wohl um eine ungenaue Ausdrucksweise, indem 
die Freiheit von landesherrlicher Erlaubnis hervorgehoben werden sollte, 
so dass der Ausschuss doch beteiligt war. 

86 ) Beekman erwähnt S. 854 eine Memorie der Deichbeamten 
von 1639, nach welcher vor diesem Jahr die Landgenoasen wegen Ihrer 
grossen Anzahl nicht zueammengerufen worden seien! — M. E. handelt 
es sich hier um eine bewusste allmähliche Vernachlässigung deichrecht¬ 
licher Vorschriften in späterer Zeit, die sich aber für das 15. Jahr¬ 
hundert noch nicht verwerten lässt. 
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Ein sehr feiner Unterschied für die Teilnahme der Gesamt¬ 
heit an den allgemeinen Keuren und den Anordnungen der 
Deich Verlegung en wird in der Deichordnung f Ur Kleve von 
1575 gemacht. Wir lesen hier in art. 8: 

„Folgents sali up denselven St. Gertruden dag der Dyck 
durch Dyckgreve und Heimräde, in byseyn der Erven 
na nottdurfft und tom besten profitt des Landts geschiert, 
dat is verordnet werden: Wie hoch und breidt der Dyck 
syn und gemakt werden soll“. 

Und in art. 20: 

„Wannehr ein Schouwdyck na erachten Dyckgreve und 
Heimrad mit vorpalen, uitbindung der Wellen und anbarmen 
nit gemakt ende geholden werden künde, soll der Dyck 
alsdan und sunst nit umbgelacht werden ock soliche umblage 
anders nit dan mit raith und bewilligung gemeiner 
Erven geschehen“. 

In Stedingen, wo ein Doppelverband von Landleuten 
und Gutsherrn bestand, wurden die Einlagen gelegt auf 
Beschluss der Landleute mit Einwilligung und Vollbort der 
Gutsherrn, da deren Gut durch solche Einlagen Abbruch 
leiden müsste.* 6 *) * 7 ) 

Besondere Vertreter der Deichgenossen 
neben den Deichbeamten kennt bereits das alte Deichrecht 
für Salland von 1308 bei Umdeichungen von Deichbrüchen. 
Die Anordnungen hierfür sind nämlich von den Heemraden 
mit Rat guter Leute, „die winners noch verliesers daeran 
weren“, zu treffen. Es handelt sich also um gewöhnliche 
Grundbesitzer, und ihre Heranziehung entspricht der Zu¬ 
ziehung guter Leute bei den Keuren zwecks Deichaus- 

86 a ) Siehe Stedinger Deichrecht von 1525. Den geschädigten 
Erfexen ist Ersatz zu leisten. — Uber den Gegensatz der Lacdleute und 
Gutsherrn vgl. oben S. 341. 

* 7 ) Siehe noch in Bezug auf eine Beteiligung der Gesamtheit die 
bei Beekman S. 516 angeführte Urkunde für den Waaid von Poortugaal 
von 1409: Bei einer Wehle sollen „die Landluyden by rade der 
Heemrader die dyk mögen inwaert of utterwaert oft op de zelven 
stael (Stelle) maeken, naedet hem profijt denken zal“. Für die ältere 
Zeit wird man überhaupt nicht so ängstlich an einen Ausschluss denken 
dürfen, zumal wenn es sich um Vorschriften handelt, die den Schwer¬ 
punkt auf eine Befreiung von herrschaftlicher Zustimmung legen. Viel- 


Digitized by 


Go^ 'gle 


Original from 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Digitized by 


608 

besserung im allgemeinen.* 8 ) In der Handveste für Kennemer¬ 
lan d von 1426 werden bei Deichverlegungen nur die Heem- 
raden erwähnt,* 9 ) doch ist dies wohl durch die Bestimmung 
der Handveste von 1456 zu ergänzen, welche die Anwesenheit 
einiger Geerfden bei den gewöhnlichen Keuren vor der 
Schauung vorschreibt. 80 ) Ein grösserer Einfluss wird da¬ 
gegen den „Geerfden- bei Deichverlegungen im Humster- 
länder Deichrecht von 1562 gewährt. Hier tritt auch der 
Gegensatz zu den gewöhnlichen Anordnungen klar zu Tage. 
Nach ihm müssen nämlich bei Einlagen alle Deichgenossen 
von den Deichrichtern geladen werden, sie wählen dann 
vier oder mehr „standhaftige* gute Männer. Dieser Aus¬ 
schuss wird beeidigt und beschliesst mit den Richtern Uber 
die Einlage (art. 1). 81 ) Auch nach dem Deichrecht für 
Heusden von 1434 sind bei Einlagen 10 oder 12 gute Mannen 
aus dem Lande beteiligt. 8 *) Für Westfriesland wird man 
seit dem 15. Jahrhundert im allgemeinen anzunehmen habeu, 
dass die Waarschappen der Dörfer im Kollegium des Deich¬ 
grafen und der Heemraden ein gleiches Stimmrecht bei 
Deichverlegungen hatten wie bei den gewöhnlichen Schau- 
keuren. 89 ) Ausdrücklich ausgesprochen ist es in der Hand¬ 
veste für Drechterland von 1402. 84 ) Dagegen tritt in einigen 
Verbänden bei der Heranziehung von Dorfvertretern für 


leicht kann man daher bei der Koure der vier Ambachten von 1242 an 
eine Beteiligung der Gesamtheit denken: „Uitsettene en insettene van 
Diken mach men dinge bi Scoutete en Scepenen, sonder Grave en 
Borghgrave* (M e y 1 i n k Nr. 116). Vgl. noch die Handveste für West- 
zaanden und Crommenij von 1397. (Privilegien S. 23: „dat sy höre 
Dyck verlegghen moghen als noodt is, by onsen Schout, Rechter ende 
Schepenen*). Handveste für das Butenland von Graaft und Schermer 
von 1356 (La ms S. 835). 

st i Siehe art. 36 (oben S. 197) und art. 6 (oben S. 363.) Vgl. auch die 
Anordnung der Einlage bei Uferabbruch durch Heemraden und Vertreter 
des Landes bei der formalen und invidualistischen Ausgestaltung oben S.600. 

*») Miers IV, 837. 

90 ) Siehe oben S. 363. 

**) Der Wortlaut ist Bd. I. Seite 260 Anm. 27 mitgeteilt. 

3a ) Siehe unten c. 

**) Über Letzteres siehe oben S. 364. 

34 j Mieris II, 756. Etwas abweichend (2 waarschappen aus jedem 
Dorf) im Jahre 1387, Mieris III, 480. Siehe G. de Vries 8.75. 
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Einlagen wieder der Gegensatz zu den gewöhnlichen Keuren 
zu Tage. So werden in Voorne nach dem Deichrecht von 
1519 die gewöhnlichen Keuren von Schulz und Schöffen 
erlassen, an der Anordnung von neuen Werken, also auch 
von grösseren Einlagen, nimmt aber auch der Hevenmeister 
als Vertreter des betreffenden Dorfes teil. 85 ) In den Wateringen 
auf Walcheren (Seeland) sind dagegen im späteren Mittel- 
alter wahrscheinlich einige Grossgrundbesitzer („breede 
Geerfden“) neben Deichgraf und Geschworenen bei der 
Anordnung von Einlagen tätig gewesen. 88 ) Als im Jahre 1559 
der grosse Samt verband in Walcheren, der alle Wateringe 
umfasste, seine feste Organisation erhielt, sind in Bezug 
auf die Anordnung von Deichausbesserungen und grösseren 
Werken „Vertreter“ der Geerfden sogar ganz über die 
Deichgrafen und Geschworenen getreten. Die Deichver¬ 
waltung des Samtverbandes, welche diese Anordnungen trifft, 
besteht nämlich aus den „Staaten* von Walcheren und zwei 
„breeden Geerfden“. Hier wurde auch im Frühjahr einheitlich 
festgestellt, was an gemeinen Werken nötig war, und ein 
Voranschlag der Kosten gemacht. 87 ) 

In Rijnland besassen die hohen Heemraden im 14. 
und 15. Jahrhundert eine weitgehende, von den Verbands- 


“) D.-O. für Voorne von 1519 art.VI. Die Hevenmeister entsprechen 
denWaarschappen, Ambachtsbewaardern und kleinen Waarsleuten. Vgl. 
Beekinan unn .• ’en angeführten Worten. Siehe noch unten II. 1. 

**) Die Einlagen gehören zu den außergewöhnlichen Werken, 
welche durch waterpenninge bestritten wurden. Vgl. über diese oben 
S. 179. Die Beteiligung der Großgrundbesitzer an der Auferlegung von 
Waterpenningen kann aus dem bei J. Verheije vanCitters a. a. O. 
S. 88 mitgeteilten Beschluss von 1517, der allerdings auf eine Belastung 
von ganz Walcheren mit Waterpenningen gerichtet ist, geschlossen 
werden. — Über die Beteiligung aller Verbandsgenossen in den Vijf- 
ambachten auf Walcheren in älterer Zeit vgl. oben S. 605. Vielleicht 
sind hier später Deichgraf und Geschworene sehr stark hervorgetreten 
(vgl. in Bezug auf den seeländischen Deichverband zwischen Honte und 
Hinkele M i e r i s II. 312 a. 1323), und dann wieder durch die grossen 
Grundbesitzer beschränkt worden. 

ST ) Vgl. hierüber Beek man insbesondere S. 1364 und S. 1529. 
Über das Zustanilekui..Lutn eines grossen geldwirtsehaftlichen Samt¬ 
verbandes auf Walcheren vgl. oben S. 259. 

J. r. Gierte«, Geschieht« des deutschen Deichrechte II. 39 
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genossen unabhängige Selbstherrlichkeit. 88 )* 9 ) Auch zu 
Anordnungen von Deichverlegungen waren sie allein be¬ 
fugt. 40 ) Nur bei der geldwirtschaftlichen Ausführung in 
den Ambachten kamen die Ambachtsbewaarder, als Ver¬ 
treter der Ambachtsleute, in Betracht. 41 ) Allerdings er¬ 
sehen wir aus einer Urkunde von 1452, dass eine Einlage 
und die sich ihr anschliessende leichte Umkadung des aus¬ 
geworfenen Landes nicht von den hohen Heemraden allein, 
sondern mit Konsens der Stadt Harlem und der „gemeinen Rijn- 
länder“ bestimmt wurde. 4 *) Wer diese gemeinen Rijnländer 
waren, ist zweifelhaft; dass es nur die Ambachtsbewaarder 
waren, ist wenig wahrscheinlich. 4 *) Jedenfalls handelte es 
sich hier um einen Fall, wo die Heemraden bestrebt waren, 
eine besonders wichtige Anordnung besonders zu stärken. 
Denn ihre selbstherrliche Stellung war nicht unangefochten 
geblieben. Es waren insbesondere die Städte Hartem und 
Leyden, die ihnen entgegentraten. Diese begehrten eine 
Beteiligung bei der Festsetzung von Morgengeldern und eine 
Rechnungslegung, so bereits im -Jahre 1396, 44 ) und dann 
wieder im Jahre 1453. 45 ) Während aber die hohen Heem¬ 
raden im 15. Jahrhundert diese Bestrebungen im wesent¬ 
lichen abzuwehren wussten, trat seit dem 16. Jahrhundert, 

M ) Vgl. zu folgendem R. K r u i n „Over de Oopkomst van het 
Hoogheemraadechap van Rijnland“ S. 214 f. 8. 230 f. B e e k m a n 
S. 846. 

w ) Vgl. auch in Bezug auf die Keuren, die allgemeine Rechtssätze 
aufstellen, oben 8. 343 f., in Bezug auf die Gerichtsbarkeit, oben S. 404 f. 

40 ) Dies ergibt sich vor allem aus ihrer Selbständigkeit beim 
Schleusenlegen (siehe unten Anm. 88), ganz allgemein aus der Keur- 
foefugnis der Handveste von 1427 (M e y 1 i n k Nr. 228). 

41 ) Handveste von 1427 und unten II. Über die Ambachtsbewaarder 
im allgemeinen vgl. Beek m a n 8. 71. 

4 *) Meylink N T r. 243, hierzu Fruin a. a. 0. S. 233, siehe auch 
B e e k m a n 8. 881. 

4, j Dies vermutet Fruin a. a. 0. S. 233. Er weist auf Quellen hin, 
die ausdrücklich von einer Beteiligung der Ambachtsbewaarder in ge¬ 
meinen Landsachen sprechen. — Mir scheint der Ausdruck .gemeine 
Rijnländer“ viel zu allgemein gefasst. 

44 ) M e y 1 i n k Nr. 191. Vgl. hierzu Fruin S. 231. 

45 ) Ausführlich über den in diesem Jahr zwischen den Städten und 
den Heemraden entstandenen Prozess handelt Fruin a. a. 0. 8.231. 


Digitized b 



Original fro-m 

UNIVERSITf OF MICHIGAN 




611 


namentlich infolge der Zunahme der ganz Rijnland be¬ 
rührenden geldwirtschaftlichen Werke, eine sie immer mehr 
beschränkende Beteiligung der vornehmsten .Ingelanden“ 
hervor. Diese erhalten im Laufe des 16. Jahrhunderts eine 
weitgehende finanzielle Kontrolle, so dass sie unter anderem 
den nunmehr üblichen Voranschlag der für die gemeinen 
Werke Rijnlands erforderlichen Kosten des Jahres mit fest¬ 
setzen; 46 ) sie haben ferner den Anspruch darauf, dass grössere 
neue Werke, also auch grössere Einlagen, vor ihrer Aus¬ 
führung ihnen zur Kenntnisnahme mitgeteilt werden 
müssen. 47 ) Der Kreis der vornehmsten Ingelanden, die man 
auch schon als .Hooftingelanden“ bezeichnete, war zunächst 
noch kein fest geschlossener, es handelte sich um die Städte 
Harlem und Leyden, um Prälaten und weltliche Herren. 48 ) 

Eine solche Ausschaltung der Verbandsgenossen 
bei der Anordnung von Deichverlegungen zu Gunsten eines 
Deichbeamtentums, wie wir sie soeben in Rijnland kennen 
gelernt haben, zeigen uns noch viele andere nieder¬ 
ländische Verbände des späteren Mittelalters. Wir 
verweisen z. B. auf die Stellung der hohen Deichbeamten 
in Delfland und Schieland, 49 ) in den meisten Deichverbänden 
Gelderns, 60 ) wir erwähnen ferner die Selbständigkeit von 
Schulz und Schöffen in Assendelft, 51 ) von Schulz und Heem- 
raden beim Damm Uber die Crommenij, 5 *) von Deichgraf 

46 ) Siehe F r u i n a. a. O. S. 234. Beekman S. 847. 

47 ) Vgl. namentlich D.-O. für Rijnland von 1695 art. F. — Ober die 
Keurcn der hohen Heemraden in Bezug auf Wege, Wateringe, Schleusen 
in den Ambach ton siehe art. L. 

4Ä ) F r u i n a. a. 0. S. 233. Beekman S. 847. 

49 ) Vgl. über Delfland und Schieland Beekman, namentlich S. 848 
und 960. Auch hier entwickelte sich, die Macht der Heemraden be¬ 
schränkend, ein Kollegium von Hooftingelanden in der folgenden Periode. 
Vorbildlich war Rijnland. — Über die Beteiligung der Verbandsgenossen 
an den Anordnungen von Einlagen in Schieland in älterer Zeit vgl. 
oben S. 605. 

Vgl. z. B, Deichbrief für Veluwe von 1370, Deichrecht für den 
Thieler-Waard von 1399. 

ßl ) Siehe oben S. 603 f. 

ßf ) Handvesto von 1357 (M i e r i s III 80). 

39 
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und Heemraden bei der Hondsbos’schen Seewering. 53 ) Gar 
keinen Anteil hatten die Verbandsgenossen auch in dem 
grossen Samtverband auf Schouwen, der im Jahre 1426 seine 
Organe in'Gestalt des Bürgermeisters von Zierikzee und 
von sieben hohen Heemraden erhielt. 54 ) 

c) Herrschaftliche und landesherrliche Er¬ 
lau b n i s. In den kleineren, selbständigen herrschaft¬ 
lichen Deichverbänden, in denen eine genossenschaftliche 
Verbundenheit der Deichpflichtigen vorhanden war, 53 ) war 
zu Deich Verlegungen, insoweit ein freies Ermessen der 
Deich Verwaltung in Frage kam, im allgemeinen die Zu¬ 
stimmung oder Erlaubnis der Uber den Verbänden 
stehenden Herrschaft erforderlich. Nach manchen Ver¬ 
fassungen wurde aber, sei es allgemein sei es für bestimmte 
Arten von Deichverlegungen, von einer besonderen Erlaubnis 
der Herrschaft abgesehen. Die Entscheidung lag dann allein 
bei den Verbandsgenossen oder den Deichbeamten. Diese 
freiheitliche Ausgestaltung tritt meistens in der Form einer 
besonderen Begünstigung seitens der Herrschaft zu 
Tage. 56 ) Die Quelle des herrschaftlichen Zustimmungsrechts 
war stets ein allgemeines Herrschaftsrecht Uber 
Deich undLand. Das Zustimmungsrecht selbst erschien 
mehr als eine öffentlichrechtliche Befugnis. 57 ) 

Entsprechend diesem herrschaftlichen Zustimmungsrecht 
suchten die Landesherren in ihren Territorien ein all¬ 
gemeines landesherrliches Zustimmungs recht bei Deich¬ 
verlegungen, namentlich im Rahmen grosser Samtverbände, 
durchzusetzen. Auch hier fand man die Quelle eines solchen 
Anspruches in einem allgemeinen landesherrlichen 


••) Die Anordnungen der erforderlichen Werke erfolgten hier nebst 
einem Voranschlag; Handveste für Asaendeift, S. 118 ff. Vgl. oben S. 22. 

•*) M i e r i s IV, 826. 

w ) Über herrschaftliche Deichverb&nde im engsten Sinn vgl. oben 
Anm. 7 b. 

M ) Siehe unten die Quellen in Anm. 63. 

67 ) Dies auch da, wo der Herr ein Herrschaftsrecht am Deich mit 
starkem privatrechtlichen Gehalt hatte. Vgl. über herrschaftliche Rechte 
am Deich oben Abschnitt IV § 2 V. S. 272 ff. 
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Herrschaftsrecht an Deich und Land. 68 ) In ver¬ 
schiedenen niederländischen Gegenden drang 
auch bereits in dieser Periode der Rechtssatz durch, dass 
an sich zu einer Deichverlegung landesherrliche Erlaubnis 
erforderlich sei. 69 ) Und zwar war dies keineswegs bloss da 
der Fall, wo der Landesherr ein stark privatrechtliches 
Obereigentum am Deich errang, 60 ) denn das Zustimmungsrecht 
wurde als eine öffentlichrechtliche Befugnis auf¬ 
gefasst, als ein Recht der Oberaufsicht über Deich 
und Land. Allerdings wurde in diesen Gebieten teilweise 
eine Annäherung an die sonstigen Gebiete wieder dadurch 
herbeigeführt, dass der Landesherr durch besondere 
Privilegien von der Einholung seiner Erlaubnis, sei es 
allgemein sei es für bestimmte Arten von Deichverlegungen, 
befreite. 

Die Privilegien, welche von der herrschaftlichen oder 
landesherrlichen Genehmigung befreiten, stellen sich häufig 
als Begünstigungen der Deichbeamten dar; denn 
vielfach wurde gerade in ihnen die Entscheidung über Deich¬ 
verlegungen den Deichbeamten unter Ausschaltung der 
Verbandsgenossen ausschliesslich anvertraut. 

Die Formeln, durch welche die Befreiungen erteilt 
wurden, sind insbesondere folgende. Es wird gestattet, den 

M ) Über landesherrliche Herrschaftsrechte am Deich im allgemeinen 
vgl. oben Abschnitt IV § 2 VI. S. 276 ff. 

M ) Vgl. im allgemeinen Beekman S. 614 ff. G. deVries S. 67ff. 
Der Formulierung von G. de Vries S. 67 „Het verleggen van den dijk 
.... was oorspronkelijk (!) zonder vergunning van den heer van den 
lande niet geoorlofd“ kann allerdings nicht beigestimmt werden. Siehe 
oben Anm.7. Der Grundsatz der Notwendigkeit landesherrlicher Erlaubnis 
ist insbesondere im Norderquartier Hollands (vgl. Anm. 60), ferner z. B. 
teilweise in Geldern und in Utrecht durchgedrungen. Dagegen war er 
in dieser Periode nicht anerkannt in Seeland (vgl. Beekman S. 516, 517), 
in Overijssel (erst am Ende der Periode), in den Ommelanden, im wester- 
lauwerschen Friesland. In Bezug auf Südholland siehe die D.-O. für 
den Grooten Waard von 1374 (M e y 1 i n k Nr. 304) und die D.-O. für den 
Krimpen rewaard von 1430 (M e y 1 i n k Nr. 231) art. 28. — In nichtnieder¬ 
ländischen Gebieten ist von einer landesherrlichen Erlaubnis noch nicht 
die Rede. 

•°) Siehe über dieses oben S. 276 (Holland. Westfriesland). 
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Deich zu „verlegen“, zu „langen en corten“, 61 ) zu „verleggen, 
minneren en meeren“, 69 ) „uyt off in te leggen“ 68 ) — „sonder 
dat aen ons te versoeken off jegens onser Heerlyckheit daer 
aen yet te misdoen“, 94 ) „sonder eenigh verbeurnisse teghens 
ons“, 6 *) „zonder daer af gehouden te wesen aen my dat 
eerst te versoecken“. 66 ) 

Beschränkt wurde das Recht zu selbständigen Deich¬ 
verlegungen in der Weise gewährt, dass es nur auf den Pall 
eines Deichbruches 67 ) oder auf den Pall, dass die See an 
den Deich gekommen war, 68 ) abgestellt wurde. Selbstver¬ 
ständlich war es da unbeschränkt vorhanden, wo die Deich¬ 
genossen sogar das Privileg hatten, den Deich überhaupt 
„fahren zu lassen“ 69 ) ohne ihr Land zu verlieren. Dagegen 
war in der einfachen Befugnis Keuren legen und nach ihnen 
schauen zu dürfen, eine Erlaubnis zu selbständigen Deich¬ 
verlegungen noch nicht enthalten. 70 ) 

Das öffentlichrechtlicbe Interesse, welches 
Herrschaften und Landesherren an Deichverlegungen nehmen 
mussten, ergibt sich insbesondere aus Folgendem: Durch 
Einlagen ging Land verloren oder wurde doch erheblich 
entwertet; bei ihnen wurde ferner binnenländisches Eigen 
den bisherigen Zwecken dadurch entfremdet, dass es unmittel¬ 
bar dem Deich dienstbar gemacht wurde; weiter treten 
bei ihnen wichtige Abänderungen der Deich pflichten der 


#1 ) Handveste für den Damm über die Crommenij von 1357 (M i e r i e 
HI, 30). 

•*) Handveaten für Graaft und Schermer von 1398 (M i e r i s 111, 692, 
Lama „Handveaten“ S. 832 UDd S. 836). 

•*) Handveaten für Asaendelft von 1405 und 1487 (oben Anm. 19 
und 20). 

M ) Siehe die oben Anm. 62 angeführten Quellen. 

**) Handveate für Kennemerland von 1426 (oben Anm. 29). Hand¬ 
veste für den Damm über die Crommenij von 1357 (oben Anm. 61) 

••) Handveate für Asaendelft von 1487 (oben Anm. 63). 

• 7 ) Handveate für Kennemerland von 1426 (M i e r i s IV, 837), Hand¬ 
veaten für Asaendelft von 1405 und 1487 (oben Anm. 63). 

*•) Handveate für Drechterland von 1387 (M i e r i s 111, 480), 
G. de V r i e 8 S. 76. 

*•) Siehe Bd. I S. 306 und unten Anm. 71. 

7 *) Siehe G. de V r i e a S. 67. 
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Verbandsangehörigen ein, 71 ) alles Dinge, die für eine höhere 
Deich- und Landesaufsicht bedeutungsvoll sein mussten. 
Bei Auslagen aber wurde Vorland flir den neuen Deich in 
Anspruch genommen und ebenfalls eine Verschiebung der 
Deichpflichten herbeigeführt. Schliesslich war bei allen 
Deich Verlegungen die Herrschaft daran interessiert, dass sie 
im einzelnen möglichst zweckmässig ausgestaltet wurden. 

In eigenartiger Form zeigt sich die landesherrliche 
Erlaubnis bei Einlagen in der Deichordnung für Heusdeu 
von 1434. Nach ihr müssen Deichgraf und Heemraden, 
wenn Einlagen zu legen sind, dem Landesherrn oder seinem 
Rat Mitteilung machen. Es sollen dann Räte abgesendet 
werden, und was diese mit Deichgraf, Heemraden und 10 
oder 12 guten Mannen aus dem Lande von Heusden ein¬ 
stimmig beschlossen, soll Rechtens sein. 72 ) Hier treten also 


7l ) Infolge einer gewöhnlichen Zurticklegung des Deiches hören 
die Deichpflichten der Verbandsgenossen keineswegs auf. Die Verbands¬ 
genossen weiden von ihren Deichpflichten nicht entbunden; vielmehr 
ändern sich nur die Pflichten. Im einzelnen kann sich dies verschieden 
gestalten. Infolgedessen kann es allerdings Vorkommen, dass einige 
Verbandsgenossen deshalb von jeder Deichlast frei werden, weil ihr 
gesamtes, bislang deichpflichtiges Land Aussendeichsland wird (siehe 
Bd. I S. 123 Anm. 61). Man beachte ferner, dass dies keineswegs solche 
Deichgenossen sein müssen, deren Kleinkabeln zurückgelegt werden. — 
Man muss scharf unterscheiden: 1. Die Zurticklegung des Deiches. 2. Das 
Fahrenlassen des Deiches durch alle Verbandsgenossen ohne Preisgabe 
der Grundbesitzungen (siehe hierüber Bd. I, S. 306). 3. Das Fahrenlassen 
des Deiches und des Landes durch alle Verbandsgenossen (Polderpreis¬ 
gabe, sieho hierüber Bd. I, S. 305 und oben S. 140 Anm. 35). 4. Die Preis¬ 
gabe von Land und Deich seitens eines einzelnen oder seitens mehrerer 
Deichgenossen (Abschnitt 111 § 9, also vornehmlich die feierliche Preis¬ 
gabe, das Spatenrecht). Die Zurücklegung unterscheidet sich von den 
zu 2—4 angeführten Handlungen dadurch, dass sie gerade eine Erfüllung 
der Deichpflichten in bestimmten Fällen darstellt. 

7a ) Mieris IV, 1062, Oudenhoven „Heusden“ S. 377: „Maer 
oft gebuerde tot eeniger tijt en des van noede waer eenige Hoofden oft 
Inlaegen aldaer te leggen om orbaer ende nutschap ons Lantz v., soe 
sullen Dvckgraue ende Heemraede comen ofte seynden by ons oft by 
onse Nacomelingen oft by den geene van onsen Raden, die teil zaeken 
van onsen Landen van Holland geatelt ende gecommitteert zullen 
worden, ende ons oft hen te kennen geuen dien noot der Hoofden ende 
Inlag-'n, daer wij alsdan op ons Lantscost aldaer onsen Raede by seynde 
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Abgesandte des Landesherrn als stimmberechtigte Glieder 
in ein verstärktes Kollegium des Deichverbandes ein, da 
aber Einstimmigkeit verlangt wird, kann ohne die landes¬ 
herrlichen Räte nichts angeordnet werden. 

d)In besonderen Fällen wird eine Deichverlegung 
einseitig vom Landesherrn unter Ausschaltung der an 
sich zuständigen Instanzen (Verbandsgenossen, Deichbeamte) 
erlaubt oder auch anbefohlen. 73 ) (Verstärkte landesherrliche 
Aufsicht.) — Umfangreiche Einlagen wurden auch von grossen, 
nicht zu einer Schau vereinigten Verbänden und Land¬ 
schaften beliebt. 

3. Grössere Deich ver stärkungen (Häupter). 
Unter den grösseren Deichverstärkungen kommen vor aUem 
die Häupter in Betracht. Es ist früher erwähnt worden, 
dass die Anlage von Häuptern und Ivribben die mit Land¬ 
verlust verbundenen Einlagen ersetzte, und dass man daher 
viele Rechtssätze von diesen auf jene übertrug. 74 ) Infolge¬ 
dessen finden wir auch hier in einigen Verbänden bei der 
Kabeldeichung eine individualistische und formale Ausge¬ 
staltung in Bezug auf die Anordnung von Häuptern. So 
konnte in Overijssel die Anlage eines Hoeftes durch Eid¬ 
schwur von vier Kabelhaltern, später bei bestimmtem Ab¬ 
stand des Stromes vom Deich von den Kabelhaltern, in 


sullen, en wez dat onto'n Kaode, Dyckgraue, Heemrade, ende thien oft 
twelf van goede notabele Mannen ons Lantz van Huesden ’tsamentlyk 
ouerdragen sullen, dat sal van weerden wesen“. Vgl. übrigens die D.-O. 
filr die Vijfdeelsdeiclu* von 1614, hier treten die Kommissare beim 
Visitatietag in das Kollegium ein, und es entscheidet Stimmenmehrheit. 
Siehe B u nt a S. 165 ff., B e e k m a n S. 620 f. 

»*) Vgl. M i e r i s II, 470 (a. 1328): Westfriesland. M i e r i s IV, 634 
(a 1340) für Nordbeveland: Der Graf hat hier zwei Einlagen legen lassen, 
„ende .... so salt vortane een recht in den lande van Noortbeveland 
bliven, want sys van alle an ons gebleven syn tlands oirbaer te doen, 
dat men alle inzete die men van deser tyt voirtwaert van onser weghen 
bi onsen beveelnesse schieren ende maken sal, metten ghemeenen lande 
becosten sal“. Hiergegen schützten Zusicherungen des Landesherrn. 
Siehe Bergh I 621 (a. 1255) unten Anm. 93. Diese Urkunde sichert 
nicht nur gegen eine Selbständigkeit des Landesherrn in Bezug auf 
Schleusenbauten, sondern auch in Bezug auf Deichverlegungen. 

T4 ) Vgl. oben S. 217 ft. 
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gleicher Form wie bei Einlagen gefordert werden. Umfang 
und Grösse des Hoeftes wurden alsdann von Deichgraf und 
Heemraden unter Zuziehung von 4 Erffgenamen bestimmt, 
welche in einer Versammlung aller Deichgenossen, die zu 
dem betreffenden Uferdeich (Schardeich) gehörten, gewählt 
wurden. 75 ) 'Auch hier zeigen sich Neigungen dahingehend, 
dass nur auf Begehren der interessierten Kabelhalter unter 
den angegebenen Voraussetzungen die Anlage eines Hoeftes 
angeordnet werden konnte. Sehr charakteristisch hierfür 
ist das Deichrecht für Salland von 1532. Es bestimmt, dass, 
wenn die Schardeichsleute nicht auf den Anefang zur Er- 
bittung einer Häupteranlage kommen, Deichgraf und Heem¬ 
raden eine Versammlung aller Deichgenossen berufen und 
die Anordnung der Häupter veranlassen können, ebenso als 
wenn sie von den Schardeichsleuten dazu aufgefordert worden 
wären. 76 ; So wurde schliesslich der sonderrcditliche Stand¬ 
punkt ganz überwunden, und es entschied das freie Ermessen 
der Deichverwaltung, die auch von Amtswegen einschreiten 
konnte. 77 ) — In entsprechender Weise galt in Bezug auf die 
Frage, welche Organe für die Anordnung von Häuptern zu¬ 
ständig waren (Verbandsgenossen, Deichbeamte), in Bezug 
auf eine herrschaftliche und landesherrliche Erlaubnis, in 
Bezug auf landesherrliche Befehle und Beliebungen mehrerer, 

7B ) Deichrocht für Salland von 1494 art. 60: „Die Erffgenaemen 
alsoe vergiiedert, sullon kiesen vyre uth h om, welke vyre macht 
eullen hebben aldaer opten Dyck met den Dyckgreue ende Heemraeden 
te kennen ende te deelen, hoe lanck enn breet dat hoeuet wes^n sali 4 . 

7C ) art. 91: ,Soe sali die gene dien den Dyck opten Schaer alsoe 
gelegen toebehoirt, opten Aenuanck geholden wesen te koemen. Ende 
oft dae die selve dann nyet en queeme, soe sullen die Dyckgreue ende 
Heemraeden euenwall die Erffgenaemen mit Kerkenspraeke doen ver- 
zaemelen binnen XII1I dagen .... gelykerwys off hy van den Erff¬ 
genaemen van den Schaerdyken daertoe geeschet weer“. — Es werden 
nunmehr 4 unparteiliche Vertreter aus dem Lande (Vroeden) von Deich¬ 
graf und Heemraden gewählt. Ferner sind bei der Anordnung dabei 
Vertreter der drei großen Städte Sallands. Vgl. bereits Bd. I S. 226. 
Es ist dort angenommen worden, daß die vier vroeden die alten vier 
Vertreter der Schardeichsleute sind. Vielleicht handelt es sich aber 
um Vertreter des ganzen Landes, und die vier Vertreter der Schardeichs¬ 
leute kamen ausserdem in Betracht. 

77 ) Vgl. auch Deichrecht fftr Zalk von 1489, art. 81 (oben S. 217 f ). 
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umfassender Verbände und Landschaften, im wesentlichen 
das Gleiche wie bei den grösseren Deichverlegungen. 78 ) Die 
Quellen stellen nämlich in diesen Fragen oft die Häupter 
und Kribben den Deichverlegungen ausdrücklich gleich, 79 ) 
oder sie erwähnen beide getrennt, behandeln sie aber gleich¬ 
mäßig; 80 ) oft führt auch ein zusammenfassender‘Ausdruck 91 ) 
zu dem genannten Ergebnis. So sind nur einige Einzelheiten 
hervorzuheben. Das öffentliche Interesse, welches Herrschaft 
und Landesherren an einer Erlaubnis für Häupter nehmen 
mussten, folgte, ähnlich wie bei Ausdeichungen, aus der 
Inanspruchnahme des Vorlandes und Ufers, weiter aus einer 
möglichen Beeinflussung des ganzen Stromlaufes, aus der 
erheblichen Erhöhung der Deichpllichten und aus derWichig- 
keit einer zweckmässigen Anlage im Einzelnen. Die Befreiung 
von der Einholung der Erlaubnis für Häupteranlagen brauchte 
mit der Befreiung in Bezug auf Deichverlegungen nicht 
Hand in Hand zu gehen. Doch war dies häufig der Fall. 
Ein Beispiel für eine gleichzeitige Privilegierung bietet die 
Handveste für den Damm über die Crommenij von 1357: 8 *> 
„Ende den dyck sullen sy mögen langen en corten als ’t 
hen oirbair dunct, ende dair in te leggen en te maicken 
sluysen, spoyen, ende hoefden na hören goetdunken, ende 
die te verleggen, te veränderen ende te vernuwen tot alre 
tyd, soe wair ’t hem oirbaar sal duncken te wesen, buyten 
ons te versoucken of verbeurnisse tegens ons“. — Mehr wie 
bei den Deichverlegungen treten bei den Häuptern, Kribben 
und Pfahl werken Anordnungen und Behebungen grosser 
Samtverbände und Landschaften in den Vordergrund. 88 ) 

4. Schleusen. 8 *) Für ein Legen von Schleusen 
in den Deich und ein Verlegen von ihnen war ur- 


78 ) Siehe oben unter 2. 

ro ) Siehe z. B. Deichrecht für Heusden von 1434, Deichrecht für 
Humsterland von 1562 art. 1, D.-O. für den Lekdeich beneden Dams 
von 1454 art. XIV. 

8i ) Vgl. D.-O. für Kleve von 1575 art. 8 und art. 20. 

8l ) Vgl. oben Anm. 4. 83 ) M i e r i s III, 30. 

8S ) Vgl. oben S. 220 ff. (Westerlauwersches Friesland, Ostfriealand). 
84 ) Über niederländischesSchleuseDrecht siehe namentlichG.de Vries 
S. 79 ff, Beekman S. 1474 ff. Über Schleusenverbände siehe Bd. I, 
S. 209 ff. — Wir haben es hier nur mit Schleusen in den Deichen zu tun. 
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sprUnglich ebenfalls ein Beschluss der Gesamtheit des 
Deichverbandes erforderlich.*®) Ein solcher Beschluss war 
nötig, mochte nun der Deichverband selbst die Schleuse 
legen und anordnen oder anderen nur die Erlaubnis zum 
Schleusenbau erteilen wollen. In späterer Zeit ruht meistens 
diese Entscheidung bei den Deichbeamten und der Gesamtheit 
der Verbandsgenossen 88 ) oder bei den Deichbeamten und 
besonderen Vertretern der Deichgenossen 87 ) oder schliesslich 
bei den Deichbeamten allein. 88 ) Entsprechend wie bei den 


M ) Vgl. noch Deichrecht für Mastenbroek art. 97 (a. 1409): „Soe. is 
geraemt van den Sluysen in Mastenbroicb, datt die Erffgenaemen nyet 
auerdragen en konden, soe solde die Here ende die Dyckgreue met syne 
Heemraeden schicken ende leggen by oirem Eede, daer sy menön, datt 
sy best liggen solden, nao des Landes orbaer, sonder argelist“. Siehe 
auch die bei G. d e V r i e s S. 84 Anm. angeführte Urkunde für die 
Schayer und Niedorper Koggen von 1440: Mehrheit der Stimmen der 
Bauern. G. de Vries bemerkt freilich hierzu, dass dio Zustimmung 
von Deichgraf und Heemraden zu „ergänzen“ sei. 

8a ) Vgl. z. B. Schaubrief für dem Eemdeich von 1393 (Bd. I Anm. 
409): Schulz und Heemraden „by den meesten hoop van den Land' 
genoten“. Die Handvesten für die Köge in Oosthuizen bei G. de Vries 
S. 79. Deichrecht für Riparahem von 1522: Nötig „consent van dev 
Hem“. Deichrecht der Altendorfer Schaumig XXXVI 10 ff. (Anlegung 
der Kirchdörfer Schleuse): „Jm jahr 1563 ist von dem dieckgrevön und 
schwären und allen erffexen und gantzen gemente so in de 
Oldendorper schawinge gehören bewilliget, dat men ein ney schlüse 
scholde leggen, alse ock geschehen, in den Ostendieck dar, vorher twe 
sile legen .... und disze schlüse is mit vor beschede undt beding be¬ 
williget tho leggen, alsz mit diszem beschede, wo men darkene schlüse 
lenger könne hebben und erhalten, so schallen dar siele wedder in 
liggen, und hierup is ein vorschriwing gemaket und up gerichtet“. Bill- 
wärder Landrecht art. 77 (nötig Consens des Landes). 

87 ) z. B. Deichrecht für Humsterland von 1562 art. 1 (siehe oben S.60S) 
Deichrecht für Drechterland von 1402 (M i e r i s III 756): Balju. Deich¬ 
graf, Heemraden und Waarschappen (siehe oben S. 608 fl). Die Handveste 
für die ganze Baljuschap Medemblick von 1410 verlangt ausserdem die 
Mehrheit „van der Ryckheyt ende vroedschap van den lande“. Siehe 
hierzu G. d e V r i e s a. a. 0. In Rijnland kommen später die oben S. 61 i 
angeführten Vertreter in Betracht. 

w ) Zahlreiche Belege bei B e e k m a n a. a. 0., G. d e Vries a. a. () 
Vgl. z. B. Handveste für Kennemerland von 1426 (Mie ris IV, 838): Schöffen 
als Heemraden (schon bei Hackmann XIV Nr. 92), wohl zu ergänzen 
durch die Handveste v. 1456, siehe oben S.608; Handveste für den Damm 
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Deichverlegungen wurde in herrschaftlichen Deichverbänden 
herrschaftliche Erlaubnis und in vielen niederländischen 
Gegenden landesherrliche Erlaubnis und Zustimmung ge¬ 
fordert. 89 ) Auch hier begegnen dann Befreiungen von der 
Einholung einer solchen Erlaubnis. Diese Zuständigkeiten und 
Begünstigungen gingen vielfach mit den Zuständigkeiten und 
Befreiungen bei Deichverlegungen und Deichverstärkungen 
Hand in Hand. Doch war dies nicht notwendig. Insbesondere 
gibt es Handvesten, die für Schleusen eine volle Befreiung 
von der Einholung der Erlaubnis anordnen, aber für Deich¬ 
verlegungen nur eine beschränkte Selbständigkeit in dem 
früher erwähnten Umfang verleihen. 90 ) Eine grössere Rolle 
spielte bei Schleusenbauten die verstärkte landesherrliche 
Aufsicht in besonderen Fällen, die sich in einer alleinigen 
landesherrlichen Erlaubnis unter Ausschaltung von Verbands¬ 
genossen und Deichbeamten oder in landesherrlichen Befehlen 
zu Schleusenbauten äusserte. 91 ) Der Landesherr ging so 
im Interesse kleiner Teilverbände vor, ferner im Interesse 
solcher Personen, die einer Entwässerungsschleuse bedurften, 
denen aber der fragliche Deich in keiner Weise zugehörte 
(Schleusen in „fremden“ Deichen), schliesslich auch zwecks 
Errichtung von Schiffahrtsschleusen. 92 ) Gerade hier aber 
ist ups eine sehr frühe Quelle überliefert, die nach einem 
solchen Eingriff den Deichverband für die Zukunft gegen 


über die Cronimenij von 1357 (M i e r i s III, 30) siehe oben S. 618, D.-O. für 
den Riederwaard von 1403 (M i e r i s III, 786): Deichgraf und Heemraden. 
In Rijnland erkennen wir die Selbständigkeit der Heemraden gegenüber 
den Verbandsgenossen bereits aus der Urkunde von 1255 (B e r g h I, 621), 
siehe unten Aura. 93, vor allem ergibt sie sich aus den Handvesten von 
1364 (Meylink Nr. 180) und von 1413 (M e y 1 i n k Nr. 209 ft). Vgl. 
über Rijnland im allgemeinen R. F r u i n a. a. 0. S. 190 ff. 

*•) Vgl. hierzu und zu Folgendem G. deVriesS. 79 f Beekman 
S. 1474 und die oben in Anm. 87 und 88 angegebenen Quellen. 

M ) Siehe Handveste für Kennemerland von 1426 (oben Anm. 88 und 
Anm. 67), Deichrecht für Drechterland von 1387 und 1402 (oben Anm. 87 
und 68). 

M ) Im Rahmen der Erlaubnis oder des Befehls konnte dann den 
Beteiligten Selbstverwaltung eingeräumt sein. Im allgemeinen ist 
hinzuweisen auf Berg hl, 182 (a 1155); I, 583 (a. 1258); I, 621 (a. 1255); 
M i e r i s II, 215 (a. 1319). G. d e V r i e s S. 83. 

• 3 ) Bergh I, 583 (a. 1253), siehe die folgende Anm. 
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solche einseitigen landesherrlichen Massnahmen sicher¬ 
stellt.* 8 ) Übrigens sind Anordnungen und Erlaubniserteilungen 
in Bezug auf Schleusen vielfach mit Vorschriften Uber An¬ 
ordnungen und Bewilligungen für grosse Wassergänge und 
Gründungen von Waterschappen verbunden. 

II. Ausführung gemeiner Werke, Geldumlagen 
und Rechnungslegung. 

1. Die eigentliche Ausführung gemeiner Werke voll¬ 
zog sich unter der Leitung der Beamten. Die älteste 
Zeit kennt nur eine naturalwirtschaftliche Aus¬ 
führung, später tritt ihr die geldwirtschaftliche zur 
Seite, teilweise gibt es, von den Massnahmen der Deich¬ 
verteidigung abgesehen, nur eine geldwirtschaftliche Aus¬ 
führung. 94 ) Die naturalwirtschaftliche Ausführung ist auf Hand- 
und Spanndienste und Materiallieferungen der Pflichtigen, 
die geldwirtschaftliche auf Geldbeiträge der Pflichtigen ab¬ 
gestellt. Bei vielen gemeinen Werken gehen noch besondere 
vorbereitende Massnahmen am Deich oder bei dem Deich 
der unmittelbaren Ausführung voran, man denke an Ab¬ 
steckungen der Deichverlegungen, 95 ) Bildung von Schlägen 


M ) Berg hl, 621 (a. 1255): „Quod nullum meatum aquarum aive 
transitum qui epoya vulgaritur nuncupatur . . . fieri faciemus nec 
aliquid etiam immutabimus ultra faciem circa Spernedam, Zidewinde et 
aggerem maritum, qui seedyck vulgariter nuncupatur et Swadenburger- 
dam, absque communi consilio illorum r communis terrae consiliorum, qui 
heemraden vulgariter nuncupantur“. Hervorgerufen wurde diese Zu¬ 
sicherung durch die Errichtung einer Schiffahrtsschleuse (spoya) im 
Jahre 1253 (Bergh I, 583, oben Anm. 92), die der Graf ohne die 
Heemraden, allerdings mit Zustimmung der Ritterschaft Hollands und 
anderer guter Leute, hatte legen lassen. Vgl. zu diesen beiden Urkunden 

R. P r u i n a. a. 0. S. 190 ff. R. F r u i n weist nach, dass es sich bei 
den genannten Heemraden bereits um das Kollegium der hohen Heemraden 
handelt, und dass es wahrscheinlich identisch ist mit den scrutatores, 
die in der Aussprache von 1226 (Berghl, 294) erwähnt werden. — Die 
in der Urkunde von 1255 gemachten Zusicherungen kann man in 
späteren Handvesten wieder erkennen. Siehe die oben in Anm. 88 am 
Ende angeführten Handvesten von 1364 und 1413. — Auf die Zusicherung 
von 1255 macht übrigens bereits H a c k m a n n XIV, Nr. 91 aufmerksam. 
Siehe noch oben Anm. 73. 

M ) Vgl. hierzu und zu Folgendem insbesondere oben S. 211 ft., 

S. 183 ff. 

M ) Vgl. oben S. 383 Anm. 160. 
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für Teilverbände bei Einlagen und Deichbrüchen, an Aus¬ 
messungen der Häupter, der Schleusenweite u. a. m. In 
Samtverbänden stehen vielfach den Organen der Teilver¬ 
bände Aufsichts- und Ausführungsrechte zu. Bei der geld¬ 
wirtschaftlichen Ausführung geschah die Vornahme der Ar¬ 
beiten entweder durch Mannenverdingung oder 
durch Annehmerverdingung. 96 ) Mit dieser Ver¬ 
dingung haben wir uns noch näher zu befassen. Viel¬ 
fach gilt zwar für sie dasselbe, was wir bei der Verdingung, 
die in Gestalt der Ersatzvornahme auftritt, kennen gelernt 
haben. Allein häufig zeigt sich ein wesentlicher Unterschied, 
wenn wir auf die zuständigen Organe sehen. Dieser 
Unterschied lässt sich so kennzeichnen: Während die Ver¬ 
dingung bei der Ersatzvornahme grundsätzlich durch die 
schauführenden Deich beamten erfolgt, wird die 
Verdingung bei „gemeinen Werken“ vielfach auch unter 
Beteiligung der Verbandsgenossen und ihrer besonderen 
Vertreter oder durch Vorsteher kleinerer Teilverbände oder 
durch eigene Sonderorgane für geldwirtschaftliche und deich¬ 
technische Zwecke vorgenommen. Wir sehen deutlich, wie 
hier die Wichtigkeit, die grössere technische Schwierigkeit 
und die erheblichere geldwirtschaftliche Bedeutung der 
meisten gemeinen Werke hervortreten. Dabei ist freilich 
zu beachten, dass der Verdingung durch geldwirtschaftliche 
Voranschläge Grenzen gesteckt sein konnten. 

Die Anlegung der Kirchdörfer Schleuse in der Alten¬ 
dorfer Schauung wird im .Jahre 1563 von Deichgraf und 
Schwären „mit der ganzen burschop weten willen und vol- 
bohrde“ füröOOMark verdungen. 1 ' 7 ) ln der Waterschap Woerden 
mussten die Heemraden nach der Handveste von 1396, wenn ein 
gemeines Werk anzulegen war. das einen grösseren Umschlag 
als einen Groschen vom Morgen erforderlich machte, aus jedem 
Kirchspiel zwei Vertreter, die von den Landgenossen zu 
wählen waren, einberufen. Mit diesen „Waarsleuten“ hatten 
die Heemraden das Werk zu verdingen und den Umschlag 


Siehe über diese Begriffe oben S. 477 fl. 
t7 j Deichrecht der Altendorfer Schauung XXXIX 1 ft. Über die 
Anordnung der Schleuse siehe oben Anm. 86. 
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vorzunehmen. 9 *) In einer Reihe niederländischer Samt¬ 
verbände hatten Vorsteher der kleineren Teil verbände die 
Verdingung der die letzteren berührenden gemeinen Werke 
auf Anordnung der hohen Heemraden hin vorzunehmen und 
die Kosten umzuschlagen ; es gehören hierher die Ambachts- 
bevvaarder in Rijnland und Delfland und die kleinen Waars- 
leute in Althena. 99 ) Eigene Sonderorgane für alle gemeinen 
Werke oder einzelne von ihnen finden wir in grossen Samt¬ 
verbänden und Teilverbänden. An erster Stelle sind die 
beiden hohen Waarsleute in dem Grooten Waard, 100 ) und 
der Landmeister in Schouwen 101 ) zu nennen. 102 ) Als be- 

•*) Groot Utr. Placaetb. II 269 f M e y 1 i n k Nr. 190. 

M ) Siehe zunächst für Delfland den bei Beekman S. 72 mit¬ 
geteilten Beschluss des Hofes von 1458; Die Ambachtsbewaarder haben 
die durch die Heemraden befohlenen Werke „besteden te maeken by 
kerkgeboeden ten meesten oirbaar en de gelden dat die werken 
kosten elck in sijnen ommeslaen ende gaderen ende die uytreyckep 
ende betalen de werckluyden ende arbeyders en rekening doen voor 
schout, schepenen, ingelanden en rykdom“. Für Rijnland siehe die 
Handveste von 1427, welche eine Rechnungslegung der Ambachts¬ 
bewaarder vor den Dorfgenossen und eine zweite Rechnungslegung vor 
den Hohen Heemraden erwähnt. Vgl. noch oben Anm. 41. In Bezug 
auf Althena siehe D.-O. von 1567 art. 16. 

10 °) Handveste für den Grooten Waard von 1374 (Meylink Nr. 304): 
„Zullen dese twee waerslude macht hebben soe wanneer dat onse goede 
lüde van den Groten waerde enigherhande ghebrec hebben aen sluizen 
an huelen an brugghen an wateringhen au w T aterkeringen of an anderen 
enighen zaken die den lande toebehoren vrijlik te moghen maken ende 
te doen maken te ligghen ende te verligghen tot wat steden dat hem 
oerbaerlie dunct dat is te verstaue van allen zaken dat die zeuen 
hiemrader coren ende wisen dat zullen die twee waerslude vort 
doen geschien sonder enich wedersegghen . . . Ende hier of zullen dese 
v. waerslude goede besceidene rekeninghe doen“. Man sieht hier deutlich, 
dass die Waersleute lediglich ausiührende Organe sind, und dass ihnen 
die geldwirtschaftliche Ausführung zustand. Ober hohe Waerslcute siehe 
noch Beek m a n S. 17 IS ff. 

l01 ) Siehe über die Landmeister Beekman S. 1066 und S. 1364. 
Später traten an ihre Stelle Pfennigmeister. Vermutlich hatten auch 
die Pfeunigmeister auf Walcheren die Verdingung der gemeinen Werke. 
Über diese vgl. Beekman S. 1364. 

10a ) Dagegen hatte der Cameraar bei den Lekdeichen boven Dams 
offenbar nicht die Verdingung selbst vorzunehmen. Ihm lag die 
Bezahlung des Annehmers und der Arbeiter, ferner die Anschaffung von 
Materialien ob. Siehe unten Anm. 110. 
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sondere Organe für die Errichtung von Häuptern kommen 
die Hoofdmeister in Betracht. So wird in Salland bei der 
Anlage des Hoofdes von Deichgraf und Heemraden aus den 
Erffgenamen ein Hoofdmeister gewählt. Er hatte die er¬ 
forderlichen Materialien zu bestellen, er hatte ferner zu¬ 
sammen mit einem anderen Erffgenamen Arbeiter zu mieten 
und zu bezahlen und schliesslich die Kosten über die 
Pflichtigen umzuschlagen. 108 ) Von einem Hoofdmeister mit 
gleichen Aufgaben hören wir in einer Urkunde von 1491 
für den Lekdeich in der Marsche, doch ist er hier von allen 
Erffgenamen mit einer Bauernsprache gewählt. 104 ) Ver¬ 
wandt mit diesen Hoofdmeistern sind die Baumeister in Ost¬ 
friesland. Nach der Deichordnung Edzards von 1515 sollen 
nämlich zwei Baumeister im Samtverband angestellt werden, 
welche die Pfahl- und Holzwerke zu errichten und auszu¬ 
bessern haben „tho der gemeine Beste“, und denen insbe¬ 
sondere auch die Anschaffung von Holz und Nägel sowie 
die Miete von Arbeitern obliegt. Bezahlung soll von ihnen aber 
nur vermittelst schriftlicher Anweisung („Handschrift“) an 
die Rentmeister erfolgen. 106 ) — Sonderorgane wurden auch bei 
dorfsweiser Gemeinmachung in den vier Norderkoggen für 
die Verdingung und Bezahlung der Arbeiter und Annehmer 
ernannt, zunächst vier Deichmeister aus jedem Dorf, dann 
vorübergehend je ein Waersmann in jedem Cogg. 106 ) Bei 
der Hondsbos’schen Seewering sollte nach der Handveste 
von 1555 für jeden der sechs grösseren Schläge ein Waer- 
schap bestellt werden, dem die Verdingung der vom Deich¬ 
beamtenkollegium angeordneten Arbeiten, die Beaufsichtigung 
und die Bezahlung oblag. 107 ) In einer Reihe von Verbänden 

10t ) Deichrecht für Salland von 1494 art. 62 und 64. Über die 
Erhebung der Gelder vgl. unten 2. 

104 ) Groot Utrechts Placaetb. II, S. 96 (enthalten in einem Brief 
Karls V. von 1530). Vgl. über die Hoofdmeister noch B e e k m a n S. 867. 

10B ) D.-O. Edzards art. 6. 

,0 *) Das Einzelne ist oben S. 252 ff. ausführlich geschildert. Zu 
beachten ist der Wechsel zwischen Mannenverdingung und Annehmer¬ 
verdingung. 

I0T ) Ober die sechs grossen Kabeln des Deiches vgl. oben S. 22 und 
S. 25. Die Ausführung der Verdingung ist durch Voranschlag der 
Kosten seitens Deichgraf und Heemraden erheblich beschränkt. Siehe 
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hatten allerdings die schauführenden Deichbeamten allein 
die Verdingung der gemeinen Werke oder bestimmter Arten 
gemeiner Werke in den Händen. So nehmen die hohen 
Heemraden in Rijnland die Verdingung der ganz Rijnland 
berührenden gemeinen Werke seit dem 14. Jahrhundert 
vor, 108 ) seit dem 16. Jahrhundert allerdings unter Würdigung 
des mit den Hooftingelanden festgesetzten jährlichen Vor¬ 
anschlages und nach Mitteilung des einzelnen grösseren 
Werkes an die Hooftingelanden. 109 ) Nach den Deichbriefen 
für den Lekdeich boven Dams aus dem 16. Jahrhundert 
liegt die Verdingung von Häuptern, Kribben u. a. bei Deich¬ 
graf und hohen Heemraden, 110 ) bei dem Bunschotter Veen- 
und Velddeich nehmen im 16. Jahrhundert die Heemraden 
die Verdingung der Deichbrüche vor , 111 ) in Wursten liegt den 
Deicbgeschworenen eines jeden Kirchspiels die Ausbesserung 
der Siele ob, 112 ) in den Ommelanden haben jedenfalls in 
späterer Zeit die höheren Deichrichter die Verdingung der 
gemeinen Werke allein vorgenommen. 118 ) 

2. Geldumlagen. 

Der überwiegend naturalwirtschaftliche Zuschnitt der 
Deichwirtschaft in früherer Zeit brachte es mit sich, dass 
die Festsetzung (Ausschreibung) von Geldumlagen 
als etwas Ausserordentliches angesehen wurde und 
daher, abgesehen von der rein rechnungsmässigen Verteilung, 


oben Anm. 53. Die Verdingung soll Annehmerverdingung sein. 
Interessant ist die Bestimmung, dass in dem Verdingungsvertrag die 
Strafe für nicht rechtzeitige Fertigstellung des Werkes festgesetzt 
werden soll — also Vertragsstrafe und nicht öftentlichrechtliche Zwangs¬ 
strafe* 

l08 ) Siehe hierüber R. F r u i n a. a. 0. S. 230 f. und oben S. 623. 
Auch hier werden die Ambachtsbewaarder gelegentlich zugezogen. Vgl. 
die bei F r u i n a. a, O. S. 233 angeführte Verdingung einer Schleuse. 

1M ) Siehe oben S. 611. 

no ) D.-O. von 1532 art. 22. Dem Kameraar liegt Eintreibung und 
Bezahlung des Annehmers ob. Siehe art. 8 und 33. 

m ) Siehe oben S. 185 f. 

lia ) Zu schliessen aus der Instruktion von 1611 art. 6 (Anordnung 
des Sielschatzes). 

llf ) Auch dies ergibt sich aus der Zuständigkeit zur Anordnung 
des Deichschotts. Vgl. unten S. 627 Anm. 121. 

J. ▼. Gierk«, Geschichte des deutschen Deichrechts II. 40 
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allgemein der Gesamtheit der Verbandsgenossen Vor¬ 
behalten war. Auch in spätererer Zeit wirkte diese Rechts¬ 
auffassung nach. 

Charakteristisch sind zunächst die Ausführungen des 
Glossators zum Sachsenspiegel Landrecht II, 56: „Die so 
unter solchen themmen gelegen oder gesessen sind, mögen 
wol ihres gefallens ein gewisse anlage oder geld unter sich 
willigen oder setzen dauoen sie sich vor dess wassers schaden 
erhalten und ihre teich bewahren mögen“. So wurden denn 
auch nach der Handveste für Bijleveld von 1414 (art. 28) 
die Morgengelder von Deichgraf und Heemraden „by den 
gemeenen lantgenoten off by der meerre partyen van hem“ 
gesetzt. Im Hammerbrok wurde das sogen. „Plagegeld“ 
nur vorübergehend zu Ende des 15. Jahrhunderts von Vogt 
und Schwären allein auferlegt, 114 ) aber in früherer Zeit und 
stets seit dem Jahr 1528 von den Landleuten bewilligt. 116 ) 
In den Küren der Oster- und Westerhammerik bei Groningen 
von 1386 ist von dem Schott die Rede, den die Bauern 
„over dragen“. 116 ) Auch in der Deichordnung für Kleve 
von 1575 steht der Gesamtheit der Verbandsgenossen die 
Bewilligung von Geldumlagen zu: „Dar tho Verrichtung ge¬ 
meines besten einig geldsettung to doin van noden, solichs 
sal jedwer tit mit rath und bewilligung gemeiner Geerfden 
furgenommen und up der morgentalen erlacht werden“. 117 ) 

Meistens freilich trat der Einfluss der Gesamtheit 
zurück. Dies geschah vornehmlich dadurch, dass die 
geldwirtschaftliche Ausführung der gemeinen Werke be¬ 
deutend zunahm, und die Anordnung und Verdingung be¬ 
stimmter oder der meisten gemeinen Werke in die Hände 
anderer Organe kam. 118 ) Diesen anderen Organen 
lag dann verfassungsmässig auch die Festsetzung der 

m ) Siehe art. 23: „So warmer de Swaren unde Vaged Plagegeld 
dem Lande tom Besten willen upsetten, dat scholen de Landlude tofreden 
eyn“. 

ll5 ) Siehe art. 55 (vgl. auch schon art. 49, a. 1527), art. 59 (a. 1530), 
art. 85 (a. 1541) u. s. w. 

1,§ ) Vgl. hierzu oben S. 188 Anm, 137. 

m ) art. 61. 

118 ) Siehe oben unter I. und II. 1. 
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entsprechenden Geldumlagen ob. Wo die Verdingung 
auf Grund höherer Anordnung von Vorstehern von Teil¬ 
verbänden oder eigenen Sonderorganen vollzogen wurde, 
hatten diese Organe nach Massgabe ihrer Verdingungsmacht 
die Befugnis zur Ausschreibung der erforderlichen Geld¬ 
umlagen. 11 ') Im Zusammenhang mit diesen Verdingungs¬ 
geldern wurden Gelder ftlr Anschaffung von Materialien von 
den Verdingungsorganen oder sonstigen Sonderorganen um¬ 
gelegt. Schliesslich wurde auch die Festsetzung sonstiger 
herkömmlicher Geldabgaben z. B. der Gelder filr die Besoldung 
der Beamten den Deichbeamten Überlassen. 1 * 0 ) In grösseren 
Verbänden führte die Entwicklung sogar zu einer grund¬ 
sätzlichen Befugnis der höheren Deichbeamten oder der 
Deichbeamten und besonderer Vertreter der Gesamtheit, 
Geldumlagen festsetzen zu können. 1 * 1 ) Wo sich freilich ein 
solches alleiniges Recht der hohen Deichbeamten Bahn 
bradh, wurde es regelmässig im Lauf der Zeit zu Gunsten 
besonderer Vertreter der Gesamtheit wiederum beschränkt 1 ** 
In grossen landschaftlichen Verbänden werden Geldumlagen 
für bestimmte Deichzwecke von den Ständen bewilligt. 1 * 8 ) 
In besonderen Fällen werden vom Landesherrn Geldumlagen 
auferlegt. m ) 

Die Festsetzung der Geldumlagen stellt sich entweder 
als ein Voranschlag für einzelne gemeine Werke dar, 
z. B. die Anordnung einer bestimmten Geldabgabe von 
jedem Morgen für eine Deichausbesserung oder Deichver¬ 
besserung. 125 ) Oder es liegt der Festsetzung eine bestimmte 
Summe zu Grunde, die für einen gemeinen Zweck bereits 

l19 ) So z. B. die Ambachtsbewaarder, die hohen Waarsleute. 

lso ) Über das Pfennigsgeld in Rijnland siehe R. F r u i n a. a. 0. 219ff. 

iai ) Vgl. in Bezug auf die hohen Heemraden in Rijnland oben S. 609 f. 
In Bezug auf die höheren Deich- und Sielrichter in den Ommelanden 
vgl. insbesondere Adewarter Sielbrief von 1382 § 5. 

12t ) Siehe oben S. 610. 

m ) Vgl. Deichordnung Edzards von 1515 §§ 7 und 11. — Die 
Beschlüsse auf den Landtagen des westerlauwerschen Friealands im 
15. und 16. Jahrhundert (oben S. 221 f., 227). 

124 ) Siehe oben S. 226 ff. 

123 ) Beispiele: Das Plagegeld im Hammerbrok (oben S. 625), der 
Deichsehott nach der D.-O. Edzards von 1515 §§ 7 und 11. 
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geschuldet wurde oder ausgegeben war, z. B. Ver- 
dingungsgelder oder Kosten für Materialanschaffungen. Die 
Festsetzung von Geldumlagen kann ferner eine herkömmliche 
Abgabe umfassen, z. B. das jährliche Pfenniggeld oder 
Morgengeld für die Beamten. 1 * 6 ) Schliesslich findet sich zu 
Ende der Periode bereits ein Voranschlag für alle 
gemeinen Werke des Jahres, der im Frühjahr nach 
einer Besichtigung des Deiches vorgenommen wurde. 127 ) 

Einsammlung und Empfang des umgelegten 
Geldes standen den höheren und niederen schauführenden 
Deichbeamten, den Vorstehern kleinerer Teilverbände, den 
besonderen Verdingungsbeamten, besonderen Kassenbeamten 
oder Bevollmächtigten im Einzelfall zu. Zu den besonderen 
Kassenbeamten gehören Subalternbeamte wie die Water- 
klerken und Schottgarders, denen namentlich die unmittel¬ 
bare Einsammlung anvertraut war, 1 * 8 ) ferner aber auch 
höhere Beamte, wie Rentmeister, Pfennigmeister 129 ) und 
Kameraar 130 ) in grösseren Samtverbänden, in deren Händen 
schliesslich alles Geld zwecks Verausgabung Zusammen¬ 
kommen sollte. Als Bevollmächtigte im Einzelfall begegnen 
in Samtverbänden besondere Generalempfänger 13 ') oder Be¬ 
auftragte von Kirchspielen oder sonstigen Teil verbänden. 132 ) 133 ) 


1S6 ) Siehe Anm. 120. 

127 ) Solche Voranschläge finden wir namentlich in Rijnland (siehe 
oben S. 611), auf Waleheren (siehe oben S. 609 Anm. 37), bei der Honds- 
bos’schen Seewering (siehe oben S. 612 Anm. 53). 

i 28 j Waterklerken finden sich namentlich auf Waleheren und in 
Schouwen — Schottgarders werden erwähnt in der Handveste für die 
Hondsbos’sche Seewering. 

1W ) Rentmeister finden sich in der D.-O. Edzards von 1515 § 7: 
„Men sali oek setten twee Rentmeisters binnen Emden, die tydtlikes 
dat Dyckschott sollen entfangen van den Gedeputeerden der Karspelen.* 
Die Rentmeister bezahlen auf Grund einer schriftlichen Anweisung der 
Baumeister § 6. Siehe oben S. 624. — Pfennigmeister als höhere Kassen* 
beamte begegnen in Waleheren. Siehe Beek man S. 1364. 

1#0 ) Siehe oben Anm. 110. 

m ) Siehe z. B. Sch war tze n berg III. S. 977 fl\ (a. 1574). 

1M ) Siehe z. B. Anm. 129. 

1M ) Ein Bevollmächtigter für den Einzelfall ist auch der im Deich¬ 
recht für Salland von 1494 (art. 64) genannte Erffgeuame, der das 
Häuptergeld einsammelt und dem Hoofdmeiater abliefert. 
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Wer das Recht zur Einsammlung und zum Empfang 
besass, hatte damit an sich noch keineswegs ein Recht 
zur zwangsweisen Beitreibung. Es fehlte vielfach 
den Bevollmächtigten im Einzelfall. Aber es fehlte ins¬ 
besondere zunächst auch vielen besonderen Verdingungs¬ 
beamten und Kassenbeamten, wie z. B. dem Hoofdmeister, den 
hohen Waarsleuten, den Deichmeistern in den vier Norder¬ 
koggen, den Waterklerken. Meistens mussten sie sich an 
den Deichgrafen oder Schulzen wenden, damit diese das 
Geld auslegten und nach Deichrecht einpfändeten. 184 ) Doch 
ging der Zug der Entwicklung sogar dahin, den besonderen 
Verdingungsbeamten und Kassenbeamten ein eigenes 
Exekutionsrecht zu verleihen, welches z. B. späterhin der 
Hoofdmeister, 135 ) der Kameraar in Utrecht, 186 ) die Deich¬ 
meister in den vier Norderkoggen 187 ) und die Waterklerken 188 ) 
besassen. 

3. Rechnungslegung. In den Verfassungen der 
Deichverbände wird den Organen, die sich mit den Ein- 


134 ) Vgl. in Bezug auf den Hoofdmeister Deichrecht für Salland 
art. 68. (a. 1494): „Waer daer yemandt die syn geld binnen der benoemder 
tytt nyett en betaelde, soe sali die Dyckgreue van des Heren weegen 
datt onbetaelde geldt daer in leggen, ende betaelent an handen des 
Hoeutmeysters ende panden den gennen, die alsoe nyet betaelt en 
hadde, voer dubbelt geldt* (vgl. auch art. 64). In Bezug auf die hohen 
Waarsleute siehe Handveste für den Grooten Waard von 1374 (Meylink 
Nr. 304): „Waer yemant sijn morghenghelt of sijn gaderghelt onwillich te 
gheuen tot zulken daghe alse die waersiude ghebieden of doen ghebieden 
daer salt die dycgraue die bi tiden wesen sal tot maninghe der waera- 
lude v. binnen drien daghen daer na vor vutlegghen ende nement weder 
van den onwillighen an twee scatten ghelde of an vier scatten pande.“ 

— In Bezug auf die Deichmeister in den vier Norderkoggen siehe 
oben S. 254 u. 258. — Wegen der Waterklerken vgl. Beekman S. 1768. 

— Auch die kleinen Waarsleute in Putten hatten nicht das Recht zur 
Eintreibung. Diese hatte der Schulz vorzunehmen, sonst legte der Deich¬ 
graf auf seine Kosten aus. D.-O. von 1616/16 art. III und XIV. Siebe 
hierzu oben S. 491, Anm. 210. 

M5 ) Deichrecht für Salland art. 86 (a. 1532). 

1#f ) D.-O. für den Lekdeich boven Dams von 1632 art. 33. 

1,T ) Siehe oben S. 258. 

1M ) Am deutlichsten im Deichrecht für Schouwen von 1676, Zusatz II 
art. 26. — Ein eigenes Exekutionsrecht stand später auch manchen 
kleinen Waarsleuten zu. Vgl. Deichrecbt für Althena von 1667 art. 16. 
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nahmen und Ausgaben für die gemeinen Werke des 
Verbandes zu befassen haben, die Verpflichtung zu einer 
Rechnungslegung auferlegt. Daneben finden sich andere 
Rechnungslegungen von Deichbeamten, die sich nur auf 
Bussen oder andere Einnahmen und auf Geldauslagen bei 
der Ersatzvornahme bezogen und unter ihnen 189 ) oder auch 
gegenüber der interessierten Herrschaft 14 *) abzustatten waren. 
Wir befassen uns nur mit der Rechnungslegung fUr die- 
gemeinen Werke ,4> ) und schliessen hieran einige Bemerkungen 
über die Kassenverwaltung überhaupt an. Allgemein sei 
hervorgehoben, dass naturgemäss eine genaue Rechnungs¬ 
legung um so nötiger war, je selbständiger die Beamten 
gestellt waren. Aber auch da, wo die Anordnungen und 
Verdingungen gemeiner Werke unter einer starken Be¬ 
teiligung der Verbandsgenossen zu Stande kamen, musste 
eine Kontrolle für die tatsächliche Erhebung und Verwendung 
der Gelder rätlich erscheinen. 

a) Hinsichtlich des Personenkreises, vor dem 
Rechnung gelegt werden musste, ist zu unterscheiden: 

a) Regelmässig hatte sich die Rechnungslegung vor 
den Verbandsgenossen oder vor besonderen ge¬ 
nossenschaftlichen Vertretern der Verbands¬ 
genossen zu vollziehen. Ergänzend treten in manchen 
Fällen bei der Abnahme der Rechnung die eigentlichen 
(schaufUhrenden) Deichbeamten und besondere herr¬ 
schaftliche Vertreter hinzu. 

In dieser Weise legen Rechnung schauführende Deich¬ 
beamte, mit der Finanzverwaltung betraute Vorsteher kleiner 


IM ) So fand im Hammerbrok Ober bestimmte Einnahmen der 
Geschworenen nur eine Rechnungslegung unter diesen selbst statt. 
Siehe Hammerbroeker Deichrecht art. 87 und die AusfQhrungen Hübbea 
8 . 34 ft. Über die Rechnungslegung hinsichtlich des Plagegeldes und 
die gemeine jährliche Landesrechnung siehe unten Anm. 142 u. 143. 

14 °) Siehe insbesondere Bergh H 331 (a. 1277): »De cujus residuitate 
pecunie duplo percepte ae de duabus partibus duorum banuorum 
contingencium in dictis perlustrationibus .... idem perluatrator 
tenebitur nobiscum computare“. Hierzu oben S. 490 Anm. 206. 

W1 ) Über Rechnungslegung in niederländischen Verbänden im all¬ 
gemeinen siehe Beekman S. 1861 ff. 
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Teilverbände, besondere Verdingungsorgane und Kassen¬ 
beamte. 

Die ursprüngliche Form ist die Rechnungslegung vor 
denVerbandsgenossen. Und zwar sind zunächst alle Verbands¬ 
angehörigen verpflichtet, zur Abnahme der Rechnung 
zu erscheinen. Später wird öfter das Erscheinen in das 
Belieben der Verbandsgenossen gestellt. So mussten die 
Deichrichter in Ostfriesland vor der „Gemeine“ Rechenschaft 
ablegen. 141 *) Im Hamraerbrok müssen zunächst Vogt und 
Geschworene vor dem Deichgericht und der Herrschaft 
hinsichtlich des .„Plagegeldes“ „Rekenschap dhon'; U8 ) später 
haben die Geschworenen jährlich die Landesrechnung vor 
dem ganzen „Dykding“, der Herrschaft und insbesondere 
den vorjährigen Geschworenen zu verantworten. 148 ) Auch 
die Heemraden des Veen- und Velddeiches haben nach der 
Ordnung von 1533 vor den gemeinen Landgenossen Rechnung 
zu legen, wozu der Hof einen Abgesandten schicken kann. 
Die hohen Heemraden des Lekdeiches beneden Dams haben 
vor den Ambacbtsherrn und den gemeinen Landgenossen, 
die dazu kommen wollen und die es „angeht*, ihre „rekeninge 
ende bewys“ zu thun. 144 ) Auch die hohen Heemraden in 
Woerden sollen vor allen guten Kirchspielleuten, die dazu 


141a ) Altes ostfriesisches Deichrecht § 22. 

14# ) Hammerbroeker Deichrecht art.23. Es wird an der oben Anm. 114 
mitgeteilten Stelle fortgefahren: „Averst deVaged undeSwaren scholen 
des negesten Dages vor dem Dyckrechte den Landheren van sulvem 
Plagegeld dat se so entfangen, Rekenschap dhon, wor se sulken Plage* 
geld in des Landes Beste hebben utgegeven*. ln dieser Formulierung 
tritt die Herrschaft zu stark hervor. Richtiger ist die Fassung in art.70. 
Siehe die folgende Anm. 

14# ) art.. 70: „So de Swaren plegen jarlikes Rekenschap to donde, 
so scholen de Swaren na dissem Dage stetlik in Jegenwardigheit der 
Heren, de olden Swaren de dat vor Jare gewest by de Rekenschap 
alsdenn vulferen“. Zu dieser Zeit ist also die Kassenverwaltung von 
Vogt und Geschworenen (siehe Anm. 142) auf die Geschworenen allein 
übergangen. Die Rechnungslegung bezog sich nicht auf bestimmte Ein¬ 
nahmen der Geschworenen. Daher wurde für diese im Jahre 1543 ein 
besonderes Rechnungsbuch und eine besondere Lade eingeführt. Siehe 
art. 87 und oben Anm. 139. 

,44 ) D.-O. von 1454 art. XIX. 
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kommen wollen, Rechnung legen. 145 ) Gleiches galt auch 
hei vielen finanziellen Vorstehern von Teilverbänden 146 ): 
Die Waarsleute in Putten haben vor Schulz, Schöffen und 
Geerften, die kommen wollen 147 ), die Waarsleute in Althena 
vor Drossat, Deichgraf, Heemraden und Ingelanden 148 ), die 
Ambachtsbewaarder in Delfland vor Schulz, Schöffen, 
Ingelanden und Reichtum 141 ), die Ambachtsbewaarder in 
Rijnland vor dem „Dorf“ 150 ) Rechnung zu legen. Schliesslich 
hat der Hoofdmeister in Salland vor allen Erffgenamen, 
die an dem Hoofd beteiligt sind, Uber Ausgaben und Ein¬ 
nahmen Bericht zu erstatten. 15 ') 

Später wird, namentlich in grösseren Verbänden, die 
Abnahme der Rechnungslegung auf besondere Ver¬ 
treter der Verbandsgenossen abgestellt. Zum Teil wird 
dabei aber hinzugefUgt, dass ausserdem jeder gewöhnliche 
Verbandsgenosse zugegen sein kann, oder es wird teilweise 
auf die Allgemeinheit wenigstens noch durch die Vorschrift 
Rücksicht genommen, dass bei offenen Türen verhandelt 
werden muss. So legen z. B. die hohen Heemraden in 
Rijnland später jährlich Rechnung vor den früher erwähnten 
vornehmsten Ingelanden (Hooftingelanden)' 5 '), der Pfennig¬ 
meister auf Walcheren legt im 16. Jahrhundert die Rech¬ 
nung ab vor den Staaten und zwei Breeden Geerfden, aber 
es ist bei offenen Türen zu verhandeln und jeder Verbands¬ 
genosse darf zuhören. 158 ) Die Deichmeister und Waars- 
männer in den Vier Norderkoggen haben „rekening ende 
reliqua“ zu thun vor den Deputierten der Städte bei offenen 

145 ) Handveste für Woerden von 1896 (siehe oben Anm. 98.) 

i4öj Vg| über ihre Tätigkeit bei Verdingungen gemeiner Werke 
und Geldumlagen siehe oben S. 622 f. f S. 626 f. 

147 ) D -0. für Putten von 1516 art. IV. 

148 ) D.-O. für Althena von 1567 art. 14. 

,49 ) Siehe oben Anm. 99. 

15 °) D.-O. von 1427. Daneben kommt ihre Rechnungslegung vor 
den hohen Heemraden in Betracht. Siehe unten Anm. 159. 

wl ) Deichrecht für Salland art. 62 und 64. Über die Tätigkeit des 
Hoofdmeisters vgl. oben S. 624. 

«*) Siehe S. 611. 

16Ä ) Beek man S. 1364. Über den Pfennigmeister vgl. oben 
Anm. 101. — Ober die Landmeister in Schouwen siehe ebenda. 
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Türen im Beisein jedes Verbandsgenossen, der es begehren 
mag. 154 ) Die Waarschappen der Hondsbos’schen Seeweering 
sollen sich nach der Handveste von 1555 jährlich vor Deich¬ 
graf, Heemraden, den Deputierten der Städte und Abgeord¬ 
neten der sechs Kabeln verantworten. 155 ) Der Kameraar 
fiir den Lekdeich boven Dams in Utrecht soll Rechnung 
legen vor Kommissaren des Landesherrn und der Staaten, 
vor Deichgraf. Heemraden und 12 Abgeordneten bestimmter 
Städte und Landgemeinden, sowie allen, „die ’t gelieven 
zal daar by te körnen“. Ufi ) 

Nach einigen Deichordnungen ist die Rechnungslegung 
vor den Verbandsgenossen oder vor besonderen Bevoll¬ 
mächtigten der Verbandsgenossen zur Wahl gestellt. 157 ) 

ß) Seltener ist in den Deichverbänden eine Rechnungs¬ 
legung vor den regierenden und schauführenden 
Deichbeamten. Sie findet sich einmal in der Weise, 
dass die De ioligeschworenen nach Ablauf ihrer 
Amtsperiode den neu antretenden Deichgeschworenen 
Rechnung legen müssen. So heisst es in dem Adewarter 
Sielbrief von 1382 § 4: „Sellen de olde ziilrechters den 
nye zijlrechters rekeninghe doen bynnen achte daghen, 
daer na dat de nye gezworen hebben“. Die erwähnte 
Rechnungslegung findet sich ferner in der Weise, dass die 
Deichgeschworenen von Teilverbänden sich 
vor allen Deichgeschworenen des Samtverbandes, 
oder dass finanzielle Vorsteher von Teilverbänden oder be¬ 
sondere Verdingungsbeamte sich vor den hohen Deich¬ 
beamten verantworten müssen. So müssen nach dem 


*® 4 ) Siehe oben S, 257. 

,M ) Handveaten für Aasendelft S. 118 tf. Hierzu oben Anm. 107. 

,## ) D.-O. von 1537 art. LX. 

w ) Siehe D.-O. für Kleve von 1575 art. 51: „Soll ock wie und 
warhin soliche penningen verbruckt, ordentliche uprichtige Rechnung 
ingestalt und wannehr der arbeit derwegen dieselvige uiteettung gedain 
geendiget alsdan darvan den gemeinen Geerfden oder ihren Gedeputirten 
. . . soliche Rechnung wie sich gebürt furgebracht und gedain werden 
soll“. D.-O. für die Vijfdeele von 1547 art. I: Rechnungslegung des 
Deichgrafen und der Deichdeputierten vor .den Deichgenossen oder 
ihren Bevollmächtigten“. 
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Deichrecht für Wursten von 1611 (art. 6) die Kirchspiels¬ 
geschworenen mit ihrem Vorsteher wegen eines gehobenen 
Sielschatzes dem Oberdeichinspektor und sämtlichen Deich¬ 
geschworenen des Landes Rechnung legen. 16 *) Die Am- 
bachtsbewaarder in Rijnland unterliegen nicht allein der 
jährlichen Rechnungskontrolle ihres Dorfes, sondern sie 
müssen auch nach geschehener Rechenschaftsablegung vor 
den Dorfgenossen „hoir rekeninge presenteren den hogen- 
hiemraden als sy des vermaent worden, om die te louen 
te hogen of te lagen als hem redelic duncken sal“. 168 ) Di& 
hohen Waarsleute in dem Grooten Waard aber haben jährlich 
„goede besceidene rekeninghe op hören eet“ zu thun vor 
Deichgraf, Heemraden, den Ambachtsherrn und landes¬ 
herrlichen Kommissaren. 160 ) 

b) Rechnung wurde in älterer Zeit entweder nur auf 
Erfordern, 161 ) oder sofort nach Erledigung der finanziellen. 
Angelegenheit, um die es sich handelte, 162 ) oder nach Ab¬ 
lauf der Amtsperiode ,M ) erstattet. Später drang für die 
eigentlichen Deichbeamten, die besonderen Verdingungs¬ 
personen, Finanz- und Kassenbeamten vielfach der Grund¬ 
satz jährlicher Rechenschaftspflicht durch. Der Tag ist 
dabei häufig genau bestimmt und fällt ins Frühjahr 164 ) oder 


1M ) Ober ihre Berechtigung zur Festsetzung des Sielschatzes siehe 
oben S. 625 Anm. 112. 

,M ) Handveste von 1427. Vgl. oben Anm. 150. 

,6# ) Handveste von 1374. Über die Tätigkeit der Waarsleute als 
besondere Verdingungsbeamte siehe oben Anm. 100. 

,(I ) Altes ostfriesisches Deichrecht § 22. Handveste fQr Rijnland 
von 1427 in Bezug auf die Ambachtsbewaarder gegenüber den hohen 
Heemraden (oben Anm. 169). 

,6 *) Vgl. Hammerbroeker Deichrecht art. 23. D.-O. für Kleve von 

1575 art. 61. — Deichrecht für Wursten von 1611 art. 6. 

1## ) Vgl. Adewarter Sielbrief von 1382 § 4. 

IM ) Vgl. z. B. D.-O. für den Veen- und Velddeich von 1533 (St. Peter 
ad Kathedram), D.-O. für den Lekdeich beneden Dams von 1454 art. 19 
(am ersten Sonntag im Mai), D.-O. für Althena von 1567 art. 14 (am 
ersten Sonntag „in de Vasten“), D.-O. für Lekdeich boven Dams von 
1637 art. LX (im März), D.-O. für die Vijfdeele von 1547 art. I, Hand¬ 
veste für die Hondsbos’sche Seewering von 1565. 
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in den Herbst und Winter. 165 ) Teilweise wurden auf dem 
jährlichen „Rekendag“ auch Beschlüsse für neue grosse 
Werke gefasst, jährliche Voranschläge aufgestellt und sonstige 
wichtige Angelegenheiten beraten. 166 ) So wurde er in grossen 
niederländischen Verbänden zum Haupttag des Verbandes 
im ganzen Jahre. 167 ) Besonderes Gewicht wird da, wo jeder¬ 
mann erscheinen sollte oder konnte, auf rechtzeitige An¬ 
kündigung gelegt. 168 ) 

Als Versammlungsort werden in späterer Zeit 
häufig Kirchen, Abteien, Rathäuser erwähnt. Wo jeder¬ 
mann Zutritt hatte, war bei offenen Türen zu ver¬ 
handeln. 169 ) 

Vor dem jährlichen Versammlungstag fanden in grösseren 
Verbänden Vorprüfungen der Rechnungen und Zu¬ 
sammenstellungen statt, die von den rechenschaftspflichtigen 
Personen rechtzeitig in verschiedenen Ausfertigungen einzu¬ 
reichen waren. 170 ) 

Die Abnahme der Rechnungslegung endete mit einer 
feierlichen, dreimaligen Frage des Vorsitzenden, ob keine 
Einwendungen zu machen seien, 171 ) und mit der Fest¬ 
stellung, dass kein Widerspruch erhoben worden sei. 
Hiermit war Entlastung erteilt. Wo die Abnahme der 
Rechnung auf besondere Vertreter von Verbandsgenossen 
abgestellt wird, aber andere Verbandsgenossen erscheinen 
können, werden die letzteren mehr und mehr auf ein blosses 

1ÄÄ ) Handveste für den Grooten Waard von 1874 (St. Martenstag), 
Walcheren (a. 1659 5. Dezember, Beekman S. 1864), Rijnland (a. 1591 
Dezember, Beekman S. 1361), Delfland (5. Januar, Beekman a. a. 0.). 

1W ) Der Tag für jährliche Voranschläge und der Tag für die 
Rechnungslegung fallen ursprünglich nicht zusammen. Der Tag für 
Voranschläge ist stets im Frühjahr. Vgl. oben Anm. 164. 

w7 ) „De rekendag was in het allgemeen de groote dag“. 
Beekman S. 1367. 

1Ä8 ) Vgl. z. B. Handveste für Woerden von 1396, Deichbrief für 
den Lekdeich beneden Dams von 1454 art. 19. D.-O. für Putten von 1516 
art. 4. 

1Ä9 ) Siehe oben S. 632, ferner Beekman S. 1364 (Walcheren, 
Schouwen). 

1T0 ) Vgl. Beekman a. a. 0. 

m ) Dies berichtet Beekman S. 1364 über Schouwen aus späterer 
Zeit. Es ist für die ältere Zeit zu verwerten und zu verallgemeinern. 
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An hören der Verhandlungen beschränkt und verlieren ein 
unmittelbares Widerspruchsrecht. 

In der Handveste für Woerden von 1396 wird auch ein 
Recht der Vertreter der Kirchspiele auf Abschrift der 
Jahresrechnung erwähnt. 

c) Einige Deichrechte enthalten besondere Vorschriften 
über die Aufbewahrung und Bereithaltung der dem 
Deichverband gehörigen Gelder und über die Aufbe¬ 
wahrung der Rechnungsabschlüsse nebst Belegen. 

Bereits das Sielrecht der drei Delfsiele von 1317 be¬ 
stimmte, 172 ) „ut iudices unius cuiusque aqueductus inprompta 
pecunia habeant viginti marcas sterlingorum, in loco quem 
dominus abbas et sex skepperan communiter elegerunt“. 

Nach dem Sielrecht für Westervredew r olt von 1425 
art. 45 sollen die Greetmänner (Schepper) das von den 
Sielrichtern eingesammelte Geld „brengen totter gemener 
ende gerameder stede“. 

Nach der ostfriesischen Deichordnung von 1515 § 7 
sollen die beiden Rentmeister in Emden für die Gelder zur 
Holzung eine Kiste auf dem Rathause haben, in die man 
die Gelder hineinlegen soll; und jeder Rentmeister soll 
einen Schlüssel zu ihr haben. In der Deichordnung für 
Kleve von 1575 (art. 51) ist vorgeschrieben, dass der bei 
der Schlussrechnnng sich ergebende Überschuss fortzulegen 
sei, um ihn „tot profit und nottdurfft der geerfden tho ver- 
waren“. Gemäss der Deichordnung für Braunschweig- 
Lüneburg von 1664 art. 18 soll das Geld des Deichverbandes 
in einen „gemeinen Kasten“ gelegt werden. 

Nur auf die Aufbewahrung der für den Deichverband 
wichtigen Jahresrechnungen und Belege bezieht sich da¬ 
gegen der Beschluss des Deichgerichts im Hammerbrok von 
1543 (art. 87): 

„Dat me ene nige Lade mit tween Slotelen schall 
maken laten, darinne de Rekenschap van Entfanginge unde 
Utgave, ok de Unkost van Jaren to Jaren und wat suss 
by dem Lande van Schriften nodig, schall gelegt unde vor- 
waret werden“. 


,72 ) v. R i c h t h o f e n Rq. S. 289 § 18. 
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Hiermit ist die Bestimmung der Deichordnung für 
Putten von 1510 art. IV zu vergleichen, nach welcher eine 
Ausfertigung der Jahresrechnung (register)in der „kerkkeste“, 
die andere von den rechenschaftspflichtigen Waarsmännern 
selbst aufzubewahren ist. 173 ) 174 ) 

III. Deichverteilungen und Deichrollen. 

1. Deichverteilungen. 175 ) Die grundlegenden 
Anordnungen von Verteilungen der Deiche 
über Ortsbezirke, Ortsunterbezirke und 
Einzelne stellen sich vielfach als Festsetzungen ganz 
neuer Rechtsnormen dar. Man denke an Änderungen in 
der Art der Deichunterhaltung (Übergang zur Grosskabel- 
deichung und Kleinkabeldeichung), Änderungen in Bezug 
auf den Umkreis der pflichtigen Gebiete und Länder, 
Änderungen in Bezug auf den Massstab für die Auferlegung 
der Kabellasten. Sie werden daher in der Form der Fest¬ 
setzung von Deich rechten erlassen, häufig bilden sie sogar 
einen Teil umfassenderer Deichsatzungen. ,7ß ) Infolgedessen 
konnte sich eine alleinige, selbständige Anordnungsgewalt 
der schauführenden Deichbeamten 177 ) in dieser Hinsicht im 
allgemeinen nicht heranbilden. — Anders steht es mit den 
Anordnungen ergänzender oder kontrollierender 
Erneuerungen alter Aufteilungen. Auch hier 
finden wir Beschlüsse der grösseren oder kleineren Gesamt¬ 
heiten, landesherrliche und herrschaftliche Erlasse, Ver¬ 
ordnungen von Deichbeamten und besonderen Vertretern 
der Deichgenossen. Allein wir begegnen hier öfter einer 
eigenen, selbständigen Verordnungsgewalt der regierenden 


m ) Über die Waarsmänner in Putten siehe oben S. 629 Anm. 184. 
174 ) Betreffs der Haftung der Deichbeamten vgl. noch altes ost¬ 
friesisches Deichrecht § 22. Dieser ist wohl so zu verstehen, dass für 
Verfehlungen eines Deichrichters die andern nur haften, wenn sie sich 
besonders verpflichtet haben »alle gelyck tho antworden“. 

178 ) Vgl. zu Folgendem die ausführliche Darstellung der „Verteilung 
der Deiche in Kabeln* oben Abschnitt III §§ 3 und 4 (S. 7 ff.). Dort sind 
auch die technischen Ausdrücke für „Verteilung“ und „Verteilen* an¬ 
geführt. Siehe noch den Ausdruck „Scheftschreding“ in der Eyderst&dter 
D.-O. von 1595 art. 4. 

1T *) Siehe daher oben S. 326 ff. 
m ) Siehe über diese oben S. 342 ff. 
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Deichbeamten (Deichgraf und Heemraden, der Heemraden 
allein). 178 ) — Die herkömmlichen Neuverteilungen zu 
bestimmten Zeiten in den Niederlanden 17 *) 
wurden in verschiedener Weise angeordnet. Die Ver- 
stuhlungen Uber die Ortsbezirke werden von den Deich¬ 
beamten meistens zusammen mit Beamten und Deputierten 
der Ortsbezirke anberaumt. 180 ) Die Verstuhlungen über die 
Einzelnen schliessen sich hieran vielfach ohne weiteres an. 
Daneben kommen ganz selbständige Anordnungen der 
periodischen Verteilungen durch die Gesamtheiten der Deich¬ 
genossen oder durch die Deichbeamten in Betracht. 181 ) 

Die Anordnungen von Deichverteilungen in Samt¬ 
verbänden und die landesherrlichen Anordnungen für 
grössere Gebiete haben öfter ergänzende Verordnungen der 
Organe kleinerer Verbände für die Unterverteilung zur Folge. 
Die Anordnungen der Landesherren und Landschaften er¬ 
fahren ferner ihre Ausgestaltung durch Verordnungen der 
abgesandten Räte und Kommissare. 182 ) 


178 ) Vgl- z. B. Deichbrief für den Lekdeich beneden Dams von 1828 
„by schiringe en stoelinge der Dyckgrave ende Heemradera“, von 1454 
art. III. D.-O. für den Diemer Seedeich von 1423 (Heemraden). Hierzu 
Beekman S. 1639 ff. (freilich unter Beachtung unserer Ausführungen 
im Text); vgl. noch Bergh II Anhang 66 (a. 1281). 

179 ) Vgl. über sie oben S. 31 ff. u. S. 61 ff. 

180 ) Siehe die Verstuhlungen in Westzaan und Crommenij von 1539, 
1669, 1601 (Waarsehappen und Deputierte), auch die Verstuhlung des 
Schardams von 1806. 

181 ) Vgl. die Neuverteilungen in Assendelft, alle 33 Jahre. Siehe 
Handvesten S. 144 (alle Ingelanden), die Verteilung für Bakum von 1466 
(Schulz und Schölten). 

1 82 ) Yg 1. insbesondere die Verteilungen der Deiche in Westfriesland 
von 1319 ff. (siehe oben S. 11 ff ): Verteilung über die Ambachten durch 
Bischof und Ritte, Verteilung in den Ambachten Über die Dörfer durch 
Balju. Deichgraf und Heemraden; die Unterverteilung unter die Einzelnen 
in den Dörfern ist zunächst den Dörfern überlassen. Siehe Aussprache 
von 1319. Es wird an der oben S. 12 im Text mitgeteilten Stelle fort- 
gofahren: „ende elken man in elken kerspel sine grote van sine dike 
op stoelen, waer dat ses onder hem niet ouer een dreghen konden“. 
In späterer Zeit beanspruchten die Waarsehappen mit Erfolg bei den vom 
Landesherrn angeordneten Deichverteilungen des Deichgrafen und der 
Heemraden zugezogen zu werden. Vgl. G. deVries S. 155 ff. (Schager- 
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Herrschaftlicher und landesherrlicher Einfluss äusserten 
sich oft auch in einem herrschaftlichen „Zustimmungsrecht“ 
bei den Anordnungen von Deichverteilungen durch Verbands¬ 
genossen und Deichbeamte. 188 ) 

Die eigentliche Ausführung der Deich Verteilung ge¬ 
schieht durch Zuweisung der Deichstrecken auf 
dem Deich. Die Zuweisung wird vorgenommen durch 
die Deichbeamten oder die im Einzelfall betrauten Personen 
unter Zuziehung oder in Gegenwart von Vertretern oder 
der Gesamtheit der Deichgenossen. ,84 ) Sie und bereits die 
spezielleren Deichverteilungsanordnungen werden meistens 
<iurch Aufnahme und Bewertung des pflichtigen 
Länderbestandes, durch Landmessungen und 
Deichmessungen vorbereitet. So ordnet z. B. das 
alte ostfriesische Deichrecht eine „Beschrivinge“ der Länder 
an, die vom Wasser schaden nehmen können. Die Deich¬ 
schauer eines jeden Kirchspiels sollen in ihrem Bezirk den 
Länderbestand aufnehmen und nach Marsch- und Geestland 
bewerten. Es sollen dann die Deiche gemessen, und es soll 
ausgerechnet werden, wie viel Deich auf jedes Gras Landes 
fällt. 186 ) Erneute Landbeschreibungen und Deichmessungen 
werden in Ostfriesland dann durch die Deichordnung Ennos 


dämm). — Vgl. noch die Verteilung der Hondaboä’schen Seewering von 
1555 (zwei Kommissare), G. de Vries S. 141 f. — Siehe ferner 
S c h wart z e n b e r g II, 179 (zwei Kommissare). 

,88 ) Vgl. Chart, v. Ravestein Nr. 15 a. 1332 (oben S. 37, Anm. 18). 
Vorstulilung des kurzen Loopveits von 1496 durcli die Gesamtheit der 
Ingelandon („Versl. en Mededeel.“ I, S. 287 IV): „By consent des Herrn* 
Über die fehlende Zustimmung bei der Verteilung des Langen Loopvelts 
von 1486 (a. a. 0. JII) vgl. G. de Vr i e s a. a. 0. S. 291. Dagegen bedurften 
die herkömmlichen Neuverteilungen in Assendelft offenbar keiner 
Genehmigung. Vgl. die Handveste von 1588. 

i«4) y^r| die 0 j)«n Anm. 18') ff angegebenen Verstuhlungen und die 
in Anm. 17S angegebenen Quellen. Ferner z. B. D.-O. für Humsterland 
von 1562 art. 1. — D.-O. für den Hünertschen Deich (Altmark) von 1539 
Deichrecht der Altendorfer Schaumig XX 24 ff. (a. 1571): „ Dieekgreffen 
und schwären in Alteiulorff, Hülle und Isensee, ock de dieckgreve in 
Hülle und Isensee mit etlicken anderen erbexen und Kirchspielleut* 
(hierzu oben S. 19). Altos ostfriesisches Deichrecht § 1 ff. D.-O. für 
Kleve von 1575 § 15. 

,85 ) Altes ostfriesisches Deichrecht art. 1 (siehe oben S. 19 Anm. 61). 
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von 153Ü und die Deichordnung Johanns von 1541 vor¬ 
geschrieben. Ebenso werden nach Spadelandsrecht und 
späteren schleswigschen Deichordnungen die Länder der 
Köge und Deichbezirke in Register gebracht (Koges- 
register.) 185 *) Für die Bestandsaufnahme ist meistens den 
Landeignern oder ihren Vertretern eine Weisungs- oder 
Anzeigepflicht auferlegt. Sie müssen ihr Land weisen, „in 
Schriften“ geben. Die „Unterschlagung“ von Ländereien 
wird streng bestraft, meistens so, dass der Landeigner sein 
verschwiegenes Grundeigen verwirkt, der Heuermann aber 
ein Strafgeld in Höhe des Wertes des unterschlagenen Landes 
zahlen muss. 186 ) Die Bestandsaufnahme vollzieht sich ent¬ 
weder in der Form, dass eine Landmessung von Land zu 
Land vorgenommen wird, wobei oft die Grundstücksbesitzer 
bei ihren Grundstücken stehen und die erforderlichen Angaben 
machen müssen 187 ), oder in der Form, da§s die Landmasse 
von den Grundbesitzern bei den Deichbeamten angemeldet 
werden müssen, und diese insoweit nötig ergänzende oder 

183a ) Siehe Spadelandsrecht art. 15, Eyderstädter D.-O. von 1595 
art. 11, Deichordnung für Tündern von 1619 art. 1 fl’, Stapelholmsche 
D.-O. von 1625 art. 1. Siehe auch Hackmann S. 101 ff. 

I86 ) D.-O. Ennos von 1539, Einleitung und § 5 w bv Verlust des 
Landes, den dat eigen höret“, „so dat de Meyer dede, sali men idt an 
syn gudt verbalen, so veele als dat Land wehre als he versakede*. 
Spadelandsrecht art. XV: „Derjenige, so muthwillig Land unterschlüget 
in Teiche und Damme, das ihme durch das Kugesivgister kann über¬ 
zeuget werden, des Land sol an der Obrigkeit verbrochen seyn“. Rat 
und Bedenken der Abgeordneten Ditmarschens über die Landmessung 
a. 1560 (M i c h e 1 s e n „Altditmarsche Rechtsquellen“ S. 235). D.-O. für 

Tündern von 1619 art. 1, Stapelholmsehe D.-O. von 1625 art. 1. — Merk¬ 
würdig ist die Eyderstädter D.-O. von 1595 art. 11. Der unterschlagende 
Landbesitzer soll jährlich bis zur Neuverteilung das Doppelte des Deich¬ 
lohns bezahlen, der auf.den ihm an sich zukommenden Deichteil ent¬ 
fallen ist. 

,87 ) Vgl. D.-O. für Kleve von 1575 art. 15: „Süllen Dyckgreve und 
Heimrade durch sich seifst oder sunst etliche verordenten und uith 
Jeglichem Kerspell dar die upschryvung forthonemen twee den die 
Lenderien van stuck to stuck niemantz uitgescheiden mit dem Lant- 
meter upachryven und in ein Register redigiren laten, darmit man die 
getal aller maidersait weten und den unbeherten Dyck darna uitdeilen 
muge. Und sali der dach to solichor metung in Kerken acht dage 
ovorn geropen werden. Dat ein Jeglicher Erve of Jemantz van synen 
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kontrollierende Messungen vornehmen. 188 ) Die Landmessungen 
geschehen unter Absteckung mit Stöcken. 189 ) 

Vorbereitende Massnahmen sind auch die Bestimmungen 
von guten und schlechten Schlägen, der Reihenfolge der 
Kabeln u. s. \v. 19ü ) Für die Messungen wird öfter eine 
einheitliche Rute vorgeschrieben. 190a ) Bei den periodischen 
Verteilungen erhalten die Deichbeamten teilweise ein Entgelt 
von jedem Kabelpflichtigen. I9! ) Gelegentlich wird die Aus¬ 
führung der Deichverteilung auch einer Anzahl hierfür 
besonders gewählter und vereidigter Deichgenossen an- 
vertraut. 19 -) 193 ) 


twegen up synem gründe «ich finden lat by ein poen von vyff golt- 
uulden. Idt «all ock ein jeder Pechter synen pacht- und grundheren 
und den meter dat landt by ein poen van thien golde gülden und ver- 
liesung syner Pachtgerechtigkeit wiesen.“ Vgl. hierzu unten Anm. 189. 

jm) Vgl. Handve8te für die Abdämmung der Crommenij von 1356; 
„Waren ock eenige luden, die de niate van hören Lande nyet over- 
tfeven en wouden, soe soude onse Baliu .... dat Land doen meeten 
van onaen weegeu* (geht auch auf Geld Umlagen). Siehe ferner Rat und 
Bedenken der Ditmarser Abgeordneten a. 1560 (oben Anm. 186). D.-O. 
für Tundern von 1619 art. 1. 

l9B ) Siehe den Beschluß« der Arbiter in Westzaanden und Crom- 
inenij von 1588 (»Privilegien und Handvesten“ S. 246 f.); „Datmen alle 
die Landen, die ghelegen zijn in den Ban van W. f stuck voor stuck 
het zy groot offte kleyn, elcx op sijn selfs expart ghemeten sal werden, 
. . . . datmen alle Hofsteden .... betimmert of onbetimmert mede 
«ullen meten . . . .“ Aus jedem Vierendeel soll einer mitgehen, .ende 
aullen stocken steecken op alle uytleggen van den Landen*. Die 
Messung soll 10 Jahre dauern. 

,i0 ) Siehe oben S. 26 ff. 30 ft., S. 51 ft. 57 ff. 

lt0 «) D.-O. für Kleve von 1575 art. 13 (oben S. 19). Old. D.-O. von 
1658 art. III. Altmärkische D.-O. von 1695 Tit. VIJ! (Anheftung an Rat¬ 
häuser, Kirchen, Kirchhöfen). 

lfl ) Vgl. Verteilung für Bakum (oben S. 65 ff.): Jede Lijn gibt dem 
Deichgrafen und den Heemraden 13 l /t Stuiver. Ilandveste für Asaendelft 
von 1588 (oben Anm. 189): „Mits betalende den Dijckgraef syn ge- 
reehtigheyt, te weten elck eygendom twee schellingen*. Vgl. noch 
unten Anm. 206. 

,M ) Vgl. Chart, v. Ravestein Nr. 15 a. 1332 (oben S. 37): Sieben 
Geschworene. Deichbrief für Erkemede von 1414 (Groot Geldern« 
Placaetb. I, 162): »Dat die Dyckgreef und Heemraet veertien geärfde 
luyden wt den v. Kerspelen, die onder den v. dijck geörft sijn, kiesen 
und nemen mögen, lnd de Dyckgreve und Heemraet sullen de «elven 

J. v. Gi«rk«, Geschieht« d«s deutschen Deichre^hts II. 41 
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Die Zuweisung der Deichstrecken wird meistens äusser- 
lich auf dem Deich kenntlich gemacht durch das Einstecken 
von Pfählen. Die Hauptpfähle bilden die Grenzen der 
Ortsbezirkskabeln, die kleinen Pfähle die Grenzen von 
Kleinkabeln. 194 ) 

Die geschehene Deichverteilung wird schliesslich 
bekundet durch Urkunden oder Deich rollen. 195 ) 

2. Teilungen von Gemeinschaftskabeln 
Teilungen bei Veräusserungen von Grund- 
stUcksteilen. ,96 ) Häufig waren Teilungen von Gemein 
schaftskabeln im engeren Sinn d. h. Kabeln, die zwei oder 
mehreren Deichgenossen zur gesamten Hand zugehörten 
ohne dass Kabeln von Verbandspersonen Vorlagen (Erben¬ 
gemeinschaften). 197 ) Fiir sie entwickeln sich besondere 
Grundsätze in Bezug auf die Reihenfolge und die Zusammen¬ 
legung der Kabeln. 198 ) Diese Teilungen sind entweder 
freiwillige oder erzwungene. Die freiwilligen wurden 

veerthien luydon eiden, ind als da» soelen de veerthien luyden op 
hoeren eidt Heeren ind geven de erflnisse te kennen, die des dijks ge- 
nieten moegen ende genen dyck daeraf en hebben. Ind soe wat erfoisse 
die v. veerthien kennen dat genen dyck en heeft, ind des dycks mede 
genieten, den erf voerschreven soelen zij haeren dijeke slaen ind geven 
nae roeden ind mergentalen“. Offenbar haben diese Vierzehn auch die 
Zuweisung selbst vorzunehmen. Siehe ferner Bergh II, 762 (a. 1291). 

19s ) Die merkwürdige siebenjährige Neuverstuhlung in der Geesimer- 
ambacht, welche nur eine Zusammenlegung der Ortsbürgerkabeln be¬ 
zweckte (siehe hierüber oben S. 32 und S. 18 Anm r 43a), wurde von be¬ 
sonders gewählten „schroeders“ vorgenommtn. Aus jedem Dorf wurde 
einer, von den Bürgern von Alkmar wurden zwei gewählt. An diese 
halten die Kabelpflichtigen die Veränderungen mitzuteilen. SieheG.de 
V r i e s S. 174. 

104 ) Vgl. z. B. die Verteilung des Langen Loopvelds von I486 (oben 
6. 40 Anm. 34 „raytpael“), Verteilung des Kurzen Loopvelds von 1496: 
„van hoeve toe hoeve mit eycken paelen“ geschieden, D.-O. für Althena 
von 1567 art. VI. Altmärkische D.-O* von 1695 Tit. II. Deichrecht von 
Humsterland v. 1562 art. 5. Eyderstädt. D-0. von 1695 art. 13 (*Marck- 
pale*). Neueres Deichrecht in den vier Gohen art. 3. Die Einsetzung 
der Pfähle ist vielfach Pflicht der Kabelhalter. 

,95 ) Siehe unten 3. 

,w ) Vgl. zu Folgendem oben S. 124 u. S. 248. 

lfT ) Über Teilungen von Verbandskabeln siehe oben S. 246 f. 

,öt ) Vgl. oben S. 124 und S. 248. 



Original fro-m 

UNIVERSITf OF MICHIGAN 



643 


zunächst vielfach ohne Mitwirkung der Deichverwaltung 
von den Interessenten allein vorgenomraen. 199 ) Später voll¬ 
zogen sie sich unter ihrer Aufsicht, insbesondere werden sie 
bei der angeordneten Anmeldung zur Umschreibung in den 
Deichrollen nachgeprüft.*°°) Die erzwungenen Teilungen 
stehen unter einem eigenen Verwaltungsverfahren.* 01 ) Über 
es unterrichtet uns das neue Humsterländer Deichrecht 
von 1562. Der einzelne Interessent kann Teilung bei der 
Deichverwaltung beanspruchen. Es wird dann den anderen 
Interessenten die Mitwirkung zur Teilung auferlegt. Die 
Auseinandersetzung hat innerhalb bestimmter Frist zu 
geschehen und muss innerhalb einer weiteren Frist in der 
Deichrolle vermerkt sein.* 0 *) Offenbar haben wir hier es 
ebenfalls mit einer Bestätigung der Auseinandersetzung seitens 
der Deichverwaltung zu tun. Kommt keine Einigung zu 
Stande, so nimmt sie selbst die Scheidung vor.* 05 ) Zuständig 
ist das Deichbeamtengericht unter Zuziehung des ständigen 
Ausschusses der Deichgenossen.* 04 ) Bei einem zerbrochenen 
Deich kann eine Scheidung erst nach seiner Wiederherstellung 
stattfinden. Wird die Kabel von keinem Gemeiner wieder¬ 
hergestellt, so setzt die Verdingung auf Kosten der Gemein¬ 
schaft ein, nach vollendeter Ausbesserung erfolgt die 
Scheidung durch das Gericht, jeder Teilhaber haftet aber 
für die Auslagen aufs Ganze.* 06 ) Das Deichgericht erhält 

199 j Vgl. G. (1p Vries S. 129 ff. (Katwoude), es ist dies ferner zu 
sehliessen aus den Vorschriften über Landveräusserungen. Siehe z. B. 
altes Deichrecht für Humsterland § 13 (oben S. 108). 

2M ) Vgl. G. de Vries a. a. 0., siehe ferner unten 3. 

*° ! ) Vgl. oben S. 415 Anm. 96. 

aoa ) art. 2. Siehe oben S. 248 Der Schluss der daselbst ange¬ 
führten Stelle lautet: „En dan binnen vyer weken daer na, als sy ge- 
deelt zyn, elk gaar (daar?) Heerden Namen en Toenamen in dat Dyck- 
briefl soo (sol) schryven laten“. 

*° # ) Siehe Anm. 82. 

t04 ) Siehe art. 1 („die olde Dyckbrieven in eenige steden tevernyen, 
item Dycken te beschreyven die onbeschreven zyn, item Dycken te 
gaeder te wisselen ofte te schicken, dat elck zyn Dycken in een ofte 
twee stucken krygo“). 

*° 5 ) So ist art. 3 zu verstehen. Der Abdruck bei Geertsertia S 80 ff. 
bedarf dazu allerdings einiger Änderungen, ohne sie ergibt er ab«*r 
keinen Sinn. „Waer twee parten ofte meeniger tweespannigh syn oin 

41 
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von jedem Gemeiner ein Entgelt für seine Tätigkeit. 106 ) 
Entsprechendes wie bei den Teilungen von Gemein¬ 
schaftskabeln muss auch bei den Kabelteilungen infolge 
Veräusserungen von Grundstücksteilen gegolten haben. 

3. Deichrollen. 107 ) a) Deichrollen sind Auf¬ 
zeichnungen der den Pflichtigen zugewiesenen 
Deichkabein. 208 ) Zu unterscheiden sind Deichrollen für 
Ortsbezirkskabeln und für Kleinkabeln. Erstere 
geben nur über Ortsbezirkskabeln, letztere auch oder nur über 
Kleinkabeln Aufschluss. Andere Benennungen für Deich¬ 
rollen 209 ) sind Deichbuch (Dijkboek), 110 ) Deichbrief (Dijk- 


Dycken ende die Dycken to brooken is. ende die ene ofte geen vun 
den parten den Dyck maecken en will, zoo aullen en mögen dat Dyck¬ 
recht den gebrookenen Dyck winnen en slaen laten tho vullen Dycke 
en setten elck part dan soo veele Loons daar voore aff als dat Dyck¬ 
recht daar voor gelooft heeft, sonder eenige beroepinge ofte tegenseggen 
ende scheyden dan die parten met rechte. Ende wen dan die v. Dyck 
met rechte ingebragt werd ofte toegewesen, die zaal den (lies: „zoo 
«allen die*) parten dat Loon dat haar affgeset is, dubbelt wedergeven; 
ende daar toe dat Dyckrecht een Marek tho Breuke. Öfter ook parten 
doch scheelafftig zyn om Dycken ende die Dycken goet syn daar en 
zal dat Dyckrechte niet meer van nemen dann haer Doembieren te 
weten van yeder part ses stuyvers“. Vgl. noch das Deichgericht im 
Bremer Viehland von 1660 (bei Oelrich „Sammlung Bremischer Gesetz¬ 
bücher“ 1771, S. 606): Die Verspätung bei einer Brake ist gegen eine 
Erbengemeinschaft gerichtet. Der Ein wand der Teilung vor der Wieder¬ 
herstellung wird zurückgewieaen: „Weil sie vor Einbrechung des Teiches 
in Communione der Ländereyen gewesen, so konnten sie nach Ein¬ 
brechung der Brake daraus nicht scheyden, ehe der Teich wieder zu 
Schwären Lave gemacht, wollten sie aldann den Teich unter sich teilen, 
were es guth“. 

***) Siehe den Schluss des art. 3 des Deichrechts von Humsterlami 
von 1662 (oben Anm. 206). 

* 07 ) Eine eingehende Darstellung der Geschichte der Deichrollen 
ist im Folgenden nicht beabsichtigt. Sie kann nur auf Grund archivalischer 
Studien gegeben werden. Vgl. zu Folgendem oben S. 125 f. Die ältesten 
Deichrollen sind uns für das 14. Jahrhundert bezeugt. Siehe unten 
"Anni. 219 und 219 a. 

■“J Die Definitionen bei Hackmann S. 160 und Heineken S. 91 
befriedigen nicht. 

Ä09 ) Deichrolle findet sich z. B. in der D.-O. für Kleve von 1576 
art. 47. Neue Hammerbröker Artikel von 1645 art. 1. Altmärkische D.-O. 
von 1695 Tito) II. D.-O. der Herzogtümer Bremen und Verden von 1692 
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bref), 2 ") Deichregister (Dijkregister). 212 ) In niederländischen 
Quellen findet sich auch Dijkcedulle, Kloppcedulle. Loot- 
cedulle, Hoefschlagboek.* 18 ) In deutschen Quellen begegnet 
auch Dammrolle. 2U ) 

b) Die innere Einrichtung der Deichrollen. 
Die eigentlichen Deichrollen in ihrer vollen Ausgestaltung 
erscheinen als K a b e 1 r o 11 e n. Es werden in der Deichrolle 
die Kabeln eines Deichzuges hinter einander in ihrer 
örtlichen Reihenfolge aufgeftthrt. Die Kabeln werden mehr 
oder weniger genau gekennzeichnet. Es handelt sich also 
um eine fortlaufende natürliche Beschreibung des 
Deiches. 

Deichrollen für Ortsbezirkskabeln finden wir 
nicht allein bei der Grosskabeldeichung, sondern auch bei 
der Kleinkabeldeichung. Bei letzterer kommt alsdann die 
Unterverteilung unter Einzelne in diesen Rollen nicht zum 
vollen Vorschein. Gekennzeichnet werden die Ortsbezirks¬ 
kabeln durch schlichte Benennungen des Ortsbezirkes mit 
Deichrutenangabe 216 ) oder durch Aufführung als „Deich“ 

Cap. VI. Ferner in Groningen und Geldern, siehe Beek man 8.439 
(ältester Beleg aus dem Jahre 1489). 

210 ) Vgl. für die Niederlande oben 8. 564 Anm. 508. Von nicht nieder¬ 
ländischen Quellen siehe Michelsen „Altditmarsche Rechtsquellen“ 8.235. 
Neueres Deichrecht in den vier Gohen Bremens art. 3. D.-O. für Tündern 
von 1619 art. 4. D.-O. der Herzogtümer Bremen und Verden von 1692 

Cap. VI. 

an ) In den Niederlanden findet sich der Ausdruck in den Omme- 
landen. Siehe Deichrecht für Humsterland von 1562 art. 2, Beekman 
8. 322. Für nicht niederländische Gebiete vgl. z. B. altes ostfriesischeg 
Deichrecht § 14. Oldenburger D.-O. von 1658 art. III. 

m ) Groot Utrechts Placaetb. II, 26 (Beekman 8.437). — D.-O. 
der Herzogtümer Bremen und Verden von 1692 Cap. VI. 

* ,# ) Siehe Beekman unter den angeführten Worten. Ober die 
Kloppcedulle vgl. noch oben S. 384 Anm. 167. 

2U ) Siehe oben 8.28 Anm.84. Schliesslich ist noch auf den Ausdruck 
„Schaubuch“ zu verweisen. Er findet sich in der Einleitung der Alt- 
märkischen D.-O. von 1695. 

* 15 ) Vgl. z. B. die oben S. 28 mitgeteilten Dammrollen des Danziger 
Werders und die oben 8. 27 angeführte Verteilung des Bremer Eisenrari- 
deiches. 
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eines benannten Ortsbezirkes mit Deichrutenangabe. m ) Beim 
Vorhandensein grösserer Teilstrecken im Deichzuge werden 
auch diese Teilstrecken im Register ersichtlich gemacht, 
insbesondere durch Bildung von Spalten. Die Deichrolle 
kann ferner eine Angabe über die Rutenzahl des ganzen 
Deiches und Uber die Grösse der zu den Ortsbezirken 
gehörigen Deichländer enthalten,* 17 ) sowie auch einen 
rechnerischen Hinweis auf die Grösse der etwaigen Klein- 
kabeln.* 18 ) 

Die Deichrollen für Kleinkabeln kennzeichnen die 
einzelnen Schläge durch Angabe ihrer Grösse, des zu ihnen 
gehörigen Landes und seiner Grösse, des Namens des 
Grundeigners, ferner durch Pfahlzeichen und Pfahlnummern. 
Manche Deichrollen sind einfacher eingerichtet. Das deich- 
pflichtige Land kann auch zuerst genannt sein und erst später 
die Grösse der Deichkabel folgen.* 19 ) Auch hier werden 
grössere Teildeichstrecken, Anfang und Ende von Orts¬ 
bezirkskabeln angegeben, ferner die Summen der Deichruten 
und Landmasse u. s. w. Für die einzelnen Merkmale der 
Deichschläge werden bei den sorgfältiger ausgestalteten 
Deichrollen besondere Spalten gebildet. Neben diesen 
eigentlichen Kabelrollen hat man auch Deichrollen in 
der Form von Landrollen gekannt. Diese führen die 


* 16 ) Vgl. die bei Lenthe S. 406 Anm. angeführte Deichrolle aus 
dem Jahre 1600: »Bleekeder Bürger-Teich 107 R„ zum Hause Bleckede 
gehörig 48 R., der Bleckeder Kiftteich, so eie insgemein machen müssen 
18 R., der Brakleute Teich 105 R., Otto Groten Teich IO 1 /* R., LüderHs- 

hauser Teich 20 R., Scharmboker Teich 108 l /i R.“ 

Äl7 ) Siehe oben S. 28 f. Vgl. die in der Sächsisch-Hallischen D.-O. 
von 1655 art. I enthaltene Deichbeschreibung. 

m ) Vgl. die Verteilung der Sietwende in der Altendorfer Schaltung. 
Altendorfer Deichrecht XX ff. 

* 19 ) Vgl. hierzu und zu Folgendem vor allem das oben Anm.212 an¬ 
geführte Deichregister von 1598. Ferner Deichrolle für Eemland von 
1893 (Groot Utr. Placaetb. II, 187), G. de Vries 8. 118, 128. 130, 183. 
Beekman S. 818 und 823, D.-O. für die Herzogtümer Bremen und 
Verden von 1692 Cap. VI. Oldenburger D.-O. von 1658 art. III. — Über 
das Pfahlzeichen in dem niederländischen Deichregister von 1598 sei 
Folgendes bemerkt. Es besteht gewöhnlich aus zwei oder drei Buch¬ 
staben; bei Einzelpersonen sind es die Anfangsbuchstaben von Vor- und 
Nachnamen, hei Städten oder Dörfern wird der Anfangs-, Mittel- und 
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deichpflichtigen Grundstücke eines Bezirkes (Gemeinde, 
Mark) auf und fügen jedem einzelnen Grundstück die ihm 
zukommenden Deiehkabeln nach Grösse und Lage an. 2,9a ) 

c) HUlfsregister. Hülfsregister für die eigentlichen 
Deichrollen sind die besonderen Verzeichnisse der 
deichpflichtigen Länder, welche auf Landmessungen 
und vorgeschriebene Anmeldungen zurückgehen (Landrollen, 
Landbücher, Kogesregister.) 220 ) In manchen Verbänden 
gibt es auch besondere Listen der Braucher der deich¬ 
pflichtigen Grundstücke. 221 ) Als HUlfsregister kommen 
schliesslich die Aufzeichnungen in Betracht, weiche schlichte 
Ausmessungen von Deichen enthalten. 

d) Anlage, Erneuerungen, Veränderungen. 
Die Anlage der Deichrollen bildet vielfach den Abschluss 
umständlicher Deichverteilungen. Die Deichrolle erscheint 
als das Fazit der Landmessungen und Deichmessungen. 


Schlussbuchstabe oder nur der Anfangs- und Mittelbuchstabe genommen. 
Für manche Städte findet eich ein bestimmtes Zeichen z. B. für Amstei - 
damm X- Die Witwe wird durch ein kleines w oder v bezeichnet, die 
Erben durch ein kleines e am Ende, die sonstige Gemeinschaft durch 
ein kleines c am Ende = cum suis. Das gemeine Land wird durch 
W gekennzeichnet (= Waarschappij), wo das gemeine Land einen An¬ 
fallsdeich hat, ist das W dem unterstrichenen früheren Zeichen unter¬ 
gesetzt. 

il9a ) Vgl. z. B. D.-O. für Tündern von 1019 art. 1 ff. Siehe auch 
Deichrecht für Zalk (a. 1573) art. 90 (unten Anm. 229). Hierher gehören 
wohl auch die Deichbriefe des ostfriesischen Deichrechts § 14, ferner 
die Deichbücher in Ditmarschen („dartho de Dickböker, so iglichen 
Karspelen von der ackere und darup vallenden Dike bethoher geholden*) 
— Nach einer Mitteilung von Prof. Borch ling an mich hat Harken roh t 
in seinen „Oostfriesischen Oorsprongkelykheden“ 2. Ausgabe Groningen 
1731, S. 286 f., eine „Deichrolle“ aus Larrelt von 1307, erneuert 1471, be¬ 
schrieben. Der Anfang lautet „Hoc est hereditas aggerum in hamrika 
hieriete“ (= Larrelt). 

22 °) Siehe oben S. 639 f. 

M1 ) Schaubrief für den Meermleich von 1545 art. XIII: «Ende ten 
eynde men bequamlicken sal moghen weeten den deffaillanten, soe sullen 
die Schouten, elx van sijn gerecht gehouden wesen, te dijk körnende 
den v. Graef ende Heemraeden te leveren pertinente cedulle van alle 
bruyckers daer van die landen onder hem luyden gelegen sijn ende 
de9elve cedulle by eede is ’t noot Sterken.“ Ausserdem gibt es hier 
Namenlisten der vollberechtigten Deichgenossen (siehe art XXVII). 
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Aufgenommen wird die Deichrolle durch die Deichbeamten 
meist unter Zuziehung der Deichgenossen oder besonderer 
Vertreter.** 2 ) — Die Quellen enthalten Vorschriften Uber 
die Verwahrung der Deichrollen und Hülfsregister 228 ) und 
Uber die Pflichten der Deichbeamten, sie bei den Schauungen 
bei sich zu haben.* 24 ) Öfter haben die Deichregister kein ganz 
selbständiges Dasein, sondern bilden einen Teil weiterer 
deichrechtlicher Aufzeichnungen. 225 ) 

Erneuerungen der Deichrollen und der Hülfsregister 
sind bei Neuverteilungen der Deiche und zwecks umfassender 
Richtigstellung der Rollen erforderlich. 226 ) Es gibt auch 
periodische Erneuerungen zwecks einer Richtigstellung 
der Rollen. 226 *) 

Was die Veränderungen betrifft so sind zwei Arten 
von Vorschriften bemerkenswert. Einmal die Bestimmungen, 

• 

2,1 1 Vgl. unten Anm. 226. 

228 ) Deichordnung für Kleve von 1576 art. 14. Die Landrolle sollen 
„by den Dyckgrevo und Heimräden iho behoif der gemeinen Erven 
verwart werden, idt wero dan dat diesolvigen sich anders verglichen 
dedon. Sovil avor die Dyckrol, darin des Dycks rodentalen verteickent 
betrifft, die sali by bem eiten Dyckgreven und Heimraden verbliven.* 
Neue Hammerbröker Artikel von 1645 art. I (der älteste Geschworene 
hat sie in Verwahrung). l).-0. für Althena von 1567 art.VI (Verwahrung 
durch die Heemraden). Neueres 'Deichrecht in den vier Gohen Bremens 
art. 3 (Verwahrung in der Gogräfen Lade). 

M4 ) Altes ostfriesisches Deichrecht § 14. 

2 * 6 ) Der art. I der Sächsisch-Hallischen D.-O. von 1656 ist nichts 
anderes als ein Deichregister! Merkwürdig sind die neuen Hammerbröker 
Artikel von 1645. Diese stellen sich nämlich als „Einverleibungen* in 
die neue Deichrolle dar. 

826 ) Zuständig sind Deichbeamten, sei 09 mit sei es ohne die 
Interessenten. So i?t die in der vorigen Anm. angeführte Deichrolln 
des Hammerbroks von der Mehrheit der Interessenten revidiert und ein¬ 
heiligapprobiert. Nach dem Deichrecht von Humsterland von 1562 art. I 
erneuern die Deichbriefe die Deichbeamten mit den 4 Vertretern der 
Deichgenossen. Die Ausmessung der Weichseldämme im Jahre 1641 
geschieht durch den Danziger Bürgermeister, den Deichgrafen und die 
Deichgeschworenen des Werders. Über die Ausmessung der Altendorfer 
Sietwende siehe oben Anm. 218. 

226a ) Vgl. Deichrecht für Althena von 1567 art. VI: Erneuerung alle 
sieben Jahre. D.-O. für Tündern von 1619 art. 4 (alle 6 Jahre). Diese 
Erneuerungen berühren sich mit den in Anm. 229 angeführten Ver¬ 
änderungen. 


Go igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



649 _ 

welche unter Strafdrohung eine Anmeldung jeder 
Sonder- und Gesamtnachfolge in das Grundstück innerhalb 
bestimmter Frist zwecks Umschreibung auf den Namen 
fordern.** 7 ) Und sodann Vorschriften, die eine Umschreibung 
der Namen zur Zeit** 8 ) oder auch innerhalb bestimmter 
Perioden anordnen.***) 

e) Rechtliche Bedeutung. Die DeichbUcher und 
HUlf3register hatten keine materiellrechtliche, sondern nur 


M7 ) Vgl. Deichrecht für Ketteabüttel von 1520 § 9: »Wene dicke 
will umme schrillen laten, so schall de jene dat schriuergelt utgeuen, 
dede dycke entfanget“. D.-O. für Tündern von 1619 art. 4. Stapelholmer 
D.-O. von 1626 art. 3 (alsbald). D.-O. der Herzogtümer Bremen und 
Verden von 1692 Cap. VI §§ 1 und 2 (Anmeldung innerhalb von zwei 
Monaten bei harter willkürlicher Strafe). Die Anmeldepflicht wird dem 
Erwerber auferlegt (anders Oldenburger D.-O. von 1681 art. 2). Im 
Hamraerbrok soll nach den neuen Artikeln von 1645 eine öffentliche 
Verlassung bei Kauf und Erbschaft vor Gericht innerhalb bestimmter 
Frist stattfinden (art. 2), der Gerichtsschreiber begibt sich dann zum 
ältesten Geschworenen und nimmt nach Prüfung mit d^n beiden ältesten 
Geschworenen die Umschreibung vor (art. 1). Gleiches galt im wesent¬ 
lichen in früherer Zeit, vgl. Hübbe S. 158 Anm. Nach Hübbe S. 167 
Anm. stammt die älteste, noch vorhandene Deichrolle im Hammerbrok 
aus dem Jahre 1514 . 

* w ) Vgl. D.-O. für Kleve von 1675 art. 47. »Die aide Dyckrollen 
sollen weder vernvet, doch dergestalt, dat die aide namen stainbliven 
und die itzige Erven Inhebber und Fechter der guder darby gesatt 
werden“. 

**•) Deichrecht für Zalk von 1673 art. 96: „Alsoo durch verarven 
ond verstarven die morgentale ende hare toegeslagene hoeft- und voet- 
dijken in dat olde register alsoo vervreemt und verduystert sijnen dat 
men niet wel oordeelen kan, wen die morgentale en Dijken toehorich 
die op die olde namen geseth ende geslagen sijnen, ende die eem* 
meer Dijkes also Landes nae advenandt, der ander meer Landes als 
onraiths tho hebben bevonden word, wair doir in alle uijtsattingen 
veele twistes en onlust errijset; soo ist belieft bij den gern. Erffg. dat 
men nae riepelicke ondersoettinge, die naamen der tegenwoordigen 
eigenaren und gegueden in Sallycker marke bij die olde namen stellen 
sal und tot effecte van dien tho khoma zoo zal men alle Erffgen. in die 
Kerk tho Salck mit behoirlicker Karkensprake beroepen dat een ijeder 
sijn guedt und dijken voeth und onraeth bekennen und betoonen zal 
and die des versuimich were, und na luidt der Karkensprake - nicht er¬ 
scheint, soll 25 alte Schild Strafgeld zahlen. »Und dit zal alle vijf und 
twintich Jaeren weder verniet worden und geschien als voirg. - 
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eine beweis rechtliche Bedeutung. Freilich entbehrten 
sie meistens der Kraft ganz selbständiger Beweis¬ 
mittel. Ihre Angaben bedurften der Bekräftigung durch die 
Deichbeamten oder Inquisitionszeugen.* so ) Zweifellos hängt 
dies damit zusammen, dass die Führung der Deichregister 
häufig ausserordentlich viel zu wünschen übrig liess. Der 
einzelne Deichgenosse hatte ein Recht auf Einsichtnahme 
und ein Recht auf Abschriften, teilweise nur das letztere.* 31 ) 


§ o. 

Die Berufung in Deichsachen 

1. Allgemeines. 1 ) Ursprünglich galt für Anfechtungen 
und Beschwerden in Bezug auf Urteile und Anordnungen 
in Deichsachen nichts Besonderes.*) Es gab insbesondere 
auch eine Urteilsschelte. 3 ) Im Mittelalter setzte aber 
zunächst eine .kraftvolle Strömung ein, welche dem Grund¬ 
satz der UnVeränderlichkeit deichrechtlicher Urteile 
und Anordnungen zum Siege verhalf. Dieser Grundsatz 
hatte seine weitgehende Wirkung nach unten und nach 
oben. Nach unten insofern als er jede Schelte, jede Be¬ 
rufung, ja auch jede Bitte auf Abänderung seitens eines 
Deichgenossen ausschloss; nach oben insofern, als er sich 
gegen jede herrschaftliche oder landesherrliche Abänderung 
richtete, mochte ihr ein dahingehendes Parteibegehren zu 


280 ) Yg] oben S. 126. Siehe auch Anm. 221. 

* 31 ) I).-0. für Althena von 1567 art. VI (vgl. oben Anm, 223) »ende 
dat men daer van ofte daer uyt eenen iegelijken zal geben copye ofte 
extract tot zijnon redelijke Koste t’ allen tijden des verzogt zijnde." 
l).-0. für Kleve, von 1575 art. 14 (siehe oben Anm. 223), es wird hier 
fortgefahren: „Tnd doch einem jeden Erven darvan up syn gesinnen 
und Kosten copie mitgedeilt werden“; für die Landrolle gibt es öffentliche 
Einsichtnahme. D.-O. für Tündern a. 1619 art. 4. 

1 ) Vgl. oben § 6 III. 8 S. 437. 

s ) Dies wird weder von (t. de Vries S. 310, noch von Bookman 
S. 84 beachtet. 

8 ) Dies ergibt sich mit Sicherheit aus den späteren Verboten (siehe 
unten S. 67)2 1’.). 
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Grande liegen oder nicht. Die rechtsgeschichtliche Er¬ 
klärung der ganzen Entwicklung ist in verschiedenen Um¬ 
ständen zu suchen. Einmal in dem Aufkommen der b e- 
sonderen Deichbeamten. Diese waren Geschworene, 
die man auch als Inquisitionszeugen verwendete. 4 ) Es lag 
daher nahe, ihre Aussprüche überhaupt, und späterhin, als 
sie zu Urteilern geworden waren, sogar ihre Urteilsspruche 
mit der Kraft des Inquisitionszeugnisses zu bekleiden. 5 6 ) 
Zweitens ist der Bestrebungen zu gedenken, die darauf 
zielten, die Stellung der Deichbeamten, die immer 
mehr in den Vordergrund traten, stark und mit einer ge¬ 
wissen Unabhängigkeit auszugestalten — Bestrebungen, 
die auch von der Herrschaft und von dem Landesherrn in 
bestimmter Richtung durchaus geteilt wurden/') Schliesslich 
war der deichrechtliche Gesichtspunkt massgebend, 
dass gerade in Deichsachen eine besondere Straffheit 
und Eile Not tue, da „das Wasser weder Tag noch Nacht 
ruhe und keine Stunde habe“, 7 ) „dieweil das Gewässer, 
Wetter und Wind auff niemands wartet“. 8 ) 

Der Grundsatz der Unveränderlichkeit erfuhr teilweise 
Abschwächungen. Es waren Abschwächungen nach 
oben hin, indem in ganz besonderen Ausnahmefällen dennoch 
ein herrschaftliches Machtgebot eingreifen konnte. 9 10 ) Es 
waren Abschwächungen nach unten hin, indem dem be¬ 
schwerten Deichgenossen die Möglichkeit gegeben war, 
einen erneuten Spruch desselben Organs herbeizuführen. lu ) 

Seit dem 15. Jahrhundert, insbesondere aber seit dem 
16. Jahrhundert, wird der erwähnte Grundsatz vielfach 
verlassen. Es wird, anschliessend an die im gewöhn¬ 
lichen Gerichts- und Verwaltungsverfahren nunmehr aus- 

4 ) Vgl. oben S. 544. 

r ‘) Ober die Kruft des Inquiskionszeugnisses siehe oben S. 669. 

6 ) Vgl. oben S. 642 ft., S. 346, S. 604 ft. Hier insbesondere Mieris 
III 569 (a. 1390). 

T ) Vgl. das Deichgericht von 1368 (oben S. 438 Anm. 198). 

8 ) Schleswig-Holsteinsche Landgericlusordnung von 1636 I Tit. V 7 
§ 1. Von hier vielfach späterhin übernommen. 

9 ) Oben S. 345 

10 ) Siebe unten III. 
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gebildete „Berufung“, auch in Deichsachen eine Berufung 
an andere Organe gegen unrichtige Massnahmen an¬ 
erkannt. Der Grund für diese Wandlung ist im allgemeinen 
in einer Abwehrmassnahme gegen die Selbstherrlichkeit der 
Deichbeamten zu erblicken. 11 ) Es ist daher ungemein 
charakteristisch, dass am frühsten, nämlich bereits im 14. Jahr¬ 
hundert, eine Berufung sich in dem deichrechtlichen Ge¬ 
biete ausbildete, wo das System des selbständigen Einzel¬ 
richters durchdrang, nämlich in den Ommelanden. 1 *) Mit 
•den rein deichrechtlichen Interessen aber liess sich eine 
Gestattung der Berufung vereinigen, wenn man sie ihrer 
aufschiebenden Wirkung entkleidete. 

II. Der Grundsatz der Unveränderlichkeit 
wird in den Quellen in verschiedener Weise ausgesprochen. 
Es wird entweder mehr die Wirkung nach unten oder nach 
oben betont. Geschichtlich am ältesten ist das an die 
Deichgenossen gerichtete Verbot des Widerspruches 
gegen die Weisung der Deichbeamten. Dieses Verbot soll 
vor allem den r e ch t sf ö r m 1 ichen Wi d e r spru ch, die 
Schelte, welche auf Vernichtung der Weisung ge¬ 
richtet ist, ausschliessen. Es trifft aber auch den einfachen 
Widerspruch. So wird verboten, der eidlichen Weisung der 
Heemraden zu widersprechen 1 ®), gegen den Deichgrafen und 
die Heemraden zu sprechen 14 ), „op“ d. b. gegen den Eid der 


ll ) Sulchen Abwehrraassnahmen sind wir wiederholt begegnet. 
Vgl. oben S. 347, S. 604 f., S. 609 ft., 627. 

,a ) Siehe oben S. 432. 

,B ) Vgl. z. 13. Landrecht von Kennemerland von 1292 (Bergh II 8!6): 
„Waer die Heemraden mit dien rechter scouwen op eenen dijc end dat 
si wisen bi hören ede, daer en mach niemant jeghen seggen.“ Ebenso 
Landrecht für Westfriesland von 1299 (Berghll, 1098). Hierzu G.deVr ies 
S. 310, Beek man S. 84 (siehe aber Anm. 14 und 16). 

14 ) Vgl. z. 13. Bergh II, 498 (a. 1284): „Waer yemand die deso heem- 
raeden wederseyde, die verbuerde jegen elcken heemrat een pont end 
jegen dient in zijnen hoeffslach vallet acht pont“. Man wird hier an 
einen Urteilsvorschlag des Heemraden, in dessen Ortsbezirkskabel der 
Widerspruch sich ereignete, zu denken haben. Mieris II, 312 (a. 1323). 
,Wie die Ghesuoerne wederseyde*. Deichbriefe für den Lekdeich boven 
Dams von 1323 ff. Deichbrief für den Lekdeich beneden Dams von 1454 
«rt. XX, Mieris III, 205 (a. 1367). Weitere Belege bei Bookman 8.481. 
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Heemraden oder Geschworenen zu sprechen. 15 ) Freilich kann 
ein solches Verbot auch neben der Zulassung einer Berufung 
bestehen, es bezieht sich dann nur auf den ungebührlichen, 
unehrerbietigen Widerspruch gegen die Deichbeamten. ,6 > 
Wo aber ältere Quellen schlechtweg von einem Widerspruch, 
von einem Sprechen gegen den Eid reden, ist jeder Wider¬ 
spruch, und vor allem der Ausschluss der Schelte und damit 
die Unanfechtbarkeit des Ausspruches gemeint.”) Dies ergibt 
sich mit grösster Deutlichkeit aus folgendem: Es wird ver¬ 
boten, ein „Wederspreeeken in geenreley wys“; 18 ) es wird 
gesagt, trotz des Widerspruches „zal stendig ende goed 
blijven, dat Heymraden gewijst heeft“; 1 *) die für den Wider¬ 
spruch allgemein festgesetzte Busse zeigt die gleiche Höhe 
wie die Busse, die für eine Verletzung der Unanfechtbarkeit 
angedroht wird; 80 ) Quellen, die eine Berufung verbieten, 


der aber unrichtiger Weise hier nur an ungebührlichen Widerspruch 
auf der Schau denkt. Es ist aber nicht einzusehen, wieso diese 
Formulierungen etwas anderes bedeuten sollen als die in Anm. 18 an¬ 
geführten Ausdrücke. Siehe noch Anm. 15 und 17. 

lß ) Vgl. z. B. Deichrecht für Vollenhove (1854—1887) art. 26: „Of 
ijmaent spreke op der zwoerne eed, op wroeghers offte heijmraeders 
eed, die verbreke*. Deichrecht für den Alblaäserwaard von 1413 „’t en 
wäre dat yemant op onse hooge Heemraders ofte op hören eede sprake*. 
Weitere Belege bei Beekman S. 481, der aber auch hier irrt, vgl. oben 
Anm. 14. Siehe noch Anm. 17. Siehe ferner Billwärder Landrecht art. 6: 
„Spricht we bauen der Schwären Eedt, dat se Unrechte Schauwinge 
gedan hedden**. 

tÄ ) Am deutlichsten kommt dies in der Deichordnung für Putten 
1615/1516 zum Ausdruck; art. IV behandelt die Appellation, art. V den 
ungebührlichen Widerspruch in stehender Vierschaar. 

17 ) Dies verkennt Beekman S. 84 und S. 481, dem damit der 
ganze Zusammenhang mit der Urteilsschelte entgangen ist. 

,8 ) Vgl. Landbrief für Niederbetuve von 1439. Bei dem Verbot be¬ 
stimmter Widersprüche heisst es „smadelyken wederspraken“ (Mieris 
III, 766), „schmehelich sprechen up den Heimrait“ (D.-O. für Kleve von 
1675 art. 41). 

,9 ) Vgl. Deichrecht für den Düffel von 1864. 

*°) Vgl. Deichrecht für Arkel von 1421/22 (M i e r i s IV, 615) „Waer 
oic t sake, dat yemant op onsen Dyckgrave of Hyemraet sprake opten 
dike dat sal wesen also menich werwen, als hi dair of betuget worde, 
op een boet van zewentien ponden. te weten den Dyckgrave 
tien pond ende elkon Hyemraet een pond* mit dem Keurboek van den 
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begnügen sich hiermit und gedenken nicht eines sonstigen 
Widerspruches. 21 ) Eine andere Formulierung, die sich bereits 
seit dem 14. Jahrhundert findet, geht dahin, dass eine 
„Berufung“ an den Herrn oder an irgend jemand anders 
verboten wird. 22 ) Häufig wird auch vom Landesherrn 
versprochen, dass weder er noch jemand anderes 
etwas gegen den Ausspruch sagen oder tun 
soll. 2 *) Vielfach werden die genannten Wendungen noch 
verstärkt durch die Zusätze, dass der Ausspruch „Recht sein 
soll“, „Recht bleiben soll“, „Recht sei“. 24 ) 

Der Grundsatz der Unveränderlichkeit wird für Urteile 
und Anordnungen aufgestellt, für vonnisse und keure n. 25 ) 

Die Strafvorschriften, durch welche er gesichert wird, 
richten sich meistens gegen diejenigen, welche den Wider¬ 
spruch erheben oder Berufung einlegen. Doch finden sich 
auch Strafvorschriften gegen diejenigen, welche die Weisungen 


Dyck ’s Lands van Arkel von 1456 art. *29: „Wat hooge Heomntdi*i> 
wysen, sal recht zyn en dat sal d’ Heer Btijven en Sterken, wie dacr 
tegen seyd of doet, des inet twee personen overtuyght, verbeurt 17 pond. 
de Heer tien, elken Heemraed een“ (art. 15 verbietet den einfachen 
Widerspruch ebenfalls bei 17 Pfund). In dem Landbrief für Nieder- 
betuve von 1439 (oben Anm. 18) beträgt die Busse für den Wider¬ 
spruch 6 Pfund. In den Deichbriefen für Veluve von 1370 und Erke- 
mede von 1356 beträgt die Busse für einen erfolglosen Widerspruch 
(siehe hierüber unten) ebenfalls 6 Pfund. 

2l ) Vgl. Anm. 22. 

”) So insbesondere in Overijssel. Vgl. Deichrecht für Salland von 
1308 art 30: „Ende men mach gien Ordell bcroepen van den Heem- 
rad»*n dat men voer ons berichten sali aftergentz*. Siehe noch die 
etwas andere Fassung bei B e c k m a n S. 86, dort weitere Belege. Siehe 
auch Deichbrief für die Waterschap Bijleveld von 1414 art. 31: „Ende 
wes die Heemraet wyset eendrachtelick oft dat meeredeell van hem dat 
zell recht weesen ende recht bliven tot alre tijt zonder yet meer 
versoeks van ons“. 

2Ä ) Mieris III, r69 (a. 1390)1 Schieland, Mieris III, 584 (a. 1891): 
Delfland. D.-O. für den Krimpenrewaard von 1430 art. III. Siehe ferner 
B e e k in a ii S. 85. 

24 ) Siehe oben S. 488, vgl. auch Anm. 22. 

2Ö ) Vgl. z. B. Mieris III, 584 (a. 1391) „wat dese H. keuren oft 
wysen by haeren eede“, Handveste für den Grooten Waard von 1410 
{M e y link 353): „Alle Koren die sy daar legghen zullen of vonnisse 
die sy daer wysen sollen“. 
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der Deichbeamten dadurch verletzen, dass sie in derselben 
Sache noch einmal Recht sprechen oder die Deichbeamten 
wegen ihrer AussprUche zur Verantwortung ziehen. 86 ) 

III. Erneute Weisung. Der Grundsatz der Un¬ 
veränderlichkeit der Weisungen verhinderte, wenn man 
ihn in voller Schärfe durchführte, auch eine nochmalige 
Prüfung und gegebenen Falls eine Abänderung durch 
diejenigen, welche die Weisungen erteilt hatten. Es lag 
nahe, hier Abschwächungen eintreten zu lassen. Sie 
begegnen uns zunächst in der Form, dass den Deichbeamten 
das Recht gegeben wird, von ihrer ersten Weisung 
abzugehen, wenn sie ihren Irrtum erkannt haben. • So 
heisst es in dem Privileg fiir Cranenburg von 1343: 

„Wat die Heymraet wysset op synen Eedt . . . daer 
en sullen wy niet tegen doen noch suicken noch imand laeten 
tegen doen off suicken, und sy rnoegen alle wegen ein 
beeter wyssen op oeren Eed, als siet vin den.“ 
Gleiches steht in der Deichordnung für den Düffel 
(Geldern) von 1364. In der Deichordnung für Kleve von 
1575 lesen wir aber (art. 41): 

,ldt mugen oie aver allewege ein beter wiesen up oeren 
Eidt. als sie dat uith bestendigeren bericht befinden“. 

Hieraus ergibt sich, dass es dem betroffenen Deich- 
geuossen, sowie dem Landesherrn erlaubt war. eine noch¬ 
malige Prüfung der Angelegenheit anzuregen. 

ln einigen Verbänden ist man weiter gegangen. Man 
gab der Partei ein Recht aut nochmalige Prüfung und 
Weisung durch die Deichbeamten, welche die erste Ent¬ 
scheidung getroffen hatten. Die Deichbearaten mussten 
sich darauf erneut mit der Sache befassen und erneut ein 
Urteil sprechen. Wurde das erste Urteil bestätigt, so verfiel 

**) Vgl. Mieris III, 569 (a. 1390): „Ende waar dat saecke, dat hun 
hier boven yemant eenig oordeel <loen woude oft dede, off vonnisse daer 
of wysde von Keure, die sy gekeurt hadden, of von vonnisse die sy ge- 
wyst hadden, om oorbaer des gemeenen lants, daer off en soude onsen 
Heemraet niet verbeuren jegens ons noch jegens jemant, ende nochtans 
sonden wy ’t houden ende rechten aen svn ly ff en aen syn goet“. 
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tlie Partei in die Strafe des Widerspruches.* 7 ) Auch das 
liecht auf dreimalige Prüfung begegnet, und zwar im 
Deichrecht für Erkemede von 1356: 

„Voert off yemandt op die Hemelraeden spraecke, die 
mochte eenwerf spreecken om ses pondt, anderwerf om 
ses pondt ind dardewerf om ses pondt, ind wat dan die 
Hemelraeden daer na wijsen. dat sal regt und standhaftig 
blyven ind wesen “.* 8 )* 9 ) 

IV. Die Berufung. 

1. „Berufungen“ in Deichsachen an andere 
Gerichte finden sich in dieser Periode* 0 ) namentlich in 
den Ommelanden (bereits im 14. Jahrhundert), in Seeland^ 
Holland und Westfriesland (seit dem 15. Jahrhundert), in 
Utrecht und dem westerlauwerschen Friesland (seit dem 
16. Jahrhundert), in Wursten, Schleswig, im Alten Lande 
und in Kehdingen (seit dem 16. Jahrhundert.) Ihre Zu¬ 
lässigkeit in diesen Gebieten erhellt teils aus Vorschriften 
in Deichrechten oder Deichordnungen, welche ausdrücklich 
eine Berufung gestatten und sie näher regeln, teils aus 
Verordnungen, welche die Wirkungen der gewöhnlichen 
BerufungeninDeichsachen beschränken, teilsauslnstruktionen 
für die höchsten Gerichtshöfe und Behörden, teils aus deren 
Aussprüchen. Zu beachten ist, dass in späterer Zeit ein 


aT ) Deichbriof für Veluve von 1370: „Voert wie den Heymraet 
wederseyde, die verloere ses pondt payments, ten waer dat men in brieven 
vonde, dat hy recht badde, den Dyckgreve twee pont ind den Heymrade 
vier pond“. Die Bemerkung Beekmans S. 86, dass hier keine Aufhebung 
des früheren Urteils stattgefunden habe, ist m. E. irrig. — Die Möglich¬ 
keit einer „Berufung“ an Deichgraf und Heemraden zur nochmaligen 
Verhandlung ergibt auch das oben S. 438 Anm. 198 erwähnte Deich¬ 
gericht von 1368. 

M ) Die Ansicht von Beek man S. 86, dass auf alle Fällo die 
Busse von 6 Pfund zu zahlen war, ist nicht zutreffend. Es handelt sich 
um die Busse bei ungerechtfertigtem Widerspruch. Vgl. oben Anm. 27 
und betreffs der Appellationsbusse unten IV. 6. 

**) Wenn dio Deichbeamten ihre Kompetenzen überschritten 
hatten, war natürlich eine erneute Verhandlung von jeher möglich. Vgl. 
über eine solche oben S. 397. 

*°) Zu Folgendem vgl. die später angeführten Quellen. Sie sind 
teilweise auch für eine schon früher einset/.emle Entwicklung zu ver¬ 
werten. 
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Verbot der Appellation in Deichsachen sich lediglich auf die 
Appellation mit ihren vollen Wirkungen beziehen kann, 
während eine Berufung mit aufschiebender Wirkung gestattet 
ist. 31 ) Teilweise handelt es sich bei den zugelassenen 
Berufungen nur um solche gegen die Weisungen niederer 
Deichgerichte. Andrerseits finden wir auch bereits mehr¬ 
fache Instanzenziige. 

2 . Die Berufungen stellen sich vielfach als Be¬ 
schwerden gegen die Anordnungen der Deich¬ 
beamten dar, so dass in der Berufungsinstanz der Beschwerde¬ 
führer einerseits, die angegriffenen Deichbeamten andrer¬ 
seits die Parteien bilden. Sehr häufig handelte es sich ja 
einfach um Verfügungen der Deichbeamten, bei denen ein 
Rechtsstreit zweier Parteien gar nicht vorlag. Insofern ein 
solcher Rechtsstreit gegeben war, vollzog sich die Berufung 
oft freilich auch noch in der Form der Beschwerde gegen 
die Entscheidung der Deichbeamten. Doch hat man hier 
auch eine Berufung, bei welcher der Rechtsstreit unter den 
alten Parteien weiter ging, gekannt. 3 *) 

3. Die Frage, ob eine Berufung zuzulassen, und wie sie 
auszugestalten sei, wurde in dieser Periode für alle Deich¬ 
sachen g 1 e i c h m ä s„s i g beantwortet. Es wurde weder 
eine Unterscheidung zwischen kriminellen und nicht krimi¬ 
nellen Sachen, 33 ) noch eine Unterscheidung zwischen Sachen, 
welche die Deichausbesserung selbst betreffen, und sonstigen 
Sachen 84 ) gemacht. Die Berufung konnte aber nur auf eine 
Unrichtigkeit (Unrechtmässigkeit), nicht auf eine Un- 
zw r eckmässigkeit gegründet werden. 


sl ) Vgl. unten 5. 

,l ) Vgl. Zijlrecht für Oterdum (16. Jahrhundert) art. 27 (unten 
Anm, 43). 

ia ) Geertsema S. 15 bemerkt, dass es für die frühere Zeit in den 
Ommelanden zweifelhaft sei, ob eine Berufung in kriminellen 
Sachen zugeiaasen war, in späterer Zeit sei eine solche nicht gestattet 
gewesen. Ebenso B e e k m a n S. 87. Allein die älteren Quellen reden 
schlechtweg von Berufungen gegen die Aussprüche der Sielrichter. 

84 ) Uber solche Unterscheidungen in späterer Zeit siehe Hackmann 
8 . 487 ff. 1) -0. der Herzogtümer Bremen und Verden von 1692 Cap. X, 
§§ 5 u. 6. 

J. v. Gierke, Geschichte des deutschen Deichrechts II. 42 
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4. Als Berufungsgerichte kommen besond e r h 
D eichgerichte und gewöhnliche Gerichte und 
Behörden in Betracht. Man kann hiernach die Gebiete 
unterscheiden, in denen besondere Deichgerichte als Be¬ 
rufungsgerichte vorhanden waren, und solche, bei denen dies 
nicht der Pall war. 

Besondere Deich berufungsge richte bestanden 
vor allem in den Ommelanden. 85 ) Allerdings herrschte 
in den einzelnen Verbänden eine nicht unerhebliche Ver¬ 
schiedenheit. Im allgemeinen ist hervorzuheben: Als Be¬ 
rufungsgerichte kommen übergeordnete oder nebengeordnete 
Deichgerichte in Betracht. Sehr verbreitet ist eine Be¬ 
rufung von dem unteren Deichgericht des einzelnen Siel¬ 
richters an das obere Deichgericht des Scheppers. Häufig 
ist die Möglichkeit einer zweifachen Berufung, es findet sich 
aber auch eine dreifache, ja eine vierfache Berufung. 

In den drei Delfsielen ist nach dem Sielbrief von 144') 
der Aufbau folgender. 36 ) Es gibt eine Berufung von dein 


w ) Vgl. im allgemeinen H a 1 s e m a S. 636 ff, Geertsema S. 15 ft, 
Beekman S. 87 ff. Siehe auch l'd. I. S. 288 f. Die Entstehung der 
Berufung hängt hier mit der Ausbildung des selbständigen Einzelrichtcr- 
tums zusammen (vgl. über dieses oben S. 652). Berufungen werde n 
erst erwähnt in den Siel- und Deichrechten des 16. Jahrhunderts. Di» 1 
Sander Deichsatzungen von 1295 verbieten sie ausdrücklich, die Sander 
Deichsatzungen von 1317 und das Sielrecht der drei Delfsiele sprechen 
von keiner Berufung. Hier liegt die Rechtsprechung noch durchweg 
in den Händen von Sielrichter-Kollegien. Die im Text erwähnte Be¬ 
rufung von dem einzelnen Sielrichter an den Schepper lässt sich etwa 
für das Ende des 14. Jahrhunderts annehmen. Ober die Keime der Be¬ 
rufung an den obersten Schepper in den drei Delfsielen von 1317 vgl. 
unten Anm. 40. Ober Kollegialprinzip und Einzelrichtertum in den Onnne- 
landen siehe oben S. 431 insbesondere Anm. 161. — In Humsterlaml 
gab es auch in späterer Zeit keine Berufung in Deichsachen, siehe 
Beekman S. 87. 

30 ) In Betracht kommt vor allem art. 38: „Alle Beroepingen is vry 
acn den Abt voirscr. tot allen tyden, meer will jemand beroepen van 
eenen Z y 1 r e c h t e r off van meer, dat geen heel Schepperschup is van 
desen dryen Zylvestenen, die mach dat beroepen aan den Schepper. 
daer die Zylrechter onderzidt end wil dan iemand veerer beroepen, 
die zall dat beroepen aan den Abt ende daermede zal’t geeyndigett 
weeaen wat die A h t m e t z y neu Scheppere n voor eenen Recht 
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Gericht des einzelnen Sielrichters an das Gericht des ihm 
Vorgesetzten Scheppers. Der Schepper richtet auf einem 
Warf mit seinen Sielrichtern. 37 ) Von hier geht eine weitere 
Berufung an das Gericht des obersten Scheppers, des Abtes 
von Werum. Er richtet mit sechs Scheppern, die aus der 
Reihe aller Schepper der drei Sielvesten ausgewählt sind. 38 ) 
Das Gericht dieses obersten Scheppers mit seinen Scheppern 
war ferner Berufungsinstanz für die Sachen, die in erster 
Instanz von einem Schepper oder von einem Warf aller 
Schepper einer der drei Sielvesten entschieden waren. 39 ) 40 ) 

Nach dem Winsumer Sielbrief von 1464 gibt es eben¬ 
falls eine Berufung von dem einzelnen Sielrichter an den 
ihm Vorgesetzten Schepper. Von hier geht aber die weitere 
Berufung an die nächst belegene Scliepperei und von 
dieäer die dritte Berufung an die nunmehr nächst belegene 
Schepperei. In Bezug auf die Reihenfolge der Scheppereien 
heisst es, dass die Berufung erfolgen solle „mydt der sonnen“ 


uytzegget.* Man sieht übrigens hier noch teilweise die unteren Siel¬ 
richter kollegial auftreten („off von meer, dat geen heel Bcheepperschup 
is“ siehe hierzu Anm. 35). 

*’) Zunächst ist an eine alleinige Rechtsprechung des Scheppers 
nicht zu denken. Über Warfen des Scheppers mit seinen Sielrichtem 
vgl. Winsumer Sielrecht von 1464 art. 27. 

**) art. 37: „l9’t saeke dat daar jenigerhande saeken schien onder 
de Zylvestenen daar hier van niet geroert is, dat sali die Abt tho Werum 
mitt ses Schepperen die genoemen /.int mit deson dryen Zylvestenen, 
eyndigen ende richten*. Dass auch die Berufungen von diesem Kollegium 
erledigt wurden, ergibt der folgende Satz (siehe Anm. 39). Bd. I, S. 2 K) 
Anm. 220 wurde irrtümlich angenommen, dass auch nach dem Sielbrnf 
von 1445 die Berufung an alle Schepper des Verbarides geht. Dies wer 
erst später der Fall. Vgl. unten Anm. 42. 

*») art. 37 fährt fort: „Ende wat zaeken geschien van een der 
Zylvestenen, die men beroepen will, die zall men anders nergens beroepen 
daen aen den Abt voirz“. 

*°) Übrigens geht der Anfang von art. 37 (Anm. 38) bereits auf das 
Sielrecht der drei Delfsiele von 1317 zurück. Hier heisst es (§ 141: „Si 
alique cause fuerint suborte quas presens scriptum non contineat, domp- 
nup abbas de Werum et sex edictores, videlicet skepperan trium aque 
ductuum . . . terminabunt*. Dagegen ist von einer Berufung an den 
Abt nicht die Rede (vgl. noch Anm 3r>). Über die Sntzungsgewalt des 
Abtes siehe oben S. 340 Anm. 62. 

42* 
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d. h. in der Reihenfolge, wie sie sich aus dem „Umgang“ 
der Sonne am Himmel ergab. 41 ) 

In dem Confoederatiebrief der drei grossen Sielverbände 
d. h. des Verbandes der Delfsiele, des Winsumer- und des 
Adewarter Sielverbandes von 1531 und seinen späteren Be¬ 
stätigungen 4 *) werden gegenseitigeBerufungsinstanzen der drei 
Genossenschaften geschaffen, und hier findet sich auch eine 
Neuordnung der Berufungsgerichte innerhalb der Verbände. 
Beibehalten ist die Berufung vom Sielrichter an den Schepper, 
dagegen geht die Berufung vom Schepper nunmehr an das 
Kollegium aller Schepper desjenigen der drei grossen Siel¬ 
verbände, unter denen der Schepper der zweiten Instanz 
gesessen ist. Von hier aus geht die Berufung an das 
Schepperkollegium des nächst gelegenen grossen Siel¬ 
verbandes und von hier an das Schepperkollegium des 
dritten Sielverbandes. Die Reihenfolge für die grossen Be¬ 
rufungsgerichte bestimmte auch hier „der sonnen ommegang“. 
Ein entsprechender Berufungszug findet sich für Sachen, 
die in erster Instanz von einem Schepper oder von dem 
Schepperkollegium eines der drei Sielverbände entschieden 
worden waren. 

Eine gewisse Ähnlichkeit mit dem Sielrecht der drei 
Delfsiele von 1445 weist das Sielrecht fUr Otterdum aus 
dem 16. Jahrhundert auf. Die Berufung vom Sielrichter 
geht an den Schepper, von hier an den obersten Schepper 
zuFarmsum. 48 ) Dagegen ist in dem Farmsumer Deichverband 


41 ) art. 23: „Sog wye wijl zyne zake beroepen vor den schepperen 
nffte eyn schepper waerf om saeken tho beclaegen wijl gelecht hebben. 
die sali den schepperen eynen boerge setten voer vijff olde marken und 
unkost undo teregehen daerrinne sijn moegen gelick synen wederparth* 
art. 24: „Yst dat der saeke hem mijdt rechte overgaedt und schege hem 
daer en unrecht doem, die mach hie in die naeste zijlvesten mijdt der 
sonnen beroepen in die ander daernaest unde ock in die daerde, Daer 
sali zie endighet wezen by verlees der zaeke". 

42 ) Siehe „Ve r s 1. enMededee I.“ IV, S. 183 f. und G e e r t s e m a 

S. 19ff. Vgl noch den Deichbrief des Grafen Gdzard an die drei Delfsiele 
von 1606 („Vor ul. en M e d e d e e 1.“ IV, S. 182). „ 

48 j art. 27: „Wel sijn saeke wil beroepen om de saeke te beklaegen 
nfte eenen schepperwarve wil licht hebben, die sal den schepper voor 
5 marck also voor onthevinge borge selten oeck gelijck 9yn wederpart; 
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im 16. Jahrhundert die Berufung so ausgestaltet: Der Zug 
gellt von den Deiehrichtern an das nächste Deichgericht 
..mit der sonnen ommegang“, welches die Berufung von 
dein obersten Schepper des Farmsumer Sielverbandes „holt“. 
Degen diese Berufung gibt es eine Berufung an den obersten 
Sehepperund die Sielrichter desFarmsumer Sielverbandes. 44 ) 45 ) 

Im Lande Wursten war Berufungsinstanz für die 
besonderen Gerichte der Deichgeschworenen in den Kirch¬ 
spielen das Gericht der „gemeinen Landteichgeschworenen“. 4 *) 
Von hier konnte, wohl gegen das Ende des 16. Jahrhunderts, 
an den Landesherrn Berufung eingelegt werden, 47 ) während 
sich das Uber dem Landdeichgeschworenengericht stehende 
Seegericht erst viel später ausgebildet hat. 48 ) 


ist saaken dat daer recht oever gaet en het scheen een of ander on- 
recht toedoende. daeroover mach hy tot Farmsum op dat huis der 
hovelingen in dertijdt der saaken aldaar beroepen by verlies der saake 
ende 5 olde marek“. 

44 ) an. 28: „Ofte de dijekrechters ernant toe kort deeden boven 
den dijckhreef yn enygerhande saeken, sal deselvyge dat moegen 
beroepen op een borge onder dat naeste dijkrecht mijtter sonnen 
ommeganck. Unde de beroepinge sal men haelen van den huse toe 
Farmsum. Unde ofte daer noch ernant toe kort gescheye, de sal voertan • 
eijck noch moegen beropen an den huae toe Farmsum mijt dat gemene 
svelvest toe Farmsum, unde daernae geen hoeger beropinge“. 

45 ) Siehe auch die Ordonnanz der Overriehter in Vredevolt („Versl. 
en Mededeel.“ IV, S. 141. 15. Jahrhundert?) art. 7: Berufung von den 
Richtern an die Overrichter innerhalb einer Berufungsfrist von 10 Tagen. 
Die Overrichter entsprechen den Scheppern. Siehe Beek man S. 1419. 

4 *) Siehe den Reeess von 1565 (unten S. 6P>4 im Text), Deichrecht 
des Alten Landes Wursten von 1611 art. 23, Neues Deichrecht von 1625 
art. 36. Vgl. hierzu auch Pratje „Altes und Neues“ V. S. 307, von 
der Osten „Geschichte des Landes Wursten“ S. 39. 

4T ) Vgl. Deichrecht des Alten Landes Wursten von 1611 art. 23: 
„Da aber ja, über Zuversicht man sich mit des Landes-Teichgeschworenen 
Erkänntniss nicht wolte begnügen lassen, soll alsdann bey J. F. G. dem 
Herren Ertz-Bischofen zu Bremen als der von Gott uns Vorgesetzten 
hohen Obrigkeit, selbst des Streits Entscheid und Erörterung, auf ihrem 
Schloss Vörde zu gewarten haben“. 

**) Siehe hierüber vorläufig Pratje a. a. 0. S. 307. In Betracht 
kommt ferner eine Arbeit eines unbekannten Verfassers mit dem Titel 
„Die Deichgerichte des Landes Wursten in ihrer Vergangenheit, Gegen¬ 
wart und Zukunft“. Sie ist nicht gedruckt. Das Manuskript befindet 
sich in meinem Besitz. Sie muss kurz nach 1852 geschrieben sein 
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In einigen niederländischen Gebieten wurden die 
hohen Heemraden auch für Beschwerden gegen die Ent¬ 
scheidungen der unteren Instanzen zuständig. 49 ) 

In zahlreichen Gebieten sind keine besonderen 
Deichgerichte als Berufungsgerichte anerkannt. Vielmehr 
geht die Berufung an die gewöhnlichen Landgerichte, 
die landesherrlichen Hofgerichte, Justiz- und 
Verwaltungsbehörden. Die wichtigsten Belege hierfür 
sind folgende: Für Seeland, Holland und Westfriesland wurde 
des Grafen Rat, später der Hof von Holland unter Über- 
springung der Landgerichte Deichberufungsinstanz für alle 
Deichgerichte. 50 ) Von ihm gab es später eine weitere Berufung 
an den Hohen Rat von Mecheln. 51 ) In Utrecht und im wester- 
lauwerschen Friesland wurde ebenfalls der Hof unmittelbares 
Berufungsgericht für die Deichgerichte. 5 *) In Putten konnte 
man im 15. Jahrhundert von dem Deichgericht des Deich- 
grafen und der Heemraden an Balju und Lehnmannen und 
von hier an den Hof appellieren; 53 ) im 16. Jahrhundert wird 
dem Appellanten die Wahl zwischen diesen beiden Gerichten 
gelassen. 54 ) In Schleswig scheinen die gewöhnlichen höheren 


49 ) In Schouwen war das im Jahre 1426 eingesetzte hohe Kollegium 
später Berufungsinstanz gegen die Urteile der Deichgrafen und Ge¬ 
schworenen in den Teil verbänden. Siehe D.-O. von 1674 Zusatz II art. 1. 
Von hier gab es noch eine Provokation an den Hohen Rat von Holland. 
— Auch die Hohen Heemraden in Rijnland waren offenbar Beschwerde¬ 
instanz gegenüber den Niederheemraden der Ambachten. Vgl. die Hand¬ 
veste von 1427 (Meylink Nr. 228), auch Fruin „Over de Oopkomst 
van het Hoogheemraedschap van Rijnland“ S. 221. 

ß0 ) Siehe Beek man S. 88 ff. und die Angaben oben S. 441 Anm. 
210 , ferner unten S. 663. 

ßl ) a. a. 0. 

ßa ) Für Utrecht vgl. die D.-O. für den Lekdeich boven Dams von 
1532 und 1537 in Verbindung mit der Instruktion für den Hof von 
1588 art. XXV (hier wird die Berufung an den Hof auf die Binnen¬ 
deiche beschränkt, die übrige Berufung geht an die Staaten von Utrecht ). 
Siehe ferner oben S. 441 Anm. 211. Für das westerlauwersche Friesland 
siehe gleichfalls oben S. 441. Anm. 211. 

ß8 ) Vgl. die bei Beekman S. 88 angeführten Verbote für Pulten 
von 1459. 

ß4 ) D.-O. für Pulten von 1515/16 art. IV. 
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Omcht.o zuständig gewesen zu sein, 55 ) für Kehdingen kam 
des eigenartige Bottingsgerieht in Stade, 56 ) und für das Alte 
Land das Hofgerieht in Stade 57 ) als Appellationsgericht in 
Deichsachen in Betracht 

ö. Die Berufungen wurden meistens der aufschiebenden 
W i i'kung entkleidet. Auffällig ist, dass gerade in den Omme- 
landen eine ausdrückliche Vorschrift hierüber fehlt. Am 
frühsten wird dies in der Verordnung Philipps von Burgund 
für Holland und Westfriesland von 1468 ausgesprochen: 58 ) 

„Et en outtre pour ce que en nos dicts pais de Hollande 
et Prise sont juges ordinaires nommez heymrades ou aultres 
commis pour 1’ entretiennement et reparations des dieques 
pour le bien, seurte. et salvation des pais et subjets, nous 
avons ordonne et ordonnons, que si ancuns appelloient 
des ordonnances ou appoinctemens, faicts, ordonnez 
par sesdict heymrades ou aultres, comine concernantes 
les faicts des susdicts dieques ne soict differe ou 
retarde, en aueune mani&re, saus defererer ä tette 
appellations“. 

In der Instruktion für den Hof von Holland von 1462 
(ait 106, 59 ) werden dann die späterhin vielfach wieder- 


65 ) Vgl. die in Aura. S angeführte Landgerichtsordnung. Siehe 
aber Stadtrecht flir Garding von 1590 Tit. XI (Corpus Stat utorum Sleswi- 
censium III, 8. 112: Ausschluss der Appellaiion ausser bei grosser 
Parteilichkeit). 

ö6 ) Es scheint in Deichsachen sogar den Charakter eines besonderen 
Deichgerichts gehabt zu haben. Siehe Haokman n S. 480. Ausführlich 
über das Bottingsgerieht handelt P r a tj e .Altes und Neues“ IV S. 254 
(Dort auch ältere Literatur). Pratje bemerkt, dass sich in vielen 
Protokollen keine eigentlich-Mi Appellationen finden. Das ist natürlich 
nicht entscheidend. Kompetent war es in Deichsachen für Kehdingen. 
Dagegen war es nicht Appellalionsinstanz für die Altendorfer Schaumig. 
Siehe Deichrecht der Altendorfer Schauung XXVI, 10: „De Oldendorfer 
schowing und dat diekrecht darsölvest he.hben vor den battingh nichts 
tho schaffen*. Hierzu Hahn S. 45. Eine neuere Untersuchung über 
das Botting wäre sehr erwünscht. 

5T ) Vgl. Hackman n S. 351 f. 

r>8 ) Groot Placaetb. für Holland II 29GO. G. de Vries S. 310 
Amn. Beek man S. S9. 

fj9 ) Groot Placaetb. für Holland III, 642. 
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holten 60 ) Worte gebraucht, dass die Aussprllehe der Deich- 
gerichte „realyck ende metter daet ter executie 
ghelegt wesen sullen, niet tegenstaende .eenige 
Appellatien, die men daer of doen soude nioegen, 
noch sonder praejuditie van der selven“. 

In späteren niederländischen Verordnungen 60 *) wird auch 
den missbräuchlichen Zusicherungen einer aufschiebenden 
Wirkung der. Berufungen im Einzelfall („appellatie mette 
clausule van inhibitie“) entgegengetreten. 

Aus nicht niederländischem Gebiet ist die älteste Quelle, 
welche die nicht aufschiebende Wirkung der Berufungen 
ergibt, der Recess des Erzbischofs Georg und des Landes 
Wursten vom 25. September 1565. 6 *) Wir lesen hier: 

„Daß Teiche undt Damme durch keine Appellation 
sollen gehindert werden, wan sich aber von Teichrechte je¬ 
mandes beschweret funde, mach solcher alsdann flir gemeine 
Landteichgeschworene oder wor das hingehöret — aber das 
die Teiche laut der gesprochenen Urteil nichts weniger gc- 
machet — gebracht und daselbst verhöret und gerecht¬ 
fertiget werden.“ 

In dieser Form ist die Vorschrift mit einem Zusatz in 
das Deichrecht des alten Landes Wursten von 1611 Uber¬ 
gegangen 63 ) und dort auch auf die Erlegung der Bruch¬ 
gelder ausdrücklich erstreckt worden. 64 ) 

Die grossen Deichordnungen des 17. Jahrhunderts sind 
dann meistens der Schleswig-Holsteinischen Landgerichts- 


eo ) Vgl. die Belege bei Beek man S. 89. Siehe ferner D.-O. für 
den Meerndeich von 1645 art. XXII: „Soe wes by de Heemraden ge¬ 
wesen sali worden, dat sali gewesen blvven ende als geprivileerde 
saecken geixecuteort werden, niettegenstaande eenige oppositie ofte 
appellatie ter contrario, maer sullen mits die boeten reölicken betalende 
in appel ontfangen worden“. 

*') Vor allem in der Verordnung vom 16. April 1639 (Groot 
Placaetb. für Holland II, 2977), siehe G. de Vries a. a. 0., Beekiran 
a. a. O. (vgl. auch Hackmann S. 487). 

**) Gedruckt bei Stern .Historische Nachrichten von dem Lande 
Wursten“ 1800 S. 69 und neuerdings bei von der Osten „Geschichte 
des Landes Wursten* S. 6 ff. 

® 3 ) Siebe oben Anm. 46 und 47. 

04 ) Deich recht von 1611 art. 17. 
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onlnung von 10Ö0 65 j gefolgt. Diese erwähnt als alte und 
löbliche Gewohnheit, dass die Erkenntnisse der Deich¬ 
gerichte „allewege Kxecutionem paratam gehabt und ohne 
einige Appellation vollzogen werden müssen“, gestattet aber 
eine Beschwerde oder eine „Appellation“ mit nicht auf¬ 
schiebender Wirkung.® 6 » 67 ) 

6. Die Partei, zu deren Ungunsten die Berufung aus¬ 
fiel, musste ein Strafgeld entrichten. 68 ) In den Ommelanden 
musste bereits bei der Einlegung der Berufung hierfür 
Bürgschaft geleistet werden. 69 ) 


Anhang 

§ 10 . 

Das Strafrecht 

I. Allgemeines. 

1. Die Handlungen und Unterlassungen, 
welche im Deichrecht Strafe nach sich ziehen, lassen sich 
im wesentlichen in folgende Gruppen einreihen: 

a) Sie betroffen die Nichterfüllung oder nicht 
gehörige Erfüllung der Deichpflicht. Sie wurzeln 
dann typisch in einem reinen Ungehorsam hinsicht¬ 
lich der auferlegten Deichpflicht. Sie sind also nicht un¬ 
mittelbar auf eine Beschädigung oder Zerstörung des Deiches 


6 '*) Siehe oben Anm. 5o. Sie scheint auf eine ältere L. G. 0. 
zurückzugehen. Denn in dem Mandat an die vom Adel für die Wilster¬ 
marsch von 1616 (Corpus Statutorum Holsaticorum. II S. 282) wird eine 
L. G. 0. erwähnt, die den Deichgrafen und Geschworenen paraia 
executio „ohne einige Appellation noch anderen Aufschub* zuspricht. 

6# ) Siehe D.-ü. für Braunschweig-Ltineburg von 1664 art. 23. D.-O. 
der Herzogtümer Bremen und Verden von 1692 Cap. X § 5 und 6. 

Ä7 ) Siehe übrigens noch das bei Heineken S. 140 angeführte 
Deichgericht von 1608 in Bremen. 

e8 ) Vgl. z. B. D.-O. für Putten von 1515/16 art. VI (20 Pfund), Ver¬ 
ordnung von 1458 (oben Anm. 5S), Sielrecht der drei Delfsiele von 144ö 
art. 38. siehe ferner die in Anm. 43 und 44 angeführten Quellen. 

") Vgl. die in Anm. 43 und 44 angeführten Quellen. 
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gerichtet, und sie setzen stets eine Einfügung in den Kreis 
der Deichgenossenschaft voraus. Die Rechtsordnung ver¬ 
hängt Strafen, ohne dass stets genau zwischen echten 
Strafen und blossen Zwangsstrafen unterschieden werden 
könnte. Im allgemeinen kann hier auf unsere Darstellung 
der Haftung für die Deichpflichten 1 ) und des Aufbaus des 
deichrechtlichen Straf-, Zwangs- und Vollstreckungs¬ 
verfahrens 2 ) verwiesen werden. Im Folgenden soll nur noch 
auf einige wichtige Einzelheiten eingegangen werden. Es 
handelt sich zunächst um Besonderheiten der Schaubusse 
bei der Kleinkabeldeicliung (II). Eine Berücksichtigung 
bedarf ferner ein Vergehen, bei welchem sich mit dem Un¬ 
gehorsam eine betrügerische Handlungsweise verquickt, die 
sogenannte Deich Verfälschung (III). Schliesslich wird 
bei einer Betrachtung des Verbrechens des Deichdurch- 
stechens der Deichbruch infolge Vernachlässigung der Deich¬ 
pflicht berührt werden (IV). 

b) Die Verletzungen des sachlichen Deich- 
Friedens. Es sind Friedensbrüche, die unmittelbar 
gegen den Deich oder sein Zubehör gerichtet sind. 
Es fallen hierunter Zerstörungen und Beschädigungen und 
gefahrbringende Handlungen. Wir unterscheiden das 
Durchstechen der Deiche und die sonstigen Be¬ 
schädigungen des Deiches und seines Zubehörs. 3 4 ) 
Eine besondere Rolle hei den Deichbeschädigungen bilden die 
Schutzvorschriften gegen die Beschädigung durch 
Vieh (IV). 

c) Die Verletzungen des personenrechtlichen 
Deichfriedens: Friedensbrüche gegen Personen und 
Versammlungen, die um des Deiches (Sieles) willen tätig 
sind. Über diese wird unter V. gehandelt werden. 

d) Amts v ergehen der Deich beamte n.*) 

e) Sonstige Verfehlungen, wie z. B. Ungehorsam 
gegen gerichtliche Ladung, Verschweigung von deieh- 
pfliohtigem Lande, Nichtanmeldungen zur Deichrolle u. a. m. 

1 ) Siehe oben S. 69, 75, 84 ff. 2 ) Siehe oben S. 442 ff. 

3 ) Puter Einschicbung <ie* Doichbruehs infolge Nichterfüllung der 

Deich pflicht. 

4 ) Vgl. oben S. 4 12 f. 


Difitized by 


Go^ igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



667 


2. Die Strafen, welche in den Deich- und Sielrechten 
verhängt werden, bieten regelmäßig ein Abbild der land- 
rechtlichen Strafen der betreffenden Gegenden. Einen breiten 
Raum nehmen natürlich die Bussen, Brüche und 
Friedensgelder ein. Es sind meistens Geldstrafen, 
in einigen Gegenden sind geringere Brüche in Biermassen 
angesetzt. 5 ) ln manchen Sielrechten der Ommelande sind 
Bussen und Friedensgelder in Geld angegeben, aber es soll 
nur «/, in Geld, l / s dagegen in „Ware“, nämlich in Roggen, 
Kühen, Ochsen und ungeschnittenem, schwarzem (braunem) 
Tuch entrichtet werden.®) Bemerkenswert sind in Omme- 
lander Sielrechten auch die gesetzlichen Zahlungstermine, 
z. B. innerhalb eines «Jahres zu drei Zeiten oder innerhalb 
von zwei «Jahren zu sechs Zeiten. 7 ) — Die Friedlosigkeit 
findet sich insbesondere als Folge dauernden Ungehorsams 
gegen die Obrigkeit. 8 ) Die Todesstrafe wird bei den 
schwersten deichrechtlichen Verfehlungen festgesetzt; erwähnt 
wird z. B. das Rädern, vor allem aber das Lebendigbegraben¬ 
werden mit Pfählung und die Pfählung selbst. 9 ) Unter den 
verstümmelnden Leibesstrafen ist das Abhauen der rechten 
Hand zu erwähnen. 10 ) Eine besondere Rolle spielte die 
Verbannung und Vertreibung aus dem Lande."} 
Unter den Freiheitsstrafen kommen die Festnahme, 
die eigentümliche „Haft der Mistforke“ 1 *) und das Gefängnis 
bei Wasser und Brot in Betracht. 19 ) Nicht selten ist der 


Ä ) Vgl. z. B. Altes ostfriesisches Deichrecht § 6 ff. Deichrecht der 
Altendorfer Behauung X 17, XI 4, XX 7 ff. (Änderung in Geldstrafe erst 
a. 1689 XLV 1 ff.) Deichrecht des Alten Landes art. X. D.-O. des Landes 
Wursten von 1611 art. 2, 7. 

•) Sielrecht für Ostervredewolt von 1426 art. 1. Sielrecht für 
Westervredewolt von 1425 art. 2. Vgl. auch His „Strafrecht der Friesen* 4 
S. 225 Anm. 1. — Dagegen wird volle Zahlung in Geld vorgeschrieben 
im Adewarter Sielbriof von 1382 § 11. 

7 ) Vgl. Adewarter Sielbrief von 1382 § 11,Sielrecht lür Ostervredewolt 
von 1425 art. 1, Sielrecht für Westf3rvredewolt von 1425 art. 3. 

8 ) Siehe oben S. 86 und S. 445 und 455. 

•) Siehe unten IV. 

,u ) Siehe unten IV. 

”) Vgl. oben S. 70, 76, 85 f. 

,2 ) Siehe oben S. 85. 

,a ) Vgl. oben S. ( J2 
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Vorfall des Vermögens, am häufigsten in der Form 
der gleichzeitigen Verwirkung von „Leib und Gut“. 14 ) 
Vielfach wird die Strafe dem Ermessen des Landesherrn 
oder der Beamten überlassen. 15 ) 

3. Öfter wird in den Deich- und Sielrechten (‘ine 
Haftung für Dritte erwähnt. Auch hier spiegeln sich 
landrechtliche Rechtssätze. 

In erster Linie steht die Haftung der Verwandten. 
Ihre Hereinziehung in die Haftung für die Deichpflichten 
lernten wir schon früher kennen, 16 ) wir sahen sogar, dass 
die Magenhaftung gelegentlich noch bei der geldwirtschaft¬ 
lichen Kommuniondeichung auftaucht. 17 ) Hier ist noch auf 
die Haftung der sechs Sippesten in den Sielrech t e n 
der Ommelande hinzuweisen. Sie wird uns im Adewarter 
Sielbrief von 1382 für jeden Bruch des personenrechtlichen 
Sielfriedens, mit Einschluss des Warffriedens bezeugt. 1S ) 
Andere Sielrechte kennen eine subsidiäre Haftung der sechs 
Sippesten für den „Schaden“, der infolge der Säumigkeit 
eines Sielrichters oder Waermanns, d. h. des Aufsehers bei 
der Sielarbeit entsteht. 19 ) Bemerkenswert ist ferner, dass 
man nach dem Ostervredewolter Sielrecht von 1425 für 
die Missethaten des Gehilfen (help) subsidiär einstehen 
muss, den man zur Sielarbeit geschickt hat. 80 ) 91 ) 


14 1 Vgl. oben S. 93. 

,ß ) Helege oben S. 405 fl’. 

10 ) Vgl. oben S. 107 11*. 

17 J Siehe oben S. 258 Anin. 82. 

18 ) Sielbrief von 1382 § 12. — His „Strafrecht der Friesen“ S. 57. 
Anm. 4. — Vgl. auch unten Anm. 20. 

19 ) Sielrecht für Westervredewolt von 1425 art. 41 (Sielrichter). 
Winsumer Sielbrief von 1464 art. 43 (Waermann), Sielrecht für Oterdum 
(16. Jahrhundert, Waermann). 

*°) art. 7: „Ellyckerlijck de waere voer sijn help daer he toe den 
syle gesant, het sy eake, dat. de holpe hebbe egen guet offte vrunden 
de dat betalon moegen binnen den sijlvesten“. Schwierigkeiten bereitet 
das Verhältnis dieses Artikels zu art. 33. Letzterer handelt von dem 
gemieteten huyrlink. Vgl. oben S. 401, Anm. 39 und 40. S. 402, Anm. 42 
und S. 403, Anm. 47. Wahrscheinlich haben wir bei dem servus conductus 
an einen von Deich- oder Sielverband gemieteten Knecht zu denken. 
Vgl. noch über die Haftung für das freie Gesinde in Friesland His 
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II. I) ie Schaubussen bei der Kleinkabeldeichung. 

1. Mit der Ausbreitung uud feineren Ausbildung der 
Ivleinkabeldeichung ergaben sich in den einzelnen Verbänden 
Verschiedenheiten in Bezug auf die Bemessung 
der Schaubussen.**) 

Man kann schlichte Grundeignerbussen, schlichte 
Kabelbussen, Deich massbussen und Deich- 
gebrechenbussen unterscheiden. Bei den ersten beiden 
Arten findet sich teilweise eine besondere Behandlung der 
„gemeinen Schläge“. 

a) G rundeigner bussen. Die Schaubusse war auf 
das einzelne, selbständig deichpflichtige Grund¬ 
eigen, auf den einzelnen Hauptpflichtigen abgestellt. 
Es spielte weder die Mehrheit von Deichfächern, noch die 
Länge der ungefertigten Deichstrecke, noch die Art des 
Gebrechens eine Rolle. Ungeteilte Gemeinschaften zur 
gesamten Hand galten als Einheit. Deutlich wird diese 
Reglung in Heusden und in Assendelft ausgedrilckt. In 
einem Deichrecht für Heusden von 1415 2S ) heisst es in 
Bezug aut die verkabelten Deichstiicke: „Van den geenen 
die dair cauelinghe hebben, sal staen elck eygen op twee 
Schelling Hollants van elken Scouwe“. In den Deichrechten 
für Assendelft aber lesen wir, dass der Schulz den Deich 
beschauen und Bussen nehmen soll „van soo menigen eygen- 
dom als he bevinden kan daer in te behooren“. 24 ) — Schlecht¬ 
weg auf den einzelnen Hauptpflichtigen ist die Busse bemessen 
im Ditmarser Landrecht von 1447 §134: „Vortmer schal en 
jewelik sinen dik ut der schult bringhen, wan eme dat 


.Strafrecht“ S. 50 f. Aus seiner Darstellung ergibt sich, dass gerade 
im 15. Jahrhundert in den Ommelanden sich Neuerungen vollzogen. 

21 ) Auch eine verbandsmässige Übernahme einer Haftung für Taten 
von Nicht-Verbandsgliedern findet sich in den Ommelander Sielrechten. 
Vgl. oben S. 417 Anm. 107. 

**) Über die Niederlande im allgemeinen vgl. Beek man 8. 193 f. 
(mit vielen Belegen), über das Norderquartier vgl. G. d e Vries S. 287. 
— In der deutschen Literatur wird diese wichtige und interessante 
Frage nirgends berührt. 

M ) Oudenhoven „Heusden“ S. 250. Vgl. auch unten Anm. 30. 
a4 ) Siehe „Handvesten für Assendelft“ S. 251: „Dyckrecht“, ferner 
8 143 Handveste von 1584 und S. 145 Handveste von 1588. 
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-gheboden wert, by broke XXX Mk.“ 2S ) Gleiches ist z. B. 
auch für das alte ostfriesische Deiehrecht anzunehmen, 
welches die Bussen einfach den ungehorsamen Deichern 
auferlegt. 26 ) 

In einigen niederländischen Verbänden hat man diesen 
älteren Standpunkt dahin abgeändert, dass der Grundeigner, 
welcher mehrere, selbständig deichpflichtige Länder in dem 
Bann oder der Ambacht besass, immer nur mit einer 
Busse belegt werden konnte: „Sal een yegelyck al syn 
eyghen in eenen Ambacht mögen beschütten met eenre 
boete“. 27 ) Mir scheint dieser Grundsatz aber nur insoweit 
anwendbar gewesen zu sein, als sich diese Länder in un¬ 
mittelbarer Gewere des hauptpflichtigen Grundeigners be¬ 
fanden. 28 ) 

Teilweise unterwarf man in den Niederlanden die .ge¬ 
meinen Schläge“* 9 ) einem Sonderrecht. Und zwar ge¬ 
schah dies in verschiedener Weise. In einigen grossen 
Bamtverbänden, insbesondere in SUdholland, unterschied 
man den „einfachen“ und den „gemeinen“ Bann. 80 ) 
Der einfache Bann war auf den gewöhnlichen Haupt- 


M ) Siehe auch Ditmarser Landrecht von 1567 art.86 §4 (90 Schilling), 
a6 ) Vgl. altes ostfriesisches Deichrecht § 6. Über das spätere 
ost friesische Recht siehe unten S. 673. 

27 ) D.-O. für den Krirapenrewaard von 1430 art. VII. Gleiches galt im 
Bann von Westzaan im Norderquartier, G. do Vries S. 287. 

M ) War z. B. ein Eigen verheuert, so wurde hier der Heuermann 
selbständig busspflichtig und subsidiär haftete der Grundeigner für die 
Busse. Siehe oben S. 96 ff. 

29 ) Über den Begriff siehe oben S. 243. 

80 ) Siehe bereits D.-O. für den Alblasserwaard von 1277 (Bergh 11,331): 
„Praeterea simplex bannus ent de quinque solidis Hodandie, communis 
vero bannus de viginti solidis“. Handveste für den Grooten Waard 
von 1315 (M e y 1 ink Nr. 301): »De broken van onsen banne von haeren 
dyck hehben wv hem wtgheset tot vyff. schellinge Hollants toe, ende 
eenen ghemeonen bau tot XX schellingen“. - In Heusden begegnen 
die Ausdrücke nicht, aber es gab eine gewöhnliche Keine und eine 
höhere Keure für gemeine Deiche. Siehe D.-O. von 1415 (Oudenhoven 
„Heusden“ S 250, D.-O. von 1437 (a. a. O. S. 252), D.-O. von 1452 
(a. a. O. S. 259), D.-O. von 1612 (a. a. O, S. 429). — In dem benach¬ 

barten Arkel wird dagegen 1284 (B e r g h II 498) ausdrücklich bestimmt, 
dass eine Ambacht nur die gewöhnliche. Busse treffen soll. Beekma n 
S. 195. Über Althena siehe unten Anm. 38. 
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pflichtigen. der gemeine Bann auf den „gemeinen Schlag" 
berechnet. Der gemeine Bann betrug in südholländischen 
Verbänden das Vierfache, 31 ) in Heusden das Doppelte 32 ) oder 
aucli das Vierfache 33 ) des gewöhnlichen Banns. Er traf 
offenbar den Ortsverband oder Deichverband in entsprechen 
der Weise wie den einzelnen Deichgenossen. — Ganz anders 
behandelte man gemeine Vakken in Westfriesland. Gemäss 
der Aussprache von 131!) sollte hier die Grösse des zer¬ 
brochenen Deichstückes entscheiden, und zwar sollte jede 
bruchfällige Rute auf acht Pfennige in den ersten Schauungen 
und auf zwei Schillinge in der dritten Schaltung stehen. 34 i 

Der Grund für diese stärkere Heranziehung der gemeinen 
Schläge ist vor allem in dem Gedanken zu suchen, dass 
es sich hier um eine Gemeinschaft handelte, die sich aus 
einer sehr grossen Vielheit zusammensetzte. 35 ) Ausserdem 
dürfte dabei die Vorstellung mitgewirkt haben, dass ein 
Ortsverband und Deichverband mit besonders gutem Bei¬ 
spiel vorangehen müsse. 

31 ) Vgl. Anm. 80. 

D.-O. von 1487, 1452, 1612. 

") D.-O. von 1415. 

34 ) „Item segghen wv, dat so waer een ghemene vac jn een diic 
te banne ghescouwet worde, daer of zal die roede jn die eerste en jn 
die ander scouwe verbocren achte penninghe jn elke scouwe ende jn 
die derde scouwe II sc. mar ahvaerd een ghemene vac corter dan eene 
roede oec hoe diene of hoe groet datter waer heneden een re roeden dat 
zoude verboeren ghelike eenre roede“. 

8ß ) Die Dun-tellung oben S. 246 am Ende des § 19 bedarf insofern 
der Berichtigung. Die höhere Busse lässt sich nicht einfach aus der 
Behandlung als Gemeinschaftskabel ableiten. Denn die Gemeinschafts- 
kabeln, insbesondere die Kabeln der Gemeinschaften zur gesamten Hand, 
unterliegen stets nur der gewöhnlichen Busse. Es handelt sich bei der 
höheren Busse der Orts- und Deichverbände vielmehr darum, dass hier 
eine besonders grosse Vielheit vorhanden war. Vgl. D.-O. für Heusden 
von 1612: „Welverstuende dat Dörpen ofte andere Collegien die 
gedykslaagt soude mögen zyn dubbelde breuken zullen moeten betalen, 
Wed: en Weesen ende gemeene boelen voor geen Collegie gereekent“. 
Hier zeigt sich ferner die Tendenz, die höhere Busse nicht bloss Orts¬ 
und Deichverbänden sondern auch anderen Verband, rsonen aufzu¬ 
erlegen. 
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b) Kabelbussen. Sehl 1 verbreitet war die Abstellung 
der Schaubussen schlechtweg auf die einzelne Deich¬ 
kabel. Hiernach traf den Grundeigner, der mehrere bruch¬ 
fällige Kabeln besass, mehrfache Busse. Dagegen wurde 
weder auf die Länge der ungefertigten Deichstrecke noch 
auf die Art des Gebrechens Rücksicht genommen. Eine 
ungeteilte Kabel, die mehreren zustand, kam für eine Busse 
in Betracht. — Solche schlichten Kabelbussen sind im 
Zweifel anzunehmen, wenn die Schaubussen für jeden 
„Deich“, für jedes „Deichfach“, für jeden Deichschlag oder 
jeden .Deichpfahl“ bestimmt sind, ohne dass etwas be¬ 
sonderes hinzugefügt ist. 36 ) Mit vollendeter Deutlichkeit wird 
die scharfe Durchführung der Kabelbussen im Deichrecht 
für Mastenbroek von 1439 art. 41 ausgesprochen: „Weer 
ennicli man die meer Dyken .... verschouwede dan een. 
die lmdde gebroeken eine boete daer die Dijckgreue by 
reede en alsoe mannich als daer weren“. 97 ) 

In manchen Deichrechten hat man aber den scharfen 
Standpunkt nicht anerkannt, sondern bestimmt, dass der 
einzelne Hauptpflichtige trotz mehrerer Kabeln nur eine 
Busse verwirken könne. 36 ) Im Ergebnis kam dies auf dasselbe 
heraus wie die früher erwähnte Schwächung bei den Grund¬ 
eignerbussen, dass ein Grundeigner im Bezirk trotz mehr¬ 
fachen Grundeigens nur mit einer Busse bestraft werden 
dürfe. 39 ) 


30 j Vgl. insbesondere Aliendorfer Deichrecht IX, 10 X, '2b („de 
wedde des diekes“), Deichrecht in den vier Gohen von 1449 art. 7 ft’. 
Evderstädter Ü.-O. von 1595 art. 3. Süderditmarsche D.-Ü, von 1643 
art. 1. 

87 ) Hierher gehört auch das Deichrecht für Ijsselham von 1621 
Tit. 3 art. 1. — Unrichtig Heek man S. 195, der einen Gegensatz 

zwischen dieser Vorschrift und dem Deichrecht von Mastenbroek an¬ 
nimmt. 

3 *) Vgl. den von B e e k m a n S. 195 mitgeteilten art. VIII des Deich¬ 
rechts für Althena von 1461. Die Vorschrift ist an sich auf Kabel- 
hussen abgestellt: „Endo eon gemeen dyck eenen dubbelten kuere onder 
een dyckgraue mer elck persoen en sal niet meer verbeuren dan enen 
kuer onder eenen Dyckgraue tot hoe vele stede hy dyck heeft“. 

") Siehe oben S. 670. 
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Auch bei den Kabelbussen hat man teilweise in den 
Niederlanden die „gemeinen Schläge* einer höheren Busse 
unterstellt. 40 ) 

c) Deich massbussen. Die Schaubussen wurden 
hier nach Deichmassen bestimmt. Eine Rute oder ein 
Fuss ungefertigten Deiches gaben die Einheit für die Bussen 
ab. 41 ) Teilweise unterstanden DeichbrUche Sonderbussen. 
Diese Reglung ist gegenüber den schlichten Grundeigner- 
und Kabelbussen als die entwickeltere zu betrachten. Im 
ostfriesischen Recht lässt sich der Übergang von den 
Grundeignerbussen zu Deichmassbussen beobachten. Erster© 
kennt das alte ostfriesische Deichrecht, 49 ) die Deichordnung 
von 1515 aber setzt die Schaubussen nach Fusszahl an. 49 ) 
Ebenso war nach der Deichordnung fUr Wursten von 1611 
§ 1 der Fuss die Einheit für die Schaubusse. Nach der 
Deichordnung für Kleve von 1575 art. 27 war dagegen von 
jeder Rute ungemachten Deiches die Busse zu entrichten. 44 ) 
Aus niederländischen Gebieten gehören hierher Deich¬ 
verbände aus den Ommelanden 45 ) und Westfriesland 46 ), in 
welchen die Busse für den Fuss Deiches festgesetzt war. 
Nach dem Humsterländer Deichrecht von 1562 sollte von 
jedem Deichstück, das eine Rute lang war, V» M, 1 M, VI* M 
auf den drei Schauungen verwirkt sein, war das Stück 


4t ). Vgl. Anm. 38. — art. XLII des hier angegebenen Deichrechts 
(Beekman S. 195) bestimmt, daas geistliche Verbandspersonen nicht 
mehr verwirken können wie ein einzelner Mann. — Es handelt sich 
offenbar um eine besondere Begünstigung der Kapitel und Klöster. 
Vgl. noch oben Anm. 35. 

4I ) Die Frage, ob man dabei jede Kabel für sich betrachtete oder 
nicht, konnte nur da Bedeutung gewinnen, wo die Rute schlechtweg 
die Einheit bildete und jemand mehrere Kabeln besass. Man wird an¬ 
zunehmen haben, dass man jede Kabel für sich in Rechnung zog. 

4f ) Oben Anm. 26. 

4B ) § 3: „Dat alle dejenen, de broeckhafft befunden werden, sali 
wesen up itlycke Voet Dyckes ein Jager“. 

**) Aus späterer Zeit vgl. noch Sächsisch-Hallische D.-O. von 
1655 art. IV. 

**) Deichbrief für Stadtshamerik von 144 L art. 6. Winsumer Siel¬ 
brief von 1464 art. 48 (gewöhnliche Fälle; Gatbruch art. 50). 

4i ) D.-O. für die Vijfdeele von 1539. 

J. v. Gierke, Geschichte des deutschen Deichrechts II. 43 
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kleiner als eine Rute, so sollten die Bussen die Hälfte be¬ 
tragen. 47 ) 

d) D e ic h ge 1) r e eli e n h u s s e n. Eine genaue Ab¬ 
stufung der Schaubussen nach der Art und Grösse der Ge¬ 
brechen der Deichfächei enthalten die Küren der Oster¬ 
und Westerhammerik bei Groningen von 1380, in denen bei 
der Schaumig durch die Deichrichter vorgeschrieben wird: 48 ) 

..Waersie beschinen enen overlop dat sal breken also 
mannigen Schilling alse de overloop mannigen voed breed 
is. Item waersie beschinen een gat, dat voets diep is, dat 
sal breken also manigen mark als et mannichs voets wytt 
is ende manniges voets diep is in der tidt der beschininge. 
Item waersie beschinen een grondtgat, dat sal breken also 
mannigen mark als et manniges voets wytt iss. Ende een 
groot onderloop off een groot doorloop sal breken ene halve 
mark.- 

2. Die Schaubnssen sind im allgemeinen verwirkt, wenn 
objektiv die Voraussetzungen für sie vorliegen: Eia 
Verschulden ist nicht erforderlich. Auch kann der Deich¬ 
halter sich nicht durch den Nachweis echter Not befreien. 
Jedoch ist bei einem Deichbruch in einem gelobten Deich 
keine Schaiibusse zu zahlen. ,SJ ) Und mitunter mag echte 
Not berücksichtigt worden sein. 4Sb ) Eine weitgehende Sonder¬ 
stellung nimmt aber das alte ostfriesische Deichrecht ein. 49 ) 
Auf der ersten Schaumig sollen nur diejenigen bestraft werden, 
welche schwere Beschädigungen an ihrem Deichen haben 
„und die Dyeke Voersate und Wrevel in dem Hervest 
hadden liggen i.. ’« u“ (§5). Auch bei der zweiten Haupt- 
schauung wird wieder ausdrücklich erwähnt, dass vor¬ 
sätzliches Liegenlassen des Deiches nötig sein soll (§ (>) 50 ). 


i7 ) art. 9 V Auch iji•'r hamhdt cs sich nur um gewöhnliche Fälle. 
4 *i v. Iv i c h t h m n I»t|. fvJ'J, 41. 

!Sa ) Virl. 1 >eichrecht ii‘*r Alt endorfer Schaltung XIV. 

-■ Dies I:i-Mt sich /. B. aus der (ilus.se zu Sachsenspiegel Land- 
rocht II, dn, dep Wikkur i'ur Nem*ndor!’(Danzi^er Werder) von 1599 m:.9 
urteil!Wl auch M.cn S. 'J\:\ Anm. ‘15. 

,v ) (der flu* im I'-.k jviuhui erwähnten Schauungfii viel, oben S. 45s. 
r,,> }’..*i der '■'/•cn . : i neigst cs so^nr, dass dem Deich- 

hak "I Seil, \d. ' h.-' '. .v •: J» .. fuh^se. 
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Noch ausführlicher ist die Vorschrift für die fünfte 
Schauung (§ 9). Es ist hier zunächst wieder die Rede davon, 
dass der Kabelhalter seine Deiche vorsätzlich verabsäumt 
haben müsse. Und es ist ausserdem hinzugefügt, dass die 
Strafe nicht verfallen solle, wenn „de unwillige Diecker 
künde bewiesen mit seinen negesten Näheren, dat he in der 
Tydt als he durtho verpoent wort, mit Kranckheit eines 
Lyves behafitet edder beladen was. dat he ock tlior Tydt 
nemand um Geld komle bekomen, de sinen Dyck macken 
wolde“. 

3. Teilweise weisen die A n s te i g er u ngen der 
Steigerungsbussen, sowie die Höchstbussen in den 
einzelnen Verbänden und Gegenden verwandtschaft¬ 
liche Zusammenhänge auf. Am bedeutungsvollsten ist es, 
dass sich die seeländische höchste Steigerungsbusse 
von 27 Schilling 51 ) im Hammerbrok 52 ) und in der 
Altendorfer Schauung 53 ) wiederfindet. Man darf hierin 
ein Zeugnis für einen stark seeländischen Einschlag bei der 
Kolonisation im Hammerbrok und Altendorf erblicken. 

111. D e i c h v e r f ä 1 s c h u n g. S1 ) 

1. I) e ic h v e r f äl s c hu n g (I) i j k v e r v a 1 sch i n g, 
Val sch heit in Dijkagie) ist die betrügerische 
Herrichtung oder Ausstaffierung eines Deich¬ 
stückes. Das Betrügerische liegt darin, dass der 
Anschein einer ordentlichen Deicharbeit hervorgerufen wird, 
ln den Quellen werden zwei Fälle unterschieden, die sich 
sehr nahe berühren. Einmal die Herrichtung des Deiches 


f>l ) Kuh re für Seeland von 1 ‘Jo 8 (oben S. 471). Siehe ferner die 
Steigern ng>bussen in Bezug auf die Pfandeinlösung in dem Deichrecht 
von Nordbeveland von 1:127, die >>i h auf 27 Schilling gehen (oben S. 504 
Anm. 203). Vgl. noch du» Schaubusse von 27 (»röschen im Deichrecht 
für Schouwen von D71 art. 1 und die Busse für Deich beschädigungen 
von 27 Sclii 1.inuu* in den Verboten d»-s Herrn von Putten von 1434. 
rj2 l Hammerbm**ker 1 )eh'hrecht art. 7 (siehe ohen S. 4.70). 
r# ) 1 )eiclireciit der Altendorter Schauung V 12 W (oben S 4 17: 

2X27 Schillinge). 

Ö4 I Vgl. B e ^ L m a n S. .727 (mit Belegen). 

4 3 * 
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mit minderwertigem Material, wie Stroh, Heu, Mist, Schilf, 
Reisig. 65 ) Und sodann das lose Zudecken von Deichlöchern.**) 

Die Deich Verfälschung wächst sich allmählich als ein 
besonderes Vergehen aus dem Ungehorsam in Bezug 
auf die Erfüllung der Deichpflicht heraus. 57 ) Sie wird auch 
unmittelbar als »Betrug* bezeichnet. 58 ) Sie kann jeder¬ 
zeit ausserhalb einer Schauung und im Widerspruch zu 
dem »Lob* des Deichfachs auf früheren Besichtigungen, 
das ja im Grunde genommen nur erschlichen war, verhängt 
werden. 59 ) Die Strafe wird auf den Deicharbeiter ab¬ 
gestellt. 

Keine Deichverfälschnng wird angenommen, wenn die 
Herrichtung des Deiches bei »hastiger Not“ d. h. bei Sturm 
und Wassereinbruch provisorisch geschah. 60 ) 

2. Die Strafe für die Deichverfälschung ist regel¬ 
mässig eine besondere, von der Schaubusse unabhängige 
Geldstrafe. 61 ) Daneben treffen den Betrüger die Kosten 
der Verdingung und der besonderen Besichtigungen. 6 *) In 
Utrecht wird ausserdem eine arbiträre Leibesstrafe ange- 


6ß ) Deichrecht für Ma9tenbroek art. 29 (a. 1439): „Soe en mach oek 
nyemandt holt, Mess noch stroe bedyken, als bei III pond“. Handveste 
für die Vier Norderkoggen von 1495 (siehe oben S. 255), Deichrecht 
für Vollenhove (a. 1354—1387). 

6e ) D.-O. für den Lekdeich beneden Dame von 1532 art. 16, von 
1637 art. 23. Mit ihnen stimmen fast wörtlich überein die Artikel für 
8alland vom 29. Juli 1573 und das Deichrecht für Zalk art. 121 (a. 1673 
31. Oktober). D.-O. für den Lekdeich beneden Dams von 1632 art. 16 
beginnt: .Indien yemand syn dyck gekeldert liet, en die bedeckte met 
schoeyinge ofte anders dat Dyckgrave en Heemraden op den schouw- 
dag die kelders niet sien en mochten, sullen sie niet jegenstaande dat 
overryden weder mögen keeren tot allen tyden als het hun aangebracht 
. . . sal worden ende die kelder . . . üesteden ... tot kosten van den 
geenen, in wiens dyc sulke bedrag geschiet wäre*. 

67 ) Vgl. die Artikel des Deichrechts für Vollenhove (1864—1387) 
/.usammengestellt bei Beekman 8. 578. 

68 ) Vgl. Anm. 66. 

*•) Deutlich ausgesprochen in den Quellen, die oben in Anm. 56 
angeführt worden sind. 

60 ) Handveste für die vier Norderkoggen von 1495 (oben Anm. 65). 

Ä1 ) Siehe die Quellen in Anm. 55 u. 56. 

61 ) Siehe die Quellen in Anm. 56. 
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droht. 68 ) Sehr scharf geht auch eine Verordnung für 
Geestmerambacht von 1430 vor: Der Deichverfälscher wird 
mit Verbannung aus dem ganzen Territorium des Landes¬ 
herrn bestraft, er darf es bei Lebensstrafe nicht mehr be¬ 
treten. Die Verbannung soll vom Deichgrafen öffentlich 
auf dem Deich ausgerufen werden. 64 ) 

IV. Durchstechen der Deiche, Der Deichbruch 
infolge Nichterfüllung der Deichpflicht. Die 
sonstigen Beschädigungen des Deiches und seines 
Zubehörs. 

1. Durchstechen der Deiche. Die schwerste 
deichreehtliche Missetat ist das Durchstechen des 
Deiches. Es wird technisch mit „doorsteken* 65 ) ge¬ 
kennzeichnet, gleichbedeutend sind „insteken“, 68 ) ,uth- 
steken“, 67 ) „dorchgrauen“, 68 ) „ontweegraven“. 69 ) 70 ) Es handelt 
sich um eine vorsätzliche Zerstörung des Deiches, 
welche eine Überschwemmung oder doch die Ge¬ 
fahr einer Überschwemmung hervorruft. Dabei 
kommen sowohl äussere Deiche wie Binnendeiche 
in Betracht. Bei Binnendeichen wurde die Missetat häufig 
begangen, um eigenes Land von Wasser zu befreien und 
es auf die Nachbarländer ausbrechen zu lassen. 71 ) 


0# ) Wenigstons in der D.-O. von 1582 art. 16; nicht ausdrücklich 
übernommen in den anderen in Anm. 56 angeführten Quellen. 

“) w Veral. en Modedeel.- II S. 219 fl. ö. de Vries S. 98. 

w ) Vgl. die Belege bei Beek m a n S 544. Von deutschen Quellen 
z. B. Privileg für Cranenburg von 1348, D.-O. für Kleve von 1675 art. 23. 
Sachs.-Hall. D.-O. von 1655 art. V. 

M ) D.-O. für Rijnland von 1427, Aussprache für Westfriesland 
von 1319. 

67 ) Billwärder Landrecht art. 68. 

68 ) Hammerbroeker Deichrecht art. 125 (a. 1570). Ditmarser Land¬ 
recht von 1567 art. 86, Holländischer Sachsenspiegel art. XXXII (siehe 
unten S. 682). 

w ) Handveste für Bijleveld von 1414 art. 23. 

70 ) Dagegen umfasst das „uthgrauen* der älteren Ditmarser Land- 
rechte (Landrecht von 1447 § 131 und § 132, Landrecht von 1539 § 163 
und § 154) wohl schon ein beschädigendes Ausgraben. 

71 ) Vgl. Beekman S. 645 und unten Anm. 95. 
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Ahndung des Durchstechens der Deiche nicht erwähnt. Man 
darf hieraus aber auf die Todesstrafe bei einem Durchstechen 
der Deiche schliessen. 

Eine Abstufung der Strafe nach dem Umfang des 
Landschndens wird in dieser Periode noch nicht gemacht. 

Teilweise lässt sich ein Übergang von den Geldstrafen 
zu Leibes- und Lebensstrafen beobachten. 80 ®) 

Viele Quellen begütigen sich, für das Durchstechen der 
Deiche die Verwirkung von Leib und Gut festzusetzen. 
Hierher gehören Quellen aus Geldern und Kleve, 61 ) aus 
Rijnland, 8 *) Utrecht 83 ) und \Ve st f r i e s 1 a n d. 81 ) 

Das Ditmarser Landrecht von 1567 bestimmt (art. 86): 

„Elite, ock enem syn Dyck worde dorchgegraven mit 
Gewalt elfte heemlickes gefehrlicken Vorsatzes, de dat deit, 
schal dadurch sonder Gnade synen Halss und so he 
darvan queme syn halve Gutli an de Herrschop ver¬ 
brachen hebben.“ 

Für einige Gebiete erfahren wir noch Näheres über die 
A r t der Todesstrafe. 

Im Vordergrund des Interesses steht die Versenkung 
in das Deich loch untj die Pfählung. Sie begegnen 
in friesischen und sächsischen Gegenden. Die 
Versenkung nebst Pfählung wird an dem Misse¬ 
täter vollzogen, dessen man vor der Herstellung des Deich¬ 
bruches habhaft ist. Hierüber unterrichten uns genauer 
Quellen aus Lüneburg und Stedingen aus dem 16. Jahr¬ 
hundert, die uns diese Strafe im Anschluss an einen Deich¬ 
bruch im Kähmen der Kabelptiichtigkeit überliefern. 85 ) In 


8 (, a) Vgl. die in Anm. 70 angeführten Ditmarser Landrechte und 
das Ditmarser Landrecht von ln67 (oben im Text), Handvesto für 
Geestmerambacht von 1413 (unten Anm. 93) und von 145X (unten Anm. 84). 

Hl ) Privileg flir Cranenhurg von 1343 Deichrecht für den Düffel 
von 1364, D.-O. für Ivleve 1575 art. 23. Vgl. auch das hei Hackmann 
S. 500 angeführte Churflirs:lieh Pfalz, erneute L R. heim Rhein von 1657« 

M ) Berghll, 581, Handveste für Rijnland von 14*27 oben S. 405. 

8I ) Hand veste für Woerden von 1399 (oben S. 406). 

H4 ) Aussprache für Westfriesland von 1319. Hand veste für Geestmer- 
ambacht von 1458 (hei G. de Vries S. 97). 

8 0 Siehe unten 2, S 6X5. 
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dem Ommelander Landrecht von 1601 8# ) ist bei dem Durch¬ 
stechen der Deiche nur das Lebendigbegrabenwerden in 
dem Deichloch erwähnt, ohne Pfählung: „Wel see-dijcken 
doer steket als dattet solt water dar in lopet, den sal men 
in dat selve gat levendig versmoren unde bedemmen.“ 
Doch lässt sich die Anwenduug des Pfählens aus einer 
anderen Quelle erschliessen. 87 ) Der Vollzug der Todesstrafe 
an dem erst später ergriffenen und gerichteten Täter erfolgte 
wahrscheinlich durch blosse Pfählung. 88 ) In Zusammenhang 
hiermit steht, dass in einigen Quellen die Pfählung als 
selbständige Strafe für das Durchstechen der Deiche 
überhaupt festgesetzt wurde. Dies geschah z. B. im 
Holländischen Sachsenspiegel; 88 ®) und in der 
Sächsisch-Hallischen Deichordnung von 1655 heisst es (art. 5): 

„Würde jemaud den Teich vor sich selbst oder auff 
Befehlich des andern 89 ) durchstechen und es wiederführe 
dem Lande ein Schade, soll den Thäter und Befehligern 
vermöge der Teichgerechtigkeit wann die That erweisslich 
ein Eichener Pfahl durch ihr Hertze gestossen und an den 
Teiche gepfählet werden“. 

Die Pfählung erfolgt hier an den Deich. — Bemerkens¬ 
wert ist, dass die Quellen, die das Versenken und die 
Pfählung beim Durchstechen der Deiche kennen, eine 
Überschwemmung voraussetzen. Die Versenkung in den 
Deichbruch geht übrigens auf abergläubische Vorstellungen 
zurück. 89 ®) 


?a ) VII. Buch art. 53, erwähnt bei Halsema 8. 659, Beekman 
8. 545. 

87 ) Bei Halsema S. 544 wird angeführt: Nieslot Reglern, (ln de 
Consider. Brv.-en Ingez. bl. 71): „Ingevalle eenig mensche zoo snoede 
ende boos werde bevonden, dat hy die Leideijken ofte Dämmen door- 
siak . . . waar door die Landen groote schaade mogte overkomen, die 
zal Lijf en goed verbeuren, ende aan een paal gerigt worden“. Hier 
handelt es sich um die selbständige Strafe des Pfählens. die aber nur 
eine Abspaltung des Lebendigbegrabens ist. Vgl. Brunner Z * f. 
R. G. XXVI S. 268. 

88 ) Vgl. das Deichgericht im Amte Winsen von 1537 und hierzu 

J. Gierke „Verspätung“ S. 797. 88«) Siehe unten S. 682. 

89 ) Es ist möglich, dass auf diese Einschaltung die Codexstelle 
über die Zerstörung der Nildeiche eingewirkt hat. Vgl. unten S. 682. 

89«) Vgl. Bd. I. 8. 14. 
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Mit Verlust der rechten Hand und Vermögens¬ 
einziehung wird die Zerstörung des Meerdeiches schon 
in einer sehr alten deichrechtlichen Quelle, dem Keurebi ie! 
der Chatelenie von Brligge von 1190 (§19) bestraft. 90 ) 91 ) 

Das Billwärder Landrecht stellt das heimliche Durch¬ 
stechen der Deiche dem Mordbrand gleich und verhängt 
die Strafe des Rade s. 9 *) 

Dagegen finden wir nur Geldstrafen angedroht in 
der Handveste fUr Bijleveld von 1414 art. 23 (10 Pfund), 
in der Handveste für den Grootslag von 1423 in Wes».- 
friesland 9 *) (ebenfalls 10 Pfund). Und im Hammerbrok wurde 
im Jahre 1570 vom Lande erkannt (Deichrecht art. 125): 

„Dewile de Heren und Swaren sik dohen beclagen dat 
de Billendyk dorchgegraven sy und begeret darup to finden, 
wat dersulvigen, de solkes gedaen Broeke syn schole, dewile 
dardorch dat Land vul Waters gelopen. Gefunden, dat de 
Daet alse eine gewalsame Daet schall gestrafet werden und 

90 ) Bei W a r n k ö n i g „Flandrische Staats- und Rechtsgcschichte* 
II. 1. Urkundenbuch S. 86. 

91 ) Verlust der rechten Hand findet siel) für Deichbeschädigungen 
(siehe unten 8), für Zudeichen und Versperren der Wassergräben 
(siehe die Handveste für Geestmerambacht von 1458, bei G. deVries 
S. 97), ferner bei Zerbrechen der „Landweren* siehe Landbrief für Over- 
ijss l von 1457 (bei Pufendorf „Observationes“ IV. Appendix S. 334). 
Es handelt sich hier nicht um Deiche, sondern um Verteidigungswerke 
gegen feindliche Einfälle (so mit Recht Beekman 8. 1073), immerhin 
hat der Deich mit einem solchen Verteidigungswerk starke Ver¬ 
wandtschaft. 

°-) Billwärder Landrecht art. 58: „Mordtbrenner, ofte de Dike uth- 
steken hemeliken, ommo dat Land tho vorderuemle, wurde we des 
auerwunnen elfte up schinbare daet begrepen, den schal men up ein 
Roth selten“. Die Strafe des Rades wird erwähnt in einem Bremer 
Gedicht aus dem Jahre 1701: „Wie wohl man sagen will es sey gewest 
der Teise, der mit Queksilber hat den Deich durchlöchert leise, und 
Schaden zugefügt den Bauern und der Stadt, Deswegen er daselbst 
gelegt sey auf das Rad“ (bei H e i n e k e n S. 29 Anm. li. — Also auch 
hier das „heimliche 4 Durchgraben.) — Siehe auch bereits A. L. R. II, 20 
§ 1574 (Strafe des Rades bei Absicht Menschen zu töten und Erreichung 
dieser Absicht). 

® 3 ) Handveste für Enkhuizen S. 21. Siehe ferner die Handveste 
für Geestmerambacht von 1413 bei G. de V ries S. 97. 
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ein ider de solkes gedaen sostich Mark vorfallen syn schall, 
darbeneven den Dyck wedderume levern wo he tovoren 
gewesen ok dem Lande den Schaden to wedderleggen“. 94 ) 

Bei der blossen Ansetzung von Geldstrafen handelte 
es sich um eine geringere Gefährlichkeit, zum Teil standen 
kleine Binnendeiche, zum Teil geschlitzter liegende Deiche, 
die dem Einbruch der Fluten nicht so unmittelbar ausgesetzt 
waren, in Frage. 95 ) 

ln der Glosse zu Sachsenspiegel LandrechtII56 lesen wir: 

„Wer einen solchen teich mit willen ab oder außlesset 
oder abstichet, den sol man brennen und die dazu geraten 
haben, sol man ewiglich verweisen, ut C. de Nili aggeribus 
non rump. 1. si quis.“ Johann von Buch hat also liier die 
Codexstello über das Durchstechen der Nildeiche über¬ 
nommen. 

Ausserordentlich interessant ist es, wie der Hol¬ 
ländische Sachsenspiegel mit dieser Glosse ver¬ 
fährt. Hier heisst es in art. XXXII: 

„Item een man die een dijck doer graeft daer landes 
noot an Ieyt, die sahnen op teil dijck palen; ende alle 
die daer toe raden, die sahnen ewelic Uten lande verdrillen. u 

Wie man sieht, übernimmt der Verfasser nicht die 
Feuerstrafe, sondern er ersetzt sie durch die in nieder¬ 
ländischen Gebieten für das Durchstechen der Deiche sehr 
verbreitete Stiafe der Pfählung. Die Landesverweisung 
der Anstifter hat er allerdings genau der Glosse entlehnt. 

Die Vorschrift der (Jodexstelle und der auf ihr hissen¬ 
den Glosse, dass der Durchstecher der Deiche ver¬ 
brannt werden solle, hat überhaupt in dieser Periode 


9< ) Nach (Ion Flnchturteilen im Alten Land« von 1557 boII das 
Durchstechen der Deicho mit (leid und Gut bezahlt werden. Ist der 
Täter dazu nicht im Stande, so soll er es mit seinem Blute bezahlen. 
Hs bandet sich um den Achterdeich. — Vgl. noch Deichrecht der Hemmen 
von 1453 § 8. — Busse und Friedensgeld verfällt nach altditmarser Recht 
beim Ausgraben des Deiches. Vgl. unten Anm. .112. 

95 ) Vgl. zu art. 1‘25 des Hammerbroeker Deichrechts die Bemerkungen 
von Hüb ho in der Anmerkung. - Man kann nicht sagen, dass die 
Geldstrafen für ein Durchstochen der Deicho ohne Überschwemmung 
typisch sind. 
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keine praktische Bedeutung erlangt. 06 ) Unter anderem 
wird dies auch durch das Ommelander Landrecht von 1601 
bestätigt, das. wie erwähnt, die Versenkung in das Deich¬ 
loch als Strafe vorschreibt. Gerade in den Ommelanden 
nämlich war ein frühzeitiger und weitgehender Einfluß des 
Sachsenspiegels vorhanden. 97 ) — Erst in der folgenden 
Periode hat man in einigen Gesetzen den Rechtssatz der 
Codexstelle aufgenommen. Wir werden uns daher auch 
erst später näher mit ihrem Inhalt zu befassen haben. 

Ein Durchstechen der Deiche kann erlaubt sein. Dies ist 
dann der Fall, wenn die zuständigen Organe es selbst vor¬ 
nehmen oder gestatten. Ks handelte sich dabei namentlich 
um zwei Fälle, 98 ) einmal um die Entlastung des Binnen¬ 
landes von Wasser und sodann um die Überschwemmung 
des Landes zur Landesverteidigung. Infolgedessen wird 
mitunter in den Quellen bei der Strafsetzung für die Durch¬ 
stechung der Deiche der fehlenden Erlaubnis gedacht. 99 ) 


96 ) G. de V r i e s 8 . 9S berichtet aus dem „Groot Memorialboek 
der Vier Norderkoggen“ dass das Durchstechen der Deiche mit der 
Feuerstrafo geahndet werde. Es bedarf aber der Nachprüfung, auf welche 
Zeit sich dies bezieht. Sollte, es wirklich schon für unsere Periode 
gelten, so könnte nur das Ende derselben in Betracht kommen. Dabei 
wäre zu beachten, dass die von Pieter van 8 c o u w e n im Jahr 1451 
angefertigte Handschrift des Sachsenspiegels mit Glosse (H o m e y e r 
„Rechtsbücher“ Nr. 292) im Jahre 1457 an Herrn Rippes van Scagen 
verkauft wurde. Vgl. de G e e r van I u t p b a a s in seiner Ausgabe 
„De Saksonspiegel in Nederland“ II, 1888 8. XIV. — In Bezug auf die 
Darstellung von G. de Vries siehe noch unten Anm. 97. 

97 ) G. de Vries bemerkt 8.98 in Bezug auf das Durchstechen 
der Deiche: „De Saksenspiegel bedreigde daartegen de d'odstraf* 4 . 
Er fügt dann die in Anm. 9b mitgeteilte Stelle aus dem Momorialbuch 
der Vier Norderkoggen an, welches die Feuerstrafe kenne. Hier liegt 
bei G. de Vries eine Verwechslung von Sachsenspiegel und Glosse 
vor; an den „holländischen Sachsenspiegel“ ist offenbar nicht gedacht. 
In den gleichen Fehler wie G. de Vries verfällt Beekman 8.545, 

98 ) Siehe bereits H a c k in a n n S. 499. 

") Siehe die von G. de Vries 8. 97 angeführte Handveste für 
Geestmerambacht von 1413, siehe ferner Deichrecht der Altendorfer 
Schaumig VIII 22 fl'. f Hammerbroeker Deichrecht art. 88 (a. 1540): Durch¬ 
stechen auf Befehl des Rates und des ganzen Landes für den Abfluss 
des Wassers (vgl. auch art. 98). 
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In der Deiehordnung für Eesckaren und Gassei von 1570 100 ) 
aber lesen wir (art. 25): 

„Oft gebeurde . . . dat den Amtmann'of Rentmeester 
van nooden dogt eenige gaten te steeken door imants 
aangekavelde of des gemeents dycken, om water quyt 
te worden of ander pericul te beletten, sullen 
sy’t selve tot allen tyden vermögen te doen“. 

2. Der Deickbruch infolge Nichterfüllung 
derDeickptlicht. Von dem Durchstechen des Deiches 
scharf zu scheiden ist der Deichbruch, der in Zu¬ 
sammenhang mit einer Nichterfüllung der 
Deich pflicht gebracht wurde. Er erscheint mit als 
Folge des Unterlassens einer genossenschaftlichen Ver¬ 
pflichtung, bei ihm kann nur ein Deichgenosse in Betracht 
kommen, er kann sich nur auf die Kabel des Verantwort¬ 
lichen beziehen. Eine Gewalttat liegt nicht vor. 

Vielfach führte man einen Deichbruch mit auf eine 
Nichterfüllung der Deichpflicht zurück, wenn er sich in 
einem „gewrögten“, „gelästerten“ Deich ereignete. 101 ) Anders¬ 
wo wird von einem Deichbruch gesprochen, der durch 
„Versäumnis“ 10 *) oder Verschulden 108 ) des Deichpflichtigen 
entstanden sei. 

Eine schwere strafrechtliche Ahndung findet sich hier, 
wenn die dem Pflichtigen aufgebürdete alleinige Wieder¬ 
herstellung nicht erfolgt, als Begleiterscheinung des 
beschleunigten Ausschlussverfahrens, ,04 ) ferner aber auch 
ganz unabhängig von der Frage der Wiederherstellung. 1 " 5 ) 

Unter den Strafen kommen Verbannung, Gefängnisstrafe, 
Leibes- und Lebensstrafen vor. 100 ) Vor allem interessiert 

10 °) P a r i n g e t „Grave* S. 679. 

101 ) Ober den Hegriff siehe oben S. 1(V_\ 

102 ) Vgl. das Deichgericht im Amt Hleckode v. 1563 (nachher im Text). 

,oa ) Siehe oben S. 166 Anm. 36. 

104 ) Siehe oben S. 475 f. ( S. 93 und S. 206. 

1<n ) Dies musste insbesondere da Bedeutung haben, wo bei jedem 
Deichbruch die Gesamtheit e i n t r a t. Vgl. oben S. 166. — Im übrigen 
kann die Bestrafung sich auch hier gleichzeitig mit dem Ausschluss- 
verfahren vollziehen. 

106 ) Vgl. oben S. 87, 93, 99. Siehe auch Deichrecht der Altendorfer 
Schauung XIII, 6 hierzu oben S. 396 Anm. 19. 
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die Strafe der Versenkung in das Deichlocli und 
die Pfählung. 101 ) 

Auf einem Deichgericht von 1537 im liineburgischen 
Amt Winsen 100 ) wird in Bezug auf einen Deichgeschworenen, 
der „ein Broeckh in das Land hatt brechen lassen“, erkannt: 

„Wan man den Teich wieder machet, so man 
ihn überkommen kan, so schall men een den ersten P a h 1 
durch das Leib schlan nha diekes recht“. 

Auf einem Deichgericht von 1563 im lüneburgischen 
Amt Bleckede 10 *) wird unter besonderer Hervorhebung der 
Straffreiheit desjenigen Kabelhalters, der sein möglichstes 
getan hat, um der Deichpflicht zu genügen, entschieden: 

„Wen ein Huswerdt sinen Elffdick wäret, dat he keine 
Erde mehr bekomen kan, besonderen nimpt sinen fürherdt 
und foerett den up sinen dick und wen den de dick ouer 
dat noch uthlopt edder inbricht, so kan der Huswerdt darumb 
nicht beschuldigt werden. Auerst wen idt geschege durch 
vorsumnisse, so is sein Recht, dat men dem Huswerde einen 
Paell durch sin Liff stote, in dem Brake, dat uthgelopen is.“ 
Auf dem Deichgericht von 1566 zu Ritzebüttel im 
Stedingerlande"*) wird in Bezug auf die Meyer, in deren 
gewrögten Kabeln der Bruch sich ereignet hatte, erkannt: 

„Sie würden wie ein oveldeder verfolget; wenn man 
sie bekeme, mochte man sie in die brake werfen und einen 
pal durch den leib schlahen und mit bedeichen, auch ire 
huser bis an’t furfack abbrechen und mit in die brake diken.“ 
So hat man in einigen Gegenden die Strafe der 
Versenkung in das Deichloch und Pfählung von dem 
Verbrechen des Durchstechens der Deiche für den Fall 
eines Deichbruches infolge Vernachlässigung der Deichpflicht 
übernommen. Sachlich zu rechtfertigen war dies nicht. 

3. Sonstige Beschädigungen des Deiches und 
seines Zubehörs. 

10T ) Vgl. J. Gierke „Verspätung“ S. 792 und 797. 

i°8) PufendorfU, S. 584 (Bd. I Einleitung § 4a Anm. 31). 

IW ) Bei v. L e n t h e S. 427 (Bd. I Einleitung § 4 a Anm. 32). 
l,# ) Bei 8 e 11 o „Studien zur Geschichte von Oestringen und 
Rüstringen“ 1898 S. 84. Hierzu noch oben S. 538 Anm. 409. 
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Selten wird in den Quellen neben dem Durchstechen 
der Deiche einfach die Beschädigung genannt und mit 
gleicher Strafe belegt. 1 ") Im allgemeinen enthalten die 
Deichrechte genauere Kennzeichnungen der Art der 
Beschädigungen und stellen auf sie besondere Strafen ab. 

Wenn wir die Beschädigungen des eigentlichen Deich¬ 
körpers zusammen mit den Beschädigungen des Zubehörs 
des Deiches betrachten, so sind folgende Gruppen hervor¬ 
zuheben: 

a) Verbotenes Graben. Es handelt sich hier meistens 
um Strafvorsehriften, welche es mit der Entnahme von Deich¬ 
erde zum Deichbau zu thun haben. Doch kann es sich auch 
um ganz mutwilliges Graben handeln. Bei Strafe verboten 
wird das Graben in eines anderen Mannes Deichkabel, nä ) das 

IU ) Vgl. die Handveste von üecstmcrumbacht von 145$ Ihm G. de 
V ries S. 07. - Es ist ferner zu beuchten, dass das Durchstechen und 

sonstige Deiehbeschiidigungen mit einem Ausdruck umfasst werden 
können. Vgl. die oben Anm. 70 angeführten Ditmarser Landrechte und 
B e r g h II, 5^3 (hierzu oben Anm. 79). 

lis j Siehe die Vorschriften der oben Anm. 70 angeführten Ditmarser 
Land rechte von 1447 und 1539: „Vortmer eöt eil man beschuldige: worde 
dat he enome sinon dik utghegrauen hudde, »echt he neyn, so schal 
he dar vorn stan mit eyneme nemede ouer sin sUtchle, edder he schal 
(»me belheren XC Schillinge unde dem richte XC Schillinge unde schal 
einen dik deine cleghere alzo gud wedder maken alzo he vor was“. — 
„Vortmer eft*t dar en hurschaj) beschuldighet worde, dat se hadden 
eyneme dik utghegrauen. segghet se dar neyn to, so schul [et se dar 
vore stau mit eneme hurschopes tughe, edder se schult betheren «lerne 
cleghere XL Schillinge unde deme richte XL Schillinge unde schob n 
deine cleghere den dyk wedder maken alzo he vore was“. — Emsinger 
Rfenningsschuldbuch § 76 (v. Richthofen liq. 210): „Hvasa satha 
delt. iiino otlmres saddikum, sa breckt hi tua pund anda thet saddik 
witlier to feilen, sa hit es was“. — Deichrecht für Humsterland 
(v. R i c h t h o f e n Rq. 364) § 9: „Weso gaet an des anders vack en graft 
(ui delft da! op en syn egheii dar mede slacht, two pondt to boote, en 
two to fVethe en maket. weder tunich“. Ahes ostfriesisches Deichrecht 
s 17: .,N«‘in<‘ (M'k «le Mann Soden edder Erde van eines andern Mannes 
Dyck, so bi‘wb->s!ick wen*, so sali he in sodane Boote und Broecke, als 
hier vor ^>non't (Hasse für vorschriftswidriges Sodenstechen gegen 
den Deich des kab'dnaehbarn vgl. unten Anm. 115) dübbelt verfallen syn 
mal dartho sali he d-m Dyck dar he de Erde van genomen, so hoch und 
dick wedd-T maecken, als he tho vncren was“. - Deichrecht der Al teil - 
d. ir irr S *h ui '.mg X 111, 10. 
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Graben in des Deiches Halt, ll8 j das „Schmälern“ des Deicli- 
weges oder Deiches durch Graben,“ 4 ) ein vorschriftswidriges 
Graben im Rutenspäteland, Aussendeich und Binnenland.“ 6 ) 
Die Strafen sind Geldstrafen, häufig Busse und 
Friedensgeld.“•) Ausserdem kommt die Verpflichtung zur 
Wiederherstellung des früheren Zustandes, vor allem beim 
Graben in fremder Deichkabel, in Betracht." 7 ) 

b) Deio h b e r au b u n g e n.Beschädigungen der 
b e s o n d e r e n S e h u t z a nlagen und Grenzpf ä h 1 e. 
Unter „Deichberaubung* kann die Abtrennung und 
Entwendung von Holz, Reisig, Stroh, Eisen, Buschwerk 
und Bilanzen von den Deichen. Deichbefestigunswerken und 
Aussendeichen verstanden werden. Den Deichberaubungen 
sind die mutwilligen Beschädigungen der Holz-, 
Stroh-, Eisen- und Buschwerke, der Bilanzen und Grenz¬ 
pfähle an den Deiclmn, Aussenwerken und Aussendeichen 
gleichgestellt. Die Deichberaubung wird auch als Diebstahl 
bezeichnet." 8 ) anderswo wird nur die heimliche Entwendung 
als Diebstahl angesehen.“ 9 ) Bei den angedrohten Strafen 
handelt es sich oft um hohe Geldstrafen, Leibes- 
und E r e i b e i t s s t r a f e n. 

So wird naeh der Deichordnung für den Alblasserwaard 
von 1‘57ö die „Deichheraubung - mit 100 Schilling gebüsst. 126 ) 

,,s ) Vgl. oUn S. 2*6 ff. 

,,4 i Deichrerht für Huinsterland § S: „Weso dune dyekwech smulei, 
so gheve Id* t<> frt'th“ eyn pondt <>n niakene weder“. D.-O. für Mnsten- 
broek von 14-9 a; t. 8 1. 

1,5 j Ygl. z. I » ost friesisches Deichrecht § 17, altes Deiehrocht für 
Humst Drsiand § 10, Deichreeht der Altendorfer Schaumig XIII 8 ff. Weitere 
Belüge ergaben sieh ans der 1 Jarstellung oben S. 298 ff. 

1!0 ) Vgl. die in Anm. 112 ff. angegebenen Quellen. 

117 ) Siehe Anm. 116. 

1Iö i Siehe insbesondere I>.-(), für den Lekdeich boven Harns von 
153H art. 4 (oben S. 411) und I>.O. für den Meernileich von 154a an. ‘1 
(oben S. 4<>7). 

li: 'l Kd/.ards von 1515 § 17 (unten S. 088). Verwandt 

mit der I >eie}ib‘*raubung Dt das Knt wenden von Soden, die der Deich- 
nachbai bereits gestochen und für seinen Deichschlag zu rechtgelegt 
hat. Vgl o*o friesisches Deiehrecht § 19. — Vgl. übrigens noch Deich¬ 
recht der Altend *rter Schaumig XIII. 8 tV. , insbesondere 16 und 17. 

1,1 Siehe "b >n S. p'7 Ai in. 66. 
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In dem Deichrecht für Salland von 1533 (art. 96) findet 
sich eine sehr strenge Ahndung für die Deichberaubung: 

„Offmen yemand mit Rechte auergaen konde, die de 
hoeffden, voeten ende Dyken spolyeerden ofte beroeffden, 
salmen den seluen straffen ant hoechste. Ende nergentz in 
giene plaetzen offte Steden deser Landschappenn vielicheytt 
genieten dan ant hoegeste gestraffet te worden.“ 

Nach dem Deichrecht des Thielerwaards von 1399 wird 
dagegen derjenige, der „tuyn breeke, willigen oft rys 
hieuwe binnen de Dyckavelinge oft aen den dyck“, nur 
mit 3 Pfund bestraft und ihm der Schadensersatz aufge- 
bUrdet. 1 ") 

Höher ist die Geldstrafe in Mastenbroek; hier wird das 
Abhauen und Abbrechen von Pfählen, tuynen und ruwaer 
am Deich mit 5 alten Schilden gebUsst. 1 ") 

Nach Hammerbroeker Findungen aus dem 16. Jahrhundert 
wird das Entwenden von Brettern und Dielen an den Deichen, 
ferner das Abhauen der Weiden am Deich mit dem Halseisen 
bestraft. 1 '*) 

Nach der ostfriesischen Deichordnung von 1515 § 17 
wird das nicht heimliche Entwenden von Holz, Boltzen 
und Eisenwerk mit 5 Gulden, die heimliche Wegnahme als 
Diebstahl gebüsst. 

Die Eyderstädter Polizeiordnung von 1591 II, 18 § 1 
droht demjenigen, der frevelhafter Weise die Anker, Ständer 
oder Bretter oder auch die Scheiden an den Ankern in den 
Deichen, Bollwerken und Stacken abschlägt oder abhaut, 
den Galgen an. 1 ’ 4 ) Die gleiche Verordnung (§ 2) setzt für 
denjenigen, der die Markpfähle oder auch nur die Marke an 
ihnen abhaut, Rutenstrafe und Verbannung fest Das 
Eyderstädter Landrecht von 1591 (III, 17) bestraft dagegen 
denjenigen, der eines anderen Mannes „Hecke“ an dem 


1,) ) Ober die „avelinge“ siebe oben S. 288 f. 

1 23 } Deichrecht fl\r Mastenbroek von 1439, art. 39. Die Geldstrafe 
wird zugeteilt dem Deichgrafen, dem beschädigten Kabelhalter und den 
Heemraden. 

12a ) Siehe die Anmerkung von Hübbe zu art. 17 des Haramer- 
broeker Deichrechls. 

,tÄ ) Corpus Stat. S!esw. I. S. 173. 
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Deich entzweischlägt, nur mit 30 Mark Geldstrafe. 1 **) 
Interessant ist die vermittelnde Vorschrift der Eyderstädter 
Deichordnung von lo 95 art. 13, nach welcher das Abhauen 
der Markpfähle oder ihrer Marke das erste Mal mit 40 Mark 
Geldstrafe, das zweite Mal aber ebenso wie das Abhauen 
und das Abschlagen der Anker. Ständer und Bretter nach 
Massgabe der Polizeiordnung, also mit Hängen, bestraft 
werden soll. 

Vielleicht lässt sich auch schon flir diese Periode die Vor¬ 
schrift der sogenannten Sächsisch-Hallischen Deichordnung 
von 1R55 art. V verwerten: 

„Würde aber jemand hierunter säumig befunden, die 
gesatzten Weiden an den Teichen muthwillig beschädigen 
oder sonsten die Büsche und Bekrippungen wegnehmen und 
stehlen, derselbe soll . . . nach Befindung mit Gefängnis, 
Abhauung der Paust oder sonsten nach Gelegenheit der 
Umstände ernstlich bestraft werden“. 

Geringe Strafe, und zwar Geldstrafe, wird in Ver¬ 
ordnungen des holländischen Norderquartiers für das 
Abschneiden von Riet in den Aussendeichen festgesetzt.'**) 

c) Der verbotene Gebrauch. Deiehrechtliche 
Strafvorschriften befassen sich mit dem Beweiden, Bebauen, 
Bepflanzen, Beackern, Befahren und Reiten. Es handelt 
sich hier um Geldstrafen.'* 7 ) 

d) Schutz Vorschriften gegen die Beschädigung 
durch Vieh. Man kann hier unterscheiden: 

a) Einmal die Vorschriften, welche das Beweiden und 
Betreten des Deiches oder Aussendeiches betreffen. 


'») a. a. 0. S. 111. 

I,a ) ö. de V r i e 8 S. 90. n 

m ) Ober Verbote des Beweidens siehe unter d). Ober Verbote 
des Bebauens. Bepflanzen, Beackern* vgl. oben S. 268 f. Verbote de« 
Befahrens und Reitens: D.-O. Edzurds von 1515 § 16. l).-0. des Landet 

Wursten von 1611 art. 4. Eyderstädter D.-O. von 1595 art. 10. Siehe 
ferner Üackmann S. 346. — Hierher lassen sich auch die Verbote, 
den Deich nicht als Ablagerungsstätte von Unrat zu benutzen, einreihen. 
Siehe Hammerbroeker Deichrecht art. 17. Ebenso lassen sich hierher 
die Verbote, ohne Erlaubnis mit Schiffen und Kähnen an den Deich an¬ 
zulegen, stellen, vgl. Hackman n S. 348. 

J. v. Gierke. Geschfchte des deutschen Deichreehts II 44 
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In vielen Verbünden wird es in Bezug auf den Deich 
völlig und dauernd verboten. Eine Ausnahme gilt nur 
für das Betreten der Deichwege.’*'*) In manchen Verbänden 
besteht ein solches Weideverbot nur für bestimmte 
Jahreszeiten."’) Anderswo begegnet es in Zusammen¬ 
hang mit den verschiedenen Ansichten über die Zweck¬ 
mässigkeit der Deichweide nur vorübergehend für ein Jahr. 1 * 0 ) 
Vereinzelt bezieht es sich nur auf neu hergestellte Deiche. 

In sehr vielen Verbänden ist das Beweiden des Deiches 
oder Aussendeiches nur für bestimmte Arten von Vieh 
verboten, für andere dagegen gestattet. Als besonders 
schädlich wurden Schweine und Gänse angesehen. 
Insofern Schweine zugelassen werden, wird für sie meistens 
vorgeschrieben, dass sie „geringelt“ sein müssen. Auch die 
hierher gehörigen Vorschriften haben z. T. nur für ein Jahr 
Geltung, meistens sind sie auf längere Dauer abgeste!lt. ,, -| 

,w ) So bereits nach der Kenn» für Seeland von liOo an D.-O. 
für den Ysbrechi umenbdch von 1478 ait. 111. Artikel der Gemeinde 
Riparahem von 1522 art. 12. D.-O. für den Slaperdeich in Utrecht von 

1 fS53 an. XVI. Deichrecht für Mustenbroek art. 107 (a. 1445). Weitere 
Belege für Overijssol hei Heek man S. 882. D.-O. Edzards von 1515 

§ 16. Evderstadter I).-0 von 1595 art. 10. Braunschweig-Lüneburgische 
I) -O. von 1584 art. 4. 

Vgl. altes ost friesisches Deichrechi § 20. 

18 °) Siehe Hammerbroeker Deichrecht art. 8(5 (hierzu unten Anm. 182). 

ial ) Deichordnung für Eescharen und Gassel von 1570 art. ‘22. 

ir L Einige Beispiele: In der Handveste für Amsielland und Goiland 
von 1888 (M i e r i s III, 488) wird da» Beweiden des Deiches und Aussen- 
deichs verboten, abgesehen von Schweinen, die geringelt sein müssen 
Nach der Handveste für Drechterland von 1402 (M iuris III, 756) wird 
das Beweiden des Seedeiches mit Vieh verholen, abgesehe.n von Schafen, 
Kälbern und geringelten Ferkeln. Nach dem Hammerbroeker Deich - 
recht art. 47 (a. 1527) dürfen keine Schweine, Schafe. Gänse „by dem 
Dvke gnen 4 *, dagegen ist da« Beweiden mit Pferden und Kühen für 
dieses Jahr eilauht. Na(‘h dem Deichrecht tb*.s Landes Wursten von 
1611 m■ t. 2 und 8 sollen weder Schweine noch Pferde und Hornvieh 
auf dem Deich geduldet werden. Nach dem Deichrecht von 1625 art. 9 
und 11 alier wird nur die Weide mit Schweinen und Hornvieh ver¬ 
boten, dagegen mit Schafen und Pf**i den zugelassen. Vorschriften über 
„gekramde“, „geringdo“, „gepende“ Schweine bei Bookman S. 1<>29. 
in d \bW 
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Vereinzelt wird die Zahl des zu weidenden Viehs festgesetzt.'*’) 
Mitunter wird bereits das „hutlose Vorbeigehen“ am Deich 
verboten. ,ss \) 

Die Befolgung dieser verschiedenen Anordnungen 
wurde namentlich durch Vorschriften Uber die Schüttung 
des Viehs gesichert. Die Normen Uber die SchUttung 
entsprechen im wesentlichen den bekannten landrechtlichen 
Rechtssätzen. Nur auf einige Punkte soll daher hier 
eingegangen werden. 1 **) 

In einigen Deichverbänden finden wir die Friedlosigkeit 
der Gänse wieder. Sie können, wenn sie auf dem Deich 
oder Aussendeich betroffen werden, busslos totgeschlagen 
oder totgeschmissen und nach Haus getragen oder auf den 
Zaun oder einen Baum gehängt werden.”*) Mitunter verfällt für 
sie ausserdem ein Strafgeld.”*) oder es ist die Wahl zwischen 
Schüttung und Totschlag gelassen.” 7 ) — Erwähnenswert ist 
noch eine Bestimmung in der Keure für Edam vermutlich von 
1467, nach der alle Tiere, die auf dem Deich verbotenerWeise 
gefunden werden, von jedermann geschüttet, aber auch „sonder 
bann of sonder boete“ totgeschlagen werden können.”*) 

153 1 Vgl. Hammerbroeker Deiclirecht art. 75. 
i83aj \\r| |>eiclnecht für den Ysbrechtinner Deich von 1473 art. 5. 

,S4 ) Cher Schlitt ung im Deiclirecht vgl. Heek in an S. 1449 ff, auch 
H a c k m a n n S. 3f> 1 fl. 

l*.) y^r| Deichrecht flir Vollonhove (1354 1387) art. 28, die hei 

B e e k m u n S.fi]8 angeführte Keinen für das Gemennland von Doortugaal 
von 1;>Ü7. Deiclirecht der Altendorfer Schaimng IX 19 tt: „Dem 

dieckgreven und schwären gebürt thoin wenigsten vor n,llen schowing 
tho verkündigen und tho vorbeden, dat de «o an Ostendiecke wohnen. 
kene goesz in den Osten edder butten diecke laten gähn edder grasen, 
den wen se in des andeien butten dieck gedropen werden können, maeg 
men se ahne vahr dottschehen otlte schlau, alle wor man s<* nldar 
beckamen kan“. 

3lö j So ausdrücklich in den in Anm. 185 angeführten Keinen von 

1597. 

,87 ) Deichrecht für Mastenbroek art. 110 (a. 1445): „Sue machmen 
eine olde guns schütten dat stucke op I placke, of men machse hroeck- 
los alaenV In manchen Verbänden hatten die Gänse Frieden und 
konnten nur geschüttet werden. Dies ergibt sich z. B. aus dem 
Hammerbroeker Deiclirecht art. 17 (oben Anm. 132.) Über Tötung 
von Gänsen, die verbotswidrig gehalten werden, vgl. unten S. (‘>93. 

1M ) Angeführt De i Beek man S. 1451. 

44* 
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Die Befugnis zur Schüttung stand in verschiedener 
Ausgestaltung Deichbeamten oder gewöhnlichen 
Landesbeamten oder Deich genossen oder be¬ 
sonderen Schlittern zu. Beispielsweise wird nach der 
Handveste für Drechterland von 1402 die Schüttung dem 
Deichgrafen und zwei Heemraden an vertraut;"*) nach vielen 
overijsselschen Deichrechten steht aber die Schüttung be¬ 
reits dem einzelnen Geschworenen oder Heemraden zu. 14 *) 
Auch nach dem Hatnmerbroeker Deichrecht konnte wohl 
jeder Schwäre selbständig schütten." 1 ) Nach dem Deich¬ 
recht für Mastenbroek von 1445 schüttet der Deichgraf, so¬ 
wie jeder Kabelhalter auf seiner Kabel."*) Nach der Hand¬ 
veste für Drechterland von 1380 haben das Recht zur 
Schüttung der Balju oder sein Bote, in ihrer Abwesenheit 
aber jeder Bauer."*) In westfriesischen Stadtrechten wird 
es einfach jedem Porter in Bezug auf Deiche und Aussen¬ 
deiche zugesprochen." 4 ) Ebenso kann nach der Handveste 
für Assendelft von 1447 jeder Bauer Vieh schütten, das 
länger als Tag und Nacht auf dem Deich verweilt, wofür 
er allerdings ein Bauernzeugnis braucht. 145 ) Dagegen bedarf 
es nach dem Ysbrechtumer Deichrecht von 1473 (art. 5) zur 
Schüttung des hutlos am Deich vorbeigehenden Viehs des 
Grietmanns und zweier Atten oder zweier Atten und zweier 
Bauern. Nach der Verordnung für den Veen- und Veit¬ 
deich von 1501 soll von den Geschworenen ein Schütter 
angestellt werden, er oder zwei Geschworene haben das 
Recht zur Schüttung "•) Nach der Handveste für Amstel- 
I ind von 1388"’) soll der Schulz einen Schütter einsetzen. 

1,9 ) Oben Anm. 132. 

I4 °) Belege bei B e e k in a n 8. 1453. 

Ul ) Vgl. Hammerbroeker Deichrecht art. 75. 

u *) art. 107 und art. 109. 

us ) Handvesten für Bnkhuizen III, 15. 

,44 ) Belege bei Beekman S. 1451 ff. 

145 ) Handvesten für Assendelft S. 40: „Dat elck Buerman dö nu is, 
i>f namaals wesen aal, op ten Dyck schütten aal mögen elck Beest, dat 
een etmaal of langet op ten Dyck voerseyt gegaan heeft ende men dat 
met Bueren betuygen mach“. 

146 ) Groot Utrechts Placaetboek II, S. 54. 

,47 ) Oben Anm. 132. 
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Die Höhe des Strafgeldes ist nach der Gattung 
des Viehs abgestuft. 14 *) Wo der einzelne Deichgenosse 
schlitten kann, nimmt er an dem Strafgeld teil.' 48 ) Neben 
dem Strafgeld können Schadensersatz und Kostenersatz in 
Betracht kommen. 

Die Haftung des Eigentümers des Viehs setzt kein 
Verschulden voraus. 1 *®) Vereinzelt wird der Herr 
entsprungenen Viehs für straffrei erklärt. 161 ) Andererseits 
wird derjenige, der vorsätzlich das Vieh auf den Deich 
treibt, strenger bestraft. 16 *) Schliesslich trifft auch den Hirten, 
dessen Vieh sich unrechtmässiger Weise auf dem Deich 
oder am Deich befindet, Haftung und Strafe. 16 *) 

ji) ln einigen Verbänden finden sich Verbote, bestimmte 
Arten von Vieh, die den Deichen besonders schädlich 
waren, überhaupt oder in grösserer Anzahl zu halten. 

So wurde in Mastenbroek im Jahre 1445 bestimmt, dass 
niemand mehr als 8 alte Gänse halten dUrfe. Für jede 
Gans, die mehr gehalten wurde, war ein Strafgeld zu zahlen. 
Zur Kontrolle diente eine Schau. 164 ) Später, im Jahre 1468, 
wurde das Halten von Gänsen bei einer Geldstrafe ganz ver¬ 
boten. Ausserdem ward vorgeschrieben: „Die ganzen solden 
vredelois wesen soe datse malck mochte slaen, schieten, 
hissen, worgen, gelyck wilde ganzen die in den Lande niet 
en broeden, meer elck opten synen“. 1 “) Nach der Verordnung 


lJÄ ) Vgl. die oben Anm. 128, 132, 145 Angeführten Quellen. Nach 
der Handveste für Assendelft von 1447 (oben Anm. 146) zahlt der nicht 
einheimische Vieheigner doppelte Bussen. 

,4# ) Nach der oben Anm. 145 angeführten Handveste für Assendelft 
von 1447 erhält der schüttende Bauer das Schüttgeld vom Schulzen, 
dieser treibt es doppelt vom Vieheigner ein. — Häufig erhält der 
Schüttende die Hälfte des Schüttgeldes. Belege bei Beekman S. 1461 f. 
I60 ) Ganz abwegig Hackman n S. 362 Nr. 134 f. 

,ö: ) Vgl. Ysbrechtumer Deichrecht von 1473 art. 6. Aus späterer 
Zeit Keure für Assendelft von 1659 $ 4 (Handvesten S. 219). 

,Ra ) Vgl. Üeichrecht des Landes Wursten von 1611 §§ 2, 3, von 
1626 § 9. 

,M ) Vgl. die sgn. Sächsiach-Hallische D.-O. von 1655 art V. 

,l4 ) Deichrecht für Mastenbroek art. 108. Vgl. hierzu Beekman 
S. 6, 18. 

Ii5 ) a. a. 0. art. 128. 
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fUr Voorne von 1519 (art. 84) durfte niemand mehr als 
zwei alte Gänse und einen Gänserich halten bei Geldstrafe 
und Verfall der Tiere. — Nach dem Deichrecht des 
Hammerbroeks (art. 47) durften diejenigen, die bei dem Deiche 
wohnten, keine Schweine halten. 

V. Verletzungen des personell rechtlichen 
Deich friede ns."*) 

1. Allgemeines. Der personenrechtliche Deich¬ 
friede schützt Personen und Versammlungen, die um des 
Deiches willen tätig sind. Er bezieht sich also ganz 
allgemein auf eine Tätigkeit für den Deich. 

a) Deichfriede und Deich geleit. ln einigen 
niederländischen Gegenden, insbesondere in Südholland, 
Nordholland und Utrecht, ist nicht von Frieden und Deich- 
trieden die Rede, sondern von einem „vry geleyde“ 
oder „dy ckge 1 ey d e“" 7 ) in Bezug auf eine Betätigung 
für den Deich. Dieses freie Geleit begegnet erst seit dem 
Ende des 13. .Jahrhunderts. Es ist notwendig ein herr¬ 
schaftlicher Schutz und Schirm, während der 
eigentliche Deichfriede ursprünglich meistens ein genossen¬ 
schaftlicher Friede war und auch später vielfach blieb." 8 ) Der 
Inhalt des Schutzes ist beim eigentlichen Deichfrieden und 
Geleit der gleiche . mt ) Doch ergeben sich auch einige Ver¬ 
schiedenheiten. Im Gegensatz zum Deichfrieden wird häufiger 
beim Deichgeleit der Schwerpunkt auf den Hin- und Rück¬ 
weg gelegt, auch der Schutz auf die einem Deichverband 
neu Zuziehenden erstreckt oder auf die gesamte Tätigkeit 
für den Deich bezogen. Andrerseits wird Deichgeleit 
mitunter auch nur für gewisse Ausnahmezustände eines 
vorhandenen oder künftigen Deichverbandes gewährt z. B. 
für die Wiederherstellung eines Deiches, die Wieder¬ 
bedeichung oder erstmalige Bedeichung von Landstrichen. 


IM ) VrI. oben 8. 894 fl. 

167 ) Zahlreiche Belege fhr „vry geleyde“ hei B e c k m a n S. 1661 ff. 
»Dijkgeleyde“ fimM sich in der Handvcstu Ihr den Al blasser ward 
veil 1413. 

liÄ ) Vgl. Bd. I S. 300. 

Vgl. auch B e e k m a n S. 165G. 
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Vor allem alter wird oft das Geleit auf einen Schutz 
g e g e n ein e n an s i c h rechtmässigen Zu griff, 
der Deichfriede aber auf einen verstärkten Schutz 
gegen Missetaten ausdrücklich abgestellt. Am Besten 
lässt sich dieser zuletzt erwähnte Gegensatz wohl durch 
die Gegenüberstellung folgender Quellenstellen verdeutlichen, 
l.i den Deichordnungen des Herrn von Atkel für den Dief- 
deich von 1284 16 *) heisst, es: .Alle degeene die cotnen ter 
schouwe ende teil dijck end des lants oorbaer, die zellen 
hebben vast geleyde. zoe wat zy hebhen misdaen“. ln 
dem alten Deichrecht für Humsterland aber lesen wir: 

..Miede to chm dycke. vrede van den dycke ende op den 
dyke Ity twehoete ende twefrethe". Zu beachten ist aber, 
da ss dieser Gegensatz keineswegs stets hervortritt, vielmehr 
das Geleit auch ausdrücklich gegen Missetaten und der 
Deiehfriede mich ausdrücklich in Bezug auf volle Un¬ 
versehrtheit und Sicherheit angeordnet werden. Man 
vergleicht' hierfür einerseits die Deichordnung für den 
Krimpenrewaard von 14,‘50 art. XXVIII, in welcher es 
heisst, dass derjenige bestraft wird, der jemandem im 
Deichgeleit ..mibthutAndrerseits nehme man die 
Vorschriften des alten Ditmarser Landrechts von 1447 §17: 
„Welk man ut timt to dike unde tho dämme, dat bewislik 
is. de schal velich wesen liues unde gudes ut unde to 
lins market vrodes lik dat sy vrede efte neyn“. 

Wir reihen daher den Geleitschutz der Darstellung des 
Deichfriedens ein. werden aber auf seine Besonderheiten 
Rücksicht nehmen, 

b) Der ,Friede auf dem Deich, zu dem Deich und 
von dem Deich“, der Deicharbeitsfriede, der Schau- 
Gerichts- und Versammln ngsfriede. 

Der Deichfriede wird mitunter als ein Frieden auf 
dem Deich einschliesslich des Hin- und Rückweges 
gekennzeichnet. Man vergleiche hierfür das bereits erwähnte 
Deichrecht für Humsterland. 1 ® 1 ) Teilweise wird sogar nur 

,M I Ber S h II. 4US. 

160 i Dur Wortlaut ist oben S. 400 Anni. 78 mitpetuilt. 

1€l ) Siehe oben unter a|. 
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von dem Frieden auf dem Deich gesprochen. So heisst 
es in den RUstringer Rechtssatzungen: 1 ®*) „Alsa thi inrosta 
to tha dike cumtli, so hagere alsa gratene fretho opa tha 
dike alsare oua tha wilasa werpe and alsare oua weida 
sfcerekhoui*. 

Dieser Friedensschutz bezieht sich auf eine Tätigkeit 
für den Deich. ,6Ä ) Im Vordergrund steht dabei die 
Deich ar beit des g e \v ö h n 1 i cli e n D e i chg e n o s s e n, 
sei es bei gemeinen Werken, sei es für sich an seiner 
Kabel; 1 * 4 ) doch muss auch die Verantwortung auf der 
Schau, 1 ® 5 ) seine Beteiligung an ruhenden Gerichten 
und Versammlungen auf dem Deich und bei dem Deich 
in Betracht gekommen sein. Ausserdem umfasst der Friede 
die verschiedenen Betätigungen der Deichbeamten auf 
dem Deich und bei dem Deich. Am allgemeinsten wird der 
Umfang des Friedensschutzes in einigen Quellen beim Deich¬ 
geleit ausgesprochen. So in der Deichordnung für den 
Diemer Seedeich von 1437: „Alle de geene die opten dyk 
körnen om des dijks wille, Waarsluyden of andere, 
die sullen een vrij vast geleij hebben“. 166 ) 

Sehr häufig wird der Friedensschutz der Deicharbeit 
(mit oder ohne Einschluss des Hin- und Rückweges) allein 
hervorgehoben oder doch besonders gewürdigt. 

In sehr ansprechender Form wird der Deichfriede auf 
die D e i ch a r b ei t zugeschnitten in den Butjadinger Küren 
von 1479 § 3: 

»Dickfrede, dat eyn juwelick man schall wesen frede- 
sam, vrig und velich bynnen und buten Karspellen, uth 


101 ) v. Richthofen Rq. S. 122, 12. 

,i# ) Man wird der Natur dieses Deichfriedens nicht gerecht, wenn 
mau ihn, wie v. Amira „Recht* S. 194, zu den Frieden reohnet, „die 
an bestimmten Orten alle oder doch bestimmte Güter dauernd sehützen“. 
Hiergegen bereits H i s „Strafrecht der Friesen“ 8. 181. 

,i4 ) Vgl. unten die Ausführungen über den Deich&rbeitsfrieden. 
Nur diesen berücksichtigt Hackmann S. 467 ff. 

,#f ) Ebenso H i s a. a. 0. Vgl. namentlich Ysbrechtumer Deioh- 
recht von 1473 art. 6 (unten S. 699). 

,i# ) Vgl. auch Me y link Nr. 353 (a. 1410), Nr. 426 (a, 1410). Hier 
handelt es sich um neue Deiche. Siehe ferner das Ditmarser Land- 
recht von 1447 (oben S. 695). 
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und to huss, an wagen und an siegen, also uerne he 
I) e f f t dat w a p e n van der s o 11 e n z e e , by dessen 
hundert marken“. 167 ) 

Ähnlich zugespitzt, ist der Deichfriede im Ditmarser 
Landrecht von 15(57 art. CYI: „Van Dyckfreden. Wor en 
Man uthgeit synen Dyck tho maken und worde dan van 
enem anderen beschädiget efTte vervveldiget, de Deder schal 
dem Rechte beteren für den dobbelden Frede 60 Marek 
und dem Kläger synen Schaden upi ichteir. l68 ) Dieser Vor¬ 
schrift folgen dann Land- und Stadtrechte Schleswig-Hol¬ 
steins. Man vergleiche insbesondere das Eyderstädter Land 
recht von 1591 Teil IV art. XVIII: „Vom Teichfrieden“: 

„So jemand ausginge seinen Teich zu machen und würde 
von einem anderen beschädiget oder vergewaltiget, der 
Thäter soll dem Rechte bessern für den doppelten Frieden 
60 Mark und dem Kläger seinen Schaden aufrichten. Es 
wäre im Hingange nach dem Teiche oder im Ab¬ 
züge vom Teiche oder auch in der Arbeit auf 
dem T e i c h“. lS9 ) 

Das Emsiger Pfennigsschuldbuch erwähnt in § 76 den 
besonderen Friedensschutz des Deichrichters und desjenigen, 
„der den Deich macht“, „solange sie auf dem Deich und 
bei dem Deich sind“. 170 ) 

Hiermit stimmt im wesentlichen das ostfriesische Land¬ 
recht von 1515 Buch III Cap. -15 tiberein. es enthält ausser¬ 
dem noch in Buch III Cap. 55 einen Friedensschutz der 
„gemeinen Werke“ des Deichrechts. Deutlich sind hier 
auch die Leiter der Deicharbeit, die Deichbeamten, in 
den Friedensschutz der Deicharbeit eingeschlossen. Das 
alte ostfriesische Deichrecht hebt in § 2ß den Deieharbeits- 

‘* 7 ) Die Waffen gegen die salzige See sind Spaten und (Jabel. Vgl. 
Bd. I 8. 93 Anm. 11. 

I63 ) Der art. 86 § 7 enthält außerdem noch den Kriedensschutz fUr 
denjenigen, der zum Deich fahren will, entsprechend dem Landrecht 
von 1539 art. 151 § 1. 

1M ) Corpus Stat. Slesw. I 8.111. Über die Stadtrechte Schleswigs, 
die dem Eyderstäd.er Landrecht folgen, vgl. unten Anm. 177. 

1T0 J v. Rieht h o f e n Rq. 210 „Hvosa hent tho» dickriuclifer, ieftha 
then ghene ther then dick makiat, da huile thet hia se oppo dick, 
anda bi tha dick send, twifalde bote and twifolden lirecma - . 
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frieden des gewöhnlichen Deichgenossen hervor; 171 ) es kennt 
ausserdem einen besonderen Friedensschutz der Deichbeamten 
in § 24. bei welchem auch ihre Tätigkeit in Bezug auf die 
Arbeit am Deicli erwähnt ist. 17 *) 

In den Quellen der Om me lande und im wester¬ 
lau w e r s che n Friesland wird der Friede für das „Dyck¬ 
war k* neben anderen Frieden genannt. 173 ) Dem „Dyckwark* 
entspricht in den Sielrechten das „Zijiwaik“. 174 i Ausdrück¬ 
lich wird dabei in den 0 in in e 1 an d e u der Friedensschutz 
der D. ieh- und Sielbeamten in erster Linie oder neben dem 
Schutz der gewöhnlichen Deichgenossen erwähnt. 175 ) 

Auch das Geleit wird teilweise auf die Deicharbeit 
abgestellt, teilweise wird bei ihm der Deicharbeit neben 
anderen Tätigkeiten für den Deich gedacht. 176 ) 


,71 ) „Will ock jemandes Mann edder Frouwe Knecht edder Maget 
gaen edder fahren um de 1) y c k e t h o nu h k o n und iho der Lande 
Beste uthwere, worden se midier Tijdt gewundel, geblagen edder ver- 
«praeken up dem Dyeke edder up dem Wege dut be.wysslick were, dat 
(ihnen dat geschlUt, .... so sali da Boete und Broecke wesen den. 
Dyckriehteren duhhelt und den gehoonden ock so veele als dubbelt ein 
olde Marek linde men soll dat noch dartho laeten vor LandreelUe uth- 
i ichten“. 

17, i Vgl. hierzu noch unten S. 702. 

m ) Vgl. Sander Deichsatzungen von 1295, Sander Deicheatztingen 
von 1317 § f> (lahoro), ümmelander Landrecht von 14!ö (v. Richthofen 
Kip 31.7) 11 § 10: „Wörde yemant doet gheslaghen in dyckrechten oft« 
zvlrechton, ofte an dyckwarke ofte an zylwarko ofte op den weghe wt 
ofte to luius t naschen twyer sonnen upganck, dat Buhnen betalen myt 
dubhedder boto ende broke“. Farmsumer Sielrecht von 1567 art. 26 
(hierzu unten S. 701) — In Bezug auf das westerlauwersche Friealand 
siehe das Ysbrerbtumer Deichrecht von 1478 art. 6 (unten S. 699|. 

174 ) V'gh B. Sielrecht für Ostcrvredewolt von 142o art. 1 ft. 

Fundatiebrief der drei Delfsiele von 1445 art. 12. 

,7S ) Vgl. z. B. Sander Deichsatzungen von 1317 §6. Sielrecht der 
drei Delfaio’e von 1317 § 1 ff. Adewarter Sielbrief von 1882 § 10. 
Winsumer Sielrecht von 1323. Sielrecht für Oatervriuiewolt von 1425 §86. 
Sielreciit für Westervredewolt § 6. Fundatiebrief der drei Delfsiele von 
1445 art. 1 mul *2. Schouwcr Siolbricf von 1428 art. 2. Winsumer 8iel- 
briof von 146-4 art. 11. 

itö) Vgl. die I) -(). für den Ivrimpenrewaard von 1430 art. XXVJII 
(oben S. 400 Anm. 7Sli. Schaubrief für Bijleveld von 1414 art. 23. 
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Dass der Deicharbeitsfriede auch das Holen von Deich¬ 
erde umfasst, hebt das Deichrecht filr Arkel von 1456 
besonders hervor.' 76 *) 

Deutsche Quellen des 17. .Jahrhunderts stempeln eben¬ 
falls den Deichfrieden zum Deicharbeitsfriedon oder heben 
den Schutz der Deicharbeit besonders hervor.' 77 ) 

In dem Deicharbeitsfrieden kann ein Schaufriede mit 
enthalten sein. 178 ) Öfter wird aber ein besonderer 
Schau friede erwähnt. Er wird entweder mehr auf 
alle Deichgenossen fUr die Zeit der Schaumig oder nur auf 
die Deichbeamten zugeschnitten. Ersterer wird mitunter 
unmittelbar in Verquickung mit dem Deicharbeitsfrieden 
genannt. So bestimmt das Ysbrechtnmer Deichrecht von 
1473 ' 70 ) art. (i: 

„Tho da dyke ende fan da dyke ende in da wirka 
ende onder der schowengha. hwa so othenen misdet, dat 
schelt dubel broeck wesen.“ 

Anderswo wird der gemeine Schaufriede ganz selbst¬ 
ständig erwähnt. Dies geschieht z. B. im Deichrccht fiir Sal- 
land von 1-308 art.28: „A Ismen schouweu sali, soe ist moegelick 
enn wy willen datt elclc man vrede hebben sali van synen 
viant, sonder die vredelois is“.' 79a ) Auch in dem Deichrecht 
der Gemeinde Riparahem von 1522 wird der gemeine Friede 
in der Attenschau erwähnt und zwar unter Einschluss des 
Hin- und Rückweges („in ofte buiten huis“). Der auf die 
Deichbeamten abgestellte Schaufriede kommt namentlich 


Keurbook van dm Dijck’s Lands van Arkel von 145G art. 17. 

177 ) Dem Evderstiidter Landrerht (siehe oben Anm. 160) folgen im 
*•■ osentliehun «Ins Husumer Stadtrecht von 1608 Teil IV. Titel XV. ;Cor- 
[» is Sta r . Slvsw. II. S. 616) und das Friedrichs!ädier Stadlrecht von 1665 
Ttfil III Tit. 61. - Die. Hruiinm'hweig-M'meburgische D.-O. von 1064 be¬ 
stimmt in art. 29: „Wer einen in der Teicharbeit schilt oder schlagt, 
der soll mit gedoppelter (ieldbusse belegt worden“. Siehe ferner di® 
D.-O. der Herzogtümer Bremen und Verden von 1692, Cap. XV § I. 
Selbständiger geht die Sachs.-Hallische D.-O. art.V vor (vgl. unten Anm. 206). 

17 *) Siehe oben S. 606. 

l7Ä ) Bd. I Ein], § 4b. Anm. 357. 

,7 ®*) Ebenso Deichrecht. frtr Mastenbrook von 1439 art. 39 (vgl. 
oben S. 110). 
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in den Hegungsformeln der Schauungen zum Ausdruck. 180 ) 
In entsprechender Weise ist ein Geleit hei der Schauung 
bekannt. 181 ) 

Ein Friede des ruhenden I) e i c h g e r i c h t s und 
der Deich versammlung wird namentlich in den Quellen 
der Om me lande als „warfvrede“ erwähnt, vielfach in 
Zusammenhang mit dem Frieden auf dem Deich, dem Deich- 
arbeits- und Sielarbeitsfrieden. 18 *) Dabei kann es sich um 
gemeine Warfen oder um besondere Warfen der Deich¬ 
beamten handeln. Auch hier wird Hinweg und Rückweg 
eingeschlossen. 183 ) Beachtenswert ist bei diesen Gerichts¬ 
und Versammlungsfrieden, dass sie sich vom Deich eman- 
cipiert haben können, wenn die Stätte der Zusammenkunft 
nicht der Deich ist. Auch das Geleit wird für Gerichts¬ 
tage („Rechttage"), sonstige Tagungen und Versammlungen 
erwähnt. 184 ) Interessant ist insbesondere das freie Geleit 
in der Deichordnung für den Lekdeich beneden Dams von 
1454 für die Versammlungen, die sich mit Geldumlagen und 
mit der Abnahme der Rechnungslegung zu befassen haben. 185 ) 
— Nicht minder werden rein gesellige Zusammenkünfte der 
Deichgenossen oder Deichbeamten unter den erhöhten 
Friedensschutz gestellt. Dies wird unter anderem bewiesen 
durch die Sander Deichsatzungen von löl7 (§ 6), die für 
die höheren Buss- und Friedensgelder vorschreiben: „Haec 
singula praemissa servanda sunt in labore, in coetu, in potu 
causa laboris vel aggeris“. 186 ) 


’•’) Vgl. oben S. 369 ff. 

,41 ) In Bezug auf ein allgemeine» Geleit siehe namentlich Keur- 
boek van den Dijk’s Lands van Arkel art. 17: „Want jeder heeft gelej’ 
op den Dijk, soo langh de schouw dujrrt*. D.-O. für den Alblasaerward 
von 1413 (>b3ii S. 408 Anm. 64). Über Geleit der Heemraden während der 
Schau vgl. z. B. Handveste für Rijnland von 1427. 

i»-’) Vgl. die Belege bei H i s a. a. O. B e e k m a n S. 1665. 

1M ) Ausserdem kamen noch besondere Tätigkeiten für Gerichts¬ 
zwecke in Betracht wie z. B. Ladungen. Vgl. unten S. 702. 

i«4) Vgl. das bei Beek man S. 1662 angeführte Deichrecht für 
Althena von 1461 und die weiteren Belege daselbst. 

«») art. 18 und 19. Vgl. oben S. 631. 

'•*) Siehe ferner oben S. 386 ff. 
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In einigen besonderen Quellen wird übrigens das Geleit 
einfach auf jede Tätigkeit für den Deich bezogen. 187 ) 

Manchmal finden sich einige zeitliche Begrenzungen 
des Friedensschutzes, die noch zu besprechen sind. 

Vielfach wird in den Ommelanden'der Friedensschutz 
für die einzelne Betätigung unter Einschluss des 
Hin- und Rückweges auf die Zeit von einem Sonnen¬ 
aufgang bis zum anderen abgestellt. Die Formel hierfür 
ist meistens die, dass ein Friedensbruch geahndet wird, der 
geschieht „tusschen twyer sonnen upganck“. ,88 ) Es handelt 
sich dabei nicht bloss um den Frieden des Warfes, der von 
einem Sonnenaufgang zum andern währte und gleichzeitig 
auch den Hin- und Rückweg deckte, sondern auch um die 
Deich- und Sielarbeit und die sonstigen, unter Frieden 
gestellten Betätigungen, namentlich der Deich- und Siel- 
heamten. 189 ) Die Vorstellung ist offenbar die, dass normaler 
Weise der Einzelne des Morgens zum Deich oder Siel aus- 
.zieht und spät Abends zurückkehrt. 110 ) 

787 > Vgl. z. B. Bergh II, 248 (a. 1273); B e r g h II, 498 (a. 1284, 
oben S. 695), M i e r i s IV, 786, andere Belege bei B e e k m a n S. 1662 f. 

l88 | Siehe z. B. oben Anm. 178. 

,89 ) Vgl. Sielrecht der drei Delfsiele von 1817 § 1: „Si quis ex 
judicibus . . . ubicunique communiter advenerint tarn judicandi vel operia, 
in adventu vel recessu, ab ortu solis usque ad sequentis diei ortum solis 
occisus fuerit“. Schouwer Sielbrief von 1428 art 2: „Soe we van den rechtere 
totten zijl gaet off körnet van den v. sijl ora arbeit des s jls ofT van 
watersnoot otf loep tuyschen dat sonne opgaet al toe des anderen daeghes 
opganck der sonnen“. Sielrecht für Oterdum (16. Jahrh.) art. 6: „Umsehen 
twiee sonnen opganck dat etraael heel uit“. Letzteres bedeutet: Tag 
und Nacht, völlig durchgerechnet. Offenbar wurde der Friede durch 
die Rückkehr nach Haus noch nicht beendet, sondern dauerte bis zum 
Ablauf der Frist, falls der Geschützte sich noch einmal von zu Haus 
entfernte. Vgl. art. 14. — Siehe ferner Ommelander Landrecht von 1448 
II § 10, I § 82. Winsumer Sielrecht von 1464 art. 2 und 12. Sielrecht 
für Westervredewolt art.26. — Darüber,dass der gewöhnliche Ommelander 
Warfvrede, der von einem Sonnenaufgang bis zum anderen Sonnenauf¬ 
gang dauerte, ebenfalls Hin- und Rückweg umfasste, siehe x. B. 
Hunsigoer Küren von 1252 § 2 (v. Richthofen Rq. S. 328), Omme- 
iander Landrecht von 1448 II, § 10. (Dies tritt bei der Darstellung von 
His a. a. O. S. 136 nicht richtig hervor.) 

,9 °) Doch gab es sicher auch längeren Friedensschutz vgl. Sielrecht 
der drei Delfsiele von 1317 § 11, Winsumer Sielbrief von 1464 § 8. 
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Nach der Deichordnung für Altlicna von 1461 soll ein 
Tag vor und nach der Schauung oder sonstigen Tagung für 
das Geleit in Betracht kommen. 151 ) Nacli der Deichordnung 
für den Kritnpenrewaard von 1430 worden 4 Tage für den 
Rückweg mich „gelobter“ Deicharbeit freigegeben. 19 *) Auch 
für das Geleit, das im Rahmen eines Ausnahmezustandes, 
insbesondere zur Herstellung zerbrochener Deiche und zu 
Wiederbedeichungen, gegeben wurde, gab es zeitliche 
Grenzen. 1 * 5 ) 

c) Der Friedensschutz der Deich beamten. Die 
Deich- und Sielbeamten sind an den bisher erwähnten 
Sonderfrieden des Deich- und Sielrechts entweder in ein¬ 
facher Weise oder mit erhöhtem Friedensschutz beteiligt. 194 ) 
Ausserdem werden noch besondere Tätigkeiten der 
Beamten mit Sonderfrieden umgeben. Hierher gehören 
namentlich Ladungen, Mahnungen, Aufgebote, die vor allem 
• in Ommelander Quellen hervorgehoben werden. So lesen 
wir z. B. im Winsumer Sielbrief von 1464 art. 12: „Oft 
yenich zijlrichter off zylrechterbode woert doetgeslaegen 
tusschen twyer sonnen upganck in die uulhreyse elf thoe- 
huessreyse, die uuthgetoegen were uiimie warff tho holdene 
olT laedinghe off kedijnghe tho doen den sol men gelden 
mijten boeten unde mijten brocken der eyrsten werffs“. 19 *) 

Zu erwähnen sind ferner die kleineren Schauungen und 
Besichtigungen des Deiches und der Aussen werke. 19 '’) Be- 
, sonders genannt wird in der Deichordnung Edzards der erhöhte 
Schutz der Erheber des Deiehschosscs t§ 5): „Off ock jemandt 
dodt worde geslagen off gewundet dat sick verorsacket 
hedde van Upböringe de« Geldes edder Dyckschottes, da 
soll alle diibbeldo Beete und Broeke wesen“. 

In einigen Quellen wird diegesamto deichrechtliche 
Tätigkeit der Deichboamten mit dem deichrechtlichen 

llM l Si^ho I> o »■ k n; u i• S. P>>J. 

I0 *i V-i. nbt *m S. 4ny Anni.78. 

I98 ) Xg 1 M i e r i s IV, 7S6. 

,0l i V-l oben S »iW. ff. 

m , Si*h<* Sii‘!ieclit f lir O G<*i vrt j tl dwoI t. von 14*2h art. 8b. 

m ) Alu-s <nt I)ei(‘liM‘fbt § 24. 
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Sonderfrieden umgeben. Darüber hinaus wird aber i m 
a 11 ge meinen der besondere Friedensschutz nicht erstreckt. , J1 ) 

Auf die gesamte deichrechtliclie Amtstätigkeit, aber 
auch nur auf sie, wird der Friede in der Deichordnung 
für das Land Wursten von 1(511 art. 22 abgeslellt: 

„Ein jeglicher Teiehgeschworner, wenn er in seinem 
Teichgesch wornen-Amte sitzet und solches in 
seinem Kirchspiele und Lande verrichtet, hat Friede 
ausser seinem Hause und wieder in sein Haus“. 

ln niederländischen Quellen tritt der Sonderfriede der 
gesamten Amtstätigkeit namentlich als Geleitschutz 
hervor, und zwar bereits in sehr viel älteren Quellen. ,,s ) 

m 

So nimmt der Graf von Holland in der Handveste fUr Schie- 
land von 1200 19! 'l die Niederheemraden „van den bedryven 
van den dycken ende van den watergangen“ in sein ,.ge- 
leyde“. Ähnlich heisst es von den hohen Heemraden von 
Rijnland in der llandveste von 1427: „So wair sy trecken 
u p des 1 ant ssc hon wo of op des lants oirhair van slauts 
wegen, dair zullen sij een goet vrij vast geleyde 
liehhen bynnen steden ende dair buyten“. ,lu ; Dagegen 
ist in dem Landbrief l'ilr Hetuwe von 1327 davon die Rede, 
dass der Deichgraf und die Heemraden heim Schauritt und 
bei jeder amtlichen Tätigkeit „in allen besehermenisse und 
vreede- sind wie die Richter und Amtleute. 9 "*) 

Sehr allgemein ist der Friedenssehutz der Deichbeamten 
im Spadelaudsbrief von 1418 art. lt! gehalten.-"'"I Hier wird 
man doch wohl an einen steten Frieden der Persönlichkeit 
zu denken haben.-”-') 

197 1 Ygi. auch II i h it. a. 0 

,9f V Ygl. im allgemeinen die Belege bei B e e k m a n S. 1 Bi> 1 ft*. 

ie ®) B e i g h I] 1 ()♦ 111. 

20 ') M e y 1 i n k Nr. 22 ^. Siehe ferner die oben S. 4 ()b mit geteilte 
Stelle dieser Hundveste umer 1 »eaebtung der Worte „roerende der dye- 
gcae f-ei })“*. 

80: ) Ygl. auch di“ QneiSeii, wolrhd beim allgemeinen Geleitschutz 
(oben Anmei kling 1 ^ 7 1 die lemnuen neben den sonstigen IVisonen 
hervorli**b“ii. 

Die Stcdie ist oben S. 399 mitgeteilt worden. 

* 0J ) K;n**n Schutz uhm* die eigentliche Amtstätigkeit hinaus ge¬ 
währt auch die D.-O. fhr Mutten von 1 ö 15 16 art Yll, nämlich gegen 
Beleidigungen „/u Mrtii.se, auf der Strasse und anderswo**. 
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2. Die Friedeusbrilclie und ihre Ahndung im 
Einzelnen. Grundsätzlich handelt es sich bei den Friedens- 
brUchen uni Handlungen, welche gegen die Person des 
Geschlitzten und die Habe, welche er bei sich führt, ge¬ 
richtet sind. 203 ) Die Quellen gedenken häufig nur einzelner 
Handlungen. Zum Teil hängt dies damit zusammen, dass 
sie nur auf die Zuständigkeit der besonderen Deichgerichte 
Rücksicht nehmen. Erwähnt werden namentlich 201 ) Tot¬ 
schlag, Körperverletzungen, Beleidigungen, Beraubungen, 
Gefangennahme, Festnahme und Vorgerichtbringen, 205 ) Dieb¬ 
stahl während der Deicharbeit.* 0 ®) In Betracht kommen 
auch allgemeine Störungen der Versammlungen durch 
Lärm, Herumgehen. Vordrängen oder durch bewaffnetes Er¬ 
scheinen. 207 ) 

In Bezug auf die Ahndung der Friedensbrüche ist 
zunächst hervorzuheben, dass der Friede auf dem Deich, 
zum Deich und vom Deich häufig anderen hohen Sonder¬ 
frieden gleichgestellt wird, insbesondere dem Frieden des 
gewöhnlichen Gerichts, dem Frieden des Kirchhofes, dem 
.Vfarktfrieden u. a. m. 208 ) 

Im Übrigen ist zu unterscheiden: 

a) Der Schutz gewöhnlicher Genossen, ln 
vielen Quellen wird einfach der Grundsatz der V e r- 


co3 ) Das ist zusammenfassend z. B. ausgesprochen im Ditmarspr 
Landrecht von 1447 (oben S. 695). 

* C4 ) Vgl. hierzu die bisher erwähnten Quellen und oben 8. B94 ff. 

2 oöj Vg|. namentlich G. de Vries 8. 94, weitere Belege bei Beek- 
man S. 1668. 

206 ) Erwähnt in der Sächaisch-Hallischen D.-O. von 1655 art. V. 
(Hier wird auch von dem schädigenden Anfahren an den Wagen eine« 
anderen bei der Deicharbeit gesprochen.) 

•° 7 > Vgl. Winsumer Sielbrief von 1464 art. 28, Sielrecht für Oterdum 
art. 28. 

208 ) Ausdrückliche Gleichstellung mit dem Frieden des gewöhn¬ 
lichen Gerichts und Kirchhofes in den Rüstringer Rechtseatzungen 
roben S. 696), Gleichstellung mit dem Marktfrieden im alten Ditmarser 
Landrecht von 1447 (oben S. 696). Im übrigen vgl. Keure 12 (Rüst¬ 
ringer Text, v. Richthofen Rq. S. 20), das Recht der Rüstringer § 46 (a. 
a. O. 8. 341), Butjadinger Landrecht von 1479 Binleitung (v. Richt¬ 
hofen a. a. 0. S. 545). 
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vielfältigung oder Vermehrung des gewöhnlichen 
Straf- oder Ersatzgeldes bei Missetaten gegen den einzelnen 
Genossen ausgesprochen. 

Sehr verbreitet ist die Verdoppelung. Sie findet sich 
z. B. in Humsterland. dem westerlauwerschen Priesland, in 
Rlistringen, Ostfriesland, Butjadingen, Ditmarschen, Schles¬ 
wig-Holstein und Braunsehweig-LUneburg. 

Die Verdoppelung bezieht sich in älterer Zeit meistens 
auf Busse und Friedensgeld („tweeboete ende twee- 
frethe“* 09 ) oder auf Schaden und Friedensgeld („by 
dubbeldem gbelde beyde schade unde vrede“ 910 ) oder nur 
auf die Busse (mit erhöhtem Friedensgeld),*") später auch 
nur auf das Friedensgeld.* 19 ) In Quellen der Folgezeit 
ist von doppelter Geldstrafe oder von doppelter Strafe und 
doppeltem Schadensersatz die Rede.* 18 ) 

Bemerkenswert ist die besondere Erhöhung, die im 
Farmsumer Sielrecht von 1567 art. 26 aufgestellt wurde: Es 
soll eine Busserhöhung um 7-t und eine Friedensgeld¬ 
erhöhung um */s stattfinden: 


*°*) Vgl. z. B. Emsiger Pfenningsschuldbuch § 76, altes ostfriesisches 
Deichrecht § 26, Recht der Rüstringer § 46 (vgl. Anm. 208, über älteres 
Rüstringer Recht siehe Anm. 211), altes Humsterländer Deichrecht § 14. 
Ommelander Landrecht von 1448 11. § 10. — Im wester lauwerschen Fries¬ 
land wird einfach von doppelten Brüchen oder Bussen gesprochen. 

iio) Vgl. Ditmarser Landrecht von 1589 art. 151 § 1. Ditmarser 
Landrecht von 1567 art. 86, § 7. 

M1 ) Hierher gehört das ältere Rüstringer Recht, vgl. Küre 12 
(v. R i c h t h o f e n Rq. S. 20, Rüstringer Text). Bei der wrboeie handelt 
es sich wohl um Verdopplung, außerdem ist das hohe Volksfriedensgeld 
von 32 Hreilmark (hierzu His a. a. 0. S. 245) und der Königsbann von 
21 Schilling (vgl. H i s a. a. O. S. 243f.) zu zahlen. Nach dem Butjadinger 
Landrecht von 1479 § 3 in Verbindung mit § 1 verfällt tweuelt boete 
und ein Friedensgeld von 100 Mark (über dieses vgl. His a. a. 0. 
S. 165, 246). 

Äls ) Vgl. Ditmarser Landrecht von 1567 art. CVI (anders art. 86 § 7, 
siehe Anm. 210); Eyderstädter Landrecht von 1591 Teil IV, art. XVIII 
(siehe oben S. 697) und die ihm folgernden Stadtrechte. — Beachtung 
verdient, «lass das doppelte Friedensgeld hier 60 Mark beträgt. Friedens¬ 
geld von 60 Mark findet sich auch in der Schauformel Herzhorns in der 
Wilstermarsch (siehe oben S. 371 Anm. 111). 

21# ) Braunschweig-Lünehurgische l>.-0. von 1664 § 29. Sächsisch- 
Hallische D.-O. von 1655 art. V. 

J. v. Gierke, Geschichte de» deutschen Deichrechts 11. 45 
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„Alle de broeckachtijch bevonden worden yn den dijck- 
recht, dijckwarck und alle meentewarck, van kyven unde 
vechtlyke saeken sal yn alles nae landrechte geholden 
worden unde de veerde part hoegher yn boete unde 
de achtende part hoegher in broke.“ 

In einer Ommelander Deichverordnung von 1396,* * * §u ) 
die zwecks Wiederaufrichtung der Deiche in einer besonders 
unruhigen und gewalttätigen Zeit erlassen wurde, finden 
wir sogar eine siebenfache Vervielfältigung der Busse 
und des Friedensgeldes: 

„Allen luden vollen vrede to holdene to den dijke, by 
den dijke ende van den dijke, desgelykes to den warve, in 
den warve under meente, by VII volder boete ende by 
VII volder broeke“. 

In verschiedenen Deich- und Sielrechten der 0 inmelande 
sind bestimmte Bussen und Friedensgelder für die 
Missetaten an den einzelnen Personen aufgestellt. Es handelt 
sich auch hier um Vervielfältigungen der gewöhnlichen Be¬ 
träge, und zwar bei den Bussen häufig um Verdoppelungen. * 1S ) 
Das Friedensgeld (brecma) fällt an die besonderen Deich- 
und Sielbeamten. Den Ausgangspunkt bildet meistens der 
Totschlag. Nach der Wergeidsumme richten sich dann in 
Übereinstimmung mit dem Landrecht die Bussen für Körper¬ 
verletzungen/ 16 ) namentlich wird auch die Verstümmlung 
eines der sechs Hauptglieder (Augen, Hände, Füsse) mit der 
Hälfte, ihre Lähmung mit einem Drittel des Wergeides ge¬ 
ahndet. * 17 ) Ausserdem werden Bussen und Friedensgelder für 


* u ) Bd. I Einl. § 4 b Anm. 342. Siehe noch unten Anm. 226. 

* 15 ) So beträgt die Busse für den Totschlag des gewöhnlichen Deieh- 

(Siel-)Genossen 40 Mark nach dem Sielrecht der drei Delfsiele von 1317 

§ 7, den Sander Deichsatzungen von 1317 § 4, dem Schower Sielbrief 
von 1428 art. 1. Das gewöhnliche Wergeid wird man auf 20 Mark zu 
beziffern haben. Vgl. His a. a. 0. S. 229. — Siehe ferner Sander Deich¬ 
satzungen von 1317 § 4: „Quodsi minor pugna coromissa fuerit, duplex 
dabitur emenda“. 

21 «) Ygl. z. B, Sielrecht der drei Delfsiele von 1317 §§ 4, 6, 8, 
Sander Deichsatzungen von 1317 § 4, Fundatiebrief der drei Delfsiele 
von 1445 art. 9. Vgl. auch Anm. 217. 

217 ) Vgl. Schower Sielbrief von 1428 art. 4. Winsumer Sielrecht von . 
1464 art. 4, Fundatiebrief der drei Delfsiele von 1445 art. 9. Sieh« auch 
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Beleidigungen und allgemeine Störungen der Versammlungen 
festgesetzt.* 18 ) Teilweise entscheidet über die Höhe der 
Strafe richterliches Ermessen.* 1 *) In einigen Verbänden 
wird in mancher Hinsicht der Warffriede höher bewertet als 
der Arbeitsfriede. **°) In einer deichrechtlichen Ordonanz 
der Oberrichter für Vredewolt wird der Friede des Warfes 
in Bezug auf schwere Vergehen an Leib und Gut mit dem 
besonders hohen Friedensgeld von 100 Mark, das in Fries* 
land auch sonst vielfach begegnet.** 1 ) geschützt.***) 

In vielen Deichrechten und Verordnungen aus anderen 
Gegenden ist ebenfalls die Ahndung von Friedensbrttchen 
mit bestimmten Bussen vorgeschrieben***) oder dem 
arbiträren Ermessen der Deichbeamten oder des 
Landesherrn überlassen.** 4 ) Öfter wird die Verwirkung 
von Leib und Gut angedroht.** 6 ) 


Sielrecht der drei Delfsiele von 1317 § 4, Sander Deichsatzungen von 
1317 § 4 (siehe auch Sander Deichsatzungen von 1295, oben S. 400 
Anm. 86a\ Über Verstümmlung und Lähmung der sechs Hauptglieder 
im allgemeinen siehe His a. a. 0. — Über geringere Körperverletzungen 
vgl. z. B. Sielrecht für Ostervredewolt von 1425 art. 19 ff, Sielrecht für 
Westervredewolt von 1425 art. 31 ff, Winsumer Sielrecht von 1464 art. 17 
und 19, Sielrecht für Oterdum § 21 ff. 

««) Wir verweisen auf die Darstellung oben S. 400ff. 

a19 ) Sielrecht der drei Delfsiele von 1317 § 11, Sander Deichsatzungen 
von 1817 § 7, Fundatiebrief der drei Delfsiele von 1445 ärt. 8, 12, 13. 

32 °) Vgl. Sielrecht für Westervredewolt von 1425 art. 29 und art. 1. 
Sieho ferner Sielrecht für Ostervredewolt von 1425 art. 1, 32, 37. 

MI ) His a. a. 0. S. 155 ff. 

u *) „Versl. en Mededeel.“ IV, S. 141. 

s 28 ) Hierher gehören insbesondere die Bussen für die geringeren 
Verletzungen von Versammlungsfrieden. Siehe ferner z. B. Deichrecht 
für Heusden von 1437 art. IX (oben 8. 409), die Verordnung von 1296 
für die vier Norderkoggen bei G. de Vries S. 94 (17 Pfund für Fest¬ 
nahme oder vor Gericht bringen). 

M4 ) Vgl. z. B. Handveste für den Alblasserwaard von 1413 (oben 
S. 408), für den Grooten Waard von 1375 und 1410 (oben S. 408 f), Keur- 
boek für Arkel von 1456 art. 17 (oben S. 410 Anm. 75), D.-O. für Putten 
von 1515/16 art. VIIff (oben S. 410 Anm '5a), Deichrecht für Mastenbroek 
von 1439 art. 39 („tott des Heren g :h ie Ä , oben S. 410). 

226 ) Vgl. I).-0. für den Krimpenrewaard von 1430 art. XXVIII (oben 
S. 409 Anm. 73), D.-O. für den Grooten Waard von L375 (oben 8. 408), 

45 * 
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Nach etlichen friesischen Quellen trifft denjenigen, 
der im Deichfrieden einen Totschlag begeht, neben der 
Vervielfältigung von Busse und Priedensgeld auch die 
Wüstung. 28 *) 

b) Die Deich beamten. Die Deich- und Sielbeamten 
sind meistens im Vergleich zu den gewöhnlichen Genossen 
durch einen erhöhten Schutz ausgezeichnet. Dieser erhöhte 
Schutz kann sich einfach auf Grund ihrer landrechtlichen 
Stellung ergeben. Besondere deichrechtliche Er¬ 
höhungen mussten aber namentlich für die besonderen 
Deich- und Sielbeamten geschaffen werden.” 7 ) Doch ist 
dies nicht durchweg und nicht immer sofort geschehen. So 
wird im Winsumer Sielrecht noch im 15. Jahrhundert ein 
gleich hoher Schutz für die Sielbeamten und die gewöhn¬ 
lichen Genossen in Bezug auf Sielarbeit und Sielgericht an¬ 
geordnet. 228 ) Im Vredewolter Recht des 15. Jahrhunderts 
ist teilweise der Warffriede im Gegensatz zum Sielarbeits¬ 
frieden für alle gleich hoch. 289 ) Im Emsiger Pfennings¬ 
schuldbuch (§ 76) wird der Deichrichter dem gewöhnlichen 
Deichgenossen in Bezug auf den Frieden auf dem Deich 
gleichgestellt. 230 ) Dies wirkte noch im späteren ostfriesischen 
Recht nach, 23 ') das aber zu einem erhöhten deichrechtlichen 
Schutz der Deichbeamten Uberging. Hierauf ist später 
zurückzukommen. 


Nordstrander Landrecht von 1572 III, art. 26 (Corp. Stat. Slesw. I S. 613): 
„So ist beliebet, dass Hausfriede, Deichfriede, Pflug- und Weg-Friede 
sollen gehalten werden bey Leib und Guth*. Hierzu siehe noch unten S. 710. 

32Gj Vg] der littst ringer § 46 (v. Richthofen Rq. 8.641), 

Ommelander Verordnung von 1396 (oben Anm. 214). Hierzu His a.a. O. 
S. 180 und 259. 

227 ) Heck „Altfriesische Gerichtsverfassung* 8.167, His a. a. 0. 
S. 145, B e e k in a n S. 1654, 1661. 

S2S ) Winsumer Sielbrief von 1464 art, 1 1 ff . Auch bereits im Winsumer 
Sielrecht von 1323. Die Sonderstellung des Winsumer Sielrechts wird 
mit Recht von His a a. 0. hervorgehoben. Bei der Anführung des ost- 
friesischen Landreehts (His a a. 0. Anm 6 ) ist aber dessen Grundlage, 
das Kmsiger Pfenningsschuldbuch und dessen Eigknzung durch daft ost- 
friesische Deichrecht nicht beachtet. Siehe hierüber gleich im Text. 

2 -°) Vgl. Siel recht für Westervredowolt von 142s art. 29 und art. 1. 

230 j Siehe oben S. 697. 

,JI ) Sieln* unten Anm. 234 und 235. 
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Ein erhöhter deichrechtlicher Schutz bildete die Regel 
in den Deich-und Sielverbänden der Ommelande. Hier wird 
fUr die Deich- und Sielbeamten eine Verdoppelung oder 
sonstige Vermehrung der normalen Beträge der Bussen oder 
Friedensgelder festgelegt. Auffällig ist die weitgehende 
Verschiedenheit im Einzelnen. So ist Verdoppelung 
der Bussen und des Friedensgeldes für Totschlag und 
Körperverletzungen an Richtern, ihren Boten und Werk¬ 
leuten bei der Sielarbeit im Adewarter Sielbrief von 1382 
§ 10 vorgesehen. Im Schower Sielbrief von 1428 art, 2 
wird für die Sielrichter im Sielfrieden zwar ebenfalls das 
Wergeid verdoppelt, aber das Friedensgeld nur um die 
Hälfte gesteigert. Die Sander Deichsatzungen von 1317 
(§ 3 und 4) hinwieder erhöhen für die Deichrichter Wer¬ 
geid und Friedensgeld um die Hälfte der gewöhnlichen Be¬ 
träge, während das Sielrecht der drei Delfsiele von 1317 
(§ 1 und 7)* 8 *) die gleiche Vermehrung nur für das Wergeid 
der Sielbeamten kennt. Schliesslich werden nach Vrede- 
wolter Recht die Bussen für die Sielrichter bei der Siel¬ 
arbeit um Vs des gewöhnlichen Betrages erhöht.* 88 ) 

Das alte ostfriesische Deichrecht führte im Gegen¬ 
satz zum Landrecht* 84 ) einen Friedensschutz für die Deich¬ 
richter und ihre Diener gegen Beleidigungen und drohende 
Körperverletzung ein, der den gewöhnlichen Sonderfrieden 
auf dem Deich, wie er landrechtlich feststand, etwas über¬ 
stieg.* 88 ) Die Deichordnung Edzards von 1515 § 4 gibt 
dann dem Deichgrafen gegen Beleidigungen in Worten und 
Werken das Vierfache der landrechtlichen Bussen und 
Brüche, lässt also für sie Verdoppelung des besonderen 
deichrechtlichen Friedensschutzes eintreten. Mit der Deich¬ 
ordnung von 1539 § 2 wird dann der Friedensschutz der 
Deichbeamten aufs Höchste gesteigert: 

„Want de Dyckrichter edder oire Denere also werden 
gehoenet edder geschlagen, sali men de dubbelde edder 

88a ) Nur hierauf weist B e e k m a n S. 1655 hin. 

>M ) Vgl. Sielrecht für Wesiervredewolt von 1425 art. 6: „Der lichter 
lijfgelde, boete, wondinge ende dade den darden deel meer dan enen 
meenteman“. Hierzu siehe die Buseansetzung in art. 1, ferner Sielrecht 
für Ostervredewolt art. 1 und art. 12. 

M4 ) Vgl. oben S. 697. a,Ä ) Siehe oben S. 397 Anm. 29. 
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verfolde Broeke nicht verschuwen, darumh salt up de 
h ö g e s t e Straffe gelecht werden als Crimen laesae 
Majestatis“. 

Höchste Strafe wird auch im Spadelandsbrief von 
1448 für Beleidigungen und Tätlichkeiten an den Deieh- 
beamten angedroht.* 86 ) Auch bei dem Geleitschutz der 
Deichbeamten in den Niederlanden wird wiederholt auf den 
Bruch die Verwirkung von Leib und Gut gesetzt. 887 ) Nach 
der Wurster Deichordnung von 1611 (art. 22) soll „der 
Schaden doppelt gebessert und gestrafet werden und der 
Verbrecher in der Teichgeschworenen Brüche, I. P. G. Strafe 
noch darüber billig verfallen sein.“* 88 ) 

Im übrigen werden für einzelne Friedensbrüche 
gegenüber den Deichbeamten, insbesondere für Beleidigungen 
auf den Schauungen und den Deichgerichten, besondere 
Bussen festgesetzt, 889 ) oder es wird die Höhe ihrer Ahn¬ 
dung dem Ermessen des Gerichts oder des Landesherrn 
überlassen. 840 ) 

c) Zusammentreffen mit Verletzungen anderer 
Sonderfrieden. In den deich- und sielrechtlichen Quellen 
der Ommelande wird auch der Pall berücksichtigt, dass 
die Verletzung des personenrechtlichen Deichfriedens gleich¬ 
zeitig die Verletzung eines anderen Sonderfriedens enthält. 
Es handelt sich dabei um Totschlag und Körperverletzungen, 
die an jemandem, insbesondere an einem Beamten, verübt 
werden, der auf dem Hin- oder Rückweg zur Deich- 
(Siel-) Arbeit oder zum Deich-(Siel-)Gericht oder zu sonstigen 
deich- oder sielrechtlichen Betätigungen begriffen ist und 
sich in einem Schiff, Wagen, Haus, in einer Kirche 
oder in einem Kirchhof befindet. 841 ) Die Ahndung der 
Missetat erfährt dann eine erhebliche Steigerung. Dabei 
wird der Friede der Kirche und des Kirchhofes am höchsten 

*••) Oben S. 399. 

* 87 ) Vgl. z. B. die oben (Anm. 199) angeführte Verordnung von 1299, 
die Handveste für Rijnland von 14:7 (oben Anm. 200). 

2S0 ) Siehe oben S. 703. 

239) Vgi. z. B. oben S. 407 Anm., 64, S. 410 Anm. 75. 

Ä4 °) Vgl. z. B. oben S. 406, 408, 409, 410. 

ail ) Vgl. über diese Sonderfrieden in Friesland itn allgemeinen His 
a. a. O. S. 131 ff. 
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bewertet; gleichgestellt wird ihm der 'Friede des „Kram¬ 
hauses“* 4 *) und der „Karner“.* 43 ) 

Bei der Festsetzung der Sühne wird entweder von 
einer V erdoppelung der Bussen und Brüche oder von 
einer Vermehrung derselben um dendrittenPfenning ) 
d. h. die Hälfte, 844 ) ausgegangen. 

Die Verdoppelung der Busse findet sich im Siel¬ 
recht der drei Delfsiele von 1317 (§ 3) in Bezug auf den 
Haus- und Schifffrieden. Im Sielrecht für Oterdum (art. 15) 
werden Busse und Brüche bei gleichzeitiger Verletzung des 
Wagen- und Schifffriedens verdoppelt, bei Verletzung des 
Friedens der Kirche, des Kirchhofs und der „Kamer“ ver¬ 
vierfacht. 

Eine Vermehrung um den dritten Pfenning 
ordnet der Fundatiebrief der drei Delfsiele von 1445 (art. 2) 
in Bezug auf Busse und Brüche bei Verletzung des Haus¬ 
oder Schifffriedens an. Der Winsumer Sielbrief von 1464 
(art. 11) schreibt Erhöhung um den dritten Pfenning an 
Busse und Brüche bei Verletzung des Schiff- und Wagen¬ 
friedens vor und eine weitere Erhöhung um den dritten 
Pfenning bei Verletzung des Kirchen-, Kirchhof- und Kram¬ 
hausfriedens.* 46 ) 

Der Tötung im Schiff- und Wagenfrieden wird öfter 
die Tötung mit einem Messer gleichgestellt. 846 ) 

3. Die vom Friedensschutz ausgeschlossenen 
Personen. Vom Friedensschutz ausgeschlossen sind die 

u% ) Kramhaus ist das Haus t in dem eine Wöchnerin liegt. Vgl. 
v. W i ch t Anm. zum ostfriesischen Landrecht III, 48 S. 707. His a. a. 0. 

S. 133. 

243 ) Vgl. Sielrecht für Oterdum art. 15. 

Ui ) Vgl. oben S. 486 Anm. 183. 

245 ) Vermehrung um den dritten Pfenning in Bezug auf Schiff- und 
Wagenfrieden auch im Sielrecht für Ostervredewolt art, 36. — Dagegen 
ist im Schower Sielbrief von 1428 art. 3 beim Totschlag eines Sielrichters 
im Sielfrieden unter Verletzung des Haus- oder Schifffriedens einfach 
von einer Erhöhung des Wergeides von 80 Mark (nebst Friedensgeld 
von 15 Mark) um 20 Mark die Rede (also Steigerung um das gewöhn¬ 
liche Wergeid). 

Ä4e ) Vgl. Sielrecht der drei Delfsiele von 1317 §3, Schower Sielbrief 
von 1428 art. 2. Fundatiebrief der drei Delfsiele von 1446 art. 2. — Siel¬ 
recht der drei Delfsiele von 1317 § 3 erwähnt sogar auch die Tötung im 
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Friedlosen 347 ) und die ihnen gleichgestellten Personen. 
Häufig ist beim Geleitfrieden ausgesprochen, dass an ihm 
die B a 11 i n g e und die Feinde des Landes nicht 
teilnehmen sollen.* 48 ) 

4. Erweiterungen. Wird beachtet, dass der per¬ 
sonenrechtliche Deichfriede auf den Schutz einer Tätig¬ 
keit für den Deich abgestellt ist und auch an sich 
berechtigte Zugriffe, insbesondere beim Geleit, aus- 
schliesst,* 49 ) so lassen sich einige Privilegierungen des Deich¬ 
rechts als seine Erweiterungen kennzeichnen. 

a) Einmal gehört hierher das Verbot der Beschlag¬ 
nahme des durch die Deicharbeiter verdienten 
Lohnes ausser für Deichschulden. Wir finden es in einer 
Verordnung Wilhelms III. von 1326 für die Vier Norder¬ 
koggen im holländischen Norderquartier.* 80 ) Es lag ja nahe, 
den Schutz der Haupttätigkeit, der Deicharbeit, auf den 
Lohn für diese Tätigkeit zu erstrecken. 

b) Sodann gehört hierher das Verbot der Pfändung 
der Pferde, insoweit sie zur Deicharbeit gebraucht 
werden, wegen Privatschulden. Ersichtlich greift es 
Uber den Schutz der Person und der Habe, die diese mit 
sich führt, hinaus. Es wird in deutschen Quellen des 
17. Jahrhunderts ausgesprochen,* 61 ) lässt sich aber bereits 
für das Ende der ersten Periode des deutschen Deichrechts 
verwerten. 


Haus oder Schiff mit einem Messer. — Die Tötung mit dem Messer galt 
als besonders gefährlich, weil es verborgen getragen werden kann. 
H i s a. a. 0. S. 259. 

* 47 ) Der Friedlose ist ausdrücklich erwähnt im Deichrecht für Sal- 
land von 1308 art. 39 und im Deichrecht für Mastenbroek von 1439 art. 39 
beim Schaufrieden. Vgl. oben S. 699. 

248 ) Vgl. z. B. Handvesten für den Diemer Seedeich von 1437 (oben 
8. 696). Handveste für Bijleveld von 1414 art. 33, Handveste für den 
8 wijnd recht sehen Waard von 1331 (Nibbelink Nr. 15). Weitere Belege 
bei B e e k m a n S. 1662 ff. 

* 49 ) Siehe oben S. 695. a5 °) Angeführt von G. de Vries S. 93. 

251 ) Vgl. Braunschweig-Lüneburgische D.-O. von 1664 art. 30. 
I>.-0. der Herzogtümer Bremen und Verden von 1692, Cap. XV, § 2. 
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Berichtigungen und Nachträge 
zu Band I. 


Zur Einleitung;. 

Zu § 1. 

S. 9. Über das Alter der Deiche vgl. noch Bookman 8. 296 f. 

8 . 10. Über die Bedeichungen durch niederländische Kolonisten vgl. 
auch F. Buchholz in der Besprechung meines I. Bandes „Jahr¬ 
buch für die Geschichte des Herzogtums Oldenburg" Bd. X. 8. 164. 

S. 18. Über den Zusammenhang zwischen dem Deichwesen in den nieder¬ 
ländischen Kolonisationsgebieten Deutschlands und den Brand¬ 
gilden siehe die interessante Ahhandlung von L. Maas „Die 
Brandgilden, insbesondere in Schleswig-Holstein“ Stuttgart 1910 
und meine Besprechung des angeführten Werkes in der Zeit¬ 
schrift für das gesamte Handelsrecht und Konkursrecht Bd. LXX 
8 . 417 ff. — Über den späteren Einfluss niederländischer Kolo¬ 
nisten auf das Deichwesen im Danziger Werder im 16. Jahr¬ 
hundert vgl. Bertram „Die Entwicklung des Deich- und Ent¬ 
wässerungswesens des heutigen Danziger Deichverbandes seit 
dem 14. Jahrhundert“ Danzig 1907 S. 12 ff. 

S. 14. Anm. 46. Mit Recht bemerkt Sch reue r in der Besprechung 
meines I. Bd. (Deutsche Literaturzeitung 1908 S. 2450), dass es 
sich bei dem Ruf: „Othe, Jeduthe, de Wei un de Woh“ um das 
Gerüfte bei einbrechender Flut handelt. Vgl. übrigens über den 
Notruf „ioduthe“ bei der „Verspätung" anlässlich eines Deich¬ 
bruchs Bd. II. S. 636. 

S. 14. Der Aberglaube, dass eine Deichschlucht nur wirksam zugedeicht 
werden könne, wenn „was Lebiges" zuvor hineinversenkt sei, 
wird von Sch reu er a. a. O. mit Recht als eine „Varietät des 
indogermanischen Bauopfers“ bezeichnet. — Vgl. übrigens die 
Strafe der Versenkung in das Deichloch beim Durchstechen des 
Deiches Bd. II Abschnitt V. § 10. IV. 1. 
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Zu § 8. (Literatur) 

Deutsche Literatur: 

8 . 20. Zu den unter b.) genannten neueren Schriftstellern sind hinzu¬ 
zufügen R. Hübner „Grundzüge des deutschen Privatrechts* 
2 . Aufl. S. 258 ff. Siehe auch O. von Gierke „Grundzüge des 
deutschen Privatrechta“ in der Enzyklopädie der Rechtswissen¬ 
schaft von Holtzendorff-Kohler § 52, Claudius Prh. v. Schwerin 
„Deutsche Rechtsgeschichte“ in Meisters „Grundriss der Geistes¬ 
wissenschaften“ II, Abt. 5, S.22. — Hermes hat den Artikel „Deich- 
wesen“ neu bearbeitet in v. Stengel-Fleischmanns Wörterbuch des 
deutschen Staats- und Verwaltungsrecht 1911. 

Die unter 2 angeführten Schriften sind folgendermassen zu 
ergänzen: Für die Darstellung von An schütz kommt jetzt 
die 3. Aufl. des Handwörterbuchs der Staatswissenschaften 1909 
in Betracht (vgl. auch den Artikel „Wassergenossenschaften“ von 
Anschütz in dem angeführten Handwörterbuch). Neu hinzu¬ 
zufügen sind: 

J. Gierke „Chrene cruda und Spaten recht* in der Zeitschrift 
für Rechtsgeschichte, Germ. Abt. Bd. 28. S. 290 ft. 

J. G i e r k e .,Die Verspätung“ in der Festschrift für H. Brunner 
zum 70. Geburtstag 1910 S. 775 ft.. 

J. G i e r k e „Das Boezemrecht (Busemecht)* in der Festschrift 
für 0. Gierke zum 70. Geburtstag 1911 S. 1090 ft. 

Gerhard Zimmermann „Die Hauptgrundlagen der Deich¬ 
last nach altem und neuem ostfriesischen Deichrecht* Göttingen 
1910 (Dissert.) 

Johannes Trenckner „Das Deichrecht der Kremper- und 
Wüster-Marsch* Rostock 1907 (Dissert.) 

John Raacke „Die Deichlast im Hamburgischen Staats¬ 
gebiet* Borna-Leipzig 1908 (Leipz. Dissert) 

S. 21. Zeile 22 lins Ortno statt Otto, 

Hinzuzufügen sind bei den historischen Werken unter 3 namentlich 

0. Tenge „Der Jeversche Deichband* Oldenburg 1898 und 
das oben zu § 1 S. 13 angeführte Werk von Bertram. In 
ihm sind auch eine Reiln» wichtiger Quellen zum ersten Mal ge¬ 
druckt, z. T. ist allerdings die Herausgabe nicht mit der ge¬ 
nügenden Sorgfalt vorgenommen worden. 

G. v o n der Osten „Geschichte des Landes Wursten“ 1. und 
2 . Teil Bremerhaven 1900 und 1902. 

Niederländische Literatur: 

S. 22. Aus der niederländischen Literatur kommt nunmehr in erster 
Linie in Betracht das grosse Werk von A. A. Beekman „Het 
Dijk- eil Waterschapsrecht in Nederland“ ’s Gravenhage 1905, 
II Bände. Beekman gibt in Gestalt eines Wörterbuchs eine 
Geschichte des niederländischen Deich- und Entwäsaerungsrechts 
bis zum Jahre 1795. Hohe Anerkennung ist dem Verfasser zu 
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zollen. Bewundernswert ist die Arbeitskraft, mit welcher er das 
gewaltige Quellenmaterial verarbeitet und verwertet hat. Eine 
Falle von Quellenstellen sind der Darstellung wörtlich eingefügr, 
Beek man hat sich mit Recht im wesentlichen auf das bisher 
gedrukte Material beschränkt. Leider sind die Quellen der nicht 
niederländischen Gebiete und die deutsche Literatur nur in ge¬ 
ringem Maas berücksichtigt. — Vieles bedarf der schärferen 
juristischen Erfassung. Häufig ist die älteste Ausgestaltung des 
Deichrechts nicht zutreffend erkannt. Schliesslich konnte infolge 
der Anlage des Werkes ein völlig zusammenhängendes Bild der 
Entwicklung nicht gezeichnet werden, und zahlreiche Wieder* 
holungeii waren nicht zu vermeiden. — Der Verfasser schickt 
ein Verzeichnis der Abkürzungen der von ihm benutzten Schriften 
und Quellen voran (S. 2-15). Betreffs Ergänzung meiner spär¬ 
lichen Angaben über die niederländische Literatur sei im allge¬ 
meinen auf sie verwiesen. Da sie aber nicht ganz vollständig 
ist und keine richtige Einführung und kritische Bewertung bietet, 
dürfte ein kurzer Hinweis auf die wichtigsten rechtshistorischen 
Abhandlungen augebracht sein. 

Die grösste Bedeutung hat G. de Vries Az. „Het Dijcks-en 
Molenbestuer in Holland'» Norder-Kwartier onder de grafelijke 
r« geering en gedurende de republiek“ Amsterdam 1876. Der 
Verfasser gibt hier eine tief eindringende, umfassende Geschichte 
des Deich- und Entwässerungsrechts den holländischen Norder- 
quartiers. Zu diesem Gebiet gehören ein Teil von Kennemerland. 
ferner Waterland und Zeovang, schliesslich Westfriesland und 
einige Eilande. Der Verfasser hat auch eine Fülle ungedrukten 
Materials verwertet. — Spätere, ergänzendeVeröttentlichungen von 
G. de Vries finden sich in den „Versiegen en Mededeelirgen* 
der Vereeniging tot uitgave der hronnen von het oude vader- 
landsche recht 's Gravenhage 1885 ff Bd. 1 S. 42 ff, 287 ff, Bd. II, 
S. 209 ff. 

Das S. 22 angeführte, aber bei dem 1. Bd, nicht benutzte Werk 
van Mevlink „Geschiedenis von het Hoog-HeemraadM-hap 
en van de lagere waterbesturen in Dclfland“ ist im Jahre 1848 
erschienen. Es ist unvollendet und handelt gerade nicht mehr 
über das, was sein Titel verkündet! Der Verfasser beschreibt 
Dclfland (§ 1), erörtert Entstehung und Entwicklung von Delft 
(§ 2), ferner das Alter von Delffand und seine erste Balliuwen 
(§ I), er handelt dann über das ältere Deichwesen und Deichrecht 
(§ 4), über die niederen Heemraden und di** hohen Heemraden 
Rijnlands (§ 5) und Über die Deichgrafen und Watergrafen (§ 6). 
Die Untersuchungen Meylinks sind scharfsinnig, von besonderem 
Wert ist aber sein Werk heute noch durch die Beilagen: Es 
werden 372 Quellenbelege abgedruckt, die z. T., so viel ich sehe, 
auch heute noch nicht anderswo veröffentlicht sind, und zu einem 
grossen Teil sich auf das Deichrecht beziehen. 
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Mit den Hohen Heemraden einzelner Gebiete befassen 
sich rechtshisioriscb: J. M. Brillenburg „De collegio Aggerum 
Schielandiae“ Lugdini Bat a vor um 18B0 f Gevers van Endegest 
„Het Hoogheemradschap van Rijnland“ ’s Gravenhage 1871 2 Bd. 
(van Halteren „De Collegio quod in Rhenolandia viarum et 
aggerum supreman curam gerit* 1828). J. Pr ins „Geschiedenis 
van bet Hoogheemradschap Waterland“ Amsterdam 1883« — Vor 
allem ist hervorzuheben die vorzeitliche Untersuchung von 

R. P r u i n „Over de Opkomst van het Hoogheemradschap van 
Rijnland* (1888) in Robert Fruins verspreide Geschäften 
uitg. door P. L. B 1 o c k, P. L. M Q 11 e r, en S. M u 11 e r Fz. 
's Gravenhage 1901 S. 176 ff. 

Wertvoll sind einige Abhandlungen, die die rechtsgeschichtliche 
Entwicklung der D e i c h 1 a s t behandeln. Für Geldern: T h i e m e 
„Do imperantis circa Aggeres in Gelria jure“ Arnheim 1848. 
Thooft „De oneribus Aggerum in Gelria* Lugdini Butavorum 
1847. Marius Kol ff „De Dijkplichtigheid in Gelderland* Tiel 
1870. — Für den Ostergo des westerlauwerschen Frieslands: 
J. Klaaseez de Hoer „Bijdrage tot de geschiedenis der dijk- 
pflichtigheid in Friesland 11 Utrecht 1868. 

Die rechtsgeschichtliche Entwicklung derVijf Deele im wester- 
lau werschen Friesland beleuchtet in interessanter WeiseJ.Minnema 
Buma „Bijdrage tot de geschiedenis van het Dijkregt in Friesland* 
Leyden 1868. 

Beiträge zur Geschichte des Waterschap Bijleveld (Utrecht) 
bietet Pabs t „De Hydrarchia Bijleveld“ Utrecht 1886. Dem Werke 
sind XXV Quellen und Urkunden beigefügt. 

Ausser der 8.22 angeführten Abhandlung von Halsema 
kommt hinsichtlich der Ommelander Bielverbände in Betracht 
C. C. Geertsema „De Zijlvestenijen in de Groninger Omme- 
landen“ Groningen 1879. 

Die „Inleidinge 41 von Hugo de Groot ist neu herausgegeben 
und mit Anmerkungen versehen von F. J. Fockema Andreas 
Arnheim 1895. 

S. 22. Anm. 12. Kisch vermisst in der Anzeige meines ersten Bandes 
im „Centralblatt für Rechtswissenschaft“ (19021 XXI Bd. 4. Heft 

S. 106 bei den Literaturangaben Bertius „De aggeribus et 
pontibus hactenus ad mare structi“ Paris 1629. — Allein dies 
Büchlein ist so unbedeutend, dass es kaum der Erwähnung bedarf. 

Hinsichtlich der Abhandlung Gerb. Anton von Haie ms, die 
ich als verloren oder als sehr selten ansah, verweist Kisch 
a. a. O. auf Lipen Bibi. real, jurid. B, II. S. 16, wo von Halem 
als Pet. Kof. Ancher angeführt sei, Diese angebliche Identität 
ist nicht zutreffend. Es handelt sich um eine Dissertation Gerh. 
Anton von Halems, die unter der Autorität von P. Kofod Ancher 
1770 in Kopenhagen veröffentlicht wurde. Der Titel ist 8 . 22 
Anm. 12 richtig angeführt. Die Abhandlung ist nicht verloren, 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSSTY OF MICHIGAN 


I 



717 


ein Exemplar befindet sich, wie ich aut einem noch echwebenden 
Prozett (siehe Berichtigungen und Nachträge tu Bd. II. 8. 214 
Anm. 48) ersah, auf der Kgl. Bibliothek in Kopenhagen; et durfte 
aber wohl daa einzige tein, daa noch vorhanden iat. Die genannte 
Bibliothek war to freundlich, et mir leihweite zu überlassen. 
Meine früher geäusserte Vermutung, data die Abhandlung inter- 
et tan t aei 9 wurde bestätigt. Der Verfatter vertritt hier in radi« 
kaler Weite die (unrichtige) Ansicht, dass nach den meisten Rechten 
autgedeichtea Land ipto jure an den Landesherrn falle, fordert 
aber die Gewährung einer Entschädigung. Siehe hieran noch 
Bd. II. S. 214 und Berichtigungen su 8. 214 Anm. 48. 

8.28« Hiniuzufügen ist: Friedrich Müller «Das Wasserwesen der 
niederländischen Provinz Seeland" Berlin 1898. —» M. Serin g 
»Erbrecht und Agrarverfassung in Schleswig-Holstein* (Vererbung 
des ländlichen Grundbesitzes im Kgr. Preussen, herauag. von M. 
Bering Heft VII) Berlin 1906. — F. 8 wart »Zur friesischen 
Agrargeschichte 41 (Staats- und sozialwissenschaftliche Forschungen, 
herausgeg. von Gustav Sch mol ler und Max Sering, Heft 
145) Leipzig 1910. 

Zu § 4a. (Die deutschen Quellen) 

S. 24. Anm. 1. Die Oldenburger D.-O. von 1855 ist von Anschütz in 
der dritten Auflage des Handwörterbuchs angeführt. 

S. 25. Vgl. zu den älteren Quellen Ostfrieslands und Harlinger- 
lands nunmehr C. Borchling »Die älteren Rechtsquellen Ost¬ 
frieslands" Aurich 1906 und »Die niederdeutschen Rechtsquellen 
Ostfrieslands 41 Bd. I Aurich 1908. 

S. 30. Wursten: DerReiess von 1565, die Verträge von 1618 und 1697 
sind neu abgedruckt bei von der Osten »Geschichte des Landes 
Wursten" 1900 und 1902 Bd. 2 Anhang. Daselbst S. 11 auch ein 
Vertrag mit drei Unternehmern betrefls Herstellung des Seedeiches 
vom 9. Okt. 1685. 

S. 81. Vorletzte Zeile Text von unten lies 1692 statt 1892« 

S. 82. Die D.-O. vom 29. Juli 1743, die sich als eine Revision bezeichnet, 
und die von Dreyer so gepriesen wird, ist in Wahrheit eine 
wörtliche Neuauflage der D.-O. vom 20. Juli 1692. 

8. 88. Ober die Bedeutung von »Spadelandsrecht* siehe Bd. II S. 824 
Anm. 6. In der zweiten Periode wird der Ausdruck auch für 
Deichrecht überhaupt gebraucht siehe Bd. II S. 325. — Ob und 
seit wann das Spadelandsrecht in Holstein gegolten hat, bedarf 
noch genauerer Untersuchung. — Auch Süder-Ditmarsche D.-O. 
von 1643 art. 5 (nicht art. 7 wie in Anm. 12) enthält nur eine Nach¬ 
bildung von Spadelandsrecht art. VIII. 

S. 42. Anm. 152 am Ende: Ganz abwegig Trenckner „Das Deichrecht 
der Kremper- und Wilstermarsch* (Rostocker Diss. 1907 S. 21 
Anm. 52), der meint, dass die Verschiedenheit der Ansicht Detlefsens 
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und meiner Meinung sich auf eine verschiedene Lesart gründe! 
Auch ich lese „uns unde“. Die Auslegung von Detlefsen ist un- 
• möglich. 

S. 46. Für die alte Mark vgl. noch Stölzel „Urkundliches Material 
aus den Brandenburger Schöppenstublsakten“ 1 Nr. 6 (a. 1383), 
I Nr. 67 (a. 1627), III Nr. 26 (a. 1686). 

S. 49 if. Für den Danziger Werder siehe die Quellen bei Bertram in 
dem oben zu S. 13 erwähnten Werk. 

S. 63 Zu H. (nicht O.) Rheinprovinz vgl. noch E. Graf „Die 
Deichschauen am Niederrhein“ Berlin 1899. 

Das Privileg von 1848 ist wahrscheinlich identisch mit dem 
Deichrecht, das Beekman in den „Bijdragen en Mededeelingen 
der Vereeniging tot beofningvan Geldersche geschiedenis oudheid- 
kunde en recht“ Dl. V. 1902 S. 297 ft. vermisst. Es besieht sich 
anscheinend auf ein Gebiet, das heute zu Geldern gehört. 

Das bei Graf S. 49 angeführte Reglement für den „Duftelt“ 
vom 12. Juni 1364 ist von Beekman in der angeführten Zeit¬ 
schrift abgedruckt worden. Es ist meines Wissens der einzige 
Abdruck, der existiert. Der „Duftelt“ gehörte teilweise zu Kleve, 
teilweise zu Geldern. 

S. 64. Anm. 256: In Preussen gilt nunmehr das Wassergesetz vom 
7. April 1913. Es regelt in § 294 ff. einheitlich die Deichver¬ 
bände. Über die älteren D.-O. in Hannover und Schles¬ 
wig-Holstein, die weiter gelten, siehe §§ 328 und 324. Die 
wichtigsten bisherigen Gesetze, die aufgehoben worden sind, 
sind in § 399 aufgeführt. 

S. 66. Hambu r g: Im allgemeinen vgl. noch N ö 1 d e k e „Hamburgisches 
Landesprivatr cht“ 1907 S. 629 ft. Wulff „Hamburger Gesetze 
und Verordnungen“ 2. Aufl. Bd. II und III 1901 f. H. M. C. 
Hübbe „Beiträge zur Geschichte der Stadt Hamburg und ihrer 
Umgebung“ 1897. Für Ritzbüttel noch D.-O. vom 6. September 
1644 und 10. Oktober 1663. Die unter 2 angeführte Neufelder 
D.-O. datiert nicht von 1668, sondern von 1698 (20 April). 

S. 58. Oldenburg: Für Butj&dingen siehe noch die Quellen bei 
Sei Io „Studien zur Geschichte von Östringen und Rastringen“ 
Varel 1898 S. 81 ff. Für Würden siehe noch die Quellen bei 
Sello „Beiträge zur Ge*chichte des Landes Würden“ Olden¬ 
burg 1891 S. 34 ff. (insbesondere Nr. 9, 18, 19, 20, 31, 34). 
Spätere Verordnungen in Oldenburg sind in Hunrichs „Ent¬ 
wurf“ (angeführt Bd. I. § 3 I) eingestreut. 

S. 60. Ein Jeversches Deichrecht von 1444, das v. Thünen irrtümlich 
annahm, gibt es nicht. Siehe Sello „Studien“ S. 73. 

Zu § 4 b. (Die niederländischen Quellen) 

S. 61 f. Groninger Omni e lande: Die Ommelander Deich* und 
Sielrechte sind gedruckt ira Oorkondenboek van Groningen en 
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Drente, bewerkt door Blök, Feith u. a. 2 Bd. Groningen 1896 fl. 
und in den „Verslagen en Mededeelingen* der Vereeniging tot 
uitgave der bronnen van het oude v. r. Dl. IV. S. 126 ff. Siehe 
auch Geertsema im Anhang. 

S. 64 ff. Overijssel: Eine bedeutsame 8ammlurg kleinerer Deich- 
und Markrechte enthält: Overijsselsche Stad-Dijk- en Markrechten. 
Uitg. d. d. Vereeniging tot beoefning van overijea. recht en ge- 
schiedenis II u. III. — Hervorzuheben sind das Deichrecht für 
Vollenhove (1354—1387), für Cujnder (a. 1593), für Wanneperveen 
(a. 1645), Giethorn (a. 1776), Zuidbroek (a. 1701), Zalk (a. 1431ff.) f 
Hasselt (a. 1475, u. ein jüngeres), Cellemuiden (16. Jahrh.), Jjssel- 
ham (a. 1624). für Vollenhove, Wanneperveen und Jjsselham 
(Seedeiche a. 1411). — Siehe ferner „Verslagen en Mededeel.“ III, 
S. 8 ff. 

S. 66. ff G e 1 d e r 1 a n d: Siehe oben zu S. 58. — »Verslagen en Mededeel.“ 
III, S. 54 ff. — Verordnung für Gameren (Bommelrewaard) v. 1520 
(Nij hoff VI S. 656). 

S. 68 ff. Utrecht: Zu Bunschotten: „Versl. en Mededeel.“ I, S. 85. — 
Handvesten für Bijleveld bei Pabst a. a. 0. Anhang, hier 
insbesondere XXV D.-O. für den Meerndeich von 1644 (1645). 

S. 70. letzte Zeile im Text: Die Urkunde von 1261 ist zu streichen. 

S. 71. Text oben: Die Verordnungen von 1417 und 1321 gehören ins 
holländische Norderquartier, die Deichordnung von 1323 gehört 
nach Seeland. 

S. 71. Südholland: Groote Waard: Die angeführten Quellen und 
weitere Quellen finden sich bei Meylink S. 846 ff. 

S. 74. Krimpenrewaard: 18. Mai 1430 umfassende D.-O. (M i e r i s IV, 
976, Meylink No 231). 

S. 76. Arke 1: Verordnung von 1421/22 (M i e r i s IV, 616), weitere Quellen 
bei A.Kemp „Leven der doorl. Heeren v. Arkel en jaarbeschr. 
der stadt Gorinchem“ 1656 (zitieit: Kemp „ Gor in ehern fc ). Wichtig 
ist namentlich das „Keurboek“ von 1456 (a. a. 0. S. 285). 

S. 76. Heuaden: Weitere Quellen bei J. von Oudenhoven „Be- 
schryvinge der Stadt Heusden“ 1651, Amsterdam 1743. S. 245 ff 

S. 76. Voorne: Siehe „Keuren ende Privilegien des Landes ende der 
Heerlikheyt van Voorne“ Rotterdam 1717 insbesondere Nr. 4 (a. 1404), 
Nr. 9 (a. 1494), Nr. 18 (a. 1519), Nr. 20 (a. 1630) und die Vergabungs¬ 
urkunden S. 224 ff. — Keuren für Heenvliet von 1586 („Versl. en 
Mededeel.“ I, S. 205). 

S. 77. Putten: .Oude rechten van Putten* in den »Versl. en Mededeel.“ 
III S. 228 ff. (D.-O. Karls V. von 1515/16, und Verbote des Herrn 
von Putten von 1434) 

$.77. SchieUnd: Siehe unter anderem noch Bergh II 260 (a. 1273), 
M i e r i 8 II 178 (a. 1316), Meylink Nr. 27 ff. 

S. 77. Del flau d: Siehe noch die bei Meylink S. 158 Anm. 4 an¬ 
gegebenen Quellen. Für die neuere Zeit „Keuren ende Ordonnantien 
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enz.* Delf 1656, 1668, 1722). Ob Bergh II 789 echt ist, ist 
zweifelhaft, Beekman 8. 765. 

8. 78. R i j n l a n d: Die Urkunde von 1251 ist zu streichen. Andere 
Quellen bei M e y 1 i n k Nr. 167 ff. Vor allem ist für die erste 
Periode noch wichtig die Handvesto von 1427 (M e y l i n k Nr. 228). 
— Mir lagen noch vor „Keuren undeOrdonnantien enz." Leyden 1664. 

S. 78. Ams teilend: Die Handveste von 1452 gilt für ganz Holland 
und Westfriesland. — Siehe ferner die Verstuhiungen in „Veral. 
en Mededeel." I, S. 287 unter III und IV. — „Privilegien . . . wegens 
het Heemraadschap van Nieuwer Amstel", Amsterdam 1781. 

S 79 ff. Kennemerland, We stfriesland, Waterland, Ost- 
zaanen. Die Angaben bedürfen weitgehender Ergänzung und 
Berichtigung. Es kann daher nur im allgemeinen auf das Werk 
von G. de V ries verwiesen werden (siehe oben zu 8.22). Hier 
findet sich am Schluss eine Obersicht über die Quellen des ganzen 
holländischen Norderquartiers. Von mir ist S. 79 f. der Fehler 
gemacht worden, dass ich unter die Quellen für „Kennemerland 
en Kennemergevolg* (das eigentliche Kennemerland) auch die 
Quellen für „Kennemerland en Friesland" (namentlich Nr. 7, 10, 
11, 12 im Text und in Anm l 519: Mieris II 470, III 465, III 667 
748) gestellt habe. Die Baljtischap Kennemerland en Friesland 
gehört aber zu Westfriesland und umfasst die beiden Ambachten 
Geestmerambacht und die Schager- und Niedorperkoggen. Auch 
bei den alten Ausgaben der Handvesten für Kennemerland ist in 
dieser Hinsicht Vorsicht am Platz (vgl. G. de Vries 8. 14). — 
Ostza&non wurde zu Kennemerland gerechnet. — 

In Bd. II habe ich noch folgende Quellenausgaben benutzt 
van Santen „Handvesten van Kennemerlandt en Kennemer- 
gevolgh“ ’s Gravenhage 1652. 

W. G. La ms „Het Groot Privilegie en Hantvest-boek van 
Kennemerlandt en Kemiemer-Gevolgh* Amsterdam 1664, „Besondere 
Privilegien ende Handvesten verleeent aen d’ Inwoonders van 
Westzaanden en Crom nie nie" Zaandam 1661, „Hand¬ 
vesten ende Privilegien mitsg. Keuren en Ordonnantien van 
Assen delf t* Amsterdam 1768. 

S. 82. Für Nordbrabant sind anzuführen: Oude Rechten van Steen¬ 
bergen, uitg. door W. Bezemer in Oude Nederlandsche Rechts¬ 
bronnen Nr. 20 (1897): Antiqua cora (a. 1272) art. XV, Ordonnanzen 
von 1330/81 u. 1338 (a. a. O. S. 40). — „Charters en geschiedk. 
bescheiden betr. het Land van Ravestein" 2 Dl. 1848 ff. I Nr. 14, 
15, 24, 86 a. — Memorial of Beachreyving van de Stad Grave, en 
den Lande von Cuyk door D. Parin ge t (P. van Alen) Utrecht 
1752 (citiert: Paringet „Grave"): D.-O. für Bescharen en Gassei 
ven 1570 (a. a. O. S. 679) — „Von de Dyken te schouwen in de 
Vryheyt van de Grave" (S. 916) — Copie von einem Schaubrief 
a. 1412 (S. 9’9). 
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3.82 f. Seeland: Zu 2: Landrecht von 1258 (B e r g h II, 40) u. die 
in Anm. 549 angeführten Keuren von 1327 u. 1495. Ergänze 
ferner D.-O. von 1323 (M i e r i s II, 312). Die Verordnung von 
1670 für Dreischor u. s. w. (Schouwen) bei Boxhorn „Chroniick 
van Zeelandt* Middelburg 1644 8. 685. — „Dyckrecht ’s Lants van 
Schouwen 1674*, Middelburg 1675. 

S. 88 Flandern : Siehe die Quellen im „Groot Placaetboek van Vlandern“ 
Bd. III S. 481 ff. 

Zum ersten Abschnitt der ersten Periode 

8. 87 ff. Über die Frage der Besiedlung der Marschen und die ersten 
Eindeichungen handelt ausführlich F. Swart „Zur friesischen 
Agrargeschichte“ Leipzig 1910 (vgl. oben Nachträge zu S. 28). 
Er nimmt im Gegensatz zu M e i t z e n und der früher herrschenden 
Lehre an. dass die Marsch vor der Eindeichung mit zahlreichen 
Wurtdörfern besiedelt war, und auf ihr Ackerbau betrieben wurde. 
Eine Kolonisation von der Geest aus habe nicht stattgefunden. 
Siehe auch das oben bei den Nachträgen zu S. 23 angegebene 
Werk von M. S e r i n g. — Auf S. 4 seines Werkes geht Svrart 
auf meine Darstellung ein. Meine Ansicht wird aber von Swart 
nicht richtig wiedergegeben, es sind ihm eine ganze Reihe von 
Missverständnissen untergelaufen. Insbesondere habe ich auch 
für Friesland neben den überwiegenden Siedlungs-Gemeindedeich¬ 
verbänden Gemeindedeichverbände um besiedelten Boden ange¬ 
nommen (vgl. S. 90 und S. 96 ff.). Ober die Priorität von Sied¬ 
lungsanlagen oder Gemeindedeichanlagen habe ich mich nur sehr 
vorsichtig geäussert (8. 102 die Frage . . . „dürfte vielleicht eher 
zu Gunsten der ersteren beantwortet werden“). Ganz irrige Vor¬ 
stellungen verbindet Swart ferner mit meinen Siedlungs¬ 
verbänden. Er sagt a. a. 0., dass nach meiner Meinung die 
Siedlungsdeicbverbände „durch die Gemeinde und deren Beamte 
vernichtet* worden seien (unter Zitierung von S. 99 ff. meines 
Buches), und er stellt mir Auhagen und Heck gegenüber, 
die schon früher „den Deich als eine Institution der Gemeinde 
angesehen, die Deichverbände also aus der ordentlichen Gerichts¬ 
verfassung hergeleitet“ hätten - In Wirklichkeit habe ich aber 
die Siedlungaverbände als sich bildende Gemeinden bezeichnet 
und gerade an der angeführten Stelle die Vernichtung von be¬ 
sonderen Deichbeamten durch Gemeindebeamte in der ältesten 
Zeit abgelehnt. Bei den Siedlungsverbänden handelt es sich für 
mich um Gründungen von Tochtergemeinden auf den Marsch¬ 
flächen, die zur gemeinen Mark gerechnet oder als herrenlos an¬ 
gesehen wurden. Deshalb habe ich auch immer wieder betont, 
dass die ältesten Deichverbände stets Gemeindedeichverbände 
sind (vgl. z. B. S. 184, S. 2291. — Auch die Ansicht Auhagens 
wird ven Swart a. a. 0. nicht richtig wiedergegeben. Uber die 

J. v. Gierke, Geschichte des deutschen Deichrechts 11. 46 
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Meinung Auhagens und meine Abweichungen von ihr siehe meine 
ausführliche Darstellung 8. 06 ff. 8. 100 ff. Schliesslich ist zu be¬ 
tonen, dass das Zusammenfallen der ältesten Deichverbände mit den 
politischen Orts- und Bezirksgemeinden zuerst von 0. v. G i e r k e 
vertreten worden ist. 

Merkwürdig ist die Stellungnahme Swarts zu der Frage 
nach der Veranlassung zum ältesten Deichbau. Er erklärt, 
a. a. O. 8. 78, dass ihm keinesfalls die umwälzende Bedeutung 
zukäme, die man ihm gewöhnlich zuschreibe. Die Deiche hätten 
zunächst eine Verbindung in der Dorfreihe der Warfdörfer her¬ 
gestellt, so dass die einzelnen Teile der Marsch inselartig mit 
Deichen umschlossen gewesen seien. Vielleicht sei es die erste 
Aufgabe der Deiche gewesen, zwischen den Dörfern Verbindungs¬ 
wege zu schaffen, die auch im Winter passierbar gewesen seien! — 
Dies alles ist reine Vermutung. Und warum gibt 8 wart 
uns über die Gründe und die Art der weiteren Entwicklung 
der Deichwirtschaft gar keinen Aufschluss? Was hat es mit dem 
Deich auf sich, der wie ein goldenes Reif um ganz Friesland liegt? 

S. 104. Anm. 54 am Ende lies § 3 sub. XI. 

Zu § 3. (Die spätere Entwicklung) 

8. 106 ff. Bei dem Recht auf den Anwachs (vgl. insbesondere 8. 110 f. 
8.117 ff.) hätte die Unterscheidung zwischen Anwachs im engeren 
Sinn d. h. der Anlandung (alluvio) und dem „Aufwachs* d. h. dem 
Werder (insula,unangeführtes Eiland) schärfer durchgeführt werden 
müssen. 8iehe hierüber B e e k m a n 8. 22 ff. — Im übrigen kommt 
auch für das Aussendeichsland Almendrecht in Frage. — Ober 
Vergabungen zur Eindeichung siehe jetzt Beekman 8. 1108 ff. 

8. 107 Anm. 8. Zeile 2 streiche 78 und 74. 

8.112. Die Vermutung in Anm. 25 ist nicht zutreffend. 

8.117 Anm. 85: Siehe Berichtigung zu 8. 167 Anm. 258. Anm. 86 und 
Text zu ihr sind irrig. Aus der Urkunde von 1407 (M i e r i s IV, 90) 
ergibt sich, dass die Sieben Aussendeichsland hatten, das zu 
gegenüberliegenden Deich verbänden (over d’Ye) gehörte. 

S. 119 Anm. 48 zu streichen ist „ebenso im Jahre 1251 (a. a. 0. 541)“. 

8. 120 Anm. 49 lies 414 statt 400. 

8. 121 Anm. 55 u. 56: Die Urkunde von 1297 (nicht 1227) bezieht sich 
nur auf eine zeitweise Benutzung von Aussendeichsland. R. Fruin 
„Over de Opkomst van het Hoogheemraadschap van Rijnland* 
8. 186 vermutet unter Berufung auf Bergh II, 422, 488, dass es 
sich um ausgedeichtes Land handle, das an den Grafen verfallen 
war. Ein allgemeiner Rechtssatz, dass ausgedeichtes Land von 
Rechtswegen an den Landesherrn fällt, hat aber nicht bestanden. 
Allerdings spricht sich der Graf in Bergh II 422, 435 (a, 1281) 
das ausgedeichte Land bei künftigen Einlagen zu. Es handelte 
sich hier aber offenbar um besondere Massnahmen und Eingriffe 
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im Einzelfall, die ihre Erklärung in der fortgesetzten Nachlässigkeit 
der Deichgenoesen und der wiederholt umsonst gewährten Beihülfe 
finden. Siehe noch .Berichtigungen zu Bd. II* 8. 214 Anm. 48. 

8. 122. Anm. 59. Die hier geäusserte Ansicht, dass das Alluvionsrecht 
von 1541 (Grimm „Rechtsaltertümer" 4. Aufl. L S. 265 f.) .das 
Deichrecht kaum interessiere*, ist nicht haltbar. — Siehe über 
das Alluvionsrecht in Cleve noch die D.-O. von 1767 § 128 ft. und 
das Wasserrecht von 1774. Ober Geldern vgl. B e e k m a n S. 81 u. 82. 

S. 125 Zeile 2 von oben lies .in ihm einen* statt .in einem*. 

S. 180. Anm. 94. Die Vergabung erfolgt nicht durch die Landschaft 
sondern durch den Hersog von Sachsen. 

S. 186. Anm. 125. Zu streichen ist B e r g h I, 846. 

Zu S. 188. In Holland verfielen .vertrunkeue* Länder an den Grafen, wenn 
sie 10 Jahre überströmt waren, ohne dass die Eigener sich um 
sie gekümmert hatten, oder wenn sie auf Befehl des Landesherrn 
nicht wieder bedeicht wurden. Siehe H. Grotius II Dl. IX. | 7 ff. 
Beek man S. 29 ff. Verwickelter liegen die Verhältnisse in See¬ 
land. Siehe Beekman S. 80 (Verfall an die Ambachtsherrn, 
besondere Bedingungen gegenüber den Bedeichern, vgl. Beekman 
S. 1212). 

S. 150. Anm. 8. Näheres über die vroonen Bd. II, S. 151 ff. Über die 
* Kirchenländer siehe Bd. II, S. 152. 

S. 154. Die Größe der .Hufe* war in den einzelnen Gebieten verschieden. 
So betrug z. B. die Hufe in Südholland 16 Morgen. 

S. 167 Anm. 258. Es handelt sich bei der Handveste von 1857 in der 
Hauptsache um die Oberdeichung der Crommenij, also um die 
Durchschlagung eines Seegats (unten VII), aber Aussendeichs- 
Interessenten sind vorhanden. 

S. 168 Anm. 265. Die Stelle ist im Anschluss an Detlefsen I, 818 
wiedergegeben. Vielleicht bedeutet eveninge aber „Anschlägen in 
der Belastung*. Siehe Beekman unter „heveninge* und Bd. II 
S. 48, Anm. 68. 

S. 168 Anm. 266. Die Urkunde Mioris II, 811 (a. 1828) bezieht sich 
auf eine andere Begebenheit« 

S. 169 oben im Text: Die Vermutung ist nicht richtig. Richtig ist viel¬ 
mehr die in Anm. 267 abgelehnte Auslegung. Der Anteil am 
Neuland bemass sich nach dem Geldbeitrag. 

S. 169 zu VII. Siehe namentlich noch die Abdämmungen der grossen 
Seegaten im holländischen Norderquartier G. de Vries S. 23 ff. 
S. 185 ff. In dem Privileg von 1368 (M i e r i s III, 67) handelt es 
sich wohl um einen alten, gewaltigen Deichbruoh. Siehe zu wael 
Bd. II, S. 161. 

S. 170. Zu Bergh U, 588 (a. 1286) siehe aber Fruin a. a. 0. S. 192 
(unter Benutzung eines besseren Textes). 

46* 
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S. 180. Zu der Handveste von 1857 siehe oben die Berichtigung au 8.167. 
Anm. 258. Die S. 180 angeführte Stelle wird von G. deVries 
S. 135 ganz anders verstanden. Br bezieht sie auf eine Einbeziehung 
in die Tragung der Deichlast nach Schätzung der Heemraden. 
Dies ist mit dem Wortlaut nicht vereinbar. 

S. 182. Die Bemerkung über die Anwendung der Enteignung bei neuen 
Deichanlagen geht zu weit. Sie ist dahin abzuschwächeu, dass 
sich hier oft ein Enteignungsrecht entwickelte. 

Zum zweiten Abschnitt der ersten Periode 
Die Deichverbände 

S. 185. Anm. 4. Dijck-Heemraad ist der Hohe Heemrad. Vgl. unten zu 
8. 275 ft. 

8. 185 ff. Über die hier erwähnten friesischen Beamten, insbesondere 
die Asegen, den Dikaldirmon, die Atthen, Deichatthen, tolef vgl. 
J a e k e 1 Z. für Rechtsgeschichte Bd. 27, 8. 130 ft, Bd. 28. 8. 197 f. 
imeist abweichend), Beekman 8. 96 ff. 

S. 192. Über die Heemraden in Kennemerlaud siehe G. d e Vr i e s 8. 9 ft. 
Beekman 8. 757. 

8.198. Anm. 55: Bergh II, 748 ist nicht echt. 

8.212. Anm. 149: Deichrecht von Salland art. 55 bezieht sich an sich 
auf die Begrenzung des Busenrechts. Über das Busenrecht siehe 
Bd. II. 8. 126 ff. 

8.214. Anm. Z. 15 von unten: Über „hooftdijk“ siehe aber noch Beekman 
S. 843. 

8.220. Anm, 172. Die verwickelten Rechtsverhältnisse sind in Bezug 
auf den Landtag von 1529 nicht ganz richtig dargestelt. Hülfe 
suchen die Buten deich er von Westergo. Zu streichen ist 
der Satz »ebenso die Binnendyckster und Butendyckster in 
Westergoe“. Am Schluss ist hinzuzufügen, dass die Binnendeicher 
den Butendeichern auf deren Ersuchen in gleicher Weise Hülfe 
gewähren wie die Ostergoer (siehe Schwartzenberg II. 182. 
556). Vgl. überhaupt Bd. II, 8. 23 ft. 

S. 224. Anm. 188: Schaer bedeutet hier Ufer (unrichtig auch Auhage n 
und von T h li n e n). Siebe Beekman S. 1406. — Es findet 
sich aber schaer == schore — scheur = ruptura. Siehe „Verwija 
en Verdam* VII, S. 236 und 664, (schaer im Deich). 

8.226. Siehe hierzu Bd. 11, 8.617 Anm. 76. 

8. 236. Anm. 26. a. E. Die Busse von 20 solidi bezieht sich auf eine 
„Ambachtskabel“ siehe Bd. 11, Abschnitt V, Anhang § 10, II. 1. 

S, 244. Text und Anm. 70. Dass der Deichhalter bei Unvermögen den 
Spaten stechen musste, ist in dieser Form nicht richtig. (Siehe 
Bd. II. 8. 146 Anm. 58.) 

S. 249. Anm. 90 am Ende: Der Ausdruck »die Jahresfreiheit während der 
Zeit des Weinkaufes 4 * ist unverständlich. Es handelt sich um die 
Jahresfreiheil des Hoferben nach Entrichtung des Weiukaufs. 
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8. 264 ff. Bet der Darstellung der Deichgrafen ist schärfer swlschen den 
Deichgrafen kleinerer und grösserer Verbände su unterscheiden. 
Für die Niederlande siehe Beekman 8. 889ff. 

S. 276ff. Die Scheidung zwischen den Deichgeschworenen 
niederer und höherer Ordnung ist nicht richtig durchgeführt. 
Unter den ersteren werden S. 276 f. nicht nur die Heemraden, 
Geschworene u. s. w. der kleineren Verbände (Dörfer, Ambachten, 
Kirchspiele) einbegriffen, sondern auch die Hohen Heemraden 
der Niederlande, die Uber grossen Samtverbänden standen. In 
Wirklichkeit handeln 8. 276 ff. unter a) von den Delchgeschwornen 
im allgemeinen, 8. 288 unter b) von den Schepperkollegien in 
den Ommelanden. Die besondere Stellung der Hohen Heemraden 
tritt so nicht gebührend hervor. Vgl. über die Niederlande 
Beekman 8, 755 ff. (Heemraden), 8. 701 ff. (Gezworenen), 8,480 
(Dijkrechter und Zijlrechter), S. 1418 (Schepper); ferner oben die 
Ergänzungen zu 8. 22 hinsichtlich der niederläudischen Literatur, 

8. 276. Text am Schluss: Die Urteilsfindung ist der Pfandnahme voran¬ 
zustellen. Ebenso S. 285 am Anfang. 

S. 279. Zeile 2 von oben: Es muss statt „ohne Unkost davon zu haben“ 
umgekehrt heissen „ohne besondere Vergütung“. 

S. 279. Ober den Ersatz der Heemraden und Asegen durch Schöffen 
vgl. G. de V r i e s S. 9 f. und Beekman 8. 98. Beiden kann 
ich im Hinblick auf das im Text Gesagte nicht zustimmen. 

8.288. Zeile 2 von oben: Athemann ist der niedere Deich - (Siel)- 
richter, er entspricht dem Atthen. Vgl. Beekman 8. 104. Hier¬ 
durch ist die Bezugnahme auf die Sander Deichsatzungen von 
1817 in Anm. 216 und 218 hinfällig. Vgl. noch Bd. H 8. 400 
Anm. 86b. 

8. 289 Anm. 220. Siehe Bd. II S. 659 Anm. 88. 

S. 294. Anm. 17 Siehe die Berichtigung Bd. II S. 857 Anm. 54. 

S. 300. Text Zeile 6 von unten: Das Recht van nakoop ist schief ge¬ 
kennzeichnet. Durch es sind die angefallenen Spadengüter bei 
Verkäufen mit einer Abgabe an den Ambachtsherrn belastet. 
Siehe Beekman 8. 1681. 

S. 308. Zeile 3 von oben: Kogg hat mit Kog nichts zu tun. Kogg be¬ 
zeichnet in Nordholland einen bestimmten Landbezirk und hängt 
mit Kogge (heerkogge) = Kriegsschiff zusammen. Dieselbe Ver¬ 
wechslung auch bei „Verwijs en Verdam“ III 1676, 1835. Richtig 
gestellt von Beekman 8. 1008. 
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Auf den ersten Bogen lies Bookman statt Beekmann. 

S, 1. Anm. I lies § 48 statt S. 43. 

S. 4. letzte Zeile lies vesienen statt vesten. 

S. 10. Zeile 6 von unten lies des Ditmarser Landrechts von 1567 art. 86 
§ 8 statt der Ditmarser Landrechte. 

S. 21. Anm. 61 a. B. lies Mededeel. I. statt Mededel. II. 

S. 22. Anm. 64 lies Mieris IV statt Uieris VI. 

S. 25. Zeile 20 und Anm. 76 lies Hondabos’sche statt Handsbos’sche. 

S, 28. Zeile 26 lies Wolzlaft statt Wotzlaft. 

S. 81. Anm. 98 lies I. statt 11. 

S, 40. Anm. 34 lies Mededeel. I. statt Mededel. II. 

S. 46. Anm. 53 lies Steenbergen statt Steeubergen. 

S. 46 letzte Zeile Text lies Grundstücksgrösse statt Grossstücksgrösse. 

S. 66. Anm. 148. Über § 31 Älteres Schulzenrecht neuerdings aus¬ 

führlich Sw art a. a. 0. S. 144 ff (periodische Verteilung von 
Weide land). 

S. 87. Zeile 16 lies Verfestung statt Verhaftung. 

S. 137. Anm. 20: Vgl. hierzu auch Bergh I, 262 (a. 1236). 

S. 189. Zeile 11 lies Busenrecht statt Bussenrecht. 

S. 199. Zeile 8 lies von t innen oder von aussen statt von aussen oder 
von innen. 

8.200. Anm. 195: Vgl. noch die Handveste von 1405 (Handvesten S. 44) 
und hierzu unten Abschnitt V. 

S. 214. Zeile 3 ff. Die Entscheidungen werden erwähnt bei G. de 
V r i e s S. 239. 

S. 214. Anm. 48. Das Schleswig-Holsteinsche Deich regiement von 1803 
§ 29 ist nicht ganz zutreffend herangezogen worden. §29 schreibt 
zwar eine Vergütung für die ausgeworfenen Länder vor, welche 
von der Kommune zu tragen ist. Die Kommune darf aber dafür 
die Länder gegen eine verhältnismässige, dauernde Abgabe an 
die landesherrliche Kasse übernehmen. Man wird ihr das nutz¬ 
bare Eigentum (vgl. Deichreglement § 27 d), dem Staat das Ober- 
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eigentum zusprechen. — Die Frage nach dem Eigentum am aus¬ 
gedeichten Land, die in einem grösseren, noch schwebenden 
Prozess eine bedeutsame Rolle spielt, wird erst in Bd. III ein¬ 
gehend behandelt werden. Darüber, dass das ausgedeichte Land 
nicht von Rechtswegen an den Landesherrn fällt, siehe oben Be¬ 
richtigungen zu Bd. I. S. 121. 

S. 246 a. E. von § 19. Siehe die Berichtigung unten 8. 671 Anm. 86. 

S. 268. Anm. 15 vorletzte Zeile lies ersten statt zweiten. 

S. 298 erste Zeile lies vor statt von. 

S. 297. Anm. 66: Vielleicht handelte es sich um ein kleineres Mass. Vgl. 
über den kleinen Hont S w a r t a. a. 0. 8.129. (Die Frage bedarf 
noch der Klärung). 

8. 837 Zeile 5 lies wider statt wieder. 

8.860 Zeile 20 füge hinter erzwingen ein „oder zu übernehmen*. — 
Die Einlagerschau wurde auch „legghende schouw" genannt. 
Siehe D.-O. für den Krimpenrewaard von 1430 art. VI. 

8.350. Anm. 9: In Gelderland hat „verdingschouw* eine andere Be¬ 
deutung. Siehe 8. 460 Anm. 66. 

8.356. Anm. 42: Deichrecht für Stedingen von 1446 ist zu streichen. 

8.359: Eine Teilnahme der Gesamtheit an derScltauung findet sich auch 
im Deichrecht für Vollenhove, Wanneperveen und Ysselham 
von 1411 art. 12. 

S. 367. Anm. 89: Siehe ferner die Urkunde von 1866 bei Kemp 
„Gorinchem“ 8. 100. 

8.401 Z. 9 und Anm. 88. Die Annahme, dass die Person dem Verletzten 
preisgegeben werden solle und nicht an die öffentliche Todes¬ 
strafe zu denken sei, ist nicht völlig haltbar. Vielmehr handelt 
es sich um die subsidiäre Todesstrafe bei Zahlungsunfähigkeit. 
Siehe über diese die zahlreichen Belege aus friesischen Quellen 
bei His „Strafrecht der Friesen“ S. 194 und unten 8.682 Anm.94. 
— Eine Preisgabe an den Verletzten besteht nur insofern, als 
man annehmen muss, dass der Vollzug der Todesstrafe ein auf 
ihn gsrichtetes Begehren des Verletzten voraussetzt. 

8.519 Zeile 14 lies kam statt kann. 

S. 643 Anm. 426: Ober die Koninasorkenen siehe noch Ja ekel in der 
Z. f. Rechtsgeschichte Bd. 28 S. 190 ff. Sie werden von ihm 
richtig als Genossen kleiner Gemeinden und als Inquisitions¬ 
zeugen bezeichnet. Auch Jaekel hält die Zwölfzahl für ur¬ 
sprünglich, weist aber mit Recht darauf hin, dass die höchste 
Zahl, die in den Quellen selbst genannt wird, sieben beträgt. 

S.544. Anm. 431: Über die Tätigkeit der Koningsorkenen siehe noch 
Jaekel in der Z. für Rechtsgeschichte Bd. 28. S. 192 ff. 

8.599. Anm. 7 letzte Zeile lies ausgeht statt ansgeht. 

S. 611. Zeile 17 liess Rijnland statt Rijnlaand. 
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